. A. ER RER 


un 


— 
r 


enen 


KI 


ZE 


U 


Kg 
Die 
Fans Poltzei 
des 
Lat Hen Stuans 


EX 


Pr 


* E u 
- — 
1 * 
＋ 2 
K Zë gë" 
N er} 
es g Ce 5 
SN ` 
Ser? H 
d "a 
a éi 
- „ 
` OW 
* ` 
2 
u ei 


nennen — Egger pään- ä — 
ger d Aa — 


r — A 


r - 


za 


7 
— Dee 


Z e E E 


0, W. Hoch., 


: Buchbinder und je 
S 7 Galanteriearbeiter } 
in . H 


H. e meter ten * 


VE a 2 SH ) Bros 8 eu. b 
w 
2 d a log. e 6 er 
4 Ae? AA d Gi Gg : 2 
Pi 


/ | 


des 


Preußiſchen Staates; 


eine 


ſyſtematiſch geordnete Sammlung aller auf dieſelbe Bezug 
habenden geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere der in der Geſetz— 
ſammlung für die Preußiſchen Staaten, in den don Kamptzſchen 
Annalen für die innere Staatsberwaltung und in deren Fortſetzun— 
gen durch die Miniſterial-Blätter enthaltenen Verordnungen und 
Reſkripte, in ihrem organiſchen Zuſammenhange mit der 
früheren Geſetzgebung, 


dargeſtellt 
unter Benutzung der Archive der Miniſterien 


von 


Ludwig von Nonne, 


Kammer⸗Gerichts-Rathe. 


Zweite verbeſſerte und vermehrte Ausgabe. 


Breslau, 
bei Georg Philipp Aderholz. 


1854. 
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Vorwort zur erſten Ausgabe. 


Bei der großen Wichtigkeit der Baukunſt für die Geſammtheit, wie für den 
Einzelnen 1), hat in Bezug auf deren praktiſche Ausübung die Einwirkung. 
des Staates nicht fehlen können. Es laſſen ſich die verſchiedenen Rück— 
ſichten, aus welchen die Staatswiſſenſchaft das Bauweſen in Betracht 
zieht, unter drei Geſichtspunkte ordnen: es ſind der juriſtiſche, der poli— 
zeiliche und der ſtaatswirthſchaftliche. 

Wenn die Bau-Polizei, im engeren Sinne des Wortes, nur den 
zweiten dieſer Standpunkte in's Auge faßt, indem es ihre Aufgabe iſt, die 
Sicherheit und Ordnung in Bezug auf Bauten zu überwachen, ſo umfaßt ſie, 
in weiterer Bedeutung, die geſammte Thätigkeit und Fürſorge des Staates 
bezüglich des Bauweſens, gleichmäßig einwirkend anf die Vermittelung der ver— 
ſchiedenen einander berührenden und wechſelſeitig bedingten Intereſſen der 
Geſammtheit und der Einzelnen. | 


Man könnte zu der Erwartung berechtiget fein, daß ein Gegenftand von 
fo tief in das Leben und die Prapis eingreifenden Wirkungen der Geſetz— 


gebung ganz beſondere Veranlaſſung zu organiſcher Entwickelung und 


Ausbildung dargeboten hätte. Allein dies fündet ſich keinesweges beſtätiget. 


1) Vergl. hierüber die Einleitung, S. 1 ff. des Werkes. 


| 


— 


VI Vorwort. 


Insbeſondere hat man im Preußiſchen Staate ſich im Weſentlichen 
darauf beſchränkt, einzelne Zweige des Bauweſens, ſofern ſich dabei ein 
ſpezielles praktiſches Bedürfniß herausſtellte, zum Gegenſtande legislatoriſcher 
Thätigkeit zu machen, meiſt ſogar nur lokalen Verhältniſſen eine näher ein— 
gehende Berückſichtigung widmend. 

So wiederholt ſich für dieſen Theil des Polizeiweſens die für das Letztere 
bereits im Allgemeinen *) angedeutete Schwierigkeit der Darſtellung, welche 
in dem Mangel an organiſchen Geſetzen über den Gegenſtand ihren Grund hat, 
und es ergiebt ſich auch hier in gleicher Weiſe die Nothwendigkeit, das vorhan— 
dene Material nach einem ſelbſtſtändig zu entwerfenden Syſteme zu ordnen, und 
das geordnete Material wiſſenſchaftlich zu durchdringen. | 

Für den vorherrſchend praktiſchen Zweck der vorliegenden Schrift war 
es angemeſſen, die Geſetzgebung über das Staats- und öffent 
liche Bauweſen ganz abgeſondert von dem Bau-Rechte und der Bau— 
Polizei darzuſtellen. Unter den öffentlichen Bauten aber bilden die 
Wege-Bauten eine der wichtigſten und umfaſſendſten Gattungen. Hiernach 
iſt im vorliegenden Werke dad Staats- und öffentliche Bauweſen, 
jedoch mit Ausſchluß der Wege-Bauten, und das Bau-Recht nebſt der 
Bau⸗-Polizei, dargeſtellt, während ein ſpäteres vorbehaltenes Werk ſich mit 
dem Wege-Bauweſen') beſchäftigen wird. 

Die gegenwärtige Schrift bildet einen Theil des größeren, die Verfaſſung 
und Verwaltung des Preußiſchen Staates betreffenden, Werkes, über deſſen 
Zweck und Plan wir uns bereits ausführlich, ſowohl in der allgemeinen Ankün— 
digung deſſelben, als auch in dem Vorworte zum „Polizeiweſen des Preußiſchen 
Staates“ ausgeſprochen haben. Nur einige, die vorliegende Schrift insbeſon— 
dere betreffende, Bemerkungen dürfen wir hinzufügen. 

Es war auch für dieſen Theil der Verfaſſung und Verwaltung des 
Preußiſchen Staates, welcher ein in ſich abgeſchloſſenes Ganze bildet, der Zweck, 
die betreffende Geſetzgebung vollſtändig und ſyſtematiſch darzuſtellen und aus 
der geſchichtlichen Grundlage zu entwickeln. 


Eine ſolchergeſtalt ſyſtematiſch geordnete Sammlung der Quellen iſt von 
um ſo größerem Nutzen, da es bis jetzt, wie bereits angedeutet, an einer orga— 


1) Vergl. Vorwort zum Polizeiweſen, Thl. VI. Bd. 1 des Werkes, S. 1. 

) Dieſe Abtheilung des Werkes umfaßt in drei Abſchnitten die Geſetzgebung über 
die Eiſenbahnen, die Kunſtſtraßen und gewöhnlichen Wege, und iſt 
jetzt im Verlage von G. Ph. Aderholz in Breslau (1852) erſchienen. 


Vorwort. VII 


niſchen Staats-Bau-Ordnung ſowohl, als an einer allgemeinen Bau— 


Polizei-Ordnung, und nicht minder an einem vollſtaͤndig entwickelten 


Bau-Rechte, mangelt. 

Für das Staats- und öffentliche Bauwefen fehlt es bis jetzt 
gänzlich an einer derartigen Quellen-Sammlung. Die betreffenden Materia— 
lien in den Archiven der Miniſterien waren meiſt nur den einzelnen Behörden 
mitgetheilt, dem größeren betheiligten Publikum unzugänglich, oder doch nur 
mit Schwierigkeit zu erlangen. Die officiellen und außeramtlichen Sammlun⸗ 
gen der Geſetze und Reſkripte enthalten das betreffende Material nur in 
Fragmenten. 

Deshalb war vorzugsweiſe für dieſen Theil des Werkes die Be— 
nutzung der Miniſterial-Akten von beſonderer Wichtigkeit, und wir erkennen die 
uns in dieſer Beziehung, namentlich auch Seitens der Hohen Miniſterien der 
Finanzen und des Königlichen Hauſes, Abtheilung für Domainen und Forſten, 
zu Theil gewordene Begünſtigung mit beſonderem Danke an. 

Wir haben daraus auch für die allgemeinen und hiſtoriſchen Einleitungen 
reichhaltigen Stoff geſchöpft, und hoffen, daß die darauf gegründeten Mitthei— 
lungen ſich des beſonderen Intereſſes zu erfreuen haben werden. 

Zur Erleichterung des Gebrauches iſt auch dem vorliegenden Bande außer 
der vorangeſtellten Ueberſicht des Inhaltes, ein chronologiſches und ſachliches 
Regiſter beigefügt worden. 


Berlin und Breslau im Februar 1846. 


von Rönne. Simon. 


Vorwort zur zweiten Ausgabe. 


Die erforderlich gewordene neue Ausgabe des Werkes hat den Plan und 
die Eintheilung der erſten, welcher ſich als zweckmäßig bewährt hat, überall 
beibehalten. Unter Ausſcheidung der durch neuere Geſetze und Erlaſſe antiquir— 
ten Beſtimmungen find die betreffenden geſetzlichen und minifteriellen Verord— 
nungen bis auf die neueſte Zeit überall nachgetragen worden. Es gewährt 
mithin die neue Bearbeitung des Werkes eine vollſtändige Darſtellung der 
gegenwärtig gültigen Geſetzgebung über die Bau-Polizei und das 
Bau-Recht. ö 

Möge die Arbeit auch in ihrer neuen Geſtaltung den Betheiligten als ein 
nützliches Hülfsmittel für den praktiſchen Gebrauch erſcheinen! 


Berlin im Juli 1854. 


von liänne. 


Ueberſicht des Inhaltes. 


Einleitung. 


S belle Begriff und Zweck der Bau- und Wege— 
Gier... f e e 
Zweite Abtheilung. Geſchichtliche e der Entſtehung 
und Ausbildung der Bau-Polizei. 
Erſte r Adnan Im Mlgemeinene....... en. 
Zweiter Abſchnitt. Hiftorifche Entwickelung der Bau⸗ Polizei in Preußen 
Dritte Abtheilung. Von den Quellen und der Literatur der 
Ban - und Wege Poßige dizi 


Erſter Theil. 


Seite 
1— 4 
4— 5 
5— 7 
ee 


Die Geſetzgebung über das Staats: und öffentliche Bauweſen. 


Erſte Abtheilung. Die Behörden und Beamten des Bau- und 
Wege-Weſens. 
Erſter Abſchnitt. Geſchichtliche Darſtellung der Geſetzgebung über die 
Behörden des Bau-und Wegeweſens 
Zweiter Abſchnitt. 


Gegenwärtige Organiſation der Behoͤrden. 
Erſtes Kapitel. Die Central-Behoͤrden ap g·OBLͤ 
Zweites Kapitel. Die Provinzial-Behörden. 

Erfte Unterabtheilung. Die Ober-Präſidenten. .. 
Zweite Unterabtheilung. Die Regierungen. 
J. Organiſation derſelben. 
lgemene ng ER Ria 
B. Die Regierungö-Bau-Rüthe . ... 2222-2. 22eececcnn 
C. Die Regierungs-Bau-Referendarien 
II. N und Pflichten der Regierungen. 
Anſtellung der Bau- und Wege⸗- Beamten 
b. Einſendung von Nachweiſungen, Liſten und Rapporten 
III. Reſſort⸗Verhältniſſe und Geſchäftsgang bei den Regierungen 
in Bau- und Wege-Sachen. 
A. Im Allgemeinen 
B. Inſtruktionen über die Art und Weiſe der Bearbeitung 
der Bau⸗Sachen bei den Regierungen. 
C. Spezielle Vorſchriſ ten bezüglich des Verfahrens bei den 
Regierungen in Hinſicht einzelner Gattungen öffentlicher 
iir... Re 
D. Vorſchriften, betr. den äußeren Geſchäftsgang in Bau— 
Angelegenheiten 8 
Dritte Unterabtheilung. Die Provinzial-Steuer-Direktionen 
Vierte Unterabtheilung. Die Militair-Intendanturen . 
„Drittes Kapitel. Die Kreis- Bau- und Wege⸗-Polizei-Behörden 
Viertes Kapitel. Die Lokal- Bau- und Wege-Polizei-Behoͤrden 


"9 „ A 


2 „„ „„ ss Benz a 


LR e „ „46 


e pas gess ees «ö e 


ein ftes Kapitel. Die Organe der Behörden ded Bau- und Wege— 
Weſens. 
Erſter Titel. Allgemeine DEES für die Beamten des Baus 
und Wegeweſens. 


59 
67—173 


73 74 
74—79 


81-85 


85—87 
87 89 
98-91 
91—92 
92--94 


x Inhalts-Ueberſicht. 
Seite 
Erſte Unterabtheilung. Eintritt in den Staatsdienſt. 
I. Allgemeine Erforderniſſe zur Befähigung... 4 95—96 
II. Nachweis der befonderen Befähigung Sr wiſſenſchaftliche N 
Ff ð K ee ae SCH Sek 
Zweite Unterabtheilung. Rechtliche Verhältniſſe der Bau⸗ f 
und Wege-Beamten während des Staatsdienſtes. 
J. Rechts verhättniſſe in Beziehung auf das Amt. 
A. Recht il. 
a. Deſſentlicher Glaube und Amts-Siege nl. 124—125 
b. Beſonderer Schutz der Amts- und perſönlichen Ehre 125 
e, Aeußere Auszeichnun 
o. SS? LO * E E EE .. 125—126 
B. Nang e 126— 127 
d. Anne ee SE en 127— 134 
a o· EE EE 134 
k. Reiſe-Koſten-Vergütigung für Stellvertreter ſolcher 
Bau-Beamten, welche Fuhr-Koſten⸗ -Aversa beziehen 135 
g. Unterſtützungsgelder für die bei Ausföhrung von 
Staatsbauten vorübergehend beſchäftigten Perſonen 
in Fällen der Erkrankung oder körperlichen SW 
Woatag A Pr (EE ON 135 
h. Penſton „ „ eee eee 135 
j. Recht auf Verſorgung der nachgelaſſenen Familie . . . 135— 136 
A. Pflichten. 
AA. Allgemeine Amts⸗ Inſtruktionen R 136 —143 


BB. Bejondere Vorſchriften über die amtlichen Pflichten 
der Bau- und Wege-Beamten. 
a. Pflichten der Amtsthätigkeit. 
o. Amts⸗Funktionen. 
ee, Verfahren der Bau-Beamten bei Abgabe von 
Gutachten über den Ankauf von Privat-Gebäu⸗ 
den zu s ffentſichen eee g 143 — 144 
PP, Verpflichtung der Bau⸗Beamten zur Beobach- 
tung der höchſten Waſſerſtände und zur Samm— 
lung der Notizen darüber 
op, Verpflichtung der Regierungs-Bau-Räthe und 
Diſtrikts-Bau⸗Beamten zur alleinigen Erledi⸗ 
gung der in ihrem Geſchäftskreiſe vorkommen— 
den Arbeiten und Beſtimmungen über die aus— 
nahmsweiſe Bewilligung von Hülfdarbeitern 
und DEER EIER re 151 
85, Amts⸗Funktionen der Bau-Beamten bei dem 
Wechſel der Dienſtwohnung Königl. Beamten 151—152 
es. Nichtverpflichtung der Kreis-Beaubeamten zur 
Aufnahme von Situationsplänen für Retabliſ— 
ſements-Projekte bei Feuersbrünſten auf dem 
c ee ).,.... 132 


144 —150 


gg. Verpflichtung der Bau-Beamten zur Ertheilung 

der Atteſte über Verabreichung und Verwendung 

von Bauholz aus Königl. Forſte n 152—153 
In. Obliegenheiten in Feuer⸗Societäts-Angelegen⸗ 

Dee eege e ME d e 153 


99. Vorfchriften inBBetreffunentgeldlicher Beſorgung 
amtlicher Funktionen Seitens derBaus Beamten 153— 158 


ß. Urlaub und Stellvertretung „„ .... .: 158 
y. Uebernahme von Nebenämtern und Nebengeſchäften 158 

d. Theilnahme der Baubeamten an der Ausführung kon— 
ie enden 158— 159 

b. Verpflichtung zur Haltung eigenen Fuhrwerkes oder eines 
, ⁰ eh A 159-160 
ene e ne 160 


II. Rechtsverhältniſſe der Bau- und Wegebeamten! in Bezug auf 
ihre Piiockt⸗ Angelegenheiten ˙ 160— 161 


Inhalts⸗Ueberſicht. Al 


Seite 
Dritte Unterabtheilung. Ende des Staatsdienſtes. 
A. Durch dez Tod des Peamte n e, u Ak, 161—162 
B. Freiwilliger Austritt aus dem Amte Ne 162 
C. Unfreiwillige Amtsenttaſſün s Mer a ya 162 
Zweiter Titel. Beſondere Vorſchriften bezüglich der einzelnen Gattun— 
gen der Bau- und Wege-Beamten. 
Erſte Unterabtheilung. Die Feldmeſſer. Gondukteure.) mono 
I. Eintritt in den Staatsdienſt. 
A. Allgemeine Erforderniſſe zur Befähigung o 163-164 
B. Nachweis der beſonderen Befähigung durch wiſſenſchaftlche 
Piüfnn gg p]˙§Üʃ0 fëe ëteeg. 164—165 
Gr ee ee E, ee E 165—167 
II. Rechtliche Verhältniſſe des Feldmeſſers während des Staatsdienſtes. 
A. Rechtsverhältniſſe in Beziehung auf das Amt. 
AA. Rechte. 
a. Deffenticher Gaube e ee e Dog 167 
b. Neußere Auszeichnung EEE 8 A ec d 167 
Ge NEIE, u. - : eu ER... 167--172 
d. Anſpruch auf Beförderung zu Vermeſſungs-Reviſoren und 
Gëuzcätiëntfbn als sache er e eu ef ENEE, 172 — 176 
BB. Pflichten. (Feldmeſſer— Regleinent) EE d 176—194 


B. Rechtsverhältniſſe in Beziehung auf die Privatangelegenheiten . . 194—-197 
Zweite Unterabtheilung. Die Staats-, Bau- und Wege-Beamten. 


I. Allgemeine Vorſchrifte nn. . 197-198 
II. Vorſchriften in Betreff der bei den Kunſtſtraßen angeſtellten Be⸗ 
amten. 
A. Die Chauſſet-Aufſeher und Wegewärter. 
AA. Anſtellung und Dienſtver richtungen. 198 —205 
BB, ß, me me... 2, eu 205—206 
een und-inolinenke ee E, u at 206 —213 
DD. Anſchaffung und Unterhaltung der Wegewärter⸗ Geräth⸗ 
Ee! Sa ee E e 213—214 
EE. Armenpflege und Armenbeiträge, desgl. Semeinbelaten.. . 214 — 215 
FF F dree ee en 215—217 
Ba Die Wh ai .. 0 
C. Die Weges und Ober-Wege⸗Bau⸗Inſpektore nnn 222—222 
D. Die Chauffeegeid-Empfänger (Einnehmer). 
AA. Anſtellung und Regulirung des Dienfteinfommend . . ...... 220 — 224 
1 Rechtsverhältniſſe in Bezug auf das Amt. 
Rechte. 
o. Dienſtwohnungen ..... Ee 224 
6. Dienſtliche Korreſpondenz und deren Portofreiheit .. . .. 224 —225 
b. Pflichten. | 
o, A ne,, ue EEN, e E 2925 232 
Re, 232—233 
7. Nichtverpflichtung zur Haltung des Amtöblattes. E, 8 233 
CC. Rechtsverhältniß der Chauſſeegeld-Erheber auf Siten, 
Gauer 233 
DD. Rechtsverhältniſſe in Privat- Angelegenheiten ER ET 233 — 234 


Zweite Abtheilung. Die Verwaltung des Staats- und öffent: 
lichen Bauweſens. 
Erſter Abſchnitt. Allgemeine Grundſätze, welche ſich auf alle Gattun— 
gen der öffentlichen Bauten beziehen. 
Erſtes Kapitel. Vorſchriften über das Verfahren vor dem Beginne 
öffentlicher Bauten. 
Erſter Titel. Von dem Erforderniß höherer Genehmigung aus— 
Fee /// ̃ ꝗ ̃ ꝗ ꝗ NEE E ð PO 234 —236 
Zweiter Titel. Von der Veranſchlagung öffentlicher Bauten. 
Erſte Unterabtheilung. Von der Nothwendigkeit der Veran⸗ 
Ihlagung „ne f DaB. e 236 239 
Zweite Unterabtheilung. Von dem Verfahren bei der An⸗ 
fertigung und Prüfung der Bauanſchläge. 
J. Vorſchriften für die Techniker und Unierbehörden F 239 —255 
II. Vorſchriften für die oberen Baubehoͤrden .... ... ee en 255 26 


XII 


„Denkmäler. 


Inhalts⸗Ueberſicht. 
Seite 


Dritter Titel. Von der Feſtſtellung der Verpflichtung des Fiskus 
zur Leiſtung von Beiträgen zu Bau- und Reparatur-Koſten in 
baarem Gelde oder an Holz und anderen Baumaterialien vor dem 

Beginge Baues , e Seege 257—266 
Vierter Titel. Von den Vorſchriſten, welche vor Beginn der Bau— 
ten und Reparaturen in Betreff der Verdingung derſelben, oder 
der Verdingung der Materiatien-Lieferungen, oder der Ausführung 

und Anſchaffung für eigene Rechnung zu beobachten cn 267—282 
Zweites Kapitel. Vorſchriften über das Verfahren bei der Ausfüh— 

rung öffentlicher Bauten. 

I. Vorſchriften über die Form und das Maß der Mauerſteine und 


/// ² ͤͤͤ K 283—285 

II. Vorſchriften über die Zeitfolge für bauliche Konftruftionen und 
die paſſende Jahreszeit zur Ausführung von Bauten ...... 285—287 

III. Borfchriften über die Farbe des Anſtrichs der öffentlichen Baus 
Begenftünden m... EE CEET 287 

IV. Vorſchriften über den Nichtgebrauch erhitzter eiſerner Bolzen bei 
Bauten auf Staatskoſte n. 287—288 
V. Vorſchriften, betr. das Verbot der Ueberſchreitung der Anſchläge 288 

VI. Berückſichtigung der Beſchäftigung der arbeitenden Klaſſen durch 
Verwendung derſelben bei öffentlichen Bauten. .... - . 288—289 

VII. Berückſichtigung der Erwerbsverhältniſſe der Handwerker bel 
Ausführung Stent Bauten * 289 


Drittes Kapitel. Vorfchriften über das nach beendigter Ausführung 8 
öffentlicher Bauten zu beobachtende Verfahren. 
Erſter Titel. Von der Reviſton und Abnahme öffentlicher Bauten, 
ſowie von der Juſtifikation der Koſten derſelben . . .. 289—297 
Zweiter Titel. Vorſchriften über das Verfahren bei Auszahlung 
// ge E, le ee), 297 —30 
Dritter Titel. Von der Vorladung unbekannter Bau: Gläubiger 
benin Malte n 303 ---304 
Zweiter Abſchnitt. Beſondere Vorſchriften in Betreff einzeln er 
Gattungen öffentlicher Bauten. 
Erſtes Kapitel. Vorſchriſten über Domainen- und Forft-Bauten. 
Erſter Titel. Vorſchriften über das Verfahren vor dem Beginne 
von Domainen- und Forſt-Bauten. 
Erſte Unterabtheilung Vorſchriften, betr. die Genehmigung 


von Demalnen⸗ und Föorſt⸗B amen: 305-306 
Zweite Unterabtheitung. Vorſchriften, betr. die Veranſchla— 

gung der Domainen⸗ und Forſt⸗ Bauten 306 —316 
Dritte Unterabtheitung. Vorſchriften, betr. die Feſtſtellung 

der Verpflichtung zu Domainen- und Forſt-Bauten. . .... . 317-324 
Vierte Unterabtheilung. Vorſchriften, betr. die Verdingung 

ben Domainen⸗ und Forſt⸗Banfen n 324 —326 
Zweiter Titel. Vorſchriften, betr. die Ausführung der Domainen⸗ 

Bauten. . „ 336-328 

Zweites Kapitel. Vorſchriften über Juſtiz⸗ „ 328—338 

Drittes Kapitel. Vorſchriften über Poſt- Bauten. 338 —339 


Viertes Kapitel. Vorſchriften über Militair- und Garniſon-Bauten 339 —388 
Fünftes Kapitel. Vorſchriften über Kirchen-, Pfarr- und Schul⸗ 
J ↄ²˙¹wd m ]²bwoAU men re: 2 CZE 388 —412 
Dritter Abſchnitt. Vorſchriſten über die Erhaltung der zum Verſchluſſe 
oder zur Vertheidigung der Städte dienenden Anlagen und über die 
Veränderungen an öffentlichen Gebäuden und Denkmälern. 
Erſtes Kapitel. Von der eee der zum Verſchluſſe oder zur 
Vertheidigung der Staͤdte dienenden Anlagen 412—418 
Zweites Kapitel. Von den an öffentlichen Gebäuden und Denkmä— 
lern vorzunehmenden Veränderungen und der Erhaltung hiſtoriſcher 


—— ̃ — 


Inhalts-⸗Ueberſicht. XIII 


Zweiter Theil. 
Das Bau⸗Necht und die Bau⸗Polizei. 


Erſte Abtheilung. Materielles Recht. 
Erſter Abſchnitt. Von der Einschränkung der Baufreiheit und der Be⸗ 
aufſichtigung der Bauten. 
When, ee A a 420— 422 
Erſtes Kapitel. Allgemeine Beſtimmungen. 
Erſter Titel. Von den Einſchränkungen der Baufreiheit und der 
Beaufſichtigung der Bauten zum Beſten des Gemeinweſens und 
Staates. 
Erſte Unterabtheilung. Von der Sorge für Ausführung der f 
Bauten durch ein qualificirtes Perſonall ...: 422—455 
Zweite Unterabtheilung. Von der Prufung der Zuläſſigkeit 
der Bauten und von der Ertheilung der Bau-Konſenſe. 
I. Allgemeine Nothwendigkeit der Nachſuchung der polizeilichen 
%% en e eg 456—459 
II. Behörden, welche zur Ertheilung der Bau⸗Erlaubniß kom⸗ 
halkan dd ð ᷣ 2. . > 459—462 
III. Erforderniß der Einreichung von Zeichnungen bei Nach⸗ 
„ſuchung der Bauerlaubnn ß etage. . 462 —463 
IV. Gründe ber Verweigerung der Bauerlaubniß und Pflichten 
der Polizei-Behörden bei Pruͤfung der Zuläſſtgkeit beab— 
ſichtigter Anagen : „zu EN. a: 463—465 
V. Beſnafung der Kontraventionen gegen die Vorſchriften 
uͤber Einholung der Bau-Konſenſe und der Abweichung 


b erf ere," "` d e Me 465-—466 
VI. Nichtverpflichtung des Staates zum Schadenserſatze aus 
Ertheilung der polizeilichen Bauerlaubniui en 466 


VII. Verpflichtung der Gerichtsbehörden zur hypothekariſchen 
Eintragung der uͤbernommenen Einſchränkungen der bau⸗ 
lichen Dispoſttions⸗Befugni ß 2 467 
VIII. Stempelfreiheit der polizeilichen Verhandlungen und Ge— 
ſuche in Bauangelegenheiten und der Bau-Konſenſe .. . 467 468 
Dritte Unterabtheilung. Von den Beſchränkungen der Bau- 
freiheit und der Beaufſichtigung der Bauten aus ſicherheitspo— 
lizeilichen und ordnungspollze ilichen Rückſichten. 
I. Von den baupolizeilichen Vorſchriften zur Verhütung der 
Feuersgefahr. 
A. Von dem Auseinanderbau und der Entfernung der Ge— 
baude auf dein platten see 468—487 
B. Reuerpotizeilihe Baubeſchränkungen beim Neubau und 
bei Reparaturen, insebeſondere feuergefährlicher Gewerbs— 


Anlagen. 
r Een, "C? 487-489 
BB. In Bezug auf feuergefährliche Gewerbs-Anlagen, ins- 
en! we 489— 517 
CC. Voiſchriften über die Abſchaffung feuergefährlicher 
Wdach ungen E 517-534 
DD. Vorſchriften über die Abſchaffung hölzerner Dach— 
r A: ës 534 —536 
EE. Vorſchriften über den Bau der Schornfäne.. . ꝗ. 537 — 950 
FF osſchriften in Betreff Ver Deren... fe 551—553 
GG. Voiſchriften über die Anlegung von Blitzableitern .. 5054 
II. Von den baupolizeililchen Vorſchriften zur Verhütung anderer 
Unglücksfälle. 


A. Vorſchriften wegen Befriedigung der Boden-Oeffnungen 554 555 


B. Vorſchriften wegen Befriedigung der Brunnen, Teiche 
und anderer Wafer affe 555—556 
C. Vorſchriften zur Verhuͤtung von Unglücksfällen bei An 
legung von Senebrunne n 556 
D. Vorſchriften wegen Abſchaffung der an den Stadt-Thor— 


flügeln befindlichen Schwengeln oder Leiſten ... ...... 556 —557 


` wf — 


| XIV Inhalts⸗Ueberſicht. 


! Seite 
E. Vorſchriften zur Verhütung von Unglücksfällen durch 

Einſtürzen der Sandberge und Sand-, Thon-, Lehm⸗ 

und Kies⸗Gruben, wie auch der Kalk- und Steinbrüche 558 — 560 
F. Vorſchriften zur Verhütung von Unglückdfällen, welche 

durch fehlerhafte Ausführung von Bauten oder Repara— 


ten eulfiegen,.. 9: - 2 ee EE — ** DÉI 560-552 
III. Baupolizeiliche Vorſchriften in Betreff der Mühlenbauten ind- 
beſon dere see ZE A e 562—568 


IV. Baupolizeiliche Vorſchriften zur Verhütung der Verunſtaltung und 
Verunzierung, ſowie der Verengung der Straßen und öffent— 
lichen Plätze. j 
A. Verpflichtung der Beſitzer leerer Hausſtätten zu deren | 
Seat g te E AE 568—569 
B. Vorſchriften, betreff. die Abtretung und den Erwerb des | 
Terrains und der Materialien Behufs baulicher Vers | 
beſſerungen und Vergrößerungen von Städten ...... 569 —572 
C. Vorſchriften, betreff. die Beſchränkungen der Bauenden 
zur Verhütung der Verengung und Verunſtaltung der Bür— 


—— ů ůöͤ — 


gerſteige, Straßen und öffentlichen Platze 572— 574 
D. Borfchriften, betreff. die Ueberbrückung der Rinnſteine. . 574 — 575 
V. Baupolizeiliche Vorſchriften in ſanitätspolizeilicher Beziehung.... 575 


Vierte Unterabtheilung. Von den polizeilichen Einſchrän— 
kungen der Baufreiheit und von der polizeilichen Beaufſichti— 
gung bezüglich bereits vorhandener Bauten insbeſondere. .... 575 — 583 
Fünfte Unterabtheilung. Von den Einſchränkungen der 
Baufreiheit in der Umgebung von Feſtungen und Pulverma— 
azinen. Se | 
b en. te „ 583591 | 
II. Bau⸗Anlagen in der Umgebung von Pulvermagazinen .. . . 591—592 
III. Bau neuer maffiver Gebäude in den Feſtungen oder Vor— 
Pw a eer Leeën Als 592 
Sechste Unterabtheilung. Von den Einſchränkungen der 
Baufreiheit zur Verhütung der Verletzung anderer öffentlicher | 
oder gemeinſchaftlicher Intereſſen. 
I. Einſchränkungen in Betreff der Aufführung von Gebäuden 


aßen . HAT 592—593 
II. Einſchränkungen in Betreff der Aufführung baulicher An— 
lagen in der Nähe von Eiſenbahne UD 593 
III. Einſchränkungen in Betreff der Aufführung von Gebäuden 
in der Nähe von Waldungen. . .... e 593-594 
IV. Einſchränkungen in Betreff der Anlage von Gebäuden in 
Der Nähe eines Bergbane s se ER. 594—595 
V. Einſchränkungen in Betreff der Anlage von Gebäuden auf — 
den zur Gemeinhuͤtung gehörigen Grundſtücken . . . ..... 595 
| Siebente Unterabtheilung. Von der polizeilichen Beauf— 
| ſichtigung bei Ausführung von Bauten und Reparaturen. . . . . 596 


Zweiter Titel. Von den Einſchränkungen der Baufreiheit zum 
Beſten der Nachbarn. 
Erſte Unterabtheilung. Von den geſetzlichen Einſchrän— 
kungen der Baufreiheit zum Beſten der Nachbarn. 
I. Allgemeine Einſchränkungen des Eigenthums beim Bauen. 598—601 


II. Von Watgen und Pflug rechten 602 

III. Von Scheideräumen oder ſogenannten Winkeln... . .. 602 —603 

IV. Bon Gränzſchedun zen q 603— 614 

V. Von Pflanzungen an der nachbarlichen Gränze . . . ...... 614 

VI. Von der Erhöhung und Erniedrigung des Grund und Bodens 614-615 

VII. Vom Gebrauche einer gemeinſchaftlichen Mauern 615 
VIII. Von Schweinſtällen, Kloaken, Dünger- und Lohgruben 

und anderen, den Gebäuden ſchädlichen Anlagen ..... . 615-617 

IX. Von Rinnen und Kanälen N 617—618 

> Banane nenn 618 

| XI. Bon fen 2 E 618 
d XII. Vom Lichte und der Ausſicht, oder von Fenftern und an— 

deren Licht⸗ Oeffnungen S 618-629 


. — . ——— — Ü1Ü¹—2 ng ron. 


Erklärung der Abkürzungen. XV 


Zweite Unterabtheilung. Von den nachbarlichen Einſchrän— 
kungen des Eigenthums durch beſondere Rechtstitel, in ſofern aus 
dieſen Grundgerechtigkeiten bei Gebäuden hervorgegangen ſind. 

J. Vomechte der freien Ausſicht (servitus luminum und ser- 
vitus prospeetus) 


A. Vom Rechte der freien Ausſicht im engeren Sinne (ser- 


Vitus luminum) A. ne „ „„ „ a n 8 629— 630 
B. Vom Rechte der freien Ausſicht im weiteren Sinne (servi- 
tus pros d ä ekerg 1 630 


II. Von der Grundgerechtigkeit, dem Nachbar das Verbauen vor— 
handenerFenſter zu unterfagen (servitus ne luminibus offi- 


alu , nenne a RE 630—631 
IH. Vom Traufe E, 2 631 
IV. Vom Rechte des Audgufled............ S 631 
V. Von dem Rechte der Benutzung einer nachbarlichen Wand 
oder Mauer ) 2 dee 632 
Zweites Kapitel. Bau-Polizei-Geſetze und Bau-Ordnungen für ein⸗ 
zeine Regierungs-Bezirke und Städte...... ... . 632—635 


Zweiter Abſchnitt. Vom Bau auf fremdem Boden, oder mit fremden 
Materialien, oder auf fremdem Boden mite fremden Materialien zugleich. 


Erſtes Kapitel. Vom Bau auf fremdem Boden ..... ..... ..... 635—636 
Zweites Kapitel. Vom Bau mit fremden Materialien.. . . . . . ... 636 
Drittes Kapitel. Vom Bau auf fremdem Boden und mit fremden 
` Materialien zugleich Ber ED We 636—637 
Dritter Abſchnitt. Von dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen Bauherrn und 
Bau⸗ Handwerkern und Bau- Unternehmern 637—643 


Zweite Abtheilung. Von dem Verfahren in Bau-Sachen. 
Erſter Abſchnitt. Kognition und Unterſuchungs-Verfahren in Bau— 
Pollzei Sachen DC „ 643 641. 
Zweiter Abſchnitt. Von dem gerichtlichen Verfahren bei Bauſtreitigkeiten 644—645 
Dritte Abtheilung. Von der volkswirthſchaftlichen Einwirkung 
des Staates in Bau-Sachen. 8 
Erſter Abſchnitt. Von der Fürforge der Bau-Bolizei für gefahrloſe und 
zweckmäßige Ausführung der Bauten und Reparaturen durch Ertheilung 
von Belehrung darüber. . 
Erſtes Kapitel. Vorſchriften, welche die zweckmäßige Bedachung be— 


treffen Ba TO E, „ . 646— 656 
Zweites Kapitel. Vorſchriften, welche die zweckmäßige Zeitfolge für 

bauliche Konſtruktionen betreffen.. 222 2 656 
Drittes Kapitel. Vorſchriften, welche die Verhütung und Vertil— 

gung des Hausſchwammes betreffe 7 4 nenne 656 —657 
Viertes Kapitel. Vorſchriften, betreffend die zweckmäßige Einrich— 

tung der Oefen und Backöfen „ a Ze E ee 657 


Fünftes Kapitel. Andere Anordnungen und Empfehlungen zweck⸗ 
mäßigen Verfahrens und zweckmäßiger Einrichtungen bei Bauten. . 657 658 
Zweiter Abſchnitt. Von den Maßregeln des Staates zur Beförderung 
der Bauten. 8 g 
Erſtes Kapitel. Vorſchriften, betreffend die Retabliffements-Unter- 
ſtützungen für Abgebrannte N „ 658 - 659 
Zweites Kapitel. Vorſchriften, betreffend die Gewährung von Baus 
Begnadigungs⸗Geid enn een, I. 659—660 


Erklärung der Abkürzungen. 


Ann E „„ % ZE bedeutet: v. Kamptz Annalen für die innere Staats— 
verwaltung. 

A. L. R Z — Allgemeines Landrecht. 

A. GG % — Allgemeine Gerichtsordnung. 

Anhß)ß)ß; ee — Anhang zum (zur). 

Anl., — Anlage. 

Abc... ..... . — Abſchnitt. 

Abthh..ñ] ᷑ ® — Abtheilung. 


Amo... ha 8 — Amtsblatt. 


Erklärung der Abkürzungen. 


e %% % „% % % h a 
„ e ee ) EE 
e „ % „ een Ber e 
„% ca "Wë" "WB „% % e 


„ „ . 0.e 


Centralbl. e Fin. Min 


„))) . „„ „„ a % „„ „ 


FNF 


. % o ‚ M O m „ m, 


e e 8 pg Reimer 2 SE 
„ „ "BE 0, W ” we Far wir 
a 8 e Sé TE 
„ „„ „ — ä Er a "ER wës Ge 9 
“NEN "ee er "e" "A a e "RI 
„ Be RK RB e Ke - -» e 


D $ D De SCC ot NET) 


e emp np ew e e e 
2 > 2 2 — r 
r a Ger ar e GH) 
, . ee, Kei CH 
„„ „„ „% „„ „ „„ „ „„ 


7 


e ı wv 8 e „ „ 


e Zee Dez 


7 
a dulßß n 2 
„„ eee a Gg 
„„ M VDO „ „ ae 
„„ er ee e e e E "e 
SSC er SS BR 
Eder / re RE 
aa Fe „% esse „ „ 
BEE Ren „% 
WS Zecke "eebe kett e "gece Mecher "ee WË "e 


ev SEN Re Mekic gt SE 


r ei 
e "Ze eeneg „% , 

SC" er 0 ee el "eme 
„ „% Y EE 
„% Gnaß& % ln „„ 
2 „ „ % ep Äeren: ee et e Ee 
F % . Eer Ze 
. „ „ % we A . Ü ͥ—w. = A 


wes et "e Ce eh wë Bel ` 


Auguft. 

Band. 

Bericht. 

betreffend. 

Cirkular-Reſkript. 

Centralblatt für Preuß Juriſten von Rauer. 

Centralblatt des Finanzminiſteriums. 

December. 

Departement. 

Edikt. 

Ew. Excellenz. 

ergebenſt. 1 

Ergänzungen der Preuß. Rechtsbücher durch 
Geſetzgebung und Wiſſenſchaft, Ate Ausg., 
von Gräff und von Rönne. 

Ew. Wohlgeboren ꝛc. ꝛc. 

Februar. 

Finanz⸗Miniſterium. 

Geſetz. a 

Geſetz-Sammlung für die Pr. Staaten. 

gehorſamſt. 

Gräff's Sammlung der Verordnungen, 
welche in den v. ͤKamptzſchen Jahrbüchern 
für Preuß. Geſetzgebung enthalten ſind. 

v. Kamptz Jahrbücher für die Preuß. Ge⸗ 
ſetzgebung. Zë 

Juriſtiſche Wochenſchrift, von Hinſchius, 
demnächſt Temme, dann Arndt. 

Juſtizminiſterialblatt. 

Königlich. 

Kapitel. 

Kabinets⸗Ordre. 

Miniſterium. 

Miniſterium der auswärtigen Angelegen— 
heiten. 

Miniſterium der Finanzen. 

Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts- 
und Medizinal-Angelegenheiten. 

Miniſterium der Juſtiz. 

Miniſterium des Innern. 

Miniſterium für Handel und Gewerbe. 

Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 

Miniſterium des Krieges. 

Miniſterium der Polizei. 

Miniſterialblatt für die innere Verwaltung. 

November. 

Oktober. N | 

Ober⸗Präſtdent. (Ober-Präfldium.) 

Patent. 

Preußiſch. 

Publikandum. 

Reſkript. 

Rabe's Sammlung Preuß. Geſetze und Ver— 
ordnungen ꝛc. 

Regierung. 

Reglement. 

Seite. 

Schreiben. 

September. 

Theil. 

Titel. 

unterzeichnete (tes). 

Verordnung. 

Verfügung. 


Einleitung, 


Erſte Abtheilung. 
Begriff und Zweck der Bau- und Sege Polizei. 


Die Baukunſt, oder die Wiſſenſchaft, Gebäude und andere Bauten, 
dem Zwecke und Bedürfniſſe gemäß, dauerhaft, bequem und geſchmackvoll aus— 
zuführen!), ſteht, mit der Civiliſation gleichmäßig fortſchreitend, in naher 
Verbindung mit der Sitte und Kultur, dem National- und Privat-Wohlſtande, 
den Bedürfniſſen und der Staatsverfaſſung der Völker. Sie iſt für alle 
Klaſſen der Staatsbürger von Wichtigkeit, und es giebt faſt keinen Stand, dem 
nicht gewiſſe Kenntniſſe aus dieſem Fache mehr oder weniger nützlich oder noth— 
wendig wären, der nicht die Macht ihres Einfluſſes, das Bedürfniß ſolcher 
Kenntniſſe in dem Kreiſe ſeines Wirkens empfände. So der Richter, wenn er 
die Streitigkeiten in Bau-Sachen, dem Geſetze entſprechend, entſcheiden, wenn er 
wiſſen ſoll, wann und wozu er Sachkundige berufen, welche Fragen er ihnen 
vorlegen, wie er ihr Gutachten verſtehen ſoll; der Sachwalter, wenn er im 
Gebiete dieſes Faches mit Sachkenntniß auftreten, und die Rechte der ihn Beauf— 
tragenden in ſolchen Streitigkeiten vertheidigen ſoll; der Arzt, wenn er die 
Quellen des Ungeſunden an Gebäuden erforſchen und beſeitigen, zweckmäßige 
Einrichtungen von Krankenhäuſern erkennen, beurtheilen oder felbft leiten ſolt?). 
Am nöthigſten aber iſt das Stadium der Bau-Kunſt für den Kameraliſten 
und Staats-Oekonomen, den Gutsbeſitzer und den Landwirths), 
für welche ſich eine beſondere Abtheilung dieſer Kunſt in der ſogenannten Land— 
baukunſt oder ökonomiſchen Baukunſt gebildet hat. Eben fo ſehr bedarf 
auch der Staat ſelbſt der Hülfe dieſer Kunſt, indem er zur Erreichung feiner 
Zwecke öffentliche Gebäude aufführen läßt, für zweckmäßige und geſunde Einrich— 


1) Bereits Vitrub de architectura, lib. 1. cap. 3. hebt dieſe Eigenſchaften in den 
Worten heraus: „ut habeatur ratio firmitatis, utilitatis, venustatis.“ 

2) Ueber die Momente des Einfluſſes der Baukunſt und die Nothwendigkeit von 
Kenntniſſen aus dem Baufache für alle Zweige der wiſſenſchaftlichen Thätigkeit, 
vergl. Dr. Hundes hagen Einleitung und Eneyklopädie des Bauweſens. 8. Bonn. 
1820. (88. 1—24.). Vergl. auch K. F. v. Wiebeting's vier Abhandlungen über 
den Einfluß der Bauwiſſenfchaft auf das allgemeine Wohl und die Civiliſation. 4. 
München. 1817. 1818. Mit Kupfern. 

) Vergl. ZS Meinert landwirthſchaftliche Bauwiſſenſchaft, Thl. I. Einlei⸗ 
tung. S. 8. e 

v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 1 


2 Einleitung. 


tung der Städte forgt, Wege, Straßen und Kanäle zur Förderung des Verkehrs 
anlegt, und durch angemeſſene Geſetze und Polizei-Verordnungen die Bauten 
der Privaten leitet und befördert. Es gehört daher zu den wichtigſten Gegen— 
ſtänden der Fürſorge des Staates und der Geſetzgebung deſſelben, der Baukunſt 
durch Verbreitung richtiger Kenntniſſe über dieſelbe Eingang zu verſchaffen, und 
ihre Ausübung mit Sorgfalt zu leiten und zu überwachen. 


Wie der Begriff der Polizei überhaupt, fo iſt auch insbeſondere 
der der Bau- und Wege-Polizei in weiterer oder engerer Bedeu— 
tung aufzufaſſenn). Während in letzterer Beziehung darunter nur die Auf— 
ſicht des Staates zur Aufrechthaltung der Sicherheit und Ordnung in Bezug 
auf Bauten und Wege verſtanden wird, umfaßt ſie im weiteren Sinne die 
geſammte Sorge und Thätigkeit des Staates in Bezug auf das Bau- und 
Wegeweſen ?). „ Hierbei kommen nun hauptſächlich drei Standpunkte in 
Betracht: der juriſtiſche, der polizeiliche und der ſtaatswirthſchaft— 
liche, welche indeß nirgends getrennt daſtehen, ſondern überall in einander 
eingreifen und durch einander bedingt werden. 


Zunächſt den rechtlichen Standpunkt anlangend, ſo werden die Bau— 
Rechte durch die Civil-Geſetze beſtimmt, deren Vorſchriften jedoch ſtets die 
polizeilichen und ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen berückſichtigen müffen, wenn 
gleich das Rechtsverhältniß ihr unmittelbarer Gegenſtand iſt. Es 
beſteht ein ſolches zwiſchen dem Bauherrn und den Bau-Unternehmern und 
Bau⸗- Handwerkern, ſowie zwiſchen dem Bauherrn oder Baumeiſter und Dritten, 
welche bei dem Bau oder der Beſchaffenheit der Gebäude betheiligt ſinds); 
insbeſondere aber zwiſchen dem Bauherrn oder Eigenthümer und deſſen Nach— 
barn“). Die wechſelſeitigen Privat-Rechte und Pflichten dieſer Perſonen regu— 
liren die Geſetze unter ſteter Berückſichtigung der allgemeinen Intereſſen und 
derjenigen des Staates. Die Civil-Geſetze ordnen ferner für ſolche Baulich— 
keiten, deren Errichtung und Unterhaltung im öffentlichen Intereſſe liegt, aber 
nicht ausſchließlich oder überall vom Staate, ſondern von anderen Betheilig— 
ten oder aus beſonderen Titeln Verpflichteten zu beſtreiten iſt, die Grund— 
ſätze über die Baupflicht an, oder ſetzen dafür eine beſtimmte Konkur— 
Feng | 

Zur Ergänzung und näheren Beſtimmung der baurechtlichen Geſetze 
dienen hiernächſt die Bau-Polizei-Verordnungen. Wenn gleich eben— 
falls von allgemeinen Prinzipien ausgehend, ſo berückſichtigen dieſelben doch 
nebenher die Verſchiedenheit der lokalen Verhältniſſe und Bedürfniſſe. Sowie 
die civilrechtlichen Grundſätze in Bau-Sachen größtentheils zugleich auf poli— 
zeilichen Intereſſen beruhen, ſo werden andererſeits durch die polizeilichen 
Bau⸗-Ordnungen gleichfalls Rechte begründet, und es zeigt ſich auch hier 
überall ein gegenſeitiges Ineinandergreifen. Das öffentliche Intereſſe 
bei Bau-Sachen iſt zuvörderſt dahin gerichtet, daß die zum öffentlichen. 
Gebrauche beſtimmten, oder dem Geſammt-Bedürfniſſe gewidmeten Bauten in 


) Vergl. hierüber von Rönne u. Simon Polizeiweſen, Bd. I. S. U ff. 

2) In dieſem umfaſſenden Sinne beſchäftiget ſich die gegenwärtige Darſtellung 
mit derſelben. 

3) Hierher gehört die Lehre vom Bauen auf fremdem Grund und Boden, oder mit 

fremden Materialien; desgl. von der Gefahr und dem Schaden, die durch Bau— 

fälligkeit oder Einſturz der Gebäude entſtehen konnen. 

Ei Verhältniß betrifft die Einſchränkung der Baufreiheit durch nachbarliche 

echte. 

5) Dies iſt z. B. der Fall in Betreff der Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten, der 

Weges, Damms Deich: und Uferbauten u. ſ. w. 
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möglichſter Zweckmäßigkeit und mit möglichſt geringen Koſten ausgeführt 
und unterhalten werden. Ein gleiches Intereſſe waltet indeß auch in Hin— 
ſicht der Privat-Bauten ob, in ſofern nämlich durch den Wohlſtand und 
Genuß der Einzelnen die allgemeine National-Wohlfahrt befördert wird. 
Somit ſind die Zwecke der Bau-Ordnungen und die Fürſorge des Staates für 
das Bauweſen theils durch polizeiliche, theils durch ſtaatswirthſchaft— 
liche Rückſichten bedingt, und es muß ihre Tendenz zwar vorzugsweiſe 
dahin gerichtet fein, daß allerſeits ungefährlich) und geſund, dann aber 
auch, daß zweckmäßig, bequem und dauerhaft,; hiernächſt daß 
möglichſt wohlfeil, und endlich — in ſofern dies mit den übrigen Zwecken 
und Verhältniſſen vereinbar, — daß auch geſchmackvoll gebaut werde. 


Die allgemeinen Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke ſind zu finden 
einmal in der Errichtung beſonderer techniſcher Behörden für die Lei— 
tung und Beaufſichtigung des geſammten öffentlichen und Privat-Bauweſens, 
und in der Vertheilung ihrer kunſtverſtändigen Mitglieder über die angemeſſenen 
hierfür zu beſtimmenden Bezirke; ſodann in der Fürſorge für ein gehörig 
ausgebildetes Perſonal durch Errichtung von Unterrichts-Anſtalten 
für Baumeiſter und Baukünſtler, und Anordnung zweckmäßiger Prüfungen; 
endlich in der forgfältigen Beaufſichtigung der dem Bauweſen gewid— 
meten Gewerke. 

JInsbeſondere die Erreichung der polizeilichen Zwecke anlangend, fo 
dienen dazu in Betreff noch auszuführender Bauten alle diejenigen Maaß— 
regeln, welche die Baufreiheit der Eigenthümer zum Beſten des Gemeinweſens 
einſchränken, namentlich alſo die ſorgfältige Prüfung beabſichtigter Neubauten 
und Haupt⸗Reparaturen vor Ertheilung der Bauerlaubniß und die Verweige— 
rung des Bau-Konſenſes in ſofern durch den Bau die Rückſichten der Sicher: 
heits- und Ordnungs-Polizei gefährdet werden dürften; ſodann in Betreff 
bereits vorhandener Bauten, deren Beaufſichtigung und die Ergreifung 
ſolcher Maßregeln, welche den Gefahren vorbeugen oder ſolche beſeitigen, die 
dem Gemeinwohle etwa daraus erwachſen. 

Zum Behufe der Darſtellung des geſammten Bau- und Wegeweſens 
iſt es am zweckmäßigſten, die Geſetzgebung über das Staats- und öffent— 
liche Bauweſen von dem Bau-Rechte und der Bau-Polizei abgeſondert 
zu behandeln. 


Die erſtere zerfällt in die Darſtellung der Organiſation der 
Behörden und der Verhältniſſe der Beamten des Bau- und Wege— 
weſens, und die der Verwaltung des Staats- und öffentlichen Bauweſens, 
bei welcher letzteren wiederum die allgemeinen Grundſätze, welche ſich gleich— 
zeitig auf alle Gattungen öffentlicher Bauten beziehen, von denjenigen geſondert 
werden müſſen, welche ſpeciell die einzelnen Arten?) öffentlicher Bauten 
betreffen. 

Eine der wichtigſten Abtheilungen der öffentlichen Bauten aber bilden 
die Wegebauten, welche, nach den Gattungen der Wege, nämlich der 
Eiſenbahnen, der Kunſtſtraßen und der gewöhnlichen Wege, in drei 
Abſchnitte zerfällts). 


) Insbeſondere gegen Feuers-Gefahr geſtchert. 
2) Hierher gehören die ſpeziellen Vorſchriften für Domainen⸗, Juſtiz-, Poſt⸗, Miti- 
fair» und Garniſon⸗, Kirchen⸗, Pfarr- und Schulbauten. 
) In Betreff der Wege-Polizei wird hier auf die der Wege-Polizei und dem 
Wege⸗Recht (Abth. II. dieſes Bandes, Breslau, bei G. Ph. Aderholz. 1852.) 
vorangeſtellte Einleitung hingewieſen. | 
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Für die Darſtellung des Bau-Rechtes und der Bau-Polizei find die 
Vorſchriften des materiellen Rechtes von denjenigen, welche lediglich 
das Verfahren in Bau-Sachen betreffen, zu trennen. Dieſen beiden 
Abtheilungen aber ſchließt fi) als dritte diejenige an, welche von der volks— 
wirthſchaftlichen Einwirkung des Staates in Bau-Sachen handelt. 


Zweite Abtheilung. 


Geſchichtliche Darſtellung der Entſtehung und 
Ausbildung der Vau⸗Polizei. 
Erſter Abſchnitt. 
Im Allgemeinen. 


Bei dem großen und wichtigen Intereſſe, welches, wie bereits erwähnt, 
die Baukunſt für den Staat hat, da ſie, neben ihrer engen Verbindung mit der 
Sitte und der Kultur der Völker), den weſentlichſten Einfluß auf Sicher— 
heit, Geſundheit und Wohlſtand der Staatsbürger äußert, ſtände zu erwarten, 
daß ſich die Geſetzgebung über das Bauweſen ſchon frühzeitig und mit beſon— 
derer Vollſtändigkeit und Genauigkeit entwickelt haben müßte. Dies iſt indeß 
keineswegs der Fall geweſen. Das Baurecht bildet kein eigenthümliches, 
einem einzelnen Volke ausſchließlich angehöriges Inſtitut, welches geeignet wäre, 
daß dafür einem Volke eigenthümliche Geſetze gegeben werden könnten. 
Man beſchränkte ſich dabei meiſt auf einige polizeiliche Vorſchriften 
und allgemeines Recht, Gebrauch und Sitte dienten zur Aushülfe. So 
war es bei den Völkern des Alterthums und ebenſo auf Deutſchem Boden. 
Die Rechtsquellen find daher auch hier in den verſchiedenen, meiſtens 
lokalen Gewohnheiten, Statuten, Bau- und Polizei-Ordnungen, und, wo dieſe 
nicht ausreichen, in den Vorſchriften eigener Geſetzbücher, oder im gemeinen 
Römiſchen Rechte zu ſuchen, woraus beſonders die Lehren vom Eigenthum, 
von den Servituten und von Verträgen für das Bau-Recht Anwendung 
finden?). 

Ebenſo dürftig, wie das Römiſche Recht, ſind auch die älteren Deutſchen 
Rechtsbücher, insbeſondere der Gothen, Ripuarier, Allemannen, Salier und 
Anderer; desgleichen die Kapitularien, und die verſchiedenen Sammlungen der 
Landrechte, namentlich der Sachſen- und Schwaben-Spiegel, für das Baurecht, 
und auch die ſpätere Reichs-Geſetzgebung ließ daſſelbe faſt ganz unbeachtets). 


1) Als Kaſſiodorus den Patricier Symmachus wegen der vielfältigen, trefflichen 
Gebäude, durch welche er den gefunfenen Glanz des alten Roms wieder herzu— 
ſtellen ſtrebte, mit Königlichem Beifalle begrüßte, ſchließt er: „Deine Gebäude 
ſprechen Deine Sitten aus; denn nie wird einer hierin Ordnung, Zweckmäßigkeit, 
und Schicklichkeit blicken laſſen, der nicht ſelbſt zu einem hohen Grade fittlicher Bil— 
dung gelangt iſt.“ (Cass iodor. in Variar. lib. IV. epist. 51.) 

2) Das Röômiſche Recht handelt insbeſondere in dem Titel der Dig. de servitu- 
tibus praediorum urbanorum (8. 2.) die Real-Dienftbarfeiten der Gebäude, und 
dann die Lehre vom Bauen auf fremdem Boden oder mit fremden Materialien 
(L. 7. 88. 10—12, L. 60. D. de ac. rer. d., 8.29. I. de rer. div., L. 23. 8. 7., 
L. 43. de R. V., L. 23.8.2. de usurpat.) ausführlicher ab. 

*) Ueber die Nähe von Kloaken und Viehſtätten findet ſich Einiges in dem Sachſen— 
Spiegel Bd. 5. Art. 57., und im Weichbild, Art. 123 und 124; über Gebäude- 
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Dagegen blieb das Inſtitut des Deutſchen Nachbar-Rechtes (jus vici- 
nitatis, Fürnoſſen⸗Recht), beten Wirkungen ſich beſonders bei aneinander gren— 
zenden Grundſtücken äußern ), nicht ohne weſentlichen Einfluß auf einzelne 
Theile des Bau-Rechtes, und mehrere Theile des letzteren finden nur darin ihre 
Erläuterung. | 


Zweiter Abſchnitt. 
Hiſtoriſche Entwickelung der Bau-Polizei in Preußen. 


Es iſt bereis in der allgemeinen Einleitung zum Polizeiweſen 2) bemerkt 
worden, daß ſich die Verwaltung der Polizei im Preuß. Staate bis zur Zeit 
der Reformation faſt ausſchließlich in den Händen der Gemeinden, der Guts— 
Obrigkeiten und der Genoſſenſchaften befand, und durch autonomiſch errichtete, 
vom Kaiſer oder vom Landesherrn beſtätigte Herkommen und Ordnungen nor— 
mirt wurde. Dagegen wurden landes herrliche Polizei-Geſetze nur nach und 
nach vereinzelt und gelegentlich in anderen Verordnungen erlaſſen. Später ertheilte, 
zunächſt für die Brandenburgiſchen Marken, der Landesherr Land-Poli— 
zei⸗Ordnungen, Städte-Polizei-Ordnungen und General-Privilegien für die 
Handwerkers) verſchiedener Art, welche größtentheils als Muſter zur ſpäteren 
allgemeinen Fortbildung dieſes Zweiges der Geſetzgebung gedient haben. Sie 
berückſichtigten die Bau-Polizei zunächſt inſofern, als ſie verſchiedene Vor— 
ſchriften in Betreff der Feuer-Bau-Polizei enthielten. So verordnete z. B. 
die Polizei-Ordnung Markgraf Johann's für Küſtrin vom Montage nach 
Okuli 1540 unter Nr. 6 »von Bewahrung der Fewerſtedte, auch Zu— 
that des Fewers-Rettung und Wehre, in welcher Beziehung es darin 
heißt: »Wir ordnen — daß die Bürgermeifter und Rathmannen alle unferer 
Städte, mit jedem ihren Einwohnern, mit Bürgern und Verwandten ernſtlich 
ſchaffen, daß ein jeder feine Feuerſtedte — — foll bewahren, fein 
Eſtrich und Feuer-Offen alſo zurichten, und in weſentlichem Bat erhal— 
ten, dadurch Feuers-Gefahr — — mögen verhütet werden. Und 
ſoll der Raht — — alle Virtel Jahr mit ſambt den Elteſten derer Gewerke 
ümbgehen, und alle Fewerſtedten — beſichtig een ꝛc. ꝛc.; — So wollen 
Wir, — daß hinfürder alle Scheunen in den Städten zwiſchen dato 
und Johannis ſollen abgethan werden; — Ferner ordnen Wir, daß die 
Rähte Unſer Städte hinfürder niemands geſtatten, einig Haus anders 
nicht, dann mit Dachſtein zu decken, und daß E. Raht jeder Stadt ſich 
mit Vorraht der Dachſteine geſchickt mache.“ Später wurden über die 
verſchiedenen Gegenſtände, welche früher nur beſondere Artikel der Städte- und 
Land⸗Polizei-Ordnungen gebildet hatten, beſondere Ordnungen aufgeſtellt, wobei 
indeß die Bau-Polizei meiſtentheils auch nur in ihrer Beziehung zur Feuer— 
Polizei in Betracht kam. So erhielt Berlin und Cölln an der Spree 
unterm 14. Auguſt 1660 eine beſondere »Brunnen- und Gaſſen-Ord— 


Beſchädigung vergl. das Capitulare Carl Ludwigs, B. 7, Art. 343 und 345. 
Darüber, daß Gebäude dem Lehn- und Zinsgute folgen, vergl. Sächſtſches Land- 
recht, B. 2. Art. 21 und Schwäbiſches Landrecht, Kap. 183. 

1) Vergl. hierüber Eichhorns Deutſch. Priv. Recht. 8. 103, Walch, vom Water, 
rechte, S. 470, Kind, quaest. forens. Tom. IV. cap. 47. — Vergl. auch A. L. R. 
Th. J. Tit. 20. 88. 650 ff. 

2) Vergl. v. Rönne und Simon Polizeiweſen des Preuß. Staates, Bd. J. S. 5 ff. 

) Vergl. die Angabe der wichtigeren Verordnungen dieſer Art Th. VI. Bd. I. des 
Polizeiweſens S. 5 Note 2. 
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und. unterm 15. Juli 1672 eine befondere »Feuer-Ordnunge unterm 
3. Mai 1707 eine »verbefferte Feuer-Drdnung,e unterm 31. März 
1727 eine »neue vollſtändige Feuer-Ordnung.« So erſchien für die 
Städte der Kurmark Brandenburg überhaupt: die allgemeine 
Feuer-Ordnung v. 1. Nov. 1718, und die nur wenig hiervon abweichende 
b. 4. Mai 1719; desgl. für das flache Land derſelben: die allgemeine 
Feuer-Ordnung v. 26. Jan. 1701. Manche polizeilichen Verordnungen 
enthielten auch nur vereinzelte Beſtimmungen. So in Bau-Polizei-Sachen: 
das Edikt v. 10. Dec. 1661, »daß die Rohr- und Strohdächer abgethan, und 
dagegen die Zimmer unter Ziegel gebracht,« ingleichen nicht die »Giebel in denen 
Häuſern mit Büſchen ausgefüllt, und anſtatt der Wellerwände und Scheidungen, 
Zäune gezogen werden;« das Edikt v. 3. Sept. 1708 (welches unterm 18. Juni 
1710 wieder aufgehoben wurde), »daß — — ſowohl in denen neuanzubauenden, 
als denen ſchon angelegten Städten und Flecken Unſers Königreiches und anderer 
Provinzen, allemahl zwiſchen vier, fünff oder auch ſechs Häuſern, von einer 
Straße bis zur andern, eine Brandfreye Mauer, die einen bis zwei Fuß über 
die Dächer der beyden daran ſtoßenden Häuſer — hervorgehen müßte, aufführen 
zu laſſen;« das Edikt v. 1. Okt. 1708, wie in den Städten alſo auf dem Lande 
— — aller Einwohner Schornſteine, Feuermauern und Rauchfänge 2c. beſich— 
tigen und examiniren zu laſſen, und es dahin zu veranſtalten, daß die ſteinernen 
enge, ſchadhafte und wandelbare, ohne Zeitverluſt erweitert und gebeſſert oder 
da es nöthig, gar abgenommen und an deren Statt ganz neue aufgeführt, die 
hölzernen aber in Zeit von einem Jahre abgeſchaffet, und davor neue ſteinerne 
in rechter Weite, ohne Einſchieb- und Verkleibung einiger Tragbalken gebauet, 
auch — — alle vier Wochen gereiniget, zu dem Ende dann in jeder Stadt, 
Flecken und Ambt, ein oder mehr Schornſteinfeger — — geſetzt, — ferner 
genugſame Geräthſchaften — angeſchaffet, — auch — genugſame Brunnen 
gemachet ꝛc. werden mögen;« das Patent v. 12. Auguſt 1720, »daß vor dem 
1. Sept. 1721 alle Stroh-, Rohr- und Schindel-Dächer aus den Städten ſollen 
weggeſchaffet werden, und daß diejenigen, die ihre Stroh-, Rohr- und Schindel— 
Dächer in Ziegel⸗Dächer verwandeln, — acht pro Cent baar aus der Acciſe— 
Kaſſe vergütet, hingegen aber durchaus nicht zugegeben werden ſoll, daß der— 
gleichen neue Stroh-, Rohr- und Schindel-Dächer in Städten angelegt werden;« 
das Edikt v. 8. Jan. 1724, »daß — alle Back-Oefen auf dem platten Lande 
aus denen Häuſern ſollen weggeſchaffet und auf die offene Straße des Dorfes, 
oder wenn auch hier noch einige Gefahr zu beſorgen ſein möchte, außerhalb des 
Dorfes geſetzt werden.“ Ebenſo blieb es unter der Regierung Friedrichs d. G. 
und ſeines Nachfolgers zunächſt dabei, daß theils ſelbſtſtändige Ordnungen über 
einzelne Zweige der ältern Stadt- und Dorf-Geſammt-Polizei-Ordnungen, 
ſowohl für einzelne Städte oder das flache Land des einen oder andern Landes— 
theils, als für einzelne Landestheile oder das ganze Land, theils vereinzelte Be— 
ſtimmungen über verſchiedene Gegenſtände der Polizei ergingen. So erging in 
Bau-Polizei-Sachen: die Verordnung für Berlin b. 26. April 1749, 
»welchergeſtalt alles hinführo gehalten werden fol, wenn Einwohner daſelbſt 
bauen;« das Edikt v. 21. Okt. 1777, »daß künftig auf dem platten Lande in 
der Kur- und der Neumark und in dem Herzogthum Pommern alle Schornſteine 
maſſib erbaut werden follenz« die Verordnung v. 16. April 1794 wegen beſſe— 
rer Einrichtung der Backöfen in den Dörfern, nach welcher die Backöfen minde— 
ſtens 50 Schritte von den Häuſern entfernt zu halten; das Edikt v. 15. Juni 
1795, »wegen des Auseinanderbauens der Unterthanen-Gehöfte und Gebäude;« 
die Verordnung v. 28. Auguſt 1796, »wider die Verbindung der Wohn- und 
| Wirthſchafts-Gebäude auf dem flachen Lande in der Kurmark.« 
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Dies Verhältniß änderte ſich indeß zu Gunſten einer allgemeinen Gleichheit 
unter der Regierung Friedrich Wilhelms II. durch das Allgemeine 
Landrecht, in ſoweit ſich daſſelbe auf die Polizei erſtreckt. Dies iſt in Betreff 
der Bau-Polizei der Fall in denjenigen Vorſchriften, welche nebſt den betref— 
ſenden neueren noch in Gültigkeit ſtehenden Verordnungen bei den einzelnen 
Abtheilungen gegeben werden. 

Seinem äußerlichen Umfange nach erſtreckt ſich das Allgemeine Landrecht 
keineswegs auf die geſammte Bau-Polizei; daſſelbe läßt vielmehr, in ſofern 
es darüber der Beſtimmungen ermangelt, die früher publicirten landespolizeili— 
chen Geſetze neben ſich in Kraft beſtehen. In ſo weit es bezüglich der Kreis- und 
Gemeinde-Polizei entweder gar keine, oder doch nur allgemeine leitende Grund— 
ſätze enthält, welche blos aushülfsweiſe zur Anwendung gelangen ſollen, läßt es 
die beſondern Kreis- und Gemeinde-Polizei-Verordnungen nicht nur neben ſich 
beſtehen, ſondern verweiſet z um Theil ſogar ſelbſt ausdrücklich auf dieſelben. 


Dritte Abtheilung. 


Von den Quellen und der Literatur der Ban: 
und Wege ⸗Polizei. 


Erſter Abſchnitt. 
Quellen. 


Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Quellen. 


Als Quellen der Bau- und Wege-Polizei im Allgemeinen find die poſitiven 
Geſetze und Einrichtungen der einzelnen Staaten, in ſofern ſie mit den Prinzi— 
pien der Wiſſenſchaft übereinſtimmen, zu benutzen. 

Dergleichen Sammlungen poſitiver Bau- und Wege-Polizei— 
Geſetze verſchiedener Staaten finden ſich in folgenden Werken: 

G. H. v. Berg, Sammlung Deutſcher Polizei-Geſetze und Verordnungen. Han— 
nover 1806. 

J. H. L. Bergius, Polizei- und Kameral-Magazin. 9 Thle. gr. 4. Frankfurt. 
1768-1774. | 

Deſſelben, Neues Polizei- und Kameral- Magazin. 6 Thle. gr. 4. Leipzig. 
1775 —1780. 

Deſſelben, Sammlung auserleſener Deutſcher Landesgeſetze, welche das Polizei⸗ 
und Kameral-Weſen zum Gegenſtande haben. Fortgeſetzt von J. Beckmann. Frank⸗ 
furt. 1780-1793. 

R. J. Mühlboͤk, Baugefeg-Sammlung aller in den Oeſterreichiſchen Staaten, 
F der Provinz Nieder-Defterreich ergangenen Bau-Verordnungen. 3 Bde. gr. 8. 

ien. 1848. 

M. v. Schmädel, Handbuch der im Gebiete der Bau-Polizei-Verwaltung und 
des Baus, refp. Nachbar-Rechts beſtehenden Geſetze Bayerns. 2 Bde. gr. 8. Augsb. 1848. 

Döllinger, Sammlung der im Gebiete der innern Staats-Verwaltung des 
Königreichs Bayern beſtehenden Verordnungen aus amtlichen Quellen geſchöpft und 
ſyſtematiſch geordnet. 16. Band, 1. Theil, die Abtheilung XVII. Bauweſen enthaltend. 
gr. 4. München 1838. 


Zweites Kapitel. 
Für Preußen insbeſondere. 


Was insbeſondere die Quellen der Preußiſchen Bau- und Wege-Polizei 
betrifft, ſo ſind dies, da ein eigenes Geſetzbuch über dieſen Zweig der Polizei, ſo 
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wenig, wie über letztere im Allgemeinen, vorhanden ift, theils die früheren ein- 
zelnen Landesgeſetze, Königl. Kabinets-Ordres und Verordnungen der höhern 
Staatsbehörden, Provinzial- und Statutar-Rechte, auch Kreis- und Lokal-Poli⸗ 
zei-Vorſchriften, theils die betreffenden Beſtimmungen der allgemeinen Geſetz— 
bücher, theils endlich die fpäteren, das Bau- und Wegeweſen betreffenden 
Geſetze und Verordnungen der Central- und Provinzial-Behörden. 

Dieſe geſetzlichen Beſtimmungen befinden ſich in folgenden Werken und 
Sammlungen: 

I. Die früheren Geſetze und Reſkripte — von 1415 bis 1806 find 


enthalten in den Myliusſchen Sammlungen 1), nämlich: 

1) Chr. Otto Mylii Corpus Constitutionum Marchicarum, oder Königl. Preuß. 
in der Kur- und Mark-Brandenburg, auch in forporirten Landen publicirte und ergan— 
gene Ordnungen. Edicta, Mandata, Reſcripta, von Zeiten Friedrichs, Kurfürften zu 
Brandenburg, ad annum 1736. VI Theile. Berlin und Halle. 

2) IV. Continuationes und 1. Supplementar-Band zur I., II. und III. Conti⸗ 
nuation, enthaltend die Verordnungen von 1737—1747. 

3) Novum Corpus Constitutionum Borussico-Brandenburgensium praecipue 
Marchicarum, oder: Neue Sammlung Königl. Preuß. und Kurfürfilih Brandenburgi— 
ſcher, ſonderlich in der Kur- und Mark Brandenburg, wie auch andern Provinzen publi— 
cirten Verordnungen, Edikte, Mandate, Reſkripte ꝛc., vom Anfang des Jahres 1751 und 
folgende Zeiten. Mit K. Allergn. Bewilligung und Dero Akademie der Wiſſenſchaften 
darüber ertheiltem Privilegio, nebſt einer Einleitung in die mannigfaltigen Geſetze eines 
Staats, und beſonders in den Königl. Preuß. und Kur-Brandenburgiſchen, geiſtlichen und 
weltlichen Juſtiz-⸗, Militair-, Kameral⸗, Polizei- und übrigen Landes-Geſetzen. Tom. I. 
bis XIII. v. Jahre 1751— 1806. 

Zu dieſer Sammlung gehören zwei beſonders erſchienene Regiſter-Bände. 

a) der erſte hat den Titel: Repertorium novi Corporis Constitutionum Bran— 
denburgensium praecipue Marchicarum I., chronologicum, II. reale, oder: doppeltes 
Regiſter über die neue Sammlung der Königl. Preuß. und Kurfüͤrſtlich Brandenburgi— 
ſchen, beſonders in der Kur- und Mark-Brandenburg ergangenen und publicirten Ord— 
nungen, bitte, Mandate, Reſkripte u. ſ. w., welche in 25 Jahrgängen v. 1751— 1775, 
mit Allergn. Königl. Bewilligung durch Höchſt Dero Akademie der Wiſſenſchaften zum 
Druck befördert worden. Berlin bei Kunft, ohne Jahreszahl in fol. 

b) Das Andere hat dieſen Titel: Repertorium novi Corporis Constitutionum 
Borussico-Brandenburgensium praecipue Marchicarum I., chronologicum II. reale, 
oder doppeltes Regiſter über die neue Sammlung der Königl. Preuß. und Kurfürftl. 
Brandenburgiſchen, beſonders in der Kur- und Mark-Brandenburg ergangenen und publi— 
eirten Ordnungen, Edikte, Mandate und Reſkripte, welche in 50 Jahrgängen von 1751 
bis 1800, mit Allergn. Königl. Bewilligung durch Höchftdero Akademie der Wiſſenſchaf— 
ten zum Druck befördert worden. Berlin bei Bowik 1803. Durch dieſes wird das erſte 
entbehrlich. Die Vorerinnerung giebt Nachrichten über die Veranlaſſung und Einrichtung 
der Mpliuöfchen Sammlung nebſt deren Continuationen und der neuen Edikten-Samml. 

Man citirt die Myliusſche Sammlung gewöhnlich durch C. C. M. (Cor- 
pus Constitutionum Marchicarum) und die neue Edikten-Sammlung durch 
N. C. C. (Novum Corpus Constitutionum). 

II. In den allgemeinen Geſetzbüchern für den ganzen Staat. 
Dieſe beſchränken ſich nicht auf das Privatrecht, ſondern umfaſſen gleichzeitig 
den größeren Theil des inneren Staatsrechts. Sie traten an die Stelle der frü— 
heren allgemeinen Rechtsquellen, ſofern fie nicht ausdrücklich auf ältere Ver— 
ordnungen verweiſen. Dieſe allgemeinen Geſetzbücher ſind: 

1) Das Allgemeine Landrecht für die Preußiſchen Staaten, 4 Bde. 
mit Regiſter in 1 Bd. 8. Berlin, nach den verſchiedenen Ausgaben. 1794, 1806, 1816, 
1821, 1829, 1832, nebſt: Erſter Anhang, worin die bisher ergangenen Abänderungen 
und Ergänzungen des A. L. R. verkürzt geſammelt ſind. Berlin, 1803., 8., welcher in den 
1 des A. L. R. ſeit 1806 ſtückweiſe an den gehörigen Worten eingeſchaltet wor— 

en iſt. 


) Dieſe waren urfprünglich nicht amtlich, erhielten jedoch durch das Patent zur 
Publikation der neuen Auflage des A. L. R., v. 1. April 1803, mindeſtens von da 
ab, den Charakter einer offiziellen Geſetz-Sammlung. 
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2) Die Allgemeine Gerichts-Ordnung für die Preußiſchen Staaten, 
3 Thle. mit Regiſter. 8. Berlin, nach den verſchiedenen Ausgaben 178306, 1815, 1823, 
1828, 1831, nebſt Anhang zur A. G. O. für die Preuß. Staaten, Berlin, 1815. 8., wel⸗ 
cher den Ausgaben ſeit 1815 ſtückweiſe an den gehörigen Orten eingeſchalten worden iſt. 

3) Das Allgeine Criminalrecht für die Preuß. Staaten. Erſter 
Theil. Criminal⸗Ordnung. Berlin, 8, nach den verſchiedenen Ausgaben 1806, 
1816, 1820, 1822, 1828, mit Regiſter von Paalzow, nebſt einem Anhange. Berlin 1807. 
8. Unveränderter Abdruck. 1838-38. 


4) Die Allgemeine Hy potheken⸗Ordnung für die gefammten 
Preuß. Staaten. Berlin. 8. 1784. 

5) Tie Allgemeine Depoſital-Ordnung für die Ober- und Unter: 
gerichte ſämmtlicher Königi. Preuß. Lande. Berlin. 8. 1783. 

III. Die neueren einzelnen Geſetze und Verordnungen wurden 
ſeit dem Jahre 1810 amtlich publicirt r): 

1) duich die Geſetz-Sammlung für die Königl. Preuß. Staaten. Berlin. 
4. 1810-1854. 44 Bände. 

Sie ſoll nach der ſie begründenden Verordnung v. 27. Okt. 1810 (G. S. 
pro 1810 S. 1) alle Königl. Geſetze und Verordnungen enthalten, welche mehr 
als ein einziges Regierungs-Departement betreffen. 

2) Durch die Amtsblätter der jetzt vorhandenen 25 Regierungen?) 
v. 1. Ian. 1811 bis auf die gegenwärtige Zeit. Sie wurden begründet durch 
§. 2 der ad 1 geadten V. v. 27. Okt. 1810, durch die V. v. 28. März 1811 
über die Einrichtuig der Amtsblätter in den Regierungs-Departements und über 
die Publikation de Geſetze und Verf. durch dieſelben und durch die allgemeine 
Geſetz Sammlung G. S. pro 1811 S. 165), ſo wie durch die V. v. 8. Juni 
1819 (G. S. pro 1819 S. 148) und K. O. v. 24. Juli 1826 (G. S. pro 
1826 S. 73). 

Hiernach enthaͤten die Amtsblätter Publikations-Anzeigen der in der 
Geſetz-Samml. erſchinenen Stücke, Geſetze, die nur einzelne Regierungsbezirke 
betreffen, Verordnungn und Reſkripte der Miniſterien und Regierungen. Durch 
dieſe Amtsblätter und die ad 1 gedachte Geſetz- Sammlung erfolgt die Publi— 
kation Preußiſcher Gſetze. 

IV. Außerdem eſchienen folgende amtliche und halbamtliche 
Sammlungen der Miniſterial-Verordnungen und — ſeit 1810 — 
ſolcher Königl. Veſtimmungen, die nicht durch die Geſetz-Sammlung 
abgedruckt worden: 


1) Amelang, neus Archiv der Preuß. Geſetzgebung und Rechtslehrſamkeit. Berl. 
1800-1806. 4 Bde. 8. 

2) Mathis, allger. juriſt. Monatsſchrift für die Preuß. Staaten. Berlin 1805 
bis 1811. 11 Bde. mit Reiſter. 

3) v. Kamptz, Jorbücher für die Preuß. Geſetzgebung und Rechteverwaltung. 
Berlin 1813— 1844. Jedr Jahrgang in 4 Heften, die 2 Bände bilden 3). 


1) Die Lücke zwiſchen em Novum Corpus Constitutionum (1. sub J. 3.), welches nur 
bis 1806 reicht, uni der Geſetz-Sammlung, welche mit dem Jahre 1810 anfängt, 
iſt durch einen nacträglich erſchienenen Band der Geſetz-Sammlung ausgefuͤllt, 
worin alle in dieſer wiſchenzeit erſchienenen Verordnungen zuſammengetragen find. 
Er iſt in folio und ı quarto herausgegeben, um ſich als Fortſetzung des N. C. C. 
und als Anfang de Geſetz-Sammlung an beide Sammlungen anzuſchließen; die 
Quartausgabe iſt doch vergriffen. Ein amtliches Hauptregiſter über die G. S. 
von 1806 bis 183Cerfchien im Jahre 1831. 

2) Für die Zeit ihres Zeſtehens find auch die Amtsblätter der demnächſt mit anderen 
Regierungen vereimten Regierungen zu Reichenbach und Cle ve zu beachten. 

3) Mit amtlichem Arehen durch die V. v. 9. Dec. 1815 (Bd. 1 S. 406) bekleidet. 
Die in dies Wer aufgenommenen Verordnungen ſind ſyſtematiſch geordnet in 
Gräff, Sammlug ſämmtl. Verordn., die in den v. K.ſchen Jahrb. enthalten 
find. Berlin undöreslau, 1830 — 1840. 13 Bde. und 1 Reg. B. 
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4) b. Kamp, Annalen der Preuß. inneren Staatsverwaltung. Berlin 1817 
d 1839. In Heften, deren 4 einen Jahrgang in 2 Bänden bilden; mit 2 Regiſter⸗ 

anden. 

Dieſem letzteren Werke ſchließen ſich die von den folgenden drei Miniſterien amtlich 
herausgegebenen Sammlungen an: 

5) Juſtiz-Miniſterial-Blatt für die Preuß. Geſetzgebung und Rechtoͤpflege. 
Herausgegeben im Bureau des Juſtiz-Miniſteriums. Berlin. Heymann in 4. Begann 
mit dem 1. Jan. 1839. 

6) Centralblatt der Abgaben-, Gewerbe⸗ und Handels-Geſetzge⸗ 
bung und Verwaltung in den Königl. Preuß. Staaten. Redigirt im Bureau des 
Finanz⸗Minißterii. Berlin in 4. Begann mit dem Jahre 1839. 

7) Miniſterial-Blatt für die geſammte innere Verwaltung in den 
Königl. Preuß. Staaten. Herausgegeben im Bureau des Miniſteriums des Innern. 
Im Verlage des Zeitungs-Komptoirs zu Berlin. 4. Begann mit dem 1. Juli 1840, lie 
ferte jedoch die betr. Reſkripte v. 1. Jan. 1839 ab nachträglich. 

V. Außeramtliche Sammlungen der Geſetze und fonftigen Ber: 
ordnungen ſind, abgeſehen von den bereits angeführten, die ausdrücklich mit 
öffentlichem Anſehen bekleidet worden, folgende ): 

1) Klein's Annalen der Geſetzgebung und Rechtsgelehrſamket in den Preuß. 
Staaten. 26 Bde. gr. 8. Berlin 1799— 1807. 

2) Vollſtändige Sammlung aller bisher ergangenen Entſcheidurgen der Geſetzkom— 
miffton, 2 Sammlungen. 8. Berlin 1794. 1796. 

3) Auszug der neueren Gemein-Preuß. Geſetze und Verordrungen 2. ſeit dem 
1. Juni 1794 ꝛc., in chronologiſcher Ordnung entworfen und herauszegeben bei der Pom— 
merſchen Regierung. I. — IV. Heft, v. 1. Juni 1794 bis letzten Dec. 1796. 2. Aufl. 
Stettin 1798. 

4) Eiſenberg und Stengel, Beiträge zur Kenntniß der Juſtiz-Verfaſſung und 
der juriſt. Literatur in den Preuß. Staaten. 6 Bde. Berlin 179 — 1799, u. Stengel, 
neue Beiträge ꝛc. 12 Bde. Berlin und Halle 1799— 1804. 

5) Amelang und Gründler, Archiv des Preuß. Rechts. 3 Bde. Berlin 
1799 — 1800. 

6) Hoffmanns Repertorium der Preuß. Brantenburgichen Landesgeſetze, welche 
in der älteren und neueren Edikten-Sammlung enthalten ſind 2 Züllichau 1800. 1 Thl. 
und drei Fortſetzungen. 1802—1814. 2.—4. Thl. 1810— 1814. 

7) Rabe, Sammlung Preuß. Geſetze und Kerordnnurgen ꝛc. nach der Zeitfolge 
geordnet. Thl. 1, beſtehend aus? Bon , und Thl. 2— 13. Hlle u. Berlin 1816— 1824. 

8) Mannkopff, Ergänzungen und Abänderungen dr Preuß. Geſetzbüͤcher, oder 
Sammlung ꝛc. nach den Materien der Geſetzbücher geordnet. 3 Bde. und 3 Suppl Bde. 
Berlin 1835 ff. 

9) Mannkopff, A. L. R. für die Preuß. Staaten, n Verbindung mit den das— 
ſelbe ergänzenden, abändernden und erläuternden Geſetzen, Königl. Verordnungen und 
Juſtiz⸗Miniſterial⸗Reſkripten. Unter Benutzung der Akten nd mit Genehmigung E. H. 
Juſtiz⸗Min. herausgegeben. 7 Bde. Berlin 1831 ff..) 

10) Gräff, Koch, v. Rönne, Simon und Wentzl, Ergänzungen und Erläus 
terungen der Preuß. Rechtsbücher durch Geſetzgebung und Wſſenſchaft. Unter Benutzung 
der Juſtizminiſterial-Akten und der Geſetzreviſtons-Arbeiten erausgegeben. Dritte Ausg. 
13 Bde. Breslau bei G. Ph. Aderholz. 1847 - 1853. 


Zweiter Abſchnitt. 
Literatur der Bau-Boliei’). 
Erſtes Kapitel. 
che, e AER 
I 


Ueber Bau-Recht. 
Dr. J. F. Polaks, Mathesis forensis, worinnen le Rechnenkunſt, Geometrie, 
Baukunſt, Mechanik und Hydroſtatik, wie auch Chronologie,nach ihren Grundſätzen hin— 


1) Die außeramtlichen Sammlungen der Geſetze und Veropnungen, welche ſich ſpeziell 

auf die Bau⸗-Polizei beziehen, ſ. bei der en 3 u N ? 

= Eben ſo iſt von demſelben die Gerichts-Ordnung heraugegeben. Berlin 1837. 

5) Die Literatur der Wege-Polizei vergl. in der die Wee⸗Polizei beſonders abhan⸗ 
delnden Abth. II. dieſes Bandes. Alle Schriften, wehe ſich nur auf einzelne 
Unter⸗Abtheilungen beziehen, ſind bei dieſen aufgeſührt. 
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länglich abgehandelt, zugleich die Anwendung derſelben auf die in der Rechtsgelehrſamkeit, 
bei allen oberen und niederen Gerichten vielfältig vorkommenden Fälle ꝛc., deutlich gezeigt 
wird. Mit Kupfern ꝛc. 4. Dritte Aufl. Leipzig 1756. (Neu aufgelegt 1770.) (Abth. III. 
Von der Baukunſt und deren Anwendung in der Rechtsgelehrſamkeit.) 

Ch. S. Reinhold, architectura forensis, oder die auf's Recht angewandte Bau— 
kunſt. 2 Thle. Mit 29 Kupf. 8. Muͤnſter 1784 — 1785. (22 Thlr.) 

J. H. Michaelis, zuſammengeleſene allgemeine Baurechte, nebſt einem Anhange 
von Bauanſchlägen, allgemeinen Bauregeln der bürgerlichen Gebäude und Bau-Polizeien. 
8. Braunſchweig 1781. (18 Gr.) 

J. A. Seufert, das Baurecht, die Reallaſten und das Näherrecht, nach der Bayer— 
ſchen Geſetzgebung zum Behuf feiner Vorleſungen. gr. 8. Würzburg 1819. 

M. Schuſter, über das Baurecht, Verbietungsrecht, den Gebrauch und Nicht— 
gebrauch von Dienſtbarkeiten, Erſitzung und Verjährung derſelben, nach dem Römiſchen 
und Oeſterreichiſchen Rechte. gr. 8. Prag 1819. (3 Thlr.) 

Ch. A. Nilſon, Baurechts-Lehre, in vorzüglichem Bezug auf die als muſterhaft 
anerkannte Bauordnung der ehemaligen Reichsſtadt Augsburg, v. Jahre 1740, auch auf 
die den Baukommiſſionen des Königreichs Bayern vorgeſchriebenen Inſtruktionen und 
andere im Königreiche Bayern geltende Bau-Polizei⸗Geſetze. In katechet. Form borge- 
tragen und mit 12 erläut. Kupf. begleitet. gr. 8. Augsburg 1828. (1 Thlr. 20 Gr.) 

J. Scholz III., das Baurecht und die Rechte in Beziehung auf Gebäude in den 
verſchiedenen Verhaltniſſen des bürgerlichen Lebens. gr. 12. Braunſchweig 1839. 

23 m 
Ka Gepe Nachforſchungen über verſchiedene Rechtsmaterien. Thl. 3. S. 391 
und 447. 

Pfeiffer, praktiſche Ausführungen aus allen Theilen der Rechtewiſſenſchaft. 
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II. 
Ueber Bau-Polizei!). 


Thümingii, specimen architecturae civilis ad politiam applicatae sistens 
curam prineipis circa aedificia. Halae 1723. 

L. Catel, über die zweckmäßige Organifation des offentlichen Bauweſens in einem 
Staate, und über die wahren Verhältniſſe der Baumeiſter, Handwerker und Handwerks— 
zünfte zu demſelben. 8. Berlin 1809. (14 Gr.)“ 

I. A. Leger, de architectura reipublicae utilissima. Heidelberg 1822. (8 Gr.) 

C. H. Richter, die Wuͤrtembergſche Bau-Polizei, verbunden mit dem Bau- Rechte. 
Nach der Bau-Ordnung und den übrigen Geſetzen, Inſtruktionen und Erlaſſen. Für 
Jufſliz-, Adminiſtrativ-, Finanz- und Bau-Beamte, Stadt- und Gemeinde-Rathe, fo wie 
ſämmtliche Bau-Gewerbe. Mit 181 Beilagen u. J lith. Tafel. Zweite vermehrte und ver— 
beſſerte Auflage. 8. Tübingen 1842. 


Zweites Kapitel. 
Literatur der Preußiſchen Bau-Polizei. 


C. A. Meyer (Referendar), Handbuch der Geſetze und Verordnungen über das 
Bauweſen in polizeilicher und rechtlicher Hinficht. Fuͤr Baubeamte, Baumeiſter und Baus 
luſtige jeder Klaſſe, in Städten und auf dem Lande. 8. Berlin 1829 2). 

C. T. E. Heinze, Sammlung der Preuß. Bar-Polizei-Geſetze, Verordnungen und 
Deklarationen derſelben. Ein Handbuch für Polizei-Behöͤrden, Bau-Beamte, Bau-Hand— 
werker und Haus-Eigenthuͤmer. 8. Bunzlau 18303). 

S. Sachs (Reg. Bau-Inſpektor), über das Bau-Recht in feinem ganzen Umfange, 
oder Grundlage einer vollſtändigen und zeitgemäß verbeſſerten Bau-Ordnung. Ein 
Handbuch für Baumeiſter, Juriſten, Polizei-Beamte, Grundbeſitzer, fo wie für Jeden, der 
über die Rechte bei Bau-Anlagen aller Art ſich gruͤndlich unterrichten will. 2 Thle. gr. 8. 
Berlin 1831. Nebſt einem allgemeinen Bau-Tarif. 4. Berlin 1832 *). 


1) Vergl. theilweiſe auch die unter I. aufgeführten Werke. 

2) Ein unvollſtändiger und planloſer Auszug einiger baupolizeilichen und baurecht— 
lichen Vorſchriften, wobei in der Regel auch die Angabe der Quellen vermißt wird. 

3) Dieſe Sammlung iſt weder vollſtändig, noch ſyſtematiſch geordnet. 

) Dies Werk enthält keine Sammlungen der betreffenden Verordnungen, ſondern nur 
(me iſtentheils im Anſchluß an die Beſtimmungen des A. L. R.) eine Theorie des 


u 


Ph. Zeller, Handbuch der Preuß. Bau-Polizei, verbunden mit dem Baurechte. 
Nach den Königl. Preuß. Geſetzen, Verordnungen und Miniſterial⸗Reſkripten. Für Bau⸗ | 
Beamte, adminiſtrative, richterliche und geiſtliche Behörden. 8. Quedlinburg und | 
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| Leipzig. 18311). 
O. W. L. Richter (Criminal⸗Rath), die Königl. Preuß. Geſetze und Verordnun⸗ 


| gen über das Bauweſen. Vollſtändig in alphabetiſcher Ordnung zuſammengeſtellt als 
Hülfsbuch für Baumeiſter und Bauherren. 8. Leipzig. 1835). 

| J. Fr. Kuhn, das Preuß. Baurecht. Nach den beten Hülfsquellen für Juſtiz⸗ 
und Polizei⸗Behorden, Juſtizkommiſſarien, Baubeamte, Bauherren und Bau- Handwerker 


bearbeitet. 8. Quedlinburg und Leipzig. 1841. 

L. Jäſchke (Polizei⸗Sekretär), die Preuß. Bau⸗Polizei⸗Geſetze und Verordnun⸗ 
gen. Ein Handbuch für Polizei- und Kommunalbeamte, Baumeiſter, Bauhandwerker 
| und Haudeigenthümer. Mit befonderer Berückſichtigung ber für die Reſidenz Berlin und 

die Provinz Brandenburg beſtehenden baupolizeilichen Verordnungen, nach den einzelnen 
Materien zuſammengeſtellt. 8. Berlin 1841. 
Weher, das Baurecht in den Rheinprovinzen. 8. Köln 1839. 

(W. Emmich), über die Sicherſtellung gegen Feuersgefahr und Brandſchaden, fo 
wie über die Ausübung der Feuer- und Bau-Polizei im Preuß. Staate, mit beſonderer 
Anwendung auf die Provinz Brandenburg und namentlich auf die Stadt Berlin. 8. 
| Berlin 1848. 
| C. Jäſch ke und W. Emmich, die Preuß. Baupolizei-Geſetze und Verordnungen. 
f Berlin 1850. 8. 

M. F. Vogt, Repertorium der Preuß. Bau- und Feuer-Polizei-Geſetze. Nach 
alphabetiſcher Materienfolge. 8. Breslau 1845. 

G. Grapow, Zuſammenſtellung der Beſtimmungen für das Bauweſen im Preuß. 
Staate aus den Jahren 1845 1852. Berlin 1852. 8. 

Von dem Min. für Handel, Gewerbe u. öffentl. Arbeiten iſt die Begrün— 
| dung eines bauwiſſenſchaftlichen Journals unter dem Titel: »Zeiſchrift für Baus 
| melen, veranlaßt, worüber ſich das C. R. des K. Min. für H., Gew. u. öffentl. 


Arb. b. 11. April 1851 (Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 96. Nr. 106.) ausſpricht. 


Baurechts und im zweiten Theile einen Entwurf zu einem Bau-Kodex. Ohne 

Befolgung eines wiſſenſchaftlich geordneten Syſtems werden (im erſten oder theo⸗ 

| retifchen Theile) ausführliche Anleitungen zur Anwendung der beſtehenden Geſetze, 

insbeſondere in techniſcher Beziehung gegeben. 

1) Dies Werk bildet den 10ten Theil des größeren Werkes unter dem Titel: Syſte⸗ 
matiſches Lehrbuch der Polizeiwiſſenſchaft ꝛc., über deſſen Inhalt und Werth Hd 
die Note 3 S. 10 Bd. 1. des Polizeiweſens ausſpricht. 

2) Dies Werk bildet den Dien Band des größeren Werkes unter dem Titel: Reperto— 
rium der Königl. Preuß. Landesgeſetze. Die Sammlung iſt keinesweges als eine 
vollſtändige anzuſehen. 


Erſter Theil. 


Die Geſetzgebung über das Staats: und 
öffentliche Bauweſen. 


Erſte Abtheilung. 


Die Behörden und Beamten des Bau: und 
Wegeweſens. 


Erſter Abſchnitt. 


Geſchichtliche Darſtellung der Geſetzgebung über die Be— 
hörden des Bau- und Wegeweſens. 


J. Durch das Notifikatious-Patent v. 24. Jan. 17231) ordnete König 
Friedrich Wilhelm J. an die Stelle der beiden Kollegien des General— 
Kommiſſariats und des General-Finanz-Dire ktoriums das 
General-Ober-Finanz-Kriegs- und Domainen-Direktorium an, 
welches, unter des Königs eigenem Vorſitze?), die höchſte Landesbehörde für die 
inneren Angelegenheiten bilden ſolltes). Unter demſelben ſtanden die für jeden 


1) Mylii C. C. M. Tom. IV. Abth. II. pag 241. No. 153. 

) Von den bei dieſem Kollegium angeftellten Staatsminiſtern war jeder in feinem 
Departement Vice-Präſident deſſelben. Den Vortrag hatten die Geheimen Ober— 
Finanzräthe. Es waren dieſem Kollegium beſondere Inſtruktionen (die letzte v. 
20. Mai 1748) ertheilt, deren in dem allegirten Patente v. 24. Jan. 1723 und in dem 
R. v. 2. Mai 1754 N. C. C. Tom. III. pag. 1211 Nr. 7 des Nachtrags v. 1765) 
erwähnt iſt, welche ſich indeß nicht abgedruckt finden. 

3) Alle Finanz-, Domainen-, Forſt⸗, Steuer-, Landespolizei-, Militair- und damit 
verknüpfte Kaſſen⸗Angelegenheiten in ſämmtlichen Königl Staaten, mit Ausſchluß 
von Schleſien, gehörten zu deſſen Verwaltung und Geſchäftskreiſe. Es verſammelte 
ſich wöchentlich einmal. In dieſer Sitzung wurden alle Generalien- und Kaſſen— 
Sachen, und diejenigen Angelegenheiten, welche mehrere Spezial-Departements 
zugleich betrafen, vorgetragen. An den übrigen Tagen der Woche verſammelten 
ih die Spezial-Departements jedes für fich, und bearbeiteten die Gegenſtände ihres 
Departements abgeſondert und ohne Theilnahme der übrigen Departements. Dieſe 
Spezial⸗Departements waren theils ſolche, welche ſtch über ſämmtliche Provinzen — 
erſtreckten, theils Pro vinzial⸗Departements, welche die nicht den allgemeinen 

Spezial⸗Departements uͤberwieſenen Domainen-, Steuer- und Landespolizei-Sachen 
bearbeiteten und ſich nur über die ihnen untergeordneten Provinzen erſtreckten. Die 
Bau⸗ und Wege⸗ Angelegenheiten wurden nicht durch ein beſonderes Spezial— 
Departement bearbeitet, ſondern reſſortirten von den reſpektiven Provinzial-Depar— 
tements. Nur in Betreff der Chauſſeebau- Angelegenheiten von der Kur— 
mark und Pommern fand eine Ausnahme ſtatt, indem dieſe durch ein eigenes, 
unmittelbar unter dem Könige ſtehendes. General-Chauſſeebau-Departe— 
ment, auch General-Chauſſeebau⸗Intendantur genannt, bearbeitet wurden. 
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größeren ſelbſtſtändigen Landestheil für die Geſchäfte des Innern, mit Ausnahme 
| der Juſtiz ſachen !), errichteten Krieges- und Domainen-Kammern?). 
Zur allgemeinen Leitung in Bauſachen des Land- und Waſſerbaues, wurde 
(im Jahre 1770) ein beſonderes Ober-Bau-Departement, als ein Theil 
| des General-Ober-Finanz⸗Krieges- und Domainen-Direktoriums, errichtete) 
welches aus Geheimen Finanz- und Ober-Bau-Räthen beſtand. In den Krie⸗ 
| ges⸗ und Domainen-Kammern waren Bau-Direktoren als Mitglieder, 
| durch welche die Bau-Angelegenheiten der Provinzen geleitet wurden, und unter 
dieſen waren für die Städte Bau-Inſpektoren, und für das flache Land in 
allen Kreiſen Land-Bau-Meiſter angeſtellt, welche ſowohl das landes— 
herrliche Bauweſen beſorgten, als auch die polizeiliche Aufſicht bezüglich der 
| Privat⸗Bauten führten*). Später wurde bei den Kriegs- und Domainen-Kam— 
b mern ſämmtlicher Provinzen, excl. in Schleſien, Süd- und Neu-Oſtpreußen und 
den Fränkiſchen Fürſtenthümern, befondere Immediat-, Forſt- und Bau— 

Kommiffionen eingeführt, welche aus Mitgliedern der Kammern beſtanden 
| und die Forſt- und Banſachen der Provinz bearbeiteten. Ueber deren Anord— 
nung erging das Reglement dd. Berlin, d. 15. Sept. 17985); 


Seine K. Maj. v. Preußen ꝛc. haben Höchſtſelbſt dringende Veranlaſſung gefunden, 
| zu gründlicher Abſtellung der vorkommenden Mängel bei dem Bauweſen, auch beider Anwen— 
dung der freien Bau- und Brennhölzer, und zu möglichſter Beſchleunigung der Kuitur, 
Eintheilung und Abſchätzung der Forſten, bei den Krieges- und Domainen-Kammern in 
jeder Provinz eine eigene immediate Forſt- und Bau-Kommiſſion, jedoch unter einem mit 
der Kammer gemeinſchaftlichen Präſidio, anzuordnen, bei welcher von nun an die zum 
Reſſort der Kammer gehörigen Bauſachen, insbefondere auch alle Forſtſachen, ſowohl die, 
welche die Vermeſſung, Kultur und eigentliche Erhaltung der Forſten ſelbſt, als auch die 
Verwaltung der Forſtnutzung, den innern Haushalt der Forſten und vorzüglich die haus— 
9 hälteriſche Anwendung der Freihölzer betreffen, bearbeitet, auch dahin von der Kommiſſton 
grſehen werden ſoll, daß überhaupt nichts Nachtheiliges wider die Forſten vorgenommen, 
| denenſelben keine neue Laſten aufgebürdet, fein Freiholz an Unberechtigte ohne Immediat— 
approbation verſchenket, noch die Forſtgrenzen verändert, oder eigenmächtige Radungen 
vorgenommen werden. 


— — 


1) Dieſe waren den Regierungen (in einigen Landestheilen auch Obergerichten, 
Hofgerichten ꝛc.) überwieſen. 

2) Dieſelben waren unter Friedrich Wilhelm J. errichtet worden, und zwar durch 
die Verbindung der Amts-Kammern und der Kriegs-Kommiſſariate, welche früher in 
den Provinzen die Geſchäfte der Kriegs- und Domainen-Kammern verwalteten, 
(ſ. Patent v. 24. Jan. 1723., Mei C. C. M. Tom. VI. Abth. II. pag. 242. 

1 Nr. 153). Dieſe Behörden, welche bei der neuen Organiſation den Namen: 
| „Regierungen“ erhalten haben, wurden vormals, der Kürze wegen, gewöhnlich 
Kammern genannt. Sie hingen vom Generaldirektor ab und verwalteten in den 
Provinzen alle Domainen-, Forſt⸗, Steuer-, Polizei-, Militair⸗ und Servis-Sachen. 
Zu dem Ende waren ihnen untergeordnet die Land-Räthe für beſtimmte Kreiſe 
des platten Landes, und die Krieges- und Steuer-Räthe, indem die Städte 
in gewiſſe Inſpektionen oder ſteuerräthliche Kreiſe eingetheilt waren und 
einer jeden ſolchen Inſpektion ein Krieges- und Steuer-Rath, auch commissarius 
loei genannt, vorſtand. Die Magiſträte in den Städten waren ihnen in den 
| Gegenſtänden ihres Reſſorts untergeordnet und hatten die unmittelbare Verwaltung 
dieſer Geſchäfte in den Städten. f 

3) Vergl.: Borowsky's Abriß des praktiſchen Kameral- und Finanzweſens in den 
Preuß. Staaten, Bd. 2. S. 464 ff., Haaſe's Handbuch zur Kenntniß des Preuß. 
Polizei- und Kameralweſens, Bd. 1. S. 8 ff., Rabe's Sammlung Preuß. Geſetze . 
und Verordnungen ꝛc., Bd. 4, Einleit. S. V ff. | 

d gien si Ge? Handbuch der Preußiſchen inneren Staatsverwaltung, 

) Dies Reglement wird deshalb vollſtändig mitgetheilt, weil diejenigen Beſtimmun— 
gen deſſelben, welche nicht durch ſpätere ausdrückliche Vorſchriften aufgehoben oder 
abgeändert worden, noch den praktiſchen Werth einer Dienſt-Anweiſung für die 

| Regierunge⸗-Baubeamten haben. 
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Dieſe Provinzial-, Forſt⸗ und Bau-Kommiſſion ſoll ſowohl dem General- ꝛc. 
Direktorio und deſſen Provinzial-Departements, als auch dem Forſt-Departement des 
General-Direktorii untergeordnet, und deren Verfügungen genau und prompt zu befolgen 
ſein; das Provinzial- und Forſtdepartement ſollen ſich aber über die jetzo und künftig bei 
dieſer Kommiſſion anzuſetzenden Mitglieder aus der ꝛc. Kammer und vom Forſtperſonale 
gemeinſchaftlich einigen. 

§. 1. Das Präſidium der Kammer ſoll, konjunktim mit dem Oberforſtmeiſter der 
Provinz, den Vortrag dieſer Forſt- und Bau-Kommiſſton leiten und dirigiren, und Dir: 
ſelben aus folgenden, bereits im Königl. Dienſt und Gehalt ſtehenden Mitgliedern, cum 
Voto, beſtehen; 

a) aus dem Re- und Korreferenten in Forſtſachen bei der Kammer; auch aus dem 
Kammer⸗Juſtitiario, imgleichen aus den Domainen-Departements-Räthen, jedoch 
nur ſo oft letztere in ihrem Domainen-Departement bei der Kammer Bau- oder 
Domainen-Sachen vorzutragen haben, wobei das Forſtintereſſe konkurrirt, mithin 
über deren Zuläſſigkeit eine Berathung mit gedachter Kommiſſion und deren Zuſtim— 
mung nöthig iſt. In der Kurmark aber ſoll ein vom General- ꝛc. Direktorio zu er— 
wählendes Mitglied des Ober-Baudepart. bei dieſer Kommiffion cum voto et 
sessione mit angeordnet werden. Ferner werden a 

b) die Oberforſtmeiſter und die Forſtmeiſter des Kammer-Depart. als Mitglieder dieſer 
Kommiſſton cum voto angeordnet; desgleichen 

c) einige der vorzüglichſten und zunächſt wohnenden Land- und Oberjäger. 

Ferner wird der ꝛc. Kommiſſion zugeordnet: 
d) Ein ganz zuverläſſiger Baubediente, nebſt 
Einem fleißigen Kondukteur, 
welche zu Lokalbaurecherchen und zur Reviſton der Bauanſchläge zu adhibiren find. 
Noch werden bei derſelben angeſetzt: 
der bisherige Expedient und Kalkulator, der von der Kammer in Forſt- und Bau— 
ſachen gebraucht worden, nebſt 

Einem oder zwei Referendarien (Forſtjunkern) zur Expedition und letztere mit 
zum Verſchicken, die deshalb aber in Forſt- und Bau-Sachen gute Kenntniſſe beſitzen 
müffen. 

| Auch werden der ꝛc. Kommiſſton die Forſträthe oder Forſtſchreiber zugeordnet, 
um dieſe in mehrere Thätigkeit zu ſetzen, und ſie nach dem erſten Zweck ihrer Anſetzung, 
zu Bereifungen auf den Aemtern und in den Forſten, mehr zu gebrauchen, daher ſie 
denn auch in der Nähe des Aufenthalts der Oberforſtmeiſter, und mit dieſen da, wo 
die Kammern etablirt find, wohnen müffen. ? 

Bei entſtehender Vacanz ſollen dazu aber vorzüglich ſolche Subjekte erwählt wer— 
den, die gute Kenntniſſe in Forſtſachen, und Vorkenntniſſe in den Hülfswiſſenſchaften 
befigen, auch bei den Kammern ſich zugleich im Rechnungsfache vorzüglich routinirt 
haben, da das Forſtrechnungsweſen ihre vorzüglichſte Arbeit, auch ſelbſt bei dieſer 
Kommiſſion mit ſein muß. , 

8. 2. Zuvörderſt wird die Forſt- und Bau-Kommiſſton auf die emaniıten Forſtord— 
nungen, Baureglements und zeither erlaſſenen Regulativvorſchriften, beſonders auch auf 
die vorliegenden Reglements, wegen Vermeſſung, Eintheilung und Abſchätzung der Sot: 
ften, auch Führung des Haues in denſelben, hiermit verwieſen, um ſich mit deren Inhalt 
genau bekannt zu machen, ſolchen bei den ihr obliegenden Geſchäften mit unveränderlicher 
Aufmerkſamkeit ſtets vor Augen zu haben, und ihn ohne alle Nebenrückſichten in allen vor— 
kommenden Fällen, ſowohl bei Reviſton der Bauanſchläge, und bei den ihr zugleich oblie— 
genden Lokalunterſuchungen der Bauten ſelbſt, als bei der Anwendung und ſo dringend 
nöthigen Erſparung der Freihölzer, pflichtmäßig und getreulich zu befolgen. Des Endes 
dann der Forft- und Bau⸗Kommiſſion vorzüglich obliegen ſoll: 

a) Die Reviſton der Spezial- und Provinz.-Forſtetats, der Forſtbauetats nach den 
Bauanſchlägen, und der Brenn- und Nutzholzetats für die Aemter und Vorwerke, 
vorzunehmen, und zwar dieſe ſämmtlichen Etats koujunktim mit der ꝛc. Kammer, und 
ſolche hiernächſt mit derſelben an das Forſt-Depart. des General- ıc. Direktorii, 
prompt zu befördern. | : 

b) Die Korreviſton der Domaineubauetats der Kammern nach den Bauanſchlägen, in 
Hinſicht 

1) auf die Beförderung des maſſiven und Lehmpatzenbaues, bei allen neuen Bauten 
der Wohnungen, Wirthſchaftögebäude, Brücken, Schleuſen, ꝛc. wozu aus Königl. Forſten 
Freiholz verabreicht wird; weöhalb die Kommiffion, konjunktim mit der x. Kammer ver⸗ 
anſtalten helfen ſoll, daß im Winter, wenn Beamte und Unterthanen mit ihrem Geſpann 
Zeit haben, in jedem Dorfe Lehm- und Feldſteine in Vorrath angefahren werden, um bei 
vorkommenden Bauten beides gleich zur Hand zu haben; fo wie denn auch in jedem 
Dorfe 10—20,000 Lehmpatzen und darüber, ſtets in Vorrath zu halten fein würden. 


— 
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Bei Korreviſton dieſer Domainen- und Forſtbauetats iſt vorzüglich darauf zu 
indagiren: 

5 2) ob auch überflüſſige und unnöthige Gebäude zu erbauen, oder keine zweckdienliche 
Veränderungen mit den Gebäuden vorgeſchlagen, ob auch Bauten und Reparaturen ver⸗ 
anſchlagt, deren Beſtreitung den Bewohnern der Gebäude ſelbſt obliege; mithin zur Unge⸗ 
bühr den K. Baukaſſen zur Laſt gelegt werden, und ob hin und wieder, ſtatt eines neuen 
Baues, es nur einer Reparatur bedürfe. N 

3) In den Bau- und Reparaturanſchlägen ſoll aber zu Ausdielung der Ställe, zu 
Krippen, Bekleidung der Giebel, zu Bohl- und Bretterzäunen, zu hölzernen Schornſteinen, 
auch zu andern ähnlichen Holzverſchwendungen, kein Freiholz angeſetzt; auch bei Repara⸗ 
turen, ſtatt des erforderlichen Freiholzes zu Schwellen, die Gebäude bis zum erften Quer⸗ 
riegel untermauert werden. Eichenholz aber ſoll nur bei Schleuſen und Mühlen, ſo viel 
dazu nöthig, frei gegeben werden. 

Ferner ſoll die Provinz.-Forſt⸗ und Bau-Kommiſſton jedesmal genau zur Stelle 
recherchiren laſſen, ob 

4) nach vollführtem Bau das aſſgnirte Holz zweckmäßig verwandt, und die Bauten 
und Reparaturen, die bei Ein Hundert Thlr. zur Hälfte an den Denunzianten und zur 
Hälfte an die Invalidenkaſſe zu erlegenden Strafe, von keinem Domainen- oder Forſt⸗ 
beamten weder direkte noch indirekte entreprenirt werden ſollen!), auch nach den, von den 
Baubedienten angefertigten, von dem betr. Forſtbedienten atteſtirten und vom Ober-Bau⸗ 
departement revidirten Anfchlägen, ehrlich und tüchtig ausgeführt, auch die erforder— 
lichen Reviſtonsprotokolle, die der Forſtbediente mit zu unterſchreiben hat, von dem Bau⸗ 
bedienten der ꝛc. Kammer aufgenommen werden. 

Es ſoll aber auch keinem Entrepreneur der Bauten und Reparaturen erlaubt ſein, 
das Holz vorzuſchießen, und ſich hiernächſt ſolches von der Forſt-Kommiſſion wieder an⸗ 
weiſen zu laſſen; indem bei ſolchen Verſuren auch allemal die Forſten und der Bau ſelbſt 
leiden; daher in ſolchen Fällen der Entrepreneur es ſich ſelbſt beizumeſſen hat, wenn, wie 
hiermit verordnet wird, dergleichen Holzvorſchüſſe aus den Forſtrevieren unter keinerlei 
Vorwand wieder erſetzt werden ſollen. Auch ſoll ihm der Abfall und das alte Bauholz 
nicht gelaſſen, ſondern an den Meiſtbietenden verkauft werden. 


1) Dazu: C. R. des K. Min. des K. Hauſes, Abth. II. (v. Ladenberg), v. 2. Jan. 1841 
an ſämmtl. Königl. Reg. a 

»In dem Regl. wegen Anordnung einer Immediat-Forſt- und Baukommiſſton 
»bei den Kriegs- und Domainen-Kammern ꝛc. de dato Berlin den 15. Sept. 1798 
»iſt unter andern vorgeſchrieben worden, daß Baue und Reparaturen bei Einhun— 
»dert Thaler Strafe von keinem Forſtbeamten, weder direkt, noch indirekt, entrepre— 
»nirt werden ſollen; und obſchon das damalige General-Direktorium eine Mopifi- 
»fation diefer Beſtimmung bei des Königs Maj. in Antrag brachte, ſo haben Aller— 
»höchſtdieſelben doch in einer Allerh. K. O. v. 1. Jan. 1799 zu befehlen geruhet, 
»daß es bei dieſem Verbote als Regel unabänderlich bewenden, und nur in den 
»wenigen Fällen, die eine Ausnahme von dieſer Regel erheiſchen ſollten, nach vor⸗ 
» gängiger ſorgfältiger Unterſuchung aller dabei konkurrirenden Umſtände, davon 
»dispenſirt werden ſolle. - 

»Mit Rückſtcht auf dieſe Allerh. Anordnung, beſtimme ich daher, daß von jetzt ab 
»in der Regel keinem Oberförſter, weder aus freier Hand noch im Wege der Lizita— 
stion, ein Neubau in Entrepriſe übertragen werden darf, die Ausführung von Repa— 
»rakurbauen denſelben aber nur ausnahmsweiſe, und wenn, nach dem pflichtmäßigen 
„Dafürhalten der K. Reg., davon für die Forſtverwaltung ein entſchiedener Vortheil 
»zu erwarten ſteht und auch nur in den Fällen zu überlaſſen iſt, wenn die veran— 
»ſchlagten Koſten, einſchließlich des Holzwerths, die Summe von Dreihundert 
»Thalern nicht überſteigen. Sollten hin und wieder ganz beſondere Umſtände eine 
»Abweichung von dieſer Vorſchrift wünſchenswerth und dem fiskaliſchen Intereſſe 
»vortheilhaft erſcheinen laſſen, fo hat die Königl. Regierung unter Darlegung der 
eg Verhältniſſe, zuvörderft darüber zu berichten und meine Genehmigung 
einzuholen. 

„Wo übrigens Baue und Reparaturen den Oberförftern übertragen werden, find 
»die Beſtimmungen der C. V. v. 26. Mai 1838. (Ann. S. 283.) und v. 15. Jan. 
1839. (Ann. S. 17), wegen des bei den Bauen etwa übrig bleibenden Holzes, 
»nicht außer Acht zu laſſen. | 

»Hinſichts der Neu- und Reparaturbaue auf den Dienſtetabliſſements der Forſt⸗ 
»ſchutzbeamten behält ed bei den Beſtimmungen der zuletzt gedachten C. V. v. 
»15. Jan. 1839 fein Bewenden.« (Min. Bl. d. i. V. v. 1841. Nr. 58 
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Sollte aber bei der Lokalreviſton der Bauten ſich finden, das entweder das aſſignirte 
Freiholz nicht zweckmäßig und nach dem approbirten Anſchlag vom Entrepreneur oder 
dem Hausbewohner verwendet, oder freies Bauholz bei dem Bau übrig geblieben und gar 
nicht gehörig verwandt worden ſo muß ſolches im letzten Fall zum Vortheil der Baukaſſe 
meiſtbietend verkauft. der Sträfliche zur Rechenſchaft gezogen, auch im erſten Fall der 
ſchuldig befundene angehalten werden, den vierfachen wirklichen Holzwerth zur Strafe an 
die Forſtkaſſe zu bezahlen, wovon dem Entdecker von dergleichen Verſuren ein Drittheil 
pro vigilantia zuzubilligen iſt. 

Da vorzüglich auf den Aemtern mit dem Freiholze jeder Art noch ſo wenig wirth— 
ſchaftlich umgegangen wird, ſo ſoll auch 

e) die Kommiſſion auf alle unnütze Verwendung des Freiholzes genau attendiren, und 
auf jede Holzerſparung allen Bedacht nehmen: vorzüglich 

bei den Bauten auf den Domainenämtern und Vorwerken, und in Abſicht des 
Deputat⸗, Brenn-, Nutz- und Schirrholzes der Beamten. 

Es dürfen zu dem Ende keine Aemterverpachtungen ohne Konkurrenz der 2c. Kom— 
miſſion geſchloſſen werden, damit dieſelbe dabei den Punkt wegen der Holzmenge gehörig 
wahrnehmen, und dahin ſehen könne. daß alle nur mögliche Holzerſparung dabei ſtipulirt 
werde. Und damit die Beamten ein mehreres Intereſſe erhalten mögen, mit dem Nutz— 
und Schirrholze wirthſchaftlicher umzugehen, das Brennholz zuvor gehörig austrocknen, 
abkürzen und ſpalten zu laſſen, für vortheilhafte Anlegung der Oefen und Feuerheerde, 
allenfalls auf Koſten der Forſtkaſſe, zu ſorgen, ſich in Anſehung jeder Konſumtion des 
Holzes mehr einzuſchränken und ſich überhaupt an mehrere Holzmenage und beſſern Haus— 
ei: in 5 des Holzes zu gewöhnen; fo muß die ꝛc. Kommiſſton ernſtlich dahin arbei— 
en, da 

die Beamten ſtatt des Nutz-, Bau- und Brennholzes. nach Konvenienz der Forſt— 
reviere, mit einem Firo an Gelde aus den Forſtgefällen abgefunden werden. 

Es müſſen aber auch die Beamten in ſolchen Fällen, wo die Forſtreviere, worauf die 
Aemter eigentlich berechtiget ap, ſchon jetzo bei ihrem haushälteriſchen Betrieb kein Holz 
geben können, ſich von nun an eine Geldvergütigung nach der Forfttage gefallen laſſen. 

So wie denn auch Beamte ſchuldig und gehalten ſind, zu den Reparaturen, die fie 
ex propriis zu beſtreiten verbunden ſind, das erforderliche Holz ebenfalls auf eigene Koſten 
anzuſchaffen. 

d) Ferner ſoll die ꝛc. Kommiſſion dafür ſorgen, daß der Anbau der Weiden ꝛc. an ſchick— 
lichen Plätzen auf Domainengrund auch an Strömen und Flüſſen, theils zum Buh— 
nenbau, theils zum Verbrauch auf den Aemtern, ſelbſt zum Brauen 2r., auch auf 
dem Lande überhaupt, ſo wie die Anlegung lebendiger Hecken mehr pouſſiret werde; 
indem forthin kein Holz zu Zäunen aus den Forſten angewieſen werden ſoll, um 
auch dadurch die Nachläſſigen bei ſolchen Anlagen zu ſtrafen. 

So wie denn auch die ꝛc. Kommiſſion auf Anlegung gemeiner Backöfen auf dem 
Lande, ſtrenger als bisher, zu halten hiermit angewieſen wird, mit der Bedeutung, 
daß die Gemeinden, welche zu Freiholz berechtiget ſind, und binnen vier Jahren 
dieſe gemeine Backöfen nicht eingeführt haben, nach deren Ablauf kein Holz weiter 
aus den Forſten erhalten ſollen. 

e) Bei den Erbverpachtungen ſoll den Erbverpächtern forthin kein freies Bau- und 
Brennholz, auch dergl. den anzuſetzenden Koloniſten nicht verſprochen werden. 

1) Bei allen Königl. Bauten und Reparaturen ſoll das Freiholz nach der Forſt tape, zu 
Gelde ausgeworfen, auf die möglichfte Regulirung eines Averſi zur Kammer-Bau— 
kaſſe ſtatt des Freiholzes gearbeitet, bis dahin aber in jedem Falle gemeinſchaftlich 
erwogen, und bei dem Forſtdepartement gutachtlich in Antrag gebracht werden, in 
wiefern es nach dem innern Zuſtand der Forſten und deren Kaſſen zuläſſig, entweder 
das Freiholz in natura, oder ſtatt deſſen der Kammer die Forſttaxe in Gelde zu 
ihrer Baukaſſe zu bezahlen. 

Alle neue Gebäude, Brücken, Schleuſen ꝛc., ſollen maſſiv oder von Lehmpatzen 
gebauet, und das Holz zu Gelde, ebenfalls wie ad c) veranſchlagt werden. 

Seine K. Maj. wollen auch in Fällen, wo der Bauetatöfond der Kammern zu 
den mehreren Koſten nicht zureicht, bei jedesmaliger Vorlegung der Kammerbauetats 
den erforderlichen Zuſchuß auf den Meliorationsetat bringen laſſen und bewilligen. 

g) Alle Brau- und Brennereien, Ziegeleien und ähnliche Anlagen, ſollen weiter kein 
Freiholz, ſondern deſſen Werth nach der Forſttaxe in Gelde erhalten, und darauf 
bei den Nutzungdanſchlägen Rückſichten genommen werden. 

b) Radungen und Vererbpachtungen in den Forſten dürfen nicht anders, als mit Zu— 
ſtimmung der ꝛc. Kommiſſion und mit Bewilligung des Forſtdepartements vorge— 
nommen werden. Bei zuläſſigen Radungen und erblicher Austhuung entbehrlicher 

Forſtpertinenzien behalten Seine K. Maj. Sich die Konfirmation vor, ſobald der 
jährliche Kanon die Summe von dreißig Thlr. überſteigt. 

v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 5 
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Damit auch bei unglücklichen Brandſchäden die Kammer-Baukaſſen eine mehrere 

D Entſchädigung, und die Forften den Werth des verabreichten Freiholzes bezahlt 

erhalten mögen; fo ſoll | 

j) die ꝛc. Kommiſſton ſich mit einer Reviſion der Feuerkataſter beſchäftigen und unter: 

ſuchen, ob auch die K. Domainen- und bäuerlichen Gebäude, zu denen die Forſten 
Freiholz herzugeben verbunden ſind, hoch genug, und nach dem Werth, was ſie neu 
zu bauen foften würden, incl. des Holzwerths eingetragen worden. Der hieraus 

4 entftehende mehrere Beitrag würde 

| g) bei Domainen- und Bergwerksgebäuden von den Beamten, wie dieſe ſchon jetzt 
mehrentheils thun, übernommen werden muͤſſen; 
6) bei den bäuerlichen Gebäuden aber, wenn deren Beſitzern der Beitrag zu ſchwer 

f fallen ſollte, iſt darauf zu denken. da, wo es nöthig, wenigſtens pro rata des an: 

geſchlagenen Holzwerthes, ein adjutum aus der Forſtkaſſe auf den Etat zu ſetzen, 
| weil die Forſten alödann doch das Holzgeld profitiren, es wäre denn, daß beſon— 
ders in den Fällen, wo die Forſten zur Verabreichung des Freiholzes ſchon un— 

vermögend wären, die ꝛe. Kammer mit der Kommiſſion es vorzoͤge, das Holz 
| mit den Feuerkaſſengeldern anzukauſen. 

| Ferner foll 

K) der ꝛc. Kommilfion obliegen, fonjunftim mit der ꝛc. Kammer, die Reviſton der Forſt⸗, 
imgleichen der Domainen- Bau- und Forſtbaurechnungen vorzunehmen. 

| J) die Anfertigung der Forſt-Nutzungs- und Oekonomieetats liegt der Kommiſſton aber 

allein ob; desgleichen die Beförderung der Eintheilung, Vermeſſung und Abſchätzung 

der Forften, Ausmittelung deren Beſtände und Nachwuchſes; ümgleichen die Koire— 
ſpondenz hierüber. 

| Bei Nachſuchung der Freiholzanweiſung bei dem Forſtdepartement des General— 

Direktorii hat die Forſt- und Bau-Kommiſſion vorzüglich darauf forgfättige Rüͤck— 
| ſicht zu nehmen, daß durch ihre Anträge zu Holzverwilligungen der Forſt-Nutzungs— 
etat des Forſtreviers, oder bis dahin, daß der Etat fertig, das Fraktio nsquantum 

D nach den Jahren 173 nicht überfchreiten, mithin keine forſtverderbliche Vorgriffe 

mit dem Holzhieb in den Forſten vorgenommen werden; wobei denn auch jedesmal 
in Erwägung zu ziehen, ob es den Forſten vortheilhafter, auch in einzelnen Fällen 
| ftatt des Holzes Geld nach der Forſttaxe, anzuweiſen. 

m) Die ꝛc. Kommiſſton beſorgt zugleich die Reviſton der Anſchläge der Forſtbedienten zu 
Verbeſſerungen, neuen Anlagen, und die Beſtimmung der Schonungen in den Forſten, 
welche nämlich ohne Nachtheil des Holzanwuchſes den Hütungsintereſſenten offen 
zu geben, und überreicht ihre Vorſchläge deshalb, bei Einſendung dieſer Anſchläge, 
an das Forſtdepartement des Generaldirektorii. 

Für die ſolide Ausführung ſollen jedoch die Oberforſtmeiſter, Forſtmeiſter, als zu 
deren ſpeziellen Reſſort dieſe Sachen gehören, fo auch die Revierforſtbediente verant— 
wortlich bleiben; daher nur die Kommiſſion die Oberaufſicht darüber haben foll. 

Bei Ausführung der Meliorationsarbeiten in den Forſten muß aber auf die Arbei— 
ten der Forſtſträflinge, unter hinlänglicher Aufſicht, mit Rückſicht genommen werden. 

Es ſollen aber auch, von nun an, alle Räumden und leere Plätze in den Forſten, 
gleich den ordinären Gehauen und abgehölzten Schlägen, zugleich, und vorzüglich 
zuerſt in Holzkultur gebracht, mit ſchicklichen Holzarten angeſäet oder bepflanzt wer— 
den, indem Seine K. Maj. bei Dero Reifen Höchſtſelbſt bemerkt, daß darin noch 
nicht genug geſchehen iſt, und Hoͤchſtdero ernſtlicher Wille dahin gehet, daß die 

Forſten zur Holzkultur vorzüglich und allein beſtimmt bleiben, und Räumden oder 

Blößen als ungebührliche Acker- oder Wieſennutzung fo wenig verſtattet, als in den 
Forſten ſelbſt ſchlechterdings nicht geduldet werden ſollen, worunter zeithero wohl 
zu viel nachgegeben ſein kann. | 

Der ꝛc. Kommiſſton bleibt aber auch überlaffen 

| n) alle halbe Jahre eine vorzunehmende Reviſion der Forſtreviere, aus ihrer Mitte, vor— 

züglich durch die Oberforſtmeiſter und Forſtmeiſter des Diſtrikts zu veranlaſſen, um 

ſich ſelbſt zu überzeugen, wie 
in Anſehung des Holzhiebes, der Kultur, der ausgeführten Forſtverbeſſerungs-An⸗ 
ſchläge, der Schonungsanlagen und der Eröffnung der Schonungen von den Re— 
vierbedienten verfahren worden. 

Die befundenen Mängel müſſen aber zur Stelle redreffiret, oder dem Befinden nach 

155 3 Behörde, ſo auch dem Forſtdepartement zur Remedur gemeldet 

erden. 

8 Wegen des Holzhiebs in den angewieſenen Schlägen ſoll aber die Kommiſſion 

jahrlich, nach dem Wadel, eine Nachweiſung über das Verhältniß der abgeſtämmten 

Holzquanta mit den Forſt⸗Nutzungsetats, und bis dahin, daß jene gefertiget, mit der 

l Fraktion der pro 1754 bewilligten Hölzer, an das Forſtdepartement einreichen. 
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o) In den zur Verſorgung der hiefigen Reſtdenzien beſtimmten Forſtrevieren ſoll jedoch 
vorzüglich die Anziehung der ſchnell wachſenden Laubhölzer, um ſolche als Schlag— 
holz zu benutzen, noch immer ftärfer befördert werden. 

p) Da, wo der Zuſtand der Forſten es erlaubt und erfordert, muß auch die Kommiſſton 
dahin arbeiten, daß durch ein an die Baukaſſe zu entrichtendes Geldaverſum, allen— 
falls auch vorerſt in einzelnen Fällen, die Forſten von der Naturallieferung des 
Freiholzes befreiet; auch die Holzberechtigten durch Abholzung eines Theils der Forſt 
und Holzung, oder durch Geld abgefunden werden. 

Es ſollen aber auch ü 

g) neue holzfreſſende Anlagen, ohne Zuſtimmung der ꝛc. Kommiſſion und ohne Bewil- 
ligung des Forſtdepartements des General- ꝛc. Direktorii, nicht zugelaſſen werden, fo 
wie denn auch ohne deren Zuziehung keine Erbverpachtungen, wobei das Forſtinter— 
eſſe konkurrirt, imgleichen keine Erweiterung der Gebäude und deren Neubau, in 
Vorſchlag gebracht, noch weniger dazu Freiholz zur Ungebühr nachgeſucht werden. 

Bei Ausmittelung und Beſtimmung des Holzkonſumo zum Landesbedarf muß 
zuerſt auf das, was zur Beförderung des vorzüglichſten Gewerbes im Lande, nämlich 
des Ackerbaues, nöthig ift, Rückſicht genommen, nächſtdem aber für den Bedarf der 
metalliſchen, auch andern Fabriken und Manufakturen im Lande geſorgt werden. 

Die ar. Kommiſſion ſoll auch ö 

r) specialem curam über ſämmtliche Provinzial- und Special-Forſtbau- und Domat, 
nenbaukaſſen haben, ſolche monatlich viſitiren, und die jährlichen Haupt- und Spe— 
cial-Forſtbau- und Domainenbau-Kaſſenabſchlüſſe (letztere jedoch konjunktim mit der 
Kammer) revidiren, und hiernächſt deren Einſendung an das reſp. Provinzial- und 
Forſtdepartement des General- ꝛc. Direktorii beſorgen. Während dem Lauf des 
Jahres find aber quartaliter die Extrafte von allen dieſen Kaſſen, mit ihren ausführ— 
lichen Reviſtonsprotokollen, konjunktim, an das Provinzial- und Forſtdepartement, 
zu deren Reſſort dieſe reip. Geſchäfte verwieſen ſind, einzuſenden. 

5s) Auf die Konduite und Dienſtführung der Forſtbedienten muß auch die Kommiſſton 
ein wachſames Auge haben, und ſowohl wegen deren Anſetzung, als auch wegen 
weiterer Beförderung tüchtiger und gehörig qualificirter Forſt- und Baubedienten, 
die erforderlichen Vorſchläge thun; auch die jahrlichen Konduitenliſten der Oberförſter 
von den Forſtbedienten ihrer Diſtrikte, mit ihrem gutachtlichen Bericht, dem Forſt— 
Departement des General- 2c. Direktorii einreichen. Sobald eine Vakanz entſteht, iſt 
ſolches dem Departement, zu deſſen Specialreſſort die Bedienung gehört, mit Vor— 
ſchlägen zur Wiederbeſetzung zu melden, wobei der Kommiſſton unverhalten wird: 
daß ed Sr. K. Majeſtät gnädigſter Wille iſt, gutgediente und geſchickte Forſtbediente 
auch zu höheren und einträglicheren Stellen zu avanciren, damit eine dem Dienfte 
vortheilhafte Aemulation unter ihnen erhalten werde. 

Auch ſind Sr. Maj gerne geneigt, den vorzüglich fleißigen Forſtbedienten, und 
die ſich in ihrer Dienſtverwaltung beſonders auszeichnen, bei Verlegung des jähr— 
lichen Forſtetats Gratifikationen zur verdienten Aufmunterung zu bewilligen. 

Endlich fertigt die Kommiſſion 

t) jährlich ein Generaltableau an, woraus zu erſehen 

a) die von ihr hiernach geleiſteten Arbeiten, 
b) der Zuſtand der Forſten, 
e) das Verhältniß des Holzſchlages mit dem Etats- und Fraktionsquanto, nach 

Litt. n. 

d) die geſchehenen Freiholzgaben an Holz, und zugleich nach der Forſttaxe zu 

Gelde gerechnet, | 

e) die gemachten Holzerſparungen, 
D) die Kaſſenverwaltung und der Aufwand aller ausgeführten Forſtmeliorationen, 
Forſtbauanlagen ꝛc. und 
die angelegten und aufgegebenen Schonungen. ö 
Dieſes Generaltableau hat die Forſt- und Bau-Kommiſſton, mit Ablauf jeden 
Jahres an das ihr vorgeſetzte Forſtdepartement des General- ꝛc. Direktorii mit den 
vorſchriftsmäßigen Kaſſenbeſchlüſſen der Forſt- und Forſtbaukaſſen; die Kaſſen⸗ 
beſchlüſſe der Domainenbaukaſſen aber dem Provinzialdepartement zu übergeben. 
8.3. Bei Bearbeitung aller dieſer, der Provinzial-, Worf, und Bau-Kommiſſton 
übertragenen und ſpecialiter anvertrauten Geſchäfte, ſoll alle unnütze Weitläufigfeit und 
uͤberflüſſige Schreiberei vermieden werden, und zu dem Ende 
1) keine ſchriftliche Korreſpondenz zwiſchen der Kammer und der kombinirten Forſt— 
und Bau⸗Kommiſſion ſtattfinden, ſondern alles unter beiden durch mündliche Vorträge 
um fo mehr abgemacht werden, da fie unter dem nämlichen Präſtdio ftehen. 
2) Die ꝛe. Kommiſſion ſoll wöchentlich einmal zuſammenkommen, die Oberforſt— 
meiſter und die Forſtmeiſter, wenn ſie anweſend, jedesmal zugegen ſein; desgleichen die 
* 
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| dazu mit ernannten Bau- und Revierforſtbediente und Forſtſchreiber. Alle vierzehn Tage, 
U oder wenigſtens alle Monate, müſſen aber ſaͤmmtliche Mitglieder der Kommiſſton zur 
Uu Deliberation über die eingekommenen, und etwa bis zu ihrer Anweſenheit zurückgelegten 
) wichtigen Sachen, eine Gencralverſammlung halten; alsdann, ſo wie in jeder Seſſtion, 
ohne ſchriftlichen Aufſatz, allenfalls durch ein dictamen ad protocollum, jedes Mitglied 
ex officio die ihm bei Bereifung der Forſten und Aemter vorgekommenen, und zum 
N Geſchäft der Kommiſſion gehörigen Sachen, zum Vortrag bringt; über welche ſodann 
j gleich konkludirt und das Nöthige verfügt wird. 

In weitläuftigen und wichtigen Sachen aber iſt jedoch der ſchriftliche Vortrag zuzu— 

laſſen. So wie es auch 

3) unverändert dabei bleiben ſoll, daß in denen Forſtangelegenheiten, wo die Be⸗ 
richte der Kammer erforderlich, ſolche wie bisher von dem Oberforſtmeiſter, und dagegen 
| die gemeinſchaftlichen Berichte der ꝛc. Kommiſſton und der Verfügungen von der Kammer 
d 


und dem Oberforſtmeiſter mit unterſchrieben werden. | 


Was aber 
4) zum ſpeciellen Reſſort der Kommiffion gehört, wird Namens derſelben bei der 
Kammerkanzlei außgefertiget, und vom Präſidio und von den anweſenden Mitgliedern 
der Kommiſſion allein vollzogen und, wozu denn auch alle zu ertheilende, auf Approba— 
tion des Forſtdepartements des General-Direktorii ſich gründende Holzanweiſungen zu 
ö rechnen ſind; desgleichen alle Forſtmeliorations-, Kultur- Vermeſſungs- und Tapations⸗ 
| ſachen auf Verpachtung und Verwaltung der eigentlichen Forſtnutzungen ꝛc.; die in ſolchen 
| Sachen an das Forſtdepartement zu erftattenden Berichte werden von jedem anweſenden 
| Mitgliede im Mundo vollzogen, jedoch im Fall des Diſſenſus deſſen freimüthlges ſchrift— 
liches Votum beigefügt. | 
5) In dem Fall, wo die Kommiſſion ſich mit der Kammer nicht vereinigen kann, 
| wird an das Provinzial- und Forſtdepartement, konjunktim, zur Entſcheidung berichtet. 
| Schließlich wird der Propinzial-, Forſt- und Bau-Kommiſſton die treuliche und 
! genaueſte Befolgung dieſes Reglements ernſtlich nicht nur empfohlen, ſondern derſelben 
auch zu ihrem Verhalten und Achtung bekannt gemacht, daß Sr. K. Mal. es Höchſtdero 
l Dienſt angemeſſen gefunden haben, das bisherige Forſtdepartement des General- 2c. Di⸗ 
reftorii ferner nicht einem beſondern Miniſter anzuvertrauen, ſondern ſolches mit dem 
Provinzialdepartement des General- ꝛc. Direktorii in mehrere Verbindung zu ſetzen, und 
bei demſelben einen Ober-Landforſtmeiſter zu beſtellen, durch welchen die Forſtangelegen— 
| heiten der Provinzen in Verbindung erhalten werden follen, der dann des Endes eine 
“N Allerh. eigenhändig vollzogene Inſtruktion erhalten, welche der Kammer zugeſertiget 
werden ſoll. | 
Auf deren Inhalt wird nun auch zugleich die Forſt- und Vau-Kommiſſton verwie⸗ 
fen, und hat dieſelbe ſich ſolchen zur gleichmäßigen Achtung dienen zu laſſen; ſowie denn 
auch die von oben gedachtem Ober-Landforſtmeiſter oder dem Forſtdepartement des Bene 
rals ıc. Direktorii an die Kommiſſion zu erlaſſenden Verfügungen genau und pflichtmähßig 
zu befolgen, auch mit gründlicher Auskunft und Bericht mit aller im Dienſt fo weſentlich 
nöthigen Promtitade zu erledigen, die Kommiſſion hierdurch befehliget wird. 
` Da der Ober-Landforſtmeiſter zur Bereifung der Provinzen und beſonders der 
| Forſten angewieſen, fo wird derſelbe auch zugleich darauf feine Aufmerkſamkeit und Lokal— 
| Recherchen richten, in wiefern die bei der Kammer etablirte Forſt- und Bau-Kommiſſton 
| den Zweck ihrer Anordnung erfüllet, dieſes Reglement zur vollſtändigen Ausführung 
gebracht, und in allen Punkten auf das Genaueſte befolgt haben wird. 
| , Sr. K. Mal. wollen aber verhoffen und gewiß erwarten, daß die ꝛc. Kommiſſton 
ſich auch ſodann hierüber gehörig ausweiſen wird, damit Höchſtdieſelben auf die zu erſtat— 
tenden Rapports des Ober-Landforſtmeiſters, mit dem Verhalten, Fleiß und Thätigkeit 
der ꝛc. Kommiſſion allergnädigſt zufrieden zu fein, alle gehoffte Veranlaſſung haben 


konnen. f 
(Ediktenſamml. v. 1798. S. 1738. Nr. 70.) 


Die hiernach angeordneten Immediat-Forſt- und Bau-Kommiſ⸗ 
ſionen wurden indeß nach einigen Jahren wieder eingezogen und mit den 
Kammern verbunden, weil der beabſichtigte Zweck, die Geſchäfte in den Pro— 
vinzial-, Forſt⸗ und Bauſachen abzukürzen, nicht dadurch erreicht ward. 


II. Die geſammte bisherige Einrichtung der Central-Behörden erhielt 
| eine anderweitige Organiſation durch das Publ. v. 16. Dec. 1808, betr. die 
k veränderte Verfaſſung der oberſten Staatsbehörden in Beziehung auf die innere 
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Landes- und Finanz⸗Verwaltung 1). Diele Verordnung ſprach es als ihren 
Zweck ans, der Geſchäftsverwaltung die größtmöglichſte Einheit, Kraft und 
Regſamkeit zu geben und ſie in einem oberſten Punkte zuſammenzufaſſen. Es 
ſollte daher die Regierungsverwaltung von einem dem Staatsoberhaupte unmit— 
telbar untergeordneten oberſten Standpunkte (dem Staatdrathe) ausgehen 
und eine möͤglichſt kleine Zahl oberſter Staatsdiener an der Spitze einfach orga— 
niſirter, nach Hauptverwaltungszweigen abgegrenzter, Behörden (Miniſte— 
rien) ſtehen; die Wirkſamkeit eines jeden Miniſterial-Departements ſollte fih - 
in Rückſicht der Gegenſtände deſſelben über ſämmtliche Provinzen erſtrecken. 
Zum Reſſort des Miniſteriums des Innern wurde die ganze innere Lanz 
desverwaltung mit Ausnahme der eigentlichen Finanz-, Militair- und Rechtsan— 
gelegenheiten (§. 3) verwiefen. Das Departement des Innern wurde in Ve ch 9 
Sektionen: 

a) für die allgemeine Polizei, 

b) für die Gewerbe⸗ Polizei, 

e) für den Kultus und öffentlichen Unterricht, 

d) für die allgemeine Geſetzgebung, 

e) für die Medizinalſachen, 

f) für die Angelegenheiten des Bergbaues, der Münze, Satzfabrifation und Por⸗ 

zellan-Manufaktur, 

getheilt (§. 4). Zum Geſchäftskreiſe der Sektion der Gewerbe— Polizei 
wurde insbeſondere auch das ganze Bauweſen und die Sorge wegen 
Anlegung von Kanälen, Chanſſeen und Landſtraßen vberwieſen. 
(§. 7.) Dieſer Sektion wurde auch die techniſche Bau-Deputation und 
das Hofbauamt, letzteres unter der Kontrolle der erſteren, untergeordnet, wo— 
bei zugleich beſtimmt wurde, daß beide eine neue Einrichtung erhalten ſollten 
und daß die techniſche Bau-Deputation die Examinations-Behörde für Bau— 
Künſtler und Feldmeſſer bleiben ſolle ($. 8). Die Bau-Akademie ſollte 
unter der Sektion für den öffentlichen Unterricht chen (§. 11). 

Auch die Provinzial-, Polizei- und Finanz-Behörden erfuhren gleichzeitig 
eine durchgreifende Veränderung ihrer Organiſation. Die Verordn. v. 26, Dec. 
1808 wegen verbeſſerter Einrichtung derſelben 2) ſchuf die bisherigen Kriegs— 
und Domainen-Kammern in Regierungen um, welche für die ihrer Wirkſam— 
keit anvertrauten Diſtrikte den Vereinigungspunkt der geſammten inneren 
Staatsverwaltung bilden ſollten. Da es bei mehreren Gegenſtänden der 
Polizei- und Finanz-Verwaltung auf beſondere wiſſenſchaftliche oder techniſche 
Kenntniſſe ankommt, ſo wurden dafür beſondere techniſche Räthe, insbeſondere 
auch Bauräthe und Waſſerbau-Direktoren, angeſtellt (§. 23). Gleich— 
zeitig erhielten die neu organiſirten Regierungen unterm 26. Dec. 1808 8) eine 
neue Geſchäfts-Inſtruktion. Jede Regierung ſollte darnach aus mehreren 
Deputationen beſtehen, deren Reſſort beſtimmt wurde. Die Polizei— 
Deputatlon insbeſondere ſollte unter Andern die Oberaufſicht und Stro 
aben: 

g a) in Betreff der Vorbeugung von polizeiwidrigen Sum und des 
Retabliſſements der abgebrannten Gebäude (GG 2 Litt. d.); 

b) hinſichts der öffentlichen Kommunikationen, Land- und Waſſer— 
ſtraßen, Chauſſee— a Strom, Nich nd Brückenbauten und 
Hafenbauten (8.2 Litt. f.). 


1) N. C. C. Tom. XII. pag. 527, Rabe's Sammlung Bd. 9. S. 383, Mathis jur. 
Monatsſchrift Bd. 7. S. 369. 

2) N. C. C. Tom. XII. pag. 675. Rabe's Sammlung Bd. 9. S. 467, Mathis jur. 
Monatsſchrift Bd. 7. S. 339. 

3) N. C. C. Tom. XII. pag. 703, Rabe's Sammlung Bd. 9. S. 415, Mathis jur. 
Monatsſchrift Bd. 7. S. 378. 
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Die Garniſon- und Feſtungsbauten ſollten dagegen von der Mili: 
tair-Deputation reſſortiren ($. 6.). 

Die Bauräthe follten in der Art vertheilt werden, daß in jeder Deputa— 
tion wenigſtens einer derſelben befindlich; auch follten fie, gleich den Juſtitiarien, 
ihr ſpezielles Departement erhalten (§. 10.). 

III. Die durch die Geſetzgebung vom Jahre 1808 getroffene Einrichtung 
wurde abermals geändert durch die V. v. 27. Oct. 1810 über die veränderte 
Verfaſſung der oberſten Staatsbehörden r). Es wurde dadurch der Staats— 
rath, als höchſte berathende Behörde, angeordnet und die Departements-Ein— 
theilung der Miniſterien anderweitig regulirt. Das Miniſterium des In— 
nern insbeſondere erhielt zu ſeinem Wirkungskreiſe alle Ausübung der oberften 
Gewalt, in fo weit fie nicht ausdrücklich den Minifterien der Finanzen, der Juftis, 
des Krieges oder anderer Behörden beigelegt worden, überwieſen. Namentlich 
wurden demſelben übertragen: 

a) in der Abtheilung der allgemeinen Polizei die geſammte 
Sicherheits-Polizei (mithin auch der hierauf bezügliche Theil der Bau— 
und Wege-Polizei); 

b) in der Abtheilung für Handel und Gewerbe das geſammte 
Baumefen;z ferner die Polizei des Handels und daher auch die Anſtalten zur 
Beförderung des Handels, namentlich die Sorge für Anlegung und Unterhal— 
tung von Chauſſeen und Landſtraßen. 

Unmittelbar dieſer Abtheilung des Miniſteriums des Innern (dem Gewerbe: 
Departement) untergeordnet wurde die techniſche Ober-Bau-Deputa— 
tion, welche zugleich als Prüfungs-Behörde für Baukünſtler und Feldmeſſer 
eingeſetzt wurde, und auch von anderen Miniſterien Aufträge anzunehmen ver— 
bunden ſein ſollte. | 

Die Bauten bei den Königl. Schlöſſern und Palais in und bei Berlin, 
Potsdam ꝛc. wurden dem Hofmarſchallamte belaſſen, unter deſſen alleinigem 
Befehle die Schloß-Bau-Kommiſſion ſtehen ſollte; jedoch wurde auch bei 
ſolchen Bauten von Wichtigkeit der techniſchen Ober-Bau-Deputation die Ver: 
bindlichkeit zur Superreviſion auferlegt. 

IV. Bei der nach beendigtem Kriege erfolgten neuen Organiſation der 
Miniſterien durch die K. O. v. 3. Juni 18142), betr. die Anordnung des 
Staatsminiſteriums aus den Geſchäftskreiſen der Miniſterien der auswär— 
tigen Angelegenheiten, der Juſtiz, des Krieges und des Innern, wurden die 
Minifterial-Departementd abermals in einer anderen Weiſe conſtituirt. Es 
wurden insbeſondere mehrere zu der Abtheilung für Gewerbe und Handel im 
Miniſterium des Innern gerechnete Gegenſtände, weil dieſelben mit der Abgaben— 
Verwaltung und dem Staats-Haushalte verflochten, dem Finanzminiſterium 
(welches als: »Miniſterium der Finanzen und des Handels« unter der Leitung 
des Miniſter v. Bülow, errichtet wurde) mit übertragen, namentlich das Bau: 
weſen und die Sorge für die Land- und Waſſer-Kommunikation. Die 
eigentliche Sicherheits-Polizei (mithin auch die hierauf bezügliche Thätig— 
keit der Bau- und Wege-Polizei) wurde einem neu gebildeten, von dem Mini: 
ſterium des Innern getrennten Polizei-Miniſterium (deffen Leitung dem 
Fürſten zu Sayn und Wittgenſte in übertragen wurde) zugewieſen. 

V. Eine veränderte Anordnung der Minifterien und ihres Geſchäftskreiſes 
erfolgte hiernächſt durch die V. v. 3. Nov. 1817). Dieſelbe beſtimmte indeß 


| 
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in Betreff des Land- und Waſſer-Bauweſens (einſchließlich der Chauſ— 
ſeebauten), daß ſolches dem Finanzminiſterium zu belaſſen. 

VI. Durch die V. v. 2. Dec. 1817?) wurden ſodann die bisher ver— 
einigten Miniſterien der Finanzen und des Handels getrennt, und das 
Land» und Waſſer-Bauweſen der Leitung des Letzteren, unter der 
Direktion des Miniſters von Bülo w, zugewieſen. 

VII. Die K. O. v. 11. Jan. 18192) hob das bisherige Polizei— 
Miniſterium gänzlich auf und vereinigte daſſelbe mit dem Miniſterium 
des Innern. | 

VIII. Hiernächſt wurde das neu errichtete Minifterium des Handels 
wieder aufgehoben; die von demſelben reſſortirenden Angelegenheiten gingen an 
die Miniſterien des Innern und der Finanzen über. Die K. O. v. 8. Juni 
1825 3), beſtätigte nämlich die, bereits durch die (darin in Bezug genommene) 
K. O. b. 31. Auguſt 1824 ausgeſprochene Aufhebung des bisherigen Miniſte— 
riums des Handels, und verordnete, daß: 

a) dem Miniſterium des Innern ſämmtliche bisher von dem Miniſterium des 
Handels, der Gewerbe und des Bauweſens verwalteten Angelegenheiten, mit allen von 
demſelben abhängigen Inſtituten und Anſtalten, einſchließlich der Anlegung und Unter— 
haltung der Kunſtſtraßen und der von denſelben aufkommenden Einnahmen, zu übertra— 
gen, ſoweit nicht einzelne Gegenſtände jener Verwaltung dem Finanzminiſterium aus— 
drücklich (sub b) überwieſen worden; 

b) dem Finanzminiſterium die Erhebung aller Kommunikations-Abgaben 
jedoch mit Ausſchluß der Chauſſee-Einkünfte, deren Erhebung und Verwaltung (ad a) 
dem Minifterium des Innern mit überwieſen worden, zu übertragen. 

IX. Eine fernere Modification dieſer Reſſortverhältniſſe trat im Jahre 
1827 ein, wo beſtimmt wurde, daß die Einnahmen von den Chauſſeen zum 
Reſſort des Finanzminiſteriums übergehen, und nur Alles, was die Unterhal— 
tung und den Neubau der Kunſtſtraßen betrifft, ferner dem Miniſterium des 
Innern verbleiben ſolle. Es disponirte hierüber die K. O. v. 28. Oct. 1827. 

ꝛc. 2c. Was die fernere Verwaltung der Chauſſeen anbetrifft, jo finde Ich es ganz 
zweckmäßig, daß nach Ihrem Vorſchlage und der vorläufig getroffenen Vereinigung, künf⸗ 
tig die Einnahme zum Reſſort des Finanz-Miniſteriums uͤvergehe, und dagegen Alles, 
was die Unterhaltung und den Neubau der Kunſtſtraßen betrifft, ferner dem Min. d. J. 
gegen die zu gewährende Bedarfsſumme von 1100 Thirn. jährlich für 
jede fertige Chauſſeemeile verbleibe. 

Indem Ich daher die diesfälligen hierneben zurückgehenden Beſtimmungen im 
Ganzen genehmige, ſetze Ich voraus, daß Sie, der Finanz-Min., den durch die feſtgeſetzte 
Unterhaltungsſumme für 1828 gegen den Reinertrag mehr erforderlichen Bedarf zu 
beſtreiten vermögen und bei dem Ueberſchlage auch darauf Ruͤckſicht genommen ſein wird, 
daß mehrere Chauſſeen auf Actien errichtet ſind, und noch von den Unternehmern erhalten 
werden müffen, daß hiernach die Etats-Regulirung pro 1828 ftattfinde. 

Berlin, den 28. Okt. 1827. Friedrich Wilhelm. 

An die Staatsminiſter von Schuckmann und von WI ob, N 
(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. f. H., F. u. Bauweſen, betr. die Verhand⸗ 
lungen wegen Feſtſtellung der Reſſortverhältniſſe der Min. d. J. u. d. Fin. in 
Anſehung der Chauſſee-Verwaltung sign. Organiſation; Geſchäftskreis, A. 
Abth. I. Fach 1. Nr. 5.) 

Mit Bezug hierauf erging das C. R. der K. Min. d. J. (v. Schuckmann) 
und d. Fin. (v. Motz) v. 19. Nov. 1827 an ſämmtliche K. Regierungen: 

Des Königs Maj. haben mittelſt Allerh. K. O. v. 28. v. M. zu beſtimmen geruht, 
daß die Verwaltung der Einnahmen von den aus K. Kaſſen unterhaltenen Chauſſeen mit 
dem 1. Jan. k. J. zum Reſſort des Finanz: Min. übergehen, daß dagegen Alles, was die 
Unterhaltung und den Neubau der Kunſtſtraßen betrifft, auch ferner dem Reſſort des Min. 
d. J. verbleiben ſoll. 5 ö 
Ju Folge dieſer Allerh. Beſtimmungen wird der Provinzial-Steuer-Diereftor die | 


) G. S. 1817. S. 304. 
) G. S. 1819. S. 2. ` 
) G. S. 1825. ©. 151. ö 
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Adminiſtration des Chauffeegeldes im dortigen Reg. Bezirke mit dem gedachten Zeitpunkte 

übernehmen, und die K. Reg. hierdurch veranlaßt, die bisherigen Funktionen, in Bezug 

auf dieſen Geſchäftszweig nur noch bis Ende bieten Jahres fortzuführen, dem Provinzial⸗ 

Steuer-Direktor aber den Chauſſee-Verwaltunge-Etat und alle betr. Akten, Nachwei⸗ 

ſungen und ſonſtige Nachrichten zu übernehmen: die Einnahmen ohne Unterſchied, werden 

durch die Provinzial-Steuer-Verwaltung eingezogen und verrechnet; von den Ausgaben 

| läßt dieſelbe dagegen nur alle diejenigen leiſten, welche für die eigentliche Erhebung des 

| Chauſſeegeldes beſtimmt find, namentlich alſo: die Gehälter und Tantiemen der Einnehmer. 

a die Wartegelder der durch die Verpachtung außer Dienft gekommenen Erheber, die 

| Koften für Erleuchtung der Barrieren, für Schreib- und Druckmaterialien, jerner die an 

Kommunen und Privatperſonen zu leiftenden Antheile am Chauflcegelde, oder die dafür 

gewährten fortlaufenden Entſchädigungen und endlich die Zinſen und Amortifationdbes 

träge von den für Chauſſeebauten angeliehenen Kapitalien. ku 2 

Die Auffichtöfoften dagegen, als die Löhne, Wohnungs-Entſchädigungen und für 

Bekleidung der Chauſſeewärter, wie ſolche unter der Abth. B. des Verwaltunge-Etats 

aufgeführt ſtehen, find von der K. Reg. auch ferner zu zahlen und am 1. mF S, an 

der General-Staatskaſſe gegen ſummariſche Quittung anzurechnen, worüber das Nähere 

durch das Min. des J. noch bekannt gemacht werden wird. Die bauliche Unter— 

haltung der Chauſſee-Einnehmer-Häuſer verbleibt ebenfalls der K. Reg, und dieſelbe hat 

wegen der dadurch entſtehenden Ausgaben, ſo wie wegen der Koſten der Unterhaltung der 

Chauſſeen ſelbſt und der Wärter-Gebäude das Weitere von dem Min. des J. zu gewärtigen. 

Die unter Abth. A. aufgeführten Tantiemen der kontrollirenden Beamten bleiben 

| unverausgabt. Wegen der in dieſer Beziehung erfolgten Abänderung der bisherigen 
| Beſtimmungen, wird der K. Reg. ebenfalls noch das Nähere eröffnet werden. 

Da die Ausfertigung der Reg. Hauptkaſſen-Etats pro 1828 ſchon zu weit vorge— 
ſchritten ift, um in denſelben die Ueberſchüſſe aus der Chauſſee-Verwaltung noch abſetzen 
zu können, ſo iſt der Betrag derſelben in der Rechnung für das folgende Jahr unter der 
Bemerkung als Ausfall gegen den Etat nachzuweiſen, daß die Ueberſchuͤſſe unter denen der 
| indirekten Steuern mit zur Verrechnung und Ablieferung kommen. 
| Die Anftellung der Chauſſeegeld-Einnehmer und die Entſcheidung über die Art 
| der Verwaltung der Geld-Einnahme reſſortirt ausſchließlich vom Finanz Min. und der 
demſelben untergeordneten Prov.-Steuer-Direktoren mit der Maaßgabe jedoch, daß die 
angeſtellten Einnehmer oder Pächter gleichzeitig auch auf die Wege-Polizei zu achten, und 
in dieſer Beziehung auch die Aufträge der Wege-Polizeibehörde, jo weit dies mit ihrem 
| Hauptgefchäft verträglich, zu übernehmen haben. Andererſeits liegt es auch den Chauſſee— 
1 Auſſichtsbeamten, und insbeſondere den Chauſſee-Condukteuren und Wegebau-Inſpektoren 
| ob, innerhalb ihrer Aufſichtsbezirke ſich nach den Aufträgen des Finanz Min. oder Prov. 
| Steuer⸗Direktors der Kontrolle der Chauſſeegeld-Einnahme, und andern hierher einſchla— 
genden Geſchäften ohne beſondere Remuneration zu unterzichen. 

Bei Unterſuchung und Beſtrafung der Defraudationen und Kontraventionen ſcheidet 
IM das Reſſort ſich nach Maßgabe der vorhergehenden Beſtimmungen dergeſtalt, daß Defrau— 
H dationen der Einnahmen zum Reſſort des Finanz: Min., Kontraventionen gegen polizei: 

liche Vorſchriften aber zum Wirkungskreiſe des Min. des J. gehören. 

Ueber die nach Vorſtehendem eintretenden Veränderungen hat die K. Reg. beilie— 
) gende Bekanntmachung (Anl. a.) durch das Amtsblatt publiziren zu laffen. 
Berlin, den 19. Nov. 1827. 
| Der Minifter des Innern. Der Finanz-Minifter. 
| v. Schuckmann. v. Motz. 


Anlage a. 
d Bekanntmachung. 

Des Königs Maj. haben mittelſt Allerh. K. O. v. 28. v. M. zu beſtimmen geruht, 
daß die Verwaltung der Einnahmen von den aus Königl. Kaſſen unterhaltenen Chauſſeen 
mit dem 1. Januar k. J. zum Reſſort des Fin. Min. übergehen, und dagegen Alles, was 
die Unterhaltung und den Neubau der Kunſtſtraßen betrifft, auch ferner dem Reſſort des 
Min. des J. verbleiben ſoll. 

In Folge dieſer Allerh. Beſtimmung wird der Provinzlal-Steuerdirektor zu N. N. 
W die Verwaltung der Chauſſeegeld-Einnahmen im Reg.⸗Bez. zu N. N. übernehmen, für 

dieſen Geſchäftszweig ganz in Stelle der Reg. treten, und die Verwaltung deſſelben den 
beſtehenden Geſetzen und Anweiſungen gemäß führen, und durch die ihm untergeordneten 
Haupt⸗Steuer- und Zollämter führen laſſen. Die Chauſſeegeld-Einnehmer find denſelben 
untergeordnet, die für den Aufſichtsdienſt angeſtellten Chauſſeebedienten aber bleiben der 
Reg. ſubordinirt. Berlin, den 19. Nov. 1827. 

Der Min. des J. Der Finanz-Min. 
| v. Schuckmann. v. Motz. 
(A. XI. 884. — 4. 13.) 


| 
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Dazu: 

a) C. R. des K. Min. des Inn. (v. Schuckmann) u. d. Fin. (v. Motz) 
v. 24. Mai 1828 an die K. Reg. zu Marienwerder und zur Nachachtung an 
ſämmtliche übrige K. Reg. und die Provinzial-Steuerdirektorien. Fonds, aus 
welchen die Koſten der Ausſtattung der Lokale der Chauſſee— Einnehmer mit un⸗ 
beweglichen Inventarien-Stücken, ingleichen die Miethe für jene Lokalien zu 
beſtreiten. | 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ver. v. 23. Jan. d. J. hierdurch eröffnet, daß in 
Betreff der darin ad 1 und 2 in Antrag gebrachten näheren Beſtimmung, aus welchen 
Fonds die Koſten der Ausſtattung der Lokale der Chauffeegeld- Einnehmer mit unbeweg— 
lichen Inventarienſtücken, ingleichen die etwaige Miethe für jene Lokale zu beſtreiten ſein 
dürften, zuvörderſt unterſchieden werden muß. zwiſchen den älteren Chauſſeen, auf welchen 
die Hebung der Chauſſeegelder bereits eingerichtet iſt. zwiſchen den eben fertig gewordenen, 
worauf die Hebung erſt eingerichtet werden ſoll, und zwiſchen den im Bau begriffenen und 
künftig zu bauenden Chauſſeen. Was die älteren Chauficen betrifft, jo wird die Erbauung 
und Ausſtattung von Chauſſee-Einnehmerſtellen, wenn dergleichen noch nicht vorhanden 
waren, vom Finanz-Min., die Unterhaltung aber vom Min. des 3. bewirkt werden. Bei 
den eben fertig gewordenen Chauſſeen kommt es darauf an, ob die Mail ⸗Anſchläge auf den 
Bau der Chauſſeeſtellen mit gerichtet, oder doch von der Bauſumme noch ſoviel übrig iſt, 
um wenigſtens die Koften der Ausſtattung der gemietheten Lokale mit unbeweglichen In— 
ventarienſtücken daraus zu beftreiten, in welchem Falle dies geſchehen muß. Iſt dies nicht 
der Fall, ſo wird der Bau neuer Hebeſtellen oder die Ausſtattung derfeiben, imgleichen die 
Zahlung der etwanigen Miethe aus dem Fond des Finanz⸗Min. beftritten werden müſſen. 

Hinſichts der im Bau begriffenen oder künftig zu bauenden Chauſſeen aber muß der 
Anſchlag gleich mit auf die Erbauung und Ausſtattung der Hebeſtellen gerichtet, und wo 
dies nicht geſchehen ſein möchte, noch durch Nach-Anſchläge dieſem Mangel abgeholfen 
werden. In dieſem letzteren Falle hat die K. Reg jedoch mit der Prov. Steuer-Direktion 
über die nothwendige Anzahl und die Stellung der Einnehmer-Häuſer Rückſprache zu 
nehmen. Bei der Veranſchlagung neuer Chauſſee-Anlagen ſind die Anſchläge von den 
Einnehmer-Häuſern nicht mit dem geſammten Bau-Projekt zuſammenzufaſſen, fondern 
abgeſondert dieſem letzteren beizufügen, damit das Min des J. mit dem der Fin. über den 
Bauplan und den Koſtenbetrag für ſolche Häuſer berathen kann, ohne die Feſtſtellung des 
ganzen Bauplans dadurch aufzuhalten. 

In den Fällen, wo es vorgezogen wird, das zur Wohnung des Einnehmers und zur 
Hebeſtelle erforderliche Lokal zu miethen, erfolgt der Mieths-Betrag nicht aus dem Chauſſee— 
Unterhaltungs-Fond, ſondern aus dem Fond des Finanz-Min. ꝛc. 

(Acta gen. des K. Fin -Min., Abth. f. H., F. u. Bauweſen, A. J. . Nr. 5.) 


b) C. R. des K. Min. des J. (Beuth) v. 28. Juni 1828 an ſämmtl. 
K. Reg. Reſſort der Regierungen rückſichtlich der baulichen Unterhaltung und 


Feuer: Verſicherung der Chauſſee-Einnehmer-Häuſer. 

Nach einer Seitens des K. Fin. Min. hierher mitgetheilten Anzeige der Prov. 
Steuer⸗Direktion zu Münfter, hat die K. Reg. es abgelehnt, die Feuer-Verſicherungs-Bel⸗ 
träge von den Chauſſeehäuſern und die Koſten der desfallſigen Abſchätzung zu übernehmen. 

Nach der, die Reſſort-Verhältniſſe der Chauſſee-Verwaltung betr. C. V. v. 19. Nov. 
v. J., verbleibt die bauliche Unterhaltung der Chauſſee-Einnehmerhäuſer den Reg, welche 
dieſelbe aus dem Chauſſee-Unterhaltungs-Fond zu bewirken haben. Hieraus fol gt, daß 
die Koſten eines nothwendig werdenden Neubaues, da, wo ſchon dergl. Häufer vorhanden 
ſind, und es nicht etwa darauf ankommt, bisher nicht beſtandene Einnehmer— Etabliſſements 
zu errichten, ebenfalls aus dem Unterhaltungs⸗ Fond erfolgen müſſen, und daß dieſer Fond, 
mithin auch die Brand-Verſtcherungs-Beiträge, und die ſonſtigen, etwa durch die Verſiche— 
rungsſumme dem Unterhaltungs-Fond zufließt. 

Hiernach hat ſich die K. Reg. zu achten. Zugleich wird derſelben bemerfiich gemacht, 
daß in mehreren Reg. Bezirken die Ausſcheidung der Chauſſeeg eld-Einnehmer⸗ und Wär⸗ 
tergebäude aus dem Feue-Societäts-Verbande genehmigt iſt, weil fie gewöhnlich wegen 
ihrer Bauart, iſolirten Lage und ſorgfältigeren Beaufſichtigung, der Feuersgefahr weniger 
ausgeſetzt ſind. Die K. Reg. wird autoriſirt, hiernach ebenfalls zu verfahren, in ſofern 
nicht beſondere örtliche Umſtände in einem oder dem anderen Falle, die Fortdauer der 
Verſicherung beſonders rathſam machen. (A. XII. 545, — 2. 157.) 


X. Hiernächſt verordnete die (an den Staatsminiſter von Schuckmann 
gerichtete) K. O. v. 11. Sept. 1830 die Trennung des Min. des Innern in 
zwei Abtheilungen, deren eine, unter der Benennung: „Miniſterium des 
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Innern und der Polizei“ dem zum Staatsminiſter ernannten Regierungs— 
Präſidenten Frhrn. von Brenn übertragen, die andere, unter der Benennung: 
„Miniſterium des Innern für Handels- und Gewerbe-Angelegen— 
heiten“ dem Staatsminiſter von Schuckmann belaſſen wurde. Die Bau— 
ſachen wurden dieſer letzteren Abtheilung überwieſen. 

Die K. O. v. 11. Sept. 1830 lautet dahin: 

Schon länger bin Ich beſorgt geweſen, daß die Maſſe der Ihnen obliegenden Ge— 
ſchäfte und die durch die eingetretenen Verhältniſſe erhöhte Dringlichkeit mehrerer derſelben, 
der gänzlichen Wiederherſtellung Ihrer erſchütterten Geſundheit hinderlich fein werde ꝛc. 
Ich habe daher um fo lieber Ihren mir bekannt gewordenen Wunſch einer Geſchäfts-Er— 
leichterung durch Entbindung von dem einen ſchnelleren Betrieb und unaufſchiebbare An— 
ſtrengungen erfordernden Zweigen Ihres Min. erfüllt, und beſchloſſen, die erfte Abtheil. 
Ihres Min., nämlich die Verwaltung der allgemeinen Innern-, Militair-, Hoheits⸗, 
Lehns⸗, Inſtituten⸗ und Feuer-Societäts-Angelegenheiten, der Gefangenen-Anſtalten, 
Korporations- und Kommunal-, Armen- und Juden-Sachen ferner der eigentlichen Poli— 
zei, ſo wie der ſtädtiſchen Angelegenheiten, in ein beſonderes Departement, unter der Be— 
nennung: „Miniſterium des Innern und der Polizei“ zu vereinigen, und daſſelbe dem 
bisherigen Reg. Präſid., Frhrn. v. Brenn, den ich zum Staatsminiſter ernannt habe, 
zu übertragen. Ihrem Reſſort werden dagegen verbleiben: die Regulirung der qutäherr: 
lich⸗ bäuerlichen Berhältniffe und der Gemeinheits-Aufhebungen, die Handels- u. Gewerbe— 
Angelegenheiten, die Bauſachen, das Bergwerks-, Hütten- und Salinenweſen, das ſtatiſtiſche 
Bureau, die allgemeine Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt, ſo wie die ritterſchaftlichen Kredit— 
Vereine, und dieſe ſämmtlichen Gegenſtände unter der Benennung: „Miniſterium des 
Innern für Handels- und Gewerbe-Angelegenheiten“ in der bisherigen Art ferner von 
Ihnen verwaltet werden. 

Der Frhr. v. Brenn wird ze. jenen Beſtimmungen gemäß das Weitere wegen 
Theilung der Bureaux und der ſonſt nothwendig werdenden Detail-Beſtimmungen mit 
Ihnen verabreden und reguliren ꝛc. (A. XIV. 715. — 4.1.) 

Mit Bezug hierauf erging folgende amtliche Bekanntmachung in der Allg. 
Preuß. Staatszeitung und den Regierungs-Amtsblättern. 

Des Königs Maj haben für folgende bisher zum Reſſort des Min. des J. gehörige 
Gegenſtände, als: ) b 

die Handels- und Gewerbe-Angelegenheiten, ) 
das Bergwerks-, Hütten» und Salinenweſen und die Regulirung der gutöherr: 
lich⸗bäuerlichen Verhältniſſe und der Gemeinheits-Aufhebungen, | 
die Bildung eines beſonderen Miniſterial-Departements unter der Benennung: 
„Miniſterium ves Innern für Handels- und Gewerbe-Angelegenheiten“ 
zu beſtimmen geruht, von welchem auch 
die Ober-Bau-Deputation, 
das ſtatiſtiſche Bureau und 
die General-Direftion der Allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt, fo wie 
die ritterſchaftlichen Kreditvereine 
reſſortiren werden. , 

Die Leitung dieſes Miniſterial⸗-Departements verbleibt, der Allerh. Beſtimmung 
gemäß, dem Herrn Staatsminiſter v. Schuckmann. 

Die Verwaltung der anderen, zum bisherigen vereinten Reſſort der Min. des Innern 
gehörigen Gegenſtände, als namentlich: 

der allgemeinen Innern-⸗, Kommunal-, Militair-, Hoheits-, Lehns⸗, Inſtituten⸗ 

und Korporations-Angelegenheiten, 
ferner: 

der eigentlichen Polizei, ſo wie 

der ſtändiſchen Angelegenheiten, 
ſoll hingegen unter Benennung: 

„Miniſterium des Innern und der Pollzei“, 

ein zweites Miniſterial⸗Departement bilden, zu deſſen Leitung Seine Maj. den bisherigen 
Präsidenten der K. Reg. zu Merſeburg, Frhrn. v. Brenn, zu berufen und denſelben zum 
Staatsminiſter zu ernennen geruht haben. (A. XIV. 717. — 4. 2.) 

XI. Die völlige Abtrennung der den Handel und das Fabrikweſen, nebſt 
dem dahin zu rechnenden Theile des Bauweſens betreffenden Angelegenheiten 
von dem K. Min. des J. und deren Ueberweiſung an das K. Fin anzmini— 
ſterium, bei welchem dafür eine beſondere Abtheilung für den Handel 


und das Fabrikweſen, unter der Leitung des wirklichen Geh. Ober-Regie— 
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rungsraths Beuth, gebildet wurde, erfolgte hiernächſt durch die K. O. vom 
28. April 1834, welche zugleich beſtimmte, daß der Betrieb der Chauſſee— 
bauten und deren Unterhaltung, in ſoweit fie aus Staatsmitteln beſtrit— 
ten werden, dem wirklichen Geh. Ober-Finanzrath und Präſidenten Rother, 
als Chef der Seehandlung, durch deren Fonds dieſe Bauten fernerhin zu betrei— 
ben, unabhängig von der Ober-Bau-Deputation, zu überweiſen. 

Die K. O. v. 28. April 1834 lautet dahin: 

Ich habe den Etaatö-Min. v. Schuckmann in Betracht ſeines vorgerückten Alters zur 
Erleichterung feiner Geſchäftsfuͤhrung von der ſpeziellen Leitung feiner bisherigen Verwal— 
tung entbunden und ſeine Amtswirkſamkeit auf die Theilnahme an den Arbeiten des 
Staats-Min., des Staatsraths uud. der unter dem Vorſitze Meines Sohnes des Kron— 
prinzen, Königl Hoheit, angeordneten Kommiſſton für die provinzial-ſtändiſchen Angele— 
genheiten, beſchrankt. Das hierdurch erledigte Miniſterium habe Ich dem Staatsmin. 
Freih. v. Brenn aufgetragen, jedoch von der Gewerbe-Polizei diejenigen Angelegenheiten, 
welche den Handel und das Fabrikweſen, nebſt dem dahin zu rechnenden Theile des Bau⸗ 
weſens betreffen, getrennt 195 ſolche in Rückſicht ihrer weſentlichen Beziehung auf die in— 
direkten Staatsabgaben und ihrer Verbindung mit den Zoll-Vereinen, zugleich mit dem 
Bergwerks-, Hütten- und Salinenweſen und mit der Aufſicht auf die Verwaltung der 
Porzellan-Fabrikation, dem Fin. Min. beigelegt, bei welchem dieſe Angelegenheiten in 
zween beſondern Abtheilungen, die eine fuͤr den Handel und das Fabrikweſen, unter der 
Leitung des wirft. Geh. Ob.-Reg.-Raths Beuth, die andere für das Bergwerks-, Hütten 
und Salinenweſen unter der Leitung des Ober-Berghauptmannd Gerhard werden bear— 
beitet werden. Die Ober-Bau-Deputation bleibt beiden Miniſterien untergeordnet. Den 
Betrieb der Chauſſeebauten und deren Unterhaltung, in ſoweit ſie aus Staatsmitteln 
beſtritten werden, habe Ich dem wirkt. Geh. Ob.-Finanzrath und Präſid. Rother, als 
Chef der Seehandlung, durch deren Fonds die Bauten fernerhin betrieben werden ſollen, 
unabhängig von der Ober-Bau-Deputation, anvertraut und eine nähere Anordnung die— 
ſerhalb vorbehalten. Das ſtatiſtiſche Büreau ſoll für jetzt, und fo lange der wirkl. Geh. 
Ob.-Reg.-Rath Hoffmann demſelben vorſteht, dem geſammten Staats-Min. untergeord— 
net fein. Das hierdurch erledigte Min. des Staats-Min. Freih. v. Brenn habe Ich, mit 
Ausſchluß der Hoheitö-, Lehns- und Stiftsſachen, welche derſelbe in ſein nunmehriges 
Miniſterium mit hinüber nimmt, dem Reg-Präſid. v. Rochow in Merſeburg, den Ich zum 
Staate-Min. und Min. des J. u. d. P. ernannt habe, verliehen. Das Staats-Min. hat 
wegen der Einfuhrung deſſelben das Erforderliche zu veranlaſſen. 


Berlin, den 28. April 1834. | 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 
An das Staats-Miniſterium. 


In Verfolg dieſer K. O. erging hiernächſt die u v. 17. Mai 
1834 zur künftigen Verwaltung der Kunſtſtraßen !): 


Nachdem Ich durch Meine Verf. v. 28. v. M. den Bau neuer und die Unterhal— 
tung der ſchon beſtehenden Chauſſeen, in ſoweit Beides aus Staatsmitteln erfolgt, dem Chef 
des Seehandlungs-Inſtituts, Wirkl. Geh. Ober-Fin. Rath und Präſtd. Rother, übertra— 
gen habe, ſo beſtimme Ich, daß dabei folgende Grundſätze in Anwendung kommen ſollen. 

Reſſort⸗Verhältniſſe. Wege-Beamte. 

8. 1. Bei dem Neubau und der Verwaltung der Chauſſeen werden den Chef des 
Seehandlungs⸗Inſtituts alle Befugniffe zuſtehen, welche bisher der Min. des J. für H. 
G. u. Bauweſen gehabt hat. 

8. 2. Die Regierungen und die übrigen Provinzial-, fo wie die Lokal-Behörden 
ſind demgemäß verpflichtet, den in dieſer Beziehung an ſie ergehenden Anforderungen des 
Chefs des Seehandlungs-Inſtituts zu entſprechen. 

8.3. Die Wege- und Ober-Wegebau-Inſpektoren, die Wegebaumeiſter und die 
Wegewärter ſind ihm untergeordnet und werden von ihm angeſtellt. Bei dergl. neuen 
Anſtellungen werden die Wegebaumeiſter und die obern Wegebau-Beamten in der Regel 
aus der Zahl der geprüften und dazu als fähig anerkannten Techniker, welche ſich bereits 
eine praktiſche Erfahrung erworben haben, die Wegewärter aber, ſoweit es thunlich iſt, aus 


1) Dieſe Inſtruktion wird zur Vollſtändigkeit der Ueberſicht hier im unge trennten 
Zuſammenhange gegeben, und betreff. Orts darauf Bezug genommen und zu— 
ruͤckverwieſen werden. Das Publik. der K. Seehandlung v. 23. Febr. 1824 wegen 
Errichtung eines Chauſſee-Bau-Komptoirs (A. VIII. 281. — 1. 155.) iſt hiernach 
von keiner weiteren Bedeutung. 
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noch tüchtigen, mit dem Civil-⸗Verſorgungsſchein verſehenen Invaliden gewählt. Diejeni⸗ 
( gen Techniker, welche fich bei der Wege-Verwaltung durch Kenntniß, Rechtlichkeit, Umſicht 
d und Dienſtbefliſſenheit auszeichnen, ſollen auf Empfehlung des Chefs des Sechandlungss 
g Inſtituts, nach Maßgabe ihrer Qualifikation, auch zu andern Baubedienungen befördert | 
D werden. 6 a 
I 8.4. Imgleichen haben die Wegegeld-Einnehmer, in ſoweit fie durch ihre Dienſt⸗ 
4 Inſtruktion zur polizeilichen Mitaufſicht der Kunſtſtraßen verpflichtet find, die durch die 
Wegebau⸗Beamten an fie gelangenden Beſtimmungen des Chefs des Seehandlungs-Inſti— 
tuts zu befolgen. 

Wahl der zu bauenden Straßen. 


8.5. Bei dem Neubau iſt insbeſondere auf die baldmöglichſte Vollendung der mit 

Meiner Bewilligung bereits angefangenen Straßenzüge Nüdficht zu nehmen. Vorzugo⸗ 

weiſe aber müſſen unter den ſchon im Bau begriffenen Chauſſeen diejenigen gefoͤrdeit 
| werden, welche für das kommerzielle und gewerbliche Intereſſe von Wichtigkeit find. 

8.6. Anträge und Vorſchläge der Provinzial, Kommunal- und anderer Behörden, 

/ wegen der fernerweit zu bauenden Kunſtſtraßen, find an den Chef des Seehandlungs-In— 

ſtituts zu richten, welcher ſtch nach vorheriger Prufung, mit den Miniſtern des Krieges und 

der Finanzen darüber zu berathen und nach den Reſultaten dieſer Berathung, den Bau: 

plan des nächſten Jahres zu Meiner unmittelbaren Genehmigung vorzulegen hat. Der 

u Bau ſolcher neuen Straßen muß jedoch theils von der Vollendung der bereits angefan— 

H genen Chauſſeen, theils von den dazu dioponibel zu machenden Geldmitteln abhängig 

0 bleiben. | 
Ausführung der Neubauten. 


8.7. Bei dem Neubau der Chauſſeen iſt mit möglichſter Sparſamkeit zu Werke zu 
gehen, und jeder unnüße Koſten-Aufwand zu vermeiden. 

8. 8. Es dürfen jedoch die Erſparniſſe nicht in ſchlechter Arbeit geſucht, vielmehr 
müſſen die weſentlichen Theile der Chauſſeen durchaus tüchtig und dauerhaft hergeſtellt 
werden. Beſonders muß auf eine angemeſſene Stärke der Steinbahn, auf einen ſtandfeſten 
Bau der Brücken und Durchläſſe und auf die Vermeidung von bedeutenden Steigungen 
gehalten werden. 

8. 9. Dagegen iſt mit Berückſichtigung der Lokal-Verhältniſſe und des vorhandenen 
Bedürfniſſes die zum Theil überflüſſige Verbreitung des Weges, beſonders auf den Verbin— 
dungsſtraßen, zu beſchränken, das Terrain mit möglichſter Vermeidung bedeutender Erd— 
arbeiten ohne Rüͤckſicht auf ſtrenge Beibehaltung gerader Linien ſorgfältig zu wählen, bei 
a großen Dammſchüttungen und bei den Brückenanlagen, welche eine ungünftige Stelle 
| haben, auf eine Verlegung und die Erfparung eines theuern Grundbaues Bedacht zu neh: 
A men, bei Errichtung der Einnehmer- und Wärterhäufer, bei den Meilenſteinen, bei der 
Raſen⸗ und Grabenarbeit und bei allen Nebenarbeiten nicht über das dringende Bedürf— 
niß hinauszugehen. | 

8. 10. Unter dieſen Mopdififatlonen ift die von dem Min. des J. für H., G. und 
Bauweſen unterm 6. April d. 3. ergangene, zum Druck beförderte Anweiſung zum Bau 
und zur Unterhaltung der Kunſtſtraßen in Anwendung zu ſetzen. 

8. 11. Es muß ferner auf eine wohlfeile Verdingung, fei es des ganzen Baues oder 
einzelner Theile deſſelben, geſehen, und eine Ausführung auf Rechnung oder Tagelohn 
bh nur auönahmömeile nachgegeben werden. 

N 8. 12. Dabei ift überall die ftrengfte Aufſicht und Kontrolle zu führen. Beamte, 
welche ſich Veruntreuungen zu Schulden kommen laſſen, oder durch ihre Nachläffigfeit dem 
Il Bau Schaden zufügen, müſſen fofort entfernt und ohne Schonung der Ahndung des G. 
| überlaſſen werden, dürfen ſich auch auf eine Wiederanſtellung keine Hoffnung machen. 

8. 13. Eine weſentliche Erſparniß läßt ſich weiter vor einer rafchen Förderung des 
Baues und von einer prompten Bezahlung der geſchehenen Leiſtungen erwarten, weil 
dadurch die Aufſichts⸗ und Adminiſtrationskoſten vermindert und übertriebene Forde— 

| rungen der Entrepreneurs, Lieferanten, Handwerker und Arbeiter vermieden werden. 
d 8. 14. Auch die bisher ſehr anſehnlich geweſene Ausgabe für die Grund- und 
| Nutzungs⸗Entſchädigung muß ein Gegenſtand beſonderer Aufmerkſamkeit ſein, und mit 
] Hilfe der landräthlichen Aemter und Kommunal-Vorſtände, hen vor Einleitung des 
Baues daruber mit den Eigenthümern ein Abkommen getroffen werden. Völlige 
oder theilweiſe Verzichtleiſtung auf Grundentſchädigung ſoll bei der Genehmigung 


1 5 Chauſſee-Anlagen oder bei der Wahl der Richtung derſelben beſonders berückſichtigt 
erden. 


Unterhaltung der Chauſſeen. 


8. 15. Auf die Unterhaltung der Chauſſeen, welche bisher noch manches hat ver— 
miſſen laffen, muß die größte Sorgfalt verwendet werden. Sie erreichen ihren Zweck nurn — 
dann, wenn ſie fortwährend in gutem Stande erhalten werden. 
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8. 16. Bei der Straßen-Unterhaltung treten im Allgemeinen dieſelben Grundjäge 
der Sparſamkeit und einer tüchtigen Ausführung ein, welche oben für den Neubau gegeben 
worden ſtud. d 

Die Straßen muͤſſen zum öftern, beſonders im Frühjahr und Herbft, unterſucht, und 
zur Vermeidung eines größern Schadens in Zeiten Vorbereitungen zur Verbeſſerung der 
ſich zeigenden kleinen Mängel getroffen, auch die Wegemärter ſtrenge zur Arbeitſamkeit 
angehalten werden. e 

Geldmittel. 


8.17. Zum Neubau find zunächſt die für das laufende Jahr dazu auf die 
General-Staatskaſſe angewieſenen Gelder zu verwenden. Für das Jahr 1835 und die 
folgenden Jahre ſollen dazu jährlich 500,000 Thlr. auf das Ordinarium dieſer Kaſſe 
gebracht und in regelmäßigen Quartal-Raten an das Seehandlungs-Inſtitut abgeführt 
werden. ö 

8.18. Es werden dem Chef des Seehandlungs-Inſtituts zur Unterhaltung der 
Chauſſeen die erforderlichen Gelder nach dem bisherigen jährlichen Durchſchnittsſatz zur 
Dispoſition geſtellt, und nach der Oh ergebenden Vergrößerung der Chauſſee-Meilenzahl 
vermehrt. 

8.19. Da indeſſen nach den Mir vorgelegten Ueberſichten dieſe Geldmittel nicht 
hinreichen, um den Neubau der angefangenen und die Inſtandſetzung der ſchon vorhan— 
denen Chauſſeen, welche ſich zum Theil in einem ſchlechten Zuſtande befinden, ſo raſch zu 
fördern, als es der Zweck erheiſcht, ſo hat das Seehandlungs-Inſtitut mit Benutzung ſeiner 
Fonds und ſeines Credits den Mehrbedarf zu beſchaffen. Die Vorſchüſſe, welche das 
Inſtitut dadurch leiſtet, werden demſelben aus den zum Neubau und zur Chauſſee-Unter— 
haltung ausgeworfenen Etatsſummen ſucceſſide erſetzt und bis dahin mit fünf vom Hun— 
dert verzinſet. Ueber die Zinſen iſt dem Finanzminiſter am Schluß eines jeden Jahres 
ein beglaubigter Extrakt aus den Seehandlungsbüchern vorzulegen, auf deſſen Grund der 
Betrag zur Zahlung im folgenden Jahre auf das Extraordinarium der General-Staats— 
kaſſe ſofort angewieſen wird. Findet der Finanzminiſter die fortlaufende Verzinſung der 
ſolchergeſtalt vorgeſchoſſenen Gelder nicht ongemeſſen, ſo ſteht es ihm frei, ſolche der See— 
handlung aus disponibeln Mitteln zurückzuzahlen. g | 

Chauſſee-Bau⸗Kaſſe. 

8. 20. Zur beſſern Ueberſicht Ur bei dem Seehandlungs-Inſtitut eine beſondere 
Chauſſee-Bau⸗Kaſſe einzurichten, welche ihre Einnahmen theils aus der GeneralF-Staats— 
Kaſſe, theils aus der Haupt-Seehandtungs-Kaſſe bezieht, und dagegen den Reg.-Haupt— 
Kaſſen, ſoweit deren Mitwirkung für nöthig erachtet wird, und den Spezial-Baukaſſen die 
zum Bau erforderlichen Gelder übermeijet, auch die Ausgaben für die Central-Verwaltung 
der Chauſſeen zu beſtreiten hat. ö 

Weggeld-Einnahme. 

8. 21. Die Beſtimmung und Erhebung der Wegegelder verbleibt dem Finanzmini— 
ſterio, von welchem auch die Beſetzung und Beaufſichtigung ber Geld-Einnehmerſtellen 
reſſortirt. Ueber die Stellen zu den neu zu erbauenden Häuſern für die Wegegeld-Ein— 
nehmer hat ſich der Chef des Seehandlungs-Inſtituts demgemäß mit dem Finanzminiſter 
zu einigen. 

Central-Bureau. 

8. 22. Das für die Central-Verwaltung erforderliche Perſonal hat der Chef des 
Seehandlungs-Inſtituts theils aus von ihm zu wählenden Technikern, theils aus dazu 
geeigneten Adminiſtrationsbeamten zuſammenzuſetzen, und den Etat zu deſſen Beſoldung, 
ſowie zu den Centra-Ausgaben, Mir zur Genehmigung vorzulegen. Von dieſer Central— 
behörde empfaͤngt die Chauſſee-Baukaſſe ihre Anweiſungen. ö 

8.23. Damit der Chef des Seehandlungs-Inſtituts im Stande ſei, Meine ihm 
ertheilten Vorſchriften in ihrem ganzen Umfange und ohne Zeitverluſt zu erfüllen, bleibt 
es ihm überlaffen, ohne Mitwirkung der Ober-Baudeputat. oder anderer Behörden, jedoch 
mit Berückſichtigung der im 8. 6 enthaltenen Beſtimmung, bloß mit Hilfe feiner Eentral- 
verwaltung und der dabei angeſtellten Techniker ſelbſtſtändig den Lauf der Chauſſeen und 
die Bauweiſe zu beſtimmen, die Anſchläge zu erfordern, zu revidiren und feſtzuſetzen, die 
Ausführung des Baues in eigener Adminiſtration oder in Entredriſe einzuleiten und zu 
beaufſichtigen, die dazu erforderlichen Gelder zu verwilligen und anzuweiſen. und die Ab— 
nahme der gebauten Chauſſeen bewirken zu laſſen. Sollte jedoch in beſondern Fällen das 
Gutachten, eine Super-Reviſton oder die Feſtſetzung der Ober-Baudeputation wünſchen, 
fo hat dieſe Behörde die von ihm direkt an fie gelangenden Anfragen und Arbeiten vor— 
zugsweiſe zu fördern. Desgleichen find die Bauräthe der Regierungen und, ſoweit es die 
übrigen Dienſtgeſchäfte der Land- und Waſſerbau -Jnſpektoren zulaſſen. auch dieſe ſchuldig, 
den ihnen von dem Chef des Seehandlungs-Inſtituts in Bezug auf die Chauſſeen ertheil— 
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| ten Aufträgen zu genügen, wofür ihnen bei Reifen nur die gewöhnlichen Diäten und 

Reiſekoſten bewilligt werden. | 

| Rechnungsweſen. | 

) 8. 24 Die Rechnungen der Chauſſee-Baukaſſe wird der Chef des Seehandlungs— 
Inſtituts zur Reviſton an die Ober⸗Rechnungskammer befördern laſſen, wogegen es ihm 

| freifteht, die Spezial-Baurechnungen zur Abfürzung des Befchäftöganged nach feiner Wahl 

d auch durch einen von ihm reffortirenden, bei dem Bau nicht betheiligten Rechnungsbeam— 

J ten prüfen zu laſſen, und demnächſt die Decharge darüber zu ertheilen. 


Fiskaliſche Vorrechte der Chauſſee-Verwaltung und der Wegebeamten. 

8. 25. Das einzurichtende Central-Büreau, die davon abhängige Chauſſee-Baukaſſe 
und die zum Bau in den Provinzen befindlichen Beamten werden alle Vorrechte der fisdka— 
liſchen Stationen und Beamten, folglich auch für ihre mit dem Amtsſiegel und mit dem 
Rubrum: herrſchaftliche Chauſſee-Bauſachen, zu verſehende Korreſpondenz, ſowie für die 
Verſendung von Geldern mit der Bolt, nach den darüber beſtehenden Vorſchriften, die 
Portofreiheit zu genießen haben. 

Sämmtliche Staatöbehörden und Beamte haben, ſoweit es fie angeht, ſich nach 
gegenwärtiger Inſtruktion zu achten. 

Gegeben Berlin, den 17. Mai 1834. 

L. S 


(L. 8) 
(A. XVIII. 532. — 2. 159.) 


Mit Bezug hierauf bemerkte das C. R. des K. Fin. Min. (Maaßen) 
| v. 24. Juni 1834, an ſämmtl. K. Reg.: 


In Folge der Allerh. K. O. v. 28. April d. J., wonach der Bau und die Unter— 
haltung der ſchon beſtehenden Chauſſeen, in ſoweit beides aus Staatsmitteln beſtritten 
worden, dem Chef des Seehandlungs-Inſtituts, wirft. Geh. Ob.-Finanzrath und Präſtd. 

| Rother, übertragen worden, hat am 17. Mai d. J. eine Inſtr. zur künftigen Verwaltung 

| der Kunſtſtraßen die Allerh. Vollziehung erhalten, aus welcher der K. Reg. auszugsweiſe 
die folgenden Beſtimmungen mitgetheilt werden, um danach die Reſſort-Verhältniſſe zu 
beachten, und da das Beamten-Perſonal in Folge der unmittelbaren Mittheilung des 
Herrn Rother, bereits mit Anweiſung verſehen fein wird, ſelbige durch die Amtsblätter 
zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, nämlich 88. 1. 2. 3. 4. 6. 14 und 23. (in der Dot 
hergegangenen Inftr. enthaltend). 

Zur Nachricht für die K. Reg. ſelbſt wird nachträglich Folgendes bemerkt. 

Da die Wegebaubeamten bisher nach der verſchiedenen Begrenzung ihrer Geſchäfte 
neben den Staats⸗Chauſſeen, bald mit deren Bau und der Unterhaltung der nicht an den 
Chef des Sechandlungs-Inſtituts übergehenden Departemental-Chauſſeen, ſo wie der 
unchauſſirten Staats- und Departemental-Straßen, bald aber ſelbſt mit Landbauten als 
Dechen der Bau-Inſpektoren beſchäftigt waren; da ferner in einigen wenigen Fällen die 

Bau-Infpeftoren die Chauſſeen in ihren Bezirken mit beaufſichtigen; ſo wird durch die 

gedachte Inſtr. v. 17. Mai d. J. iu denjenigen dienſtlichen Beziehungen dieſer verſchie— 

denen Beamten, welche nicht zum Chauſſeebau und Unterhalt der Seehandlung gehören, 
nichts geändert. (A. XVIII. 539. — 2. 160.) | 


XII. Die Verbindung der Verwaltung des Handels—, Fabrik⸗ 
| und Bauweſens mit dem Finanz -Minifterium wurde indeß im Jahre 
0 1835 wieder aufgelöſt und für dieſe Angelegenheiten, zu welchen noch die 

geſammten Wege- und Chauſſee-Bau-Sachen hinzutraten, eine 
beſondere Ober-Behörde gebildet, zu deren Chef der wirkl. Geh. Ob. Fin. 
Rath Rother ernannt wurde. Es beſtimmte hierüber zunächſt die K. O. v. 
12. Jan. 1835. (an das Staats-Miniſterium): ZS 

a Die Verwaltung des Handels-, Fabrik. und Bauweſens in dem durch Meine 
Ordre v. 28. April v. J. dem Fin. Min. überwieſenen Umfange habe ich dem Wirkl Geh. 
Ob. Fin. Rath und Präſid. der Hauptverw der Staatsſchulden, Rother, unter gleich— 
zeitiger Ernennung zum Wirkl. Geh. Rathe, mit dem Prädikate »Excellenz« übertragen. 
Der Wirkungskreis dieſer Verwaltung ſoll ſich zur Vereinfachung der Geſchäfte und zur 
Beſeitigung der bisherigen Zweifel auf ſämmtliche Land- und Heerſtraßen, Kreis- und 
Bezirksſtraßen, Aktien-Chauſſeen, Kommunal-, Vicinal- und Privat⸗Wege, fo wie auf die 


en gehoͤrigen Brückenbauten und darauf einwirkende Vorfluth- Angelegenheiten, 
erſtrecken ꝛc. g 


Ree verordnete die in Verfolg deſſen ergangene K. O. v. 26. Jan. 
35. 


Friedrich Wilhelm. 
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Das Staats-Min hat die Beſtimmungen, die Ich nach Meinem Erlaß an daſſe be 
v. 12. d. M. in Beziehung auf die Verwaltung des Fin. Min. getroffen habe, in ein 
beſonderes Publikandum zuſammenfaſſen und ſolches nebſt der gegenwärtigen Ordre durch 
die G. S. zur offentlichen Keuntniß zu bringen. (G. S. 1835. S, 11.) 


Das K. Staats-Min. erließ hierauf die angeordnete Bekanntmachung 


unterm 6. Febr. 1835, in welcher es sub Nr. 2. in dieſer Beziehung 
heißt: 
Für die Verwaltung des Handels-, Fabrik- und Bauweſens, welches durch die 
Allerh. O. v. 28. April 1834 von dem Min. des J. getrennt und theils dem Fin. Min., 
theils was die Chauſſeebauten betrifft, dem Chef der Seehandlung beigelegt worden, haben 
Sr. Maj. eine beſondere Behörde gebildet und zu deren Chef den Wirkl. Geh. Rath 
Rother mit Sitz und Stimme im Staatöminifterium für die Gegenſtände dieſes Reſſorts 
zu ernennen, auch zur Vereinfachung der Geſchäfte und zur Beſeitigung der Zweifel über 
die Grenzen des Bauweſens, anzuordnen geruht, daß der Wirkungskreis dieſer Verwal— 
tung ſich auf ſämmtliche Land- und Heerſtraßen, Kreis- und Bezirksſtraßen, auf Aktien 
und ſogar Prämien gebaute Chauſſeen, Kommunal-, Vicinal- und Privatwege, ſowie auf 
die dahin gehörigen Brückenbauten und darauf einwirkenden Vorfluthd-Angelegenheiten 
erſtrecken ſoll. Der Direktor, der im Fin Min. für dieſe Geſchäfte ſeither gebildeten 
vierten Abtheilung, der Wirkl. Geh. Ob. Reg. Rath Beuth iſt in feinem bisherigen Ver— 
hältniſſe zu derſelben, namentlich in der ſpeziellen Leitung des techniſchen Gewerbe-Inſti— 
tuts, verblieben. (G. S. 1835. S. 10) 
Ein Regulativ der Miniſterien des Innern für Gewerbe-Angelegen— 
heiten, d. J. u. d. P., und der Verw. des Handels-, Fabriken- und Bauweſens 
v. 25. Febr. 1835), ordnete, wie im Eingange deſſelben ausdrücklich bemerkt 
wird, unter Königl. Genehmigung, die Reſſort-Verhältniſſe dieſer 
drei Central- Behörden noch näher. Es heißt darin, ſoweit es hier von 
Intereſſe iſt: gf. 
2c. II. Von den durch das ehemalige Min. des H. u. d. G. verwalteten Geſchäften 
übernimmt das Min. des J. für Gew.-Angel.: 
ꝛc. 3) die Bau-Polizer, ſoweit fie nicht ſchon bisher dem Min. des J. 
u. d. P., oder der Verwaltung des Handels-, Fabriken- und Bauweſens übertragen 
war und wird. , 
Dem Min. des J. für Gew. Angel. find untergeordnet: 
2c. b. die allein für den Deichbau beſtimmten Beamten ꝛc. 
III. Von den Angelegenheiten des ehemaligen Handels-Min. gehen an die Verw. 1 
des Handels-, Fabriken- und Bauweſens über: 
ꝛc. ſämmtliche Land- und Heerſtraßen, Kreis- und Bezirksſtraßen, Aktien-Chauſſeen, 
Kommunal- und Vicinal- und Privat-Wege, ſowie auch die dahin gehörigen Brückenbau— 
ten, und darauf einwirkenden Vorfluthe-Angelegenheiten; Anlagen von Eiſenbahnen, Ka— 
nälen, die ſich auf ſolche Anlagen beziehende Polizei und die davon zu erhebenden Abga— 
ben; ꝛc. die techniſchen Bildungsanſtalten für Bau-Beamte und Gewerbetreibende, die d 
Qualifikation der Baubeamten ꝛc. ſowie aller Gewerbtreibenden, für welche eine Staats— 
prüfung angeordnet ift, ſoweit die Prüfung nicht in das Reſſort der landwirthſchaftlichen 
Polizei einſchlägt, oder dieſelbe im Folgenden dem gemeinſchaftlichen Reſſort vorbehalten — 
iſt. Ferner alle nach den bisherigen Gewerbe- und Bau-Etats aus Staatsmitteln zu bewir— , 
kenden öffentlichen und Privatbauten, welche aus Staatsmitteln beftritten werden, mithin ö 


die Verwendung der Fonds zum Bau und zur Unterhaltung der Bezirksſtraßen, der Land— ü 
und Heerſtraßen, der Waſſerwerke und Leinpfade, der Kollegienhäufer, zu Vermeſſung en 
und Nivellements u. ſ. w. ke E 


Der Verwaltung des Handels, Fabriken- und Bauweſens ſind untergeordnet: 

ꝛc. b) die Bildungsanſtalten für Beamte und Gewerbetreibende; ꝛc. 

IV. Zum gemeinſchaftlichen Reſſort des Min. des J. für Gewerbe-Angelegenheiten 
und der Verw. des Handels ꝛc. gehören: 

1) ꝛc. die Anlage von Fähranſtalten, Straßen und Flußbrücken; die Qualifikation 
der einer Staatsprüfung unterworfenen Handwerker ꝛc.; 

2) die Gewerbe-Polizei-Geſetzgebung und alle allgemeinen Anordnungen über bau— 
polizeiliche oder gewerbepolizeiliche Gegenſtände, in ſofern ſte auf das Reſſort der Verwal— | 
tung des Handels, Fabriken- und Bauweſens von Einfluß find; jedoch rückſichtlich der | 
baupolizeilichen Anordnungen unter Konkurrenz des Min des J. u. d. P.; 


eet ö 
1) v. K. Jahrb. Bd. 45. S. 237., Gräffs Sammlung x. Bd. 8. S. 406. 
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3) Ufer- und Deichbauten, welche auf das Schifffahrts-Intereſſe auf öffentlichen 
Flüſſen von Einfluß ſind. A 

Dem gedachten Minifterium und der Verwaltung für Handel, Fabriken- und Bau: 
weſen gemeinſchaftlich untergeordnet ſind: 

I) die Ober-Bau-Deputation; 

2) die Regierungs-Bauräthe: 


3) die Bau⸗Kommiſſton zu Berlin, wobei das Miniſterium für Gewerbe in den zu 
deſſen Reſſort gehörenden Angelegenheiten konkurrirt ꝛc. 

XIII. Auch bei dieſer Einrichtung hatte es nicht das Bewenden. Durch 
die K. O. v. 4. April 18377), wurde der Staats-Min. Rother von der Lei, 
tung der Verwaltung für Handel, Fabrikation und Bauweſen ingleichen für das 
Chauſſeebauweſen, wieder entbunden, und beide Verwaltungen wurden nunmehr 
anderweitig dem Finanz-Miniſterium unter Leitung des Staats- und 
Fin. Min. Gr. von Alvensleben, zugewieſen, wobei zugleich beſtimmt 
wurde, daß ſie in dieſem Miniſterium beſondere Abtheilungen bilden 
ſollten. | 

XIV. Demnächſt wurde durch die K. O. v. 6. Juni 1837 die Auflöfung 
des bisherigen Miniſteriums des Innern für die Gewerbe-Ange— 
legenheiten, und mittelſt K. O. v. 13. Dec. 1837 über die Vertheilung der 
dieſem Miniſterium bisher obgelegenen Geſchäfte das Nähere angeordnet). Die 
K. O. v. 11. Jan. 18383), wies das Staats-Min. an, dieſe Allerhöchſt geneh— 
migte Vertheilung der von dem bisherigen Min. des J. für die Gewerbe-Ang. 
bearbeiteten Geſchäfts-Gegenſtände an die anderweitigen Miniſterial-Reſſorts 
durch die Geſetz-Samml. bekannt zu machen. In der hierauf erlaſſenen Be 
kanntmachung des Staats-Min. v. 17. Jan. 183847), heißt es, ſoweit es hier 
von Intereſſe: f | 

1, Es gehen von den Gegenſtaͤnden des aufzulöfenden Min. des J. für Gew. 
Ang. über: N 

2c. III. An das Fin. Min.: 

ꝛc. 2) die Leitung des geſammten, nicht von ſpeziellen Reſſorts, wie z. B. von der 
Militair- und Domainen-Verwaltung abhängigen Bauweſens, ausſchließlich der dem Min. 
des J. verbleibenden Handhabung der Baupolizei im engeren Sinne des Wortes, ſoweit 
ſolche in Ausführung der Sanitäts-, Feuerſtcherheits- und ſonſt dahin gehörenden Polizei— 
vorſchriften beſteht; ! 

3) die Eindeichungs- und Deichſocietäts-Angelegenheiten, mit Vorbehalt der Kon: 
kurrenz des Min. des J., wenn es dabei auf eigentliche Landesmeliorationen, oder im 
Allgemeinen auf die Wahrnehmung ſtändiſcher und korporativer Intereſſen ankommt. 

ꝛc. V. Die Gewerbe-Polizei. in ſoweit dabei der Geſchäftskreis des Min. des J. 
berührt wird, insbeſondere aber bei Konzeſſtonen und ſolchen gewerblichen Anlagen, welche 
mit Rückſicht auf Lage und Beſchaffenheit der Betriebsſtätten einer beſonderen Genehmi— 
gung beduͤrfen, wird künftig gemeinſchaftlich von dem Min. d. J. u. d. P. und dem Fin. 
Min. verwaltet. Wegen der dabei überwiegenden polizeilichen Rückſichten reſſortiren 
jedoch von dem Min. d. J. ausſchließlich: 

a) die Konzeſſtonen zum Betriebe derjenigen Gewerbe, bei deren Unternehmern eine 
beſondere perfönliche Zuverläſſigkeit in ſittlicher Hinſicht zur Bedingung gemacht iſt; ꝛc. 

wogegen die Aufrechthaltung aller ſonſtigen gewerbepolizeilichen Vorſchriften, die 
Leitung der gewerblich-techniſchen Lehranſtalten und Vereine, die Prüfung der Gewerb— 
treibenden und Handwerker u. ſ. w. dem Min. d. Fin. zuſtändig iſt ꝛc. 


XV. Die K. O. v. 27. März 1848 (Min. Bl. d. i. V. 1848 S. 89 Nr. 94) 
ſetzte das K. Staats-Min. von der Abſicht des Königs in Kenntniß, ein eigenes 
Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu bilden 
und beauftragte das Staats-Min, die erforderlichen Vorſchläge wegen der da— 


1) G. S. 1837. S. 40 

) Das C. R der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. Fin. (v. Alvensleben) 
v. 21. Dec. 1837. (A. XXI. 869. — 4. 1.) bringt dies zur Kenntniß. 

3) G. S. 1838. S. 10. 

) G. S. 1888. SAT: 


u 


rr 
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durch bedingten Reſſortveränderungen bei den beſtehenden Centralbehoͤrden zu 
machen. , 

Auf den in Folge deſſen erftatteten Bericht des K. Staats-Min. erging dem— 
nächſt der Allerh. Erlaß v. 17. April 1848, betr. die Bildung des Min. f. H., 
G. und öffentl. Arb., und die Feſtſtellung des Reſſorts deſſelben und des Reſſorts 
des Fin. Min. | 

Auf den Antrag des Staats-Min. beftimme Ich hierdurch was folgt: 

I. Auf das nach Meiner O. v. 27. v. M. nunmehr zu bildende Min. für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten, welches vorzugsweiſe auch den arbeitenden und gewer— 
betreibenden Klaſſen der ſtädtiſchen wie der ländlichen Bevölkerung feine Fürſorge zu 
widmen hat, gehen über: 

1) Von dem Reſſort des Fin. Min.: ſämmtliche Geſchäfte der Abth. für Handel, Ge— 
werbe und Bauweſen und der Abth. für Berg-, Hütten- und Salinenweſen; 

2) von dem Reſſort des Min. d. J.: die Gewerbe- und Baupolizei, ſoweit dieſelbe 
dieſem Min. gegenwärtig zufteht, und die geſammte landwirthſchaftliche Polizei, 
insbeſondere die obere Leitung der Regulirungen der gutoherrlich-bäuerlichen Ver— 
hältniſſe, der Gemeinheitstheilungen, der Ablöſuugen gutsherrlicher und anderer 
Reallaſten, der Vorfluths- und Fiſcherei⸗Polizeiſachen, aller Anſtalten zur Befoͤr⸗ 
derung der Landwirthſchaft, einſchließlich der Koͤnkurrenz bei dem unter der Leitung 
des Ober⸗Stallmeiſters ſtehenden Geſtütweſen und der landwirthſchaftlich-techniſchen 
Lehranſtalten; 

3) das Poſtdepartement; 

4) die Geſchäfte des Handeldamts, welches Ich dem Min. für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten einverleibe, während die nach der V. v. 7. Juni 1844 (G. S. 
S. 184) dem Handelsrathe zugewieſene Wirkſamkeit auf das Staats-Min. über: 
gehen ſoll. Die Leitung des neu gebildeten Min. für H., G. und öffentl. Arb. will 
Ich einſtweilen dem Wirkl. Geh. Legationsrathe, Dr. v. Patow, auvertrauen 1). 
II. Um das Reſſort des Fin. Min. auf eine feinem Zwecke entſprechende Weiſe 

feftzuftellen, will Ich: 

1) Die früher damit verbunden geweſene, gegenwärtig aber von einer beſonderen Abth. 
des Min. Meines Hauſes geführte Verwaltung der Domainen und Forſten dem 
Fin. Min. wieder übertragen, und 

2) demſelben das Seehandlungsinſtitut unterordnen. 

Ich beauftrage das Staats-Min., dieſe Anordnungen, welche durch die G. S. bekannt 
zu machen ſind, ſofort zur Ausführung zu bringen. 

(G. S 1848 S. 109. Min. Bl. 1848 S. 89 Nr. 95.) 

XVI. An die hiernach eingetretenen Reſſort-Veränderungen ſchloß ſich dem— 
nächſt ferner eine Abänderung in Betreff der bisher beſtandenen Behörden für 
die obere Verwaltung des Bauweſens. 


Die techniſche Ober-Bau-Deputation?) wurde aufgelöſt und 


1) Durch amtliche Bekanntmachung v. 6. Dec. 1848 (Min. Bl. 1848 S. 364 
Nr. 449) iſt zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Handelsgerichts-Präſident 
b. d. Heydt zum Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbei— 
ten, und der Wirkl. Geh. Ob Fin. Rath v. Pommer-Eſche zum Unter— 
Staats-Sekreta ir bei dieſem Min. ernannt worden. — Die amtliche Bekannt- 
machung v. 24. Jan: 1850 (Min. Bl. 1850 S. 14 Nr. 19) veröffentlicht, daß der 
Geh. Ob. Fin. Rath Oeſterreich zum Direktor der Abth. für Handel und 
Gewerbe, und der Geh. Ob. Fin. Rath Mellin zum Direktor der Abth. für das 
Bauweſen und die Eiſenbahn- Angelegenheiten in dieſem Min. ernannt 
worden. 

2) Die techniſche Ober-Bau-Deputation wurde durch die (nicht veröffents 
lichte) K. O. v. 6. Mai 1770 unter der Benennung: »Ober-Bau-Departement des 
General-Direktoriums« geſtiftet und mit einer beſondern Inſtruktion verſehen. 
Durch die V. v. 16. Dec. 1803, betr. die veränderte Verfaſſung der oberſten Staats— 
behörden der Monarchie in Beziehung auf die innere Landes- und Finanz-Ver⸗ 
waltung (Rabe Bd. 9 S. 388) erhielt dieſelbe eine andere Stellung. Dieſe V. br, 
ſtimmte im 8. 8 unter Nr. 2, daß die techniſche Bau-Deputation und das 
Hofbauamt, welches letztere der Kontrolle der erſteren unterworfen wurde, der Sek— 
tion der Gewerbe-Polizei im Min. des J. untergeordnet fein, daß beide Behörden 
aber eine neue Einrichtung erhalten ſollten. Die techniſche Bau-Deputation ſollte 
indeß die Epaminations-Behoͤrde für Baukünſtler und Feldmeſſer bleiben. In 

v. Rönne, Bau-Polizei. 2. Aufl. 3 
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der Abtheilung für das Bauweſen im Min. für H., G. u. öffentl. Arb. einver— 
leibt; dagegen wurde anderweitig eine techniſche Bau- Deputation errichtet, 
deren Beſtimmung vorzugsweiſe die einer künſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen 
baulich-techniſchen und einer Behörde für die Prüfungen der Bauführer und 


Baumeiſter iſt. 
Hierüber iſt der Allerh. Erlaß v. 14. Jan. 1850, betr. die neue Organi— 


ſation der oberen Verwaltung des Bauweſens, nebſt zugehöriger Verordnung v. 


22. Dec. 1849, ergangen. 

Auf den Antrag des Staaid-Min. (Anl. a.) habe Ich beſchloſſen, eine neue Organi⸗ 
ſation der oberen Verwaltung des Bauweſens eintreten zu laſſen, um für die oberen 
Staats⸗Baubeamten eine lebendigere Theilnahme an der Leitung und Entwickelung der 
Bauangelegenheiten herbeizuführen und den Geſchäftsgang abzufürzen. Ich genehmige 
daher die anliegende, von dem Staatͤ-Min unterm 22 Dec. 1849 vorgelegte Verordnung 
über die obere Verwaltung des Bauweſens, indem Ich insbeſondere zu der Auflöſung der 
Ober-Bau-Deputation Meine Zuſtimmung ertheile und die gegenwärtigen Mitglieder der: 
Folge deſſen erhielt die Ober-Bau-Deputation unterm 26. Sept. 1809 eine ander: 
weitige Inſtruktion, wonach fie keine adminiſtrirende, ſondern blos eine konſulta— 
tive zur Kontrolle und Reviſion der öffentlichen Baue angeordnete Behörde 
ſein ſollte, deren Gutachten über Gegenſtände der allgemeinen Bau-Poli— 
zei, über die unter der Adminiſtration des Staates ſtehenden Baue, über Vermeſ— 
ſungen aller Art, welche unter öffentlicher Autorität vorgenommen werden und über 
die Maaße und Gewichte zu erfordern). Sie verrichtete ihre Reviſionen in allen 
Beziehungen, deren der vorliegende Bau-Gegenſtand fähig iſt, und war zugleich 
die Prüfungs-Behörde für alle Bau-Beamte und Feldmeſſer “). | 

Die V. v. 27. Okt. 1810 über die veränderte Verfaſſung aller oberften Staats— 
Behörden bemerkte in Betreff der Ober-Bau-Deputation: 

»Unmittelbar unter dem Gewerbe-Depart. des K. Min. des IJ. ſteht die techn. 
»Ob. Bau-Dep., welche zugleich Prüfungs-Behörde für Baukünſtler und Feldmeſſer 
sift, und auch von anderen Miniſterien Aufträge annehmen muß. 

»Die Bauten bei Unſern Schlöſſern und Palais in und bei Berlin, Potsdam 
sit. gehören zum Hofmarſchall-Amt, unter deſſen alleinigen Befehl die Schloßbau— 
»Kommiſſton Debt: jedoch hat die techn. Ob. Bau-Dep. bei ſolchen Bauten von 
„Wichtigkeit die Verbindlichkeit zur Superreviſion.« (G. S. 1810. S. 13 Nr. 3.) 

Das Allerh. genehmigte Regul. v. 25. Febr. 1835 (v. K. Jahrb. Bd. 45 
S. 237), welches die Reſſortverhältniſſe des Min. d. J. für Gew-Ang., des Min. 
ded J. u. d. P., und der Verw. der Hand., Fabr.- u. Baum. fpeziell ordnete, ſub— 
ordinirte die Ob. Bau-Dep. gemeinſchaftlich dem Min. des J. für Gew.-Ang. 
u. der Verw. d. Hand., Fabr. u. Bauweſens. Mit der durch die K. O. v. 4. April 
1837 (G. S. 1837 S. 40) erfolgten Vereinigung der Verw. d. Hand., Fabr. und 
Baum. mit dem Fin. Min,, und der durch die K. O. v. 6. Juni u. 13. Dec. 1837 
und 11. Jan. 1838 (G. S. 1838 S. 10) verordneten Auflöfung des Min. des J. 
für Gew. Ang., ging die Leitung des geſammten, nicht von ſpeziellen Reſſorts ab— 
hängigen. Bauweſens, ausſchließlich der dem Min des J. verbleibenden Baupoli— 
zei, an dad Finanz-Min. über, welchem auch die Ober-Bau-Deputation 
untergeordnet wurde. 


E) Bezüglich der Einwirkung der Ob. Bau-Dep. auf das Maaß- und Gewichtweſen 
beſtimmt die Maaß⸗ und Gewicht-Ordn. v. 16. Mai 1816 im 8. 2 (G. S. 1816 
S. 142), daß ein Duplikat der Probemaaße und Gewichte der Ober-Bau-Deput. 
zur Verwahrung zu übergeben, welche in gleicher Art, wie die mathematiſche Klaſſe 
der Akademie der Wiſſenſchaften und das Kammergericht, bei welchen gleichfalls 
Exemplare zu deponiren, verpflichtet ſein ſoll, ſo oft ſie es nöthig findet, wenigſtens 
aber alle zehn Jahre ſich der fortdauernden Uebereinſtimmung ihres Exemplares 
mit den Originalen durch ſachverſtändige Vergleichung und nöthigenfalls Berichti— 
gung, zu berfichern, und die darüber aufgenommenen Protokolle durch Abdruck in 
den Amtsblättern jeder Regierung bekannt zu machen. (Vergl. 8. 5 des Geſchäfts⸗ 

o Regl. der techn. Bau-Dep. b. 28. Febr. 1850. S. unten.) 

) Das Gef. v. 7. Sept. 1811 über die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe beſtimmt 
im S. 96, daß zur Legitimation der Architekten ein Prüfungsatteſt der techniſchen 
Ober⸗Bau⸗Deputation erforderlich ſei, und im 8. 118, daß die Anſtellung der Feld— 
meſſer und Nivellirer nur nach vorgängiger Prüfung der techniſchen Ober-Bau-De⸗ 
putation erfolgen könne. (G. S. 1811 S. 273 u. 274.) 


| 
| 
! 
! 
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ſelben, unter Belaſſung ihres bisherigen Gehalts, hierdurch zu Miniſterial-Bauräthen 
ernenne. Wegen Ausführung dieſes Erlaſſes, welcher nebſt der V. v. 22. Dec. 1849 
(Anl. b.) durch die G. ©. bekannt zu machen ift, hat das Staats-Min. das Weitere zu 
veranlaſſen. Charlottenburg, den 14. Januar 1850. 
Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. d. Schleinitz. 
An das Staatsminiſterium. | 
Anl. a. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Ober-Bau-Deputation, wie ſolche derzeit organi® 
firt iſt, ihrer Beſtimmung nicht vollſtändig entſpricht, vornämlich, weil die Mitglieder der— 
ſelben, nach der Allerhöchſt feſtgeſtellten Geſchäfts-Inſtruktion v. 26. Sept. 1809, faſt aus⸗ 
ſchließlich auf die Reviſton der Koſten-Anſchläge und die Prufung der Baumeiſter beſchränkt 
find, dagegen von der Eintheilung der Baufonds, von der Ausführung der Bau— 
ten ſelbſt und von der Beſorgung der Geſchäfte der Baubeamten amtlich keine ausrei— 
chende Kunde erhalten und ſomit dem praktiſchen Wirken entfremdet werden. Die 
Ober⸗Bau-⸗Deputation genießt deshalb im Lande auch nicht das Vertrauen in dem Um— 
fange, als zu einem recht gedeihlichen Erfolge in dieſem ſehr wichtigen Verwaltungszweige 
zu wünſchen ift Um dieſe Uebelſtände zu beſeitigen und um die oberſten Staats-Bau— 
Beamten zu einer lebendigeren Theilnahme an der Verwaltung und Entwickelung des 
Bauweſens zu führen, ſcheint es räthlich, die Ober-Bau-Deputation ganz aufzulöſen, da— 
gegen die geſammte Verwaltung des Staats-Bauweſens der Bau-Abtheilung 
des Miniſteriums für Handel ꝛc. zuzuweiſen, die jetzigen Mitglieder der Ober— 
Bau-⸗Deputat. zu Miniſterial-Bauräthen zu ernennen und ſolche theils der eben gedach— 
ten Bau-Abtheilung, theils anderen Miniſterien, ſoweit bei ſolchen, nach noch näher zu 
veranlaſſender Berathung, beſondere Miniſterial-Bauräthe für erforderlich zu erachten 
ſind, beizuordnen. Wir behalten uns ehrfurchtsvoll vor, Ew. Königl. Maj. hierüber noch 
nähere Vorſchläge unterthaͤnigſt zu machen. Von der Bau-Abtheilung im Min. für Han: 
del ac. würden demnächſt unter der Leitung des Min. für Handel das Baubedürfniß 
erwogen und die Aufſtellung der Etats für das Staatsbauweſen bewirkt, ſowie ſämmtliche 
Bauentwuͤrfe und Koſtenanſchläge für die bedeutenderen Staatöbauten, zunächſt ganz in 
den Grenzen, wie ſolche nach den beſtehenden Beſtimmungen bisher von der Ober-Bau— 
Deputation zu prüfen waren, revidirt und in allen Beziehungen feſtgeſtellt, ſowie auch die 
Bau⸗Ausführungen felbft überwacht werden. 

Neben dieſer, das geſammte Staats-Bauweſen verwaltenden Miniſterial— 
Bau⸗-Abtheilung bleibt aber auch noch eine techniſche Bau-Deputation erforder— 
lich, welche das geſammte Baufach in künſtleriſcher und wiſſenſchaftlicher Beziehung wuͤr⸗ 
dig repräfentirt. die großen oder in Beziehung auf Sun oder deren Geſchichte intereſſanten 
offentlichen Bauunternehmungen in baulich-techniſcher Hinſicht zu beurtheilen, ſowie die 
Anwendung allgemeiner Grundſätze im öffentlichen Bauweſen zu berathen, neue Erfah— 
rungen und Vorſchläge in kuͤnſtleriſcher, wiſſenſchaftlicher und baulich-techniſcher Bezie— 
hung. oder die Gegenſtände, welche ihr fonft von den Verwaltungschefs zu dieſem Behufe 
zugehen, zu begutachten, für weitere Ausbildung des Baufaches zu ſorgen, ſowie die 
ſämmtlichen Prüfungen der künftigen Baumeiſter zu bewirken hat, und dabei das Kura— 
torium der Bau-Akademie bildet. , 

Die ſämmtlichen Miniſterial-Bauräthe würden Mitglieder der technifchen Baus 
Deputation ſein. Außerdem wuͤrde aber auch jeder andere Baumeiſter im preußiſchen 
Staat, welcher wegen beſonderer Auszeichnung in küunſtleriſcher oder wiſſenſchaftlicher 
Beziehung ſich zum Mitgliede der techniſchen Bau-Deputat. eignet, zu dieſem Ehrenamte, 
mit welchem eine beſondere Gehaltsbeziehung nicht verbunden ſein ſoll, Ew. K. Majeſtät 
von dem Minifter für Handel ꝛc. in Vorſchlag gebracht werden können. 

Hiernach geftatten wir uns, den Entwurf einer Verordnung über die obere Verwal⸗ 
tung des Bauweſens, ſowie eines dieſelben genehmigenden Alterhöchften Erlaſſes mit dem 
Antrage auf huldreiche Vollziehung des letzteren ehrfurchtsvoll vorzulegen. 

Berlin, den 22. Dec. 1849. 

Das Staats⸗-Miniſterium. e 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. b. Schleinitz. 
An des Königs Majeſtät. ö . 
| Ant. b. 


Verordnung über die obere Verwaltung des Bauweſens, vom 22. Dec. 1849 

8.1. Die Ober-Bau-Deputation wird aufgelöft. 

8.2. Die bisher von der Ober-Bau-Deputation wahrgenommenen Geſchäfte gehen, 
ſoweit nicht im 8. 6 ein Anderes beſtimmt iſt, auf die Abtheilung für das Bau⸗ 
weſen im Min. für H, G. und öffentl. Arb. über, in welche die gegenwärtigen Mitglie— 

ar 


Ä 
117 
A 
I 


36 Geſetzgeb. üb. d. Staats: u. öffentl. Bauweſen, deſſen Behörden u. Beamte. 


der der Ob. Bau-Dep. nach Maßgabe der nach 8.5 zu treffenden näheren Beſtimmung als 
Min. Bauräthe eintreten. 
Zu den unter Theilnahme der Minifterial-Bauräthe zu bearbeitenden Angelegen⸗ 
heiten gehören namentlich: PR 
a) die Berfonalien der Bau-Verwaltung und die Ueberwachung der Geſchaͤftsführung 
der Baubeamten, e 
p) die Berathung des Bau-Bedürfniſſes und die Aufftellung des Bau-Etats für die 
Staats⸗Bauten, | | ‘ 
e) die Prüfung und Feſtſtellung der betreffenden Bau⸗Entwürfe und Koſtenanſchläge. 
d) die oberſte Leitung und Ueberwachung der Ausführung dieſer Bauten, 
e) die Vermeſſungs⸗ Angelegenheiten, ſoweit ſolche zum Reſſort des Miniſteriums für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten gehören, 
1) die Bau-Polizei-Angelegenheiten. 

8. 3. Die Geſchäfte werden unter die Mitglieder der Bau-Abtheilung (8. 2) ſo 
vertheilt, daß die Miniſterial-Bauräthe auch an der Verwaltung und an der Berathung 
des Bau-Bedürfniſſes Tyeil nehmen. 

Die Prüfung und Feſtſtellung der Bau-Entwürfe und Koſten-Anſchläge erfolgt 
durch die einzelnen Miniſterial-Bauräthe unter ihrer perſönlichen Verantwortung Namens 
der Bau-Abtheilung, wobei die revidirenden Räthe auch dafür verantwortlich bleiben, daß 
die Entwürfe von den Baubeamten gehörig bearbeitet und von den Regierungs-Bau— 
räthen gründlich vorrevidirt werden. Behufs der oberen Leitung und Ueberwachung der 
Ausführung der Bauten durch die Miniſterial-Bauräthe, werden dieſelben mit den erfor— 
derlichen Dienſtreiſen beauftragt werden und dadurch zugleich Gelegenheit erhalten, ſelbſt 
in den Erfahrungen fortzugehen, ſowie das dienſtliche Verhalten der Regierungs-Bauräthe 
und der übrigen Baubeamten näher kennen zu lernen, ſo daß ſie im Stande ſind, über 
deren Qualifikation bei vorkommenden Stellen-Beſetzungen gründlich zu urtheilen. 

8. 4. Die bei einigen Miniſterien für die Bau-Angelegenheiten angeftellten techni⸗ 
ſchen Räthe und Bau-Reviſoren verbleiben in ihren Funktionen. Ob noch bei anderen 
Miniſterien dergleichen Miniſterial-Bauräthe zu beſtellen, bleibt weiterer Beſtimmung 
vorbehalten. Die Vorſchläge zur Ernennung ſolcher Miniſterial-Bauräthe erfolgen jedoch 
ſtets unter Theilnahme des Min. für H, G. und öffentl. Arb. Von denjenigen Miniſte⸗ 
rien, bei denen beſondere Miniſterial-Bauräthe nicht fungiren, ſind die Gutachten über 
Baupläne, ſowie die Prüfung und Feſtſtellung der Entwürfe und Koſten-Anſchläge, ſoweit 
ſolche nach den beſtehenden Vorſchriften bisher der Superreviſton der Ob. Bau-Deput. 


bedurften, bei dem Min. für H., G. und öffentl. Arb. einzuholen, bei welchem dieſe Arbei— 


ten durch die betr. Miniſterial-Bauräthe zu bewirken ſind. 

8.5. Welche von den gegenwärtigen Mitgliedern der Ober-Bau-Dep. der Bau— 
Abtheilung des Min. für H., G. u. öffentl. Arb., und welche etwa anderen Miniſterien 
(8. 4) zuzuweiſen, bleibt weiterer Beſtimmung vorbehalten. 

8.6. Außer der Bau-Abtheilung im Min. f. H., G. und öffentl. Arb., wird eine 
tech niſche Bau-Deputation errichtet, welche dazu beſtimmt iſt, das geſammte Bau— 
fach in künſtleriſcher und wiſſenſchaftlicher Beziehung würdig zu repräſentiren, große öffentl. 
Bau⸗Unternehmungen in baulich-techniſcher Hinſicht zu beurtheilen, die Anwendung allgem. 
Grundfüge im öffentlichen Bauweſen zu berathen, neue Erfahrungen und Vorſchläge in 
künſtleriſcher, wiſſenſchaftlicher und baulich-techniſcher Beziehung zu begutachten, für weitere 
Ausbildung des Baufaches Sorge zu tragen, die ſämmtlichen Prüfungen der Bauführer 
und Baumeiſter zu bewirken, und das Kuratorium der Bau-Akademie zu bilden. 

Die zu begutachtenden Gegenſtände werden der techniſchen Bau-Deput. durch das 
Min. für H., G. u. öffentl. Arb. zugewieſen, durch deſſen Vermittelung auch die von den 
übrigen Miniſterien gewünſchten Gutachten der Deputation über bauliche Angelegenheiten 
einzuholen ſind. Außerdem iſt jeder Miniſterial⸗-Baurath eben fo befugt als verpflichtet, 
diejenigen Bau⸗Entwürfe, welche ihm zur Super⸗Reviſton zukommen und nach feinem 
pflichtmäßigen Ermeſſen von Intereſſe für die techniſche Bau-Deputation erſcheinen, zu 
deren Kenntniß und Beſprechung zu bringen. 

Die Reviſton von Koſten-Anſchlägen bleibt von den Funktionen der techniſchen 
Bau⸗Deputation gänzlich ausgeſchloſſen. | 

8. 7. Sämmtliche Miniſterial⸗Bauräthe find durch ihre Ernennung zugleich auch 
Mitglieder der techniſchen Bau-Deputation. Außerdem bleibt dem Min. für H., G. u. 
öffentl. A. vorbehalten, ſolche dem preußiſchen Staate angehörige Baumeiſter, welche ſich 
in künſtleriſcher oder wiſſenſchaftlicher Beziehung beſonders auszeichnen, zu Mitgliedern 
der techniſchen Bau⸗Deputation Allerhöchſtenors in Vorſchlag zu bringen. 

. Ein Gehalt iſt mit dem Ehrenamte eines Mitgliedes der techniſchen Bau⸗Deputation 
nicht verbunden. 

9. 8. Die techniſche Bau-Deputation verſammelt ſich regelmäßig wöchentlich ein» 
mal; der Vorſttzende kann jedoch die Mitglieder außerdem bei dringenden Veranlaſſungen 
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zu außerordentlichen Verſammlungen berufen. Alle in Berlin anweſenden Mitglieder ſind 
verpflichtet, an den Verſammlungen, ſo wie an den Prüfungen der Bauführer und Bau— 
meiſter, Theil zu nehmen. Außerhalb Berlin wohnhafte Mitglieder können, wenn es erfor— 
derlich ſcheint, zu einzelnen Berathungen und Prüfungen einberufen werden. 

d. 9. Die techniſche Bau-Deput. iſt dem Min. für H., G. und öffentl. A. unter: 
geordnet und hat an denſelben jährlich einen Geſchäftsbericht über ihre geſammte Thätig— 
keit, namentlich auch über die von ihr abgehaltenen Prüfungen, zu erſtatten. Ihre Ver— 
hältniſſe werden durch ein von dem Min. für H., G. und öffentl. Arb. zu erlaſſendes Geſchäfts— 
Reglement näher feſtgeſtellt. 

Berlin, den 22. Dec. 1849. 

Das Staatd-Minifterium. . 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. | 

(G. ©. 1850 S. 13., M. Bl. d. i. V. 1850 S. 14. Nr. 20.) 

Mit Bezug auf die vorſtehende V. iſt nachſtehende Bekanntmach. des K. 
Min. für H., G. u. öffentl. Arb. (v. d. Heydt) v. 22. Jan. 1850 ergangen: 

Mit Bezug auf den Allerh. Erlaß v. 14. Jan. 1850, betr. die neue Organiſation 
der oberen Verwaltung des Bauweſens und die zugehörige V. p 22. Dec. 1849, bringe 
ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß die darin angeordnete Auflöſung der K Ober— 
Bau⸗Deput. und der Uebergang der Geſchäfte der letzteren auf die Abtheilung für 
Bauweſen im Min. für H., G. u. öffentl. Arb. am 1. März d. J. ſtattfinden und an 
demſelben Tage auch die zu errichtende techniſche Bau-Deputation in Wirkſamkeit 
treten, bis dahin aber die K. Ober-Bau-Deput. ihre Geſchäfte in bisheriger Weiſe fort— 
führen, namentlich auch die Prüfungen der Kandidaten des Baufaches bewirken wird. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850 S. 16. Nr. 21.) 

XVII. Auch die Verfaſſung der Provinzial-Behörden wurde nach 
Beendigung der letzten Kriege anderweitig organiſirt. 

Zunächſt erging die V. v. 30. April 1815 wegen verbeſſerter Einrichtung 


der Provinzial-Behörden. (G. S. 1815. S. 85.) Sie beſtimmte: 

daß ein Ober-Präſident die Verwaltung derjenigen allgemeinen Landesange— 

legenheiten führen ſolle, welche zweckmäßiger einer Behörde anvertraut werden, 

deren Wirkſamkeit nicht auf einen einzelnen Regierungsbezirk eingeſchränkt iſt. In 

jedem Regierungsbezirke ſollte eine Regierung für die Landespolizei- und für die ı 

Finanz⸗ Angelegenheiten beſtehen. Jede Regierung ſollte in zwei Haupt-Abthei⸗ 

lungen zerfallen, deren zweite das Bauweſen, ſowohl in Rückſicht auf Land-, 

als Waſſerbau, verwalten ſollte (§. 26.). Zu ihren Organen ſollten die Baube— 

dienten gehören (8. 40). 

Die Geſchäfts⸗Inſtruktion für die Regierungen v. 23. Okt. 1817. (G. S. 
1817. S. 248.) modificirte dieſe Einrichtungen. Es wurden: 

a) der erſten Abtheilung der Regierungen die eigentliche Bau-Polizei 
und das Bauweſen, in ſoweit es bei den Gegenſtänden vom Reſſort der erſten 
Abtheilung vorkommt ($. 2) und 

b) der zweiten Abtheilung die Verwaltung der Anſtalten zur Bildung 
der Gewerksleute und Künſtler, die öffentliche Kommunikation, Land- und Waſſer⸗ 
ſtraßen, Chauſſee-Anlagen, Strom-, Deich- und Brückenbauten, Hafenbauten 
und das geſammte Bauweſen des Reſſorts dieſer Abtheilung, uͤberwieſen. (§. 3) 1) 


1) In Betreff der Reſſort⸗Verhältniſſe der Reg.-Abtheilungen in Deichbau-Sachen, 
bemerkte das R. der K. Min. des H. u. d. G. (v. Buͤlow) und des J. (v. Schuck⸗ 
mann) v. 25. April 1822. an die K. Reg. zu Minden: 

»Wenn gleich die Einleitung aller ſolcher Deichbauten, die bloß um das Intereſſe 
»der angrenzenden Grundbeſitzer und Kommunen willen unternommen werden follen, 
»alfo die Frage ob? und die Frage wie die Koſten aufzubringen? allerdings der 
pt fen Abtheil. des Reg.-Kollegii gebührt; fo muß doch jeder Deichbau an einem 
„öffentlichen und von der Schifffahrtebenutzten Strome, alſo auch derjenige, welcher 
»nach dem vorliegenden Ber. zum Schutze der Feldflur der Kommunen von N. N. 
»und N. N. gegen die Ueberſchwemmungen der Weſer bei hohem Waſſerſtande pro⸗ 
»jeftirt worden ift, gleichwohl von der zweiten Reg.-Abth. geführt werden, weil nach 
»der dermaligen Reſſorteintheilung unter beide Abtheil. dieſer die Sorge obliegt, daß 
»dem öffentl. Schifffahrts-Intereſſe kein Nachtheil erwachſe.« 

(A. VI. 429. — 2. 85.) ö 
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Die K. O. v. 31. Dec. 1825 (G. S. 1826. S. 5.) modificirte dieſe Ein; 
richtung abermals. Es ſoll darnach geſtattet ſein, ſtatt der bisherigen Bearbei: 
tung der Geſchäfte in zwei Regierungs-Abtheilungen, zumal bei Regierungen 
von größerem Umfange, mehrere abgeſonderte Sektionen zu bilden. Der Abthei— 
lung des Innern werden die bisher von der erften Reg. Abth. bearbeiteten 
Geſchäfte beigelegt; auch werden ihr die geſammten baupolizeilichen Ange— 
legenheiten zugewieſen. (sub D. II. 1.) 

Die gleichzeitig erlaffene anderweitige Geſchäfts-Inſtr. für die Regierungen 
v. 31. Dec. 1825 (Ann. Bd. 9. S. 821, v. K. Jahrb. Bd. 27. S. 241.) ertheilte in 
dieſer Beziehung (zum Abſchn. II. sub B.) ſpeciellere Vorſchriften. (ſ. unten.) 

In Betreff der Verhältniſſe der Provinzial-Stener-Direktoren 
bezüglich der Chauſſeebau-Verwaltung vergl. die K. O. v. 28. Okt. 1827 
nebſt deren Ergänzungen. (Oben S. 23.) 


Zweiter Abſchnitt. 
Gegenwärtige Organiſation der Behörden. 
Erſtes Kapitel. | 


Die Central-Behörden!). 


I. Die oberfte Leitung des geſammten Bau- und Wege-Weſens, in 
ſofern dieſelbe nicht zugleich von ſpeziellen Reſſorts, wie in Betreff der Mili— 
tair-⸗ und Domainen-Bauten, abhängig iſt, einſchließlich des Chauſſee— 
Bauweſens, reſſortirt, wie die in der vorigen Abtheil. gegebene hiſtoriſche 
Darſtellung des Näheren ergiebt, gegenwärtig von dem Miniſterium für 
Handel, Gewerbe und öffentl. Arbeiten. In dieſem Miniſterium aber 
beſteht für die Verwaltung dieſer Geſchäfte eine beſondere Abtheilung für das 
Bauweſen und die Eiſenbahn-Angelegenheiten, deren Geſchäfts— 
Bereich ſich aus dem §. 2. der (oben S. 34 gegebenen) V. v. 22. Dec. 1849 
ergiebt. Es gehört dazu insbeſondere auch die geſammte Baupolizei. 

Die Ein deichungs- und Deich-Societäts-Angelegenheiten 
ſind durch den Allerh. Erlaß v. 26. Nov. 1849 (G. S. 1850 S. 3.) dem Min. für 
landwirthſchaftl. Ang. überwieſen worden, jedoch mit Vorbehalt der Theilnahme 
des Min. für H., G. u. öffentl. Arb. in Fällen, in denen auch das Intereſſe der 
Schifffahrt⸗ und der Strom-Polizei betheiligt iſt, namentlich auch bei neuen 
Deichanlagen in der Nähe ſchiffbarer Ströme. Dagegen ſind die Deichverbeſſe— 
rungs-Arbeiten zur Sicherſtellung der Oſt-Eiſenbahn und deren Strombrücken 
an der Weichſel und Nogat, ſowie die Melioration des Nieder-Oderbruchs, bis 
zur Vollendung dieſer Anlagen dem Min. für H., G. und öffentl. Arb. verblieben. 

II. Unabhängig von dem Miniſterium iſt die Schloß-Bau-Kommiſ— 


ſion, welcher die Bauten bei den Königl. Schlöſſern und Palais in und bei 


Berlin, Potsdam rc. übertragen find und welche nur bei Bauten von beſonderer 
Wichtigkeit der Superreviſion der techniſchen Bau-Deputation untergeben iſt 2). 


Dieſelbe bildet die zweite Abtheilung des Königl. Hofmarſchall-Amtes und der 
Intendantur der Königl. Schlöſſer. | 


III. Dem Miniſterium untergeordnet find: 
A. Die an die Stelle der durch die V. v. 22. Dec. 1849, $. 1. (ſ oben S. 35.) 
aufgelöften Ober-Bau-Deputation getretene, nach §. 9. a. a. O. dem 


1) Vergl. hierüber auch Thl. VI. Bd. 2. S. 484. ff. 
2) V. b. 27. Okt. 1810. (G. S. 1810. S. 3.) 
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Min. für H., G. u. öffentl. Arb. untergeordnete techniſche Bau-Depu— 


tation! 
In Betreff des Reſſorts derſelben und ihres Geſchäftsbetriebes iſt 


ergangen: | 
Bekanntmach. des K. Min. f. H.) G. u. öffentl. Arb. (v. d. Heydt) v. 
28. Febr. 1850 mit dem Geſchäfts-Reglement für die K. techniſche Bau-Depu— 


tation. 

Der K. techniſchen Bau-Deputation, deren Einrichtung auf Grund der V. 
v. 22. Dec. 1849 (G. S. 1850 S. 15.), nach Maaßgabe der Bekanntmach. v. 22. Jan. 
d. J. (Min. Bl. S. 16.), mit dem 1. März in Wiikſamkeit tritt, ift ein beſonderes Geſchäfts— 
Reglement ertheilt worden, welches ich nachſtehend zur öffentlichen Kenntniß bringe (Anl. s.). 

Anl. a. 
Geſchäfts-Reglement für die Königliche techniſche Bau-Deputation v. 28. Febr. 1850. 

§. 1. Die K. techniſche Bau-Deputation iſt nach $. 6. d. V. v. 22 Dec. 1849 über 
die obere Verwaltung des Bauweſens beſtimmt, das geſammte Baufach in künſtleriſcher 
und wiſſenſchaftlicher Beziehung würdig zu repräſentiren, größere öffentliche Bau-Unter⸗ 
nehmungen in baulich techniſcher Hinſicht zu beurtheilen, die Anwendung allgemeiner 
Grundſätze im öffentlichen Bauweſen zu berathen, neue Erfahrungen und Vorſchläge in 
fünftlerifcher, wiſſenſchaftlicher und baulich-techniſcher Beziehung zu begutachten, für weitere 
Ausbildung des Bauſaches Sorge zu tragen, die ſämmtlichen Prüfungen der Bauführer 
und Baumeiſter zu bewirken und das Kuratorium der Bau-Akademie zu bilden. 

§. 2. Die zu begutachtenden Gegenſtände werden der techniſchen Bau-Deput. durch 
das Min. für H, G. u. öffentl. Arb. zugewieſen, durch deſſen Vermittelung auch die von 
den übrigen Miniſterien gewünſchten Gutachten über bauliche Angelegenheiten eingeholt 
werden. Außerdem iſt jeder Miniſterial-Baurath eben ſo befugt als verpflichtet. diejenigen 
Bau⸗Entwürfe, welche ihm zur Super-Reviſton zukommen und nach ſeinem pflichtmäßigen 
Ermeſſen von Intereſſe für die techniſche Bau-Deput. erſcheinen, zu deren Kenntniß und 
Beſprechung zu bringen. 

Auch die übrigen Mitglieder der techniſchen Bau-Deput. find berechtigt, Entwürfe 
von intereſſanten Bauwerken bei den wöchentlichen Berathungen zur Kenntnißnahme und 
Beſprechung vorzulegen. 

Die Bau-⸗Verwaltungs-Angelegenheiten und die Reviſtonen von Koften- 
anſchlägen bleiben von den Funktionen der techniſchen Bau-Deput. gaͤnzlich ausgeſchloſſen. 

§. 3. Der techniſchen Bau-Deput. iſt die Verwaltung der vereinigten Bibliothek der 
techniſchen Bau-Deput. und der Bau- Akademie übertragen. Sie ſorgt für den Ankauf 
derjenigen Werke und Zeitſchriften, welche zur Vervollſtändigung der Bibliothek, ſo wie 
zur Kenntnißnahme der Fortſchritte in den einzelnen Fächern des Bauweſens dienen, und 
legt am Jahresſchluß Rechnung über die ihr zu dieſem Zwecke uͤberwieſenen Gelder. Die 
Rechnung wird dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten eingereicht. 

§. 4. Der techniſchen Bau-Deput. iſt ferner die Aufbewahrung des Kartenarchivs 
der bisherigen Ober-Bau-Deputation, ſo wie deſſen angemeſſene Vermehrung, uͤbertragen. 
Von dem Inventarium wird der Abth. für das Bauweſen im Min. für H., G. u. öffentl. 
Arb. zur bequemen Benutzung eine Abſchrift mitgetheilt. 

Eben fo verbleiben bei der techniſchen Bau-Deput. die bei den Feldmeſſerpruͤfungen 
eingereichten Probekarten. 

9. 5. Bei der techniſchen Bau-Deput. werden auch die der bisherigen Ober-Bau— 
Deput. uͤberwieſenen Unmaaße und Gewichte aufbewahrt, für deren unbeſchädigte Erhal— 
tung fie zu ſorgen hat. Zu dem Ende iſt jährlich eine Reviſion des Zuſtandes derſelben 
vorzunehmen; die daruber aufzunehmende Verhandlung wird dem Min. für H., G. und 
öffentl. Arb. eingereicht. | 

Ferner geht die Aufbewahrung der Inſtrumente für trigonometriſche Vermeſſungen 
an die Bau-Deput. über. 

6. Der techniſchen Bau-Deput. verbleibt die von der bisherigen Ober-Bau— 
Deput. angelegte Sammlung der Bauzeichnungen und die Sorge für deren angemeſſene 
Vermehrung. d 

Ferner werden bei derſelben auch die architektoniſchen Probearbeiten aufbewahrt. 

Daſſelbe gilt von der Sammlung von Bauſteinen und anderen einzelnen, die Tech— 
nik betreffenden Gegenſtänden. Die Waſſerſtandstabellen werden dagegen zur Bau-Abth. 
des Min abgegeben. 

$. 7. Die ſtatutenmäßig der bisherigen Ober-Bau-Deput. überwieſene Verwaltung 


1) Vergl. die Bekanntmach. des Min. für H., G. u. öffentl. Arb. v. 22. Jan. 1850. 
(f. oben S. 37.) 
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der Fonds der Eytelweinſchen Stipendien⸗Stiftung verbleibt dem bisherigen Kuratorium 
derſelben, welches in der Folge durch die neu hinzutretenden Miniſterial-Bauräthe bei der 
techniſchen Bau-Deput. ergaͤnzt wird. Die Anträge wegen Ertheilung der Stipendien 
werden daher an die techniſche Bau-Deput. gerichtet. 

8.8. Die techniſche Bau-Deput. beſteht aus ſämmtlichen Miniſterial⸗Bauräthen 
und den außerdem ernannten Mitgliedern, welcher unter Leitung eines von dem Min. für 
H., G. u. öffentl. Arb. ernannten Vorſitzenden gemeinſchaftlich die ihnen überwieſenen 
Gegenſtände zu bearbeiten und die Prüfungen zu übernehmen verpflichtet ſind. 

$. 9. Der Vorſitzende präfentirt die eingehenden Sachen und ſchreibt fie den Refe— 
renten zu. 

In jeder Woche bleibt der Sonnabend zum Vortragstage beſtimmt, Gu nicht 
etwa beſondere Fälle den Vorſttzenden veranlaſſen, die Mitglieder zu einer ungewöhnlichen 
Berathung einzuladen. 

Die in Berlin wohnenden Mitglieder ſind verpflichtet, bei den Sitzungen an den 
Vortragstagen ſich einzufinden oder ihr Ausbleiben unter Angabe der Verhinderungs— 
urſachen anzuzeigen. Auswärtige Mitglieder ſind berechtigt, an den Berathungen Theil 
u nehmen. 

a dc Theilnahme der Mitglieder an den Berathungen wird in einer Liſte notirt. Der 
Vorſitzende leitet den Vortrag, inſofern nicht der Min. für H., G. und öffentl. Arb. oder 
in deſſen Vertretung der Unter-Staatsſekretär oder der Direktor der Bau-Abth. den Vorſttz 
übernehmen. | | 

Am Ende des Jahres ſtellt der Vorſitzende einen Verwaltungsbericht zuſammen, 
welcher dem Min. für H. ꝛc. eingereicht wird. 

8. 10. Jede Sache geht durch das Journal an den Referenten und, falls ein Sot, 
referent bezeichnet ift, an bieten zuerſt, welcher feine Meinung ſchriftlich beifügt, und dann 
au den Referenten, der ſie weiter bearbeitet, in der Konferenz zum Vortrag bringt und 
dann das Gutachten oder den Beſchluß aufſetzt. Gutachten über größere öffentliche Bau⸗ 
unternehmungen, oder über die Anwendung allgemeiner Grundſätze im öffentlichen Bau— 
weſen, werden ſodann in ihrer vollſtändigen Faſſung bei einer der nächſten Sitzungen noch— 
mals zum Vortrag gebracht und von den anweſenden Mitgliedern, fo wie zuletzt von dem. 
Vorſitzenden, unterzeichnet. Die übrigen Konzepte werden, nachdem der Referent ſie 
gezeichnet, event, dem Korreferenten und demnächſt dem Vorſitzenden zur Reviſton und 
Unterzeichnung vorgelegt. Sollten bei dem Vortrage abweichende Meinungen ſich geltend 
machen, ſo wird daruber abgeſtimmt. Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. In dem nach Stimmenmehrheit abgefaßten Konzepte iſt die abweichende 
Meinung anzuführen und daſſelbe dem betreffenden Mitgliede zur Unterſchrift vorzulegen 
oder deſſen Votum originaliter oder in Abſchrift der Ausfertigung beizufügen. Die Rein— 
ſchriften werden von dem Vorſitzenden und mindeſtens noch von einem Mitgliede unter— 
zeichnet. In Betreff der Zeugniſſe iſt 8. 11. das Nähere beſtimmt. 

Die in der Sitzung verhandelten Gegenſtände gehen aus dem Vortrags-Journal ber, 
vor. Der Gang der Verhandlungen, ſo wie die von den einzelnen Mitgliedern einge— 
brachten Sachen, werden in einem Sitzungeprotokolle ſummariſch erwähnt, welches von 
dem anweſenden jüngſten Mitgliede geführt und von demſelben, ſo wie von dem Vor— 
ſitzenden, unterzeichnet wird. | 

9. 11. Die Anträge wegen Zulaſſung zu den Prüfungen werden vom Vorfigenden 
einem Mitgliede zugeſchrieben, auf deſſen Vortrag im Kollegium entſchieden wird, ob die 
vorgelegten Nachweiſe genügen, zu ergänzen oder zurückzuweiſen ſind. Nach dem Schluſſe 
des Meldungstermins werden die Prüfungstermine angeſetzt und die Examinanden, fo wie 
die Examinatoren, davon benachrichtigt. 5 

Bei der Bauführer-Pruͤfung werden die Aufgaben für die Klauſurarbeit von Mit- 
dE des Kollegiums abwechſelnd, der Vorſchrift vom 1. Auguſt v. J. entſprechend, 
ertheilt. ; 
Bei den mündlichen, nach 8. 7. der letztgedachten Vorſchrift öffentlich abzuhaltenden 
Prüfungen führt eines der drei älteſten Mitglieder abwechſelnd den Vorſitz, und für jedes 
Fach werden einige Mitglieder ernannt, theils um abmechfeind zu prüfen, theils ſich in 
Verhinderungsfällen zu vertreten. Die Zeugniſſe werden im Namen der Königl. techniſchen 
Bau-Deput. ausgefertigt, mit dem dazu beſtimmten Siegel verſehen und von dem Vor— 
ſitzenden, ſo wie von den Examinatoren, unterzeichnet. f 

Ueber die Gegenſtände der Prüfungen und über das Verfahren bei denſelben iſt 
in in den Bekanntmachungen v. 18. Sept. und 1. Dec. v. J. nähere Beſtimmung 
getroffen. 

$. 12. Die Anmeldungen der Bauführer zur Baumeiſter-Prüfung werden in ähn— 
licher Art, wie bei der Bauführer⸗Prüfung, zum Vortrag gebracht. Die Probeaufgaben 
ſind von den dazu ernannten Mitgliedern zu ertheilen. Wenn die Ausarbeitung dieſer 
Aufgaben eingereicht und als genügend anerkannt iſt, wird der Termin zur Klauſurarbeit 


} 
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und mündlichen Prüfung fo angeſetzt, daß mehrere Examinanden gleichzeitig daran Theil 
nehmen können. Die Klauſurarbeit wird eben fo wie in 8. 11. ertheilt, und für jede Rich⸗ 
tung werden die betreffenden Examinatoren ernannt. 

$. 13. Die Privat-Baumeiſterprüfungen werden in derſelben Art, wie die Staats— 
Baumeifterprüfungen, angeordnet. Wenn der Kandidat das Zeugniß über das Beſtehen 
der für den ſelbſtſtändigen Betrieb geſetzlich vorgeſchriebenen Meifterprüfung als Maurer, 
Zimmermann oder Steinmetz und den Nachweis über dreijährige Studienzeit nach Able— 
gung der Meiſterprüfung einreicht, wird ihm von dem ernannten Dezernenten eine ange— 
meſſene Probeaufgabe ertheilt, nach deren Bearbeitung ihm der Termin zur Prüfung 
angeſetzt wird, welche mit der achttägigen Klauſurarbeit beginnt. a 

„ 9. 14. Die nach den tranſttoriſchen Beſtimmungen der Vorſchrift v. 1. Auguſt v. J. 

zuläſſige Nachprüfung derjenigen, welche die bisher vorgeſchriebenen Vorprüfungen beſtan— 
den und die Probearbeiten erhalten haben, werden in der bisherigen Art abgehalten, indem 
ihnen eine refp. ſechswöchentliche oder vierzehntägige Klauſurarbeit aufgegeben und der 
Termin zur mündlichen Prüfung an dem darauf folgenden Vortragstage angeſetzt wird. 

$. 15. Feldmeſſerprüfungen werden nach der beſtehenden Vorſchrift bei den K. Regie— 
rungen abgehalten, fo lange nicht anders darüber beſtimmt wird. Die Prüfungsverhand— 
lungen werden an die K. techniſche Bau-Deput. eingeſandt, welche die Zeugniſſe unter 
ihrem Namen und Siegel ausſtellt. | 

$. 16. Die Einwirkung der technifhen Bau-Deput. als Kuratorium der Bau: 
Akademie bezieht ſich namentlich auf die etwaige Abänderung organiſcher Einrichtungen, 
die Feſtſtellung des Lehrplans, die Anſtellung der Lehrer und die Vervollſtändigung der 
Lehrmittel. Die Bau-Deput. wird über dieſe Angelegenheiten mit dem Direktorium der 
Bau-Akademie in Verbindung treten, und find alle, dieſe Angelegenheiten betreffenden 
Berichte von dem Direktorium an das Min. durch die techniſche Bau-Deput. mit deren 
Gutachten einzureichen, wonächſt die Beſcheidung eben ſo durch die techniſche Bau-Deput. 
erfolgt. 

$. 17. Die Bureauarbeiten der techniſchen Bau-Deput. werden von einem Expe— 

dienten (zugleich Bureauvorſteher), einem Regiſtrator und einem Kanzleiſekretair beſorgt, 
wobei der Erſtere das Journal führt, die Dekrete expedirt, die Reinſchriften kollationirt 
und die ſonſtigen Bureaugeſchäfte beaufſichtigt. 

Berlin, den 28. Februar 1850. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. v. d. Heydt. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 34. Nr. 58.) 

B. Vom Finanz-Miniſterium reſſortirt: 

der Bau-Reviſor für die im Reſſort ded Miniſteriums der 

Finanzen vorkommenden Baue. | 

Mittelſt K. O. v. 6. Mai 18281) hatte des Königs Maj. die Anftellung 
zweier Baureviſoren für das Bauweſen des Finanzreſſorts genehmiget und 
dem Min. d. J. für Gew. ꝛc. v. Schuckmann, und dem Min. d. Fin. v. Motz, 
den Auftrag ertheilt, über deren Stellung und Wirkungskreis zu berathen und 
zu berichten. Durch die Anſtellung dieſer Reviſoren ſollte, nach der Abſicht der 
Miniſterien, nicht in die Befugniſſe der Ober-Bau-Deput. eingegriffen werden, 
ſondern es ſollte die Obliegenheit der Reviſoren nur dahin gerichtet ſein, das 
Intereſſe des Bauherrn zu vertreten, ſich daher an Ort und Stelle von der Noth— 
wendigkeit projektirter Bauten zu überzeugen, zu erwägen, ob und wie das 
Bedürfniß, welches den Bauplan veranlaßt, auf andere, minder koſtſpielige Art 
zu befriedigen, zu prüfen, wie das Material am beſten und billigſten zu beſchaf— 
fen, zu beurtheilen endlich, ob der nothwendige Koſtenaufwand mit dem dadurch 
zu erreichenden Zwecke im Verhältniß ſtehe. Der Revifor follte dabei die Pflich— 
ten eines guten Hausvaters erfüllen. In dieſem Sinne berichteten die genann— 
ten Miniſterien unterm 22. Nov. 1828 an den König und legten zugleich die 
Grundzüge einer Inſtr. für die Bau-Reviſoren vor. Mittelſt K. O. v. 13. Dec. 
1828 wurden dieſe Grundſätze für den Wirkungskreis der Bau-Reviſoren und 


in Abſicht der Stellung derſelben, ſowie des Geſchäftsganges zwiſchen dem Fin. 


1) Die Mittheilungen gründen ſich auf die Akten der K. Min. des J. für Gewerbe, 
Handel und Bauweſen, betr. die Anſtellung der Bau-Reviſoren im K. Fin. Min., 
sing. Baubeamte, gen. Abth. A. Fach 4. Nr. 65. 
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Min., den Provinzialbehörden und der Ober-Bau-Deput. genehmiget. Später 
beſchränkte man ſich indeß auf Anſtellung eines Bau-Reviſors, weil angenom: 
men wurde, daß dieſer im Stande ſei, den Geſchäften allein vorzuſtehen, und 
dadurch an Einheit gewonnen und das Geſchäft abgekürzt werde. Die für den 
Bau⸗Reviſor entworfene Inſtr. 1) iſt mittelft C. R.der K. Min. des J. (b. Schuck⸗ 
mann) u. d. Fin. (v. Motz) v. 28. März 1829 ſämmtlichen K. Reg. mitgetheilt. 

Des Königs Maj. haben zu genehmigen geruhet, daß für die im Reſſort des mit⸗ 
unterz. Min. der Fin. vorkommenden Baue ein beſonderer Bau-Reviſor angeftellt, und 
demſelben ein Thell der bisher von der Ob. Bau-Deput. beſorgten Geſchäfte übertragen 
werde. Dieſem Bau-Reviſor iſt mit Allerh. Genehmigung die in Abſchrift angeſchloſſene 
Inſtr. (Anl. a.) ertheilt, nach welcher die K. Reg. ſich zu achten, und die Bau-Beamten 
mit der nöthigen Anweiſung zu verſehen hat 

Uebrigens iſt die gedachte Bau-Reviſorſtelle dem bisherigen Reg- und Baurath 
Eytelwein zu Merſeburg verliehen, und derſelbe zum Ober-Baurath ernannt worden. 

Anl. a. 
Inſtruktion für den Bau-Reviſor des K. Finanz⸗Miniſterii. 
r Nachdem des Königs Maj die Anftellung eines beſonderen Bau-Reviſors für das 
Reſſort des Finanz⸗Miniſterii und die Uebertragung eines Theils der bisher von der Ober— 
Bau-Deput. beforgten Geſchäfte, an den oben genannten Beamten zu genehmigen geruhet 
haben; fo iſt zur näheren Beſtimmung des dieſem Bau-Reviſor zufallenden Geſchäfts⸗ 
kreiſes nach Maaßgabe der deöfallfigen, von Sr. Maß. bereits genehmigten Grundzüge, 
folgendes feſtzuſetzen für gut gefunden worden. : 

8.1. Von denjenigen Bauen und Reparaturen, welche nach den jetzigen Reſſoit— 
Beſtimmungen zur Genehmigung des Fin. Win. und zur Feſtſetzung der Ober-Bau-Deput. 
gelangen, kommen die Anſchläge und Zeichnungen: 

a) der Wohn- und Wirthſchaſts-Gebäude auf den Domainen, 
b) der Forſtdienſt-Gebäude, | 
cl der Salz-Magazin=Gebäude, | 
d) der Häufer der Zoll-Einnehmer, der Anſage-Poſten und der Unter- und Neben: 
Steuer-Aemter, endlich N 
e) ſämmtliche Reparatur-Baue im Reſſort des Fin. Min, ſoweit dabei deſſen Geneh⸗ 
migung erforderlich iſt, | 
fünftig nicht mehr an die Ober-Bau-Deput., fondern find lediglich der Super-Reviſton des 
Bau-Reviſors im Fin. Min, der hier ganz die Stelle der ebengedachten Behörde vertritt, 
unterworfen. 

Nur bei Veränderungen der hin und wieder auf den Domainen befindl. K. Schlöſſer 
oder andern Gebäuden und Anlagen, die einen geſchichtlichen und architektoniſchen Werth 
haben, ſo wie bei dem Neubau und bei Veränderung derjenigen Wohnhäuſer und öffentl. 
Gebäude, welche ſich in großen Städten befinden, oder die Aufmerkſamkeit des Publikums 
beſonders erregen, entſcheidet die Ober-Bau=Deput. über deren äußere Form und Verhält- 
niſſe, damit Oe den Anſpruͤchen der Aeſthetik genügen; weshalb denn auch alle derartigen 
Pläne, ſobald ſie hinſichts der inneren und wirthſchaftlichen Einrichtung und der gewählten 
Konftruftion von dem Bau-Reviſor geprüft find, zuvörderſt der Ober-Bau-Deput. zur 
Prüfung der äußern Form und Verhältniſſe der Gebäude vorgelegt werden müſſen. 

8.2. Alle übrigen Bau-Gegenſtände und desfallſigen Projekte und Anſchläge, ald 
z. B. die Neubaue von Packhofs-, Haupt-, Zoll» und Steuer-Amts⸗Gebäuden, Zollhären 
und dahin gehörigen Gebäude, Anlagen an Strömen und Flüffen, welche auf die Verän— 
derung und Richtung des Stroms Einfluß haben, fo wie überhaupt alle dieſenigen Gebäude, 
welche in dem vorſtehenden $. ad Litt. a. bis e. nicht namhaft gemacht find, bleiben nach 
wie vor der techniſchen Beurtheilung und Super-Reviſton der Ober-Bau-Deput. vorbe⸗ 
halten, nachdem die Nothwendigkeit des Baues und die Zulänglichkeit der dazu erforder— 
lichen Mittel im Fin. Min. im Allgemeinen anerkannt worden. 

§. 3. Die Reviſton der eingerichteten Bau-Anſchläge, Projecte ꝛc. hat ſich nicht blos 


1) Dieſe Inſtr. ſteht noch in Gültigkeit und hat keine weſentliche Modiftkation erlitten. 
Zu bemerken iſt hier nur, daß die K. O. v. 31. Jan. 1831, auf den Bericht der Min. 
v. Schuckmann und Maaßen, um den Bau-Reviſor des Fin. Min. mit der 
Ober-Bau-Deput. und den allgemeinen Grundſätzen in gehöriger Verbindung zu 
erhalten und Einſeitigkeit zu vermeiden, dem Bau-Reviſor Zutritt zu den Sitzungen 
der Ober-Bau-Deput. ertheilte und ihm die Verpflichtung auferlegte, dort ſolche 
Gegenſtände zum Vortrag und zur Berathung zu bringen, bei welchen es auf Feſt— 
ſtellung eines Prineips ankommt, ohne dadurch in feiner Dienſtſtellung übrigens 


etwas zu ändern. 
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auf die Bemerkung und Berichtigung der vorkommenden techniſchen Mangelhaftigkeiten zu 
beſchränken, ſondern ganz beſonders auch dahin zu erſtrecken, ob die Koften der projektirten 

Anlagen mit dem dabei bezweckten Nutzen in einem angemeſſenen Verhältniſſe ſtehen. 
Bedenken der letzteren Art hat der Bau-Reviſor entweder in ſchriftlichen Gutachten, oder 

mündlich in den Sitzungen, der betr. General-Verwaltung vorzutragen. Auch concurrirt 

derſelbe in allen denjenigen Sachen, wo es auf Beurtheilung der Bau-Verpflichtungen der 

Domainen- Pächter und anderer Nutznießer öffentlicher Gebäude, oder auf Feſtſtellung 

allgemeiner Grundſätze über dergleichen Verbindlichkeiten, und über andere, auf das Bau— 

weſen einſchlagenden Gegenſtände, ankommt. 

8.4. Zu den beſondern Pflichten des Bau-Reviſors gehört es, ſich fo viel möglich an 
Ort und Stelle, nöthigenfalls unter Zuziehung der betr. Provinzial-, Verwaltungs- und 
Bau-⸗Beamten von der Nothwendigkeit der Baue des Finanz-Reſſorts ſowohl an ſich als 
in dem veranſchlagten Umfange zu überzeugen, und zu erwägen, ob und wie das Bedürf- 
niß, welches den Bauplan veranlaßt hat, auf andere minder koſtſpielige Art befriedigt wer— 
den kann. Ferner hat derſelbe auch bei dieſen örtlichen Reviſtonen zu prüfen, wie ſowohl 
Bauart als das Material für den Bau, der Güte unbeſchadet, auf dem wohlfeilſten Wege 
zu wählen und zu beſchaffen iſt, und zu beurtheilen, ob der nothwendige Koſtenaufwand 
mit dem ihm bekannt gewordenen Zweck, der dadurch erreicht werden ſoll, und den vorhan— 
denen Mitteln, im Verhältniß ſteht, oder wie der Koſtenaufwand, einer ſoliden Ausführung 
unbeſchadet, ermäßigt werden kann. 

8.5. Bei allen denjenigen Bauten und Reparaturen, zu denen die Reg. und fonftigen 
Prov.⸗Behörden zeither nach Maaßgabe der Reg. Inſtr. v. 23. Okt. 1817 8. 21. Nr. 9. 
und der Geſchäfts⸗Anweiſ. v. 31. Dec. 1825 Lt, D. Bau⸗Angelegenheiten (S. 12.) ohne 
höhere Genehmigung vorſchreiten konnten, verbleibt es bei dem bisherigen Verfahren, und 
haben in dieſen Fällen lediglich die Reg.-Bau-Räthe die Final-Reviſton der Bau-Projekte 
und Anſchläge zu bewirken. Der Bau-Reviſor des Fin. Min. iſt darum aber nicht min: 
der verpflichtet und befugt, bei feinen Baubereiſungen auch von dieſen Bauen und Repara— 
turen Kenntniß zu nehmen, und wenn er Unregelmäßigkeiten, Mangel an Wirthſchaftlich— 
keit ꝛc. bemerkt, darüber dem Fin. Min. Anzeige zu erſtatten. 

8.6. Der Bau-Reviſor tritt bei allen, feiner techniſchen Prüfung unterworfenen 
Bauen, ganz in das Verhältniß eines Mitgliedes der Ober-Bau-Deput. Es ſind daher 
ſowohl die Reg.-Bauräthe als die Diſtrikts-Baubeamten und Condukteure verpflichtet, feis 
nen desfallſigen Requiſitionen zu genügen, und den von ihm gemachten Erinnerungen in 
Betreff der Konſtruktion, der Güte der Materialien und aller Umftände, welche auf einen 
ſoliden Bau abzwecken, Folge zu leiſten. 

Hält der Bau-Reviſor bei feinen Lokal-Reviſtonen Abänderungen von dem einmal 
genehmigten Bauplane für durchaus zweckmäßig, oder findet er in Abſicht der Konſtruktion 
mangelhafte Behandlung, ſo iſt er zwar eben ſo befugt, als verpflichtet, ſofort desfallſtge 
Anordnungen mit voller Wirkung ſelbſt zu treffen, und den dirigirenden Bau-Beamten 
mit Anweiſung zu verſehen, die derſelbe ohne Widerrede zu befolgen hat, oder er kann auch, 
wenn es die Umſtände zulaſſen und erfordern, den Bau ſiſtiren, doch muß er in allen der— 
artigen Fällen dem Fin. Min. davon Anzeige machen, den betr. Prov.-Behoͤrden aber 
Nachricht geben. 

8. 7. Bei allen den Projekten und Anſchlägen, welche von der Ober-Bau-Deput. 
geprüft und feſtgeſetzt worden find, ſtehen ihm jedoch keine Abänderungen in der Ausfüh— 
rung des Baues zu, vielmehr muß er, wenn er eine Abweichung von dem Plane durch 
vielleicht inzwiſchen eingetretene Umſtände für nothwendig und zweckmäßig hält, dem Fin. 
Min. zur weiteren Veranlaſſung ungeſäumte Anzeige machen, den Bau bis zur erfolgten 
e aber erforderlichen Falls fiftiven, und der betr. Prov.-Behörde davon Nach— 
richt geben. 

8.8. Die techniſche Prüfung und Feſtſetzung der Bau-Reviſtons-Protokolle wird, 
nach wie vor, von den Reg.⸗Bauräthen bewirkt, doch find dieſe Reviſtons-Protokolle in 
den Fällen, wo das Fin. Min. es für nöthig erachtet, der Super-Reviſton des Bau-Revi⸗ 
ſors unterworfen. 

8.9. Der Bau⸗-Reviſor iſt bei feinen Reviſionen und Anordnungen den baupolizeil. 
Vorſchriften nachzukommen verpflichtet, und wenn wider Erwarten in dieſer Beziehung 
ſich gegen einen angeordneten und gut gefundenen Neu- oder Reparatur-Bau Conte— 
ftationen erheben ſollten, fo unterliegen dieſe der Beurtheilung der Ober-Bau-Deput. und 


der Entſcheidung des Min. ded Innern. Berlin, den 28. März 1829. 
Min. des Innern Min. der Finanzen 
v. Schuckmann. v. Motz. 


(A. XIII. 387. — 2. 125.) 


Ueber den Geſchäftsverkehr mit den Regierungen in Betreff der 
Domainen- und Forſtdienſt-Gehöfte, bezüglich des Miniſterial-Bau-Reviſors 
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bemerkt das C. R. der K. Gen. Verwaltung für Domainen und Forſten (v. Laden⸗ 
IM berg) v. 28. Nov. 1835 an ſämmtl. K. Reg., mit Ausnahme der Weſtphä⸗ 


1 liſchen und Rheiniſchen. d b 
A Wie der K. Reg. bekannt, bereifet der bei der Gen.-Verw. für Dom. und F. fungi⸗ 
A rende Min.-Baurath, unter Zuziehung der Diſtrikts-Baubeamten und den Umſtän den nach 
Lë gemeinschaftlich mit den Reg.-Bauräthen, alljährlich einen Theil der K. Domainen— und 
1 | Forſtdienſt⸗Gehöfte, um den Zuſtand der Gebäude auf denſelben kennen zu lernen, etwanige 

Mängel zur Sprache zu bringen, und die Ueberzeugung zu erhalten, in wieweit reſp. die 

Pächter und Nießbraucher ihrer kontraktlichen und ſonſtigen Verpflichtungen hinſichts der 
dr Unterhaltung der Gebäude erfüllt haben. 

Seine deöfallfigen Bemerkungen werden der K. Reg. nach wie vor entweder im Aus⸗ 
| zuge, abſchriftlich, oder in Urſchrift zur weitern Veranlaſſung zugefertigt werden. Damit 
e aber hierunter überall gleichmäßig verfahren, dieſe Angelegenheiten gehörig verfolgt, und 
dadurch jene Reiſen um ſo wirkſamer und zweckentſprechender gemacht werden, finde ich 
k mich veranlaßt, deshalb noch Folgendes hiedurch feitzufegen. 9 
In den Verfügungen, mit welchen die K. Reg. jene Reiſebemerkungen erhält, werden 
II gewöhnlich nur einzelne wichtigere Gegenſtände daraus beſonders hervorgehoben. Die K. 
H Reg. hat aber nichts deſto weniger die Reiſebemerkungen Punkt für Punkt genau durchzu— 
gehen, die danach etwa erforderlichen Verf. ungeſäumt zu treffen, und darauf zu halten, 
| daß die Bemerkungen von den Betheiligten gehörig beachtet werden; vom Erfolge und der 
u geſchehenen Erledigung aber ohne Erinnerung binnen längſtens drei Monaten vom Tage 
H des Empfangs ab vollſtändige Anzeige zu machen, wenn eine frühere Berichtserſtattung den 
| Umſtänden nach nicht möglich fein, oder in einzelnen Fällen beſonders vorgeſchrieben wer— 

d den ſollte, und find dann jedesmal in den Fällen, wo die Zufertigung der Bemerkungen in 
Urſchriſt erfolgt, dieſe wiederum zurückzureichen. g N 
Uebrigens wird die K. Reg. auch ferner von der jedesmaligen Reife des Min- Bau⸗ 
raths Kenntniß erhalten, und hat Sie dann dafur zu ſorgen, daß derſelbe auf den Dom., 
welche der Bau-Reviſton unterworfen werden ſollen, alle auf den Gegenſtand und die Bau— 
il Verpflichtungen der Pächter Bezug habenden Verhandlungen, als: Pacht-Kontrakte, Bau⸗ 
Inventarien, Abrechnungen der Dachdeckungs-Verbindlichkeiten u. dergl. mehr, vollſtändig 
vorſindet, um dieſelben ſofort einzuſehen, und ſich mit der Sachlage um ſo vertrauter 
machen zu koͤnnen. (A. XIX. 902. — 4. 15.) 
\ C. Von dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentl. 
H Arb. reffortiren unmittelbar folgende Lehr-Anſtalten: | 
1) die Königl. Bau-Akademie. | 
0 Schon im J. 1775 wurden in Berlin öffentliche Vorleſungen über ver— 
ſchiedene Gegenſtände des Bauweſens gehalten. Mittelſt Publik. b. 20. April 
17991) ſtiftete hierauf der König, unter dem Namen einer Königlichen 
| Bau:AFfademie, eine allgemeine Bau-Unterrichts-Anſtalt für die geſammten 
N Königl. Staaten. Das Publik. v. 6. Juli 17992) beſtimmte die vorläufige 
| | Einrichtung dieſer Anſtalt. — Die V. v. 16. Dec. 1808, betr. die veränderte 
N Verfaſſung der oberſten Staatsbehörden der Monarchie in Beziehung auf die 
innere Landes- und Finanz-Verwaltung 3), beſtimmte in ep 10 u. 11, daß die 
Bau⸗Akademie zum Geſchäftskreiſe der Abth. des öffentl. Unterrichts der Sektion 
| für den Kultus und öffentl. Unterricht im Depart. des Innern gehören und ihr 
unmittelbar untergeordnet fein ſolle. | 
Ebenſo disponirte auch die V. v. 27. Okt. 1810 über die veränderte Ver: 
faſſung aller oberſten Staatsbehörden in der Monarchie 4), daß die Bau-Aka⸗ 
demie unmittelbar unter dem Depart. des Kultus und öffentl. Unterrichts im 
Min. des I. ſtehen ſolle. ` | 
Es machte ſich indeß bald das Bedürfniß einer Reorganiſation des Inſti— 
tuts der Bau-Akademie geltend. Das Min. des J. trat darüber bereits im 


1) Das Publik. findet ſich nicht abgedruckt, ſondern wird nur in dem Publik. v. 6. Juli 
1799 in Bezug genommen. 

2) Abgedruckt in N. C. C. Tom. X. S. 2571. No. 39. 

) Mathis jur. Mon. Schr., Bd. 7. S. 252, Rabe's Samml. Bd. 9. S. 389. 

4) G. S. 1810. S. 14. 
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Jahre 1817 *) mit dem Fin. Min. in Verhandlungen und theilte letzterem einen 
Entwurf dazu mit, worauf beide mit dem Min. der geiſtl. und Unterrichts-Ang. 
darüber zuſammentraten. Inzwiſchen verzögerten ſich die Verbeſſerungs-Maaß— 
regeln beſonders aus dem Grunde, weil es an den dazu erforderlichen Fonds 
fehlte. Unterm 5. Dec. 1823 berichteten indeß die Min. des Handels und des 
Kultus gemeinſchaftlich an den König. In dieſem Berichte heißt es im 
Weſentlichen: 

Die Bau-Akademie hatte nach ihrer bisherigen Einrichtung einen doppelten Zweck zu 
verfolgen, nämlich die Ertheilung des Unterrichts in allen den verſchiedenen, auf die höhere 
Baukunſt ſtch beziehenden Fächern und die Ausbildung der ſich dem gewöhnlichen Bau— 
fache widmenden Männer. Sie ſtand mit der Akademie der Künfte in näherer Berührung, 
ſo daß auch die Fonds beider Inſtitute, zwar in ſich abgeſondert, aber doch in einem Etat 
dargeſtellt wurden. Sie reſſortirten ausſchließend vom Unterrichtsdepartement, ohne daß 
irgend eine Einwirkung der techniſchen Ober-Bau-Deput. oder des hiernächſt für das 
Bauweſen u. ſ. w. organifirten Miniſterii ſtattfand. Nach der ganzen Richtung, welche 
alſo dies Inſtitut genommen, erſchien ſomit die Bildung tüchtiger Baubedienten nicht als 
ſein ausſchließlicher und Hauptzweck. Dazu kam die Beſchränktheit ſeiner Fonds, welche 
nachtheilig wirkte. Daher das Bedürfniß einer Reform. Der Handelsminiſter hatte die 
mangelhafte Bildung der angehenden Baubeamten oft gefühlt und den nachtheiligen Ein— 
fluß daraus fur das öffentliche Bauweſen. 

Der Unterricht in der geſammten Baukunſt muß zwar an fi in wiſſenſchaftlicher 
Beziehung eines Ganzen und daher auch fernerhin der Einwirkung des Unterrichts-Depar— 
tements unterworfen bleiben. Es zerfällt aber ſeiner Natur nach in zwei Haupt— 
abtheilungen: | 

a) der höhere, äſthetiſche Theil der Baukunſt, der nicht in unmittelbarer Beziehung 
ſteht mit dem, was zur Befriedigung der Baubedürfniffe des gemeinen Lebens erforderlich. 
In dieſer Abtheilung iſt der Geſichtspunkt der Kunſt der vorherrſchende und entſcheidende. 
Ihr Zweck iſt Bildung von Baukünſtlern. Daher: Vereinigung mit der Akademie der 
Künſte unter alleiniger Einwirkung des Min. des Unterrichts. 

b) Der techniſche Theil des Unterrichts, der ſich Bildung von angehenden Provinzial— 
Baumeiſtern und Feldmeſſern zum Ziele ſetzt. 

Dieſe Abtheilung muß zunächſt vom Min. des Handels reſſortiren, welches dabei 
das größte Intereſſen hat, um die Stellen mit tüchtigen Männern zu beſetzen und Nachtheile 
für die Staatöbauten zu vermeiden. Das Unterrichts-Min. hat dabei nur zu konkurriren 
bezüglich Feſtſtellung des Lehrplanes, um die Einheit beider Abtheilungen zu erhalten. 

Eine fernere einſchlagende Unterrichts-Anſtalt iſt die Kunſt- und Gewerks— 
Schule, welche jedoch ſchon bisher in zwei Abth. zerfiel, nämlich in die freie Kunſt- und 
Handwerks-Schule und in die Bau- und Gewerks-Schule. Jene wird, ihrer Natur nach, 
bei dem Unterrichts-Miniſterium verbleiben muͤſſen, dagegen letztere dem Handels-Mini⸗ 
ſterium zu überlaffen fein, mit dem dann die ſämmtlichen Bildungs -Anſtalten für die 
Gewerke und das die Ausführung zunächſt betreffende Bauweſen in gleicher Art verbunden 
fein werden, wie dies bei einigen anderen techniſchen Verwaltungszweigen der Fall ut. 

Die Vorſchläge genehmigt die K. O. v. 31. Dec. 1823. 

(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. f. H., G. und Bauweſen, A. 26. 1. Vol. II.) 

In Folge deſſen trat die neue Organiſation mit dem 1. Okt. 1824 ins 
Leben. Eine Bekanntmachung v. 23. April 1824 (v. K. Annal. VIII. 444.) 
ertheilte Nachricht über den auf der Bau-Akademie von nun an zu gebenden 
Unterricht und deren Einrichtung. 

Es hatte indeß bei dieſer Reform nicht ſein Bewenden. Bereits mittelſt 
K. O. v. 5. Dec. 1830 wurde der Min. des J. für Gewerbe 2c. ermächtiget, 
der Bau⸗Akademie eine neue, den Anforderungen der Zeit entſprechende Einrich— 
tung zu geben. Das Fehlerhafte des bisherigen Zuſtandes wurde beſonders 
darin’ gefunden, daß man von allen Kandidaten eine gleiche Qualifikation in 
allen Zweigen der Baukunſt forderte, während doch nicht alle Baubeamten für 
ihre Stellung gleicher Kenntniſſe bedürfen. Es wurde daher davon ausgegangen, 


daß kein Grund obwalte, gleiche Qualifikation zu fordern, wenn die Baubeamten 


1) Die hier gegebenen Mittheilungen gründen ſich auf die Akten des Min, für H., G. 
u. Bauweſen, betr. die neue Organifation der Bau-Akademie zu Berlin, sig. Bau⸗ 
Akademie⸗Sachen, A. Fach 26. Nr. 1, 3 vol. 
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nicht Anſpruch auf Beförderung in höhere Stadien machen. Mit Rückſicht 
hierauf wurde der neue Lehrplan eingerichtet, damit Jeder ſtufenweiſe ſich die 
nöthigen Kenntniſſe erwerben könne. 

Dieſe Anſichten wurden dem Könige mittelſt Berichts v. 6. Aug. 1831 
vorgetragen und zugleich wurde vorgeſchlagen, die nicht mehr paſſende Bezeich— 
nung: »Bau-Akademie« in den Namen: „allgemeine Bau-Schulee 
umzuwandeln. | ; 

Die K. O. v. 27. Aug. 1831 genehmigte dieſe Anträge. 

(Act. ded Min. d. J. für G., H. u. Bauweſen, sign. Bauakademie-Sachen A. 

Fach 26. Nr. 1. Vol. III.) 


Das C. R. des K. Min. d. J. für H., G. u. Bauweſen v. 8. Sept. 1831 
(v. K. Ann. XV. 523.) brachte hierauf die neuen Vorſchriften für die allgemeine 
Bauſchule nebſt der Ueberſicht der Unterrichts-Gegenſtände zur öffentlichen 
Kenntniß. | 

e hat indeß die »allgemeine Bauſchule« wiederum eine neue 
Organiſation unter Wiederherſtellung der früheren Bezeichnung: »Königliche 
Bau-Akademie zu Berlins erhalten. 

Hierüber ſind ergangen: | 

a) Vorſchriften für die K. Bau-Akademie zu Berlin, v. 1. Aug. 18491), 


8.1. [Beſtimmung der Anſtalt.] Die K. Bau⸗-Akademie, welche an die 
Stelle der K. Allgemeinen Bauſchule tritt, iſt beſtimmt, denen, welche ſich dem Baufache 
widmen wollen, Gelegenheit zur Ausbildung darzubieten. 

8.2. [Obere Leitung und Direktorium der Anſtalt.] Die Bau-Afa- 
demie iſt dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten untergeordnet. Die 
ſpezielle Leitung führt ein Direktorium; daſſelbe beſteht aus einem vom Miniſter ernann— 
ten Direktor, als ausführendem Vorſtand, und zwei Mitgliedern der K. Ober-Bau-Depu— 
tation, die für alle zu kollegialiſcher Behandlung geeigneten Gegenſtände dem Direktor zur 
Seite ſtehen Die Letzteren werden vom Miniſter ſo ausgewählt, daß ſie die beiden 
Richtungen für Land- und Schönbau einerſeits und für Wege-, Eifenbah n- und 
Waſſerbau andererſeits vertreten. 

Außerdem finden, namentlich zur Berathung über den Lehrplan nnd zur Erörterung 
den Unterricht ſelbſt betreffender Verhältniſſe, regelmäßig Konferenzen ſtatt, zu welchen 
ſämmtliche ordentliche Lehrer der Anſtalt zugezogen werden. 

8.3. [Anſtellung der Lehrer.] Für die Hauptgegenſtände des Unterrichts 
werden ordentliche Lehrer mit der Verpflichtung, beſtimmte Vorträge zu halten, und be— 
ſtimmten Unterricht zu ertheilen, von dem Miniſter auf die Vorſchläge des Direktoriums 
angeſtellt. | 

SA [Außerordentlicher Unterricht.] Außerdem kann jedem ordentlichen 
Lehrer, jedem Baumeiſter, ſowie jedem Profeſſor oder Lehrer einer anderen höheren Lehr— 
anftalt, von dem Direktorium geſtattet werden, Vorträge über hierher gehörige Gegenſtände 
an der Bau-Akademie zu halten oder Unterricht zu ertheilen. Auf Beförderung derarti— 
ger Vorträge ſoll, ſoweit Raum und Mittel es geſtatten, thunlichſt gerüdfichtigt werden. 

8.5. [Aufnahme der Studirenden.] Die Aufnahme der Studirenden 
erfolgt durch Immatrikulalion auf vorgängige ſchriftliche Anmeldung bei dem Direktor, 
Fl 115 Wochen vor dem Anfange jedes Semeſters (8. Oktober und 8. April) Gott 

nden muß. 

Die Haupigegenftände des Unterrichts werden nach 8. 13 fo angeordnet, daß De 
vollſtändig in angemeſſener Reihenfolge in derjenigen Zeit benutzt werden können, welche 
als geringſte Studienzeit für die verſchiedenen Prüfungen anderweit feſtgeſetzt und von 
den Kandidaten nachzuweiſen iſt. Nur mit dem Oktober (nicht mit dem April) eines 
jeden Jahres beginnt aber eine neue Folge dieſer Haupt⸗Unterrichtsgegenſtände, ſowohl 
für die Ausbildung zum Baufuͤhrer, wie zum Baumeiſter. 

8.6. [Bedingungen der Aufnahme.] Bei der Meldung zur Aufnahme 
ſind beizubringen: 


) Dieſe Vorſchriften find mittelſt C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. Arb. v. 
17. Aug. 1849 (Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 198. Nr. 284.) ſämmtl. Regierungen 
mit der Anweiſung mitgetheilt, ſolche durch Abdruck in ihrem Amtsblatte zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 
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J. Von denjenigen, welche die Prüfungen für den Staatsdienſt ablegen wollen: 


a) Ein Zeugniß über die Reife des Abganges aus der erſten Klaſſe eines Gymnaſiums 
oder der erſten Klaſſe einer derjenigen höheren Realſchulen, welche der Miniſter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten als ſolche, bei denen entſprechende 
Abgangs-Pruͤfungen ftattfinden und die einen hinlänglichen Grad der Schulbil— 
dung gewährleiſtet, bezeichnen wird; 

b) Zeugniſſe über mindenſtens einjährige praktiſche Thätigfeit unter Leitung eines oder 
mehrerer geprüfter Baumeiſter. 


II. Von denjenigen, welche nur die Prüfung als Privat-Baumeiſter ablegen 
wollen: 


Das Zeugniß über das Beſtehen der geſetzlichen vorgeſchriebenen Meiſter— 
S den ſelbſtſtändigen Betrieb des Handwerkes als Zimmermann, Maurer oder 
Steinmetz. e 

8.7. [Zulaſſung von Ausländern.] Ausländer werden, ſoweit es der 
D zuläßt, aufgenommen; fie müſſen jedoch die im 8. 6 vorgeſchriebenen Bedingungen 
erfüllen. 

8.8. [Matrikel.] Die Matrikel wird auf Verfügung des Direktors gegen 
Erlegung einer Gebühr von 10 Thalern ertheilt. Diefelbe wird zunächſt auf fünf Jahre 
ausgeſtellt, ihre Gültigkeit kann aber vom Direktor verlängert werden. 

8.9. [Meldungen zu den Vorleſungen.] Beim Beginn jedes Halbjahres 
und bis zum Anfange der Vorleſungen haben ſich die Studirenden bei dem Rendanten der 
Bau-Akademiekaſſe zu denjenigen Vorleſungen zu melden, welche fie im Laufe des Halbjahres 
zu beſuchen wünſchen. Gegen Vorzeigung der Matrikel und Erlegung des feſtgeſetzten 
Honorars!) werden ihnen Eintrittskarten zu den betreffenden Vorleſungen ausgehändigt, 
mit welchen fie ſich bei den Lehrern, behufs Eintragung in deren Liſten, zu melden haben. 
Die von dem Lehrer bei dieſer Meldung unterzeichneten Eintrittskarten dienen ſodann 
fortgeſetzt zum Ausweis über die Berechtigung, die fragliche Vorleſung zu beſuchen. 

8. 10. [Zulaſſung nicht immatrikulirter Perſonen.] Außerdem kann 
der Direktor Jedem die Theilnahme an einzelnen Vorleſungen gegen Erlegung des 
feſtgeſetzten Honorars geſtatten, ſoweit dies nach Berückſichtigung der immatrikulirten 
Studirenden der Raum erlaubt. 

8. 11. [Zeugniſſe für die Studirenden.] Auf Verlangen werden den 
Studirenden Zeugniſſe über den Beſuch der Akademie ertheilt, in denen die Lehrgegen— 
ſtände, an welchen der Studirende ſich betheiligt hat, auf Grund der von den Lehrern 
geführten Liſten (8. 9.) und mit Anführung der von denſelben eingegangenen Bemer— 
kungen, angegeben werden. | 

8.12. [Eröffnung und Schluß der Vorleſungen.] Der halbjährige 
Unterricht beginnt am 8. Oktober und 8. April, oder bei eintretenden Sonn= oder Feſttagen 
am Tage darauf, und wird am 31. Auguſt und 20. März geſchloſſen. Zu Weihnachten, 
Oſtern und Pfingſten treten ſechstägige Ferien ein. 

8.13. [Anordnung der Vorträge.] Der Unterricht wird fo angeordnet, 
daß die Hauptgegenſtände deſſelben, 

für die Bauführer-Pruüfung in zwei Jahren, 
für die Prüfung als Baumeiſter für Land- und Schönbau in einem Jahre, 
für die Prüfung als Baumeiſter für Wege- und Waſſerbau (einſchließlich des 
Eiſenbahnbaues) in einem Jahre, 
und zwar jeder Cyklus mit dem Oktober eines jeden Jahres neu beginnend, in angemeſſener 
Reihenfolge ſammtlich benutzt werden können. 

Der ſpezielle Lehrplan wird halbjährig zeitig vor dem Beginn der Vorleſungen 
bekannt gemacht. 

8. 14. [Tranſitoriſche Beſtimmungen.) Bei Denjenigen, welche bis zum 
letzten September 1849 den bisher für die Kandidaten des Baufaches in Bezug auf Schul- 
bildung vorgeſchriebenen Anforderungen genügt haben, wird der Nachweis hierüber, ſtatt 
des §. 6. I. a. vorgeſchriebenen Zeugniffed, als ausreichend zur Aufnahme bei der Baus 
Akademie angenommen. 


8. 15. Wer bis einſchließlich April 1849 bei der K. Allgemeinen Bauſchule unbe— 
dingt aufgenommen worden ift, wird damit als immatrikulirt bei der Bau-Akademie ang: 


1) Die Stundung der Honorare findet nur ſtatt, wo Studirende in Folge nachgewie— 
ſener Hülfsbedürftigkeit Stipendien beziehen und aus öffentlichen Fonds unterſtützt 
werden. (Bekanntmach. des Dir. der Bau-Akademie v. 21. April 1851, |. in 
Grapow's Zuſammenſtellung der Beſtimmungen für das Bauweſen, S. 14— 15.) 
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ſehen. Wer dagegen zum April d. J. allein auf Grund des Schulzeugniſſes und nur für 
die ausnahmsweiſe in dem Sommerhalbjahr d. J. ertheilten Unterricht auſgenommen ift, 
hat behufs der Immatrikulation bei der Bau⸗Akademie den 8. 6. J. b. vorgeſchriebenen 
Nachweis noch zu führen. Berlin, den 1. Auguſt 1849. 5 E 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 
(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 201.) 


b) Amtliche Bekanntmachung v. 18. Aug. 1849, betr. die K. Bau-Akademie 
zu Berlin. 


Nachdem des Königs Maj. die anderweite Organiſation der Allgemeinen Bauſchule, 
welche fortan die Benennung: »Königliche Bau⸗Akademie zu Berlin führen 
wird, zu genehmigen geruht haben, iſt das Direktorium der Bau-Akademie dem Geheimen 
Ober-Baurath Buſſe, dem Geh. Ober-Baurath Stüler und dem Ober-Baurath Hart: 
wich übertragen und der Erſtere zum ausführenden Vorſtand beſtellt worden. 

Das Direktorium der Bau-Akademie wird auch die Leitung der Bau- und 
Gewerbeſchule ferner führen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 160. Nr. 218.) 

c) Bekanntmach. v. 20. März 1852 über die bei der Meldung zum Eintritt 
in die Königl. Bau-Akademie nachzuweiſende Uebung im Zeichnen. 

Unter den in dem Ber. des Direktoriums der K. Bau-Akademie v. 6. v. M. vor⸗ 
getragenen Umſtänden beſtimme ich mit Bezug auf 8. 6 der Vorſchriften für die K. Bau— 
Nkademie zu Berlin v. 1. Aug. 1849. (Min. Bl. S. 201.): 

daß vom Okt. d. J. ab bei der Meldung zur Aufnahme in die Akademie außer den 

sub a. und b. vorgeſchriebenen Zeugniſſen, auch ein Nachweis über die zur zweck— 

mäßigen Benutzung des Unterrichts nöthige Uebung im Zeichnen gefordert werde, 
und veranlaſſe dad Direktorium, dieſe Beſtimmung zu veröffentlichen, auch über die Be— 
ſchaffenheit des geforderten Nachweiſes das Nöthige bekannt zu machen. 

Berlin, den 13. März 1852. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
b. d. Heydt. ö 
An das Direktorium der Königl. Bau-Akademie. 

Indem obige Beſtimmung hierdurch zur Kenntniß der Betheiligten gebracht wird, 
fügt das unterz. Direktorium hinzu, daß jener Nachweis durch wenigſtens Eine eigen: 
haͤndig, fauber und richtig gefertigte Kopie einer, von einem neueren Meifter veröffentlich⸗ 
ten Architekturzeichnung zu führen iſt. Dieſelbe muß in der Größe und Behandiungsart 
einem Blatte der bekannten »Entwürfe von Schinfel,« oder der von der vormaligen Ober— 
BausDeputation herausgegebenen »Entwürfe zu Kirchen-, Pfarr- und Schulhäuſern,« 
oder einer Architekturzeichnung aus den »Vorlegeblättern für Fabrikanten und Hand- 
werker« entſprechen, auch hinſichtlich der eigenhändigen Fertigung durch die Unterſchrift 
eines geprüften Baumeiſters beglaubigt werden. Berlin, den 20. März 1852. 

Das Direktorium A 9 0 Bau⸗Akademie. 
uſſe. 

(Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 95. Nr. 83.) 


2) Das techniſche Gewerbe-Inſtitut zu Berlin, in welchem Unter— 
richt in den mathematiſchen Wiſſenſchaften, in der Maſchinenlehre, in den An— 
fangsgründen der Baukunſt ꝛc. ertheitt wird. 

3) Die Bau-Gewerks- (oder Gewerbe-) Schule zu Berlin, welche 
eine Winter-Unterrichts-Anſtalt für Bau-Handwerker iſt. ö 

Dagegen reſſortiren die Kunſt⸗ und Bau-Gewerks-Schulen in den 
Provinzen von der zum Reſſort des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. gehöri⸗ 
gen Königl. Akademie der Künfte!). 

D. Von dem K. Min. der G., U. u. Med. Ang. reſſortirt der Sot: 
ſervator der Kunſtdenkmäler in der Monarchie. 

Ueber die Kreirung dieſer neuen Stelle und deren Reſſort erging das 
C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 24. Jan. 1844 an 
ſämmtl. K. Reg. ) 


1) Vergl. darüber Th. VIII. dieſes Werkes (das Unterrichtsweſen des Preuß. Staates. 
Berlin 1854 bei Veit u. Komp.). 
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Der K. Reg. eröffne ich hierdurch, daß des Königs Maj. durch Allerh. Ordre v. 
1. Juli v J., in der Perſon des Bauraths von Quaſt einen Konfervator der 
Kunſtdenkmäler in der ganzen Monarchie, als einen, mir unmittelbar untergeordneten 
Beamten, zu ernennen geruht haben. Nach den Allerh. Abſichten Sr. Maj. des Königs 
ſoll die Kreirung dieſer neuen Stelle dazu dienen, der Sorge für die Erhaltung der in 


öffentl. Beſitz befindlichen Kunſtdenkmäler eine feſtere Grundlage zu geben, die Kenntniß 


des Werthes dieſer Denkmäler mehr zu verbreiten und die zu ihrer Konſervation oder Re— 
ſtauration erforderlichen Schritte auf beſtimmte, mehr übereinſtimmende und umfaſſende 
Principien zurück zu führen, als dies alles nach den bisherigen Einrichtungen möglich war. 
Der ꝛc. von Quaſt iſt in Folge deſſen verpflichtet, ſich von den vorhandenen Kunſtdenk— 
mälern und von ihrer Beſchaffenheit möglichſt vollſtändige Kenntniß zu verſchaffen; wo 
er findet, daß in einem oder dem andern Bezuge ein Einſchreiten erforderlich iſt, wird er 
die Kofalbehörden darauf aufmerkſam machen, fo wie darüber nach Befinden der Umſtände 
an das mir anvertraute Miniſterium berichten; wo Gefahr im Verzuge iſt, hat er das 
Recht, die betr. Lokalbehoͤrde zur Siſtirung etwa ſchon getroffener Maßregeln, unter gleich— 
zeitiger Anzeige an die Prov.-Organe, auf ſo lange zu veranlaſſen, bis auf ſeinen desfalls 
ſchleunig zu erſtattenden Ber, eine Beſtimmung von meiner Seite erfolgt iſt. Er wird ſich 
zugleich mit den im Intereſſe des Alterthums geſtifteten Provinzial- und Lokal-Vereinen 


in Verbindung ſetzen, um auch durch die freiwillige Beihülfe, die von dieſen zu erwarten 


iſt. Gelegenheit zur Forderung des ihm übertragenen Berufes zu gewinnen. Er wird, 
wie durch ſchriftliche Verbindung, ſo namentlich durch wiederholte Reiſen in den verſchie— 
denen Provinzen des Staates fuͤr die genannten Zwecke thätig ſein. Die K. Reg. hat ihn 
in allen Beziehungen ſeines Dienſtes, beſonders auch bei ſeiner Anweſenheit in Ihrem 
Verw.-Bezirk, zu unterſtützen und die Lokal- und Unterbehörden zu veranlaſſen, ihm in 
vorkommenden Fällen auf Privat-Mittheilungen die erforderliche Auskunft zu gewähren. 
— Alle von der K. Reg. über die Konfervation der Alterthümer zu erftattenden Ber. find 
übrigens an mich zu richten. 

Um eine möglichſt vollſtändige Kenntnißnahme der vorhandenen Kunſtdenkmäler zu 
bewerkſtelligen, ſollen durch Hülfe der Ortöbehörden, unter Mitwirkung der Schullehrer 
und Pfarrer, genaue Inventarien derſelben nach Anleitung beſonderer Formulare ange— 
fertigt werden. Das Nähere in Betracht dieſer Maßregel wird an die K. Reg. demnächſt 
verfügt werden. e 

Sehr häufig ift der Fall vorgekommen, daß den Ortöbehörden, den Korporationen 
u. ſ. w. eine genügende Kenntniß des artiſtiſchen oder monumentalen Werthes der ihrer 
Obhut untergebenen Denkmäler fehlt, und daß ſie ſich zu Veränderungen derſelben veran— 
laßt finden, die oft, ſelbſt wenn es wohlgemeinte Reſtaurationen ſind, dieſen Werth ſehr 
beeinträchtigen oder ihn gänzlich aufheben. Häufig geht aus Unkenntniß deſſelben oder 
aus andern Gründen auch völlige Zerftörung der Denfmäler oder Verſchleuderung der— 
ſelben durch Verkauf hervor. Maßregeln ſolcher Art dürften aber den Allerh. Abſichten 
Sr. Maj. des Königs bei Ernennung des Konſervators der Kunſtdenkmäler ſehr entſchie— 
den zuwiderlaufen und die Thätigkeit des letzteren in vielfacher Beziehung unwirkſam 
machen. Die ſämmtlichen betr. Behörden und Korporationen des Regierungs-Bezirks find 
demnach gemeſſenſt anzuweiſen, von jeder beabſichtigten Veränderung eines Kunſtdenk— 
mals der K. Reg. vorher Anzeige zu machen, worüber Dieſelbe an mich zu berichten haben 
wird; vor erfolgtem Beſcheide von meiner Seite darf nicht zur Ausführung der beabſich— 
tigten Maßregel geſchritten werden. Es macht hiebei keinen Unterſchied, um es ſich um 
Baulichkeiten irgend einer Art, ſofern dieſe nur irgend eine artiſtiſche oder monumentale 
Bedeutung haben, oder um Bildwerke, Gemälde, Kunſtgeräthe und dergleichen handelt; 
eben fo wenig, ob die betr. Gegenſtände Koͤnigl. oder ſtädtiſches Eigenthum oder im Beſttze 
von Korporationen, oder ob ſie Privatperſonen gegen die Verpflichtung, ſie in 
statu quo zu erhalten, übergeben ſind, ſo daß von dieſer Vorſchrift nur die 
Gegenſtände des unbeſchränkt freien Privateigenthums ausgeſchloſſen bleiben. Eben fo iſt 
von jedem etwa neu aufgefundenen Gegenſtande von artiſtiſcher oder monumentaler Be— 
deutung, der in eine der gedachten Kategorien gehören dürfte, mir durch die K. Reg. unge— 
ſäumt Anzeige zur weiteren Beſtimmung über denſelben zu machen. 

Bei den Anträgen auf Reſtauration von Baudenkmälern find ins Künftige zunächſt 
nur ſkizzirte Entwürfe zur weiteren Maßnahme einzureichen. 

Ferner eröffne ich der K. Reg., daß auf Befehl Sr. Maj. des Königs auch die Gen.“ 
Direktion der K. Muſeen zur Theilnahme an den Geſchäften der Konſervation und Reſtau— 
ration von Werken der Bildnerei und Malerei berufen iſt. Die K. Reg. hat demgemäß 
die Behörden des Reg.-Bezirks anzuweiſen, auch der Gen.-Direktion der K. Muſeen, wenn 
dieſe ſich über Vorhandenſein oder Beſchaffenheit von Werken der obengenannten Art mit 
ihnen in Kommunikation zu ſetzen wünſcht, alle erforderliche Auskunft zu gewähren. 

Die K. Reg. hat ſchließlich Sorge zu tragen, daß die ſämmtl. im Vorſtehenden ent— 
haltenen Beſtimmungen nicht nur zur Kenntniß ſäͤmmtl. Behörden des Reg-Bez. kommen, 

v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 4 
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ſondern auch dem geſammten Publikum durch geeignete öffentl. Mittheilung in den 
Amtsbl. bekannt gemacht werden. (Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 38. Nr. 47.) 


Zugleich wurde die Inſtr. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eid. 


horn) für den Konſervator der Kunſtdenkmäler v. 24. Jan. 1844 erlaſſen. 


1) Der Konſerpator der Kunſtdenkmäler ift ein, dem K. Min. der G., U. u. Med. Ang. 


unmittelbar untergeordneter Beamter. Seine Berichte, Anträge, Gutachten u. dergl. 


gehen demgemäß unmittelbar an das Miniſt., von welchem ſowohl ihm, als auch den 
Provinzial⸗Behörden die auf die Konſervation der Alterthümer bezügl. Anweiſungen wer— 
den ertheilt werden. a 3 5 

2) Es bleibt ihm jedoch unbenommen, fich wegen der Gegenſtände feines Wirkungs⸗ 
kreiſes auch mit den Unterbehörden und Perſonen, welche von den K. Reg. mit der Aus⸗ 
führung der für die Konſervation der Alterthümer getroffenen Maßregeln beauftragt wer⸗ 
den, ſowie mit Privatperſonen oder Vereinen in Kommunikation zu ſetzen. Er führt zu 
dieſem Behufe das Kommiſſions⸗Siegel des Min. In Fällen, wo Gefahr im Verzuge ift, 
hat er das Recht, die gedachten Unterbehörden unter gleichzeitiger Anzeige an die betr. Reg. 
zur Siſtirung etwa ſchon ergriffener Maßregeln auf ſo lange zu veranlaſſen, bis auf ſeinen 
desfalls ſchleunig zu erſtattenden Bericht eine Beſtimmung von Seiten des Min. erfolgt 


iſt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß von dieſem Rechte nur in höchſt dringenden Fällen 


Gebrauch gemacht werden darf. 

J) Der Konſervator iſt zunächſt verpflichtet, ſich eine möglichſt ausgebreitete Kennt⸗ 
niß der in der geſammten Monarchie vorhandenen Kunſtdenkmäler, welche unter der 
Obhut von Behörden, Gemeinden oder Korporationen ſtehen, zu erwerben. Es ſollen zu 
dieſem Behufe Inventarien, für deren Anfertigung vorerſt die Ortsbehörden und die 
freundliche Mitwirkung der Schullehrer oder Pfarrer in Anſpruch zu nehmen und außer— 
dem die vorhandenen oder noch zu errichtenden Alterthums-Vereine zu gewinnen find, 
nach Maßgabe beſonderer Formulare angelegt werden. Der Konſervator hat dieſe Formu— 
lare zu entwerfen und ſie dem Min. zur weiteren Veranlaſſung vorzulegen; die durch 
Ausfüllung derſelben gewonnenen Inventarien hat er ſodann zu prüfen und für die Be⸗ 
richtigung und Vervollſtändigung der letzteren mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln 
Sorge zu tragen. 

4) Der Konſervator iſt ferner verpflichtet, die der Erhaltung bedürftigen und mut: 
digen Kunſtdenkmäler beſonders ins Auge zu faſſen. Wo in ſolcher Hinſicht das Einſchrei⸗ 
ten der Behörden erforderlich iſt, wird er darüber ſofort an das vorgeordnete Min. berich— 
ten. Nach beendeter Inventarifirung wird er einen planmäßigen Gang der für nöthig 
befundenen Reſtaurations-Arbeiten vorbereiten. | 

5) Der Konſervator hat ferner über die bei dem Minift. eingehenden, auf Reſtau⸗ 
ration der Kunſtdenkmäler gerichteten Anträge ſtch gutachtlich zu äußern, die Vorſchlaͤge 
zur Aufſtellung der Pläne und Koſten-Anſchläge, ſofern ſolche von ihm gefordert werden, 
vorzulegen und die demnächſt eingehenden vollſtändigen Pläne und Anſchläge vor der 
Mittheilung an die betr. Behörden, denen hierauf eine Einwirkung zukommt, zu revidiren. 

6) Der Konſervator iſt ferner angewieſen, das perſönliche Intereſſe für die Denf- 


mäler der Kunſt und des Alterthums in den verſchiedenen Provinzen des Staats nach 


Möglichkeit zu beleben, zu fördern und zu regeln. Er hat ſich zu dieſem Behufe mit den— 
jenigen Männern, von denen eine geeignete Thätigkeit in dieſer Beziehung bereits kund 
gegeben oder noch zu erwarten iſt, vornehmlich aber mit den Provinzial- und Lokal-Ver⸗ 
einen, die fi) für die Jutereſſen des Alterthums, der Geſchichte, der Kunſt und ihrer Denk— 
mäler gebildet haben, in freundliche Verbindung zu ſetzen und auf die Gründung neuer 
Vereine, wo ſolche noch wünſchenswerth iſt, ſowie auf eine Organiſation derſelben, die dem 
ihm übertragenen Berufe und der Konſervation der Kunſtdenkmäler überhaupt förderlich 
ſein kann, hinzuarbeiten. 

7) Der Konſervator iſt endlich verpflichtet, die Provinzen des Staats jährlich waͤh— 
rend einiger Zeit nach den beſonderen Beſtimmungen des Miniſt. zu bereiſen, um ſeine 
Kenntniß der vorhandenen Kunſtdenkmäler fortwährend zu erweitern, die Berichtigung 
und Vervollſtändigung der Inventarien zu veranlaſſen, den Zuſtand der der Erhaltung 
bedürftigen Denkmäler zu prüfen, den Fortgang im Werke begriffener Reſtaurationen 
oder die Art und Weiſe ihrer bereits vollendeten Ausführung von ſeinem Standpunkte 
aus zu unterſuchen und perſönliche Verbindungen anzuknüpfen oder weiter auszubilden. 
Ueber alles dies hat er vollſtändige Reiſeberichte an das ihm vorgeordnete Miniſt. 
einzureichen. 

8) Für die Feſtſtellung ſonſtiger Verhältniſſe, die ſich im Laufe der Dienftführung 
des Konſervators der Kunſtdenkmäler noch beſonders ergeben dürften, bleibt die weitere 
Beſtimmung vorbehalten. (Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 39. Nr. 48.) 

In Bezug auf dieſe Beſtimmungen ergingen ferner über dieſen Gegenſtand: 
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1) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 24. Mai 
1844 an ſämmtl. K. Reg., Anfertigung der Zeichnungen von Entwürfen zu 
Reſtaurationsbauten. 

Die Zeichnungen der Entwürfe zu Reſtaurationsbauten, welche von den Bau— 
beamten eingeſandt werden, ſind häufig der Art, daß aus ihnen nicht erſehen werden kann, 
welche Theile derſelben dem alten Gebäude und welche der Reſtauration oder Umänderung 
des Verfaſſers angehören, da die einzelnen Anſichten zum großen Theil in der Art gezeich— 
net ſind, wie ſich das Gebäude nach vollendeter Reſtauration darſtellen würde. Hieraus 
ergeben ſich bei der Reviſton zuweilen nicht blos erhebliche Schwierigkeiten, ſondern es 
werden dadurch oft auch weitläuftige Verhandlungen und Umarbeitungen der Entwürfe 
veranlaßt, welche die Arbeiten der ſchon mit Geſchäften faſt überladenen Baubeamten noch 
erheblich ſteigern. 

Um bei Fertigung der Reſtaurations-Entwürfe alle vergebliche Arbeit zu vermei— 
den, iſt von mir ſchon in der Cirk. V. v. 24. Jan. d. J. (Min. Bl. S. 38.) wegen 
Beſtellung des Konſervators der Kunſtdenkmäler beſtimmt worden, daß bei den Anträgen 
auf Reſtauration von Baudenkmälern inskünftige zunächſt nur ffizzirte Entwürfe zur wei⸗ 
teren Maßnahme eingereicht werden ſollen. Im weiteren Verfolg dieſer Verf. beſtimme 
ich hierdurch: daß in den, bei Gelegenheit von Reſtaurationsbauten an mich einzureichen— 
den Zeichnungen vorerſt der wirkliche gegenwärtige Zuſtand des Gebäudes ſo deutlich wie 
möglich und mit genauer Zeichnung der Profile dargeſtellt werde, wobei zugleich diejenigen 
älteren Theile, welche durch ſpätere Zuſätze etwa verdeckt worden, in Separatzeichnungen 
deutlich zu machen find. Außerdem iſt in der Zeichnung, oder wenigſtens in der dazu 
gehörigen Beſchreibung, die uͤberhaupt mit Sorgfalt abzufaſſen fein wird, anzugeben, 
welche Gebäudetheile in ihrer Struktur und Verbindung, je nach ihrer Erbauungszeit 
einen verſchiedenen Charakter zeigen. Da ein ſolcher Unterſchied häufig nur im Mauer— 
werke ſelbſt zu erkennen iſt, bei den Reſtaurations-Entwürfen aber gerade hierauf weſent— 
lich Ruͤckſtcht genommen werden muß, fo iſt die Angabe dieſer Stylgrenzen, fo wie die 
Angabe der Art und Weiſe der Konftruftion des Mauerwerks und des übrigen Materials 
in der Zeichnung ſehr wünſchenswerth. In dieſe Bauaufnahme find ſodann die beabſich— 
tigten Reſtaurations-Abänderungen vorläufig nur mit Bleiſtift, gewiſſermaßen als 
Skizze, einzuzeichnen, oder es iſt denſelben eine dergleichen, nur allgemein zu haltende 
Skizze beizufügen, während ein Bericht zur Erklärung der etwa noch zweifelhaften Punkte 
anzuſchließen iſt. Nach erfolgter Genehmigung oder ev. Abänderung dieſes erſten Ent— 
wurfs wird ſodann durch die betr. Baubeamten die weitere Ausführung der Zeichnungen 
und der Koſtenanſchläge mit um ſo größerer Liebe zur Sache erfolgen können, als ſie dann 
nicht mehr zu befürchten haben, daß bei der ſpäter vorzunehmenden Hauptreviſton der 
letzteren nichts Weſentliches mehr verändert, und ihnen nicht die Wiederholung einer müh- 
ſam durchgeführten Arbeit übertragen werden wird. | 

Indem ich die K. Reg. hievon in Kenntniß ſetze, veranlaſſe ich Dieſelbe, die Bau— 
beamten ihres Bezirks von dieſer Anordnung zur Beachtung in Kenntniß zu ſetzen. 

Außerdem ſteht es den betr. Baubeamten frei, zur anderweitigen Erleichterung und 
zur freieren Förderung der in Rede ſtehenden Arbeiten, die nach den obigen Angaben ge— 
fertigten Bauaufnahmen und vorläufigen Reſtaurations-Skizzen unmittelbar zunächſt an 
den Konſervator der Kunſtdenkmäler, Baurath v. Quaſt hieſelbſt, zur vorläufigen 
gutachtlichen Aeußerung in kunſthiſtoriſcher Hinſicht, einzuſenden und nach deſſen Gutach— 
ten ſofort die Anfertigung der Reinzeichnungen und Anſchläge vorzunehmen. Auch hiervon 
hat die K. Reg. die Baubeamten Ihres Bez. in Kenntniß zu ſetzen, mit der ausdrücklichen 
Bemerkung, daß es in ihrem freien Willen ſtehen ſoll, ob ſte ſich zunächſt in der angedeu— 
teten Art unmittelbar mit dem ꝛc. v. Quaſt in Verbindung ſetzen, oder ob ſie auch ihre 
vorläufigen Aufnahmen und Skizzen an die K Reg: zur weitern Beförderung einſenden 
wollen. (Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 168. Nr. 187 


2) C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) und der Fin. 
(Flottwell) v. 22. Okt. 1844 an ſämmtl. K. Reg. Bearbeitung der Reſtaura— 
tions-Entwürfe alterthümlicher Gebäude durch Baubeamte. 


Die K. Reg. hat nach dem an uns erſtatteten Ber. v. 28. Juli d. J., die Bearbei⸗ 
tung der Reſtaurations-Entwuͤrfe alterthümlicher Gebäude betr., den Schluß der in ber, 
ſelben Angelegenheit von mir, dem Min. der G., U. u. Med. Ang. unter dem 24. Mai d. J. 
erlaſſenen Cirk. Verf. (Min. Bl. S. 169), wonach die betr. Baubeamten zur vorläufigen 
unmittelbaren Kommunikation mit dem Konſervator der Kunſtdenkmäler, Baurath v. Quaſt, 
ermächtigt fein ſollen, mit früheren Beſtimmungen über die Reſſortverhältniſſe und den 
Geſchäftsgang nicht in Einklang zu bringen gewußt. Wenngleich es hierbei keinesweges 
die Abſicht war, die ſeitens der K. Reg. auszuuͤbende Kontrolle über die Baubeamten 
Ihres Bez. irgend zu beſchränken, und dies um fo weniger zu befürchten war, als die 
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genannte C. Verf. den Baubeamten ausdrücklich nur die Einholung » vorläufiger gut- 
achtucher Aeußerungen in kunſthiſtoriſcher Hinficht« geftattete, jo wollen wir doch, um 
allen etwaigen ungerigneten Maßnahmen vorzubeugen, hiemit nach dem Antrage ber 
K. Reg. genehmigen und anordnen: daß die, durch die genannte C. Verf. b. 24. Mai d. J. 
den Baubeamten freigeſtellte Korreſpondenz mit dem Konſervator der Kunſtdenkmäler 
ſtets durch die Hand der Reg.-Bauräthe gehe, ſo wie auch der Konſervator angewieſen 
werden wird, ſeine an die Baubeamten gerichteten Schreiben an die betr. Reg.-Bauräthe 
zu adreſſiren. (Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 306. Nr. 359.) 


3) C. R. des K. Min. d. G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 14. März 
1845 an ſämmtl. K. Reg., reſp. Reg.⸗Präſidien, betr. die Inventariſation der 


Kunſtdenkmäler durch dazu qualifizirte Perſonen. | 


Seit die Angelegenheit der Konſervation der im Staate vorhandenen Kunſtdenk⸗ 
mäler durch Beſtellung eines beſondern Konſervators in der Perſon des Bauraths von 
Quaſt gründlicher und umfaſſender als früher auſgenommen worden, ‚lift es die Abſicht 
geweſen, eine möglichſt vollſtändige Inventariſation der in öffentlichem Bejig 
befindlichen Kunſtdenkmäler zu veranſtalten, indem allein hiedurch eine Ueberſicht des Vor⸗ 
handenen zu gewinnen, der Werth alles Einzelnen auch für den Laien feſtzuſtellen und in 
Betreff der zur Erhaltung und reſp. Herſtellung erforderlichen Mittel eine angemeſſene 
Dispofition zu treffen iſt. Da aber das Geſchäft der Inventariſation ein ſehr umfaſſen⸗ 
des ſein und mehrfache Kräfte in Anſpruch nehmen wird, ſo war es zunächſt, um Gleich— 
mäßigkeit in dieſe Arbeit zu bringen, erforderlich, ein beſtimmtes Formular zur Verzeich— 
nung und Charakteriſtrung des Einzelnen zu Grunde zu legen. Nach verſchiedenen Ver⸗ 
handlungen über dieſen Punkt hat mir der Konfervator der Kunſtdenkmäler gegenwärtig 
ein ſolches Formular vorgelegt, welches den daran zu machenden Anfprüchen zu genügen 
ſcheint, obgleich allerdings der Umfang des Ganzen hierin eine immer nicht ganz unbe— 
deutende Anzahl von Fragepunkten nöthig gemacht hat. Die Erledigung der letzteren 
und der ganze Betrieb der Ausfüllung der Formulare wird aber nicht auf amtlichem Wege 
zu veranlaſſen ſein, da die Sache in dieſer Weiſe überhaupt zu weitläuflig werden dürfte, 
und da es vornämlich darauf ankommen wird, Männer für dieſelbe zu gewinnen, die ſich 
mit perſönlichem Intereſſe für dieſelbe freiwillig ihrer Förderung unterziehen, die mit einem 
gewiſſen ſelbſtſtändigen Urtheil jene Fragepunkte zu würdigen und nach den jedesma— 
ligen Verhältniſſen zu beantworten, auch gelegentlich anderweitige Hülfe hiefür zu beſchaffen 
wiſſen. 

Es iſt daher wünſchenswerth, fo viel als möglich in jedem Reg.-Bez. Männer her⸗ 
anzuziehen, auf deren Bereitwilligkeit und Urtheilsfähigkeit man ſich verlaſſen könnte, 
damit dieſe ſich wegen des in Rede ſtehenden Geſchäfts mit dem Konſervator in nähere 
Kommunikation ſetzen und die Erledigung deſſelben theils ſelbſt übernehmen, theils dazu 
anderweitig, je nach den Umſtänden, die angemeſſenſten Maßregeln in Vorſchlag bringen. 
Bei den Mitgliedern der beſtehenden hiſtoriſchen und Alterthumsvereine dürfte hiebei wohl 
zunächſt Bereitwilligkeit und Neigung zu finden ſein. e 

Ew. Hochw. (c.) erſuche ich, dieſe Sache in nähere Erwägung zu nehmen und mir 
diejenigen Perſonen im Bezirke der K. Reg., die Sie dazu für qualifizirt erachten, und bei 
denen das erforderliche höhere Intereſſe vorausgeſetzt werden kann, namhaft zu machen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 65. Nr. 83, 


Zweites Kapitel. 
Die Propinzial-Behörden :). 


Erſte Unter⸗Abtheilung. 
Die Ober-Präſidenten. 


Durch das Publik. v. 16. Dec. 1808, betr. die veränderte Verfaſſung 
der oberſten Staatsbehörden, wurde, zur Belebung des Geſchäftsganges in 
den Provinzen, das Inſtitut der Ober-Präſidien neugeſchaffen. Die 


) Ueber die beſonderen Verhältniſſe in dieſer Beziehung in der Grafſchaft 
Wernigerode vergl. den durch die K. O. v. 17. Sept. 1822 beſtätigten Rezeß 
v. 13. Aug. 1822, welcher durch das Publ. des Ob.-Präſld. der Provinz Sachſen 
b. 18. Mai 1823 bekannt gemacht iſt (A. VII. 512 ff.) 
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erſte Inſtruktion für dieſelben erging unterm 23. Dec. 1808 ), in welcher den— 
ſelben eine dreifache Beſtimmung beigelegt wird: 1) einen Vereinigungspunkt 
in Anſehung derjenigen Verwaltungszweige zu bilden, bei welchen es von Wich— 
tigkeit iſt, daß ſie nach größeren Abtheilungen, als einzelnen Reg.-Departements 
geleitet und ausgeführt werden, welches beſonders bei größeren allgemeinen Lan— 
des⸗Polizei⸗Gegenſtänden der Fall iſt; 2) den oberſten Staatsbehörden Stell— 
vertreter zu geben, welche mehr in der Nähe und an Ort und Stelle eine genaue 
und nicht blos formelle Kontrolle über die Unterbehörden führen, und 3) in 
dem Ober⸗-Präſidenten eine Behörde zu bilden, welche bei vorkommenden Fällen 
nach erweiterten, ganze Provinzen umfaſſenden, Geſichtspunkten ihr Gutachten 
geben können. Das Amt der Ober-Präſidien theilt ſich daher in die Eigenſchaft 
einer aus führenden, beaufſichtigenden (kontrollirenden) und bera— 
thenden Behörde. | | 

Durch das Geſetz v. 30. April 1815 wurde für jede Provinz ein Ober— 
Präſident angeordnet. Durch die Inſtr. v. 23. Okt. 18172) wurde deren 
Beſtimmung feſtgeſetzt, dieſe Inſtr. jedoch in der Folge einer Reviſion unterwor— 
fen, und an deren Stelle eine erneuerte Inſtr. v. 31. Dec. 1825 3) erlaſſen, 
in welcher die früheren Beſtimmungen im Weſentlichen beibehalten und nur im 
Einzelnen zeitgemäßer abgeändert, insbeſondere aber ihr Verhältniß zu den . 
Minifterien und den Provinzial-Behörden näher beſtimmt, und ihre Stellver— 
tretung der oberſten Staatsbehörden auf mehrere Verwaltungsgegenſtände aus— 
gedehnt wurde“). ö 

Die Beſtimmungen dieſer Inſtr., in ſoweit ſie bezüglich des Bau- und 
Wegeweſens zunächſt intereſſiren, ſind folgende: N 

1) Der Wirkungskreis der Ober-Präſidenten in den ihnen anvertrauten Provinzen 
umfaßt die eigne Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, welche nicht nur die Ge— 
ſammtheit der Provinz betreffen, ſondern die ſich auch nur über den Bereich einer Regie⸗ 
rung hinaus erſtrecken (8. 1). 

2) In Beziehung auf dieſe Angelegenheiten bilden fie die unmittelbare Inſtanz 
und die betr. Provinzial⸗Behörden, namentlich die Regierungen, ſind ihre Organe. Es 
gehören hierzu insbeſondere auch die Pläne zu neuen Anlagen, Meliorationen, Strom- 
Ware ln in ſofern ſolche die Grenzen eines Reg. Bez. überſchreiten 

. r. D 


Zweite Unter: Abtheilung. 
Die Regierungen. 
I. 
Organiſation derſelbens). 


A. Durch die V. v. 26. Dec. 1808 wegen verbeſſerter Einrichtung der 
Provinzial⸗Behörden ©) wurde den Regierungen in den Provinzen die Bearbei— 
tung des geſammten Landeshoheits-, Landespolizei- und Finanzweſens übertra— 
gen, ſo daß ſie alſo auch die einſchlagende Leitung des Bau- und Wegeweſens 
zu beſorgen hatten. In der unter demſelben Datum erlaſſenen Geſchäf ts— 
Inſtruktion für die Regierungen in ſämmtl. Provinzen?) wurden 
der Geſchäftskreis und die Befugniſſe der Regierungen in allen polizeilichen und 


1) N. C. C. Tom. XII. S. 545, Mathis jur. Mon. Bd. 7. S. 446, Rabe's Samml. 
Bd. 9. S. 402. 

2) G. S. 1817. S. 230. 

3) G. S. 1826. S. 1. 

4) Vergl. dieſe Inſtr. in Th. V. des Werkes (Organiſation der Staatsbehörden). 

5) Vergl. hierüber auch Th. VI. Bd. 2 des Werkes S. 486, 

6) N. C. C. Tom. XII. S. 679, Rabe's Samml. Bd. 9 S. 467. 

7) N. C. C. Tom. XII. S. 703, Rabe's Samml. Bd. 9 S. 415. 
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IN Finanz⸗Angelegenheiten, folglich auch in Bauſachen, ſo wie die Funktionen und 

1 die Stellung des Regierungs-Bauraths (0. 101) genau beſtimmt. | i 

` Daſſelbe geſchah in der erftere größtentheils aufhebenden Inftruftion | 

1 zur Gefhäftöführung der Regierungen in den K. Preuß. Staaten 

d b. 23. Okt. 18171), nachdem durch das G. v. 30. April 1815 wegen be, 

beſſerter Einrichtung der Provinzial-Behörden?) in der inneren 
Einrichtung der Regierungen und durch die darin verordnete Anſtellung von 
Ober⸗Präſidenten und Errichtung von Provinzial-Konſiſtorien und Medizinal⸗ 
Kollegien in der Stellung und in dem Wirkungskreiſe der Regierungen weſent— 

0 liche Abänderungen getroffen waren. 

Nach dieſer Inſtr. v. 23. Okt. 1817 §9. 2 und 3 ſollten vor die erſte 

N Abtheilung der Regierung die eigentliche Baupolizei und das Bauweſen, 

| ſofern es ſich auf Gegenſtände des Reſſorts dieſer Abtheilung bezieht; vor die 

N zweite Abtheilung aber die Anftalten zur Bildung der Gewerksleute und 
Künſtler, die öffentliche Kommunikation, Land- und Waſſerſtraßen, Chauſſeen— 
Anlagen, Strom-, Deich- und Brückenbauten, Hafenbauten und das geſammte 

| Bauweſen dieſer Abtheilung gehören. | 

| Durch die K. O. v. 31. Dec. 1825 5) (sub D. II. 1) wurde hiernädft 

| die Bearbeitung der Geſchäfte der Regierungen in mehreren abgeſonderten 

| Sektionen geftattetz der Abtheilung des Innern wurden die bisher von der 

erſten Abtheilung bearbeiteten Geſchäfte beigelegt, auch ihr die ſämmtlichen 

! bäupolizeilichen Angelegenheiten zugewieſen “). | 

1 * B. Bei jeder Regierung ſind Bauräthe angeſtellt. Dies war bereits 

I durch die V. v. 26. Dec. 1808 beſtimmt und im §. 101 der Dienſt-Inſtr. von 

N demſelben Tage waren ihre Pflichten und Rechte feſtgeſetzt. 

h € In der oben gedachten Inſtr. v. 23. Okt. 1817 disponirt hierüber 

| der §. 48: 

d ? Die Bauräthe führen die Aufficht über das geſammte Bauweſen im Reg. Bez. und 

I forgen für die tüchtige und zweckmäßige Ausführung der öffentlichen Baue, unter mög: 

N lichſter Koſtenerſparung. 

Sie führen die Aufſicht über die Baubeamten und Aufſeher der Gebäude und öffent— 

lichen Bauanlagen aller Art, beſonders über die Kommunikations-Anlagen. 

Sie ſorgen für deren gründliche, pflichtgemäße Geſchaͤftsführung, und dürfen weder 
| ſelbſt Unternehmer öffentlicher Baue fein, oder Theil an ſolchen Unternehmungen haben, 
0 noch geſtatten, daß ſolches von den übrigen Bau-Offizianten geſchehe, oder daß dieſe ſich 
mit Auszahlung der Baugelder befaſſen. 
I Sie müffen ferner alle öffenilihen Bau-Anlagen, beſonders auch die Domainen— 
N und Forſtbauten, wenn es möglich ift, jährlich einmal bereiſen, die ſchiffbaren Flüſſe aber 
| jowoht im Frühjahre zur Beurtheilung der erforderlichen Verbeſſerungen, als im Herbſte 
| zur Prüfung der ausgeführten Arbeiten, befahren und über ihre Bereifung den Regierungen 
IW Bericht erftatten. E: 

Im Kollegium liegt ihnen die Reviſton aller Bauanſchläge ob, und es darf ohne ihr 


Vorwiſſen keine Veränderung an dem Bau während deſſen Ausführung genehmigt und 
vorgenommen werden. , 

Generalien, welche auf das Bauweſen Bezug haben, alle Sachen, welche die Ein— 
leitung, Ausführung und Abnahme der Baue, deren techniſche Beurtheilung, die Dienſt— 
veränderungen und Disciplin der Baubeamten, die Pruͤfung der Bauhandwerker, und die 
Maaße und Gewichte betreffen, gehören zur Bearbeitung der Bauräthe. 

Uebrigens ſind ihre Rechte und Pflichten denen der anderen Räthe gleich. Als Kor— 
referenten find ſte für das Techniſche ihres Geſchäftskreiſes verantwortlich. ! 
(G. S. 1817. S. 280.) 


. 
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b) In gleichem Sinne disponirt das C. R. des K. Min. des Hand. (Gr. 
v. Bülow) v. 11. Sept. 1818 an ſämmtl. Reg. Präſidien und Ob. Präſidien, 
betr. die Beſchäftigung der Bau-Beamten, sub Nr. 1, 2 u. 3. 

(S. unten.) | 

c) Derſelbe Grundſatz ift in der an ſämmtliche Reg. Präſidien erlaffenen 
C. V. der K. Min. des J. für Hand. und Gew. (v. Schuckmann), des J. und 
d. P. (v. Brenn) u. d. Fin. (Maaßen) v. 15. Nov. 1831, betr. die Beſchäfti— 
gung der Bau-Referendarien, ausgeſprochen, und endlich iſt es in dem C. R. 
derſelben Min. v. 7. Mai 1832 als ein fühlbarer Uebelſtand gerügt worden, 
daß den Reg. Bauräthen die Bearbeitung von Gegenſtänden übertragen werde, 
welche nicht ihres Amtes ſind. (S. unten.) b | 

Mit Bezug auf dieſe Beſtimmungen erging das C. R. der K. Verw. für 
Hand., Fabr. und Bauweſen (Rother) v. 25. März 1836, an ſämmtl. K. Reg. 


Präſid. excl. desjenigen zu Magdeburg. 

Ich habe fortwährend Veranlaſſung, zu bemerken, daß die Beſtimmungen der Reg. 
Inſtr. v. 23. Okt. 1817 8. 48 und der C. V. an die K. Reg. Präſidien und reſp. Reg. 
v. 11. Sept. 1818, 15. Nov. 1831 und 7. Mai 1832, in Betreff der den Reg. Bauräthen 
zu überweiſenden Dienſtgeſchäfte nicht überall beachtet werden, und daß dieſe Beamten 
nach wie vor mit der Bearbeitung des nicht techniſchen Theils der Bauſachen und der die 
Bauten betr. Kaſſenſachen beauftragt werden. IE 

Dieſer Uebelſtand tritt um fo mehr hervor, wenn die Reg. Bauräthe, wie es öfters 
vorkommt, ſich über Ueberbürdung mit Dienſtgeſchäften beſchweren, und die in letzter Zeit 
mehrfach ergangenen, Allerh. Kabinetöbefehle wegen ungründlich eingeleiteter Bauaus— 
führungen und daher kommender Ueberſchreitungen der Bauanſchläge Veranlaſſung geben 
ſollten, die Reg. Bauräthe wegen Mangels an gründlicher Bearbeitung des techniſthen 
Theils der Bauſachen in Anſpruch zu nehmen. 

Das K. Reg. Präſld. wird daher veranlaßt, der in dieſer Beziehung ſtattfindenden 
Geſchäfts⸗Vertheilung Aufmerkſamkeit zu widmen, und darauf zu halten, daß ſich die Bau— 
räthe nicht mit Geſchäften befaſſen, welche nicht ihres Amtes ſind, und daß ihnen derglei— 
chen nicht von andern Mitgliedern des Kollegii aufgebürdet werden. 

(Acta gen. des K. Min. d. Fin., Abth. für Hand., Gew. und Bauweſen, A. 4. 

Nr. 23. Vol. III. A. 2984.) 5 

d) In Betreff der Verpflichtung des Reg. Bauraths zur Kontrolle der 
Reg. Bau-Inſpektoren und Kondukteurs bemerkt das R. des K. Min. des 
Hand. (Graf v. Bülow) v. 11. Nov. 1823 an ſämmtl. K. Reg. und die K. 


Min. Baukommiſſion zu Berlin: 

Es iſt häufig der Fall eingetreten, daß die Mängel, welche bei den in der Ausfüh— 
rung begriffenen Bauen vorkommen, auf Rechnung des die Aufſicht führenden Bau-Kon— | 
dukteurs geſetzt worden find, da dieſelben doch hätten vermieden werden koͤnnen, wenn ber 
Bau fleißiger von dem Bau⸗Inſpektor, welcher den Bau leitet, und von dem Reg. Bau— | 
Rath, welchem die oberfte Leitung obliegt, revidirt worden wäre. Künftig können nun 
dergleichen Entſchuldigungen durchaus nicht mehr als gültig angenommen werden, viel— 
mehr bleibt der BausInfpeftor für die Fehler, welche der unter ihm ſtehende Bau-Kon— 
dukteur begeht, vorzüglich verantwortlich, da es nur von ihm abhängt, den Bau öfter zu 
revidiren und bemerkte Mängel gleich im Entſtehen abzuſtellen. Bei den öfter vorzuneh— 
menden Bereiſungen der Baue müſſen die Reg. Bauräthe ſtreng darauf halten, daß die 
Baue von den Bau-Inſpektoren zweckmäßig angeordnet und häufig inſpicirt werden; fie 
müſſen ferner Erkundigung über die Beſuchung der Bauftelle von Seiten der Bau-In⸗ | 
ſpektoren einziehn, und hierin bemerkte Vernachläſſigungen ſofort dem Reg. Kollegio zur | 
Beſtrafung der Säumigen, anzeigen. Im Unterlaſſungs-Falle haben die Reg. und Bau— 
Räthe entſtandene Fehler unnnachſtchtlich ſelbſt zu vertreten. Die Entſchuldigung der; | 
ſelben, daß fie aus Mangel an Zeit oder Urlaub, die Baue nicht hätten revidiren konnen, 
iſt um fo weniger zuläſſig, als es ihnen durch die Bau-Inſpektoren angezeigt Mor: 
den, oder ſonſt bekannt ſein muß, wenn bedeutende Baue ihren Anfang nehmen, wo ihnen 
alsdann die Reg. Präſtd. die Erlaubniß zur Reiſe, Behufs der Reviſton der Ausführung, 
nicht verweigern werden. Es iſt indeſſen vorzüglich die Sache der Reg. Bauräthe, und 
ſte bleiben dafür verantwortlich, daß ſte ſelbſt auf die Bewilligung des erforderl. Urlaubs 
antragen. Daß übrigens nicht der Bau-Kondukteur, ſondern der Bau-Inſpektor fuͤr die 
Veranſchlagung eines Baues und dafür, daß alles dem Bedurfniß gemäß zur tüchtigen 
Ausführung veranſchlagt ſei, und daß alle aus der Oertlichkeit entſpringenden Vortheile 
benutzt werden, verantwortlich bleibe, iſt bereits feſtgeſetzt, und es wird hierin nichts geän, 
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dert, ſowie auch der Reg. Baurath feine Reviſton des Anſchlags, und die vorſchriftsmäßige 
Anfertigung deſſelben, auch daß ſolcher vor der Vollziehung der Rebilion mit den noͤthigen 
Zeichnungen und dem Erläuterungs-Protokoll verſehn werde, zu vertreten hat. 

Die K. Reg. hat dieſe Vorſchriften Ihren Bau-⸗Inſpektoren, ſoweit die letztern dabei 
betheiligt ſind, bekannt zu machen, und ſie zugleich zu bedeuten, daß bei vorkommender 
Gelegenheit ſtrenge danach verfahren werden wird. 

(Acia gen. des K. Min. d. Fin., Abth. für Hand., Gew. und Bauweſen, A. 4. 

Nr. 24 Vol. I. Nr. 10,778.) | ag 

e) In Betreff der Berfonalien des Regierungs-Bau-Rathes ift 

zu bemerken: 


a) rückſichtlich des Votums. 

Die K. O. v. 31. Dec. 1825, betr. einige Abänderungen in der bishe— 
rigen Organiſation der Prov.-Verwaltungs-Behörden (G. S. 1826. S. 8), 
beſtimmt sub D. V., daß die techniſchen Mitglieder der Reg., namentlich auch 
die Bau-Räthe, in den Plenar-Verſammlungen der Reg. nur in den Angele— 
genheiten, welche zu ihrem Geſchäftskreiſe gehören, ein volles Votum haben, die 
Aſſeſſoren nur in den von ihnen ſelbſt bearbeiteten Sachen. 

Hierzu bemerkt das R. der K. Min. des J. für Hand., Gew. und Bau— 
weſen, des J. u. d. P., u. d. Fin. v. 1. Sept. 1832: 

ꝛc. Was die Frage angeht: 

ob den techniſchen Mitgliedern und Aſſeſſoren in den Reg.⸗Abtheilungen ein 

volles oder auch hier nur auf den eigenen Geſchäftskreis beſchraͤnktes Stimm— 

recht zuſtehe; 
jo ſpricht ſchon die woͤrtliche Faſſung der K. O. v. 31. Dec. 1825, verglichen mit 8. 28 
del Reg. Inſtr. v. 23. Okt. 1817, für die Entſcheidung nach der erſten Alternative, wozu 
dann noch tritt, daß nach 8. VII. der gedachten K. O. das Stimmrecht der Mitglieder in 
den Abtheilungen überhaupt ſchon beſchränkt, und faſt nur als konſultativ anzuſehen ift, 
daher denn um ſo weniger Anlaß obwaltet, daſſelbe für die Aſſeſſoren und techniſchen 
Mitglieder noch mehr beſchränken zu wollen. 

Darum folgt jedoch keinesweges, daß auch die Vertretung der Ob. Reg. Räthe in 
der Direktion der Abth. unbedingt dem älteſten Rathe, mit Einſchluß der techniſchen Mit- 
glieder, übertragen werden müſſe; vielmehr hängt dies lediglich von dem Ermeſſen der 
Reg. Präſid. unter Rückſprache mit dem betr. Abtheil. Dirig. ab, und es wird in der Regel 
zweckmäßig ſcheinen, die techniſchen Mitglieder mit dieſen Direktionsgeſchäften nicht befaßt 
zu ſehen. (A. XVI. 586. — 3. 5.) N 

6) In Anſehung des Ranges. 

Die V. pn 7. Febr. 1817, betr. die Rangordnung der Civilbeamten 
(G. S. 1817. S. 61) führt die Regierungs-Bauräthe nicht ſpeziell auf. Sie 
rangiren aber mit den übrigen Regierungsräthen in der IV. Rang-Klaſſe. 

Y) In Betreff des Gehaltes iſt zu bemerken, daß feit dem Jahre 1826 
die bei den Reg. fungirenden techniſchen Räthe einer jeden Kategorie unter ſich 
rangiren, und deren Beſoldungen durch einen beſonderen Normal-Beſoldungs— 
Etat regulirt werden. Daher ſind auch die Beſoldungen der Reg. Bauräthe 
nichk ferner in die Prov.-Verw.⸗Etats auſgenommen, ſondern dieſe Beſoldungen 
werden nach einem, auf den Grund des alljährlich Allerh. genehmigten Perſo— 
nal⸗ und Beſoldungs-Etats angefertigter Zahlungs-Etats von der General— 
Kaſſe des Min. durch die Reg.-Hauptkaſſe gewährt. ö 

8) Diäten. 


1) Vergl. unten Kap. V. Tit. I., Unterabth. II., sub I., A., e., f. 


2) R. der K. Min. des H. (v. Bülow), des J. (d. Schuckmann) und 


der Fin. (v. Klewitz) v. 1. Jan. 1818 an die K. Reg. zu Köln. Diäten des 
Reg.⸗Banrathes. 


Da dem Baurath des dortigen Kollegii für Reifen in Dienſtangelegenheiten, die 
außerhalb ſeiner amtlichen Beſtimmung liegen, einmal Diäten und Erſatz der Fuhrkoſten 
gebühren, fo kann derſelbe für die ganze derartige Reife von feiner Wohnung ab und dahin 
zurück, ſofern er jene nicht für feine gewöhnlichen Geſchäfte mit unternimmt, dergleichen 
Koſten liquidiren. Dieſe Beſtimmung ſchließt jedoch die Verpflichtung des genannten 


Gegenwärtige Organiſation der Behörden; Provinzial-Behörden. 57 


Beamten nicht aus, außerordentliche Reiſen der Art mit den gewöhnlichen, innerhalb des 
Reg. Bezirkes möglichſt in Verbindung zu ſetzen, um auf dieſe Weiſe irgend zuläſſige 
Erſparungen für die K. Kaſſe herbeizuführen. 

Dieſes wird der K. Reg. auf die Anfrage v. 27. Nov. v. J. eröffnet. 

(A. II. 11. — 1. 9.) g b 

ei Averſional-Vergütigung für Fuhrkoſten, Schreib- und 
Zeichen-Materialien x. 

1) Vergl. unten Kap. V., Tit. I., Unterabth. II., sub I. A., e., J. 

2) C. R. der K. Min. d. J. für H. und Gew. Ang. (v. Schuckmann), u. der 
Fin. (Maaßen) v. 31. Mai 1833, an ſämmtl. K. Reg. Zahlung von Averſio— 
nal⸗Vergütigungen für Fuhrkoſten, Schreib- und Zeichen- Materialien an die Ob. 
Forſtmeiſter und Reg. Bauräthe. 

Es find Zweifel darüber entſtanden, in welchen Raten die von Mitgliedern der Reg. 
Kollegien, namentlich von den Ob. Forſtmeiſt. und Reg. Bauräthen zu beziehenden Aver— 
fional-Vergütigungen für Fuhrkoſten, Schreib- und Zeichenmaterialien und Büreau-Hülfe 
gezahlt werden ſollen. Der K. Reg. wird daher bekannt gemacht, daß dieſe Zahlungen 
monatlich pränumerando, oder auf Verlangen der betr. Beamten vierteljährlich im dritten 
Monate zu zahlen ſind. a 

Uebrigens gilt hinfichtli der Averſa für Fuhrkoſten, Schreibmaterialien und Bus 
reau-Hülfe die von dem unterz. Hand. Min. Toon für die Fuhrkoſten der Bauräthe gege— 
bene Beſtimmung, daß nämlich die betheiligten Beamten, wenn ihnen Urlaub bewilligt 
worden, oder. De durch Krankheit oder andere Umſtände verhindert worden, ihrem Dienfte 
vorzuſtehen, gegen Fortbezug der Averſa, für das Fortkommen auf den Dienſtreiſen, ſowie 
für die Bureau-Hülfe und den Schreib- und Zeichenmaterialien-Bedarf des Stellvertre— 
ters zu ſorgen, oder demſelben die Averſa nach Maßgabe des Zeitraums der Stellvertre— 
tung zu überlaffen haben. (A. XVII. 261. — 2. 8.) 

C. Regierungs-Bau-Referendarien. 

1) Das C. R. des K. Min. d. J. f. H., G. u. Bauw. (v. Schuckmann) v. 
8. Sept. 18311) (A. XV. 514. — 3. 3.) theilt die Inſtr. zur Prüfung der Feld— 
meſſer und Bau-Beamten mit, in deren §. 22 beſtimmt wird: 

Bau⸗Kondukteurs für den Waſſer- und Stadtbau, welche ſich durch Vau-Ausfül⸗ 
rungen ausgezeichnet haben, und bei der Prüfung vorzüglich beſtanden find, ſollen ais 
Bau-Referendarien Gelegenheit erhalten, ſich unter der Leitung der Regierungs- und 
Bauräthe, bei den Reg, mit dem Geſchäftsgange und mit Gegenſtänden ihres Faches 
bekannt zu machen, und dieſen Rathen bei ihren Arbeiten hülfreiche Hand zu leiſten. Auf 
diätariſche Beſchäftigung ift dabei nur in ſofern einzuſehen, als ihre Hülfe zur Erhaltung 
des Geſchäftsganges unentbehrlich iſt, und fie ſich darin die erforderliche Gewandtheit 
erworben haben. ur 


Hierbei bemerkt das allegirte C. R., daß dieſer §. in Uebereinſtimmung mit. 


den beiden andern Disciplinar-Miniſterien abgefaßt worden ſei und deshalb 
noch beſondere gemeinſchaftliche Verfügung an die Regierungen ergehen werde. 

Dieſem Vorbehalt gemäß erging: 

2) das C. R. der K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann), des J. 
u. d. P. (v. Brenn), u. d. Fin. (Maaßen) v. 15. Nob. 1831 an ſämmtl. K. 
Reg. Präſidien. Verhältniſſe der Bau-Referendarien. 

Die von mir, dem Min. des J. für H. u. G., unterm 8. Sept. d. J. vorbehaltene 
Verf. des Disciplinar-Min. über die Bau⸗Referendarien, wollen wir in [Folgendem 
ertheilen: 

Wie jene Verf. bereits ergiebt, iſt die Abſicht keinesweges dahin gerichtet, die Vor— 
ſchriften der Reg. Inſtr. auf dieſe Referendarien in ihrem ganzen Umfange anzuwenden, 
oder ihnen Anſpruch auf Ascenſion im Kollegio einzuräumen, ſondern zunächſt nur dahin, 
Bau⸗Kondukteurs auszubilden, welche bei einer künftigen Anſtellung, als Bau-Inſpektoren 
ſich die nöthige Geſchäfts-Kenntniß in Bauſachen erworben haben, deren Mangel 
bisher bei ihrer erſten Anſtellung nur zu fühlbar war. / d 

Die Abſicht ift daher auch keinesweges, ben Reg.-Bauräthen durch die Bau⸗Refe⸗ 
rendarien eine techniſche Aushülfe zu gewaͤhren, wodurch fie an den, ihnen für dieſen Zweck 
ausgeſetzten Bureau-Koſten ſparen. Da die Bauräthe nach der Inſtr. v. 17. Sept. 1818 
eigentlich nur mit dem techniſchen Theile des Bauweſens beauftragt ſind, und in Verwal— 


1) Vergl. unten. 


En 
Er — — 
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tungs⸗ und Kaſſenſachen nur als Korreferenten mitwirken, ſo erſcheint es angemeſſen, die 
Bau⸗Referendarien auch von denjenigen Räthen beſchäftigen zu laſſen, welche in So, 
ſachen mit dem Baurathe konkurriren, damit ſie ſich auch von den einzelnen, dahin ein— 
ſchlagenden Geſchäftszweigen Kenntniß verſchaffen. Je: KA 

Es werden übrigens die Bausfteferendarien, da dieſe Beſchäftigung in ihrem Ver— 
hältniſſe als Bau-Kondukteurs nichts ändert, auch in den Konduitenliſten der Bau-Kon— 
dukteurs fortgeführt. (A. XV. 528. — 3. 4.) 

Hierauf (ad 1 und 2) beziehen ſich ferner folgende Reſkripte: 

3) C. R. der K. Min. d. J. für H. u. G. (v. Schnckmann), des J. u. d. N. 
(v. Brenn) u. d. Fin. (Maaßen) v. 7. Mai 1832 an ſämmtl. K. Reg. Bau: 
Kondukteurs, welche den Bedingungen des 8.22 der Vorſchriften für die Prüfung 
der Feld meſſer v. 8. Sept. v. J. Genüge geleiſtet, können als Bau-Referenda⸗ 
rien ohne weiteren Nachweis ihrer allgemeinen Vorkenntniſſe bei einer Reg. ein— 
treten und ſind keiner anderweitigen Prüfung als Referendarien unterworfen. 

Der Bau-Kondukteur hat die letzte Staats-Prüfung beſtanden, welche ihn zur An- 
ſtellung im Baufach qualifizirt. Mit dieſer Qualifikation kann er Bau-Inſpeltor und 
ſelbſt Regierungs- und Baurath werden, ohne daß für letzteren Fall eine beſondere Prü— 
fung nach den Vorſchriften für Mitglieder des Kollegiums eintritt. 

Eben fo wenig iſt vorgeſchrieben. daß man jetzt Bau-Referendarius geweſen fein 
muß, um künftig Baurath zu werden. Der Zweck, den audgezeichneten Bau⸗Kondukteurd 
Gelegenheit zu geben, ſich als Bau-Referendarien für ihre künftige Geſchäftsführung ohne 
allen Entgelt zu routiniren, würde ganz verloren'gehen, wenn man noch beſondere wiſſen— 
ſchaftliche Forderungen an fie machle. Denn es dürfte wohl ſchwerlich einer darauf ein— 
gehen, ohne allen Nutzen für fein künftiges Fortkommen, die beſonderen dazu erforderlichen 
Studien zu machen, Studien, zu deren Anwendung er gar nicht berufen iſt. 

Dieſe Vielwiſſerei würde auch nur den ſchon jetzt ſehr fühlbaren Uebelſtand vermeh— 
ren, daß den Bauräthen die Bearbeitung von Gegenſtänden übertragen würde, welche 
nicht ihres Amtes ſind. a 

Die Anſtellung der Bau-Referendarien bleibt übrigens dem mitunterz. Min. des J. 
für H. und Gew. Ang. vorbehalten. (A. XVI. 347. — 2. 12.) 

4) R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann), des J. u. d. P. 
(Köhler) u. d. Fin. (Kühne) v. 26. Aug. 1832 an das K. Reg. Präſidium zu 
Marienwerder. Konkurrenz der Minifterien bei Anſtellung von Bau-Referen— 
darien. 

Wie die Beſtimmung am Schluß der, ſämmtl. übrigen Reg. zur Nachricht und gleich— 
mäßigen Beachtung mitgetheilten Verf. v. 7. Mai d. J. wegen der Bau-Referendarien 
zu verſtehen ſei, unterliegt eigentlich keinem Zweifel. Auf Em. ze, desfallſige Anfrage b. 
12. v. M. bemerken wir jedoch, daß nach jener Beſtimmung allerdings über die Anftel- 
lung eines Bau-Referendarji an das mitunterz. Min. des J. für H. u. G. jedesmal zuvor 
berichtet, und deſſen Genehmigung nachgeſucht werden foll. ` 

Hierbei hat es um ſo mehr ſein Bewenden, als ſchon Fälle vorgekommen ſind, daß 
von den Reg. Präſidenten, der Vorſchrift entgegen, Bau-Kondukteurs als Bau-Referen⸗ 
darien angenommen ſind, die im architektoniſchen Examen ſchlecht beſtanden waren, erſt 
kürzlich geprüft worden, ſich mithin gar nicht bewährt haben. 

(A. XVI. 588. — 3. 6.) 


5) R. der K. Verw. für H., Fabr. u. Bauw. (Rother) v. 11. April 1836 
an das K. Reg. Präſid. zu Oppeln. Reviſion der Bauanſchläge durch die Reg. 
Bau-Referendarien. ö 

Es iſt bemerkt worden, daß ſeit einiger Zeit von der dortigen K. Reg. die zur Eu: 
perreviſton durch die Ober-Baudeput. hierher geſandten Anſchläge, abweiſend von dem 
bisher hierin beobachteten Verfahren, nach dem wörtlichen Ausdrucke und der Unterſchriſt, 
von dem Bau-Referendarius in den Vorderſätzen, von dem Reg. und Baurathe aber in 
Conſtruktion und Preiſen revidirt worden, und wird hieraus Veranlaſſung genommen, 
dem ꝛc. hierüber Folgendes zu eröffnen: ) 

Bau⸗Referendarien find Bau-Kondukteure, deren Stellung durch die Vorſchriften 
zur Prüfung der Feldmeſſer ꝛc., v. 8. Sept. 1831 S. 22 dahin genau normirt worden, 
daß fie unter der Leitung der Reg. und Bauräthe ſich bei den Reg. mit dem Gefchäitd- 
gange und den Gegenſtänden ihres Fachs bekannt machen und dieſen Räthen hülfreiche 
Hand leiſten ſollen; auch in erſterer Beziehung die C. V. v. 15. Nov. 1831 zu berück— 
ſichtigen. ` "eg 

Die Bau-Referendarien und Kondukteure (np hiernach bloße Hülfsarbeiter des 
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Reg. und Bauraths, nirgend aber befugt, ſeine Verpflichtungen oder ſeine Vertretung ganz 
oder zum Theil zu übernehmen; eben fo wenig hat auch der Reg, oder Bauraih die Be— 
fugniß, ſeine Verpflichtungen ganz oder zum Theil auf ſie zu übertragen. Ein ſolches 
Verfahren iſt aller Dienſtordnung entgegen und würde dem Bau-Kondukteur zum Reviſor 
alt gedienter und erfahrener Baubeamter machen. 8 

Es iſt daher unſtatthaft, wenn die Bau-Referendarien die Anſchläge mit ihren 
Reviſionszeichen verſehen, und wird das (ins.) angewieſen, das Nöthige wegen Abſtellung 
dieſes Verfahrens zu veranlaſſen. 

(Acta gen. des K. Min. d. Fin., Abth. für Hand., Gew. u. Bauw., A. 4. Nr. 24. 

Vol. III., 3684. A.) db 
6) Dad Regl. v. 14. Febr. 1846 über die Befähigung zu den höheren 


Aemtern der Verwaltung (G. S. 1846. S. 199.), beſtimmt im §. 15: 

Unter Referendarien des Baufaches, welche als ſolche nicht in den Dienſtverhält— 
niſſen der eigentlichen Reg. Referendarien ſtehen, werden (nach Anleitung der beſonderen, 
die Prüfung der Kandidaten des Baufaches betr. Beſtimmungen) ſolche bei der Prüſung 
in allen Zweigen des Baufaches vorzüglich tüchtig befundene Bau-Kondukteure verſtan— 
den, welche zu der Hoffnung berechtigen, dereinſt zu einer höheren Laufbahn in ihrem 
Fache geſchickt zu werden, und denen in dieſer Ausſicht das die Bauangelegenheiten ver— 
waltende Min., welches allein ſie zu Bau-Referendarien ernennen kann, dadurch die 
Gelegenheit gewähren will, ſich bei den Reg. ſelbſt unter Leitung der Räthe, denen ſie 
zugeordnet werden, namentlich aber der Reg-Bauräthe und als deren Gehülfen, mit dem 
kollegialiſchen Geſchäftsgange und dem darin zur Entwickelung gelangenden Gegenſtänden 
ihres Fachs bekannt zu machen. Darauf bleibt alſo ihre Beſtimmung und Beſchäftigung 
beſchränkt, ſowie ihre weitere Beförderung lediglich von dem vorerwähnten Min. abhängt. 


II. 
Rechte und Pflichten der Regierungen. 


A. In Betreff der Anſtellung der Bau- und Wege-Beamten 


verordnet: 

1) die Reg. Inſtr. v. 23. Okt. 1817, Abſchn. 2. §. 12, daß ſolche der 
betr. Reg. Abth. zuſteht, jedoch mit Ausnahme der Bau-Inſpektoren, und der 
Land⸗ und Waſſer⸗Baumeiſter. In dieſen ausgenommenen Fällen iſt jedesmal 
an das vorgeſetzte Miniſterium zu berichten. 

2) Die Geſchäfts-Anweiſung für die Reg. v. 31. Dec. 1825 (A. IX. 821.) 
beſtimmte demnächſt zum Abſchn. II. A. | 

In Anſehung der Beamten-Anftellung und Disciplin bewendet es bei demjenigen, 
was S. 12 der Inſtr. v. 1817 enthalten iſt, unter Berückſichtigung deſſen, was die Ordre 
vom heutigen Tage über die erweiterte Befugniß der Präſidenten enthält ꝛc. 1). 

In Anſehung derjenigen Staatsbeamten, deren Anſtellung und Beförderung den 
Miniſterien vorbehalten bleibt, ꝛc. geht der Vorſchlag: _ 

2c. wegen der Bau-Inſpektoren und wegen der Land- und Waſſerbaumeiſter, 

von dem Plenum der Regierung, ꝛc. ? 
in allen Fällen aber, unter Beiſtimmung und Mitzeichnung der Präſtdenten, dergeſtalt 
aus, daß wider den Willen des Letzteren kein Vorſchlag an die vorgeſetzten Behörden 
gebracht werden kann ꝛc. e . 

Findet zwiſchen dem Präſidenten und dem Kollegium ein Einverſtändniß hierüber 
nicht ſtatt, fe iſt auf die Anſicht des Ober-Präſidenten mittelſt beſonderen Antrags an ihn 
zu provociren, und dieſer hat ſolche dann dem Miniſterium vorzulegen. 

B. Einſendung von Nachweiſungen, Liſten und Rapporte. 

AA. Einſendung jährlicher Nachweiſungen und Konduiten— 


Liſten der Bau-Kondukteure und Feldmeſſer. 

1) C. R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 10. Nov. 1829, an 
ſämmtl. K. Reg. Einſendung der Nachweiſungen der Bau-Kondukteure und 
Feldmeſſer. | 

Die nach der Verf. v. 29. März 1822 (Anl. b.) der Ober-Bau⸗Dep. einzuſenden⸗ 
den Nachweiſungen der Bau-Kondukteure find unregelmäßig eingegangen, und haben über- 
haupt dem Zwecke nicht völlig entſprochen. 


1) Dies bezieht ſich auf deren Befugniß, Disciplinarſtrafen feſtzuſetzen und event. die 
Entlaſſung in Antrag zu bringen. i 
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Da nun dem Min. des J. daran gelegen fein muß, von den auf die etwanige künf— 
tige Anſtellung Bezug habenden Verhältniſſen dieſer Individuen in unmittelbarer Kenntniß 
zu bleiben, ſo werden hierüber folgende Vorſchriften ertheilt: | 

1) Die K. Reg. hat alljährlich, unter Anwendung des beigefügten Schemas 
(Anl. a.) eine Nack weiſung der in Ihrem Bezirk ſich aufhaltenden Bau-Kondukteure an 
das Min. des J. einzureichen, und gleichzeitig ein Duplikat derſelben an die Ob. Bau⸗Dep. 
dee zu laſſen. Diefe Nachweiſung muß am 1. Febr. des folgenden Jahres cinge- 
angen ſein. ö 
(Op 2) Die Nachweiſung darf ſich nicht blos auf Individuen erſtrecken, welche von der 
K. Reg. Selbſt mit Aufträgen verſehen, ſondern auch auf diejenigen, welche für andere 
Behörden oder Privatperſonen beſchäftigt ſind. 


3) Der K. Reg, als der zunächſt über die Bau-Kondukteure geſetzten Dieciplinar: 


Behörde, werden die nöthigen Anordnungen überlaſſen, um Sich von dem Aufenthalte 
derſelben in Ihrem Bezirke, von ihrer Beſchäftigung ꝛc. die erforderlichen Nachrichten zu 
ſichern. Die Ob. Bau-Deput. iſt aber auch beauftragt, den Bau-Kondukteuren bei Erthei- 
lung der Prüfungs⸗Atteſte ausdrücklich bekannt zu machen, daß fie verpflichtet wären, 
ſich bei der Reg. in deren Bezirke fie ihren Aufenthalt nehmen, zu melden, hiernäͤchſt aber, 
wenn fie etwa den Bezirk wieder verlaſſen wollten, der Reg. auch davon, und wohin ſie 
ſich begeben würden, Anzeige zu machen. Wer dieſe Meldung unterläßt, und daher nicht 
in das Verzeichniß aufgenommen wird, hat es ſeiner Nachläſſigkeit beizumeſſen, wenn das 
Min. keine Kenntniß von ihm erhält, und folglich auf ſeine Verſorgung nicht Bedacht 
nehmen kann. 

4) Die in der Nachweiſung des einen Jahres aufgeführten Bau-Kondukteure müſſen 
außer den Neuhinzugekommenen, in die Nachweiſung für das folgende Jahr auch dann 
übertragen werden, wenn fie in dem Laufe des Letzteren eine fizirte Anſtellung erhalten, 
oder den Regierunge-Bezirk verlaſſen haben, oder geſtorben find. In dieſen Fällen ift 
eine kurze Angabe, welche Anſtellung der Bau-Kondukteure erhalten, oder in welchen 
anderen Regierunge-Bezirk er ſich begeben habe ꝛc. ꝛc. aufzunehmen. 

5) Durch die zu 1. ertheilte Vorſchrift wird die mittelſt der Verf. v. 29. März 1822 
angeordnete Nachweiſung der Bau-Kondukteure entbehrlich. Dagegen verbleibt es rud- 
ſichtlich der Feldmeſſer bei den Beſtimmungen der gedachten Verf. mit der Maßgabe, daß 
die Feldmeſſer⸗Nachweiſungen nur der Ob. Bau-Deput. und nicht dem Min. des J. por 
zulegen ſeien. | 


Anl. a. 
Schema zur Nachweiſung ber Bau-Kondufteure, welche ſich im Reg. Bezirke N. N. im 
Jahre 18 .. aufgehalten haben. i 


| | | Bezeic Angabe, ob 
` b Datum ezeich⸗ Angabe, der Bau- 
a 25 mung der ‚tier fol fr sg 
Zunamen al PO li Geſchäfte, che beſorgt durch Mili⸗ S 

ag Prüfungs, Rund | tairbienfe Hemer⸗ 


Baumeifter 


| 


| 
Wa | | | | 
Anl. b. 

Um das Min. des Hand. in den Stand zu ſetzen, ſich von dem Aufenthalt und der 
Beſchäftigung ſämmtl. examinirter Feldmeſſer und Bau-Kondukteure die erforderliche 
Kenntniß in vorkommenden Fällen zu verſchaffen, iſt die Ob. Bau⸗Dep. beauftragt wor⸗ 
den, hierüber vollſtändige Verzeichniſſe zu führen, und die K. Reg. wird daher angewiefer, 
dieſer Behörde, am Schluſſe eines jeden Jahres, eine Nachweiſung derjenigen Subjekte 
dieſer Art, welche während des Jahres in Ihrem Verwaltungs-Bezirk beſchäftigt geweſen 
find, nach den beiliegenden beiden Schemas (Anl. 1) zuzufertigen. Zu dem Ende hat 
die K. Reg. den Kondukteurs, welche bei derſelben vereidigt werden, aufzugeben, daß ſie 
am Ende eines jeden Jahres, derjenigen Reg., in deren Bezirk fie während deſſelben gear⸗ 
beitet haben, ein Verzeichniß ihrer Arbeiten nach den beigefügten Vorſchriften einreichen; 
und die in dem Bezirk der K. Reg. gegenwärtig ſich aufhaltenden ezaminirten Bau-Kon⸗ 


No. 


} " | : 
| des ort. burts⸗ Atteſtes die der wie ſein beſondere 
Kee | Jahr. Bau⸗Kon⸗ Benehmen Anſprüche kungen. 
s dukteur ge- überhaupt auf Berück- 
| didaten. | | 
! 


führt hat. geweſen . en | 
| hat. 


) Die Ant. II. iſt hier nicht mit abgedruckt, da in deren Stelle jetzt die neuere, (f. vor: 
ſtehend) zur Anwendung kommt. je H 


— 
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dukteure ſind durch das Amtsbl. aufzufordern, ihr die erforderlichen Notizen v. J. 1821 
gleichfalls und hiernächft am Ende eines jeden Jahres, nach den anliegenden Schemas zu 
überjenden, welche die K. Reg. hiernächſt der Ob. Bau-Dep. zukommen laſſen wird. 
Zugleich bei dieſer Veranlaſſung iſt den Kondukteuren zu eröffnen, daß wenn fie dieſe 
Vorſchrift nicht auf das Genaueſte befolgten, ſie bei vorkommenden Anſtellungen übergan— 
gen zu werden befürchten müßten, und ſich ſolches alsdann allein zuzuſchreiben haben 
würden. ö 
Berlin, den 29. März 1822. Miniſterium des Handels. 
An Graf v. Bülow. 

ſaͤmmtliche Königl. Regierungen. | 

I. 

Verzeichniß der Feldmeſſer, welche im Regierungs-Bezirke N. N. im Jahre 18 .. 
gearbeitet haben. 


Zuname Geburts- Geburts- Datum des Beſchäfti⸗ Bemerkun⸗ 
der jahr 
ort. jahr. Atteſtes. Jahre 18. gen. 


No. Feldmeſſer. 


Vor⸗ und 
| 
| 
| 


Wohnort. Prüfungd-| gung im 
| | | 


(A. XIII. 924. — 4. 108.) 

2) C. R. des K. Min. des J. Abth. V. (Beuth) v. 18. Nov. 1829, an 
ſämmtl. K. Reg., wegen der über die Baubeamten einzuſendenden jährl. Nach— 
weiſungen und Konduiten-Liſten. 

Nach einer Anzeige der Ob. Bau-Dep. find derſelben die durch die C. V. v. 17. Juni 
1821 (Anl. a.) vorgeſchriebenen Nachweiſungen der Baubeamten, verbunden mit den 
Konduiten-Liſten, nicht regelmäßig zugegangen. 

Der K. Reg. wird daher die Befolgung der gedachten Verf. in Erinnerung gebracht, 

Anl. a. ö 


Auf die fruͤheren Verfügungen v. 12. Juni 1810 und 27. Juli 1814, wegen der 
jährlich einzureichenden Liſten von ſämmtl. angeſtellten Baubeamten, welche ein figirted 
Gehalt aus Königl. oder Kommunal-⸗Kaſſen beziehen, find die verlangten Nachweiſungen 
weder bei dem Min. des H. noch bei der Ob. Bau-Dep. zeitig und vollſtändig genug 
eingegangen, daß darnach für das erſtere eine vollftändige Ueberſicht des geſammten Bau— 
Perſonals hätte zuiammengefteut werden koͤnnen. Zur Vermeidung zeitraubender Rüd- 
fragen, und um die betr. Verzeichniſſe von ſämmtl. K. Reg. gleichförmig und vollſtändig 
zu erhalten, wird daher in der Ant. (b) ein Schema beigefügt, welches die K. Reg. am 
SE e Jahres auszufüllen, und ſowohl dem Min. als der Ob. Bau-Dep. einzu⸗ 
enden hat. 

In der erſten Spalte dieſes Schemas find nicht nur alle in fixirtem Gehalt ſtehende 
Staats⸗ und Kommunal-Baubeamte für den Land», Waſſer- und Wege-Bau, ſondern 
auch die Bauräthe der K. Reg., nach ihrem Rang und Dienſtalter geordnet, aufzuführen. 

Spalte 2 und 3. Wenn der Geburts- oder Wohnort ein wenig bekanntes Dorf 
oder ein Flecken iſt, hat die K. Reg. die nächſte Stadt mit anzuführen. 

Spalte 9. Hier ſind die Diäten auf den Tag anzugeben, welche der Beamte außer 
feinem figirten Gehalt bezieht. Eben fo die freie Wohnung, und etwanige Benutzung von 
Grundſtücken. 

Spalte 10. Sind die Fuhrgelder von den Schreibmaterialien-Geldern getrennt 
aufzuführen. 

Spalte 12. Hier muß beſtimmt angezeigt werden, in wiefern der Baubeamte mit 
dem Land⸗, Waſſer⸗ oder Wegebau beſchäftigt ift- 

a) bei dem Landbau find die Kreiſe. Städte, Domainen-Aemter, Intendanturen, Forſt⸗ 
Inſpektionen ze., welche der Diſtrikt des Baubeamten enthält, anzuführen, und wo 
Ae Abtheilungen nicht beſtehen, ſind die Geſchäfts-Gegenſtände beſonders 
anzugeben; 

b) bei dem Waſſerbau hat die K. Reg. die Ströme, Flüffe, Bäche, Kanäle und ſonſtige 
Gewäſſer namhaft zu machen, und die Grenzen des Diſtrikts genau anzuzeigen, ſo 

wie bei dem Hafenbau, außer den Häfen, auch die Küſten und ſonſtigen hydrotech— 
niſchen Gegenſtände, welche den Baubeamten übertragen ſind, zu bemerken; 

e) bei dem Wegebau find die Chauſſeen und unbebauten Straßen zu bemerken, die 


62 Geſetzgebung üb. d. Staats- u. öffentl. Bauweſen, deſſen Behörden u. Beamte, 


Grenzen genau Ae und die Länge der Kunſtſtraße, über welche der Bau— 

beamte die Aufſicht führt, anzuzeigen. 

Das erſte vollftändige Verzeichniß dieſer Art hat die K. Reg. Ende Dec. d. J. den 
Min. und der Ob.-Bau⸗Deput. einzureichen. Hiemit kann zugleich die Konduiten-Liſte 
der Bau-Inſpeckoren und Kondufteure verbunden werden. Sollten Veränderungen in 
den Abtheilungen der Landbau-Kreiſe der betr. Baubeamten eintreten, oder die geich⸗ 
nungen von den Grenzen dieſer Bau-Diſtrikte bis dahin noch nicht eingeſandt worden 
ſein, ſo wird zugleich für das Min eine Baukreis⸗Karte erwartet, deren Maßſtab etwa 4 
bis 5 Meilen auf den Preuß. Dezimal⸗Zoll enthält. Berlin, 17. Juni 1821. 

Miniſterium des Handels. 


An ſämmtl. K. Reg. Graf v. Bülow. 
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3) C. R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 22. Febr. 1830 an 
ſämmtl. K. Reg.⸗Chef-Präſidenten. Konduiten-Liſten der Baubeamten. 

Die Konduiten-Liſten der Baubeamten werden in einigen Reg.-Bezirken von den 
Präſidenten, in anderen von dem Kollegio eingereicht. 

Die Geſchäfts-Anweiſung v. 31. Dec. 1825 S. 2 zählt dies jedoch zu den Befug— 
niſſen der Präſidenten, daher das Mir. des Inn. auch von Ew. ꝛc. dieſe Berichts-Erſtat⸗ 
tung erwartet, welche ſich zugleich über die Wegebaumeiſter — deren die obgedachte V. 
nicht gedenkt — erſtrecken, und die Nachweiſung des Geſchäfts-Kreiſes jedes Baubeamten 
enthalten muß, wegegen deren bisher übliche beſondere Einreichung unterbleiben kann. 

(A. XIV. 169. — 1. 126.) 

4) C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann) b. 28. Febr. 
1834 an ſämmtl. K. Reg. Anfertigung der Konduiten-Liſten über die Bau— 
Kondukteure. 

Es haben ſtch mehrfache Uebelſtände daraus ergeben, daß das Min. nicht davon 
unterrichtet iſt, ob die Bau-Kondukteure verheirathet ſind, und Kinder haben oder nicht. 

Es ſtnd daher künftig und zunächſt bei den Konduiten-Liſten pro 1834 die erforderl. 
Kolonnen hinter derjenigen beizufügen und auszufüllen, welche das Datum des Prüfungs- 
zeugniſſes als Baumeiſter enthält. 

Da ferner einige Reg., die Liſten in alphabetiſcher Ordnung, andere nach dem Dienft» 
alter als Bau-Kondukteure führen, welches ſich aus jenem Zeugniſſe ergiebt, fo wird letztere 
Reiheſolge, als die angemeſſenere, hiermit allgemein vorgeſchrieben. ) 

(A. XVIII. 239. — 1. 141.) 


5) C. R. der Verw. für H., Fab. u. Bauweſen (Rother) v. 25. Febr. 
1836 an ſämmtl. K. Reg. Liſten der Feldmeſſer als Bauzöglinge. 

Die K. Reg. wird kuͤnftig bei Einreichung der Nachweiſung der Bau-Kondukteure 
in einem Nachtrage diejenigen Feldmeſſer aufführen, welche die Vorprüfung als Baumeiſter 
oder Bau-Inſpektoren beitanden haben, und von Ihr, als Bauzöglinge, bei Bau-Ausfüh— 
rungen beſchäftigt worden ſtnd. Sie ſind eben ſo wie die Bau⸗Kondukteure, nach dem 
Datum der Vorprüfungs-Zeugniſſe, jedoch in zwei Klaſſen zu ordnen, nach ihrer Qualifikation. 

Diejenigen K. Reg., welche die Bauzöglinge in der Liſte von 1835 noch nicht auf⸗ 
geführt haben (wie ſchon von einigen geſchehen) werden die Nachweiſung nachträglich ein- 
reichen. (A. XX. 717. — 3. 157.) | 

6) Der Allerh. Erlaß v. 31. Juli 1848 beſtimmt, daß die ſeither ſtattgefun— 
denen geheimen Konduiten-Liſten in der Civilverwaltung abgeſchafft fein ſollen. 

(G. S. 1848 S. 200.) 

Mit Bezug hierauf ſind demnächſt ergangen: 

a) C. R. des K. Min. für H., G. u. öff. Arb. (v. d. Heydt) b. 5. April 
1849 an ſämmtliche K. Regierungspräſidien, ſowie an das K. Polizeipräſidium, 
die K. Miniſterial⸗Baukommiſſion und die K. Ober-Bau⸗Deputation in Berlin, 
betr. die Aufſtellung und Einreichung von Perſonal-Nachweiſungen über die 


Beamten der Bauverwaltung. 

Der Allerh. Erlaß v. 31. Juli v. J. (G. S. 1848. S. 200) die Abſchaffung der 
geheimen Konduiten-Liſten in der Civllverwaltung betr., bezieht ſtch auch auf diejenigen 
Konduiten⸗Liſten, welche bisher über die Beamten der Bauverwaltung aufzuſtellen waren. 
Da jedoch bei dem zahlreichen Dienſtperſonal der gedachten Verwaltung eine Ueberſicht 
des Dienſtlaufs und der perſönlichen Verhältniſſe der Beamten nicht zu entbehren iſt, ſo 
ſollen Perſonal-Nachweiſungen an die Stelle der bisherigen Konduiten-Liſten 
treten und für jene Nachweiſungen die zu dieſen Liſten bisher benutzten Formulare mit 
der Maaßgabe beibehalten werden, daß aus den letzteren das Urtheil über das Benehmen 
und den Charakter des Beamten entfernt wird. 

Es find daher auch ferner am Schluſſe jedes Jahres und ſpaͤteſtens bis zum 1. Febr. 
des folgenden Jahres diejenigen Nachweiſungen, welche 

a) der Erlaß v. 17. Juni 1821 bezüglich der Reg.-Bauräthe und aller im figivten 
Gehalte ſtehenden Staats-Baubeamten für den Land-, Waſſer- und Wege-Bau, 

b) die Erlaſſe v. 10. Nov. 1829, 14. Dec. 1832, 28. Febr. 1834 und v. 25. Febr. 
1836, bezüglich der Baumeiſter und Bauführer, ſowie der Kreis- und Kommunal- 
Baumeiſter, 

anordnen, hierher einzureichen, jedoch mit Uebergehung jedes Urtheils über die dienſtliche 
und außerdienſtliche Führung der Beamten, aber mit Angabe der etwa erhaltenen Aus⸗ 
zeichnungen oder Gratifikationen für außergewöhnliche Dienſtleiſtungen, ſowie auch der 
etwa erlittenen Beſtrafung, — indem die Strafen, welche ein Beamter ſich im Dienſte 
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zugezogen hat, als etwas Thatſächliches in ſeine Perſonal-Nachweiſungen gehören; — 
endlich mit einer Aeußerung über die körperliche Rüſtigkelt und die Wünſche des Beamten 
wegen ſeiner Verſetzung in höhere oder andere Stellen, unter Beifügung der dieſe Wünfche 
unterſtützenden Gründe. 
Hiernach wird 

zu a., das dem dort bezeichneten Erlaſſene beigegebene Schema keiner Aenderung 
bedürfen, die letzte Spalte »Anmerfungen« aber fortan nur im obigen Sinne auszu⸗ 
üllen fein;, 
1 zu b., in dem mit dem Erlaſſe v. 10. Nov. 1829 ergangenen Schema, unter Wahr: 
nehmung der durch das R. v. 28. Febr. 1834 angeordneten neuen Kolumne wegen der 
Verheirathung und Deſcendenz des Beamten, die Spalten-Angabe wie er ſeine Gefchäfte 
beſorgt hat und wie ſein Benehmen überhaupt geweſen iſt,« wegzulaſſen und die Spalte 
»Bemerkungen« nur in der zu a. beſtimmten Weiſe zu benutzen ſein. 

Ich habe die beiden Schemata hiernach neuerdings aufſtellen und je in einem 
Exemplar (unter A. und B.) beifügen laſſen 

Bei den durch die Erlaſſe v. 29. März 1822 und 10. Nov. 1829 angeordneten 
jährlichen Mittheilungen an die K. Ober-Bau-Deput., Betreffs der im dortigen Verwal⸗ 
tungsbezirke während des abgelaufenen Jahres domicilirten Baumeiſter und Bauführer 
reſp. Feldmeſſer, behält es das Bewenden. | 

Uebrigens vertraue ich, daß das K. Reg.-Präſidium Sich unausgeſetzt über die 
Würdigkeit und Tüchtigkeit jedes einzelnen Baubeamten in genauer Kenntniß erhalten und 
für die Vollſtändigkeit der Perſonal⸗Akten forgen wird, damit auf Grund der letzteren über 
die Qualifikation und Führung der Beamten jederzeit vollſtändig Auskunft erfolgen kann. 


Schema A. 


zur Nachweiſung der fizirt angeſtellten Staats-Baubeamten im Regierungsbezirke N. N. 
am Ende des Jahres 18 .. 
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Schema B. 


zur Nachweiſung der Baumeiſter und Bauführer, ſowie der Kreis- und Kommunal⸗ 
Baumeiſter, weche ſich im Regierungsbezirke N. N. im Jahre 18 .. 
| aufgehalten haben. 1 
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(Min. Bl. d. i. V. 1849 S. 71. Nr. 116.) 
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b) C. R. deſſelb. Min. v. 15. März 1850 an ſämmtliche K. Regierungs— 


Präſidien, betr. die Aufſtellung und Einreichung der Perſonal-Nachweiſungen 
über die Beamten der Bauverwaltung. | 

Unter Bezugnahme auf die Verf. v. 3. Aug. v. J., (Anl. a.) wegen Einreichung der 
jährlichen Perſonal-Nachweiſungen über die Baubeamten, Baumeiſter und Bauführer ꝛc., 
wird das K. Reg.⸗Präſtdium veranlaßt, dieſe Nachweiſungen an Stelle der bisherigen 
K. Ober-Bau-Deput., fortan der, mit dem 1. d. M. unter dem Vorſitz des Geh. Ober— 
Bauraths Severin in Wirkſamkeit getretenen K. techniſchen Bau-Deput. einzureichen 
und eben dahin auch die vorgeſchriebenen Ee wegen der Feldmeſſer einzuſenden. 

nl. a. 


Zur Beſeitigung entſtandener Zweifel mache ich das K. Reg.-Präſtdium darauf auf- 
merkſam, daß die durch meine Verf. v. 5. April d. J. (Min. Bl. Jahrg. 1849 S. 71. 
Nr. 116.) vorgeſchriebenen jährlichen Perſonal-Nachweiſungen über alle in fixirtem Gehalte 
ſtehenden Staats Baubeamten, ſowie über die in den betreffenden Bezirken domizilirten 
Baumeiſter und Bauführer und über die Kreis- und Kommunal-Baumeiſter, den früheren 
Erlaſſen v. 17. Juni 1821 und 10. Nov. 1829 entſprechend, nicht nur hierher, ſondern 
gleichzeitig auch der K. Ober-Bau⸗Deput. einzureichen find, während der letztern Behörde 
allein die vorgeſchriebenen Nachweiſungen wegen der Feldmeſſer zugehen. 

Uebrigens beabſichtige ich, mit dem künftigen Jahre beginnend, ein Verzeichniß der 
ſämmtlichen Baumeiſter, welche, ohne im Staats- oder Kommunaldienſt wirklich angeſtellt 
zu ſein, durch ein auf Grund beſtandener Prufung ertheiltes Zeugniß der K. Ober-Bau— 
Deput. zur Bekleidung von Stellen als Banbeamte im Staats- oder Kommunaldienſt 
befähigt, refp. dem Publikum gegenüber nach 8. 44. der Gew. O. v. 17. Jan. 1845 aus 
der Leitung von Bau - Unternehmungen ein Gewerbe zu machen befugt find, inſoweit fie 
KL vorgedachten Nachweiſungen hier angemeldet werden, jährlich bekannt machen 
zu laſſen. | 
Das K. Reg.⸗Präſidium wird veranlaßt, dieſe Maaßregel durch die Amtsblätter zur 
Kenntniß der Betheiligten zu bringen und dieſelben darauf aufmerkſam zu machen, daß es 
hiernach um ſo mehr in ihrem Intereſſe liegen dürfte, die betreffenden Meldungen, deren 
Schema bei dieſer Gelegenheit wiederum mitzutheilen ſein wird, den Behörden rechtzeitig 
und vollſtändig einzureichen. 

Berlin, den 3. Auguſt 1849. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
n v. d. Heydt. 
ſämmtliche K. Reg.⸗Präſidien. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850 S. 109. Nr. 146.) 

7) Ueber die eigene Verpflichtung der Feldmeſſer, Bau-Kondukteure und 
Bauzoglinge zur Einreichung jährlicher Verzeichniſſe über die von ihnen gelie— 
ferten Arbeiten disponiren ferner: 

a) C. R. des K. Fin. Min. (Flottwell) v. 9. Mai 1845 an ſämmtliche 
K. Reg., und an die K. Min.⸗Bau⸗Kommiſſion. 

Die unter dem 29. März 1822 und 10. Nov. 18291) ertheilten Vorſchriften, 
wonach Feldmeſſer und Bau-Kondukteure (zu welchen jetzt Bauzöglinge treten) verpflich— 
tet find, derjenigen Reg., in deren Bez. fie gearbeitet haben, am Schluſſe eines jeden Jah— 
res ein Verzeichniß ihrer Arbeiten einzureichen, ſind ſehr in Vergeſſenheit gerathen. — Die 
K. Reg. wird daher dieſe Vorſchrift durch das Amtsblatt und ſonſt auf geeignete Weiſe in 
Erinnerung bringen, mit dem Bemerken, daß es gleichgültig ſei, ob die Beſchäftigung im 
Staatsdienſt ſtattgefunden habe oder nicht, auch wird Sie zu einer nachträglichen Ein— 
reichung der verſäumten Anmeldungen auffordern. 

Bereits in dem Cirk. v. 10. Nov. 1829 iſt darauf aufmerkſam gemacht, daß, wer 
dieſe Anmeldung unterläßt und nicht in das Verzeichniß aufgenommen wird, es feiner 
Nachläſſigkeit beizumeſſen hat, wenn das Min keine Kenntniß von ihm erhält und folglich 
auf ſeine Verſorgung nicht Bedacht nehmen kann. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845 S. 114. Nr. 132.) 

b) C. R. des K. Fin. Min. (Flottwell) v. 14. April 1846 an ſämmtliche 
K. Reg., betr. die Meldungen der Bau-Kondukteure über geleiſtete Arbeiten und 
Aufenthaltsort und Berückſichtigung derſelben zu ferneren Beſchäftigungen und 
Anſtellungen. 

Die K. Reg. erhält hierbei eine von mir erlaſſene Bekanntmachung (Anl. a.), die 


1) Vergl. oben S. 59. ff. 
v Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 
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Meldung der Bau-Kondukteure betr., mit dem Auftrage, ſolche unverzüglich in das mt, 
blatt und die zu deren Verbreitung geeigneten Zeitungen einruͤcken zu laſſen. P 

Bei Ihren Vorſchlägen wegen Beſetzung vakanter Baubeamtenſtellen hat die K. Reg. 
auch die in Ihrem Bezirke bei Kommunal-, Eiſenbahn- oder Privatbauten beſchaͤftigten 
Bau⸗Kondukteure in der Art mit zu berückſichtigen, daß Sie an dieſelben, wenn fie an ſich 
für eine vakante Stelle geeignet erfcheinen, die Aufforderung ergehen läßt, ſich eventuell 
über deren Annahme zu erklaͤren. Von dieſer Erklärung iſt dann jederzeit gleichzeitig mit 
Ihren Vorſchlägen Anzeige zu machen. 


Anl. a. 
Bekanntmachung. 5 , 

Der wiederholt ergangenen Aufforderung ungeachtet, iſt die beſtehende Vorſchrift 
wonach die geprüften Bau-Kondukteure alljährlich bei der K. Reg., in deren Bezirk 
fie gearbeitet haben, am Schluſſe des Jahres, unter Einreichung eines Verzeichniſſes ihrer 
Arbeiten ſich melden müſſen, vielfach unbeachtet geblieben, ſo daß die nöthige Ueberſicht 
über ihren Aufenthaltsort und ihre Beſchäftigung nicht erhalten werden kann. Ich finde 
mich daher veranlaßt, nicht nur für die Folge die pünktliche Beachtung jener Vorſchrift in 
Erinnerung zu bringen, ſondern auch ſämmtliche Bau-Kondukteure, welche zur Zeit 
nicht mit Aufträgen der K. Reg verſehen, ſondern für andere Behörden, Kommunen Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaften oder Privatperſonen beſchäftigt find, hierdurch aufzufordern, binnen 
vier Wochen ihren gegenwärtigen Aufenthaltsort und ihre dermalige Beſchäftigung mir 
unmittelbar und zwar unter Angabe ihrer Vornamen und des Datums des Bau=-Prüfunge- 
zeugniſſes ſchriſtlich anzuzeigen, und dabei zugleich zu bemerken, ob fie zur Annahme einer 
etatsmäßigen Baumeiſterſtelle oder auch ſelbſt zu diätariſchen Beſchäftigungen, befonders 
bei Chauſſeebauten, bereit und ihr jetziges Verhältniß aufzugeben geneigt und im Stande 
ſind. Diejenigen, welche dieſe Anzeige unterlaſſen, haben zu gewärtigen, daß ſie bei 
Beſetzung der etatsmäßigen Baubeamtenſtellen überhaupt unberückſichtigt bleiben. 

Gleichzeitig bemerke ich, daß die bei Kommunal-, Eiſenbahn- oder Privatbauten 
beſchäftigten Bau-Kondukteure, welche bei der an ſie ergehenden Aufforderung zur 
Annahme einer etatsmäßigen Baubeamtenſtelle dieſelbe ablehnen, demnächſt nicht weiter 
darauf Anſpruch machen dürfen, bei Beſetzung derartiger Stellen nach ihrer Anciennetät 
beruͤckſichtigt zu werden. 

Berlin, den 14. April 1846. Der Finanz⸗-Miniſter Flottwell. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846 S. 50. Nr. 73.) 

8) Ueber die Verpflichtung der Baumeiſter und Bauführer, dem 
Min. für H., G. u. öffentl. Arb. Anzeige von der Ablegung ihrer Prüfung und 
der von ihnen übernommenen Beſchäftigung zu machen, ſind ergangen: 

a) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. Arb. (v. d. Heydt) p. 25. April 
1852 an ſämmtliche K. Reg. und an die K. Min.⸗Bau⸗Kommiſſion. 

Nach der C. V. v. 11. Mai 1848 haben Baumeifter und Bauführer dem Min für 
H., G. und öffentl. Arb. nicht nur von der Ablegung ihrer Prüfung, ſondern auch, bor- 
kommenden Falls, davon ſchriftliche Anzeige zu machen, daß fie beſchäftigungslos find. 

In der C. V. v. 6. Juli 1848 (Min. Bl. S. 302.) iſt ferner beſtimmt worden, daß 
bei allen Bau-Ausführungen, bei welchen, außer der oberen Leitung der Kreis-Baubeamten 
noch eine ſpezielle techniſche Leitung oder Beaufſichtigung erforderlich wird, Baumeiſter 
oder Bauführer zu beſtellen find. Ebenſo ift dort angeordnet, daß die K. Reg., falls ſte 
die zu Bauten in ihrem Bezirk erforderlichen Baumeiſter oder Bauführer nicht ſelbſt zu 
ermitteln vermögen, dieſelben beim Min. für H. ꝛc., bei welchem giffen über die unbeſchäf— 
tigten Baumeiſter und Bauführer geführt werden, die Ueberweiſung eines ſolchen zu bean— 
tragen haben. 

Nicht ſelten ſind jedoch von den Baumeiſtern und Bauführern die in der C. V. 
v. 11. Mai 1848 vorgeſchriebenen ſchriftlichen Anzeigen bisher unterblieben, was zu den 
Uebelſtänden geführt hat, daß nicht immer den Anträgen der betr. Behörden um Zuweiſung 
beſchäftigungsloſer Baumeiſter oder Bauführer hat genügt werden können, fo daß ſelbſt 
der Angriff von Bau⸗ Ausführungen hat ausgeſetzt bleiben müſſen, weil geeignete Bau⸗ 
meiſter oder Bauführer, obſchon ſolche vorhanden, nicht rechtzeitig ermittelt werden konnten. 

o Die K. Reg. wird daher angewieſen, in angemeſſener Weiſe dafür zu ſorgen, daß 
die in Ihrem Bezirke beſchäftigten Baumeiſter und Bauführer nicht nur, wenn ſte beſchäf— 
tigungslos find, die vorſchriftsmäßige ſchriftliche Anzeige hierher gelangen laſſen, ſondern auch 
in Zukunft anzeigen, ſobald ſie nach Beendigung einer Beſchäftigung zu einer andern Ober 
gehen. Auf dieſe Weiſe wird dann aus den Liſten, welche hier über die Baumeiſter und 
Bauführer geführt werden, zu jeder Zeit zu erſehen fein, ob und welche Baumeiſter und 


Baufuͤhrer für die ſpezielle Beaufſichtigung der in Angriff zu nehmenden Bauten vor— 
handen ſind. 
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Mit der Führung der Liſten beim Min. iſt ſtatt des Bau⸗Inſpektors Mareſch zur 
Zeit der Landbaumeiſter Kümmritz beauftragt, bei welchem während der gewöhnlichen 
Dienſtſtunden auch mündliche Erkundigungen eingezogen werden konnen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 126. Nr. 114.) 

b) C. R. deſſelb. Min. v. 23. Sept. 1852. i 

Nach der C. V. v. 25. April d. J. (Min. Bl. S. 126.) ſollen Baumeiſter und Bau— 
führer dem Min. für H., G. und öffentl. Arb. nicht nur von der Ablegung ihrer Prüfung, 
ſondern auch vorkommenden Falles davon Anzeige zu machen, daß ſie beſchäftigungslos 
oder daß fie von einer Beſchaͤftigung zu einer anderen übergegangen find, damit auf dieſe 
Weiſe aus den Liſten, welche hier über die Baumeiſter und Bauführer geführt werden, 
erſehen werden kann, ob und welche Baumeiſter und Bauführer für die ſpezielle Beauf— 
ſichtigung der in Angriff zu nehmenden Bauten vorhanden ſind. 

Dieſe Vorſchriften ſind bisher nicht überall vollſtändig befolgt worden und es ent— 
behren viele der eingereichten Anzeigen die zur Führung von Liſten nöthigen Ausweiſe. 

Die K. Reg. wird daher wiederholt angewieſen, auf geeignete Weiſe dafür zu ſor— 
gen, daß nicht nur die in Ihrem Bezirke beichäftigten Baumeiſter und Bauführer die in 
der C. V. v. 25. April d. I, vorgeſchriebenen Anzeigen hierher gelangen laſſen, ſondern 
daß auch in Zukunft in denſelben angegeben wird: f 

1) Vor- und Zuname, 

2) Geburts-Jahr, Monat und Tag, 

3) der jetzige Wohnort, 

4) Datum des Prüfungs-Atteſtes (Jahr, Monat und Tag), 

5) über welche Befähigung das Prüfungs-Atteſt lautet, 

6) ob der Mititairpflicht genügt, 

7) welche Bau-Ausführungen derſelbe geleitet hat. 

(Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 268. Nr. 254.) 

BB. Einſendung der Bau-Rapporte. 

1) R. des K. Min. ded Hand. (v. Bülow) v. 23. Jan. 1818 an die K. 
Reg. zu Königsberg u. abſchriftlich zur Nachachtung an ſämmtl. übrige K. Reg. 

Zur Erleichterung der Ueberſicht des Bauweſens iſt es nothwendig, daß das Min. 
des Hand. fortwährend hinlänglich von der Einleitung, dem Fortgange und der Beendi⸗ 
gung derjenigen Baue unterrichtet werde, welche den Waſſer-, Deich-, Brücken- u. Wege⸗ 
bau betreffen. 

Die bisher eingeſandten Rapports haben dieſem Zweck nicht ganz entſprochen, wes— 
halb vom 1. d. M. an gerechnet, die K. Reg. alle zwei Monate einen General-Rapport: 
1. von dem Zuſtande und den Fortſchritten der zum Reſſort des Handels-Min. gehörigen 
Baue, nach dem beil. Schema sub Lit. A. (mit Ausnahme der Kunſtſtraßen) und II. von 
dem Zuſtande und den Fortſchritten der Kunſtſtraßenbaue, nach dem beil. Schema sub 
Lit. B. 1) einzuſenden hat. 

Im Rapport 1. find die Baugegenſtände zuerſt nach den Abtheilungen des appro⸗ 
birten Etats zu ordnen, worauf die außerordentlichen und Kommunalbaue folgen können. 
Beide Baurapporte, welche in der Regel von einem Reg. Baurathe zu bearbeiten ſind, 
werden in gedrängter Kürze ohne weitläufige Auseinanderſetzung abgefaßt, fo daß ſolche 
alle diejenigen Baue enthalten, welche nach der Reg. Inftruft. v. 23. Okt. v. 3.8. 21. 
Nr. 9. a. b. der höheren Reviſton und Feſtſetzung unterworfen ſind. a 

Die angeordnete Befahrung der ſchiffbaren Flüſſe durch die Reg. Bauräthe, ſowohl 
im Frühfahre, zur Beurtheilung der erforderlichen Verbeſſerungen, als im Herbſte, zur 
Prüfung der ausgeführten Arbeiten, wird vorzüglich mit dazu dienen, die Beſchaffenheit 
und Mängel unſerer ſchiffbaren Gewäſſer genau kennen zu lernen. Es iſt daher jedeö- 
mal eine Abſchrift von dem an die K. Reg. erſtatteten Reiſe-Berichte der Bauräthe ein— 

uſenden. 

d Von plöglihen Ereigniſſen bei eingetretenen Eisgängen auf den Strömen, dem 
großen Waſſerſtande und anderen Vorfällen, welche ſich auf die Ausführung wichtiger 
Baue oder auf die Unterbrechung der Land- und Waſſerkommunikation beziehen, hat die 
K. Reg. jedesmal nach 8.17. Nr. 3. der Reg. Inſtr., ungeſäumt beſondere Anzeige zu 
machen. Weil es aber nöthig iſt, von dergleichen Vorfällen fo ſchnell als möglich Kennt- 
niß zu erhalten, ſo ſind die Bauräthe und Bau⸗Inſpektoren der K. Reg anzuweiſen, mir 
ſofort von dergleichen Ereigniſſen unmittelbar eine vorläufige Anzeige einzuſenden ꝛc. 

(Acta gen. des Fin. Min. Abth. IV., sig. B I. Nr. 5.) 


1) An die Stelle der hier angeordneten Schemata find demnächſt die mittelſt C. R. 
v. 27. Febr. 1821 vorgeſchrieben, getreten, weshalb ſolche hier nicht mit abgedruckt 
worden. 
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2) C. R. des K. Min. des Hand. (v. Bülow) v. 27. Febr. 1821 an 


ſämmtl. K. Reg. ö 

Da es nothwendig iſt, die unterm 23. Jan. 1818 angeordneten allgemeinen Bau— 
Rapporte mit den Anzeigen über die finanzielle Verwaltung der von dem Handeis-Mini⸗ 
fterio reſſortirenden Baue in die genauefte Verbindung zu bringen, um dadurch eine be⸗ 
ſtändige überſichtliche Vergleichung der Fortſchritte der Baue mit den bewilligten und 
disponiblen Geldmitteln zu erhalten, und eine ſolche Vergleichung im Einzelnen bei den 
Reg. ſelbſt zu veranlaſſen, dieſe Verbindung aber am Beſten dadurch erreicht werden kann, 
daß mit der Einſendung der Kaſſen-Extracte die Einſendung von Bau⸗Rapporten zuſam— 
mentrifft, fo wird hierdurch verordnet, daß fünftighin mit den unterm 22. Juni 1820 
befohlenen Kaſſen- und Verwaltungs-Extracten des Gewerbe- und Bauweſens und der 
Kommunikations⸗Abgaben, diejenigen Bau-Rapporte über die fuͤr das Handels-Miniſte⸗ 
rium gehörigen Baue, welche nicht allein den techniſchen Zuſtand des Baues, ſondern auch 
den Zuſtand der Special-Bau-⸗Kaſſe darlegen, gleichzeitig, afp ſtatt wie bioher von 
zwei zu zwei Monaten, künſtig nur vierteljährig in den für die Kaſſen⸗Extracte beſtimmten 
Terminen, nämlich den 20. Jan., 20. April, 20. Juli und 20 Okt. eingereicht werden 
ſollen. Die Kunſtſtraßenbaue werden, wie bisher von den übrigen Bauen abgeſondert 
und es werden darüber beſondere Rapporte erſtattet. Die K. Reg. erhält zu dieſen niet, 
teljährigen Rapporten anliegend die mit A. und B. bezeichneten Schemas ), wonach die 


Rapporte genau einzurichten ſind. Die Bearbeitung derſelben muß von dem Baurath 


und dem Kaſſen⸗Rath gemeinſchaftlich geſchehen. Die Special-Bau-Kaſſen müſſen ein 
Duplikat der Extracte, welche fie der Reg. überreichen, dem betr. Bau⸗Inſpektor gleichzei⸗ 
tig übermachen, welcher feinen Special-BausRapport darnach aufſtellt, welchen er der 
Reg. überreicht. Der Baurath arbeitet in Gemeinſchaft mit dem Kaſſenrath das generale 
aus, wobei die Special-Bau⸗Rapporte mit den Eßtracten der Reg. Kaſſen in Ueberein⸗ 
ſtimmung zu bringen geſucht, oder die Abweichungen erläutert werden muͤſſen. 

Da aber vierteljährige Nachrichten in der Bauzeit nicht hinreichen, um daraus den 
techniſchen Zuſtand und die Fortſchritte der Baue ſchnell genug zu erfahren und zu über- 
ſehen, ſo ſollen außer jenen vierteljährigen Rapporten in dem Sommerhalbenjahr auch 
Rapporte zwiſchen den vierteljährigen, alſo außer den obigen noch zwei, von dem Bau⸗ 
rathe auszuarbeitende Rapporte den 1. Juni und 1. Sept. erftattet werden, die ſich blos 
auf den techniſchen Zuſtand des Baues, ohne Angabe des Kaſſenzuſtandes beziehen: ſo 
daß alſo über die techniſche Lage des Baues fehömal im Jahre, über die finanzielle Lage 
deſſelben aber viermal im Jahre in den oben bezeichneten Terminen berichtet wird. Die 
zwei blos techniſchen Rapporte werden ebenfalls nach den beiden anl. Schemas angefer— 
tigt, nachdem daraus die Kolonnen 5, 6, 7, 8, 9 bei A. und 7, 8, 9, 10 bei B. weggelaſſen 
werden. 

Dieſe Einrichtung iſt im Weſentlichen dem eignen Wunſche vieler Reg. gemäß. Da 
nun durch die Verbindung der techniſchen mit den finanziellen Nachrichten über das Bau— 
weſen, ſowie überhaupt das ganze durch die gegenwärtige Anordnung der K. Reg. zur 
Pflicht gemachte Geſchäft fo ſehr erleichtert wird, daß das Min. des Handels mit Grund 
der genaueſten Erfüllung der gegenwärtigen Anordnung entgegenſteht, fo hofft daſſelbe zu— 
verläſſig, daß von jetzt ab die Termine zu der Einſendung der Bau-Rapporte nicht ferner, 
wie es bisher öfters der Fall geweſen, werden verabſäumt, und eine Erinnerung derſelben 
wird veranlaßt werden. Es wird daher auch hinfort mit der größten Strenge auf die 
Einſendung der angeordneten Rapporte gehalten und nicht die geringſte Säumniß ferner 
nachgeſehen werden. Sobald nicht der Rapport in einer verhältnißmäßigen, zur Leber: 
kunft nöthigen Zeit, ſpäteſtens aber 14 Tage nach dem Termine hierſelbſt wirklich einger 
gangen ift, wird unmittelbar eine Ahndung der Säumniß erfolgen ꝛc. 

Uebrigens bleiben die ſonſtigen Beſtimmungen der Verſ. v. 23. Jan. 1818, daß die 
Baugegenſtände in den Rapports nach den 3 Schematen der Verwaltungs-Extracte in 
3 Abtheilungen aufgeſtellt werden müffen, worauf die Kommunalbaue folgen können, daß 
die Rapporte in gedrängter Kürze abgefaßt werden und alle diejenigen Baue umfaſſen 


müſſen, die nach der Reg. Inſtr. v. 23. Okt. 1817 §. 12. Nr. 9. a. b. der höheren Revi⸗ 


ſton und Feſtſetzung unterworfen find; desgl. die Beſtimmungen wegen der Befahrung 
der ſchiffbaren Flüffe, wegen der Anzeigen plötzlicher auf das Bauweſen Bezug habenden 
Ereigniſſe und wegen der Konduiten⸗Liſten ungeändert. 


1) Das Schema B. iſt nicht mit abgedruckt, weil daſſelbe durch die C. V. v. 30. Nod. 
1843 (ſ. unten) aufgehoben worden. 
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3) C. R. des K. Fin. Min., Abth. für H. und Fabr. (Beuth) v. 3. Juli 
1834 an ſämmtl: K. Reg. und an die Min. Bau-Komm. zu Berlin. 

In die Bau-Rapporte, welche an die unterz. Abth. des Fin. Min. in denſelben 
Perioden, die das vormalige Min. des J. für Hand. und Gew. vorgeſchrieben hatte, auch 
ferner zu erſtatten find, nämlich bis zum 20. Abril, 20. Juli, 20. Okt. und 20. Febr., wer⸗ 
den nach der nunmehr eingetretenen Reſſort-Veränderung nur nachfolgende Baue aufzu— 
nehmen ſein: 

1) diejenigen, deren Koſten aus den Etats-Fonds der bisherigen Gewerbe- und 
Bau-⸗Verwaltung erfolgen, 

2) diejenigen, welche ganz oder theilweiſe durch Bewilligungen aus dem General: 
Bau⸗Fonds ausgeführt werden, | 

3) diejenigen Land-, Pradt-, Strom- und Brücken-Baue, zu welchen des Königs 
Maj. die Summen außerordentlich bewilligt haben, mit Ausnahme jedoch derjenigen, 
welche die Kirchen- und Schul-Verwaltung, ſowie die Armen- und Sicherheits-Pflege betr., 

4) die Bezirks-Straßenbaue in der Rheinprovinz und dem Reg. Bez. Arnoberg, und 

5) die auf Aktien unternommenen Straßen-, Brücken- und Eiſenbahn⸗Anlagen. 

Diejenigen Baue, von welchen die Anſchläge zur Super-Reviſton der Ober-Bau— 
Deput. gelangt find oder verfaſſungsmäßig hätten gelangen müffen, find in die Bau-Rap⸗ 
porte aufzunehmen. Sie erſcheinen darin von dem Zeitpunkte an, wo das Min. die Aus- 
führung genehmigt hat bis zur Ausführung des Reviſtons-Protokolls. Sobald letzteres 
geſchehen, iſt in dem Rapporte zu bemerken: die Abnahme iſt erfolgt. 

Die bisherigen Formulare konnen auch ferner angewendet werden. 

In der Rubrik »Bemerkungen« erwartet das Min. ausführlichere Bemerkungen, als 
bisher gegeben zu werden pflegten, über den Anfangstermin des Baues, über die Wort 
ſchritte, über die Urſachen der Verzögerung u. |. w. 

(Act. gen. des K. Fin. Min., IV. sign. B. 1. Nr. 5.) 

4) R. des K. Fin. Min., Abth. für H., G. u. Banw. v. 13. Aug. 1835 
an die K. Reg. zu Köln, u. abſchriftl. zur Nachachtung an ſämmtl. übrige K. 
Reg. u. die Min. Bau⸗Komm. zu Berlin. 

Mit Bezug auf die Anfrage der K. Reg. in Ihrem die Bau-Rapporte pro 1. April 
bis 15. Mai e. betr. Ber. v. 21. v. M. wird Derſelben eröffnet, daß es der Einſendung 
der durch die C. V. des ehemaligen K. Hand. Min. v. 27. Febr. 1821 vorgeſchriebenen 
Zwiſchen-Rapporte, welche darnach im Mai und Aug. jeden Jahres erſtattet werden ſollen, 
nicht ferner bedarf, ſondern die Quartal-Bau-Rapporte mit Angabe des Kaſſenzuſtandes 
für die Folgen hinreichen. 

(Act. gen. des Fin. Min., Abth. IV., sign. B. I. Nr. 5) 

5) C. R. des K. Fin. Min., Abth. für H., G. u. Bauw., v. 4. Juli 1836 
an ſämmtl. K. Reg. 

Die bisher eingeſandten Rapporte über den Zuſtand und die Forſchritte der Kunfts 
ftraßenbaue haben es oft in Zweifel gelaffen: ob ein in der Rubrik Bemerkungen als 
beendigt bezeichneter Chauſſeebau ganz und bis zur Chauſſeegeld-Erhebung 
vollendet iſt, ſowie, ob mit der als verausgabt nachgewieſenen Summe ſämmtliche 
Ausgaben des Baues gedeckt, oder dergleichen noch rückſtändig find. Dieſe Ungewißheit 
hat vielfach zu Rückfragen, Behufs der näheren Ermittelung des etwanigen Reſtbedarſs 
Veranlaſſung gegeben. 

Die K. Reg. hat daher in Zukunft bei jedem Chauſſeebau, welcher beendigt iſt, in 
den »Bemerkungen« zum Rapport beſtimmt anzugeben: 

1) ob der Bau völlig beendigt iſt, und von welchem Tage ab das Barrieregeld 
erhoben wird, 

2) ob die zum Anſatz gebrachten Ausgaben, alle und jede Baukoſten umfaſſen und 
keine Reſtzahlungen oder Nachforderungen, event. welche? noch, vorkommen werden, und 

3) ob ſomit ſowohl gegen die Anſchlagsſumme als gegen den erhobenen Geldbetrag 
ſo und ſo viel erſpart, mithin disponible, oder ſo und ſo viel mehr erforderlich geworden, 
mithin nachzuſchießen iſt, wobei die Urſachen der Erſparniß, wie des erforderl. Zuſchuſſes 
kurz anzugeben ſind. 

Iſt dieſe Anzeige einmal gemacht, ſo kann der betr. Bau aus dem Rapport wegfal— 
len, da dann auch die erfolgte Legung und die kalkulatoriſche Prüfung der diesfälligen 
Rechnung vorausgeſetzt wird. (Act. gen. des K. Fin. Min., Abth. IV. B. Nr. 1718) 


6) R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 30. Nov. 1843 an ſämmtl. 
K. Reg. 


Nach dem C. R. v. 27. Febr. 1821 haben die Rapporte von dem Zuſtande und 
den Fortſchritten der von dem Fin. und Hand. Min. reſſortirenden Neubaue vierteljährig, 
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am 20. Jan., 20. April, 20. Juli und 20. Okt., und außerdem in den Zwiſchenzeiten noch 
zweimal, nämlich am 1. Juni und 1. Sept. nach dem vorgeſchriebenen Schema B. einge⸗ 
reicht werden müffen. | | | 

Die Einreichung der beiden letztgedachten Zwiſchen-Rapporte ift zwar durch die 
C. V. v. 13. Aug. 1835 1) bereits eingeſtellt worden. Indeß will ich noch zu mehrerer 
Schonung der Zeit der Baubeamten geſtatten, daß jene vier Rapporte künftig nicht weiter 
vierteljährig, ſondern jährlich nur zwei Rapporte, und zwar am 20. Jan. und 20. Juli, 
nach dem für Chauſſeebaue beiliegenden ſehr vereinfachten Schema (Anl. a.) — dann aber 
auch pünktlich und ohne weitere Erinnerung eingereicht werden dürfen. 

Aus dem neuen Schema ſind die minder wichtigen Anſchlagstitel und ſo auch die 
Angaben der auf die einzelnen Anſchlagsgegenſtände zur Zeit der Aufſtellung der Rap⸗ 
porte bereits verwendeten Koſten weggelaſſen, ſo, daß die künftigen Rapporte, mit deren 
Einreichung am 20. Juli k. J. der Anfang zu machen iſt, nur die Fortſchritte der Baue in 
rein techniſcher Hinſicht nachweiſen werden. | 

Die Abfaſſung des für dieſes Jahr noch rückſtändigen, am 20. Jan. k. J. einzurei⸗ 
chenden vierten Quartal-Rapports mag noch nach dem bisherigen Schema erfolgen, damit 
zu dem lithographiſchen Druck der neuen Formulare Zeit gewonnen werde. Jedoch kön⸗ 
nen darin ſchon jetzt die Anſätze der bei den einzelnen Anſchlags-Titeln vorkommenden Aus— 
gaben wegbleiben. 

Zu den Concepten der neuen Chauſſeebau-Rapporte werden die noch etwa vorhan⸗ 
denen Formulare der bisherigen Art verwendet werden können, weil ſie die Abänderung 
nach dem neuen Schema zulaſſen. 

Die Rapporte von den Fortſchritten der Bezirks-, Aktien-, Provinzial- und ſolcher 
Chauſſeen, zu deren Bau Zuſchuſſe aus Staats-Fonds nicht erfolgen und deren kuͤnftige 
Unterhaltung dem fiskaliſchen Chauſſee-Unterhaltungs-Fonds nicht anheimfällt, werden 
eben fo, wie für die Staats- und ſolche Chauſſeen, welche künftig aus Staats-Fonds unter⸗ 
halten werden, vorgeſchrieben worden iſt, abgefaßt und gleichzeitig mit demſelben Ber., 
welcher die Rapporte von den Staats-⸗Chauſſeen begleitet, eingereicht. 

Was die Einreichungstermine der durch das C. R. v. 27. Febr. 1821 unter dem 
Buchſtaben A. vorgeſchriebenen Rapporte, von den Fortſchritten der von dem Fin. und 
Hand. Min. ſonſt noch reſſortirenden, in der C. V. v. 3. Juli 18342) unter 1. 2. 3. 
benannten Baue anlangt, ſo werden ſolche für künftig ebenfalls halbjährig auf den 20. Jan. 
und 20. Juli hiermit feſtgeſetzt und zugleich beſtimmt, daß das gedachte Schema A. zwar 
fernerhin beibehalten, aber ohne Ausfüllung der beiden Rubriken 

»von der Regierung find bis jetzt der Spezial-Baukaſſe überliefert« und 

Ausgaben bei der Baufafle« 
abgefaßt werden kann. | 

Die Beſtimmung wegen der vierteljährig einzureichenden Kaſſen— Extracte 
bleibt unverändert. 

Alle dieſe Rapporte und Extracte ſind ohne beſonderen Begleitungsbericht mit dem 
auf das Titelblatt zu ſetzenden Vermerk: | 

„Eingereicht N. N., den 18 
Königl. Preuß. Regierung.« 
einzuſenden. 


1) Vergl. vorſtehend sub 4. 
2) Vergl. vorſtehend sub 3. 


2 Anlage a. 
KE? 
® SE WERE 8 
d Rapport von dem Zuftande und den Fortſchritten der Staats- und Prämien-Straßenbaue im Regierungs-Bezirke e 
für das halbe Jahr vom SEN bis EE Ss 18 
E Eingereicht N. N., den ten 18 
E Königlich Preußiſche Regierung, Abtheilung ꝛc. 
= — e D 
2 — Davon find | a, ` e 
= Benennung S ausgeführt. S Hieraus ſind Lë Be nebſt de Anzeige. 
= = . ann der Bau angefangen worden. 
= K = 2 2 a IZ Anſchlags⸗ bomMinifterio] 9) Wann der Bau beendigt fein wird. 
1. der u n ſt ſt ra 5 en ers 3 S E der Regierung 3) Aus welchen Fonds die Koſten erfolgen. a 
2 er legs ai 2 Su ee: = 4) Wie viel laufende Ruthen bereits befahren werden können. 
K und 5105 2 2 e nme bis jetzt über: | 5) Ungefährer Betrag der muthmaßlichen Erjparungen am 
= KA E . S tiefen bewilligten Quanto. 
Ka N = Gi 5 g 6) Angabe der Gründe, welche die raſche Ausführung verzö— 
8 Ae e egen ſt gde, e Lë IS Lë | e gern oder behindern. 
= $ e LE | Thlr. Sg. Pf.] Thlr. Sg. Pf. 
SN A. Staatsſtraßen, zu welchen die Koſten ganz aus LS ad 1. Auf das Genehmigungs-Reſkript des Minifterüi 
2 dem Chauſſee-Neubau-Fond erfolgen. be | ben 1%/,. 43. Eat SN Se ue TE 
E 5 Selon „ 5 lauf, Ruhen - I. 0 „0000 — — 2000 — — ad 3. Allein aus Staats- Fonds, ü 
2 1. | Erdbahn, Planum und Graben.. desgl. 3500 500 | 2500 | 1000 | | ad 4. . Ze laufende Ruthen 11 922 ie. 18555 
= 2. S (oder Kies⸗) Bahnn 1 u 200 0 A | ad 5. ſich berndfap e) wenn der Bau beinahe oder gänz⸗ 
— 3. EELER . ee esgl. 5 SS d ` | 4 SER a > Nuhr 
2 4. Steine (oder Kies) zur Fahrbaaaggg”g””ss Schrth. 3000 200 800 | 2200 ad 6. Dane A Peer GE 1 55 
KE 5. | Brüden a. in dem Planumm Stüd| 30| — gl o Sonſti Bei ie ſchrantth 3 
D B. an den Seiten e , 20. EE WE 20 onftige Bemerkungen. 
5 6. Einnehmer- und Auffeher-Wohnungen ........ desgl. 14 — — 1 | | 
= B. Chauſſeen, welche nach deren Beendigung zur Un⸗ | 
= terhaltung an den Staat übergehen und wozu Prä— 9 
= mien od. ſonſt Zufchüffe aus Staatsfonds bewilligt find EZ 
= 1. Straße von. 0 a d „ De 3 . . 435601 — I — 4 36000 | — — noch nichts. Se E oben. 2 5 8 
S (ſonſt wie u. o weiter ad 3. a. SH pro Meile ..... . Thlr. überhaupt 
und fo weiter. | Mer 0. DIE ke 
Ki | | bh. das Uebrige von der Provinz oder von dem Kreif 
| 25. 26. 
D N 
| ad 4. 5. 6. wie oben. 
> (Min. Bl. 1843. S. 329. Nr. 445) 
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CC. Einſendung der Nachweiſungen über die Beſtände der 
Bau⸗Fonds. 


Vergl. in der Abtheilung (des Werkes) Kaſſen und Rechnungsweſen. 
III. 


Reſſort-Verhältniſſe und Geſchäftsgang bei den Regierun— 
gen in Bau- und Wege-Sachen. 


A. Die Geſchäfts⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817 (G. S. 1817. S. 248.) hatte der 
erſten Abth. der Reg. die eigentliche Bau-Polizei und das Bauweſen, in— 
ſoweit es bei den Gegenſtänden des Reſſorts der erſten Abth. vorkommt, der 
zweiten Abth. aber die Verwaltung der Anſtalten zur Bildung der Gewerks— 
leute und Künſtler, die öffentliche Kommunikation, Land- und Waſſerſtraßen, 
Chauſſee-Anlagen, Strom-, Deich- und Brückenbauten, Hafenbauten, und das 
geſammte Bauweſen des Reſſorts dieſer Abth. überwieſen (88. 2. u. 3.). 

Die K. O. v. 31. Dec. 1825 (G. S. 1826. S. 5) geſtattete die Bildung 
mehrerer, als zweier Abtheilungen bei den Regierungen, beſtimmte aber, daß 
der Abth. des Inmern alle bisher von der erſten Abth. bearbeiteten Geſchäfte, 
und außerdem alle bau polizeilichen Angelegenheiten, beizulegen. 

Die gleichzeitig erlaſſene anderweitige Geſchäfts-Inſtr. für die Regierungen 
v. 31. Dec. 1825 beſtimmte in dieſer Beziehung: 


Rückſichtlich der, der Abth. des J. neu überwieſenen Bau-Angelegenheiten verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß Bauten und Reparaturen, die in das Reſſort einer einzelnen Abth. 
einſchlagen, von dieſer Abth. zu leiten ſind. 

Ueber die bewilligten Domainen- und Forſtbau-Fonds kann die Abth. für die 
Verw. der Dom und Forſten mit Beobachtung der näheren Inſtruktion des Fin. Min. 
diöponiren. Berichts-Erſtattungen an das Fin. Min. für einzelne Fälle find nur in fol— 
genden noͤthig: f 

1) wenn die Erbauung ganz neuer, bisher nicht vorhanden geweſener Gebäude, ſo 
wie die Veränderung in dem Aeußern der hie und da in den Domainen befindl. Schloͤſſer 
oder andern Gebäuden und Anlagen, die geſchichtl. oder architektoniſchen Werth haben, 
beabſichtigt wird; ö e 

2) Bei allen Neubauten von Amts- und Vorwerks-Wohnhäuſern, von Dienſtwoh— 
nungen, Geſinde- und Tagelöhnerhäufern; 

3) Bei Neubauten von Fabrikationsſtellen, z. B. Brauereien, Brennereien, Zie— 

eleien ꝛc. N 
d 4) Bei allen auch geringen Domainenbauten, welche zum nothwendigen landwirth— 
ſchaftlichen Bedarf gehören; 

5) Bei bedeutenden über 500 Thlr. betragenden Uferbauten. 

Alle Bau- und Reparatur-Anſchläge ſind vom Banrath der Regierung feſtzuſetzen. 

Hinſichts der nicht zum Fin. Min. gelangenden Bauanſchläge iſt der Präſtdent 
befugt, einzelne ſolcher von dem Baurath feſtgeſetzten Anſchläge nach ſeiner Wahl zur 
Super⸗Repiſion durch die obere Baubehörde an das Fin. Min. einzureichen. 

Von den für das Etats-Jahr nothwendigen Bauten find, ſpäteſtens bis zum 
15. Nov. des vorhergehenden Jahres mit ausdrücklicher Zuſtimmung und unter Mitvoll- 
ziehung des Präſidenten, ſpezielle Baupläne anzufertigen, und wegen Bewilligung der 
er forderlichen Mittel, mit Einreichung derſelben, bei dem Fin. Min. Anträge zu machen, 
am Schluſſe des Jahres aber berichtliche Ueberſichten über die ausgeführten Bauten ein— 

ureichen. 

; In ſoweit Beſtimmungen über Verwaltungs-Grundſätze in dieſer Inftruftion, wegen 
ihres Zuſammenhanges mit den darin feftgeftellten Verhältniſſen der Abth. zu dem Fin. 
Min. und andern hoͤhern Behoͤrden, nicht ausdrücklich enthalten find, verbleibt es überall 
bis dahin bei den jetzt beſtehenden, oder vom Fin. Min. anderweit zu ertheilenden Ver— 
waltungs⸗Grundſätzen in Dom. und Forſt-Angelegenheiten. 

(A. IX. 821, v. K. Jahrb. XXVII. 241, Gräff III. 131.) 

Was insbeſondere: 

1) die Reſſortverhältniſſe der Reg. Abtheilungen bei Regulirung eines 
Inter imiſtikums in Kirchen-, Schul- und polizeilichen Bau-Ange— 
legen heiten betrifft, fo bemerkt das C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. 
(b. Altenſtein), des J. für Gew. Ang. (v. Brenn), des J. u. d. P. (v. Rochow), 
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|| des K. Hauſes Abth. II. (v. Ladenberg) u. d. Fin. (Kuhlmeyer) v. 29. Okt. 
ll 1836 an ſämmtl. K. Reg.: 
Ueber die Beſtimmung in dem S. 5 der Neg. Inſtrukt. v. 23. Okt. 1817 und die 
damit übereinſtimmende Vorſchrift, das Verhältniß zwiſchen den Reg. Abthl. betr., S. 14 
der Geſchäfts⸗Anw. v. 31. Dec. 1825 (A. S. 821 ff.) find bei Anwendung derſelben auf 
das von der Abthl. für die Kirchen-Verw., und das Schulweſen in Kirchen- und Gut 
bau⸗Angel., und von der Abthl. des J., als Landed-Polizeibehörde, in dringlichen Bau— 
Angel. zu regulirenden Interimiſtikum, Zweifel entſtanden. Auf den hierdurch veranlaßten 
Ber. des K. Staats⸗Min. haben des Königs Maj. in einer Allerh. K. O. v. 8. Mai d. J. 
entſchieden: daß in allen Fällen, in welchen es nur auf die Regulirung des Interimiftifums 
ankommt, und den Intereſſenten der gerichtl. Rechtoweg vorbehalten ift, bei kirchl. und 
Schulbauten die Abthl. der Reg. für die Kirchen-Verw. und das Schulweſen, und bei 
polizeil Bauten die Abthl. des J ausſchließlich zu entſcheiden, in allen Fällen dagegen, in 
welchen eine definitive Beſtimmung erfolgen muß, das Plenum zu berathen und zu 
beſchließen habe. 
f Die K. Reg. wird von dieſer Allerh. Deklaration der oben erwähnten Vorſchriſten 
hierdurch in Kenntniß geſetzt, um ſich danach zu achten. (A. XX. 814. — 4. 6.) 
2) In Betreff der Regulirung eines Interimiſtikums in ſolchen 
Bauſachen, bei welchen die Leiſtungspflichtigkeit des Domainen- oder 
Forſt-Fiskus in Frage kommt, bemerkt das R. der K. Min. der G. U. 


| | 
| u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des J. u. d. P. (v. Rochow), des K. Haufe, 
| 
| 


Abthl. II. (v. Ladenberg) u. d. F. (v. Alvensleben) v. 27. Okt. 1838 an bie 
K. Reg. zu Merſeburg: | 
Der K. Reg. wird auf den von Ihr an das K. Staatö-Min. erftatteten, von dieſem 
an die unterz. Min. abgegebenen Ber. v. 8. Dec. 1836 Folgendes eröffnet: 
Es war bei einigen Reg. eine Differenz unter den einzelnen Abthl. derſelben darüber 
| entſtanden: 
ob diejenige Abthl. der Reg. welcher die Regulirung des Interimiſtici in ſolchen 
l Bauſachen, bei denen die Leiftungöpflichtigfeit beë Dom. oder Forſt-Fiskus in Frage 
kommt, geſetzlich zuſteht, dieſe Leiſtungspflichtigkeit unabhängig für ſich, oder mit Zu 
ide der Abthl. für die Verw. der direkten Steuern, Dom. und Forſten, feftzuftellen 

1 abe ? | 

| Dieſe Differenz ift durch die Allerh. K. O. v. 8. Mai 1836 (A. S. 814 ff.)!) wie der K. 

1 Reg. bekannt, dergeftalt entſchieden worden, daß ein Konflikt zwiſchen den einzelnen Abthl. 

V bei ſolchen interimiſtiſchen Feſtſtellungen nicht weiter vorkommen kann. 

Hiernach wird der von der K. Reg. angeregte Zweifel über die Abſicht der Wierk 
K. O. ſich hoffentlich um ſo mehr erledigen, als bisher von keiner andern Reg. ein 
ende Bedenken vorgetragen worden iſt. Dagegen läßt ſich nicht im Allgemeinen 
entſcheiden: | 

welche kirchliche und polizeiliche Angel. zur Regulirung eines Interimiftici mit Vor⸗ 
behalt des Rechtsweges; welche hingegen zur definitiven Feſtſetzung der K. Reg. 
ſich eignen; 
und muß Perſelben überlaſſen bleiben, dies in jedem einzelnen Falle nach den vorwalten— 
den Umſtänden und den geſetzlichen Beſtimmungen naͤher zu prüfen. 
(A. XXII. 1019. — 4. 162.) a 
B. Ueber die Art und Weiſe der Bearbeitung der Bau— 
Sachen bei den Regierungen ertheilen folgende Reſkripte allgemeine 
Inſtruktionen: | | 
1) C. R. des K. Fin. Min. v. 23. Aug. 1798. 
Die Depart- und Landräthe ſollen gehörige Aufſicht auf die publiken Land- und 

Waſſerbauten und Reparaturen in ihren Aemtern und Städtediſtrikten führen, damit die 

Landinſpektoren nicht veranſchlagen, was die Beamten und Magiſträte verlangen, und da 

mit der Mißbrauch, daß, was beide für gut gefunden haben und, nachdem die Föͤrmlichkeit 

der Anſchlagsreviſton durch das Oberbau-Depart. genau beobachtet worden, die Beamten 
und Mag. Perſonen zu Entrepreneurs vorzuſchlagen, verhütet werde. Die Depart. Räthe 
haben in Abſicht der öffentl. Bauten in den ihnen zur Spezial-Aufſicht anvertrauten 

Aemtern folgende Anweiſung zu beobachten: 

a) bei ihren Depart.-Bereiſungen haben fie ſich jedesmal die Bau- und Reparatur: 
geſuche der Beamten anzeigen zu laſſen, und ſolches ſowohl in Abſicht der Wohn- und 

Wirthſchaftsgebäude, als der Brücken, Dämme und ſonſtigen publiken Bauten, ohne 


1) Vergl. oben sub a, 
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Unterſchied an Ort und Stelle genau und unparteiifch zu unterfuchen, und einen Beſchluß 
darüber zu faſſen; ſodann 

b) die wirklich zur Ausübung nothwendig befundenen Bauten und Reparaturen, mit 
der Bemerkung der Jahre, in welchen die alten baufälligen Gebäude, Brücken und Dämme 
gebaut worden, der Reg. beſtimmt ſchriftlich anzuzeigen, und auf die Abſendung des Bau— 
beamten zur Fertigung der Anſchläge anzutragen. 

c) Es ſollen in dieſer Hinſicht von den Depart.-Räthen eigene Baubereiſungen 
gehalten und mit dem 1. April jeden Jahres damit der Anfang gemacht werden, ſo daß 
z. B. im April ſchon im Voraus unterſucht wird, welche Anſchläge im Laufe des Jahres 
gefertigt und mit ihrem Koſtenbetrag auf den Bauetat des künftigen Jahres gebracht wer— 
den ſollen. 

d) Kein Baubeamter darf ohne vorherige Lokalunterſuchung des Depart. Raths oder 
ausdrücklichen Auftrag der Reg., welche letztere nur in unvorhergeſehenen Fällen, ohne 
daß die erwähnte Unterſuchung vorangegangen, ertheilt werden muß, einen Bau- und 
Reparatur⸗Anſchlag aufnehmen. 

e) Auf jede Bereifung eines Depart. werden drei Wochen gerechnet und fie müſſen 
in dem Zeitraum vom erſten April bis zum erſten Juli jeden Jahres völlig beendigt fein. 
Die Eintheilung der Depart. Bereifungen für ſämmtliche Depart. Räthe muß ſchon im 
Februar jeden Jahres gemacht, und von der Reg. müſſen dieſe Anträge dergeſtalt regulirt 
werden, daß nicht mehr als zwei Depart. Räthe zugleich abgehen, und immer hinlängliche 
Arbeiter im Collegio bleiben. 

f) Durch dieſe Einrichtung gewinnen die Baubeamten hinlängliche Zeit, die ihnen 
von der Reg. in Gemäßheit der von den Depart. Räthen nach Beendigung ihrer Unter— 
ſuchung zu erſtattendem Baubereiſungsberichte aufgetragene Fertigung von Anſchlägen 
im Sommer zur rechten Zeit zu bewirken, wozu ihnen durchgängig kein längerer Termin 
als höchſtens drei Monat verſtattet, und wenn ſie ſolchen nicht einhalten, jedesmal eine 
Geldſtrafe von 20 Thlrn. von ihnen beigetrieben werden muß. 

5) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dringende Fälle bei eintretenden Feuer⸗, Waſſer⸗ 
und Sturmſchäden, eine Ausnahme von der Regel bewirken, und daß die Reg. in derglei— 
chen extraordinären Fällen ſowohl den Depart. Räthen zur Lokalunterſuchung, als den 
Baubeamten zur Anſchlagsverfertigung einen kürzeren Termin beſtimmen kann und muß. 

h) Die auf Veranlaſſung der Reg. durch die Baubeamten gefertigten Anſchläge 
muͤſſen die Dep. Räthe in Anſehung folgender Punkte atteſtiren und unterſchreiben: 

a) ob der Bau oder die Reparatur überhaupt nothwendig ſei, und bei neuen Bauten 
ob fie maffio, von Lehmpatzen oder in Flachwerk, auch ob ſte, fo wie die Repara— 
turen, ſchon jetzt gleich ausgeführt werden müffen, oder noch auf ein oder mehrere 
Jahre ausgeſetzt bleiben koͤnnen: 

b) wie groß ein Amtshaus, Verwalthaus, Scheune, Schaf- und Viehſtall, nach Ver— 
hältniß der Wirthſchaft, des Getreides und Heugewinnſtes, auch Viehſtandes, ſein 
müſſe; 

e) ob eine Brau- und Branntmweinbrennerei, auch Darrhaus, nach Verhaͤltniß der 
Bier- und Branntweinconſumtion von den Bauverſtändigen zu groß oder zu klein 
veranſchlagt ſei? auch von der Reg. genau dahin geſehen werde, daß dieſe Vor— 
ſchrift bei allen und jeden fernerhin eingehenden Anſchlägen von allen Aemterbau— 
ten und Reparaturen ohne Unterſchied genau befolgt werde. 

j) Die gefertigten Bauanſchläge, wenn ſie vom Depart. Rath atteſtirt worden ſind, 
werden durch die Reg. von jedem Depart. zuſammen zur Reviſton des Oberbau-Depart. 
jedesmal im Sept. an das K. Fin. Min. eingeſandt. 

k) Zu Entrepreneurs muͤſſen in der Regel nur ganz zuverläſſtge Perſonen und nicht 
immer ausoſchließlich die Oekonomiebeamten genommen, auch keine Baue in Entreprife 
durch Minuslicitanten ausgethan werden. 

J) Bei den jährlichen Depart. Bereiſungen ſind die Depart.-Räthe auch verpflichtet, 
die im vorhergegangenen Jahre ausgeführten Amtsbauten und Reparaturen, ob fie näm⸗ 
lich den revidirten und approbirten Anſchlägen überall gemäß, tüchtig und dauerhaft aus⸗ 
geführt worden find, genau zu revidiren, und bei Erſtattung ihrer Ber. von den borzuneh- 
menden neuen Bauten und Reparaturen zugleich darüber beſtimmte Auskunft zu geben. 

m) Wenn ſämmtl. Anſchläge revidirt und von dem K. Fin. Min. der Reg. zurück⸗ 
geſchickt worden find, fo muß jedesmal im Dec. von derſelben ein Bauetat für das nächſte 
Jahr entworfen, und wenn vorher nochmals genau geprüft worden iſt, welche Bauten und 
Reparaturen im nächſten Jahre ganz nothwendig ausgeführt werden müflen, oder noch 
fürs künftige Jahr ausgeſetzt werden können, ſolcher Etat, mit pflichtmäßigem Gut— 
achten der K. Reg. begleitet, zur Reviſton und Approbation eingeſandt werden, damit 
ſodann das Bauholz noch im Winter gefällt, und nebſt den ſonſt erforderlichen Mate: 
rialien zur rechten Zeit auf die wg N werden könne ꝛc. 

(Hoffmann's Repert. Fortſ. 2 76.) 
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| 2) R. des K. Min. des H. (Gr. v. Bülow), v. 11. Sept. 1818 an 
ſämmtl. Reg.⸗Präſidien u. Ober-Präſidien. 


Die häufigen Aufträge der Reg. zur Vermehrung ihres Bau⸗Perſonals würden, 
wenn fie genehmigt werden follten, eine, alle richtige Adminiſtrations⸗Grundſaͤtze übers 
ſchreitende Ausgabe verurſachen. Dagegen iſt es unverkennbar, daß die Klagen wegen 
überhäufter Geſchäfte der Baubeamten gegründet ſind, und daß die von ihnen geforderten 
Arbeiten und vorzüglich die ſpeziellen, mit Reiſen verbundenen Aufträge, ihre Kräfte über⸗ 
ſteigen, ſo daß durch dieſe Ueberladung mit Beſchäftigung der Köngl. Dienſt und die 
Staats⸗Kaſſen den größten Nachtheil erleiden. Das vorhandene Uebel kann aber nicht 
durch Anſtellung noch mehrerer Baubeamten, ſondern nur dadurch gehoben werden, daß 
man die zeitraubenden und nichts nützenden Formen bei den Bauten aufgiebt, und mehr 
Ordnung in die Beſchäftigung der Baubeamten bringt. Gegenwärtig müſſen dieſelben 
den größten Theil ihrer Zeit auf den Landſtraßen hinbringen, weil jede auch die kleinſte 
Reparatur der Gebäude, Brücken und Wege, welche aus den öffentlichen Kaſſen erfolgt, 
eine Veranſchlagung durch die Diſtriks-Baubeamten erfordert; die erſte und zweite Abthl. 
der Reg., die Kirchen- und Schulfommifjionen, häufig ohne Zuziehung des Bauraths, zu 
jeder Zeit des Jahres, den Baubeamten als eilig bezeichnete Aufträge zugehen laſſen und 
die ſchleunigſten Reiſen fordern; auch Landräthe, Domainen-Beamte, Magiſträte u. ſ. w. 
nicht ſelten die Baubedienten beläſtigen. Die Folge davon iſt, daß der größte Theil der 
Aufträge lange Zeit unbefolgt bleibt, weil die Befolgung nicht möglich ift: daß aus unter⸗ 
laſſenen kleinen Reparaturen große entſtehen, und Atteſte über Reviſionen ausgeführter 
Bauten ohne ſorgfältige Reviſtions-Abnahme ertheilt werden, fo daß ſich häufig auf Königl. 
Vorwerken ſchlechte Gebäude befinden, wonach dann die⸗Adminiſtration beurtheilt, und 
der Staat, oder die verwaltende Regierung für einen ſchlechten Wirth angeſehen wird. 

Wenn nun überdies die jetzt verlangte gründliche Bearbeitung der Anſchläge mehr 
Zeit erfordert, und die Aufhebung der Dienſte, Verbeſſerung der verfallenen Kirchen, 
| Schulen und anderer Gebäude, die Reparatur der Brücken und Wege, die Forſt-Organi⸗ 
H ſation und die Anlegung von Militair-Gebäuden, die Arbeit der Baubeamten vermehrt, 
1 ſo iſt es nothwendig, daß von nun an nach folgenden Vorſchriften, die ſoweit ſie die 
W Diftrift8-Baubeamten betreffen, in die Inſtruktion derſelben aufzunehmen find, verfahren 

werde, weshalb das Handels-Min. das K. Reg.-Präſidium auffordert, nach vorheriger 
Bekanntmachung an die beiden Abtheilungen der Regierung, auf deren Befolgung mit 


9 Strenge und Nachdruck zu halten, indem es nur dann moglich iſt, den beabſichtigten Zweck 
zu erreichen. 


Es muß f 
Mu 1) der Reg-Baurath in feinen Arbeiten beim Kollegio auf Reviſion der Bauten und 
| Anſchläge und auf die Aufſicht über die Diſtrikts-Baubeamten beſchränkt, und von Bear: 
beitung aller Adminiſtrations- und Kaſſen-Sachen entbunden werden, bei denen er nur als 
Korreferent mitwirken ſoll, damit er ſich weniger mit Vorträgen, als mit Reiſen zur ört— 
lichen Unterſuchung des Zuſtandes der Bauwerke und mit Rebifion der Bauten be— 
re und überhaupt die in der Reg.⸗Inſtruktion S. 48 vorgeſchriebenen Sachen gehörig 
earbeite; ö 
2) ohne Mitzeichnung des Reg.-Bauraths iſt keine Verf. an die Diſtrikts-Bau⸗ 


beamten zu erlaſſen, durch welche ihnen eine Veranſchlagung oder Reiſe aufgetragen 
wird. 


— —— — 
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3) Die Depart.-Räthe, in Vereinigung mit dem Reg.-Baurath, find verbunden, mit 
Zuziehung der Diſtrikts-Baubeamten, zeitig im Frühjahr die vorgeſchriebene Bauberei- 
ſung abzuhalten, und ſind ermächtigt, die Reparaturen an Gebäuden, Brücken und Wegen 
welche auf Koften des Staats erfolgen müſſen, in ſofern der Betrag nicht die Summe von 
50 Thlr. überſteigt, ſofort ohne Anfertigung von Anſchlägen zu fordern und unter Vorbe— 
WW halt der Reviſton der Diſtrikts-Baubeamten auf Rechnung zu verfügen. Kann oder wird 

der Lokal⸗Depart.⸗Rath die Bereiſung eines Diſtrikts nicht zur rechten Zeit unternehmen, 
ſo darf die Bereiſung der Baubeamten dadurch nicht aufgehalten, aber auch nachher die 
Wiederholung von ihnen nicht verlangt werden. 

4) Zur Reparatur der Gebäude, Brücken und Wege, bedarf es nicht der Anſchläge 
der Diſtrikts-Baubeamten, ſondern nur der Anſchläge approbirter Handwerker, wenn der 
Koftenbetrag nicht die Summe von 100 Thlr. überſteigt, wogegen die Baubeamten die 
Abnahme jedes Baues bewirken müffen. 

5) Der Zeitraum v. 1. April bis 1. Nov. jedes Jahres iſt zu den Reifen der Diſtrikts⸗ 
| - Baubeamten beſtimmt. Dieſelben haben den Regierungen jedesmal im Anfang Februar 
| einen Reiſe-Plan zur Genehmigung einzureichen, in welchem die Bereifung der Diftrifte, 
| und die Abmachung der erhaltenen Aufträge vorgeſchrieben iſt. Die bei den Regierungen 
N während des Winters geſammelten Aufträge erhalten die Diſtrikts-Baubeamten jedesmal 
| im Monat Januar zugeſandt. Es verſieht ſich dabei von ſelbſt, daß dieſe Beſtimmung 
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ſich nicht auf Wege-Baubeamte oder Kondukteurs, die ſtets ihre Straßen-Strecken örtlich 
unter Aufſicht halten müffen, extendirt. 

f 6) Während dieſer Reiſezeit können nur dann Abänderungen des genehmigten Reiſe⸗ 
plans eintreten, wenn Gefahr in Verzug iſt, und nur mit Wiſſen und Genehmigung der 
Bauräthe, welche Journale über die den Diſtrikts-Baubeamten zugetheilten Aufträge und 
Reiſen halten müffen, können dergleichen Beauftragungen geſchehen, um das unnütze Hin— 
und Herreiſen zu vermeiden. 

7) Einem Diſtrikts⸗ Baubeamten darf nie die Ausführung eines Baues, der auf 
Rechnung geſchieht, übertragen werden, ſondern es müffen zu dieſen oder andern außer⸗ 
ordentächen großen Bauten Kondukteure gegen Diäten angenommen werden, weil die 
Bauten des ganzen Diſtrikts leiden würden, wenn man den Diſtrikts— Baubeamten nur 
auf einen Punkt verwieſe. a 

8) Die Diſtrikts-Baubeamten müffen fih v. 1. Nov. bis 1. April größtentheils mit 
Verfertigung der ſchriftlichen. Arbeiten, welche während der Sommermonate ausgeſetzt 
werden können, beſchäftigen, und die Anſchlaͤge, welche die Anfuhr von Materialien im 
Winter erfordern, zuerſt und zwar vor dem 1. Dec. jedes Jahres einreichen, und in der 

Art fortfahren, daß bei dem Anfang der Reiſezeit keine Reſte mehr übrig ſind. 

9) Soweit das Ober-Aufſichtsrecht der Prov.-Behörden ſich auf die Baue der Ge⸗ 
meinden oder Korporationen erſtreckt, und ſo weit hierzu Kenntniß des Bauweſens erfor— 
dert wird, ſind die deshalb erforderlichen örtlichen Unterſuchungen und Reviſtonen, unter 
den vorhergehenden nähern Beſtimmungen, durch die Reg. Bauräthe und Diſtrikts-Bau⸗ 
beamten zu bewirken. 

Allein die Baubeamten ſollen nicht angehalten werden, auch die Anſchläge und Zeich— 
nungen bei Kommunal-, insbeſondere bei Kirchen⸗ und Schul⸗Bauen, die nicht Königl. 
Patronats ſind, oder etwa aus einem beſonderen Grunde aus K. Kaſſen beſtritten werden, 
zu verfertigen, indem es Sache der Stadt-, Kirchen- oder Schulgemeine oder der Patronen 
iſt, die Anſchlaͤge durch ſelbſtgewählte Sachverſtändige anfertigen zu laſſen und dieſe dafür 
zu remuneriren. 

(Acta des K. Min. d. Fin., Abthl. f. H., G. u. Bauweſen, A. 4. No. 24. Vol. I.) 


Mit Bezug hieruf (ad 2) ergingen ferner über dieſen Gegenſtand: 


3) R. des K. Min. des H. b. 8. Febr. 1819 an die K. Reg. zu 
Danzig. 

Auf die Bemerkungen der K. Reg. v. 13. v. M. über die Geſchäfte der Baubeam- 
ten nach der Inſtrukt. v. 11. Sept. 1818, wird derſelben Folgendes erwiedert: 

ad 2. iſt es durchaus erforderlich, daß der Baurath ununterbrochen die Beſchärfti⸗ 
gungen der Baubeamten überfehe und kontrolire, weshalb es auch'nöthig ift, daß ihm die 
desfallſigen Verf. zur Mitzeichnung vorgelegt werden. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, 
daß in dringenden Fällen, wenn der Baurath abweſend iſt, die zu erlaſſenden Verf. des— 
halb nicht ausgeſetzt zu werden brauchen. Nach der Zurückkunft des Bau-Raͤths indeſſen 
müffen ihm dergl> ohne feine Mitzeichnung erlaſſene Verf. zur Nachricht vorgelegt werden, 

damit er in dem erforderl. Zuſammenhange bleibe. 
ad 3 und 4 iſt ſchon durch das R. v. 11. Sept. 1818 angeordnet, daß der Depart 

Rath die Baubereiſung halte, da deſſen Mitwirkung hiebei durchaus nothwendig iſt, und 
es hat kein Bedenken, daß der Bau⸗Rath nur in ſofern an dieſer Bereiſung Theil nehme, 
als ſeine übrigen Geſchäfte ohne Nachthell ſolches geſtatten. 

Ferner, wenn auch, nach der mehrgedachten Inſtruktion, kleine Reparaturen unter 
50 Thlr., zur Vermeidung des Aufenthalts und der Verzögerungen, wodurch oft koſtbare 
Reparatur- Ausführungen entftehen, ſogleich bei der Baubereiſung angeordnet werden 
können, ohne daß zuvor ein Anſchlag angefertigt wird, ſo verſteht es ſich doch von ſelbſt, 
daß hiernächſt mit dem Reviſtons-Protokoll, auch der für die Ober-Rechn.-Kammer erfor— 
derliche Anſchlag eingereicht werde. 


ad 5. 6 und 8 wird die für das dortige Reg Depart. angemeſſenſte Zeitbeſtimmung 
zu den Baubereiſungen der K. Reg. überlaſſen. 


1 des K. Min. d. Fin., Abth. für H, G. u. Bauweſen, A. 4. No. 24. 
ol. 1.) 


4) R. des K. Min. des H. b. 16. Juni 1819, an das K. Reg. Präſid. 
zu Potsdam. 


Auf den Ber. des K. Reg. Präfld. v. 27. v. M., betr. die in der Verf. v. 11. Sept. 
v. J. ertheilten Vorſchriften, wegen Vereinfachung des Geſchäftsganges in der Verw. des 
Bauweſens bei den Reg., wird demſelben Nachſtehendes eröffnet: 

ad 3. bleibt es ganz der Reg. überlaſſen, in den Fällen wo die Bau-Fonds ſehr 
beſchränkt find, dem betr. Depart.-und dem Bau-⸗Rath die Dispoſttion Über Summen dis 


Ki 
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50 Thlr. zu Reparaturen, nur dann zu geſtatten, wenn Gefahr im Verzuge vorhan— 
den iſt. 

ad 4. iſt nicht vorgeſchrieben, daß die Baue bis zur Summe von 100 Thlr. durch 
approbirte Handwerker veranſchlagt werden ſollen, ſondern es iſt nur nachgegeben wor— 
den, daß ſolches geſchehen kann. Wo ſich dergl. Handwerker nicht vorfinden, verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß von dieſer Zulaſſung kein Gebrauch zu machen iſt. ö 

ad 5. Die Beſtimmung wegen des einzureichenden Reiſeplans der Baubeamten iſt 
erlaſſen worden, um die oft unnöthigen Reiſen dieſer Beamten zu verhindern, und das K. 
Reg. Präſid. in den Stand ſetzen, darüber zu wachen, daß die Rundreiſen derſelben zweck— 
mäßig und ſo angeordnet werden, daß die Beamten die geſammelten Aufträge nach der 
durch die Lokalität bedingten angemeſſenſten Reihefolge, und mit Vermeidung des oft ganz 
unnützen Hin- und Herfahrens abmachen. Dieſer Zweck wird durch die Einreichung von 
Reiſeplänen am beſten zu erreichen ſein, wobei dem Reg. Kollegio die Zeit und Ortsbe— 
ſtimmung immer noch anheimgeſtellt bleibt. 

(Acta des K. Min. d F., Abth. für H., G. u. Bauweſen, A. 4. No. 24. Vol. I.) 

5) R. der K. Min. des H. (v. Buͤlow) u. d. Fin. (v. Klewitz), v. 24. Juni 
1819 an die K. Reg. zu Stettin. 

Auf den Ber. der K. Reg: v. 2. d. M. wird derſelben eröffnet, daß den Gewerks— 
meiſtern, welche, in Gemäßheit der C. V. v. 11. Sept. v. J., öffentl. Reparatur-Baue 
unter 100 Thlr. veranſchlagen, eben fo wenig eine beſondere Vergütigung dafür bewilligt 
werden kann, als fle ſolche von Privatleuten erhalten, die einen Bau auszuführen beab— 
ſichtigen, da die Handwerker ſchon dadurch hinlänglich entſchädigt werden, daß man ſie bei 
der Ausführung eines Baues mit der Uebertragung von Arbeiten berückſichtigt. 

Uebrigens kann der Reg.-Bau-Direktor von der Verpflichtung, in das kleinſte Detail 
der Bau-Ausführungen einzugehen, nicht entbunden, und müſſen alle Bauanſchläge und 
Bau-Abnahme-Protokolle ohne Ausnahme von ihm revidirt werden. An Zeit hiezu kann 
es den Land-Bau-Direftoren um fo weniger fehlen, als fie durch die oben erwähnte Verf. 
alle erforderliche Erleichterung in ihren Geſchäften erhalten haben, um ſich ganz vorzüglich 
der Reviſton der auszuführenden Baue zu widmen. 

a K. Min. d. Fin., Abth. für H., G. u. Bauweſen, A. 4. No. 24. 

ol I, 

6) C. R. der K. Min. des J. für H. u. G. Ang. (v. Schuckmann) u. d. 
F. (Maaſſen), v. 24. April 1834 an ſämmtl. K. Reg. 

Es iſt mehrfach zur Sprache gekommen, daß die von den Behörden häufig beob— 
achtete mangelhafte Ordnung bei Beauftragung und Beſchäftigung der Diſtrikts-Baube— 
amten, theils den Dienſt der letzteren ungemein erſchwere und zu den oft begründeten Kla— 
gen wegen Ueberhäufung der Geſchäfte Veranlaſſung gebe, theils jene Beamten zum 
großen Nachtheile für die öffentlichen Baue, an der gehörigen Beaufſichtigung derſelben 
verhindern. 

i Die unterz. Min. wollen daher die folgenden Vorſchriften refp. in Erinnerung 
bringen und ertheilen: | 

1) Nach der C V. v. 11. Sept. 1818, ſoll der Zeitraum v. 1. April bis 1. Nov. 
jedes Jahres zu den Reiſen, die Zeit v. 1. Nov. bis 1. April vorzugsweiſe zur Anferti⸗ 
gung der ſchriftlichen Arbeiten, welche während der Sommermonate ausgeſetzt 
werden koͤnnen, benutzt werden. 

Die Befolgung dieſer Anordnung, welche jetzt meiſtens unberückſichtigt bleibt, wird der 
K. Reg. dringend zur Pflicht gemacht. a 0 

Es iſt nicht zu verkennen, daß nicht alle Veranſchlagungen, ſich bis zur Winterzeit 
verſchieben, oder ſchon ein Jahr vorher anfertigen laſſen. Namentlich ſind hierunter bei 
den Domainen- und Forſt⸗Bauten, nach den Beſtimmungen über die dem Fin. Min. Dot: 
zulegenden Bau-Pläne, Ausnahmen nicht zu vermeiden. 

Um dieſe aber möglichft unnachtheilig zu machen, müffen 

2) die Domainen-Depart.-Räthe oder Bauräthe ihre Baubereiſungen, unter Zu— 
ziehung der Diſtrikts-Baubeamten, gleich zu Anfange des Fruͤhjahrs antreten und ununter— 
brochen fortſetzen, damit letztere nicht zu wiederholten Reiſen, wodurch ihre Zeit veriplittert 
wird, genöthigt werden, und, bei ſpäterer Bereiſung nicht die unumgänglichen Anſchlags— 
arbeiten ſich in einem kurzen Zeitraume zuſammendrängen. 

3) Die Veranſchlagungen nach der Baubereiſung Behufs der Berückſichtigung bei dem 
General-Bau-Plane für das nächſte Jahr, werden ſich als Regel füglich auf die Baue 
und Reparaturen von geringerem Umfange beſchränken laſſen. Das Beduͤrfniß von Neu: 
bauen und größeren Reparaturbauen tritt ſelten ſo unvorhergeſehen ein, daß daſſelbe nicht 
ſchon bei der ein Jahr früher abgehaltenen Bereiſung vollſtändig berathen und von dem 
Kollegium vorläufig darüber Beſchluß gefaßt werden könnte, ſo daß der Baubeamte den 
folgenden Winter zur Ausarbeitung des Anſchlags benutzen kann. Beiſpielsweiſe iſt alſo 


Gegenwärtige Organiſation der Behörden; Provinzial-Behoͤrden. 79 


hiernach ein Neubau, der im Jahre 1834 in Anregung kommt, im Winter 1835 zu veran⸗ 
ſchlagen und im J. 1835 auf den General-Bauplan pro 1836 zu bringen. 

4) Ein ähnliches Verfahren wird ſich gewöhnlich auch bei der Veranſchlagung des 
Bau- und Reparatur-Holzbedarfs für diejenigen bäuerlichen Beſitzungen, Güter, Mühlen 
u. ſ. w. welche zum Empfange der Hölzer aus Königl. Forſten berechtigt ſind, anwenden 
laſſen, fo daß beiſpielsweiſe für diejenigen Holzverabreichungen, die im Wadel 1855 erfol- 
gen ſollen, die Anſchläge im Winter 1835 anzufertigen und der K. Reg. vorzulegen find, 
was noch den Vortheil haben wird, daß bei den Forſt-Bewirthſchaftungs-Plänen recht— 
zeitig auf den Bedarf der Berechtigten Ruͤckſicht genommen werden kann. 

5) Begründete Klage wird darüber geführt, daß oft, nicht fo viel als es geſchehen 
kann, das Bau-Projekt, bevor der Diſtrikts-Baubeamte zur Veranſchlagung den Auftrag 
erhält, gehörig erwogen, die Ausführbarkeit im Allgemeinen und nach Lage der Fonds Tit, 
geſtellt wird und die dabei zu beobachtenden Grundſätze normirt werden, ſo daß nicht 
ſelten der Fall vorkommt, daß Baubeamte, ohne ihr Verſchulden, denſelben Gegenſtand 
mehrere Male veranſchlagen müſſen, ja die Sache am Ende ganz auf ſich beruhen bleibt, 
und die Arbeit des Diſtrikts-Baubeamten theilweiſe oder gänzlich als reine Zeitverſchwen— 
dung ſich darſtellt. 1 

Bei forgfältiger Behandlung der Gegenftände in der höheren Behörde, und Seitens 
der Bauräthe, muß ſich ein ſolcher Uebelſtand vermeiden laſſen. 

Nicht minder gegründet erſcheint 

6) die Beſchwerde, daß die verſchiedenen Behörden, mit denen der Diſtrikts⸗Bau⸗ 
beamte in Verbindung ſteht, ja ſelbſt die einzelnen Reg. Abth., ohne Berückſichtigung der 
als Regel für die ſchriftlichen Ausarbeitungen, und für die Reiſen, beſtimmten Zeiträume, 
und ohne Beachtung der ſonſtigen Dienſtobliegenheiten der Baubeamten, die letzteren mit 
unaufhörlichen Aufträgen, und häufig unter Feſtſtellung ganz unangemeſſener Friſten, 
bedrängen. Sehr oft kommt der Fall vor, daß der Baubeamte eben von einer meilenweiten 
Reiſe zurückgekehrt, den Auftrag vorfindet oder bald erhält, in der eben bereiſeten Gegend 
eine örtliche Unterſuchung vorzunehmen, für welche ihm eine ſo kurze Friſt geſtellt iſt, daß 
er nicht etwa die künftige gelegentliche Anweſenheit in der Gegend benutzen kann, ſondern 
ſich ſogleich wieder auf den Weg machen muß. 

Dergleichen Mißſtände laſſen ſich, wenn nicht Gefahr im Verzuge obwaltet, bei 
einiger Sorgfalt und Aufmerkſamkeit, ſehr wohl vermeiden, und müſſen durchaus abgeſtellt 
werden. 

7) Hauptſächlich muß die Abhülfe von den K. Reg. und den Bauräthen ausgehen, 
wiewohl allerdings auch die übrigen, mit den Diſtrikts-Baubeamten in Verbindung ſtehen— 
den Behörden, dazu mit beizutragen haben. Da aber die Reg. von den Seitens jener 
Behörden an die Baubeamten ergehenden Requiſttionen Kenntniß erhalten, zum Theil 
auch die diesfälligen Aufträge durch Sie gehen, fo hängt es vorzugsweiſe von Ihnen und 
Ihrer Einwirkung ab, die geregelte Ordnung herzuſtellen und aufrecht zu erhalten. Ohne 
Zweifel werden jene Behörden etwa nöthigen Vorſtellungen der Reg. ſich nicht entziehen; 
träte dies jedoch, wider Erwarten, ein, fo würde die K. Reg. dies nur dem Min. des J. 
für H. u. Gew. Ang. anzuzeigen haben, um die zweckentſprechende Vereinigung mit den 
betheiligten K. Miniſterien herbeizuführen. 

8) Nothwendigerweiſe muß aber die Kontrolle über die Geſchäftszutheilung an die 
Diſtrikts⸗Baubeamten, und über die hierbei zuläſſigen Friſt-Beſtimmungen in einer Hand 
gehalten werden. Zunächſt iſt hiezu der Reg-Baurath der geeignete Beamte, da er ohne 
hin von allen Bau-Gegenſtänden Kenntniß nehmen muß und den Umfang der techniſchen 
Arbeiten am Beſten zu beurtheilen im Stande iſt. Daher iſt bereits in der C. V. v. 
11. Sept. 1818 beſtimmt, daß keine V. an die Diſtrikts-Baubeamten, durch welche ihnen 
eine Veranſchlagung oder eine Reiſe aufgetragen wird, ohne Mitzeichnung des Bauraths 
erlaſſen werden dürfe. 3 

Dieſe Vorſchrift ift genau zu befolgen, und dahin auszudehnen, daß den Bauräthen 
auch alle Mittheilungen anderer Behörden wegen Beauftragung der Baubeamten mit 
vorzulegen ſind, damit er Gelegenheit erhalte, etwa yon dieſen ausgehende Abweichungen 
zur Sprache zu bringen. ö 

Die Reg. und Bauräthe werden ganz beſonders dafür angeſehen werden, wenn ſte 
irgend etwas verſäumen, um die vorſtehenden Beſtimmungen geltend zu machen. 

Hiernach hat fi die K. Reg. genau zu achten. ö 

(Acta gen. des K. Min. d. Fin., Abth. für H., G. u. Bauweſen, A. 4. No. 24. 

Vol. II. 5573.) ) 

C. Spezielle Vorſchriften bezüglich des Verfahrens bei den Regie: 
rungen in Hinſicht einzelner Gattungen öffentlicher Bauten. 

AA. Bei Bauten, welche zum Reſſort der Steuer-Behörden 


gehören. 


| 
D 
I 


80 Geſetzgebung üb. d. Staats- u. öffentl. Bauweſen, deſſen Behörden u. Beamte. 


1) C. R. des K. Min. des H. (Gr. v. Bülow) v. 13. Okt. 1824 an 
ſämmtl. Weſtphäliſche u. Rheiniſche Reg. 

Nach einer mit dem K. Fin. Min getroffenen Uebereinkunft iſt den Steuer-⸗Direk⸗ 
tionen die Befugniß beigelegt worden, ihre Aufträge in Steuer-Bau-Angelegenheiten den 
betr. Bau⸗Inſpektoren unmittelbar zugehen zu laſſen, wobei ſie jedoch angewieſen worden 
ſind, in allen Fällen, in denen dieſe Aufträge Gegenſtände außerhalb des Wohnorts der 
Bau⸗Inſpektoren betreffen, die zu erlaſſenden Verf. ſofort der K. Reg, abſchriftlich mitzu⸗ 
theilen, damit dieſelbe fortwährend in Kenntniß von den Geſchäften der Ihr untergeord— 
neten Baubeamten bleibe und dieſe Geſchäfte gehörig kontrolliren könne. Die K. Reg. hat 
hiernach Ihre Bau-Inſpektoren mit der erforderl. Anweiſung zu verſehen. 

(Acta gen. des K. Fin. Min. d. F. Abth. für H., G. u. Bauw., A. 4. No. 24. Vol. I.) 

2) C. R. des K. Min. des J. (b. Schuckmann) b. 24. Okt. 1828 an 
ſämmtl. K. Reg. | 

Bei Errichtung ber Prov.-Steuer-Direktionen in den Weſtphäliſchen u. Nheinpro- 
vinzen iſt denſelben bereits nach einer Verf. v. 13, Okt. 1824 die Befugniß beigelegt, ihre 
Aufträge in Siener-Bau-Ang. den betr. Bau-Inſpektoren unmittelbar zugehen zu laſſen, 
wobei ſte jedoch angewieſen ſind, in allen Fällen, in denen dieſe Aufträge Gegenſtände 
außerhalb des Wohnorts der Bau-Inſpektoren betreffen, die zu erlaſſenden V. ſofort 
den betr. Reg. abſchriftlich mitzutheilen, damit dieſelben fortwährend in Kenntniß von den 
Geſchäften der ihnen untergeordneten Baubeamten bleiben und dieſe Geſchäfte gehörig 
kontrolliren können. 

Durch dieſe Beſtimmung iſt jedoch die Vorſchrift des 8. 11 der Allerh genehmigten 
Dienſt⸗Ausweiſ. für die Prov.-Steuer-Direktoren v. 26. Juni 1823, nach welcher in 
minder wichtigen Bau-Sachen, wohin ſolche, welche nicht über 100 Thlr. betragen, ge— 
hören, die Anſchläge von den Bau-Inſpektoren auf Requifition d. Haupt-Zoll- u. Steuer⸗ 
Aemter gefertigt werden ſollen, nicht geändert. 

Jetzt hat das Min. des J. ſich mit dem K. Fin. Min. noch dahin geeinigt, daß auch 
in wichtigeren Bau-Angelegenheiten den gedachten Haupt-Aemtern oder den Dirigenten, 
wenn fie zum Entwerfen und Begutachten vorläufiger Baupläne beſtimmten Auftrag er- 
halten haben, nachgelaſſen ſein ſoll, zu den höchſt nöthigen vorbereitenden oder einleitenden 
techniſchen Arbeiten und Prüfungen die betreffenden Bau-Inſpektoren unmittelbar zu re: 
quiriren. Die Brod.-Steuer-Direftionen find aber vom K. Fin. Min. angewieſen, daß 
He bei dergl. den Haupt-Aemtern oder deren Dirigenten zu ertheilenden Aufträgen, die— 
ſelben zu der etwa nöthigen unmittelbaren Requiſttion der Baubeamten jedesmal aus— 
drücklich beauftragen und der betr. Reg. gleichzeitig das Verfügte, ſoweit es die Beihäfs 
tigung der Baubeamten betrifft, abſchriftlich mittheilen ſollen, daß die Prov.-Steuerdirek⸗ 


tionen ferner in ihren dieöfälligen Verfügungen diejenigen Arbeiten und Gutachten, welche 


von den Baubeamten zu erwarten find, möglichſt genau bezeichnen ſollen, damit die Haupt— 
Aemter oder deren Dirigenten die techniſchen Ermittelungen nicht weiter ausdehnen, als 
Seitens der Steuer-Direktionen für durchaus nothwendig erachtet wird. 

Die K. Reg. hat nun hiernach die Bau-Inſpektoren mit der erforderl. Anweiſung zu 
verſehen. 

(Acta deb K. Fin. Min., Abth. f. H., Fabr. u. Bauweſen, sign. A. 4. Nr. 24. Vol. II.) 


3) R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 31. Jan. 1843 an die 
K. Reg. zu Gumbinnen. 

Der Herr Prov.-Steuer-Direktor zu Koͤnigsberg hat von hier aus die Anweiſung 
erhalten, die Ausführung von Bauten und Reparaturen in dem Falle, wenn die Koſten— 
anſchläge bei den Reg. revidirt worden ſind, in der Regel den letztern durch Vermittelung 
der denſelben untergeordneten Baubeamten zu überlaſſen, weil den Steuerbeamten die dazu 
erforderl. Sachkenntniß fehlt. In Folge deſſen hat der Prov.-Steuer-Direktor jetzt das 
Schreiben der K. Reg. v. 18. Nov. pr. vorgelegt, in welchem dieſelbe gegen dieſe Anordz 
nung geltend macht, daß dadurch die Baubeamten zu ſehr beläſtigt werden würden, und 
vorſchlägt, daß die Ausfuhrung von Bauten und die Rechnungslegung darüber den Steuer— 
behörden unter Zuziehung der Baubeamten verbleiben möge. Soll aber die Zuzie— 
hung der Baubeamten bei den eben gedachten Geſchäften in der Art erfolgen, daß Miß— 
griffen, herbeigeführt durch den Mangel der techniſchen Kenntniſſe bei den Steuerbehör- 
den, wie fie bereits vorgekommen find, mit Sicherheit vorgebeugt werde, fo kann dieſe 
Betheiligung der Baubeamten bei der Ausfuhrung der Steuerbauten wenigſtens in keiner 
Beziehung geeigneter fein, als bei den Bauausführungen im Reſſort anderer Dienſtzweige, 
und es muß deshalb um ſo mehr bei der Anordnung bewenden, daß im dortigen Bezirke 
die Ausführung von Bauten auch im Bereiche der Steuer-Verwaltung in der Regel durch 
die Baubeamten erfolgen ſoll, als ein gleiches Verfahren in den Bezirken anderer Reg. 
von jeher beſtanden hat. 
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Es verſteht ſich dabei von ſelbſt, daß die bei dem Bau betheiligte Steuerbehörde — 
wie dies in einem ähnlichen Falle ein jeder Bauherr thun wird — auch ihrerſeits der ſoli— 
den und kontraktmäßigen Ausführung des Baues ihre Aufmerkſamkeit zuwenden und den 
Bau-Unternehmern oder die ausführenden Werkleute hierbei kontrolliren wird. 

Es konnen auch, wie die Umſtände es geſtatten und mit ſich bringen, den betheilig- 
ten Steuerbeamten noch andere Mitwirkungen bei dieſem Geſchafte, wie namentlich die 
Auszahlung der Gelder, auch wohl die Prüfung und Beſcheinigung der Lohnzettel, Wagen— 
ſcheine und dergleichen übertragen werden, worüber im einzelnen Falle das Nöthige zwi— 
ſchen der K. Reg. und dem Prov.⸗Steuer⸗Direktor zu verabreden ſein wird; immer aber 
muß die eigentliche techniſche Leitung ded Baues dem Baubeamten und dieſer auch für die 
Ausführung zunächſt verantwortlich bleiben. 
e 19 7 gen, des K. Min. d. F., Abth. f. H., G. u. Bauweſen, A. 4. Nr. 24. Vol, 

5 i 

4) R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. Arb. (v. d. Heydt) v. 2. Jan. 
1853 an die K. Reg. zu N. und an ſämmtl. übrige K. Reg., wegen der den 
Regierungen, von Aufträgen an Baubeamte, aus dem Steuer-Reſſort zu machen— 
den Mittheilungen. 

Der K. Reg. eröffne ich mit Bezug auf die Differenzen, welche zwiſchen ihr und dem 
Prov.⸗Steuer-Direktor zu N. entſtanden find, daß die Beſtimmung im $. 11 der Dienſt— 
Inſtr. für die Prov.-Steuer⸗Direktoren v. 26. Juni 1823, wonach bei wichtigern Bauten 
in der Steuer-Verwaltung die Ausarbeitung der Bau-Anſchläge und Riſſe nach dem vom 
Prov.⸗Steuer-Direktor entworfenen Bauplan durch die Reg.-Baubeamten erfolgt, in 
minder wichtigen Bauſachen aber, wohin ſolche gehören, welche nicht über 100 Thaler 
betragen, die Anſchläge von den Bau-Inſpektoren auf Requiſttion der Haupt-Aemter ge— 
fertigt werden ſollen, durch die an die K. Reg. ergangene C. V. des K. Min. des J. für 
H. u. G. und des Fin. Min. v. 24. April 18341) nicht geändert worden. Das Verlan— 
gen der K. Reg. daß alle Anweiſungen an die ihr untergebenen Baubeamten nur durch 
Sie erfolgen, iſt daher nicht gerechtfertigt. 

Die gedachte Verfügung geht jedoch bei der Beſtimmung unter Nr. 7 allerdings von 
der Vorausſetzung aus, daß die K. Reg von den Seitens anderer Verwaltungsbehörden 
an die Baubeamten ergehenden Requiſitionen jedesmal Kenntniß erhalten, während in 
der von dem K. Min. des J im Einverſtändniß mit dem K. Fin. Min. an die Reg. er⸗ 
laſſenen V. v. 24. Okt. 18282) eine Benachrichtigung der Reg. Seitens der Prov.- 
Steuer-Direftoren nicht bei allen Aufträgen an die Baubeamten, ſondern nur für die Fälle 
ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, wenn ſich die Aufträge auf Gegenſtände außerhalb des 
Wohnortes der Bau-Inſpektoren beziehen, ſowie wenn den Haupt-Aemtern in wichtigen 
Bau-Angelegenheiten der Auftrag zur unmittelbaren Requiſttion der Baubeamten ertheilt 
wird. 

Da es aber nothwendig iſt, daß die K Reg. ſich fortwährend und vollſtändig in der 
Lage befinden, die Dienſtgeſchäfte der ihnen untergebenen Baubeamten überſehen und 
deren Thätigkeit kontrolliren zu können, ſo ſind die Prov.-Steuer-Direktoren veranlaßt 
worden, von allen Aufträgen in Bau-Angelegenheiten, welche ſich den Baubeamten un— 
mittelbar oder durch die Haupt-Aemter zugehen laſſen, alſo auch von ſolchen, welche 
Geſchäfte am Wohnorte des Baubeamten betreffen, der vorgeſetzten K. Reg. durch Mit— 
theilung einer Abſchrift der Verfügung Kenntniß zu geben, auch die ihnen untergebenen 
Haupt-Aemter dahin anzuweiſen, daß He von den in minder wichtigen Bauſachen an Bau: 
beamte gerichteten Requiſttionen jedesmal der betr. K. Reg. eine Abſchrift einreichen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 34. Nr. 18.) 


BB. Bei Domainen- und Forſt-Bauten. 
Vergl. unten Abth. II., Abſchn. II., Kap. I. 

CC. Bei Juſtiz-Bauten. 

Vergl. unten Abth. II., Abſchn. II., Kap. II. 

DD. Bei Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten. 


1). Schreiben des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 31. Aug. 


1826 an den Min. der G. ꝛc. Ang. 
Durch die Trennung der K. Konſtſtorien und Prov.-Schul-Kollegien von den Reg. 
iſt auch die Verwaltung des dahin gehörigen Bauweſens von dieſen an jene übergegan— 


1) Vergl. oben S. 78. 
2) Ebendaſ. S. 80. 
v. Rönne, Bau-Polizei. 2. Aufl. 6 
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gen, die Bearbeitung der Bau-Entwürfe und Anſchläge ꝛc. aber den Reg.-Baubeamten 
verblieben. ) 
ll Ein Gleiches findet auch rückſtchtlich der Bau-Ang. ſtatt, welche die K. Intendan— 
I" turen und die Prov. Steuer-Direktionen zu verwalten haben, und die Baubeamten ftehen 
| alſo unter vier Behörden, wenn jede derſelben direkt mit ihnen korreſpondirt. Daß dies 
. mit mancherlei Nachtheil verbunden iſt, leuchtet ein. l 
0 Am dieſen möglichft zu vermeiden, iſt deshalb mit dem K. Kr.- und Fin. Min. das 
Uebereinkommen getroffen worden, daß zwar zur Abkürzung des Geſchäfts die Intendan— 
| turen und Prov. Steuer-Direftionen den Bau-Inſpektoren die erforderlichen Anfchläge 
10 direkt ertheilen können, jedoch Abſchrift des Auftrages jedesmal der betr. Reg. überfendet 
0 werden muß, und daß hiernächſt die Baubeamten die Bau-Entwürfe der Reg. einſendet, 
durch welche fie der betr. Behörde mitgetheilt werden, nachdem fie der Baurath revidirt 
| hat, der Bau⸗Inſpektor jedoch diefer Behörde anzeigt, wenn er ſich feines Auftrags ent- 
A ledigt hat. | 
| 0 g Hierdurch werden die Reg. in den Stand gefeßt, ſowohl die Dienſtthätigkeit ihren 
164 Baubeamten zu überſehen, als auch zur rechten Zeit einzuſchreiten, wenn von Seiten dern 
I anderen Behörden die Baubeamten mit Arbeiten überbürdet werden ſollten. 
| Es ift daher zu wünſchen, daß auch die Konſiſtorien und Prov. Schul-Kollegien ein 
10. gleiches Verfahren beobachten, welches, nach eingegangenen Anzeigen, nicht überall der 
Fall iſt. Euer Exc. erſuche ich daher im Falle des Einverſtändniſſes erg., hiernach die 
gedachten Behörden anzuweiſen, und von dem Verfügten mir gef. Nachricht zu geben, um 
die betr. Reg. davon in Kenntniß ſetzen zu können. 
(Acta gen. des Fin. Min. Abth. IV. sign. A. 4. 24. Vol. II.) 


| 
| 
C Hierauf erging: 
b 
) 


| 2) das Schreiben des K. Min der G., U. u. Med. Ang. (v. Kamp und 
Nicolovius) v. 14. Sept. 1826 an das Min. des J. u. d. P. 

N Ew. Exc. ermangele ich nicht, auf das gef. Schreiben v. 31. v M., die Verw. des 
In Bauweſens und die Bearbeitung der Bau-Entwuͤrfe und der Anſchläge ꝛc. nach Trennung 
| N der K. Konfiftorien und Prov. Schul-Kollegien von den K. Reg. betr., zu benachrichtigen, 
Ki daß ich ſämmtl. K. Ober⸗Präſidenten unter abſchriftl. Mittheilung des geehrten Schreibens 
ll angewieſen habe, nach dem Inhalte deſſelben, womit ich ganz einverſtanden bin, das 
140 Nöthige an das betr. K. Konſtſtorium und Prov. Schul-Kollegium zu verfügen. 

II |, (Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. IV. sign. A. 4. 24. Vol. II. Nr. 14, 487.) 


0 Mit Bezug hierauf (ad 1 u. 2.) ergingen ferner: 
d a) C. R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) b. 3. Okt. 1826 an 
01 ſämmt. K. Ob. Präſid.!) 


Nach einer Benachrichtigung des K. Min der G., U. u. Med. Ang. v. 14. v. M, it 
von demſelben auf Veranlaſſung eines dieſſeitigen Schreibens v. 31. Aug. d. J., die Ver⸗ 
| waltung des Bauweſens und die Bearbeitung der Bau-Entwürfe und der Anſchläge nach 
Trennung der Konfiftorien und Prov. Schul⸗Kollegien von den Reg betr.; an Ew. a. 
die erforderliche Verfügung ergangen: [Mit Bezug auf dieſe V. erſuche ich Ew. ac. nach 
dem Inhalte derſelben] die unter Ihrem Ob. ron. ſtehenden Reg. mit der nöthigen An— 
weiſung zu verſehen. (Acta gen. des Fin. Min., Abth. IV. sign. A. 4. 24. Vol. II.) 


b) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 20. Dec. 
1843 an ſämmtl. K. Konſiſtorien und Provinzial-Schulkollegien, und abſchrift— 
lich an ſämmtl. K. Reg. 


Nach einem, durch den dieſſeitigen Erlaß v. 14. Sept. 1826 ſämmtl. Oberpräfidenten 
mitgetheilten Schreiben des Min. des J. u. d. P. v. 31. Aug. 1826 find die K. Konſiſto⸗ 
rien und Prov. Schulkollegien zur Abkürzung des Geſchäftsganges zwar befugt, den Bau— 
| beamten in Angelegenheiten ihres Reſſorts die erfordert. Aufträge direkt zu ertheilen, 
„ müſſen jedoch Abſchrift des diesfälligen Auftrages jedesmal der betr. Reg. überſenden; 
| hiernächſt muß auch der Baubeamte die von ihm ausgearbeiteten Bau-Entwürfe der K. 

Reg. einreichen, durch welche fie der betr. Behörde mitgetheilt werden, nachdem fie durch 
den Reg. Baurath revidirt worden ſind. . 


| 

1) In dem Schreiben an den Min. v. Klewitz ift ſtatt der zwiſchen [] eingeſchloſſenen 
| Stelle Folgendes gefagt: 

Mit Bezug auf dieſe Verf. und in Erwiederung Ew. Exc. Schreiben über dieſen 
Gegenſtand v. 31. Juli d. J., erſuche ich Dieſelben, nach dem Inhalte der oben 
| 

| 


gedachten Verf. 
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Aus einem hier zur Sprache gekommenen Spezialfalle hat ſich ergeben, daß dieſe 
Anweiſung nicht mehr überall zur Ausführung gebracht wird. 
| In Folge eines diesfälligen. mir von dem Fin. Min. ausgedrückten Wunſches per, 
anlaſſe ich das K. Konſiſtorium und Prov. Schulkollegium hierdurch, dieſe Beſtimmung in 
allen künftigen Fällen genau zu beachten und jededmal bei Ertheilung eines Auftrages 
an einen K. Baubeamten in ſeinem Geſchäftskreiſe der betr. Reg. gleichzeitig eine Abſchrift 
davon mitzutheilen, auch den Baubeamten anzuweiſen, ſeine Ausarbeitungen zunächſt der 
K. Reg. zur Reviſton vorzulegen. | 
Die K. Reg. find von dieſer Anordnung in Kenntniß geſetzt worden. 
(Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 30. Nr. 40.) 


3) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 30. März 
1845 an ſämmtl. K. Konſiſtorien und Prov. Schulkollegien ꝛc. Benutzung der 
Reg. Baubeamten zu den von anderen Behörden reſſortirenden Bauten. 


Durch eine C. Verf. der H. Min. des J. u. der Fin. v. 16. Juli 1844 (Min. Bl. 
S. 218. Nr. 2461) find die K. Reg. angewieſen, den Requiſttionen der Landes-Juſtiz⸗ 
kollegien oder ſonſt kompetenten Gerichtsbehoͤrden in Betreff der von ihnen reſſortirenden 
Bauten, fo wie überhaupt in allen denjenigen Fällen, in welchen fie eines techniſchen Bei— 
raths oder einer techniſchen Beihülfe bedürfen, mit Willfaͤhrigkeit entgegen zu kommen, 
und den ihnen untergeordneten Baubeamten die prompte und fachgemäße Erledigung 
ſolcher Geſchäfte zur beſonderen Pflicht zu machen. Aus Veranlaſſung dieſer Beſtimmung 
iſt zur Sprache gekommen, daß die Anforderungen nicht nur der vorgedachten, ſondern 
auch anderer requirirenden Behörden oft mit dem Umfange der Arbeiten, mit der zu ihrer 
Erledigung erforderlichen Zeit und mit den anderen Obliegenheiten der vielfältig in Anſpruch 
genommenen Baubeamten nicht in Verhältniß ſtehen. Beſonders werden dieſe Beamte 
nicht ſelten gerade zu derjenigen Zeit mit Requiſitionen zu Entwürfen, Veranſchlagungen 
und anderen ſchriftlichen Arbeiten angegangen, welche ſie den unumgänglich nothwendigen 
Bereiſungen ihres Bezirks und der Kontrolle der unter ihrer Leitung geſtellten Bauaus— 
führungen zu widmen verpflichtet find. Die hieraus für die Verwaltung entſpringenden 
Nachtheile haben ſich To fühlbar gemacht, daß ich mich veranlaßt ſehe, zur Begegnung der— 
ſelben, in Betreff der Requiſitionen der Bauangelegenheiten, welche von dem K. Konſiſto— 
rium und Prov. Schulkollegium reſſortiren, in Uebereinſtimmung mit den Min. des J. u. 
der Fin., auf folgende Punkte aufmerkſam zu machen. 


1) Den Zeitraum v 1. April bis 1. Nov. jedes Jahres ſollen die Diſtrikts-Baube— 
amten zu den Reiſen, die Zeit d. 1. Nov. bis 1. April vorzugsweiſe zur Anfertigung 
der ſchriftlichen Arbeiten benutzen. Es muͤſſen daher die Vorarbeiten zu allen 
Bauen, welche im kuͤnftigen Jahre ausgeführt werden follen, und bei denen unter Kommu— 
nikation mit der K. Reg. die Hülfe der Diſtrikts-Baubeamten erforderlich iſt, ſchon im 
Vorjahre bis ſpäteſtens zum Monat März fo vollſtändig angefertigt fein, daß fie den K. 
Reg. ſpäteſtens in der Mitte des Monat März zugefertigt werden, damit dieſe den betr. 
Baubeamten zur Prüfung derſelben bei ihren Baubereiſungen noch in Zeiten beauftragen 
können. 

2) Die Veranſchlagungen nach der Baubereiſung werden ſich als Regel auf die Baue 
und Reparaturen von geringerem Umfange beſchränken laſſen. Das Bedurfniß von Neu— 
bauen und größeren Reparaturbauen tritt ſelten ſo unvorhergeſehen ein, daß daſſelbe nicht 
ſchon bei der ein Jahr früher abgehaltenen Bereifung vollſtändig berathen und vorläufig 
daruͤber Beſchluß gefaßt werden könnte, ſo daß der Baubeamte den folgenden Winter zur 
Ausarbeitung des Anſchlags benutzen kann. 

3) Bevor die Requiſition erlaſſen wird, muß das Bauprojekt gehörig erwogen, die 
Ausführbarkeit im Allgemeinen und nach Lage der Fonds feſtgeſtellt und es muͤſſen die 
dabei zul beobachtenden Grundſätze normirt werden, damit nicht der Fall vorkommt, daß 
Baubeamte, ohne ihr Verſchulden, denſelben Gegenſtand mehrere Male veranſchlagen 
muͤſſen. 

4) Wenn der Diſtrikts-Baubeamte von dem K Konfiftorium und Prov. Schulkolle— 
gium etwa einen direkten Auftrag erhält, ſo muß ihm zur Ausführung deſſelben, wenn 
nicht Gefahr im Verzuge obwaltet, eine angemeſſene Friſt bewilligt werden. Namentlich 
iſt dies bei ſolchen Aufträgen zu beachten, bei denen eine örtliche Unterſuchung vorzuneh— 
men iſt, damit der Baubeamte dazu die gelegentliche Anweſenheit in der Gegend 
benutzen kann. 

Dieſe Beſtimmungen hat das K. Konſiſtorium und Prov. Schulkollegium in Zukunft 
genau zu beachten. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 57. Nr. 74.) 


1) Vergl. unten Abth. II. Abſchn. II. Kap. II. (Juſtizbauten.) 
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EE. Bei Poſtbauten. 


C. R. des K. Min. des J. für H., G. u. Bauweſen (b. Schuckmann), 
v. 8. Juni 1831 an ſämmtl. K. Reg., ausſchl. derjenigen zu Oppeln, Gum⸗ 
binnen und Cöslin. Konkurrenz der K. Reg. und Bau⸗Inſpektoren rückſichtlich 
der Kontrolle über bauliche Veränderungen und Reparaturen an den K. Poſt— 
gebäuden. | 


Von dem K. General-Poſtamte ift die Einführung einer genaueren Kontrolle über 
bauliche Veränderungen und Reparaturen ꝛc. in den K. Poſtgebaͤuden gewünſcht worden. 
Das unterz. Min. hat ſich dieſerhalb mit demſelben über folgende Einrichtungen geeinigt: 


Die Bau-Inſpektoren ſollen die K. Poſtgebäude in ihren Bezirken einmal in jedem | 

Jahre, vorbehältlich der öfteren Bereifung in den Fällen, wo angeordnete Bauten an den 

Poſthäuſern eine mehrmalige Beſchäftigung des Baubeamten an Ort und Stelle erfor⸗ 

dern, in Augenſchein nehmen. Bei dieſer Gelegenheit ſollen die betr. Poſtbeamten zur 

Abſtellung der nach dem Regul. v. 18. Okt. 1822 durch die Inhaber von Dienſtwohnungen 

zu beſeitigenden Mängel, von ihnen aufgefordert, die nothwendigen dem Staate zur Laſt 

fallenden Reparaturen und Baue verzeichnet und dieſes Verzeichniß mit ber über das 

| ganze Geſchäfte auſgenommenen Verhandlung ſogleich unmittelbar von den Baubeamten, 

dem K. General⸗-Poſtamte eingeſendet, Abſchriften dieſer Stücke aber gleichzeitig den Reg. 
überreicht werden. f | 


Die Anſchläge über Bau - Gegenftände unter 50 Rthlr. follen die Bau -⸗Inſpektoren 
hiernächſt, ohne weitere Aufforderung, ſofort anfertigen und den Reg. zur Prüfung durch 
ihren Baurath und Mittheilung an das K. General-Poſtamt einreichen; zur Anfertigung 
von Anſchlägen über größere Summen aber erſt die Aufforderung des K. General-Poſt 
amts durch die K. Reg. abwarten. . 


8 Durch dieſe Einrichtung, namentlich durch die unmittelbare Einſendung der Ver⸗— 
d handlungen und Verzeichniſſe an das K. Gen. Poſtamt, wird in den Disciplinarverhält⸗ 
h niffen der Baubeamten nichts geändert; überhaupt follen weitere Korreſpondenzen über 
IN die erfte unmittelbare Anzeige der Baubeamten nur durch die Reg. ſtattfinden. i 


Da im Bez. der K. Reg. ſich in N. N. K. Poſtgebäude befinden, ſo wird dieſelbe 
von dieſen Einrichtungen in Kenntniß geſetzt, um ſich darnach zu achten und die betr. Bau— 
Inſpektoren demgemäß mit der erforderlichen Inſtruktion zu verſehen. 

(A. XV. 292. — 2. 28.) 


N FF. Bei Geftüt-Bauten. 


| R. des K. Min. des H. v. 29. Nov. 1824 an die Reg. zu Gumbinnen 
H und Potsdam und Abſchrift an die Ob. Bau-Deputation zu Berlin. 


Im Einverſtändniß mit dem K. Ober-Marftall-Amte und der K. Ob. Rechn. Kam⸗ 
mer iſt beſchloſſen worden, daß künftig nur bei allen Geſtüt-Neu-Bauen und bei Repara⸗ 
turbauen über 50 Thlr. die Koſten-Rechnungen von den Baubeamten bei ihrer Anweſen— 
heit auf den Geſtüten, ſowohl in den Preiſen, als auch, ſo weit es möglich iſt, in Abſicht 
auf die Tüchtigkeit bei der Ausführung des Baues geprüft und reſp. feſtgeſtellt und beſchei— 
nigt werden ſollen, wogegen alle Konkurrenz der Baubeamten bei Reparaturen unter 
50 Ge wegfällt. Der K. Reg. wird ſolches zur Nachricht und Achtung hierdurch bekannt 
gemacht. ) 

(Acta gen. des K. Min. f. H., G. u. Bauweſen, betr. d. Inftruft. für d. Land⸗ 

und Waſſer⸗Baubeamten A. 4. Nr. 24. Vol. J.) 


GG. Bei Königl. Immediat-Bau-Aufträgen. 
1) K. O. b. 11. Dec. 1841 an die K. Reg. zu Potsdam. 


Bei Immediat⸗Bau-Aufträgen, welche Ich den Mitgliedern des Hofbauamks ertheile, 
bedarf es von Seiten der Reg. nur in ſofern einer Konkurrenz, als von Verwaltung und 
Zahlung derjenigen Fonds die Rede iſt, welche zur Adminiſtration der Reg. gehören. Da 
gegen bedarf es der techniſchen Konkurrenz nicht ferner, da die Prüfung von Seiten der 
Ober⸗Bau⸗Deput., die nach vollendeten Bau ſtets ftattfinden muß, bei der Qualifikation 
der Mitglieder des Hoſbauamts als genügende Sicherheit der tüchtigen Ausführung ange— 
nommen werden kann. Charlottenburg, den 11. Dec. 1841. 

Friedrich Wilhelm. 


— 


— ET nn 


An die Reg. in Potsdam. 


(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. IV., betr. die Inſtrukt. für die Baubeamten 
im Reg. Bez. Potddam, sign Baubeamte A 7b. Nr. 21.) 
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2) K. O. v. 4. April 1842 an den Staats- u. Fin. Min. Gr. v. 
Alvendleben r). 

Ich beſtimme auf Ihre Anfrage v. 28. Febr. c., daß die von Mitgliedern des Hofbau— 
amts in meinem Auftrage aufgeftellten, die Summe von reſp. 500 Thlr. u. 1000 Thlr. 
überſteigenden Anſchläge zu Neu- und Reparatur-Bauten nur nach vollendetem Bau der Revi— 
fion durch die Ob. Bau-Deput. zu unterwerfen find. Dieſe Reviſton ſoll aber jedenfalls 
ſtattfinden, es mögen Ueberſchreitungen der Anſchlags-Summe ſtattgeſunden haben oder 
nicht. Berlin, den 4. April 1842. 

Friedrich Wilhelm. 

(Acta gen. des Fin. Min., Abth. IV., betr. die Inſtrukt. für die Baubeamten im 

Reg. Bez. Potsdam, sign. Baubeamte, A. 7b. Nr. 21.) 


D. Vorſchriften, welche den äußeren Geſchäftsgang in Bau-An— 
gelegenheiten betreffen. 

1) Publik. der K. Reg. zu Potsdam d. 30. Mai 1817, betr. das Ber: 
fahren bei Ausführung, Abnahme und Reviſion der Königl. Bauten. 


Um den Weitläuftigkeiten zu begegnen, welche daraus entſtehen, daß den Bauin— 
ſpektoren ſehr oft unvollſtändige oder unleſerliche Abſchriften der Bauanſchläge Behufs der 
Abnahme ausgeführter Baue vorgelegt werden, iſt es für nöthig erachtet worden, die An= 
ordnungen zu treffen, daß dir umſchriftlichen Anſchläge und Zeichnungen zu den im Werke 
begriffenen Domainen⸗, Forſt⸗, Aceiſe⸗, Zoll⸗, Kirchen⸗, Pfarr- und Schulbauten, fo wie 
zu den Strom-, Kanal⸗, Brücken- und Wegebauten bei dem betr. Land- oder Waſſerbau— 
beamten aufbewahret, von demſelben bei der Bauabnahme zum Grunde gelegt und mit 
der Abnahmeverhandlung bei uns eingereicht werden. 

Die Domainen⸗, Forſt⸗, Acciſe- und Zollämter und übrigen Behörden haben daher, 
wenn fle mit Beſorgung von Bauentrepriſe-Kontrakten beauftragt werden, dergl. An— 
ſchläge und Zeichnungen nicht, wie bisher, mit dem vollzogenen Kontraftöegemplar zurüͤck— 
zureichen, ſondern nachdem der Entrepreneur Abſchrift davon genommen, ſolche br. m. 
dem reſpizirenden Baubeamten zuzuſenden. 

Bei dieſer Veranlaſſung werden die genannten Behörden, die bei den Bauausfüh— 
rungen betheiligten Nießbraucher und Aufſeher der Gebäude und die Bauentrepreneurs 
darauf aufmerkſam gemacht: 

1) daß es unſtatthaft iſt, ſich in techniſchen Angelegenheiten, welche die Ausfuhrung 
eines bereits genehmigten Baues betreffen, als z. B. wegen nothwendig oder zweckmäßig 
ſcheinender Abweichung von dem Anſchlage in der Bauart, der Einrichtung und der Wahl 
anderer, als der vorgeſchriebenen Materialien, oder wegen der durch beſondere Umſtände 
herbeigeführten Nothwendigkeit einer Nach-Veranſchlagung ſogleich unmittelbar an uns 
zu wenden, ſondern daß die dahin gerichteten Anträge oder Vorſchläge ohne Ausnahme 
zuerſt bei dem Bauinſpektor des Bezirks mündlich oder ſchriftlich angebracht werden müffen, 
der dieſelben zu prüfen und nach Anleitung der deshalb erhaltenen Inſtruktion das weiter 
Erforderliche zu veranlaſſen hat; 

2) daß hiernach auf jede Einwendung, welche bei Uebertragung der Entrepriſe von 
dem Entrepreneur gegen die Sätze des Anſchlages oder gegen etwanige Bedingungen des 
Kontrakts über das techniſche Verfahren bei der Ausführung des Baues erhoben wird, zu 
Protokoll genommen und daſſelbe ebenfalls dem Bauinſpektor zugeſandt werden muß, der 
darüber ohne allen Verzug gutachtlich an uns berichten wird; 

3) daß Anträge auf Anweiſung der Kontraktspoſten, in ſofern dieſelbe von dem 
Fortgange des Baues abhängig iſt, entweder durch den Bauinſpektor bei uns angebracht 
oder deſſen Atteſt dem Geſuch beigefügt werden muß; 6 

4) daß wegen Abnahme des Baues keine Verf. an den Bauinſpektor bei uns nach⸗ 
geſucht werden darf, ſondern daß jeder Entrepreneur ſich deshalb ſelbſt an denſelben zu 
wenden und die Beſtimmung des Abnahmetermins zu gewärtigen hat. 

Alle hiernach unnöthigen Ber. und Geſuche werden dem Berichterſtatter oder Bitt— 
ſteller ohne Weiteres portopflichtig zurückgeſandt werden. Dagegen bleibt es einem jedem 
Betheiligten unbenommen, 

zu 1. ſeine Vorſtellung gegen den von dem Bauinſpektor erhaltenen abſchläglichen Be— 
ſcheid, und 
zu di und 4. feine Beſchwerde über etwanige Verzögerung 
bei uns anzubringen. (A. 1.47. — 22. 6.) 


1) Dieſe K. O. ift der K. Reg. zu Potsdam und der Ob. BausDeput. durch das R. 
des K. Fin. Min. v. 14. April 1842 mitgetheilt worden. 


IK "5 
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2) R. des K. Min. für d. H. v. 22. Febr. 1818 an die Reg. zu Aachen. 

| Der Ob. Rechn.-Kammer ſind die Pläne und Zeichnungen ausgeführter Bauten 
nicht mit einzureichen”). | j 

Es iſt fein weſentlicher Nutzen davon abzuſehen, daß unter den Belägen der zur 

Reviſton der K. Ob. Rechn.-Kammer gehenden Bau-Rechnungen auch die auf dle auöge- 
führten Bauten ſich beziehenden Pläne und Zeichnungen mit eingeſandt werden, eine be— 
ſtimmte Vorſchrift darüber auch, fo viel hier bekannt iſt, nicht vorhanden. Auch geſchieht 
ſolches bei anderen Kollegien nicht. Es wird daher auch kein Bedenken haben, daß die 
K. Reg. nach ihrem Ber. v. 26. v. M. dergl. Pläne und Zeichnungen künftig zurückbe⸗ 
halte und nach ihrem ganz zweckmäßigen Vorſchlage zur Benutzung der Bau-Offizianten 
dort ſammeln und aufbewahren laſſe. b 

| (Acta gen, des K. Min. f. H., © u. Bauweſ., betr. d. Inſtr. für die Land- und 

) Waſſer⸗Baubeamten, A. 4. Nr. 24. Vol. I.) 


3) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 24. März 1829 an die 
K. Reg. zu Danzig. Entwürfe der Regierungen zu Geſchäfts-Ordnungen in 
Bau-⸗Angelegenheiten und darauf ſich beziehenden Sportel-Tape bedürfen nicht 
der miniſteriellen Genehmigung. 
| Die von der K. Reg. mittelſt Ber. v. 17. v. M. eingereichten Entwürfe einer Be, 
ſchäftsordnung in Bau-Angelegenheiten und einer darauf ſich beziebenden Sportel-Tape 
| für das dortige Polizei-Präſtd., bedürfen eigentlich der Min. Genehmigung nicht, da hier 
5 von keiner, den ganzen Reg. Bez. umfaſſenden, ſondern nur von einer Ortspolizeil. Ver— 
1 ordnung die Rede iſt. f N 
In Das Min. des J. u. d. P. findet jedoch nichts dagegen zu erinnern, daß die K. Reg. 
e nach derſelben verfahren laſſe, indem dadurch die Bau-Polizei-Verwaltung ſowohl an ſich, 

als auch in Betreff des Sportelweſens eine angemeſſene Verbeſſerung erhalten wird. 

ö (A. XIII. 163. — 1. 86.) 


j 4) C. R. der Verw. für H., Fabr. u. Bauweſen (Rother) b. 6. Aug. 
l 1835 an ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min. Bau-Komm. zu Berlin. 


H Aeußere Bezeichnung der amtl. Berichte. 
| Zur Vermeidung von Aufenthalt, Verwechſelungen und unnöthigen Erinnerungen 
iſt die Einrichtung getroffen worden, daß die Journal-Nummern von der Verw. für H., 


0 F. u. Bauweſen mit einem A., die der Chauſſee-Verwaltung aber mit einem B. bezeichnet 
2 werden. N | 
1 Bei den von der K. Reg. zu erſtattenden Ber. ift dies, wenn dieſe Journal-Num- 


mern darin allegirt werden, zu berüdfictigen. In den Fällen, wo von Ihr ex ofleio 

| berichtet wird, ift eine gleiche Bezeichnung nach dem Reſſort anzuwenden. ` 

V Bei Einreichung ber Extrakte, die das Rechnungsweſen betreffen, find beſondere Wärt. 

| ſentationsberichte unnöthig, nur muß die Abſonderung derſelben, wie vorgedacht, geſchehen. 
(A. XIX. 584. — 3. 2) 


5) C. R. des K. Fin. Min. v. 31. März 1839 an ſämmtl. Prov. Steuer: 


Dir. u. die Reg. zu Potsdam u. Frankfurt. Einrichtung der Berichte über 
Veränderungen im Perſonal oder bei den Hebeſtellen. | 


In dem von Ew. ꝛc. in Bezug auf Perſonal-Veränderungen und theils ſchon befte- 
hende, theils neu zu errichtende Hebeſtellen, namentlich Chanſſee-Barrieren, erſtatteten Ber., 
welche Etats-Berichtigungen zur Folge haben, fehlt häufig die Bemerkung des Haupt— 
amtes, in deſſen Bezirk die Veränderung vorgekommen, wie dies z. B. in dem, am 5. 

| Febr. c., wegen Herabſetzung der Tantieme der Chauſſeegeld-Empfänger in N. und N. 
| erftatteten Ber. der Fall ift. 

| Zur Vermeidung vor Zeitaufwand bei den dieſſeitigen Etats-Notizen wollen Ew. 2e. 
| in dergl. Ber. künftig den betr. Hauptamtsbezirk angeben. 

(Centralbl. d. Fin. Min. 1839. S. 82. Nr. 63.) 


6) C. R. der K. Reg., Abth. des J. zu Magdeburg v. 22. Mai 1846 
an deren Baubeamte, betr. die Ausſchließung der zu Bauanſchlägen gehörenden 
Zeichnungen von der Verwendung als Rechnungsbeläge. 


| ) Der Ob. Rechn. Kammer werden nämlich die Reviſtond-Protokolle über beenbigte 
Bauten mit den Belägen eingereicht. Hierbei war es zweifelhaft gefunden, ob zu 
letzteren auch die über die Ausführung ſprechenden Pläne und Zeichnungen gehörten. 
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Auf den Antrag des Prov. Steuer-Direktors hierſelbſt hat die K. Ob. Rechnungs⸗ 
kammer genehmigt, daß die zu Bauanſchlägen gehoͤrenden Zeichnungen von der Verwen— 
dung als Rechnungsbeläge fortan ausgeſchloſſen werden. Wir haben daher, im Einver— 
ſtändniſſe mit dem Prov. Steuer-Direktor, es für angemeſſen gehalten, von jetzt ab den 
Baubeamten die Zeichnungen zur dauernden Aufbewahrung zu übergeben. 

Demgemäß weiſen wir Sie hierdurch an, die Ihnen zugehenden Zeichnungen an ſich 
zu nehmen, gehörig zu inventarifiren und forgfältig aufzubewahren. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 102. Nr. 155.) 

7) C. R. der K. Min. des J. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. Düesberg) 
v. 31. Jan. 1847 an ſämmtl. K. Reg. Bezeichnungen für die verſchiedenen 
Geſchoſſe der Gebäude in amtlichen Verhandlungen. 

Des Königs Maj. haben bei Gelegenheit baupolizeilicher Anordnungen für die 
Stadt Berlin mittelſt Allerh. Ordre v. 28. Okt. v. J. zu beſtimmen geruht, daß bei allen 
fünftigen amtlichen Verhandlungen für die verſchiedenen Geſchoſſe von Gebaͤuden, anſtatt 
der bieherigen ſchwankenden und unklaren Terminologie, folgende Bezeichnungen: 

a. Kellergeſchoß für das ſogenannte Souterrain, 
b. Erdgeſchoß für das ſogenannte Parterre, 
c. erſtes Stock für die ſogenannte Bel-Etage, 
d. zweites Stock, drittes Stock ꝛc. für die höheren Geſchoſſe, 
zum Grunde gelegt werden ſollen, wovon die K. Reg. zur Nachachtung und Benachrichti— 
gung ſämmtlicher Unterbehörden hierdurch in Kenntniß geſetzt wird. 

(Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 50. Nr. 76.) 

8) R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. Arb. (b. Pommer⸗Eſche) v. 14. 
Juni 1853 an die K. Reg. zu N., und abſchriftlich an ſämmtliche übrige Reg. 
und die K. Min. Bau-Komm., betr. die Verminderung der ſchriftlichen Arbeiten 
der Wegebaubeamten. 

Auf den Ber. der K. Reg. b. 7. April d. J., betr. die Verminderung der ſchriftlichen 
Arbeiten der Wegebaubeamten, genehmige ich, daß hinſichtlich der Chauſſee-Unterhaltung 
die Zahl der Staatsſtraßen im dortigen Reg. Bez. durch zuläſſige Zuſammenlegung der in 
einer Richtung liegenden Trakte vermindert, und dadurch die Zahl der Anſchläge, Revi— 
ſtons⸗Nachweiſungen und Beläge verringert werde, und daß ſolche Nebenſtraßen, die ein 
in ſich abgeſchloſſenes Ganze bilden, aber in einem Aufſeherbezirk liegen, in einen Unter- 
haltungs-Anſchlag ꝛc. zuſammengefaßt werden. Bei den Längen-Verzeichniſſen werden 
die Nebenſtraßen getrennt aufgeführt. 

Die K. Reg. hat danach das Weitere zu veranlaſſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 148. Nr. 123.) 


Dritte Unter⸗Abtheilung. 
Die Provinzial-Steuer-Direktionen. 


Nach der Geſchäfts-Inſtr. für die Reg. v. 23. Okt. 1817 Abſchn. I. §. 3. 
ſollten unter Andern auch ſämmtliche Angelegenheiten, welche ſich auf das Staats— 
einkommen beziehen, desgleichen die öffentliche Kommunikation, Land- und 
Waſſer⸗Straßen, Chauſſee-Anlagen, Strom-, Deich- und Brückenbauten, Fähren, 
Hafen-Bauten, Lootſen und Seeleuchten, ſo wie das geſammte Bauweſen in 
dieſer Beziehung, vor die zweite Abtheilung der Regierungen gehören. 
Die K. O v. 31. Dec. 1825 zur Ergänzung der Inſtr. v. 23. Okt. 1817 (und 
zwar zum Abſchn. II. sub C.) beſtimmte indeß, daß die geſammte Verwaltung 
der indirekten Steuern entweder für eine ganze Provinz durch einen Pro— 
vinzial⸗Steuerdirektor, oder für einen Reg. Bezirk durch eine Reg. Abth. 
welcher ein Ober-Reg.-Rath vorſtehe, geführt werden ſolle. 

Schon früher war für die Rhein-Provinz mittelſt K. O. v. 5. Juli 
1823 (publizirt durch das Publik. des K. Ob. Präſid. zu Koblenz v. 2. Jan. 
18241), für die Provinz Sachſen mittelſt K. O. v. 3. Okt. 1824 (publizirt 


1) A, VIII. 23.1. 19. 
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durch das Publik. des Ob. Präſid. der Provinz Sachſen v. 4. Dec. 18247), 
für die Provinz Poſen durch die K. O. v. 12. Sept. 1825 (publizirt durch 
das Publik. des K. Ob. Präſid. zu Poſen v. 3. Okt. 18252), für die Provinz 
Pommern durch die K. O. v. 19. Okt. 1825 (publizirt durch das Publik. des 
K. Ob. Präſid. zu Stettin v. 12. Dec. 18253), für die Provinz Preußen 
durch die K. O. v. 3. Dec. 1825 (publizirt durch das R. des K. Fin. Min. 
[b. Motz] v. 17. Dec. 1825), und für die Provinz Weſtpreußen durch die 
K. O. n Dee 1825 (publizirt durch das Publik. des K. Fin. Min. [v. Motz 
b. 17. Dec. 18255), hiernächſt auch für die Provinz Schleſien durch die K. 
| O. v. 30. Juni 1827 (publizirt durch das Publik. des K. Ob. Präſid. zu Bres— 
A lau b. 31. Aug. 1827€) die Abſonderung der Verwaltung der indirekten Ab: 
1 gaben von dem Reſſort der betr. Regierungen angeordnet und die Anordnung 
| von Provinzial-Steuerdirektoren ins Leben getreten. Diefe Provinzial: 
Steuerdirektoren wurden für die ihnen übertragenen Geſchäftszweige ganz in die 
Stelle der Regierungen geſtellt und dem Fin. Min. ſubordinirt. Zu dem Uber, 
Präſidenten wurden ſie in daſſelbe Verhältniß, wie die ihnen koordinirten Regie— 
rungen geſtellt. 

Gegenwärtig beſtehen in ſämmtlichen Provinzen, mit Ausnahme der Pro— 
vinz Brandenburg, in welcher die Regierungen zu Potdßdam und Krank 
furt ihre Stelle vertreten, Provinzial-Steuerdirektionen. 

Ueber die Reſſort und Geſchäfts-Verhältniſſe der Proviniial— 
N Steuerdirektionen und Regierungen find in einzelnen Fällen noch ſpezielle Be: 
` ſtimmungen ergangen. 

1) Publik. der K. Reg. zu Stralſund v. 7. Jan. 1826. Die Verwaltung 
der Einkünfte von denjenigen Kommunikations-Anſtalten, welche nicht zur 
Chauſſee gehören, reſſortirt von der Prov. Steuerdirektion. (A. X. 26. — 1. 20.) 

2) C. R. des K. Fin. Min. v. 30. März 1839 an die K. Prov. Steuer— 
A Direktoren. Von der Veräußerung folder entbehrlichen Grundſtücke der 
u Steuer⸗Verwaltung, welche auf früherem K. Forſtgrunde erbaut find, ift die betr. 
1 Regierung vorher zu benachrichtigen. 

Wenn Chauſſeegeldempfangs⸗, Chauſſeewärter⸗, Zollamts- und andere dergl. Eta⸗ 
bliſſements, welche auf früherm K. Forſtgrunde erbaut worden, als entbehrlich, zum öffentl. 
Verkaufe geſtellt werden follen : fo wollen Ew. zꝛc. der betr. Reg. davon, vor Einleitung 
der Verkaufs-Verhandlungen, jedesmal Nachricht geben mit dem Erſuchen, ſich darüber zu 
äußern: ob von Seiten der K. Forſtverwaltung der Ankauf des Etabliſſements für zweck— 
mäßig erachtet werde. 


Die Erklaͤrung der gedachten Reg. iſt ** ih zu erftattenden Ber. beizufügen. 
(Centralbl. d. Fin. Min. 1839. ©. 81. 


3) R. des K. Gen. Dir. der S ( uhlnehet) v. 16. Aug. 1840 an 
den K. Prov. Steuerdirektor zu Cöln. Die mit Poſtanuſtalten und Poſtexpedi— 
tionen vorgehenden Veränderungen, welche auf Chauſſeegelderhebung Einfluß 
haben, ſollen der betr. Prov. Steuerbehörde mitgetheilt werden. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 322. Nr. 580., Centralbl. d. Fin. Min. 1840. 

S. 347. Nr. 131.) 

4) C. V. des K. Fin. Min. v. 29. April 1842 an ſämmtl. K. Reg. u. | 
Prov. Steuer Direktionen. Die Berichtigung des Beſitztitels und Regulirung 
des Hypothekenweſens von den Chauſſeegeldempfangs-Häuſern auf den Staats— 
Chauſſeen gehört zum Reſſort der Regierungen. 


— — — — — 


1) A. VIII. 1005. — 4. 20. 
2) A. IX. 887. — 4. 28. 


si A. IX. 888. — 4. 29. 
4) d. a. O. IX. 889. — 4. 30. 
>) a. a. O. IX. 890.— 4. 31. 

e) a. a. O. XI. 634. — 3. 29. 


> 
? 
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Zur Beſeitigung entftandener Zweifel wird beſtimmt, daß die Berichtigung des Be— 
ſitztitels und überhaupt die Regulirung des Hybpothekenweſens von allen Chauſſeegeld— 


Empfangs⸗Häuſern auf den Staats⸗Chanſſeen, namentl, auch von denjenigen, welche aus 


dem Fonds der Steuer⸗Verwaltung erbaut find, durch die K. Reg. bewirkt werden foll. 
(Centralbl. d. Fin. Min. 1842. S. 294. Nr. 108. Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 153. 
Nr. 206.) 

In Betreff der Frage, in wiefern es überhaupt der Berichtigung des 
Beſitztitels der Chanſſeegelder-Empfanghäuſer bedürfe, ſind ergangen: 

a) R. des K. General-Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 17. Sept. 1841 
an die K. Reg. zu Frankfurt, und zur Nachachtung an ſämmtl. K. Prov. Steuer— 
Dir. u. die K. Reg. zu Potsdam. 

Auf den Ber. v. 21. Juni e. kann ich mich mit der Reg. darin nicht einderſtanden 
erklären, daß die Motive des Juſtiz-Min. R. v. 21. April 1832 (v. K. Jahrb. Bd. 39. 
pag. 461), betr. das Hypothekenweſen der Domainen und Forſt-Grundſtücke, auf die der 
Steuer-Verwaltung gehörenden Grundſtücke paſſen. 

Bei den größern Gütern der Domainen-Verwaltung find Verdunkelungen des 
Beſitzſtandes und der ſonſtigen Hypotheken-Verhältniſſe weniger zu beſorgen, als bei ein⸗ 


zelnen Häuſern und kleineren Grundparzellen, wie fie die Steuen-Verwaltung in der Regel 


nur beſitzt, auch tragen die bei Dom. und Forſi-Grundſtücken ſtets ſich erneuernden 
Pacht⸗Adminiſtrationd-Kontrakte und übrigen Verhandlungen weſentlich dazu bei, die 
Hypotheken-Verhaͤltniſſe gehörig im Auge zu behalten, während ein Gleiches bei den 
Häuſern und Grund⸗Parzelen der Steuerverwaltung, worüber oft in langen Zeit— 
räumen nichts verhandelt wird, nicht der Fall iſt. | 

Da nun überdies dem Fin. Min. Fälle bekannt find, wo Differenzen über Hypo— 
theken⸗Verhältniſſe von Grundſtücken der Steuer-Verw. entſtanden waren die nicht hätten 
vorkommen können, wenn zu gehöriger Zeit das Hypothekenbuch regulirt worden wäre; 
fo erſcheint es nicht angemeſſen, das alleg. Juſtiz-Min. R. auf die Grundſtücke der Steuer: 
verwaltung anzuwenden, und veranlaſſe ich die K. Reg. in Betreff der der Steuer-Veiw. 
gehörigen Häufer und ſonſtigen Grundſtücke die hypothekariſche Eintragung in die gerichtl. 
Hypothekenbücher nach Vorſchrift der Hyp. O. überall gehörig bewirken zu laſſen. 

(Act. gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., F. und Bauw., A. I. 1. Nr. 5.) 

b) R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 17. Okt. 1842 an die K. 
Reg. zu Liegnitz. 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 27. Mai c., eröffne ich derſelben, daß der Zweck der 
C. V. v. 29. April v. J. 1) lediglich die Beſeitigung von Zweifeln war, welche ſich in 
Beziehung auf das Reſſort erhoben hatten. 

Demnächſt will ich aus den in dem Berichte angeführten Gründen vorläufig und 
bis auf weitere Beſtimmung genehmigen, daß von Verichtigung der Beſitz-Titel der 
Chauſſeegeld-Empfang⸗Häuſer Abſtand genommen werde. 

(Act. gen. des K. Fin. Min, Abth. für H., F. und Bauw., A. I. 1. Nr. 5.) 


Vierte Unter⸗Abtheilung. 
Die Militair-Intendanturen. 


Nach dem allgemeinen Regulativ über das Servis- und Einquartierungd: 
melen v. 17. März 1810 (N. C. C. Tom. XII b. S. 949. Nr. 110. 1810., Rabe 
Bd. 13. S. 858.) und der Geſchäfts-Inſtr. für die Reg. b. 23. Okt. 1817 
(G. S. 1817. S. 248.) gehörte die Leitung des Garniſon-Bauweſens zum 
Reſſort der Provinzial-Regierungen. Hierin trat eine Aenderung ein 
durch die mittelſt K. O. v. 1. Nov. 1820 (A. IV. 904. — 4. 122.) angeordnete 
und durch die K. O. v. 3. Iuli 1822 definitiv beſchloſſene Organiſation von 
Militair-Intendanturen. Es wurde nämlich unter dieſer Bezeichnung 
bei jedem General-Kommando in den Provinzen, an die Stelle des bisherigen 
Ober⸗Kriegs-Kommiſſariats und deſſen Geſchäftsperſonals eine Behörde einge— 
ſetzt, welche als Provinzialbehörde des Kriegs-Min. über alle in dem Kom— 
mando-Bezirke befindlichen Zweige der Militair-Oekonomie uneingeſchränkte Auf— 
ſicht haben, und welcher auch das Servisweſen, Kaſernement und andere Mili— 


1) Vergl. oben sub Nr. 4. 
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tair⸗Gebäude untergeben fein ſollten. In Folge deſſen wurde durch den Staats; 
Miniſterialbeſchluß v. 21. Dec. 1822 angeordnet, daß das Servis-Verwal— 
tungs- und Bauweſen aus dem Reg. Reſſort ausſcheiden und auf die neu errich— 
teten Militair-Intendanturen übergehen ſolle. Dieſer Staats-Miniſterialbeſchluß 
wurde durch die Verf. des K. Min. des H., des J. und der Fin. und des Kr. 
v. 20. April 1824 und zwar v. 1. Jan. 1825 an zur Ausführung gebracht. 

In Folge deſſen und zur Ausführung dieſer Einrichtung erging das nach— 
ſtehende Publ. der K. Reg. zu Königsberger) v. 30. Juni 1824. 

Nachdem von dem K. Staate-Min. in der Sitzung v. 21. Dec. 1822 beſchloſſen 
worden, das Servis-, Garniſon-, Verwaltungs- und Bauweſen aus dem Reg. Reſſort 
ausſcheiden und auf die Mililair-Intendanturen übergehen zu laſſen, haben die K. Min. 
des H., des J., der Fin. und des Kr. mitteiſt hoher Verſ. v. 20. April d. J. uns ange⸗ 
wieſen, jenen Beſchluß des Staats-Min. dergeſtalt zur Ausführung zu bringen, daß die 
Intendantur des erſten Armee-Corps hierſelbſt die ihr zugedachten neuen Funktionen mit 
dem 1. Jan. 1825 beginnen kann. 

In dieſer Beziehung werden folgende, höheren Ortes ertheilte Beſtimmungen hier— 
durch bekannt gemacht. 

8. 1. Die der Reg nach der Inſtr. v. 23. Okt. 1817 und nach dem Servis-Regul. 
v. 17. März 1810 obliegende Leitung des Servis-, Garniſon-, Verwaltungs- und Bau⸗ 
weſens hört mit dem 1. Jan. 1825 auf, und geht von dieſem Zeitpunkte ab, in Gemäßheit 
der Allerh. K. O. v. J. Nov. 1820 auf die von Sr. Majeſtät dem Könige unterm 3. Juli 
1822 als Prov. Behörde des Kr. Min. für die Militair⸗Oekonomie definitiv beſtätigte 
Intendantur über. 

8.2. Zu den Geſchäften, welche hiernach von der Intendantur übernommen wer— 
den, und aus dem Kreiſe der Verwaltung der Reg. der ſcheiden, gehören: 

a) die Sorge und Aufficht für ſämmtliche Garniſon-Anſtalten, in ſofern fie Eigen— 
thum des Staats find, als: Kaſernen, Lazarethe, Wachen, Militair-Straf-Anſtalten, Mili⸗ 
tair⸗Straͤflinge-Kaſernen, öffentliche Ställe, Montirungs-Kammern, Handwerföftuben, 
Pulverhäuſer, Exercierhäuſer, Reitbahnen, Landwehr-Zeughäuſer, Magazingelaſſe x. 
Dieſe Aufficht erſtreckt ſich auch auf die bauliche Unterhaltung der Anlagen; 

b) die Leitung des geſammten Servisweſens, in ſofern es ſich von der Feftftellung 
und Anweiſung der den Garniſonſtädten und ſonſtigen bequartierten Ortſchaften gebüh— 
renden Quartier-Vergütigung handelt. Deogl. die Feſtſtellung und Anweiſung des den 
Offizieren fompetirenden Serviſes und Servis-Zuſchuſſes. Auch hat die Intendantur die 
Vergütigungen feſtzuſtellen und anzuweiſen, welche den Kommunen der Garniſonſtädte 
für ſolche Garniſon-Anſtalten gebühren, die ihnen und nicht dem Staate gehören. 

e) die Angelegenheiten wegen Beſchaffung der Exercierplätze zum Gebrauch der 
Garniſonen und für größere Uebungen im Corps, Diviſtonen ꝛc. unter der, der Regierung 
nach 8. 3 vorbehaltenen Konkurrenz; hiernächſt die Unterhaltung der Garniſon-Kirchen 
und Garniſon-Kirchhöfe, der Dienſtwohnungen der kommandirenden Generale und einzel— 
ner Stabs- und anderer Offiziere, denen von des Königs Mal. dergl. verliehen worden. 

8.3. Dem Wirkungskreiſe der Reg. verbleiben alſo alle Angelegenheiten, welche die 
Leiſtangen der Kommunen und der Einzelnen für militairiſche Zwecke betreffen, wie z. B. 
die Leiſtung des Natural-Quartiers für Leute und Pferde in den reſp. Garniſonen, die 
verfaſſungsmäßig ſchon feſtſtehende Einwirkung bei Gelegenheit der Revüen, Manövers, 
Kantonirungen, Märſche und die Vermittelung zur Beſchaffung von Garniſon-Anſtalten, 
in ſofern dergleichen als Eigenthum des Staates nicht vorhanden ſind, und abſeiten der 
Intendantur für den Augenblick aus Staatsmitteln nicht beſchafft werden können; ferner 
die Konkurrenz bei Ausmittelung der Uebungsplätze aller Art und die Feſtſtellung der 
event. dafür zu leiſtenden Schadloshaltung, in ſofern eine gütliche Vereinigung nicht Statt 
finden kann u. ſ. w. 

8. 4. Ueber die Art und Weiſe der Ausführung wird, ohne irgend eine Abände— 
rung der Subordinations-Verhältniſſe der Kommunal-Vorſtände und der Baubeamten zu 
der Reg., wo die Intendantur von der Amtsthätigkeit dieſer Unterbehörden Gebrauch 
machen muß, Folgendes feſtgeſetzt: 

a) die hiefige Garniſon⸗Verwaltungs⸗Inſpektion wird als für oy beſthende Behörde 
gleich wie die Proviant⸗Aemter und Bekleidungs-Depots, der Intendantur untergeordnet. 
Sie iſt nach der dafür beſtehenden Ordnung Abſchn. X. der Normal-Vorſchriften die aus⸗ 
führende und Lokal-Inſtanz in Garniſon-Verw. Angelegenheiten, und hat der Intendan— 
tur über die Verwendung des ihr überwieſenen Fonds am Schluſſe eines jeden Jahres, 
wie bisher der Reg. ſpezielle Rechnung zu legen. 


1) Gleichlautende Publ. wurden von den übrigen betr. K. Reg. erlaſſen. 
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b) Die Mag. bleiben nach 8. 7. d. G. v. 30. Mai 1820 den näheren Feſtſetzungen 
des Servis⸗Regul. v. 17. März 1810 und der St. O. nach, immer verpflichtet, den Requi- 
ſttionen der Intendantur in Servis- und Garniſon-Verw. Ang. eben ſo gebührende Folge | 


zu leiften, wie den Aufträgen der Reg. in Bol. u. Fin. Ang. dl 
8.5. Für die Ausführung der Bauten giebt es zweierlei Wege: N 
a) durch Ingenieur-Offiziere unter Konkurrenz und Leitung ihrer Inſpekteure und 4 


des erſten Dep. des Kriegd-Min.: 
b) durch Civil-Architekte (Bau-Inſpektoren) unter Einwirkung der Reg. und der l 
Ober⸗Bau-⸗Dep. D 
ad a) Die Konkurrenz des Ingenieur-Corps tritt nur bedingungs- und ausnahms— 
weiſe, und dann erſt mit mehrerem Erfolge ein, wenn die größeren Feſtungs— N 
bauten beendigt fein werden. . 
Dieſe Konkurrenz bezieht ſich demnächſt hauptſächlich nur auf Feſtungen und Haupt— ` 
ſtädte, wo Ingenieur-Offiziere ftationirt find, und auf ganz neue Militair-Gebaͤude, oder 
eh cat Um⸗ und Reparatur= Bauten, welche den Neubauten ziemlich gleich zu 
achten ſind. 
Das Verfahren ad b. richtet ſich nach den beſtehenden Vorſchriften. Der Bau— 
Inſpektor des Diſtrikts fertigt wie bisher unter Konkurrenz der Garniſon-Verw. oder der 
deren Stelle vertretenden Behörde und des betheiligten Truppentheils die Anſchläge ꝛe., 
und reicht ſelbige der Reg. ein, wo fie von dem techniſchen Rath geprüft und hiernächſt der 
Intendantur Behufs der weiteren Veranlaſſung übergeben werden. 
Es folgt hieraus, daß die Diſtrikts-Baubeamten Hinſichts der Militair-Gebäude 
und Anſtalten nach wie vor ganz in ihren bisherigen Verpflichtungen bleiben, fo weit nicht 
denſelben durch die ad a, gedachte bedingte Einwirkung des Ingen.-Korps eine Erleichte— 
rung zu Statten kommt. ö 
Die Diſtrikts-Baubeamten haben demnach, was die gewohnlichen laufenden Bauten 
betrifft, rücjichtlich der in ihrem Bau-Diſtrikt liegenden Militair-Gebäude und Anſtalten, 
ſoweit es auf die Veranſchlagung und Kontrollirung der nöthigen Reparaturen, überhaupt 
auf die Erhaltung der Subſtanz ankommt, nach den Requiſitionen der Intendantur ihren 
amtlichen Beiſtand zu leiſten. 
Dagegen wird wegen der Neubaue und ſolcher Einrichtungen, welche mehr als die 
Erhaltung des Beſtehenden bezwecken, über die dabei in Anſpruch zu nehmende amtliche 
Thätigkeit des Diſtrikts-Baubeamten jedesmal beſonders beſtimmt werden, und dieſer 
Beſtimmung entweder die Vereinigung der Intendantur mit der Reg., oder die der kom— 
petenten K. Min. vorangehen. J 
§. 6. Da nach 8. 1. die Uebergabe der Geſchäfte an die Intendantur des erſten 
Armee-Korps erſt im Jan. k. J. Statt findet; fo wird die Adminiſtration des Servis— 
Barnifon=, Verw. und Bauweſens bis zu dem gedachten Zeitpunkte von der unterz. Reg. 
fortgeſetzt. Es find daher auch alle diesfällige Liquidationen, welche das J. 1824 betref- 
fen, inel. für den Monat Dec., nach wie vor an uns zur Reviſion und Anweiſung ein— 
zureichen. N 
8. 7. Die Abwickelung aller rücftändigen Rechnungen der in Rede ſtehenden A 
Verw. bis zum letzten Dec. d. J. erfolgt bei der Reg., für die Zeit v. 1. Jan. k. J. ab | 
übernimmt aber die Intendantur die Refultate und Ausgaben der Adminiſtration und ihre 
Ueberſichten und Rechnungen. g | 
Von diefen Beſtimmungen haben die betheiligten Behörden unſeres Reg. Bez. ge— 
naue Kenntniß zu nehmen, und v. 1. Jan. 1825 ab ſich gebührend und pflichtmäßig dar— 
nach zu achten. (A. VIII. 949. — 4. 154.) 4 
Vergl. ubrigens die Geſchäfts-Ordnung für das Garniſon-Bauweſen v,. 


25. März 1839. (unter-Abth. II., Abſchn. II., Kap. 4.) 


Drittes Kapitel. ` 
Die Kreis-Ban- und Wege-Polizei-Behörden. 


Der Kreis-Landrath, als Kreis-Polizei-Behörde, iſt zugleich die 
Kreis-Bau- und Wege-Polizei-Behörde. 
Schon nach der älteren Verfaffung *) und gegenwärtig nach Vorſchrift der 
V. b. 30. April 1815 wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzial-Behör— 
den 2) befindet ſich in jedem Kreiſe ein Landrath, als Organ der betreffenden 


1) Vergl. hierüber Thl. VI. des Werkes, Bd. 2. S. 486. 
2) G. S. 1815. S. 75. 
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Regierung. Ihm liegt die Sorge für Beobachtung der bau- und wegepolizei— 
lichen Vorſchriften ob. 
a) In Betreff der Aufſicht über die Wege und Brücken ſind ihm dazu 
in der Regel Wege-Diſtrikts-Kommiſſarien zugeordnet, über deren 
Stellung und Obliegenheiten von mehreren Regierungen beſondere Anordnungen 
erlaſſen ſind. | 
Vergl. insbeſondere: 
1) Publ. der K. Reg. zu Breslau v. 24. März 1817, betr. die Polizei 
Aufſicht der Diſtrikts-Kommiſſarien über die Wege und Brücken, und die dabei 
feſtgeſetzten Modalitäten. (A. J. 257. — 1. 172.) 
| 2) Publ. der K. Reg. zu Frankfurt v. 20. Juni 1817, betr. das Dienſt— 
H verhältniß der Wege-Diſtrikts-Kommiſſarien. (A. I. 254. — 2. 151.) | 
kb 3) Inſtr. der K. Reg. zu Bromberg v. 20. Nov. 1817 für den Diſtrikts— 
| Kommiſſarius, in Anſehung der von demſelben auf die innerhalb des Diſtrikts 
befindlichen Wege und Brücken zu führenden Aufſicht und Kontrolle. 
(A. I. 260. — 4. 138.) | | 
4) C. R. der K. Reg. zu Trier v. 24. April 1837, an ſämmtl. K. Land⸗ 
räthe, betr. die Beaufſichtigung der Gemeinde-Wege-Arbeiten durch Wege-Kon⸗ 
miſſarien. (A. XXI. 537. — 2. 236.) 
b) In Betreff der Kreis-Kommunal-Baubeamten im Herzog— 
thum Weſtphalen bemerkte der fünfte Weſtphäliſche Provinzial-Landtags— 
Abſchied v. 8. Juni 1839 sub II. Nr. 10.: 


Was die Beſchwerde über die durch Unſere Reg. zu Arnsberg verfügte Anſtellung 
von Kreis-Kommunal-Bau-Kondukteuren betrifft, fo iſt Unter Min. des Innern darauf 


E me "mmm" — — — 


angewieſen, die gedachte Provinzial-Behörde dahin zu inſtruiren, daß den einzelnen Ge— 
9 meinden zu überlaſſen fei, Bh die erforderliche techniſche Dienſtleiſtung bei vorkommenden 
I Kommunalbauten durch freiwillige Einigung mit einem Baubeamten zu verſchaffen; daß 
d aber die Anfteliung eines eigenen Beamten dieſer Art für ſämmtliche Kommunen eines 
Dr Kreiſes nur ftattfinden ſoll, wenn dieſelbe von den Kreisſtänden genehmigt und über die 
N Aufbringung der daraus erwachſenden Koften ein Beſchluß gefaßt ift. 
N Mit Bezug hierauf erging das R. des K. Min. des J., Abth. I. (o. 
u Meding) v. 12. Juli 1840 an die K. Reg. zu Arnsberg. 
| Wenn nach dem Ber. der K. Reg. v. 24. März und 5. Juni d. J., die Anftellung 
| der Kreis-Kommunal-Baubeamten nunmehr in allen Kreiſen des dortigen Depart. auf 
dem durch die Beſtimmung sub II. 10. des Allerh. Landtags-Abſchiedes v. 8. Juni v. J. 
vorgeſchriebenen Wege regulirt worden iſt, fo hat das unterz. Min. der K. Reg. nur noch 
| zu eröffnen, daß daſſelbe mit der in dem Ber. v. 24. März e. vorgetragenen Anſicht, daß 
HM eine beſondere Zuziehung der Kirchen- und Schulgemeinden mit ihrer Betheiligung bei der 
Anſtellung der Kreis-Kommunal-Baubeamten nicht erforderlich ſei, ſich nur einverſtanden 
erklären kann, da in dem Allerh. Landtage-Abſchiede die Anſtellung dieſer Beamten ſür 
alle Kommunen des Kreiſes lediglich von der Zuſtimmung der Kreisſtände abhängig ge— 
macht worden iſt, die Mitglieder der einzelnen im Kreiſe vorhandenen Kirchengemeinden 
und Schul-Societäten aber, als Kreis-Eingeſeſſene und als Mitglieder der von den Kreis: 
ſtänden vertretenen Kommunen, ihre Vertretung auf den Kreis-Verſammlungen finden. 
(Min. Bl. 1840. S. 308. Nr. 549.) 


A Viertes Kapitel. 
Die Lokal-Bau- und Wege-Polizei-Behörden. 


Den allgemeinen Lokal-Polizei-Behörden liegt innerhalb ihres Wirfungd: 
kreiſes auch die Aufrechterhaltung der Bau- und Wege-Geſetze ob. 
Außer dieſen allgemeinen Polizei-Behörden iſt noch einiger beſonderen 
| Lokal⸗Behörden des Bau- und Wegeweſens zu gedenken: | 
1 1) Jeder Regierungs-Bezirk wird in verſchiedene Bau-Kreiſe 
eingetheilt. Dieſe beziehen ſich in der Regel nur auf die Landbauten. Jedem 
1 Bau⸗Kreiſe ſteht ein Bau-Inſpektor vor. Für die Waſſerbauten beſte— 
0 hen in der Regel andere Bezirke; oft ſind indeß auch beide vereiniget. Für die 


d 
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Chauſſeebauten iſt in der Regel für jeden Bezirk ein Ober-Wegebau— 


5 ſichts-Diſtrikte, deren jeder einem Wegebaumeiſter untergeben iſt. 


H 
u 


| 


| 


d 


Inſpektor angeftellt, und jeder Bezirk dieſer Art zerfällt in mehrere Auf: 


Ueber das Reſſortverhältniß dieſer Chauſſee-Baubeamten, ins— 


beſondere der Wegebaumeiſter zu den Kreis-Landräthen ſpricht ſich 


das R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (Gr. v. Alvensleben) 


v. 24. Okt. 1840 an die K. Reg. zu N. aus. 

Die von der K. Reg. an die Landräthe Ihres Bezirks erlaſſene Verf., das Reſſort— 
verhältniß der Chauſſeebeamten, inöbefondere der Wegebaumeiſter, zu den Landräthen 
betr., entſpricht den angenommenen Verwaltungs-Grundſätzen nicht überall, indem die 
Faſſung derſelben zu der Meinung Veranlaſſung geben konnte, daß die Wegebaubeamten 
auch in Beziehung auf die polizeiliche Beaufſtchtigung der Chauſſeen den Landräthen 
untergeordnet ſeien. Eine ſolche Unterordnung findet aber nicht ſtatt, vielmehr beſchränkt 


ſich die Einwirkung der Landräthe in die polizeiliche Beaufſichtigung der Chauſſeen darauf, 
daß fie den Wegebaumeiſtern von bemerkten Uebelſtänden Kenntniß zu geben und dieſelben 
wegen deren Abhülfe zu requiriren haben. Nur wenn in einzelnen Faͤllen dergeſtalt Ge— 


fahr im Verzuge obwaltet, daß auf dem Wege der Requiſttion die Abwendung derſelben 
nach vernünftigem Ermeſſen nicht mehr zu erreichen iſt, haben ſowohl die Landräthe, wie 
andere höher ſtehende Beamte, mit Uebergehung der Wegebaumeiſter, das Erforderliche 
durch unmittelbare Anweiſungen an die betr. Chauſſee-Aufſeher oder Wärter zu erlaſſen; 
in ſolchen Fällen liegt aber den bezeichneten Beamten die Verpflichtung ob, den Wegebau— 
meiſtern von der getroffenen Anweiſung ohne Verzug Nachricht zu geben. 

Zur Vermeidung irriger Auslegung, wird die K. Reg. daher angewieſen, jenen Erlaß 
nach Maßgabe der vorſtehend bezeichneten Gefichtöpunfte zu deklariren und Abſchrift dieſer 
deklarirenden Verf. hier einzureichen. (Min. Bl. d i. V. 1840. S. 440. Nr. 756.) 


Ueber das Reſſort-Verhältniß der Landräthe zu den Königl. Bau— 
beamten vergl. auch das R. des K. Min. d. F. u. d. H. v. 12. Okt. 1817. 

(A. II. 724. 3. — 45. Tt unten.] 

2) Die Militair- und Miniſterial-Bau-Kommiſſion der 
Meinen, Ben. 

Die Wichtigkeit der Berliniſchen Bauten und der bedeutende Umfang 
derſelben hatte ſchon früher die Errichtung einer eigenen Bau-Kommiſſton bei 
der K. Reg. zu Berlin veranlaßt. Als die K. Reg. zu Berlin aufgehoben 
wurde, brachte der Handels-Miniſter v. Bülow in einem an das K. Staats— 
Miniſterium gerichteten Votum v. 22. Juni 1820 zur Sprache, daß es erfor— 
derlich ſei, dieſer Bauparthie eine ſolche Stellung zu geben, daß die ſo häufig 
vorkommenden dringenden Anforderungen an dieſelbe bald und auf dem kür— 
zeſten Wege befriediget würden, ohne daß die tüchtige Bauausführung darunter 
leide. Dies könne nicht geſchehen, wenn die Berliniſche Bauparthie der K. Reg. 
zu Potsdam untergeordnet werde, weil es zu weitläuftig ſein würde, die oft 
ſehr dringenden Anforderungen der Miniſterien und Behörden in Berlin erſt 
nach Potsdam zu ſenden; andererſeits aber ſei auch eine ſelbſtſtändige Stellung 
der Baumeiſter in Berlin bedenklich. Erwäge man, daß das Berliniſche Bau— 
weſen mit der Berliner Polizei in der nächſten Verbindung ſtehe, daß nur mit 
deren Einwirkung eine kräftige Bauausführung in der Reſidenz möglich ſei, und 
daß umgekehrt die Berliner Polizei das nächſte Intereſſe habe, daß die ſämmt— 
lichen Bauten, das Straßenpflaſter, die Waſſer-Kommunikationen ꝛc. ſich in gu— 
tem Zuſtande befinden, ſo ſcheine es am zweckmäßigſten, das geſammte Bauweſen, 
wie ſolches bisher unter der Reg. zu Berlin geſtanden, dem Polizei-Präſidium 
zu Berlin zu übertragen und dieſem einen Bau-Direktor beizuordnen, 
welcher für die Anordnung und Ausführung der Baue durch die Bau-Inſpekto— 


1) Die hier gegebene Darſtellung gründet ſich auf die Gen. Akten des K. Min. des J. 
für H., G. und Baum betr. die Reg. zu Berlin, deren Aufhebung u. Vertheilung 
ihrer Geſchäfte, ſowie die Errichtung der Kommiſſion zur Verwaltung des Bauwe— 
ſens, sign. Regierungen, A., Abth. IL, Fach de. No. 3. 


— 
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ren verantwortlich ſei, während dem Polizei-Präſidium vorzüglich die Leitung 
des Geſchäftsganges im Ganzen und der Baukaſſen-Angelegenheiten zu über— 
weiſen. 

Die K. O. v. 26. Mai 1821 beſtimmte indeß, daß die öffentlichen Bau— 
Angelegenheiten in Berlin direkt unter die Leitung und Aufſicht der Ober— 
Bau-Deputation zu ſtellen und alle übrigen Geſchäfte der Reg. zu Pots- 1" 
dam zu übertragen. 

Hiergegen bemerkte indeß der Handels-Min. v. Bülow in einem, an den, 

mit der Regulirung der K. Reg. zu Potsdam beauftragten Ob. Präſidenten 
v. Heydebreck gerichteten Schreiben v. 20. Juni 1821, daß die Ob. Bau: 
Deputation nur eine fonfultatide, keine adminiſtrirende Behörde fei, und 
bevorwortete, daß die in Berlin zu errichtende Bau-Kommiſſion zwar, wie jede 
andere Provinzial Baubehörde, unter die Kontrolle der Ob. Bau-Deput. geſtellt 
werde, aber die Leitung der Baue nicht von der Ob. Bau-Deput. ausgehen, und 
daß dieſe Bau-Kommiſſion, wie jede Regierung, in Abſicht ihrer Bau-Angele— 
genheiten, zunächſt dem Handels-Miniſterium zur Leitung der Adminiſtration 
überhaupt, wegen der Militar-, Kirchen-, Schul- ꝛc. Bauten aber den betr. Mi: 
niſterial-Reſſorts untergeordnet werde, und daß auch dieſe die Aufſicht über die 
Adminiſtration führen möchten, weil die Beaufſichtigung durch die Reg. zu weit— 
läuftig ſein würde. 

Der Ob. Präſident v. Heydebreck machte hierauf unterm 28. Dec. 1821 

(Berliner Intell. Bl. 1822. Nr. 1. S. 1.) bekannt, daß die Einzelheiten, ſowohl der 

Militair-, als Bau-Angelegenheiten, ſoweit ſolche bisher zum Reſſort der Reg. 
zu Berlin gehört, künftig von dem betr. K. Min. durch zwei beſondere Kommiſ— 
| Donen verwaltet werden ſollten. 

Dieſe Bekanntmachung gründet ſich auf die K. O. v. 21. Dec. 1821 und 
das R. des K. Min. des H. u. d. F. v. 24. ej. m., welche erſtere genehmigt 
hatte, daß die erwähnten beiden beſonderen Miniſterial-Kommiſſionen zu errich— 
/ ten, von welchen der Bau-Kommiſſion zugleich die Aufſicht auf das Berliner 
0 Brennholz-Magazin und die Beſorgung der Angelegenheiten der Hausvoigtei 
N zu übertragen. Zugleich wurde angeordnet, daß dieſen Kommiſſionen befondere 

Dienſt-Inſtruktionen zu ertheilen. Dies geſchah und es wurde das ent— 
worfene Regl. mittelſt Schreibens des K. Min. des H. v. 16. Febr. 1822 den 
K. Min. des J., d. F., der G. Ang. u. d. K. zur Aeußerung mitgetheilt. 

In dieſer Inſtr., welche demnächſt unterm 17. Auguſt 1822 von dem K. 
| Handels-Min. vollzogen und der K. Bau-Komm. mitgetheilt wurde, heißt es in 
| Betreff der Stellung und Reſſort⸗ Verhältniſſe der letzteren: 

8.1. Die Verwaltung der ſämmtlichen Bau: Angelegenheiten in Berlin, wozu 

die Fonds aus K. Kaſſen angewieſen werden, wird in der Regel künftig, ohne Rückſicht auf 
die Behörde, welche die letzteren bewilliget, von der hieſigen Bau-Kommiſſion geführt ze. 1. 
8.2. Die Kommiſſton ſteht in Rückſicht ihrer formellen Geſchäftsfuüͤhrung und 
Disciplin unter dem Min. für H., G. u. Baum. 
8.3. Die Baus Inſpettoren, ſowie die Unter-Bau- und Büreaubed ienten, ſtehen 
| zunächſt unter der Bau-Kommiſſton. 
| Die folgenden 8$. ordnen den Geſchäftsgang an. 
Gegenwärtig fteht die Min. Bau-Kommiſſion unter dem Min, für H., G 
u. öffentl. Arb. 
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Fünftes Kapitel. 
Die Organe der Behörden des Bau- und Wege-Weſens. 
Einleitung. 


Die Bau-Verſtändigen, welche als ſolche einer Staatsprüfung!) 
unterworfen ſind, zerfallen in drei Kathegorien, nämlich: 
1) die bloßen Feldmeſſer, 
2) die Staats-Baubeamten, und 
3) die Pribat-Baumeiſter und Kommunal-Baubeamten. 

Was die Staats-Baubeamten betrifft, ſo ſind, wie bereits oben 2) 
erwähnt, bei den Provinzial- Regierungen techniſche Räthe (Regierungs— 
Ban-Räthe) für dies Fach angeſtellt. 

Die Organe der Provinzial-Regierungen in Bau-Angelegenheiten aber 
find theils Land-Baubeamte, theils Waſſer-Baubeamte, theils endlich 
Chauſſee-Baubeamte. 

Unter einem Bau-Inſpektor, welcher entweder Land-Bau- oder 
Waſſer-Bau-Inſpektor, oft auch beides zugleich iſt, ſtehen mehrere Bau— 
meiſter, und unter einem Ober- ⸗Wegebau-Inſpektor (oder Wegebau⸗ 
Inſpektor) mehrere Wegebaumeiſter, welche letztere bisweilen zugleich 
Land- und Wegebaumeiſter find. 

Wo Deichbauten vorkommen, pflegen auch Deich-Inſpektoren an— 
geftellt zu fein, und für Orte, welche Häfen haben, giebt es Hafen bau— 
Aſpektoren. 


Erſter Titel. 


algen: Vorſchriften für die Beamten des Bau- und 
Wege⸗Weſens. 


Erſte Unter⸗Abtheilung. 
Eintritt in den Staatsdienſt. 
I. 
Allgemeine Erforderniffe zur Befähigung. 


A. Vergl. in Betreff des nöthigen Staatsbürgerthums, ſowie des 
unbeſcholtenen Lebenswandels, Th. III. des allgemeinen Werkes, Abth. I., die 
Staatsdienſt-Pragmatik betreffend. 

B. Chriſtliche Religion. 

I) Das Ed. v. 11. März 1812, betr. die bürgerlichen Verhältniſſe der 
Juden im Preuß. Staate (G. S. 1812. S. 12.) beſtimmte im §. 9, daß es vor— 
behalten bleibe, in der Folge der Zeit geſetzlich zu beſtimmen, in wiefern die Ju⸗ 
den in öffentlichen Bedienungen und Staatsämtern zugelaſſen werden können. 

2) In Betreff der Juden im Großherzogthum Poſen beſtimmte die 
V. v. 1. Juni 1833 C. 20. sub a. (G. S. 1833. S. 66.) daß Juden zu Staats— 
ämtern nicht wahlfähig ſind. 

3) Demnächſt verordnete das G. v. 23. Juli 1847 über die Verhältniſſe 
der Juden (G. S. 1847. S. 263.), im $. 2. allgemein, daß Juden zu einem unmit— 


1) Vergl. hierüber unten Tit. I., Unter-Abth. I., sub II. 
2) Vergl. oben S. 54. 
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telbaren oder mittelbaren Staatsamte nur dann zuzulaſſen, wenn mit einem 
ſolchen Amte die Ausübung einer richterlichen, polizeilichen oder epekutiven 
Gewalt nicht verbunden iſt. | 
0 4) Die Verf. Urkunde v. 31. Jan. 1850 hat die hiernach bezüglich 
der Juden noch beſtandenen Beſchränkungen geſetzlich beſeitiget, indem fie im 
Art. 4. beſtimmt: gi 
Die öffentlichen Aemter find, unter Einhaltung der von den Geſetzen feftgeftellten 
Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich zugänglich. 
5) In Betreff der Feldmeſſer insbeſ. vergl, unten Tit. II., Unter: 
Abth. I. sub J. 


II. 


Nachweis der beſonderen Befähigung durch wiſſenſchaft— 
liche Prüfung. 

A. Die Prüfungen der Baubeamten, einſchließlich der Feldmeſſer, erfolgten 
früher ohne Ausnahme bei dem Ober-Bau-Departement, welches im 
Jahre 1770 als ein Theil des General-Ober-Finanz-, Krieges- und 
Domainen-Direktoriums errichtet worden war. Bereits das Publ. des 
General-Direktoriums v. 8. Mai 1798 (N. C. C. Tom. X. p. 1625, Rabe Bd. 13. 
S. 333.) ertheilte darüber nähere Anweiſungen. 

Die V. v. 16. Dec. 1808 über die veränderte Verfaſſung der oberſten 
Staatsbehörden (G. S. 1808. S. 534.) beſtimmte hiernächſt, daß die tech niſche 
Ober-Bau-Depukation die Examinationsbehörde für Baukünſtler und 
Feldmeſſer bleiben ſolle, und ganz dieſelbe Feſtſetzung traf die fernere V. b. 
27. Okt. 1810 über die veränderte Verfaſſung aller oberſten Staatsbehörden. 
(G. S. 1810. S. 13.) 
` Schon mittelft Publ. v. 24. Dec. 1804 war indeß nachgelaſſen worden, 
daß diejenigen Kammern, welche über 30 Meilen von Berlin entfernt waren, 
0 ſich ſelbſt der Prüfung der Feld meſſer unterziehen dürften, und es wurde 
| hierfür ein befondered Prüfungs-Regl. entworfen und mitgetheilt), welches im 
Jahre 1817 einer Reviſion unterworfen wurde. Das in Folge deſſen unterm 
5. März 1817 erlaſſene neue Regl. 2) hob das v. 24. Dec. 1804 auf und be⸗ 
merkte ebenfalls, daß diejenigen Regierungen, welche 30 Meilen und darüber 
von Berlin entfernt ſind, nicht gehalten ſein ſollten, diejenigen Perſonen, welche 
fi) der Feldmeſſerkunſt gewidmet haben, und blos als K. Feldmeſſer angeftelt 
zu werden wünſchen, zur Prüfung in Berlin bei der techniſchen Ober-Bau-Dep. 
zu fiftiren, ſondern daß dieſe Prüfung durch eine bei jeder in gedachter Entfer— 
nung liegenden Regierung zu errichtende Examinations-Kommiſſion geſchehen 
könne. Dabei ſolle jedoch dem Kandidaten freigelaſſen fein, wenn er ed feiner 
Konvenienz gemäß finde, nach Berlin zu kommen, um ſich dort prüfen zu laſſens). 

Auch bei dieſen Anordnungen hatte es nicht das Bewenden. Das K. Min. 
des J. f. H., G. u. Bauw. erließ vielmehr unterm 8. Sept. 1831 eine neue, 
umfaſſende Inſtr. für die Prüfung der Feldmeſſer und derjenigen, welche ſich 
dem Baufache im Dienſte des Staates oder als Privatbaumeiſter widmen. 
(A. XV. 515. — 3. 3.) Dabei wurde zugleich, in Erweiterung der bisherigen 
Vorſchriften, beſtimmt, daß die Prüfung der Feldmeſſer ſtets von derjenigen 
Regierung zu bewirken, bei welcher derſelbe praktiſch arbeitete, und zwar ohne 


1) Dieſes Regl. findet ſich nicht in den Sammlungen abgedruckt, wird hier aber nicht 
mitgetheilt, weil es bereits durch die ſpäteren Beſtimmungen antiquirt iſt. 

2) Auch dies Regl. iſt bereits durch das neuere v. 8. Juli 1833 (ſ. unten) antiquirt. 

3) Vergl. Acta des K. Min. d. F., Abth. für H., G. u. Bauw., sign, Bildung im 
Baufache, A. 17. Nr. 2. 
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Berückſichtigung des Unterſchiedes, welchen die Entfernung Berlins bisher 
machte. 

Für die zu dieſem Behufe bei den Regierungen zu bildenden Prüfungs— 
Kommiſſtonen und die durch dieſe zu veranlaſſenden Prüfungen ſelbſt wurde 
hiernächſt von dem K. Min. des J. für H., G. u. Bauw. unterm 8. Juli 1833 
ein Regulativ erlaſſen. (A. XVII. 269. — 2. 18.) | 

B. Die obengedachten Beſtimmungen haben indeß neuerdings eine voͤl— 
lige Umgeſtaltung erlitten, in ſoweit ſie ſich auf die Prüfungen der Bauführer 
und Baumeiſter beziehen. \ 

Durch die V. v. 22. Dec. 1849 (f. oben S. 34) iſt nämlich die dadur 
angeordnete techniſche Bau-Deputation zugleich zur Behörde für ſämmt— 
liche Prüfungen der Bauführer und Baumeiſter beſtellt worden. Sie 
iſt dem Min. für H., G. und öffentl. Arb. untergeordnet und hat dieſem in dem 

jährlichen Generalberichte namentlich auch über die von ihr abgehaltenen Prü— 
fungen Bericht zu erſtatten. 

Das für die techniſche Bau-Deputation erlaſſene Geſchäfts-Regl. 
v. 28. Febr. 1850 (f. oben S. 39) hat demnächſt in den Së 11—15 allge— 
meine Anordnungen über das Verfahren der techniſchen Bau-Deputation in 
Betreff der ihr übertragenen Prüfungen ertheilt. | 

Die näheren Anordnungen hierüber find in nachſtehenden Erlaſſen ent: 
halten n): 

1) C. R. des K. Min. für H., G. und öffentl. A. (v. Pommer⸗-Eſche) 
p. 17. Aug. 1849 an ſämmtl. K. Reg., mit den Vorſchriften für die Ausbil— 
dung und Prüfung im Baufache, ſowie für die K. Bau-Akademie in Berlin 2). 

In der Anl. erhält die K. Reg. ein Exempl. der neuen Vorſchriften für die Ausbil⸗ 
dung und Prüfung Derjenigen, welche ſich dem Baufache widmen, und für die K. Bau⸗ 
Akademie hierſelbſt v. 1. d. M. (Anl. a. und b.), um ſolche durch Abdruck in Ihrem 
Amtsbl. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. | 

Anl. a. 
Vorſchrift für die Ausbildung und Prüfung Derjenigen, welche fich dem Baufache 
f widmen, v. 1. Aug. 1849. 

8. 1. [Stufen der Ausbildung.] Für Diejenigen, welche dem Baufache ſich 
widmen, beſtehen fortan folgende Stufen der Ausbildung: 

1. Bauführer, 

2. Baumeiſter und zwar: 

A. Baumeiſter für den Land- und Schoͤnbau, 
B. Baumeiſter für den Wege- und Waſſerbau, 

3. Privatba umeiſter. f 

8.2. [Bauführer-Prüf ung.] Um Bauführer zu werden, haben die Kan— 
didaten ſich bei der K. Ober⸗-Bau⸗Dep. zu der Bauführer-Brüfung zu melden, und dabei 
folgende Nachweiſe beizubringen: 

a) über die Reife des Abganges aus der erften Klaſſe eines Gymnaſtums, oder aus der 
erften Klaſſe einer derjenigen höheren Realſchulen, welche der Min. für H., G. und 
öffentl. A. als ſolche, bei denen entſprechende Abgangöprüfungen ſtattfinden und 
die einen hinlänglichen Grad der Schulbildung gewährleiſten, bezeichnen wird; 

b) über mindeſtens einjährige praktiſche Thätigkeit unter Leitung eines oder meh— 

rerer geprüfter Baumeiſter; 

e) über mindeſtens zweijährige Studienzeit nach Erlangung der vorgeſchriebenen 
Schulbildung; 


1) Hierdurch ſind die Vorſchriften des C. R. des Min. des J. für H., G. und Bauw. 
v. 8. Sept. 1831 (v. K. Ann. Bd. 15. S. 515.), in ſoweit fie ſich auf die Prü⸗ 
fung der Befähigung der Baubeamten des Staats beziehen (nämlich die 88. 8. 
bis 29. deſſelben), nebft den in Bezug darauf ergangenen Min. Erlaſſen für beſei⸗ 
tiget zu erachten; wogegen die die Feldmeſſer-Pruͤfung betr. Vorſch riften 
dieſes C. R. noch von praktiſchem Intereſſe find. ) 

2) Die (gleichfalls durch dies C. R. als been Anl. b. mitgetheilten) Vorſchriften für 
die K. Bau⸗Akademie v. 1. Aug. 1849 vergl. oben S. 46 ff. 

v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 7 
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wonach alſo die Bauführer-Prüfung früheſtens drei Jahre nach dem Abgange von 
der Schule abgelegt werden kann. 

Zugleich hat der Kandidat einzureichen: e 

d) eine Situationszeichnung von einem Terrain und eine Dagftellung von einem 

Nivellement in Zeichnung und Tabellen, beides nach eigener Aufnahme; f 

e) eine Zeichnung von einem Gebäude oder einer Maſchine nach eigener Aufnahme; 
1) ſonſtige Zeichnungen, welche die Handfertigkeit des Kandidaten darzuthun geeig⸗ 
net ſind. 

8. 3. Werden dieſe Nachweiſe und Arbeiten ausreichend befunden, ſo erfolgt die 
Zulaſſung zur Bauführer-Prüfung. Dieſelbe beginnt mit der Bearbeitung einer einfachen 
Aufgabe im Entwerfen unter Klauſur, wozu eine Woche Zeit gewährt wird. Sodann 
folgt die mündliche Prüfung, welche ſich erſtreckt: | 

a) auf die geſammte wiſſenſchaftliche und techniſche Ausbildung, welche von den Bau⸗ | 
befliſſenen aller Richtungen als gemeinſame Grundlage der weiteren Studien zu for— 
dern iſt; 

b) auf die Kenntniſſe der Feldmeßkunſt (wobei jedoch eine längere praktiſche Einübung 
oder Bewährung in Feldmeſſer⸗Arbeiten nicht gefordert wird). 

Die Prüfungsbehörde (8.7.) wird dieſe Anforderungen unter Berüdfichtigung 
der von Zeit zu Zeit etwa erforderlichen Abänderungen näher fpezifiziren und bekannt 
machen. 

Bei der mündlichen Prüfung wird von dem Kandidaten die Verſtcherung an Eides⸗ 
ſtatt gefordert, daß er die eingereichten Arbeiten und Zeichnungen ſelbſt gefertigt hat. 

8.4. [Baumeiſter- und Privatbaumeiſter-Prüfung.] Um Baumei⸗ 

n fter zu werden, haben ſich die Kandidaten ebenfalls bei der K. Ober-Bau-Deput. zu mel⸗ 
u den und dabei folgende Nachweiſe beizubringen: 
I. Behufs Zulaſſung zur Baumeiſter-Prüfung für Land- und Schönbau 
(S. 1. sub 2. A) und beziehungsweiſe für Wege- und Waſſerbau (8. 1. sub 2. B.) 
iſt der Nachweis zu führen: | 
l a) über die beftandene Prüfung als Bauführer; | 
\ b) über die zweijährige praktiſche Thätigkeit als Bauführer in der gewählten Rich— 
N tung unter Leitung eines oder mehrerer geprüfter Baumeiſter; | 
| c) Pa mindeſtens einjährige Studienzeit nach Ablegung der Baufuͤhrer⸗ 
rüfung; 
wonach alſo die Baumeiſter-Prüfung früheſtens drei Jahre nach beftandener Bau— 
d. fuͤhrer⸗-Prüfung abgelegt werden kann. f 
Uu Behufs Zulaffung zur Prüfung als Baumeiſter für Wege- und Waſſerbau ift 
\ außerdem noch | | 
d) die gehörige Einübung und Bewährung in Feldmeſſer-Arbeiten 
nachzuweiſen. , L 
V Von denjenigen, welche die Baumeifter- Prüfungen in beiden Fächern ablegen 
N wollen, wird eine zuſammen mindeſtens dreijährige prakt. Thätigfeit als Bau⸗ 
führer in beiden Fächern (f. oben sub I. b.) und eine mindeſtens zweijährige Stu 
N dienzeit nach Ablegung der Bauführer- Prüfung (f. oben I. e.) gefordert. 
N II. Behufs Zulaffung zur Prüfung als Privatbaumeiſter (8. 1. sub 3.) iſt 
bei der Meldung von den Kandidaten der Nachweis zu führen: 

a) darüber, daß ſte das Handwerk eines Maurers, Zimmermanns oder Steinmetzen 
(Steinhauers) praktiſch erlernt und für den ſelbſtſtändigen Betrieb des erlernten 
Handwerks die geſetzlich vorgeſchriebene Meiſter-Pruͤfung beſtanden haben; 

b) über eine mindeſtens dreijährige Studienzeit nach Ablegung der Prüfung für den 
ſelbſtſtändigen Betrieb des Handwerkes. | 
8.5. Werden dieſe Nachweiſe (8. 4.) ausreichend befunden, fo ertheilt die Prü- 

fungsbehoͤrde dem Kandidaten eine Aufgabe zu einem ausgedehnteren Entwurfe der betref⸗ 
| fenden Richtung, deſſen Bearbeitung mit voller Muße und allen Hülfsmitteln erfolgt. 


8.6. Nach Einreichung und Annahme dieſer Probearbeit findet die Bau⸗ 
meiſter-Prüfung ſtatt. Dieſelbe beginnt mit der Anfertigung einer Probearbeit 
unter Klauſur, wozu eine Woche Zeit gewährt wird. Die darauf folgende mündliche 
Prüfung ſoll eine umfaſſende und gründliche Ausbildung in der betreffenden Richtung des 
Faches darthun. 

Die nach 8. 5. und 6. an den künftigen Privatbaumeiſter zu machenden An— 
forderungen ſtehen denjenigen an den künftigen Baumeiſter für Land- und Schönbau 
völlig gleich. 

Die Prüfungsbehörde ($. 7.) wird dieſe Anforderungen unter Beruͤckſtchtigung 
Mache Zeit zu Zeit etwa erforderlichen Abänderungen näher ſpezifiziren und bekannt 
| machen. 
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| Bei der mündlichen Prüfung wird von den Kandidaten die Verfiherung an 
a . daß fie die Probearbeit §. 5. ſelbſt und ohne fremde Beihülfe 
gefertigt haben. | 
| 8. 7. [Prüfungsbehörde.] Die K. Ober⸗Bau⸗Deput. bildet die Prüfungs⸗ 
behörde; dem Min. für H., G. u. öffentl. A. bleibt jedoch vorbehalten, derſelben zu den 
Prüfungen noch andere geeignete Sachverſtändige zuzuordnen. Die Zeugniſſe werden 
von der Prüfungsbehörde nur auf das Beſtehen der betreffenden Prüfung ohne weiteres 
Prädikat, jedoch mit Angabe der Ergebniſſe in den einzelnen Fächern ausgeſtellt. 
| Die mündlichen Prüfungen find öffentlich unter Auslegung der Probearbeiten 
abzuhalten, wobei der Vorſttzende nicht mit examinirt. 
Kandidaten, welche in der Prufung nicht beſtehen, werden zur Wiederholung der 
Prüfung nach näherer Beſtimmung der Prüfungsbehörde nochmals zugelaſſen; beſteht der 
Kandidat auch hierbei nicht, ſo findet eine weitere Zulaſſung zur Prufung nicht Statt. 


8.8. [Befugniſſe der Bauführer.] Die Bauführer werden vereidigt und 
ſind alsdann zur ſpeziellen Leitung von Bauausführungen, unter Oberleitung und techni> 
ſcher Verantwortlichkeit eines Baumeiſters, befähigt. Ihre Angaben in Bezug auf Maaß 
und Zahl haben hierbei offentlichen Glauben. 


8.9. [Deren Anſtellung als Wege⸗Inſpektoren.] Bauführer, welche 
nur eine Anſtellung beim Wegebau ohne weiteren Anſpruch auf Beförderung in eine 
Baumeiſter-, oder Bau-Inſpektorſtelle erreichen wollen, erhalten die Befähigung zu der— 
artigen Stellen auch ohne die Baumeiſter-Prüfung abzulegen, wenn ſie eine fünf: 
jährige befriedigende Praxis als Bauführer im Wegebau nachweiſen. Da ihnen die 
ſonſtigen Befugniſſe der Baumeiſter nicht beigelegt werden können, erhalten ſte bei ihrer 
Anſtellung den Titel. „Wege-Inſpektoren.“ 

8.10. [Befugniſſe der Baumeiſter und Privatbaumeiſter.] Baumei⸗ 
ſter für Land- und Schönbau, reſp. für Wege- und Waſſerbau, find berechtigt, die Anferti- 
gung von Bauplänen und die Leitung von Bauunternehmungen ſelbſtſtändig zu betreiben. 
Sie ſind zugleich zu jeder Anſtellung in den der abgelegten Prüfung entſprechenden Zwei— 
gen des Staats- oder Kommunaldienſtes befähigt. Diejenigen Stellen, zu deren Ver— 
waltung umfaſſende Kenntniſſe vom Land- und Waſſerbau erforderlich ſind, werden nur 
mit Si meiſtern beſetzt, welche die Prüfung als Land- und Waſſerbaumeiſter beftan- 
den haben. | Së 

Die Privatbaumeiſter find berechtigt, die Anfertigung von Bauplänen und die Lei— 
tung von Bauunternehmungen, jedoch nur für die Gegenſtände des Landbaues, felbftftän- 
dig zu betreiben. Zur Anſtellung im Staatsdienſte find ſte nicht befähigt und zur Beklei— 
dung eines Kommmnal-Bauamtes nur in fo weit, als mit dieſem nicht die Beſorgung von 
Wege⸗ und Waſſerbaugeſchäften verbunden iſt. g 

8.11. [Beziehung zur Feldmeßkunſt.] Den Bauführern, den Baumei— 
ſtern und den Privat-Baumeiſtern fteht die Ausführung von Feldmeſſer-Arbeiten nur in 
ſo weit zu, als ſolcher zur Ausübung ihrer Berufsgeſchäfte im Baufache unmittelbar 

ehören. | 
2 8. 12. [Beziehung zu Bauhandwerken.] Bauhandwerke dürfen Baumei⸗ 
fter nur in fo fern ſelbſtſtändig betreiben, als fie die Meifter-Brüfung für das betref- 
fende Handwerk abgelegt haben. 

8.13. [Tranſitoriſche Beſtimmungen.] Bei Denjenigen, welche bis zum 
letzten Sept. 1849 den bisher für die Kandidaten des Baufaches in Bezug auf Schulbil— 
dung vorgeſchriebenen Anforderungen genügt haben, wird der Nachweis hierüber, ſtatt der 
nach $. 2. sub a. geſtellten Anforderung, als ausreichend zur Zulaſſung für die Baufüh— 
rer⸗Prüfung angenommen. a 

8.14. Wer bis einſchließlich April 1849 unter Erfüllung der bisher vorgeſchriebe— 
nen Bedingungen auf der K. Allgemeinen Bauſchule unbedingt aufgenommen worden iſt, 
wird ohne die ad 8 2 a. und b. vorgeſchriebenen Nachweiſe zur Bauführer-Prüfung 

ugelaſſen. 

"e 2 15. Bauführer, welche die bisherige Bau-Inſpektor-Vorprüfung abgelegt, oder 
den betr. Lehrgang der Bauſchule bereits durchgemacht haben, ſind damit von dem in 
$. 4. I. sub c. erforderten Nachweis entbunden. 

8. 16. Diejenigen, welche ſich bis zum Schluſſe des J. 1849 zur Nachprüfung zum 
Baumeiſter melden, werden auf Verlangen nach den bisherigen Vorſchriften geprüft und 
erhalten darüber die bisher üblichen Qualifikations-Zeugniſſe. 

Daſſelbe iſt mit Denjenigen der Fall, welche ſich bis zum Schluſſe des J. 1849 zur 
Privat⸗Baumeiſter⸗Prüfung oder zur Nachprüfung zum Bau-Inſpektor melden. ö 

S8. 17. Wer bis zum Schluſſe des J. 1849 ſich zur bisherigen Baumeiſter⸗Nach⸗ 
prüfung gemeldet oder dieſelbe beſtanden hat, kann auch in Zukunft zu einer Ergänzungs- 
| zf 
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Prüfung zugelaſſen werden, um die Qualifikation zur Bekleidung einer Bau-⸗Inſpektor⸗ 
ſtelle ꝛc. zu erlangen. Berlin, den 1. Aug. 1849. . E 
| | Der Min. für H., G. u. öffentl. A. 
unbe t 


| | | . Heydt. 
(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 198. Nr. 284.) | 

Dazu: | 

a) Zum S. 2. ad a. 

Die Real-Schulen, welche zur Ertheilung annehmbarer Entlaſſungs— 
Zeugniſſe für Kandidaten des Baufaches für befähigt erklärt worden ſind, erge— 
ben ſich aus den nachſtehenden Reſkripten: | | 

aa) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. Pommer ⸗Eſche) 
v. 13. Juli 1850 an ſämmtl. K. Reg. a 
! Die K. Reg. erhält in der Ant. (a.) Abſchrift einer vom heutigen Tage datirten, in 

Gemeinſchaft mit dem Min. der G., U. u. Med. Ang. erlaſſenen Bekanntmachung, die 

Bezeichnung derjenigen höheren Realſchulen betr., welche zunächſt zur Ertheilung annehm⸗ 
barer Entlaſſungs-Zeugniſſe für die Kandidaten des Baufäches befähigt erklärt worden 
find, um dieſe Bekanntmachung demnächſt auch durch Ihr Amtsbl. zur öffentl. Kenntniß 


u bringen. 
a x Anl. a. 


Bekanntmachung. 
In den Vorſchriften v. 1. Aug. 1849 (Min. Bl. S. 198 — 202.) für die Ausbil 
\ dung und Prüfung Derjenigen, welche ſtch dem Baufache widmen, $.%. ad a. und für bie 
dÄ K. Bauakademie zu Berlin, §. 6. I. a. ift die Zulaſſung zu den Prüfungen des Baufaches 
f und die Aufnahme bei der Bauakademie von dem Nachweis der Reife des Abganges aus 
| der erſten Klaſſe eines Gymnaſtums oder aus der erſten Klaſſe der zu dieſem Behuf beſon⸗ 
6 ders zu bezeichnenden höhern Realſchulen abhängig gemacht. Unter Bezugnahme auf 
6 dieſe Vorſchriſten find für jetzt und vorbehaltlich weiterer Beſtimmungen nachſtehend ber: 
I zeichnete 18 Realſchulen zur Ertheilung annehmbarer Entlaſſungs-Zeugniſſe für die Kan⸗ 
| didaten des Baufaches befähigt erklärt, und werden die betreffenden vorſchriftsmäßig aus⸗ 
l geſtellten Entlaſſungs-Zeugniſſe von der K. techniſchen Bau-Deput. und dem Direktorium 
der K. Bauakademie als genügend anerkannt werden: | 
g 1) Aachen, Realſchule. 
0 2) Düſſeldorf, desgl. 
d 3) Elberfeld, desgl. a S 
d 4) Cöln, desgl. 
j 5) Siegen, desgl. 
t 6) Berlin, die K. Realſchule. 
1 7) Berlin, die ſtädtiſche Gewerbeſchule. 
u 8) Breslau, die höhere Bürger- und Realſchule. 
N 9) Meſeritz, Realſchule. e 
h 10) Stettin, Friedrichs-Wilhelmsſchule (höhere Bürgerſchule). 
11) Königsberg, die höhere Bürgerſchule im Löbenicht. 
12) Königsberg, die Burgſchule. 
d 13) Memel, die höhere Bürger = und Realſchule. 
` 14) Inſterburg, die höhere Buͤrger- und Realſchule. 
N 15) Tilſit, desgl. 

16) Danzig, die Petriſchule. 

17) Danzig, die Johannisſchule. 
N 18) Elbing, die höhere Bürger- und Realſchule. 
1 Berlin, den 13. Juli 1850. 

Der Min. der G., U. u. Med. Ang. Der Min. für H., G. u. öffentl. A. 

L b. Du berg, In Vertretung. 
| b. Pommer⸗Eſche. 
N (Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 206. Nr. 274.) 

bb) C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Ladenberg) und für 

H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 14. Okt. 1850 an ſämmtl. K. Reg. 


Im Verfolg der Bekanntmachung v. 13. Juli e, (Min. Bl. S. 206. Nr. 274.) 

erhält die K. Reg. in der Anl. (a.) Abſchrift einer unterm heutigem Tage ergangenen Be⸗ 

kanntmachung, die fernere Bezeichnung von 7 höheren Realſchulen betr., welche zur 

d Ertheilung annehmbarer Entlaſſungs⸗Zeugniſſe für die Kandidaten des Baufaches befähigt 
erachtet ſind, um ſolche durch Ihr Amtsbl. zur oͤffentl. Kenntniß zu bringen. 


nn 
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Anl. a. . 

Unter We auf die Bekanntmachung v. 13. Juli d. J. wird hiermit zur 
öffentl. Kenntniß gebracht, daß gegenwärtig noch nachſtehend verzeichnete 7 Realſchulen 
als zur Ertheilung annehmbarer Entlaſſungs⸗Zeugniſſe für die Kandidaten des Baufaches 
u» anerkannt And: 

1) in Minden, das mit dem Gymnaſtum verbundene Real-Inſtitut. 
0 in Colberg, die Realſchule. 
3) in Stolpe, die höhere Bürgerſchule. 
4) in Erfurt, die Realſchule. 
5) in Nordhauſen, die Realſchule. 
6) in Görlitz, die höhere Buͤrgerſchule. 
7) in Krotoſchin, die Realſchule. 

Die vorſchriftsmäßig ausgeſtellten Entlaſſungs-Zeugniſſe dieſer Anſtalten werden 
demnach von der K. techniſchen Bau-Deput. und dem Direktor. der K. Bauakademie 
ebenfalls als genügend angenommen werden. Berlin, den 14. Okt. 1850. 

Der Min. der G., U. u. Med. Ang. Der Min. für H., G. u. öffentl. A. 
a den PESCH ohn 
(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 328. Nr. 426.) 

cc) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) und der 
G., U. u. Med. Ang. (v. Raumer) v. 8. Febr. 1851 an ſämmtl. K. Reg. 

In Verfelg der Bekanntmach. v. 14. Oft. pr. wird der K. Reg. in der Anl. (a.) 
Abſchrift einer unterm heutigen Tage ergangenen Bekanntmachung, die fernere Bezeich- 
nung bon höheren Realſchulen betr., welche zur Ertheilung annehmbarer Entlaſſungs— 
Zeugniſſe für die Kandidaten des Baufaches befähigt erachtet ſind, mit dem Auftrage zuge— 
E ſolche durch Ihr Amtsbl. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

Anl. a 
Gir kerl ei Gab ne 

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmach. v. 14. Okt. b. J. wird hiermit zur öffentl. 
Kenntniß gebracht, daß gegenwärtig auch die nachſtehend verzeichneten ſechs Realſchulen 
als zur Ertheilung annehmbarer Entlaſſungs⸗ Zeugniſſe für die Kandidaten des Baufaches 
e anerkannt ſind: 

1) die Königsſtädtiſche, 
n Dorotheenſtädtiſche und in Berlin, 
3) die Louiſenſtädtiſche Realſchule 
4) in Graudenz die höhere Bürgerſchule, 
5) in Trier die höhere Bürger- und Provinzial⸗ Gewerbeſchule und 
6) in Frankfurt a. d. O. die höhere Bürgerſchule. 

Die ausgeſtellten Entlaſſungs-Zeugniſſe dieſer Anſtalten werden demnach, wenn 
durch dieſe Zeugniffe nachgewieſen wird, daß der Entlaſſene die Kurſe der Secunda und 
Prima vorſchriftsmäßig vollendet, und die Prüfung beſtanden hat, von der K. techniſchen 
Bau-Deput. und dem Direktor. der K. Bauakademie ebenfalls als genügend angenommen 
werden. Berlin, den 8. Febr. 1851. 

Der Min. für H., G. u. öffentl. A. Der Min. der G., U. u. Med. Ang. 
v. d. Heydt. v. Raumer. 
(Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 37. Nr. 40.) 

dd) C. R. derſelb. Min. v. 19. Mai 1851 an ſämmtl. K. Reg. 

Die K. Reg. empfängt in der Anlage Abſchrift einer Bekanntmach. v. heutigen Tage 
(a.), wonach die Saldern ſche höhere Bürgerfchule zu Brandenburg zur Ertheilung 
annehmbarer Entlaſſungs-Zeugniſſe für die Kandidaten des Baufaches befähigt erachtet 
worden d mit bem Auftrage, ſolche GH Ihr Amtsbl. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

nl. a 
0e 

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmach. v. 8. Febr. c. wird hierdurch zur öffentl. 
Kenntniß gebracht, daß die Saldernſche höhere Bürgerſchule zu Brandenburg als zur 
neee annehmbarer Entlaſſungs⸗Zeugniſſe für die Kandidaten des Baufaches befähigt 
anerkannt iſt. 

Die ausgeſtellten Entlaſſungs-Zeugniſſe dieſer Anſtalt werden demnach, wenn durch 
dieſe Zeugniſſe nachgewieſen wird, daß der Entlaſſene die Kurſe der Secunda und Prima 
vorſchriftsmäßig vollendet und die Abgangd- Prüfung beſtanden hat, von der K. techni— 
ſchen Bau-Deput. und dem Direktor. der K. Bauakademie ebenfalls als genügend ange— 
nommen werden. Berlin, den 19. Mai 1851. 

Der Min. für H., G. u. öffentl. A. Der Min. der G., U. u. Med. Ang. 
v. d. Heydt. v. Raumer. 
(Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 130. Nr. 156.) 
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| In gleicher Art find demnächſt fernerhin als zur Ertheilung annehmba⸗ 


rer Entlaſſungs-Zeugniſſe für Kandidaten des Baufachs befähiget erachtet 
worden: 

ee) Durch C. R. der K. Min. für H., G. u. öffentl. A. und der G., U. 

u. Med. Ang. v. 17. Juli 1851 die mit dem Gymnaſium zu Potsdam ve. 

under, Realſchule. (Min. Bl. d. i. V. 1851. ©. 181. Nr. 197.); 

1) Durch C. R. derſelb. Min. v. 6. Sept. 1851 die höhere Bürgerſchule 
zu Aſchersleben. (Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 202. Nr. 223.); 

89) Durch C. R. derſelb. Min. v. 30. ej. m. die höhere Bürgerſchule zu 
Perleberg. (a. a. O. S. 217. Nr. 245.); 

hh) Durch C. R. derſelb. Min. v. 11. Aug. 1852 bie höhere Handlungs: 
und Gewerbeſchule zu Magdeburg. (a. a. O. 1852. S. 215. Nr. 201.); 

ii) Durch C. R. derſelb. Min. v. 26. Okt. 1852 die höhere Bürgerſchule 
zu Wehlau. (a. a. O. 1852. S. 286. Nr. 271.); 

kk) Durch C. R. derſelb. Min. v. 30. Nov. 1852 die Realſchule 9 
Halle. (a. a. O. 1853. S. 2. Nr. 2.); 

1) Durch C. R. derſelb. Min. v. 7. Dec. 1852 die mit dem Marien-Gym⸗ 
nafium zu Poſen verbundene Real-Abtheilung. 

(a. a. O. 1852. S. 315. Nr. 304.); 

mm) Durch C. R. derſelb. Min. v. 1. Sept. 1853 die Bürgerschule zum 

heiligen Geiſt in Breslau. (a. a. O. 1853. S. 187. Nr. 160.); 

nn) Durch C. R. derſelb. Min. v. 16. Jan. 1854 die Realſchule zu 
Treptow a. d. Rega. (a. a. O. 1854. S. 6. Nr. 8.) 

p) Zum F. 11. 
I C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. Pommer⸗E ſche) v. 19. Aug. 
| 1850 an ſämmtl. K. Reg. Ausführung von Feldmeſſer⸗Arbeiten durch Baufüh— 
| rer, Baumeiſter und Privatbaumeiſter. 
Die K. Reg. ift nach dem Ber. v. 27. Juli im Zweifel darüber, ob der $. 11. der 
N Vorſchriften für die Ausbildung und Prüfung Derjenigen, welche ſich dem Baufache wii, 
0 men, v. 1. Aug. 1849 (Min. Bl. S. 198 — 200), — wonach Bauführern, Baumeiſtern 
| und Privatbaumeiſtern die Ausführung von Feldmeſſer-Arbeiten nur in ſo weit zuſteht, 

als ſolche zur Ausübung ihrer Berufsgeſchäfte im Baufache unmittelbar gehören, — 

0 fortan auf alle Bauführer, Baumeiſter und Privatbaumeiſter, oder aber nur auf diejeni⸗ 


gen von ihnen zu beziehen ſei, welche — wie die Vorſchriften v. 1. Aug. 1849 es zulaſ⸗ 
ſen — die Qualifikation als Feldmeſſer durch Ablegung der Feldmeſſerprüfung nicht 
erlangt haben. 

In Uebereinſtimmung mit der von dem Referenten ausgeführten Anſicht, bemerke 
ich hierüber, daß Baumeiſter ꝛc. überhaupt nicht als ſolche, ſondern nur dann Feldmeſſer— 
Arbeiten zu übernehmen befugt ſind, wenn ſie die Qualifikation als Feldmeſſer erlangt 
haben. Bisher hat dieſe Befugniß allen Baumeiſtern ꝛc. zugeſtanden, weil bei Ablegung 
der architektoniſchen Pruͤfungen die vorgängige Ablegung der Feldmeſſer— Prüfung, ſowie 
die Bewährung als Feldmeſſer, nachgewieſen werden mußte. Wenn gegenwärtig dieſer 
Nachweis nicht mehr gefordert wird, ſo ändert ſtch damit das Verhältniß in ſo weit, als 
fortan nur denjenigen Baumeiſtern ꝛc. die Befugniß, Feldmeſſer⸗-Arbeiten unbeſchräntt 
auszuführen, beigelegt werden kann, welche bie Feldmeſſer⸗Qualifikation wirklich erwor⸗ 
ben haben, während die übrigen der Beſchränkung des §. 11 unterliegen. Wo dieſe Be 
dingung zutrifft, ſteht jedoch jene Befugniß den Bauführern und Baumeiſtern eben ſo 
unzweifelhaft zu, als'ſie jedem Anderen zuſtehen würde, der außer feinem ſonſtigen Ge— 
NÉE CN das Feldmeſſen erlernt und die Qualifikation als Feldmeſſer wirklich erwor⸗ 

en hätte 

In dieſem Sinne iſt daher der 8. 11 der Vorſchriften v. 1. Aug. 1849 in Anwen⸗ 
dung zu bringen. (Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 256. Nr. 345.) 

2) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. Pommer ⸗Eſche) 
v. 30. Sept. 1849 an ſämmtl. K. Reg. betr. die Prüfungen der Bauführer, 
Baumeiſter und Privatbaumeiſter. 


In der Anl. (a.) erhält die K. Reg. ein Exempl. der von der K. Ober-Bau⸗Deput. 
auf Grund der 88. 3 und 6 der Vorſchriften für die Ausbildung und Prüfung Derjenigen, 


N 
zn 
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welche ſich dem Baufache widmen, v. 1. Aug. c. (Min. Bl. S. 198—202.) erlaſſenen 
Bekanntmachung über die Anforderungen, welche bei den Prüfungen der Bauführer, 
Baumeiſter und Privatbaumeiſter geſtellt werden, v. 18. Sept. o., um ſolche durch Ab- 
druck in SN Amtöbl. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 


Anl. a. 


Beka nntmach. der K. Ober⸗Bau⸗Deput. über die Anforderungen, welche bei den Brü- 
fungen der Bauführer, PER! und BR geſtellt werden, v. 18. Sept. 


Auf Grund der 88. 3 und 6 der Be v. 1. Aug. d. J. für die Ausbildung 
und Prüfung Derjenigen, welche ſich dem Baufache widmen, werden die Anforderungen 
bei den betr. Prüfungen nachſtehend näher angegeben. 


I. Bauführer⸗Prüfung. | 
Die mündliche Prüfung wird ſich auf folgende Gegenſtände erſtrecken: 
1) Reine Mathematik und zwar: 
d Algebra und niedere Analyfis, nebſt Lehre von den Logarithmen. 

Geometrie mit Einſchluß der Stereometrie. 

e) Beſchreibende Geometrie, Projektionslehre, Perſpektive und 
Schatten-Konſtruktion. 

d) Ebene und ſphäriſche Trigonometrie und die Elemente der Kurvenlehre, 
namentlich Kegelſchnitte und Chkloide. 

Uebung im Buchſtaben- und Zahlenrechnen, im Gebrauch der Logarithmentafeln 
und Geläufigkeit in der Handhabung der Methoden der Aaſchreihenden Geometrie werden 
bei dieſen Disziplinen gefordert. 

2) Angewandte Mathematik: 

a) Die Lehre vom Feldmeſſen und Nivelliren nebſt Kenntniß der üblichſten 
Inſtrumente. 

b) Die Elemente der Statik und Mechanik feſter und flüffiger Körper. Befannt- 
ſchaft mit den am häufigſten vorkommenden Konftanten des Maaßes der Feſtig— 
keit, der Reibung, der Kräfte ꝛc. Die ſtrengen Beweiſe derjenigen Lehrſätze, 
gef Ihrer Natur nach in das Gebiet der na Analyſts gehören, werden nicht 

eforder 
3) Naturwiſſenſchaften: 

a) Phyſik und Chemie, namentlich in Bezug auf die Baukonſtruktionen und Bau— 
materialien vorkommenden Erſcheinungen. 

b) Oryktognoſie und Geognoſie. Kenntniß der im Bauweſen anwendbaren 
Mineralien nach ihren Kennzeichen und Eigenſchaften, ihrer ſyſtematiſchen Ordnung 
und den Verhältniſſen ihres Vorkommens. 

4) Landbaukunſt: 

a) Kenntniß der Materialien, ihrer Eigenſchaften, Gewinnung und Bereitung. 
Bei den dem Pflanzenreich entnommenen Materialien, Kenntniß von den botani⸗ 
ſchen Verhältniſſen derſelben. 

b) Bekanntſchaft mit den einfachen Konſtruktionen aller Baugewerke. 

c) Die Konſtruktion und Einrichtung der auf dem Lande und in kleinen Städten am 
häufigſten vorkommenden Arten von einfacheren Wohn-, Wirthſchafts— 

und Fabrik-Gebäuden, der Kalkbrennereien und Ziegeleien. 

d) die Formen antiker Bauku u ft im Allgemeinen und deren Anwendung auf nr 
werke unferer Zeit. ) 

e) Ausarbeitung von Anſchlägen und Reviſions⸗ Nachweifungen. 

5) Waſſer⸗, Wege⸗ und Eiſenbahnbau. 

a) Die Lehre von den Fundirungen im Waſſer, dem Bau gewöhnlicher Brücken, der 
Uferſchaͤlungen und anderer Uferbefeſtigungen, fo wie der Verwallungen gegen Hoch⸗ 
waſſer, die Anlage kleiner Stauarchen und Mühlengerinne. 


b) Allgemeine Kenntniß von den beim Wege- und Eiſenbahnbau vorkommenden Erd— 
arbeiten, deren Anordnung und Ausführung. Die verſchiedenen Arten der Wege— 
befeſtigung, die dazu anwendbaren Materialien, Anordnung der Längen- und 

Querprofile und der eee Kenntniß von der Anfertigung zugehöriger 
Anſchläge. 

6) Maſchinenbau. 
Kenntniß der Zuſammenſetzung und Wirkſamteit derjenigen Maſchinen, welche auf 
Bauſtellen am häufigſten vorkommen. Bau gewöhnlicher Mühlen und Kenntniß 
der Dampfmaſchinen im Allgemeinen. 
Die unter Klauſur zu bearbeitende einfache Aufgabe im Entwerfen wird auf einen 

der unter 4. c. gehörigen Gegenſtände der Landbaukunſt ſich beziehen. 
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II. Baumeifter-Prüfung. 
A. Für Land- und Schönbau. 
Die mündliche Prüfung wird ſich auf folgende Gegenſtände erſtrecken: 

1) Die wichtigeren Bauſtyle aller Länder und Zeiten, ihre Entwickelung 
und die betreffenden vorzüglicheren Bauwerke in ihrer Anordnung und Eigen: 
thuͤmlichkeit. 4 

2) Konſtruktionslehre in Anwendung auf ausgedehnte und ſchwierige Bau— 
anlagen. * | 

Apparate zum Heizen und Lüften verſchiedener Gebäudegattungen, zur Bereitung 
von Speiſen, zum Reinigen und Trocknen der Wäſche, zum Filtriren des Trink— 
waſſers und andern Bedürfniſſen in größeren Haushaltungen. | | 

3) Dynamik in ihrer Anwendung auf die Konftruftion des Landbaues. 

4) Der Schönbauz alle Arten von Privat- und öffentlichen Gebäuden, einſchließ⸗ 
lich der Städteanlagen ſelbſt, die dabei Anwendung findenden Bauſtyle und verzie⸗ 
renden Formen, welche auch durch Zeichnung darzuſtellen die gehörige Fähigkeit und 
Fertigfeit vorhanden fein muß. 

5) Geſchäftsſuͤhrung, Verfahren und Hülfömittel bei Ausführung der Baue. 

Die unter Klauſur anzufertigende Probearbeit wird ſich auf einen der unter 2. und 
4. gehörigen Gegenſtände beziehen. ) DW 


B. Für den Waſſer⸗, Wege⸗ und Eiſenbahnbau. 
Die mündliche Prüfung wird ſich auf folgende Gegenſtände erſtrecken: 
1) Höhere Analyſis mit der Anwendung auf Kurvenlehre, Funktionen, Wahr: 
ſcheinlichkeits-Rechnung, Geodäſte. 
2) Analytiſche Dynamik, angewandt auf die folgenden unter 3., 4. und 5. ange⸗ 
führten Gegenſtände. 
3) Die Waſſerbaukunſt: 


a) Waſſerbauwerke im Allgemeinen, atmoſphäriſche Niederſchläge, Quel— 
len, Brunnen, Entwäſſerungs- und Bewäſſerungs-Anlagen, Fundirungen, 
I Fangdämme, Trockenlegung der Baugruben, Rammen ꝛc. 
N b) Strom: und Kanalbau, Bewegung des Waſſers in Flußbetten, hydro— 
techniſche Meſſungen, Anordnung und Ausfuhrung der Anlagen zur Strom— 
regulirung, zur Schiffbarmachung der Flüſſe, Reinigung des Bettes, Vertie⸗ 
fung deſſelben durch Baggerung u. dergl.; Kanalanlagen, Wehrbau, Schleu— 
ſenbau, Holzflößerei. 
c) Deichbau. Anordnung und Ausführung der Deiche, Entwäſſerung ber ein— 
gedeichten Niederungen, Schöpfmühlen, Siehle, Deihbrüche. 
d) Anlagen für Landkommunikation. Fähranſtalten, Brücken von Holz, 
b Stein und Eifen. al 
) e) Seebaue. Wellenſchlag, Fluth und Ebbe, Strömungen, Sicherung ber Ufer, 
d Dünenbefeftigung, Anlage von Seehäfen, Moolenbaue, Docken, Spuͤlſchleuſen, 
Sicherung der Rheeden, Leuchtthürme, Seemarken. 


4) Maſchinenlehre und Maſchinenbau. Kenntniß der verſchiedenen Kraͤſte 

f und der Vorrichtungen zur Anwendung derſelben; Göpel, Waſſerräder und andere 
Waſſermaſchinen, Windflügel, Dampfmaſchinen, Dampfwagen, — in ihrer Zuſam— 
menſetzung wie in den einzelnen Theilen, — Maſchinen zum Zerreiben, Zerſtoßen, 
Zerſchneiden, Preſſen und Verdichten der Stoffe für beſtimmte Zwecke. 

5) Der Eiſenbahnbau in ſeinem ganzen Umfange; der Unterbau nebſt den Ueber— 
brückungen, Oberbau. Steigungen und Kurven, Aus weichungen, optiſche und elek— 
triſche Telegraphen, Maaßregeln gegen Schnee und Fiugſand, Bahnhöfe mit allen 

zugehoͤrigen baulichen Anlagen, Eiſenbahn-Betriebsmittel. 
Die unter Klauſur anzufertigende Probearbeit wird ſich auf einen der unter 3. bis 


5. gehörigen Gegenſtände beziehen. 


III. Privatbaumeiſterprüfung. 


Die Anforderungen ſtehen vorſchriftsmäßig den bei der Baumeiſter⸗Prüfung für den 
Land- und Schönbau sub II. A. aufgeführten völlig gleich. Auf die dieſen Anforderun- 
gen unmittelbar zu Grunde liegenden Kenntniſſe, welche“ anderweit bei der Bauführer: 
Prüfung gefordert werden, wird hierbei nach Bedürfniß zurückgegangen. 
Hinſichtlich des Verfahrens bei den Prüfungen wird noch Folgendes bemerkt. 
Die verſchiedenen Prüfungen in der reinen und angewandten Mathematik beſchrän— 
Lt ken ſich nicht auf die allgemeinen Lehrſätze, ſondern es werden auch vorzugömeife fpezielle ` 
N - Fälle, wie fie in der Praxis vorkommen, den Kandidaten als Aufgabe geftellt werden, 
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deren Auffaſſung und Behandlung zugleich beurtheilen läßt, in wie fern die zu Grunde 
liegenden Lehrſätze klar aufgefaßt ſind. 

Bei Anfertigung der verſchiedenen Probearbeiten unter Klauſur haben die Exami⸗ 
nanden am erſten Tage der einwöchentlichen Klauſurarbeit eine vorläufige Skizze zu ent— 
werfen, von welcher bei der weiteren Ausarbeitung in den weſentlichen Theilen nicht ZS 

wichen werden darf. Berlin, den 18. Sept. 1849. 
K. Ober⸗Bau⸗ „Deputation. 
(Min. Bl. d. i. V. S. 225. Nr. 326.) 


Mit Bezug hierauf erging: 


3) Bekanntmach. der K. techniſchen Bau-Deput. p 8. Mai 1850, betr. die 
Bauführer-Prüfungen. 


Durch V. Sr. Exc. des K. Geh. Staats-Min. für H, G. u. öffentl. A. iſt mit 

Bezug auf die in der Bekanntmach, ber K. Ober-Bau-Deput. v. 18. Sept. v. 3. enthal⸗ 

tenen Anforderungen bei den Prüfungen der Bauführer angeordnet worden, daß bei den⸗ 

ſelben künftig auch Differential-Rechnung und Integral-Rechnung, für die angewandte 

| Mathematik aber neben der elementaren auch analytiſche Beweisführung gefordert werde, 

für welche jetzt ein Lehrgang auf der K. Bau⸗Akademie eingerichtet iſt. Dieſe Einrichtung 

trifft jedoch nur Diejenigen, welche ſich nach dem 30. Sept. 1851 zur Bauführer-Prüfung 

melden, indem es den Kandidaten, welche ſich früher melden, überlaffen bleibt, die Prüfung 
in der höheren Analyſis abzulehnen. (Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 110. Nr. 148.) 


4) Bekanntmach. der K. Ober-Bau⸗Deput. v. 1. Dec. 1849 über das nach 
der Vorſchrift v. 1. Aug. 1849 zu beobachtende Verfahren bei der Prüfung der 
Bauführer, Baumeiſter und Privatbaumeiſter. 


Bauführer-Prüfungen. 

. 1. In Folge der Vorſchrift v. 1. Aug. d. J. (Min. Bl. S. 198— 202.) wird halb⸗ 
jährüc nach dem Schluſſe der Vorleſungen auf der K. Bauakademie ein Zeitraum für 
die Bauführer-Prüfungen beſtimmt und vorher ein Termin bekannt gemacht 
werden, bis zu welchem die Meldungen dazu bei der unterzeichneten Behörde einzu— 


reichen find. 
Nachweiſe. 


8. 2. Der Meldung werden die im 8. 2 der oben erwähnten Borfehrift unter a., b. 
und c. angegebenen Nachweiſe (auf Stempelbogen von 15 Sgr.) beigefügt. 

In dem Nachweiſe b. über die einjährige praktiſche Thätigkeit, welche der 
Schulbildung nachfolgen und der Studienzeit vorangehen muß, ſind die Gegenſtände der 
Beſchäftigung, die theils in den Bureauarbeiten, theils in Theilnehme an Bau-Ausſüh— 
rungen beſtehen können, näher anzugeben und durch den Baumeiſter, unter deſſen Leitung 
die Arbeiten E find, zu beſcheinigen. 

Der Nachweis e. über zweijährige Studienzeit wird durch ein Zeugniß 
der K. Bauakademie zu Berlin, durch Zeugniſſe ähnlicher dem Zwecke nach verwandter 
öffentlicher Lehranſtalten Deutſchlands, durch Zeugniſſe von einzelnen Lehrern ſolcher An— 
ſtalten, oder durch Zeugniſſe von geprüften Baumeiſtern des Preußiſchen Staats geführt 
und muß im Allgemeinen darthun, daß ſich der Kandidat nach der vorgeſchriebenen, min— 
deſtens einjährigen praktiſchen Thätigkeit, zwei Jahre den Studien des Baufaches gewid⸗ 
met habe. — Die von einzelnen Lehrern oder Baumeiſtern ausgeſtellten Zeugniſſe müffen 
von der vorgeſetzten Behörde derſelben beglaubigt ſein. 

Sofern die Ausbildung nicht auf der K Bau⸗Akademie zu Berlin ſtattgefunden hat, 
iſt zugleich eine nähere Darlegung über den Bildungsgang und die benutzten Bildungs⸗ 
mittel, unter Beifügung der darüber vorhandenen Zeugniſſe, einzureichen, welche für die 
mündliche Prüfung als Anhalt dienen wird. 

Die behufs der Anfnahme in die hieſige Bau-Akademie an das Direktorium der— 
ſelben eingereichten Zeugniſſe a. und b. werden an die Ober-Bau-Deputalion abgegeben. 
Bei der Meldung zur Bauführer-Prüfung kann auf die Dereits erfolgte Einreichung der⸗ 
ſelben Bezug genommen werden. 


Zeichnungen. 
§. 3. Außer den Nachweiſen a., b, e, find nach 8. 2 der Vorſchrift auch die Zeich— 
nungen d., e. und f. vorzulegen. 
Die aufgenommene Situations-— Zeichnung muß, bauliche Anlagen und bei 
einem Maaßſtabe von etwa 4 Ruthen auf einen Zoll eine Fläche von mindeſtens 5 Mor⸗ 
gen nachweiſen. Die Nivellements-Zeichnung kann auf eine Länge von 100 R. ` 
bei angemeſſenem Maaßſtabe beſchränkt werden. 


— 
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Die Zeichnung e. von einem Gebäude oder einer Mafchine ift nicht blos in 
Linien, ſondern leicht getuſcht einzureichen. d 

Mit den Zeichnungen k. muß die perſpektiviſche eines Gebäudes oder eines Orna⸗ 
ments in hinreichend deutlicher Größe vorgelegt werden. 

Als Beweis, daß der Kandidat die fraglichen Gegenſtände ſelbſt auſgenommen und 
die Zeichnungen ſelbſt gefertigt hat, genügt die Verſicherung an Eidesſtatt bei der münd— 
lichen Prüfung. 2 | 

8. 4. Nach Ablauf des bekannt gemachten Termins werden ſpätere Meldungen 
nicht mehr angenommen, ſondern auf die nächſtfolgende halbjährige Prüfungsperiode ver- 
wieſen. Daſſelbe geſchieht bei denjenigen Kandidaten, welche ungenügende Nachweiſe dr, 
gereicht haben, wenn dieſelben nicht auf eine einfache Art vor Ablauf des Meldungster— 
mins vervollſtändigt werden können. 


Prüfungs-Termine. 


8.5. Die Prüfungs-Termine werden nach der Reihefolge der Meldungen 
mit möglichfter Beruͤckſichtigung etwaiger Wünfche der Kandidaten angeſetzt werden. Wer 
verhindert fein ſollte, den ihm geſetzten Pruͤfungs-Termin wahrzunehmen, hat die Verhin⸗ 
derungsgründe durch glaubwürdige Atteſte nachzuweiſen, widrigenfalls ſeine Meldung für 
die betreffende Pruͤfungs⸗Periode nicht weiter berückſichtigt wird. 


8. 6. Die Prüfung beginnt mit der einwöchentlichen Klauſurarbeit (8. 3. der Vor⸗ 
ſchrift) und die mündliche Prüfung findet in der darauf folgenden Woche ſtatt. Für letztere 
ſind vorläufig 2 Tage beſtimmt, wobei indeſſen eine Abänderung in einzelnen Fällen vor— 
behalten bleibt. Bei günſtigem Ausfall der Prüfung wird das Zeugniß unter dem Datum 
N des letzten Prüfungstages ausgeſtellt, dagegen bei ungenügendem Reſultat der Kandidat 
\ beſonders beſchieden, und nach Maaßgabe des Ausfalls der Prüfung ein Zeitraum von 
einem halben oder ganzen Jahre beſtimmt, nach welchem er ſich zur nochmaligen Prüfung 
melden kann. Ä 


| 8.7. Die 8. 8 der Vorſchrift angeordnete Vereidigung der Bauführer findet bei 
N den K. Reg. oder der K. Min. Baukomm. ftatt, fofern fie nicht etwa ſchon früher op 
Feldmeſſer geprüft und vereidigt worden find. 


Baumeiſter-Prüfungen. Nachweiſe. 


| 8. 8. Bei der Meldung zur Baumeiſter-Prüfung iſt die Beibringung der im 
8. 4. der Vorſchrift v. 1. Aug. d. J. vorgeſchriebenen Nachweiſe a., b., c. und d. (auf 
| Stempelbogen von 15 Sgr.) vorgeſchrieben. 
| Der Nachweis a. über die beſtandene Bauführer: Prüfung ergiebt ſich aus den Akten 

der Pruͤfungebehörden, weshalb die Vorlegung des darüber ausgeſtellten Zeugniſſes unter: 
bleiben kann, und nur das Datum deſſelben anzuführen iſt. | 
In dem Nachweiſe b. find die Bauausführungen und die Zeitabſchnitte derſelben 
während der praktiſchen Uebungszeit namentlich anzugeben. Derſelbe wird von den 
geprüften Baumeiſtern, unter deren Leitung der Bauführer gearbeitet hat, ausgeſtellt., 
Von dem Nachweiſe c. über einjährige Studienzeit gilt daſſelbe, was über den ähn⸗ 
lichen Nachweis bei der Bauführer-Prüfung in 8. 2. angeführt worden iſt. 1 
Der Nachweis d. über die Einübung und Bewährung in Feldmeſſerarbeiten it 
durch das Zeugniß eines Vermeſſungsreviſors oder eines im Waffer-, Wege- und Dit 
bahnbau geprüften Baumeiſters zu führen. Auch find alle übrigen Baubeamten, welche 
= SA beftanden haben, zur Ausſtellung des Benährungszeugnified 
erechtigt. . g 
Die zum Nachweis der Bewährung gefertigten Feldmeſſerarbeiten müflen, in der 
Vermeſſung einer Fläche von mindeſtens 500 Morgen, bei ſchwierigen Ortsverhältniſſen 
allenfalls auch nur von 200 Morgen und in einem Nivellement von etwa 1000 Ruthen 
Länge beſtehen. | 
8.9. Der für die Prufung als Privatbaumeiſter erſorderliche Nachweis a. wird 
durch Vorlegung des Zeugniſſes über die beftandene Prüfung als Maurer-, Zimmer: oder 
Steinmetzmeiſter geführt, welches dem Kandidaten zum anderweitigen Gebrauch zurüuͤckge⸗ 
geben wird. Ueber die dreijährige Studienzeit iſt der Nachweis b. in derſelben Art zu 


* 


führen, wie bei der Bauführer-Prüfung unter c. 8. 2. angegeben iſt. 
Meldung. 
8. 10. Die Meldung zur Baumeiſter-Prüfung kann zu jeder beliebigen Zeit bei 
der unterzeichneten Behörde erfolgen, wobei die vorgeſchriebenen Nachweiſe zur Beur⸗ 
theilung einzureichen find. Werden dieſelben als genügend anerkannt, fo wird dem Dt: 


minanden die im 8.5 der Vorſchrift angeordnete Aufgabe zu einem ausgedehnteren Entwurfe 
in der betr. Richtung ertheilt. | 


H 
d 
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Prüfungs-Termine. 


8. 11. Sobald die Ausarbeitung dieſes Entwurfes eingereicht und als genügend 
angenommen wird, kann die Anſetzung des Termins zur einwöchentlichen Klauſurarbeit 
und mündlichen Prüfung erfolgen. In der Regel wird derſelbe fo lange ausgeſetzt bleiben, 
bis mehrere Bauführer genügende Probearbeiten für die Baumeiſter-Pruͤfung eingereicht 
haben und gemeinſchaftlich geprüft werden können. Während der Bauführer-Prüfunge- 
periode 5 Baumeiſter-Prüfungen nur in ſoweit ſtatt, als die bereits angeſetzten Termine 
es geſtatten. g 

8. 12. Bei der Baumeifter- Prüfung im Land- und Schönbau werden in 
der Woche nach der Klaufurarbeit zwei Tage zur mündlichen Prüfung angefeßt. 
ck Zeit kann jedoch nach der Anzahl der Examinanden verlängert oder abgekürzt 
werden. 

Dieſelbe Anordnung findet eben fo bei der Baumeiſter-Prüfung für den Waſ— 
ſer-, Wege⸗ und Eiſenbahnbau und bei der Privatbaumeiſter-Prü— 
fung Hatt, Bei der letzteren wird übrigens auf diejenigen Gegenſtände der Bauführer: 
Prüfung zurückgegangen werden, welche der Baumeiſter-Prüfung zum Grunde gelegt 
werden müſſen. 

8. 13. Wer die Baumeiſter⸗Prüſung in beiden Richtungen für Land- und 
Schönbau, ſowie für Waſſer-, Wege- und Eiſenbahnbau zu beſtehen beabſtchtigt, hat die 
für dieſen Fall im 8. 4. der Vorſchrift v. 1. April d. J. angeordneten Nachweiſe beizu— 
bringen. Die Probeaufgaben werden ſich auf beide Richtungen beziehen, und die Prü— 
fungs⸗Termine fo angeſetzt werden, daß die einwöchentliche Klauſurarbeit und die münd— 
liche Prüfung für jedes Fach beſonders ſtattfinden kann. | 

Bei der mündlichen Prüfung wird von den Kandidaten die Verſicherung an Eidek— 
ſtatt gefordert werden, daß Ge die Probearbeiten ſelbſt und ohne fremde Beihülfe gefertigt 
haben. ($. 6. der Vorſchrift.) ö f 

8. 14. Bei gunſtigem Ausfall der Baumeiſter-Prüfung wird das Qualifikations- 
zeugniß unter dem Datum des letzten Prüfungstages ausgefertigt. Iſt dagegen die Wärt, 
fung ungünſtig für den Examinanden ausgefallen, ſo wird ihm der Zeitraum bekannt 
gemacht werden, nach welchem die Wiederholung der Prüfung ftattfinden kann. Fällt 
er EE aus, fo bleibt eine nochmalige Wiederholung unzuläſſig. (8. 7. der 

orſchrift. 


Ueber gangsbeſtimmungen in Bezug auf die Bauführer-Prüfung. 


8. 15. Kandidaten, welche die nach den bisherigen Vorſchriften 
erforderliche Schulbildung nachweiſen, in Folge der Bekanntmachung vom 
16. Januar d. J. im Laufe des verfloſſenen Sommers die praktiſche Thätigkeit und unter 
Leitung eines Baumeiſters begonnen haben und jetzt bei der K. Bau-Akademie auſgenom— 
men ſind, müſſen nach vollendetem Lehrgange die praktiſche Thätigkeit zu einem vollen 
Jahre ergänzen und den Nachweis darüber nebſt den Nachweiſen über die vorher er⸗ 
langte Schulbildung und e. über die Studienzeit bei der Meldung zur Bauſührer-Prü⸗ 
fung beibringen. 


8. 16. Eben ſo haben Diejenigen, welche im April d. J. für den aus— 
nahmsweiſe ertheilten Unterricht in der K. Bauſchule auſgenommen 
ſin d, den Nachweis b. über die ſpäter ſtattgeſundene praktiſche Thätigkeit nebſt den 
Nachweiſen über die bisher vorgeſchriebene Schulbildung und e. über die Studienzeit bei 
der Meldung zur Bauführer-Prüfung beizubringen, doch kann ihnen das auf das 
Studium verwendete Sommerhalbjahr 1849 bei der Studienzeit angerechnet werden. 


8. 17. Wer bis zum letzten September d. J. nach den bisherigen Beſtimmungen 
die Reife für die erſte Klaſſe eines Gymnaſiums oder das Abgangszeug— 
niß einer zur Anſtellung von Abgangsprüſungen berechtigten höheren 
Bürger- oder Realſchule nachweislich erlangt hat, iſt nach 8, 13. der Vorſchrift 
vom 1. Aug. d. J. von dem Nachweiſe der Schulbildung in dem weiteren Umfange a. 
entbunden, hat aber bei der Meldung zur Bauführer-Prüfung die Nachweiſe b. und e. 
beizubringen. f 


8. 18. Feldmeſſer, welche die Bewährung als ſolche nachgewie— 
fen haben und jetzt ohne die Nachweiſe a. und b. bei der K. Bau-Akademie auf- 
genommen ſind, müſſen die einjährige praktiſche Thätigkeit unter Leitung eines geprüften 
Baumeiſters nachholen und die Nachweiſe b. und e bei der Meldung zur Bauführer- 
Prüfung einreichen. ep 

8. 19. Die Nachweiſe a. und b. find nach 8. 14. der Vorſchrift v. 1. Aug. d. J. 
Denjenigen erlaſſen, welche bis zum 1. April d. J. unter Erfüllung der bis— 
herigen Vorſchriften unbedingt in die K. Allgem. Banſchule aufgenom— 
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men ſind. Dieſe haben daher bei der Meldung nur das Zeugniß der Bau-Akademie 
c. einzureichen. | 

8,20. Die Feldmeſſer, welche den bisherigen Baumeiſterkurſus 
auf der Bauſchule bis zum 1. April d. . vollendet haben, oder überhaupt 
unter Erſüllung der bisher vorgeſchriebenen Bedingungen bis zum 1. April d. J. zur 
Baumeiſter⸗Vorprüfung zuzulaſſen waren, können ohne die Nachweiſe a., b. und e. gä 
zur Bauführer⸗Pruͤfung melden. ZP? | 

8.21. Dagegen müſſen diejenigen Feldmeſſer, welche zwar vor dem 
1. April d. J. ſich bewährt oder die fonftigen Bedingungen der Julaf- 
ſung zur bisherigen Baumeiſter-Vorprüfung erfüllt haben, aber bei 
der Feldmeſſer-Prüfung nur ein bedingtes Feldmeſſer-Zeugniß 
erlangthatten und deshalb die Zulaſſung zur Prüfung vor dem 1. April d. J. nicht 
hätten beanſpruchen können, die. einjährig praktiſche Thätigkeit und die Studienzeit nach— 
weiſen, bevor fie zur jetzigen Bauführer-Prüfung zugelaſſen werden, wenn ſie auch im 
Laufe des Sommers bei einer Nachprüfung das unbedingte Feldmeſſer⸗Zeugniß erhalten 
haben ſollten. | | | 

In Bezug auf die Baumeifter-Prüfung. | 

8. 22. Diejenigen, welche die bisherige Baumeiſter-Vorprüfung 
gehörig beſtanden haben, werden als Bauführer betrachtet und können ohne 
den Nachweis 8. 4. I. a. der Vorſchrift v. 1. Aug. d. J. zur neuen Baumeiſter-Prüfung 
zugelaſſen werden, wenn fie die Nachweiſe b., e. und reſp. d. beibringen. 

Wenn ſie dagegen die Vorprüfung nur gut beſtanden haben, mithin früher 
ohne nochmalige Baumeiſter-Vorprüfung zur Bauinſpektor-Vorprüfung nicht zugelaſſen 
worden wären, fo müſſen fe ſich der jetzt vorgeſchriebenen Bauführer-Prüfung unterwerfen, 
ehe fie ſich zur Baumeiſter-Prüfung nach der Vorſchrift v. 1. Aug. d. J. melden können. 

Bei denen, welche im Jahre 1848 Zeugniſſe als Bauführer auf Grund der Zog: 
niſſe der K. Allgem. Bauſchule, ohne eine Prüfung abzulegen, erhalten haben, wird in der 
neuen Baumeiſter-Prüfung, zu der fie mit den Nachweiſen b., e, und reſp. d. zugelaſſen 
werden, auf die Gegenſtände der früher nicht abgelegten Prüfung in Folge der V. v. 
1. April 1848 nach Umſtänden zurückgegangen werden. ö 

8. 23. Den Bauführern, welche die bisherige Baumeiſter-Vor⸗ 
prüfung gehörig oder gut beſtanden haben, iſt zunächſt noch geſtattet, zu 
der damit in Verbindung ſtehenden Nachprüfung ſich zu melden, und um Ertheilung der 
Probearbeiten einzukommen. Sobald ſte die bisher vorgeſchriebene zweijährige praktiſche 
Uebung nachweiſen und die Probearbeiten einreichen, wird ihnen der Termin zur Nach⸗ 
prüfung anberaumt werden. Beim Beſtehen in derſelben werden ihnen nach 8. 16. der 
Vorſchrift v. 1. Aug. d. J. Zeugniſſe als Baumeiſter in der bisherigen Art ertheilt, wonach 
fie zur Bekleidung einer Land- oder Wegebaumeiſter⸗Stelle (künftige Wegeinſpektor-Stelle) 
befähigt find, aber wie bisher, nicht ohne weitere Prüfung zu einer Oauinſpektor⸗Stelle 
befördert werden können. In Bezug auf den für die Meldungen zur bisherigen Bau— 
meiſter⸗Nachprüfung ꝛc. im 8. 16, und 17. der Vorſchrift v. 1. Aug. d. J. bis zum 
Schluſſe des J. 1849 geftellten Termin, ift eine Verlängerung bis zum Schluſſe des 
Jahres 1850 nachgegeben. Nach dem Schluſſe des J. 1850 werden jedoch keine Mel⸗ 
dungen zur bisherigen Baumeiſter-Nachprüfung mehr angenommen. Ä 

8 24. Bauführer, welche den Bauinſpektor-Kurſus der Königl. 
Allgemeinen Bauſchule bereits vollendethaben, oder noch bis zum Schluß 
im März 1850 vollenden, werden zu der neu angeordneten Baumeiſter-Prüfung und 
zwar in beiden Richtungen, für Land- und Schönbau, ſowie für Wege- und Waſſerbau, 
ed zugelaſſen, und find bei der Meldung von Beibringung des Nachweiſes 8. 4. 1. a. 
entbunden. 

8. 25. Bauführer, welche die bisherige Bauinſpektor-Vorprü⸗ 
fung beftanden haben und ſich bis zum Schluſſe des Jahres 1850 (ek. §. 23.) zur 
Ablegung der zugehörigen Nachprüfung melden, können die zu dieſem Behuf bieher uͤbli⸗ 
chen Probeaufgaben erhalten und nach Einreichung derſelben die Nachprüfung in der bis— 
herigen Art ablegen, ſobald ſie die vorgeſchriebene praktiſche Thätigkeit nachweiſen. Sie 
erhalten die bisher üblichen Qualifikations-Zeugniſſe (S. 16. der Vorſchrift). 

8. 26. Wer bis zum Schluſſe des Jahres 1849 zur bisherigen Pribat⸗ 


baumeiſter-Prüfung fi gemeldet und die Probearbeiten nachgeſucht hat, wird 


nach Einreichung derſelben in der bisherigen Art geprüft werden (8. 16. der Vorſchriſt). 
Für die Naturwiſſenſchaften wird jedoch ein beſonderer Pruͤfungstermin nicht mehr ange 
ſetzt, die Prüfung in denſelben vielmehr mit der Hauptprüfung verbunden werden. 
Berlin, den 1. Dec. 1849. 8 
K. Ober⸗Bau⸗Deput. 


Genehmigt durch die V. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A v. 26. Nov. 1849. 
(Min. Bl. d. i. B. 1849. S. 276. Nr, 399.) 


Allgem. Vorſchriften; Eintritt in den Staatsdienſt. 109 


Dazu: 

a) R. der K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) u. d. Fin. 
(v. Rabe) v. 20. Juli 1850 an die K. techniſche Bau-Deput. in Berlin. Stem⸗ 
pelfreiheit der Schulzeugniſſe zu den Prüfungen der Feldmeſſer, Bauführer 
und Baumeiſter, ſowie der Zeugniſſe über deren praktiſche Ausbildung und 

Derſelbe Grund, welcher für die Stempelfreiheit der Schulzeugniſſe für Kandidaten 
behufs ihrer Prüfung zu Feldmeſſern ſpricht, gilt, wie der K. techniſchen Bau-Deputation 
auf den Ber. v. 18. Juni d. J. erwiedert wird, unter den im Erlaſſe v. 30. April d. J. 
enthaltenen Vorausſetzungen auch für die Stempelfreiheit der zu 2. bis 5. des Ber. bezeich- 
neten Atteſte, ſo daß alſo nicht blos die Schulzeugniſſe der Kandidaten zu Feldmeſſern, 
ſondern auch die Zeugniffe über deren praktiſche Ausbildung, nicht minder die Schulzeug— 
niſſe zu den Bauführer- und Baumeifter- Prüfungen, fo wie die von geprüften Baumei⸗ 
ſtern ausgeſtellten Zeugniſſe über praktiſche Thätigkeit und die von den Lehranſtalten, 
Lehrern und geprüften Baumeiſtern ausgeſtellten Zeugniſſe über Studien ſtempelfrei zu 
behandeln ſind, ſofern dieſe Atteſte lediglich den Zweck haben, daß auf Grund der— 
ſelben dem Kandidaten ein mit dem behörigen Stempel zu verſehendes amtliches Zeugniß 
ex den Ausfall der Prufung, zu welcher es der Einreichung jener Atteſte bedarf, ausge— 

ellt werde. . a 

Soweit die Bekanntmachung der vormaligen K. Ober-Bau-Deput. v. 1. Dec. 1849 
8. 2. andere Beſtimmungen enthält, werden ſelbige hiermit modifizirt. Die K. techniſche 
Bau⸗Deput. wolle hiervon auch das Direktorium der K. Bau-Akademie in Kenntniß 
ſetzen. (Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 256. Nr. 344.) 


b) Bekanntmach. der K. techniſchen Bau-Deput. v. 20. März 1852 über 
die bei der Prüfung der Bauführer geforderte Uebung im Zeichnen, Entwerfen 
und Veranſchlagen baulicher Gegenſtände ). 


Bei den Bauführer-Prüfungen iſt ſeit einiger Zeit wahrgenommen worden, daß 
manche Kandidaten über die Zahl, die Ausführungsweiſe und die Gegenſtände der vor— 
ſchriftsmäßig zum Nachweiſe gehöriger Uebung einzureichenden Zeichnungen, ſo wie über 
die Art der Loͤſung der Aufgaben im Entwerfen einfacher Gebäude unter Klauſur, und 
endlich ſelbſt über die bauwiſſenſchaftlichen Gegenſtände, welche vorzugsweiſe gefordert 
werden müſſen, ſich im Irrthume befinden. Um den hieraus folgenden Uebelſtänden zu 
begegnen, wird mit Bezug auf die Bekanntmach. v. 18. Sept. 1849. Tit. I. 4. (Min. Bl. 
S. 225.) und v. 1. Dec. 1849 8. 3. (Min. Bl. S. 276) Folgendes beſtimmt. 

8. 1. Die nach 8. 3k. der Bekanntmach. v. 1. Dec. 1849 einzureichenden Zeich— 
nungen müſſen beſtehen aus a 


a) vier Blätter Baukonſtruktions-Zeichnungen für Maurer-, Steinmetz⸗, Zimmer- oder 
Tiſchler-Arbeiten; | 

b) zwei Blätter Bau-Zeichnungen, von denen eins nach einem veröffentlichten Plane 
eines neueren Meiſters kopirt werden kann, das andere aber Detail-Zeichnungen 
von Thüren, Fenſtern, Geſimſen, u. ſ. w., in größerem Maaßſtabe aufgetragen, 
enthalten muß; 

e) ſechs Blättern Architektur- und Ornamenten- Zeichnungen aus dem Gebiete der 
antiken Baukunſt und des in dieſer Auffaſſung durchgebildeten Bauſtyles, von 
d wenigſtens zwei Blätter mit dem Pinſel auf Tonpapier ausgeführt fein 
müffen ; | 

d) einer perſpektiviſchen, in großem Maaßſtabe aufgetragenen, mit dem Pinſel auöge- 
führten Zeichnung, aus welcher erſtchtlich iſt, daß der Kandidat mit den Regeln der 
Linear⸗Perſpektive und der perſpektiviſchen Schatten-Konſtruktion ſich vertraut: 
gemacht hat; „ 

e) eg Blättern Landſchaftszeichnungen in forgfältiger, doch anſpruchloſer Behand— 
ung, und | | 

f) aus drei Entwuͤrfen zu kleinen Gebäuden, von der nach Tit. I. 4. e der Bekannt- 

machung v. 18. Sept. 1849 angedeuteten, durch 8. 6. der gegenwärtigen Bekannt⸗ 
machung näher bezeichneten Gattung. Dieſelben müſſen in Grundriſſen, Balke n- 


1) Als Ergänzung der Bekanntmach: der vormaligen Ober-Bau-Deput. über die Anfor⸗ 
derungen und das Verfahren bei den Prüfungen der Bauführer, Baumeiſter und 
Privakbaumeiſter v. 18. Sept. und 1. Dec. 1849 genehmigt durch die V. des Min. 
für H, G. u. öffentl. A. v. 17. März 1852. | 
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lagen, Durchſchnitten, Anſtchten und Detail⸗Zeichnungen ausgearbeitet fein. Die 
Maaßſtäbe zu dieſen Zeichnungen dürfen hinſichtlich 

der Grundriſſe und Balkenlagen nicht kleiner als 726 

- Anfichten und Durchſchnirkte ez ge 

e Detail⸗Zeichnungen e: e e 

der wirklichen Länge angenommen werden. Hinſichtlich des Bauſthles der Ent- 

würfe gilt die Beſtimmung des 8 7. e7 

8.2. Das Format der Zeichnenblätter zu a. b. c. und d. muß 24 bis 26 Zoll lang 
und 18 bis 20 Zoll breit, das zu e. und k. kann außerdem aber auch kleiner und zwar bis 
zu 15 Zoll Länge und 12 Zoll Breite genommen werden. 

8. 3. Bei allen mit dem Pinſel ausgeführten Zeichnen-Arbeiten, welche nicht auf 
bloße Charakteriſtrung durchſchnittener Theile ſich beziehen, dürfen nicht mehr als zwei | 
Farben angewendet werden. Bei Anwendung von Tonpapier ift jedoch außerdem das 
Auſſetzen einer eigenen Lichtfarbe geftattet. - 


8.4. Sämmtliche, bei der Meldung zur Bauführer-Prüfung einzureichende Zeich 
nungen müſſen von dem Kandidaten mit Beifügung des Datums und der Jahreszahl 
unterſchrieben, auch hinſichtlich der durch den Kandidaten bewirkten eigenhändigen Aus: 
führung in der Regel entweder von den betheiligten Lehrern der K. Bau-Afabemie zu 
Berlin, oder von denen einer dem Zwecke der Akademie verwandten öffentlichen Lehr-An⸗ 
ſtalt Deutſchlands, oder von einem geprüften Baumeiſter des preußiſchen Staats, durch 
Namens⸗Unterſchrift beglaubigt werden. — Die Zeichnungen, für welche die geforderte 
Beglaubigung durch eine der bezeichneten Perſonen nicht zu erlangen iſt, müffen mit einer 
von dem Kandidaten ſelbſt geſchriebenen Verſicherung an Eides ſtatt, daß er dieſelben 
eigenhändig, ohne fremde Beihülfe, gefertigt habe, verſehen werden. | 

8.5. Zur Beurtheilung der nach Tit. I. 4e. der Bekanntmach. v. 18. Sept. 1849 
erforderlichen Kenntniß bei der Meldung zur Bauführer-Prüfung ein von dem Kandida- 
ten ſelbſt verfaßter und geſchriebener Koſten-Anſchlag nebſt Erläuterungsbericht zu einem 
kleinen Wohngebäude einzureichen. | 


8.6. Die in Tit. 1. 4c. ber Bekanntmach. v. 18. Sept. 1849 angedeuteten Ge⸗ 

1 bäude⸗Arten, aus deren Zahl die unter Klaufur zu bearbeitende einfache Aufgabe im Ent⸗ 
werfen von der Prüfungsbehoͤrde gewählt wird, find folgende: 
0 Für größere Landwirthſchaften; 
! a) Pächter⸗, Verwalter⸗, Gefinde- und Tagelöhner⸗Häuſer; 

p) Back- und Molkenhäuſer, Remiſen für Ackergeräth, Feuerſpritzen, Leitern und für 
0 ſonſtige Löſchwerkzeuge, Eisgruben u. ſ. w.; 
| c) Scheunen, Schuppen, Keller und Getreideſpeicher; 

d) größere Ställe für alle Viehgattungen. 


Für kleinere Landwirthſchaften: 


e) Bauerhöfe von verſchiedener Größe mit Rückſicht auf Gewohnheiten und Bedürf— 
niſſe in verſchiedenen Gegenden. 


N Fürländlihe Gewerbe: 

N D Brennerei- und Brauerei⸗Anlagen in baulicher Beziehung, (hinfichtlic, der Apparate 
wird nur allgemeine Kenntniß des Zweckes mit beſonderer Rückſicht auf Feuerungs⸗ 
und ſonſtige Bauanlagen gefordert); | 

g) Ziegeleien und Kalkbrennereien; 

h) Schmieden, Krüge, Schenken und kleine Gaſthäuſer. 


Sonſtige auf dem Lande und in den Städten häufig vorkommende 
kleine Gebäude: 


i) Wohnhäuſer für Familien aus der Klaſſe der kleinen Handwerker, fo wie der Manu⸗ 
faftur= und Fabrif-Arbeiter; | 
) kleine Landhäuſer, Weinbergs- und Gartenhäuſer, einſchließlich der zur Ueberwin⸗ 
terung von Pflanzen gebräuchlichen einfachen Bau-Anlagen; 
1) Chauſſee- und Schleuſenwäͤͤrter⸗-Häuſer nebſt Zubehör ; 
m) Forſt⸗Dienſt⸗Gebäude desgl.; 
n) Elementar⸗Schulhäuſer für nicht mehr als 300 Kinder desgl.; 
o) Pfarrhäuſer; . 
p) kleine Dorfkirchen mit höchſtens 400 Sitzplätzen, Kapellen, Friedhöfe und kleine 
Familienbegraͤbniſſe; 
a) Wannen⸗Bäder. 
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8.7. Die Klaufur-Aufgabe muß dem vorgeſchriebenen Zwecke entſprechend, und in. 
den Konſtruktionen ohne Fehler gelöſt, auch ſofern die Aufgabe den Maſſivbau bedingt, 
nach einem in antiker Auffaſſung durchgebildeten Bauſtyl ausgearbeitet werden. Hin- 
ſichtlich der äußeren Behandlungen der Zeichnungen gelten die Beſtimmungen des 8. 3. 

8.8. Die vorſtehenden Beſtimmungen kommen mit der nächſten Prüfunge-Periode 
von Oſtern d. J. in Anwendung. Wenn jedoch einzelne vor dieſer Bekannt— 
machung gefertigte Zeichnenblätter eingereicht werden, welche den Beſtimmungen 
nicht völlig entſprechen, oder wenn die nach 8. 1. beſtimmte Zahl der vorzulegenden Zeich⸗ 
nenblätter und Entwuͤrfe in einzelnen Gegenſtänden nicht völlig erreicht wird, ſo wird bei 
ſonſt befriedigenden Leiſtungen in geeigneten Fällen einſtweilen noch bis zu dem Michae— 
lis⸗Termin 1853 darüber hinweg geſehen werden. | 

(Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 93. Nr. 82.) 

5) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A., Abth. III. (Mellin) v. 
18. April 1850 an ſämmtl. K. Reg. Einſendung der Verhandlungen über die 
Prüfung der Kandidaten der Feldmeßkunſt an die techniſche Bau-Deput. 

f Die K. Reg. wird darauf aufmerkſam gemacht, daß der Grund der V. v. 22. Dec. 
v. J. (M. Bl. 1850 S. 15. ff.) in Wirkſamkeit getretenen techniſchen Bau-Dep. in Bezug 
auf die Prüfungen des Baufaches und der Feldmeßkunſt die Funktionen der bisherigen 
Ober⸗Bau-⸗Dep. vollſtändig übertragen worden find, und daß daher auch die Verhand— 
lungen über. die Prüfung der Kandidaten der Feldmeßkuuſt behufs Ausſtellung der Zeug— 
niſſe ac. nicht, wie in einigen Fällen geſchehen, an das unterz. Min., ſondern an die tech- 
niſche Bau⸗Dep. einzufenden find. (Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 110 Nr. 147.) 

C. Beſtimmungen über die Prüfungen der Feld meſſer. 

AA. C. R. des K. Min. des J. für H., G. u. Bauw. (v. Schuckmann) 
v. 8. Sept. 1831 an ſämmtl. K. Reg., betr. die Prüfung der Feldmeſſer und 
derjenigen, welche ſich dem Baufache widmen !). 

Die K. Reg. empfängt in der Anl. (a.) die heute erlaſſenen Vorſchriften für diejeni⸗ 
gen, welche ſich als Feldmeſſer prüfen laſſen, oder welche ſich dem Baufache im Staats— 
dienſte oder als Privatbaumeiſter widmen, in ſechs Exemplaren Dieſe Vorſchriften haben 
in ihren Grundzügen die Allerh. Genehmigung erhalten. 

Was die Feldmeſſer anbetrifft, ſo ſind die beſtehenden Beſtimmungen bis auf eine 
beibehalten. Ihre Prüfung geſchieht, ohne Ausnahme, im Auftrage der Ober-Bau-Dep. 
von derjenigen Reg., bei welcher der Feldmeſſer praktiſch arbeitete, ohne Berückſichtigung 
des Unterſchiedes, welchen die Entfernung Berlins bisher machte. Die hieſige Min. Bau— 
Kommiſſton prüft keine Feldmeſſer. Bei denjenigen Reg., bei welchen keine Prüfungs— 
Kommiſſtonen für Feldmeſſer beſtanden haben, find fie fofort zu organiſiren. 

Die K. Reg. wird dieſe Vorſchriften durch ihr Amtsbl. zur öffentl. Kenntniß brin- 
gen, und durch die Zeitungen ihres Reg. Bez. darauf aufmerkſam machen, daß dieſes 
geſchehen. 


Anl. a. 
Vorſchriften für die Prüfung der Feldmeſſer. 
) 1. Feldmeſſer *). 
§. 1. Der Feldmeſſer ſoll die Kenntniſſe nachweiſen, welche zur Entlaſſung als reif 
aus der 2. Klaſſe eines Gymnaſtums erfordert werden, oder die Reife einer Klaſſe einer 
anderen Lehranſtalt, welche das Min. d. J. für H., G. und Baum. ihr gleich achtet 3). 


1) Dies C. R., nebſt den darauf bezüglihen Min. Erlaſſen, iſt, wie bereits oben sub 
B. S. 97. bemerkt worden, in Betreff der Prüfungen derjenigen, welche ſich dem 
Baufache widmen, durch die V. v. 22. Dec. 1849 und die in Folge derſelben 
ergangenen Erlaſſe fur beſeitiget zu erachten und nur noch bezüglich der Feld— 
meſſer- Prüfungen von Intereſſe. Deshalb find hier nur die die Feld meſſer— 
Prüfungen betreffenden Beſtimmungen dieſes C. R. gegeben worden. 

2) Vergl. auch 8. 2. des Regl. v. 8. Juli 1833. (f. unten.) 

3) In Betreff derjenigen ſich zum Feldmeſſer- oder architektoniſchen Examen melden— 
den Kandidaten, die ihre Bildung nicht auf einem Gymnaſium empfangen haben, 
verordnete das R. des K. Min. des H. (v. Bülow), v. 12. Jan. 1822 (A. VI. 
86— 1. 33.), daß dieſelben ein Prüfungs-Atteſt einer ſolchen Anſtalt beizubringen 
hätten, daß ſte die zur Entlaſſung aus Sekunda eines Gymnaſtums erforderlichen 
Kenntniſſe beſitzen. In Folge deſſen festen das C. R. des K. Min. ber G. ꝛc. 
Ang. v. 24. Mai 1824 (Acta des K. Fin. Min., sign. Bildung im Baufache A. 
17. Nr. 3. Vol. II.) und das darauf geſtützte Publ. des K. Konſtſtoriums der Pro⸗ 
vinz Sachſen v. 8. Juni 1824 (A. VIII. 454. — 2. 64.) feſt, daß die Direktoren 
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Offiziere des ſtehenden Heeres, welche die Prüfung als Offiziere beſtanden haben, ſowie 
reitende Feldjäger, ſind von Beibringung jener Zeugniſſe entbunden. Der Feldmeſſer 
muß ferner vor feiner Prüfung als ſolcher, bei einem oder mehreren Feldmeſſern oder gr, 
taſter⸗Geometern, wenigſtens überhaupt ein Jahr lang in Ausführung von Vermeſſungen 
und Nivellements gearbeitet und einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt haben. 
8.2. Mit den Zeugniſſen hierüber, meldet ſtch der Kandidat, unter Einreichung feineg 
Lebenslaufs 1), bei der Reg. desjenigen Reg. Bez., in welchem er praktiſch gearbeitet hat, 
und trägt auf ſeine Prüfung an, welche jene, durch die Hei ihr beſtehende Feldmeſſer⸗Pri⸗ 
fungs⸗Kommiſſton anordnet?). | 
8. 3. Die Kommiſſion ertheilt ihm eine angemeſſene Probe⸗Aufgabe; wird deren 
Bearbeitung nicht verworfen, ſo findet die ſchriftliche und mündliche Prüfung ſtatt, und 
zwar e ) S A 
in der Feldeinrichtungslehre; der Feldmeß- und Nivellirkunſt; in der Arööhmetik mit 
Rückſicht auf praktiſche Fertigkeit im Rechnen; der Algebra, einſchließlich der Auflöſung 
quadratiſcher Gleichungen und Uebung im Gebrauche der Logarithmen; der ebenen 

Geometrie; der Trigonometrie mit einiger Kenntniß der ſphäriſchen; dem Situations- 
Kartenzeichnen s). 0 

8.4. Die Reg. überſendet ſämmtl. Dokumente, Probearbeiten und das Prüfungs— 
protokoll mit dem Gutachten der Prufungs-Kommiſſton an die Ober⸗Bau⸗Dep. Das von 
dieſer Behörde auszuſtellende Zeugniß entſcheidet über die Fähigkeit zum Feldmeſſer über- 
haupt, oder über die bedingte Fähigkeit zu gewiſſen Arten der Vermeſſungen und Nivel— 
lements. , 

8.5. Untüchtig Befundene können ſich nur nach Jahresfriſt zu einer zweiten Prü— 
fung melden. 

8.6. Die Vereidigung als Feldmeſſer kann von den Reg. nur nach Ablegung der 
einjährigen Mititairpflicht, oder nach erwieſener Untüchtigkeit zum Mititairdienft, verfügt 
werden ). 

8. 7. Feldmeſſer ſollen bei öffentlichen Bauten nicht befchäftigt werden. 

(A. XV. 515. — 3. 3.) 


oder Rektoren der Gymnaſten verbunden ſein ſollten, ſolche Kandidaten der Feld— 
. meßfunft, welche ſich durch Privatunterricht die erforderlichen Schulkenntniſſe erwor— 
boden haben, auf ihr Anſuchen zu prüfen und ihnen hierüber ein amtliches Zeugniß 
| zu ertheilen. Es heißt in dem R. weiter: 
| »Diefe Prüfung erſtreckt ſich, mit Ausſchluß der mathematiſchen Wiſſenſchaften 
sund der mit denſelben verwandten Kenntniſſe und Fertigkeiten, da dieſe bei den 
von Seiten der K. Ober-Bau-Dep. zu veranſtaltenden Prüfungen erforſcht wer⸗ 
»den, auf die lateiniſche und franzöſiſche Sprache, auf deutſchen Styl, auf Geſchichte 
»und Geographie, auf die erworbene allgemeine Schulbildung überhaupt, wie 
»fie zur Entlaſſung aus Sekunda eines Gymnaſiums gefordert wird. Jeder der 
»oben bezeichneten Kandidaten der Feldmeßkunſt kann nunmehr bei irgend einem 
»der Direktoren oder Rektoren der Gymnaſten um dieſe Prufung anſuchen. An 
„Gebühren hat er ſeinem Examinator, welche zu fordern derſelbe ermächtigt if, 
9 Thaler Kour. für die Prüfung und das Prüfungszeugniß zuſammen zu 
30 len. a 
Das R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Kamptz), v. 19. Aug. 1830 
an den Direktor der Petri-Schule zu Danzig hatte bereits bemerkt, daß das K. 
Min. des J. eine Beſtimmung erlaſſen werde, wonach für die Fel dmeſſer ſtatt 
des Zeugniſſes der Reife für die Entlaſſung aus Sekunda eines Gymnaſtums ein 
unbedingtes Zeugniß der Reife der erſten Klaſſe einer hoͤhern Bürgerfchule genügen 
ſolle. (A. XIV. 556.) | 
1) Schon das R. des K. Min. des H. u. d. G. (v. Bülow), v. 8. Sept. 1819 an 
ſämmtl. K. Reg. ſchrieb vor, daß die Kandidaten der Feldmeßkunſt ihrer erſten 
Eingabe, durch welche fie die Probearbeiten zu ihrer Prüfung nachſuchen, ein eur- 
riculum vitae beilegen ſollten, welches die Angabe ihrer Herkunft, ihrer wiſſen— 
ſchaftlichen Bildung und der ſonſt darauf Bezug habenden Lebensumſtände enthal— 
ten ſollte. (A. III. 645. — 3. 5. 
2) Vergl. Regl. v. 8. Juli 1833. 8. 3. (f. unten.) 
3) Vergl. Regl. v. 8. Juli 1833. 88. 4. ff. 
4) Bereits das R. des K. Min. des H. (v. Bülow), v. 12. Jan. 1822. (A. VI. 
86. — 1. 33.) verordnete, daß Niemand als Feldmeſſer oder Baumeiſter eher zu 
vereidigen, bevor er nicht ſeiner Militair-Dienſtpflicht genügt habe. 


. -- Vier 
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Dazu: 
a) Zum . 1. | 
1) Die Minifterien haben ſich über die Bedingungen geeiniget, unter wel— 

chen den mit dem Zeugniſſe der Reife entlaſſenen Zöglingen der höheren Bürger— 
und Realſchulen diejenigen Begünſtigungen zugeſtanden werden dürfen, deren 
Bewilligung bisher von dem Nachweiſe des Beſuches der oberen Klaſſen der 
Gymnaſten abhängig gemacht war, und es find hierauf Seitens des K. Min. 
der G., U. u. Med. Ang. mittelſt C. R. v. 8. März 1832 (A. XVI. 103.—1. 44.) 
bei denjenigen Schulen gedachter Kategorie, die durch ihre Einrichtung den Be— 
dingungen zu entſprechen im Stande ſind, förmliche Entlaſſungs-Prüfungen 
angeordnet, für welche eine beſondere Inſtruktion ertheilt worden. 

Die höheren Bürger- und Realſchulen, welche zu dergleichen Entlaſſungs— 
Prüfungen autoriſtrt worden, ſind gegenwärtig folgende: FE 
| ) Die höhere Bürgerſchule auf der Burg zu Königsberg in Pr. 


La e » in Löbenicht. 

3) » ` ` zu Billau. 

4) „7 » » Snfterburg. 

DI „ » V » Droubeng, 

6) „ V g » Cum). 

7) » BPetrifchute zu Danzig. 

8) » Realſchule zu Meſeritz. 

9) » höhere Bürgerfchule zu Breslau. 
10) „ 5 V » Landshut. 
11) » » 5 Treptow a. R. 

12) » . » » Stolpe in Hinterpommern. 
13) » Königl. Realſchule zu Berlin. 

14) „ Koönigſtädtiſche hohere Stadtſchule zu Berlin. a 
15) » höhere Bürgerſchule zu Landsberg a. W. 
165 „ » „ » Lübben. 
17) » Oberſchule zu Frankfurt a. O. 
18) » höhere Gewerb- und Handelsſchule zu Magdeburg. 
19) » Realſchule in der Franke'ſchen Stiftung zu Halle. 
20) » höhere Buͤrgerſchule zu Warendorf. 
21) » » » Siegen. 
22) = » Stadtſchule » Barmen. 
ER E E » » Crefeld. 
24) » A Bürger und Reaiſchule zu Elb erfeld. 
25) D D D ` » » Däin. 
26) » * U » » Aachen. 
Kin mit dem Gymnaſtum verbundene Realſchule in Duisburg. 
28) ſtädtiſche Gewerbſchule zu Berlin. 


e höhere Bürgerſchule in Nordhauſen. 

` SN » zu Neiſſe. 

31) » mit dem Gymnaſtum in Potsdam verbundenen Real-Klaſſen. 
» höhere Buͤrgerſchule zu Cüſtrin. ö 

V » d » Memel. 

` ` » » Aſchersleben. 

` » Stadtſchule » Perleberg. 

» » Bürgerfchule » Halberftadt. 


36) | 
Dorotheenſtädt'ſche Stadtſchule zu Berlin. 


37) 


1) Das R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des J. für H. u. G. 
(Beuth), des J. u. d. P. (Köhler) u. d. F. (Kühne) v. 10: Aug. 1832 an die K. 
Reg. zu Marienwerder bemerkte, daß die mit dem Zeugniſſe der Reife aus der erſten 
Klaſſe der höheren Stadtſchule zu Culm abgehenden Schüler zur Feldmeſſer-Prüͤ— 
fung nicht zuzulaſſen ſeien, da diejenigen, welche zu dieſer Prüfung zugelaſſen wer⸗ 
den wollen, mit dem Zeugniſſe der Reife aus Sekunda eines Gymnaſtums entlaſſen 
fein müßten, die mit dem Zeugniß der Reife abgehenden Schüler der erſten Klaſſe 
der Stadtſchule zu Culm aber nur die Reife eines Tertianers eines Gymnaſtums 
hätten. (A. XVI. 589. RE 3. 7.) 

v. Wonne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 8 


4] 
3 " 
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38) Die mit dem Gymnaſtum zu Minden verbundenen Real-Klaſſen. 
39) „ ſt⸗ädtiſche höhere Bürger- und Realſchule zu Düffeldorf. 
40) „ Louiſenſtädt'ſche höhere Stadtſchule in Berlin. GA"? f 
41) » nee in Görlitz, unter Beilegung des Prädikats einer höhern Buͤrger— 
ule. 5 
ne . 0 Min. d. Fin., Abth. für H., F. u. Bauweſen, A. 17. Nr. 2. 
ol. A ) | 
2 Mit Bezug hierauf und insbeſondere über den Umfang der Kenntniffe 
der Feldmeſſer-Kandidaten in der lateiniſchen und griechiſchen Sprache 
ſind ferner ergangen: | | 

a) C. R. des K. Min. des J. für H., G. u. Banw. (v. Schuckmann) b. 
22. April 1832 an ſämmtl. K. Reg. 

Mit Rückſicht auf den §. 1. der Porſchriften v. 8. Sept. v. J. über die Prüfung der 
Feldmeſſer, wird in Abſicht der aus höheren Bürgerſchulen mit Entlaſſungsſcheinen völliger 
Reife abgegangenen Kandidaten der Feldmeßkunſt Folgendes beſtimmt: 

Nach der mit dem K. Min. der G., U. u. Med. Ang. ſtattgefundenen Kominunika⸗ 
tion, kommen fuͤr jetzt nur die Bürgerſchule zu Königsberg in Preußen, die Petriſchule zu 
Danzig, die höhere Stadtſchule zu Graudenz, die höhere Bürger- und Gewerbeſchule zu 
Wi Magdeburg, die höheren Bürger- und Stadtſchulen zu Cöln, Elberfeld, Crefeld und 
| Barmen in Betracht !); jedoch auch nur in fofern, als die Abiturienten den Vorſchriſten 

der vorläufigen Inftr. des gedachten Min. v. 8. v. M., wegen der Entlaſſungs-Prüfungen 
vollſtändig genügt haben. ? | | 

Da indeß das Lateinische in einigen dieſer höheren Bürgerſchulen noch nicht in dem 
verlangten Umfange unter die öffentl. Lehrgegenſtände aufgenommen ift, von einem fünf- 
tigen Staatöbeamten aber verlangt werden muß, daß er wenigſtens die gewöhnlichſten, 
aus jener Sprache hergenommenen Ausdruͤcke verſtehe; fo werden die Schüler in den, bon 
den Abiturienten-Prüfungs-Kommiſſtonen bei den ſämmtlichen oben erwähnten Schulen 
ausgeſtellten Zeugniſſen, unter der Rubrik lateiniſche Sprache nachzuweiſen haben, 
daß Be die im §. 4. A. b. des Regl. 2) geforderten Kenntniſſe erlangt haben, und es bleibt 
ihnen überlaſſen, durch Privat-Unterricht den Forderungen qu. zu entſprechen. 

Ne | 

) C. R. der K. Verw. für H., Fabr. u. Baum. (Rother) v. 26. Febr. 

1837 an ſämmtl. K. Ober-Präſid. und an die K. Ober-Bau⸗Dep. 

Die Vorſchriften v. 8. Sept. 1831 und das Regul. zur Prüfung der Feldmeſſer b. 
8. Juli 1833 verordnen, in Uebereinſtimmung mit den ältern Vorſchriften, für diejenigen, 
welche ſich zum Feldmeſſer-Examen melden und eine Gymnaſtal-Bildung erhielten, daß 
fte die Kenntniſſe nachweiſen ſollten, welche zur Entlaſſung aus der zweiten Klaſſe, als reif 
für die erſte Klaſſe eines Gymnaſti, erfordert werden, für die Privatbaumeiſter aber in 
dieſem Falle die Reife der dritten Klaſſe. vw 

In dieſer Beſtimmung liegt, daß in Hinficht der Kenntniß der griechiſchen Sprache 
nirgend eine Dispenfation ausgeſprochen iſt. Häufig eingehende diesfällige Diöpenla- 
tionsgeſuche ergeben aber, daß ſelbſt von den Gymnaſtal-Direktoren bei den Schülern der 
Irrthum gewährt wird, fie feien durch eine allgem. V. des K. Min. der G., U. u. Med. 
Ang. von dieſer Kenntniß entbunden, wornach Jeder, der ſich keinen Fakultäts-Studien 
widme, bei übrigens entſprechendem Wiſſen, das Zeugniß der Reife einer Gymnaſtal-Klaſſe 
ohne alles Studium der griechiſchen Sprache erwerben könne. N | 

Das K. Ober-Präfid. mag daher die Direktoren der Gymnaſten in dortiger Pro— 
vinz (in der Prov. Brandenburg) hierüber belehren, eben ſo die K. Reg., und durch die 
Amtsbl. der letztern auf dieſe Beſtimmung auch im Allgemeinen aufmerkſam machen. 

Durch die C. V. v. 22. April 1832 iſt zwar hinſichtlich derjenigen Kandidaten der 
Feldmeßkunſt, welche ihre Schulbildung in höheren Real- und Bürgerſchulen erhalten 
haben, nachgegeben worden, daß ſie auch ohne einige Kenntniß der griechiſchen Sprache | 
zum Feldmeſſer-Examen zugelaſſen werden ſollen. Dies ift indeß aus der Rückſicht geſche— 
hen, weil das Griechiſche keinen Theil des Unterrichts dieſer Schulen ausmacht, und ſte 
dagegen in andern Zweigen des Unterrichts weiter geführt werden, als Gymnaſtal-Sekun⸗ 
daner. Die Schüler der höhern Stadt- oder Bürgerfchulen, welche Feldmeſſer werden 
wollen, würden ſich mithin die Kenntniß der griechiſchen Sprache durch Privat-Unterricht 
erwerben müſſen, und es daher in der Regel vorziehen, ein Gymnaſtum zu beſuchen, wäh— 
rend es in anderen Bezithungen wünſchenswerth iſt, den Beſuch der höhern Real- und 
Burgerſchulen zu befördern. f 


) Vergl. oben sub Nr. 1. e 
2) v. 8. März 1832. (A. XVI. 106.) 
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Die abſchriftl. anlieg. Verf. an die K. Reg. zu Königsberg v. 15. März 1834 
(Anl. a.), welche ich zur Kenntnißnahme beifüge, motivirt übrigens die Verſchiedenheit der 
Forderungen an die Vorbildung durch d Schulen mit Mehreren. 

nl. a. 

Auf den Ber. b. 22. Febr. wird der K. Reg. eröffnet, wie das Min. ſich mit den 
Forderungen der K. Ober-Bau⸗Dep. in allen drei vorgetragenen Punkten hinſichtlich der 
Schulkenntniſſe der Kandidaten der Feldmeßkunſt und ihrer Prüfung als Feldmeſſer nur 

einverſtanden erklären kann. 

Der Umſtand, daß das Min. in dem C. v. 22. April 1832 einige höhere Bürger- 
ſchulen bedingungsweiſe der zweiten Klaſſe der Gymnaſten gleichgeſtellt hat, kann den 
Maßſtab für die Reife in der letztern nicht abgeben, und wollte man nach der Anſicht der 
K. Reg. konſequent verfahren, jo würde man nicht blos in Hinſicht der griechiſchen 
Sbrache, ſondern auch hinſichtlich anderer Kenntniſſe an die Sekundaner, die ſich dem 
Baufache widmen, geringere Anſprüche machen muͤſſen. Dieſes liegt aber keinesweges in 
der Abſicht; ſeitdem vielmehr eine Klaſſifikation der Befähigung für die Anſtellung im 
Baufache zur Ausführung gebracht iſt, man ſich blos zum Land- und Wegebaumeiſter, 
oder auch zum Bau⸗Inſpektor, d. h zum höheren Architekten für den Stadt- und Pracht— 
bau, wie für den Waſſerbau, qualifiziren kann, wird es nützlich und wünſchenswerth, daß 
derjenige eine vollkommene Schulbildung genoſſen habe, der ſich der höheren Architektur 
widmet und vielleicht berufen wird, eine Stelle in einem Kollegio auszufüllen, ohne durch 
mangelhafte Schulbildung Blößen zu geben. 

In ſofern die K. Reg. ubrigens der Meinung iſt, daß dem praftifchen Baumeiſter 
aus der Kenntniß der griechiſchen Sprache kein erheblicher Nutzen erwachſe, kann Derſel— 
ben nur in ſofern beigepflichtet werden, als Sie darunter einen Baumeiſter verſteht, der 
ſich wenig über die Forderungen erhebt, welche man heut zu Tage an einen Bauhand— 
werker zu machen berechtigt iſt. Fuͤr das Studium der Bauwerke des klaſſiſchen Alter— 
thums, für das Studium der Naturwiſſenſchaften und das Verſtehen der dabei vorkom— 
menden Ausdrucke, dürften Kenntniſſe der griechiſchen Sprache nicht weniger von Nutzen 
ſein, als die der lateiniſchen. , 

Die übrigen Forderungen der K. Ober-Bau-Dep. find übrigens durch die von der 
K. Reg. getroffenen V. bereits erledigt. Berlin, den 15. März 1834. 

Min. des J. für H. und G. 
An die K. Reg. zu Königsberg in Pr. und. v. Schuckmann. 
zur Nachricht an die K. Ober-Bau⸗Dep. 
(A. XXI. 17. — 1. 18.) 


VER des K. Fin. Min. (v. Alvensleben) v. 1. Nov. 1837 an ſämmtl. 
K. Reg. | 

Im Berfolg ber C. V. v. 22. April 1832 (Ann. S. 346.) wegen der aus höheren 
Buͤrgerſchuien mit Entlaſſungsſcheinen völliger Reife abgegangenen Kandidaten der Feld— 
meßkunſt, und mit Rückſicht auf die allgemeinen Vorſchriften v. 8. Sept. 1831 (A. 
S. 515. ff.) über die Prüfung derjenigen, welche ſich dem Feldmeſſen oder dem Baufache 
widmen, wird der K. Reg. hierbei in Abſchrift ein mir von dem K. Min. der G., U. u. 
Med. Ang. mitgetheiltes Verzeichniß!) der zu Entlaſſungs-Pruͤfungen berechtigten höhe— 
ren Buͤrger- und Realſchulen mit dem Bemerken zugefertigt, daß nach dem $. 1. jener 
Inſtr. v. 8. Sept. 1831 die mit dem Zeugniſſe der Reife der erſten Kaffe dieſer hoheren 
Bürger- und Realſchulen entlaſſenen Schüler denen gleich geachtet werden ſollen, welche 
als reif aus der zweiten Klaſſe eines Gymnaſtums entlaſſen werden. 
| (A. XXI. 879. — 4. 13. | f 

6) C. R. des K. Fin. Min. (v. Alvensleben) v. 7. Dec. 1837 an ſämmtl. 
K. Reg.?) | | Zell 

Unterm 24. Nob. c. hat die K. Reg. angefragt, ob das C. R. v. 1. deſſelben M. 
das C. R. v. 22. April 1832 (A. S. 346.) in ſofern aufhebe, 8 

daß von den mit dem Zeugniſſe der Reife aus der erſten Klaſſe aus den verzeichne— 

ten höheren Bürger- und Realſchulen abgegangenen Kandidaten der Feldmeßkunſt, 

ein weiterer Nachweis über ihre Kenntniſſe in der lateiniſchen Sprache ferner nicht 

gefordert werden ſolle. dér | 
Zu dieſer Anfrage ſcheint kein zureichender Grund vorhanden zu fein. 


1) Vergl. oben sub Nr. 1. | Ä 

2) Died C. R. iſt zunächſt an die K. Reg. zu Magdeburg ergangen und in Abſchrift 
zur Nachricht ſämmtl. übrigen K. Reg. zugefertiget, jedoch kommt die am Ende ein⸗ 
geſchloſſene Stelle nur noch bei den K. Reg. zu Potsdam, Stettin, Königsberg, 
Poſen, Breslau, Münſter und Coblenz in Betracht. 


8 * 
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Nach der Mittheilung des Min. der G., U. u. Med. Ang., ſind die in dem C. R. 
b. 1. Nov. genannten Schulen ſolche, die Entlaſſungs-Prüfungen hach den Vorſchriſten 
der vorläufigen Inſtr. v 8. März 1832 (A. S. 104.) zu halten ermächtiget worden. 
Das Zeugniß der Reife ſoll aber nach dieſer Inſtr, nur dann ertheilt werden, wenn der 
Schüler die unter A. b. bemerkten Kenntniſſe der laleiniſchen Sprache beſitzt. 

Sollte nichts deſto weniger in einigen dieſer Schulen das Lateiniſche von dem 
öffentlichen Unterrichte ausgeſchloſſen fein, fo ergiebt ſchon der Eingang des C. b. 1. Nov., 
indem er auf die C. V. v. 22. April 1832 Bezug nimmt und von den mit Entlaſſungs⸗ 
feinen völliger Reife Abgegangenen ſpricht, daß von einer Dispenſation von den 
geringen Kenntniſſen im Lateiniſchen nicht die Rede ift, welche die Inſtr. v. 8 März 1832 
vorſchreibt. 5 b 

Es findet daher das C. R. v. 22. April 1832 nach wie vor, auf alle höhere Real⸗ 
und höheren Bürgerſchulen Anwendung, deren Entlaſſungs-Prüfungen in Gemähßheit der 
Vorſchriften v. 8. Sept. 1831 bei der Zulaſſung zum Feldmeſſer-Examen in Betracht 
kommen. 

[Die K. Reg. wird übrigens angewieſen, das Prov. Schul-Kollegium hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen, damit nicht, wie es ſchon früher vielfach vorgekommen; die Schüler, 
welche ſich dem Baufache im Staatsdienſte widmen, von ihren Lehrern über das Maß 
der nothwendigen Schulkenntniſſe unrichtige Belehrungen erhalten.) 

(A. XXI. 880. — 4. 14.) N 5 

3) C. R. des K. Fin. Min. (v. Düesberg) v. 18. Jan. 1847. Beſchränkte 


Zulaſſung zu den Feldmeſſer-Prüfungen. | | 

Der Andrang zu den Feldmeffer- Prüfungen hat feit einigen Jahren in fo hohem 
Grade zugenommen, daß die Zahl derſelben im J. 1845 gegen das Jahr 1840 beinahe 
verdreifacht iſt. Ungeachtet der durch die Einſchränkung der Eiſenbahn- und ſonſtigen 
größeren Bauten in neuerer Zeit weſentlich verminderten Ausſicht auf Verdienſt iſt der 
Zuwachs von Feldmeſſern noch immer im Steigen begriffen. In dem Bezirke mehrerer 
Regierungen iſt dadurch bereits ein fühlbarer Mangel an Beſchäftigung herbeigeführt und 
das Fin. Min. mit zahlreichen Geſuchen angegangen, denen nicht hat entſprochen werden 
können. Unter dieſen Umſtänden iſt es nicht länger zuläſſig, den Anträgen auf Entbin- 
dung von dem Nachweiſe der durch das Regul. v. 8. Sept. 1831 vorgeſchriebenen Schul— 
bildung in dem bisherigen Umfange zu entſprechen. 

Ich habe daher beſchloſſen, derartige Geſuche, mit alleiniger Ausnahme beſonders 
dringender Fälle, in denen neben ausgezeichneter Befähigung eine der vorſchriftsmäßigen 
Schulbildung ganz nahe kommende Vorbereitung vorhanden ift, nicht weiter zu berückſich— 
tigen. Indem ich die K. Reg. von dieſem Beſchluſſe in Kenntniß ſetze, weiſe ich Sie zu— 
gleich an, bei Ihr eingehende, derartige Geſuche ohne Berichterſtattung zurückzuweiſen und 
Anordnung zu treffen, daß die angehenden Feldmeſſer-Eleven davon unterrichtet werden, 
daß nur diejenigen zur Prüfung zugelaſſen zu werden Ausſicht haben, welche den regula— 
tivmäßigen Erforderniſſen vollſtändig zu genügen im Stande ſind. N 

(Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 2. Nr. 3.) | 

4) R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Frech) v. 5. Juli 1849 
an die K. Reg. zu N., wegen der Behufs Zulaſſung zum Feldmeſſer-Examen 


nachzuweiſenden Schulbildung. | 

Der K. Reg. eröffne ich auf den Ber. v. 15. Mai d. J., nachdem ich mit dem Min. 
für H. und G. deshalb in Vernehmen getreten, daß zur Feldmeſſer-Prüfung, in Rückſicht 
auf Schulbildung, alle Diejenigen unbedingt zugelaſſen werden, welche ) 

1) ein Gymnaſtum beſucht und die Reife zur Verſetzung aus der zweiten in die erſte 
Klaſſe erlangt, oder das entſprechende Maß von Kenntniſſen vor einer Gymnaſtal— 
Pruͤfungs⸗Kommiſſton dargethan haben, wobei die Dispenſation von der griechi— 
ſchen Sprache nicht geſtattet iſt; 

2) aus der erſten Klaffe einer zur Anſtellung von Entlaſſungs⸗Prüfungen berechtigten 
höhern Bürger: oder Realſchule als reif entlaſſen worden find, oder das entſpre— 
chende Maaß von Kenntniſſen vor einer Prüfungs-Kom. dieſer Lehranſtalten 
nachgewieſen haben, wobei jedoch die in der Inſtr. v. 8. März 1832 $. 4. Litt. 
e t) bezeichneten Kenntniſſe in der Lateiniſchen Sprache ſtets vorhanden fein 
müſſen. N 


Der 8. 4. Litt. A. b. der Inſtr. v. 8. März 1832 lautet dahin: »Im Lateiniſchen 
muß der Schüler Fertigkeit beſitzen, den Julius Cäſar und leichtere Stellen des 
Ovidius und Virgilius zu überſetzen, die Regeln der Etymologie und Syntax inne 
haben und anwenden konnen, auch mit der Quantität und dem daktyliſchen Vers— 
maaße bekannt fein.«e (A. XVI. S. 106) 


1 


— 
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Der K. Reg. überlaffe ich, nach dieſen mit der Anſicht Derſelben übereinſtimmenden 
Grundſätzen zu verfahren. (Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 173. Nr. 239.) 

5) Die Schulzeugniſſe zu den Feldmeſſer- und Bau⸗Prüfungen, ſowie die 
Zeugniſſe über praktiſche Ausbildung und Thätigkeit zu dieſem Behuf ſind 
ſtempelfrei. (Vergl. die R. v. 1. Juni u. 20. Juli 1850, Min. Bl. d. i. V. 1850. 
S. 193. u. 256.) 8 

b) Zum . A n 

R. des K. Min. des J., Abth. für H. u. G. (v. Schuckmann), v. 5. Jan. 
1832 an die K. Reg. zu Breslau u. an die K. Ober-Bau⸗Dep. 

Nach der klaren Vorſchrift des 8. 4. der Inſtr. wegen Prüfung der Feldmeſſer und 
Baumeiſter v. 8. Sept. v. J. tritt die Beurtheilung der Qualifikation des Feldmeſſers von 
Seiten der Ober-Bau-Dep. erſt ein, nachdem die Prüfung geſchehen iſt, und mit dieſem 
Vorbehalte iſt den Reg. überlaffen, die Zulaſſungsfähigkeit deſſelben zum Examen ſelbſt 
zu beurtheilen und feine Prüfung anzuordnen und zu bewirken ꝛc. ꝛc. 

E a 5 SZ für H., F. und Bom, sign. Bildung im Baufach, A. 17. Nr.2. 

01. 8 R 
c) Zum 8.6. | 
R. des K. Min. des J., Abth. für H. u. G. (Beuth) v. 22. Okt. 1831 


an die K. Min. Bau-Kom. u. abſchriftl. an ſämmtl. K. Reg. | 

Der ıc. wird auf den Ber. v. 14. d. M. eröffnet, daß in den beiden darin vorge— 
tragenen, Ihr zweifelhaften Fällen die Vereidigung als Feldmeſſer nach den neueren bei 
deren Prüfung 2c. zu beobachtenden Vorfchriften v. 8. Sept. d. J. unbedenklich iſt. 

Wer auf ſeine Anmeldung zum einjährigen Dienſte als zeitig unbrauchbar zurückge⸗ 
wieſen wird, iſt wenigſtens temporair untüchtig zum Militairdienſte; ebenſo der⸗ 
jenige, welcher auf den Fall tuͤchtiger Brauchbarkeit der Landwehr überwieſen wird; und 
dieſer ſowohl, als jener gehört alſo in die Kathegorie des $. 6 der Eingangs gedachten 
Vorſchriften. 

(Acta der K. Verw. für H., F. u. Bauw., sign. Bildung im Baufach, A. 17. Nr. 2.) 

d) Zum S. 7. 

aa) C. R. des Fin. Min. (Kühne) v. 7. April 1848 an ſämmtl. K. Reg., 
und an die K. Min. Bau-Kom. Nichtausführung öffentlicher Bauten durch 
Feldmeſſer, ſondern wiederum nur durch Baumeiſter oder Bauführer. 

Bei dem früheren Mangel an geprüften Baumeiſtern und Bauführern iſt bisher die 
Leitung oder die Beaufſichtigung von Bauausführungen öſter Feldmeſſern übertragen; da 
nun aber jetzt eine nicht geringe Zahl unbeſchäftigter Baumeiſter und Bauführer vorhan- 
den ift, fo wird die Befolgung des $. 7. der Vorſchriften v. 8. Sept. 1831, nach welcher 
Feldmeſſer bei öffentl. Bauten nicht beſchäftigt werden ſollen, in Erinnerung gebracht. 
Bei denjenigen Bauausführungen, zu denen Feldmeſſer einmal dauernd auf beſtimmte 
Zeit engagirt ſind, wird es indeſſen bei dem getroffenen Abkommen bewenden müſſen. 

Neue Engagements von Feldmeſſern muͤſſen aber unterbleiben und es find ferner wieder— 
um nur Baumeiſter oder in deren Ermangelung Bauführer anzunehmen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 158. Nr. 158.) 

bb) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. Arb. (Milde) v. 6. Juli 
1848 an ſämmtl. K. Reg. und an die K. Min. Bau⸗Kom. Leitung, Beauf— 


ſichtigung und Ausführung öffentl. Bauten. 

In Berückſichtigung, daß es einerſeits wünſchenswerth erſcheint, den Bauführern 
Gelegenheit zur Erwerbung von praktiſchen Kenntniſſen zu geben, um aus ihnen tüchtige 
Baumeiſter zu gewinnen, und daß anderſeits die Kreisbaubeamten ſehr ſelten Zeit eruͤbri⸗ 
gen können, um die ſpezielle Leitung eines größern Baues neben ihren übrigen Dienſtge⸗ 
ſchäften zu bewirken, wird, unter Bezugnahme auf die C. V. v. 7. April d. J. (Min. Bl. 
S. 158. Nr. 158.) 1) Folgendes beſtimmt: 

1) Bei allen Bauten, bei denen, außer der obern Leitung des Kreisbaubeamten, noch 
eeine ſpezielle techniſche Leitung oder Beauffihtigung erforderlich wird, find dazu 

Baumeiſter oder Bauführer zu beſtellen. | 

In den Anfchlägen zu dieſen Bauten find die Koften für dieſe Spezial-Bauleitun- 
gen und zwar in der Regel mit 14 Thlr. pro Tag mit zu veranſchlagen. Wird in einzel⸗ 
nen Fällen wegen Schwierigkeit oder Ausdehnung des Geſchäfts, oder weil zu ſolchem 
eine beſondere Erfahrung oder Kunftfertigfeit gehört, und deshalb dazu ein Baumeiſter 


9 Vergl. vorſtehend sub aa. 
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von vorzüglicher Qualifikation nöthig ift, fo kann der Diäten⸗Satz auf 2 Thlr. erhöht 
werden, was jedoch ſtets beſonders motivirt werden muß. 
3) Die Kreiebaubeamten dürfen neben ihrem Gehalte für die ſpezielle Leitung eines 
öffentl. Baues in ihrem Geſchaͤftskreiſe eine beſondere Remuneration nicht beziehen. | 
4) Wir den Fall, daß die K. Reg. nicht ſelbſt die zu Bauten in ihren Bezirken erfor- 
derlichen Baumeiſter und Bauführer zu ermitteln vermag, hat Dieſelbe bei dem 
Min. für H., G. und öffentl. Arb., bei welchem Liſten über die unbeſchäftigten Bau— 
meiſter und Bauführer geführt werden, die Ueberweiſung eines ſolchen zu beantragen. 
5) Mit der Führung dieſer Liſten iſt für jetzt der Bau-Inſpektor Mareſch beauftragt, 
bei welchem ſich die Baumeiſter und Bauführer auch perſönlich (während der ge— 
wöhnlichen Dienſtſtunden) erkundigen können, ob und wo Beſchäftigung für Bau 
meiſter und Bauführer vorhanden iſt. f 
6) Die Beſtimmung, daß bei öffentlichen Bauten zu deren Spezial-Leitung oder tech 
niſchen Beaufſichtigung auch fernerhin nicht Feldmeſſer, ſondern nur Baumeiſter 
oder Bauführer angeſtellt werden dürfen, wird wiederholt; doch findet dieſe Beſtim— 
mung ſelbſtredend auf ſolche Feldmeſſer, welche fruͤher beim damaligen Mangel an 
Baumeiſtern zu einem beſtimmten Bau für die Dauer deſſelben engagirt find, keine 
Anwendung. Sind jedoch die Feldmeſſer nur zeitweiſe auf Kündigung angeſteltt, 
jo muß nunmehr dieſe Kündigung eintreten und find für die hiernach abgehenden 
Feldmeſſer alsdann Baumeiſter oder Bauführer zu engagiren. 
Ferner iſt Seitens der K. Reg. darauf zu halten, daß ebenſowohl bei allen Staats— 
Bauten (mit Ausnahme der Mititair: Bauten), als auch bei allen andern Bau-Un⸗ 
ternehmungen, namentlich bei Aktien-Chauſſeen, Eiſenbahnen u. dergl. die techniſche 
Leitung der Bauausführungen nur geprüften Baumeiſtern übertragen werde. 
Hierbei iſt unter: »techniſche Leitung eine ſolche gemeint, unter welcher die ausfüh— 
renden Werkleute in der Weiſe ſtehen, daß ſie nach den Anordnungen desjenigen 
verfahren muͤſſen, der die Leitung führt, wobei alſo die Verantwortung für die 
Solidität und Sicherheit der Ausführung nicht auf die Werkleute, ſondern auf Den— 
jenigen fällt, der die Bauausführung leitet. Unter diefen leitenden Baumeiſtern 
können jedoch andere Bau-Aufſeher ohne Baumeiſter-Qualifikation angeſtellt mer, 
den, welche letztere alsdann für die techniſch-richtige und polizeilich-gefahrloſe Aus— 
führung nicht verantwortlich find und deren Anordnungen daher die betr. Werk— 
leute nicht untergeordnet werden dürfen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 302. Nr. 360.) 
BB. Regulativ des K. Min. des J. für H., G. u. Bauw. (v. Schuckmann) 
v. 8. Juli 1833 betr. die Prüfung der Feldmeſſer 1). 
| In Verfolg der Vorſchriften für die Prüfung der Feldmeſſer v. 8. Sept. 1831 wird 
für die Bildung der Pruͤfungs-Kommiſſtonen bei den K. Reg. und jene Prüfungen ſelbſt, 
folgendes Regulativ zur allgemeinen Beobachtung ertheilt: ö 
8.1. Die Prüfungs⸗Kommiſſton für die Kandidaten der Feldmeßkunſt ſoll aus dem 
Baurathe oder den beiden Bauräthen der K. Reg. beſtehen, wo deren zwei vorhanden 
ſind. Außer dieſen wird von dem Präſidenten des Kollegii noch ein Rath zugeordnet, 
wozu der Schulrath oder Forſtrath, oder ein anderer ſachkundiger Reg. Rath auszuwählen 


7 


— 


1) Ueber die Prüfungen der Feldmeſſer war bereits unterm 5. März 1817 ein Regu— 
lativ für diejenigen Regierungen erlaſſen, welche damals wegen der Entfernung von 
Berlin zur Prufung der Feldmeſſer berechtiget wurden. Wegen der verſchiedenen 
Anord nung dieſer Prüfungen bei den einzelnen Regierungen und in Folge der Aen— 
derungen, welche die Vorſchriften v. 8. Sept. 1831 in dieſer Beziehung noͤthig 
machten, erachtete indeß das K. Min. des J., Abth. für H. u. G., es fur angemeſ— 
ſen, ein neues allgemeines Regl. zu entwerfen und das vom Jahre 1817 aufzuheben. 
Es wurde daher mittelſt R. v. 31. März 1832 die Ober-Bau-Deb. mit deſſen Aus- 
arbeitung beauftragt. Dieſe machte unterm 10. Juni 1832 ihre Vorſchläge, welche, 
mit verſchiedenen Modifikationen, unterm 8. Juli 1833 genehmiget wurden. Das 
ſolchergeſtalt entſtandene (obige) Regul. wurde den ſämmtl. K. Reg. und der Ober— 
Bau-Dep. mittelſt nachſtehenden R. des K. Min. des J. für den H. u. d. G. 
(vd. Schuckmann) v. 19. Juli 1833 zugefertiget. 

»Das Min. des J. ꝛc. hat ein Regul. für die Prüfung der Feldmeſſer ausar— 
»beiten laſſen, von welchem der K. Reg. 20 Exemplare zugefertiget werden, 
mit dem Auftrage, den Abdruck in das Amtsblatt zu bewirken, und von jetzt 
»ab danach resp. zu verfahren und verfahren zu laſſen.« 
(Acta der K. Verw. für H., F. u. Bauw., sign. Bildung für das Bau— 
fach, A. 17. Nr. 2. Vol. II.) 5 
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iſt. Dem Dirigenten der Abth. des J. wird es anheimgeſtellt, bei dieſen Prüfungen zu 
präſidiren, wie es ſchon jetzt bei mehreren K. Reg. der Fall iſt. 

8. 2. Der Feldmeſſer ſoll nach §. 1. der Vorſchriften v. 8. Sept. 1831 die Kennt⸗ 
niſſe nachweiſen, welche zur Entlaſſung aus der zweiten, als reif für die erſte Klaſſe eines 
Gymnaſtums erfordert werden, oder die Reife für die Klaſſe einer andern Lehranſtalt, 
welche das Min. des J. für H., G. u. Bauw. jener Klaſſe eines Gymnaſtums gleich achtet. 

Als tranſitoriſch bleibt die frühere Vorſchrift v. 8. März 1824 und 22. April 1833 
in Kraft, wonach Kataftergehülfen, welche als ſolche bei einer Kataſter-Kommiſſion der 
Rheinprovinz und Weſtphalens, vor dem 8. Sept. 1831 angeſtellt geweſen ſind, und dar— 
über, ſowie über ihr Wohlverhalten ein Zeugniß der reſpektiven Kataſter-Kommiſſton bei- 
bringen, von dem obigen Nachweiſe ihrer Schulbildung entbunden ſind. Das ſonach aus— 
gefertigte Feldmeſſer-Zeugniß befähigt aber nicht zur architektoniſchen Prüfung. 

Offiziere des ſtehenden Heeres, welche die Prüfung als Offiziere Walden haben, 
ſowie reitende Feldjäger, find von Beibringung ſolcher Zeugniſſe entbunden. 

Der Feldmeſſer muß ferner vor ſeiner Prüfung als ſolcher, bei einem oder mehreren 
beglaubigten Feldmeſſern oder Kataſter-Geometern, wenigſtens überhaupt ein Jahr lang, 
in Ausführung von Vermeſſungen und Nivellements gearbeitet, und einen untadelhaften 
Lebenswandel geführt haben. 

8.3. Mit den Zeugniſſen hierüber meldet ſich der Kandidat, unter Einreichung ſei⸗ 
nes Lebenslaufs, bei der Reg. desjenigen Bezirks, in welchem er praktiſch gearbeitet hat, 
und trägt auf ſeine Prüfung an, welche jene durch die bei ihr beſtehende Prüfungs-Kom⸗ 
miſſion anordnet !). 

8.4. Die Kommiſ ſſton prüft zuvörderſt die von dem Kandidaten beigebrachten 
Zeugniſſe, erkennt dieſelben in einer Verhandlung als genügend an, oder verlangt die Ver— 
vollſtändigung. 

Hierbei iſt auch darauf zu halten, Cap in den Atteften über bie praktiſchen Leiſtun⸗ 
gen des Kandidaten ausdrücklich bemerkt iſt, welche Vermeſſungen und Nivellements der 
Kandidat unter Aufſicht, jedoch ſelbſt ausgeführt hat, und welche Inſtrumente dabei 
gebraucht worden find, 

8.5. Wenn gegen die Zeugniſſe nichts zu erinnern iſt, oder die mangelhaften ver⸗ 
vollſtändigt worden find, fo ertheilt die Kommiffion dem Kandidaten ſpäteſtens acht 
Wochen nach dem Eingange eine Probearbeit. 

Dieſe beſteht darin, daß dem Kandidaten entweder eine Karte zum Kopiren oder 
Reduziren gegen Bürgſchaft zugetheilt, und eine angemeſſene Zeit, binnen welcher die 
Arbeit abzuliefern iſt, beſtimmt wird. 

Sind keine paſſenden Karten im Archive der Reg. vorhanden, alsdann können geſto— 
chene Situations-, hydrographiſche oder topographiſche (nicht geographiſche) Karten als 
Probearbeiten ausgewählt werden, die der Kandidat gehalten iſt, ſich ſelbſt anzuſchaffen, 
wobei es ihm überlaſſen bleibt, binnen welcher Zeit er die Probearbeit abliefern will. 

Bei der Auswahl der Karten überhaupt, iſt eine übermäßige Ausdehnung derſelben 
zu vermeiden, wohl aber darauf zu ſehen, daß Hügel, Berge, Seen oder Fluͤſſe ꝛc., Wald— 
partien, Wieſen, Gärten und Oerter vorkommen. 

Dem Kandidaten wird aufgegeben, dieſe Karte auf Velinpapier, das vorher auf 
Leinwand gezogen werden muß, zu zeichnen. Wenn die Zeichnung kolorirt werden ſoll, 
was in der Regel geſchehen muß, ſind die Gebäude roth, die Gewäſſer blau, die Wege 
braun, die Wieſen grün, die Gärten ſaftgrün, und die Holzungen ſchwärzlich anzulegen. 

8.6. Wenn der Kandidat feine Probearbeit mit dem Original der Kommiſſton 
eingereicht hat: prüft dieſe zuvörderſt die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Karte, und 
die Sauberkeit und Güte der Zeichnung, und regiſtrirt den Befund. 

Bei etwaniger Zurückweiſung der Probearbeit iſt dem Kandidaten bekannt zu 
machen, welche Ausſtellungen ſich gegen ſeine Arbeit gefunden haben, und weshalb dieſelbe 
nicht als probemäßig anerkannt worden ſei. 

8.7. Die Prüfungen der Feldmeſſer werden regelmäßig vierteljährlich in der erſten 
Woche des Mon. Jan., April, Juli und Okt. im Geſchäftshauſe der Reg. vorgenommen. 

Wenn die Probearbeit ſpäteſtens acht Wochen vor einem ſolchen Termine einge— 
gangen und zur Zufriedenheit ausgefallen it, ſo wird ge Kandidat zur Prüfung in dem— 
ſelben vorgeladen 2). 


Si GE 8.2. des Regl. v. 8. Sept. 1831. (S. oben S. 112.) 
2) Dieſe Beſtimmungen gründen ſich auf das R. des K. Min. des J. für H. u. G. 
(v. Schuckmann) v. 17. März 1832, welches im Auszuge in v. K. Ann. XVI. 
345. — 2. 10.) mitgetheilt iſt und v oll ſtändig dahin lautet: 
Es ſind viele Fälle zu meiner Kenntniß gekommen, worin Kandidaten 
»der Feldmeßkunſt auf eine unverantwortliche Weiſe hingehalten worden find, 
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8.8. Bei der Prüfung iſt folgendes Verfahren zu beobachten. Zuvörderſt hat der | 
Kandidat eine nicht große aber zweckmäßig gewählte Abtheilung aus einer Karte unter 
Aufſicht zu kopiren, und durch Zeichnungsart und Schrift zu beweiſen, daß die Probekarte 
von ihm allein gezeichnet worden ſein koͤnne. Daß dies auch wirklich geſchehen ſei, dar— 
über wird ſeine Verſicherung an Eidesſtatt nur in dem Fall angenommen, daß aus Ver— 
arc beider Arbeiten kein Zweifel über die Richtigkeit einer ſolchen Verſicherung her— 
vorgeht. K 5 

Demnächſt wird der Kandidat geprüft: 

a) in der Arithmetik, ſowohl in der Rechnung mit abſtrakten Zahlen, als auch 
mit Maß⸗, Münz⸗ und Gewichtſorten und Brüchen, in der Dezimal⸗Rechnung, Ausziehung 
der Wurzeln, Lehre von den Verhältniſſen, Proportionen und Progreſſionen, nebſt ihrer 
Anwendung in der Regeldetri und den damit zuſammenhängenden Rechnungen; 

b) in der Algebra, einſchließlich der Auflöſung unreiner quadratiſcher Gleichungen 
und Uebung im Gebrauche der Logarithmen; 

e) in der ebenen Geometrie bei Anwendung der darin enthaltenen Sätze, ſowohl 
hinſichtlich ihrer Beweiſe, als auch der verſchiedenen daraus entſpringenden Aufgaben; 

d) in der Trigonometrie, mit einiger Kenntniß der ſphäriſchen, nicht nur in den 
Gründen der Trigonometrie, ſondern auch in ihrer Anwendung, um mit Hülfe der trigo— 
nometriſchen Tafeln die Auflöſung derjenigen Aufgaben, welche bei Berechnung der Figu— 
ren, Beſtimmung unbekannter Entfernungen aus gegebenen Seiten und Winkeln ꝛc. vor— 
kommen, zu bewirken; — . J f ? 

e) in der Feldertheilungs-Lehre, ſowohl nach beſtimmten Verhältniſſen, als 
auch nach der Bonität der Grundſtücke, ſowie in Verwandlung der Figuren; 

f) in der Feldmeßkunſt. Es wird erfordert: hinlängliche Bekanntſchaft mit den 
beim Feldmeſſen vorkommenden Maßen, und Fertigkeit, ſolche aus einem in das andere 
zu verwandeln; gehörige Kenntniß von den Eigenſchaften und dem Gebrauche der ver— 
ſchiedenen zum Meſſen nöthigen Inſtrumente; genaue Kenntniß des Verfahrens bei dem 
Vermeſſen, dem Auftragen und der Berechnung der Figuren, und in den bei der Ausfuͤh— 
rung vorkommenden ſchwierigen Fällen, ſowie bei Anfertigung des Vermeſſungs- und, 

| Bonitirungs-Regiſters; Kenntniß von der Anwendung dieſer allgemeinen Lehren auf die 

b Ausführung größerer Aufnahmen (jedoch innerhalb der Grenzen einiger Quadratmeilen), 

0 ſowie auf die Vermeſſung zu verſchiedenen Zwecken, als Straßen-, Stroms, Forſt- und 
ökonomlſchen Vermeſſungen; 


»ehe Ihnen nach eingereichten Probearbeiten ein Termin zur Prüfung anbe— 
»raumt wurde, ja ſelbſt Fälle, wo mehr als zwei Jahre vom Prüfungstage an 
»verſtrichen find, ehe die Prüfungsarbeiten an die K. Ober-Bau=Dep. abge⸗ 
»ſandt worden.“ g 
| »Ich finde mich um fo mehr veranlaßt, hier von Amtswegen einzuſchrei— 
»ten, als eine ſo grobe Fahrläſſigkeit von den künftigen Untergebenen der 
»Reg.⸗ und Bauräthe nicht zur Sprache gebracht wird. 
»Ich beſtimme daher: | 
»1) daß die Prüfungen der Feldmeſſer regelmäßig vierteljährlich in der 
»erſten Woche des Mon. Jan., April, Juli, Okt. ftattfinden ſollen, und zwar 
ren Ju d. J. an; 
»2) daß die Kandidaten, welche ihre Probearbeiten 8 Wochen vorher 
» eingereicht haben, bis zum nächſten Prüfungstermine entweder zurückgewieſen 
»oder in dieſem geprüft werden ſollen; 
»3) daß vom Eingange der Anmeldung zu einer Probearbeit bis zu der 
| »Verfügung, womit fie ertheilt wird, höchſtens 8 Wochen vergehen dürfen; 
| »4) daß vom Tage der Prüfung an höchſtens 4 Wochen bis zur Einſen— 
»dung der Probearbeiten an die Ober-Bau-Dep. vergehen dürfen; 
| »Die Ober: Bau=-Dep, ift von mir angewieſen worden, vierteljährl. ihrer: 
»ſeits Liſten einzureichen, woraus die Befolgung der ſämmtlichen obigen 
»Vorſchriften nach Lage der Prüfungs-Verhandlungen kontrollirt wird. Dieſe 
»Akten ſind ihr daher ſo vollſtändig zu überſenden, daß ſie die erforderlichen 
»Data enthalten. 
| | »Da Rügen ſolcher Verſchleppungen bisher, wo fie ftattfanden, keine Aen— 
| »derung hervorbrachten, fo wird künftig jedes Nichteinhalten der oben vorge— 
»fchriebenen Termine, ſofort beim Eingange der Nachweiſungen der Ober— 
»Bau:Dep., mit einer Geldſtrafe von hier aus belegt werden.« 
(Acta de 1 ai Min., Abth. für H., F. u. Bauw., sign. A. 17. Nr. 2. 
ol. il. 
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g) in der Nivellirkunſt. Gehörige Kenntniß von den Eigenſchaften und dem 
Gebrauche der Nivellir-Inſtrumente und genaue Bekanntſchaft mit den Lehren des Nivel— 
lirens, mit dem praktiſchen Verfahren bei demſelben, Führung des Journals und Auftra— 
gen des nivellirten Terrains ꝛc. Die Fertigkeit im Nivelliren iſt nicht blos auf einzelne 
Linien auf der trockenen Oberfläche der Erde zu beſchränken, ſondern auch auf das Gefälle 
des Waſſers in Strömen, Kanälen und Gräben, und auf die in ſolchen gewöhnlich befind— 
lichen Stauungs-Anlagen, ſowie darauf auszudehnen, wie und nach welchem Maßſtabe 
die Nivellements nach den 88. 49. bis 66. des Feldmeſſer⸗Regl. v. 29. April 18131) 
aufgetragen werden muͤſſen. f 

Außerdem allgemeine Kenntniß der Refraktion der Lichtſtrahlen, ſowie des wahren 
und des ſcheinbaren Horizonts. RW 

8.9. Der Kandidat hat unter Aufſicht eines Beamten die ihm zu ertheilenden 
Aufgaben aus den vorgedachten Wiſſenſchaften ſchriftlich dergeſtalt zu beantworten, daß 
ſeine Antworten neben den von dem Aufſichtsbeamten niedergeſchriebenen Fragen zu ſtehen 
kommen. uw | 

Der Aufſichtsbeamte hat immer nur.eine Aufgabe dem Kandidaten zu ertheilen, 
zur Löſung eine angemeſſene Friſt feftzufegen, und nach Ablauf derſelben eine andere Auf— 
gabe folgen zu laſſen, wenn die vorhergegangene auch nicht, oder nicht vollſtändig gelöſet 
worden ſein ſollte. b ö 

Es wird nicht erforderlich fein, die ſchriftliche Prüfung, welche der mündlichen por: 
angehet, zu weit auszudehnen, und es werden daher in der Regel etwa zwanzig Fragen 
und Aufgaben bet der fchriftlihen Prüfung ausreichen, die der Kandidat in dreien Tagen 
beantworten muß. | 1 

Zur mündlihen Prüfung ift ein Tag beſtimmt; die Prüfung eines Feldmeſſers 
muß alſo längſtens in vier Tag geſchehen. 

Die Mitglieder der Kommiſſton ſind verpflichtet, während der ſchriftlichen Prüfung 
ſich öfter davon zu überzeugen, daß mit Ernſt und ordnungsmäßig verfahren werde, und 
darauf zu ſehen, daß der Kandidat ſich keiner Hülfsmittel an Buͤchern, Heften u. dgl. zur 

Beantwortung der Fragen bediene. | 

8.10. Die Kommiffion prüft die ſchriftlichen Arbeiten des Kandidaten, und fällt 
ihr Urtheil nach vorheriger Berathung über den Ausfall des Epamens überhaupt in jeder 
Wiſſenſchaft. 

Damit nun aber auch bei Bemerkung der Reſultate der Prüfung, ſowohl über die 
Kenntniſſe in den einzelnen Zweigen, als über die Qualifikation des Kandidaten über— 
haupt, überall eine gleichmäßige Abſtufung beobachtet werde, iſt der Grad der Zulänglich— 
keit als das Minimum anzunehmen, und das Urtheil in folgender Art zu ſteigern: 

1) Ueber die bei der ſchriftlichen und mündlichen Prüfung entwickelten Kenntniſſe 
in jedem einzelnen Zweige: 

a) zulänglich, 
b) ziemlich gut, 
c) gut, 
d) recht gut, 
e) gründlich und gut, 
N) vorzuͤglich. 

2) Ueber die Qualifikation des Kandidaten zum Feldmeſſer im Allgemeinen: 
a) zulänglich, 
b) gehörig, 
c) ‚völlig, und 

d) vorzuͤglich. | 
Bei Beurthellung der Probekarte aber wird bemerkt, ob "e richtig und dabei 
wenigſtens ö 
a) mittelmäßig, oder 
b) ziemlich gut, 
c) gut, oder ` 
d) ſchön gezeichnet worden ſei. 

8. 11. Die ſchriftlichen Ausarbeitungen muß der Kandidat mit ſeinem Vor- und 
Zunamen unterſchreiben und das Datum bemerken. Außerdem wird von dem Aufſichts— 
beamten beſcheinigt, daß die Beantwortung in ſeiner Gegenwart und ohne Huͤlfsmittel 
geſchehen ſei. zc d 

8. 12. Gebühren irgend einer Art werden für dergleichen Prüfungen nicht erhoben, 
vielmehr ſollen dieſe, bis auf das anzuwendende Stempelpapier zu den Qualifikations- 
Atteſten, völlig koſtenfrei ſein. ! 


* 


1) Vergl. daſſelbe unten. 
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S. 13. Die Kommiſſton legt ſämmtl. Dokumente und Probearbeiten, und das Prü- 
ſungs-Protokoll mit ihrem Gutachten der Reg vor, die Reg. ſendet ſämmtl. Verhandlun⸗ 
gen an die Oberbau-Dep. Das von dieſer Behörde auszuſtellende Zeugniß entſcheidet 
über die Fähigkeit zu gewiſſen Arten der Vermeſſungen und Nivellements, zugleich aber 
auch, ob und unter welchen Umſtänden und Modifikationen, nach Verlauf eines Jahres, — 
eine nochmalige Prüfung der untüchtig befundenen Kandidaten vorgenommen werden fol, ` 

Vom Tage der Prufung an dürfen höchſtens 4 Wochen bis zur Einſendung der Pro— 
bearbeiten an die Oberbau-Dep. vergehen !). 

. Werden mehrere Kandidaten zugleich geprüft, fo find die Verhandlungen über die 
Prüfung eines jeden mit einem beſondern Schreiben an dieſe Behörde zu überſenden, da 
dieſelbe für jeden Feldmeſſer beſondere Perſonal-Akten anlegen muß. 

(A. XVII. 269. — 2. 18.) ö | 

Dazu: i 

a) Zum . 1. — 

C. R. der K. Verw. für H., Fabr. u. Baum. (Beuth) v. 30. Juli 1836 
an ſämmtl. K. Reg. der Provinz Weſtphalen und der Rheinprovinz. Prüfung 
der Feldmeſſer als künftige Kontrolleure der direkten Steuern, als Fortſchrei— 
bungsgehülfen und Aſſiſtenten bei den Kataſter-Büreaux. 

Seit dem Abſchluſſe des Rheiniſch-Weſtphäliſchen Kataſters werden in den weſtlichen 
Provinzen der Monarchie nur geprüfte Feldmeſſer als Kontrolleure der direkten Steuern, 
als Fortſchreibungsgehuͤlfen und Affiftenten bei den Kataſter-Büreaux der K. Reg. ange: 
ſtellt. Die Kataſter-Arbeiten ſetzen indeſſen manche Eigenſchaften voraus, die für andere 
6 Feldmeſſer, welche ſpäter als Bau-Kondukteure und Baumeiſter angeſtellt ſein wollen, 
| nicht unbedingt erforderlich find, wogegen andere Kenntniſſe und Fertigkeiten, auf welche 
bei anderen Feldmeſſern viel Gewicht gelegt werden muß', bei den Kataſterbeamten gar 
nicht oder nur in geringerem Grade vorhanden zu ſein brauchen. Damit nun das K. Fin. 
Min. unter der großen Anzahl der Feldmeſſer die für die Kataſter-Arbeiten vorzugsweise 
geeigneten kennen lerne, um unter ihnen auswählen zu können, wird nach dem Wunſche 
h, deſſelben der $. 1 ben Regul. v. 8. Juli 1833 für die Prüfung der Feldmeſſer dahin dekla⸗ 
N rirt, daß in den Rheiniſch-Weſtphäliſchen Provinzen der Vorſteher des Kataſter-Büreauß 
| überall der Pruͤfungs-Kommiſſton für die Feldmeſſer als Mitglied zugeordnet werde, und 
all hat die K. Reg hiernach zu verfahren. | 
j Dem K. Fin. Min. iſt von dieſer Verf. zur Anweiſung jener Beamten Mittheilung 
gemacht worden. (A. XX. 563. — 3. 44.) | 


b) Zum C. 2. ö 
1) Die hier in Bezug genommenen R. p 8. März 1824 u. 22. April 
| 1833 lauten dahin: 
/ 4) R. des K. Min. d. H. v. 8. März 1824 an den Ob. Präſid. v. Vinck 
f zu Münſter und au die K. Oberbau-Dep. SE. 
| Auf Ew. ꝛc. Ber. v. 21. v. M. genehmige ich, daß diejenigen Kataſter-Gehülfen, 
welche nachweiſen können, daß ſie bereits vor Oſtern 1823 angeſtellt geweſen, von der 
Oberbau-Deput., der fie ihre Zeugniſſe einzureichen haben, zum Feldmeſſer-Examen zuge: 
laſſen werden können. Wenn aber dieſe Geometer darauf Anſprüche machen, das archi— 
teftonifche Examen abzulegen, fo muͤſſen fie das erforderliche Atteſt beibringen, daß fie die 
Kenntniſſe eines aus Sekunda als reif entlaſſenen Gymnaſtaſten beſitzen ꝛc. 
(Acta der K. Verw. für H., F. u. Bauweſen, sigu. Bildung im Baufach, A. N. 
Nr. 2.) 
6) C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. (b. Schuckmann) v. 22. April 
1833 an ſämmtl. K. Reg. h 
Durch die Verf. v. 8. März 1824 an die K. Oberbau-Deput. und den K. Ob. Wiroth, 
Freih. v. Vincke, zu Münſter, als Gen.-Direftor des Kataſters, hat das Min. genehmigt, 
daß diejenigen Kataſter-Gehülfen, welche nachweiſen können, daß fie bereits vor Oſtern 
1823 als ſolche angeſtellt geweſen, zum Feldmeſſer-Examen zugelaſſen werden können, 
ohne ſich über ihre Schulſtudien ausweiſen zu müflen, mit der Beſchränkung jedoch, daß, 
wenn ſie ſpäter das architektoniſche Examen ablegen wollen, ſte nichts deſto weniger das 
Zeugniß beizubringen haben, daß fie die Kenntniſſe beſitzen, welche zur Entlaſſung als reif 
aus der zweiten Klaſſe eines Gymnaſiums erforderlich find. ö 


1) Vergl. das R. v. 17. März 1832 f. oben S. 119ff. in der Note 1 zum $. 7 elt 
Regul. 
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| Dieſe Beſtimmung finde ich mich bewogen, ihrem ganzen Inhalte nach, auf alle 
Kataſter-Gehülfen auszudehnen, welche vor dem 8. Sept. 1831 bei einer der Kataſter⸗ 
Kommiſſtonen der Rheinprovinz und Weſtphalens beſchäftigt geweſen find und darüber, 
ſowie über ihr Wohlverhalten, ein Zeugniß der reſp. Kataſter-Kommiſſton beibringen.“ 

Die K. Reg. hat dieſe Verf. als zuſätzliche Vorſchrift zu den ihr unter dem 8. Sept. 
1831 über die Prüfung der Feldmeſſer bekannt gemachten zu betrachten, und demgemäß zu 
verfahren. | 

Uebrigens wird zum Ueberfluſſe dabei bemerkt, daß die hiernach zur Prüfung aus— 
nahme weiſe zugelaſſenen Feldmeſſer dadurch keinen Anſpruch auf die Zulaſſung zur archi— 
tektoniſchen Prüfung erhalten. (A. XVII. 276. — 2. 19.) 

Mit Bezug hierauf iſt ergangen: | 

Y) C. R. des K. Fin. Min. (v. Alvensleben) v. 10. Febr. 1840 an ſämmtl. 
K. Reg. Zulaſſung ehemaliger Kataſter-Gehülfen zum Feldmeſſer-Examen. 

Nach dem §. 2 der V. v. 8. Juli 1833 uber die Prüfung der Feldmeſſer ſoll die 
frühere Vorſchrift v. 8. März 1824 und 1. April 1833 als tranſitoriſch in Kraft bleiben, 
wonach Kataſter-Gehuͤlfen, welche als ſolche bei einer Kataſter-Kommiſſion der Rheinpro— 
vinz und Weſtphalens, vor dem 8. Sept. 1831 angeſtellt geweſen find, und daruber, fo 
wie über ihr Wohlverhalten, ein Zeugniß der reſp. Kataſter-Kommiſſton beibringen, von 
dem vorgeſchriebenen Nachweiſe ihrer Schulbildung, Behufs der Zulaſſung zum Feldmeſ— 
ſer⸗Examen, entbunden ſind. | 

Da über dieſe allgemeine Bezeichnung: „Katafter-Gehülfen“ Zweifel entſtanden find, 
und es keinesweges die Abſicht geweſen iſt, hierunter alle „Hülfsarbeiter der Kataſter— 
Kommiſſtonen“ zu begreifen, ſo wird jene Bezeichnung dahin deklarirt: 

daß nur ſolche Hülfsarbeiter verſtanden fein ſollen, welche als Geometer-Gehülfen wirk— 

lich ernannt, oder vor dem 8. Sept. 1831 nach dem Urtheile der reſp. Kataſter-Kom— 

miſſton zur Ernennung reif waren; | 
und wird der K. Reg. feiner Zeit ein namentliches Verzeichniß diefer Individuen, auf 
welche die Befugniß zur ausnahmsweiſen Zulaſſung zum Feldmeſſer-Examen zu beſchrän— 
ken iſt, zur Kenntnißnahme zugefertigt werden. | 

(Schlußſatz an die K. Reg. der Provinz Weſtphalen und der Rheinprovinz: 

Die K. Reg. wird angewieſen, zu dem Ende ein namentliches Verzeichniß derjenigen 
Individuen Ihres Verw. Bez., auf welche hiernach die Befugniß zur ausnahmsweiſen 
Zulaſſung zum Feldmeſſer-Examen zu beſchränken iſt, aufzuſtellen und bald einzureichen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 40. Nr. 64.) * 

2) C. R. des K. Fin. Min. (v. Alvensleben) v. 30. März 1840 an ſämmtl. 
K. Reg. Zulaſſung der Zöglinge der höheren Forſt-Lehranſtalt in Neuſtadt— 
Eberswalde zur Feldmeſſer-Prüfung. 

Es iſt zur dieſſeitigen Kenntniß gekommen, daß bei den K. Reg. hinſichtlich der Zög— 
linge der K. höheren Forſt-Lehranſtalt in Neuſtadt-Ebers walde, wenn dieſelben ſich um 
Zulaſſung zum Feldmeſſer-Examen melden, kein gleichmäßiges Verfahren beobachtet wird; 
und wird hieraus Veranlaſſung genommen, die K. Reg. darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die Zeugniſſe der gedachten Anſtalt keinesweges für den Zweck einer Beglaubigung der 
Feldmeſſer-Qualiftkation genügen, indem durch ſolche nur bekundet wird, daß die Forſt— 
Eleven den praftifchen Feldmeſſer-Uebungen auf der Anſtalt beigewohnt haben. 

Die Zöglinge jener Anſtalt dürfen daher auf den Grund dieſer Zeugniſſe nicht zur 
Feldmeſſer-Prüfung zugelaſſen werden, vielmehr müſſen dieſelben ebenfalls der Vorſchrift 
des §. 2 des Regul. v. 8. Juli 1833 genügen und nachweiſen, daß fie vor der Prufung 
wenigſtens ein Jahr bei einem oder mehreren beglaubigten Feldmeſſern in Ausführung von 
Vermeſſungen ꝛc. gearbeitet haben. (Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 70. Nr. 122.) 

c) Zum S. 12. N 

In Betreff der Gebühren für Prüfung der Feldmeffer hatte bereits 
das C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann) v. 21. Juni 1832 
an ſämmtl. K. Reg. deren Unzuläſſigkeit ausgeſprochen. 

Wenn die K. Reg. bei Organiſation der Kommiffion zur Prüfung der Feldmeſſer in 
Folge der Vorſchriften v. 8. Sept. v. J. eine Examinationsgebühr von Fünf Thlr. feſtge— 
ſetzt, und ſich in dem dieſerhalb erftatteten Ber. v. 30. März e. unter anderen darauf br 
rufen hat, daß ein gleicher Satz ſonſt für die Prüfung eines Feldmeſſers bei der Ober— 
Bau-Deßp. entrichtet worden, fo wird bemerkt, daß dieſer Gebührenfag vormals nach der 
Inſtrukt. v. 26. Juli 1775 erhoben worden. Dies iſt jedoch nur bis zum J. 1809 der 
Fall geweſen, indem nach der von des Könige Maj. unterm 26. Sept. 1809 für jene 
Behörde vollzogenen Dienftinftruft. §. 13 feſtgeſtellt iſt: 

Sporteln find bei der techniſchen Ober-Bau-Dep. nicht üblich. Namentlich werden 


124 Geſetzgebung üb. d. Staats- u. öffentl. Bauweſen, deffen Behörden u. Beamte. 


die Prüfungen unentgeldlich entrichtet und für die Zeugniſſe bloß der Stempel bezahlt. 
Die K. Reg. iſt hiernach nicht befugt, für eine Ihr per modum delegationis übertragene 
Prufung, eine von des Königs Maj. aufgehobene Gebühr zu fordern. Derſelbe hat daher 
Ihre diesfällige Anordnung wieder aufzuheben und dies durch das Amtsbl. bekannt zu 
machen. Ueberhaupt muß Ihre Befugniß, dergl. Gebühren einzuführen, beſtritten werden. 

Wenn übrigens die K. Reg. außer Ihren Bauräthen eine beſondere Examinations 
Kommiſſton für Feldmeſſer organifirt und dazu Schullehrer zugezogen hat, die aus den 
Sporteln remunerirt werden, ſo wird Sie angewieſen, dieſes Verfahren, welches ganz 
abnorm iſt, einzuſtellen. Seit einer Reihe von Jahren find die Feldmeſſer-Prüfungen in 
allen entfernten Reg. Bez. ohne eine ſolche Hülfe verrichtet worden, und in Potsdam bei 
zwei Reg.- und Bau-Räthen, ift dazu der wenigſte Grund vorhanden. Die in debite 
erhobenen Gebühren, hat die K. Reg. den Feldmeſſern zu reftituiren. den vergüteten Be— 
trag anzuzeigen, und wird dann den zugezogenen nicht zum Baudienſt verpflichteten Exa— 
minatoren für die Vergangenheit die ihnen gebührende Remuneration hier angewieſen 
werden. (Acta des K. Fin. Min., Abth. für H., J. u. Bauw., sign. 17, No. 2. Vol. II.) 


Zweite Unter: Abtheilung. 


Rechtliche Verhältniſe der Bau- und Wegebeamten während 
des Staatsdienſtes. 


I. 
Rechtsverhältniſſe in Beziehung auf das Amt. 
A) Rechte. 
a) Oeffentlicher Glaube. Vergl. hierüber den von Staatsbeamten 
handelnden Thl. III. des Werkes. | 
Ueber die Führung eines Amtsſiegels Seitens der Baubeamten, 
und insbeſondere der Feldmeſſer und Bau-Kondukteure, find ergangen: 


1) C. R. der K. Verw. für H., F. u. Bauw. (Rother) v. 18. April. 1835 
an ſämmtl. K. Reg. | | 1 

Ich bin mit der K. Reg. in Ihrem Ber. v. 14. Jan. c. einverſtanden, daß der Titel: 
Regierungs-Kondukteur, welchen ſich die Feldmeſſer beilegen, nur zur Verwechſelung mit 
den Bau-Kondukteuren führt, welche zu Bauausführungen befähigt find. Nach ihren 
Zeugniſſen, den Vorſchriften und Regulativen über ihre Prüfung und Anſtellung, find fie 
Feldmeſſer und haben ſich mithin jener willkührlichen Titulatur zu enthalten. | 

Was die Anfrage wegen der Dienſtſtegel der Bau-Kondukteure und Feldmeſſer 
anbetrifft: fo wird in Kurzem geſetzlich feſtgeſtellt werden, daß dergleichen nur auf den 
Grund eines ſchriftl. Auftrages der K. Reg. angefertigt und abgeliefert werden dürfen. Es 
wird dann jenen Dienſtſtegeln, die bei anderen vereidigten Sachverſtändigen gebräuchliche 
Form des Königl. Adlers mit der Umſchrift: „der Bau-Kondukteur N. N. oder der Feld⸗ 
meſſer N. N.“ zu geben ſein. (A. XIX. 379. — 2. 45.) 

2) C. R. der K. Verw. für H., F. u. Bauw. (Rother) v. 15. Jan. 1836 
an ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min.⸗Bau⸗Kommiſſion. b 

Im Verfolg des C. v. 18. April v. J. und mit Rückſicht auf das G. v. 6. Juni 
v. J., eröffne ich der K. Reg. Folgendes in Hinſicht der Dienſtſtegel der Feldmeſſer und 
Bau⸗Kondukteure. * hi 

Da dieſe Beamten ihren Broterwerb häufig in Privat⸗Aufträgen ſuchen muͤſſen, da 
fie ferner in verſchiedenen Reg. Bez. Beſchäftigung ſuchen müffen, endlich aber ihre Dienſt⸗ 
fiegel im Falle einer Beförderung abzuliefern verpflichtet find; fo erſcheint ep angemeſſen, 
daß fie letztere nur während ihrer Beſchäftigung im Staatödienfte in Händen haben, unbil- 
lig aber, ſie die Koſten für deren Anſchaffung tragen zu laſſen. 

Hiernach wird auch die Bezeichnung ſolcher Siegel mit dem Namen deſſen, der ſie 

führt, wie fie in dem C. v. 18. April v. J. angemeſſen erachtet worden, beſſer wegfallen. 

Dieſe Siegel werden daher als Umſchrift den Namen des Reg. Bez. und als Auf⸗ 
ſchrift daß Wort: „Feldmeſſer oder Bau -Kondufteur“ erhalten. Die K. Reg. ꝛc. wird fe 
anfertigen laſſen, für die Dauer des Auftrages aushändigen, und nach deſſen Beendigung 
wieder einziehen. =; . 

Die Koſten werden aus ihrem Dispoſttions-Fonds, oder nach Umſtänden, aus dem 
Extraordinario der Baukoſten für denjenigen Bau zu beſtreiten fein, bei deſſen Ausfüh- 
rung fie nöthig werden. (A. XX. 100. — 1. 56.) 
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3) C. R. des K. Fin. Min. (Beuth) v. 15. Juni 1837 an fämmtl. K. 
Reg., und an die K. Min.⸗Bau⸗Kommiſſion. 

In der C. Verf. des Staats-Min. Rother v. 15. Jan. v. 3. (A. 1836. S. 100) 
iſt in Betreff der Dienſtſtegel der Baubeamten feſtgeſtellt worden, daß die K. Reg. ſte 
anfertigen und den betr. Beamten für die Dauer des ihnen ertheilten Auftrags aushändi— 
gen laſſe, nach Beendigung deſſelben aber wieder einziehe. Da es indeſſen wünſchens— 
werth iſt, daß bei der Anfertigung der Siegel gleichmäßig verfahren werde, fo ſoll für die 
Anſchaffung derſelben hier geſorgt, und es ſollen der K. Reg. die erforderl. Edempl. auf 
Ihren Antrag uͤberwieſen werden. 

Z3unächſt kommt es darauf an, die Bauinſpektoren, Baumeiſter und Bau-Konduk— 
teure des Reg. Bez., ſofern ſte nicht bereits mit Dienſtſiegeln, welche reſp. bei den Dienſt⸗ 
ſtellen inventarifirt oder den Beamten für die Ausführung der ihnen übertragenen Ge— 
ſchäfte aus öffentl. Fonds überwieſen find, mit dergl. zu verſehen, da Fälle vorgekommen 
find, in denen dergl. Siegel in den Nachläſſen der verſtorbenen Beamten, vorgefunden und 
von den Erben als zur Nachlaßmaſſe gehörend in Anſpruch genommen worden ſind, es 
aber zur Verhütung von Mißbräuchen und zur Sicherſtellung des Zwecks des G. v. 6. Juni 
1835, wegen unbefugter Anfertigung öffentl. Siegel (G. S. 1835. S. 69.) unftatthaft iſt, 
öffentl. Siegel in ſolchen Fällen der freien Dispoſition der Erben zu überlaſſen. Sollten 
daher obengedachte Beamten einige dergl. Siegel auf eigene Koſten angeſchafft haben, ſo 
ſind ſte gegen anderweitige von hier zu überweiſende Exempl. umzutauſchen, die letzteren 
zu inventarifiren, die den Beamten eigenthuͤmlich gehörenden Siegel aber zu zerſchlagen 
oder auf andere Weiſe unbrauchbar zu machen. 8 | | 

Die jetzt ſchon zu dem Inventario gehörenden, oder den Baubeamten mit der Ver— 
pflichtung der Rückgabe nach erledigtem Geſchäfte überwieſenen Dienſtſtegel, ſollen, in fo 
welt fie ſich nicht dazu eignen, den Feldmeſſern für einzelne Geſchäfte anvertraut werden 
zu können, oder weſentlich von derjenigen Form abweichen, in welcher die Dienſtſtegel für 
die Baubeamten von nun an angefertigt werden ſollen, nach und nach eingezogen werden. 

Was die Dienſtſiegel der Feldmeſſer, wenn dieſe dergl. zur Ausrichtung der ihnen 
übertragenen Geſchäfte bedürfen, anlangt, ſo wird zuvörderſt einer Anzeige der K. Reg. 
entgegengeſehen, wie viele Exempl. für den dortigen Reg. Bez. erforderlich fein werden, 
wobei zunächſt nur das dringendſte Bedürfniß berücfichtigt werden darf. 

(A. XXI. 543. — 2. 240.) 

b) Beſonderer Schutz der Amts- und perſönlichen Ehre. 

Vergleiche ſowohl in Betreff der Beſtrafung der gegen Beamte begange— 
nen Injurien, als wegen der Widerſetzlichkeit gegen dieſelben Thl. III. (Staats— 
dienſt⸗Pragmatik). 

c) Aeußere Auszeichnung. 

a) Titel. Vergl. ebendaſelbſt. 

aa) Vergl. auch in Betreff des Titels: Regierungs-Kondukteur;, 
das C. R. v. 18. April 1835. (Oben S. 124.) 

bb) C. R. des K. Fin. Min. (v. Düesberg) v. 14. Jan. 1848 an ſämmtl. 
K. Reg. und an die K. Min. - Bau: Kommiffion, Benennungen für diejenigen, 
welche ſich dem Baufache widmen 1). 

Da es ſich als angemeſſen ergeben hat, ſtatt der bisherigen Bezeichnungen für Die— 
jenigen, welche ſich dem Baufache widmen, zum Theil andere Benennungen einzuführen, 
fo wird hierüber Folgendes feſtgeſetzt: 

1) Derjenige, der die Feldmeſſerpruͤfung beſtanden hat, erhält nach erfolgter Verei— 
digung die Benennung: „Feldmeſſer“; die Benennung: „Kondukteur“ oder „Regie— 
gierungs⸗Kondukteur“ bleibt auch ferner unterſagt. 

2) Feldmeſſer, welche die, für die Befähigung zum Staatsdienſte angeordnete Bau— 
meiſter- oder Bauinſpektor-Vorprüfung beſtanden haben, und demnächſt bei Bauaus— 
führungen beſchäftigt werden, erhalten ſtatt der Benennung: „Bauzögling“, die Benen— 
nung: „Bauführer.“ | 

3) Diejenigen, welche auch die Baumeifter- oder die Bauinſpektor-Nach prüfung 
beſtanden haben, werden, ſtatt: „Bau-Kondukteur“, fortan: „Baumeiſter“ benannt; 
die Benennung: „Königlicher (Wege-, Land-, Waſſer- oder Maſchinen-- Baumei⸗ 


1) Hiernach find die C. R. des Min. des J. v. 14. Jan. u. 4. April 1828 (Annal. XII. 
185 u. 187.), betr. den Titel der Wege- und Land- und Waſſer⸗Baumeiſter, nicht 
weiter von praktiſchem Intereſſe. | | 
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ſter“ ſteht jedoch nur Denjenigen zu, welchen eine Anſtellung im Staatödienft zu Theil 
geworden iſt. | er CM GK 

4) In Anſehung Derjenigen, welche die für die Befähigung zum gleichzeitigen Be: 
triebe mehrerer Baugewerbe angeordnete Privat-Baumeiſter⸗ Prüfung beſtanden haben, 
hat es bei der Bezeichnung: „Privat-Baumeiſter“ jein Bewenden. 

Die K. Reg. hat dieſe Beſtimmungen ſowohl Selbſt zu beachten, als auch durch 
Ihr Amtsbl. zur öffentl. Keuntniß zu bringen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 33. Nr. 38.) 

cc) C. R. v. 17. Aug. 1849 mit den Vorſchriften v. 1. Aug. 1849 für 
die Ausbildung und Prüfung derjenigen, welche ſich dem Baufache widmen, 
Se 1 u. 9. (S. oben S. 97 ff.) 5 | 

6) Rang. Vergl. ebendaſelbſt. 

Die V. v. 7. Febr. 1817, betr. die den Civil-Bedienten beizulegenden 
Amtstitel und die Rangordnung derſelben (8. S. 1817. eo", disponirt mır 
im §. 4. sub Nr. 4., daß die Ober-Bauräthe bei den Miniſterien mit den 
Räthen III. Klaſſe rangiren. Die Regierungs-Bauräthe ſind nicht ſpe— 
ziell aufgeführt; ſie rangiren aber mit den übrigen Regierungs-Räthen in der 
IV. Rang⸗Klaſſe. Der übrigen Bau- und Wegebeamten geſchieht gar keine 
Erwähnung. | 

dd) C. R. der K. Reg. zu Poſen v. 26. Jan. 1853 an die K. Baubeam⸗ 
ten ihres Verw.-Bezirks. Rangverhältniſſe, Reiſe-Diäten und Umzugskoſten— 
Entſchädigung der Kreis-Baumeiſter. | 

Das K. Min. für H., G. u. öffentl. A. hat die Erledigung eines Spezialfalles unterm 
17. d. M. entſchieden, daß Bauinſpektoren und Kreis-Baumeiſter nicht denſelben Rang 
haben und daß es bei der Organiſation der Bau-Verwaltung auch nicht in der Abſicht 
gelegen habe, den Kreis-Baumeiſtern einen höheren Rang, als den der Land-, Waſſer -und 

Wegebaumeiſter beizulegen. 

Die Baubeamten ſetzen wir hiervon mit dem Bemerken in Kenntniß, daß den Kteis— 
Baumeiſtern hiernach bei Reiſen über ihren Bezirk hinaus und bei Verſetzungen nur der 
Diätenſatz von 1 Thlr. 10 Sgr. und die Umzugskoſten-Entſchädigung nur nach den Sätzen 
des §. I. 5. der V. v. 8. März 1826 zugeſtanden werden können. 

| (Min. Bl. d. i. V. 1853. ©. 88. Nr. 65.) ke 
| ee) C. R. des K. Min. für H.) G. u. öffentl. A. (v. Bommer -Efche) b. 
| 23. Dec. 1848 an ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min.-Bau-Kommiſſion. 
Rangverhältniß und Reiſekoſtenſatz der Bauinſpektoren. 
Die V. wegen Vergütigung der Diäten und Reiſekoſten v. 28. Juni 1825 beſtimmt 
im §. 9, daß zum Reiſen mit Extrapoſt diejenigen Beamten berechtigt ſind, welche nach 
der Rangordnung v. 7. Febr. 1817 bis einſchließlich zur fünften Rangklaſſe gehören. Der 
Bauinſpektoren iſt in dieſer Rangordnung nicht gedacht; da indeſſen ſchon im Git. b. 
4. Juli 1834 beſtimmt iſt, daß die Bauinſpektoren zur Uniformklaſſe Nr. 6 gehören, und 
da dieſer Uniformklaſſe in der Regel die fünfte Rangklaſſe entſpricht, fo wird hierdurch feſt— 
geſetzt, daß den Bauinſpektoren in denjenigen Fällen, in welchen ſie überhaupt Reiſekoſten 
zu liquidiren berechtigt ſind, die Sätze für Beamte der fünften Rangklaſſe zuzugeſtehen 
find. (Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 23.) 
Mit Bezug hierauf erging | | 
t) das C. R. deſſelben Min. v. 5. Okt. 1849 an ſämmtl. K. Reg. Rang: 
verhältniß, den Diäten- und Reiſekoſtenſatz der Bauinſpektoren. | 
Wenn die K. Reg. in dem Ber. v. 4. Sept. e. nach vorgängiger Bezugnahme auf 
die Gleichſtellung des Ranges der Bauinſpektoren mit den Reg.-Aſſeſſoren erwähnt, daß 
der Diaͤtenſatz der Bauinſpektoren 25 Thlr. betrage, fo ſcheint Dieſelbe der C. Verf. d. 
23. Dec. 1848 (Min. Bl. 1849. S. 23. Nr. 27.) eine andere, als die mit derſelben beab— 
ſichtigte Deutung zu geben. Da nämlich der Allerh. Erlaß v. 10. Juni 1848 unter Auf 
hebung der bis dahin beſtandenen Unterſcheidung zwiſchen Berechtigung zur Reiſe mit 
Extrapoſt und mit ordinairer Poſt, die Höhe der zu zahlenden Meilengelder lediglich von 
dem Rangverhaͤltniſſe der Beamten, und nicht, wie die V. v: 28. Juni 1825 zum Theil 
(im 8. 9) gethan, gleichzeitig von dem Bezuge eines gewiſſen Diätenſatzes abhängig ge: 
macht hat, fo wurde es nöthig, zu beſtimmen, ob die Bauinſpektoren im Range den Aſſeſ⸗ 
foren der Provinzial-Kollegien (V. Rangklaſſe) gleich zu ſetzen, oder ob ihnen ein niederer 
Rang beizulegen ſei. Dieſe Frage entſcheidet die C. Verf. v. 23. Dec. 1848, und es geht 
die Abſicht derſelben daher lediglich dahin, eine Beſtimmung wegen des Fuhrgelderſatzes 
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der Bauinſpektoren zu treffen, keinesweges aber rückſichtlich ihrer Diäten die ganz beſtimm— 
ten Vorſchriſten der V. v. 28. Juni 1825 und v. 10. Juni 1848, nach welchen ihnen bei 
Geſchäften außerhalb ihres Amtsbezirks, unzweifelhaft der Satz von 2 Thlrn. zuſteht, irgend- 
wie zu atteriren, wie dies bei den klaren Vorſchriften der allegirten geſetzlichen Beſtim— 
| mungen auch gar nicht zuläffig geweſen fein würde. | 
(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 225. Nr. 325.) 

d) Amtseinkünfte ). l | 
a) Gehalt. == u, | 
| Vergl. ſowohl im Allgemeinen, als rückſichtlich des während des Urlaubes 

zu gewährenden Gehaltes, Thl. III. (Staatsdienſt-Pragmatik.) 

Di Gebühren und Diäten. ) 

I) C. R. v. 26. Nov. 1805. Gebühren der Baubedienten für Anferti- 
gung der Anſchläge und Zeichnungen von Bauten, die für K. Rechnung beſorgt 


werden 2). | 

Wir verordnen hiermit, daß die Baubedienten ihre Gebühren für Anfertigung der 
Anſchläge und Zeichnungen von ſolchen Bauten, welche für Unſere Rechnung beſorgt wer— 
den, in Zukunft nicht mehr nach Procenten anſetzen, ſondern nur die gewöhnlichen Diäten 
von Einem Thlr. fuͤr den Tag liquidiren ſollen, indem die Mühwaltung bei ſolchen Ge— 
ſchäften nicht von der Größe des Koſtenbedarfs abhängig, überhaupt aber auch eine ſolche 
Beſtimmung der Gebühren nach Procenten im Grunde eine Belohnung für die hohe Ver⸗ 
anſchlagung der Bauten iſt. Ihr habt alſo darauf zu halten, daß dieſer V. von den Bau- 
bedienten gehörig nachgelebt werde. (Mathis Juriſt. Monatsſchr. Bd. 4. S. 395.) 

2) Das Regul. wegen Vergütigung der Diäten und Reiſekoſten für kom— 
miſſariſche Geſchäfte in K. Dienſtangelegenheiten v. 28. Febr. 18 16 (8. S. 1816. 
S. 113 ff) iſt aufgehoben durch die V. wegen Vergütigung der Diäten und 
Reiſekoſten für kommiſſariſche Geſchäfte in K. Dienſtangelegenheiten, v. 28. Juni 


1825. Letztere beſtimmt: SC 
8.1. Die Diäten für Beamte, welche außerhalb ihres Wohnortes, oder, wenn es 
Beamte betrifft, denen, wie z. B. den Landräthen, ein beſtimmter Bezirk zugewieſen iſt, 
in welchem e die vorfallenden Geſchäfte ihres Amtes dienſtmäßig zu verrichten haben, 
außerhalb dieſes Bezirks mit kommiſſariſchen Aufträgen in Unſern Angelegenheiten baut: 
tragt werden, alſo mit Ausſchluß der Fülle, wo Privatperſonen zu der Reiſekoſten-Ent⸗ 
ſchädigung verpflichtet find, mithin ſolche nach den vorhandenen Gebühren-Taxen oder 
ſonſtigen befonderen V. erfolgt, ſollen v. 1. Sept. 1825 ab nach folgenden Süßen be— 
williget werden. | 
Ne. C. Bei den Regierungen und anderen Prov.-Kollegien untergeordneten Be— 
hörden erhalten, und zwar: f 


zꝛc. VIII. Baubeamte. 


1) ein Bau⸗Inſpekloer u. „I The Sur. 
ein Konter; K 
3) ein Bauauſſeher, Buhnenmeiſter und andere geringere Bau— 


beanie EE e ale 

8.3. Wenn den Beamten bei Ausrichtung kommiſſariſcher Geſchäfte in Unſern 
Gebäuden, auf Grund kontraktmäßiger Verpflichtungen, freie Wohnung, Heitzung und 
Licht gewährt werden muß; fo kommt von dem Betrage des Diätenſatzes auf jeden Tag, 
welchen der Beamte in ſolchen Kommiſſtons-Wohnungen zugebracht hat, zwanzig Silbergr. 


Was die Reifekoſten betrifft, fo gehören (nach §. 9.) die Baubeam⸗ 
ten nicht zu den zum Reiſen mit Extrapoſt berechtigten Beamten. Es finden 
daher in Betreff ihrer die Vorſchriften der $$. 12. dis 14, a. a. O. Anwendung: 


8. 12. Für alle diejenigen Beamten, welche nicht nah 8. 9 der gegenwärtigen V. 
zum Reifen mit Extrapoſt berechtiget find, wird bei deren kommiſſariſchen Dienſtreiſen nur 
die Vergütung für ordinäre oder Perſonenpoſt nach den tarifmäßigen Sätzen be williget; 
und nur für die Fälle, wo zwiſchen den zu bereiſenden Punkten entweder keine Fa hrpoſt— 
verbindung beſteht, oder ſolche doch für den Zweck der Reiſe nicht benutzt werden kann, 
bleibt der beauftragenden Behörde die Befugniß, die Annahme einer Miethsfuhre, oder 


) Vergl. auch in Betreff der Feld meſſer unten. 
2) Dies C. R. findet ſich nur in der juriſt. Monatsſchr. von Mathis abgedruckt, es 
konſtirt indeß nicht, von welcher Behörde daſſelbe erlaſſen ſei. 
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| die Reife mit Extrapoſt, je nachdem das eine oder das andere minder koſtbar ift, zu 
bewilligen. ö 
8. 13. Beamte, welche neben, oder in ihrem Gehalt ein Fixum für Reiſekoſten oder 
zur Unterhaltung von Dienſtpferden beziehen, find für alle Reifen, welche in den Geſchaͤften ihres 
Amts und in ihrem gewöhnlichen Dienſtkreiſe vorkommen, zu keiner beſonderen Vergüti⸗ 
gung berechtigt. Wenn ihnen aber ein Geſchäft außer ihrem gewöhnlichen Wirfungöfreiie 
aufgetragen wird, jo hangt es von den pflichtmäßigen Ermeſſen der beauftragenden Be 
hörde ab, zu beſtimmen, ob der Beamte die Reife mit der Poſt (mit Extrapoſt oder art, 
nairen Poſt, je nach ſeinem Range und ſeinen Dienftverhältniffen) unternehmen fol, 
welchenfalls ihm dann auch die volle Reiſekoſten-Entſchadigung gebührt; oder ob er ſich zu 
dieſem Behuf feiner Dienſtpferde zu bedienen hat, welchenfalls ihm nach Ermeſſen der 
beauftragenden Behörde eine Reiſezulage bis auf die Hälfte der regulativmäßigen Weit, 
koſten-Entſchädigung bewilligt werden kann. | 
8.14. Wenn ſolche Beamten, welche Reiſen- und Fuhrkoſten-Fixa beziehen, auf 
D längere Zeit Urlaub nehmen, oder ſonſt ihre Stelle von anderen vertreten werden muß; 
kb fo müſſen ſie entweder für die Reiſekoſten ihrer Stellvertreter aufkommen und ihnen die 
nöthigen Fuhrmittel gewähren, oder ſich einem verhältnißmäßigen Abzuge und ihrem 
Fixum unterwerfen. Ausnahmen hiervon in Krankheitsfällen und unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden, können nur mit ausdrücklicher Genehmigung der vorgeſetzten Behörde geſtattet 
werden. (G. S. 1825. S. 163 ff.) 
Dazu: F 
aa) R. des K. Min. des J. u. d. F. v. 27. Mai 1840. 
Die (Tit,) erhält beifol. eine Abſchrift der an das Staats-Min. gerichteten Allerh. 
K. O. v. 31. März d. J., wonach des Königs Mal]. zu genehmigen geruht haben, daß in 
den Fällen, wo mehrere Kommiſſarien bei einem Gefchäfte konkurriren und die Mit-Kom⸗ 
miſſarien nach der ſchriftl. Erklärung des Haupt-Kommiſſarius mit dieſem gemeinſchaſt⸗ 
lich zu reiſen behindert worden ſind, den erſteren ohne weitere Beſcheinigung des wirklich 
vorgekommenen Reiſe-Aufwandes, die vorſchriftsmaͤßige Reiſevergütigung und zwar, wenn 
fle zur Reife mit Extrapoſt berechtigt find, nach dem Regul. v. W. Juni 1825, ſonſt aber 
| mit einem Pauſchquantum von 15 Sgr. für die Meile gewährt werden kann, um ſich nad) 
N diefer Beſtimmung bei Feſtſetzung und Anweiſung der Reiſekoſten zu achten. 

Bei allen Liquidationen ſind übrigens die von der K. O. R. Kammer vorgeſchriebenen 
Formulare A und B anzuwenden. Damit ſolche aber der Meilenzahl und den Sätzen 
nach gehörig geprüft werden können, wird der Reiſekoſten-Liquidation in allen Fällen, wo 
daraus die genommene Tour von Station zu Station genau hervorgeht, eine ſpezielle 
0 Reiſe⸗Route von Station zu Station beizufügen bleiben, damit es bei deren Reviſton dem 
L Rechnungsbeamten möglich gemacht werde, die Richtigkeit ber Anſätze zu beſcheinigen, oder 

aber eine etwanige Berichtigung der Meilenzahl und der berechneten Geldſätze zu bewirken. 
(Acta gen. des Fin. Min. A. III. I. 4. Nr. 7936. IV.) 


bb) C. R. der K. Min. des J., des K. Hauſes u. d. F. v. 31. Mai 1817. 
Die Beſtimmungen des $. 10 der V. v. 28. Juni 18251) finden keine Anwen⸗ 
dung auf ſolche Beamte, welche ein Fixum von Reiſekoſten oder zur Unterhal— 
tung von Dienſtpferden beziehen, und dergl. Beamte ſind daher nicht ver— 
pflichtet, die Rebenkommiſſarien unentgeldlich mit zu befördern. Den Letzteren 
gebühren daher die reglementsmäßigen Fuhrkoſten. 

(Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 153. Nr. 198.) 

3) Die Vorſchriften der V. v. 28. Juni 1825 (ſ. oben ad 2.) find dem: 
nächſtmodifizirt und theilweiſe aufgehoben worden durch den Allerh. 
Erlaß v. 10. Juni 1848 über die Tagegelder und Fuhrkoſten bei Dienſtreiſen 
der Staatöbeamten. 


Zur Herbeiführung einer Erſparniß im Staatshaushalte und da die V. wegen Ver— 
gütigung der Diäten und Reiſekoſten für kommiſſariſche Geſchäfte in K. Dienſtangelegen— 
heiten v. 28. Juni 1825 (G. S. S. 163.) den veränderten Verh ältniſſen nicht mehr ent— 
ſpricht, beſtimme Ich hierdurch für Civilbeamte und diejenigen Militairbeamten, welchen 
ein beſtimmter Militalrrang nicht beigelegt iſt, auf den Antrag des Staats-Min., was 
folgt: 


1) Das C. R. v. 22. Aug. 1848 (Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 252. Nr. 293.) ſpricht 
übrigens aus, daß der 8. 10 der V. v. 28. Juni 1825 durch den Erl. b. 10. Juni 
1848 unzweifelhaft aufgehoben ſei. / 
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8. 1. Bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder auf Dampfſchiffen gemacht 


werden konnen, find an Reiſekoſten, einſchließlich des Gepäck⸗-Transports, zu verguͤten: 

N a) den Beamten der erſten fünf Rangklaſſn n . 10 Sgr. 

| b) allen Beamten geringeren Ranges mit Ausſchluß der Unter, 

: beg! Wi pl ZEN 7 Sgr 6 Pf 
et den Utah; m! . 
auf die Meile. 


| 2) Außerdem foll auf Nebenfoften, welche beim Zugehen zur Eiſenbahn und beim 
Abgehen von derſelben vorkommen, fur jedes Zu- und Abgehen zuſammen eine Entſchädi— 
gung gewährt werden, welche | 
für die Beamten unter la. auf 20 Sgr., 
für die Beamten unter 1b. auf 15 Sgr., und 
für die Unterbeamten 1 c. auf 10 Sgr. 
beſtimmt wird. 

3) Geht die Dienſtreiſe eines Beamten der fuͤnf erſten Rangklaſſen uͤber den Ort, 
wo derſelbe die Eiſenbahn verläßt, mehr als zwei Poſtſtationen hinaus, fo kann der 
Beamte, wenn er zu der Weiterreiſe einen Wagen auf der Eiſenbahn mitgenommen hat, 
die Koſten für den Transport deſſelben nach den Sätzen des Eiſenbahntarifs, und außer⸗ 
dem für das Hin- und Zurückſchaffen des Wagens zuſammen 1 Thlr. 15 Sgr. berechnen. 

4) Hat einer der unter 1 a. genannten Beamten einen Diener auf der Reife mitge- 
nommen, ſo iſt er befugt, dafür 5 Sgr. auf die Meile zu liquidiren. 

kb 8.2. 1) Bei Dienftreifen, welche nicht auf Eiſenbahnen zurückgelegt werden können, 
erhalten: 
- a) Beamte der erſten, zweiten und dritten Rangklaſſe .. 1 Thlr. 1 
b) Beamte der vierten und fünften Rangflfe - . » le 
c) alle übrige WE a. 
auf die Meile. 
2) Haben in beſonderen Füllen erweislich größere Fuhrkoſten, als die vorſtehend 
beſtimmten, aufgewendet werden muͤſſen, jo find dieſelben zu vergüten. | 
ch 1) Bei Vergütung der in den 88. 1. und 2. beſtimmten Sätzen wird jede 
angefangene Viertelmeile für eine volle Viertelmeile gerechnet. 
2) Bei Dienftreifen von mehr als einer Viertelmeile, aber weniger als einer ganzen 
Meile ſind die Reiſekoſten nach einer vollen Meile zu berechnen. 
3) Für Geſchäfte außerhalb des Wohnorts in geringerer Entfernung als einer Vier- 
telmeile werden weder Reiſekoſten noch Diäten gewährt. N 
8.4. Bei Verſetzungen konnen verheirathete Beamte, wenn fie auf Reiſekoſten, 
nicht aber auf eine Umzugsentſchädigung Anſpruch haben, die Reiſekoſten in jedem Falle 
nach 8. 2. liquidiren. . 
8.5. Die durch die V. v. 28. Juni 1825 oder durch ſpätere ergänzende Vorſchrif— 
ten beſtimmten Tagegelder werden bei den Sätzen von 2 Thlrn. und weniger dergeſtalt 


erhöhet, daß 
2 Thlr. 15 Sgr. ſtatt 2 Thlr. — Sgr. 
Lë A" EE ie Ener 


5 Sgr. 
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zu gewähren ſind. RK 

8.6. Der gegenwärtige Erlaß tritt mit dem 1. Juli c. in Kraft und werden die 
demſelben entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere auch der den Verhältniſſen nicht 
mehr entſprechende 8. 7. der V. v. 28. Juni 1825 außer Anwendung geſetzt. 

Sansſouci, den 10. Juni 1848. Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Hanſemann. 

An das Staatöminifterium. Ä 

(G. S. 1848. S. 151.) . 

Zur Erläut. dieſes Erlaſſes vergl. folgende allgemeine auf alle Civil— 
beamten anwendbare Beſtimmungen: 


aa) R. v. 10. Juni 1848. wegen Ausführung des Erl. v. 10. Juni 1848, 
(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 365. Nr. 451.) 
bb) R. b. 4. Jan. 1849., betr. die Reiſekoſten auf Dienſtreiſen von kurzer Ent- 
fernung. (a. a. O. 1849. S. 7. Nr. 7.) ep 
cc) R. v. 5. März 1850, betr. die Berechnung der Fuhrkoſten, wenn Geſchäfte an 
verſchiedenen Orten an einem Tage verrichtet ſind. (a. a. O. 1850. S. 122. Nr. 170.) 
v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 9 


m . ccc ccc ct 
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dd) C. R. v. 14. Okt. 1848., betr. die Nebenkoſten auf Dampfſchiffen. 
(a. a. O. 1848. S. 337. Nr. 407.) | 
ee) R. b. 4. Mai 1849., betr. die Nebenausgaben bei Dienftreifen auf Wil, | 
bahnen. (a. a. O. 1849. S. 129. Nr. 78.) | 
ff) C. R. v. 23. Febr. 1851., denſelben Gegenſtand betr. 
(a. a. O. 1851. S. 30. Nr. 30.) 5 
gg) C. R. v. 23. Aug. 1848., betr. die Gewährung von Fuhrkoſten-Zulage bei 
Dienſtreiſen. (a. a. O. 1848. S. 252. Nr. 394.) | 
bh) C. R. v. 7. Sept. 1848., betr. den Diätenabzug für Kommiſſions⸗Wohnungen 
in Königl. Dienſtgebäuden. (a. a. O. 1848. S. 293. Nr 343.) 
| ii) C. R. v. 5. Dec. 1848., betr. die fortdauernde Gültigkeit des 8. 13. der V. b. 
28. Juni 1825. (a. a. O. 1848. S. 365. Nr. 452.) | | 
TRK)E. R. v. 24. Juli 1848., betr. die Auslegung des 8. 5. des Erl. v. 10. Juni 
1848. (a. a. O. 1848. S. 217. Nr. 237.) 
II) C. R. v. 16. April 1850., betr. die Bewilligung beſonderer Reiſediäten neben 
den Kommiſſlonsgebühren während der Entfernung vom Kommiſſar-Aufenthaltsorte. 
(a. a. O. 1850. S. 92 Nr. 119.) g 
mm) C. R. v. 30. Jan. 1851., betr. die Diäten bei Kommiſſarien von längerer 
Dauer. (a. a O. 1851. S. 29. Nr. 29.) 
nn) C. R. v. 31. März 1851 mit dem Schema zu Diäten- und Fuhrkoſten⸗Liqul⸗ 
dationen. (a. a. O. 1851. S. 200. Nr. 221.) 
oo) Ueber die Stations-Entfernungen: C. R. v. 31. Aug. 1848. (a. a. O. 1848. 
S. 290 Nr. 341.), v. 18. Dec. ej. (a. a. O. 1849. S. 4. Nr. 6.), v. 20. Juni 1849 
(a. a. O. S. 128. Nr. 177.), v. 11. Mai 1849 (a. a. O. S. 123. Nr. 176.), v. 15. Juni 
1850 (a. a. O. 1850. S. 225. Nr. 292.) und v. 30. Nov. ei. | 


4) R. der K. Min. d. Fin. (Beuth) u. des J. (v. Patow) v. 19. Zu 
1845 an die K. Reg. zu N. Diäten für Reg.-Baumeiſter und Baureferendarien. 
Das nach dem Ber. der K. Reg. v. 18. Juli d. J. von der K. Ober-Rechnungokam⸗ 
mer bei Reviſion der dortigen Buchhalterei-Rechnung von den Beſoldungen und allge ` 
N meinen Verwaltungsfoften pro 1843 gezogene Monitum wegen des dem vormaligen Baus 
meiſter N. bei kommiſſariſchen Geſchäften bewilligten Diätenſatzes von 1 Thlr. 10 Sgr. 
muß für begründet erachtet werden, da derſelbe nach dem von meinem, des Finanz⸗Min., 
Amtsvorgänger an das Präſidium der K. Reg. unterm 19. April 1841 erlaſſenen Verf. 
dort nicht als Baureferendarius, ſondern als Baumeiſter mit einem fixirten Gehalte ange: 
N ſtellt geweſen iſt und mithin bei allen auswärtigen Geſchäften nur auf einen Diätenſatz 
| von 1 Thlr. nach feiner Dienſtkategorie Anſpruch gehabt hat. n 
f Da der Nachfolger des N. durch R. des Finanz-Min. v. 8. Nov. 1844 in ganz 
gleicher Art, alſo nicht als Baureferendarius angeſtellt iſt, ſo können ihm gleichfalls nur 
1 Thlr. Diäten bei auswärtigen Geſchäften bewilligt werden. 
An Baureferendarien, welche keine Beſoldung beziehen, konnen zwar eben fo wie an 
Reg.⸗Baureferendarien I Thlr. 10 Sgr. Diäten gezahlt werden, da denſelben indeß ſelbſt⸗ 
| ſtändige Aufträge zur Vertretung der Bauräthe nach der an das Präſid. der K. Reg.“ 
unterm 11. April 1836 erlaſſenen Entſcheidung nicht ertheilt werden dürfen, fo kann der 
Fall nicht eintreten, daß ihnen nach S. 1. Lit. B. 2. und 3. des Diäten» und Fuhrkoſten⸗ 
Regul. v. 28. Juni 1825 der Diätenſatz von 2 Thlrn. zu bewilligen wäre. 
(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 247. Nr. 254) € 9 
5) R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A., Abth. IV. (Oeſterreich) b. 
7. März 1849 an die K. Reg. zu N. Diäten der Bauführer. 
| Die K. Reg. wird beauftragt, den Bauführer N. auf das Geſuch v. 18. Febr. e. 
dahin zu beſcheiden, daß ein Bauführer als ſolcher keinesweges als ein Staatöbeamier 
angeſehen werden könne, mithin auch der Allerh. Erlaß v. 10. Juni 1848, über die Tage 
gelder und Fuhrkoſten bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten, auf Bauführer keine Anwen⸗ 
dung finde. Im feiner Eigenſchaft als Feld meſſer finde die Bezahlung eines Baufüh⸗ 
rers nach den, Vorſchriften des betr. Reglements ſtatt, bei einem Engagement als Bau⸗ 
führer werde dagegen die Bezahlung in jedem einzelnen Falle nach den Umſtänden feſt— 
zuſetzen ſein. (Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 48. Nr. 74.) 
6) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 9. Febr. 
1850 an ſämmtl. K. Reg., wegen des den Land-Bauinſpektoren bewilligten 
Tagegeldes für die innerhalb ihres Baukreiſes unternommenen Dienſtreiſen. 
Die C. V. v. 16. Der. 1845, nach welcher den Land⸗Bauinſpektoren während ihrer 
Dienſtreiſen innerhalb ihres Baukreiſes ein Tagegeld von 20 Sgr. für jede außerhalb 
ihres Wohnortes zugebrachte Nacht gezahlt werden kann, hat mehrfach eine unrichtige 
Auslegung gefunden. f 
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Die dem Erlaſſe zum Grunde liegende Allerh. Ordre v. 26. Sept. 1845 be— 
porte wörtlich, daß den Land-Bauinſpektoren außer der bewilligten Fuhrkoſtenent— 
ſchädigung 5 
„für jeden Reiſetag, an welchen Oe außerhalb ihres Wohnortes übernachten, 

eine Vergütung von 20 Sgr. gewährt werde.« 

Hiernach ſteht den Bauinſpektoren nicht zu, für diejenigen Tage, an welchen He 
nach einer auswärtigen Uebernachtung an ihren Wohnort zurückkehren, die fragliche Ver— 
gütung zu liquidiren. CH | | 
Da dieſe Vergütung ſonach keine eigentlichen Diäten für kommiſſariſche Geſchäfte 
ſind, vielmehr einen auf beſonderer Allerh. Beſtimmung beruhenden Zuſchuß zu den Reiſe— 
koſten ausmachen, fo wird auch durch die Beſtimmung des 8. 5. des Allerh. Erlaſſes v. 
10. Juni 1848 wegen der Tagegelder und Fuhrkoſten bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten 
hierin nichts geändert, vielmehr bewendet es auch fernerhin bei dem Allerhöchſt bewillig— 
ten Satze von 20 Sgr. für jedes Nachtquartier. ö 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 70. Nr. 85.) 

7) R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 5. Okt. 
1852 an den K. Reg. Präſid. N. zu N. und abſchriftlich zur Nachachtung an 
ſämmtl. K. Reg. und die K. Min.⸗Bau⸗Kom. Entſchädigung im Staatsdienſte 
nicht feſtangeſtellter Perſonen für Diäten und Reiſekoſten bei einzelnen Aufträ— 
gen in Bauſachen. | 

Ew. ꝛc. erwidere ich auf die Anfrage v. 28. Aug. ., daß im Staatsdienſte noch 
nicht feſtangeſtellte Perſonen, wie Bauführer und Baumeiſter, wenn ſie Beſchaftigung von 
einer Behörde annehmen, in der Regel auf eigene Koſten an den Ort, wo ihnen dieſe Be— 
ſchäftigung gewährt wird, ſich hin begeben muſſen, und nur in den Fällen, wo ohne Ge— 
währung einer Reiſekoſten-Entſchädigung qualifizirte Individuen nicht zu engagiren find, und 

eine derartige Entſchädigung deshalb ausnahmsweiſe zugeſtchert worden, die Zahlung derſelben 
zuläſſig iſt. Die Normirung ihrer Höhe, ſei es durch Erſtattung der gehabten Auslagen oder 
nach beſtimmten Sätzen, die jedoch jedenfalls die reglementsmäßigen Diäten- und Fuhr⸗ 
koſten⸗Sätze der angeſtellten Land-, Waſſer- ꝛc. Baumeiſter nicht überſteigen dürfen, iſt der 
Auftrag gebenden Behörde nach dem zu treffenden Abkommen zu überlaſſen, da allgemein 
anwendbare Sätze von Diäten und Fuhrkoſten für im Staatsdienſte nicht angeſtellte Bau— 
meiſter und für Bauführer nicht vorgeſchrieben find. 

(Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 268. Nr. 255.) | 

8) R. deſſelb. Min. v. 17. Sept. 1853 an die K. Reg. zu N. und ab⸗ 
ſchriftlch zur Beachtung an ſämmtliche übrige K. Reg. (mit Ausſchluß von 
Stralſund, Merſeburg und Breslau). Bewilligung der Reiſekoſten-Zuſchüͤſſe 
für Bau-Inſpektoren und Kreis-Baumeiſter. | 


Auf den Ber. v. 26. v. M. eröffne ich der K. Reg., daß der den Bau⸗Inſpektoren 
und Kreis⸗Baumeiſtern durch die Allerh. Ordre v. 7. Jan. 1852 in Form von Diäten 
bewilligte Reiſekoſten⸗-Zuſchuß auch dann zu gewähren iſt, wenn die Entfernung des Reiſe— 
ziels nach der Länge der Straße von dem Wohnorte über 23 Meile, alſo die Hin- 
und Rückreiſe zufammen mehr als 5 Meilen beträgt; auch kann derſelbe in dem Falle 
bewilligt werden, wenn der Baubeamte genöthigt geweſen iſt, ſich auf ſolcher größeren 
Reiſe mit feinem Dienſtgeſpanne an einem Orte mehrere Tage in Dienſtgeſchäften 
aufzuhalten. N | 

Es wird der K. Reg. indeſſen empfohlen, die Umſtände zu prüfen und diefen Zu— 
ſchuß zu verſagen, wenn der Beamte ſich an einem Orte aufgehalten hat, welcher in direk⸗ 
ter Richtung weniger als 23 Meilen vom Wohnorte entfernt iſt und er füglich nach 
ſeinem Wohnorte auf dem nächſten Wege hätte zurückkehren können, ehe er ſeine Reiſe 
fortſetzte. (Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 244. Nr. 202.) 

9) Koſten der Bau-Sachverſtändigen in Audeinander ſetzungs⸗ 
Sachen betreffend. | | 

aa) R. des K. Min. der F. Cp, Bodelfchwingh) u. des J. (Gr. v. Arnim) 
b. 22. April 1843 an die K. Reg. zu Breslau. Feſtſetzung der Koſtenrech— 
nungen für Bau-Sachverſtändige in Auseinanderſetzungsſachen. 


Auf eine Anfrage der dortigen K. Gen. Kom. darüber, wie es mit der Beurthei⸗ 
lung und Feſtſetzung ſolcher Koſtenrechnungen vou Bau⸗Sachverſtändigen in Auseinan⸗ 
derſetzungsſachen zu halten ſei, welche Zeichnungen und Anſchläge von Bauwerken, ſowie 
ähnliche Arbeiten betreffen, die Kenntniſſe vom Bauweſen erfordern, iſt beſtimmt worden, 
daß in ſolchem Bez. der Gen. Kom. vorkommenden Fällen das Gutachten des bei der 
K. Reg. fungirenden Bauraths eingeholt werden ſoll. Welche ſpezielle Anordnung Dis 
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halb ſeitens des mitunterz. Min. des J. an die Gen. Kom. erlaſſen, wird die K. Reg. 
aus dem abſchriftl. angeſchloſſenen Auszuge (a.) erſehen, und iſt der betr. Techniker anzu⸗ 
weiſen, bei der Beurtheilung derartiger Koſten-Rechnungen mit derjenigen Sorgfalt zu 
verfahren, welche die Fürſorge für das Intereſſe der Parteien in den Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen erheiſcht. | 


Anl. a. 

Was Ihre Anfrage über das in ähnlichen Fällen künftig zu beobachtende Verfahren 
anbetrifft, ſo hat die K. Gen. Kom. überall da, wo Gebühren der Bau-Sachverſtändi⸗ 
gen in Auseinanderſetzungsſachen für Zeichnungen und Anſchläge zu Bauwerken und ähn— 
liche Kenntniſſe im Bauweſen erfordernde Arbeiten feſtzuſetzen ind, zuvörderſt das Gut— 
achten des bei der dortigen Reg. fungirenden Bauraths über die betr. Liquidations-An⸗ 
ſätze unter Vermittelung dieſer Behörde und bei Mittheilung der zur Beurtheilung näm, 
gen Materialien einzuholen. Dabei bleibt es der K. Gen. Kom. unbenommen, Ihre 
etwaigen Bedenken gegen die Höhe der liquidirten Gebühren beſonders dann herborzu— 
heben, wenn die gelieferten Arbeiten etwa nicht dem Zwecke der Auseinanderſetzung ange— 
meſſen eingerichtet ſein ſollten. Die Feſtſetzung der Liquidation ſelbſt hat die K. Gen. 
Kom demnächſt unter Berückſichtigung des eingeholten Gutachtens und im übrigen nach 
Lage der Akten zu bewirken, auch iſt die kalkulatoriſche Reviſton derſelben in Ihren — 
Büreaus vorzunehmen, dem Baurath der Reg. aber muß es überlaſſen bleiben, fein Gut: ` 
achten entweder durch Billigung oder Abänderung der einzelnen Poſitionen unmittelbar 
in der Liquidation abzugeben, oder daſſelbe beſonders auszuführen und zu motiviren. 

Berlin, den 31. März 1843. 


Der Min. des J. Graf v. Arnim. 
An die K. Gen. Kom. zu Breslau. 
(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 198. Nr. 251.) 


bb) R. der K. Min. des J. (Gr. v. Arnim) u. d. F. (Flottwell) v. 9. Mai 
1845 an die K. Reg. zu Liegnitz. Benutzung K. Baubeamten in Audeinander— 
ſetzungsſachen und Feſtſetzung deren Koſtenrechnungen. 


Auf den Ber. v. 6. Febr. d. J., betr. die Feſtſetzung der Koſtenrechnungen der K. 
Baubeamten, die in Auseinanderſetzungsſachen zugezogen werden, eröffnen wir der K. Reg. 
| hierdurch Folgendes. 

Die Feſtſetzung der gedachten Koſtenrechnungen erfolgt nicht, wie die K. Reg. 
annimmt, bei der Regierung in Breslau, ſondern geht von der dortigen Gen. Komm. 
| als der das ganze Auseinanderſetzungsgeſchäft leitenden Behörde, aus. Die Befugniß 

und Verpflichtung der letzteren hierzu iſt nicht nur in der Sache ſelbſt begründet, ſondern 
folgt auch aus den Beſtimmungen der gerichtl. &ebührentage v. 23. Aug. 1815, der V. 
v. 29. März 1844 über die Gebühren ꝛc. der Sachverſtändigen und Zeugen bei gericht— 
lichen Geſchäften, und des Koſten-Regul. für die Auseinanderſetzungsbehörden v. 25. April 
1836, in denen hinſichtlich der Feſtſetzung von Koſtenrechnungen ſolcher Sachverſtändi— 
gen, welche K. Beamte find, keine Ausnahme gemacht iſt; der $. 13. des Regul. v. 5. 
April 1836 ſpricht ausdrücklich nur von Koſtenfeſtſetzungen der Aus ein anderſetzungs— 
behörden, und verweiſt etwaige Reklamationen hiergegen in den Weg des Rekurſes an 
das vorgeſetzte Miniſterium. 

Iſt gleichwohl durch das R. v. 22. März 1843 (Min. Bl. S. 198. Nr. 251.) ]) 
angeordnet worden, daß vor Feſtſetzung der Liquidation eines zugezogenen Bauverſtän⸗ 
digen durch die Gen. Kom zu Breslau die Liquidation zuvörderſt durch den Baurath 
der Reg. daſelbſt geprüft und begutachtet werden ſoll, ſo beruht dieſe Beſtimmung allein 
darin, daß ſich bei der Gen. Kom die zu einer ſolchen Beurtheilung erfordert. techniſchen 
Kenntniſſe nicht vorfinden. Aus gleichen Gründen bedient fi das Min. des 3, in etwai⸗ 
gen Reklamationsfällen des Beiraths der Ober-Bau-Deput. Zur Abänderung des R. 
v. 22. März 1843 liegt daher kein Grund vor. Damit aber etwaige Reklamationen der 
Baubeamten gegen Ermäßigung der Koſtenrechnungen nicht ohne die erforderliche Prü— 
fung verworfen werden, iſt die Gen. Kom. zu Breslau angewieſen worden, auch über 
ſolche Reklamationen das Gutachten des Reg. Bauraths zu Breslau einzuholen. Gegen 
den hiernach erfolgten Beſcheid ſteht dem Reklamanten noch der Weg der Beſchwerde 
beim Min. des 3. offen. . l 

Hiernach hat die K. Reg. den Bauinſpektor N. anzuweiſen, ſeine Koſtenrechnungen 
GO den betr. Spezial-Kommiſſarius an die Gen. Kom. zur Feſtſetzung einreichen zu 
aſſen. 

Was dagegen das Verlangen der K. Reg betrifft, von den Aufträgen, welche Ihre 
Baubeamten erhalten, in Kenntniß geſetzt zu werden, ſo erſcheint daſſelbe ganz gerecht— 
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fertigt, und iſt die Gen. Kom. zu Breslau daher auch angewieſen worden, in vorkom— 
menden Fällen dieſe Nachricht Ihr entweder ſelbſt zu geben, oder ſofort durch den Kom— 
Aue der Sache geben zu laſſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 170. Nr. 197.) 

cc) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 27. Okt. 1845. 
Die Vorſchrift des §. 5. Nr. 6. der Inſtr. v. 16. Juni 1836 iſt nicht auf ſolche 
Sachverſtändige anzuwenden, für welche die Remuneration für ihre Leiſtungen 
in Auseinanderſetzuugsſachen nach dem §. 3. des Koſten-Regul. v. 25. April 
1836 zu bemeſſen iſt. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 353. Nr. 401.) f 


10) R. des K. Min. des J., Abth. I. (Köhler), v. 5. Febr. 1820 an die 
K. Reg. zu Königsberg. Zuläſſigkeit der von den Stadtbaubeamten zu liqui— 
direnden Gebühren und Einziehung derſelben. 


Auf die von der K. Reg. unterm 31. Dec. v. 3. erſtatteten Ber., wird derſelben 
lediglich anheimgeſtellt, ob ſie den Mag. oder die Polizeibehörde mit Einziehung der von 
den Stadtbaubeamten zu liquidirenden Gebühren beauftragen wolle, indem es lediglich 
MN: ankommt, daß dieſe Beamten die gehörig feftgefegten Gebühren nicht ſelbſt 
einziehen. 

Was den zweiten Antrag, die Beſtimmung der Fälle nämlich, in welchen dergl. 
Gebühren liquidirt werden ſollen, anlangt, ſo wird Ihr um ſo mehr überlaſſen, nach dem 
geäußerten Gutachten zu verfahren, als Ihr ſchon in der Verf. v. 12. Nov. v. J. die Ab⸗ 
ſtellung abufiver Einrichtung anheimgeſtellt worden iſt. (A. IV. 38. — 1. 24.) 


J) Vergütigung und freie Verabfolgung von Schreib- und 
Zeichnen-Materialien. 

1) R. der K. Min. des H. (v. Bülow), des J. (v. Schuckmann), u. d. F. 
(b. Klewitz), v. 4. Sept. 1821 an die K. Reg. zu Cöslin. Freie Verabfol— 
gung von benöthigten Schreib- und Zeichnungs-Materialien an die K. Reg. 
Baubeamten. 


Die Reg.-Baubeamten haben allerdings auf die freie Verabfolgung der zu ihren 
Dienft-Arbeiten benöthigten Schreib- und Zeichnungs-Materialien Anſpruch, und ift den- 
ſelben dieſes Beduͤrfniß von den alten Reg gewöhnlich in Natur gewährt worden. Es iſt 
ihnen aber auch nachgelaſſen, für dieſe Materialien ein Geld-Aequivalent zu wählen, 
welches für den Bauinſpektor bis zu 25 Thlr., und für etatsmäßige. Kondulteurs bis zu 
15 Thlr. für jeden feſtgeſetzt iſt. 


Es leidet nun kein Bedenken, daß auch den dortigen Baubeamten dieſe Wahl über- 
laſſen bleibt, und wird die K. Reg. auf ihren Ber. p 29. Juni d. J. ermächtigt, ſolchen 
Falls denſelben jenes Aequivalent zu bewilligen, welches übrigens aus dem Fonds erfol— 
gen muß aus dem die Natural-Verabreichung ſtatt gefunden haben würde, alſo aus dem 
Bedürfniß⸗Fonds. Die K. Reg. hat jedoch darauf zu ſehen, daß diejenigen Baubeamten, 
welche die Geld-Vergutung ne ſich auch guter Schreib- und Zeichnungs⸗Materialien 
bedienen. (A. V. 512.— 3. 4 


2) C. R. des K. eh. Min. (v. Alvensleben), v. 7. Mai 1837 an 
ſämmtl. K. Reg., und an die Min.-Bau-Kom. Entſchädigung der kommiſſariſch 
beſchäftigten Baubeamten für Zeichnen- und Schreibematerialien. 


Ich finde mich veranlaßt, wegen der Entſchädigung der kommiſſariſch beſchäftigten 
Baubeamten für Zeichnen- und Schreibematerialien Folgendes feſtzuſetzen. 

Die Koſten für Schreibematerialien zur gewohnlichen Korrespondenz im Laufe eines 
ihrer Leitung anvertrauten Baues. ſind die Baubeamten eben ſo wie jeder andere Diäta— 
rius gehalten, aus ihrer Diäten-Einnahme zu beſtreiten. Liefern ſie aber während der 
Leitung des Baues Karten, fo find ihnen dafür die Auslagen ohne beſondere Vergütigung 
nicht anzuſinnen, es hat vielmehr kein Bedenken, in dieſem Falle die Beſtimmungen des 
8. 117 des Feldmeſſer⸗Regl. v. 29. April 1813, wonach bei Reinkarten für Papier, Lein⸗ 
wand und Aufziehen für den Preuß. Quadratfuß 7 Sgr. 6 Pf. Welt werden können, 
ebenfalls anzuwenden. 

Bei Aufträgen, welche einen ungewöhnlichen und mit der Diäten: he außer 
Verhältniß ſtehenden Aufwand für Schreibmaterialien erfordern, ſoll zwar ausnahms— 
weiſe eine Vergütigung gewährt werden, jedoch mache ich jede Bewilligung dieſer Art von 
meiner Genehmigung abhängig. 

Dieſe Vorſchriften finden übrigens auf etatsmäßig angeſtellte Baubeamte keine 
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Anwendung, ſelbſt dann nicht, wenn dieſelben kommiſſariſch beſchäftigt find, da dieſe ihren 
Schreibmaterial-Aufwand aus dem Averso zu beſtreiten haben. 

(A. XXI. 544. — 2.241) ei e 

3) C. R. des K. Fin. Min. (b. Düesberg) v. 11. März 1847 an mn, 
K. Reg., und an die K. Min. Bau⸗Kom. Entſchädigung der Stellvertreter 
von Baubeamten für Fuhrkoſten, Schreib- und Zeichnen-Materialien und 
Bureaukoſten. | 


Es ift wahrgenommen worden, daß den Baubeamten, welche Reiſe— und Fuhr⸗ 
koſten⸗Fixa, fo wie Schreib- und Zeichnen-Materkalien- und Bureaugelder beziehen, ne, 
ſchiedentlͤch ſelbſt bei längerer, durch Urlaub oder Krankheit veranlaßten Vertretung jene 
Vergütungen auch ſür die Zeit der Stellvertretung ohne Weiteres ausgezahlt worden, und 
daß in Folge deſſen die Stellvertreter von dieſen Averſts nichts erhalten haben. Zur Ver⸗ 
meidung der Nachtheile, welche hieraus für den Dienſt zu beſorgen ſind, wird die K. Reg. 
mit Bezug auf die allgemeine Verfügung v. 31. Mai 18331) angewieſen, bei jeder län⸗ 
geren Stellvertretung der Baubeamten leinſchließlich der Regierungsbauräthe), welche 
dergl. Averſa beziehen, gleich bei Einleitung der Stellvertretung anzuordnen, daß, wenn 
die zu vertretenden Beamten Fuhrwerk halten, dieſes dem Stellvertreter zur Dispoſttion 
geſtellt werde, und wenn denſelben ein Fuhrwerk nicht zu halten nachgelaſſen worden, dem 
Stellvertreter einen entſprechenden Theil der Fuhrkoſtengelder unmittelbar zu uͤberweiſen; 
eben fo auch einen verhältnißmäßigen Theil der Schreib- und Zeichnen⸗Materialien- und 
Bureaukoſten-Averſa dem Stellvertreter unmittelbar zahlen zu laſſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 34. Nr. 56.) 

4) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. Pommer⸗Eſche) b. 26, 
März 1849 an ſämmtl. K. Reg. Beſtreitung der bei Ausführung größerer 
Bauten entſtehenden Koſten für Schreibmaterialien. 

Nach dem Antrage der K. Reg. in dem Ber. v. 8. d. M. genehmige ich, daß die bei 
Ausführung größerer Bauten entſtehenden Koſten für Schreibmaterialien, welche außer 
der gewöhnlichen Korreſpondenz des Baubeamten gebraucht werden, aus dem betr. Bau: 
fonds, in ſofern in den Koſtenanſchlägen auf dieſe Ausgabe Rückſicht genommen ift, befirit: 
ten und daſelbſt ohne beſondere höhere Genehmigung verausgabt werden durfen, ſobald 
von dem Bezirks-Baubeamten out: ben betreffenden Belägen amtlich beſcheinigt iſt, daß 
die angelieferten Schreibmaterialien lediglich zu Zwecken des Baues angeſchafft und dazu 
auch vollſtändig verwendet worden ſind. (Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 48. Nr. 73.) 

3) Anſchaffung der Utenſilien und Gegenſtände, welche Bau— 
beamte in Ausübung ihres Amtes bedürfen. 

C. R. der K. Min. d. Fin. (v. Bodelſchwingh) u. für H., G. u. öffentl. 
A. (v. Pommer⸗Eſche) v. 1. April 1853 an ſämmtl. K. Reg. und die K. Min. 
Bau-Kom. | 

Seitens der K. Ober-Rechn.- Kammer ift zur Sprache gebracht worden, daß in 
Betreff der Beſchaffung derjenigen Utenſtlien und Gegenſtände, deren die Baubeamten 
zur Ausübung ihres Amtes bedürfen, in den verſchiedenen Reg.-Bezirken ein verſchie— 
denes Verfahren ſtattfinde. Um in dieſer Beziehung eine gleichmäßige Behandlung der 
Baubeamten eintreten zu laſſen, beſtimmen wir hiermit, daß die Baubeamten die Utenſt— 
lien und Gegenſtände, die fie zur Ausübung ihres Amts bedürfen, mit alleiniger Aus— 
nahme der Dienſtſtegel, aus eigenen Mitteln zu beſchaffen haben. 

In Bezug auf die Amtsblätter und Geſetz⸗Sammlungen, die unter den obigen Uten⸗ 
ſtlien und Gegenſtänden nicht mit eingeſchloſſen ſind, verbleibt es bei den dieſerhalb 
beſtehenden Beſtimmungen. (Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 103. Nr. 86.) 

e) Umzugs-Koſten. | 

Vergl. Staatödienft-Pragmatif (Th. III. des Werkes). 
aa) Nach dem R. v. 2. Nov. 1849 (Min. Bl. d. i. B. 1849. S. 242. Nr. 356.) 
ſind dergl. zu bewilligen, wenn die Verſetzung unter Umſtänden geſchieht, welche 
die Anweiſung überhaupt zulaffen. ` 

bb) Quittungen darüber ſind ſtempelfrei. 

(R. v. 30. Juli u. 8. Aug. 1851., Min. Bl. d. iV. 1851. S. 244. Nr. 260.) 

Dagegen ſind die Quittungen der Geometer über die denſelben als 
Beihülfe zu Umzugskoſten gezahlten Unterſtützungsgelder ſtempelpflichtig. 

(R. v. 14. Nov. 1845., a. a. O. 1845. S. 355. Nr. 404.) 


1) Vergl. oben S. 57. 
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D Reiſe⸗Koſten-Vergütigung für Stellvertreter Wë 
Baubeamten, welche Fuhr-Koſten-Aversa beziehen. 

C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann) v. 30. Nob. 
1832 an fämmtl. K. Reg. und die K. Min. Bau-Kom. zu Berlin. 

Es find Fälle vorgekommen, in denen die K. Reg. den Stellvertretern ſolcher Bau- 
beamten, welche für die Fuhr-Koſten, Averſtonal⸗ Entſchädigungen beziehen, Reiſe-Koſteu— 
Vergütigungen aus den K. Kaſſen gewährt haben. Dies erſcheint in der Regel unzuläffig, 
und es muß als allgemeiner Grundſatz gelten, daß jene Baubeamten, wenn ihnen Urlaub 
bewilligt worden, oder ſie durch Krankheit oder andere Umſtände verhindert werden, ihrem 
Dienſte vorzuſtehen, verpflichtet ſind, entweder unmittelbar für das Fortkommen ihrer 
Stellvertreter in genügender Art zu ſorgen, oder denſelben das Fuhr⸗Koſten-⸗Averſum nach 
Maßgabe des Zeitraums der Stellvertretung, zu überlaſſen. 

Hiernach hat die K. Reg. ſich genau zu achten. 

Sollte in einzelnen ganz beſonderen Ausnahme-Fällen eine Abweichung von jenem 
Grundſatze gerechtfertigt erſcheinen, ſo iſt dazu jedesmal die Genehmigung des unterz. 
Min. erforderlich, und mittelſt vollſtändig motivirten E na chzuſuchen. 

(Act. gen. des K. Fin. Min., Abth. IV. Nr. 13. 539.) 

g) Unterſtützungsgelder für die bei Ausführung, von Staats⸗— 
bauten vorübergehend beſchäftigten Perſonen in Fällen der Er— 
krankung oder körperlichen Beſchädigung. 

C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 22. Jan. 
1851 an fämmtl. K. Reg. Gewährung vorübergehender Unterſtützungen an 
die bei Ausführung von Staatsbauten vorübergehend beſchäftigten Perſonen in 
Fällen unverſchuldeter Erkrankung oder körperlicher Beſchädigung, desgleichen 
auch Ausdehnung auf deren Hinterbliebenen nach den Umſtänden der bei den 
Bauausführungen derſelben verunglückten Perſonen. 

Des Königs Maj. haben zu genehmigen geruht, daß den bei Ausführung von 
Staatsbauten vorübergehend beſchäftigten Perſonen, namentlich den Bauarbeitern, 
Schachtmeiſtern, Bauauſſehern, Bureau -Arbeitern u. dergl., in Fällen unverſchuldeter 
Erkrankung oder körperlicher Beſchädigung, welche ſie ſich durch ihre Beſchäftigung bei 
den Staatöbauten zuziehen möchten, vorübergehend Unterſtützungen aus den Baufonds 
gewährt, ſolche auch nach den Umſtänden auf die Hinterbliebenen der bei den Bauaus— 
fuͤhrungen oder in Folge derſelben verunglückten Perſonen ausgedehnt werden dürfen. 

Indem Ich der K. Reg. beglaubte Abſchrift des diesfälligen Allerh. Erlaſſes v. 
16. Nov. d. J. (Anl. a) im Anſchluſſe zugehen laſſe, weiſe ich Dieſelbe an, bei größeren 
Bauten ſogleich bei Aufſtellung der Anſchläge auf derartige Ausgaben zu rüdfichtigen, und 
entweder einen nach den Umſtänden zu bemeſſenden beſonderen Betrag dafür auszuwer— 
fen, oder den ſonſt üblichen Ausgabe-Titel für unvorgeſehene Ausgaben danach angemeſſen 
zu erhöhen. 

Die Beſtimmung über die eintretenden Falls aus dem Baufonds zu zahlende Unter⸗ 
ftügung behalte ich mir auf den m Bericht der den Bau leitenden Behörde vor. 
nl. a. 

In Folge Ihres gemeinſchaftl. Ber. v. 28. Okt. d. J. will Ich hierdurch genehmi⸗ 
gen, daß den, bei Ausführung von Staatsbauten vorübergehend beſchäftigten Perſonen, 
namentlich den Bauarbeitern, Schachtmeiſtern, Bauaufſehern, Bureauarbeitern u. dergl., 
in Fällen unverſchuldeter Erkrankung oder körperlicher Beſchädigung, welche fie ſich durch 
ihre Beſchäftigung bei den Staatsbauten zuziehen möchten, vorübergehend Unterſtützungen 
aus den Baufonds gewährt, ſolche auch nach den Umſtänden auf die Hinterbliebenen der 
bei den Bauausführungen oder in Folge derſelben verunglückten Perſonen ausgedehnt 
werden dürfen. Potsdam, den 16. Nov. 1850. 

Friedrich Wilhelm. 
von der Heydt. von Rabe. 
An den Min. für H., G. und öffentl. A. und den Fin. Min. 
(Min. Bl. d. i. V. 1851 S. 99. Nr. 109.) 


h). Penſion. 
. Vergl. das Penſions-Regl. für die Civil⸗Staatsdiener v. 30. April 1825 
(A. XVI. 843.) mit ſämmtlichen daſſelbe abändernden und erläuternden Beſtim— 
mungen in Thl. III. des Werkes. (Staatsdienſt-Pragmatik.) 

i) Recht auf Verſorgung der nachgelaſſenen Familie. 

Vergl. die Verordnungen: 
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a) über das Sterbe- und Gnaden-Gehaltz | | 
) über den Beitritt ber Beamten zur allgemeinen Wittwen— 

Kaffe, in Thl. III. des Werkes. (Staatsdienſt-Pragmatik.) 

B. Pflichten. | | 

In Betreff der allgemeinen Pflichten der Baubeamten in ihrer Eigen: 
ſchaft als Staatsdiener, wird hier auf den III. Theil des Werkes (Staatsdienſt— 
Pragmatik) verwieſen. | 

AA. Allgemeine Amts-Inſtruktionen. 

a) An einer allgemein gültigen Amts⸗Inſtruktion für die ſämmtlichen 
Baubeamten fehlte es früher gänzlich; indeß waren dergleichen für einzelne 
Bezirke erlaſſen worden. Es ergingen insbefondere r*): 


1) Inſtr. v. 26. Sept. 1720 vor die von Sr. K. Mai. in Dero Chur⸗ und Neu⸗ 
mark, Herzogthümer Magdeburg und Pommern, auch Yürftenthum Halberſtadt beſtellte 
Städte⸗Bau⸗Inſpektores. (Mylii C. C. M. Tom. V., Abth. 1, pag. 407. Nr. 36.) 

2) Inſtr. der K. Neumärkiſchen Kriegs- und Domainen-Kammer v. 1. Juni 1798 
für ſämmtl. Magiſträte und K. Baubediente in den Städten der Neumark, nach welcher 
ſie fürs Künftige bei allen und jeden vorfallenden neuen Bauten oder Hauptreparaturen 
der Bürgerhäufer zu verfahren haben. (Hoffmann's Repert., Fortſ. 2. S. 263.) 

3) Inſtr. v. 3. Juni 1804 für die Landbaumeiſter der Neumark. 

(Hoffmann's Repert. Thl. II. S. 142.) 


b) Es wurde indeß bald das Bedürfniß einer allgemeinen Inſtruktion 
fühlbar und deshalb erging unterm 24. Juni 1811 von dem K. Min. des J. 
(v. Schuckmann) an ſämmtl. Reg. die Anweiſung, eine Dienft-Inftr. für die 
Baubeamten ihres Depart. zu entwerfen und zur Prüfung einzureichen. Dieſe 
Inſtr. ſollte enthalten: 


a) die Anweiſung für die Baubeamten zur tüchtigen und wohlſeilen Ausführung 
der Bauten; 

6) die Anweiſungen, wie die Aufficht in baupolizeilicher Hinſicht zu führen ?). 

Mit Bezug hierauf erließ der Chef des Depart. für die G. u. d. H. im 
Min. des J. (v. Schuckmann) unterm 27. Aug. 1811 an die K. Reg. Kb: 
nigsberg in Pr. nachſtehendes R.: 


In Hinſicht der Aufforderung v. 24. Juni 1811 kann es nicht genügen, daß die 
Reg. anführt, fie habe im Jahre 1804 eine Dienft-Inftr. für die Landbaumeiſter an das 
damalige Finanz-Depart. eingeſandt, und daß eine Dienft-Inftr. für den Provinzialbau— 
Direktor theiis in der Reg. Geſchäſts-Inſtr. v. 26. Dec. 1808, theils in deſſen Beſtallung 
liege. Die Inſtr. v. 1804 betr., ſo ſind ſeit der Zeit weſentliche Veränderungen entſtan— 
den, welche andere Vorſchläge nöthig machen. Damals hatte die Kriegs- und Domainen⸗ 
Kammer einen Ober-Deich-Inſpektor, deſſen Stelle nach den ſpäteren Angaben der Reg. 
eingehen konnte und worauf die neue Stellung der Baubeamten zum Theil gegründet ift. 
Die neue St. O. hat die Bau-Inſpektoren in Abſicht der ſtädtiſchen Baue ganz anders 
geſtellt, und dadurch, daß ihnen die Aufſicht über die Wege mit übertragen iſt, haben ſie 
neue Verpflichtungen erhalten. Hierzu kommt noch, daß es einer eigenen Inſtruktion für 
den Waſſerbau- und Wegebau-Kondukteur bedarf. Ohne alſo auf ältere Vorſchläge ſich 
zu beziehen, hat die (Tit.) nach dem Sinne der neuen Organiſation und mit Rückſicht auf 
die künftige Stellung ihres Bauperſonals vollſtändige Inſtruktionen zu entwerfen und 
einzuſenden. Dabei iſt die ältere Inſtr. zu berückſichtigen. 

(Acta des K. Fin. Min., Abth. für H., G. u. Bauw., betr. die Dienſt-Inſtruktionen 
für das Bauperſonale im Reg. Depart. Königsberg, sign. Baubeamte, Provinz 
Preußen, A. 5a. Nr. 5.) 


Deſſen ungeachtet verzögerte ſich die Erledigung des Auftrages. Es erging 
hiernächſt das (nachſtehende) R. des K. Min. der F. u. d. H. (v. Bülow) v. 
11. Juni 1817 an die K. Reg. zu Gumbinnen und abſchriftl. zur gleichmäßigen 


1) Dieſe V. find theils für antiquirt zu erachten, theils nur von lokalem Intereſſe und 
deshalb, zur Raumerſparung, nicht mit abgedruckt. 


) Vergl. Acta des K. Min. d. F., Abth. für H., G. u. Bauw., betr. die Organiſation 
des Bau⸗Perſonals, sign, A. XV. Nr. 1. 
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Beachtung an die übr. Reg., welches die Grundlage der auf dieſen Gegenſtand 


bezüglichen Vorſchriften bildet. 

Um ein aleichfoͤrmiges Verfahren im Bauweſen zu beobachten, iſt es nöthig, den 
ſein e ı eine Inſtruktion zu ertheilen, die ihrem Geſchäftekreiſe vollig angemeſſen 
ein muß 

Da dieſelbe aber nach Verhältniß der Lokalität, ſelbſt in einem Reg. Bez. ſehr ver— 
ſchieden zu bearbeiten und nur von den Reg. zu beurtheilen und aufzuſtellen iſt, ſo hat die 
K. Reg. neue Inſtruktionen für jeden Landbaubeamten ausarbeiten zu laſſen, und ſolche 
denſelben zuzufertigen. Die Haupterforderniffe dazu find in dem abſchriftl. beit. Extrakt 
des Gutachtens der Ober-Bau-Dep. (Anl. a) enthalten, und bei der Ausarbeitung zu 
berückſcchtigen. 

In ähnlicher Art ſind auch die Inſtruktionen für die Waſſerbaubeamten anzuferti⸗ 
gen, und mit Weglaſſung des nicht dahin gehörigen und Subſtituirung des angemeſſenen 
zur Genehmigung einzureichen. Die Grundzüge diefer Inſtr. ſind aus der Abſchrift des 
beil. Extrokts eines Gutachtens der Ober-Bau-Dep. zur Inſtr. für den Waſſerbau⸗In⸗ 
ſpektor der Ruhe (Anl. b., nach welchem ei ER K. Reg. richten wird, zu erſehen. 


E x 1 r a t t 
aus dem Ber. der Ober-Bau⸗Dep. v. 10. Mai 1817, die Anftruftion für die Landbau⸗ 
beamten betr. 


(P Welcher Baukreis dem Baubeamten zugetheilt wird. E folgt die 
ſpezielle Benennung.) 


II. Umfang der dem Baubeamten obliegenden Geſchäfte. 

a) Landesherrliche Schlöſſer und öffentliche Gebäude. 

b) Die Domainen⸗Gebäude, Höfe, Mühlen ıc. 

c) Militair⸗Gebäude. 

d) Die öffentl. Land- und Poſtſtraßen, Brücken ꝛc. (auch die Aufficht auf die Kunft- 
ſtraßen, im Fall der Baubeamte damit beauftragt ift). 

e) Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude, wovon der Staat Patron, und 
führt 1) die ſtädtiſchen und die Kommunal-Baue (wo noch nicht die St. Ordn. einge— 
uhrt iſt). 

g) Vorfluths-Angelegenheiten, Bäche, Flüffe u. ſ. w., welche nicht e 
beſonderer Waſſerbaubeamten untergeben worden ſind. 


III. Allgemeine Dienſt-Vorſchriften. 


a) Vollſtändige Erwerbung der Kenntniſſe von allen örtlichen Bau-Verhältniſſen, 

b) Sammlung derjenigen Zeichnungen von Hauptbaugegenſtänden, die auf Ver⸗ 
anlaſſung irgend einer Behörde aufgenommen worden ſind, ſowie die Zuſammentragung 
ſolcher Nachrichten, die auf das Bauweſen im Bau-Bezirf Einfluß haben. 

c) Die Erhaltung merkwürdiger geſchichtlicher Baudenkmäler. 

d) Auffindung guter Baumaterialien im Bezirk. 

e) Genaue Bekanntſchaft mit den vorhandenen Rege gente und Verordnungen, die 
auf das Bauweſen abzwecken. 


IV. Mögliche Vereinfachung aller Vorarbeiten der Baugeſchäfte. 


a) Gründliche Veranſchlagung der Koſten nach möglichſt gleichen Formularen für 
den Reg. Bez. paſſend, mit Erläuterungs-Protokollen begleitet. Bei neuen Anlagen 
muß das wahre Bedürfniß zum Grunde gelegt werden. 3 B. bei den landwirthſchaft⸗ 
lichen Gebäuden der Einſchnitt, die Stückzahl des Viehed, Bewirthſchaftungs methode, 
Kontraftö- und Beſtallungs-Verbindlichkeit zur Erhaltung der Wirthſchaft- und Dienſt⸗ 
Gebäude, Holzgerechtigkeit u. ſ. w. Bei Kirchen, Pfarr- und Schulgebäuden find die 
Kopfzahl, die Klaſſen⸗Eintheilung und ſonſtigen Neben⸗ ⸗Erforderniſſe ꝛc. beizufügen, wor⸗ 
aus Größe, Anordnung und Lokal⸗Beſtimmungen hervorgehen. In dem Erläuterungs— 
Protokoll ſind überhaupt aufzunehmen: die Veränlaſſung, in deren Folge die Ausarbei— 
tung geſchieht; die örtlichen Urſachen, die den Bau nöthig machen; die Beſchreibung des 
zu bauenden oder zu beſſernden Gegenſtandes, ſoweit es der Zweck erfordert; die Darſtel— 
lung der gewählten Konſtruktion, in ſofern es einer bedingten Erklärung bedarf, und die 
Grunde; die Vorſchläge über die Ausführung derſelben. 

b) Vollſtändige Zeichnungen dazu. Grundriß, Aufriß, Profil und Balkenlage doch 
nur bis zum Grade der Deutlichkeit und Richtigkeit ausgefuhrt. Der Maßſtab 10 Fuß 
auf einen preuß. Zoll, und zu den gewöhnlichen Situations-Karten 50 Fuß auf den Zoll. 
Beſonders find bei den Zeichnungen von Mühlen, Schleuſen, Brücken, Wehren ꝛc. nicht 
allein die Waſſerſtände, ſondern auch die Waſſertiefen anzugeben, und wo es nöthig iſt, 
mit Querprofilen, Nivellements und Plänen ſo zu belegen, 2 jeder Umftand gehörig 
geprüft werden fann. 


ET 
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c) Die Anſchläge dürfen ex officio von den Baubeamten nur einfach eingereicht 
werden, dagegen müſſen fie das vollſtändige Konzept zurückbehalten !). | 

d) In allen Anſchlägen iſt einerlei Maß (das geſetzliche) und Geldſorten anzuneh: 
men, für das, was ſtch wirklich berechnen läßt, nie eine runde Summe auszuwerfen. Bei 
Reparaturen möglichſte Separation der einzelnen Gegenſtände, nach abgeſchloſſenen 
Summen, welche demnächſt rekapitulirt werden. Gleichförmige Prinzipien, Vermeidung 
aller Provinzial-Angelegenheiten und Benennungen, die Mißverſtändniſſe veranlaſſen 
können. Aufftchtögebühren und Geldzahlungs-Tantiemen werden in die Anſchläge nach 
den beſtehenden Verordnungen auſgenommen. | | 

v. Gegenſtände, welche ſich auf die etatsmäßigen Anſchläge beziehen, 

a) Der Baubeamte ſoll wenigſtens im Jahre einmal alle diejenigen Bau-Gegen⸗ 
ſtände revidiren, welche ſich in feinem Gefchäftöfreife befinden; und damit derſelbe ſchon 
im Anfange des Jahres von denen in Kenntniß geſetzt werde, welche zur künftigjährigen 
Ausführung beſtimmt find, fo iſt es wünſchenswerth, daß in jedem Reg. Bez. an alle 
Behörden, womit der Baubeamte in Verbindung ſtehet, die Aufforderung ergehe, demſel⸗ 
ben zu einem beſtimmten Termin, z. B. Ausgangs Februar jeden Jahres die Nachwei⸗ 
ſung von den nöthigen Bauen, deren Veranſchlagung erforderlich iſt, einzuſenden. Der 
Baubeamte wird dadurch in den Stand geſetzt, der Reg. die Spezial-Anſchläge zum 
künftigjährigen Etat zur rechten Zeit vorzulegen. 

b) Bei den Bereiſungen werden zugleich alle Bau-Verbindlichkeiten der einzelnen 
Individuen zu den K. Gebäuden geprüft, abgenommen und die erforderlichen Bauaus— 
führungen beſonders veranſchlagt. — | 

Auf den Domainen-Aemtern muß fortwährend ein Protokoll oder Buch über jähr- 
liche beſtimmte Verbindlichkeiten der Pächter, z B. Dachdeckungen, kleine Reparaturen, 
Materialien-Lieferungen u. ſ. w. geführt werden. | 

e) Wenn bei den Rundreiſen gefunden wird, daß Dominials, Zeit- oder Erbpächter 
oder Bewohner von Dienſtgebäuden, die auf eigene Koſten zu bewirkende Reparaturen 
verſchleppen, fo iſt darüber mit Beifügung eines Koſtenanſchlages ſogleich zu berichten. 
Vernachläſſtgungen und Beſchädlgungen der Gebäude find anzuzeigen. 

d) Bei den Rundreiſen werden zugleich die Feuerlöſchungs-Geräͤthſchaften der K. 
Schlöſſer, öffentlichen und Domainen-Gebäude unterſucht, Spritzen-Proben veranlaßt, 
die Reſultate jedesmal beſonders den Landräthen, wo es nöthig iſt, mit Verbeſſerungs— 
Vorſchlägen mitgetheilt. 

VI. Bauaus führungen. 
8 A. Allgemeine Verfügungen: 

a) Richtige Dispoſttion und beſte Benutzung aller Lokal-Umſtände. 

b) Beſtreben, alle Baue mit den geringſtmöglichſten Koſten ohne Zeitverluſt und 
Benachtheiligung des Zweckes zu bewirken. 

e) Führung allgemeiner Baurechnungen im Laufe der Arbeiten. 

d) Monatlicher Rapport an die Reg. von den wichtigſten Bauen. 8 

e) Vermeidung alles eigenmächtigen Verfahrens bei der Bau-Ausführung. 

D Nur in Fällen, wo Gefahr im Verzug liegt, iſt eine eigenmächtige Bauausfüh⸗ 
rung zu geſtatten und davon ſofort eine Anzeige mit Einlieferung der Anſchläge nöthig. 

29) Nachanſchläge dürfen nur bei ganz unerwarteten Fällen gefertigt, und müſſen 
früh genug eingereicht werden. 

h) Beſtimmung derjenigen Gegenſtände, wo außerdem der Baubeamte ſelbſtſtändig 
handeln ſoll und darf, und wo es auf einen geregelten Geſchäftsgang ankommt. 


B. Verdingsbaue. 
a) Bauverdingungen an mindeſtfordernde General-Uebernehmer ſind nur in ſolchen 


1) Mit Bezug hierauf bemerkt das C. R. des K. Min. des J. für H. und G. Ang. 
(Beuth) v. 5. Nov. 1830 an ſämmtl. K. Reg: 

»Es iſt zur Kenntniß des Min. des J. für H. u. G. gekommen, daß der Vor⸗ 
»ſchrift der Inſtr. für die Baubeamten v. 11. Juni 1817 entgegen, wonach Hiel 
nur ein Exemplar der Anſchläge einreichen, dagegen das vollſtändige Konzept 
ane ee ſollen, von einigen Reg. die Einreichung zweier Exemplare gefor- 
»dert wird. 

„Dieſes vorſchriftswidrige Verfahren, welches den Baubeamten eine Zeit raubt, 
»die fie nützlicher anwenden können, oder ihnen unnöthige Ausgaben verurſacht, iſt 
»fofort abzuſtellen, wo es ſtattgefunden hat.« 

(Act. gen. des Min. des H. u. d. G., betr. die Inſtr. für die Baubeamten, 

A. A 24, Vol, 11.) E 
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Fällen, wo damit offenbarer Nutzen und kein techniſcher Nachtheil verbunden ift, in Anre— 
gung zu bringen. oft. 

Der Baubeaͤmte ſchlägt den Uebernehmer, der jedoch nie ein im Amte ftehender 
Baumeiſter fein darf, der Reg. vor; wenn fie nicht ſelbſt die Kontrakte abſchließt, ſondern 
ſolches dem Baubeamten überläßt, ſo muß dies nach denen von derſelben entweder im 
allgemeinen, oder für jeden beſtimmten Fall vorgeſchriebenen Bedingungen geſchehen, und 
jeder Vertrag zur Genehmigung vorgelegt werden. , 

D) Zu den Anweiſungen der Kontraktszahlungen müffen der Regierung die Attefte 
eingereicht werden. 


e) Entrepriſen von Bedeutung werden mehrmals während der Ausführung kon— 
trollirt, und den Unternehmern erleichternde Dispofitiond-Anleitungen gegeben. 
C. Rechnungoͤbaue. 

a) In allen Fällen muß der Akkord der billigſten Preiſe vorangehen. 

b) Die Arbeiten werden in den Rechnungen ſtets nach Maß und Quantität deutlich 
aufgeführt und nach den Poſttionen der Anſchläge geordnet. 

e) Wenn Ausführungen in Tagelohn geſchehen muͤſſen, darf in den Rechnungen die 
Angabe deſſen, was dafür geleiftet ift, nie fehlen, auch muß fie ebenfalls, wie ad b, nach 
den Anſchlagsſätzen geordnet ſein. 

d) Annahme einerlei Münzſorte dabei nach Berliner Courant. ö 
e) Genaue Separation der Kontrakts- und Rechnungs-Gegenſtände auch bei 


gemiſchten Ausführungen. | 
VII. Bauabnahme. 


Muß durchaus zur gehörigen Zeit geſchehen, nicht zu ſpät, auch nicht zu früh, bis 
allen etwa vorgekommenen Mängeln abgeholfen iſt. 

a) Bei Revifionsanfchlägen iſt in vielen Fällen die Zuſammenſtellung und beſon⸗ 
dere Ausſchließung aller kontraktmäßig ausgeführten Anfchlagsfäge zur kürzeſten Ueberſicht 
anräthlich. Die Rechnungsarbeiten Teilen ſich ſodann beſonders und zwar überall unter 
Anführung der durchlaufenden Nummern der Poſttionen des Original-Anſchlages. 

b) Zuſammenſtellung aller Abänderungen unter die gehörigen Anſchlags-Artikel. 

e) Zur Erleichterung der Arbeit können die zu übertragenden Anſchlagsſätze, der 
Reviſton unbeſchadet, dem Inhalt nach moͤglichſt abgekürzt werden, und nur die Haupt— 
momente der Arbeits-Quantität und Qualität ſammt Urſachen enthalten, indem der Ori— 
ginal⸗Anſchlag ſtets beigeſügt ſein muß; oder es können die Original-Anſchläge mit 
deen Papier durchſchoſſen werden, um die Reviſtons-Bemerkungen gleich damit zu 
verbinden. 

d) Beſondere Bauabſchlußrechnungen müſſen ſtets ſtattfinden. 

e) Zu den etwanigen Nachanſchlägen werden auch die Reviſtons-Protokolle beſon— 
ders gefertigt. 

f) Die Abnahme des Baues wird gänzlich verweigert, wenn die vorgefallenen 
Fehler ſich entweder gar nicht, oder nur mit bedeutenden Koſten abändern laſſen. 

g) Ueberhaupt muß jeder Bau vor der Abnahme an Ort und Stelle revidirt werden. 

VIII. Die Disciplinar⸗Verhältniſſe des Baubeamten. 

IX. Führung eines Dienſt-Journals. 

Der Baubeamte hat ein Journal zu halten, worin alle eingegangene und abge— 
machte Aufträge bemerkt werden. Ebenſo muß er feine Regiſtratur in Ordnung halten, 
um mittelſt derſelben über jeden Gegenſtand Auskunft geben zu können. Die Bauräthe 
ſind verpflichtet bei ihren Reiſen ſich davon Ueberzeugung zu verſchaffen. 


Anl. b. 
| E | | 
aus dem Ber. der Ober-Bau-Dep. v. 10. Mai 1817, betr. die Inftruftion für den 
Waſſer⸗Bau⸗Inſpektor auf der Ruhr. 


I. Beſchreibung des Diſtrikts, welcher dem Waſſerbau-Inſpektor 
zugetheilt wird. 
II. Umfang feiner Dienſt-Geſchäfte und Obliegenheiten. (Mit Bezug auf 
die Landbaubeamten-Inſtruktion.) 


Der Waſſerbau⸗Inſpektor iſt im Allgemeinen nicht allein mit der Ausarbeitung und 
Einreichung von Vorſchlägen zur Verbeſſerung und Regulirung der Schifffahrt, zur 
Inſtandſetzung der Ufer, der hydrotechniſchen Anlagen, der Einbaue, Pflanzungen, Wehre, 
Schleuſen, Brücken, Futtermauern, Hafen und Leinen-Pfade, nach der dazu vom Reg. 
Baurath erhaltenen Anleitung und mit Beſorgung und Leitung der Ausführung derſelben, 
wenn ſte höheren Orts genehmigt worden, ſondern auch beſonders mit der Strom-Pollzei 
auf der Ruhr und zwar nach der Waſſer- und Ufer-Ordnung für den Ruhrſtrom vom 
10. Mai 1781 beauftragt. 
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Dahin gehört beſonders dasjenige, was ſelbige in den 88. 14. 15. 16. 17. 18. 23. 
24. 26. 28. 37. 41. 42 bis 50 und 51 vorſchreibt, außerdem Re 

a) daß das Fahrwaſſer von allen den Schiffern gefährlichen Hinderniſſen: als: 
verſunkenen Bäumen, Wurzeln, großen Steinen u. ſ. w. rein gehalten werde. 

b) Daß die Schleuſen-Kanäle gehörig gereinigt, und ihnen entweder durch Be⸗ 
ſchränkung oder Ausbaggerung die nöthige Tiefe verſchafft werde. 

e) Daß alle Debauchements, ſchädliche Nebenarme, Niederungen, welche den Strom 
ausbreiten und deſſen Vermögen, ein tiefes und regulatives Bette zu bilden, ſchwaͤchen 
und dadurch Veranlaſſung zur Strom-Verwilderung geben, nicht allein durch Bauwerke 
abgeſchloſſen, ſondern auch gegen Durchbrüche mehr geſichert und durch nicht zu verſäu⸗ 
mende Bepflanzungen die Anſchlämmung und Erhöhung der Nebenarme befördert werden. 

d) daß man ſich bei Bau-Ausführungen der beſten Methode, der Eytelweini— 
ſchen und da wo es zweckmäßig iſt, des Sinkſtückenbaues auf der Ruhr bediene. 

e) Daß geringe Schäden augenblicklich verbeſſert werden, um größeren vorzubeugen. 


III. Vollſtändige Erwerbung der Kenntniſſe aller örtlichen Bau⸗Ver⸗ 
hältniſſe (mit Bezug auf dasjenige, was in der Landbaubeamten-Inſtruktion geſagt iſt 
ö und hier Anwendung findet). 
ga) Anfertigung eines Inventarii von den Strombau⸗-Utenſtlien. 

b) Jährliche Vervollſtän digung der Ruhr-Karten, nämlich, daß die Veränderungen 
auf beſondere mit der Jahrzahl überſchriebene Blätter, welche mit Quadraten, die mit 
denen der Haupt-Fluß⸗Karte übereinſtimmen, bezogen find, nachgetragen werden. 

c) Sammlung aller derjenigen nivellitiſchen und hydrometiſchen Meſſungen, welche 
bei verſchiedenen Waſſerſtänden der Ruhr vorgenommen ſind. 

d) Kenntniß von allen Verfügungen und Beſtimmungen, die wegen Inſtand⸗Erhal⸗ 
tung und Verbeſſerung der Ruhrſchifffahrt ergehen. 

e) Aufſicht, daß die Waſſerſtandsbeobachtungen an den Schleuſen und anderen 
Punkten mit Sorgfalt angeſtellt werden, und deren monatliche Einſendung. Reviſion der 
Tabellen, deren Berichtigung, wo es nöthig ſein ſollte. Beſtimmung der Mittel, Reſultate 
und ihre Beförderung an den techniſchen Oberbeamten. | 
IV. Möglichſte Bereinfahungalier Vorarbeiten der Bau-Geſchäfte (mil 

Bezug auf dasjenige, was in der Landbaubeamten-Inſtruktion geſagt iſt und hier 

N Anwendung findet). WË: 

a) Vollſtändige Zeichnungen und Pläne, jedoch nur bis zum Grade ber Deutlichktit 
und Richtigkeit ausgeführt. 

Bei Strom-Bauen 
find dazu geometriſche, nivellitiſche und hydrometiſche Meſſungen, beſonders aber die 
Tiefen⸗Meſſungen mit Bezug auf den nächſten Schleuſen-Pegel erforderlich. 
Sind die Meſſungen durch einen Kondukteur aufgenommen, fo muß ſich der Waſſer— 
bau⸗Inſpektor vorher von der Richtigkeit derſelben zu überzeugen ſuchen. 
Zu Schleuſen-, Brücken- und Waſſerbauen 
ſind Grund und Aufriſſe, Längen und Quer-Profile erforderlich. Der Maßſtab iſt zu 
ſelbigen 10 Fuß auf den preußiſchen Zoll. 
V. Gegenſtände, welche ſich auf die etats mäßigen Anſchläge beziehen. 
(Mit Bezug auf Dasjenige, was in der Landbaubeamten-Inſtruktion geſagt ift 
und hier Anwendung findet.) 

a) In jedem Frühjahr und Herbſt wird im Beiſein des Regierungs- und Waſſer⸗ 
bauraths und der übrigen Kommiſſarien eine General-Bereiſung der Ruhr abgehalten. 
Dieſer wohnt der Waſſerbau-Inſpektor nicht allein bei, ſondern er iſt auch beauftragt, 
dafür zu forgen, daß allen Verfügungen, die zum Nutzen und zur Verbeſſerung des Ruhr— 
Fluſſes angeordnet werden, Genuͤge geſchehe. | 

b) Außerdem ift er verpflichtet, nach jedem wichtigen Ereigniß am Fluß, z. B. gro— 
ßen Fluthen, Eisgängen u. ſ. w., Bereiſung vorzunehmen und den Befund mittelſt eines 
Protokolls kurz, lichtvoll und getreu zu ſchildern. 

e) Von den in dem Jahre auszuführenden Bauen müſſen ſogleich nach der Früh⸗ 
jahrs⸗Bereiſung und nach den dabei erhaltenen Vorſchriften die Anſchläge angefertigt und 
jpäteftend zum erſten Juni eingereicht werden. 

N d) Alle Pläne, Bau-Entwürfe und Anſchläge, ſowohl über anzulegende Baue als 
über Verbeſſerung ſchon beſtehender, werden dem K. Ober-Präſid. zu Münfter eingereicht, 
an welches auch alle Ber. zu erſtatten ſind. 


VI. Bauauod führungen (mit Rückſicht auf die Inſtruktion der Landbaubeamten). 
. Allgemeine Verfügungen. 
a) Rapports an das K. Ober-Präſtd. zu Muͤnſter und an den Regierungs- und 
Waſſerbaurath, dem die Ruhrbaue untergeordnet ſind. Dahin gehört: 
daß der Waſſerbau-Inſpektor ſowohl während der Bau⸗-Zeit als außer derſelben 
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alle Monate dem techniſchen Ober-Beamten von dem Fortgang der Arbeiten und 
von den dabei eingetretenen Hinderniſſen einen ausführlichen Bericht abſtattet, 
welchem eine tabellariſche Nachweiſung von dem beigefügt werden muß, was nach 
dem genehmigten Anſchlag ausgeführt iſt, ob etwa Poſitionen des Anſchlages wahr⸗ 
ſcheinlich überſtiegen werden, und welche Urſachen die zu befuͤrchtende Mehrausgabe 
herbeiführen. Dieſelben Nachweiſungen erhält das K. Ober⸗Präſtd. vierteljährlich. 
Bei außergewoͤhnlichen Vorfällen und Ereigniſſen, als Eisgängen, Fluthen ꝛc. iſt 
aber der Rapport an keine beſtimmte Zeit gebunden. 
Vermeidung alles eigenmächtigen Verfahrens bei Bau⸗Ausführungen, als 
genehmigte Baue nicht zu überſchreiten, ſich keine Abänderungen der Baue ohne 
vorher eingeholte Genehmigung zu erlauben. 

c) Treten aber Unfälle ein, die einer ſchleunigen Abhülfe bedürfen, ſo iſt der Waſſer⸗ 
bauinſpektor ermächtigt, ſelbige unverzüglich vorzunehmen, er muß jedoch jedesmal ſogleich 
Anzeige an den techniſchen Ober-Beamten machen und demnächſt mit den nöthigen Ver⸗ 
anſchlagungen, Zeichnungen, Plänen u. ſ. w., das Verfahren motiviren. 

sin; d) Während der Bauzeit ift eine öftere NRebifion der Bauſtellen unumgänglich 
nöthig. | 


b 


— 


B. Bedingungen. 
können bei Strombauen nicht vorkommen, wohl aber bei Schleuſen-, Brücken- und Wehr⸗ 
bauen ꝛc., weshalb das Nöthige ſchon in der Landbau⸗Beamten-Inſtruktion bemerkt und 
hier aufzunehmen iſt. i 
C. Rechnungsbaue. | 
a) Der Waſſerbau⸗Inſpektor atteftirt alle eingehenden Materialien- und Arbeits⸗ 

Rechnungen, befördert auch ſolche zur Anweiſung des Geldbetrags an die Ruhrſchifffahrts⸗ 
Kaſſe. Und da hierbei eine Haupt-Kontrolle beabſichtigt wird, ſo hat ſich der Waſſerbau⸗ 
Inſpektor bevor er irgend eine Rechnung atteſtirt, von deren Richtigkeit aufs ſorgfältigſte 
zu überzeugen. 

b) Deshalb wird es zweckmäßig fein, bei Faſchinen-Lieferungen Probe-Packungen 
zu veranſtalten, und nach Kubik-Maß die Faſchinen abnehmen zu laſſen. 
8 e) Beſonders müſſen bei wichtigen Kripp-Arbeiten alle Bau- Materialien zur 

telle ſein. ö 

d) Nach welchen Grundſätzen und Verordnungen die Kripp⸗-Materialien abgenom- 
men, die Empfangsbücher geführt, die Lieferung ſcheine und Arbeits-Rechnungen einge- 
richtet werden ſollen, wird durch eine beſondere Verfügung beſtimmt werden. 

VII. Bau-Abnah me (mit Rückſicht auf dasjenige, was aus der Inftruftion 
) für die Landbau-Beamten hier anwendbar ift). 

a) Nach Beendigung aller Bauarbeiten hat der Waſſerbau⸗Inſpektor darüber am 

1. Januar jeden Jahres einen Haupt-Ber. dem K. Ober-Praͤſid. abzuſtatten. 


VIII. Disziplinar-Ordnung. 
IX. Führung eines Dienſt-Journals. 
(Acta des Min: d. Fin., Abth f. H., G. u. Bauweſen, A. 4. Nr. 24. Vol. I.) 


In Folge dieſer Anordnungen haben auch mehrere Regierungen beſon— 
dere Dienft -Inftruftionen für die Baubeamten ihrer Depart. ertheilt, und 
zwar: | g | 
“ a) die Reg. zu Düffeldorf überreichte mittelft Ber. v. 28. Febr. 1817 
einen Entwurf zur Dienſt-Inſtruktion für die am Rhein und an der Ruhr im 
dortigen Depart. anzuſtellenden Krippmeiſter und MWaard-, Deich- und Kripp⸗ 
bau⸗Aufſeher, welcher durch das R. des K. Fin. Min. d. 13. April 1817 
genehmiget wurde. | 

(Acta des K. Fin. Min., Abth. für H., G. u. Bauweſen, betr. die Dienft-Inftruft. 

für die Baubeamten, sign. Bqubeamte A. 13b. Nr. 8.) 

Di Die Reg. zu Stralſund reichte mittelſt Ber. v. 13. Dec. 1817 
den Entwurf einer Inſtruktion für die Waſſerbaubeamten des Depart. ein, 
welchen das K. Min. des H. mittelſt R. v. 13. Jan. 1818 genehmigte. 

(Acta der Gen.⸗Verwalt. für H. u. Bauweſen, betr. die Inſtrukt. für die Baube⸗ 

amten im Reg. Bez. Stralſund, sign. Baubeamte, Provinz Pommern, A. 
Sc. Nr. 2.) 

J) Die Reg. zu Poſen überreichte mittelſt Ber. v. 30. Jan. 1818 die 

Inſtruktion für die Land- und Waſſerbau-Inſpektoren des dortigen Reg. Bez. 


DR 
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zur Genehmigung, die durch das R. des K. Min. des H. v. 9. März 1818 
ertheilt wurde. | [ 
(Acta des K. Min für H. 2c. u. Bauweſen, betr. die Dienſt⸗Inſtrukt. für die Bau⸗ 
1 des Reg. Bez. Poſen, sign. Baubeamte, Provinz Poſen, 4. 103, 
Nr. 5. 
5) Die Reg. zu Münſter hatte unterm 12. Dec. 1817 eine Diet, 
Inſtruktion für die Landbau-Inſpektoren ertheilt und ſolche mittelſt Ber. b. | 
20. Nov. 1818 eingereicht, worauf diefelbe mittelft R. des K. Min. des H. 
v. 13. Nov. 1819 genehmigt wurde. ai 
Der Ober-Präſident v. Vincke zu Münſter reichte unterm 4. Juli 1842 
einen Entwurf zur Dienſt-Inſtruktion für die Waſſerbaubeamten an der Ruhr 
und Lippe ein. Dieſe Inſtrukt. wurde der Ober-Bau-Deput. zur Begutach⸗ 
tung vorgelegt, und, nach deren Anträgen modifizirt, mittelſt R. des K. Fin. 
Min. v. 12. Juni 1843 dem Ober-Präſid. v. Winde remittirt, um ſolche dem ` 
gemäß zu publiziren. 
(Acta des K. Fin. Min., Abth. für Bauweſen, betr. die Dienft-Inftruft. für die 
Baubeamten im Reg. Bez. Münſter, ingl. für die Waſſerbaubeamten an der 
Ruhr u. Lippe in den Reg. Bez. Munſter u. Arnsberg, sign. Baubeamte, 
Abth. A. 12a. Nr. 11.) 
e) Die Reg. zu Danzig überreichte mittelſt Ber. v. 15. März 1820 eine 
| Inſtruktion für die Landbaubeamten ihres Bezirks zur Prüfung, welche (mit 
einer geringen Modifikation des §. 12. derſelben) durch das R. des K. Min. für 
H., G. u. Bauweſen v. 23. Mai 1820 genehmigt wurde. | 
(Acta des K. Fin. Min, Abth für H., G. u. Bauweſen, betr. die Dienſt-Inſtrukt. 
für die Baubeamten im Reg Bez. Danzig, sigu. Baubeamte, A. 6a. Nr. 9.) 
| C) Die Reg. zu Köln reichte unterm 23. Juli 1821 einen Entwurf 
N zur Juſtruktion für die Land- und Waſſerbau-Inſpektoren des Bezirks ein, 
| der nach dem erforderten Gutachten der Ober-Bau-Deput. modifizirt und 
ſodann mittelſt R. des K. Min. des H. ꝛc. v. 22. März 1822 genehmiget 
0 wurde. ö 
| | (Acta des K. Fin. Min. Abth. für H., G. u. Bauweſen, betr. die Dienſt-Inſtrukt. 
0 für die Baubeamten im Reg. Bez. Köln, sign. Baubeamte, A. 13a. Nr. 13.) 
1) Die Reg. zu Merſeburg überreichte mittelft Ber. v. 17. Febr. 1827 
die von ihr bereits ertheilte Dienſtanweiſung v. 1. Febr. 1827. für die in ihrem 
Bezirke angeſtellten Bauinſpektoren. Die Ober-Bau-Deputation fand dagegen 
verſchiedene Erinnerungen zu machen und nach dieſen wurde die Inſtruktion 
modifizirt und mittelſt R. des K. Min. des J. v. 7. Juli 1829 der Reg. zur 
Nachachtung zugefertigt. 
(Acta des K. Min. des J. für H., G. u. Bauweſen, betr. die Dienſtanweiſung für, 
die Baubeamten im Reg. Bez. Merfeburg, sign. Baubeamte, Abth. A. Fach 
11a. Nr. 13.) | | 
9) Die Reg. zu Gumbinnen hatte für die Land- und Waſſerbau-In⸗ 
ſpektoren ihrer Departements eine Inſtruktion ausarbeiten laſſen, bei welcher die 
Inſtr. der Reg. zu Merſeburg v. 17. Febr. 1827 zum Grunde gelegt war. 
Dieſe wurde mittelſt Ber. v. 24. Okt. 1830 zur Prüfung eingereicht. Es erging 
hierauf an die Reg. zu Gumbinnen nachſtehendes R. des K. Min. des J. 
für H. u. G. (Beuth), v. 22. Febr. 1832: 

ꝛc. Der eingereichte Entwurf enthält im Weſentlichen nur eine Wiederholung der 
Inſtrukt. der Reg. zu Merſeburg von 1827. Nur 8. 47 der letzteren Inſtrukt. iſt weg⸗ 
geblieben und 8. 83 bedeutend abgeändert, womit das Min. einverftanden. Das Min. 
hält aber die Merſeburger Inftruft. überhaupt nicht für geeignet, als Muſter zu dienen, 
weil fie die unausführbare Tendenz hat, alle geſetzlichen und Verwaltungs-Vorſchriften, 
welche der Beamte zu beobachten hat, erfchöpfend zu bezeichnen, ftatt fie im Allgemeinen 
anzudeuten. Die Fortſchritte der Geſetzgebung und Verwaltung machen es unthunlich, 
dieſe Vorſchriften erſchöpfend zuſammenzuſtellen und ein mangelhafter Verſuch hierzu 
erzeugt bei den Beamten den irrigen Wahn, er habe ſich blos auf Beobachtung der In: 
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ſtruktion zu befchränfen, ſtatt dem fortſchreitenden Gange der Geſetzgebung und der Ver— 
waltungs⸗Ordnungen in gewiſſenhafter Aufmerkſamkeit zu folgen. 
Dass Min. behält ſich vor, die Reg. wegen Ausführung des früheren R. v. 11. Jun! 
1817 noch mit näherer Anweiſung zu verſehen. Der förmliche Erlaß einer Dienſtanwei— 
ſung für die Bauinſpektoren kann bis dahin ausgeſetzt werden und die Reg. hat auch bei 
einſtweiligen Anweiſungen an die Baubeamten nach dem von ihr vorgelegten Entwurfe 
nur ſo fern zu verfahren, als dieſer Entwurf nicht in der (abſchriftlich anliegenden) Verf. 
v. 7. Juli 1829 an die Reg. zu Merſeburg gemißbilliget worden. 
Weiter iſt in dieſer Angelegenheit bis jetzt nichts veranlaßt worden. 
(Acta gen. des K. Min. für H., G. u. Bauweſen, betr. die Dienft-Inftruft. für die 
Land⸗ und Waſſerbaubeamten im Reg. Bez. Gumbinnen, sign. Baubeamte 
A. 5b. Nr. 10.) 

ı) Die Reg. zu Arnsberg überreichte unterm 17. Mai 1820 einen Ent: 
wurf einer Dienſt-Inſtr. für die in ihrem Bez. angeſtellten Bauinſpektoren, 
welcher der Ober-Bau-Deput. zum Gutachten mitgetheilt und der Reg. mittelſt 
R. des K. Min. für H. b. 25. Sept. 1820 zur Umarbeitung nach letzterem 
remittirt wurde. Erſt unterm 11. Febr. 1836 reichte die Reg., welche aus Ver— 
anlaſſung eines ſpeciellen Falles, anderweitig dazu aufgefordert worden war, 
die von ihr ertheilte Inftr. wieder ein, welche nunmehr durch das R. des Fin. 
Min. v. 7. März 1836 mit einigen Modifikationen genehmiget wurde. 

(Acta des K. Fin. Min., Abth für H., F. u. Bauweſen, betr. die Dienſt⸗Inſtruk⸗ 

Ey die Baubeamten im Reg. Bez. Arnsberg, sign. Baubeamte A. 12c. 
KL, 

*) Die Reg. zu Liegnitz reichte mittelft Ber. v. 19. Aug. 1841 einen 
Entwurf zur Inſtr. für den Waſſerbauinſpektor zu Glogau ein. Das K. Fin. 
Min. genehmigte ſolchen durch das R. v. 28. Sept. 1841 mit einigen Abände— 
rungen und beſtimmte zugleich, daß die Reg. auch die übrigen Baubeamten 
ihres Depart. nach Anleitung dieſer Inſtr. mit einer Dienſtanweiſung zu ver— 
ſehen habe. | 

(Acta des K. Fin. Min., Abth für H., F. u. Bauweſen, betr. die Dienſt-Inſtruk⸗ 

Ji für die Baubeamten im Reg. Bez. Lieguig, sign. Baubeamte A. 9e. 
r. 9.) ö 

BB. Beſondere Vorſchriften über die amtlichen Pflich— 
ten der Bau- und Wege-Beamten enthalten die folgenden Verord— 
nungen. 5 | 
a) Pflichten der Amtsthätigkeit. 

a) Amts funktionen. 

e oa) Verfahren der Baubeamten bei Abgabe von Gutach— 
ten über den Ankauf von Privat-Gebäuden zu öffentlichen 
Zwecken. | u | 

C. R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 18. Dec. 1839 an 
fämmtl. K. Reg. und die Min.⸗Bau⸗Kom. | ` 

Ein neuerdings vorgekommener Fall, in welchen nach dem Ankaufe eines Privat⸗ 
gebäudes für öffentliche Zwecke der bauliche Zuſtand deſſelben ſtch als ſehr ſchlecht erwie— 
ſen hat, und den vor dem Ankaufe zugezogenen Baubeamten, von denen hierauf nicht 
aufmerkſam gemacht worden, ein ſorgloſes und oberflächliches Verfahren Schuld gegeben 
wird, giebt Veranlaſſung, den Baubeamten die größte Sorgfältigfeit und Vorſicht bei 
Behandlung ähnlicher Angelegenheiten zu empfehlen. Es wird daher, um demgemäß die 
Baubeamten zu inſtruiren, auf folgende Punkte, welche fie bei ihrer Zuziehung zu den 
Verhandlungen über den Ankauf von Privatgebäuden für öffentliche Zwecke beſonders zu 
beachten haben werden, aufmerkſam gemacht: N | 

1) Sehr oft erfolgt die Aufforderung zur ſachkundigen Beantwortung einer 
Frage, oder zur Abgabe eines Gutachtens von Seiten des Vorſtandes einer Behörde oder 
eines Kommiſſarius nur mündlich. 

Wird auch nur eine mündliche Aeußerung verlangt, fo muß die richtige Auffaſſung 
einer ſolchen und die angemeſſene Benutzung auch dem überlaffen bleiben, der die Frage 
geſtellt hat; der Baubeamte kann dafür nicht verantwortlich gemacht werden. 

Soll aber ein ſchriftl. Gutachten abgegeben werden, ſo iſt die genaue Angabe deſſen, 
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was dem Baubeamten über den Zweck der Conſultation angegeben worden, unerläßlich, 
weil ſpäter nur hiernach die Angemeſſenheit ſeines Urtheils gepruft werden kann. 

Dieſe Angabe wird im Eingange des Gutachtens ihre Stelle finden und als aner- 
kannt anzuſehen ſein, wenn vor weiterem Verfahren in der Sache von der betheiligten 
Behörde dagegen nichts erinnert worden iſt. ) 

2) Schriftliche Aufforderungen und Mittheilungen ſind nicht nur in 
dem Gutachten ausdrücklich in Bezug zu nehmen, ſondern auch ſorgfältig aufzubewahren. 

3) Jede, auch die ſorgfältigſte Unterſuchung des Zuſtandes eines Gebäudes 
läßt über die Beſchaffenheit einzelner, ſelbſt ſehr wichtiger Theile Unſicherheiten zurück. 
Damit man von ſolchen Unterſuchungen ſich nicht mehr verſpreche, als die Natur der 
Sache, oder den beſonderen Umſtänden nach zu erreichen iſt, ohne weſentliche Zerſtörun— 
gen zu veraulaſſen, iſt nöthig, daß in dem Gutachten beſtimmt ausgeſprochen werde, 

wie die Unterſuchung vorgenommen, auf welche Theile ſte ſich erſtreckt habe, aus 
welchen Gründen eine weitere Erforſchung für entbehrlich gehalten, oder weshalb 
die für nöthig erachtete nicht zu bewirken geweſen fei. 


4) Die Tüchtigkeit und Brauchbarkeit eines Gebäudes iſt relativ und von? 
der Beibehaltung in feiner bisherigen Einrichtung und zu der bisherigen Beſtimmung, oder ` 
von den mehr oder weniger bedeutenden Abänderungen und Vergrößerungen zu einem 
anderen Zwecke abhängig. Ein treffendes Urtheil kann alſo, auch bei der genaueſten 
Kenntniß von dem Zuſtande, nicht anders, als mit Rückſicht auf das, was in dieſer Bezie⸗ 
hung beabſichtigt wird, gefällt werden und wird folglich nie ohne allen Vorbehalt hinzu— 
ſtellen ſein. 

5) Die überſchlägliche oder ſpezielle Ermittelung der Koſten zur Reparatur 
und Einrichtung bleibt Schon unter den zu 3 angeführten Umſtänden mehr oder weniger 
unſtcher; ſte entbehrt aber jedes Fundaments, wenn, wie ſehr oft, noch gar nicht feſtſteht, 
welche Raumbedürfniffe befriedigt und wie die Lokalien ausgeſtattet werden ſollen. 

Der Ueberſchlag oder Anſchlag muß alſo entweder auf beſtimmte Forderungen ſich 
beziehen, oder, wie ausdrücklich zu bemerken ſein wird, in Ermangelung ſolcher nach dem Er— 
meſſen des Baubeamten bearbeitet werden, der im letztern Falle, und wenn gegen die Dis— 
poſitionen nichts erinnert worden iſt, auch nur zu vertreten haben wird, daß die zur Er— 
haltung des Gebäudes nöthigen Arbeiten nicht außer Acht gelaſſen werden. 

6) Die richtige Abſchätzung des Werths eines Gebäudes ſetzt eigentlich die 
unter 3 gedachte genaue Unterſuchung voraus, zu welcher Zeit und Koſten felten gegeben 
| find, noch ſeltener aber die Einwilligung des Beſttzers zu beſchaffen ift. 
| Auch kann die richtigſte Ermittelung des Werthes unpaſſend werden, wenn das 
| Gebäude nach 4 eine andere Beſtimmung und Einrichtung erhalten ſoll, wobei die Jer- 
ſtörung vieler noch brauchbarer Theile unvermeidlich wird. | 
Hiernach wird auch eine Tage nicht anders als unter Angabe des Zweckes. zu welchem 
1 worden und unter Beobachtung der unter 3 und 4 gedachten Kautelen aufzu— 
ellen ſein. f 
Giebt unter gewiſſen örtlichen Verhältniſſen nach der Kenntniß des Baubeamten der 
Bauwerth keinen Maßſtab für den üblichen Kaufpreis, ſo iſt auch dies zu bemerken. 


Es bedarf wohl nicht der Erinnerung, daß alles Vorſtehende keine Anwendung findet, 
wenn blos der Information wegen eine Abſchätzung fiskaliſcher Gebäude verlangt wird, 
welche zum Verkauf geſtellt werden Toilen, 

Uebrigens iſt dafür Sorge zu tragen, daß Geſchäfte dieſer Art nur durch erfahrene 
mit der Oertlichkeit bekannte Baubeamte, nicht durch Bau-Kondukteurs betrieben werden, 
weil dabei Geſchicklichkeit und Kenntniſſe einen gewiſſen praktiſchen Takt, der nur durch 
Erfahrung zu erwerben ift, nicht entbehrlich machen. (A. XXIII. 778. — 4. 7.) 


„ 588) Verpflichtung der Baubeamten zur Beobachtung der 
höchſten Waſſerſtände und zur Sammlung der Notizen darüber. 


e E) C. R. des K. Min. des J. (Beuth) v. 25. März 1830 an ſämmtl. 
Reg. | 


„In einem Theil der Monarchie hat ſchon im vorigen Jahr, in dem bei weitem 
größern Theil derſelben aber in dieſem Jahr, der Stand der meiſten kleine n Gewäſſer eine 
ſeltene Höhe erreicht. 

„ Der K. Reg. wird daher aufgegeben, der V. v. 10. Sept. 1424 (Anl. a.) gemäß, 
dafür zu ſorgen, daß dieſe hohen Waſſerſtände da, wo keine regelmäßige Pegelbeobachtun— 
gen ſtattfinden, gehörig gezeichnet, demnächſt mit andern feſten, möglichſt unveränderlichen 
Punkten in Verbindung gebracht, und die Nachrichten darüber geſammelt werden, damit 
in vorkommenden Fällen bei baulichen Anlagen darauf Rückſicht genommen werden kann. 


d 
` 
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Anl. a. 

Es iſt bemerkt worden, daß häufig die Beobachtung der Fluthhöhe der Gewälſſer, 
über weiche Brücken vorhanden find, oder zu bauen ſein können, verabſäumt wird; ſo daß 
bei vorkommenden Brückenbauen, der V. v. 27. Sept. 18221) entgegen, die Angabe der 
höchſten und niedrigſten Waſſerſtände in den Projekten wegen Mangels an Nachrichten 
fehlt. Es iſt dies beſonders bei ſolchen Gewäſſern der Fall, bei welchen keine regelmäßi— 
gen Beobachtungen, an den zu dieſem Zweck geſetzten Pegeln, ſtattfinden; gleichwohl iſt 


die Kenntniß der Waſſerſtände hier wie dort zur Beurtheilung des Ueberſchwemmungs— 


profil bei vorkommenden baulichen Anlagen nöthig. 

Damit nun dieſem Erforderniffe für die Folge genügt werden könne, beauftrage ich 
die K. Reg., bei allen Gewäſſern, bei welchen nicht ſchon regelmäßige Beobachtungen ſtatt— 
finden, ſolche jedoch wenigſtens rückſichtlich der höchſten und niedrigſten Waſſerſtände zu 
dem angegebenen Zweck nöthig ſind, durch die Ortsvorſtände zu veranlaſſen: daß dei 
hohen Fluthen und ſehr niedrigem Waſſer an Brückenpfählen, Bäumen oder fonftigen 
feſten und nicht leicht verrückbaren Gegenſtänden, Zeichen gemacht, und dieſe jedesmal den 


betr. Banbeamten, mit Angabe des Tages, an welchem ſolches geſchehen, angezeigt wer— 


den, damit dieſe bei ihren Dienſtreiſen hiervon Kenntniß nehmen, ſolche nöthigenfalls mit 
andern feſten Punkten in Verbindung bringen, und dieſe Nachrichten in ihrer Reaiftratur 
aufbewahren können, um in vorkommenden Fällen davon Gebrauch zu machen. Die Bau— 
beamten ſind dabei anzuweiſen, die ihnen zugehenden Anzeigen zu beachten, und auf die 
Sammlung ſolcher Nachrichten alle Sorgfalt zu verwenden. 

Nützlich wird es zugleich fein, wenn die Baubeamten, ſobald es ihre Geſchäfte erla, 
ben, ſich bemühen, auch die Geſchwindigkeit der größern und kleinern Gewäſſer, hauptſäch— 
ſächlich der erſtern, bei verſchiedenen Waſſerſtänden, zu ermitteln, weil mit ihrer Kenntniß 
das Durchflußprofil der Brücken erſt fiher und zuverläſſig beſtimmt werden kann. 

Ich werde es daher gern ſehen, wenn die Baubeamten recht zahlreiche Geſchwindig— 
keits⸗Meſſungen bei den Waſſerſtänden unternehmen, und dleſe gehörig ſammeln, damit es 
in der Folge nicht an vollſtändigen Materialien zur Beurtheilung künftiger Bau-Projekte 
mangelt, da überdem dergl. Meſſungen kurz vor einem nothwendigen Bau, oft dedhalb 
nicht vollſtändig ſein können, weil in dieſer Zeit nicht immer die geeigneten Waſſerſtände 
hierzu eintreten. Berlin, den 10. Sept. 1824. 

Min. des Handels. Graf v. Bülow. 
(A. XIV. 170. — 1. 127.) 


Dazu: | 
2) C. R. der K. Verwaltung für H., F. und Bauweſen (Rother), v. 27. 


Jan. 1835 an ſämmtl. K. Reg. und an die K. Min. Bau-Kom. 

Es find Zweifel darüber entftanden, wer unter dem betreffenden Baubeamten 
zu verſtehen ſei, welchem nach dem C. R v. 10. Sept. 1824 die Sammiung der, durch die 
V. v. 27. Sept. 1822 vorgeſchriebenen Notizen über die höchſten und niedrigſten Waſſer⸗ 
ſtände obliegt. a 

An ſolchen ſchiffbaren oder flößbaren Gewäſſern, welche der beſondern Aufſtcht eines 
Waſſerbaubeamten und regelmäßigen Beobachtungen unterworfen ſind, oder unterworfen 
ſein ſollten, iſt die Beobachtung ihrer Waſſerſtände ſelbſtredend deſſen Pflicht. Bei ſolchen 
Gewäſſern aber, bei welchen keine regelmäßige Beobachtungen zu den Dienftpflichten eines 
Waſſerbaubeamten gehören, oder deren Zweck insbeſondere iſt, bei vorkommenden bau— 
lichen Anlagen das Ueberſchwemmungs-Profil gehörig beurtheilen können, iſt der betr. 
Baubeamte derjenige, welcher, unter Autorität des Staats, Bauten auszuführen hat, bei 
welchen in feinem Wirkungskreiſe jene Waſſerſtände in Betracht kommen, ſei er nun Land-, 
Wege- oder Kommunal-Deich-Sozietäts-Baubeamter u. 1. w. 

(A. XIX. 275. — 1. 198.) 

3) C. R. des K. Fin. Min. (Flottwell) v. 25. Aug. 1845 an ſämmtliche 
K. Reg., mit der Inſtruktion über die Beobachtung und Zuſammenſtellung der 


Waſſerſtände an den Haupt-Pegeln. 

Bei Benutzung der von den K. Reg, der Ober-Bau-Deput. zugeſandten Waſſer— 
ſtands-Tabellen find mehrere Uebelſtände bemerkbar geworden, welche den bequemen Ge— 
brauch beeinträchtigen und großentheils aus Mangel an zureichender Vollſtändigfeit und 
Sicherheit herrühren, fo daß nicht immer genaue Reſultate ſich ableiten laſſen. Um insbes 
ſondere die Aufmerkſamkeit der betheiligten Baubeamten auf Erhaltung der Pegel in un— 
verrücktem Stande und auf ſorgfältige Beobachtung der Waſſerſtände zu lenken, hält die 
Ober⸗Bau⸗Deput. eine Ergänzung der 88. 4. bis 8. der Inſtr. v. 13. Febr. 1810 für 


1) Vergl. A. XIII. 399 —2. 132, ſ. auch unten Abth. II., Abſch. I., Kap. III., Tit. J. 
v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 10 


En 
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wünſchenswerth, und hat zu dem Ende den Entwurf einer Inſtruktion über die Beobach— 
tung und Zuſammenſtellung der Waſſerſtände in den Pegel-Tabellen zur Genehmigung 
eingereicht. 

S Die K. Reg. erhält anliegend ein Exemplar dieſer von mir unterm heutigen Tage 
vollzogenen Inſtr. (Anl. a.) mit den zugehörigen 3 Schemas zur Nachricht und mit dem 
Auftrage, danach die betreffenden Waſſerbaubeamten mit der erforderlichen Anweiſung zu 
verſehen. 
GE, mit dem Beginn des nächſten Jahres (1846) das Verfahren bei Anſtellung 
und Aufzeichnung der Beobachtungen nach der gegenwärtigen Inſtruktion ſchon allgemein 
einzuführen, wird es erforderlich, ſchon früher die Höhenlage der ſämmtlichen Pegel mit 
ihren Feſtpunkten zu vergleichen. Wo dieſes in den letzten Jahren nicht geſchehen iſt, oder 
wo die Feſtpunkte verſchwunden oder in Vergeſſenheit gerathen ſind, muß die Verglei⸗ 
chung, event. die Wahl neuer Feſtpunkte noch im Laufe dieſes Jahres ſtattfinden. Die 
K. Reg. wird daher angewieſen, bis zum 1. Dec. d. J. Liſten ſämmtlicher Haupt-Pegel, 
über deren Beobachtung die Ober-Bau-Deput. vorſchriftsmäßig Tabellen erhält, derſelben 
einzuſenden, und darin für jeden Pegel den Feſtpunkt und deſſen Höhe über den Null- 
punkt des Pegels. mit Rückſicht auf die im 8. 2. der beigefügten Inſtruktion enthaltenen 
näheren Beſtimmungen, deutlich bezeichnen zu laſſen. 

Zugleich erhält die K. Reg. einen Auszug des Berichts der Dber-Bau-Deput. v. 
12. Juli d. J. (Anl. b.), um daraus die Motive zu den Beſtimmungen der neuen Inſtr. 
zu entnehmen und dieſelben den betr. Waſſerbaubeamten gleichfalls mitzutheilen. 


Anl. a. 
Inſtruktion über die Beobachtung und Zuſammenſtellung der Waſſerſtaͤnde an den 
V Haupt-Pegeln, vom 23. Auguſt 1845. 
0 8.1. Alle Haupt-Pegel, an welchen die Waſſerſtände bisher ſchon regelmäßig 
beobachtet find, behalten unverändert ihre Höhe. Sollte ſich ergeben, daß an einzelnen 
derſelben die Waſſerſpiegel zu Zeiten unter den Nullpunkt herabſinken, ſo iſt das Maaß 


| abwärts zu verlängern, damit auch die Höhen unter Null genau abgeleſen werden können. 
8. 2. Für Erhaltung der Feſtpunkte, mit welchen die Pegel verglichen werden, ift 


N möglichſt Sorge zu tragen. Dieſe Feſtpunkte müſſen fo ſcharf bezeichnet ſein, daß ihre 
D Höhe bis auf eine Linie ſicher ſei. Wo bei einzelnen dieſe Schärfe jetzt nicht mehr ftalt: 
Kr findet, iſt der wahrſcheinliche Werth ihrer Höhe zu ermitteln und eine neue Bezeichnung 
oder ein neuer Feſtpunkt zu wählen, der aber durch ſorgfältiges Nivellement an den frü— 
1 heren angeſchloſſen werden muß. 
N Die Wahl eines neuen Feſtpunktes ift kurz, aber deutlich und beſtimmt zu regiſtri⸗ 
ren und die Regiſtratur, nebſt Situations- und Nivellements-Zeichnung, durch die K. 
Reg. der K. Ober-Bau-Deput. mitzutheilen. 

8 3. Der Bau-Inſpektor oder Baumeiſter des Bezirks vergleicht in jedem Jahre 
wenigſtens einmal die Höhenlage jedes Pegels mit dem zugehörigen Feſtpunkte durch ge⸗ 
naues Nivellement; außerdem aber, ſo oft eine Reparatur oder Erneuung des Pegels oder 
irgend eine Veranlaſſung eingetreten iſt, durch welche die Stellung des Pegels möglicher 
Weiſe verändert fein könnte. Wenn die ermittelte Höhen-Differenz gegen den Feſtpunkt 
| von der bei Auiftellung oder Vergleichung des Pegels ſtattgefundenen weniger als einen 
halben Zoll beträgt, iſt der Nullpunkt des Pegels beizubehalten, ſonſt aber zu berichtigen. 
V Außerdem prüft der Baubeamte auch die Richtigkeit des Maaßes und den lothrechten 
| Stand der Pegellatte. Auf der im $. S erwähnten Jahred= Tabelle werden die Reſultate 
| dieſer Verſuche vermerkt. ker 
N Sollte der Feſtpunkt fo weit vom Pegel entfernt liegen, daß die Vergleichung der 

Horizontalen ein ausgedehntes Nivellement erforderte, der Feſtpunkt aber durch einen 
näher liegenden ſich nicht erſetzen laſſen, ſo genügt die Vergleichung des Pegels mit einem 
\ weniger fihern Punkt in der Nähe, wie etwa mit einem Zeichen an einem großen, Ile 
| genden Geſchiebe oder einem feſt eingerammten Pfahle. Aber bei allen Differenzen, die 
N ſich hierbei ergeben möchten, und fonft alle fünf Jahre, muß die Vergleichung mit dem 
20 Haupt⸗Feſtpunkte vorgenommen werden. Jenes Verfahren kann eintreten, wenn letzterer 
Du über 100 Ruthen vom Pegel entfernt ift. 
| Pegel, die entweder geneigt oder in mehreren Abſätzen lothrecht aufgeſtellt ſind, mit 
bh fen beſonders ſorgfältig geprüft werden; erſtere durch Projektirung ihrer Endpunkte auf 
| eine Vertikale, letztere durch nivellitiſche Verbindung der korreſpondirenden Höhenpunkte 
in den einzelnen Abſätzen. 
8. 4. Die Waſſerſtände werden an jedem Tage zu Mittag zwiſchen 11 und 1 Uhr 
beobachtet. Sollte der Waſſerſtand ſich ſchnell ändern, wie etwa bei Eisgängen oder Dr 
| witterregen, fo iſt das Maximum oder Minimum des Waſſerſtandes, inſofern es nicht in 
| der beſtimmten Beobachtungszeit eintritt, in der letzten Spalte der Tabelle unter Angabe 
der Stunde und Tageszeit beſonders zu vermerken. Die betheiligten Reg.⸗Bauräthe, 
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Bau-Inſpektoren und Baumeiſter müſſen es ſich angelegen fein laſſen, dieſe Angaben auf 
ihren Dienſtreiſen zu kontrolliren und durch Einſicht der laufenden Monats-Tabelle ſich 
davon überzeugen, daß die Eintragungen richtig und regelmäßig erfolgt ſind. 
8. 5. Der Eiögang und Eisſtand muß ſorgfältig und fo vollftändig notirt werden, 
daß aus der Tabelle zu erſehen, nicht nur wie lange das Gewäſſer neben dem Beobach— 
tungsorte mit Eis bedeckt geweſen, ſondern auch, wie daſſelbe bis zu den nächſten, ober— 
halb und unterhalb belegenen Pegeln ſich verhalten habe, alſo auch die Eisſtopfungen und 
Deichbrüche innerhalb dieſer Strecken unter Angabe des Ortes, wie ſolche eingetreten ſind. | 
8.6. Anhaltender oder ſehr ftarfer Regen, oder Schneefall, eben ſo auch heftige 
Winde mit Angabe ihrer Richtung, ſind gleichfalls in die Tabelle aufzunehmen. In den | 
Tabellen für Seehäfen ift die Richtung und Stärke des Windes fortgeſetzt anzugeben, letz— H. 
tere unter den Bezeichnungen: Windſtille, mäßiger Wind, ſtarker Wind, Sturm und 
Orkan. Ferner iſt in den Seehäfen, bei welchen Rückſtau aus der See nach Binnenbaſ— | 
find ftattfindet, die Richtung des Stroms durch die Worte: auslaufend und einlaufend zu | 
bezeichnen. Endlich aber ift in den Seehäfen, in welchen die Tiefe des Fahrwaſſers be- 
deutenden Veränderungen unterworfen iſt, nach jeder wirklichen Meſſung die Tiefe und 
Richtung dieſes Fahrwaſſers in der Tabelle aufzuführen. 
8. 7. Jede Monats-Tabelle iſt auf einen halben Bogen zu ſchreiben, oben der 
Name des Gewäſſers, der Beobachtungsort, die Jahreszahl und der Monat zu bezeichnen. 
Der linke Rand bleibt wenigſtens auf 3 Zoll Breite frei, um bei Heften des Blattes umge— 
legt zu werden. Neben demſelben ſtehen die Zahlen der Monatstage; die Wochentage 
werden nicht angegeben. Die naͤchſte Kolumne enthält die Waſſerſtände nach der Beob— 
achtung am Mittage jedes Tages. In den folgenden Spalten iſt die Nachricht über Rich— 
tung und Stärke des Windes, über Regen oder Schnee, über Temperatur und dergleichen 
aufzunehmen. 
Als Norm für die Monats-Tabelle der Waſſerſtände an Flüffen dient das Schema 
Nr. I., an Seehäfen Nr. II. Dieſe Tabellen werden von derjenigen Perſon oder Behörde 
unterſchrieben, welche die Beobachtungen anzuſtellen hat. 
8.8. In jeder Monats-Tabelle werden die in der Hauptſpalte enthaltenen Waſ— 
ſerſtände ſummirt und daraus der mittlere Waſſerſtand des ganzen Monats berechnet, die 
Zahlen, welche die höchſten und niedrigſten Waſſerſtände bezeichnen, ſcharf unterſtrichen. 
Am Schluſſe eines jeden Jahres ſtellt der Bau-Inſpektor oder Baumeiſter nach dem 
Schema Nr. III. die oben erwähnten monatlichen Summen zuſammen, berechnet daraus 
den mittlern Waſſerſtand des ganzen Jahres und bezeichnet den höchſten und niedrigſten 
Waſſerſtand. Unter dieſer Tabelle bemerkt derſelbe, daß er die Beobachtungen wiederho— 
lentlich kontrollirt, den Pegel unterſucht, mit dem Feſtpunkte verglichen, und welches Reſul— 
tat er gefunden hat, eventuell auch was bei größeren Differenzen in der Höhenlage des 
Pegels veranlaßt worden iſt. 
8.9. Der Baubeamte behält von den Monats-Tabellen ein Exemplar in feiner 
Regiſtratur und ſendet ein zweites der vorgeſetzten K. Reg., welche daſſelbe im Anfange 
jedes folgenden Monats der K. Ober-Bau-Deput. mittheilt, ſelbſt aber vidimirte Abſchrift 
zurückbehält. Am Ende des Jahres find die Waſſerſtände in eine Skale in bisheriger Art 
einzutragen. Ein Exemplar derſelben wird, nebſt der Berechnung des mittleren Waſſer— 
ſtandes nach dem Schema III., von der K. Reg. der K. Ober-Bau⸗Deput. überſendet. 
Berlin, den 23. Aug. 1845. Der Fin. Min. Flottwell. 


| Schema Nr. I. 
Waſſerſtände der Nogat, beobachtet am Pegel zu N. N. Februar 1803. 
Mittags. | | 
5“ 
7% 4 
37% 2“ 


3˙ 10“ 


= 


Das Eis ſetzt ſich oberhalb des Dorfes N. N. 


d 
= 
Gi si 
SG 


11° 7° Abends um 7 Uhr ſteht das Waſſer auf 1% 4. 


d 9“ 6“ Starker Eisgang. 

de HI 3° Heftiger Regen mit Sturm aus S. W. 
1 S 5 

12 


Latus 77“ 7“ 
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Fortſetzung von Schema J. 


— 


Summa 199“ 1“ 
Mittel 7“ KA MA 


| Schema Nr. II. 
Waſſerſtände der Oſtſee, beobachtet am Pegel zu Pillau. Februar 1802. 


Mittags. E 
Ter 0 | 
13. KR IE i 
14. 8 ek 
15. 8 
16. 9“ 0“ Anhaltender Regen. 
I 97 7% desgl. 
18. 97 gr 
19 dag 
20 e 
SN TOR > a 
22 7“ 4“ 
23 ebe 
24 Di 3“ 
25 B 
26. AM 6“ 
27 BE ET 
28 g Di dÄ 


Richtung Stärke 


des Windes. 


Mittags. 


Richtung des 
Stromes 


aus O. | ſtark. Das Haff, das Tief und Seegat find mit 


1. 6’ 3“ 
ſtarkem Eiſe bedeckt. 
De Ae O. e 
6 A E S. O. e 


e S. O. mäfßig. 
= S. S. O. Das Seegat wird vom Eife frei. 
ein S. W. ſtark. Die Tiefe des Seegats 1% 3”, Richtung 


W. S. W 
„S. W. mäßig. | 
-W. S. W. ſtark. Das Tief und das vordere Theil des Haffes 
wird vom Eiſe frei. 


W. Sturm. Bei N. W. Sturm Abends 11 Uhr ſteigt das 
| Waſſer bis 9 8 


kee 

SS an SH Gët 
— 
RK 


1.) 8 sell W. ſtark. 
12. 8 6° aus] S W. mäßig. 
1 H Al „[S. W. — 
14. 8% 3“ „ SW. e 
15. 8 | - S. W. Das Eis aus dem Elbinger Haff treibt in 
See. 
16. 8 „„ EM e Fortdauernd ſchwacher Eisgang. 
17 2. % S. W. e desgl. desgl. 
a 7 S. W. e Tiefe des Seegats 13° 3” 
19.8“ Oil, W. „Das Elbinger Haff ift vom Eife frei. 
20. 8 4“ ein W. ſtark. | 
21. 8 0“, aus] S. W. mäßig. Heftiger Regen. 
W. ftarf. | Schwacher Eisgang aus dem Koͤnigoberger 
aff. 
23. 7 6“ S. mäßig. Si | 
24. 7 Al, ©. e 
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Fortſetzung von Schema II. 


2 5 Richtung Stärke 
er 1, 
Mittags. 8 8 | 
des Windes. 
S 1 
Tr. 184“ 6“ ö 
a | S 10 en RK mäßig. Das Königsberger Haff ift vom Eife frei. 
: S au 5 = 
.. W. e 
dal 7, 4 „ W. . 


"Sa. 213° 107 
Mittel 7 77 Zon 


Schema Nr. III. 


Zuſammenſtellung der Waſſerſtände des Pegels am Pegel zu Ne N. für das Jahr 1803. 
Summen. 
Januar 261901“ 
Februar 3“ 
März DIT IM 


April a 
Mai 2.10% 
Juni 216“ 4“ 
Juli 2453 


Auguſt 236“ 3“ 

September 234“ 10“ 

Oktober 257% 6“ 

November 229“ 5“ 

December 279° 9“ 

Summa 2829“ 1“ 1 

Der mittlere Waſſerſtand des Jahres N 
Der höchſte Waſſerſtand den 21. December 10° 5“ 
Der niedrigſte Waſſerſtand den 13. April Di 9“ 

Ich verjichere hiermit, daß ich während dieſes Jahres die Beobachtungen wiederho— 
lentlich kontrollirt und immer richtig befunden, fo wie auch, daß ich am 17. Juli d. J. den 
Pegel unterſucht und dabei den Maaßſtab richtig eingetheilt und lothrecht aufgeſtellt und 
die Höhenlage des Nullpunktes 14° 3 1 unter dem angenommenen Feſtpunkte an der 
Plinte des Thurmes der Neuen Kirche gefunden habe. 

N. N., den 31. Dec. 1803. Der Bau⸗Inſpektor N. N. 


Anl. b. 

Auszug aus dem Ber. der K. Ober-Bau-Deput., die Motive zu den Beſtimmungen der 
vorſtehenden Inſtr. über die Beobachtung und Zuſammenſtellung der Waſſerſtände 
an den Haupt Pegeln enthaltend, v. 12. Juli 1845. 

Zu dem Entwurfe der Inſtr. bemerken wir Folgendes: 

ad S. 1. Nach § 1. der Inſtr v 13. Febr. 1810 ſollen zwar neue Pegel fo gelebt 
werden, daß der Nullpunkt etwa 2 Fuß unter dem bekannten niedriaſten Waſſerſtande 
liege, damit dieſer nie unter dem Nullpunkte notirt werden dürfe. Es giebt jedoch mehrere 
Pegel, deren Nullpunkte höher liegen, entweder weil fie aus früherer Zeit herrühren, oder 
weil bei Aufſtellung derſelben der niedriaſte Waſſerſtand nicht ſicher genug ermittelt wer— 
den konnte, oder weil Veränderungen im Strome auf Senkung des Waſſerſpiegels gewirkt 
haben. Bei dergleichen Pegeln finden wir in den Tabellen öfters die Bemerkung: „unter 
Null“, ohne nähere Angabe des Maaßes in Fußen und Zollen. Durch Senkung des 
Nullpunktes würde zwar dieſer Uebelſtand zu heben ſein; aber, wenn auch zeitraubende 
Umſchreibung aller früheren Tabellen zu umgehen fein ſollte, doch zu Irrungen und Miß⸗ 
verſtändniſſen bei dem betheiligten, an das alte Maaß gewöhnten Publikum Veranlaſſung 
gegeben werden. Verlängerung des in Fuße und Zolle eingetheilten Pegels und Bezeich- 
nung des Waſſerſtandsmaaßes von Haus abwärts, durch die Worte: „unter Null“ 
erſcheint daher als das einfachſte Auskunftsmittel. 

ad 8. 2. Die Erhaltung des feſten Punktes, nach welchem der Pegel geſetzt iſt, 
muß als höchſt wichtig angeſehen werden, um nach Abnahme des undeutlich gewordenen 
oder beſchädigten Pegels denſelben ausgebeſſert oder einen neuen richtig wieder anbringen 


| 
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zu können. Es find Fälle vorgekommen, in welchen wegen Mangels gehöriger Aufmerk— 
ſamkeit vor längerer Zeit die früheren Feſtpunkte verloren waren und die Stellung des 
Pegels verändert worden iſt, ohne daß jetzt Zeit und Maaß der Veränderung ſich ermit- 
teln laſſen. g 

Lé 8.3. Eine öfter zu wiederholende Vergleichung des Standes der Pegel zu den 
Feſtpunkten iſt nothwendig, damit anfänglich unmerkliche Abweichungen nicht nach und 
nach einen ſehr bedeutenden Unterſchied erzeugen. Wie oft eine ſolche Reviſton ſtattfin⸗ 
den müſſe, wird nach Umſtänden zu beurtheilen, in keinem Falle aber die Periode zu lang 
zu beſtimmen fein. Es können ohne Vorwiſſen des Baubeamten Veränderungen borges 
nommen werden; um ſo mehr muß dieſer von der richtigen Lage des Nullpunktes, der 
lothrechten Stellung des Pegels und der richtigen Theilung des Maaßes von Zeit zu Zeit 
ſich gehörige Ueberzeugung verfchaffen. Wenn die Oertlichkeit es unthunlich macht, loth⸗ 
rechte Pegel in der ganzen erforderlichen Höhe, gegen Beſchädigung durch Eis: 
gang und Schifffahrt gehörig geſchützt, aufzuſtellen, werden die entweder geneigt lauf 
einer Deich-Böſchung, an einer eingezogenen Schälung ꝛc.) angebrachten oder die in Ab— 
ſätzen lothrecht aufgeſtellten Pegel beſonders ſorgfältig zu prüfen fein, erſtere durch Pro— 
jektion ihrer Endpunkte auf eine Vertikale, letztere durch nivellitiſche Verbindung der korre— 
ſpondirenden Höhepunkte in den einzelnen Abſätzen. Welche der beiden letztgedachten 
Pegelanordnungen den Vorzug verdiene, bleibt von den Umſtänden abhängig. 


ad 8.4. In 5. 4. der älteren Inſtr. ift die Tageszeit der Beobachtung nicht 
beſtimmt angegeben, bis jetzt nicht überall dieſelbe geweſen, und Beſtimmung darüber wohl 
nöthig. Wenn die aufgezeichneten Beobachtungen zuverläſſig fein ſollen, wird eine Kon: 
trolle derſelben eintreten müffen, jo oft Gelegenheit dazu ſich darbietet. 
ad 8.5. Die Notizen über Eisgang und Eisſtand find oft ſehr unregelmäßig ein— 
getragen. Wir ſehen deshalb nähere Beſtimmung nicht für überflüffig an. 
ad 8.6. Eben fo werden auch die Notizen über Regenguͤſſe, Richtung und Stärke 
des Windes und bei Seehäfen mit dahinter liegenden Baſſins das Ein- und Auslaufen 
des Stromes nicht überall gehörig angeführt. Größere Aufmerkſamkeit darauf iſt zu 
empfehlen. 
ad 8. 7. Gleiche Form der Tabellen iſt für die leichte Ueberſicht von Wichtigkeit. 
Die jetzt gebräuchlichen ſind beſonders darin unbequem, daß vor der Spalte für den Tag 
der Beobachtung der nöthige Rand zum Einheften fehlt und nachher die Ziffern verdeckt 
ſind. Deshalb haben wir die einfacheren Schemata J. und II. für das Eintragen der 
Beobachtungen an Strom- und Seehäfen-Pegeln dem Entwurfe der Inftr. beigefügt. 
ad 8. 8. Die Berechnung der mittleren Waſſerſtände für jeden Monat und für das 
| ganze Jahr nach den Schematen J., II. und III. wird den Baubeamten obliegen und 
ihnen Veranlaſſung geben, eine genauere Kenntniß der Waſſerſtände in beſtimmten Zah— 
lenverhältniſſen ſich zu verſchaffen. 
ad 8.9. Die Einſendung der Tabellen von Seiten der K. Reg. iſt nickt durch— 
gängig in denſelben Zeit-Abfchnitten, zum Theil monatlich (nach der älteren Inſtr. §. 5.), 
zum Theil vierteljährlich, meiſtentheils aber erſt nach dem Schluſſe des Jahres erfolgt. 
Die zeitige Kenntniß eingetretener hoher oder niederer Waſſerſtände iſt uns oft wichtig, 
f und wir müffen wünſchen, die Tabellen wenigſtens von einigen Haupt-Begeln jedes Stro⸗ 
g mes, jo wie von den Seehäfen nach dem Schluſſe jedes Monats zu erhalten. Die jühr- 
N lichen Skalen dienen zu bequemer Ueberſicht und würden daher auch künftig einzufenden 
ſein, dagegen die früher vorgeſchriebenen zehnjährigen Skalen ganz wegfallen koͤnnen, da 
die einjährigen für jeden längeren Zeitraum leicht zuſammenzuſtellen ſind. 
Berlin, den 12. Juli 1845. 
Königl. Ober⸗Bau⸗Deputation. 
An des K. Geh. Staats- u. Fin. Min., Herrn Flottwell Exc. 
(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 265. Nr. 287.) 


| 4) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A., Abth. III. (Mellin) b. 
| 24. April 1850 an ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min. Bau⸗Kom. Einſen⸗ 
dung der Waſſerſtandstabellen. 


Seitdem die V. über die obere Verwaltung des Baum. v. 22. Dec. 1849 ') mit dem 
1. März d. J. zur Ausführung gekommen iſt, ſind die Waſſerſtandstabellen häufig noch 
unter der Adreſſe der ehemaligen Ober-Bau-Deput. oder auch der techniſchen Bau-Deput. 
eingegangen. Die K. Reg. wird daher deshalb darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſe 
Tabellen an das unterz. Min. einzuſenden ſind. 
(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 110. Nr. 149.) 


1) Vergl. oben S. 35. 


rr · 
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1) Verpflichtung der Regierungs-Bau-Räthe und 
Diſtrikts-Baubeamten zur alleinigen Erledigung der in ihrem 
Geſchäftskreiſe vorkommenden Arbeiten und Beſtimmungen 
über die ausnahmsweiſe Bewilligung von Hülfsarbeitern und 
deren Remuneration. 

C. R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 1. Januar 1841 an 
ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min. Bau-Kom. 

Es find mehrfach von K. Reg. Anträge auf Bewilligung von Diäten an Huͤlfs— 
arbeiter gemacht worden, welche von ihnen den Diſtrikts-Baubeamten zur Aufſtellung von 
Bau⸗Plänen und Anſchlägen zu größeren Bauten beigeordnet worden ſind, weil die 
Beamten angeblich durch ihre laufenden Dienſtgeſchäfte behindert geweſen ſein ſollen, die 
Aufträge zu ſogenannten außerordentlichen Veranſchlagungen zu erledigen. Zur Beſeiti— 
gung der rückſichtl. der Befriedigung der Hülfsarbeiter demnächſt entſtehenden Schwierig— 
keiten beſtimme ich Folgendes: 

In der Regel muß in Befolgung der Vorſchriften des §. 16 der Inſtr. für die 
K. Ober-Rechn.-Kommer darauf gehalten werden, daß die Reg.-Bauräthe und die 
Diſtrikts-Baubcamten alle in ihrem Geſchäftskreiſe vorkommenden Veranſchlagungen und 
Vorarbeiten zur Aufftellung eines Bauplans, ſowie die dazu gehörenden Vorprüfungen 
ohne Unterſchied des Umfangs und des damit verbundenen Zeitaufwandes ſelbſt erledigen. 
Anträge auf Bewilligung von Arbeitöhülfe find gehörig zu prüfen, demnächſt aber jedes⸗ 
mal vor der Beiordnung eines Hülfsarbeiters zur Entſcheidung desjenigen Herrn Verw. 
Chefs zu ſtellen, zu deſſen Reſſort der Anſchlag gehört, welcher nach der Anſicht der K. Reg. 
die Hülfsleiſtung bedingen ſoll, und iſt dabei zugleich auf die Bewilligung der erforderl. 
Geldmittel anzutragen. Werden dieſe nicht verſagt, ſo hat die K. Reg. zur Erledigung des 
Auftrages ſogleich das Erforderl. zu veranlaſſen; andernfalls, namentl. dann, wenn die 
betr. Arbeit als eine ſolche bezeichnet wird, welche der Baubeamte als laufendes Dienſt— 
geſchäft zu erledigen habe, während die Königl. Reg. nach der ihr beiwohnenden Kenntniß 
von den beſonderen Verhältniſſen dafür erachtet, daß der Baubeamte ſich dem Auftrage 
ohne Nachtheil für die laufenden Geſchäfte, ohne Arbeitshülfe nicht unterziehen könne, 
und wenn auf ihren Diätenfonds vertiefen wird, hat die K. Reg. mir das Sachverhält— 
niß vorzutragen und meine Beſtimmung abzuwarten. Ich werde dann, wenn die Zuord— 
nung eines Hülfsarbeiters überzeugend als nothwendig dargeſtellt ſein wird, in denjenigen 
Fällen, welche dem Reſſort des Fin. Min. nicht angehören, meine Vermittlung zur 
Deckung der Koſten der Hülfdarbeit eintreten laſſen. Ihren Diäten-Fonds hat die K. Reg. 
in keinem Falle als dazu geeignet zu betrachten. 

Sollte die K. Reg. dieſe Beſtimmung unberüdfichtigt laſſen, und wie dies mehrfach 
vorgekommen iſt, nach eigenem Ermeſſen dem Regierungsbaurathe oder einem Diftriftö- 
Baubeamten einen Hülfsarbeiter zuordnen, deſſen Befriedigung aber nachträglich in 
Antrag bringen, ſo würde ich dieſe aus den zu meinem Reſſort gehörenden Fonds nicht 
gewähren. (Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 2. Nr. 4.) 


85) Amts funktionen der Baubeamten bei dem Wechſel der 
Dienſtwohnung Königl. Beamten. 
C. R. der K. Verw. fuͤr H., Fabr. und Bauw., (Beuth) v. 4. Aug. 1836 


an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Potsdam und Frankfurt. 

Der K. Reg. wird anl. (a.) Abſchrift einer an die Prov.⸗Steuer-Direktoren und die 
Reg. zu Potsdam und Frankfurt, unter dem 20 v. M., Seitens des K. Fin. Min. ergan- 
genen C. V. betr. Das Verfahren bei dem Wechſel der Dienſtwohnungen der Steuer- ꝛc. 
Beamten, und die Theilnahme der Baubeamten bei der Uebergabe ſolcher Wohnungen, 
zur Nachricht mitgetheilt. 

Anl. a. 

Aus dem in Folge der Verf. v. 8. April d. J. erſtatteten Ber. mehrerer Prov. 
Steuerbehörden über die in den J. 1833 bis 1835 eingetretenen Fälle eines Wechſels von 
Dienſtwohnungen der Steuer- ꝛc. Beamten ift erſehen, daß die jedesmalige Zuziehung 
des Diſtriktobaubeamten bei dem Uebergange einer Dienſtwohnung an einen andern In— 
haber, die Zeit der Baubeamten zu ſehr in Anſpruch nimmt, und dieſelben ihren ander— 
weiten Geſchäften zu oft entziehen wird. Die Beſtimmungen in der C. V. v. 19. Dec. 
1835 unter Nr. 1 werden daher dahin modifizirt, daß beim Eintritt des Ueberganges einer 
Dienſtwohnung an einen andern Inhaber, die dort vorgeſchriebene förmliche Uebergabe 
durch die Oberbeamten der Steuer-Verwaltung allein bewirkt werden kann, uud der 
Diſtriktsbaubeamte nur dann zu requiren iſt, wenn ein neu erbautes, oder durchweg repa— 
rirteö Gebäude übergeben wird. 

Die Inventarien der Dienſtwohnungen, welche der jedesmaligen Uebergabe zum 


u 


152 Geſetzgebung üb. d. Staats- u. öffentl. Bauweſen, deſſen Behörden u. Beamte. 


Grunde zu legen ſind, müſſen ebenfalls ohne Zuziehung der Baubeamten von den Ober⸗ 
infpeftoren oder Oberkontrolleurs aufgenommen werden, welchen auch die Verpflichtung 
verbleibt, über den Zuſtand der Dienſtwohnungen fortgeſetzte Aufſicht, zu halten. Die⸗ 
jenigen Provinzial⸗Steuerbehörden, welche der Aufforderung v. 8. April d. J durch Ein- 
reichung der verlangten Nachweiſung noch nicht genügt haben, werden nunmehr von dieſer 
Einſendung entbunden. Berlin, den 20. Juli 1836. 
Finanzminiſterium. v. Alvensleben. f 
An ſämmtl Prov.⸗Steuer-⸗Direct., an die Reg. zu Potöodam und Frankfurt. 
(A. XX. 562.— 3. 43.) 

se) Nichtverpflichtung der Kreisbaubeamten zur Auf: 

nahme von Situationsplänen für Netabliffementö- Projekte 


bei Feuersbrünſten anf dem Lande. 

R. des K. Min. des Inn. u. der P. (Richter) v. 26. Nov. 1832 an die 
K. Reg. zu Liegnitz. | 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 25. v. M., die Aufnahme von Situationsplänen 
für Retabliſſements-Projekte bei auf dem Lande ſtattgefundenen Feuersbrünſten betr. im 
Einverſtändniſſe des K. Min. des J. fuͤr H. u. G. ꝛc. zu erkennen gegeben, daß die Ver⸗ 
richtung von dergl. bloßen Feldmeſſergeſchäften den Kreisbaubeamten allerdings nicht out, 
gebürdet werden kann, und auch außerhalb ihrer Dienſtverpflichtungen liegt. Wenn alſo 
ſolche Arbeiten aus polizeil. Nücfichten nothwendig find, fo iſt damit ein Feldmeſſer oder 
Baukondukteur zu beauftragen, und dafür aus dem Fonds der K. Reg. zu polizeil. 
Zwecken zu remuneriren. (A. XVI. 1030. — 4. 1 10.) 

In Betreff ſolcher Retabliſſements-Pläne bemerkt das C. R. der K. Reg. 
zu Magdeburg v. 15. Juli 1833 an ſämmtl. Landräthe, daß dieſelben nur ein— 
fach anzufertigen und einzureichen. (A. XVII. 1071. — 4. 123.) 


CE) Verpflichtung der Baubeamten zur Ertheilnng der Atteſte 
über Verabreichung und Verwendung von Bauholz aus Königl. 


Forſten. 

Publik. der K. Reg. zu Marienwerder v. 30. Jan. 1817. 

Schon früher hat die zweckmäßige Einrichtung beſtanden, daß die Baubedienten 
über alles Holz, welches zu Dom., Schul-, Kirchen- und dergl. Bauten aus dem K. Wort 
ohnentgeltl. hergegeben wurde, ein Atteſt darüber ertheilen mußten, daß dies Holz wirklich 
nicht allein vollſtändig, ſondern auch zweckmäßig verwendet worden ſei. Dieſe Einrich— 
tung iſt aber in der letzten Zeit faft gar nicht mehr befolgt, und auch von den Forſtämtern 
nicht mehr darauf gedrungen worden. ) 

Bei den immer mehr abnehmenden haubaren Holkzbeſtänden iſt es jedoch noth— 
wendig, die zweckmäßige Verwendung der Freihölzer genau zu kontrolliren, und es 
werden daher: fy 

1) ſämmtl. Baubediente hierdurch ernſtlich angewieſen, über das Holz von jedem 
Bau, auch ſelbſt wenn es keiner beſondern Abnahme bedarf, ſobald daſſelbe frei verabreicht 
iſt, genaue Aufficht zu führen, und nach Beendigung des Baues pflihtmäßig zu beſcheini— 
gen. ob und in wiefern das verabreichte Holz zu dem Bau verwendet, ob die anſchlags— 
mäßige Ausführung des Baues ſtattgefunden, und ob Holz zu anderweiten Dispoſttionen 
übrig geblieben, und in welcher Länge und Stärke. 

Dieſe Holzverwendungs-Atteſte müffen bei allen Geiſtlichen, Schulämter-, Forſt⸗, 
Militair⸗, Waſſer⸗ und privilegirten Bauten, fie mögen durch Entrepriſe, für Rechnung 
oder auf eigene Koſten ausgeführt fein, ausgeſtellt, und den betr. Forſtämtern ſpäteſtens 
Ein Jahr nach erfolgter Verabreichung des Holzes übergeben werden. 

Auch haben die Baubedienten mehr, als bisher geſchehen, darauf zu ſehen, daß die 
alten Holz⸗Materialien bei Berechnung des erforderlichen Holzbedarfs in Anſchlag gebracht, 
und neues Holz zu Reparaturen nicht früher bewilligt werde, als bis vollſtändig nachge— 
wieſen worden, daß das zur Reparatur verabreichte Holz wirklich verwendet ift. 

Zugleich erhalten: ` 

2) ſaͤmmtl Forſtämter die Anweiſung, am Schluß jeden J. eine Nachweiſung von 
den verabreichten Freihölzern einzuſenden, und zwar in folgenden Rubriken: 

a) Namen des Berits, ) 

b) Datum der Holzanweiſung der Oberbehörden, 

e) Gegenſtand des Holzverbrauchs, 

d) Anzahl des angewieſenen Holzbetrages, nach Zahl, Länge und Stärke, 

e) Datum der Anweiſung in der Forſt, 

D ob der Bau bereits vollfuͤhrt oder nicht? 
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g) ob das Abnahme- oder Verwendungs-Atteſt über das veranſchlagte Holz dem 
Forſtamte ſchon zugefertigt worden oder nicht? 
Dieſe Ba Verwendungs-Atteſte find der Nachweiſung felbft beizulegen. 
E SE 
nn) In Betreff der Verpflichtungen der Baubeamten in Feuer-So— 
cietäld- sAngelegenheiten find die einzelnen Feuer-Societäts-Reglements 


zu vergleichen. 

99) Vorſchriften in Betreff unentgeltlicher Beſorgung 
amtlicher Funktionen Seitens der Baubeamten. 

caa) Allgemeine Vorſchriften in dieſer Beziehung. 

1) R. des K. Min. für H. u. G. (v. Bülow) v. 26. Juni 1818 an 
ſämmtl. K. Reg. dieſſeits der Weſer und ausſchließl. Berlin. Die Regierungs- 
Baubeamten haben alle Aufträge der Behörde von Amtswegen und ohne Remu— 


neration zu verrichten. 

Da der Fall eingetreten, daß von einem K. Baubeamten für die Aufnahme eines 
Bauplatzes, welcher nach Anordnung der betr. Reg. einem Landmanne zur Errichtung 
ſeines Gehöfts angewieſen war, Koſten liquidirt, auch feſtgeſetzt, und von den Bauenden 
eingezogen worden: fo giebt dies Veranlaſſung, der K. Reg. zur Nachricht und Achtung 
zu eröffnen, daß die Baubeamten der Reg. die Verpflichtung haben, die Aufträge der 
Behörde von Amts wegen und ohne alle beſondere Vergeltung, mit Ausſchluß der Erſtat— 
tung ihrer etwanigen Auslagen, zu verrichten, ſelbſt dann, wenn der Gegenſtand des 
Auftrages das Intereſſe einer Commune oder eines Einzelnen betrifft. 

Namentl. gehören hierher alle Unterſuchungen, welche an Ort und Stelle über die 
Zuläſſigkeit eines Privatbaues in polizeil. Hinſicht angeſtellt werden. Wenn jedoch in 
einzelnen Fällen die Anweiſung der Pol.-Behörde zum Bau nicht befolgt, und dadurch 
eine beſondere Unterſuchung an Ort und Stelle veranlaßt wird, fo müſſen die Dien und 
Fuhrkoſten der Baubeamten von den Extrahenten erſtattet werden. 

(A. XX. 1024. — 4. 192.) 

2) R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des J. für 
G. n. H. Ang. (v. Schuckmann) und des J. u. d. P. (v. Brenn) v. 11. Okt. 
1830 an das K. Ober-Präſid. der Rheinprovinz. Unentgeltliche Beaufſich— 
tigung der bei öffentl. Provinzial-Inſtituten vorkommenden Bauten durch 


K. Baubediente. | 

Wenn bei Inſtituten, wie die Irren-Heilanſtalt zu Siegburg, nicht beſondere Archi 
tekten angeſtellt ſind, ſondern ſte von den K. Baubedienten reſpizirt werden muͤſſen; ſo 
haben dieſe ein ſolches Geſchäft, wozu auch die Beaufſichtigung der vorkommenden Bauten 
gehört unentgeltlich zu beforgen ꝛc. (A. XVI. 835.— 4. 94.) 

3) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow), und der K. Verw. für 
H., F. und Bauw. (Rother), v. 21. Nov. 1836 an die K. Reg. zu Frankfurt. 
Verpflichtung der Bau-Inſpektoren und Baubeamten zur unentgeltlichen Aus— 
übung ihrer amtlichen Funktionen und Gränzen dieſer Verpflichtung. 

Der von der K. Reg. in Ihrem Ber. v. 3. Sept. c. geäußerten Anſicht, hinfichtlich 
der von dem Bauinſpektor N. in Anſpruch genommenen Vergütung für Beaufſichtigung 
der Bauten auf den v. N.ſchen Stiftungsgütern wird dahin beigetreten, daß der Bezirfö- 
Baubeamte allerdings verpflichtet iſt, die Baugeſchäfte, welche auf jenen Gütern nothwen— 
dig werden, unentgeltlich zu übernehmen. Da die Aufſicht auf die gedachte Stiftung zu 
den amtl. Geſchäften der K. Reg. gehort; fo find auch die damit verbundenen baulichen 
Geſchäfte, in ſoweit ſie von der K. Reg. reſſortiren, zu den gewöhnlichen Dienſtobliegen- , 
heiten der Bezirksbaubeaͤmten zu rechnen, welches mit dem fehon in der Eirf. Verf. v. 26. 
Juni 1818 ) ausgeſprochenen Grundſatze ganz übereinftimmt. Es ſcheint indeſſen, daß 
die K. Reg. in dem vorl. Falle die Geſchäfte des Bauinſpektors auch auf ſpecielle Bauaus— 
führungen, die in der Regel nicht zu ſeinem Wirkungskreiſe gehören, gerichtet hat. Die⸗ 
ſelbe wird daher darauf aufmerkſam gemacht, daß nur die obere Aufſicht in ſolchen Fällen 
dem Diſtriktsbaubeamten, die wirkliche Ausführung aber nöthigenfalls einen aus dem 
Stiftungsfonds zu remunerirenden Baukondukteur zu übertragen ſein wird. was auch bei 
Anfertigung der Anſchläge geſchehen kann, wenn der Bau— „Inſpektor mit Geſchäften über⸗ 
laden iſt. (A. XX. 1023. — 4. 192.) 


1) Vergl. oben sub 1. 
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4) R. der K. Min. des J. und der P. (v. Rochow) und der F. v. 20. 
Juni 1837 an die K. Reg. zu Münſter. Verpflichtung der Baubeamten zur 
unentgeltlichen Erledigung der ihnen von der Reg. ertheilten Aufträge. 

Aufträge, welche die Reg. den Baubeamten in Folge des ihnen zuſtehenden Ober— 
Aufſichtsrechts ertheilen, müffen von denſelben unentgeltlich erledigt werden. In dem von 
der K. Reg. mittelſt Ber. v. 23. v. M. zur Sprache gebrachten Fall findet dieſer Grund⸗ 
ſatz zwar auch feine Anwendung; die K. Reg hätte aber mit der Unterfſuchung der frag: 
lichen Kommunal-Wegeſtrecken im Tecklenburger Kreiſe nicht den Bau-Inſpektor R., fon 
dern den Bau-Inſpektor 8. beauftragen ſollen, da dieſer durch die Anweiſung zum Kunft: 
Straßenbau de 1834 S, 45 ausdrücklich zu ſolchen Verrichtungen verpflichtet iſt. 

(A. XXI. 543. — 2. 239.) 


888) Vorſchriften in Betreff der unentgeltlichen Reviſion und 
Veranſchlagung der Train-Remiſen. | 

„ DER des K. Min. des H. (G. b. Bülow) v. 18. Aug. 1819 an 
ſämmtl. K. Reg. 

In Gefolge einer mit dem K. Kr. Min. ftattgehabten Korreſpondenz wird hiermit 
ſeſtgeſetzt, daß ſämmtl. in offenen Städten und außerhalb der Feſtungen befindlichen 
Train⸗Remiſen in Beziehung auf die Anfertigung der Bau- und Reparatur-Anſchläge zu 
den von den Civilbaubeamten zu inſpicirenden Militair-Gebäuden gehören. | 

Sobald daher von den Ober-Kriegs-Kommiſſarien und Train-Direktoren die K. 
Reg. requirirt wird, die Baubeamten mit den Bau-Reviſtonen und Veranſchlagungen 
ſolcher Train-Remiſen zu beauftragen, werden ſich dieſe Baubeamten dem Geſchäft unent— 
geltlich unterziehen muͤſſen. 

(Act. gen. des K. Min. d. F., Abth. für H. G. u. Bauw., A. 4. Nr. 24. Vol. J.) 

2) R. des K. Min. des H. (Gr. v. Bülow) v. 11. April 1820 an die K. 
Reg. zu Königsberg in Pr., Marienwerder, Poſen, Breslau, Stettin, Berlin, 
Magdeburg, Merſeburg, Minden, Münſter, Düſſeldorf u. Coblenz. 

Auf den befondern Antrag des K. Kr. Min. wird die K. Reg. angewieſen, auch die: 
jenigen Train-Remiſen in den Feſtungen und Train-Depot-Städten Ihres Verw. Bez, 
welche innerhalb der Feſtungswerke liegen, und bei denen keine beſondere fortifikatoriſche 
Rückſtichten eintreten, alfo mit Ausnahme der bombenfeſten Remiſen, der Aufficht der 
Civilbaubeamten zu übergeben, und die Neubaue und Reparaturen von dieſer veranſchla— 
gen zu laſſen. Sobald daher die K. Reg. von der Militairbehörde requirirt wird, hat 
dieſelbe Ihre Baubeamte mit der Bau-Reviſton und Veranſchlagung ſolcher Train-Remi⸗ 
fen zu beauftragen, wie ſolches durch die Verf. v. 18. Aug. v. 3. bereits in Abſicht auf die 
außerhalb der Feſtungswerke belegenen Train-Remiſen, angeordnet worden iſt. 

(Acta gen. des K. Min. d. F, Abth. für H, G. u. Bauw., A. 4. Nr. 24. Vol. J.) 

147) Vorſchriften in Betreff der den K. Banbeamten bei Kirchen- und 
Schnlb anten von Amtswegen obliegenden Geſchäfte. 

1) R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 14. Sept. 
1818 an ſämmtl. Reg.; excl. der zu Erfurt, ſämmtl. Konſiſtorien u. Ton, 
Univerſitäts-Kuratoren. 

Der K. Reg. wird in der Anl. a. eine an die Reg. zu Erfurt ergangene Verf. des 
K. Min. des H. v. 12. Okt. v. J., in welcher die den K. Baubeamten von Amtswegen 
obliegenden Geſchäfte bei Kirchen- und Schulbauten näher beſtimmt find, zur Nachachtung 
hieneben mitgetheilt. Unter den Inſtituten K. Patronats ſind, nach der ausdrücklichen 
Erklärung des Min, des H., alle und jede milde Stiftungen u. ſ. w. zu verſtehen, welche 
unter der unmittelbaren Verw. des Staats ſtehen, und deren Einkünfte zur Unterhaltung 


von Lehranſtalten ꝛc. verwendet werden, welche außerdem vom Staate unterhalten werden 


müßten. Wo jedoch bei dergleichen Stiftungen bereits ein Baubedienter mit einer Remu— 
neration und unter Genehmigung des unterz. Min. angeſtellt iſt, verbleibt es bis zu deſſen 
Abgange bei dieſer ſchon erfolgten Bewilligung. 

Bei denjenigen Lehranſtalten, welche das ihnen gehörige Vermögen ſelbſt und unter 
eignem Namen verwalten, wo alſo auch nur die Oberaufſicht vom Staate ausgeübt wird, 
treten dagegen die Hinſichts der Bauten, wo der Staat nicht Patron iſt, gegebenen Vor— 
ſchriften ein. 

Anl. a. 

Der Reg. wird auf den Ber. v. 21. v. M. eröffnet, daß alle Kirchen- und Schul⸗ 
bauſachen bei Inſtituten K. Patronats, alle Geſchäfte bei Gemeindebauen und bei Kirchen⸗ 
und Schulbauen nicht K. Patronats, in ſoweit die K. Reg. vermoͤge der derſelben oblie— 
genden Oberaufſicht, den Baubeamten dabei Aufträge ertheilt, z. B. wenn ein Privat— 
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Patron einen Kirchenbau ausführt und die K. Reg. eine örtliche Prufung des Bauplans, 
eine Beſichtigung des Zuſtandes von Kommunalgebäuden, Kirchen- und Schulhäuſern der 
Privatpatrone zu veranlaſſen findet, alle dieſe und andere baupolizeiliche Gegenſtände 
zu den Geſchäften gehören, welche den K. Baubeamten von Amtswegen für ihr Gehalt 
und ihre Fuhrkoſtenentſchädigung zu verrichten obliegen. Wird ihnen dagegen der Auf— 
trag ertheilt, ein Geſchäft zu verrichten; welches eine Gemeinde oder eine Privatperſon 
beſorgen zu laſſen verpflichtet ift, fo gebühren ihnen für die Tage, welche ſte ſolchen Arbei— 
ten widmen, die taxmäßigen Diäten und Reiſekoſten. 

Wenn es die K. Reg, für nöthig erachtet, fo kann nach dieſen Beſtimmungen zwar 
eine Bekanntmachung im Amtsbl. erlaſſen werden. Von den Landräthen dürfen jedoch 
nur in höchſt dringenden Polizei-Vorfällen Requiſttionen an die Baubeamten erlaſſen 
werden, und in der Regel dürfen dieſe nur von der K. Reg ausgehen, weil ſonſt die land— 
räthlichen Requifitionen mit den Dienſtgeſchäften der Baubeamten und den an dieſelben 
von der K. Reg. unmittelbar ergangenen Verf. auf eine dieſen Beamten beſchwerliche, dem 
Dienſte nachtheilige Weiſe kollidirt würden. Berlin, den 12. Okt. 1817. 

Min. der Fin. und des H. Sechſte General-Verwaltung. 
An die K. Reg. zu Erfurt. , 

(A. II. 723. — 3. 45.) 

2) Publ. der K. Reg. zu Stralfund v. 10. Okt. 1818. 

Das K. hohe Min. der Fin. u. d. H. hat bereits unterm 12. Okt. 1817 die Verf. 
erlaſſen, daß alle Kirchen- und Schulbauſachen bei Inſtituten K. Patronats, und alle 
Geſchäfte bei Gemeinbauten und bei Kirchen- und Schulbauten nicht K. Patronats, in ſo— 
weit die Reg., vermöge der denſelben obliegenden Oberaufſicht, den Baubeamten dabei 
Aufträge ertheilen (3. B. wenn ein Privatpatron einen Kirchenbau ausführt, und die Reg. 
eine örtliche Prüfung des Bauplans, eine Beſichtigung des Zuſtandes von Kommunalge— 
bäuden, Kirchen- oder Schulhaͤuſern der Privatpatronate zu veranlaſſen finden), alle dieſe 
und andere baupolizeiliche Gegenſtände zu den Geſchäften gehören, welche den K. Baus 
beamten von Amtswegen für ihr Gehalt und ihre Fuhrkoſtenentſchädigung zu verrichten 
obliegen. Dagegen ſollen, wenn ihnen der Auftrag ertheilt wind, ein Geſchäft zu verrich— 
ten, welches eine Gemeinde oder eine Privatperſon beſorgen zu laſſen verpflichtet iſt, ihnen 
für die Tage, welche ſie ſolchen Arbeiten widmen, die taxmäßigen Diäten und Reiſekoſten 
gebühren. Nach der uns durch ein R. des K. hohen Min. der G., U. u. Med. Ang. v. 
14. Sept. d. J. zur Kenntniß gebrachten ausdrücklichen Erklärung des K. hohen Min. des 
H. ſind aber unter den Inſtituten K. Patronats alle und jede milde Stiftungen u. ſ. w. 
zu verſtehen, welche unter der unmittelbaren Verw. des Staats ſtehen, und deren Ein— 
künfte zur Unterhaltung von Lehranſtalten u. |. w. verwendet werden, welche außerdem 
vom Staate unterhalten werden müßten. Wo jedoch bei dergleichen Stiftungen bereits 
ein Baubedienter mit einer beſtimmten Remuncration und unter Genehmigung des gedach— 
ten K. Min. der G., U. u. Med. Ang. angeſtellt iſt, ſoll es bis zu deſſen Abgange bei dieſer 
ſchon erfolgten Bewilligung verbleiben. Bei denjenigen Lehranſtalten aber, welche das 
ihnen gehörige Vermögen ſelbſt und unter eigenem Namen verwalten, wo alſo auch nur 
die Oberauſſicht vom Staate ausgeübt wird, ſollen dagegen die Hinſichts der Bauten, wo 
der Staat nicht Patron iſt, oben gegebenen Vorſchriften eintreten ꝛc. | 

(A. II. 1036. — 4. 38.) 

656) Vorſchriften wegen unentgeltlicher Beſorgung der Baugeſchäfte der 
K. Juſtizbehörden Seitens der K. Baubeamten. 

C. R. des K. Juſt. Min. (Sack) v. 26. Aug. 1831 an ſämmtl. K. Ge⸗ 
richtsbehörden. 

Durch das C. v. 7. Mai 1822) iſt feſtgeſetzt worden, daß die Baubeamten der K. 
Reg. innerhalb des ihnen angeme enen Geſchäfts-Bezirks, die Baugeſchäfte der K. Juſtiz⸗ 
Behörden eben ſo wie alle andere K. Bauten, welche unter ihrer Leitung ſtehen, unent— 
geltlich und für das ihnen angewieſene Gehalt, ohne irgend eine Remuneration dafür for⸗ 
dern zu dürfen, zu beſorgen haben. Nach einer Erklärung des K. Min. des J. für H. u. 
G. Ang. v. 13. d. M. findet dieſe Beſtimmung auch dann Anwendung, wenn das Geſchäft 
von dem Baubeamten nicht auf einer Rundreiſe in dem Geſchäfte-Bez. hat vorgenommen 
werden können. (A. XV. 529. — 3. 5.) | Ws 

eee) Vorſchriften wegen unentgeltlicher Aufnahme der Gebäude— 
Inventarien und Situationspläne von den Domainen-Vorwer— 


ken Seitens der Bezirks-Bauinſpektoren. 


1) Vergl. unten bei den Juſtizbauten. 


ryr 


156 Geſetzgebung üb. d. Staats- u. öffentl. Bauweſen, deſſen Behörden u. Beamte. 


C. R. des K. Haus-⸗Min., Abth. II. (v. Ladenberg) v. 5. Aug. 1839 an 
ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen in Weſtphalen und der Rheinprovinz. 

Die Aufnahme der Gebäude-Inventarien und Situationspläne von den Domainen⸗ 
Vorwerken gehört mit zu den Dienſtobliegenheiten der Bez. Bau-Inſpektoren, wie dies 
auch ſchon bei mehreren Gelegenheiten ausgeſprochen worden iſt. Durch frühere Verf. des 
K. Fin. Min., reſp. v. 10. April 1816 und 17. Jan. 1818, mittelſt welcher wegen Wu | 
nahme der Gebäude-Inventarien ꝛc. neue Anordnungen erfolgten, wurde zwar, zur För— 
derung der fraglichen Arbeiten, die damals noch von bedeutendem Umfange waren, Dad, 
gegeben, den Bau-Inſpektoren für jedes Vorwerk zehn Thlr. zu bewilligen, um das Ge⸗ 
ſchäft unter ihrer Leitung durch Kondukteure beſorgen zu laſſen. Späterhin ſind auch an 
einzelne Reg., wegen der für dieſe Arbeiten zu bewilligenden Remunerationen, noch ander- 
weite Beſtimmungen ergangen. Da jedoch gegenwärtig vorauszuſetzen iſt, daß die Auf- 
nahme der Gebäude-Inventarien und Situationspläne von den Domainen-Vorwerken 
beendigt ſei, und daß es ſich nur noch um Fortführung dieſer Inventarien, nach Maßgabe 
der C. V. v. 12. Mai 1832 handele, und da in den einzelnen Fällen, wo dennoch ſolche 
Inventarien erſt neu aufgenommen werden müſſen, dieſe Arbeit wohl von den Bau-In— 
ſpektoren wird verlangt werden kennen, ohne daß ihnen dafür beſondere Remunerationen 
oder Vergütungen für anzunehmende desfallſige Hülfe zu bewilligen fein werden, fo finden 
die früheren Beſtimmungen, bezüglich auf die Remunerirung der Bau-Inſpektoren für die 
Aufnahme der Gebäude-Inventarien ꝛc. auf den Domainen-Vorwerken, keine Anwendung 
mehr, jo daß alio desfallſige Zahlungen in der Regel nicht mehr vorkommen können. 

Sollten jedoch ſolche in einzelnen Fällen, nach den obwaltenden beſondern Umflän- 
den, nicht zu vermeiden ſein, ſo hat die K. Reg. jedesmal zuvor deshalb an mich zur Ge— 
nehmigung zu berichten. (A. XXIII. 559. — 3. 29.) ö 

na) Vorſchriften in Betreff der Verpflichtung der Baubeamten zur un— 
entgeltlichen Veranſchlagung des Holzbedarfs der Freiholz-Be— 
rechtigten und des aus K. Forſten zu verabfolgenden Bauholzed. 

1) Publ. der K. Reg. zu Marienwerder v. 27. Okt. 1823. a 

Von den hohen Min. des H. u. der Fin. iſt feſtgeſetzt: 

daß die Baubeamten für Veranſchlagung des Holzbedarfs der Freiholzberechtigten, und 
für Veranſchlagung ſolcher Hölzer, die ex gratis aus den K. Forſten frei bewilliget 
werden, ſowie für Abnahme der Bauten, Behufs der Ausſtellung des Verwendunge— 
Atteſtes, weder Gebühren noch Fuhrkoſten liquidiren dürfen. 

Solches wird hiermit ꝛc. zur Kenntniß gebracht. (A. VII. 804. — 4. 37.) 

2) C. R. der K. Reg. zu Frankfurt v. 7. März 1833 an ſämmtl. K. 
Bau⸗Inſpektoren. 

Wenn nach der Dienſt-Anweiſung für die Baubeamten v. 13. Febr. v. J. 9. 3. 
Lit. d. dieſeiben bei der Veranſchlagung des Bauholzbedarfs für die zu deſſen Empfang 
aus K. Forſten berechtigten Privatguͤter- und emphyteutiſchen Grund- und Muͤhlenbeſitzer 
auf reglementömäßige Vergütigung Anſpruch machen können, fo finden wir uns veranlaßt, 
dieſe Beſtimmung dahin näher zu deklariren, daß ihnen ein ſolcher Anſpruch nur in dem 
Falle zuſteht, wo die Holzberechtigten, deren Sache es iſt, ihren jedesmaligen Bedarf an 
Bau- und Reparaturholz durch einen ſpeziellen Anſchlag gehörig nachzuweiſen, ſich wegen 
dieſer Veranſchlagung unmittelbar an ſie wenden. Hat dagegen die K. Reg. irgend eine 
Veranlaſſung, ausnahmsweiſe den Bau-Inſpektoren eine ſolche Veranſchlagung aufzutra— 
gen, ſo haben ſie ſich dieſem Geſchäft, wenn nicht das Gegentheil ausdrücklich beſtimmt 
wird, ex officio zu unterziehen, ohne alſo dafür Gebühren verlangen zu konnen. 

Eben ſo wenig ſteht ihnen auch eine Vergütung für die im Auftrage der Behörde 
vorzunehmende Reviſton derjenigen Anſchläge zu, welche die Holzberechtigten zum Nach— 
weis ihres Holzbedarfs von andern Sachverſtändigen fertigen laſſen. 

(A. XVII. 61. — 1. 36.) j 

CSS) Vorschriften über bie unentgeltliche Wirkſamkeit der K. Bau: 
beamten bei Kommunalbauten. 


1) C. R. der K. Min. der Fin. (v. Bülow) und des J. (v. Schuckmann) 
v. 29. April 1817 an ſämmtl. K. Reg. jenſeits der Weſer. 


Mit Bezugnahme auf die in Nr. 4. des Amtöbl. der K. Reg. zu Cöln von dieſem 
Jahre enthaltene Bekanntmachung: 


daß Kommunalbau-Gegenſtände, welche die Summe von 25 Thlrn. überfchreiten, der 
Reviſton der K. Baubeamten unterworfen werden ſollen, 
und die auf Veranlaſſung des Min. des J. von Ihr an die Baubedienten des dortigen 
Depart. unterm 25. v. M. erlaſſene Verf., nach welcher denſelben für die Reviſton und 
Feſtſetzung der ihnen von Landräthen und Bürgermeiſtern zugeſtellten Koſten-Anſchläge 
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und Rechnungen verhältnigmäßige Gebühren verſprochen worden find, finden die unterz. 

Min. ſich bewogen, zufolge getroffener Uebereinkunft hierdurch näher zu beſtimmen: 
daß in allen Fällen, wo die K. Reg., vermöge Ihrer Oberaufficht über dad Kommunal- 
bauweſen, den Baubeamten etwas hierauf einſchlagendes zu beſorgen giebt, ſolches 
durch ſelbige von Amtswegen für ihren Gehalt, und die ihnen bewilligten Fuhrkoſten, 
ohne anderweitige Entſchädigung, ‚verrichtet werden muß; wogegen denſelben, wenn 
ihnen ein ſpezieller Auftrag ertheilt wird, Geſchäfte zu verrichten, welche eine Gemeine 
W beſorgen zu laſſen verpflichtet fein würde, taßxmäßige Diäten und Reiſekoſten 
ebuͤhren. ö 

ol ꝛc. (A. I. 158. — 2. 103.) 


2) R. des K. Min. des J., Abth. I. (Köhler) v. 29. Jan. 1819 an die 
K. Reg. zu Königsberg. | 

In dem Ber. v. 15. v. M. trägt der dortige Magiſtrat darauf an, daß die V. d. 
K. G. u. H. Min. v. 26. Juni v. J., nach welcher die Baubedienten der K. Reg. alle 
Aufträge der Polizeibehörden ohne beſondere Remuneration verrichten ſollen, nicht auf 
die ſtädtiſchen Baubeamten ausgedehnt, ſondern dieſen die tagmäßigen Gebühren in den 
Fällen, wo ſie ſolche bisher genoſſen, auch ferner belaſſen werden mögen. 

In der Vorausſetzung, daß die gedachten ſtädtiſchen Baubedienten auf dieſe Ges 
bühren patentirt worden ſind, und bei Aufhebung derſelben von der Kommune Entſchädi— 
gung zu fordern haben würden, ſcheint der Wunſch der Stadtverordneten, daß die biöhe- 
rige Einrichtung beibehalten werde, de concedendis zu fein. Denn die erwähnte, von 
dem K. H. Min. auf die Veranlaſſung des unterz. Min. erlaffene Verf., handelt von K. 
Beamten, und geht von der Vorauoſetzung aus, daß dieſe Offizianten bei Normirung der 
Gehalte bereits vollſtändig entſchaͤdigt worden, welches aber rüdjichtiich der Kommunal— 
bau-Offiztanten nicht immer der Fall iſt. 

Die K. Reg. hat daher dem Antrage des Mag zu deferiren und zu berichten, wie 
dieſem Mandate genüget iſt. a 

Uebrigens iſt der gegenwärtige Antrag wohl zu unterſcheiden von der im J. 1815 
zur Sprache gebrachten Frage, in welcher es ſtreitig geweſen, welche okficia zu den ſpeziell 
zu remunerirenden zu zählen, und verſteht es ſich von ſelbſt, daß durch dieſe Verf. nicht 
Gebühren bewilligt werden ſollen, die auch nach der bisherigen Verfaſſung den Bau-Of— 
fizianten nicht zugeſtanden haben. (A. III. 237. — 1. 152.) 


999) Verpflichtung der Diſtriktsbaubeamten zur unentgelt— 
lichen Beaufſichtigung und Abnahme der Meiſterbaue. 


Bekanntmachung der K. Reg. zu Merſeburg v. 3. März 1837. 

Durch ein R. des K. Verw. für H., Fabr. u. Bauw. v. 7. Mai 1835 iſt feſtgeſetzt 
worden, daß die Beauffihtigung des Meiſterbaues, wenn derſelbe außerhalb des Sitzes 
der K Prüfungs-Kommiſſton geführt wird, eine unentgeltlich zu verrichtende Obliegen— 
heit der Diftriftöbaubeamten iſt, wobei es nicht darauf ankommt, ob dieſer zugleich Mit— 
glied derjenigen K. Prüfungs-Kommiſſton iſt, welche die Prüfung des den Meiſterbau 
ausführenden Kandidaten vorgenommen hat. Auch für die Beiwohnung einer, von den 
Innungen ausgehenden Prüfung, kann der Baubeamte keine Gebühren oder Reiſekoſten 
verlangen. 

Indem wir vorſtehende Beſtimmung zur Kenntniß des betheiligten Publikums 
bringen, bemerken wir, daß nach der Inſtruktion für die Prüfung der Bauhandwerker, von 
dem Stückmeiſter überhaupt nur fünf Thaler zu entrichten find, und mithin die Kreidbau— 
Inſpektoren, welche auf Erſuchen einer der beſtehenden K. Prüfungs-Kommiſſionen einen 
in ihrem Wirkungskreiſe vorkommenden Meiſterbau kontrolliren und abnehmen, dafür 
feine Vergütung verlangen können, dieſe Mühwaltung vielmehr zu ihren Offizial Geſchäf— 
ten gehört. (A. XXI. 245. — 1. 245.) 


ut) Verpflichtung der Baubeamten zur u nentgeltlichen polizeili— 
chen Reviſion der Dampfkeſſel und Dampfkeſſel-Anlagen. 

R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 24. Mai 1851 
an die K. Reg. zu N. N., und abſchriftl. an ſämmtl. K. Reg. 

Der K. Reg. erwiedere ich auf den Ber. v. 12. März d J., daß die darin ange— 
führten Gründe mich nicht beſtimmen können, in Beziehung auf die polizeiliche Reviſion 
der Dampfkeſſel und Dampfkeſſel-Anlagen von dem allgemeinen Grundſatze abzuweichen, 
wonach die Baubeamten die ihnen im öffentlichen polizeilichen Intereſſe ertheitten Auf— 
träge ohne beſondere Vergeltung für das ihnen vom Staate gewährte Gehalt und die ſon⸗ 
ſtigen Emolumente auszurichten haben, wenn es ſich dabei auch um Anlagen von Privat⸗ 
perſonen handelt. Es muß daher bei der früheren Entſcheidung dahin ſein Bewenden 
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behalten, daß den Baubeamten auch für dergleichen Aufträge keine Gebühren bewilligt 
werden dürfen. Pr 5 
Daß von anderen Behörden nach anderen Grundſaͤtzen verfahren würde, ift hier | 
nicht bekannt und kaum anzunehmen, da der allgemeine Grundſatz ſammtlichen Regierun⸗ 
gen wiederholt in Erinnerung gebracht ift und der §. 2. des Regul. über die Anlage von 
Dampfkeſſeln v. 6. Sept. 1848 die Reviſton der Dampfkeſſel-Anlagen im allgemeinen 
polizeilichen SEA ausdrücklich vorſchreibt. Indeſſen Ur aus jener Anzeige Ver» 
anlaſſung genommen, ſämmtlichen K. Reg. Abſchrift dieſer Verf. mitzutheilen, um ſich da— 
nach gleichmäßig zu achten. (Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 119. Nr. 136.) 
6) Urlaub und Stellvertretung. 
Vergl. in Thl. III. des Werkes (Staatsdienſt-Pragmatik). 
) Uebernahme von Nebenämtern und Nebengeſchäften. 
Vergl. ebendaſelbſt. 
) In dieſer Beziehung find auch folgende Reſkripte zu bemerken: 


aa) C. R. des K. Min. des J. (b. Schuckmanu) v. 15. Sept. 1825 an 
ſämmtl. K. Reg. u. an die K. Min. Bau-Kom. Anfertigung von Bau-Ent— 
würfen und Ausführung von Bauten durch K. Baubeamte für Privatperſonen. 

Es wird hierdurch feftgefeßt. daß es den in K. Beſoldung ſtehenden Baubeamten, ` 
als: den Reg.-Bau-Räthen, Bau-Inſpektoren und Bau-Kondukteuren, zwar nach wie vor | 
geftattet fein foll, Bau-Entwürfe mit den dazu erforderlichen Zeichnungen für Privatper- 
fonen auszuarbeiten; aber nicht die Aufſicht, oder wohl gar die Ausführung ſolcher Privat: 
Baue, ohne die ſpezielle nur ausnahmsweiſe zu ertheilende Genehmigung des Min. d. J. 
| zu übernehmen. 

Die K. Reg. wird angewiejen, ſtrenge darauf zu ſehen, daß dieſer Vorſchrift auf das 
genaueſte nachgekommen werde. (A. IX. 747.—3. 147.) | 


BB) C. R. des K. M. des J. für H. u. Gew. (v. Schucknann) v. 14. 
Det. 1832 an ſämmtl. K. Reg. Zuläſſigkeit der Ausführung von Privatbauten | 
durch noch nicht angeftellte Bau-Kondukteurs. | 
Das Min. des J. für H. u. G. Ang. will geftatten, daß Bau-Kondukteurs, welche 
bei der entfernten Ausſicht auf eine Anſtellung, und der oft mangelnden Gelegenheit u | 
einer diätariſchen Beſchäftigung, ſich als Privat-Banmeiſter einen Erwerb zu verſchaffen 
ſuchen, und Bauten ſelbſtſtändig unternehmen und ſelbſt ausführen, gleich denen, welche 
ohne figirte Anſtellung als Kreis- oder Kommunal-Baumeiſter eine Beſchäftigung zu erlan— 
gen bemüht find, in den Liſten als Bau-Kondukteurs fortgeführt werden, und daß auf fie, 
wenn fie es wünſchen, bei Anſtellungen im Staatödienfte Rückſicht genommen werde. Es 
wird dann aber die jährliche Anmeldung ſolcher Bau-Kondukteurs bei den Reg. wie die 
aller übrigen geſchehen müffen, und ihnen auch die Verpflichtung obliegen, die Bauaus⸗ 
führungen anzuzeigen, welche fie bewirkt haben, damit man ſich don ihrer Tüchtigkeit und 
ihrem Betragen überzeugen könne. 
Die K. Reg wird daher angewieſen, dieſe Beſtimmungen durch ihre Amtsbl. zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen, außerdem aber dieſe Bau-Kondukteurs darauf aufmerk— 
ſam zu machen, daß, da die erſte Anſtellung im Baufache die eines Wege-Baumeiſters fe, 
und dieſe nicht ohne Ueberzeugung praftifher Tüchtigkeit in dem beſagten Fache erfolgen 
könne, ſte jedenfalls wohl thun würden, den Wegebau ordentlich betrieben zu haben, ehe 
fie Brivat-Baumeifter werden. (A. XVI. 1019. — 1. 109.) 


6) Ueber die Theilnahme der Baubeamten an der Ausführung kon— 
zeſſionirter Eiſenbahnen find ergangen: 

1) C. R. des K. Fin. M. (Beuth) v. 25. Sept. 1844 an ſämmtl. K. Reg. 

Hinſichtlich der Theilnahme etatsmäßiger Baubeamten an der Ausführung fonzejjio- 
nirter Eiſenbahnen ſind Allerh. Orts nachfolgende Grundſätze genehmigt worden: 

1) Den Baubeamten wird, während dieſelben im Staatsdienſte ſich befinden, die Ueber— 
nahme einzelner Geſchäfte nur ausnahmsweiſe, und zwar nur höchftend wahrend 
eines Zeitraums von einigen Wochen, und auch dies nur unter meiner ſpeziellen 
Genehmigung, geſtattet. 

2) Etatsmäßig angeſtellte Baubeamte, welche eine dauernde Beſchäftigung bei einer 
konzeſſtonirten Eiſenbahn übernehmen wollen, erhalten die Erlaubniß zum einſtwei— 
ligen Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte auf einen beſtimmten, hoͤchſtens 6 Jahre 
dauernden Zeitraum. Deren Stellen werden zwar wieder beſetzt, dabei wird aber 
zugleich nachgelaſſen, e 

3) daß wenn dergleichen Baubeamte vor Ablauf der beſtimmten Zeit ſich zum Wieder— 
eintritt in den Staatsdienſt melden, dafür geſorgt werde, dieſelben, wenn ſonſt gegen 


W 
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ihre moraliſche Führung oder gegen ihre fortdauernde Tüchtigkeit für die wiederein⸗ 

zunehmende Stelle keine erhebliche Bedenken eingetreten ſind, ihrem früherem Range 

und Einkommen gemäß wieder anzuſtellen, ſobald ſich dazu eine ſchickliche Gelegen— 
heit darbietet. Die Zwiſchenzeit wird jedoch in keiner Beziehung als Staatsdienſt 

angerechnet. ö a 

4) Wenn die Anmeldung zum Wiedereintritt in den Staatsdienſt oder zur Penſtoni⸗ 
rung nicht während der Zeit erfolgt, für welche dem Beamten den Staatödienft zu 
verlaſſen nachgegeben iſt, jo wird ein Anſpruch auf Wiederanſtellung oder Penſio— 
nirung nicht anerkannt. er 

5) In allen Fällen aber darf es ſich bei den Beamten nicht um ein ihnen für den 

MWieder- Eintritt in den öffentlichen Dienſt zuſtehendes förmliches Recht handeln, 

ſondern die vorgeſetzte Behoͤrde hat je nach der Eigenthümlichkeit der einzelnen Ver— 

anlaſſung zu ermeſſen, wie weit innerhalb der obigen Grenzen mit derartigen Zuge— 
ſtändniſſen zu gehen, oder auch, ob dieſe, nach Beſchaffenheit der Umſtände, gänzlich 
zu verſagen ſeien. 

Die K. Reg. hat den Baubeamten Ihres Bezirks von dieſen Bedingungen (ohne 
öffentliche Bekanntmachung) mit dem Eröffnen Kenntniß zu geben, daß auch die Projek— 
tionsarbeiten für Eiſenbahnen, welche bei ihrer großen Ausdehnung kaum anders als mit 
Hintanſetzung der amtlichen Geſchäfte von denſelben gefertigt werden können, von ihnen 
nicht ohne dieſſeitige Genehmigung übernommen werden dürfen, und daß das C. R. v. 
15. Sept. 18251) auf dergl. Arbeiten keine Anwendung finde. | 

(Act. gen. des Fin. Min., IV. 13, 497.) 

2) C. R. deſſelben Min. v. 30. März 1845. 

Es hat ſich mit dem Intereſſe des K. Dienſtes als unvereinbar ergeben, den Bau— 
beamten behufs der Beſchäftigung beim Eiſenbahnbau das einſtweilige Ausſcheiden aus 
dem Staatsdienſte mit Vorbehalt des Wiedereintritts ferner noch zu geſtatten, wie dies 
nach Inhalt des C v. 25. Sept. v. 3. zur Beförderung des Eiſenbahnbaues beim Beginn 
deſſelben Allerh. Orts nachgegeben worden ift. Se. Maj. der König haben daher beſtimmt, 
daß in Zukunft den im Staatsdienſte etatsmäßig angeſtellten Baubeamten eine dauernde 
Beſchäftigung bei Eiſenbahnen nur dann, wann ſie ohne Ausſicht auf Wiederanſtellung 
aus dem Staatsdienſte audfcheiden wollen, geftattet werde. 

Die K. Reg. hat hiervon den Baubeamten Ihres Bezirks (ohne öffentliche Bekannt— 
machung) Nachricht zu geben. (Act. gen. des Fin. Min., IV. 3862.) 

3) C. R. deſſelben Min. v. 31. März 1845. 

Die bedeutenden pekuniären Vortheile, welche die Beſchäftigung bei den gegenwärtig 
in großer Ausdehnung Statt findenden Eiſenbahnbauten den Bau-Kondukteuren gewährt, 
haben dazu Veranlaſſung gegeben, daß dieſelben ſich vorzugsweiſe dieſer Beſchäftigung 
zuwenden, und daß es ſowohl für die Bau-Ausführungen des Staats, als auch für die 
Anſtellungen vielfach an tüchtigen und bewährten Bau-Kondukteuren mangelt. Da Die— 
jenigen, welche eine ſolche mit größerer Einnahme verbundene Beſchäftigung vorziehen, 
eine Gleichſtellung mit Denen, welche den Bedürfniſſen des Staats genügen, nicht in 
Anſpruch nehmen dürfen, fo haben des Königs Majeſtät zu beſtimmen geruht, daß den 
Bau⸗Kondukteuren nur eine dreijährige Beſchäftigung bei Eiſenbahnbauten bei ihrer 
künftigen Anſtellung im Staatsdienſte und bei ihrer Penſtonirung in Anrechnung gebracht 
werde. | 
Die K. Reg. hat den in Ihrem Bez. beſchäſtigten Bau-Kondukteuren (ohne Öffent- 
liche Bekanntmachung) hiervon Nachricht zu geben. (Act. gen. des Fin. Min., IV. 3862.) 

b) Verpflichtung zur Haltung eigenen Fuhrwerkes oder 
eines Reitpferdes. : 

1) C. R. der K. Verw. für H., Fabr. u. Bauw. (Rother) v. 7. Febr. 
1835, an ſämmtl. K. Reg. 

Durch die C. V. v. 15. Dec. v. J. (Anl. a.), iſt den Wegebaubeamten die Vers 
pflichtung auferlegt worden, für die ihnen gewährte fixirte Fuhrkoſten-Entſchädigung ſich 
mit einem eigenen Fuhrwerke, oder doch mit einem Reitpferde zu verſehen. 

Da ſich auch unter den Landbaubeamten Mehrere befinden, welche kein eigenes 
Fuhrwerk halten, ſondern ihre Dienſtreiſen mittelſt gemietheter Fuhren oder zu Fuße ver— 
richten, hierdurch indeß der Nachtheil entſteht, daß jene Beamten entweder um die Fuhr— 
koſten zu ſparen, ihre Dienſtreiſen möglichſt zu vermindern oder abzukürzen ſuchen, oder 
wenn ſie zu Fuße reiſen, die Dienſtreiſen zu langſam verrichten und unnöthigen Zeitauf— 
wand veranlaſſen; fo muß den Landbau-Inſpektoren und Landbaumeiſtern dies Halten 


1) Vergl. das C. R. v. 15. Sept. 1825 oben S. 158. 
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von Geſpann mit Fuhrwerk, oder den Umſtänden nach, wenigſtens eines Reitpferdes in 


gleicher Art, wie den Wegebaubeamten, d Pflicht gemacht werden ꝛc. 
Anl. a. 


Auf die Anfrage der K. Reg. v. 8. Juni e, 

ob es dem Wegebauinſpektor N. und dem Wegebaumeiſter N. zu geſtatten ſei, ihre 

Dienſtreiſen mittelſt gemietheter Fuhrwerke zu verrichten, 
eröffne ich Derſelben, daß ich nicht darin willigen kann, ſondern verlangen muß, daß ein 
jeder Chauſſee-Baubeamter ſtch mit einem eigenen Fuhrwerke verſehe, damit gedachte Ge, 
amten, ohne die jedesmaligen Miethöfoften zu ſcheuen, ihre Dienſtbezirke jo oft als möglich 
bereifen, worauf es bei der Beaufſichtigung der Kunſtſtraßen weſentlich ankommt. 
| Da dieſe Baubeamten niemals ſchweres Gepäck bei ſich führen, fo wird zu ihrem 
Fortkommen ein leichtes einſpänniges Fuhrwerk vollkommen genügen. 

Das bisherige Aversum der Wegebaumeiſter wird durch den neuen Chauſſee-Auf— 
ſichtsetat, in ſoweit es nöthig, erhöhet werden, um jedem Einwande, daß damit nicht aus» 
gereicht werden könne, vorzubeugen. Zu dieſem haben die Oberwege- und Wegebau⸗ 
Inſpektoren ohnedies keinen Grund, da das ihnen bewilligte Aversum ungefähr doppelt 
ſoviel, als das der Wegebaumeiſter beträgt, fie dafür allenfalls auch zwei Pferde halten 
können. Uebrigens bleibt es den Wegebaumeiſtern unbenommen, ihre Dienſtreiſen zu 
Pferde zu verrichten ꝛc. (A. XIX. 492.— 2. 134.) 

2) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. Pommereſche) b. 
9. Jan. 1853 an ſämmtl. K. Reg. e 

Nachdem den Baubeamten bei der Organifation der Bau-Verwaltung eine ange— 
meſſene Reiſekoſten-Entſchädigung, und außerdem noch eine Hülfe bei der Anfertigung des 
mechaniſchen Schreibwerkes bewilligt worden iſt, muß im Intereſſe des Dienſtes darauf 
gehalten werden, daß die ſämmtlichen Baubeamten, mit Ausnahme derjenigen, die von 
mir ausdrücklich davon entbunden ſind, nunmehr eigenes Dienſtfuhrwerk halten. Die K. 
Reg. hat hiernach das Erforderliche zu beranlaſſen und bei drei Monaten über die Aus— 
führung zu berichten. (Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 35. Nr. 19.) 

e) In Betreff der Didciplinar-Verhältniſſe der Baubeamten bergl. 
das G. v. 21. Juli 1852, betr. die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beam— 
ten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand. 

(G. S. 1852. S. 465 ff.) 


II. 


Rechtsverhältniſſe der Bau- und Wegebeamten in Bezug auf 
ihre Privatangelegenheiten. 


A. Im Allgemeinen vergl. den betr. Abſchn. bei der Staatsdienſt-Prag⸗ 
matik (in Thl. III. des Werkes). : 

B. Insbeſondere rückſichtlich: 

a) des Heiraths-Konſenſes. 

In Folge der K. O. v. 9. Juli 1839, worin jede präventive Beaufſich— 
tigung der von Civilbeamten zu ſchließenden Ehen für unzuläſſig erklärt worden 
war, wurde durch Beſchluß des Staats-Min. v. 7. Nov. 1839 (Juſtizminiſt. Bl. 
1839. S. 302.) feſtgeſtellt, daß nur die bei der Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt 
receptionsfähigen Civilbeamten des Ehekonſenſes bedürfen. Dieſer Grundſatz 
findet daher auch auf die Beamten des Bau- und Wegeweſens Anwendung. 

b) Exekution wegen Schulden. 

Die beſonderen Rechte der Beamten bei den wegen Schulden gegen ſie 
verhängten Exekutionen kommen auch den Bau- und Wegebeamten zu Statten. 

a) Bei Auspfändungen müſſen ihnen daher die zur Verwaltung des 
Dienſtes erforderlichen Gegenſtände, das unentbehrlichſte Hausgeräth, Betten, 
anſtändige Kleider und Wäſche, auch die nothdürftige Wäſche, Kleider und Bet— 
ten der Frau und Kinder, freigelaſſen werden, wofern nicht die Schulden aus 
unerlaubten Handlungen entſprangen, in welchem Falle jedes Exekutions— 
Beneficium wegfällt (A. G. O., Thl. I. Tit. 24. Anh. 156. 157.); auch iſt das ſich 
vorfindende baare Geld bis auf Höhe derjenigen Summe, welche dem Betrage 
des geſetzlich freibleibenden Theils des Dienſteinkommens für den Zeitraum von 
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der Exekution bis zum nächſten Termine der Gehaltszahlung gleichkommt, der 
Auspfändung nicht unterworfen. (K. O. v. 11. Dee. 1831, G. S. 1832. S. 2.) 

8) In Betreff der Gehaltsbefchlagnahme im Wege der Exekution 
ſteht den Bau- und Wegebeamten rückſichtlich ihrer Dienſteinkünfte das 
Privilegium ſämmtlicher Beamten zu, das Einkommen bis zu 400 Thlr. ganz 
und von dem dieſe Summe überſteigenden Betrage die Hälfte frei zu behalten. 

(A. G. O., Anh. 160.) 

Wegen Anſprüchen aus unerlaubten Handlungen und wegen fur: 
renter öffentlicher Abgaben kann jedoch das ganze Gehalt, wegen 
Alimentenforderungen, ſoweit ſie vom Tage der Klageanmeldung laufen, 
die Hälfte des ganzen Gehaltes in Beſchlag genommen werden. 


(A. G. O. I. 24. Anh. bp 168— 170 u. Erg. u. Erl. des Preuß. Rechtsb. Bd. 7. 
S. 735 ff.) 1 r 


Auch werden die Koſten der Stellvertretung bei eintretender Dienſt— 
unfähigkeit eines Beamten, der Gehaltsabzüge erleidet, nicht von dem ganzen 
Gehalte vorweg abgezogen, ſondern aus deſſen abzugsfreiem Theile entnommen. 

(K. O. v 21. April 1841, Juſt Min Bl. 1841. S. 182.) 

J) Die Befreiung der Beamten vom Perſonal-Arreſt wegen 
Schulden kommt den Bau- und Wegebeamten in dem geſetzlichen Umfange die— 
ſes Privilegiums ebenfalls zu ſtatten (A. G. O., Anh. 8 174); doch können fie, 
gleich den übrigen Beamten, zur Ableiſtung des Manifeftationdeided 
durch Perſonalarreſt angehalten werden. | 

(K. d. Zuft Min. v. 20. Aug. 1835. Jahrb. Bd. 46. S. 119, Gräff. Bd. 8. S. 201.) 

c) Beſteuerung. 

Die Exemtion der Staatsbeamten don öffentlichen Laſten auf Grund 
des §. 112. Tit. 10. Thl. II. A. L. R. findet nicht mehr ſtatt. Eine Befreiung 
von Grund- und Gewerbeſteuer kompetirte ihnen niemals; in Betreff der 
Klaffenfteuer, ift fie ihnen ſchon durch dad G. v. 30. Mai 1820. $. 2. 
(G. S. 1820. S. 140.) entzogen, und die indirekten Steuern laſſen ihrer 
Natur nach keine derartige Ausnahme zu. 

Von Gemeindelaſten ſind Beamte nicht befreiet, doch kommen ihnen die 
Begünſtigungen des Gef, v. 11. Juli 1822 *) (G. S. 1822. S. 184.) zu Statten. 

d) Betreibung von Gewerben. 

Die allgem. Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 beſtimmt im $. 19., daß 
alle unmittelbare und mittelbare Staatsbeamten, auch ſolche, die ihr Amt unent— 
geltlich verwalten, zu dem Betriebe eines Gewerbes der Erlaubniß ihrer vor— 
geſetzten Dienſtbehörde bedürfen, ſofern nicht das Gewerbe mit der Bewirth— 
ſchaftung eines ihnen gehörigen ländlichen Grundſtückes verbunden, oder ſonſt 
durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen ein Anderes angeordnet ift.. Dieſe 
Erlaubniß muß auch zu dem Gewerbebetriebe ihrer Ehefrauen, der in ihrer 
väterlichen Gewalt ſtehenden Kinder, ihrer Dienſtboten und anderer Mitglieder 
ihres Haushaltes, eingeholt werden. (G. S. 1845. S. 44.) 

e) Beſtrafung wegen gemeiner Verbrechen. 

Vergl. den betr. Abſchn. der Staats dienſt-Pragmatik (Thl. III. des Werte). 


Dritte Unter⸗Abtheilung. 
Ende des Staatsdienſtes. 
Vergl. den betr. Abſchn. der Staatsdienſt-Pragmatik (Thl. III. des Werkes). 


A. Durch den Tod des Bene 
Die A. G. O. Thl. II. Tit. 5. enthält in den $$. 6. 7. u. 31 Vorſchriften 


1) Vergl. dies Gef. nebſt ſämmtl. Erläut. desſelben in v. Rönne's Städte⸗ ⸗Ordn. 
(Breslau bei G. Ph. Aderholz. 1843.) S. 273. ff. 
v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 11 
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für die Sicherſtellung der Gelder und aller Sache n, welche ein 
verſtorbener Beamter als zu feinem Amte gehörig in Verwah— 
rung gehabt hat. Vergl. auch das R. des K. Juſtiz-Min. v. 8. Juli 1822. 
(Jahrb. XX. 44., Gräff, III. 15.) Nach dieſen Vorſchriften kann die Regierung, 
unter welcher ein Beamter des Bau- und Wegeweſens ſtand, bei ſeinem Ableben 
die im §. 6. a. a. O. geſtattete Verſiegelung und Abſonderung vornehmen laſſen, 
ſelbſt wenn in Betreff des übrigen Nachlaſſes keine gerichtliche Siegelung!) vor— 
genommen wird, und bei ftattfindender gerichtlicher Siegelung an die Zimmer 
und Behältniſſe, worin Amts-Akten zu vermuthen find, ihre Siegel ebenfalls 
anlegen. 

Gon der durch die Gerichte veranlaßten Siegelung der Verlaſſenſchaft 
eines Reg.⸗Beamten haben ſie der Reg. jederzeit Nachricht zu geben, und bei der 
Entſiegelung die Akten und amtlichen Papiere dem Kommiſſariud der Reg. 
auszuhändigen. (A. G. O., Anh. $$. 433. 436.) 

In Betreff der als Staatdeigenthum anzuſehenden Geiſtedar— 
beiten verſtorbener Beamten iſt in dem Schreiben des K. Juſt. Min. b. 
3. Febr. 1816 der Grundſatz ausgeſprochen, daß Alles, was ein Staatsdiener 
im Dienſte und zum Zwecke des Dienfted, mithin Amts und Berufs halber, an: 
gefertiget, nicht ſein Privateigenthum, ſondern Eigenthum des Staates wird, 
ſolche Arbeiten daher als dem gemeinen Verkehr entzogen betrachtet, von dem 
Privatnachlaſſe des Verſtorbenen abgeſondert und der vorgeſetzten Behörde ab— 
geliefert werden ſollen, daß jedoch dafür den Erben in den Fällen eine Gratif— 
kation zuzubilligen iſt, wo für die Arbeit der Verſtorbene ſelbſt darauf Anſpruch 
gehabt haben würde. 

(Ergänze u. Erläut. der Preuß. Rechtsbücher von Gräff ꝛc. Bd. 8. S. 468.) 

B. Freiwilliger Austritt aus dem Amte. | 


In Anſehung der freiwilligen Niederlegung des Amtes beftimmt das A. L. 
R. Th. II. Tit. 10.: 

8. 94. Bei derjenigen Inſtanz, von welcher die Beſetzung eines Amtes abhaͤngt, 
muß auch die Entlaſſung davon geſucht werden. 

8. 95. Die Entlaſſung ſoll nur alsdann, wenn daraus ein erheblicher Nachtheil für 
das gemeine Beſte zu beſorgen iſt, verſagt werden. 

8. 96 Einem Beamten, dem aus dieſem Grunde die Entlaſſung verſagt wird, ſteht 
dagegen die Berufung auf die unmittelbare landesherrliche Entſcheidung offen. 

8. 97. In keinem Falle aber darf der abgehende Beamte feinen Poſten eher ber: 
laſſen. als bis wegen Wiederbeſetzung oder einſtweiliger Verwaltung deſſelben Verfügung 
getroffen iſt. 

C. Unfreiwillige Amtsentlaſſung. 

Vergl. das G. v. 21. Juli 1852 (G. S. 1852. S. 465 ff.) in Th. III. 


des Werkes (Staatsdienſt-⸗Pragmatik.) 


. R. I. 9. 9. 461 
99. 4 ff. 


) Ueber die Fälle, wo ſolche von Amtswegen ftattfindet, vergl. A. 
bis 463. u. II. 18. $$. 372 375, u. A. G. O. Thl. II. Tit. 5. 
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Zweiter Titel. 


Beſondere Vorſchriften bezüglich der einzelnen Gattungen der 
Bau: und Wege⸗Beamten. 


Erſte Unter⸗Abtheilung. 


Die Feldmeſſer. (Kondukteure.) 
J. 
Eintritt in den Staatsdienſt. 

A. Allgemeine Erforderniſſe zur Befähigung. 

a) Vergl. in Betreff des nöthigen Staatbürgerthumes, ſowie des 
unbeſcholtenen Lebenswandels Th. III. des Werkes (Staatsdienſt— 
Pragmatik). 

In Hinſicht des Staatsbürgerthums insbeſondere erging das R. des 
K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 25. Mai 1844 an die K. Gen. Kom. 
zu Stendal. Zulaſſung von Ausländern zu Feldmeſſern im Inlande. 

Gleichzeitig erhält die K. Gen. Kom. in der Anl. (a.) Abſchrift der wegen des Feld— 
meſſer⸗Examens der Ausländer unterm 14. Febr. 1834 ergangenen C. V. zur Kenntniß⸗ 
nahme und Nachachtung. 

Anl. a. 

Es iſt beſchloſſen worden, daß, wie dies bereits in ähnlicher Weiſe rückſichtlich der 
im Juſtizdienſt Anſtellung Suchenden angeordnet iſt, bei den K. Reg. und allen übrigen 
Verw.⸗Behöͤrden fortan kein Ausländer zur erſten Anſtellung oder zur Beſchäftigung zuge— 
laſſen werde, ohne vorgängige ausdrückliche Genehmigung derjenigen Min., von welchen 
die Behörden reſſortiren, wobei die Anſtellung oder Beſchäftigung Statt finden ſoll. 

Die K. Reg. wird von dieſem Beſchluſſe mit der Aufforderung in Kenntniß geſetzt, 
darnach in vorkommenden Fällen zu verfahren. Berlin, den 14. Febr. 1834. 

Der Min. des J. fuͤr H. u. G. Der Finanz-Min. Der Min. des J. u. d. P. 
v. Schuckmann. Maaßen. v. Brenn. 

(Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 170. Nr. 191.) 

b) Chriſtliche Religion. 

1) Vergl. oben Tit I, Unter-Abth. I. ad I. sub B. (s. oben S. 95 ff.) 

2) Vergl. auch: 

a) R. des K. Min. des H. und des J. v. 31. Jan. 1820. 

(A. IV. 7 — 1. 8.) 

DI R. der K. Min. des H. u. d. G. und des J. v. 26. Okt. 1820. 

(A. IV. 699. — 4. 6.) (ſ. unten sub C.) 


3) R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 13. Okt. 1852 
zan ſämmtl. K. Reg. und an die K. Min.⸗Bau-Kom. Zulaſſung jüdiſcher Feld— 
meſſer⸗Eleven zur Prüfung und Vereidigung als Feldmeſſer. 


Die K. Reg. empfängt hierneben (Anl. a.) Abſchrift der wegen Prufung und Verei⸗ 
digung eines jüdiſchen Feldmeſſer-Eleven unterm 6. d. M. an die K. Reg in N. erlaſſenen 
Verf. zur gleichmäßigen Beachtung. | 

Anl. a. 

Auf den Ber. v. 15. Juni d. J. wird der K. Weg, eröffnet, daß die Prüfung des 
jüdiſchen Feldmeſſer⸗Eleven N. zum Feldmeſſer, wenn er ſonſt den desfallſigen allgemeinen 
Vorſchriften entſpricht, aus dem Grunde, weil er Jude iſt, nicht zu verſagen iſt. Eben ſo 
wird derſelbe, wenn das Zeugniß der Königlichen techniſchen Bau-Deputation über feine 
Prüfung genügend ausfällt und er demnächſt auch den geſetzlichen Beſtimmungen hinſicht— 
lich feiner Militair⸗Verpflichtung genügt hat, zur Vereidigung zuzulaſſen fein. Die K. 
Reg. hat dem N. jedoch vor Ertheilung der Prufungs-Arbeiten ad protocollum aubdrück⸗ 
lich eröffnen zu laſſen, daß er durch feine Prüfung reſp. Vereidigung als Feldmeſſer einen 

11* 
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Anſpruch auf Anſtellung oder Beſchäftigung im Staatsdienſte nicht erlange, und nament⸗ 
lich die Ablegung der Feldmeſſer-Prüfung nicht den Anfang zur Baubeamten-Laufbahn 


mache. Berlin, den 6. Okt. 1852. 5 ) 
Der Min. für H., ©. u. öffentl. A. Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
v. d. Heydt. Im Allerhoͤchſten Auftrage: Bode. 


(Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 269. Nr. 256.) 

B. Nachweis der befonderen Befähigung durch wiſſenſchaft— 
liche Prüfung. | 

1) Das G. v. 7. Sept. 1811 über die polizeilichen Verhältniffe der 
Gewerbe verordnet im §. 118. 

Feldmeſſer und Nivellirer können Gewerbſcheine nur auf ein Zeugniß der Reg. er 
halten, daß fie nejegtich als ſolche angeſtellt find. Ihre Anſtellung geſchieht, wie bisher, 
nach vorgängiger Prüfung der techniſchen Ober-Bau-Deput. (G. S. 1811. S. 274.) 

Dazu: 

a) K. O. v. 28. Febr. 1829. Der §. 118 des Ed. b. 7. Sept. 1811 fol 
im ganzen Umfange der Monarchie zur Anwendung kommen. 

Zur Verhütung der Nachtheile, welche dem Gemeinweſen durch Ausübung der gene 
metriſchen Praxis von untüchtigen Subjekten erwächſt, ſetze Ich auf Ihren Antrag v. II. 
d. M. hierdurch feſt, daß die Vorſchrift im 8. 118 des Gewerbe-G. v. 7 Sept. 1811, 
nach welcher Feldmeſſer und Nivellirer dieſes Gewerbe nur dann zu betreiben befugt find, 
wenn fle, nach vorgängiger Prüfung durch die Ober-Bau-Deput., von den Reg. angeſteltt 
worden, im ganzen Umfange der Monarchie in Anwendung kommen ſoll. Ich überlaſe 
Ihnen, dieſen Befehl durch die G. S. und zugleich in den Provinzen, worin das G. b. 
7. Sept. 1811 bisher noch nicht in Kraft geweſen ift, durch die Amtsbl. der Reg. bekannt 
machen zu laſſen, auch die Reg. und die Ober-Bau-Deput. hiernach mit Anweiſung zu 
verſehen. (G. S. 1829. S. 19.) 


bp) C. R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 26. März 1829 an 
ſämmtl. K. Reg. in den weſtphäliſchen und rheiniſchen Provinzen, ſo wie an 
diejenigen zu Merſeburg, Erfurt, Poſen, Bromberg und Stralſund. Audübung 
der geometriſchen Praxis durch geprüfte Feldmeſſer und Nivellirer. 


Einem dringenden Geſuch der vereidigten Vermeſſungs-Kondukteure im Bez. der 
Reg. zu Aachen um ein Verbot gegen die Ausübung der geometriſchen Privat-Prapis 
durch unbefugte Feldmeſſer, hat Seitens der Verwaltung nicht gewillfahrt werden können, 
weil das Gewerbe-Pol.-G. v. 7. Sept. 1811, nach beten 8. 118. 

Feldmeſſer und Nivellirer dieſes Gewerbe nur dann zu treiben befugt find, wenn fie, 

nach vorgängiger Prüfung durch die Ober-Bau-Deput., von den Regierungen ange 

ſtellt worden, 
dort, wie in mehreren anderen Zandeätheilen der Monarchie, nicht publizirt, und deshalb 
bereits früher nur zu bewirken geweſen iſt, daß die Gerichte aͤngewieſen worden find, ſich 
in ſolchen Fällen, wo es auf eine Ernennung oder Zuordnung von Feldmeſſern ex. oflieio 
ankommt. keiner andern als geprüfter Subjekte zu bedienen, dahingegen ſich in den Faͤllen, 
wo die Parteien ſich über einen Feldmeſſer vereinigen, der freien Wahl derſelben rechtlich 
keine Feſſel anlegen ließ. 

Wenn jedoch einer Seits der Nachtheil, welcher ſowohl dem Gewerbeweſen, als den 
geprüften Feidmeſſern durch Ausübung der geometriſchen Praxis von unqualifigirten Sub⸗ 
jekten erwächſt, nicht zu verkennen iſt, andererſeits es wünſchenswerth bleibt, den naͤmli⸗ 
chen Verkehr im ganzen Staate nach gleichen Grundſätzen zu behandeln, ſo bin ich dadurch 
zu dem Antrage bei des Königs Maj. bewogen worden, die Eingangs erwähnte geſetzliche 
Vorſchrift auf ſämmtl. übrige Son Schiele der Monarchie, in welchen das Ed. v. 7. Seßt. 
1811 bisher noch keine Geſetzeskraft gehabt hat, auszudehnen. 

Da dieſer Antrag die Allerh. Genehmigung erhalten, fo wird der K. Reg. hierneben 
eine beglaubigte Abſchrift der desfallſigen K. O. v. 28. v. M. zugefertigt, um die Aller). 
Feſtſetzung durch Ihr Amtsblatt bekannt zu machen. 0 

Uuebiigens hat es bei der bisherigen Prüfung der Kandidaten der Feldmeßkunſt im 
Auftrage der Ober-Bau⸗Deput und nach den deshalb durch das Regul. v. 3. Marz 1817 
ergangenen Vorſchriften fein Bewenden. (A. XIII. 158. — 1. 82.) 


2) Die allgem. Gewerbe-O. v. 17. Juni 1845. $. 51. beſtimmt: 
Die Geſchäfte der Bau-Kondukteure, Feldmeſſer, Nivellirer, Marktſcheider ꝛc. dürfen 
nur von denjenigen Perſonen betrieben werden, welche als ſolche von den verfaſſungs— 


mäßig dazu befugten Staats- oder Kommunal-Behörden oder Korporationen angeſtellt 
oder fonzeffionist find. (G. S. 1845. S. 46.) 


HN, 
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3) Ueber die Prüfung der Feldmeſſer vergl.: 

a) Das C. R. des K. Min. des J. für H., G. u. Bauweſen v. 8. Sept. 
1831 

d das Regulativ deſſelben Min. v. 8. Juli 1833. 

Oben Abſchn. II., Kap. 6, Tit. 1, Unter⸗Abth. sub II., S. 111. ff. u. S. 118 ff.) 

J) die R. v. 18. Jan. 1847 u. 5. Juli 1849. (f. oben S. 116.) 

C. Vereidigung. 

1) Daß die Feldmeſſer die Eigenſchaft öffentlicher Beamten haben 
und deshalb mit einem Dienſteide zu belegen ſind, iſt in folgenden R. aus— 


geſprochen. 

ol R. der K. Min. des H. (v. Bülow) und des J. (v. Schuckmann) v. 
31. Jan. 1820 an die K. Reg. zu Potsdam. 5 

Bei Beantwortung des Ber. der K. Reg. v. 6. v. M., betr. die Vereidung der Feld— 
meſſer, wird Dieſelbe auf den 8. 118 des Edikts v. 7. Sept. 1811 verwieſen, worin ihre 
Anſtellung, d. i. ihre Annahme als öffentliche Beamte, ausdrücklich angeordnet iſt. Auch 
nach der vormaligen Verfaſſung waren die Feldmeſſer immer als Kammer-Kondukteure 
mit einem förmlichen Dienſteide belegt, wie denn eine bloße Verpflichtung als Sachver— 
ſtändige, ihrer Beſtimmung in der That nicht genügt. Denn die Feldmeſſer haben nicht 
blos ihre Kunſt auszuüben, ſondern auch die beſtehenden Verhältniſſe zu konſtatiren, wie 
die Vorſchriften in den 88. 17 u. ſ. w. der Inſtr. v. 29. April 18131) ſolches näher ange⸗ 
ben. Dazu aber, daß dies mit Wirkung geſchehen könne, bedürfen ſte der Qualität öffent— 
licher Beamten, efr. 8. 129. Tit. 10. 8. 10. Tit. 13. der Proz. O. Hieraus folgt zugleich, 
daß Juden nicht als Feldmeſſer angeſtellt werden können, da keiner der 88. 8 und 9 des 
Ed. v. 11. März 1812 genannten Fälle hier ſtattfindet. Nach dieſer Beſtimmung hat die 
K. Reg. zu verfahren. (A. IV. 7. — 1. 8.) 

8) R. der K. Min. des H. u. d. G. (v. Bülow) u. des J. (v. Schuckmann) 
v. 26. Okt. 1820 an die K. Reg. zu Erfurt. 

Der K. Reg. wird auf ihre Anfrage in dem Ber. v. 11. d. M. Folgendes eröffnet: 

Die Feldmeſſer haben, als ſolche, nicht blos ihre Kunſt auszuüben, ſondern auch die 
beſtehenden Verhältniſſe zu conſtatiren, wie die Vorſchriften 8. 17 ff. der Inſtr. v. 29, 
April 1813 ſolches näher angeben. N 

Soll dies mit Wirkung geſchehen, ſo bedürfen ſie der Qualität öffentlicher Be— 
amten: efr. 8. 129. Tit 10. u. S. 10. Tit. 13 der Prozeß-Ordn. 

Ihre Annahme als ſolche kann der Geſetzgeber nur im Auge gehabt haben, wenn 
im 8. 118 des Ed. v. 7. Sept. 1811 über die polizeil. Verh. der Gewerbe von ihrer An— 
ſtellung die Rede iſt. Auch ſind die Feldmeſſer nach der vormaligen Verfaſſung immer 
als Kammer-Kondukteurs mit einem förmlichen Dienſteide belegt; wie denn eine 
bloße Verpflichtung als Sachverſtändige ihrer Beſtimmung in der That nicht würde 
genügen können. 

Hieraus folgt, daß 
Juden nicht als Feldmeſſer angeſtellt werden können, zumal keiner der 88. 8. u. 9. des 
(ohnehin in dortiger Provinz noch nicht zur Anwendung kommenden) Ed. über die bürger— 
lichen Verhältniſſe der Juden v. 11. März 1812 genannten Fälle hier ſtattfindet ze. 

(A. IV. 699.— 4. 6.) 

1) R. des K. Min. d. J. (v. Schuckmann) v. 21. Juli 1828, an die K. 
Reg. zu Oppeln, und zur Nachachtung an ſämmtl. übrige K. Reg. Dienſtver— 
hältniſſe der vereidigten Kondukteure und die für ſelbige auszufertigenden 
Heiraths-Konſenſe. 

Der K. Reg. wird auf ihren Ber. v. 17. April d. J., in Betreff der Frage: in 
welcher Art die Vereidung der nicht mit etatsmäßigem oder fixirtem Gehalte angeſtellten Kon— 
dukteure geſchehen ſolle, und wie überhaupt deren Dienſtſtellung anzunehmen ſei? hierdurch 
eröffnet, daß die Kondukteure, ſobald fie vereidigt worden, zu den Staatsbeamten gehören, 
und daher den allgemeinen Dienſteid zu leiſten haben. Hieraus folgt, daß die vereidigten 
Kondukteure bei ihrer Verheirathung des Konſenſes ihrer vorgeſetzten Behörde bedürfen. 
Was aber die Verpflichtung dieſer Beamten zum Einkauf ihrer Ehegattinnen in die Witt— 
wenkaſſe betrifft, fo findet von der in der Allerh K. O v 7. Juli 1816 (G. S. Nr. 376.) 
ertheilten Vorſchrift, daß jedem Civilbeamten bei der Nachſuchung der Heiraths-Erlaubniß 


1) Vergl. unten. 
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der Beitritt zum Wittwen-Verpflegungs⸗Inſtitut zur Pflicht gemacht, widrigenfalls aber 
der Konſens verweigert werden ſoll (die reglementsmäßige Qualifikation zur Annahne 
übrigens vorausgeſetzt) nach der Dekl. v. 3. Sept. 1817. (G. S. Nr. 451.) lediglich wegen 
der geringen Civilbeamten. welche nicht über 250 Thlr. jährliche Dienſteinnahme haben 
die Ausnahme Datt, daß denſelben gegen Ausſtellung eines auf künftige Penſionirung ver: 
zichtenden Reverſes die Einwilligung zur Verehlichung nicht verſagt werden darf. Ez 
kommt mithin darauf an, ob die nicht Brit angeſtellten Kondukteurs zu jenen geringeren 

Beamten zu zählen find? Das Min. des J. findet dies, mit Rückſicht auf die Bekaͤnnt⸗ 

machung des K. Staats-Min. v. 12. Nov. 1824. (G. S. Nr. 897.) unbedenklich, und 

ſetzt demnach feſt, daß den unbeſoldeten Kondukteuren der Heiraths-Konſens ohne unbe⸗ 
dingte Erforderung der Aſſociation bei der Wittwen-Kaſſe, gegen vorſchriftomäßige Reverk⸗ 


Ausſtellung zu ertheilen. (A. XII. 277.— 2. 9.) ? 
2) Das C. R. des K. Min. des H. (v. Bülow) v. 21. Mai 1820, an 
ſämmtl. K. Reg. macht die Bewirkung der Vereidigung der Feldmeſſer und die 
Ertheilung von Atteſten hierüber den Regierungen zur Pflicht. 
Eingegangenen Beſchwerden zu Folge haben ſich mehrere K. Reg. geweigert, Feld⸗ 
meſſer zu vereiden, welche nach abgelegtem Examen die Abſicht haben, bei andern Behörs 
den Arbeit zu übernehmen. Da indeſſen das G. v. 7. Sept. 1811 in dem 8. 118 aus 
drücklich vorſchreibt, daß Feldmeſſer nur auf ein Zeugniß der Reg., daß ſte geſetzlich als 
ſolche angeſtellt find, einen Gewerbeſchein !) erhalten ſollen, To wird die K. Reg. hierdurch 
angewieſen, jeden Feldmeſſer, der mit einem Zeugniß der Ober-Bau-Deput. über ſeine 
zureichende Fähigkeit verſehen iſt, auf Verlangen unweigerlich zu vereiden, da es dem Feld— 
meſſer, welcher einen Gewerbeſchein löſet, wie jedem anderen Künſtler, freiſtehen muß, 
in Arbeit zu treten, wo er will. Dagegen bleibt es dabei, daß diejenigen Feldmeſſer, 
welche das Bau-Examen beſtanden haben und ſich bei den K. Reg. auszeichnen, vor denen, 
die ſich den K. Vermeſſungen und den deshalb an ſie ergangenen Aufforderungen entziehen, 
bei der Beſetzung der fixirten Stellen, den Vorzug behalten. 
(Acta A Ze Verw. für H., F. u. Baum, betr. das Feldmeſſer-Regl. B. 105. 
Nr. 12. 


| G | 

/ 3) Das Regl. v. 8. Sept. 1831 (ſ. oben S. 111 ff.) beſtimmt im 9. 6. 

| daß die Vereidigung der Feldmeſſer von den Regierungen nur nach Ablegung 
der einjährigen Militairpflicht, oder nach erwieſener Uutüchtigkeit zum Militair— 

` dienſte, verfügt werden kann. | 

N Mit Bezug hierauf find nachſtehende, abändernde Beſtimmungen 


ö ergangen: 
aa) C. R. des K. Min. d. F. (Flottwell) v. 2. Mai 1846 an ſämmll. 
K. Reg. 


Die Beſtimmung des 8. 6. der Vorſchriften für die Prüfung der Feldmeſſer und 
Baubeamten v. 8. Sept. 1831, wonach die Vereidigung der Feldmeſſer nur nach Able— 
gung der einjährigen Militairpflicht, oder nach erwieſener Untüchtigkeit zum Militairdienſt, 
erfolgen kann, hat verſchiedentlich zu Mißverhältniſſen Anlaß gegeben. Es wird daher 
der gedachte 8. 6 hierdurch dahin abgeändert, daß die Vereidigung der Feldmeſſer fünftig 
auch vor Ableiſtung der Militairpflicht ſtattfinden kann, ſofern die zu vereidenden Feld— 
meſſer ſich rechtzeitig zum einjährigen Militairdienſt gemeldet hoben und mit den vor— 
geſchriebenen Qualifikations-Atteſten der Depart.-Prüfungs-Kom. verſehen 
ſind. (Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 77. Nr. 114.) 


bb) R. des K. Min. d. F. (v. Düesberg) b. 3. Sept. 1846 an die K. Reg. 
zu Düffeldorf. | 


Auf den Ber. v. 5. v. M. gereicht der K. Reg. zum Beſcheide, daß es nicht ange 
meſſen erfcheint, die nach der V. v. 2. Mai e, geſtattete Begünſtigung, daß die Vereidi— 
gung der Feldmeſſer künftig auch vor Ableiſtung der Militairpflicht ſtattfinden kann, ſofern 
die zu vereidenden Feldmeſſer ſich rechtzeitig zum einjährigen Militairdienſt ge— 
meldet haben und mit dem vorgeſchriebenen Qualifikations-Atteſte der Depart.⸗ 
Prüfungs⸗Kom. verſehen ſind, auch auf ſolche Individuen auezudehnen, welche ſich nicht 
zum einjährigen, fondern nur im Allgemeinen zum Militairdienſte bei der Erſatzkom— 
miſſton gemeldet haben. (Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 235. Nr. 328.) 

4) Ueber die Formel des von den Feldmeſſern zu leiſtenden Dienſteides 


V 1) Die Ertheilung eines Gewerbe-Scheines findet jetzt nicht mehr ſtatt. (Haufir- 
U 


Regul. v. 28. April 1824. §. 6., G. S. 1824. S. 125. 


"TN, 
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disponirt das R. der K. Min. des J. für H. und G. (v. Schuckmann), des J. 
u. d. P. (v. Brenn) u. d. F. (Maaßen) v. 19. März 1834 an den K. Ober: 
Reg.⸗Rath du Vignau zu Berlin. Allgemeine. Anwendung der für Dienſteide 
vorgeſchriebenen Formel. 

Ew. ꝛc. erwiedern wir auf die Anfrage v. 18. v. M., daß, da die wegen der Dienft- 
eide ergangene Allerh. K. O. v. 5. Nov. v. J. (G. S. 1833. S. 291.) nach ausdrücklicher 
Beſtimmung derſelben, auf alle, ſowohl unmittelbare, als mittelbare Civilbeamte des 
Staats Anwendung findet, es keinem Bedenken unterliegt, daß die Bau-Kondukteure, 
Feldmeſſer und Mühlen⸗Wageſetzer, nach der in jener Ordre vorgeſchriebenen Rorm ver— 
eidet werden müffen, und die zeitherigen Eides-Formeln, auch mit den bemerkten Abän— 
derungen nicht weiter beibehalten werden können. (A. XVIII. 8.— 1. 8.) 

Die Vorſchriften der allegirten K. O. v. 5. Nov. 1833 (G. S. 1833. S. 201.) 
ſind indeß modificirt worden durch die Beſtimmungen des Art. 108. der 
Verfaſſ. Urk. v. 31. Jan. 1850 und des Staats-Min.⸗Beſchluſſes v. 12. Febr. 


1850. (Juſt. Min. Bl. 1850. S. 42., Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 26.) 


II. 


Rechtliche Verhältniſſe des Feldmeſſers während des 
Staatsdienſtes. 

A. Rechtsverhältniſſe in Beziehung auf das Amt. 

AA. Rechte. 

a) Oeffentlicher Glaube. | 

1) Vergl. hierüber den von den Staatsbeamten handelnden Thl. III. 
des Werkes. | 

Ueber die Führung eines Amts-Siegels insbeſondere vergl. die 

R. v. 18. April 1835, 15. Jan. 1836 und 15. Juni 1837. (Ob. S. 124 ff.) 

2) Vergl. auch die R. v. 31. Jan. 1820 und v. 26. Okt. 1820 
(Oben S. 165). 

b) Aeußere Auszeichnung. 

oi Titel und Rang. 

Vergl. Thl. III. des Werkes (Staatsdienſt-Pragmatik). 

8) Verhältniß zu anderen Beamten. 

R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 2. April 
1841, an den Oekon. Kom. N. und Abſchrift an die K. Reg. zu Frankfurt. 
Verhältniſſe der den Spezial-Kommiſſarien zugeordneten Geometer. 

Auf Ihre Eingabe v. 6. v. M, worin Sie Sich über die Verf. der K. Reg! zu Frank— 
furt v. 19. Jan. d. J., wegen der von Ihnen in der Forſt-Gemeinheits-Theilungsſache zu 
M. den Bau⸗Kondukteur N. feſtgeſetzten Ordnungsſtrafe, beſchweren, wird Ihnen hier— - 
durch eröffnet, daß dieſe Verf. nur genehmigt werden kann. Denn wenn auch die, einem 
Spezial-Kommiſſarius zugeordneten Geometer verpflichtet ſind, Aufträge von ihm anzu— 
nehmen, und den Anweiſungen nachzukommen, welche er ihnen zur Leitung und Förde— 
rung ihrer Gefchäfte ertheilt, mithin in ſofern die Feldmeſſer dem Spezial-Kommiſſarius 
allerdings untergeordnet find, fo ſtehen fie doch in keinem Disciplinarverhältniſſe zu ihm, 
und können daher durch Ordnungsſtrafen zur Erledigung der erhaltenen Aufträge von dem 
Spezial⸗Kommiſſarius nicht angehalten werden. Dergleichen anzudrohen und zu voll— 
ftreden gebührt nur der vorgeſetzten Aufſichtsbehörde, an welche etwaige Beſchwerden uber 
dienſtliche Irregularitäten und Verzögerung der Geſchäfte zur weiteren Verfügung einge— 
reicht werden muͤſſen. Darnach iſt überdies das Verhältniß der Spezial-Kommiſſarien zu 
den Geometern durch die Erlaſſe der vormaligen K. Gen. Kom. in Soldin v. 12. Jan. 
und 28. Febr. v. J. auch bereits geordnet; — das Min. kann die dort ausgeſprochenen 
Grundſätze nur billigen. (Min. d. i. V. 1841. S. 127. Nr. 190.) 

c) Amtseinkünfte. 

1) Vergl. das Feldmeſſer-Regl. v. 29. April 1813 98. 82 — 122. nebſt 
den dazu ergangenen Erläut. (f. unten.) a 
2) C. R. der K. Verw. für H., Fabr. und Bauw. (Beuth) v. 6. Sebt. 
1836 an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Oppeln. Diätenſätze 
der Bauzöglinge als ſtellvertretende Bau-Kondukteure oder Bauaufſeher. 
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Die K. Reg. empfängt anbei Abſchrift der, am 4. Sept. c. an die K. Reg. zu Oppeln 
erlaffenen Verf. zur Nachricht und Achtung. (Anl. a.) 


Anl. a. 

Auf die Anfrage der K. Reg. zu Oppeln v. 19. Aug. e. eröffne ich Derſelben, daß 
Bauzöglinge, welche in Gemäßheit des 8. 13 der Vorſchriften v. 8. Sept. 1831, bei Bau⸗ 
ausführungen die Stelle eines Baukondukteurs unter unmittelbarer Aufſicht eines K. 
Baubeamten vertreten, auch Anſpruch auf den ihnen als Feldmeſſer zuſtehenden Diäten: 
at haben. 

E: Ted Fall ift von demjenigen verſchieden, über welchen in dem C. b. 6. Nov. 
v. J. 1) entſchieden iſt, indem darin von der Vertretung eines bloßen Bauaufſehers durch 
einen Bauzögling, hier aber von der Vertretung etnes Baukondukteurs die Rede iſt. 
Erdmannsdorf, den 4. Sept. 1836. 
Chef der Verw. für Hane e und Bauweſen. 
Rother. 


An dle Königl. Reg. zu Oppeln. 

(A. XX. 718. — 3. 158.) 

3) Vorſchriften in Betreff der Gebühren und Auslagen der Feldmeſſer in 
gutsherrlich-bäuerlichen Außeinanderfegungen, Gemeinheitstheilungen, 
Ablöſungen und anderen zum Reſſort der Gen.-Kommiſſtonen gehörigen 
Geſchäften 2). g 

a) Regul. v. 25. April 1836, betr. die Koſten der gutsherrlich-bäuerlichen 
Auseinanderſetzungen, Gemeinheitstheilungen, Ablöſungen und anderer Geſchäfte, 
die zum Reſſort der Gen.-Kommiſſionen, ingleichen der zweiten Abth. des J. bei 
den Reg. der Provinz Preußen gehören §. 2.: 

Gebühren und Entſchädigungen der Feldmeſſer. 

Dieſe werden, mit Vorbehalt der nach erfolgter Reviſion des Regl. v. 29. April 
1813 anderweit zu treffenden Beſtimmungen vorläufig noch nach dieſem Regl., jedoch mit 
folgenden nähern Modifikationen feſtgeſetzt: 

1) Die Koſtenrechnungen der Feldmeſſer ſollen von den Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörden, unter Beihülfe befonderer, dieſen zugeordneten Reviſoren geprüft und feſtgeſetzt 
werden. Die Feſtſetzungs-Koſten treffen immer den Feldmeſſer. Ergiebt ſich, daß die 
nach dem Reglement v. 29. April 1813 liquidirten Gebühren unverhältnißmäßig find, fo 
ſoll der Reviſor ermeſſen, in wie viel Tagen der Feldmeſſer das Geſchäft bei gehöriger 
Anſtrengung fuglich hätte verrichten können, und ſoll darnach die Zahl der Arbeitötage 
feftgeftellt, für jeden derſelben aber nicht weniger als Ein und ein halber Thaler und nicht 
mehr als zwei Thaler zum Anſatz gebracht werden. Welcher von beiden Sätzen anzu— 
nehmen, iſt nach der Wichtigkeit des Geſchäfts, der Tüchtigkeit der Arbeit und der Ein 
wirkung des Feldmeſſers auf einfache Beilegung der Hauptſache zu ermeſſen. 

2) Verlangen es die Parteien oder finden die Gen. Kom beſondere Veranlaſſung, 
die Arbeiten der Feldmeſſer revidiren zu laſſen, fo muß dies beſonders geſchickten Ver— 

| meſſungebeamten aufgetragen werden. Wird dabei die Arbeit fehlerfrei gefunden, fo wer— 

1 den die Koften der Reviſion den Parteien in Rechnung geſtellt. Die Vertheilung der 

Koſten der Reviſion auf die Letzteren geſchieht in der Regel nach eben den Grundſaͤtzen, 

N wonach die Vermeſſungskoſten repartirt werden. Iſt aber die von den Parteien verlaugte 
Reviſton nicht von der Mehrheit derſelben, ſondern von der Minderzahl in Antrag gebracht, 
ſo müſſen die Letzteren, wenn die Arbeit fehlerfrei gefunden wird, die Koſten allein tragen. 
Fehlerhafte Arbeiten find dagegen nach dem Ermeſſen des Reviſors und deſſen Verſtändi⸗ 
gung mit dem zur Leitung der Sache berufenen Spezial-Kommiſſarius, von dem bis dahin 
beſchäftigten, oder einem anderen damit zu beauftragenden Feldmeſſer auf Koſten bréit 
nigen, welchem dieſe Fehler zur Laſt fallen, zu verbeſſern, auch treffen den Letzteren in 
ſolchem Falle die Reviſtonskoſten. 

3) Für die von den Reviſoren an ihrem Wohnorte verrichteten Arbeiten werden den 
ntereffenten Zwei Thaler Diäten, für die außer ihrem Wohnorte verrichteten Geſchäfte 
ober Drei Thaler in Rechnung geſtellt. 

4) An Fuhrkoſten der Feldmeſſer werden den Parteien Zwanzig Silbergroſchen für 
die Meile angeſetzt. 


Wegen der Fuhrkoſten der Reviſoren kommt die Beſtimmung 8. 1. Nr. 2. zur 
Anwendung. (G. S. 1836. S. 181.) 


1) Vergl. in v. K. Ann. XIX. 1100. — 4. 148. Dies C. R. iſt antiquirt durch die 
Prüfungs-Vorſchriften v 1. Aug. 1849. (f. oben S. 97. Note 1.) 
4) Der Vollſtändiakeit wegen werden auch dieſe Vorſchriften, obwohl dieſelben nicht 
hb eigentlich zum Bau- und Wegeweſen gehören, hier im Zuſammenhange gegeben. 
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Dazu: a 

an) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Meding) v. 8. Okt. 1838, an 
die K. Gen. Kom. zu Berlin. Für ſtädtiſche Vermeſſungs-Arbeiten kann 
keine Diätenzulage bewilligt werden. 

Die K. Gen. Kom. erhält in der Anl. Abſchrift des an den Mag. zu Prenzlau ergan— 
genen Beſcheides auf den Ber. v. 17. v. M., mit dem Bemerken, wie die von Ihr auöges 
ſprochene Anficht, 

daß den Geometern für die größere Schwierigkeit und Koſtſpieligkeit ſtädtiſcher 
Vermeſſungs-⸗Arbeiten eine Zulage über die reglementsmäßigen Gebühren zuges 
billigt werden dürfe, 
nicht getheilt werden kann; jeder von Ihr beſchäftigte Geometer vielmehr dergl. Arbeiten 
gegen reglementsmäßige Remuneration zu übernehmen verpflichtet iſt, und Sie demgemäß 
etwaige ähnliche Forderungen der Feldmeſſer zurückzuweiſen hat. (A. XXII. 911. — 4. 65.) 

DÉI R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) 
v. 26. Okt. 1840, an die K. Gen. Kom. zu Stendal. Reiſekoſten für Feld— 
meſſer. 

Einverſtanden mit dem, im Ber. der K. Gen. Kom. v. 4. d. M. ausgeſprochenen, 
übrigens auch auf die Spezial-Kommiſſarien anwendbaren Grundſatze: 

daß die Feldmeſſer nur für diejenigen Entfernungen Reiſekoſten fordern können, 
welche fie wirklich zurückgelegt haben, um nach dem Orte des Geſchäfts zu 
gelangen, für welches liquidirt wird, 
kann das unterz. Min. es dennoch nicht billigen, daß derſelbe nur dann, wenn von einem 
näheren Orte als dem gewöhnlichen Domizile zugereiſet würde, in Anwendung gebracht, 
in dem Falle aber ausgeſchloſſen und die Reiſevergütigung vom Wohnſitze ab gewährt 
werden fell, ſobald die Zureiſe aus einem Orte erfolgt, der dem des betr. Geſchäftes ent: 
fernter liegt, als jener. 

Abgeſehen nämlich von der Inkonſequenz dieſes Unterſchiedes und von dem peku⸗ 
niären Nachtheile, welchen die Geometer im letzteren Falle, häufig ohne alle eigene Schuld, 
erleiden möchten; fo iſt doch auch dabei nicht berüuͤckſichtigt, daß fie oft von einer, außer— 
halb ihres Wohnorts begonnenen umfaſſenden Arbeit, z. E. einer Vermeſſung, zu einem 
zweiten Geſchäfte von kürzerer Dauer, vielleicht Abwartung eines Termins, abberufen wer— 
den und zur Fortſetzung des erfteren unmittelbar zurückkehren; oder auch von einer been— 
digten Lokai⸗Arbeit zur andern übergehen und erſt aus dieſer in ihrem Wohnort wieder 
eintreffen, ſo daß im erſteren Falle das zweite Geſchäft die Koſten der Reiſe von und 
zum Orte des zuerſt begonnenen, dieſes aber die Reiſe von und nach dem Domizile 
allein tragen, letztern Falles dagegen eine angemeſſene Vertheilnng der auf der ganzen 
Umtour erwachſenen Reiſekoſten erfolgen müßte, und nicht die Intereſſenten zu Ober: 
theuern, was wenigſtens möglich bleibt, ſobald nach der Abſicht des Kollegii Vergütigung 
für fingirte Reiſen zugebilligt würde. 

Unbillige Opfer, die man dem liquidirenden Beamten an Arbeiten anſinnen will, 
und Abweichungen von dem einfachſten und klarſten Verfahren beim Liquidiren, 

erſchweren die Kontrolle und ſchlagen, erfahrungsmäßig, jederzeit zum Nachtheil des peku— 
niären Intereſſes der Parteien und der Integrität der Beamten aus. Der beabfichtigte 
Zweck kann auch in den in Rede ſtehenden Fallen nur durch ein verſtändiges und redliches 
Benehmen der Spezial-Kommiſſarien ſelbſt erreicht werden, die daran gewöhnt werden 
müffen, ihre Arbeiten und die der Feldmeſſer mit gehöriger Umſicht einzutheilen und bor, 
über nachzudenken, auf welche Weiſe die Geſchäfte zweckmäßig mit einander verbunden 
und fo am wohlfeilſten hergeſtellt werden können. ? 

Wo Eifer für die Sache und ernfter Wille zur Koftenerfparung vorherrſcht. da wird 
dies Ziel auch unbedenklich erreicht werden, die jetzt angeordnete Form der Geſchäfts-Ta⸗ 
bellen aber Gelegenheit darbieten, die Richtung zu übernehmen, welche die Spezial-Kom⸗ 
miſſarien in jener Beziehung einſchlagen, und darnach die Bewilligung von Gratifikationen 
oder höhere Diäten bemeſſen werden. Die K. Gen. Kom. mag dies für Ihre künſtigen 
derartigen Vorſchläge Selbſt berückſichtigen und den Spezial-Kommiſſarien bei jeder ſich 
darbietenden Veranlaſſung einſchärfen, im Uebrigen aber wegen Erleichterung der Inter— 
eſſenten in ſolchen Sachen berichten, deren eigenthümliche Lage einen beſonderen unver— 
meidlichen Aufwand von Reiſekoſten ausnahmsweiſe erfordert haben ſollte. 

(Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 30. Nr. 44.) 


8) Inſtrukt. v. 16. Juni 1836, für die Gen. Kom. in Beziehung auf 
das Koſten⸗Regul. v. 25. April 1836, ap 5. u. 14. 


8. 5. Vorſchriften für die Liquidation der Diäten. 
1) Die Beſchäftigung auf ſieben Stunden wird für einen Arbeitstag gerechnet. 
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2) Arbeiten, die einen größeren Zeitwand erfordern, oder ſich in einer geringeren 
Zeit beſtreiten laſſen, werden nach Verhältniß des Zeitbedarfs in Dreißigtheilen eines 
Arbeitötages berechnet. ! 

3) Für Termine außem dem Wohnorte des Kommiſſarii wird immer ein ganzer Tag 
angeſetzt, wenn dazu auch weniger Zeit als ſteben Stunden verwandt ſind. 

4) In keinem Falle können fur den an einem Kalendertage abgehaltenen Termine 
mehr als eintägige Diäten liquidirt werden, wenn derſelbe als auch laͤnger als ſieben 
Stunden gedauert hätte. 

5) Für die Kalendertage, wofür volle Terminsgebühren in Anſatz kommen, können 
den nämlichen Parteien nicht noch andere Arbeiten in Rechnung geſtellt werden. 

6) Für die auf Reiſen verwendete Zeit paſſtren immer beſondere Diäten, wenn die⸗ 
ſelbe auch mit andern zur Liquidation geſtellten Geſchäften in Einen Kalendertag fallen. 

7) Fallen in den Zeitraum, während deſſen der Kommiſſarius außer feinem Wohn: 
orte beſchäftigt ift, Sonn- und Feſttage, oder andere bon jeiner Willkuͤhr unabhängige, 
und nicht etwa durch feine eigene Behinderung veranlaßte Unterbrechungen der Geſchäſte 
vor, ſo werden auch dieſe Tage zu Liquidation verſtattet. 

8) Doch gilt auch von dieſen Tagen die unter Nr. 5. getroffene Beſtimmung. 

9) Die vorſtehenden Vorſchriften finden ſowohl bei Feſtſetzung der temporären 
Diäten der fixirten und unfigirten Kommiſſarien, als für die den Parteien in Anrechnung 
zu bringenden Koſten Anwendung. | 
| Im uebrigen behält es bei der ſchon beſtehenden Einrichtung ſein Bewenden, wonach 
die Kommiſſarien über die von ihnen beſorgten Geſchäfte beſondere Tagebücher zu halten 
haben, die ſie vierteljährlich den Gen. Kom. Behufs der Prüfung ihrer Liquidationen ein— 
reichen müſſen. In dieſen Tagebüchern muͤſſen insbeſondere die abgehaltenen Termine 
genau verzeichnet werden. ö 

8. 14. Die Feldmeſſer und Reviſoren beziehen die nach dem Weg), den Inter⸗ 
eſſenten für ihre Arbeiten u. ſ. w. in Anſatz zu bringenden Koſten. Auch ſollen diejenigen 
Feldmeſſer, welche ſich im Geſchäftstriebe der Aubeinanderſetzungs-Behörden durch Fleiß. 
Genauigkeit und Sauberkeit ihrer Arbeiten auszeichnen, und an der gütlichen und zweck 
mäßigen Abmachung der Auseinanderſetzungen weſentlichen Antheil haben, ebenfalls extra⸗ 
ordinäre Gratififationen zu Theil werden, die jedoch von den Behörden bei dem Min. 
beſonders in Antrag zu bringen find. (G. S. 1836. S. 188 u. 192.) 

Dazu: | 

aa) R. des K. Min. des J. für Gew. Ang. (v. Brenn) b. 26. Nob. 
1836, an die K. Gen. Kom. zu Poſen. Diäten der Feldmeſſer ). 

Auf die Anfrage der K. Gen. Kom. v. 15. d. M. N f 

ob die im 8. 5. der Inſtr. v. 16. Juni d. J. (G. S. S. 188) wegen des Koſten⸗ 
weſens enthaltenen Vorſchriften, auch auf die Diäten-Liquidationen der Feldmeſſer 
Anwendung finden? 
wird denſelben zu erkennen gegeben, daß dies allerdings ſtatthaft iſt, ſoweit nämlich die 
Feldmeſſer durch Diäten remunerirt werden, da jene Vorſchriften nichts anderes ald die 
Feſtſtellung ungewiſſer Diätenſätze bezwecken, und kein zureichender Grund vorhanden iſt, 
bei denſelben Geſchäftsgegenſtänden verſchiedene Grundſätze, je nach der Beamten-Klaſſe, 
anzunehmen. (A. XX. 890. — 4. 71.) 

KB) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 12. Juli 1838 
an ſämmtl. K. Gen. Kom., und an die K. Reg. der Provinz Preußen. 
Anwendbarkeit des §. 5. der Inſtrukt. b. 16. Juni 1836 auf die Liquidationen 
der Feldmeſſer. N 

Es ſind bei einigen Behörden Zweifel darüber entſtanden: 

ob die im 8. 5. der Inſtrukt. v. 16. Juni 1836, wegen des Koſtenweſens enthal⸗ 
tenen Vorſchriften, auch auf die Liquidationen der Feldmeſſer Anwendung finden. 

Zur Beſeitigung dieſer Zweifel wird der K. Gen. Kom. hierdurch zu erkennen gege— 
ben, daß jene Vorſchriften allerdings auch auf die Liquidationen der Feldmeſſer. — ſoweit 
letztere nämlich durch Diäten remunerirt werden — Anwendung finden, da ſolche nichts 
Anderes als die Feſtſtellung ungewiſſer Diätenſätze bezwecken, und weder in dem Regul. 
v. 25. April 1836 ſelbſt, noch in der Inſtrukt. wegen deren Ausführung, eine die Anwendung 
jener Vorſchrift auöfchliegende Beſtimmung getroffen iſt. (A. XXII. 611. — 3. 70.) 


1) Hierdurch find das C. R. des K. Min. d. J. v. 19. Juni 1821. (A. V. 326.— 2. 

36.) und das Schreiben des K. Min. des J. für H. u. G. v. 29. Okt. 1833. 

| (A. XVII. 937. — 4.41.), betr. die Diäten der Feldmeſſer in Separations- und 
| und Regulirungs-Geſchäften, befeitiget. 
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) C. R. des K. Min. des J u. d. P. (v. Meding) v. 21. Aug. 1841 
an ſämmtl. K. Gen. Kom., reſp. Reg. Reiſediäten für Sachverſtändige und 


Feldmeſſer. 

Der K. Gen. Kom. eröffne ich auf den Ber. v. 13. Juli d. J., daß ich der Anfiht 
K. Ober-Rechnungskammer, wonach die Beſtimmung des $. 5. Nr. 6. der Inſtrukt. v. 
16. Juni 1836 auf die im 8. 3. des Regul. v. 25 April ejd. a. gedachten Sachverſtändi— 
gen nicht Anwendung findet, dieſe vielmehr für Reiſen, welche an ſolchen Kalendertagen 
vorgenommen, wo bereits Arbeitödiäten liquidirt und feſtgeſetzt worden find, keine beſon— 
dere Reiſediäten verlangen dürfen, beipflichten muß, weil eine ausdrückliche Beſtimmung 
darüber nicht vorhanden iſt, und eine analoge Anwendung des für die Spezial-Kommiſſa— 
rien beſtehenden Grundſatzes, welcher immer nur als eine Ausnahme von der allgemeinen 

Regel zu Gunſten jener Beamten betrachtet werden kann, nicht zuläſſig iſt. 
Anders verhält es ſich mit den Reiſen der Feldmeſſer, auf welche die Beſtimmungen 
des 8. 5. der allegirten Inſtrukt. durch den Cirk.-Erlaß v. 12. Juli 1838 (A. S. 611.) 
ausgedehnt worden find, weil die Sachverſtändigen dieſer Kategorie ſchon in dem Koften- 
Regul. von den übrigen Sachverſtändigen getrennt worden, und der ihre Remuneration 
betreffende 8. 2. daſ. Beſtimmungen enthält, welche denen des 8. 12. der Inſtr. v. 16. 
Juni 1836 theilweiſe entſprechen. Für fie bleibt daher auch die frühere Anordnung beſtehen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 235. Nr. 376.) : 


J) Kopialien der Feldmeſſer in Audeinanderfeßungd-, Gemeinheitd-. 
theilungs- u. Ablöſungs⸗Sachen. | | 

aa) C. R. des. K. Min. des J. für G. Ang. (v. Brenn) v. 17. Sept. 
1836 an ſämmtl. K. Gen. Kom., und an die K. Reg. der Provinz Preußen, 


und abſchriftlich an das K. Oberpräſid. zu Poſen. 

ö Es iſt zur Sprache gekommen, daß bei den Gen. Kom. rückſichtlich der Kopialien⸗ 
Anſätze nicht gleichmäßig verfahren, und den Parteien für Rechnungs-Abſchriften und 
Rezeß⸗Ausfertigungen, weil dieſelben mit einem größeren Zeitaufwande verbunden ſind, 
ein höherer Satz als 23 Sgr. pro Bogen in Anrechnung gebracht wird. Dies darf ferner 
nicht ſtattfinden; es koͤnnen vielmehr den Parteien Seitens der Gen. Kom. und ihrer 
Spezial-Kommiſſarien für alle Ausfertigungen und Abſchriften, ohne Ausnahme, nur die 
gewohnlichen Kopialien in Rechnung geſtellt werden, da ſich die ſchwierigen Sachen damit 
kompenſiren, daß der volle Satz zur Liquidation kommt, wenn die Ausfertigung auch 
weniger als einen Bogen beträgt. Nur den Feldmeſſern kann es — wegen der bei der 
Ausfertigung der Regiſter erforderlichen Akkurateſſe — auönahmsweiſe geſtattet werden, 
für die Reinſchriften der Vermeſſungs-, Bonitirungs- und Zutheilungs-Regiſter 5 Sgr. 
pro Bogen zu liquidiren. Der K. Gen. Kom. (der K. Reg.) wird dies zur Nachricht und 
Nachachtung bekannt gemacht. (A. XX. 595. — 3. 69.) 


66) C. R. des K. Min. des J. für G. Ang. (b. Brenn) b. 7. Nov. 1836 


an ſämmtl. K. Gen. Kom., und an die K. Reg. der Provinz Preußen. 

Auf den Ber. der K. Gen. Kom v. 5. Okt. d. J, die Kopialien-Anſätze betr., 
eröffne ich Derſelben, daß ich mich nicht bewogen finden kann, in Ihrem Falle eine Aus⸗ 
nahme von den, in dem Erlaſſe v. 17. Sept. d. J.!) ertheilten Vorſchriften zu machen. 
Sie legt dieſelben jedoch in ſofern unrichtig aus, als Sie dafür hält, daß den Feidmeſſern, 
ohne Unterſchied der Fälle, für die Reinſchriften der Vermeſſunge⸗, Bonitirungs⸗ und 
Zutheilungs⸗Regiſter, und zwar für den Bogen — 5 Sgr. Kopialien zu bewilligen ſind. 
Dies iſt, wie ſchon in jenem Erlaſſe dadurch, 

daß dies ausnahmsweiſe geſtattet werden kann, 
angedeutet worden, nur dann angemeſſen, wenn ſich die von denſelben angefertigten Rein 
ſchriften der gedachten Regiſter durch Genauigkeit auszeichnen. 

(A. XX. 892. — 4. 73.) | 

1) R. des K. Min. des J. für G. Ang. (v. Brenn) v. 13. Dec. 1836 an 


die K. Gen. Kom. zu Poſen. 

Der K. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 30. v. M., wegen der den Parteien für die 
Rezeß-Ausfertigungen in Rechnung zu ſtellenden Kopialien, eröffnet; daß ſich die Anrech⸗ 
nung der Ausfertigungen in beiden Sprachen (der deutſchen und polniſchen) von ſelbſt ber: 
ſteht, auch bei der Austaxirung der Arbeit nach Points von ſelbſt ergiebt, was den Parteien 
dafür nach dem im R. v. 17. Sept. d. J. ?) beſtimmten Satze von 23 Sgr. pro Bogen in 


1) Oben sub q. 
2) Oben sub c. 


— — 
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Rechnung zu ſtellen iſt, daß es alſo nicht auf Abänderung, ſondern nur auf richtige 
Anwendung jenes Erlaſſes ankommt. (A. XX. 903. — 4. 82.) 

4) In Betreff der Einziehung der Gebühren und Auslagen der Feld⸗ 
meſſer und Kondukteure beftimmt die V. v. 1. Juni 1833 über den Mandate, 
ſummariſchen und Bagatell-Prozeß im §. 1. Nr. 6., daß der Mandats-Prozeß 
wegen derſelben ſtattfindet, wenn vorher die Feſtſetzung durch die vorgeſetzte Be: 
hörde ſtattgefunden hat, und das Feſtſetzungsdekret mit der Klage zugleich über— 


reicht wird. (G. S. 1833. S. 37.) 

Mit Bezug hierauf bemerkt die Inftruftion des K. Juſtiz-Min. v. 24. Juli 
1833 im 6, 8., daß Feldmeſſer und Kondukteure berechtiget find, die Erlaſſung 
einer Zahlungsverfügung bei den Akten in Antrag zu bringen, in welchen die 
Feſtſetzung ihrer Gebühren und Auslagen erfolgt iſt, wogegen fie, wenn die Jah: 
lung hierauf nicht geleiſtet wird, nur befugt ſind, eine förmliche Mandatsklage 
anzustellen, und dieſe, unter Beifügung einer Ausfertigung der Koſtenrechnung 
und des Feſtſetzungsdekretes, entweder bei dem Richter, vor welchem die Rechts— 
Angelegenheit geſchwebt hat, oder im perſönlichen Gerichtsſtande des Schuldners 
einzureichen. (Jahrb. Bd. 4. S. 437. Gräff Bd. 6. S. 234.) 

Ueber die Feſtſetzung der Gebühren und Emolumente der Feldmeſſer 
vergl. das Feldmeſſer-Regl. v. 29. April 1813 ap 121. u. 122. (ſ. unten.) 

Ueber die Prüfung und Begutachtung der Beſchwerden der Feld— 
meſſer durch die Vermeſſungs-Reviſoren, über die Feſtſetzung ihrer Koſtenliqui— 
dationen in Außeinanderſetzungs-Sachen disponirt das (nachſtehende) 
R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 8. Dec. 1849 an die K. 
Reg. zu N. 

; = unterz. Min. ift zwar, wie der K. Reg. auf Ihren Ber. b. 30. Okt. d. J. 
eröffnet wird, damit einverſtanden, daß die Prüfung und Begutachtung von Beſchwerden 
der Feldmeſſer über die Feſtſetzung ihrer Koſtenliquidationen nicht als eine Offizialarbeit 
des betr. Vermeſſungs-Reviſors anzuſehen iſt. Der gegenwartige Ber. der K. Reg. hat 
jedoch zu einer nochmaligen Erwägung der Frage geführt, ob die den Vermeſſungs-Revi⸗ 
foren für derartige Arbeiten zuſtehenden Gebühren von dem Beſchwerdefüͤhrer einzufordern 
ſeien oder nicht, und das Min. hat hierbei beſchloſſen, eine Modifikation des R. v. 2. Nov. 
v. J. in der Art eintreten zu laſſen, daß dieſe Gebühren in dem Falle von dem Beſchwerde— 
fuͤhrer zu tragen ſind, wenn deſſen Beſchwerde unbegründet gefunden wird, waͤhrend 
andernfalls die Gebühren des Vermeſſungs-Reviſors von der Kaſſe zu decken und ad 
Extraordinaria zu verausgaben find. 

Hiernach hat die K. Reg. künftig zu verfahren. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 276. Nr. 397.) 


d) Anſpruch auf Beförderung zu Vermeſſungs-Reviſoren und 
Qualifikatiom als ſolche. | 

1) R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann) v. 29. Sept. 
1833 an die K. Reg. zu Potsdam. | | 

Der K Reg. wird die Vorſtellung des Kondukteurs N. v. 19. v. M., deſſen Anftel- 
lung als Vermeſſunge⸗Reviſor betr., desgl. das von der K. Ober-Bau-Deput. darüber 
unter dem 14. d. M. abgegebene Gutachten 1) hiebei in Abſchrift, mit dem Bemerken über⸗ 
ſandt, daß es unzweckmähßig erſcheint, die Anſtellung des ꝛc. N. als Vermeſſungs-Reviſor 
von dem Ergebniß der Reviſton einer feiner Karten abhängig zu machen. .. 

Denn bei jedem Feldmeſſer muß die Fähigkeit, eine richtige Vermeſſung zu liefern, 
als feſtſtehend angenommen werden, und wenn daher auch eine einzelne Karte eines Feld— 
meſſers bei angeſtellter Reviſton richtig befunden wird, ſo geht daraus noch nicht die Qua— 
lifikation als Vermeſſungs-Reviſor hervor. 

Zu Reviſoren ënnen vielmehr nur ſolche Geometer gewählt werden, die ſich durch 
längere Zeit als vorzüglich genaue und zuverläſſige Arbeiter bewährt haben, was ſich nicht 
aus einer einzelnen Arbeit beurtheilen läßt. 

Hiernach hat die K. Reg. von der angeordneten Reviſion auf Koſten des Suppli— 
kanten zu abftrahiren, und nach feiner bisherigen Dienftführung und nach den von ihm 


1) Dies Gutachten befindet D nicht in den Akten des Miniſteriums. 
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bisher gelieferten Arbeiten in ſorgfältige Erwägung zu ziehen, ob derſelbe eine ſo vorzüg— 
liche Zuverläſſigkeit und Brauchbarkeit nachgewieſen hat, wie fie bei einem Vermeſſungs⸗ 
Reviſor erforderlich iſt ꝛc. 

(Acta gen des K. Fin. Min., Abth. für H., F. u. Bauw., A. 4. Nr. 96. l. Lë, 

2) R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann) v. 21. Jan. 
1834 an die K. Reg. zu Potsdam. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 14. Okt. v. J., wegen Beförderung des Feld⸗ 
meſſers N. zu W. zum Vermeſſunge-Reviſor, zu erkennen gegeben, daß es offenbar mit 
zu vielen Schwierigkeiten verbunden ſein, und die zu Reviſoren in Vorſchlag gebrachten 
Feldmeſſer mit bedeutenden, nicht zu rechtfertigenden Koſten beläſtigen würde, wenn die 
Anſtellung eines Vermeſſungs-Reviſors von dem Ergebniß der Reviſton einer von ihm 
vorgenommenen Vermeſſung abhängig gemacht werden ſollte. Eine ſolche Maßregel wird 
weder durch das Feldmeſſer-Regl. vorgeſchrieben, noch durch die Natur der Verhältniffe 
nothwendig gemacht, indem die Anführung der K. Reg., daß Sie auf eine andere Art von 
der Zuperläifigfeit des Feldmeſſers keine Ueberzeugung zu gewinnen vermöge, nicht für 
begründet erachtet werden kann. 

Schon in dem Erlaſſe v. 29. Sept. v. 3. iſt Ihr zu erkennen gegeben worden, daß 
zu Reviſoren nur ſolche Feldmeſſer zu ernennen find, welche ſich durch längere Zeit als 
vorzüglich genaue und zuverläſſige Arbeiter bewährt haben. Hat ein Feidmeſſer eine Reihe 
von Jahren unter Ihrer Aufſicht gearbeitet, und ſind gegen ſeine Arbeiten nie Einwendun— 
gen gemacht, oder dieſelben doch undegründet gefunden worden; iſt niemals der Fall vor— 
gekommen, daß durch Fehler oder Unachtſamkeiten deſſelben Weiterungen veranlaßt wor— 
den: fo giebt dies einen richtigern Maßſtab für feine Qualifikation als Vermeſſungs-Revi⸗ 
ſor, als derſelbe durch Prüfung einer einzelnen Karte erlangt werden kann. Nur ſolche 
Feldmeſſer, die ſich auf dieſe Art bei Ihr ſelbſt, oder bei der Gen. Kom. bewährt haben, 
hat ſie zu Reviſoren zu ernennen. 

Zwar haben die Gen. Kom. keine Mitglieder, welche als ſachverſtändige Feldmeſſer 
angeſehen werden können. Dies ſteht aber nicht entgegen, bei der Frage, ob ein von 
ihnen bisher beſchäftigter Feldmeſſer zum Reviſor geeignet iſt, hauptſächlich auf ihr Zeug— 
niß zu fußen, da es hierbei weniger auf ein techniſches Urtheil über die einzelnen Arbeiten 
deſſelben. als vielmehr auf eine amtliche Auskunft darüber ankommt, wie lange und wie 
anhaltend er beſchäftigt geweſen; ob er ſämmtliche ihm übertragene Geſchäfte zur Zufrie? 
denheit der Intereſſenten zur Endſchaft gebracht; ob nachträglich Unrichtigkeiten zur 
Sprache gekommen; ob Reviſtonen ftattgefunden, was deren Ergebniß geweſen u. ſ. w. 

(Acta gen. des K Fin. Min., Abth. f. H., F. u. Bauw., A. 4. Nr. 96.) 

3) C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann) v. 5. Febr. 
1834 an ſämmtl. K. Reg. 

Das unterz. Min findet ſich zu der Beſtimmung veranlaßt, daß nur Feldmeſſer, die 
bei ihrer Prüfung als ſolche wenigſtens das Prädikat »gut« in allen Gegenſtänden erhal— 
ten haben, zu Reviſoren vorgeſchlagen werden, nicht aber ſolche, denen bloße Zulänglich— 
keit, ſei es in der Mathematik oder in der Feldeintheilungs-Lehre ꝛc., beſcheiniget worden. 

(A. XVIII. 14. — 1. 14.) 


4) R. des K. Min. des J. für H. u. G. Ang. (v. Schuckmann) v. 10. 
April 1834 an ſämmtl. K. Gen. Kom. und nachrichtl. an ſämmtl. K. Reg. 


excl. der Rheiniſchen. 

Da bis jetzt die Ernennung und Beſtätigung der Feldmeſſer zu Reviſoren in den 
meiſten Fällen von der K. Gen. Kom. allein geſchehen, inzwiſchen aber eine beſtimmte 
Prüfung der Qualifikation zu dieſem Geſchäfte vorgeſchrieben iſt, und ſaͤmmtl. Feldmeſſer 
unter der Kontrolle der Reg. ftehen, fo kann jenes Verfahren gegenwärtig nicht mehr gut 
geheißen werden, und hat die K. Gen. Kom daher in Zukunft Sich mit den Reg. dars 
über zu vernehmen, und im Einverſtändniſſe mit denſelben Ihre Reviſoren zu ernennen. 

(Acta gen. des K. Fin. Min, Abth. für H., F. u. Baum., A. 4. Nr. 96.) 


Mit Bezug hierauf beſtimmt das C. R. der K. Min. des J. (v. Bodel⸗ 
ſchwingh) u. d. F. (Flottwell) v. 18. Aug. 1846, an ſämmtl. K. Gen. Kom. 


und Reg. 

Durch das C. R. v. 10. April 1834 find die Gen. Kom. ermächtigt, bei der Ernen- 
nung von Vermeſſungs-Reviſoren mit den Reg. in der Art zu konkurriren, daß die Beſtal⸗ 
lungen, inſofern ein von der Gen. Kom. hauptſäaͤchlich beſchäftigter Geometer ernannt 
wird, gemeinſchaftlich zu vollziehen find, auch haben bisher einige Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht. Da indeſſen der §. 67. des Feldmeſſer⸗ 
Regl. v. 29. April 1813 die Ernennung der Reviſoren den Reg. zuweiſt, und alle ſonſti⸗ 
gen Ernennungen und Beförderungen der im Staalsdienſte befchäftigten Geometer durch 
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die eigentliche Adminiſtrationsbehörde allein erfolgen, fo erſcheint es ange meſſen, daß auch 
die Ernennung der Vermeſſungs-Reviſoren und die Ausfertigung ihrer Beſtallungen aus⸗ 
ſchließlich von den Reg. ausgeht, um ſo mehr, als ohnehin bisher eine ungleichmäßige 
Praxis ſtattgefunden und nicht alle Auseinanderfegungsbehörden ihrerſeits Reviſoren 
ernannt haben. 5 ö 

Das C. R. v. 10. April 1834 wird demnach aufgehoben, und haben ſich die Aus: ` 
einanderſetzungsbehörden wegen der Anſtellung von Reviſoren durch die Reg. fernerhin | 
mit dieſen nach Anleitung der gegenwärtigen Verfügung in Verbindung zu ſetzen. ' 

Die Reg. werden Ihrerſeits angewieſen, bei beabfichtigten Ernennungen wegen der 
Auswahl der fähigſten Individuen und Beurtheilung des Bedürfniſſes zur Anſtellung 
von Reviſoren D mit den Auseinanderſetzungdbehörden zu verſtändigen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 143. Nr. 227.) 

5) K. O. v. 2. Mai 1837, daß den Vermeſſungs-Reviſoren in gewiſſen 
Fällen ein Anſpruch auf firirte Anſtellung beizulegen. | 

Ich bin auf Ihren Ber. v. 29. März d. J. bereit, einzelne Vermeſſungs-Reviſoren, 
welche die ihnen von den Reg. und Gen. Kom. ertheilten Aufträge befriedigend ausge— 
führt, in dieſem Berufe eine beſonders hervorſtechende Tüchtigkeit und Ausdauer an den 
Tag gelegt, und ſich in ihrer Führung ausgezeichnet haben, in dazu geeigneten gehörig zu 
motivirenden Fällen, durch Eröffnung einer Ausſticht auf dereinſtige fizirte Anſtellung 
wohlwollend zu berückſichtigen. Eine Berückſichtigung der Art kann jedoch, wie Sie ſelbſt 
bemerken, nur ausnahmsweiſe ſtattfinden, um die Zahl derjenigen, welche nach Maßgabe 
der über die Anſtellungsfähigkeit beſtehenden Grundſätze auf Subaltern-Beamten-Stellen 
hingewieſen ſind, nicht ohne die dringendſte dienſtliche Veranlaſſung zu vermehren, wäh— 
rend dahin gewirkt wird, die auf das unerläßliche Bedürfniß zurückzuführenden Stellen 
durch tüchtige und leiſtungsfähige Individuen zu beſetzen. Wenn Ich daher, Ihrem An— 
trage gemäß, auch nachgebe, daß in einzelnen jedesmal zu prüfenden Fällen denjenigen 
Vermeſſungs-Reviſoren, welche wegen Abnahme ihrer Körperfräfte den Vermeſſungsge— 
ſchäften refp. der ſich darauf beziehenden örtlichen Reviſtonen nicht mehr obliegen können, 
dagegen aber zur Ausfüllung einer Bureaubeamten-Stelle auch körperlich noch genügend 
qualifizirt ſind, in Gemäßheit Meiner Ordre v. 31. Okt. 1827 die Anſprüche der Super⸗ 
numerarien, jedoch mit Vorbehalt des Audweiſes über die erfüllte Militair-Verbindlichkeit, 
ertheilt werden können, fo will Ich doch, daß wenn Fälle der Art eintreten, über die eine 
ausnahmsweiſe Berückſichtigung motivirenden Gründe nach Anleitung Meiner O. an das 
Staatd-Min. v. 4. Mai 1835 im letzteren eine Vereinigung erfolge, und ſodann der Fall 
zu Meiner Entſcheidung gebracht werde. Die Vermeſtungs-Reviſoren, welche auf dieſem 
Wege die Befähigung zu einer Anſtellung erwerben, würden zunächſt im Kalkulaturdienſte 
bei den Gen. Kom., im Reſſort der Domainen- und Forſtverw., bei kalkulatoriſcher Feſt⸗ 
ftellung der Bauanſchläge u ſ. w. nützlich zu befchäftigen fein, ohne gerade andere Reſſorts 
auszuſchließen. Berlin, den 2. Mai 1837. 

Friedrich Wilhelm. 


An die Staats-Min. Freiherrn v. Brenn, v. Rochow und Grafen v. Alvensleben. 
(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., F. u. Bauw., A. 4. Nr. 96.) 


Mit Bezug hierauf ergingen: 


a) C. R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. v. 15. Juni 
1837 an ſämmtl. K. Reg. 

Da die von den Staatöbehörden abhängigen Geſchäfte, zu welchen man ſich der 
Feldmeſſer zu bedienen pflegt, durch längere llebung in denſelben ſehr erleichtert und 
befördert werden, und es deshalb wuͤnſchenswerth erſcheint, daß beſonders qualifizirte 
Individuen dieſer Kategorie durch die Ausſicht auf dereinſtige fixirte Anſtellung zum lün- 
geren Verharren in dieſem ihren Berufe ermuntert werden, ſo haben des Königs Majeſtät 
mittelſt Allerh. Ordre v. 2. v. M. zu genehmigen geruhet, daß in einzelnen Fällen ſolchen 
zu Reviſoren ernannten Feldmeſſern, welche wegen Abnahme ihrer Körperfräfte den Ver⸗ 
meſſungsgeſchäften und den damit verbundenen örtlichen Reviſtonen nicht mehr obliegen 
koͤnnen, dagegen aber zur Ausfüllung einer Bureaubeamten-Stelle auch körperlich noch 
genügend qualifizirt find, gleiche Verſorgungs-Anſprüche mit den Civil⸗Supernumerarien, 
mit Vorbehalt des Ausweiſes über die Erfüllung der Militair-Verhindlichkeit, ertheilt wer⸗ 
den können. Jedoch ſollen alle einzelnen Fälle dieſer Art nach ſorgfältiger Prüfung der 
eine ausnahmsweiſe Berückſichtigung motiv irenden Gründe zur Allerh. Entſcheidung Sr. 
Maj. des Königs gebracht werden, und die Vermeſſungs-Reviſoren ſollen auf dieſem Wege 
nicht ein unbedingtes Recht auf Verſorgung, ſondern nur die Befähigung zu einer Anſtel— 
lung erwerben, wobei ihnen dann, gleich den Militair⸗Verſorgungsberechtigten, überlaſſen 
bleiben muß, durch unentgeldliche Hülfsleiſtung in den Bureaux der Reg. ihre Qualifika⸗ 
tion näher darzulegen und ihre Verſorgung zu erſtreben. 
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Dieſe Allerh. Beſtimmungen werden der K. Reg. hierdurch bekannt gemacht, und 
bleibt es Derſelben überlaſſen, wenn künftig von den zu Reviſoren ernannten Feldmeſſern 
Geſuche um Anſtellung im Subalterndienſte angebracht werden, darüber unter ausführ— 
licher Darſtellung der perſönlichen Verhältniſſe der Bittſteller und aller ſonſtigen bei Be- 
urtheilung des Geſuchs zu berückſichtigenden Umſtände an uns zur weiteren Veranlaſſung 
Bericht zu erſtatten. | 

Im Allgemeinen ift dabei der Grundſatz feſtzuhalten, daß die Begnadigung mit 
der Anſtellungs⸗Befähigung als Ausnahme von der Regel nur für ſolche Vermeſſungs— 
Reviſoren in Antrag gebracht werden darf, welche nicht blos mit den den Feldmeſſern zu— 
nächſt obliegenden Arbeiten des Aufnehmens und Kartirens, der Berechnung des Flächen⸗ 
inhalts der Grundſtücke, der Reduktion auf die Normalklaſſe u. f. w. beſchäftigt worden 
ſind, ſondern bereits bei Separationen, Gemeinheitstheilungen und Servitutsablöfungen 
unter der Leitung eines Oekonomie-Kommiſſarius oder ſelbſtſtändig mit den Intereſſenten 
verhandelt, Ausgleichungoberechnungen angelegt, Separations- und Abfindungepläne 
profektirt, Rezeſſe entworfen und alle ihnen von den Behörden ertheilten Aufträge dieſer 
Art zur vollkommenen Zufriedenheit ausgeführt, überhaupt aber in ihrem Berufe eine 
beſonders hervorſtechende Tüchtigkeit und Ausdauer an den Tag gelegt und auch durch 
ihre Führung ſich vortheilhaft ausgezeichnet haben, fo daß ſich von der dereinſtigen An— 
ſtellung ſolcher Bewerber ihrer vorzüglichen Qualifikation wegen ein wirklich erheblicher 
Nutzen für den K. Dienſt erwarten läßt. 

Zur nähern Erforſchung dieſer Qualifikation und der Ausbildung, welche die um 
Verleihung der Anſtellungsbefähigung nachſuchenden Vermeſſungs-Reviſoren bereits 
erlangt haben, kann übrigens in jedem einzelnen Falle auch noch eine beſondere Prufung 
der Bewerber von der K. Reg. veranlaßt werden. (A. XXI. 374. — 2. 76.) 

) C. R. des K. Min. des J. für G. Ang. (Brenn), v. 22. Juni 1837 


an ſämmtl. K. Gen. Kom. 

Se. Maj. der König haben mittelſt Allerh. K. O. v. 2. Mai d. J. zu genehmigen 
geruht, daß in einzelnen Fallen Vermeſſungs-Reviſoren, welche wegen Abnahme ihrer 
Körperkräfte den Vermeſſungsgeſchäften, reſp. den fi) darauf beziehenden örtlichen Revi⸗ 
ſtonen, nicht mehr obliegen können, dagegen aber zur Ausfüllung einer Bureaubeamten— 
Stelle auch körperlich noch genügend qualifizirt find, gleiche Verſorgungs-Anſprüche mit 
den Civil⸗Supernumerarien, mit Vorbehalt des Ausweiſes über die Erfüllung der Mili⸗ 
tair⸗Verbindlichkeit, ertheitt werden können. Jedoch ſollen Fälle dieſer Art nach ſorgfälti⸗ 
ger Prüfung der eine ausnahmsweiſe Berüdfichtigung motivirenden Gründe zur Allerh. 
Entſcheidung Sr. Maj. gebracht werden, und die Vermeſſungs-Reviſoren ſollen auf dieſem 
Wege nicht ein unbedingtes Recht auf Verforgung, ſondern nur die Befähigung zu einer 
Anſtellung erwerben, wobei ihnen dann, gleich den Militair-Verſorgungsberechtigten, 
überlaſſen bleiben muß, durch unentgeldliche Hülfsleiſtung in den Bureaup der Provinzial⸗ 
behörden ihre Qualifikation näher darzulegen und ihre Verſorgung zu erſtreben. 

Die K. Gen. Kom. wird von dieſen Allerh. Beſtimmungen hierdurch in Kenntniß 
geſetzt, und bleibt es Derſelben überlaſſen, wenn künftig von den zu Reviſoren ernannten 
Feldmeſſern, Geſuche um Anſtellung im Subalterndienſte bei Ihr angebracht werden, dar— 
über unter ausführlicher Darftellung der perſoͤnlichen Verhältniſſe der Bittſteller und aller 
fonftigen bei Beurtheilung des Geſuchs zu berückſtchtigenden Umſtände zur weitern Ver— 
anlaſſung Bericht zu erſtatten. 

Im Allgemeinen iſt dabei der Grundſatz feſtzuhalten, daß die Verleihung der Anſtel⸗ 
lungsbefähigung als Ausnahme von der Regel u. f. w. wie in dem vorangegangenen 
C. R. (A. XXI. 376. — 2. 77.) 


6) R. der K. Min. des J. (v. Rochow) u. d. F. (Gr. v. Alvensleben) v. 


23. Febr. 1841 an die K. Reg. zu Königsberg. 

Auf den Ber. v. 19. v. M., das Verhältniß der Vermeſſungs-Reviſoren und Feld⸗ 
meſſer betr., eröffnen wir der K. Reg, hierdurch, daß da die im J. 1824 in Vorſchlag 
gebrachte Anordnung ſich wohl bewährt hat, es auch ferner dabei bewenden kann, daß 
nämlich ſolche Feldmeſſer, von deren Zuverläſſigkeit die K. Reg. noch keine Ueberzeugung 
gewonnen hat, nur unter der Bedingung beſchäftigt werden, daß ſte ſich einer Reviſton 
ihrer Vermeſſungen auf ihre Koſten bis dahin unterwerfen, daß fle volles Vertrauen in 
die Zuverläſſigkeit ihrer Arbeiten einflößen. 

(Acta des K. Fin. Min., Abth. für H., F. u. Bauw., sign. Baubeamte. Gen. 

Abth. A. Fach 4. Nr. 96.) 


7) R. der K. Min. des J. (v. Rochow) u. d. F. (Gr. v. Alvensleben) v. 


30. Nov. 1841 an die K. Reg. zu Königsberg. | 
Auf den Ber. der K. Reg. d. 11. Sept. e., die Beförderung des Feldmeſſers Sk. 
zu H. zum Vermeſſungs⸗Reviſor betr., wird bemerkt, daß die durch Erfahrung bewährte 
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praktiſche Tüchtigkeit eines Feldmeſſers noch nicht ausreicht, um von deſſen Befähigung 
zum Vermeſſungs-Reviſor Ueberzeugung zu verſchaffen. 

Denn die bei den Reviſionen vorkommenden Aufgaben erfordern nicht blos eine 
befonderd genaue Bekanntſchaft mit den Schwierigkeiten, welche bei der Ausübung der 
Feldmeßkunſt vorzukommen pflegen, ſondern oft auch die Zuhulfenahme von Lehren ou 
dem theoretiſchen Theile der Feldmeßkunſt und aus den ihr zum Grunde liegenden mathe, 
matiſchen Wiſſenſchaften. Da nun der ꝛc. Sk. in letzteren bei ſeinem Examen nur ziem⸗ 
lich gute, in der ebenen Trigonometrie ſogar nur zulängliche Kenntniſſe bewieſen hat, ſo 
würde es nur dann zuläſſig fein, demſelben nach dem Antrage der K. Reg. die Berté, 
tungen eines Reviſors zu übertragen, wenn er ſeit dem Examen auch in dieſen Wiſſen⸗ 
ſchaften D vervollkommnet und in dem erforderlichen Grade ausgebildet hat ze. 

(Acta gen, des K. Fin. Min., Abth. für H., F. u. Bauw., A. 4. Nr. 96. IV. 

17891.) | 

8) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. Fin. (b. Bodel⸗ 
ſchwingh) v. 10. Juni 1842 an die K. Reg. zu N. | 

Der K. Reg. geben wir auf die Anfrage in dem Ber. v. 28. April d. J zu erfens 
nen, daß die beſtehenden Vorſchriften, wegen der Ernennung von Vermeſſungs-Reviſoren, 
in den von ihr allegirten C. R. v. 5. Febr. und 10 April 1834 enthalten ſind. — Nach 
dem erſtern ſollen nur ſolche Feldmeſſer zu Reviſoren in Vorſchlag gebracht werden, welche 
bei ihrer Prüfung als Feldmeſſer nach dem Prufungs-Regulativ v. 8. Juli 1833 in allen 
Gegenſtänden mindeſtens das Prädikat gut erhalten haben. Eine wiederholte Prüfung 
würde daher nur in dem Falle erforderlich fein, wenn ein mit einem geringern Prüfungs: 
Atteſte verſehener Feldmeſſer wegen feiner nachher praktiſch bewährten Tüchtigkeit zum 
Reviſor vorgeſchlagen würde, und der Zweck derſelben darin beſtehen, die Ergänzung der 
früheren Lücken durch ſpäteres Studium zu konſtatiren. Uebrigens liegt es in der Sache 
ſelbſt und es iſt ſtets darauf gehalten, daß nur ſolche Feldmeſſer zu Reviſoren vorgeſchla— 
gen werden ſollen, welche durch längere praktiſche Uebung der Feldmeßkunſt darin einen 
höheren Grad der Fertigkeit erlangt, und ſich durch Tüchtigfeit der gelieferten Arbeiten 
ausgezeichnet haben. Da nun in vielen Landestheilen die Feldmeſſer hauptſächlich von 
den Gen. Kom. beſchäftigt werden, und dieſe alſo am meiſten Gelegenheit haben, die 
praktiſche Tüchtigkeit der Feldmeſſer zu beobachten, fo iſt in dem Erlaſſe v. 10. April 1834 
beſtimmt worden, daß in denjenigen Provinzen, in welchen Gen. Kom. beſtehen, ſich 
beide Behörden, nämlich die betr. Reg. und die Gen. Kom., mit einander über die 
Beſtellung der Reviſoren vernehmen ſollen. 

Hiernach ꝛc. (Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 218. Nr. 294.) 


e) Feldmeſſer und Vermeſſungs-Reviſoren ſollen in Auseinanderſetzungs— 
Sachen in derſelben Sache nicht gleichzeitig als ſolche und als Oekond— 
mle⸗Kommiſſions-Gehülſen beſchäftiget werden. (R. des Min. für 
landwirthſchaftl. Ang. v. 7. Jan. u. 21. Okt. 1853.) | 

(Min. Bl. d. i. V. 1853. ©. 30. Nr. 13. u. S. 266. Nr. 229.) 

BB. Pflichten. | 

In Betreff der allgemeinen, aus dem Staatsdienſte entſpringenden, 
Pflichten der Feldmeſſer wird auf Thl. III. des Werkes, welcher die Staats 
dienſt⸗Pragmatik abhandelt, verwieſen !). | 

Als allgemeine Amtd-Inftruftiomerging das allgemeine Regle— 
ment für die Feldmeſſer im Preuß. Staate, b. 29. April 1813. 

. Die große Wichtigkeit zuverläſſiger Vermeſſungen und Nivellirungen hat eine genaue 
Prüfung der bisher vorhandenen Vorſchriften über die Pflichten und Rechte der Feldmeſſer 
in ſämmtlichen Preuß. Provinzen veranlaßt. Hieraus hat ſich die Nothwendigkeit 
ergeben, nachſtehendes allgemeines Reglement abzufaſſen und bekannt zu machen, wornach 
mit Aufhebung aller frühern Reglements und Verordnungen über das Feldmeſſen und 
Nivelliren, welche theils blos provinziell, theils unvollſtändig ſind, fortan in ſaͤmmtl. 
Preuß. Staaten die beſondern Rechte und Pflichten der Feldmeſſer, als ſolcher, allein 
beurtheilt werden ſollen. 

Berechtigung zu Feldmeſſerarbeiten. | 
$. 1. Niemand darf in Gemäßheit des Ed. über die polizeil. Verh. der Gewerbe v. 


1) Ueber die Verbindung der geometriſchen Arbeiten bei Gemeinheitstheilungen mit 
denjenigen bei Aufnahme des Grundſteuer-Kataſters, vergl. das Regulativ der Gen. 
Dir. des Kataſters u. der Gen. Kom. zu Münfter v. 30. Mai 1824. (Annal. VIII. 401.) 
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7. Sept. 1811 8. 118 das Feldmeſſen und Nivelliren als Gewerbe treiben, der nicht von 
der Reg. der Provinz. in welcher er wohnt, als Feldmeſſer angeſtellt iſt. 

8.2. Dieſe Anſtellung können nur Perſonen erhalten, von deren Unbeſcholtenheit 
ſich die Reg. verſtchert hat, und deren Fähigkeit durch ein Zeugniß der Obet-Bau⸗Deput. 
nachgewieſen iſt. 

8. 3. Die Ober-Bau-Dep. kann ſolche Zeugniſſe nur auf den Grund einer Prüfung 
ertheilen, welche ſie entweder ſelbſt abgehalten, oder durch die Prov. Baudirektoren ver— 
anſtaltet hat. ® | 

8. 4. Wer inCriminalunterſuchung verfallen und überwieſen, oder nurabinstantia 
abſolviret iſt, kann niemals als Feldmeſſer angeſtellt werden. Feldmeſſer in demſelben 
Sch verlieren ihre. Anftellung, auch wenn auf deren Verluſt nicht ausdrücklich er— 
annt iſt. f 

8.5. Die Ertheilung und der Verluſt der Anſtellung iſt in den Amtsbl. und Intelli- 
genzbl. der Provinz von der Reg. bekannt zu machen. 

8. 6. Nur Arbeiten angeſtellter Feldmeſſer werden in öffentl. Verhandlungen für 
beglaubigt erachtet. 

§. 7. Niemand kann fortan in die beſondern Dienſte des Staats oder einer Kor— 
poration und Kommune als Feldmeſſer aufgenommen werden, der nicht bereits als ſolcher 
für das Publikum nach den vorſtehenden Vorſchriften angeſtellt ift. 


Allgemeine Pflichten der Feldmeſſer!). 


a) wegen Maße und Inſtrumente. 

8. 8. Der Feldmeſſer muß mit den nöthigen vollkommen brauchbaren Inſtrumenten 
verſehen ſein, dieſelben auf ſeine Koſten anſchaffen und unterhalten; auch ſich von deren 
fortdauernder Richtigkeit durch ſorgfältige Pruͤfung vor ihrem Gebrauche und waͤhrend 
deſſelben gewiſſenhaft überzeugen. | 

8.9. Die Winkel werden in der Regel mit der Buſſole oder mit dem Aftrolabium, 
die Linien mit einer fünf Ruthen langen Kette gemeſſen. Bei Landesvermeſſungen im Auf— 
trag des Staats beſtimmt jedoch der Direktor derſelben die Inſtrumente, welche dabei 
gebraucht werden ſollen. Auch können die Prov. Reg. den Feldmeſſern auf ihr Anſuchen 
den Gebrauch anderer Inſtrumente, ſofern ſte dagegen kein Bedenken finden, geſtatten. 

8. 10. Die Winkel werden bei allen Vermeſſungen, die nicht bloß ein reinwiſſen— 
ſchaftliches Intereſſe haben, nach Graden, deren Dreihundert Sechzig auf den Kreis gehen, 
und deren ſechzigtheiligen Unterabtheilungen angegeben. 

8. 11. Kein Feldmeſſer darf ſich bei Vermeſſungen für den Staat oder das Publikum 
eines andern Längemaßes bedienen, als der preußiſchen Ruthen. Unter dieſer Benen— 
nung wird hier diejenige Ruthe verſtanden, welche in Folge des Direktorialbefehls v. 
28. Okt. 1773 in allen preuß. Provinzen außer Schlefien bereits eingeführt, Eintauſend 
Sechoͤhundert Neun und Sechzig und Sechs und Funfzighunderttheile Linien alten parifer 
Maßes lang, und im gemeinen Leben unter der Benennung rheinländiſche Ruthe im. 
ganzen preußiſchen Staate längſt bekannt iſt. 

8. 12. Bei Feld- und Forſtvermeſſungen wird dieſe Ruthe blos zehntheilig, jo weit 
es noͤthig iſt, eingetheilt. 

8. 13. Alles Flächenmaß wird nur allein in preuß. Morgen, Quadratruthen, und 
deren zehn- und hunderttheiligen Theilen, ſo weit es nöthig iſt, angegeben. 

8. 14. Der preuß. Morgen enthäit Einhundert und Achtzig preuß Quadratruthen, 
und kommt mithin mit dem im ganzen preuß. Staate bekannten magdeburgſchen Morgen 
überein. 

8. 15. Auch wo es wegen älterer Verſchreibungen, Pläne oder ſonſt nothwendig 
wird, Ausdehnungen von Linien und Flächen nach einem andern Maße anzugeben, iſt die 
Meſſung ſtets nach der preuß. Ruthe zu machen, und nur durch Rechnung auf das ver— 
langte Maß zu bringen. 

8. 16. Die zu erwartende Maß- und Gewichteordnung für den preuß Staat wird 
Vorſchriften, enthalten, wie auch die Feldmeſſer ſich fortdauernd der Richtigkeit ihrer Län⸗ 
genmaße verſichern ſollen. Einſtweilen aber find fie verpflichtet, ſich auf die ihren beſon⸗ 
dern Verhältniſſen angemeſſenſte Art in der Ueberzeugung zu erhalten, daß ihr Längen— 
maß mit den bei den Prov. Reg. aufbewahrten Etalons übereinſtimme. 

b) Wegen Ausmittelung der Thatſachen, die auf die Meſſung Einfluß haben. 

8 17. Jeder Feldmeſſer iſt verpflichtet, die größte Sorgfalt auf die richtige Ausmit⸗ 
telung aller derjenigen Thatiachen zu wenden, die auf die Zuverläſſigkeit feiner Aufnahmen 
Einfluß haben. Dahin gehören vorzüglich: Namen der Oerter und Gegenden; Stellen, 
wo vormals merkwürdige Gebäude und Anlagen geſtanden haben; vormalige Richtung 


1) Vergl. C. R. v. 2. Nov. 1834 (f. unten Zuſ. 1. zum Feldmeſſer-Reglement.) 
v. Rönne, Bau-⸗Polizei. 2. Aufl. 12 
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von Wegen und Gewäſſern; Gränzen der Ueberſchwemmung oder Aufſtauung; beſonderz 
aber Gränzen der Beſitzungen. 

8. 18. In allen Fällen, wo Rechte verſchiedener Partheien bei Ausmittelung ſolcher 
Thatſachen in Betracht kommen, müſſen dieſelben dabei zugezogen, und mit ihren Angaben 
und Einwendungen gehoͤrt werden. 

8 19. Der Feldmeſſer iſt verbunden, in dem Vermeſſungsprotokolle zu vermerken, 
worauf ſich die Annahme ſolcher Thatſachen in ſeiner Aufnahme gründet, und was für 
Einwendungen etwa dagegen vorgekommen ſind, oder was ihm ſelbſt dabei zweifelhaſt 
geblieben iſt. V 

8. 20. Streitige Grenzen hat derſelbe beſonders ſorgfältig nach der Angabe beider 
Partheien getreulich zu verzeichnen; zugleich aber auch, wo und ſo weit dies möglich iſt, 
die Grenzlinie, welche er nach vorhandenen alten Kiffen und Nachrichten, aufgefundenen 
Merkmalen, Zeugniſſen alter Leute und andern Umſtänden als Sachverſtändiger für richtig 
hält, gutachtlich anzugeben, und im Vermeſſungs-Protokolle die Gründe für ſeine Meinung 
zu vermerken. 

c) Wegen der bei den Vermeſſungen zu beobachtenden Methoden. 


8. 21. Sofern der Staat Vermeſſungen unter beſonderer Leitung einer Behörde 
oder eines Bevollmächtigten veranſtaltet, ſind die dabei angeſtellten Feldmeſſer verpflichtet, 
fi) bei der Arbeit derjenigen Methoden zu bedienen, die ihnen von dem vorgeſetzten Diri- 
genten vorgeſchrieben werden. 

8. 22. In allen andern Fällen bleibt dem Feldmeſſer überlaſſen, die zweckmäßigſten 
Methoden für das Vermeſſen und Auftragen, fo weit nach eigener Ueberzeugung zu wäh: 
len, als dieſes allgemeine Reglement darüber nichts ausdrücklich vorſchreibt. 


Vorſchriften wegen Vermeſſung und Eintheilung von Feldern. 


8. 23. Bei allen Vermeſſungen von Feldmarken müſſen Hauptlinien bon einem 
feſten Punkte zum andern, nach verſchiedenen Richtungen, und möglichft fo, daß fie unter 
ſich Hauptdreiecke bilden, gezogen werden. Dieſe Linien ſind auf dem Felde mit Pfaͤhlen, 
die auf alle funfzig bis hundert Ruthen eingeſchlagen werden, auf dem Plane aber mit roth 
die el Linien zu bezeichnen. Sie dienen vornämlich, vorgefallene Fehler leicht zu 
entdecken. 

8. 24. Bei Aufnahme der Grenzen müſſen nicht nur alle in oder nahe bei denſelben 
befindlichen ausgezeichneten Gegenſtände, große Steine, Grenzhügel und Pfähle, große 
Bäume u dgl. genau aufgenommen, und in der Karte vermerkt werden: ſondern es muß 
auch, ſoweit möglich, die Lage der Grenzen gegen entfernte fefte Punkte, Thürme, Muͤhlen 
u. ſ. w durch dahin gezogene Geſichtslinien, und Beiſchreibung der Größe des Winkel, 
den dieſe Linien mit der Grenzlinie an dem gegebenen Punkte machen, bezeichnet werden; 
da he ein ſeyr weſentliches Hülfsmittel ift, ſich beim Wiederaufſuchen der Grenze zu 
orientiren. 

8 25. Das Auftragen des gemeſſenen Landes geſchieht in der Regel nach einem 
verjüngten Maßſtabe von 50 Ruthen auf ein Hunderttheil der preuß. Ruthe. Jedoch kann 
auf ausdrückliches Verlangen der Intereſſenten auch ein anderer Maßſtab dazu gewählt 
1 nur muß derſelbe ſtets ein aliquoter Theil des Hunderttheils der preußiſchen 

uthe fein. e 

8. 26. Die Stationen, wonach die Meſſung geſchehen ift, müſſen auf dem Brouillon 
mit roth punktirten Linien bezeichnet werden. 

10 8. 27. Das Papier zu den Reinkarten iſt bor der Auftragung auf Leinwand zu 
ziehen. 

8.28. Sowohl auf dem Brouillon als auf der Reinkarte find die Richtungen der 
Magnetnadel durch rothe Linien anzugeben, welche bei dem §. 25 angenommenen Maß⸗ 
ſtabe funfzig Ruthen weit auseinander, bei andern Maßſtäben aber verhältnißmäßig, 
gezogen werden. An einer dieſer Linien iſt die Richtung der wahren Mittagslinie zu Dt 
merken, und die beobachtete Abweichung der Magnetnadel beizuſchreiben. de. = 

. 8. 29. Bei jedem Wege, Bache oder Graben, der ſich außerhalb der Feldmark ber? 
läuft, muß angegeben werden, wohin er führt, oder fließt. 

„8.30. Alles, was keine feſten bleibenden Grenzen hat, als Sandſchellen und Rohr— 
anwüchſe, fo wie auch Alles, deſſen Begrenzung nicht ſpeziell vermeſſen, ſondern nur nach 
Wand abe eingetragen iſt, ſoll nur mit punktirten Linien auf der Karte begrenzt 

erden. 

8. 31. Die Gebäude in den Dorflagen find nicht perſpektiviſch, ſondern im Grund— 
riſſe aufzutragen. 

„8. 32. Herrſchaftliche, Vorwerks- und Amtsgebäude werden karminroth, Pfarr⸗ 
gebäude braungelb. Gebäude der übrigen Ortseinſaſſen ſchwarz, Gärten dunkelgrün, Hü⸗ 
tung hellgrün, Wieſen gelblichtgrün, Gewäſſer hellblau angelegt. 
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8. 33. Die Bonität der Aecker und Wieſen wird durch Oekonomieverſtändige aus— 
gemittelt, und nach deren Angabe von dem Feldmeſſer auf der Karte durch Schrift ange— 
deutet. | 

8 34. Die Berechnung des Flächeninhalts der ganzen Feldmark und der einzelnen 
Theile derſelben, muß mit ſolcher Genauigkeit und Sorgfalt geſchehen, daß daraus ein 
zuverläſſtges und vollſtändiges Vermeſſungsregiſter nach dem beiliegenden Schema ange⸗ 
fertigt werden kann, welches der Feldmeſſer gleichfalls auszuarbeiten hat. 

8. 35. Sollen Grundſtücke neu eingetheilt werden, fo hat der Feldmeſſer über die 
ſchicklichſte Lage und Richtung, welche die Abtheilungen erhalten koͤnnen, das Gutachten 
der ihm etwa beigeordneten Oekonomieverſtändigen zu vernehmen, und ſich möglichft 
darüber mit ihnen zu vereinigen; auch die Wünſche der Beſitzer nach aller Moglichkeit und 
Billigkeit unbefangen zu berückſichtigen. 

8.36. Vorzüglich hat er bei neuen Vertheilungen auch auf bequeme und leicht zu 
unterhaltende Kommunikationswege und Entwäſſerungen zu achten. 

8. 37. Kommen die einzutheilenden Flachen mit Landſtraßen in Berührung: fo 
muß er den Landrath des Kreiſes davon benachrichtigen, und ſich gutachtlich gegen bett: 
ſelben darüber äußern, ob und wie eine beſſere Leitung der Landſtraße ohne überwiegende 
Schwierigkeiten ausführbar ſei. Den Anweiſungen, welche ihm der Landrath hierauf 
ertheilt, hat er bei der Eintheilung Folge zu leiſten. | e 

Vorſchriften wegen Forſtvermeſſungen. 

8. 38. Was der Feldmeſſer bei Forſtvermeſſungen zu beobachten hat, wird nächſtens 
in einem Forſt-Vermeſſungs-Regl. beſtimmt werden. Bis dahin find in jeder Provinz die 
darüber bisher daſelbſt beſtandenen Verordnungen noch einſtweilen zu befolgen. 


Vorſchriften wegen Stromvermeſſungen. 

8.39. Stromvermeſſungen müſſen die Lage des Stroms, und aller damit zunächſt 
in Verbindung ſtehenden Gewäſſer, Ufer, Inſeln, Sandfelder, Schleuſen, Buhnen, Deck— 
werke, Fuhrten. Fähren, Stege, Brücken und andere Gegenſtände, in und an dem Strome, 
vollſtändig und genau angeben; auch ſich auf das Terrain auf beiden Ufern des Stroms, 
wenigſtens fo weit erſtrecken, als die höchfte Ueberſchwemmung reicht. 

8. 40. Bei den Ufern iſt die Erdart, woraus fie beſtehen, anzugeben, auch ob fie 
abbrüchig, kahl, beraſet, oder mit Buſchwerk bewachſen ſind, zu vermerken. 

S. 41. Allen Waſſerwerken iſt die Jahr zahl ihrer Erbauung beizuſchreiben. 

§. 42. Die Richtung des Stroms iR durch einen Pfeil, der Stromſtrich durch eine 
punktirte Linie, die Waſſertiefen durch eingeſchriebene Ziffern, zu bezeichnen. 

S8. 43. Die Gewäſſer find in der Lage zu zeichnen, worin ſte ſich bei beharrlichem 
mittlern Sommerwaſſerſtande befinden. Sind Pegeh oder Waſſermerkpfähle am Strome 
vorhanden; ſo muͤſſen die Waſſerſtände nach dem an denſelben beobachteten Maße und 
dem Tage und Jahre der Beobachtung, in eine beſondere Nachweiſung auf der Zeichnung 
eingetragen werden. N 

§. 44. Wie weit ſich die höchfte bekannte Grenze der Ueberſchwemmung erſtreckt, muß, 
ſoweit es mit Sicherheit ausgemittelt werden kann, durch punktirte Linien angegeben, und 
die Jahrzahl der Ueberſchwemmung beigeſchrieben werden. 

8. 45. Auf gleiche Art iſt bei offenen Eindeichungen die Grenze des Rückſtaus 
anzugeben. 

8.46. Da Stromkarten bei ihrer großen Länge ſich leicht verziehen: fo ſollen auf 
denſelben rothe Parallellinien in Entfernungen von einem Hunderttbeile der preußiſchen 
Ruthe nach der Richtung der wahren Nordlinie gezogen, und durch Querlinien in derſel— 
ben Entfernung rechtwinklicht durchſchnitten werden. 

8.47. Der Maßſtab zu den Stromkarten iſt funfzig preußiſche Ruthen auf ein 
Hunderttheil derſelben Ruthe, in ſofern nicht durch beſondere Verfügungen in einzelnen 
Fällen ein anderer Maßſtab ausdrücklich beſtimmt wird. 

8. 48. Von jeder Stromvermeſſung werden in der Regel das Brouillon, zwei auf 
Leinewand gezogene Reinkarten, und ſtatt des Vermeſſungsregiſters eine reduzirte Karte 
von zweihundert funfzig Ruthen auf ein Hunderttheil der preußiſchen Ruthe, nebſt einer 
Beſchreibung der beſondern Umſtände, die ſich auf die Vermeſſung beziehn, abgeliefert. 

Vorſchriften wegen Nivellirungen. 

8. 49. Zum Nivelliren muß ſich der Feldmeſſer eines ſehr zuverläſſigen Inſtruments, 
und auf jeder Station zweier Tafeln bedienen; auch wenn es nöthig iſt, lange Stationen 
zu nehmen, ein Inſtrument mit einem Perſpektive gebrauchen. 

8. 50. Wird dies Inſtrument nicht in der Mitte der Station aufgeſtellt: jo iſt auch . 
auf die Strahlenbrechung und die Reduktion des ſcheinbaren Horizonts auf den wahren 
Rückſicht zu nehmen. 

8. 51. Auch bei dem Nivellement bleibt das Längenmaß die preußiſche Ruthe, und 
deren zehntheilige Eintheilung. Aber zu den Höhenmaßen wird der preuß. Fuß gebraucht, 
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welcher ein Zwöͤlftheil dieſer Ruthe, oder Einhundert Neun und Dreißig, Dreizehn Hun— 
derttheile Linien alten pariſer Maßes iſt; und folglich mit dem bei uns unter dem Namen 
des rheinländiſchen Werkſchuhes bekannten Maße übereinfomme. Dieſer Fuß wird zwölf: 
theilig in Zolle und Linien getheilt. 

8. 52. Der verjüngte Maßſtab für die Auftragung des Nivellements iſt zu den Län— 
gen fünf und zwanzig Ruthen, und zu den Höhen fünf und zwanzig der vorerwähnten 
Fuße auf ein Hunderttheil der preuß. Ruthe, ſofern nicht in einzelnen Fällen befondere 
Vorſchriften ein anderes Maß ausdrücklich erfordern. 

8.53. Jedes Nivellement muß wenigſtens zweimal in entgegengeſetzten Richtungen 
ausgefuhrt werden. 


8. 54. Die Anzahl der Stationen, die Entfernung beider Tafeln vom Inſtrumente 


das Steigen und Fallen, und was etwo ſonſt auf jeder Station zu bemerken iſt, muß in 
eine beſondere Tabelle eingetragen werden. 

8 55. Sind mittelſt dieſer Tabelle die Abſtände aller einzelnen Punkte von einer 
zweckmäßig angenommenen Horizontallinie berechnet: fo wird hiernach das Profil Ion, 
fältig aufgetragen. , 

8. 56. Die beim Auftragen erforderlichen Hülfslinien werden im Brouillon roth 
ausgezogen, auch alle gefundene Maße beigeſchrieben. 

8. 57. Iſt eine Karte von der Gegend vorhanden, jo wird der Nivellementzzug 
genau in dieſelbe eingetragen. 

8. 58. In Ermangelung einer ſolchen Karte muß in der Regel unter das Profll der 
Grundriß der nivellirten Linie nach einem Maßſtabe von funfzig Ruthen auf das Hundert: 
theil der preuß. Ruthe dergeſtalt verzeichnet werden, daß alle Stationspunkte in dieſem 
Grundriſſe einerlei Zeichen oder Buchſtaben mit den zubehörigen Punkten im Brofie 
erhalten. 

0 8. 59. Sollte jedoch durch dieſen Grundriß eine ſehr ungleichförmige Ausdehnung 
der Zeichen entſtehen: ſo kann er auch auf einem beſondern Blatte aufgetragen werden. 

8. 60. Das Nivellement muß fo oft als irgend möglich mit benachbarten unverräd- 
baren Gegenſtänden, als Pegeln, Waſſermarken, Fachbäumen, Schleuſen-Drempeln, D, 
nernen Plinthen von anſehnlichen Gebäuden, Felsſtücken u. dgl. in Verbindung geſczt 
werden. Wo ſolche Punkte nicht in hinlänglicher Anzahl ſchon vorhanden find, min 
allenfalls Merkpfähle feſt eingerammt, und die Höhen mit Nägeln oder Eägefchnitten 
daran vermerkt werden. 

8. 61. Der Feldmeſſer iſt verantwortlich, daß ſolcher Punkte wenigſtens To Wir 
und ſo ſichre mit dem Nivellement in Verbindung geſetzt werden, als nöthig iſt, um daſſelbe 
zu allerzeit theilweiſe zu pruͤ'en und zu gebrauchen. 

8 62. Die Längenproflie der Ströme find fo zu meſſen und aufzutragen, daß der 
Durchſchnitt des Waſſers langs dem Stromſtriche geht. 

8. 63. Der Urſprung des Stroms iſt dabei in der Zeichnung rechter Hand anzuneh⸗ 
men, wodurch das rechte Stromufer ſichtbar wird. Das linke ift in der Regel durch punk 
tirte Linien anzudeuten, wenn davon nicht ausdrücklich ein beſondres Profil verlangt wird. 

8. 64 Der Waſſerſpiegel wird ſo eingetragen, wie er ſich bei Mittelwaſſer im Behar⸗ 
rungsſtande findet. Die Lage des Waſſerſpiegels muß an einem Tage ausgemittelt, und 
in der Profilzeichnung ſowohl dieſer Tag als auch der alsdann an den etwa vorhandenen 
Pegeln beobachtete Waſſerſtand beigeſchrieben werden. 

8. 65. Sollen Querprofile von einem Strome ausgemeſſen werden: ſo gelten in 
Rückſicht des Waſſerſpiegels auch dabei die vorſtehenden Vorſchriften. 

8. 66. Die Querprofile müſſen ſorgfältig fo aufgetragen werden, daß das rechte 
Ufer auch in der Zeichnung jedesmal rechter Hand liegt. 


Reviſton der Meſſungen und Nivellirungen. 


8. 67. Wer bei der Richtigkeit einer Vermeſſung oder eines Nivellements erweiölich 
intereſſirt iſt, kann eine Reviſton dieſer Feldmeſſerarbeiten verlangen; der Antrag darauf 
it bei der Prov. Reg. anzubringen, bei welcher beſonders dazu vereidete Feldmeſſer als 
Reviſoren angeftellt find. 

8.68. Ob Vermeſſungen oder Nivellements, welche im Auftrag des Staats gemacht 
worden ſind, einer Reviſton bedürfen, bleibt in jedem einzelnen Falle der Beurtheilung 
der intereſſirten Behörde überlaſſen. 

8. 69 Die Ober⸗Bau⸗Deput. ift berechtigt, die Reviſton jeder Feldmeſſerarbeit zu for 
dern, auf deren Grund ſte ein Gutachten abgeben oder einen Anſchlag beurtheilen fol; 
und die kompetente Reg. muß ſie hierauf unverzüglich veranftalten. 
. 8. 70. Die Reviſtonsgebühren zahlt unter Privatperſonen der Extrahent, und in 
öffentlichen Angelegenheiten der Fond, zu deſſen Gunſten ſie geſchieht: wenn ſie nicht etwa 
dem Feldmeſſer wegen fehlerhafter Arbeit nach §. 76 zur Laſt fallen. 

8. 71. Findet der Reviſor bei der Nachmeſſung von Probelinien nur einen Unter: 
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ſchied von drei Jehntheilen einer Ruthe auf hundert Ruthen Länge, oder weniger; fo wird 
derſelbe für zulaͤſſig gehalten, und die Aufnahme für richtig anerkannt. N 
8. 72. Daſſelbe geſchieht, wenn bei der Nachrechnung des Flächeninhalts der Unter— 
ſchied bei Grundſtücken, 
an einem bis hundert Morgen einſchließlich, nur zwei Quadratruthen auf den 
orgen; V 
bon über hundert bis fünfhundert Morgen einſchließlich, auf hundert Morgen 
einen und ein Neuntel Morgen und auf jeden folgenden Morgen, eine und vier 

Fünftel Quadratruthen; 

von über funfhundert bis tauſend Morgen einſchließlich, auf fünfhundert Morgen 
fünf und ein Neuntel Morgen und auf jeden folgenden Morgen, eine und eine halbe 
Quadratruthe;) 

von über tauſend bis fünftauſend Morgen einſchließlich, auf tauſend Morgen 
neun und fünf Achtzehntel, und auf jeden folgenden Morgen eine und ſieben Zwan— 
zigſtel Quadratruthen; 

von über fünftauſend bis zehntauſend Morgen einſchließlich, auf fünftauſend 
Morgen neun und dreißig, fünf Achtzehntel und auf jeden folgenden Morgen eine 
und eine Fünftel Quadratruthe; 8 

von über zehntauſend Morgen, auf zehntauſend Morgen zwei und ſtebenzig und eilf 
Achtzehntel Morgen und auf jeden folgenden Morgen, neun Zehntel Quadratruthen 

oder weniger beträgt. | 

8. 73. Auch iſt dies der Fall, wenn bei Nivellements der bemerkte Unterſchied 

auf weniger qts zehn Stationen ein Achttheil Zoll auf jede Station; 

auf zehn bis funfzehn Stationen einſchließlich im Ganzen zwei Zoll; 

auf ſechszehn bis zwanzig Stationen desgleichen zwei und ein halb Zoll; 

auf ein und zwanzig bis dreißig Stationen desgl. drei Zoll; 

auf ein und dreißig bis vierzig Stationen desgl. drei und drei Viertel Zoll; 

auf ein und vierzig bis funfzig Stationen desgl. vier und ein halb Zoll; 

auf ein und funfzig bis fünf und ſechzig Stationen desgl. fünf und ein Viertel Zoll; 

auf ſechs und ſechzig bis achtzig Stationen deögl. ſechs Zoll; 

auf achtzig bis einhundert Stationen desgl. ſechs drei Viertel Zoll; 

auf einhundert bis einhundert zwanzig Stationen desgl. ſieben ein halb Zoll; 

auf einhundert zwanzig bis einhundert funfzig Stationen desgl. acht und ein halb Zoll 
oder weniger beträgt. 

8. 74. Bei noch längern Nivellements it auf jede einhundert funfzig Stationen ein 
Unterſchied von acht Zollen überhaupt noch zuläſſig. 

8. 75. Es wird jedoch zu 8. 73 u. 74 ausdrücklich vorausgeſetzt, daß der Feldmeſſer 
nicht mehr Stationen angenommen hat, als nach der Beſchaffenheit des Bodens nothwen— 
dig ſind. Namentlich ſoll in ebenem Lande die Entfernung des Inſtruments von der 
Tafel nie unter zehn Ruthen betragen. 

8. 76. Iſt der gefundene Unterſchied zwiſchen der Angabe des Feldmeſſers und 
Reviſors größer, als 83. 71 bis 74 für zuläſſig erklärt ift: fo muß der Feldmeſſer die Revi⸗ 
ſtonskoſten bezahlen, und die fehlerhafte Arbeit unentgeldlich verbeſſern. 

8. 77. Beträgt dieſer Unterſchied mehr als das doppelte deſſen, was 88. 71 bis 74 
für zuläſſig erklart worden ift: fo muß der Fall überdies von Amtswegen durch die Reg. 
der Ober-Bau-Deput. angezeigt werden. Dieſe hat den Grad der Verſchuldung des Feld— 
meſſers näher zu erwägen, und der Reg. ein Gutachten darüber zuzuſtellen, ob derſelbe 
als unzuverläſſig feine Anſtellung verlieren muͤſſe, oder vorerſt noch unter Verwarnung bei— 
zubehalten ſei. Die Reg. hat in der Regel dies Gutachten zu befolgen, und nur in ſofern 
ſie erhebliche Bedenken dagegen hat, an das Depart. des Min. des J. für G. u. H. zur 
Entſcheidung zu berichten. 

8 78. Wenn ſich bei der Reviſton irgend einer Feidmeſſerarbeit zwar ein größerer 
Unterſchied, als 88. 71 bis 74 für zuläſſig erachtet worden ift, findet, zugleich aber auch 
zeigt, daß ganz beſondere örtliche Schwierigkeiten denſelben auch ohne Verſchulden des 
Feldmeſſers wohl veranlaßt haben könnten: fo hat die Reg. den Fall von Amtswegen der 
Ober⸗Bau⸗Deput. zur Beurtheilung vorzulegen. 

8. 79. Auch iſt jedem Feldmeſſer unbenommen, ſich an die Ober-Bau-Dep. zu wen⸗ 
den, wenn er den bemerkten größern Unterſchied durch beſondere wichtige Schwierigkeiten 
der Meſſung entſchuldigen, oder gegen das techniſche Verfahren bei der Reviſton mit Grund 
weſentliche Ausſtellungen machen zu können vermeint. 

8. 80. In beiden Fällen ift die Ober-Bau-Dep. verpflichtet, der Rege ihr Gutachten 
über den Fall zu eröffnen, und namentlich autoriſtrt, auch einen größern Unterſchied, als 
N 71 bis 74 zugelaſſen ift, jedoch nicht über das doppelte deſſelben, für zuläſſig zu 
erklaren. | 
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Die Reg. iſt gehalten, dies Gutachten, ſo weit es rein techniſche Gegenſtände betrifft 
unbedingt zu befolgen. Ga 

8. 81. Zeigt ſich bei der Reviſton, daß der Feldmeſſer zwar richtig gemeſſen, gerech⸗ 
net, gezeichnet oder nivellirt, aber auf eine auffallende Art die 88. 17 bis 20, 23, 24, N, 
33, 35 bis 37, 41 bis 46, 53, 60 bis 66 vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln verſäunt 
hat: ſo iſt er deshalb von der Reg. in eine angemeſſene Ordnungsſtrafe zu nehmen. 


Vermeſſungs- und Reviſtond-Gebühren !). 
| 8. 82. Die Vermeſſungen von Feldmarken werden in der Regel nach preuß. Mor: 
en bezahlt. 
b 8. 83. Für den Morgen im vollen Felde, wo Aderftüde, Wieſen, Weiden, kleine 
Gewäſſer und Büſche durch einander liegen, erhält der Feldmeſſer Einen Groſchen. 

8. 84. Kommen jedoch in der Meſſung große Flächen von Hütung, Bruch, Gemit. 
fer oder Wald vor, fo werden dieſelben, wenn die Fläche einzeln über ſechzig und unter 
dreihundert Morgen groß iſt, nur mit Acht Pfennigen, und wenn ſte über dreihundert 
Morgen groß iſt, nur mit Sechs Pfennigen für den Morgen bezahlt?). 

8. 85. In ſehr gebirgigem Lande erhält der Feldmeſſer im erſten Falle, §. 83, Einen 
Groſchen drei Pfennige, im zweiten, 8. 84, Einen Groſchen, im dritten, 8.84, Neun Ze 
nige für den Morgen. 

8. 86. Sollen blos Gränzen aufgenommen werden, jo wird die lauſende Ruthe mit 
Drei Pfennigen bezahlt. 

8.87. Für die Aufnahme eines Grabens oder Weges werden Zwei Pfennige auf 
die laufende Ruthe bezahlt. 

8. 88. Für dieſe Bezahlung, 88. 83 —87, muß der Feldmeſſer das rouen und 
zwei Reinkarten nebſt dem Vermeſſungs-Regiſter in zwei Exemplaren abliefern. 

8. 89. Für die Anfertigung eines Vermeſſungs-Regiſters nach einer ſchon borhan- 
denen Karte wird ein Drittheil der Vermeſſungskoſten bezahlt, und iſt daſſelbe dafür in 
zwei Exemplaren abzuliefern. 

§. 90. Soll eine ſpeziell vermeſſene Feldmark von demſelben Feldmeſſer, der ſe 
aufgenommen hat, auch ſpeziell neu eingetheilt werden: ſo erhält er für den Morgen im 
Falle des 8. 83 Fünf Pfennige, und in den Füllen des 8. 84 beziehungsweiſe Vier und 
Drei Pfennige. N 

8. 91. Verrichtet ein anderer Feldmeſſer, als der, welcher die Feldmark aufgenom⸗ 
men hat, die Eintheilung: ſo gebührt ihm für den Morgen ein Pfennig mehr; folglich in 
den drei Fällen des 8. 90 beziehungsweiſe Sechs, Fünf und Vier Pfennige. 

8. 92. Für die Bezahlung 8. 90, 91, muß der Feldmeſſer die Eintheilung auf dem 
Brouillon eintragen, auf dem Felde abpfählen, und ein Eintheilungs-Regiſter in zwei 
Exemplaren abliefern. 

8. 93. Geſchieht die Eintheilung nach einer alten Karte, ſo muß dieſe von dem 
Feldmeſſer vorher geprüft, berichtigt und durch Eintragung der ſeit der Aufnahme derſelben 
vorgefallenen Veränderungen ergänzt werden. Dieſe Arbeit geſchieht auf Diäten und d 
werden für den Tag Ein Thaler 12 Gr. bezahlt. 

8. 94. Wird nur eine generelle Vermeſſung verlangt, um den Inhalt der Felder im 
Ganzen auszumitteln, ohne die Dorfſtellen, Flüſſe und Wege aufzunehmen: ſo werden 
gegen Ablieferung des Brouillond und zweier Vermeſſungs-Regiſter Sechs Pfennige für 
den Morgen bezahlt. ` 

8. 95. Wenn Karten nach demſelben Maßſtabe kopirt werden): fo werden für 
jedes Hunderttheil der Quadratruthe wirklich bezeichneten Raums bei ſpeziellen Vermeſ⸗— 
ſungen bezahlt: a 

ein Thir. acht Gr., wenn der Maßſtab 25 Ruth. auf ein Hunderttheil der Ruth. if; 
zwei Thlr., wenn der Maßſtab 50 Ruth. auf ein Hunderttheil der Ruth ift; 
WT Thlr. achtzehn Gr., wenn der Maßſtab 100 Ruth. auf ein Hunderttheil der 

uth. iſt; 8 

drei Thlr. zehn Gr., wenn der Maßſtab 150 Ruth. auf ein Hunderttheil der Ruth. It: 
vier Thlr., wenn der Maßſtab 200 Ruth. auf ein Hunderttheil der Ruth. iſt; 
vier Thlr. zwölf Gr., wenn der Maßſtab 250 Ruth. auf ein Hunderttheil d. Ruth. iſt; 
vier Thlr. zweiund zwanzig Gr., wenn der Maßſtab 300 Ruth. auf ein Hundert⸗ 
theil der Ruthe iſt; 5 
fünf Thlr. ſechs Gr, wenn der Maßſtab 350 Ruth. auf ein Hunderttheil d. Ruthe if; 
fünf Thlr. zwölf Gr., wenn der Maßſtab 400 Ruth. auf ein Hunderttheil d. Ruthe it; 


1) Vergl. unten Zuf. 2 zum Feldmeſſer-Regl. 
2) Vergl. das C. R. v. 12. Sept. 1829. (f. unten Zuſ. 3 zum Feldmeſſer⸗Reglem.) 
3) Vergl. C. R. v. 14. Nov. 1836. (ſ. Zuſ. 5 zum Feldmeſſer-Regl.) 
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fünf Thlr. ſechzehn Gr., wenn der Maßſtab 450 Ruth. auf ein Hunderttheil der 


Ruth. iſt; N 
fünf Thlr. achtzehn Gr., wenn der Maßſtab 500 Ruth. auf ein Hunderttheil der 


Ruth. iſt. 5 
8. 96. Kopien von generellen Vermeſſungen werden nur mit ber Hälfte dieſes 


Preiſes bezahlt. 6 
£ F. 97. Sollen Karten nicht nach demſelben Maßſtabe kopirt werden: fo wird die 
Bezahlung nach dem Maßſtabe der Kopie dergeftalt berechnet, daß den vorſtehend Aë. 95, 
96 angenommenen Sätzen ein Viertheil derſelben noch zugeſetzt wird. Es werden alfo 
z. B. für eine verkleinerte Kopie einer ſpeziellen Vermeſſung, die nach dem Maßſtabe von 
zweihundert fünfzig Ruthen auf das Hunderttheil der Ruthe gezeichnet wird, ſtatt vier 
Thaler zwölf Groſchen, fünf Thaler fünfzehn Groſchen für das Hunderttheil der 
Quadratruthe wirklich bezeichneten Raums bezahlt !). 
8. 98. Nivellirungsarbeiten in ebnem trocknen Boden werden nach folgenden 
Sätzen bezahlt. 
Für die laufende Ruthe: 
a) wenn blos eine Linie auf dem Termin nivellirt wird.... drei Pfennige; 
b) wenn außer derſelben noch ein Graben oder Bach dabei nivelli— 
ret wid , e n uge ea . 
c) wenn beide Ufer mit dem dazwiſchen liegenden Graben oder 
Bach ninellirt werden e ere re 
d) wenn ein Uſer nebſt einem breiten Fluſſe oder Strome nivellirt 


vier Pfennige; 


fünf Pfennige; 


Wide „ 9 eee fünf eee; 
e) wenn beide Ufer nebſt dem breiten Fluſſe oder Strome nivellirt 
wer „„ „fee 

8. 99. Wird in den Fällen d. e. des vorigen Paragraphs noch außerdem die Krone 
des nebenliegenden Deichs nivellirt: ſo muß dafür eine Zulage von einem halben Pfennig 
auf die laufende Ruthe bezahlt werden. 

8. 100. In ſehr gebirgigem oder ſehr ſumpfigem Boden iſt auf die §. 98 beſtimm⸗ 
ten Satze noch eine Zulage von einem bis zwei Pfennigen für die laufende Ruthe nach 
Maßgabe der geringern oder größern Schwierigkeiten zu bewilligen. 

§. 101. Für die Bezahlung 88. 98. 99. 100 muß der Feldmeſſer das Brouillon, 
eine reine Karte, den Grundriß der Stationslinien, die Nivellements-Tabellen, und eine 
Beſchreibung der beſondern Umſtände, die ſich auf das Nivellement beziehen, einliefern. 

§. 102. Soſern Feldmeſſerarbeiten vorkommen, welche anderer Art, als die $8. 82 
bis 101 benannten find; oder wenn wegen außerordentlicher Umſtände ſonſt die in den 
gedachten Paragraphen feſtgeſetzte Bezahlungsart nicht ſtattfinden kann, muß auf Diäten 
gearbeitet werden. 

8. 103. Für die Tage, welche der Feldmeſſer, des erhaltenen Auftrags wegen, zur 
Reiſe anwenden muß, erhält er Einen Thaler Acht Groſchen täglich 2). 

8. 104. Der gewöhnliche Diätenſatz, für Tage, an welchen der Feldmeſſer wirklich 
arbeitet, Hr dagegen in der Regel ein Thaler zwölf Groſchen täglich ?). 

8.105. Bei Stromvermeſſungen und Aufnahmen von Mühlen, Schleuſen und 
andern Bauwerken ſollen jedoch täglich ein Thaler und ſechszehn Groſchen bezahlt 
werden. a 

§. 106. Die Arbeiten der Feldmeſſer, welche bei Gemeinheitstheilungen auf Diä⸗ 
ten gemacht werden müffen, werden mit zwei Thalern täglich bezahlt. 

8. 107. Nivellirungen, welche wegen beſonderer Schwierigkeiten nach ſachverſtän— 
digem Gutachten auf Diäten ausgeführt werden, ſind gleichfalls mit zwei Thalern täglich 
zu bezahlen. b 

8. 108. Die nach $$. 82 bis 107 beſtimmten Feldmeſſergebühren finden nicht nur 
fuͤr Privatarbeiten, ſondern auch dann ſtatt, wenn Feldmeſſer, welche kein Gehalt oder 
fixirte Emolumente aus K. Kaſſen genießen, im Auftrage des Staats arbeiten. 

8. 109. Feldmeſſer dagegen, welche aus K. Kaſſen feſte Gehalte oder fixirte Emo— 
lumente erhalten, konnen bei allen Arbeiten, welche ihnen von der ihnen vorgeſetzten Be— 
hörde, für weſſen Rechnung es auch ſei, ausdrücklich aufgetragen werden, nur einen Theil 
der vorgedachten Gebühren liquidiren; und zwar: 

a) wenn fie dreihundert Thaler oder darüber jährlich 
erhalten, nur die Hälfte; 
b) wenn ſie zweihundert fünfzig Thaler und darüber, aber 
nicht dreihundert Thaler voll erhalten, nur 5 ſieben Zwoͤlftheile; 


1) Vergl. C. R. v. 27. Juni 1843. (f. Zuſ. 5 zum Feldmeſſer-Regl.) 
3) Vergl. unten Zuſ. D zum Feldmeſſer-Regl. 
2) Vergl. R. v. 25. Nov. 1827. (f. Zuſ. 7 zum Feldmeſſer-Regl.) 
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c) wenn fie zweihundert Thaler und darüber, aber nicht 


zweihundert fünfzig Thaler voll erhalten, nur, zwei Drittheile; | 
d) wenn fie hundert und fünfzig Thaler und darüber, aber Ee | | 
nicht zweihundert Thaler voll erhalten, nur drei Viertheile; 
e) wenn fie hundert Thaler und darüber, aber nicht hun- 
dert und fünfzig Thaler voll erhalten, nur fünf Sechstheile; 
f) wenn fie fünfzig Thaler und darüber, aber nicht hun- es 
dert Thaler voll erhalten, nur eilf Zwölftheile. 


8. 110. Wer zwar feſtes Gehalt oder fixirte Emolumente, aber nicht einſt fünfzig 
Thaler voll jährlich erhält, kann demohngeachtet die vollen Sätze, wie §. 108, liquiditen. 
83.111. Wenn Kommunen oder Korporationen nöthig finden, Feldmeſſer für ihre 
Geſchäfte anzunehmen, und mit Gehalt oder firirten Emolumenten aus ihrem Einkommen 
zu verſehen; fo treten in Rückſicht aller Arbeiten, welche dieſe Kommunen oder Koipora— 
tionen denſelben in Bezug auf ihre Geſchäfte, für weſſen Rechnung es auch ſei, auftragen, 
alle Beſtimmungen der AR. 109. 110 ein, ſobald nicht durch einen beſondern Vertrag mt 
ſchen beiden Theilen etwas anders über die Gebühren ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. 
8. 112. Der Reviſor erhält für jeden Reiſetag anderthalb, für jeden Arbeitstag 
drei Thaler Diäten, ohne Rückſicht, ob er ſonſt in Gehalt ſteht, oder nicht. 
Andere Rechte und Vortheile der Feldmeſſer. 
8. 113. Unter allen Umſtänden erhalten die Feldmeſſer die gemeinen Arbeitzleute, 
welche ſie bei ihren Vermeſſungs- und Nivellements-Arbeiten brauchen, nach ihrer Beſtim— 
mung ganz frei geliefert. i 
8 114. Zu Geſtellung derſelben iſt in der Regel derjenige, auf deſſen Koften die 
Arbeit geſchieht, und wenn dies noch zweifelhaft iſt, der, auf deſſen Antrag die Meſſung 
| verrichtet wird, verpflichtet. 
| 8.115. Wird die Meſſung dadurch verzögert, daß dieſe Leute nicht zu gehöriger 
| Zeit oder nicht in der erforderlichen Anzahl und Qualität geftellt werden, oder daß ſte ſich 
offenbar nachläſſig oder wohl gar widerſpenſtig betragen: ſo iſt der Feldmeſſer berechtigt, 
Vergütung für die verlorne Zeit nach dem Diätenſatze von einem Thaler zwölf Groſchen 
| täglich von dem zu verlangen, dem die Geſtellung oblag. 
| 8. 116. Es ſteht den Feldmeſſern jedoch auch frei, fich ſelbſt ſolche Gehülfen aus— 
ln" zulernen und zur Arbeit mitzubringen. In dieſem Falle wird ihnen dafür ein Drittheil 
) der 88. 83 bis 87. 90. 91. 93. 94. 98 bis 100 und 10+ bis 107 beſtimmten Vermeflung 
und Nivellements-Gebühren, ohne Rückſicht, ob fie auf Gehalt ſtehen oder nicht, für alle 
Arbeiten bewilligt, zu welchen es ſolcher Gehülfen bedarf. 5 
8. 117. Jeder Feldmeſſer iſt berechtigt, das Papier, die Leinewand und das Auf— 
hu ziehen bei Reinkarten, mit Sechs Groſchen für den preuß Quadratfuß (J. 51) zu liquidiren. 
8. 118. Jeder Feldmeſſer erhält freies, anſtändiges Fuhrwerk, um ſich an den Ort 
der Vermeſſung hin zu begeben, und zurück in feinen Wohnort. Will er ſich ſeines eige— 
nen Wagens zur Reiſe bedienen, ſo iſt er berechtigt, dafür täglich Acht Groſchen Wagen— 
miethe zu liquidiren 1). | 
8. 119. Sofern jedoch Feldmeſſer, welche in Dienften des Staats, der Kommunen 
oder Korporationen ſtehen, vertragsmäßig eine beſtimmte Vergütung für das Fuhrwerk 
überhaupt, oder blos für die Pferde erhalten, hat es dabei blos fein Bewenden. 
8. 120 Den Reviſoren ſtehen bei ihren Arbeiten und Reiſen die Befugniſſe $. 113 
bis 118 ebenfalls zu. 
8. 121. Streitigkeiten über den Betrag der den Feldmeſſern zuſtehenden Gebüh— 
ren und Emolumente haben die Regierungen unter Zuziehung ihrer Bau-Direktoren und 
Juſtitiarien zu entſcheiden. | 
8.122. Beſchwerden über ſolche Entſcheidungen wird das Gewerbe-Depart. nach 
Anhörung des Gutachtens der Ober-Bau-Deput. in letzter Inſtanz beurtheilen. 
Berlin, den 29. April 1813. 
K. Geh. Staatsrath und Chef des Depart. für die Gewerbe und den Handel im 
Min. des J. | 


Sad. 


1) Vergl. R. v. 19 Febr. 1822. (f. Zuf. 8 zum Feldmeſſer⸗Regl.) 
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E II. An Acker. 

S a) im Schlage N. N. 
= b) im Winterfelde. 
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= Anmerkung. 1) Die Schla ge oder Acker-Abtheilungen folgen hinter einander nach ihrer Lage auf der Karte, und die Ackerſtücke darin nach fortlaufenden Num— 
E mern. Erſtere nach ihrer Beftellungsart als Winterfeld, Sommerfeld ꝛc. ꝛc. und nach ihren eigenthümlichen Namen. 

S 2) Von den Rubriken 5 bis 9 werden nur diejenigen beibehalten, welche gebraucht werden, ſo wie nöthigenfalls noch mehrere hinzugefügt wer— 
S den müſſen (als Mergel- und Ziegel-Gruben, Schwemmwieſen ꝛc. ꝛc.), von denen die Intereſſenten den Flächeninhalt abgeſondert zu wiſſen 
E berlangen. 

— 3) Zuletzt folgt die Rekapitulation vom ſämmtlichen Acker, wenn zuvor die Felder nach der Beſtellungsart rekapitulirt find. 
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vide die Anmerkung zu II. 
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| VI. An Seen und Teichen, 
welche nicht bereits zu I. II. III. IV. und V. aufgeführt ſind. 


Nro. (eg Rohr⸗ S 
Zeichen Namen G Reine rn 
ber der Abtheilun- | Summa. Waſſer⸗ Inſeln. . Anmerkunz. 
en der läche. Be 
Beſitzer. Beſitzer und der Seen. S | Fläch brüche. 


Anmerkung. Würden die Seen nach Garnzuͤgen eingetheilt, fo würde dafür eine beſondere Rubrik hinzugefügt. 
Zuletzt werden die fümmtlichen Seen und Teiche, welche nicht zu I. bis V. aufgeführt find, refapitulirt. 
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Die erſte Rekapitulation 
enthält die Summen von I., II., III., IV., V. und VI., um den ganzen Flächen-In⸗ 
halt der Feldmark uͤberſehen zu können. 


Die zweite Rekapitulation ö 
enthält den Auszug von den einzelnen Beſitzungen eines jeden Intereſſenten in J. 


bis VI., woraus der Antheil an jeder Abtheilung und die Haupt-Summe von der 
Beſitzung eines jeden Intereſſenten zu uͤberſehen iſt. | | 

Die dritte Rekapitulation 
oder die Zuſammenſtellung der Summen von der zweiten Rekapitulation. | 
Dieſe muß mit der erften Rekapitulation übereinftimmen. (A. XI. 783. -- 3. Anh.) 

Dazu ſind ergangen: | 

1) Zu 88. 8 —66. (Allgemeine Pflichten der Feldmeſſer.) 

C. R. des K. Min. des J. für G. Ang. (v. Brenn) v. 2. Nov. 1834 an 
ſämmtl. K. Gen. Kom. Feldmeſſer dürfen durch ihre Gehülfen keine Arbeiten 
ſelbſtſtändig anfertigen laſſen. 

Mehrere Anzeigen darüber, daß die Feldmeſſer ihren Gehülfen zum Nachtheile ihrer 
Arbeiten zu viel überlaffen, haben das unterz. Min. veranlaßt, die K. Oberbau-Dep. mit 
ihrem Gutachten darüber zu vernehmen, in welchem Maße dies zuläſſig ſei, und welche 
Arbeiten von dem Feldmeſſer, wenn auch nicht unmitteibar felbft, doch nicht anders als 
unter ſeiner unmittelbaren Theilnahme, unter ſeinen Augen und ſeiner ſpeziellen Direktion 
von den Gehülfen verrichtet werden dürfen? Da hiernach nur wenige und unbedeutende 
Arbeiten zu denjenigen Geſchäften gehören, die je nach der Fähigkeit der Gehülfen von ihm 
auch ohne Beiſein des Feldmeſſers verrichtet werden konnen, z. B. die ſpezielle Ausarbei⸗ 
tung der Karte hinſtchtlich des Illuminirens und Beſchreibens derſelden, und einige im 
Allgemeinen nicht genau abzugrenzende Rechnungsarbeiten; fo hat die K. Gen. Kom die 
von ihr beſchäftigten Feldmeſſer anzuweiſen, daß fie den von ihnen gebrauchten Gehüͤlfen 
ſchlechterdings keine ihrer Geſchäſte ſeibſtſtändig zu überlaffen, ſich derſelben vielmehr nur 
fo zu bedienen haben, daß fie unmittelbar ſelbſt daran Theil nehmen. Sie hat ihnen 
ferner zu eröffnen, daß im Falle ihrer Kontravention gegen dieſe Anweiſung, auf ihre 
Koſten eine Reviſion ihrer Vermeſſungen veranlaßt, und die Uebertretung ihrer Amts— 
pflichten überdies, je nach dem Grade ihrer Verſchuldung, mit Kaſſation und Geld- oder 
Gefängnißſtrafe geahndet werden würde. Ihre Kommiſſarien aber hat die K. Gen. Kom. 
anzuweiſen, daß ſie die unter ihrer Direktion beſchäftigten Feldmeſſer in Abſicht auf die 
Erfüllung dieſer Vorſchriften auf's Sorgfältigſte kontrolliren, und daß ſolches geſchehen, 
bei Atteſtirung ihrer Liquidationen bemerken. (A. XVIII. 983. — 4. 44.) 


2) Zu 88. 82 sq. In Betreff der Gebühren und Entſchädigungen der 
Feldmeſſer in den zum Reſſort der Audeinanderſetzungs-Behörden gehörigen 
Geſchäften, vergl. das Regul. v. 25. April 1836 und die Inſtr v. 16. Juni 1836. 

(Oben S. 168 u. 169 ff.) 


3) Zu $$. 83. u. 84. 

C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (Köhler) u. Abth. V. (Beuth) 
v. 12. Sept. 1829 an ſämmtl. K. Reg. u. Gen. Kom. Erläuterung der $$. 83. 
u. 84. des Feldmeſſer-Regl. 


Der von der K. Reg. im Ber. b. 5. Juni d. I., die Beſchwerde des Kondukteurs N. 
wegen Ermäßigung feiner Gebühren für die Vermeſſung des Amts N. betr., vorgetrage— 
nen Anficht über die Auslegung der 88. 83. u. 84. des Feldmeſſer-Regl. tritt das unterz. 
Min. dahin bei: 

daß die im 8. 84. beſtimmten geringern Vermeſſungs-Gebühren auch in denjenigen 
Fällen feſtgeſetzt werden follen, wo Ackerflächen von reſp. über ſechzig und drei⸗ 
hundert Morgen vermeſſen worden ſind. 

Denn es kann keinem erheblichen Bedenken unterliegen, daß die Gegenſtände der 
Vermeſſung, deren der 8. 84. gedenkt, nur beiſpielsweiſe angeführt ſind, indem nicht allein 
die Vermeſſung großer Ackerflächen ſogar leichter und mit geringern Schwierigkeiten ber: 
knüpft iſt, als die Aufnahme großer Hütungs- und Waldflächen, ſondern ſich auch der im 
8. 84. ausgeſprochene Grundſatz im 8. 24. in gleichartiger Anwendung auf generelle 
Vermeſſungen der Felder nach der hier angenommenen Auslegung ausdrücklich 
findet. (A. XIII. 518. — 3. 41.) 


4) Zum $. 88. Vergl. R. v. 25. April 1843. (ſ. unten Zuſ. 6.) 
5) Zu 99. 95 — 97. (Gebühren für Anfertigung der Karten.) 


— „um 
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a) C. R. des K. Min. des J. für Gew. Ang. (b. Brenn) v. 14. gen 
1836, an ſämmtl. K. Gen. Kom., und an die K. Reg. der Provinz Preußen. 
Gebührenſätze der Feldmeſſer und Spezial-Kommiſſarien für angefertigte Karten 


vermeſſener Flächen. 

Das Feldmeffer- Regl. v. 29. April 1813 (A. 1827. S. 783. — 808.) hat die 
Gebührenſätze unter der Vorausſetzung feſtgeſtellt, daß beim Auftragen ber Karten ein 
Maßſtab von 50 0b der wirklichen Länge angewendet worden; es enthält aber keine Beſtim⸗ 
mungen darüber, wenn ein größerer, als der vorgedachte Maßſtab, angeordnet oder unter— 

elegt wird. 
CR Einzelne Auseinanderſetzungsbehoͤrden haben ſich deshalb veranlaßt geſehen, den 
8. 13. des Feldmeſſer-Regl. zum Theil durch analoge Anwendung der für das Kopiren der 
Karten im 8. 95 angegebenen Poſttionen zu ergänzen; — indeß finde ich die desfallſigen 
zu meiner Kenntniß gekommenen Grundſätze nicht überall angemeſſen. und ſehe mich daher 
veranlaßt, auf Grund eines beſonders eingeforderten Gutachtens der Ober⸗Bau⸗Dep. bis 
zur Publikation eines neuen Feldmeſſer-Regl., Folgendes zu beſtimmen: | 

1) Wenn die Karten der für den Zweck einer Regulirung, Gemeinheitstheilung oder 
Ablöſung vermeſſenen Flächen nach einem größeren, als dem im Feldmeſſer-Regl. voraus⸗ 
geſetzten gewöhnlichen Maßſtabe, gezeichnet werden ſollen; fo erhält der Geometer eine 
Zulage, welche nach Verhältniß des größeren oder kleineren Maßſtabes ſteigt oder fällt. 

2) Dieſelbe regulirt ſich nach folgenden Sätzen: 

Maßſtab. Zulage auf 13885 M. Fläche der Karte in 180 UR. 
pro Morgen Rthlr. Sgr. Pf. 
50 R. auf einen 


Dezimalzoll — Pf. — — — 1. 
e een géi 1 
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3) Mit dieſer nach Maßgabe der vermeſſenen und aufgetragenen Flächen beſtimm⸗ 
ten Zulage ift die Vergütigung für den Maßſtab, die Schrift ꝛc. mit gewährt, und paſſitt 
für dergl. weiter nichts. 

4) Die obigen Sätze beziehen ſich ſtets auf den Fall, daß eine Brouillon- und zwei 
Reinkarten abgeliefert werden, fehlt eine dieſer letzteren, ſo wird nicht der dritte Theil der 
Zulage, ſondern nur der Satz für das Kopiren in Abſatz gebracht. 

5) Nach beier Anweiſung wird bei allen erſt jetzt zur Feſtſetzung und Anweisung 
kommenden Liquidationen verfahren, Reklamationen wegen derjenigen, welche vorher ſchon 
feſtgeſetzt und angewieſen wurden, finden nicht Statt. (A. XX. 891. — 4. 72) 

b) R. des K. Min. des I., Abthl. II. (Bode) v. 27. Juni 1843, an die 
K. Gen. Kom. zu Berlin. Gebühren der Feldmeſſer für die Anfertigung der 
zweiten Reinkarten bei Gemeinheitstheilungen. 

Auf den über die Beſchwerde des Feldmeſſers N. v. 29. März d. J. unterm 10. 
v. M. erftatteten Ber. iſt das unterz. Min mit der K. Gen. Kom. zwar darüber einver⸗ 
ſtanden, daß die Gebühren für die nach Maßgabe des C. R. v. 2. Jan. 1833 und des 
Gutachtens der Ober-Bau-Deput. v. 30. Nov. 1832 erſt nach definitiver Feſtſtellung der 
neuen Feldmarkseintheilungen abzuliefernden zweiten Reinkarten nicht nach der ber 
meſſenen Fläche und dem, durch ſolche bedingten Raume allein beſtimmt werden können, 
daß vielmehr auch die farbige Anlegung der Grenzen, die Schrift, Erklarung der Farben, 
Maßſtab u. ſ. w. dabei berückſichtigt und hiernach die Kopirungsvergütigung bemeſſen 
werden muß. — Ob für letztgedachte Gegenſtände noch drei Zoll Breite im Umkreis des 
bezeichneten Raumes anzunehmen, läßt ſich dagegen im Allgemeinen und von vorn herein 
nicht beſtimmen, und iſt daher in jedem einzelnen Falle zu beurtheilen. — Eben ſo wenig 
iſt es aber auch gerechtfertigt, den betr. Feldmeſſern das Doppelte der, nach obigen Grund⸗ 
ſätzen zu arbitrirenden Kopirungskoſten für die zweite, erſt ſpäter zu fertigende Reinkarte 
inne zu behalten; — denn abgeſehen davon, daß der mit der Vermeſſung einer zu pak 
renden Feldmark beauftragte Geomettr, der Regel nach, nichts dazu beitragen kann. um die 
neue Eintheilung derſelben ſchleuniger feſtzuſtellen, und damit den Zeitpunkt herbeizufuͤh— 
ren, wo er die zweite Reinkarte abzuliefern hätte, die desfallſige Verzögerung alſo außer 
feiner Schuld liegt, finden ſich — anderweit gemachten Erfahrungen zufolge — auch immer 
hinreichend geübte Zeichner, welche die Kopirung der Karten gegen regelmäßige Vergüti⸗ 
gung gern übernehmen, und iſt daher zu der, in dem Cirk. der K. Gen Kom. v. 2. Nov. 
v. J. beliebten Maßregel um ſo weniger Grund vorhanden, als Sie auch anderweit noch 
Gelegenheit hat, die ſäumigen Feldmeſſer zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen anzuhalten. 
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Im Uebrigen ift nicht abzuſehen, weshalb die K. Gen. Kom. Sich mit der Afferva- 
tion der wegen der zweiten Reinkarten abgeſetzten Gebühren befaßt, vielmehr werden dieſe 
— wie es das R. v. 2. Jan. 1833 bereits anordnet — zweckmäßig erſt nach Ablieferung 
jener Karten auf eine beſondere Liquidation feſtgeſetzt und angewieſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 226. Nr. 296.) 

6) Zum b. 103. (Diäten.) 

a) R. des K. M. des J., Abth. II. (Bode) v. 25. April 1843, an die 
K. Gen. Kom. zu Stargard. Reiſediäten der Feldmeſſer und Kopialien für Ver— 
meſſungs-Bonitirungs-Regiſter. 

Das Min. ift, wie der K. Gen. Kom. auf den Ber. v. 11. März d. J. eröffnet 
wird, mit Ihrer Anſicht, daß die in dem C. R. v. 17. Jan. 1826. (Anl. a.) enthaltene, 
ſich auf die Allerh. K. O, v. 9. ei m. gründende Beſtimmung, wonach den Feldmeſſern 
für Reiſetage 13 Thlr. Diäten zu gewähren ſind, auch jetzt noch, namentlich in Bezug auf 
die Auseinanderſetzungsgeſchäfte volle Gültigkeit habe, einverſtanden, und kann ſonach die 
Beſchwerde des Feldmeſſers N., welcher den für die ſonſtige Beſchäftigung zuläſſtgen 
höchſten Diätenſatz von 2 Thlr. auch für die Reiſetage in Anſpruch nimmt, nicht für 
begründet erachten. 

Was dagegen den zweiten Punkt anbetrifft, fo iſt die Beſtimmung im $. 88. des 
Feldmeſſer-Regl. v. 29. April 1813, wonach der Feldmeſſer das Vermeſſungs-Regiſter 
in zweien Exemplaren ohne beſondere Vergütigung abzuliefern verpflichtet iſt, auf die 
Vermeſſungs-Bonitirungs-Regiſter auch in dem beſchränkten Sinne nicht auszu— 
dehnen, in welchem die K. Gen. Kom. ſolche nach Ihrer Anzeige zur Anwendung bringt. 
Vielmehr find den Geometern künftig, wie dies auch bei anderen Behörden gefchieht, 
Kopialien für beide Epemplare eines derartigen Regiſters nach einem billigen, der Eigen: 
thuͤmlichkeit jeder Arbeit entſprechenden Satze zu gewähren ꝛc. 

, Anl. a. 

In dem allgemeinen Regl. für die Feldmeſſer v. 29. April 1813 iſt der gewöhnliche 
Diätenſatz für dieſelben auf I Thlr. 15 Sgr. feſtgeſetzt, jedoch zugleich beſtimmt, das ein 
Feldmeſſer für die Tage, welche er des erhaltenen Auftrages wegen zur Reiſe anwenden 
muß, nur 1 Thlr. 10 Sgr. täglich empfangen ſoll. 

Da dieſer Unterſchied nicht hinreichend begründet iſt, fo haben des Königs Mal. auf 
meinen Antrag mittelſt Allerh. K. O. v. 9. d. M. zu genehmigen geruht, daß im Diäten— 
ſatze für Arbeits- und Reiſetage der Feldmeſſer und unbeſoldeten Baukondukteure keine 
Verſchiedenheit ſtattfinden, ſondern auch für die Reiſetage der Diätenſatz von Einem Tha— 
ler und Funfzehn Sgr. bewilligt werden ſoll. 

Die K. Reg. hat ſich nach dieſer Beſtimmung zu achten und ſolche durch die Amtsbl. 
bekannt zu machen. 8 

Berlin, den 17. Januar 1826. 
Der Minifter des Innern. v. Schuckmann. 
An ) 
ſämmtl. K. Reg., ſowie an die K. Min. Bau-Kom. zu Berlin. 
(Min. Bl. d. i V. 1843. S. 161. Nr. 202.) | 

b) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 16. Juli 1843, an die 
K. Reg. zu Gumbinnen. Diätenſätze für Feldmeſſer in Regulirungs- und Sepa- 
rations-Angelegenheiten. | 

Der K. Reg wird auf den Ber. v. 30. Mai v. J. Folgendes eröffnet: 

Schon das Regl v. 29. April 1813 ſetzt die Diäten der Feidmeſſer für Neifetage 
auf einen geringern Betrag, als für Arbeitstage, nämlich auf 1 Rihlr. 10 Sgr. feſt, und 
zwar ganz allgemein, ohne Rückſicht auf die Art der Arbeit, zu welcher die Reiſe nöthig 
geworden, und es liegt deshalb, und weil es an einer anderweiten poſitiven Beſtimmung 
darüber fehlt, kein genügender Grund vor, das in dem gedachten Reglement bei Beſtim— 
mung der Diätenſätze für die Arbeitstage beobachtete Prinzip, wonach dieſe je nach 
der Verſchiedenheit und Schwierigkeit der Arbeit verſchieden feſtgeſtellt werden follen, auch 
auf die bei Gelegenheit ſolcher Arbeiten vorkommenden Reiſen, welche in allen Fällen 
gleich beſchwerlich ſein können, auszudehnen. | 

Die K. Reg. hat daher auch, da der Diätenſatz für Reiſet age der Feldmeſſer durch 
das auf die Allerh. K O. v. 9. Januar 1826 gegründete Min. R. v. 17. ej m. ganz allge— 
mein auf 1 Rthlr. 15 Sgr. erhöht worden iſt, nach dieſer Beſtim mung künftig auch inden 
Regulirungs- und Separationöfachen zu verfahren, was, ſoviel hier bekannt, bei allen 
übrigen Auseinanderſetzungsbehörden geſchieht.— 

(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 226. Nr. 295.) 

7) Zum . 104. 


v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 13 
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di R. ded K. Min. des J., Abth. I. (Köhler) v. 25. Nov. 1827, an den 
105 Bau⸗Inſpektor N. N. Diäten-Bewilligungen für kommiſſariſche Aufträge !). 


IM Auf Ihre Eingabe v. 3. d., wird Ihnen eröffnet, daß die von Ihnen unterm 25. Sept. 
Lä d. J. eingereichte Verf. v. 19. Okt. 1826 fi auf Geſchäfte bei der Gen. Kom. und auf 
die deshalb $ 14. ded gent, v. 20. Juni 1817 gegebene ſpezielle Vorſchrift bezieht, und 
0 auf Geſchäfte bei den landſchaftlichen Credit-Direktionen keine Anwendung finden kann. 

Es muß daher bei dem Satze von 1; Rthlr., welcher $ 104 des Feldmeſſer-Regl. v. 29. 


0 April 1813 für einen Arbeitstag der gewöhnliche Diätenſatz iſt, verbleiben. 
| (A. XI. 927. — 4. 47.) 

8) Zum F. 118. 

R. des K. Min. ded J., Abth. II. (Hardenberg), v. 19. Febr. 1822, an 
U die K. Gen. Kom. für die Kurmark Brandenburg und für Sachſen. Nichtbe— 
Hi | rechtigung der Feldmeſſer zur Extrapoſt. 
0 N} Der K. Gen. Kom wird auf Ihre Anfrage im Ber. v. 9. d. M. eröffnet, daß die 
NI Feldmeſſer kein Recht haben, Extrapoſt zu liquidiren, dieſelben vielmehr zur Kategorie der: 
(In jenigen Beamten gehören, die ihre Reifen mit der ordinären Poſt machen müſſen. 

d (A. VI. 59. — 1. 25.) 
| B. Rechtsverhältniſſe der Feldmeſſer und Kondufteure in | 
Bezug auf ihre Privat-Angelegenheiten. 
d a) Im Allgemeinen vergl. die betr. Abſchn. bei der Staatsdienſt-Pragmalik 
(in Thl. III. des Werkes). f 

. bp) Insbeſondere rückſichtlich: 
) des Heiraths-Konſenſes. 


ii 1) In Folge der K. O. v. 9. Juli 1839, worin jede präventive Beauf— 
Uu ſichtigung der von Civilbeamten zu fliegenden Ehen für unerlaubt erklärt wor; 

| 1) den war, wurde durch den Beſchluß des Staats-Min. v. 7. Nov. 1839 (Juſt. Min. | 
77 Bl. 1839. S. 302.) feſtgeſtellt, daß nur die bei der Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt 
A | receptionsfähigen Civilbeamten des Ehekonſenſes bedürfen. 


1 
1 2) Vergl. R. des K. Min. des J. b. 21. Juli 1828. (Oben ©. 165 ff.) 
H Ir, Bi Epekution wegen Schulden. 

Du Die befonderen Rechte der Beamten bei den wegen Schulden gegen ſie ber: 
3 hängten Exekutionen, kommen den in Eid und Pflicht genommenen Feldmeſſern 
Hd und Bau-Kondufteuren gleihfalld zu ſtatten. 


l 1) Bei Auspfändungen müſſen ihnen daher die zur Verwaltung des Dien— 
) ſtes erforderlichen Gegenſtände, das unentbehrlichſte Hausgeräth, Betten, anſtän— 
. dige Kleider und Wäſche, auch die nothdürftige Wäſche, Kleider und Betten der 
da Frau und Kinder freigelaffen werden, wofern nicht die Schulden aus unerlaubten 
jet Handlungen entſprangen, in welchem Falle jede Exemtion wegfällt. (A. G. O., 
I Anh. 88. 156. 157.); auch ift das ſich vorfindende baare Geld bis auf die Höhe 
W derjenigen Summe, welche dem Betrage des geſetzlich freibleibenden Theils des 
Dienſteinkommens für den Zeitraum von der Exekution bis zum nächſten Termin 
di der Gehaltszahlung gleichkommt, der Auspfändung nicht unterworfen. (K. O. 
d v. 11. Dec. 1831, G. S. 1832. ©. 2.) 
il 2) In Betreff ber Gehaltsbeſchlagnahme im Wege der Exekution 
I fteht den Feldmeſſern und Bau-Kondukteuren, welche bei öffentlichen Behörden 
beſchäftiget oder angeſtellt find, rückſichtlich ihrer Dienſteinkünfte das Privi— 
N legium der Beamten zu, das Einkommen bis zu 400 Thlr. ganz, und von dem — 


— 


mu 2) Dies R. kann für vollſtändig antiquirt nicht erachtet werden. Denn wenn auch 
nach dem R. v. 26. Nov. 1836. (A. XX. 890. ſ. oben S. 170.) die Feldmeſſer in 
Op Sachen des Reſſorts der Gen. Kom. nach dem Koſten-Regul. v. 1836 zu liqui⸗ 
A diren haben, ſo müffen fie doch in anderen Sachen nach dem Feldmeſſer-Regul. 


v. 1813 liquidiren. 
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dieſe Summe überſteigenden Betrage die Hälfte frei zu behalten!). Es dispo— 
nirt hierüber die K. O. b. 19. Jan. 1833, wegen der Exekutionen gegen 
Oekonomie-Kommiſſarien, Feldmeſſer und Bau-Kondukteure. 


Um die Nachtheile zu beſeitigen, welche für den öffentlichen Dienſt daraus ent— 
ſtehen, wenn die in Eid und Pflicht genommenen Oekonomie-Kommiſſarien, Feldmeſſer 
und Bau-Kondukteure durch den Schulden halber wieder ſie verhängten Perſonal-Arreſt, 
oder durch Beſchlagnahme des Geſammtbetrages ihrer deſervirten Gebühren, der Fort: 
ſetzung und Beendigung der ihnen übertragenen Arbeiten entzogen werden, beſtimme Ich 
hiermit, nach dem Antrage des Staats-Min. v. 31. v. M.: daß wieder ſolche Beamte, 
während der Dauer ihrer Anſtellung auf fixirte Diäten bei öffentlichen Behörden, beänt, 
während der Dauer der von öffentlichen Behörden ihnen übertragenen Beſchäftigung, der 
Perſonal-Arreſt Schulden halber überhaupt nicht vollſtreckt, und in Ermangelung anderer 
Vermögens⸗Objekte, die Exekution in ihr Einkommen nur nach Maßgabe $. 160. des Anh. 
zur A. G. O zuläffig fein ſoll, wogegen es außer dieſen Fällen bei den bisherigen geſetz— 
lichen Beſtimmungen ſein Bewenden behält. Das Staaté-Min. hat die Anordnung 
durch die G. S. bekannt zu machen. 

Berlin, den 19. Jan. 1833. 


(G. S. 1833. S. 4.) 
Dazu: 


n) C. R. der K. Verw. für H., F. u. Bauw. (Rother) v. 16. April 
1836, an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich der Rheiniſchen, jedoch incl. derjenigen 
zu Düſſeldorf. Verfahren bei Beſchlagnahme der von den Baukondukteuren, 
Feldmeſſern und Oekonomie-Kommiſſarien im Auftrage öffentlicher Behörden 
deſervirten Gebühren. 

Der K. Reg. wird beikommend Abſchrift einer von dem Juſtiz-Min. Mühler unterm 
26. v. M., an das hieſige K. Kammerger. erlaſſenen und hierher mitgetheilten Verf., betr. 
das Verfahren bei Beſchlagnahme der von den Baukondukteuren, Feldmeſſern und Oeko— 
nomie⸗Kommiſſarien im Auftrage öffentl. Behörden deſervirten Gebühren, zur Nachricht 
und Achtung zugefertigt (Anl. a.). 


Friedrich Wilhelm. 


Anl. a. 


Der Reg.⸗Baukondukteur N. hieſelbſt hat über die von dem K. Kammerger. in der 
Prozeßſache des Maurermeiſter N. wider ihn veranlaßte Beſchlagnahme ſeiner Gebühren 
in der N.ſchen Spezial-Separationsſache bei dem Juſtiz-Min. Beſchwerde geführt, iſt 
jedoch mit derſelben als unbegründet zurückgewieſen worden, da das Verfahren des Kolle— 
giums durch die K. O. v. 19. Jan. 1833 gerechtfertigt wird. 


Das Kollegium wird indeß aus Veranlaſſung dieſes Falles hierdurch aufgefordert, 
künftig vor der wirklichen Beſchlagnahme der von Baukondukteuren, Feldmeſſern und 
Oekonomie-Kommiſſarien im Auftrage öffentlicher Behörden deſervirten Gebühren, zunächſt 
mit den Behörden, bei welchen die betr. Beamten beſchäſtigt worden find, über die Been— 
digung dieſer Beſchäftigung und über die Zuläſſigkeit der Gebühren-Beſchlagnahme nach 
Maßgabe der K. O v. 19. Jan. 1833 (G. S. S. 4.) zu kommuniziren, und demnächſt 
das weitere zu veranlaſſen. 

Berlin, den 26. März 1836. 

Der Juſtiz-Min. Mühler, 
An das K. Kammergericht. 
(A. 20. 268. — 2. 6.— Jahrb. Bd. 47. S. 326, Gräff, Bd. 10. S. 124.) 


1) Bei der Berechnung der Gehaltsabzüge der Feldmeſſer und Baukondukteure wird 
das Verfahren analog anzuwenden fein, welches in dem R. des Juſtiz-Min. 
(Mühler) v. 1. Aug. 1831 (Jahrb. Bd. 38. S. 118., Gräff. Bd. 6. S. 334.), in 
Betreff des mit Beſchlag belegten Einkommens der Juſtizkommiſſarien, vorgeſchrie— 
ben iſt. Demnach wird ein Feldmeſſer oder Baukondukteur, wenn nicht ſein ſämmt— 
ches Einkommen mit Arreft belegt, und bis auf den abzugsfrelen Betrag zum Des 

poſitorium eingezogen wird, am Schluſſe eines jeden Quartals die ſelbſt erhobenen 
Beiträge manifeſtiren muͤſſen. Was ihm alsdann an der Kompetenz fehlt, wird 
ihm aus den Depoſttalbeſtänden zu zahlen, am Jahresſchluß aber durch eine Haupt» 
abrechnung feſtzuſtellen ſein, ob etwas und wie viel an die Gläubiger gezahlt wer— 
den kann. ö 
13* 
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88) R. v. 6. Juni 1837. Beſchlagnahme von Vermeſſungsgebühren der 
Kondukteure. 8 

Auf Ihre Beſchwerde v. 28. v. M. in Sachen M. ca. L. und R. wird Ihnen 
eröffnet, daß die Beſchlagnahme der Vermeſſungsgebühren des Reg-Kondukteurs L. aller 
dings gegen die Vorſchrift der Geſetze verfügt war, indem die Beſtimmung des 8. 23. 
Tit. 29. Th. I. A. G. O. durch den Anh. 8. 160. und rückſichtlich des Kondukteurs durch 
die Allerh. K. O. v. 19. Jan. 1833 abgeändert worden iſt. Wenn auch der Arreſt im 
gewöhnlichen Wege ſchon verhängt geweſen iſt, ſo mußte dennoch bei der offenbaren Un⸗ 
zuläſſigkeit die Wiederaufhebung verfügt werden. Der §. 58. Tit. 29. Th. I. A. G. O., 
wonach der einmal verhängte Arreſt auf einſeitige Gegenvorſtellungen nicht wieder aufge— 
hoben werden ſoll, betrifft nur die Rechte der Parteien gegen einander, wogegen ſolche 
Arreſtverfügungen, welche gegen die Geſetze und die öffentliche Ordnung erfolgt ſind, dar— 
unter nicht begriffen werden konnen. 

Hier folgt die geſetzliche Unzuläſſigkeit aus den Dienſtverhältniſſen des Arreftaten, 
daher die von dem K. O. L. G. zu S. verfügte Wiederaufhebung geſetzlich gerechtfertigt iſt, 
wobei es bewenden muß. 

(Acta gen. des Juſtiz-Min. O. Nr. Vol. 3. fol. 182., Ergänz. u. Erläut. der Preuß. 

Rechtsb. 2. Ausg. Bd. 8. S. 596.) | 

Wegen Anſprüchen aus unerlaubten Handlungen und wegen 
kurrenter öffentlicher Abgaben kann jedoch das ganze Einkommen, 
wegen Alimentenforderungen, ſoweit fie vom Tage der Klageanmel— 
dung laufen, die Hälfte des ganzen Einkommens in Beſchlag genommen 
werden. 

(A. G. ah 24. Anh. 88.168—170. u. Ergänz. u. Erläut. der Preuß. Rechtsb. 

dazu. 

3) Die Befreiung vom Perſonal-Arreſte wegen Schulden kommt 
den bei öffentlichen Behörden angeſtellten oder beſchäftigten Feldmeſſern und. 
Bau⸗Kondukteuren in dem geſetzlichen Umfange dieſes Privilegiums gleichfalls 
zu Statten. 

(A. G. O. I. 24. Anh. 8. 174. u. K. O. v. 19. Jan. 1833, f. oben S. 195.) 


In Betreff der Beſtimmung, wonach auch Beamte zur Ableiſtung ded 
Manifeſtations-Eides durch Perſonal-Arreſt angehalten werden können, 
vergl. das R. des Juſtiz-Min. v. 20. Aug. 1835. 

(Jahrb. Bd. 46. S. 119., Gräff, Bd. 8. S. 20l.) 


x) Beſteuerung. 


Die Befreiung der Staatsbeamten von öffentlichen Laſten auf Grund 
des §. 112. Tit. 10. Thl. II. A. L. R. findet nicht ferner ſtatt. Eine Be 
freiung derſelben von Grund- und Gewerbe-Steuern ſtand ihnen nie— 
mals zu; in Betreff der Klaſſenſteuer iſt ihnen ſolche bereits durch das Geſetz 
b. 30. Mai 1820. §. 2. (G. S. 1820. S. 140.) entzogen, und die indirekten 
Steuern laſſen ihrer Natur nach keine derartige Ausnahme zu. 


Von Gemeindelaſten genießen die Beamten gleichfalls keine 
Befreiung. 


Ueber die Höhe der Beitragspflichtigkeit zu den Kommunal-Abgaben vgl. 
das Geſetz v. 11. Juli 1822. (G. S. 1822. S. 184.) 


6) Betreibung von Gewerben. 


Die Beſtimmungen im §. 19 der V. b. 2. Nov. 1810 (G. S. 1810. S. 83.) 
und im §. 81 des Ed. v. 7. Sept. 1811 (6. S. 1811. S. 263.) welche nach 
dem R. des K. Min. des J. u. d. F. v. 19. Juli 1821 (A. v. 517.) auch in den 
neu- und wiedererworbenen Provinzen gelten, wonach Beamte, um Gewerbe treiben 
zu dürfen, die Erlaubniß der Dienſtvorgeſetzten einholen müſſen, jedoch aus dem 
Beſitze von Landgütern die Befugniß folgt, die mit dem Betriebe der Landwirthſchaft 
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gewöhnlich verbundenen Gewerbe zu betreiben, gelten auch in Betreff der im 
Dienſte des Staats angeſtellten Feldmeſſer und Bau-Kondukteure. 

Vergl. übrigens die Vorſchriften des §. 19. der Gewerbe-O. v. 17. Jan. 
1845. (f. oben S. 161.) WAN g | 


Zweite Unter⸗Abtheilung. 
Die Staats- Bau- und Wegebeamten. 
| KL | 


Vorſchriften in Betreff der Staats- und Bau-Beamten. 


a) Vergl. im Allgemeinen Tit. I. (Oben S. 95 ff.) | 

b) Die Inſtr. zur Geſchäftsführung der Reg. d. 23. Okt. 1817. 
Abſchn. II. §. 12. Nr. 1. Litt. i beſtimmt, daß die Anſtellung der Bau-In⸗ 
ſpektoren und der Land- und Waſſer-Baumeiſter auf den Ber. der 
Reg. von dem betr. Min. erfolgen ſoll. (G. S. 1817. S. 355.) 

c) lleber den Nachweis der Befähigung der Bau-Inſpektoren und 
Baumeiſter durch wiſſenſchaftliche Prüfung vergl. oben S. 96 ff. Tit. I. Unter: 
Abth. I. ad II. | 

d) Uniform der Bau- und Wegebeamten. . 4 

1) C. R. des K. Fin. Min. (Maaßen) v. 4. Juli 1834 an ſämmtliche 
K. Reg. | 
Auf den Ber. der K. Reg. v 19. Mai d. J, ſetze ich hiermit feſt, daß die Bau-In⸗ 
ſpektoren zur Uniform-Klaſſe Nr. 61) gehören. (A. XVIII. 640. — 3. 8.) N 

2) C. R. des K. Fin. Min., Abthl. für H., G. und Bauw. v. 21. 
Dec. 1834. 

Mittelſt Allerh, ſämmtl. K. Reg anderweit mitgetheilter, K. O. v. 12. Nov. 1831, 
ſind die Uniformen, welche die Civilbeamten zu tragen haben, vorgeſchrieben worden. 

Nach der zu derſelben gehörenden überſichtlichen Zuſammenſtellung, welche die 
Grundfarbe und den Schnitt ded Rocks, den Kragen und Aufſchläge, die Stickerei, die 
Knöpfe, den Degen und das Portepee, den Hut ꝛc. für die Staats- und mit Audnahme 
der Stickerei auch für die Interims-Uniformen beſtimmt, ſollen die Wegebau-Inſpektoren 
auf ihren Uniformen einen carmoſinrothen ſtehenden Kragen und eben ſolche Aufſchläge 
tragen. 

Fernerhin am 4. Juli d. J. iſt mitielſt C. R. des K. Fin. Min. erläuternd beſtimmt 
worden, daß die Bau-Juſpektoren zur Uniform-Klaſſe Nr. 6 gehören, was daher auch für 
die Ober: und Wegebau-Inſpektoren gilt. 

Der wirklich Britt angeſtellten Wegebaumeiſter war in jener überſichtlichen Zuſam— 
menſtellung nicht erwähnt, doch iſt dieſe Lücke durch zwei an die K. Reg. zu Koblenz und 
Aachen unterm 31. Mai und 8. Juni 1832 von dem vormaligen Min. des J. für H. u. 

G. Ang. erlaſſenen Verf. dahin ergänzt worden, daß den Wegebaumeiſtern, die Uniform 

der Suͤbaltern-Beamten des Reg.-Kollegii nach der Uniform-Klaſſe Nr. 7 zuſtehe, und 

durch das C. R. v. 4. Jan. o. iſt auf eine von der K. Reg. zu Aachen gemachte Anfrage 

| »ob zu den von der vierten Uniform-Klaſſe abwärts zu tragenden Interims— 

Uniformen, Kragen und Aufſchläge von derſelben Farbe, wie bei der Staats— 
Uniform, oder wie bisher von demſeiben blauen Tuche, wie der Rock ſelbſt 
gefertigt werden ſollen?« 

durch das K. Staats-Min. am 25 Sept 1833 entſchieden worden 
daß es hierunter bei der bisherigen Form der Interims-Uniform verbleiben 
müſſe. «. t 

Endlich ift durch die den ſämmtl. K. Reg. unterm 27. März 1832 mitgetheilte, 
Allerh. K. O. v. 17. deſſelb. M. u. J., den Baubeamten das Tragen der Ueberröcke und 
Dienſtmützen, nach Analogie deſſen, was für die Berg-, Poſt- und Steuer-Beamten 
beſtimmt iſt, geſtattet worden. 


1) Dies iſt die Uniform der Aſſeſſoren. Vergl. darüber den betr. Abschnitt in 
Tpt. III. des Werkes (Staatödienft-Pragmatif). 
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Da nun aber bemerkt worden iſt, daß die Wegebaubea mten im Dienſt ſelten in der 
vorgeſchriebenen Dienſtkleidung ericheinen, ſolches aber nothwendig ift, um ſich, befonderg 
bei der öftern Bereifung Ihrer Geſchäits-Bezirke, kenntlich zu machen, jo heſtimme ich 
hierdurch, daß ſich ſämmtl. figirt angeſtellte Wegebaubeamten binnen Monatöfrift mit den 
vorgeſchriebenen Uniformen verſehen und in ſolchen ſtets vor ihren Vorgeſetzten, und über: 

haupt im Dienit, erſcheinen ſollen. | ee, "3 

Hiernach hat die K. Reg. das Nöthige zu erlaffen und auf die pünktliche Befolgung 
ſtrenge zu halten. 

(Acta gen. des K. Fin. Min., Abthl. IV., Chauſſee-Verwalt. Nr. 3074.) 


e) In Betreff der Verpflichtung der Bau-Inſpektoren zur Aufſicht | 
auf die Bau-Kondukteurs vergl. das R. des K. Min. des H. b. II. | 
Nov. 1823. (Oben Abſchn. II. Kap. 2 sub I. B., S. 55.) 
f) Vergl.: 
a) Inſtr. v. 26. Sept. 1720 für die Städte-Bau-Inſpektoren in der 
Kurz und Neumark, den Herzogthuͤmern Magdeburg und Pommern, und dem 
Fürſtenthum Halberſtadt; 


6) Inſtr. v. 1. Juni 1798 für die Magiſtrate und Baubeamten in den 
Städten der Neumark; 


+) Inſtr. v. 3. Juni 1804 für die Land-Baumeiſter der Neumark; 


d) R. des K. Min. des J., Dep. für H. u. G., v. 27. Aug 1811; 
ei R. des K. Min. d. Fin. u. d. H. v. 11. Juni 1817, 
(Oben Kap. V., Tit. I., Unterabth. II. sub I., B. AA., S 136 ff.) 


II. 


Beſondere Vorſchriften in Betreff der bei den Kunſtſtraßen 
angeſtellten Beamten. 


A. 


Die Chauſſee-Aufſeher und Wegewärter— 
A. Anftellung und Dienſtverrichtungen. 


C. R. des K. Fin. Min. v. 12. Sept. 1837 nebſt Regulativ wegen In: 
ſtellung der Chauſſee-Aufſeher und deren Dienſtverrichtungen !). 


Schon ſeit einer Reihe von Jahren iſt die Aufmerkſamkeit der Verwaltung darauf 
gerichtet geweſen, Mittel ausfindig zu machen, um die Chauſſeen mit geringeren Koſten 
befriedigender zu unterhalten, als es jetzt durch Wegewärter geſchieht. Die in einigen 
Reg. Bez. angeſtellten Verſuche für größere Strecken einen ſtändigen Aufſeher ſtatt der 
bisherigen mehreren Wärter anzuſtellen, und ihm in dem Maße als der Zuſtand der 
Straße es erfordert, geübte Lohnarbeiter zur Hülfe zu geben, hat ſich überall, wo eine gute 
Wahl getroffen worden war und es an fortgeſetzter Aufmerkſamkeit der Wegebaubeamwten 
nicht gemangelt hatte, als zweckmäßig bewieſen. Ich habe daher beſchloſſen, eine derartige 
Anordnung allgemein zu treffen und indem ich der K. Reg. das darüber erlaſſene Regu— 
lativ hierbei überfende (Anl. a.), vertraue ich, daß durch Ihre einſichtsvolle Mitwirkung 
unter gefliſſentlichem Beiſtande der Ihr untergeordneten Wegebaubeamten die oben 
erwähnte Abſicht ſicher erreicht werde. 

Den Inhalt dieſes Regulativs begleite ich mit folgenden Bemerkungen: 

1) Die K. Reg. hat von dem Regulativ eine hinreichende Anzahl von Exempl. ob: 
drucken oder lithographiren zu laſſen und jedem Wegebaubeamten ſowohl als jedem 
Chauſſee⸗Aufſeher eine Ausfertigung einzuhändigen. a 


1) Hierdurch ſind folgende ältere Beſtimmungen fuͤr beſeitigt zu erachten: 
) C. R. des K. Min. des J. für H, G. u. Bauw. v. 26. April 1831, betr. 
die Anſtellung und Entlaſſung der Chauſſeewärter. (A. XV. 400. — 2. 87); 
b) der 8. ! der Anweiſung zur Dienſtfuhrung der bei den Kunſtſtraßen ange— 
ſtellten Beamten v. 6. April 1834. 
ei Publik. der K. Reg zu Münſter v. D April 1817, betr. die Dienftpflichten 


der Chauſſeewärter. (A. 1 253. — 2. 150 
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2) Für die Ausdehnung der Aufſeher-Bezirke iſt keine poſttive Beſtimmung in das 
Megul. aufgenommen worden, um Exemplifikationen zu vermeiden. Die Abſicht geht 
dahin, zwiſchen einer und einer halben und drei Meilen die Länge feſtzuſetzen, jedoch wird 
die letztere in einzelnen Fällen noch üderſchritten werden können. 

3) Sobald die Eintheilung in Aufſichtsbezirke für jedes Reg. Dep. von mir geneh- 
migt worden, hat die K. Reg. die Anfertigung des Chauſſee-Aufſichts-Koſten⸗Etats pro 
1835 fo zu beeilen, daß derſelbe noch vor dem Schluſſe des Jahres ausgefertigt werden 
kann. In demſelben find nur die Chauſſee-Aufſeher mit ihrem Solde und Kleidergeldern 
aufzunehmen und auf ſte folgend die nicht zu Chauſſee-Aufſehern beförderten bisherigen 
ſtändigen Wärter mit ihrem Solde, Kieidergelder und etwanigen Miethsentſchädigungen. 

4) Die Beſtimmung, daß kein Hülfsarbeiter ein ganzes Jahr ununterbrochen 
beſchäftigt werden ſoll, wird namentlich bei civilverſorgungsberechtigten Invaliden nicht 
außer Acht zu laſſen fein, da dieſe nach dem Regulativ v. 27. Aug. 1836 C. 4 ſonſt als 
ſtändige Arbeiter würden beibehalten werden müſſen, wenigſtens berechtigt ſein würden, 
ihre denten künftig aus dem Chauſſee-Fonds zu erhalten. Ob die als Tagelöhner br 
ſchäftigten Militair⸗-Penſtonairs im Fortgenuſſe der Penſton gelaſſen werden, kann die K. 
Reg. auf ſich beruhen laſſen. Sie iſt aber auch nicht verpflichtet. auf Requiſttion anderer 
Behörden oder Privaten, wegen ganzer oder theilweifer Einbehaltung des Tagelohns, 
Verfügung zu treffen, da demſelben dadurch die Eigenſchaft eines fortlaufenden Einkom⸗ 
mens aus Staats-Kaſſen beigelegt werden würde, welche daſſelbe nicht hat. 

5) Die Tagelöhner erhalten ihren Tagelohn auf Grund der Löhnungs-Liſten, und 
aus dem Fonds, welcher in den alljährlich vom Min. feſtgeſtellten Anſchlägen bewilligt 
und der K. Reg. überwieſen iſt. In den Anſchlägen dürfen dergl. Löhne nicht beſonders 
auödgeworfen, ſondern müffen unter der, für die gewöhnlichen Unterhaltungs-Arbeiten pro 
Längen-Flächen oder Körper-Ruthen ausgeſetzten Summen mit begriffen werden. 

6) Da nach den beſtehenden Rechnungsformen Einnahmen bei dem Chauſſee-Unter⸗ 
haltungd-Fonds nicht vorkommen dürfen, fo würde dem Letzteren die Benutzung der Wär⸗ 
ter⸗Wohnungen entzogen werden, wenn fie nicht als Dienſtwohnungen zu benutzen ſind. 
Unter diefen Umſtänden ſoll es geſtattet werden, dioponible Wärter-Wohnungen ruhigen 
und ordentlichen Tagelöhnern auf monatliche Kündigung zu überlaſſen und ihnen ſtatt 
eines baar einzuzahlenden Miethszinſes entweder eine beſtimmte Verpflichtung aufzulegen 
oder mit ihnen ein verhältnißmäßig geringeres Tagelohn zu vereinbaren. 

Sollte die K Reg. im Stande ſein, Vorſchläge zu zweckmäßiger Ergänzung und 
Entwickelung der beabſichtigten Einrichtung zu machen, ſo werde ich denſelben meine ganze 
Aufmerkſamkeit widmen: 

Anl. a. 
Regulativ 
wegen Anſtellung der Chauſſee-Aufſeher und deren Dienſtverrichtungen. 

8. 1. Die Staats⸗Chauſſeen jedes Reg. Depart. ſollen künftig, ſtatt der bisherigen 
Warterſtrecken in Aufſichts-Bezirke eingetheilt werden, denen, je nachdem die Straßen 
mehr oder weniger befahren werden, eine kleinere oder größere Ausdehnung zu geben iſt. 

8. 2. Die Nachweiſung dieſer Eintheilung iſt, von den erforderlichen Erläuterungen 
begleitet, bis zum 1. Dec. laufenden Jahres dem Fin. Min. zur Feſtſtellung einzureichen 
und etwanige künftige Abänderungen bei demſelben vor Einreichung der Aufſichts-Koſten— 
Etats in Vorſchlag zu bringen. 

8. 3. Vom 1. Januar 1838 an ſoll für jeden Aufſichts-Bezirk ein Chauffee- 
Aufſeher angeftellt werden. Nur ſolche Chauſſeeſtrecken, deren Unterhaltung verdungen 
iſt, ſind hiervon ausgenommen; für ſie behält es während der Dauer des Kontrakts bei 
dem bisherigen Verfahren ſein Bewenden. 

8. 4. Die Chauſſee-Aufſeher müſſen zu leſen, ſchreiben und etwas zu rechnen ver— 
ſtehen, fie müffen mit den vorhandenen Chauſſee-Bau- und Unterhaltungs-Arbeiten be⸗ 
kannt und im Abpfählen und Abwägen geübt fein, fo daß fie nicht nur ſelbſt dieſe Arbeiten 
zu verrichten, ſondern auch ihre Gehülfen darin zu unterweiſen im Stande find. 

Unbeſcholtener Ruf und untadelhafter Wandel, Zuverläßigkeit, Fleiß, Ordnungs⸗ 
liebe, find unerläßliche Eigenſchaften eines Chauſſee-Aufſehers; da er berufen iſt. die Arbeit 
anderer zu leiten und dieſe zur Thätigkeit anzuhalten, ſo muß er ſich durch ein ernſtes, 
ruhiges und folgerechtes Betragen auszeichnen. vi 

8.5. Die Chauſſee-Aufſeher ſollen zubörderft aus den bisherigen, etatsmaͤßig anges 
ſtellten Wegewärtern gewählt werden, in ſofern ſich unter dieſen ſolche befinden, von denen 
ſchon die Ueberzeugung gewonnen iſt, daß ſie den im vorigen 8. aufgezählten Bedingun— 
gen vollſtändige Genüge leiſten werden. b ö 8 
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tair⸗Invaliden oder andere gleich berechtigte Individuen, namentlich Freiwillige aus den 
Kriegsjahren 1813 dazu auserſehen werden!) 5 

8. 6. Mit Ausnahme der aus den vorhandenen etatsmäßigen Offizianten anzu— 
ſtellenden Chauſſee-Aufſeher, ſoll künftig niemand zu einer ſolchen Stelle befördert werden, 
bevor er fle nicht eine Zeitlang auf Probe verſehen hat. So lange dies dauert, hat ihn der 
vorgeſetzte Wegebaumeiſter mit beſonderer Sorgfalt zu beobachten, um ſobald als moͤglich 
ein ſicheres Urtheil über feine Qualifikation erlangen und die Prüfungszeit abkürzen zu 
können. In keinem Falle darf fie den Zeitraum von zehn Monaten überſchreiten. Tragen 
nach Ablauf dieſer Friſt die Vorgeſetzten noch Bedenken, ſich für die Anſtellung auszu⸗ 
ſprechen, fo iſt der Pruͤfungs-Kandidat wieder zu entlaſſen. 

Während des Probedienſtes hat derſelbe auf Fortgenuß ſeiner Militair-Penſton 
keinen Anſpruch, erſt nach feiner Entlaſſung tritt er in den früheren Bezug zurüd. 


8. 7. Außer den Chauſſee-Aufſehern ſollen in Zukunft ſtändige Wärter und Arbeiter 
für den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen nicht mehr angeſtellt werden. Das mit 
Allerh. Genehmigung von dem K. Kriegs-Min. und dem Herrn Chef der Verw. für H, 
F. und Baum. unter dem 27. Aug. 1836 erlaffene Regulativ, die Anſtellung der civilver⸗ 
ſorgungsberechtigten Militair-Invaliden als Wegewärter und deren Dienſt⸗Entlaſſung 
betr. 2), wird in allen feinen Beſtimmungen hierdurch auf die Chauſſee-Aufſcher für an— 
wendbar erklärt. Nur hinſichtlich der Dauer der Probezeit wird auf die im vorigen 8. 
enthaltene Modifikation verwieſen. 


Da; 
C. R. des K. Fin. Min. (Beuth) v. 27. Juli 1842 an ſämmtl. K. Reg. 
»Es find darüber Zweifel entſtanden, 
»ob bei Belegung von Chauſſee-Aufſeher-Stellen Freiwillige aus den letzten 
» Kriegen mit verſorgungsberechtigten Militair-Invaliden zur Konkurrenz ge— 
- »langen können? 
»Zur Beſeitigung derſelben wird der K. Reg. in Uebereinſtimmung mit der K. Ober⸗ 
»Rechn.-Kammer, eröffnet, daß, da in dem Allerh. genehmigten Staate-Min.⸗Be⸗ 
»ſchluſſe v. 12. Okt. 1837 zu J. (A. 1838. S. 4) allgemein und unbedingt ausge— 
»ſprochen iſt, daß für jetzt jene Freiwilligen mit den gedachten Militair-Invaliden 
zur Konkurrenz Toilen gelangen können, erſtere in Bezug auf die VBeſetzung don 
»Chauſſee⸗Aufſeherſtellen für völlig gleich berechtigt erachtet werden müffen.« 
(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 290. Nr. 401.) 
2) Das C. R. der K. Chauſſee-Verw. (Rother) v. A Nov. 1836 an ſämmtl. K. Reg., 
welches dies Regulativ publizirt, lautet (mit feinen Anlagen) dahin: — 
„Der K. Reg. werden anl. (a u. b) Exemplare des, von des Königs Maj. unterm 
»5. Aug. d. J. Allerg, genehmigten, von dem K. Kriegs-Min. und von mir Dol, 
»zogenen | 

»Regulativs wegen Anftellung der civilverſorgungsberechtigten Militair-Inva— 

»liden als Wegewärter und deren Dienſtentlaſſung ze. 

»zur genauen Befolgung und zur Vertheilung unter die Wegebaubeamten mit dem 
»Beifügen zugefertigt, daß nur in den Fällen, wo es an quatifizirten, mit Civilber— 
»ſorgungsſcheinen verſehenen Invaliden zu den Wegewärter-Stellen fehlt, dazu 
» geeignete Tagearbeiter angenommen werden dürfen, die jeden Tag und Stunde 
ohne Weiteres von den Wegebaubeamten wieder entlaſſen werden können. «, 

»Die vorgeſchriebene ärztliche Unterſuchung muß jederzeit von dem zunächſt 
»wohnenden Kreiephyſikus erfolgen, und find daher dieſe Beamten auf den Inhalt 
» des §. 2. beſonders aufmerkſam zu machen, damit fie bei ihren Unterſuchungen 
»die Arbeiten und Strapazen, welchen die Wegewärter unterworfen ſind, vor der 
»Ertheilung ded Qualifikations-Atteſtes, gehörig und pflichtmäßig berückſichtigen.« 

Anl. a. 

»Auf Ihren Ber. v 19. Juni und 9. Juli d. J. genehmige Ich das zurück— 
»gehende, wegen Anſtellung und Dienftentlaffung der eivilverſorgungsberechtigten 
»Militair⸗Invaliden als Wegewärter abgefaßte Regulativ (Anl. b.) und ermächtige 
»Sie, daſſelbe zu vollziehen und wegen deſſen genauer Ausführung die erforderlichen 
»Verf. zu erlaſſen. Teplitz, den 5. Aug. 1836. | 

Friedrich Wilhelm.« 


Anl. b. 
Regulativ. 


»Die ſelt längerer Zeit in einzelnen Fällen erlaſſenen Beſtimmungen des ër: 
maligen K. Min. des J. für H. u. G. Ang. und der Chauſſee-Verw., ſowie die in 
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8.8. Der Sold eines Chauſſee-Aufſehers ſoll, ſowohl während der Probezeit, als 
nach der erfolgten Annahme, monatlich in wohlfeilen Gegenden in 12 bis 13 Thlr., in 
theuren Gegenden in 14 höchſtens in 15 Thlrn. beſtehen. 


»der C. V. v. 26. April 1831 [A. S. 400 *)] ertheilten Vorſchriften über die ber- 
»ſuchsweiſe angeordnete Beaufſichtigung der Kunſtſtraßen durch auf Tagelohn 
» angenommene Wärter, find von mehreren K. Reg. mißverſtanden worden und 
»haben zur Folge gehabt. daß ſie verſchiedene Grundſätze bei Anſtellung der verſor— 
»gungsberechtigten Invaliden als Wegewärter und deren Dienſtentlaſſung und 
»Penſtonsgewährung angenommen haben. Zur Erreichung eines übereinſtimmen— 
»den Verfahrens bei Annahme, Entlaſſung und Penſtionsgewährung der Wegewär— 
»ter werden daher, auf Grund der Allerh. Genehmigung Sr. Maj. des Königs 
»nachſtehende Vorſchriften ertheilt. ö 

„ 8. 1. »Die Beſetzung der Wegewärterſtellen bleibt den K. Reg., wie bisher 
»überlaſſen, doch dürfen dieſelben dieſe Stellen ohne beſondere Genehmigung des 
„Chefs der Chauſſee-Verw., nur mit civilverſorgungsberechtigten Militair-Invali⸗ 
»den beſetzen, wie überhaupt eine Ausnahme hiervon nur zugelaſſen werden ſoll, 
»wenn nicht qualifizirte, mit Civil-Verſorgungs-Scheinen verſehene Invaliden vor— 
»handen find. 

8.2. »Berforgungöberechtigte Militair-Invaliden ſollen nur bis zum voll— 
endeten 45. Lebensjahre nach vorheriger ärztlichen Unterſuchung und Beſcheini— 
»gung: daß der Geſundheitszuſtand der Anſtellungſuchenden ſo beſchaffen ſei, daß 
»fie in jeder Jahreszeit die täglichen Arbeiten als Wegewärter verrichten konnen, 
»nach einer einjährigen Probezeit — nachdem ſich die K Reg. von ihrer Qualifi— 
»fation und moraliſch guten Führung genügend überzeugt haben — als Wegewär— 
»ter und zwar unter der ausdrücklichen Bedingung angeſtellt werden, daß fie nach 
» vorgängiger dreimonatlichen Kündigung ſofort wieder entlaſſen werden können, 
»ohne einen Anſpruch auf Bewilligung einer höhern Penſton, als das, von ihrer 
»Annahme bezogene Militair-Gnadengehalt zu haben; es ſei denn, daß der am 
»Schluſſe des §. 4. erwähnte Fall eintritt **). 

8.3. »Wird nach Ablauf der einjährigen Probezeit die Anftellung eines 
»Militair-Invaliden als Wegewaͤrter von den K. Reg. verfügt, fo nimmt der betr. 
»Wegebaumeiſter mit demſelben eine Engagements-Verhandlung auf, in welcher 
»ſeine Dienſtobliegenheiten ſpeziell aufgeführt werden, zu deren treuer Erfüllung er 
durch Ableiſtung des vorſchriftsmäßigen Dienſteides oder mittelſt Handſchlag an 
»Eides Statt und Hinweiſung auf ſeinen früher geleiſteten Eid verpflichtet wird, 
und in welchen er nicht allein allen Anſprüchen auf Penſion entſagen, ſondern 
sfih auch der 8. 2. gedachten Bedingung, daß ſeine Entlaſſung nach vorgängiger 
»dreimonatlichen Kündigung ſofort erfolgen koͤnne, ausdrücklich unterwerfen muß. 

8. 4. »Wird ein als Wegewärter angenommener Militair = Invalide vor 
»Ablauf der einjährigen Probezeit oder vor der, im vorhergehenden $. gedachten 
»Engagements-Verhandiung wirklich erfolgten Anſtellung wegen anerkannter Un— 
»brauchbarkeit oder ähnlicher Uiſachen und nicht wegen ftrafbarer Verbrechen, 
»welche den Verluſt der Penſton nach ſich ziehen, wieder entlaſſen, fo fol: ihm feine 
»Militair-Penſion, welche er vor der Probebeſchäftigung als Wegewärter bezogen 


*) Vergl. oben sub I. S. 198 Note 1. 
9) Mit Bezug hierauf ſchreibt das Publ. der K. Reg. zu Breslau, v. 10. Sept. 
1849, vor: ö 
Diejenigen, welche eine ſolche Anſtellung nachſuchen, haben daher 

1) den Civil-Verſorgungsſchein, 

2) ihren Geburtsſchein, und 

3) das vorgeſchriebene ärztliche Atteſt 

einzureichen. 

Wenn dieſe Atteſte genügend befunden worden, werden ſie der K., Wegebau⸗ 
Inſpektion zur Prüfung zugewieſen, und nachdem ſte in dieſer die nöthige Fer- 
tigkeit im Leſen, Schreiben und Rechnen dargethan haben, in die Exſpektan— 
tenliſte aufgenommen. . — 

Die Expektanten werden demnächſt wohl thun, bald mögiichft, gegen das 
übliche Tagelohn, als Hülfsarbeiter auf einer ihnen zuzrweiſenden Chaufleeitrede 
einzutreten, indem fie ſich dadurch, vorbehaltlich der vorſtehenden Bedingungen 
ihrer Anſtellungsfähigkeit, Anſpruch auf vorzugsweiſe Berückſichtigung erwerben. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 202. Nr. 289.) 
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Außerdem erhalten fie in den K. vorhandenen Chauſſeehäufern freie Wohnung, wie 
bisher ein Wegewärter, oder wenn dergl. Häuſer nicht vorhanden ſind, eine monatliche 
Miethsentſchädigung von Einem Thaler. 

Ferner können Ve in den Genuß der Grasnutzung, ſoweit fie dem Staate zufteht, 
und nicht etwa ſchon einem Andern zur Benutzung zugetheilt worden iſt, mit Vorbehalt 
jederzeitigen Widerrufs geſetzt werden. 

8.9. Dem Chauſſee-Aufſeher liegt ob, die Straßen-Unterhaltungs⸗-Arbeiten theilz 
ſelbſt zu bewirken, theils durch die ihm von dem Wegebaumeiſter zu überweiſenden Arbei— 
ten ordentlich und zweckmäßig bewirken zu laſſen, ſowie darüber zu wachen. daß in ſeinem 
Bezirke nichts geſchehe oder geduldet werde, was den Gebrauch der Straße beeinträchtigt, 

Bei Ausübung diefer Verpflichtung ſollen ihm die in der Anweiſung zur Dienſtfüh⸗ 
rung der bei den Kunſtſtraßen angeſtellten Beamten v. 6. April 1834 im 2. Theile §. 2. 
bis einſchließlich 7. enthaltenen Beſtimmungen, von welchem eine Ausfertigung dieſem 
Regulativ beigelegt ift (Anl. b.) zur Richtſchnur dienen. NK f 

F. 10. Er muß feinen Diftrift täglich ganz (wenn er nicht über 12 Meilen ong mm 
oder wenigſtens zur Hälfte (wenn er größer iſt) begehen; im Falle er jedoch durch andere 
keine Unterbrechung geftattende Berufdarbeiten abgehalten wird, iſt er befugt, einem zuver⸗ 
läſſigen Arbeiter den Begang Pott feiner aufzutragen, damit polizeiwidrige Vorgänge nicht 
unentdeckt bleiben. d N g 

$. 11. Zu den, dem Chauſſee-Aufſeher zu überweiſenden Hülfsarbeitern find zuvör⸗ 
derſt die bisherigen etatsmäßig angeſtellten Wegewärter zu verwenden. 

Dieſelben werden jedoch mit Beibehaltung ihres Einkommens, ihrer Bekleidung 
und fonftiger ſtändigen Dienſt⸗Emolumente, ſowie ihrer Anſpruͤche auf Benfion, v. 1. Jan. 
1838 an den Chauſſee-Auſſehern untergeordnet, und haben folglich deren dienſtlichen An— 
ordnungen unweigerlich Folge zu leiſten. Sie konnen vorzugsweiſe mit der poliz. Auf: 
ſicht als Stellvertreter des Aufſehers (J. 10.) beauftragt werden. | 

F. 12. Reichen jedoch die vorhandenen etatsmäßigen Wegewärter zur Ausführung 
der vorkommenden Arbeiten nicht aus, ſo ſollen außerdem Tagelöhner angenommen 
werden. 

Mit dieſen Tagearbeitern darf aber kein Verhältniß eingegangen werden, was ſie zu 
etwas anderem berechtigen koͤnnte, als ihren Lohn für ordentlich geleiſtete Arbeit täglich 
oder wöchentlich zu empfangen. Sie ſind niemals für eine längere Dauer als für eine 
Woche anzunehmen, auch iſt darauf zu halten, daß ſie nicht ununterbrochen ein ganzes 
Jahr lang im Chauſſeebaudienſte beſchäftigt werden, damit fie nicht ſich gewöhnen, ihr 
Verhältniß als ein fortdauerndes zu betrachten und irgend welche Anſprüͤche an den 

HN Chauſſee-Fonds daraus herzuleiten. ` 

$. 13. Bei der Annahme der Tagelöhner find jederzeit die zur Civilverſorgung 
berechtigten Militair-Invaliden zunächſt zu berückſichtigen, um ihnen ſowohl einen ange: 
meſſenen Erwerb, als Gelegenheit zu verſchaffen, ſich zu Chauſſee-Aufſehern auszubilden. 

Die Beſtimmungen des vorigen 8. erleiden aber rückſichtlich ihrer keine Ausnahme. 

$. 14. Die Zahl der dem Chauſſee-Aufſeher zur Bearbeitung und zur gewöhnlichen 
Unterhaltung der Chauſſeen zeitweiſe zuzuordnenden Hülfdarbeiter beſtimmt der Bezirks— 


»hat, aus dem Militair-Penſions-Fonds wieder gewährt werden. Erfolgt ſeine Ent— 
»laſſung aber erſt nach Vertauf eines Jahres und nachdem feine Anſtellung durch Auf 
»nahme der vorgedachten Engagements-Verhandlung geſchehen war, fo hat ihm die 
»Chauſſee-Verwaftung aus ihrem Fonds jedenfalls dasjenige zu gewähren, was 
»ihm nach feinen Militairverhältniſſen zuſteht, doch kann er auch nach Umſtänden 
»zu einer, durch den §S. 2. ded Penſtons-Regl. v. 30. April 1825 geſtatteten, höhe 
ren Penſtons-Bewilligung Sr. Maj. dem Könige durch den Chef der Chauſſee— 
„Verw. in Vorſchlag gebracht werden. Ein desfallſiger Antrag kann aber nur nach 
v»einer zehnjährigen Dienſtzeit als Wegewärter ſtattfinden. 

8.5. »Die Entlaſſung der hiernach auf Kündigung angenommenen Wege: 
»wärter ſoll auf vorgängige durch den Reg- und Baurath oder durch den Wege— 
»Bau-Inſpektor ded Reg. Depart. zu führende Unterſuchung der Dienſtvergehen, 
»Vernachléſſigungen und ſonſtigen Entlaffungsgrände, jedoch nur nach alleiniger 
» Enticheidung des Reg.-Chef-Präſtdenten erfolgen. 

8.6. »Nach dieſen Beſtimmungen haben ſich die K. Reg. ſowie die ihnen 
untergeordneten Wegebaubeamten, für die Folge genau zu achten.« 

Berlin, den 27. Aug. 1836. 


Kriegs⸗Miniſterium. Der Wirkl. Geh. Rath und Chef der 
Fuͤr den Kriegs-Miniſter. Verw. für H., F. u. Bauw. ꝛc. 
den Rother. 


(A. XX. 1018. — 4. 187.) 
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Wegebaumeiſter, deſſen Sache es demnächſt vorzüglich it, ſich von dem Vorhandenſein 
tauglicher, kräftiger und arbeitſamer, mit Civilverſorgungsſcheinen verſehener Invaliden in 
Kenntniß zu ſetzen. | | 

Dahingegen ift es die Pflicht des Chauſſee-Aufſehers, ſich von der Brauchbarkeit 
dieſer Invaliden und überhaupt der Hülfsarbeiter zu überzeugen und dem Wegebaumeiſter 
darüber mündlichen Rapport zu erftatten, damit derſelbe untaugliche Subjekte fofort wie— 
der entfernen koͤnne. 


152 De Chauſſee⸗Aufſeher muß die wöchentlichen Lohnliſten aufſtellen und bei 
der Auszahlung der Löhne ꝛc. jedesmal gegenwärtig fein. Niemals darf er eine Audzah— 
lung ſelbſt vornehmen, es würde dies feine augenblickliche Entlaſſung zur Folge haben. 


$. 16. Auch ſonſtige in feinem Diſtrikte vorkommende Chauſſeebau-Ausführungen, 
ſte mögen auf Rechnung oder im Verdinge ausgeführt werden, muß er, ſofern er nicht 
ausdrücklich davon entbunden wird, beauffichtigen und darauf halten, daß ſie vorſchrifts— 
mäßig, tüchtig und im erſteren Falle fo wohlfeil als möglich ausgeführt werden. Von den 
in der Umgegend ſeines Diſtrikts ſich vorfindenden, ſowohl ſchon bekannten als noch 
unbekannten Material-Fund-Oertern muß er ſich auf das Genaueſte unterrichten und 
darauf mit halten, daß in den Steingruben das ſchlechtere weiche Material auf die Seite 
geworfen und nur das feſtere in die abzuliefernden Haufen aufgeſetzt; daß zur Verhütung 
von Unglück der Abraum zeitig genug und gehoͤrig beſeitigt, die Ab- und Zufuhrwege in 
Ordnung gehalten, die Material-Haufen auf der Chauſſee nach richtigem und reichlichem 
Maße aufgeſetzt und ſodann nach Vorſchrift kleingeſchlagen werden. 

$. 17. Sowie der Wegebaumeiſter ihn von der jährlich bewilligten Menge des 
Inſtandſetzungs- und Unterhaltungs-Materials und von der getroffenen Anordnung, wer 
ſolches liefern und woher und wie ſolches geliefert werden wird, in Kenntniß geſetzt hat, 
muß der Chauſſee-Aufſeher für die Innehaltung der Lieferungsfriſt pünktlich mit Sorge 
tragen und das Material jederzeit dahin abliefern laſſen, wohin es beſtimmt iſt. 

Nach geſchehener Abnahme der gelieferten Materialien durch den Bezirks-Wege— 
baumeiſter hat der Chauſſee-Aufſeher noch im Beiſein deſſen jeden Haufen mit Weißkalk 
zu bezeichnen. | 

Alte verbliebene Vorräthe muͤſſen jederzeit vor der Lieferung neuer Materialien in 
beſondere Haufen von z bis z Schachtruthen groß zuſammengebracht werden. 

F. 18. Der Chauſſee-Aufſeher iſt endlich auch verpflichtet, auf die regelmäßige 
Entrichtung des Wegegeldes ſeine Aufmerkſamkeit zu richten. Mißbräuche gehörigen Orts 
zur Anzeige zu bringen und den Chauſſeegeld-Einnehmern. wenn fie bei Ausübung ihrer 
Verpflichtung Widerſtand finden, auf Verlangen Hülfe zu leiſten. 

Berlin, den 8. Sept. 1837. 

Der Finanz-Miniſter. Graf von Alvensleben. 


Anl. b. 


Anweiſung 
zur Dienſtführung der bei den Kunſtſtraßen angeſtellten Beamten. 


Wege wärter x. 


F. 2. Die Arbeitsſtunden des Wegewärters find in der Regel: 

a) vom 1. April bis Ende Sept. von 5 bis 11 und von 1 bis 8 Uhr; 

b) in den Monaten März und Okt. von 6 bis 11 und von 1 bis 7 Uhr; 

c) in den Monaten Febr. und Nov. von 7 bis 11 und von! bis 6 Uhr; und 

d) in den Monaten Jan und Dec. von 8 bis 11 und von! bis 5 Uhr. 

§. 3. Der Wärter muß in den vorgefchriebenen Arbeitsſtunden ununterbrochen mit 
dem erforderlichen Werkzeuge auf der Straße befchäftigt fein. 

SA Auch an Sonn- und Feſttagen hat der Wärter feinen Diſtrikt zu 
begehen. An ſolchen Tagen können Wegewärter durch ihre Nachbarn ſich zuweilen ver— 
treten laſſen. 

cb Der Wegewärter iſt verpflichtet, den vorgeſetzten Wegebaubeamten 
Gehorſam zu leiſten und deren Anweiſungen zu befolgen. 

Ohne beſonderen Auftrag liegt im Allgemeinen ihm ob: 

a) die Aufſicht über die Hülfsverdingsarbeiter und die Fuhren. Er muß 
darauf ſehen, daß die gelieferten Materialien an den Orten aufgeſetzt werden, welche der 
Wegebaubeamte dazu beſtimmt hat; e 

b) die Vorrathshaufen der abgelieferten Materialien aufzuzeichnen. Er hat darauf 
zu halten, daß fie nach den Beſtimmungen des $. 116. auf zuvor geebneter Fläche 
ordnungsmäßig, parallel mit der Kante der Straße und in gleichen 
Abſtänden aufgeſetzt, auch die bereits abgenommenen Materialien nicht wieder in 
Anrechnung gebracht werden; deshalb hat er dieſelben mit Weißkalk zu bezeichnen $. 118; 

e) darauf zu ſehen, daß die Steinſchläger die II. §. 63. gegebenen Vorſchriften be— 
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folgen, nicht die ſchwer zu zerkleinenden Stücke auf die Seite ſchaffen und nicht große 
und kleine Stücke in einen und denſelben Haufen vermengen; ? 

d) angebrochene Haufen des zugerichteten Materials vollſtändig zu verwenden, be— 
vor neue Hauſen angebrochen werden. 

In der Regel durfen nicht mehr als vier Haufen zugerichtetes Material jeder Art 
in einer Arbeitsabtheilung angebrochen fein, 

e) die auf der Steinbahn aufgefahrenen loſen Steine, ſowie diejenigen, welche 
beim Schlagen etwa in oder über den Graben geſprungen find, aufzuleſen und nach den 
Vorrathohaufen zu ſchaffen; 

D fein Beſtreben dahin zu richten, daß keine Geleiſe oder Vertiefungen ent— 
ſtehen, damit die Bahn in ihrer ganzen Breite möglihft gleichmäßig benutzt, und dadurch 
eben erhalten werde; 

g) wenn deſſen ungeachtet Geleiſe und Senkungen entſtehen ſollten, dieſelben ſo— 
gleich zu ebnen und nöthigenfalls mit kleinen Steinen und wenigem Kieſe 
auszufüllen, 8. 131, dieſe Arbeiten vorzugsweiſe im zeitigen Frühjahr oder im Herbie, 
überhaupt und unausbleiblich bei naſſem Wetter vorzunehmen; es ſei denn, daß die 
Koſten für das Gießen und Naßhalten ſolcher Stellen daran gewendet werden fönnen, 
oder Zeit dazu da iſt; 

h) einzelne feſtliegende über die Bahn hervorragende groͤßere Steine mit 
dem Hammer entweder auf der Stelle, oder nachdem ſie herausgebrochen ſind. zu zerſchla— 
gen, die Stelle zu ebenen und unter Umſtänden mit den zerſchlagenen Steinen dicht wieder 
auszupacken; 

i) dafür zu ſorgen, daß nach §. 133 die Bordſteine ſtets bedeckt und neben den- 
ſelben nicht Geleiſe entſtehen; 

k) da der Wegebaumeiſter die Verwendung des Unterhaltungsmaterials bei feinen 
Bereiſungen dann ſelbſt anordnet, wenn ſie ſich auf bedeutende Mengen deſſelben erſtreckt, 
fo hat bei geringeren und den gewöhnlichen Ausbeſſerungen der Wegewärter das Aud> 
füllen und Auftragen des Materials, wie ſchon bemerkt, nur dann vorzunehmen, 
wenn die Straße feucht iſt, und wenn vorher die Senkungen und Geleiſe von allem Waſſer 
und Schlamm auf das Vollſtändigſte gereinigt ſind. Bei naſſer Witterung wird 
alſo der Wegewärter insbeſondere mit Ausbeſſerung der Steinbahn, bei trockener aber mit 
dem Abziehen des Staubes von derſelben, §. 132, dem Reinigen der Gräben, der Brücken⸗ 
Öffnungen, der Bankette und Böſchungen und mit dem Auf len der Geleiſe in den Som— 
merwegen ſich zu beſchäftigen haben; 

I) den Abraum neben den Fußſteig zwiſchen die Bäume hinzukarren und daſelbſt in 
kleinen Haufen abtrocknen zu laſſen, nachher aber entweder zur Inſtandſetzung des Som— 
merweges zu verwenden oder fortzuſchaffen; 

m) darauf zu halten, daß die zur Bezeichnung der 8. 58 vorgeſchriebenen Abflachung 
der Bankette beſtimmten. in dieſelben eingelaſſenen Normalſteine ſich nicht verſchieben, 
wenn das Bankett vom Schlamm, Graswuchs oder Anſchüttung, §. 135, gereinigt wird, 
auch die Bankette erforderlichenfalls zu erhöhen, wenn ſie bis unter der bezeichneten Fläche 
abgenutzt ſein ſollten, und alſo vorzüglich darauf Acht zu haben, daß das Profil der 
Straße moͤglichſt erhalten werde; N 

n) die Brüdendifnungen und Gräben im Frühjahr, im Herbſte und nach 
jedem ſtarken Regen bis auf die in die Sohle eingeſenkten Normalſteine zu reinigen, und 
im Winter bei Froſtwetter aufzueiſen, um die Vorfluth ununterbrochen zu erhalten; 

o) darauf zu ſehen, daß die Vorfluthͤgräben, wenn dergleichen neben der 
Kunſtſtraße liegen, von den Verpflichteten gehörig in ihrem Profil offen und in ihren 
Ufern feſt erhalten werden: ö 

p) das Gras, ſobald es mit der Hand gefaßt werden kann, von den Böͤſchungen 
und aus den Gräben abzuſchneiden und das grobe Unkraut daſelbſt mit den Wurzeln zu 
vertilgen, auch auf den Banketten und Sommerwegen keinen Graswuchs zu dulden; 


„ 4) das nöthige Nachpflanzen, Abäſten, Abraupen, Anbinden und Begießen der 
Bäume, auch das Hinwegſchaffen der vom Winde umgeworfenen Bäume oder abge— 
brochenen Aeſte; ) 

r) wo Gärtner angeftellt find, denen das Nachpflanzen der außgegangenen Bäume 
und das Erziehen der Pflanzſtämme obliegt, dieſelben bei allen vorzunehmenden Arbeiten 
zu unterſtützen, ſonſt aber auch die Pflege der Baumſchulen und der Bäume an der Straße 
allein zu beſorgen; 

s) das Nachſäen, Bedecken und Unterhalten der bepflanzten Sandſchollen und 
deren Einhegung, §. 125, zu beforgen und zu erhalten. 

Es liegt ihm ob, diejenigen, welchen etwa blos die Nutzung des Aufſchlags innerhalb 
des nach 8. 52 und 126 neben der Straße in den Wäldern offen zu haltenden Raumes 
zuſteht, zum Aushauen deſſelben auf gehörige Weiſe anzuhalten; 


e 


Chauſſee-Aufſeher und Wegewärter; Uniformirung. 205 


1) bei den Arbeiten, welche zu r und s benannt werden, nach der Beſtimmung der 
Baubeamten auch im nachbarlichen Bezirk Hülfe zu leiſten; 

u) im Falle die Arbeiten im eigenen Bezirk feine Kräfte überfteigen, es anzuzeigen, 
damit nach dem Erachten des Baubeamten Hülfsarbeiter angenommen werden; 

v) das Zerſchlagen einer mäßigen Quantität Steine in außer— 
ordentlichen Fällen auf Anweiſung des Baubeamten ſelbſt zu verrichten; — 

w) die bisherige Verpflichtung der Wärter, die Dienſtkorreſpondenz in Wegebau— 
Sachen bis zum nächſten Wärter zu befördern, wird zur Vermeidung von Mißbräuchen 
hiermit abgeſchafft. 5 

x) Alle ſonſt eingehende allgemeine und beſondere Verfügungen, welche auf die 
Dienſtführung des Wärters von Einfluß find, und die Vorſchriften, welche der Wegebau— 
meiſter für die Erhaltung der betreffenden Wärterſtrecke als beſonders zu beachten nöthig 
findet, werden in ein Ordrebuch (II. 8. 14. j.) von dem Wegebaumeiſter eingetragen, 
welches der Wegewaͤrter ſtets bei ſich führt und pünktlich zu befolgen, verpflichtet ift. 


$ 6. Ueber die Verpflichtungen der Wärter als Polizeibeamten wird, mit Rück— 
ſicht auf die in den verſchiedenen Provinzen beſtehenden beſonderen Geſetze, eine 
beſondere Inſtruktion erlaſſen werden. f 

Hier wird nur bemerkt, daß derſelbe alle Verletzungen der Polizeigeſetze der Bau— 
beamten oder Einnehmern anzuzeigen hat, daß er letzteren bei Verwaltung ſeines Amts 
und Beſchüͤtzung feiner Safe Huͤlfe zu leiſten verpflichtet ift. 

Außerdem hat er darauf zu halten, daß die Reiſenden den des Baues wegen ge— 
ſperrten Theil der Straße meiden, oder, wo nach §. 138, wegen nothwendiger Ausbeſſe— 
rung die Straße am Tage mit Steinen abgeſperrt werden, dafür zu ſorgen, daß ſolche zur 
Nachtzeit weggenommen werden. 

9. 7. Alles dasjenige, was der Wegewäͤrter täglich vollführt hat, trägt derſelbe am 
Abend eines jeden Tages durch bloßes Einſchreiben der Zahlen in den 14tägigen Arbeits— 
bericht ein, wozu ihm die Schemata in Steindruck geliefert werden. Dieſen Arbeitsbericht 
muß er in den Arbeitsſtunden ſtets bei ſich führen. 

(Act. gen. des K. Fin. Min. Abth. IV., b. Nr. 2980.) 


B. Uniformirung. 


1) C. R. des K. Fin. Min. b. 15. Dec. 1837. 

Da die Chauſſee-Aufſeher, welche nach dem, unterm 12. Sept. c. mitgetheilten Re— 
gulativ v. 8. ej 1) künſtig allgemein dei den Staats-Chauſſeen angeſtellt werden ſollen, 
ſich von den bisherigen Chauſſeewärtern weſentlich unterſcheiden und eine hohere Stellung 
einnehmen, für welche ſich beſonderd vormalige Unteroffiziere, Gensdarmen und dergl. 
eignen, ſo iſt die, für die bisherigen Chauſſeewärter vorgeſchriebene Kleidung für die 
Chauſſee-Aufſeher nicht paſſend. Damit aber hinſichtlich ihrer Kleidung die nöthige Gleich— 
förmigkeit ftattfinde, fo wird hierdurch Folgendes darüber beſtimmt. Die Kleidung der 
Chauſſee-Aufſeher ſoll beſtehen: 

1) in einem, bis zur halben Wade reichenden Ueberrocke von dunkelblauem Tuche) im 
Leibe und in den Armeln mit Leinwand gefüttert), mit dergl. runden Aufſchlägen, 
carmoiſinrothem ſtehenden Kragen und zwei Reihen gelben Metallknöpfen, nebit 
einem meilingenen Bruſtſchilde auf der linken Seite, welches den Preuß. Adler und 
die Umſchrift: »Chauſſee-Aufſeher« enthält; 

2) in einem Paar langen Hoſen von grauem Tuche (oben mit Leinwand gefuttert), 

Stiefeletenſpitze und Sprungrieme; 

in einem Mantel von grauem Tuche (im Obertheil des Rückens und in den Aermeln 
mit Leinwand gefüttert), mit Kragen und Aufſchlägen von derſelben Farbe, mit einer 
Bruſttaſche und flachen gelben Metallknöpfen in zwei Reihen vorn herunter, vorn 
und hinten mit kleinen Riemen von Tuch mit beſponnenen Knöpfen, um den Mantel 
hinten zuſammen zu halten und vorn unterm Kragen zuzuknöpfen; 


4) in einer Mütze von blauem Tuche mit einem Streifen und Vorſtoß von carmoiſin— 
rothem Tuche. 

Das Btuſtſchild wird von hier aus in der erforderlichen Anzahl von Exemplaren 
überfandt werden. Im Uebrigen bleibt eo dem Ermeſſen der K. Reg. überlaſſen, die 
Natural⸗Verabreichung der obigen Bekleidungsgegenſtände zu wählen, oder den Aufſehern 
gegen Gewährung der Kleidergelder die eigene Beſchaffung in ſoweit zu überlaſſen, als 
Sie ſich dabei der genauen Beobachtung der obigen Vorſchriften über die Beſchaffenheit 
der Bekleidung und der Erhaltung eines anſtändigen Aeußern verfichert hält. 


3 


— 


1) Vergl. oben S. 19) ff. 
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Die Koſten berechnen ſich 


ad, für den lebe af te Ze ce 10 Dr EI 
»2. »die Hofen C 3 RER 
„ 3% „ den Mantel Ié "wi Zeg 


» 4. „ die Mütze r r 15353 

Der Mantel wird jedenfalls 3 Jahre vorhalten können, ſo daß auf ein Jahr 4 Thl. 
20 Sgr. kommen; die übrigen Gegenſtände werden der jährlichen Erneuerung bedürfen, ſo 
daß ſich ein jährlicher Betrag von 19 Thlr. 5 Sgr., oder in runder Summe von 19 Thlr. 
herauöftellt. Dieſer Betrag iſt daher in dem Chauſſee-Aufſtchts-Koſten-Etat auszubringen. 

Die Gewährung von Schuhzeug findet nicht Statt. 

(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. IV. b. Nr. 3516.) 0 

2) R. des K. Miu. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. W. Juni 
1853 an die K. Reg. zu N. und abſchriftl. zur Beachtung an ſämmtl. übrige 
K. Reg. und die Min. Ban⸗Kom. wegen eines von den permanenten Chauſſe⸗ 
Arbeitern zu tragenden Abzeichens. 

Ich erkenne es aus den, im Ber. der K. Reg. v. 9. v. M. angeführten Gründen 
für zweckmäßig an, den permanenten Chauſſee-Arbeitern ein Abzeichen zu geben, halte et 
jedoch für angemeſſener, daß daſſelbe nicht in einem Adler mit ausgebreiteten Flügeln, wie 
Dieſelbe befürwortet, ſondern in einem an die Kopfbedeckung zu heftenden Schilde von 
Meſſing mit der Aufſchrift »Chauſſee-Arbeiter« beſtehe. b 

Die Koſten für die Beſchaffung dieſer Abzeichen hat die K. Reg. aus Yrem 
Chauſſee-Unterhaltungs-Fonds zu entnehmen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 149. Nr. 124.) 


Dazu: 
R. deſſelb. Min. v. 23. Okt. 1853 an die K. Reg. zu N. und zur Kennt⸗ 
nißnahme an ſämmtl. übrige K. Reg. und die Min. Ban-Kom. 


Unter Beziehung auf den Erlaß v. 28. Juni d. J. (Min. Bl. S. 149) wird der 
K. Reg. auf den Ber. v. 17. Aug d. 3. eröffnet, daß das vorgeſchriebene Abzeichen mn 
ſolchen bei der Chauſſee-Unterhaltung in gewiſſen Zeitabſchnitten vorzugsweiſe beſchäfti— 
ten Arbeitern zu verabreichen iſt, welche wegen beſonderer Tüchtigkeit nach den 88. 10. 
und 11. des Regul. v. 8 Sept. 1837 die Chauſſee-Aufſeher in deren Funktionen zu unter: 
ſtützen oder zu vertreten haben. Gegen die Zweckmäßigkeit dieſer in mehrern Reg. Bez, 
längſt beſtehenden Maßregel kann kein Zweifel erhoben werden. Daß die Ausführung 
derſelben auch die Gewährung der Kopfbedeckung ſelbſt erheiſche, iſt nicht anzuerkennen. 

Bemerkt wird noch, daß bei der Einfachheit des vorgeſchriebenen Abzeichens es nicht 
für nothwendig erachtet worden iſt, von Seiten des Min. den geſammten Bedarf hier 
beſchaffen zu laſſen. (Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 271. Nr. 237.) 


C. Lohn und Emolumente. 


1) Anweiſung zur Dienſtführung der bei den Kunſtſtraßen angeſtellten 
Beamten, v. 6. April 1834. 

8.8. Welcher Lohn und welche Emolumente dem Waͤrter außer denſelben on 
Kleidung, Wohnung oder Entſchädigung dafür, an Gartenland 2c. zu bewilligen find, We 
wie die Beſtimmung feines Wohnſttzes, wenn er keine Dienſtwohnung erhält, iſt Gegen— 
ſtand des Dienſtkontraktes. 5 

Nutzungen, welche ihm hiernach nicht zuſtehen, darf er ſich bei Strafe fofortiger 
Entlaſſung nicht aneignen. 

Hierher gehört die Grasnutzung von den Banketts, für deren Reinhaltung er nach 
F. 5. zu K. Sorge zu tragen hat, oder in den Gräben und auf den Böſchungen, da wo 
der Staat über letztere Nutzungen verfügen kann. 

Wärtern, welche ſich durch Thätigkeit und Liebe zum Dienſt auszeichnen, und 
namentlich die Gräben und Banketts rein halten, kann die Nutzung des Graſes in bei 
Gräben und auf den Böſchungen auf jährliche ſchriftliche Bewilligung des Wegebaumel 
ſters als Belohnung überlaſſen werden. 3 

In dem Dienftfontraft behält ſich die Regierung das ihr zuſtehende Recht ausdrüc⸗ 
lich vor, dem Wegewärter, wenn ſie es dem Beſten des Dienſtes angemeſſen findet, einen 
anderen Wohnſitz und eine andere Wegeſtrecke zur Unterhaltung anzumeijen. ` K 

In allen Fällen, wo das Geſetz dem Denuncianten einen Strafantheil bei Polizei 
Drogen beilegt, foll dieſer auch dem Wärter bei Handhabung der Straßenpolizei zu Gute 
kommen. 

9. 10. Derjenige Wärter, welcher ſich durch Fleiß und gute Unterhaltung lu 
Wegediſtrikts und durch einen ordentlichen Lebenswandel auszeichnet, ſoll durch Beloh⸗ 
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nungen aufgemuntert, der Nachläſſige aber beſtraft werden, insbeſondere dadurch, daß das 
Verſäumte auf ſeine Koſten verrichtet wird, oder daß man ihn entläßt. 

2) Vergl. Regul. v. 8. Sept. 1837 wegen Anſtellung der Chauſſeewärter. 

§. 8. (Oben S. 199 ff.) 8 | 

3) C. R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 29. Jan. 1840, an 
ſämmtl. K. Reg. Bewilligung von Gratififationen für Chauſſeewärter und 
Chauſſee-Aufſeher. 

Die für das verfloſſene Jahr von dem größten Theil der K. Reg. eingereichten An- 
träge auf Bewilligung von Gratifikationen, ſowohl für eine größere Zahl von Chauſſee— 
wärtern, als auch für die neu angeſtellten Chauſſee-Aufſeher veranlaſſen mich, die K. Reg. 
darauf, aufmerkſam zu machen, daß dieſe Gratifikationen keineswegs als eine jedes Jahr 
regelmäßig wiederkehrende Beihülfe angeſehen werden dürfen, ſondern nur als Belohnung 
für außergewöhnliche Auszeichnungen bewilligt werden können, ſowie auch die Urſachen, 
aus welchen bisher die meiften Bewilligungen bei den Chauſſeewärtern ſtattfanden, näm⸗ 
lich geringes Dienſteinkommen, welches zum gewöhnlichen Lebensunterhalte kaum hinreicht, 
bei den mit auskömmlichem Gehalte verſehenen Chauſſee-Aufſehern wegfallen. 

Künftig erwarte ich daher, daß die K. Reg nur diejenigen Individuen zur Bethei— 
lung mit Gratifikationen bezeichnet, welche ſich ganz beſonders durch Fleiß und Benehmen 
im Dienſt, oder durch ungewöhnliche Leiſtungen ausgezeichnet, und dadurch eine vorzugs— 
weiſe Berückſichtigung ſich zu verdienen bemüht geweſen ſind, in ſofern nicht etwa unver— 
ſchuldete Verluſte den Antrag auf Bewilligung einer Gratifikation unterftügen ſollten. 

Dieſe letztern Anträge ſind übrigens nicht, wie bisher geſchehen, einzeln im Laufe 
des Jahres, ſondern, wenn die Hülfe ſo lange aufgeſchoben werden kann, mit den jähr— 
lichen Gratifikations-Vorſchlägen einzureichen. ö 

a K. Min. d. ein, Abth. für H., G. u. Bauw., A. 4. Nr. 24. 

Ol, 0 = 

4) Bildung eines Gratifikations-Fonds aus den Revenüen der Gras— 
nutzung und der Weidenpflanzungen in den Chauſſeegräben und auf 
den Böſchungen, und Verwendung deſſelben. 

a) C. R. des Gen. Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 12. Mai 1841, an 
ſämmtl. K. Prov. Steuerdir. ꝛc. a 

Aus der in Abſchrift hierbei erfolg. Verf. (Anl. a.) an die K. Reg. b. 20 Aug. v. J. 
wollen ꝛc. erſehen, daß nach der K. O. v. 4. Aug. v. J., die Gradnutzuug in den Chauſſee— 
gräben und auf den Böſchungen, ſei es durch Verpachtung nach dem Meiſtgebote oder 
durch Ueberlaſſung aus freier Hand, verwerthet und aus dem Ertrage ein, ausſchließlich 
zu Gratifikationen und Unterſtützungen für verdiente Chauſſee-Aufſeher und Arbeiter be— 
ſtimmter Fonds gebildet werden ſoll. Dieſe Allerh. Beſtimmung ſoll v. 1. Jan. d. J. ab 
zur Anwendung kommen. Es iſt daher der Ertrag aus der fraglichen Grasnutzung fortan 
nirgends unter den Erträgen von Chauſſeen und ſonſtigen Kommunikationsanſtalten 
durch die Haupt-Zoll- und Steuerämter zu vereinnahmen. Vielmehr ſteht die Ausfüh- 
rung der vorgedachten Allerh. Beſtimmung der K. Bau-Verwaltung, ohne Mitwirkung 
der Steuerbeamten, zu und es ſind die, von den Hauptämtern ſeit dem 1. Jan. d. J. für 
Grasnutzungen etwa bereits vereinnahmten Betrage an die betr. Reg.-Haupt-Kaſſe zu 
dem Gratifikationd- und Unterſtützungsfonds für verdiente Chauſſee-Aufſeher und Arbei— 
ter abzuführen. 

Anl. a. ; 

Mittelſt Allerh. K. O. v. 4. d. M. haben des Königs Maj. zu genehmigen geruht, 
daß die Grasnutzung in den Chauſſeegräben und auf den Böſchungen, ſei es durch Ver— 
pachtung nach dem Meiſtgebote oder durch Ueberlaſſung aus freier Hand, verwerthet und 
aus dem Ertrage ein, ausſchließlich zu Gratifikationen und Unterſtützungen für verdiente 
Chauſſee-Aufſeher und Arbeiter beſtimmter Fond gebildet werde. 

Die Allerh. Beſtimmung hebt diejenige des §. 8 der Anweiſ. zur Dienſtführung der 
bei den Kunſtſtraßen angeſtellten Beamten v. 6. April 18341), auf, nach welcher es ge— 
ſtattet war, Wärtern, welche ſich durch Thätigkeit und Liebe zum Dienſte auszeichnen, die 
Nutzungen des Graſes in den Gräben und auf den Böſchungen auf jährliche ſchriftliche 
Bewilligung des Wegebaumeiſters als Belohnung zu überlaſſen, und kommt — da für 
das laufende Jahr in den meiſten Reg. Bez. über die Grasnutzungen bereits in der vor— 
gedachten Art verfügt iſt, — überall v. 1. Jan. k. J. ab zur Anwendung. 

Von da ab bleibt es der K Reg. überlaſſen, bei der Verpachtung den Weg der Liei— 


) Vergl. oben S. 206 ff. 
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tation zu wählen oder die erſtere aus freier Hand zu bewirken, je nachdem Sie auf einem 
oder dem andern Wege das höhere Gebot zu erlangen hofft. Chauſſee-Aufſehern, Märs 
tern und Arbeitern darf die Pachtung aus freier Hand nicht nachgegeben werden; -fte find 
aber bei den Licitationen nicht auszuſchließen. Die Verpachtung iſt im Frühjahr jeden 
Jahres unter der Bedingung der Vorausbezahlung zu veranlaſſen und der Erlös ſpäte— 
ſtens bis zum 1. Okt. zum Rückeinnahme-Fonds des Chauſſee-Unterhaltungsfonds an die 
Gen.⸗Staats-Kaſſe abzuführen, welche, auf vorhergegangene Anzeige von dem Betrage, 
zur Annahme angewieſen werden ſoll. Bei Gelegenheit dieſer Anzeige hat die K. Reg. 
Ihre Vorſchläge rüͤckſichtlich der zu gewährenden Gratifikationen und Unterſtützungen zu 
machen, die indeß keinesweges von dem Betrage der in jedem Reg. Bez. aufkommenden 
Pachtgelder abhängig ſind; vielmehr wird die Vertheilung, ohne Rückſicht auf den Ertrag 
der Verpachtung in jedem Reg. Bez., nach Maßgabe des Reſultats der Prüfung ſämmt— 
licher Anträge erfolgen. 

Rückſichtlich der letzteren wird die K. Reg. von dem Geſichtspunkte ausgehen, daß es 
nicht die Abſicht iſt, aus dieſen Fonds allen Aufſehern und Wärtern, etwa nur mit Aus— 
nahme ſolcher Subjekte, deren Dienſtführung erheblichen Tadel veranlaßte, unter der Be— 
zeichnung von Gratifikation oder Unterſtützung eine Gehaltszulage zuzuwenden; es ſollen 
dergl. vielmehr nur den wirklich ausgezeichneten und hülfsbedürftigen — wenn ſie anders 
der Unterſtützung zugleich würdig ſind — zugewendet werden, und werden die Vorſchläge 
daher immer nur für verhaltnißmäßig wenige gemacht werden können. Andernfalls würde 
der Fonde zerſplittert und der eigentliche Zweck ſeiner Begründung verfehlt werden. Soll— 
ten ſich unter den Wärtern des dortigen Reg. Bez. vor dem J. 1834 angeſtellte finden, 
denen beſtimmte Abſchnitte der Gräben und Böſchungen zur Benutzung, als mit der Stelle 
verbundenes Nebeneinkommen, ausdrücklich überwieſen ſind, ſo ſind jene bis zum Abgange 
der Nutzungsberechtigten von der Verpachtung, die letzteren aber auch von den Gratififus 
tionen und Unterſtützungen auszuſchließen. 

Was die pro 1840 zur Soll-Einnahme ſtehenden Erträge aus der Verpachtung die— 
ſer Nutzungen anlangt, ſo ſind dieſelben ebenfalls zu dem oben bezeichneten Fonds an die 
Gen.-Staats-Kaſſe abzuführen, und iſt rückſichtlich der Vorſchläge und Anzeige übrigens 
nach dieſer Verf. zu verfahren. Es ſollen aber die in dieſem Jahre aufkommenden Erträge 
— bei der Abweichung des Verfahrens in den verſchiedenen Reg. Bez., — nach Maßgabe 
der Einnahme der letzteren, auch an die Aufſeher und Arbeiter des betr. Reg. Bez. ber— 
theilt werden, wonach denn die Vorſchläge einzurichten ſind. 

Berlin, den 20. Aug. 1840. Der Fin. Min. 


Gr. v. Alvensleben. 
An ſämmtl K Reg. 
(Central-Bl. des Fin. Min. 1841. S. 117. Nr. 55., Min. Bl. d. i. V. 1841. 
S. 145. Nr. 215. u. 1840. S. 419. Nr. 721.) 


b) R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 30. Juni 1841, an die 
K. Reg. zu Stralſund. 

Da die Allerh. K. O. v. 4. und die darauf gegründete C. Verf. v. 20. Aug v. J. 
ausdrücklich nur von der Bildung eines Gratifikatione-Fonds für verdiente Chauſſee-Auf— 
ſeher und Wärter, aus dem Ertrage der, früher den letzteren als Emolument überlaſſenen 
Grasnutzung an den Chauſſeegraͤben und Böſchungen handelt, fo kann, wie der K. Reg. 
auf den Antrag v. 14. d. M. eröffnet wird, der grundſätzlich der Steuer-Verwaltung zu— 
fließende Ertrag aus den an den Böſchungen befindlichen Weidenpflanzungen eben ſo 
wenig als die Nutzung anderer Chauſſee-Baumpflanzungen zu jenen Gratifikations-Fonds 
gezogen werden. 

(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., F. und Bauweſen, A. I. 10., IV. 
9459.) | 

c) R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 21. Jan. 1842, an 
ſämmtl. K. Reg., mit verſchiedenen, den Verhältniſſen in den einzelnen Reg. 
Bez. angemeſſenen, Zuſätzen. 

Durch die C. Verf. v. 20. Aug. 1840 wurde zwar den K. Reg. aufgegeben, bei Ge⸗ 
legenheit der Anzeige von dem Ertrage der Grasnutzung ihre Vorſchläge rückſichtlich der 
zu gewährenden Gratifikationen und Unterſtützungen zu machen; nach näherer Prüfung 
der eingegangenen Ber. finde ich es indeß angemeſſener, es dem eigenen Ermeſſen der K. 
Reg zu überlaſſen, welche Aufſeher und Wärter und bis zu welchem Betrage fie mit Gras 
tififationen zu betheiligen ſeien, indem ich wohl vorausſetzen darf, daß ſte, den Zweck der 
letzteren richtig würdigend, keine Subjekte berückſichtigen werden, welche es nicht durch gute 
Dienſtführung verdienen. 

Indem ich daher der K. Reg. die Vertheilung des Ihr für das verfloſſene Jahr be— 
willigten Betrags, und der fpäterhin jährlich in ähnlicher Weiſe zu überweiſenden Fonds 
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überlaſſe, entbinde ich Sie fuͤr die Folge von Einreichung der ſpeziellen Vertheilungs-Vor⸗ 
ſchläge. Dagegen behält es im Uebrigen bei dem Inhalte der oben erwähnten C. Verf. 
mit der Maßgabe fein Bewenden, daß die K. Reg., wenn Sie den Betrag der für das 
betr. Jahr an die Gen.-Staatskaſſe abzufuͤhrenden Grasnutzungs-Gelder anzeigt, jedes— 
mal ausdrücklich zu bemerken hat, wie viele von den vorhandenen älteren Wärtern auf 
Grund jener C. Verf. von der Theilnahme an den Gratifikationen und Unterftügungen 
darum ausgeſchloſſen bleiben muͤſſen, weil ihnen Abſchnitte der Chauſſeegräben und 
Böſchungen zur Naturalbenutzung überwieſen ſind. Der Grundſatz dieſer Ausſchließung 
von der Theilnahme an dem Gratifikations-Fonds muß jedenfalls aufrecht erhalten wer— 
den, weil es nicht zuläſſig erfcheint, dergleichen Subjekte dadurch vor Anderen zu bevorzu— 
gen, daß man ihnen einmal das Natural- Nebeneinkommen läßt und außerdem noch eine 
Theilnahme an dem Fonds geftattet, der allein aus der Verpachtung der Grasnutzung 
eee und Böſchungen in fremden Aufſeher- und Wärter-Diſtrikten 
gebildet wird. 
Ich erwarte, daß die K. Reg. ohne Erinnerung den Termin der Anzeige, welche die 
C. Verf. v. 20. Aug. 1840 vorſchreibt, inne halte, Ihre Berichte aber auch, ohne denſelben 
abzuwarten, ſchon dann erſtatten werde, wenn ſich der Betrag der eingezahlten Gras— 
nutzungsgelder überſehen läßt. Einnahme-Reſte dürfen überhaupt nicht vorkommen und 
laſſen ſich immer vermeiden, wenn die Vorſchrift der mehr erwähnten C. Verf. gehörig 
befolgt und die Verpachtung der Grasnutzung im Frühjahr nur gegen Vorausbezah— 
lung Statt findet. 
(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 152. Nr. 204., Acta gen. des Min. d. F., Abth. für 
H., G. und Bauweſen, sign. Baubeamte, gen. A. Abth. II. Fach 1. Nr. 28.) 


d) C. R. des K. Fin. Min. (Gr. b. Alvensleben) v. 7. April 1842, an 
ſämmtl. K. Reg. u. abſchriftlich an ſämmtl. K. Prov. Steuerdir. 

Aus der abſchriftlich anl. (sub a.), heute an die K. Reg. erlaſſenen Verf. werden 
Ew. ꝛc. erleben, daß die Erträge aus den Weidenpflan zungen auf den Böſchungen der 
Kunſtſtraßen zu dem Gratifikations-Fonds für verdiente Chauſſee-Aufſeher und Arbeiter 
eingezogen werden ſollen. Es finden daher hinſichtlich dieſer Erträge die Beſtimmungen 
Anwendung, welche durch die Verf. v. 12. Mai 184! hinſtchtlich der Grasnutzung in den 
Chauffeegräben und auf den Böſchungen der Kunſtſtraßen ertheilt find. 

Anl. a. 

Nachdem des Königs Maj. mittelſt Allerh. K. O. v. 9. v. M. auf meinen Antrag 
zu genehmigen geruht haben, daß die Erträge aus den Weidenpflanzungen auf den 
Böſchungen der Kunſtſtraßen, eben ſo, wie die Einnahme aus der Grasnutzung in den 
Chauſſeegraͤben und auf den Böſchungen derſelben, zu dem durch die Allerh. K. O. v. 
4. Aug. 1840 beſtimmten Gratifikations-Fonds für verdiente Chauſſee-Aufſeher und Ar- 
beiter eingezogen werden dürfen, ſo wird die K. Reg. von dieſer Allerh. Beſtimmung hier— 
durch in Kenntniß geſetzt und demgemäß Derſelben aufgegeben, mit den gedachten erſteren 
Erträgen pro 1842 in gleicher Weiſe zu verfahren, wie ſolches durch die C V. v. 20. Aug. 
1840 und 21. Jan. e hinfichtlich der Einnahmen aus der Grasnutzung vorgeſchrieben iſt. 

Bei Einſendung dieſer Beträge an die Gen.-Staats-Kaſſe ift ubrigens in der gleich» 
zeitig davon einzureichenden Anzeige der Statt gefundene Geſammt-Erlös aus beiden Ein— 
nahme⸗Gegenſtänden beſonders zu bezeichnen. 

Berlin, den 7. April 1842. Der Fin. Min. 

An ſämmtl. K. Reg. 
(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 158. Nr. 207., Central⸗Bl. d. Fin. Min. 1842. 
S. 252. Nr. 89.) | 


e) R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 29. Juni 1842, an die 


K. Reg. zu Merſeburg. 

Auf den Antrag der K. Reg. in dem. Ber. v. 3. d. M. (J. 7652) bei Vertheilung der 
Ihr zu Gratifikationen für Chauſſee-Aufſeher und Wärter pro 1841 überwieſenen und 
künftig zu überweiſenden Summen auch verdiente Wärter berüdfichtigen zu dürfen, unge⸗ 
achtet ſolchen die Grasnutzung in den Chauſſeegräben und Boͤſchungen bei ihrer Anſtellung 
zugeſtchert worden, kann nicht eingegangen, vielmehr muß der in der C. V. v. 21. Jan. 
d. J. ausgeſprochene Grundſatz, wonach diejenigen Wärter, welchen jene Nutzung zuſteht, 
von den Gratifikationen ausgeſchloſſen bleiben ſollen, aufrecht erhalten werden. Da es 
ihnen freiſteht, auf das Natural-Emolument zu verzichten, in welchem Falle ſte ſich bei 
treuer und ſorgfältiger Dienſtverrichtung die Ausſicht auf Theilnahme an dem aus dem 
Ertrage der Verpachtung gebildeten Fonds erwerben, während die ihnen zur Benutzung 
überwieſenen Strecken mit zur Verpachtung gezogen, ſo erledigt ſich das Moment, welches 
die K. Reg. zu Gunſten jener Wärter vorgetragen hat, und mag dieſelbe, wenn He dies für 
angemeſſen erachtet, die betr. Waͤrter vernehmen laſſen, ob ſie auf das ihnen zuſtehende 
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Emolument verzichten wollen. In dieſem Falle iſt ihnen aber ausdrücklich zu eröffnen, 
daß ihnen Gratifikationen aus dem Grasnutzungs-Fonds nur nach Maßgabe ihrer größe, 
ren oder geringeren Sorgfalt bei Verrichtung ihrer Dienſtgeſchäfte würden bewilliget, in 
dem Falle aber würden verſagt werden, wenn ſie ihren Dienſt nicht zur Zufriedenheit ber⸗ 
ſähen. Erſcheint der K. Reg. die mit der Verf. v. 21. Jan. d. J. überwieſene Summe 
ohne Theilnahme der Wärter für diejenigen Aufſeher, welche Sie berückſichtigen will, zu 
bedeutend, ſo bedarf es nicht der Andeutung, daß dieſelbe in ſoweit erſpart und als erſpart 
verrechnet werden muß, als die K. Reg. nach den obwaltenden Verhältniſſen die Vermen- 
dung zu Gratifikationen nicht für angemeſſen erachtet. . 

Für die künftigen Jahre wird durch Berüdfichtigung der in ſämmtl. Reg. Bez. vor⸗ 
handenen Wärter, welche die Naturalnutzungen beziehen, eine den Verhältniſſen entſpre— 
chende Vertheilung bewirkt und das Mißverhältniß beſeitigt werden, welches ſich jetzt in 
Beziehung auf die der K. Reg. überwieſene Rate beſonders bemerklich macht. 

(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., G. und Bauweſen, A. II. 18. Nr. 3, 
IV. 9693.) 


H) C. R. des K. Min. d. F. (Flottwell) v. 9. Mai 1845 an ſämmtl. K. 
Reg. Verpachtung der Grasnutzung in den Gräben und auf den Böſchungen der 
Chauſſeen. 


Auf den Bericht der K. Reg. v. 13. v. M. wird unter den angezeigten Umſtaͤnden 
die Verpachtung der Grasnutzung in den Gräben und auf den Böſchungen der N. Nſchen 
Chauſſee auf 3 bis 6 hintereinander folgende Jahre hiermit genehmigt, wenn bei der alter— 
nativen Ausbietung reſp. auf ein Jahr oder auf einen längeren Zeitraum für den letzteren 
verhältnißmäßig ein höheres Gebot gemacht wird. Jedenfalls iſt aber in den Kontrakten 
die Klauſel aufzunehmen, daß wenn inzwiſchen der Grundſatz der Verpachtung der Grad 
nutzung in den Gräben und an den Böſchungen der Chauſſee im dortigen Regierungs- 
bezirke überhaupt aufgegeben, oder die Chauſſee verlegt werden ſollte, der Vertrag nur ald 
von Jahr zu Jahr geſchloſſen, zu betrachten ſei, der Pächter alſo keinen Anſpruch auf Ent— 
ſchädigung für den aufgerufenen Theil der vertragsmäßig verabredeten Pachtzeit habe. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 148. Nr. 172.) 


g) C. R. der K. Min. d. F. (v. Bonin) u. für H., Gew. u. öffentl. A. 
„Oeſterreich) v. 30. Sept. 1848 an ſämmtl. K. Reg. Erhebung und Verrech— 
nung des Ertrages aus der Grasnutzung auf den Böſchungen und in den Grä— 
A ben der Staats⸗Chauſſeen, ſowie des Erlöſes aus den Weidenpflanzungen. 


Der bisher bei der General-Staatskaſſe außeretatsmäßig vereinnahmte, zu einem 
Gratifikations- und Unterſtützungsfonds für Chauſſee-Aufſeher und Arbeiter beſtimmte 
Ertrag aus der Verpachtung des Graſes auf den Böſchungen und in den Gräben der 
Staats⸗Chauſſeen, ſowie der Erlös aus den Weidenpflanzungen, ſoll vom nächſten Jahre 
ab, etatsmäßig gemacht und die Einziehung der vorbezeichneten Beträge ſeitens der Pro— 
vinzial-Steuerbehörde bewirkt werden. 

Die K. Reg. hat die deshalb erforderlichen Mittheilungen baldigſt an die Provinzlal— 
Steuerbehörde gelangen zu laſſen, welche die betreffenden Erhebungen von 1849 ab 
bewirken und durch die Abſchlüſſe der indirekten Steuern nachweiſen laſſen wird. 

(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 350. Nr. 424.) 

h) C. R. des K. Min. d. F. (v. Bonin) v. 30. Sept. 1848 an ſämmtl. 
K. Prov.⸗Steuerdir., reſp. Reg. Deſſelben Inhalts. Ä 

Ew. Hochw. erhalten hierbei zur Nachachtung Abſchriſt einer wegen künftiger Erhe— 
bung und Verrechnung des Ertrages aus der Verpachtung des Graſes auf den Boͤſchun— 
gen und in den Gräben der Staats-Chauſſeen, ſowie des Erlöſes aus den Weidenpflan— 
zungen, heute an die K. Reg. erlaſſenen Verfügung. In Uebereinſtimmung mit derſelben 
ſind die bezeichneten Einnahmen von 1849 ab durch die Haupt⸗Zoll und Haupt⸗Steuer⸗ 
ämter zu erheben, mithin auch in deren Verwaltungs-Abſchlüſſen und Jahresrechnungen 
nachzuweiſen. g 

Die Verrechnung dieſer Nutzungen ſoll nicht unter den Erträgen der Chauſſeen und 
ſonſtigen Kommunikationsanlagen, ſondern als eine bei der General-Staatskaſſe wieder 
auszuſondernde Einnahme für andere Fonds erfolgen. In den Verwaltungs⸗-Abſchlüſſen 
wird der Anſatz daher in Spalte 42. zu bewirken ſein. Sofern in letzterer neben dieſen 
Nutzungen noch andere Einnahmen (Braumalzſteuer-Zuſchlag, außerordentliche Hafen: 
geider, nacherhobene Rheinzölle) in Anſatz zu ſtellen find, iſt die als berichtigtes Soll 
aufzuführende Summe der Spalte 42. nach ihren Beſtandtheilen durch einen Vermerk zu 
erläutern. (Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 351. Nr. 425.) 


1) R. des K. Gen.⸗Steuerdir. (Kühne) v. 22 Nov. 1848 an den K. Prob. 
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Stenerdir. zu Münſter, betr. die Einziehung des Erlöſes aus der Grasnutzung 
und den Weidenpflanzungen an den Chauſſeen. 


Auf Ew. Hochw. Anfrage v. 29. v. M. wird hierdurch erwiedert, daß die bisher 
von den Wegebaubeamten bewirkte Verpachtung ber Grasnußung und der Verkauf 
des Weidenabtriebs an den Chauſſeen auch ferner durch die Regierungen und die den— 
ſelben untergebenen Beamten zu beſorgen ift, da die dieſerhalb früher entlaffenen Verfü— 
gungen, namentlich das Dirt, v. 20. Auguſt 1840, (Min. Bl. S. 419. Nr. 721. 1) durch 
das Cirk. v. 30. Sept. c. (Min. Bl. S. 350., 351. Nr. 424., 425), wie auch aus dieſem 
hervorgeht, nicht abgeändert worden. Dagegen iſt die Einziehung der Pachtgelder, 
jenem Cirkular gemäß, durch die Organe der Provinzial-Steuerverwaltung, inoͤbeſondere 
durch die Chauſſeegeld-Erheber zu bewirken und find den Prov.-Steuerdir. zu dieſem 
Behufe die betreffenden Verpachtungs-Verhandlungen von den Regierungen zu über— 
machen. — Uebrigens iſt es nicht erforderlich, daß in den Etats jeder einzelne Wächter 
aufgeführt werde, vielmehr genügt eine ſummariſche Angabe nach Baukreiſen, wozu der 
Anhangs⸗Etat über Einnahme von Kommunikations-Anſtalten zu benutzen iſt. 

(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 390. Nr. 488.) 


k) C. R. des K. Gen.⸗Steuerdir. (v. Pommer-Eſche) v. 26. März 1849 
an ſämmtl. K. Prov.⸗Steuerdir., betr. die Bewilligung einer Tantieme für die 
Einziehung des Erlöſes aus der Gradnutzung und den Weidenpflanzungen auf 
den Böſchungen und in den Gräben der Staats-Chauſſeen. 

Ew. Hochw. werden in Verfolg der Verf. b. 30. Sept. und 22. Nov. v. J. (Min. 
Bl. S. 350. f. und S. 390.) ermächtigt, den mit der Einziehung der Pachtgelder ꝛc., für 
die Grasnutzung auf den Böfhungen und in den Gräben der Staats-Chauſſeen, fo wie 
des Erloͤſes aus den Weidepflanzungen, beauftragten Chauſſeegeld-Erhebern, vom 
Anfange dieſes Jahres ab, eine Hebegebühr von drei Prozent zahlen zu laſſen, auch ein 
gleiches Zugeſtändniß nach Befinden den Chauſſeegeld-Pächtern zu machen. 

In den Verwaltungs⸗-Abſchlüͤſſen iſt der Betrag dieſer Hebegebühr unter Spalte 42 
von der urſprünglichen Brutto-Einnahme, und zwar als Regiſter- und Rechnungs⸗Ver⸗ 
gütung, vorweg abzufegen, In der Zeile für das berichtigte Soll wird demnach in der 
genannten Spalte nur der Nettoertrag jener Nutzungen nachgewieſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 73. Nr. 118.) Ä 

1) R. des K. Geu.⸗Steuer.-Dir. (v. Pommer-Eſche) v. 20. Juli 1849 an 
den K. Prov.⸗Steuer-Dir. zu Magdeburg, betr. die Tantieme für die Einziehung 
des Erlöſes aus der Grasnutzung ꝛc. an den Staats-Chauſſeen. 

Ew. Hochw. erwiedere ich auf den Ber. b. 19. v. M., daß außer den Chauſſeegeld— 
Erhebern und Chauſſeegeld-Pächtern, auch den Verwaltern anderer Steuer-Hebeſtellen, 
welche mit der Einziehung der Pachtgelder für die Grasnutzung auf den Böſchungen und 
in den Gräben der Staats-Chauſſeen, ſowie des Erloͤſes aus den Weidenpflanzungen 
beauftragt ſind, inſoweit letztere mit ihrem Einkommen auf Tantiemen angewieſen ſind, 
von dieſen Pachtgeldern eine Hebegebühr von 3 Prozent bewilligt werden kann. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 174. Nr. 242.) 

m) C. R. der K. Min. für H., Gew. u. öffent. A. (v. d. Heyd) u. d. F. 
(v. Rabe) v. 12. Sept. 1849 an ſämmtl. K. Reg. u. Prov.⸗Steuer⸗Dir., betr. 
die Verpachtung der Gras- und Weidennutzungen an den Staats-Chauſſeen. 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 18. v. M. wird genehmigt, daß die Bezirks-Wegebau⸗ 
meiſter die von ihnen über die Verpachtung des Graſes auf den Böſchungen und in den 
Gräben der Staats-Chauſſeen, ſowie der Weidenpflanzungen, abgeſchloſſenen Verträge 
mit den Ausbietungs-Verhandlungen, behufs der Einziehung und Verrechnung der Beträge, 
unmittelbar an die Hauptzall- und Hauptſteuerämter gelangen laſſen und der K. Reg. 
nur eine Nachweiſung von den verpachteten Nutzungen und den dafür zu entrichten— 
den Pachtbeträgen eingereicht werde. | ` 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 233. Nr. 336.) 

n) R. derſelben Min. v. 6. Nov. 1849 an die K. Reg. zu Cöln, betr. 
die Beſtätigung der Verträge über die Verpachtung der Gradnutzung ꝛc. an den 
Staats⸗Chauſſeen. 

Der K. Reg. eröffnen wir auf den Bericht v. 26. v. M. daß eo nicht in der Abſicht 
gelegen hat, bei dem Erlaß des C. R. v. 12. Sept. e. (Min. Bl. S. 233. Nr. 336.) die 


1) Vergl. oben sub a. 
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Verträge über Verpachtung der Grasnutzung ꝛc. auf den Böſchungen und in den Gräben 
der Staats⸗Chauſſeen von einer Genehmigung der Steuerbehörden abhängig zu machen. 
In der Regel wird es einer Beſtätigung der Verträge gar nicht bedürfen, ſondern die bp, 
nitive Abſchließung den Wegebaubeamten zu überlaffen ſein. Hält die K. Reg es für 
angemeſſen, in einzelnen Fällen oder für eine beſtimmte Hohe der Pachtſumme dle Pri⸗ 
fung und Beſtätigung des Vertrages Sich vorzubehalten, ſo bleibt Ihr überlaſſen, die 
Wegebaumeiſter deshalb mit Anweiſung zu verſehen und hat Sie alsdann für die Jufer⸗ 
tigung der von Ihr beſtätigten Verträge an das betr. Haupt⸗Zoll- oder Haupt-Steueramt 
behufs Erhebung des Pachtertrages Sorge zu tragen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 247. Nr. 365.) 

o) C. R. derſelben Min. v. 20. Febr. 1851 an ſämmtliche K. Reg. und 
Prov.⸗Steuer⸗Dir., betr. die Einziehung und Verrechnung des Erlöſes aus der 
Verpachtung des Graſes an den Staats-Chauſſeen. 

Die in Folge der C. V. v. 30. Sept. 1848, zugleich mit dem Erlöſe aus den Wei- 
denpflanzungen vom Jahre 1849 ab den Haupt-Zoll- und Haupt⸗Steuerämtern zur Ein- 
ziehung und Verrechnung überwieſenen Erträge aus der Verpachtung des Graſes an den 
Staats-Chauſſeen beſtehen aus einer großen Anzahl im Einzelnen ſehr unbedeutender 
Poſten, deren detaillirter Nachweis in den Jahresrechnungen der Hauptämter die Rech⸗ 
nungslegung ſehr weitläufig macht. 7 

Es wird daher zur Vereinfachung der gedachten Rechnungslegung im Einverſtaͤnd⸗ 
niffe mit der K. Ober-Rechnungskammer hierdurch Folgendes beſtimmt: 
| 1) Die einzelnen Pächter werden mit den von denſelben entrichteten Pachtbeträgen 
in den Rechnungen nicht mehr nachgewieſen, vielmehr erfolgt der Nachweis dieſer Pacht⸗ 
beträge ſummariſch nach Baukreiſen und es wird das Detail nur durch die mit den Ver⸗ 
pachtungs-Verhandlungen belegten Nachweiſungen der Wegebaubeamten dargethan. 

2) Die für die Erhebung dieſer Pächte gewährte Hebegebühr wird nicht mehr wie 
bisher ſpeziell in den Rechnungen nachgewieſen, vielmehr tritt auch hierin ein kürzeres 
Verfahren in der Art ein, daß die Hebegebühren von der Provinzial-Steuerbehörde, reip. 
von dem Hauptamte auf den Nachweiſungen der Baubeamten feſtgeſetzt werden und die 
Verausgabung unter Abſchnitt III. der Nachweiſung der Reſtitutionen, Bonifikationen u. 
ſummariſch erfolgt, unter Beifügung der Quittungen der einzelnen Empfänger. | 

Die vorſtehenden Beſtimmungen haben auf die Buchführung der KHauptämter | 
feinen Einfluß, da dad Haupt- Manual das vollſtändige Detail der Pachtbeträge in Ein- 
nahme und Ausgabe enthalten muß. , 

Um Ausfälle an Pachtbeträgen zu vermeiden, ift in den Verpachtungs- Bedingungen 
ein Termin, bis zu welchem das Pachtgeld zu entrichten iſt, feſtzuſetzen, mit dem Hinzu— 
fügen, daß, wenn der Termin nicht eingehalten werde, zu einer anderweiten Verpachtung 
auf Koſten und Gefahr des urfprünglichen Pächters werde geſchritten werden. Die 
Chauſſee-Aufſeher und Wärter find demnächſt anzuweiſen, die Nutzung der gepachteten 
Strecken den Pächtern nur nach Vorzeigung der Quittung über den entrichteten Pachtbe⸗ 
trag zu geſtatten. 

Die K. Reg. hat hiernach das Weitere zu veranlaſſen, zugleich aber, um auch die 
Juſtifikation der Einnahme zu vereinfachen, in Erwägung zu ziehen, ob die örtlichen Ver— 
hältniſſe es geſtatten, die Verpachtung der fraglichen Grasnutzung in jedem Wegebaukreiſe 

für einen beſtimmten mehrjährigen Zeitraum eintreten zu laſſen. In dieſem Falle würde, 
wenn im Laufe der Pachtperiode keine Veränderungen vorkommen, dies in jedem Jahre 
von dem Baubeamten nur einfach zum Rechnungsbelag zu beſcheinigen, wenn aber Ver⸗ 
änderungen eingetreten ſind, davon durch dieſelben die erforderliche Mittheilung zu machen 
ſein. Es würde durch ein ſolches Verfahren zugleich für die Wegebaubeamten eine 
Geſchaͤftserleichterung entſtehen, die noch weiter ausgedehnt werden kann, wenn die Pächte 
der Grasnutzungen auch da, wo die Baukreiſe nicht mit den Hauptamtsbezirken zuſam⸗ 
menfallen, demjenigen Hauptamte zur Vereinnahmung von dem ganzen Baukreiſe über⸗ 
wieſen werden, in deſſen Bezirk der Baubeamte ſeinen Wohnſitz hat, ohne daß es darum 
nöthig wäre, die von Chauſſeegelderhebern anderer Hauptamtsbezirke für Rechnung des 
betreffenden Hauptamtes eingezogenen Pachtgelder durch die ihnen vorgeſetzten Dot 
amter abzuliefern, die Ablieferung würde vielmehr unter Abrechnung der Hebegebühr 
unbedenklich unmittelbar von denſelben an das ihnen bezeichnete Hauptamt erfolgen 
können. (Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 50. Nr. 60.) 


p) C. R. der K. Ober-Rechnungs⸗Kammer v. 28. März 1851 an ſämmtl. 
K. Prov.⸗Steuer⸗Dir., betr. die Verrechnung des Erlöſes aus der Verpachtung 
des Graſes an den Staats-Chauſſeen. 


Ew. Hochw. werden aus der unterm 20. v. M. ergangenen C. V. des Herrn. 
Fin. Min. und des Min. für H., G. u. öffentl. A. erſehen haben, in welcher Weiſe wir bel 
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der Verrechnung der, in Folge der C. V. der gedachten Min. v. 30. Sept. 1848 den 
Haupt⸗Zoll⸗, und Haupt⸗Steuerämtern zugleich mit dem Erlöſe aus den Weidenpflanzun— 
gen, zur Einziehung überwieſenen Erträge aus der Verpachtung des Graſes an den 
Staats⸗Chauſſeen, Vereinfachung und Gleichförmigkeit herbeigeführt zu ſehen münfchen. 
Wir beſtimmen zu dem Ende Folgendes: 

1) Den Rechnungen der Hauptämter, welche Grasnutzungspächte zu vereinnahmen 
haben, iſt unmittelbar hinter der Nachweiſung der außerordentlichen Einnahmen eine, per, 
läufig mit der Feder, nach dem Muſter für die Chauſſeegeld-Einnahme-Nachweiſung, anzu- 
legende »Nachmeifung über die Einnahmen aus der Verpachtung der 
Grasnutzung an den Staats-Chauſſeen« einzuſchalten. 

2) In dieſer Nachweiſung ſind die Pachtbeträge ſummariſch nach Wegebaukreifen 
aufzuführen und demnächſt aufzurechnen, neben dem Geſammtbetrage aber iſt anzugeben, 
auf welcher Seite und in welcher Spalte ſelbiger in der Einnahme-Nachweiſung der lau— 
fenden Verwaltung weiter nachgewieſen iſt. In der Bemerkungsſpalte iſt bei jedem Bau— 
kreiſe anzumerken, ob die Verpachtung jährlich, oder nach einem gleichmäßigen Turnus 
auf mehrere Jahre Statt findet, und letzteren Falles, für welche Jahre die abgeſchloſſenen 
Pachtverträge Gültigkeit haben. Iſt die Pachtdauer in einem und demſelben Wegebau— 
kreiſe verſchieden, ſo iſt dies ebenfalls zu bemerken. 

3) Zur Juſtifikation der aus den einzelnen Wegebaukreiſen vereinnahmten ſumma— 
riſchen Beträge dienen die ſpeziellen Verpachtungs-Nachweiſungen der betreffenden Wege- 
baubeamten und die denſelben beizufügenden Verpachtungs-Verhandlungen, welche den 
Hauptämtern entweder unmittelbar oder durch Vermittelung der Provinzial-Steuerbe— 
horde zugehen. 

Bei der Prüfung dieſer Nachweiſungen iſt die genaue Angabe der Dauer der Pacht— 
verträge ſorgfältig ind Auge zu faſſen und die Berichtigung etwaiger unrichtiger Anga— 
ben in dieſer Beziehung, vor der Feſtſtellung des Geſammtbetrages der Nachweiſung, zu 
bewirken. 

4) Findet die Verpachtung in einem Baukreiſe gleichmäßig auf eine beſtimmte Reihe 
von Jahren ſtatt, ſo iſt, wenn im Laufe der auf das Jahr der Verpachtung folgenden 
übrigen Jahre der Pachtperiode keine Veränderungen eingetreten find, dies von dem Bau— 
beamten zur Rechnungs⸗Juſtifikation beſcheinigen zu laſſen; wenn aber Veränderungen in 
der Perſon der Pächter oder ſonſt vorgekommen ſind, deren Juſtifikation durch Beibrin— 
gung der erforderlichen Belagſtücke zu bewirken. | 4 

Erfolgt dagegen die mehrjährige Verpachtung nicht nach einem gleichmäßigen Tur- 
nus, ſo iſt, um die richtige Innehaltung der verſchiedenen Pachtperioden kontroliren zu 
können, mit der Verpachtungsnachweiſung für das laufende Rechnungsjahr zugleich die 
Verpachtungsnachweiſung für das vorhergegangene Jahr wieder beizubringen. 

5) In ſo weit es für zuläſſig erachtet werden wird, die Grasnutzungserträge aus 
den einzelnen Wegebaukreiſen ungetheilt demjenigen Hauptamte zu überweiſen, in deſſen 
Bezirke der Wegebaubeamte feinen Wohnfig hat, find die außerhalb des Hauptamtsbe— 
zirks belegenen Hebeſtellen unmittelbar von dem betreffenden Hauptamte um Einziehung 
und Einſendung der Pachtbeträge, wovon die Hebegebuͤhr, der Kürze halber, ſogleich 
gegen Beifügung der Quittung, in Abzug gebracht werden kann, zu requiriren. 

) Die auf den Verpachtungsnachweiſungen der Wegebaubeamten oder den ſonſti⸗ 
gen, nach der Beſtimmung zu 4. beizubringenden Belagſtücken, feſtzuſetzenden Hebege— 
bühren find unter Abſchnitt III. der Nachweiſung der Reſtitutionen, Bonifikationen x. 
ſummariſch in Ausgabe zu ſtellen und mit den Quittungen der Empfänger zu belegen. 

In der Einnahme-Nachweiſung der laufenden Verwaltung treten die Hebegebühren 
ſodann mit dem in Ausgabe geſtellten Geſammtbetrage auf der Linie für Reſtitutionen, 
Bonifikationen ꝛc. in die Spalte für den Grasnutzungsertrag, woſelbſt ſich demnächſt die 
berichtigte Solleinnahme bildet. | 

7p) Niederſchlagungen auf Grasnutzungspächte koͤnnen nicht vorkommen, wenn das 
in der oben erwähnten Cirkular-Verfügung, zur Vermeidung von Ausfällen vorgeſchriebene 
Verfahren beobachtet wird. Möchte dieſer Vorſchrift nicht überall Folge gegeben wer: 
den, ſo iſt durch Schriftwechſel mit der betreffenden Aufſichtsbehörde Abhülfe herbei— 
zuführen. | 

Nach vorſtehenden Beſtimmungen find nunmehr die Haupt-Zoll- und Hanpt— 
Steuerämter mit Anweiſung zu verſehen; Ew. Hochw. aber wollen darüber wachen, daß 
danach vom laufenden Jahre ab pünktlich verfahren werde und, foweit es ſich dabei um 
die Mitwirkung der Chauſſeebanverwaltung handelt, die zur Erreichung des vorliegenden 
Zweckes nöthige Schritte zu thun nicht unterlaſſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 50. Nr. 61.) 


D. Anſchaffung und Unterhaltung der Wegewärter-Geräth— 
ſchaften. 
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1) Anweiſung zur Dienſtführung der bei den Kunſtſtraßen angeſtellten 
Beamten, v. 6. April 1834, $. 9. 

Dem Wärter werden die zur Unterhaltung feines Diſtrikts erforderlichen Werk— 
zeuge für ſich und die Hülfsarbeiter übergeben. Er muß mit den Werkzeugen ordentlich 
umgehen und ſchadhaft gewordene dem Baubeamten abliefern. 


2) C. R. der K. Reg. zu Köln v. 13. Febr. 1837, an ſämmtl. Wegebau— 

meiſter ꝛc. | 

Einer Verf. des Chefs der Chauſſee-Verw. v. 31. v. M. zufolge, ſoll die Einrich⸗ 

tung, nach welcher den Wegewärtern ein Averſum von 3 Rthlr. jährlich für die Unterhats 

tung der Geräthe gegeben wird, ſofort abgeſchafft werden; die effektiven Koſten dieſer 

Unterhaltung ſoüen künftig aus dem kurrenten Chauſſee-Unterhaltungsfonds beſtritten 
werden, aus welchem auch die Anſchaffung der neuen Geräthe erfolgen muß. 

Wir haben demnach unſere Hauptkaſſe heute angewieſen, den Wegewärtern auf den 
Staatsſtraßen jenes Averſum nur noch bis Ende Febr. d. J. in der bisherigen Art auf 
Ihre Anweiſung zu zahlen. 

Sie haben die Wegewärter Ihres Bau-Bez. von dieſer Anordnung in Kenntniß zu 
ſetzen. Wir empfehlen Ihnen alle mogliche Sparſamkeit und Aufmerkſamkeit darauf, daß 
die Wegewärtergeräthſchaften gehörig geſchont und aufbewahrt werden, und daß keine 
Unterſchleife geſchehen. Die Liquidationen über die ftattgehabten Neuanſchaffungen und 
Reparaturen von dergl. Geräthſchaften haben Sie uns am Schluſſe eines jeden Monats 
vorzulegen. 

Auf die Wegewärter der Bezirksſtraßen finden obige Beſtimmungen ebenfalls 
Anwendung. (A. XXI. 1084. — 4. 199.) 

E. Armenpflege und Armenbeiträge, dedgl. Gemeinde 
Laſten. 

1) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 22. Dec. 1826 an die 
K. Reg. zu Stettin. Unterſtützung verarmter, nur gegen monatlichen Lohn 
beſchäftigter, Chauſſee-Bau-Aufſeher. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 11. d., die Unterſtützung des ehemaligen Chauſſee— 
Aufſehers N. N. und deſſen Familie betr., hiermit zu vernehmen gegeben, daß der N. N. 
überhaupt nicht in die Kategorie der Beamten zu ziehen fein dürfte, da er nur als Aufſeher 
beim Chauſſeebau gegen einen monatlichen Lohn beſchäftigt worden iſt. Sodann hat er 
aber, ſelbſt wenn er für einen Beamten geachtet werden könnte, dennoch an keinem Orte 
einen bleibenden Aufenthalt genommen, weil er, je nachdem der Chauſſee-Bau vorrückt, 
immer von einem Orte zum andern gezogen iſt ꝛc. (A. X. 1113. — 4. 121.) 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 27. Nov. 1830 an die 
K. Reg. zu Merſeburg. Chauſſee-Einnehmer- und Wärter-Häuſer in einer 
Gemeinde-Flur nehmen an den Gemeinde-Rechten und Laſten Theil. 

Es kann, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 18. Aug. d. J. erwiedert wird, keinem 
Zweifel unterliegen, daß die in der Flur einer Gemeinde angelegten Chauſſee-Einnehmer— 
und Chauſſee-Wärter⸗Häuſer mit ihren Bewohnern zu der Gemeinde gehören, und eben 
fo gut an den Vortheilen als den Laſten des Kemmunal-Verbandes Theil nehmen müſſen. 
Dies möge die K. Reg. denjenigen Gemeinden, in welchen darüber Zweifel erregt worden, 
bekannt machen, und ihnen anheimſtellen, die Kommunal-Anlagen auch auf dieſe Chauſſee— 
Etabliſſements mit au repartiren, wogegen, im Falle eine darin wohnende Perſon Armen— 


Unterſtützung braucht, dieſerhalb auch auf die Gemeinde zurückzuſehen iſt. 
(A. XIV. 784. — 4. 48.) 


3) R. des K. Min. des J. u. der P. (Köhler) v. 30. Aug. 1831 an 
die Ortsvorſtände zu N. N. und abſchriftl. an die K. Reg. zu Merfeburg. 


Chauſſee-Wärter nehmen an den Rechten und Pflichten der Gemeinde-Mitglie— 
der Theil. 


Die Beſchwerde, welche die Ortsvorſtände zu N. und N. mittelſt Eingabe v. 17. 
v. M. über die angeordnete Aufnahme der in den Feldmarken der dortigen Gemeinden 
wohnenden Chauſſee-Wärter in den Kommunalverband dieſer Gemeinden erhoben haben, 
muß als unbegründet zurückgewieſen werden, indem die Chauſſee-Wärter in jeder Hinſicht 
zur Gemeinde gehören, weshalb dieſelben aber auch alle auf fr kommende Gemeinde⸗ 
Anlagen mitbezahlen, auch alle Gemeindedienſte, gleich anderen Gemeinde-Angehörigen in 
ähnlichen Verhältniſſen, ſelbſt verrichten, oder durch Stellvertreter verrichten laſſen müͤſſen, 
wogegen fie auch auf alle Vortheile des Gemeinde-Verbandes Anſpruch haben. 
(A. AV. 570. — 3. 34.) : 
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4) R. des K. Min. des J. u. der P. (Köhler) v. 29. Dec. 1831 an die 
Kommunal-Behörden zu Merſeburg. Aufnahme der Chauſſee-Wärter in den 
ſtädtiſchen Armenverband. 

Auf die Beſchwerde der Kommunal-Behoͤrden zu Merſeburg v. 12. d. M. wegen 
der, der dortigen Stadt auferlegten Aufnahme der innerhalb ihrer Flur wohnenden Chauſſee— 
Wärter in ihren Armenverband, kann nicht eingegangen werden; vielmehr muß es bei der 
von der K. Reg. dortſelbſt getroffenen Verf. ſein Bewenden behalten, und es in Hinſicht 
der Chauſſee-Wäarter eben fo gehalten werden, wie in Anſehung aller anderen, Staatsdiener 
höheren oder niederen Ranges, welche, wie fie zu allen Laſten des Kommunal-Verbandes 
beitragen müſſen, ſo auch Anſpruch darauf haben, an deſſen Vortheilen Theil zu nehmen. 

(A. XV. 804. — 4. 59.) a , 

5) C. R. der K. Min. des J. u. der P. (v. Rochow), der Verw. für H., 
Fabr. u. Bauweſen (Rother) u. der Fin. (Gr. v. Alvensleben) v. 18. Mai 
1836 an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich der Rheiniſchen. Armenbeiträge und 
Armenpflege der Chauſſee-Einnehmer und Chauſſee-Wärter und ihrer Hinter— 
bliebenen. * 

Die in einigen der älteren Provinzen zur Sprache gekommenen Zweifel über die 
Armenpflege der Chauſſee-Einnehmer und Chauſſee-Wärter und ihrer Hinterbliebenen ver— 
anlaffen uns, in dieſer Beziehung Folgendes zu bemerken. 

| Es kann keinem Bedenken unterliegen, daß die betr. Perſonen als Einwohner der— 
jenigen Kommunen anzuſehen ſind, in deren Bezirk ſie wohnen. Da nun das Recht eines 
Ortseinwohners, Almoſen zu fordern, nach S. 12. Tit. 19. Th. II. des A. L. R. ein Kor⸗ 
relat der Pflicht iſt, zu den Armenſteuern beizutragen: To folgt daraus für die gedachten 
Chauſſeebeamten die Verbindlichkeit, zur Armenpflege mit beizutragen. 

Die Höhe dieſes Beitrages läßt ſich indeß nicht allgemein beſtimmen, ſondern es 
müſſen bei Abmeſſung deſſelben jedesmal die obwaltenden Verhältniſſe berücfichtigt wer— 
den; z. B. ob von einer Stadt oder vom platten Lande die Rede, ob der zu Beſteuernde 
ein bloßer Tagelöhner oder Pächter, oder ein wirklicher Staatsdiener iſt u. |. w. 

Die K. Reg. kann daher für jetzt nur angewieſen werden, überall, wo ſich in Ihrem 
Bezirk Chauſſeen befinden, in Abſicht der dabei angeſtellten Perſonen den Armenverband, 
zu welchem ſie gehören, feſtzuſtellen, und ihnen aufzugeben, ihre Beiträge dahin zu ent— 
lichten; wobei der K. Reg. überlaſſen bleibt, bei entſtehendem Streite über die Höhe der 
zu leiſtenden Beiträge dieſelben bei etwaniger Ermangelung ſpezieller Vorſchriften nach 
billigem Ermeſſen feſtzuſetzen. (A. XX. 438. — 2. 158.) 


F. Penſionirung. | 

1) C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. Ang. (b. Schuckmann) v. 
10. Dec. 1830 an die K. Reg. zu Köln, und abſchriftlich zur Nachachtung an 
ſämmtl. übrige K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Stralſund. Penſionirung 
der auf Kündigung angeſtellten Chauſſee-Wärter. 


In dem unterm 30. Abril 1825 Allerh. vollzogenen Penſtons-Regl. ut bekanntlich 
8. 2 deſſelben die Beſtimmung enthalten: 
daß den auf Kündigung und nach beſtandener Probezeit angeſtellten Beamten, ſobald 
ſolche aus den ihnen übertragen geweſenen Stellen auöfcheiden, aus dem Civil-Pen⸗ 
ſtons-Fonds dasjenige gewährt werden ſoll, weiches ihnen nach ihrem, Militairver⸗ 
hältniſſe zuſteht, fo wie fie auch nach Umſtänden und mit Rückſicht auf ihre Dienſtlei⸗ 
ſtungen zu einer höheren Gnaden-Penſtons-Bewilligung bei des Königs Maß. in Vor- 
ſchlag gebracht werden können. d 
Hiernach ift es nun allerdings außer Zweifel, daß ein auf Kündigung angeſtellt ge— 
weſener Wärter, in ſofern er ſich des Genuſſes der ihm früher bewilligten, oder ihm ſonſt 
nach feinem Militairverhältniſſe zuſtehenden Gnaden-Penſton durch pflichtwidrige Hand 
lungen nicht verluſtig gemacht hat, dieſe Penſion nach treuer. Dienſtzeit aus dem Cidil⸗ 
Penſions-Fonds erwarten darf; keinesweges iſt jedoch durch den Inhalt des fraglichen 
Paragraphen beſtimmt worden, daß dergleichen Wärtern ein Anſpruch auf das im S. 14. 
für Stellen, welche bloß mit mechaniſchen Verrichtungen beſtehen, bewilligte Minimum 
von 60 Thlr. jährlich, zuſtehn, indem dieſe Beſtimmung, wie auch im Eingange des 8. 2. 
angedeutet iſt, nur Anwendung findet bei Individuen, welche in Folge früherer Verhaͤlt⸗ 
niſſe den Beitrag zum Penſtons-Fonds geleiſtet, und deshalb Anſprüche auf Bewilligung 
einer Civil⸗Penſion erlangt haben. Bei den auf Kündigung angeſtellten Wärtern iſt dies 
nicht der Fall. g 
Es kann daher auch nur als irrthümlich angeſehen werden, wenn die K. Reg. in 
ihrem Ber. v. 18. Okt. o. für den 39 jährigen Wärter N. N., nachdem derſelbe 15 Jahr im 
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Militair und 6 Jahr als Wärter gedient haben ſoll, und der im Kriege erhaltenen Wunden 
halber außer Stande iſt, ſeinen der Kündigung unterworfenen „Wärterdienſt fortzuſetzen, 
auf Bewilligung einer Penſton fogar von 72 Thlr. jährlich anträgt. 

Dieſer Betrag kann mithin dem N. nicht gewährt werden; die K. Reg. hat vielmehr 
in künftigen ähnlichen Fällen ſich darauf zu befchränfen, anzuzeigen, welche Summe dem 
zu Penſtonirenden nach feinem Ausſcheiden aus dem Militair als Gnadengehalt zugeſtan— 
den haben wurde. gen 

Nach der Bemerkung in der eingereichten Penſtons-Nachweiſung würde ſolches hin- 
ſichtlich des N. der von demſelben bis zu feiner Anſtellung als Wärter angeblich bezogene 
Gnadenthaler ſein, worüber indeß die nähere Anzeige der K. Reg. noch erwartet wird. 

Ob und welche Erhöhung dieſes Betrages dem ausſcheidenden Wärter wegen mehr— 
jähriger vorzüglicher Ausübung ſeiner Pflichten zuzubilligen iſt, wird dagegen in Folge ob— 
gedachter Allerh. Beſtimmung und auf den Grund des dafür ſprechenden Ber. der K. Reg. 
nicht unberückſichtigt bleiben. (A. XIV. 837. — 4. 96.) g . 

2) C. R. ber K. Chauſſee⸗Verw. (Rother) v. 22. Jan. 1836 an ſämmtl. 
K. Reg. Verfahren bei Anträgen auf Benfionirung von Beamten der Chauſſee— 
Verwaltung. 

Die auf Bewilligung von Penſtonen, beſonders für Chauſſee-Wärter gerichteten 
Geſuche, wurden von den K. Reg. bisher im Laufe des Jahres, theils einzeln, theils zu 
unbeſtimmten Zeiten eingereicht, und dadurch zu öfteren Anträgen bei des Königs Maj. 
Anlaß gegeben. Um dies zu vermeiden, zugleich aber auch die einzelnen Anträge und 
außeretatsmäßigen Zahlungen zu vermindern, wird die K. Reg. hierdurch veranlaßt, künſtig 
dieſe Anträge nur einmal im Jahre, und zwar zum 1. Juni jeden Jahres, begleitet mit 
einer beſonderen Nachweiſung und mit den vorgeſchriebenen Belagöftüden, an mich ein— 
uſenden. 

6 Bei der, der K. Reg. nicht unbekannten, Beſchränktheit des Penſtons-Fonds ſetze ich 

indeſſen voraus, daß die Penſtons-Geſuche nur dann beantragt und unterſtützt werden, 

wenn ſich Dieſelbe genügend davon überzeugt hat, daß der Penſtons-Anſpruch des betr. 

Individui völlig außer Zweifel ift, und fernere Beibehaltung deſſelben wegen Alters- und 

Körperſchwäche im Intereſſe der Chauſſee-Verw. nicht weiter geſtattet werden kann. 

Sollten beſondere Umſtände die ſofortige Entlaſſung eines nachläſſigen oder pflicht 
widrig handelnden Wegewärters nothwendig machen, ſo kann zwar dieſe, ſo wie die Zah— 
lung der einem ſolchen Individuo aus frühern Militair-Verhältniſſen etwa zuſtehenden 

Kompetenz, in ſoweit ſolche der Allerh. Beſtimmung gemäß, dem Civil-Penſtons-Fonds 

zur Laſt fällt, unverweilt ſtattfinden, indeſſen hat mir die K. Reg. in einem ſolchen Falle 

zur weitern Beſtimmung die erforderliche ſpezielle Anzeige zu machen. 
(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. IV. B. Nr. 73.) 

3) C. R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 9. Nov. 1839 an 
ſämmtl. K. Reg. Verwaltung und Verwendungs-Nachweis der Chauſſee— 
Penſionen. 

In Gemäßheit der, mit dieſſeltiger Zuſtimmung, von der K. Ober-Rechnungskammer 
unterm 19. Aug. 1837 angeordneten Nachweiſung der aus dem Chauſſee-Fonds fließenden 
Penſtonen in der allgemeinen Civil-Penſtons- und Wartegelder-Rechnung, wird es für 
nothwendig erachtet, hinſichtlich der Verwaltung und des Verwendungs-Nachweiſes der 
Chauſſee-Penſtonen, genau daſſelbe Verfahren eintreten zu laſſen, wie ſolches bei allen 
übrigen Civil⸗Penſtoneſonds der zum Finanz-Min. gehörigen Abtheilungen ſtattfindet. 

Unter Aufhebung aller dieſerhalb für das Chauſſee-Penſtons-Weſen bisher beſtan⸗ 
1840 beſonderen Vorſchriften, wird die K. Reg. daher angewieſen, vom 1. Januar 

ab: S 

1) die Chauſſee-Penſtons-Nachweiſung nicht mehr zum 1. Aug., ſondern bald nach 
dem Jahresſchluß, ſpäteſtens zum 1. Febr. jeden Jahres, zur Feſtſetzung hieher ein— 
zureichen. — Da jedoch die Soll-Ausgabe fuͤr das kommende Jahr bereits feſtge— 
ſtellt ift, jo bedarf es pro 1840 der Einreichung jener Nachweiſung nicht mehr; 
zur Deckung der zahlbaren Chauſſee-Penſtonen von der dortigen Hauptkaſſe künftig 
nur den wirklichen Bedarf von der General-Staatskaſſe, welche dieſerhalb mit 

Anweiſung verſehen iſt, abheben zu laſſen, ohne Rückſicht darauf, ob dadurch die 

Summe der feſtgeſetzten Soll-Ausgabe erreicht wird oder nicht. — Es verſteht ſich 

daher von ſelbſt, daß auch im Laufe des Jahres außer dem Etat bewilligten neuen 

Penſions⸗Raten, der General-Staatskaſſe in Aufrechnung gebracht werden, ohne 

daß es dazu beſonderer Zahlungs-Ordres bedarf; 

3) nach dem den C. Verf. v. 9. Nov. 1826 und 23. Juli 1828 beigefuͤgten Schema 
quart. reſp. zum 1. Febr., 1. Mai, 1. Aug. und I. Nov., Zu- und Abgangs⸗Nach⸗ 
weiſungen oder eine Vacat-Anzeige, mit einem ſummariſchen Abſchluſſe von dem 
Zuftande des Chauſſee⸗Penſtonsfonds einzureichen. — Der bisher in dem Abſchluß 
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von den Chauffee-Auffichtöfoften aufzunehmen geweſene Penſtons-Verwendungs⸗ 

Nachweis, iſt dagegen von 1840 ab fort zu laſſen; 
4) die Anträge auf Gnaden-Penſtonen auch ferner nur einmal im Jahre, zum 1. Juni, 
einzureichen. Geſuche um Bewilligung der auf Grund des Penſtons-Reglements 
zuzugeſtehenden Penſtonen, oder Wiedergewährung von Kompetenzen aus fruheren 
Milltair⸗Verhältniſſen herrührend, können dagegen zu jeder Zeit angebracht werden; 
Wenn Penſtonaire der Chauſſee-Verwaltung ihren Wohnfl aus dem dortigen Be— 
zirk nach der Stadt Berlin verlegen, ſolche ferner nicht der Reg. zu Potodam, ſon— 
dern dem Vorſteher der hiefigen Min.-Baukom. zu uͤberweiſen, da dergleichen Indi— 
1 ihre Penſtonsraten fünftig aus der hieſigen Civil-Penſtonskaſſe beziehen 
werden. 
Die K. Reg. wird noch darauf aufmerkſam gemacht, dahin zu ſehen, daß der Chauſ— 
ſee-Penſtonsfonds nicht mit dem Penſtonsfonds für Handel, Gewerbe und Bauweſen ver⸗ 
miſcht, vielmehr als ganz für ſich beſtehend behandelt wird. 

(A. XXIII. 914. — 4. 144.) 
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B. 


Die Wegebaumeiſter. 


1) Anweiſung zur Dienſtführung für die bei den Kunſtſtraßen angeſtellten 
Beamten v. 6. April 1834 88. 11-141). 


Wegebaumeiſter. 


8. 11. Der Wegebaumeiſter führt die Aufſicht auf einen beſtimmten ihm überge— 
benen Wege-Diſtrikt. Seine Anſtellung erfolgt nach den beſtehenden Vorſchriften durch 
das Miniſterium, welches den Umfang ſeiner Geſchäfte und ſeinen Wohnſttz feſtſtellt, nach— 
dem die Reg. mit ihrem Gutachten gehört worden. 

8. 12. Nach Uebernahme des Dienſtes hat derſelbe die vorhandenen Straßen-Kar— 
ten an Ort und Stelle zu prüfen, nach dem Befunde zu berichtigen und zu ergänzen, oder 
die noch fehlenden nach und nach aufzunehmen. Ein Exemplar dieſer Karten bleibt bei 
der betr. Reg., das andere wird an den Oberwege-Bauinſpektor eingeſandt. In denjenigen 
Regierungs⸗Bezirken, wo ſolche Beamte nicht angeſtellt find, benutzt und verwahrt der 
Wegebaumeiſter dieſe Karte. 

8. 13. Auch muß die Straße eine genaue Beſchreibung aller Theile derſelben, ihrer 
Gebäude, Brücken, Grabenprofile, Bäume, Geländer, Meilenzeiger u. dergl,, alſo ein 
Straßen⸗Inventarium, wenn ein ſolches nicht vorhanden, aufgenommen, und jede vor— 
kommende Abänderung am Schluſſe eines Jahres darin nachgetragen werden. 

Auch ſind in dieſem Inventarium die etwanigen Rechte und Verpflichtungen der 
Anwohner, ſoweit fie die Straßen betreffen, namentlich wegen der Grasnutzung in den 
Seitengräben, Räumung derſelben, Unterhaltung der Brücken, Nutzung und Unterhaltung 
der Alleen ꝛc. zu bemerken:). 

8. 14. Der Wegebaumeiſter hat nachſtehende Dienſtpflichten, für deren treue Er⸗ 
füllung er verantwortlich iſt: | 

az) Im Allgemeinen muß er auf Erfüllung der Vorſchriften, den Bau, die Unterhals 
tung und Inſtandſetzung der Straßen betr. halten, und zur Abhülfe der bemerkten Mängel 
und Unvollkommenheiten in den der Reg. zu erſtattenden Berichten, nöthigenfalls unter 
Beifügung von Zeichnungen, angemeſſene Vorſchläge abgeben. 

b) Die Aufträge der Reg. und des Wege-Bauinſpektors hat er pünktlich zu pol, 
ziehen, und in Anſehung des Reg.-Bauraths die Beſtimmung der Geſchäftsanweiſung für 
die Reg. v. 23. Okt. 1817 88. 42 und 48 zu beobachten. 

e) Er muß feinen Bezirk, fo oft es nöthig wird, wöchentlich aber wenigſtens einmal 
bereiſen. Die Anſchläge zur Straßenunterhaltung für das nächſte Jahr hat er ſo zeitig 
aufzuftellen, daß fie bis zum 1. Okt. bei der Reg. eingehen ($. 26 seq.). Von den Arbei— 
ten, welche in Verdingung ausgeführt werden ſollen, und von denen, welche in Tagelohn 
geſchehen, hat er die Koſten in den Anſchlägen von einander zu trennen, und in letzteren 
auf unvorhergeſehene Ausgaben Ruͤckſicht zu nehmen. . Sobald die Reg. die Anſchlaͤge 
genehmigt hat, wird er die öffentliche Licitation der zu verdingenden Arbeiten (in ſofern 


1) Da anzunehmen, daß dieſe Dienſtanweiſung ſich in den Händen ſämmtlicher ſpeziell 
dabei betheiligten Beamten befindet, ſo ſind die weitläuftigen dazu gehörigen For— 
mulare der Raumerſparung wegen nicht mit abgedruckt. g 

2) Ueber die Art und Weiſe der Aufnahme dieſer »Straßen-Inventarien« iſt 
eine ſpezielle Inftruftion erlaſſen in dem C. R. des K. Fin. Min. Abth. für 
H., Fabr. u. Baum. v. 15. Okt. 1839. (Acta des Fin. Min. Iv. 12791.) 
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die Reg. nicht einen andern Beamten damit beauftragen möchte) abhalten. Der Betrag 
der in Tagelohn geſchehenen Arbeiten wird bei einer benachbarten Kaffe zu feiner Anwei— 
ſung geſtellt werden. 

d) Der Zweck feines Strebens muß fein, mit möglichft vortheilhafter Benutzung und 
Anwendung des beſten Materials die Kunſtſtraße ſtets in untadelhaftem, gutem, vor— 
ſchriftsmäßigem Stande zu erhalten. 

e) Er iſt befugt und verpflichtet, kleinen Mängeln ſogleich abzuhelfen, wenn die 
Koſten dafür mit den ihm bewilligten Mitteln beſtritten werden können. Die Anzeige von 
ſolchen kleinen Ausbeſſerungen geſchieht in dem zu erſtattenden Berichte. Größere Repa— 
raturen, überhaupt die jährliche Unterhaltung der Kunſtſtraßen ſeines Bezirks, ſammt 
Allem, was dazu gehört, muß er veranſchlagen, und den Anſchlag unmittelbar bei der Reg. 
oder mittelbar durch den Wege- und Oberwege-Bauinſpektor — wenn ein ſolcher vorhan— 
den — bei derſelben einreichen. 

Der Wegebaumeiſter iſt verpflichtet, dieſem Vorgeſetzten dergleichen Anſchläge, und 
ſo auch alle ſonſtige Bau- und Reparatur-Entwürfe im Concept vorzulegen, damit der— 
ſelbe nöthige Abänderungen anordnen könne, welchen der Wegebaumeiſter Folge zu 
leiſten hat. 

f) Alle Bauwerke an der Kunſtſtraße, als Brücken, Durchläſſe ꝛc. und die Bepflan— 
zung der Straße, der Baumſchulen und Sandſchollen, muß er oft nachjehen, und die Be— 
ſtimmungen genau beobachten, welche dieſerhalb im zweiten Theil der Anweiſung zur Un— 
terhaltung und Inſtandſetzung der Kunſtſtraßen ertheilt worden find. 

g) Die Vorfluthsgräben hat er wenigſtens monatlich, außerdem aber nach ſtarken 
und anhaltenden Regengüſſen und beim Abgang des Schnees nachzufehen, um die gefun— 
denen Mängel, dem zweiten Theil der Anweiſung gemäß, herſtellen zu laſſen. Sind die 
angrenzenden Grundbeſttzer zur Unterhaltung der Vorfluthsgräben verpflichtet und zeigen 
ſich dabei ſäumig, fo hat er fie zu erinnern, und erforderlichenfalls bei dem Kreislandrath 
auf die nöthigen Zwangsmaßregeln ohne Verzug anzutragen. 

h) In gleicher Art hat er zu verfahren, wenn bei hohem Schnee Hohlwege bor Ein: 
fahrten in Ortſchaften oder andere Straßentheile fo verſchüttet werden, daß die Fahrt 
beſchwerlich wird. 

i) Er hat auf Erfüllung der den Wegewärtern auferlegten Verpflichtungen, auf recht 
zeitige Verrichtung der vorgeſchriebenen Arbeiten, und auf Ordnung in der Dienſtführung 
der Wärter zu halten. Er muß dieſelben über ihre Arbeit gehörig an Ort und Stelle be— 
lehren, und auf jeder Bereiſung von den Vorfällen in der Abtheilung und von dem, was 
die Wärter in jeder Art an Arbeit verrichtet haben, genaue Kenntniß ſich verſchaffen. Zu 
dieſem Zweck, und um auch ſeinen Vorgeſetzten die Gewißheit zu verſchaffen, daß er die 
Bereifung der Straßen vorſchriftsmäßig vornimmt, hat der Wegebaumeiſter die Arbeits- 
berichte der Wegewärter (§. 7.), fo oft er fie revidirt, zu beſcheinigen. Nach Ablauf von 
14 Tagen ſammelt der Wegebaumeiſter dieſe Arbeitsberichte, vergleicht ſie mit den von ihm 
nach §. 14. Litt. n. zu führenden Nachweiſungen, und legt fie dem Wege- oder Oberwege— 
Bauinſpektor vor, oder verwahrt fie ſelbſt, wenn ein ſolcher nicht vorhanden iſt. Damit 
aber ein Wegewärter nicht in Abrede ſtellen fünne, daß ihm irgend eine Verrichtung oder 
Arbeit von dem Wegebaumeiſter ausdrücklich aufgegeben worden, ſo hat letzterer jedem 
Wegewärter ein Ordrebuch von etwa einigen Bogen ſtark zu behändigen, und in demſelben 
jedesmal, wenn auch nur mit Bleiſtiſt, zu notiren, welche Anweiſungen dem Wärter mit— 
getheilt worden find. Bei nächſter Bereifung wird angemerkt, ob die Anweiſung befolgt 
worden iſt oder nicht. Es iſt darauf zu halten, daß der Wegewärter dieſes Ordrebuch auch 
ſtets bei ſich führe. Der Wegebaumeiſter iſt befugt, nachläſſige und ungehorſame Wärter 
in eine Ordnungsſtrafe bis zur Höhe von 15 Silbergroſchen zu nehmen, wenn feine Ver: 
weiſe ohne Erfolg geblieben find, und ermächtigt, die von den Wegewärtern verſaͤumten 
Arbeiten auf ihre Koſten ausführen zu laſſen. 

8 k) Von den den Wärtern auferlegten Ordnungsſtrafen hat er der Reg., unter Bei⸗ 
fügung der darüber aufgenommenen Protokolle, monatlich Anzeige zu machen. Von groͤ⸗ 
ßeren Vergehen, welche Unterſuchungen erfordern, hat er aber nach vorläufiger Ermitte— 
lung des Thatbeſtandes ſogleich Anzeige zu machen. E 

D Ueber die Dienftführung eines jeden Wegewärters hat der Wegebaumeiſter ein 
fortlaufendes Aktenſtück zu führen, in welches die Mißbilligungen, Verweiſe und Strafen, 
die ſich der Wärter zugezogen, regelmäßig eingetragen. Vorſtellungen und Ermahnungen, 
die an ihn ergangen ſind, durch ſeine eigene Unterſchrift beſtätigt, und die gegen ihn ange— 
brachten Beſchuldigungen aufbewahrt werden. Nicht minder find darin die lobenswerthen 
Handlungen des Wärters zu vermerken. 

m) Der Wegebaumeiſter iſt befugt, Tagelöhner und Verdingarbeiter anzunehmen, 
und von denſelben die genehmigten Arbeiten auf der Straße und an den dazu gehörigen 
Bauwerken unter Aufſicht der Wegewärter ausführen zu laſſen; er beſcheinigt die Liſten 
und Rechnungen, und weiſet die Baukaſſe zur Zahlung an die Empfangsberechtigten an, 
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darf ſich aber weder mit dieſer Auszahlung ſelbſt befaſſen, noch an Verdingsarbeiten, Lie: 
ferungeu, Fuhren u. dergl. irgend einen Antheil nehmen. 

n) Von den in jeder Arbeitsabtheilung abgelieferten, zugerichteten und verbrauchten 
Materialien muß er in genauer Kerntniß ſich erhalten, überſichtliche Liſten in tabellariſcher 
Form nach dem beiliegenden Schema darüber führen, dieſelben auf Erfordern dem Regie- 
rungs- und Baurath, oder dem Wege- oder Oberwege-Bauinſpektor bei deren Bereiſun— 
gen vorzeigen, und monatlich Extrakte daraus der Reg. überreichen. Eben ſo werden noch 
den beiliegenden Schematen Liſten geführt, und Extrakte daraus über die Lohn- und Ver⸗ 
dingsarbeiter und über die angewieſenen Zahlungen eingereicht. 

o) Die Vorrathshaufen der angelieferten Materialien iſt er verpflichtet, ſelbſt nach- 
de und ſolche in feiner Gegenwart von dem Wegewärter mit Weißkalk bezeichnen 
zu laſſen. g m. 

p) Nach Maßgabe der Vorſchriften zu b. dieſes 8. ift er dafür verantwortlich, daß 
ein hinlänglicher Vorrath von zugerichtetem Material immer vorhanden ſei, muß die Lie— 
feranten und Steinarbeiter mit Nachdruck zur Erfüllung ibrer Obliegenheiten anhalten. 

d) Er muß die Steinbrüche und Kiesgruben feines Diſtrikts oft bereifen, und neue 
Brüche oder Gruben, welche taugliches Material liefern können, der Straße fo nahe wie 
möglich aufſuchen. Die gefundenen Proben hat er dem Regierungs- und Baurathe oder 
dem Wege- oder Oberwege-Bauinſpektor zuzuſenden, damit bei Anlieferung der Materia— 
lien, die in der Regel dem Mindeſtfordernden nach vorheriger Licitation oder Submiſſton 
überlaffen werden muß, darauf Ruͤckſicht genommen werden kann. Insbeſondere wird 
ihm zur Pflicht gemacht, eine Sammlung von allen Gattungen Materialien ſeines Dienſt— 
bezirks, welche zum Bau und zur Unterhaltung der Kunſtſtraßen gebraucht werden oder 
gebraucht werden können, in ſeiner Behauſung gehoͤrig bezeichnet vorräthig zu halten. 

r) Er muß die Sandſchollen, welche zum Holzanwuchſe bedeckt. beſämt oder bepflanzt 
find, beobachten, für ihre Bewährung und dafür ſorgen, daß ſogleich jede Blöße mit Sand— 
gräſern oder Pflanzſtämmen ꝛc. gedeckt werde. 

sl Er hat ferner die Aufſicht über die Werkzeuge der Wegewärter und Hülfsarbeiter 
und muß für deren ſickere Unterbringung ſorgen, und über den Zu- und Abgang derſelben 
ein Inventarium führen, in welchem jeder Wärter fein Conto erhält. Die Werkzeuge 
müſſen immer vollſtändig gehalten, und unbrauchbar gewordene entweder wieder herge— 
ſtellt oder Öffentlich verkauft werden. 4 

t) Er ift verpflichtet, ein Journal über die eingegangenen Verf. der vorgeſetzten, und 
Schreiben der coordinirten Behörden, fo wie über Anzeigen feiner Untergebenen, und ein 
anderes über feine Dienſtreiſen zu führen. Beide muß er auf Verlangen dem Regierungs- 
und Baurathe bei ſeinen Bereiſungen vorlegen. 
| u) Auch ift es nothwendig, daß er mit der Erhebungsart der Wegegelder ſich bekannt 
mache, um, wenn ihm Aufträge, dieſen Gegenſtand betr., ertheilt werden, hinlänglich von 
denſelben unterrichtet zu fein, und Unordnungen, welche zu feiner Kenntniß gelangen, 
anzeigen zu können. 

») In ſolchen Reg. Bez., in welchen keine Wege- oder Ober-Wegebau-Inſpektoren 
angeſtellt find, ift der Wegebaumeiſter verp flichtet, ſich allen denjenigen Auſträgen, Arbei⸗ 
ten und Verrichtungen zu unterziehen, welche in der nachfolgenden Dienſtanweiſung dem 
Wege- oder Oberwege-Bauinſpektor 88. 25. 26. 27. 29. und 30. zugetheilt worden. Auch 
hat der Wegebaumeiſter das in den übrigen Paragraphen beſtimmte Disciplinarverhaͤltniß 
zu beobachten. 


2) Ueber die Aufſtellung der Verwendung pläue zur Unter— 
haltung der Kunſtſtraßen find ausführliche Inftruftionen" ) in nachſtehen— 
den Min.⸗Erlaſſen ertheilt worden 2): 

a) C. R. der K. Verw. für H., Fabr. u. Bauweſen v. 16. Auguſt 1834. 


(Acta des K. Fin. Min., Abth. für H., F. u. Bauweſen, sign.: Chauſſeebau— 
Sachen, specialia. B. Abth. I. Fach 1. Nr. 7. Vol. I.); 


b) C. R. derſelb. Behörde v. 19. Jan. 1836 (in denſelben Akten); 
c) C. R. des K. Fin. Min. v. 30. Juni 1837 (in denſelb. Akten, Vol. II.); 


D 


1) Da vorausgeſetzt werden darf, daß diefe Inftruftionen, nebft den dadurch einge» 
führten weitläuftigen Schematen, ſich in den Händen der betr. Beamten befinden, 
ſo ſind ſolche zur Raumerſparung nicht abgedruckt worden. 

2) Vergl. auch über die Einſendung der Koſtenrechnungen über Chauſſeebau⸗ 
ten und Reparaturen die C. R. des Chefs der Chauſſee-Verwaltung (Rother) v. 
16. Febr. u. 9. 10. Dec. 1836. (Ann. XX. 1016. u. 1017.) 
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d) C. R. deſſelb. Min. v. 26. Dec. 1838 (in denſelb. Akten); 

e) C. R. deſſelb. Min. v. 25. Sept. 1843. 

(Acta des Fin. Min., Abth. für H., Fabr. u. Bauweſen, IV. 16026.) 

3) Ueber die Verpflichtung der Wegebaumeiſter zur Haltung eigenen 
Fuhrwerks oder eines Reitpferdes, vergl. C. R. der. K. Verw. für H., F. u. 
Bauweſen v. 7. Febr. 1835 und C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. . 
v. 9. Jan. 1853. | 


(A. XIX. 492. — 2. 134. u. Min. Bl. d. J. V. 1853. S. 35. Nr. 19., L oben 
Tit. I., Unterabth. II., sub I., B., BB., ad b. S. 159. u. 160.) 


C. 
Die Wege- oder Ober-Wege-Bau-Inſpektoren. 


1) Anweiſung zur Dienſtführung für die bei den Kunſtſtraßen angeſtellten 
Beamten, v. 6. April 1834. ep 15—30. 

Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektor !). 

8. 15. Da, wo ein Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektor angeſtellt iſt, haben die 
Wegebaumeiſter denſelben als ihren nächſten Vorgeſetzten zu betrachten, ihre Berichte und 
Anzeigen, in ſofern von rein techniſchen Angelegenheiten die Rede iſt, an ihn zu richten, 
ſonſt aber die Berichte und Anzeigen an die Reg., mittelſt Umſchlag ihm zur weiteren 
Beförderung zu überſenden. 

8. 16. Der Wirkungskreis des Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektors erſtreckt ſich 
vornehmlich auf die Sorge für zweckmäßige Inſtandſetzung, Unterhaltung und den Neu— 
bau der Kunſtſtraßen im ganzen Umfang des Reg. Bez., in ſoweit die Koſten derſelben 
ganz oder theilweiſe aus öffentlichen Fonds beſtritten werden; einſchließlich jedoch der— 
jenigen Straßenſtrecken und Brücken, welche von Kommunen oder Privaten unterhalten 
2 und in der Richtung der Kunſtſtraße liegend, als Theile derſelben zu betrach- 
en ſind. | | 

8. 17. Der Wege: oder Ober-Wege-Bauinfpeftor hat daher die ſpezielle Auſſicht 
über die beim Straßenbau angeſtellten Beamten aller Klaſſen zu führen, wohin nament— 
lich die Wegebaumeiſter, Wegewärter und Wegegeldeinnehmer gehören; letztere jedoch 
nur inſoweit, als fe, durch die ihnen ertheilte Dienſt-Inſtruktion zur polizeilichen Mitauf— 
ſicht der Kunſtſtraßen verpflichtet ſind. 

8.18. Die ihm untergeordneten Beamten müffen feinen Anordnungen und Auf 
trägen unbedingte Folge leiſten. Findet ein Wegebaumeiſter erhebliche Bedenken dagegen, 
ſo darf er die angeordnete Maßregel zwar nicht ſuspendiren, ſeine abweichende Meinung 
aber unter Anführung der Gründe der Reg. darlegen. Der Wege- oder Ober: Mege- 
Bauinſpektor hat die untergeordneten Beamten fleißig an ihren Amtsverrichtungen zu 
kontrolliren, und über die pünktliche Befolgung der ihnen ertheilten Dienſtvorſchriften 
ſtrenge zu wachen. Ordnungswidrigkeiten hat er ſofort zu rügen, ſäumige Beamten, 
jedoch mit Ausnahme der Wegebaumeiſter, noͤthigenfalls mit Ordnungsſtrafen bis zur 
Höhe von 1 Thaler, oder dadurch, daß er die Arbeiten auf ihre Koſten ausführen läßt, zu 
ihrer Pflicht anzuhalten, bei Vergehen der Wegebaumeiſter aber auf Feſtſetzung einer an— 
gemeſſenen Ordnungsſtrafe bei der Reg. anzutragen, im Wiederholungsfalle und bei gro: 
ßeren Vergehen hingegen, welche Unterſuchungen fordern und härtere Strafen nach ſich 
ziehen, zuvor den Thatbeſtand zu ermitteln, damit von der Reg. das Weitere verfügt 
werden kann. ; 

8. 19. Ueber die dienſtliche und moraliſche Führung ſämmtlicher ihm untergeord— 
neten Beamten hat er fortlaufend Notiz zu führen, die ertheilten Rügen oder ergangenen 
Ordnungsſtrafen mit Bezugnahme auf die Strafverfügungen zu vermerken und am erſten 
Januar jeden Jahres eine Konduiten-Liſte nach der beſtehenden Vorſchriſt einzureichen. 

S8. 20. Er iſt befugt, den Wegebaumeiſtern einen achttägigen Urlaub zu bewilligen. 
Auf längere Zeit muß der Urlaub von der Reg. erbeten werden, das Geſuch jedoch durch 
den Wege- oder Ober-Wege⸗Bauinſpektor gehen. 

8. 21. Außer der ihm vorſtehend beigelegten Disciplinargewalt umfaßt die Wirk— 
ſamkeit des Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektors in der Regel allein das Techniſche des 
Wegebaues. Die Beſorgung des adminiſtrativen und ökonomiſchen Theils geſchieht, ein— 
zelne ihm von der Reg ertheilte Aufträge ausgenommen, durch die Wegebaumeiſter. 


1) Die von dem K. Min. des J. unterm 13. Nov. 1829 für den Ober-Wege⸗Bau⸗ 
Inſpektor des Arnsberg'ſchen Reg. Bez. ertheilte Dienſt-Inſtruktion (A. XIII. 
933. — 4. 113.) iſt hierdurch für beſeitiget zu erachten. 
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8.22. Für zweckmäßige Ausführung neuer und gute Unterhaltung der ſchon be— 
ſtehenden Kunſtſtraßen, mit möglichſt vortheilhafter Benutzung und Anwendung des beſten 
Materials jeder Gegend, iſt er verantwortlich. Alle diesfäallige Anlagen und Arbeiten 
ſtehen unter feiner Anordnung und Leitung. Zur Abſtellung von Mängeln, wenn da— 
durch der alljährlich bewilligte Unterhaltungs-Fonds nicht überſchritten und alſo neue 
Bewilligungen nicht nöthig gemacht werden, iſt er ohne Anzeige befugt. Was zu thun 
iſt, wenn Gefahr auf dem Verzuge haftet, müſſen ihm die Umſtände an die Hand geben. 

8. 23. Alle Verfügungen der Reg., die das Techniſche des Straßenbaues betreffen, 

ergehen entweder direkt an den Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektor, oder werden ihm 
eee zu feiner Einſicht und Beförderung an den betreffenden Baubeamten 
zugefertiget. 

Die nach § 16. von den Wegebaumeiſtern unter Umſchlag an ihn eingehenden 
Berichte hat er, mit feinem legi und den erforderlichen Bemerkungen verſehen, unverzüg— 
lich der Reg. einzuſenden. ö 

8. 24. Der Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektor hat gefliſſentlich dahin zu mir 
ken, daß das Schreibwerk möglichſt vereinfacht und die Thätigkeit der Wegebaubeamten 
überall auf nützliche Wirkſamkeit und fleißige Bereiſung der Straßen gerichtet werde. 

8. 25. So oft er eine mehrtägige Reiſe antritt, hat er den betr. Reg. und Baurath 
davon zu benachrichtigen und diejenigen Aufträge entgegen zu nehmen, zu deren Erthei— 
lung derſelbe nach der Dienſtanweiſung für die Reg. befugt iſt. | 

Sämmtliche, feiner Aufſicht anvertraute Straßen muß der Wege- oder Ober-Wege— 
Bauinſpektor wenigſtens regelmäßig zweimal im Jahre bereiſen, und zwar das erſtemal 
nach Abgang des Froſtes. ſpäteſtens im Monat März und Anfangs April, um ſich von 
dem Zuſtande der Straßen in allen ihren Theilen und daran entſtandenen Schäden zu 
unterrichten, und zu deren Wiederherſtellung ſofort die erforderlichen Anſtalten zu treffen; 
das anderemal im Laufe des Juli und Auguſt, um die Quantität und Qualität des gelie— 
ferten Unterhaltungs materials zu unterſuchen und ſich zu überzeugen, ob die Unterhal— 
tungsarbeiten auf den Straßen tüchtig und der Vorſchrift gemäß eingeleitet oder auoͤge— 
führt werden. ) 

Bei diefer Bereifung hat er Behufs Aufftellung der Straßen-Unterhaltungsanſchläge 
für das nächſte Jahr, alle Materialien zu ſammeln, und die Wegebaumeiſter mit Anwei— 
ſung zur Ausarbeitung derſelben zu verſehen. 

Die in der Ausführung begriffenen Neu- und Reparatur-Baue hat der Wege- oder 
Ober⸗Wege-Bauinſpektor nicht allein auf feinen periodiſchen Reiſen zu revidiren, ſondern 
muß ſich zu dieſem Zweck auch außerdem nach allen Punkten hinbegeben, ſo oft ſeine 
Gegenwart erforderlich iſt. | 

8. 26. Neubaue, Umbaue und andere wichtige Verbeſſerungen muß er nach den, 
Umſtänden entweder ſelbſt veranſchlagen, oder unter ſeiner ſpeziellen Leitung durch die 
Wegebaumeiſter veranſchlagen laſſen. Im erſteren Falle haben die Wegebaumeiſter die 
Vorarbeiten nach feiner Anleitung zu liefern, im zweiten hat er die Reviſton der Anſchläge 

vor deren Einreichung an die Reg. vorzunehmen. Bei Bauausführungen dieſer Art iſt 
auf die Anſtellung eines Bau-Kondukteurs, zur Führung der ſpeziellen Aufſicht, Rückſicht 
zu nehmen. N 

8. 27. Bis zum 1. Oktober jeden Jahres müffen ſämmtl. Anſchläge über Verbeſ— 
ſerung und Unterhaltung der Straßen der Reg. durch den Wege- oder Ober-Wege-Bau— 
inſpektor eingereicht werden, damit noch vor dem Eintritt des Winters die Bewilligung 
der Koſten erfolgen und die Lieferung der Materialien zur rechten Zeit ſtattfinden kann. 
Die von den Wegebaumeiſtern gefertigten Spezial-Etats und Koſtenanſchläge über die 
Unterhaltung muß er revidiren, nöthigenſalls auch umarbeiten und mit einer Hauptüber— 
ſicht der Reg. vorlegen. 

Um durch dergleichen Umarbeitungen und weſentliche Abänderungen die Reinſchrif— 
ten der Anſchläge nicht zu ſehr zu verdunkeln, ferner um nicht geſchehen zu laſſen, d aß die 
im geſammten Reg. Bez. angeſtellten Wegebaumeiſter übertriebene Unterhaltungs koſten 
veranſchlagen, die nicht gewährt werden können, kann der Wege- oder Ober-Wege-Bau⸗ 
inſpektor die Vorlegung jener Anſchläge, überhaupt aller Entwürfe im Konzept von den 
Wegebaumeiſtern fordern, die er dann entweder gut heißt, oder ganz oder theilw eiſe ver— 
wirft und in letzterem Falle von dem Wegebaumeiſter ſelbſt abändern läßt. 

8. 28. Am Schluſſe jedes Quartals hat der Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektor 
der Reg. Rapporte über den Stand und Fortgang der Straßenunterhaltung und der Neu— 
baue einzureichen. Außerdem erſtattet er der Reg. am Schluſſe des Jahres einen Haupt— 
bericht über den Zuſtand aller Straßen. N 

8. 29. Außer dem, zu ſeinem engeren Geſchäftskreiſe gehörigen techniſchen Betriebe 
muß jedoch auch die Aufmerkſamkeit des Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektors auf das 
Adminiſtrative und Oekonomiſche gerichtet ſein. Er hat in dieſer Hinſicht wahrgenomme— 
nes zweckwidriges Verfahren feiner Untergebenen ſofort abzuſtellen, feine Bemerkungen 


EEE ZE 
222 Geſetzgebung üb. d. Staats- u. öffentl. Bauweſen, deſſen Behörden u. Beamte, 


über Verbeſſerungen der Reg. mitzutheilen und insbeſondere darauf zu halten, daß Vier, 
rungstermine zur rechten Zeit angeordnet, die Lieferungen in angemeſſenen Abtheilungen 
auögeboten und die Kontraftöbedingungen von beiden Seiten gewiſſenhaft erfüllt werden. 
Auch die Straßenpolizei darf ihm nicht fremd bleiben, zu deren richtiger Handhabung 
er die Wegebaumeiſter, Wärter und Einnehmer anzuhalten und mit Belehrung zu ver— 
ehen hat. € 
er 8.30. Die Reg. iſt befugt, wenn fie es für nöthig erachtet, ihm auch in allen ad: 
miniſtrativen Angelegenheiten des Wegebaues Aufträge zu ertheilen. Auch ſoll ſte über— 
haupt nicht beſchränkt fein, ſich des Wege- oder Ober-Wege-Bauinſpektors blos für die 
Staatsſtraßen zu bedienen, ſondern er iſt verpflichtet, ſich allen von ihm verlangten Be- 
richtserſtattungen, Beſichtigungen und Unterſuchungen in Betreff des Wegebaues, auch 
wenn der Gegenſtand das Staats-Intereſſe nur mittelbar betrifft, ohne beſondere Remu— 
neration zu unterziehen. 
2) Ueber die Verpflichtung der Wege- und Ober-Wege-Bauinſpektoren 
zur Haltung eigenen Fuhrwerks oder eines Reitpferdes, vergl. C. R. der K. 
Verw. für H., F. u. Bauweſen v. 7. Febr. 1835 u. C. R. des K. Min. für H. 
G. u. öffentl. A. v. 9. Jan. 1853. ; 
(A. XIX. 492. — 2. 134, u. Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 35. Nr. 19., ſ. oben 
Tit. I., Unterabth. II., sub I., B., BB., ad b. S. 159. u. 160.) 


D. 
»Die Chauſſeegeld-Empfänger (Ein nehmer). 
A. Anſtellung und Regulirung des Dienfteinfommen®. 
1) Vergl. C. R. des K. Min. des J. u. d. Fin. v. 19. Nov. 1827. 
(A. XI. 884. — 4. 13., ſ. oben Abſchn. I., S. 23 ff.) 

2) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (Gr. v. Aldend: 
leben) v. 28. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Stettin. Beſetzung der Chauſſee— 
geld-Empfangsſtellen. 

Der K. Reg. erwiedern wir auf den Ber. v. 24. Nov. pr., daß Chauffeegeld-Em- 
pfangsſtellen, beſonders, um die Empfänger bei eintretenden Gelegenheiten zu vortheilhaf— 
ten Verpachtungen, oder wenn ſonſtige Umſtände es räthlich machen, jeder Zeit entlaſſen 
zu können, nur auf Kündigung beſetzt werden. Außerdem iſt mit Verwaltung ſolcher 
Stellen nur eine im Ertrage unſichere und häufig zur Subſiſtenz nicht ausreichende Tan— 
tieme verbunden. Dieſe Verhältniſſe machen es nöthig. zu Chauſſeegeld-Empfängern nur 
penjionirte Beamte, oder Mfitairperſonen zu wählen, welche dadurch, daß fie im Genuſſe 
der Penſion neben der Tantieme verbleiben, einen angemeſſenen Zuſchuß zu der letztern 


erhalten, und welche nicht in Verlegenheit gerathen, wenn ſte entlaſſen werden müffen ꝛc. 3. 
(A. XXII. 210. — 1. 201.) 


3) C. R. des K. Fin. Min. v. 30. April 1838. Tantieme für durch die 
Chauſſeegeld-Empfänger geleiſtete Zahlungen. 


Aus Rückſicht auf das Verhältniß, in welchem ſich die meiſten Chauſſeegeld-Empfän⸗ 
ger befinden, und durch welches fie ſich von den Rendanten anderer K. Kaſſen unterſchei⸗ 
den, habe ich beſchloſſen, das in einigen Provinzen ihnen ſchon gemachte Zugeſtändniß gf 
gemein zu machen und hierdurch feſtzuſetzen: | 

daß von denjenigen Straßenbau-Zahlungen, welche fie aus Summen leiften, die 
ihnen von andern Kaſſen zu dieſem Behufe überwieſen werden, ihnen eine Remu— 
neration von Einem Prozent, ohne Unterſchied, wie hoch ſich die Summe der ge— 
zahlten Beträge beläuſt, bewilligt werde. Für Zahlungen, die ſie aus dem Ein— 
kommen ihrer Empfangsſtelle bewirken, ohne Unterſchied, ob fie blos mit der Dt: 
bung des Chauſſeegeldes oder auch anderer Königl. Einkünfte beauftragt find, ge— 
bührt ihnen feine Remuneration. 

Zu ordnungsmäßiger Anwendung dieſer Beſtimmung hat die K. Reg. ſich mit dem 
Prov. Steuer⸗Direktor in Kommunikation zu ſetzen, um zu erfahren, auf welche Beſtände 
und zu welcher Zeit Sie bei jedem Einnehmer rechnen kann. Reichen dieſe zu der, durch 
den Einnehmer zu bewirkenden Zahlung nicht hin, ſo daß ihm ein baarer Zuſchuß gemacht 
werden muß, ſo hat die K. Reg. von deſſen Betrage und dem Zeitpunkte der Ueberſendung 
den Prov. Steuer-Direktor in Kenntniß zu ſetzen. H 

Alle Beläge über geleiftete Straßenbau-Zahlungen, dieſelben mögen aus gewöhn— 
lichen Einnahmen oder Zuſchüſſen geleiſtet fein, liefert der Einnehmer an diejenige Kaſſe 
ab, an welche er feine Einnahmen abzuführen hat, und dieſe hat ſich mittelbar oder unmit— 
telbar mit der Reg. Hauptkaſſe deshalb zu berechnen. | 


. 
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Damit theils die Chauſſeegeld-Empfänger nur auf ein einfaches Zahlungs-Geſchäft || | 
von geringem Umfange beſchränkt bleiben, theils die Koſten der Remuneration nicht ohne | A 
Noth erhöht werden, hat die K. Reg. ſtreng darauf zu halten, daß ihnen nur ſolche Zah— | 
lungen aufgetragen werden, deren Empfänger in der Nähe wohnen, und von denen theils | 
wegen ihrer Verhältniſſe, theils wegen Geringfügigkeit des Döjetts nicht füglich verlangt 1 
werden kann, daß fle ſich zu einer entfernteren Kaffe begeben. Als ſolche Zahlungen ſind 

die Gehälter der Chauſſee-Auſſeher und Wärter, die Löhnungen der Tagearbeiter zu bes 

trachten. Zahlungen für Lieferungen ſind in der Regel ausgeſchloſſen, und unbedingt, | 
wenn ſte 25 Thlr. überſteigen. 

Der Chauſſeegeld⸗-Empfänger kann nicht genöthigt werden, feine Empfangsſtube 
Behufs ſolcher Zahlungen zu verlaſſen. 
(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. IV. b. Nr. 1110. u. III. Nr. 18,149.) 

4) C. R. des K. Min. d. F. (Flottwell) v. 27. Aug. 1846 an ſämmtl. 
K. Reg. und Prov.⸗Steuer-Dir. Zahlungen aus den Kaſſen der Chauſſee-Geld— D) 
einnehmer für die Herbeiſchaffung von Chauſſee-Unterhaltungs-Materialien und IN 
die davon zu gewährende Tantieme. | | 
Die K. Reg. wird auf den Ber. v. 13. Nov. v. J. das Geſuch des Chauſſeegeld— KI 
Erhebers N. zu N. um Niederſchlagung der defeftirten Tantieme betr., eröffnet, daß der 
Schlußſatz der C. V. v. 30. April 18381) nur eine Vorſchrift für diejenigen Beam: | 
ten iſt, denen die Anweiſung auf die Kaſſen der Chauffeegeld - Einnehmer zuſteht. Dieſe u 
ſollen die für Lieferungen zu zahlenden Beträge, wenn fe 25 Tylr. überſteigen, nicht von | 
dem Chauffeegeld- Empfänger zahlen laſſen, ſondern auf eine andere K. Kaffe anweiſen. IR 
Hat aber einmal der Einnehmer ſolche Beträge gezahlt, und konnte er die Zahlung aus "bh 
dem Einkommen der Empfangſtelle nicht bewirken, fo ift ihm unbedenklich auch 1 Prozent N 
Tantieme zu gewähren. Wenn alſo in dem vorliegenden Falle Jemand in Anſpruch ge— BER 
nommen werden follte, jo würde es der Wegebaumeiſter, welcher die Zahlungen angewie— "JN 
fen hat, fein müſſen; indeſſen find in der C. V. unter Lieferungen nur die auf ſchrift— 14 
lichen Verträgen beruhenden Lieferungen gemeint, da den Grundbeſitzern in I 
der Nähe der Chauſſee, welche, ohne an Zeit und Maaß ſtreng gebunden zu fein, Untere | 
haltungd = Material zur Chauſſee herbeiſchaffen, nicht zugemuthet werden follte, Beträge d 
ſelbſt über 25 Thlr. aus entfernten K. Kaſſen zu erheben. H 

Die K. Reg. hat die betr. Bau- und Steuerbeamten, fo wie Ihre Hauptkaſſe, von 
dieſer Erläuterung der gedachten C. V. in Kenntniß zu ſetzen und den ꝛc. N. zu beſcheiden. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 182. Nr. 268.) | 


\ 
| | 
5) ER. des K. Gen. Dir. der Steuern (v. Pommer-Eſche) v. 14. Aug. | 
1849 an ſämmtl. K. Prod. -Steuer-Dir., reſp. Reg. Regulirung des Dienft- iM 
! 
| 
) 
| 
| 


einkommens der Chauſſeegeld-Erheber. 

Nach der C. V. v. 18. Mai 1843 (Min. Bl. S. 174.) ſoll das Tantieme-Einkom⸗ 
men der Chauſſeegeld-Erheber, namentlich bei der Wiederbeſetzung erledigter Stellen und 14 
bei der jedesmaligen Etatsaufſtellung, einer beſondern Prüfung unterworfen und die Wi 
Abänderung der beftehenden Prozentſätze, wo ſolche nöthig erfcheint, in Antrag gebracht DA 
werden. 

Ew. Hochw. werden indeſſen ermächtigt, die Abänderung der Tantieme für Chauſ— 
ſeegeld-Erheber ſowohl, als auch die Feſtſtellung des Prozentſatzes bei neu errichteten oder 
verpachtet geweſenen Hebeſtellen, fortan ohne vorgängige Anfrage zu bewirken, ſo lange 
die Tantieme die in der Verf. v. 12. Sept. 1828 beſtimmten Gränzen innehält. 

Zur Regulirung des Dienſteinkommens derjenigen Chauſſeegeld-Erheber, welche 
Penſion oder ſonſtiges Nebeneinkommen zu beziehen haben, find nach Anleitung der C. V. I 
v. 26. Aug. 1832 (Min. Bl. 1848. S. 339.) fernerhin Vorſchläge zu machen. | 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 233. Nr. 335.) d 

6) R. des K. Gen. Dir. der Steuern (v. Pommer-Eſche) v. 6. Jan. 1850 1 
an die K. Reg. zu Frankfurt a. d. O. Beſetzung der Chauſſeegeld-Hebeſtellen | 
und Dienſteinkommen' der Chauſſeegeld-Erheber. V 

Der K. Reg. eröffne ich auf den Ber. v. 29. Sept. v. J. wegen Regulirung des I 
Dienſteinkommens der Chauſſeegeld-Erheber, das für erledigte Chauſſeegeld-Hebeſtellen, N 
ohne Rückſicht auf ihren Ertrag, der Regel nach zunächſt penſtonirte Aufſichtsbeamte oder 
Gensdarmen ꝛc. geſucht werden müffen, welche in der Penſion einen Zuſchuß zu der Remus | 
neration für den Chauſſeegeldempfang beziehen und nicht hülflos daſtehen, wenn ihnen ihr 1 
Amt wegen Verpachtung der Barriere oder aus andern Gründen gekündigt werden muß. | 


1) Vergl. vorſtehend ad 3. | 
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Es iſt hierdurch keineswegs ausgeſchloſſen, daß unter Umſtänden auch andere Perſonen 
als Benfionaire, namentlich Militair-In validen vom Feldwebel abwärts als Chauſſeegeld⸗ 
Erheber untergebracht werden konnen; indeſſen find dergleichen Perſonen nur in den du. 
träglicheren Hebeſtellen anzuſtellen, deren Ertrag mit der dem Erheber zu gewährenden 
Remuneration in einem angemeſſenen Verhältniſſe ſteht, ſo daß ſolche Hebeſtellen, für 
welche ihres geringen Ertrages wegen keine annehmbaren Pachtgebote zu erlangen ſind, 
oder in denen ein Beamter ohne Nebeneinkommen rechtſchaffen nicht wurde. beftehen kön— 
nen, ausſchließlich nur mit Penſtonsempfängern zu beſetzen ſind. 

Was die Höhe des Einkommens angeht, welches einem Chauſſeegeld-Erheber — ſei 
es mit oder ohne Zuſchuß aus der Benfion — mindeſtens zu gewähren iſt; fo läßt ſich 
darüber eine, für alle Fälle maaßgebende Vorſchrift nicht wohl ertheilen, indem es dabei 
auf die individuellen Verhältniſſe des Erhebers, namentlich auf den Familienſtand deſſel— 
ben, fo wie darauf ankommt: ob bei der Stelle ein dem Staate gehöriges Chauſſeegeld— 
Empfangslofat und eine Dienſtwohnung vorhanden, ob Garten- und Ackerland zum 
Dienſtetabliſſement gehören oder ob wenigſtens Gelegenheit vorhanden iſt, ſolches nahebei 
billig zu pachten, ferner ob die Hebeſtelle in der Nähe einer Stadt oder eines Dorfes liegt, 
wie die erſten Lebensbeduͤrfniſſe im Preiſe ſtehen u. |. w. Als Verwaltungsgrundſatz wird 
jedoch im Allgemeinen angenommen, daß ein Chauſſeegeld-Erheber ohne zahlreiche Fa— 
milie, neben der freien Wohnung und dem Oelgelde, wenigſtens ein Einkommen von 
144 Thlrn. jährlich haben muͤſſe, und es kann in dem Falle, wenn die Einnahme einer 
Hebeſtelle ſoweit herabſinkt, daß die Tantieme den Betrag von monatlich 12 Thlrn. nicht 
erreicht, ein Zuſchuß bis zu dieſem Betrage gezahlt und bei den Ausgaben aus dem Chauſ— 
ſeegelde verrechnet werden. Was die höchſtens zu bewilligende Tantieme von der Brutto— 
Einnahme angeht, ſo darf ſolche in keinem Falle 30 Prozent der letztern überſteigen. 

Auf Ortseinwohner, denen in Ermangelung eines andern Hebelokals der Chauſſee— 
geldempfang ausnahmsweiſe übertragen iſt, finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 17. Nr. 23.) 


B. Rechts verhältniſſe in Bezug auf das Amt. 
AA. Rechte. e 
a) Dienſtwohnungen. 


C. R. des K. Fin. Min. v. 2. April 1841 an ſämmtl. Prov.⸗Steuer⸗Dir. 
Miethdabzug derjenigen Zoll- und Steuerbeamten, denen die Erhebung von 
Chauſſeegefällen übertragen und damit zugleich Dienſtwohnung in einem Chauſ— 
ſeehauſe überwieſen wird. ; 

Wenn ſolchen Zoll- und Steuerbeamten, welche entweder blos Gehalt oder außer— 
dem Tantieme beziehen, die Erhebung von Chauſſeegefällen übertragen und damit zugleich 
Dienſtwohnung in einem Chauſſeehauſe überwieſen wird, ſo iſt ihnen für letztere der ge— 
woͤhnliche Miethsabzug von 5 Prozent ihres Geſammt-Dienſteinkommens zu machen; wo 
dies aber his jetzt nicht geſchehen iſt, kann es dabei, bezüglich der gegenwärtigen Inhaber 
der Stellen, bewenden, ſo, daß der Abzug erſt bei dem Nachfolger eintritt. 

Ew. ꝛc. wollen hiernach ꝛc. verfahren laſſen. . 

(Centralbl. d. Fin. Min. 1841. S. 90. Nr. 35., Min. Bl. d. i. V. 1841. ©. 101. 
Nr. 140.) 


b) Dienſtliche Korreſpondenz und deren Portofreiheit. 


1) Gen. C. des K. Gen.-Poſtamts v. 17. April 1829 an ſämmtl. Poſt⸗ 
anſtalten. | 


„ 20. 6) Die Chauſſeegeld-Einnehmer, welche Hebeftellen für K. Rechnung verwalten, 
können Dienft-Korrefpondenz und Gelder an ihre vorgeſetzten Behörden auch ohne Amts: 
fiegel portofrei abſenden, wenn die Adreſſen dieſer Sendungen mit dem Abdruck des 
ſchwarzen Tagesſtempels der Hebeſtelle und neben der Rubrik: »herrſchaftliche Chauſſee— 
ſachen« mit der eigenhändigen Namens⸗-Unterſchrift des Einnehmers verſehen ſind. 


Die betr. Chauſſeegeld-Empfänger find Seitens der K. Gen. Verw. der Steuern 
angewieſen worden, den Poſtanſtalten, an welche fie ihre Dienſt-Korreſpondenz ꝛc. abge— 
ben, ihre Namens-Unterſchrift, Behufs der Vergleichung ihres Namenszuges auf den 
Dienſtſchreiben, zuzuſtellen. 

Es verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, daß die Sendungen derjenigen Einnehmer, 
welche die Chauſſee-Gefälle als Pächter für ihre eigene Rechnung erheben, an dieſer Zär: 
günftigung keinen Theil haben, und dieſe ihre gemeinſame Korreſpondenz und andere Sen— 
dungen portopflichtig empfangen und abſenden müffen. (A. XIII. 268. — 2. 42.) 


2) C. R. des K. Gen.⸗Poſtamts v. 5. Mai 1832 an die Poſtanſtalten in 
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der Provinz Sachſen. Beförderung der Dienſt-Korreſpondenz der Chauſſeegeld— 
Einnehmer. f | = 

Die Chauſſeegeld-Hebeſtellen liegen größtentheils ganz iſolirt, wodurch den Erhe⸗ 
bern die Gelegenheit entzogen wird, ihre Dienſt⸗Korreſpondenz durch die Poſt zu 
befördern. Dieſer Umſtand hat der Steuerbehörde zu dem Antrage Veranlaſſung gege- 
ben, die Dienſt-Korreſpondenz der Chauſſeegeld-Einnehmer durch die Schirrmeiſter und 
Poſtillone der vorbeifahrenden Poſten an den Barrieren beſtellen zu laſſen. . 

Die Poſtanſtalten, in deren Bereich iſolirte Chauſſeegeld-Hebeſtellen liegen, werden in 
Folge jenes Antrages angewieſen, die für die Chauſſee-Einnehmer beftimmte Dienft-Kor- 
reſpondenz, zur Aushändigung an dieſelben, den Schirrmeiſtern oder Poſtillonen mitzu— 
geben, und die letzteren anzuweiſen, die von den Einnehmern abzuſendende Dienft-Korre- 
ſpondenz zur Abgabe an die betr. nächſte Boftanftalt in Empfang zu nehmen. 

Ein Aufenthalt der Poſten darf durch dieſe Beſtellungsweiſe, welche übrigens nur 
für Korreſpondenz, nicht aber für Geldſendungen nachgegeben wird, nicht entſtehen. Die 
Einnehmer müffen bei Ankunft der Poſten an den Barrieren die Korreſpondenz vor der 
Thuͤre ſogleich in Empfang nehmen und reſp. abgeben, fo daß Schirrmeifter und Poſtillone 
nicht genöthiget find, zu warten, oder gar den Poſtwagen zu verlaſſen. 

(A. XVI. 381. — 4. 34.) "ep ` Kat 

3) C. des K. Gen.⸗Poſtamts v. 20. Aug. 1833 an ſämmtl. Preuß. Poſt⸗ 
anſtalten, mit Ausnahme der in der Provinz Sachſen. 

Wörtlich gleichlautend mit dem C. v. 5. Mai 1832 (oben sub 2.) mit dem Zus.: 
»Die Poſtanſtalten der Prov. Sachſen find durch die C. V. v. 5. Mal 1832 in gleicher 
Art bereits inſtruirt worden.« (A. XVII. 633. — 3. 40.) ) 

BB. Pflichten. ö 

a) Amts⸗Inſtruktionen. | 


Dienſtanweiſung des K. Fin. Min. v. 16. Jan. 1834 für die 
Chauſſeegeld-Empfänger ). 
Verhalten im Allgemeinen. 

$. 1. Dem Chauſſeegeld- Empfänger liegen für feine Dienſtführung und fein Pri⸗ 
vatleben, neben den beſonderen Pflichten eines Kaſſenbeamten, die allgem, Beamtenpflich⸗ 
ten ob. In feinen amtl. Berührungen mit dem Publikum muß er Anſtand und Ruhe 
beobachten, auch wenn er gereizt werden ſollte. Er iſt dieſerhalb für ſeine Angehörigen, 
wenn ſte dienſtl. Ausrichtungen für ihn übernehmen, verantwortlich. a 

ö Zum Betriebe eines Gewerbes bedarf er der Erlaubniß der Prov.-Steuerver— 
waltung. 

8. 2. Der Chauſſeegeld-Empfänger hat das Chauſſeegeld zu erheben und zu ver— 
rechnen, 9900 Verfolgung der dabei begangenen Defraudationen Dot zu unterziehen 

3] bis 36). 
S Das Haupt- Zolle oder Haupt: Steueramt, in deſſen Bezirk die Hebeftelle liegt, ift 
feine nächſte vorgeſetzte Behörde. Der Ober-Inſpektor und Ober-Kontrolleur führen über 
ihn die unmittelbare Aufſicht, und an dieſe Behoͤrde und Beamte hat er ſich in den dahin 
einſchlagenden Dienſt-Angelegenheiten zu wenden.“ 

8.3. Für die ihm überwieſene Geld-Einnahme, Papiere, Utenſtlien, Baulichkeiten 
und ſonſt ihm anvertraute Gegenſtände iſt er nach den allgemeinen Kaſſenvorſchriften und 
Beſtimmungen wegen des Nießbrauchs verhaftet, auch den Schaden zu vertreten verbun— 
den, der daran durch die Seinigen oder andere bei ihm befindliche Perſonen verübt wer— 
den möchte. 

Sollte er bei der Verwaltung ſeines Dienſtes wahrnehmen, daß von den benachbar⸗ 
ten Chauſſeegeld-Hebeſtellen die Vorſchriften dieſer Anweiſung nicht gehörig beachtet, oder 
gar Unterſchleife begangen werden, ſo iſt er davon dem vorgeſetzten Hauptamte ſogleich 
Anzeige zu machen, auch den Ober-Kontrolleur davon zu benachrichtigen, verbunden. 

8.4. Dem Empfänger liegt ob, mit dahin zu ſehen, daß die für die Chauſſeen guͤl— 


1) Da anzunehmen, daß dieſe Dienſtanweiſung in den Händen aller ſpeciell betheilig— 
ten Beamten befindlich, fo find, zur Raumerſparung, die derſelben beigefügten, 
umfangreichen Formulare nicht mit abgedruckt worden. Uebrigens ſind durch dieſe 
Inſtruktion folgende Publikanda: 

a) der K. Reg. zu Erfurt v. 23. Febr. 1817. (A. I. 49. — 1. 36.) 
b) der K. Reg. zu Liegnitz v. 1. Juli 1819. (A. III. 664. — 3. 15.) 
e) der K. Reg. zu Coblenz v. 30. März 1821. (A. V. 319. — 2. 30.) 
d) der K. Reg. zu Breslau v. 23. Dec. 1825. (A. X. 37. — 1. 30) 
für beſeitiget zu erachten. , 
v. Rönne, VBau-Polizei. 2. Aufl. 15 
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tigen polizeil. Vorſchriften befolgt werden. Er hat zu dem Ende nicht nur die von ihm 
ſelbſt wahrgenommenen Uebertretungen, in ſoweit dies mit ſeinen Hebungs-Verpflichtun⸗ 
gen vereinbar iſt, zur Anzeige und Beſtrafung zu bringen, ſondern auch den Wegewäͤr— 
tern und anderen Polizei-Offizianten zur Entdeckung und Anhaltung der Thäter Hülfe zu 
leiſten, wogegen er nach der Allerh. Ordre v. 31. Aug. 1832 (G. S. 1832. S. 214.) den 
gebührenden Antheil von den eingezogenen Geldſtrafen zu genießen hat. 

Ueber das Verfahren zur Anzeige und Beſtrafung der Wegepolizei-Uebertretungen 
werden die ihm darüber ergehende allgem. Anweiſung, ſo wie auch künftige Ergänzungen 
und Abänderungen derſelben durch ſeine Vorgeſetzten von der Reg. mitgetheilt werden. 
Die Depofition von Strafgeldern und Pfandſtuͤcken hat er anzunehmen und dabei die 
Vorſchriften zu beobachten, welche in gegenwärtiger Dienſtanweiſung für Chauſſeegeld⸗ 
Defraudationen ertheilt ſind. 

8. 5. Seinen Dienſt muß der Empfänger ſoviel thunlich ſelbſt verrichten. Er darf 
fi) ohne Urlaub nur ausnahmsweiſe, und in dringenden Fällen auf höchſtens einen hate 
ben Tag und auch dann nur, wenn ſein Dienſt inzwiſchen von einem dazu fähigen und 
zuverläſſigem Gliede feiner Familie verſehen werden kann, von feinem Haufe entfernen. 

Eine ſolche Vertretung muß auch bei andern unvermeidlichen Abhaltungen geſchehen, 
wenn nicht deshalb vom Hauptamte anders beſtimmt ſein ſollte. 

In allen Fällen, wo die Vertretung des Empfängers durch die Seinigen erfolgt, 
geſchieht ſolche auf Verantwortlichkeit. 

Wird er durch Krankheit an ſeiner Dienſtverwaltung behindert, ſo iſt davon dem 
Ober⸗Kontrolleur ſogleich Anzeige zu machen, und es wird ihm dann nach Umſtänden ein 
Stellvertreter gegeben werden. Letzteres wird erforderl. Falls auch während einer länge— 
ren Urlaubszeit geſchehen. 

Die Geſuche um Urlaub find durch den Ober-Kontrolleur an das vorgeſetzte Haupt— 
amt zu richten. 

Die Hebeſtelle muß Jahr aus, Jahr ein, vom Untergang bis zum Aufgang der 
Sonne, auch wenn der Mond ſcheint, durch die dazu beſtimmte Laterne ſo erleuchtet ſein, 
daß der gleichzeitig zu ſchließende Schlagbaum den Reiſenden ſchon in einiger Entfernung 
ſichtbar wird, und dieſe das Geld zu erkennen und die Chauſſeezettel, ſo wie den ausge— 
hängten Tarif zu leſen vermögen. 

Erhebung des Chauſſeegeldes. 

Die Erhebung des Chauſſeegeldes für die zur Hebeſtelle gelegte Chauſſeeſtrecke muß 
genau nach dem für dieſelbe beſtimmten, außerhalb derſelben ausgehängten Tarif und nach 
den ſonſtigen beſondern Vorſchriften geſchehen. 

Außerdem muß, zur beliebigen Einſicht jedes Reiſenden, ein vollſtändiges Exemplar 
des allgem. Chauſſeegeld-Tarifd an einem paſſenden Orte in der Expeditionsſtube hängen. 
Der Empfänger darf von den Zahlungepflihtigen unter keinerlei Vorwand mehr oder 
weniger erheben, als der Tarif vorſchreibt. Er iſt nicht befugt, die Abgabe zu ſtunden oder 
zu erlaſſen; er darf im Gegentheil keine andere Befreiungen von der Abgabe anerkennen, 
als ſolche, die den Tarif und deſſen Nachträge und Erläuterungen enthalten, oder welche 
von der vorgeſetzten Prov.-Steuerbehoͤrde beſonders verfügt find. 

Es iſt Regel, immer das beſtimmte Chauſſeegeld zu erheben, ſobald die Hebeftelle 
paſſirt wird, ohne Rückſicht auf die Ausdehnung, in welcher die Chauſſee benutzt wird. 

Wird die Chauſſee jedoch bloß durchſchnitten, in der Art, daß das Fuhrwerk u. ſ. w., 
nachdem es auf der einen Seite, hart neben der Hebeſtelle, auf die Chauſſee gekommen iſt, 
dieſe gleich auf der andern Seite der Hebeſtelle wieder verläßt, ſo iſt kein Chauſſeegeld zu 
erheben. Weiter gehende Ausnahmen ſollen jedesmal, wo fie die Oertlichkeit nöthig 
machen mochten, beſonders beſtimmt werden. 

Von Extrapoſten und Eſtafetten wird das Chauſſeegeld durch die Poſtanſtalten ein⸗ 
gezogen. Jene brauchen daher an der Barriere nicht anzuhalten; die Poſtillons find ange— 
wieſen, vor der Hebeſtelle in das Horn au blaſen, und ſich dadurch erkennbar zu machen. 

Sind mit einzelnen Perſonen oder ganzen Gemeinen ſtatt der jedesmaligen Entrich— 
tung des Chauſſeegeldes Abonnements abgeſchloſſen, ſo bleiben ſte, während der Dauer 
der Abfindung, beim Paſſtren der Hebeſtelle von der Abgabenzahlung frei. 

Das vorgeſetzte Hauptamt wird den Empfänger von den genehmigten Abonnements, 
und in welcher Art die Einziehung der bedungenen Abfindungsſummen erfolgen ſoll, in 
Kenntniß ſetzen. 5 

Der Empfänger muß ſich mit den Abonnenten, und deren im Abonnement einbe— 
griffenen Fuhrwerk u. ſ. w., genau bekannt machen, und bei der Kontrolle an der Hebe— 
ſtelle dasjenige beobachten, was ihm durch das Hauptamt deshalb mitgetheilt wird. 

Ueber die Abonnements muß er ein Buch nach dem folgenden Schema führen, und 
darin jedesmal ſogleich nach dem Empfang der Benachrichtigung des Hauptamts die erſten 
D Spalten ausfüllen, auch zwiſchen den einzelnen Abonnenten, zur Ausfüllung der folgen— 
den Spalten hinlänglichen Raum laſſen. 
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Iſt das Abonnements-Quantum nicht an die Hebeſtelle, ſondern unmittelbar an 
das Hauptamt einzuzahlen, ſo bleiben die Spalten 5 bis 8 unausgefüllt. 


. 8. 10. Die Hebung des Chauſſeegeldes muß ſo geſchehen, daß der Zahlende nicht 
noͤthig hat, ſich von feinem Vieh oder Fuhrwerk zu entfernen. Der Empfänger muß mit⸗ 
hin zu ihm hinausgehen, oder, wenn die Hebeſtelle hart an der Chauſſee liegt, die Abga be 
mittelſt eines an einem Stocke befeſtigten Beutels in Empfang nehmen, jedenfalls in der 
5 daß der Reiſende nicht nöthig hat, der Chauſſeegeld-Entrichtung wegen von der Chauſſee 
abzulenken. 

Die Abfertigung muß ſo raſch als möglich geſchehen, und der Empfänger jederzeit 
mit den zur Ausgleichung nöthigen kleinen Münzen verſehen fein. 

Chauſſeezettel: deren Einrichtung; 

S 11. Statt Quittung über das erhobene Chauſſeegeld dienen gedruckte Zettel 
deren es, dem Geldwerthe nach, zwanzig Sorten giebt, zu 

2 pf., 3 pf., 4 pf. 6 pf. 8 pf. I pf., 1 ſgr., 1 ſgr. 4 pf., 1 far. 6 pf., 2 fgr., 3 for. 

4 gr., 4 ſgr. 6 pf, 5 ſgr., 6 ſgr., 8 ſgr., 9 ſgr., 10 ſgr., 12 or, u. 15 for. 

Ein Bogen enthält 32 Stück, und 25 Bogen machen ein Buch, welches mithin aus 
800 Stück beſteht. 


Die Zettel jedes Buchs ſind mit der fortlaufenden Nummer von 1 bis 800 ver— 
ſehen. H Zettel find theils auf weißem, theils auf blauem, theils auf rothem Papier 
gedruckt. 
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Die Chanſſeegeld-Empfänger haben fi nur der Zettel auf weißem und blauem 
Papier zu bedienen. Die auf rothem Papier ſind dagegen zum Gebrauch der Chauſſe— 


eld⸗Pächter beſtimmt. 
> Deren Ausgabe. 


8. 12. Für jede Chauſſeegeld-Zahlung muß der Empfänger unaufgefordert 
Zettel in gleichem Werthe mit dem Betrage der Entrichtung audͤhändigen. In der Regel 
iſt nur ein Zettel auszugeben, und nur wenn es zur Ausgleichung mit der gezahlten Summe 
unvermeidlich iſt, dürfen mehrere Zettel, jedoch nie mehr als unumgänglich nöthig find, 
verabreicht werden. | | 

Zur Erleichterung der Abfertigung und Vermeidung bon Rechnungsfehlern werden 
dem Empfänger gedruckte Tafeln geliefert, nach welchem das Chauſſeegeld zu erheben und 
die Chauſſeezettel auszugeben, find. ö 

Die Zettel jedes Buches müffen, bei Ordnungsſtrafe, nach der Folge der borgedrud: 
ten Nummern von! bis 800 ausgegeben werden. 

In der Regel find weiße Zettel auszureichen. 

Blaue Zettel werden nur von iſolirten Hebeſtellen und von Endbarrieren aukgege— 
ben, und zwar von letzteren nur an Perſonen, welche in einer Richtung reiſen, wo keine 
Hebe⸗ oder Kontroll-Stelle weiter folgt. 

Die vorgeſetzte Behörde wird beſtimmen, von welchen Hebefiellen und in welcher Kid 
tung blaue Zettel ausgegeben werden ſollen. 

F. 13. Unmittelbar vor der Aushändigung muß der Empfänger jeden Zettel auf der 
Vorderſeite rechts unter der Schrift, mit dem Stempel ſeiner Hebeſtelle verſehen. 

Dieſer Stempel druckt den Namen der Hebeſtelle und das Datum. 

Die den Tag und Monat angebenden beweglichen Lettern müſſen mit dem Anfange 
eines jeden Tages und Monats gewechſelt werden, damit ſie das Datum der Ausgabe 
richtig angeben. 

Der Stempel muß in guter Schwärze immer deutlich ausgedruckt, und nach der ded- 
halb ertheilten Anleitung ſtets rein gehalten werden. 

8. 14. Die Reiſenden find verpflichtet, die Zettel bei der nächſtfolgenden Hebe- oder 
Kontroll⸗Stelle, welche fie berühren, abzugeben. Dieſelben bedürfen auch der Zettel unter: 
weges zum Beweiſe der gezahlten Chauſſeeabgabe bei Nachfrage der hiezu befugten Steuer— 
oder Polizeibeamten. 

Hierauf find diejenigen Reiſenden, welche die Zettel nichtiannehmen wollen, aufmerk⸗ 
ſam zu machen. Sollte die Annahme dennoch verweigert werden, ſo hat der Empfänger 
ſolche bezahlte Zettel auf der Vorderſeite links unter der Schrift noch einmal zu ſtempeln, 
und auf einen Faden gereiht, zur Ablieferung an das Hauptamt durch den Ober-Kontrol— 
leur aufzubewahren. 

Abnahme der Zettel von den Vorſtellen. 

„ 8.15. Paſſanten, welche bereits die nächſt vorhergehende Hebeſtelle berührt haben 
ënnen, muß der Empfänger den dort erhaltenen Zettel abfordern, und ſolchen ſofort den 
Stempel feiner Hebeftelle, auf der Vorderſeite lünks neben dein erſten Stempel, deutlich 
ſchwarz aufdrücken. Unterläßt er dies, jo hat er für jeden nicht abgeſtempelt vorgefundenen 
Zettel eine Strafe von Fünf Silbergroſchen verwirkt. 

Die abgenommenen Zettel find, nach der Farbe und den Werthbeträgen ſortirt, für 
jede Nachbarſtelle beſonders, auf Fäden gereiht, fo lange ſorgfältig aufzubewahren, bis We 
von dem kontrollirenden Beamten zum weitern Gebrauch abgenommen werden. 

$. 16. Wenn der Reiſende von der vorliegenden, durch Zettelabgabe zu kontrolliten— 
den Hebeſtelle keine Chauſſeezettel über das dort gezahlte Chauſſeegeld abliefert, fo muß der 
Empfänger Nachzahlung fordern, und wenn dabei Verdacht der Defraudation obwaltet, 
das Defraudations-Verfahren nach 8. 31. u. f. einleiten. Ueber das nacherhobene Chauſſee⸗ 
geld find ebenfalls Chauſſeezettel zu geben. | 
Sofern nach den Umſtänden wahrſcheinlich ift, daß der Reiſende erft dieſſeits der Dt: 
liegenden Hebeſtelle auf die Chauſſee gekommen ſei, iſt von Nachforderung des Chauſſee— 
geldes abzuſtehen. ) 

Der Empfänger muß ſich mit dem Fuhrwerk der Umgegend und den Wegen, welche 
zwiſchen ſeiner und den angrenzenden Hebeſtellen von der Chauſſee abführen, bekannt 
machen, damit er im Stande iſt, die Ausſagen der Reiſenden hierüber zu beurtheilen. 
Ergeben die abgeforderten Zettel, daß der Empfänger der zuletzt paſſirten Stelle zu wenig 
erhoben hat, fo findet Nacherhebung des dort zu wenig gezahlten Betrages gegen Aushän 
digung eines Zettels ſtatt. Dieſe Nacherhebungen ſind dem Hauptamte zur weitern 
Veranlaſſung gegen den Empfänger, bei welchem die Mindererhebung vorgekommen, 
anzuzeigen. ö f 

Buchführung, im Allgemeinen. 

$. 17. Der Chauſſeegeld⸗Empfänger iſt verpflichtet, über feine Geld- und Zettelein⸗ 

nahme und Ausgabe Buch zu fuͤhren. 
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Zettelverſchreibung und Empfang. 


8,18. Die Chauſſeezettel erhält der Empfänger buch weiſe von dem vorgeſetzten 
Hauptamte. Er hat den Bedarf mittelſt Verzeichniſſes von demſelben zu verſchreiben. 
Weniger als ein Buch Zettel von einer Farbe und Geldſorte darf in der Regel nicht ver— 
abreicht werden; geſchieht es auf Beſtimmung der Provinzial-Steuerbehörde ausnahms— 
weiſe, ſo muß dabei ſolche Einrichtung getroffen werden, daß die Zettel dennoch nach der 
in jedem Buche enthaltenen Nummerfolge von 1 bis 800 zur Ausgabe kommen. 

In der Regel müſſen, wenn die Zettel bei der Hebeſtelle bis auf einen nach der 
Erfahrung fuͤr zwei Monate ausreichenden Beſtand ausgegeben ſind, neue Zettel verſchrie— 
ben werden. Wie groß der Zettelvorrath bei einer Stelle hoͤchſtens fein darf, beſtimmt 
die Provinzial⸗-Steuerverwaltung. 

Die Zuſendung der Zettel vom Hauptamte erfolgt mit einem Verzeichniß nach dem 
beiliegenden Muſter. Gleich nach dem Eingange muß der Empfänger die Zettel ſorg— 
fältig nachzählen, und Unrichtigkeiten ohne den mindeſten Verzug dem Hauptamte 
anzeigen. | 
Bei richtigem Befunde ift dem Hauptamte mit umgehender Poſt, unter dem mit der 
Sendung erhaltenen Verzeichniß, Quittung zu ertheilen. 

Der Empfänger iſt demnächſt verbunden, den Geldwerth der quittirten Zettel zu ver— 
treten; er muß deshalb auch die Zettelbeſtände ſtets ſicher aufbewahren. 


Zettel-Journal. 

8. 19. Ueber die Einnahmen und Ausgaben an Chauſſeezetteln wird für jedes 
Vierteljahr ein Journal nach dem beiliegenden, mit beiſpielsweiſen Eintragungen ver— 
ſehenen Muſter geführt. 

Die vom Hauptamte eingegangenen Zettel ſind ſogleich nach dem Empfange in das 
Journal als Einnahme einzutragen, und durch Hinzurechnung des aus dem vorhergegan— 
genen Monat übernommenen Zettelbeſtandes iſt am Schluſſe jedes Rechuungs-Monats 
die Geſammt⸗Zetteleinnahme darzuſtellen. 

Die an jedem Tage ausgegebenen Zettel werden jeden Abend nach Farbe, Anzahl 
und Geldbetrag, mit ihrem Geldwerthe in Ausgabe bis zu Ende des Rechnungs-Monats 
eingetragen, ſondern die einzelnen Spalten aufgerechnet, und durch Abzug der Ausgabe— 
ſumme von der Geſammt-Einnahme wird der Ende des Monats verbliebene Beſtand nach— 
gewieſen, welcher für den folgenden Monat zu übertragen iſt. 

Am Schluſſe des dritten Monats werden die Ausgabeſummen der drei Monate 
zuſammengeſtellt, die ſich ergebende Hauptſumme wird in den Nachweis S. 8. übertragen, 
und die vorgeſchriebene Beſcheinigung des Empfängers iſt zu vollziehen. 

An welchem Tage eines jeden Monats das Journal abzuſchließen iſt, wird von der 
Provinzial⸗Steuerbehörde durch das Hauptamt beſtimmt. Fuͤr den letzten Monat des 
Jahres erfolgt der Abſchluß mit dem 31. Dec. 

Sodann iſt das Journal mit dem vierteljährigen Kaſſenabſchluſſe (§. 27.) an das 
Hauptamt einzuſenden, welches daſſelbe prüft, etwanige Erinnerungen erledigen läßt, und 
weiter nach Vorſchrift damit verfährt. 

Die tägliche Zettelausgabe läßt ſich durch die vorgedruckte Nummerfolge der Zettel 
jedes Buches ſehr bald ermitteln, wenn bei Tagesabſchluß die erſte Nummer von jeder 
Sorte der noch vorhandenen Zettel angemerkt wird. 

Der Empfanger muß ſich aber von der Richtigkeit der täglichen Zettelausgabe auch 
durch Vergleichung mit der Geldeinnahme ($. 23.) überzeugen, und danach den Geldbe— 
ſtand immer richtig erhalten. ö EE 

Mindeſtens alle acht Tage muß er eine genaue Nachzaͤhlung feiner ſämmtlichen Zet⸗ 
telbeſtände vornehmen, und ſich überzeugen, ob ſolche mit dem Journal uͤbereinſtimmen. 


Kaſſenbuch. 

8, 20. Außer dem Journal wird über ſämmtliche zur Erhebung kommende Gel— 
der und deren Ablieferung für jedes Jahr ein Kaſſenbuch nach dem beiliegenden, 
ebenfalls probeweiſe ausgefüllten Schema geführt, Die Geldeinnahme für ausgegebene 
Chauſſeezettel ift darin aus dem Journal täglich, bloß in einer Summe, zu übernehmen, 
alle übrige Geldeinnahme aber, welche in Chauſſeegeld-Abonnements, Strafen, Pfändern 
und beſonders überwieſenen Geldern beſtehen können, imgleichen Natural-Depoſtta (abge: 
pfändete Sachen) ſind in das Kaſſenbuch einzeln einzuſchreiben, und zwar immer ſogleich 
bei dem Empfange, mit kurzer Angabe: von wem und wofür die Einzahlung geſchehen. 

In die Ausgabe des Kaſſenbuchs ſind die baaren Geldablieferungen, ſo 
wie fie geſchehen, einzeln einzutragen. Die Zahlungen für Rechnung des Hauptamts oder 
einer andern Kaſſe kommen aber erſt dann im Kaſſenbuche zur Ausgabe, wenn die Anrech— 
nung und Abſendung der darüber ſprechenden Beläge erfolgt, und dann blos mit dem 
Geſammtbetrage. Bis dahin find die Beläge bei den Kaſſenbeſtanden aufzubewahren. Es 
iſt jedoch über dieſe Zahlungen ein Verzeichniß zu halten, welches ſich jederzeit bei dem 
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Kaſſenbuche befinden muß, und worin jede einzelne Zahlung, fo wie fie geleiftet wird, dn. 
zutragen, auch die ſpäter erfolgte Anrechnung zu bemerken iſt. f 

Wie die Probeeintragungen ergeben, Ind im Kaſſenbuche in die Spalte Chauſſee— 
Revenüen⸗ in der Einnahme bloß die aufgekommenen Chauſſeegelder nebſt den einge: 

zahlten Chauſſeegeld-Abfindungen, und in der Ausgabe nur die auf dieſe Einnahme baar 
oder in Belägen abgelieferten Beträge, einzutragen; alle übrigen Einnahmen werden als 
Depoſita betrachtet und in den Sp. 5. u. 6 der Einnahme und Ausgabe gebucht. 

Mit Ablauf jeden Vierteljahres iſt das Kaſſenbuch gleichzeitig mit dem Jornal 
(J. 19.) abzuſchließen und der bleibende Beſtand für das folgende Vierteljahr, und zwar 
die dabei befindlichen Depoſtta (Sp. 5. u. 6) einzeln, zu übertragen. 

Nach Ablauf des Jahres muß das Kaſſenbuch bei den Chauſſee-Revenüen 
jedenfalls ohne Beſtand abſchließen und die etwa bleibenden Depofita ſind, wie beim Vier⸗ 
teljahresſchluſſe, einzeln in das Kaſſenbuch für das nächſte Jahr zu übernehmen. 

Zugleich mit dem Kaſſenabſchluſſe für das vierte Quartal (8. 27.) ift auch das Kaſſen⸗ 
buch für das verfloſſene Jahr an das Hauptamt einzuſenden. 

$. 21. Der Empfänger darf nur diejenigen Zahlungen leiſten, wozu er ſchriftliche 
Anweiſung von dem vorgeſetzten Hauptamte, oder, in den zuläſſigen ihm von dem letztern 
im allgemeinen bekannt zu machenden Fallen, von den Bezirks-Wegebaubeamten erhal— 
ten hat. Ä 

e Er darf nur an die in der Anweiſung bezeichnete Perſon oder deren hinreichend 
Bevollmächtigte, und nur zu der darin beſtimmten Zeit zahlen. Der Empfänger muß ſich 
alſo Ueberzeugung verſchaffen, daß die Perſon, an welche er zahlt, zur Empfangnahme 
legitimirt ſei. ? 

g $. 22. Ueber jede geleiſtete Zahlung muß der Chauſſeegeld-Empfänger ſich eine mit 
eigenhändiger Namensunterfchift verſehene Quittung nach der vorgeſchriebenen Form 
ertheilen laſſen, auch darauf ſehen, daß Quittungen über ſtempelpflichtige Summen vor— 
ſchriftsmäßig auf Stempelpapier ausgeſtellt werden. 

Geſchieht die Zahlung an ſolche Empfänger, welche nicht ſchreiben konnen und daher 
ſtatt ihres Namens drei Kreuze unterzeichnen, oder, wie bei Tagelöhner-Rechnungen zu 
geſchehen pflegt, an viele Perſonen zugleich, ſo muß dies im Beiſein des Baubeamten oder 
zweier glaubwürdiger Perſonen geſchehen, welche die Zahlung durch die Worte: 

»Iſt in unſerer Gegenwart bezahlt und quittirt,« 
und durch ihre Namensunterfchrift beſcheinigen. 
Nachzählung der Tageseinnahme und ſichere Aufbewahrung. 
§. 23. Jeden Abend muß der Empfänger die Tagedeinnahme zählen, ſich von der 
d Richtigkeit durch Vergleichung mit feinem Kaſſenbuche überzeugen, ſolche nach den Münz— 
ſorten abſondern, und fo weit möglich, kaſſenmäßig gepackt, in das dazu beſtimmte Behält— 
niß legen. In dieſem ſicher aufzubewahrenden Behältniß dürfen keine andere als Dienſt— 
gelder befindlich ſein. Der Empfänger muß daſſelbe ſtets verſchloſſen halten und den 
Schlüſſel bei fi führen, auch in demſelben Zimmer ſchlafen, welches ihm für den Dienſt— 
angewieſen iſt. und worin die Kaſſe, Zettel, übrigen Papiere und Utenſtlien ſich befinden. 
Auch die Beläge über geleiſtete Zahlungen muͤſſen bis zur Ablieferung in dieſem Behäͤltniß 
aufbewahrt werden, imgleichen die Poſtſcheine über baare Geldablieſerungen, worüber noch 
nicht vom Hauptamte quittirt iſt. 
. Ablieferung der Einnahme. 

$. 24. Die Geldbeſtände find an das Hauptamt in jedem Monat per Ablauf deſſel— 
ben abzuliefern. — Soll eine öftere Ablieferung geſchehen, fo hat der Empfänger die 
Anordnung des Hauptamts hierunter zu befolgen. Daſſelbe gilt von Einlieferung der 
Beläge über geleiſtete Zahlungen. 

8. 25. Die abzuliefernden Gelder müſſen kaſſenmäßig in Duten und dieſe in Beu— 
teln verpackt und gut verſtegelt werden. 

„Die Ablieferung geſchieht durch die Poſt, wenn eine Poſtverbindung ſtattfindet, ſonſt 
unmittelbar an das Hauptamt. Der Transport bis zur Poſt, oder bis zum Hauptamte 
bei unmittelbarer Ablieferung, geſchieht auf Koſten und Gefahr des Empfängers. 

Mit der Poſt werden die Gelder und Dienſtpapiere portofrei befördert, wenn ſte mit 
dem Amtöfiegel verſchloſſen und mit der Rubrik: »Herrſchaftliche-Chauſſeegeld— 
Sachen bezeichnet find. In Ermangelung eines Amtsſiegels bedient ſich der Empfänger 
ſeines eigenen Siegels, dem er aber den Amtsſtempel deutlich ſchwarz beidruckt; auch hat 
er in dieſem Falle auf der Adreſſe feinen Namen neben der Rubrik: »Herrſchaftliche Chauſſee— 
geld⸗Sachen« zu ſchreiben, und der Poſtanſtalt, an welche er feine Gelder und Papiere 
abgiebt, ein für allemal feine Namensunterſchrift, zur Vergleichung mit dem Namen auf 
deu Dienſtbrieſen, zuzuſtellen. f 

8. 20. Einer jeden Einnahme⸗Ablieferung fügt der Empfänger einen Lieferzettel in 
doppelter Ausfertigung bei, wovon ihm ein Exemplar quittirt zurückgeſandt wird, und er 
muß ſich bis zu deſſen Eingang durch den Poſtſchein ausweiſen. 
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Zu den Lieferzetteln wird das Hauptamt gedruckte Schemata liefern. 
Erinnerungen gegen dieſe Ablieferungen müffen ſogleich erledigt werden. 
Vierteljährlicher Kaſſenabſchluß, e 

8.27. Für jedes Vierteljahr ift, gleich nach Abſchluſſe deſſelben (J. 20.), ein Kaſ⸗ 
ſenabſchluß nach dem anliegenden Muſter zweifach anzufertigen und mit dem Zettel-Jour⸗ 
nal ($. 19.) an das Hauptamt einzuſenden. 

Für das letzte Viertel des Jahres kann die Abſendung des Kaſſenabſchluſſes, der 
zugleich Jahresabſchluß iſt, bis zum 20. Jan. des folgenden J., wenn nöthig, ausgeſetzt 
RES bis dahin muß aber die Einnahme des verfloſſenen Jahres vollſtändig abgelie- 
ert ſein. 

Das eine Exemplar jedes Kaſſenabſchluſſes erhält der Empfänger mit dem Aner- 
kenntniß der Richtigkeit, oder mit den dagegen aufgeſtellten und ſtets ſogleich zu erledigen— 
den Erinnerungen, vom Hauptamte zurück. 

e Regiſtratur. 

§. 28. Alle zu führenden Bücher und Verzeichniſſe muͤſſen, jedes beſonders, in 
einem Umſchlag gehörig geheftet oder eingebunden, reinlich geführt werden, und durfen 
keine Raſuren oder ähnliche Aenderungen enthalten. 

Die übrigen Dienſtpapiere gehören entweder nach $. 23 als Belege zur Kaffe, oder 
ſie ſind in beſonderen Heften nach den Gegenſtänden und der Zeitfolge geordnet, auf— 
zubewahren. | 

Für jeden der nachbenannten Gegenſtände ift ein beſonderes Heft erforderlich: 

1) für den Tarif, wohin alle Erläuterungen und Nachtrags-Beſtimmungen gebracht 
werden; ö 

2) über die Dienftführung des Empfängers, wohin die gegenwärtige Dienſtanweiſung 
gehört, mit den daneben geltenden und ferner ergehenden allgemeinen Vorſchriften 
daruͤber; 

3) über die Dienſtübergaben und Dienſt- und Kaſſen-Reviſtonen; 

4) für die Lieferzettel, Zettelverſchreibungen, Kaſſenabſchluͤſſe, und den Schriftwechſel 
darüber. 

Alle Dienftbücher und Papiere müſſen in gehöriger Ordnung im Eppeditionszimmer 
aufbewahrt werden. 

Inventarium. 
8. 29. Ueber die dem Chauſſeegeld-Empfänger übergebenen Dienſtutenſtlien hat 
derſelbe ein jederzeit vollſtändiges Verzeichniß zu führen, welches enthält: | 
1) die Gegenſtände, nach ihrer Benennung und Stückzahl; 
2) den Tag, an welchem fie geliefert worden; 
3) die davon abgegangenen Stücke: 
a) an welchem Tage, 

bh) weshalb, und Datum der Genehmigung der Abſetzung. 

Es iſt dafür zu ſorgen, daß die Inventarienſtücke ſich ſtets in gutem und brauchbarem 
Stande befinden, und entſtehende Mängel ſind bei Zeiten dem Hauptamte anzuzeigen. 
Dienſtwohnung nebſt Zubehör. 

8. 30. Die überwieſene Dienſtwohnung muß der Empfänger reinlich halten, und 
ſolche, ſo wie die Dienſtgrundſtücke vor Beſchädigungen ſorgfältig bewahren. Die Her⸗ 
ſtellungs-Koſten, welche durch fein Verſchulden nöthig werden möchten, muß er aus eignen 
Mitteln beſtreiten. Mit Feuer und Licht muß er beſonders vorſichtig umgehen und auch 
die Seinigen dazu anhalten. | 

Er darf keinen Theil feiner Amtswohnung nebft Zubehör vermiethen, oder fremde 
Perſonen unentgeldlich darin wohnen laſſen. Auch dürfen darin ohne Genehmigung der 
vorgeſetzten Provinzial-Steuerverwaltung keine baulichen Veränderungen vorgenommen 
werden. 

Für Beamte, denen außer ihm in dem Chauſſee-Einnahme⸗Gebäude Dienſtwohnung 
angewieſen iſt, gelten dieſelben Vorſchriften, und der Empfänger iſt verpflichtet, darauf zu 
fehen, daß fie auch von jenen nicht übertreten werden; geſchieht dies, fo muß er dem Wege— 
baubeamten davon Anzeige machen. e * 

Bei Feuersgefahr und in andern Nothfällen iſt der Chauſſeegeld⸗ Empfänger ver⸗ 
bunden, zuerſt für die Rettung ſeiner Kaſſen- und Zettelbeſtände, Bücher und andern 
Papiere und Dienftutenfilien zu ſorgen. | 

Strafverfahren. 

8. 31. Verweigert ein Reiſender die Entrichtung des Chauſſeegeldes, indem er 
davon eine Befreiung behauptet, welche der Chauſſeegeld-Empfänger nicht anerkennen zu 
dürfen glaubt, ſo hat der letztere, wenn der Weigernde es nicht vorzieht, den Geldbetrag 
mit Vorbehalt der Rückforderung im Wege der Beſchwerde zu zahlen, denſelben durch 
Pfändung ſicher zu ſtellen. 
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Erklärt ein Zahlungspflichtiger ſich zur Entrichtung des Chauſſeegeldes unvermö- 
gend, ohne ſonſtigen Verſuch ſich derſelben ſträflich zu entziehen, jo muß der Empfänger 
ebenfalls zur Pfändung ſchreiten. 

Die Ablieferung des Pfandes kann durch Herablaſſung des Schlagbaums und durch 
Hülfe des herbeizurufenden Chauſſeewärters erzwungen werden. Das Pfand iſt, mit 
Rückſicht auf den ficher zu ſtellenden Betrag, nach einem ungefähr genügenden Werthe! in 
nicht leicht dem Verderben ausgeſetzten Gegenſtänden und ſo auszuwählen, daß durch die 
Aufbewahrung, wie etwa bei Abpfändung von Vieh, keine beſonderen Unterhaltungskoſten 
entſtehen. 

Ueber das abgenommene Pfand iſt dem Gepfändeten unaufgefordert ein Pfandſchein 
nach dem beiliegenden Muſter zu ertheilen, und derſelbe auf den Inhalt aufmerkſam zu 
machen. Iſt nach Ablauf der darin geſetzten Friſt die Einlöſung nicht erfolgt, ſo iſt dem 
vorgeſetzten Hauptamte Anzeige hiervon zu machen. 

8. 32. Hat Jemand eine der Strafbeſtimmungen zu! bis 5, welche dem Chauſſee⸗ 
geld-Tarif v. 28. April 1828 angehängt find, übertreten, fo macht der Empfänger dem 
Contravenienten, außer dem etwa zu entrichtenden Chauſſeegelde, den verwirkten Straf— 
betrag bekannt. Unterwirft der Contravenient ſich der Straffeſtſetzung und entrichtet die 
Strafe, ſo ertheilt der Empfänger darüber die Strafquittung nach dem beiliegenden 
Schema. Unterwirft der Contravenient dy, zwar der ihm bekannt gemachten Strafe, 
erklärt 'ſich jedoch unvermoͤgend, dieſelbe fofort zu entrichten, ſo erhält er über die nach 
Anleitung des vorhergehenden Paragraphen zu bewirkende Pfändung, den Beſchlagnahme— 
ſchein nach dem anliegenden Muſter. 

Statt Pfanderlegung kann auch Sicherheitsbeſtellung in anderer Art zugelaſſen 
werden. 
Ueber das nacherhobene Chauſſeegeld find auch in Straffällen vorher geftempelte 
on ftatt Quittung zu verabreichen. 
33. Unterwirft der Contravenient ſich nicht dem ihm bekannt gemachten Straf— 
Kae fo fordert der Empfänger ebenfalls Pfandſtellung oder andere Sicherheitobeſtel⸗ 
lung, und macht dem Contravenienten das Hauptamt als die Behörde bekannt, von wel— 
cher er das weitere Verfahren zu gewärtigen habe. 
Wenn eine Pfändung erfolgt, dann iſt dabei nach dem anliegenden Muſter der 
eee zu ertheilen. 
8.34. Iſt Pfändung oder Cautionsbeſtellung in anderer Art nach den vorſtehen— 
den Beſtimmungen unausführbar, ſo ſind Unbekannte oder unſtchere Uebertreter, unter 
Beihülfe der Wegewärter, Aufſeher und Arbeiter, oder der etwa zu erlangenden Polizei— 
| beamten zu verhaften und der nächſten Polizeibehörde zu überliefern. Eben fo iſt unter 
1 gleichen Bedingungen bei Widerſetzlichkeiten zu verfahren. 

8. 35. In dieſen Fällen (88. 33 u. 34) muß der Empfänger fofort eine Verhand— 
lung aufnehmen, in welcher Vor- und Zunamen, Stand und Wohnort des Uebertreters 
anzugeben, das Vergehen deutlich und wahrhaft vorzuſtellen und das gegen ihn angewen— 
dete Verfahren zu verzeichnen iſt. 

Dabei ſind die Beweiszeugen anzugeben, auch kann ihr Zeugniß ſogleich aufgenom— 
men werden. 


Dieſe Verhandlung iſt ohne Verzug an das Hauptamt zur weitern Veranlaſſung 
abzuſenden. 

8. 36. Die nach dem Vorſtehenden von dem Chauſſeegeld— Empfänger erhobenen 
Strafen wegen Chauſſeegeld-Defraudationen ſind an das Hauptamt abzuführen. Alle 
dergleichen Strafen und Pfänder werden in das Kaſſenbuch, wie 9. 20 vorgeſchrleben, 
eingetragen. 

Ueber die Verrechnung der Strafen und Pfänder wegen Chauſſeepolizei-Contraben⸗ 
tionen wird die im §. 4 verheißene Anweiſung das Erforderliche beſtimmen. Bis dahin 
iſt deshalb nach den bisherigen Vorſchriften zu verfahren. 

Die abgepfändeten Gegenſtände müffen ſorgfältig verwahrt und vor dem Verderben 
gefichert werden. 

Reviſion durch die Vorgeſetzten. 

8. 37. Die Vorgeſetzten des Empfängers nehmen durch Reviſtonen Ueberzeugung, 
ob die Geld- und Zettelbeſtände, ſo wie die übrigen Dienſtſtücke richtig vorhanden ſind, die 
Geſchäfte ordnungsmäßig geführt werden, und den allgemeinen Dienſtvorſchriften über⸗ 
haupt, ſo wie den beſonderen Anweiſungen dieſer Inſtruktion genügt wird. Der Empfän⸗ 
ger muß Alles zu dieſer ee eg Erforderliche jederzeit bereitwillig vorlegen. 

Berlin, den 16. San. 183 Der Finanz-Miniſter. Maaſſen. 

b) Dienſt⸗ ES e 

1) Vergl. $. 17 der Dienſtanweiſung v. 6. April 1834 für die bei den 
Kunſtſtraßen angeſtellten Beamten. (Oben S. 220.) 
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2) C. R. des K. Min. der Fin. v. 23. Juni 1843 an ſämmtl. Prov. 
Steuer-Dir. u. Reg. Verhältniß der Chauſſee-Baubeamten zu den Chauſſee— 
geld⸗Empfängern. | | | 

Ew. ꝛc. erhalten hierneben Abſchrift (Anl. a.) einer, das Verhältniß der Chauſſee— 
Baubeamten zu den FF betr. Verf. v. heutigen Tage zur Nachricht. 

; nl. a. ee 

Die Vorſchrift des $. 17 der Anweiſung zur Dienftführung der bei den Kunſtſtraßen 
angeſtellten Beamten v. 6. April 1834 hat zu Zweifeln darüber Veranlaſſung gegeben, ob 
den Chauſſee⸗Baubeamten, namentlich den Wegebaumeiſtern und Wegebau-Inſpektoren, 
eine Disciplinar-Gewalt über die Chauſſeegeld-Empfänger zuſtehe? Zur Beſeitigung der— 
ſelben wird hierdurch feſtgeſetzt, daß die gedachten Baubeamten, wenn ſie bei Ausübung 
der ihnen im §. 17. a. a. O. übertragenen Aufſicht über die Chauſſeegeld-Empfänger zur 
Unzufriedenheit Anlaß haben, dies denſelben zwar eröffnen können, daß ſie aber zu Rügen 
und Ertheilungen von Verweiſen nicht befugt find, vielmehr, wenn ſie ſolche fur erforder— 
lich erachten, den Vorgeſetzten der Chauſſeegeld-Empfänger ($. 2 der Dienſt-Anw. für die 
Chauffeegeld-Empfänger v. 16. Jan. 1834) deshalb Anzeige machen müffen. 

Berlin, den 23. Juni 1843. Der Finanz-Miniſter. 
An ſämmtl. K. Reg. 

(Central-Bl. d. Fin. Min. 1843. S. 183. Nr. 86., Min. Bl. d. i. V. 1843. 
S. 248. Nr. 330) Ia 

c) Nichtverpflichtung zur Haltung des Amtsblatts. 

R. der K. Min. des J. (v. Schuckmann) u. der Fin. (v. Motz) v. 3. Mai 
1829, an die K. Reg. zu Marienwerder. 

Der K. Reg. gereicht auf Ihre Anfrage im Ber. v. 15. v. M. zum Beſcheide, daß 
die Chauſſee-Einnehmer, die nur damit zu thun haben, eine ganz beſtimmt vorgeſchriebene 
Abgabe zu erheben, zu den mit einer Adminiſtration beauftragten Unterbehörden keines— 
weges gerechnet werden konnen, auch ſonſt keine Veranlaſſung vorhanden iſt, denſelben 
das Amtsblatt unentgeldlich verabfolgen zu laſſen. Eben ſo fehlt es aber auch an einem 
zureichenden Grunde, fie wider Willen zu nöthigen, daß fie daſſelbe auf ihre Koften 
anſchaffen und halten. (A. XIII. 222. — 2. 18.) | 

C. Rechtsverhältniß der Chauſſeegeld-Erheber auf Aktien— 
Ch auſſeen. 

R. der K. Min. des J. (v. Manteuffel) u. d. F. (Kühne) v. 5. April 1848 
an das K. Oberpräſtdium zu N. Amtlicher Glaube der Chauſſeegeld-Erheber 
auf Aftien-Chauffeen. 

Der in dem Ber. des K. Oberpräſtd. v. 26. Febr. d. J. aus geſprochenen Anſicht, 
daß die Chauſſeegeld-Erheber auf Aktien-Chauſſeen nicht zu vereidigen ſeien, kann dieſſeits 
nicht beigetreten werden. 

Nach $. 14 des Regul. v. 7. Juni 1844 kommen die Vorſchriften der BB. 1 bis 13 
deſſelben auf alle Chauſſeen zur Anwendung, auf welchen die Vorſchriften der V. v. 
17. März 1839 und die, dem Chauſſeegeld-Tarif v. 29. Febr. 1840 unter Nr. 7 bis 23 
beigefuͤgten Beſtimmungen gelten, was hinſichtlich der Aktien-Chauſſeen in der Regel der 
Fall ſein wird. | 

Es liegt daher keine Veranlaſſung vor, den, nach §. 1 zur Rüge der Chauſſeepolizei— 
Contraventionen verpflichteten Chauſſeegeld-Erhebern auf den Aktien-Chauſſeen eine min⸗ 
dere Glaubwürdigkeit beizumeſſen, als den Erhebern auf den Staats-Chauſſeen, insbeſon— 
dere können dieſelben in dieſer Beziehung nicht den Chauſſeegeld-Pächtern gleichgeſtellt 
werden. Uebrigens iſt es nach $. 19 der Beurtheilung der erkennenden Behörde überlaſ— 
ſen, ob der vollen Glaubwürdigkeit des Beamten etwa beſondere Bedenken entgegenſtehen. 
Dieſer Beurtheilung wird durch die Vereidigung des Beamten nicht vorgegriffen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 174. Nr. 172.) 

D. Rechtsverhältniſſe in Privat-Angelegenheiten. 

1) C. Schreiben des K. Prov.⸗Steuer-Dir. zu Köln (v. Schütze) v. 30. Jan. 
1835, an die K. Reg. der Rheinprovinz. Steuerbeamte und Chauſſeegeld-Er— 
heber ſollen ohne beſondere Erlaubniß keine bürgerlichen Gewerbe, namentlich 
kein Schankgewerbe betreiben. | Ba CN 

Da mir daran gelegen ift, möglichſt zu verhindern, daß die zu meinem Reſſort geho- 
renden Beamten keine bürgerlichen Gewerbe, namentlich Schankwirthſchaften, wodurch fie 
zur Vernachläſſigung ihrer dienſtlichen Obliegenheiten veranlaßt werden, ohne meine Ge⸗ 
nehmigung treiben, fo erſuche ich Eine K. ꝛc. Reg., die mit der Erhebung der Gewerbe⸗ 
ſteuer beauftragten Beamten anzuweiſen, keinen Beamten meines Reſſorts in die Gewer⸗ 
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en, deſſen Verwaltung. 


beſteuer-Rolle aufzunehmen, wenn derſelbe ſich nicht durch eine von mir ertheilte ſchriſt— 

liche Erlaubniß ausweiſet. Indem ich mich dieſerhalb auf das C. R. der Min. d. J. u. 

d. Fin. v. 19. Juli 1821 v. Kamptz Annal. V. S. 517 beziehe, bemerke ich, daß auch die 

Chauſſeegeld⸗Erheber nach $ 1 der Dienſt-Anw. v. 16. Jan. 1834 zu denjenigen Beamten 

gehören, welche zum Gewerbebetriebe der Erlaubniß der Prov.-Steuer-Verw. bedürfen x, 
(A. XIX. 53. — 1. 48.) 


2) Vergl allgemeine Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845. $. 19. 
(Oben Tit. 1. Unterabth. II., sub II., B. d. S. 161.) 


Zweite Abtheilung. 


Die Verwaltung des Staats: und öffent⸗ 
lichen Bauweſens. | 


Vorbemerkung. 


Die Grundſätze der Verwaltung des Staats- und öffentlichen Bau— 
weſens find theils allgemeine, welche ſich auf alle Gattungen der Staats- 
und öffentlichen Bauten beziehen (Abſchn. I.), theils ſolche, welche ſpeziell für 
einzeine Kathegorien der öffentlichen Bauten, als Domainen-Juſtiz⸗ 
Poſt-⸗, Militair-und Garniſon-, Kirchen-, Pfarr- und Schulbau— 
ten 2c., erlaffen worden (Abth. II.). Ihrer Anwendung nad) find Die ergan— 
genen Verwaltungs-Normen theils ſolche, welche ſich auf die bor dem 
Beginne eines Baues zu befolgenden Prinzipien beziehen, theils betreffen ſie 
die Bauausführung ſelbſt, theils endlich ſchreiben ſie das nach Beendi— 
gung eines Baues (bei deſſen Reviſion und bei Auszahlung der Baugelder) zu 
beobachtende Verfahren vor. Endlich ſchließen ſich hieran auch noch die Vor— 
ſchriften über die Erhaltung der zum Verſchluſſe oder zur Vertheidigung der 

| Städte dienenden Anlagen und über die Veränderungen an öffentlichen Debat. 
N den und Denkmälern (Abſchn. III.). 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundſätze, welche ſich auf alle Gattungen 
der öffentlichen Bauten beziehen. 


Erſtes Kapitel. 


Vorſchriften über das Verfahren vor dem Beginne öffentlicher 
| Bauten. | 


Erſter Titel. 
Von dem Erforderniß höherer Genehmigung auszuführen: 
der Bauten. 


1) Die Nothwendigkeit höherer Genehmigung auszuführender Bauten des 
Staates iſt bereits allgemein für alle Staatsbauten vorgeſchrieben durch 
das (auf Allerh. Spezialbefehl erlaſſene) R. v. 13. Mai 1798, an die Neumärk. 
Kr. und Domainen-Kammer. 

N Damit das Bauweſen in dortiger Provinz in mehrere Ordnung gebracht, und von 
hier beſſer überfehen und der beſchraͤnkte etatsmäßige Baufond mit aller Vorſicht verwaltet 
werde, ſetzen Wir hierdurch ausdrücklich feſt: 

1) Daß vom Tage des Eingangs dieſes R. kein Ban angefangen werden ſoll, zu 
deſſen wirklichem Anfang nicht die ausdrückliche Genehmigung von hier eingeholet worden. 
Selbſt in den dringendſten unvorherzuſehenden Fällen, welche ſchleunige Maßregeln erfor— 
dern, und wenn Ihr das Präſidium den Bau ſogleich vornehmen zu laoſſen nothwendig 
findet, muß davon die ſchleunigſte Anzeige anhero geſchehen. 
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2) Von allen im Laufe des Kaſſenjahres, nach vorheriger pflichtmäßiger Unterſu— 
chung von der Nothwendigkeit des Baues oder der Reparaturen, durch die Baubedienten 
angefertigten Anſchläge, erwarten Wir alsdann die ſucceſſive Einſendung derſelben, um ſte 
durch das Ober-Bau-Depart. revidiren und feſtſetzen zu laſſen, worauf Euch die Anſchlaͤge 
zurückgeſandt werden ſollen, um ſie zu kollegiren und in eine Deſignation zuſammentragen 
zu laſſen. | 

3) Dieſe Defignation habt Ihr im Okt. jeden Jahres mit einem Exemplar der revi— 
dirten Anſchläge anhero einzuſenden, da dann allhier feſtgeſetzet werden ſoll, welche Bau— 
ten im Bau⸗Etat, der allhier gefertigt wird, übernommen, und zu deren Ausführung alſo 
im Etats⸗Jahre geſchritten werden ſoll. Sind ꝛc. Berlin, den 13. Mai 1798. 

NL ehr d d b. Voß. 

(Hoffmann's Repert. Fortſ. 2. S. 261.) Wr 

2) Die Inſtr. v. 23. Okt. 1817 zur Geſchäftsführung für die Reg. ver: 
ordnet im Abſchn. II. $. 21. Nr. 9., daß Berichtserſtattung der Reg. zur höhe— 
ren Genehmigung erforderlich iſt bei Neubauen, welche die Summe von 
300 Thlrn., und bei Reparaturbauen, welche die Summe von 1000 Thlrn. 
überſteigen. | 


Zu Neubauen ſollen auch gerechnet werden: 

a) alle Landbaue, wodurch der Zweck einer ſchon vorhandenen Bauanlage weſent— 
lich verändert wird; | | 

b) bei Waſſerbauen, jede Abänderung ſchon beſtehender Werke, wodurch die Rich— 
tung des Stroms, der Zuſtand der Schifffahrt, oder die Sicherung, Bewäſſerung und Ent— 
wäſſerung angrenzender Ländereien in ein neues Verhältniß kommen. 6 

In allen Baufällen, wo berichtet werden muß, ſollen auch die Bauanſchläge 
der Ob. Bau-Dep. zur Reviſion eingereicht werden. (G. S. 1817. S. 265.) 

3) Die anderweitige Geſchäfts-Inſtr. für die Reg. v. 31. Dec. 1825 dis— 
ponirte ferner: 

Ueber die bewilligten Domainen- und Forſtbau-Fonds kann die Abth. für die Verw. 
der Domainen und Forſten, mit Beobachtung der nähern Inſtruktion des Fin. Min. dis- 
ge Berichtserſtattungen an das Fin. Min. für einzelne Fälle, find nur in folgen— 
den nöthig: | 

1) Wenn die Erbauung ganz neuer vorher nicht vorhanden geweſener Gebäude, fo 
wie die Veränderung in dem Aeußeren der hie und da in den Domainen befindlichen 
Schlöſſer oder anderen Gebäude und Anlagen, die geſchichtlichen oder architektoniſchen 
Werth haben, beabſichtigt wird; 

2) bei allen Neubauten von Amts- und Vorwerks-Wohnhäuſern, von Dienſtwoh— 
nungen, Geſinde- und Tagelöhner-Häuſern; * * 
3) bei Neubauten von Yabrifationöftellen, z. B. Brauereien, Brennereien, Ziege: 
leien ꝛc.; | 

4) bei allen auch geringen Domainenbauten, welche nicht zum nothwendigen, land— 
wirthſchaftlichen Bedarf gehören; 

5) bei bedeutenden über 500 Thlr. betragenden Uferbauten. Alle Bau- und Repa— 
ratur⸗Anſchläge find vom Baurath der Reg. feſtzuſetzen. n k 

Hinſichts der nicht zum Fin. Min. gelangenden Bauanſchläge ift der Präſident be— 
fugt, einzelne ſolcher von dem Baurath feſtgeſetzten Anſchlaͤge nach feiner Wahl zur Super— 
Reviſton durch die obere Baubehörde an das Fin. Min. einzureichen. a 

Von den für das Etats-Jahr nothwendigen Bauten find, ſpäteſtens bis zum 15. Nov. 
des vorhergehenden Jahres, mit ausdrücklicher Zuſtimmung und unter Mitvollziehung 
des Präſidenten, ſpezielle Baupläne anzufertigen, und wegen Bewilligung der erforder— 
lichen Mittel, mit Einreichung derſelben, bei dem Fin. Min. Anträge zu machen, am 
Schluſſe des Jahres aber berichtliche Ueberſichten über die ausgeführten Bauten einzu— 
reichen. (G. S. 1826. S. 5., A IX. 821.) Eat e ö 

4) Die Beſtimmungen ad 2. erlitten indeß eine Modifikation durch die 
K. O. v. 28. Aug. 1836, wonach zu allen von den K. Reg. zu veranſchlagen— 
den und auszuführenden Neubauten über 500 Thlr. und Reparaturen über 
1000 Thlr. ohne Unterſchied des Reſſorts;, höhere Genehmigung nachgeſucht 
werden, und die Anſchläge dazu der Reviſion durch die Ober-Bau-Dep. unter: 
liegen ſollen. BE 

Auf Ihren Ber. v. 5. d. M. beſtimme Ich nach dem Antrage mit Berückſichtigung 
der Vorſchrift des 8. 21. Nr. 9. der Inſtr. zur Geſchäftsführung der Reg. v. 23. Okt. 
1817, daß Letztere gehalten fein ſollen, zu allen Neu- und Reparaturbauten von dem dort 
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bezeichneten Umfange, welche von ihnen veranſchlagt und ausgeführt werden, ohne Unter— 
ſchied des Reſſorts, höhere Genehmigung nachzuſuchen, und daß die Anſchläge zu ſolchen 
Bauten der Reviſton durch die Ober-Bau-Dep. unterliegen ſollen. Rückſichtlich der bei 
der Gen. Verw. für Dom. u. Forſten vorkommenden Bauten, behält es bei den, in der 
Geſchäftsanweiſung für die Reg. v. 31. Dec. 1825 enthaltenen Beſtimmungen fein Be- 
wenden. Ich überlaſſe Ihnen, dieſe nähere Anordnung durch die G. S. zur öffentl. 
Kenntniß zu bringen. (G. S. 1836. S. 234. A. XXI. 546. — 2. 242.) i 

Mit Bezug hierauf ergingen:. 

a) R. der K. Verw. für H., Fin. u. Bauw. (Rother) v. 5. Nov. 1836 
an die K. Reg. zu Arnsberg. 

Die Allerh. K. O. v. 28. Aug. d. J., wonach zu allen von den Reg. zu veranſchla— 
genden und auszuführenden Neubauten über 500 Thlr. und Reparaturen über 1000 Thu. 
ohne Unterſchied des Reſſorts höhere Genehmigung nachzuſuchen iſt, und die diesfälligen 
Anſchläge der Reviſion durch die Ober-Bau-Dep. unterliegen, bezieht ſich, wie der K. Reg. 
auf den Ber. v. 17. v. M. eröffnet wird, auf die Bauten insgeſammt, die von der Reg. 
reſſortiren, ohne Unterſchied, ob die Koſten aus Staats-, Gemeinde- oder Inſtituten⸗ 
Kaſſen beſtritten werden. 

(Acta des K. Min. d. Fin., Abth. für H., F. u. Bauw., sign. A. 4. Nr. 24. V. II.) 

b) R. der K. Min. der Geiſtl. Ang. (v. Altenſtein) und des J. für G. de. 
Ang. (Rother) v. 13. Dec. 1836 an das K. Konſiſtorium und Prov. Schul— 
Kollegium zu Berlin. 

Dem ꝛc. eröffnen wir auf die Anfrage v. 11. Okt. c. in Betreff der höherer Geneh— 
migung unterliegenden Neu- und Reparaturbauten hierdurch, daß die Allerh. Beſtimmung 
v. 28. Aug. d. J. diejenigen Bauten ausſchließt. welche nicht von den Reg und reſp. den 
Konfiftorien und Prov. Schul-Kollegien veranſchlagt und reſp. ausgeführt werden, und 
zu welchen aus Staatskaſſen kein Zuſchuß gegeben wird. 

(Act. gen. des K. Fin. Min., Abth. für H. u. Fabr., betr. die Inftr. für die Bau⸗ 

beamten, A. 4. 24. Vol. III.) 

c) R. der K. Min. der G. ꝛc. Ang. (v. Altenſtein), des J. u. d. P. (0. 
Rochow) und der Verw. für H. ꝛc. (Rother) v. 4. April 1837 an die K. Reg. 
zu Arnsberg. 

Aus dem an die mitunterz. Min. der G. ꝛc. Ang. und des J. u. d. P. erftatteten 


Ber. v. 20. Nov. v. J. iſt erſehen worden, daß die Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 


17. Okt. v. J. rückſichtlich der Anwendung der Allerh. K. O. v. 28. Aug. v. J. wegen der, 
höherer Genehmigung unterliegenden Bauten, zu einem Mißverſtändniſſe Anlaß gegeben hat. 


Nur auf diejenigen Neu- und Reparaturbauten von dem durch den Inhalt der. 
gedachten Allerh. O. näher bezeichneten Umfange bezieht ſich dieſelbe, welche von den Reg. 
veranſchlagt und ausgeführt werden, nicht aber auf diejenigen, welche von den Reg. (und 
reſp. den Konſtſtorien und Prov. Schul-Kollegien) nicht veranſchlagt und reſp. ausgeführt 
und zu welchen überhaupt aus Staatöfaffen keine Zuſchüſſe gegeben werden. 

(A. XXI. 545. — 2. 242.) 


5) Vergl. auch: 

a) R. des K. Min. des H. v. 11. Sept. 1818 sub Nr. 3, wonach die 
Reg. Depart. Räthe, in Vereinigung mit dem Reg. Baurath, ermächtiget ſind, 
die erforderlichen Reparaturen an Gebäuden, Brücken und Wegen, welche auf 
Staatskoſten erfolgen müſſen, in ſofern der Betrag nicht die Summe von 
50 Thlrn. überſteigt, ſofort, bei ihren regelmäßigen Bereiſungen, zu verfügen. 
(Oben S. 76.) 

b) C. R. der K. Verw. für H., F. u. Bauw. v. 4. Febr. 1837 u. C. R. 
der K. Min. des J. u. d. P. v. 29. April 1837, wonach ohne höhere Ge— 
nehmigung von den Anſchlägen nicht abgewichen werden darf. (f. unten.) 


Zweiter Titel. 
Von der Veranſchlagung öffentlicher Bauten. 
Erſte Unter-Abtheilung. | 
Von der Nothwendigkeit der Veranſchlagung. 


1) Schon das R. v. 13. Mai 1798 (sub Nr. 2. u. 3.) verordnete die 
Anfertigung von Anſchlägen aller nothwendigen Bauten und Reparaturen und 
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deren Einreichung zur Reviſion, woraus dann die jährlichen Bau-Etats zu— 
ſammengeſtellt werden ſollten. (f. oben Tit. J. S. 234.) 

2) Die Geſchäfts-Inſtr. für die Regierungen v. 26. Dec. 1808 $. 73. 
hob indeß dieſe Bau-Etats auf, wogegen es bei der Veranſchlagung 
bewenden ſollte. | 

Bau⸗Etats werden in Zukunft nicht mehr gefertigt, fondern in den Spezial-Etats 
eine nach Verhältniß des Bedarfs und der Zulänglichkeit der Fonds auszumittelnde und 
zu beſtimmende Averſionalſumme auf die in dem Reſſort der einzelnen Dep. vorfallenden 
Bauten ausgeworfen, deren Verwendung am Jahresſchluß jede Dep. vorſchriftsmäßig 
nachweiſen muß. 5 
f Für Waſſerbauten wird das Averſionalquantum jährlich auf den Grund von gene— 
rellen Ueberſchlägen beſonders nachgeſucht; die Verwendung muß aber gleichfalls durch 
ſpezielle, gehörig: revidirte Anſchläge nachgewieſen werden. 

Ein Gleiches gilt wegen der Chauffeebauten. (G. S. v. 1806-1810. S. 739.) 

3) Letzteres verordneten auch die neueren Geſchäfts-Inſtruktionen für die 
Regierungen v. 23. Okt. 1817 Abſchn. II. §. 21. Nr. 9. u. v. 31. Dec. 1825. 

(Oben Tit. I. S. 204 — 205.) 

4) In Betreff der Bauten unter 50 Thlr. wurde dies indeß modificirt 
durch das C. R. der K. Min. der G., u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des H. 
(vd. Bülow), des J. v. Schuckmann), der F. (v. Klewitz) u. d. Kr. (v. Hake) v. 
6. Mai 1825 an ſämmtl. K. Reg. und an die Min. Bau-Kom. Oeffentliche 
Bauten unter 50 Thlrn. erfordern keine Veranſchlagung durch Baubeamte, 
ſondern nur die Reviſion durch dieſelben 1). 

Es wird hierdurch feſtgeſetzt, daß künftig bei allen für Rechnung der unterz. Min. 
auszuführenden Bauten, deren Koſten-Betrag die Summe von Fünfzig Thlr. nicht über- 
ſteigt, die Konkurrenz der Baubeamten in ſofern wegfallen ſoll, daß es künftig hiezu keiner 
Koſten⸗Veranſchlagung von Seiten der letztern bedarf; wogegen aber dergl. kleine Bauten, 
nach wie vor, durch die Baubeamten, bei ihrer Anweſenheit an Ort und Stelle, zu revidi— 
ren find. Wegen der Veranſchlagung und Ausführung aller übrigen Staatsbaue, welche 
mehr als Fünfzig Thlr. koſten, bleibt es unverändert bei den in dieſer Beziehung beſtehen— 
den V. (A. IX. 469. — 2. 138.) 

Mit Bezug hierauf ergingen: : 

a) C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des Kr. 
(v. Schöler), des J. u. d. P. (Köhler), des K. Hauſes, Abth. II. (v. Ladenberg), 
der Verw. für H., Fabr. u. Bauw. (Rother) u. d. F. (v. Alvensleben) v. 2. 
Aug. 1836 an ſämmtl. K. Reg. und an die Min. Bau-Kom. 

Die unterm 6. Mai 1825 erlaſſene C. V., nach welcher es fernerhin bei Bauten, 
deren Ausführung weniger als 50 Thlr. koſtet, keiner Veranſchlagung Seitens der Bau: 
beamten bedarf, hat in einzelnen Fällen zu der mißbräuchlichen Uebertragung der Anfer— 
tigung ſolcher Anſchläge an Handwerker gegen eine Remuneration Veranlaſſung gegeben, 
welche bei Entrepriſe-Bauten von dem Unternehmer gezahlt werden mußte, und fo mit— 
telbar der Staatskaſſe zur Laſt fiel. | 

Es hat aber nicht in der Abſicht gelegen, den Baubeamten eine ſolche Erleichterung 
in ihren Arbeiten auf Koſten der Staatskaſſe zu gewähren, wie dies mittelbar auch bei 
Entrepriſe-Bauten geſchehen würde, vielmehr iſt angenommen worden, daß es bei ſolchen 
geringen Bauten überhaupt keiner Veranſchlagung bedürfe, die Zahlung an die Handwer— 
ker oder Unternehmer vielmehr auf den Grund ihrer Liquidationen und nach vorhergegan— 
gener Prüfung durch den Baubeamten, bei welcher es nach jener C. V. das Bewenden 
behalten ſollte, erfolge. 

Die K. Reg. wird daher angewieſen, den Werkmeiſtern oder Handwerkern künftig 
keine Aufträge zur Veranſchlagung ſolcher kleiner Bauten zu geben und dafür keine Bezah⸗ 
lung zu gewähren. (A. XX. 721. — 3. 162.) 

pb) R. des K. Min. des K. H., Gen. Verw. für Dom. und Forſten (v. 
Ladenberg) v. 25. Mai 1837 an die K. Reg. zu Marienwerder. 

Auf den von der K. Reg. unterm 24. v. M. wegen der Ueberbürdung der dortige n 
Landbaubeamten mit Dienſtarbeiten erſtatteten Ber., wird derſelben zu erkennen gegeben, 


1) Vergl. jedoch unten Kap. III., Tit. !., von der Reviſton und der Abnahme öffent⸗ 
licher Bauten. 
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daß der Zweck der Aufſtellung der Forſtbaupläne zum Theil verloren gehen wurde, wenn 
alle diejenigen Baulichkeiten, welche den Betrag von 50 Thlrn. nicht überfteigen, nicht 
ſpeziell in den Bauplan aufgenommen, ſondern aus dem in demſelben ausgeworfenen 
Extraordinario beſtritten werden ſollten, als wohin die K. Reg. Ihren Antrag gp: 
| richtet hat. 
Das Min. muß durch den Bauplan eine Ueberſicht erhalten, wie der Baufonds ver: 
wendet werden ſoll, und dazu gehört, daß alle vorherzuſehenden Baugegenſtände, von 
welchem Belange ſie auch ſein mögen, ſpeziell darin aufgenommen werden, das Extra— 
ordinarium aber feiner Beſtimmung gemäß, lediglich zu unerwarteten, im Laufe des Jah- 
res vorkommenden und ohne Gefahr keinen Aufſchub erleidenden Bauausführungen, vor— 
behalten bleibt, wie dies die Verf, v. 14. Dec. pr. und 4. März e, vorſchreiben, wovon 
nicht abgegangen werden kann. 
` Gm nun auch in den C. V. v. 6. Mai 1825 und 2. Aug. v. J. nachgelaſſen, daß es 
bei geringern Bauten unter 50 Ihn. keiner Veranſchlagung Seitens der Baubeamten 
bedarf, vielmehr die Zahlung an die Handwerker oder Unternehmer, auf den Grund ihrer 
Liquidationen und nach vorhergegangener Prüfung und Reviſion an Ort und Stelle durch 
die Baubeamten erfolgen kann, ſo darf doch die vorſchriftsmäßige Aufſtellung der Bau— 
pläne nicht darunter leiden. — Der K. Reg. kann daher nur überlaſſen werden, in den 
Fällen, wo keine Anſchläge von den Baubeamten anzufertigen ſind, die Koſten zu ſolchen 
Baulichkeiten in runder Summe ſchätzungsweiſe angeben zu laſſen, und unter genauer 
Bezeichnung der einzelnen Gegenſtände, wofür jene verwendet werden ſollen, in den Bau— 
plan aufzunehmen. Um ſo ſtrenger muß aber demnächſt auch die, über die richtige und 
zweckmäßige Verwendung vom Baubeamten abzuhaltende Reviſion ſtatthaben. 
(Acta gen. des K. Min. des K. H., Abth. II. Nr. 9358.) 


c) C. R. der K. Min. der F. (Beuth) u. des K. H., Abth. II. (Thoma) 
v. 8. Juni 1843 an die K. Reg. zu Marienwerder. 


Die von der K. Reg. in dem Ber. v. 13. März d. J. zur Sprache gebrachten Be— 
denken in Betreff der Ausführung der C. V. v. 31. Dec. v. J. und 6. Mai 1825 erledi⸗ 
gen ſich bei richtiger Auffaſſung der gegebenen Beſtimmungen und bei umſichtiger Be— 
handlung der Sache von ſelbſt. 

Was zunächſt : 

ad 1. die Beſtimmung der C. V. v. 6. Mai 1825 betrifft, wonach Baue, welche 
den Betrag von 50 Thlrn nicht überfteigen, keiner ſpeziellen Veranſchlagung Seitens der 
Diſtrikts⸗Baubeamten bedürfen, in ſofern nicht beſondere Umſtände in einzelnen Fällen 

N eine Abweichung von dieſer Regel bedingen, fo ift die (Tit.) auf Ihre frühere deöfalljige 
| Anfrage v. 24. April 1837 bereits unterm 25. Mai ej. a.!) von dem Herrn Staats-Min. 
v. Ladenberg beſchieden worden, wobei es fein Bewenden behält. Aus den von der (Tit.) 
angeführten Gründen kann allerdings eine jährliche Bereifung ſämmtl. Forſt-Dienſt— 
etabliſſements durch die Baubeamten nicht wohl ſtattfinden. Dies iſt aber auch nicht 
nöthig, da ſowohl die Ober-Forſtbeamten als die Forſt-Inſpektoren ihre Depart. alljährl. 
bereiſen und von ihnen insbeſondere auch die Forſt-Dienſtgebäude genau zu kontrolliren 
und die ſich als nothwendig darſtellenden einzelnen Baue und Reparaturen daran zur 
Sprache zu bringen ſind. Die Konkurrenz der Baubeamten iſt daher nur da erforderlich, 
wo nach jenen vorangegangenen Erörterungen wirklich Baulichkeiten ausgeführt werden 
müſſen, und dieſe find, wenn fie vorausſichtlich den Betrag von 50 Thlrn. überfteigen, 
ſpeziell zu veranſchlagen, andern Falls find aber nur dafür ungefähre Pauſch-Quanta 
anzugeben, welche demnächſt in die jährlich einzureichenden Forſtbau-Pläne übernommen 
werden. i 

ad 2. Die C. V. v. 31. Dec. v. J. “) entbindet zwar im Allgemeinen die Bat 
beamten von der Reviſion der den Betrag von 20 Thirn nicht erreichenden Baulichkeiten, 
He ſetzt aber unter andern ad 1. ausdruͤcklich feſt, daß es hinſichts aller baulichen Einrich— 
tungen in den Dienſtwohnungen K. Beamten bei den bisherigen Vorſchriften ſein Bewen— 
den behalten ſolle, und da es keinem Zweifel unterliegt, daß die Forſt-Dienſtetabliſſements 
zu den Dienſtwohnungen gehören, fo ift ſowohl dieſes R. als das v. 6. Mai 1825 ſehr 
wohl mit den Beſtimmungen des Regul. v. 14. Sept. v. J. wegen der den K. Baubeam— 
ten obliegenden Reparaturen an den ihnen überwieſenen Dienſtgebäuden in Einklang zu 
bringen, indem jene Verf. hierunter durchaus nichts ändert. Dabei darf übrigens nicht 
überſehen werden, daß auch den vorgeſetzten Forſtbeamten die Verpflichtung obliegt, auf 
die genaue Befolgung des vorbemerkten Regulativs zu halten und mit dahin zu ſehen, daß 
die Beſtimmungen deſſelben nicht umgangen werden. 


) Vergl. vorſtehend sub b. 
) Vergl. unten Kap. III. dieſes Abſchnittes. 
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ad 3. Hinſichtlich der Veranſchlagung und Verwendungs-Nachweiſungen der aus 
K. Forſten zu verabreichenden Bauhoͤlzer wird die (Tit.) auf die abſchriftl. anl. Verf. an 
die K. Reg. zu Gumbinnen verwieſen, worin die Gründe erörtert ſind, weshalb davon 
nicht Abſtand genommen werden kann. 
ad 4. Wenn der (Tit.) den in der Verf. v. 31. Dec. v. J. ad 1. gebrauchten Aus⸗ 
druck bauliche Einrichtungen« dahin auslegt, daß darunter nur ſolche Baue ver— 
ſtanden werden können, wodurch theilweiſe eine andere, als die bisherige Einrichtung der 
Dienſtwohnung beabſichtigt wird, fo iſt dieſe Anſicht nicht richtig; vielmehr find, abgeſehen 
davon, ob eine Abänderung beabſichtigt wird oder nicht, unter jenem Ausdruck im weitern 
Sinne des Worts ebenſo, wie unter dem Ausdruck ad 3. der qu. Verf. »bauliche An— 
lagen alle Baue, Reparaturen, Veränderungen, Verbeſſerungen und was ſonſt dahin 
gehört, zu verſtehen. Denn gerade bei den Dienſtwohnungen iſt zur Vermeidung von 
Unregelmäßigkeiten und Nachtheilen für die Baufonds ein beſonders ſorgſames Verfahren 
nothwendig, welches auch nur theilweiſe aufzuheben ſehr bedenklich ſein würde, und eben 
deshalb find die Dienſtwohnungen der Beamten in der gedachten Verf. zu den Ausnahmen 
von der dort aufgeſtellten Regel gerechnet worden. 
ad 5. Die in den mehrgedachten Verf. angegebenen Beträge von reſp. 50 Rthlr. und 
20 Rthlr. find fo zu verſtehen, daß der Werth des Holzes ebenſo, wie der aller übrigen 
Baumaterialien mit dazu gehört, daß alſo die Beſtimmungen beider Verf. unter den vor— 
behaltenen Modifikationen da in Anwendung kommen, wo die Baulichkeiten einſchließ— 
lich des Holzwerths die Beträge von reſp. 50 Rthlr. und 20 Rthlr. nicht erreichen, 
(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., G. u. Bauweſen. A. 4. Nr. 24. 
Vol. IV. 7766.) 
5) Vergl.: 
a) K. O. v. 28. Aug. 1836, wonach die Anſchläge von Neubauten über 
500 Rthlr. und von Reparaturen über 1000 Rthlr. der Reviſion der 
Ober-Bau-Deputation unterliegen ſollen, nebſt deren Ergänz. und Erläut. 
(Oben Tit. 1. S. 235.) 8 
b) C. R. der K. Min. des J., d. F. und der G., U. u. Med. Ang. v. 21. 
Juni 1841, wonach in der Regel kein, der Super-Reviſion der Ob.-Bau-Dep. 
unterworfener Bau vor Super-Reviſion und Feſtſtellung des Anſchlags zu 


beginnen. (Unten Kap. III. Tit. 1.) 


Zweite Unter-Abtheilung. 


Von dem Verfahren bei der Anfertigung und Prüfung 
der Bauanſchläge. 


Voch, Unterſuchung der wahren und falſchen Bauanſchläge, nebſt Anweiſung, wie 
fi) Bauende ſicher ſtellen können. 8. Augsburg. 1778. 

C. F. Prange, von den Mitteln, die ſchweren Koſten bei dem Bauweſen durch 
Verfertigung richtiger Anſchläge zu erleichtern. 8. Halle. 1779. 

Holſchen's, Grundſätze zur Anfertigung richtiger Bauanſchläge in der Kur- und 
Neumark und in Pommern. 3 Thle. 8. Berlin. 1777. 

Huth, allgemeiner und gründlicher Unterricht zu Bauanſchlägen. 2 Thle. Fol. 
Halberſtadt. 1777. 

Deſſelben, Handbuch für Bauherren und Bauleute zur Verfertigung und Beur— 
theilung von Bauanſchlägen ꝛc. 8. Halberſtadt. 1787. | 

Riedel, die erften Grundſätze der Veranſchlagung in möglichſter Kürze auseinan— 
dergeſetzt. 8. Berlin. 1809. | 

Trieſt, Grundſätze zur Anfertigung richtiger Anſchläge, welche die Landbaukunſt 
in fi) begreift. 8. Uer und 2ter Bd. Berlin 1809, 3ter Bd. Berlin und Leipzig 1815. 
Mit Kupfertafeln. 


I. Vorſchriften für die Techniker und Unterbehörden. 

1. Der Grundſatz, daß die Bauanſchläge vollſtändig anzufertigen und 
Nachforderungen zu vermeiden, iſt mehrfach ausgeſprochen und einge— 
ſchärft worden, dabei ſind zugleich Vorſchriften für den Fall, daß dennoch 
gegen dieſen Grundſatz gefehlt werden möchte, und Abweichungen vom Baus 
anſchlage oder Ueberſchreitungen deſſelben unerläßlich ſein ſollten, ertheilt 
worden. 
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a) C. R. des K. Min. des H. (Gr. v. Bülow) v. 22. März 1822, an 
ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min. Bau-Kom. | 


Des Königs Maj. haben nach Inhalt der abſchriftl. beigef. Allerh. K. O. b. 5. März 
1822 (Anl. a.) mißfällig bemerkt, daß Baubeamte ſich erlaubt haben, von den revidirten 
und genehmigten Bau-Anſchlägen abzuweichen und ſelbſtbeliebige Abänderungen derſelben 
vorzunehmen. Dies ſoll ſchlechterdings nicht ferner geſtattet werden, und jeder ausfüh⸗ 
rende Baumeiſter, welcher ſich dergl. zu Schulden kommen läßt, ſoll die dadurch veran— 
laßten Mehrkoſten ſelbſt zahlen. Hiernach hat die K. Reg. Ihre Baubeamten mit Anwei— 
fung zu verſehen, in der Art, daß fie ſich weder ſelbſt eine Abänderung der genehmigen 
Anſchläge oder Zeichnungen bei Bau-Ausführungen erlauben, noch dergl. geſtatten. Viel— 
mehr muß, wenn ſich die Baubeamten während des Baues überzeugen, daß Abänderun— 
gen des Bauplanes von weſentl. Nutzen ſein würden, ſogleich auf die höhere Genehmigung 
angetragen, und wenn Anſchlags-Ueberſchreitungen unvermeidlich find, dies unverzüglich 
angezeigt werden. 

Die K. Reg. hat über die Befolgung dieſer Vorſchriften auf das genaueſſe zu 
wachen, und Ihren Baubeamten zugleich zu eröffnen, daß Abweichungen davon noch außer 
dem zu verfugenden Erlaß der Mehrkoſten von Seiten des ausführenden Baumeifters 
unnachſichtlich werden beſtraft werden. 


Anl. a. 

Aus Ihrem Ber. v. 9. v. M. habe Ich höchſt mißfällig erſehen, daß der Anſchlag 
der Koſten des Baues der ꝛc. Kirche um die ꝛc. Summe von 2c. überſchritten iſt. Dergl. 
Ueberſchreitungen des approbirten Anſchlages können, ganz ungewöhnliche Fälle ausge- 
nommen, nur durch ſelbſtbeliebige Abänderungen des Baues, während ſeiner Ausführung 
entſtehen, die Ich ſchlechterdings nicht weiter geſtatten will. Abänderungen des Bauplans, 
den Ich genehmigt habe, können nur auf vorherige Anfrage von Mir approbirt werden; 
Niemand iſt ſonſt dazu ermächtigt und die Mehrkoſten müſſen bei ſolcher Anfrage jedesmal 
angezeigt werden. Ich werde daher fünftig unabänderlich hierauf halten und Mich, durch 
allgemeine Angaben von den Urſachen des höheren Belaufs der Koſten eines von Mir 
nach vorgelegter Zeichnung und Anſchlag, approbirten Baues, nicht bewegen laſſen, die 
Mehrkoſten zu bewilligen, ſondern ihre Bezahlung dem auöführenden Baumeiſter, der 
keine Abänderungen zulaſſen darf, zur Laſt legen. Dies haben Sie jedem der ausführen— 
den Baumeiſter zu eröffnen. | 

Berlin, den 5. März 1822. Friedrich Wilhelm. 

(Act. gen. des K. Fin. Min. Abth. IV. p. 91. B. b. Nr. 9.) 


b) C. R. des K. Fin. Min. (v. Klewitz) v. 18. Mai 1824 an ſämmtl. 


K. Reg. Die Anſchläge ſind vollſtändig zu fertigen und Nachforderungen 
zu vermeiden. | 
Des Königs Maj. haben bei Gelegenheit einer vorgekommenen Nachforderung von 

Ae zu einer bei dem erſten Antrage übergangenen baul. Einrichtung zu beſtimmen 

eruhet “): 

n Ce ſchlechterdings dafür geſogrt werden müffe, daß die Anſchläge baulicher Einrichtun— 
gen vollſtändig gefertigt und dergl. Nachforderungen nicht ferner vorkommen, ſo wie, 
daß die Behörden, welche ſich einer Vernachläſſigung hierunter ſchuldig machen, zur 
Verantwortung gezogen werden ſollen. 

Die K. Reg. hat ſich hiernach zu achten. (A. VIII. 349. — 2. 18.) 

c) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Kamptz und Nicolo— 
vius) v. 14. Aug. 1830 an ſämmtl. K. Reg., Konſiſtorien, Prov.-Schulkollegien 
und außerordentl. Reg.-Bevollmächtigte bei den Univerſitäten. Sorgfalt bei 


Aufſtellung der Baupläne, Vermeidung von Abweichungen und Ueberſchreitungen 
der Anſchläge. 

| Es kommen häufig Fälle vor, daß, ſowohl bei Neubauten als Reparaturen, zwar 
Anſchläge zum Grunde gelegt find, die in der Reviſton auch feſtgeſtellt, und zur Auöfüh— 


1) Dieſe 1 E iſt durch die K. O. v. 11. Mai 1824 getroffen worden, in welcher 
es heißt: f 
»Es muß aber ſchlechterdings dafür geſorgt werden, daß die Anſchläge baul. Ein— 
richtungen vollſtändig gefertigt werden, und dergl. angeblich vergeſſene Nachforde- 
srungen nicht ferner vorkommen. Ich will Ihnen überlaſſen, die Reg. hiernach 
»ernſtlich anzuweiſen und diejenigen, welche ſich einer Vernachläſſigung hierunter 
»ſchuldig machen, zur Verantwortung zu ziehen.« 
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rung genehmigt worden, bei der Ausführung ſelbſt aber mehr oder weniger erhebl. Abwei— 
chungen von den approbirten Anſchlägen eintreten. ü 

Die Urſachen dieſer Abweichungen liegen, ſoweit fie die Reparaturen betreffen, zum 
Theil darin, daß bei Anfertigung der Anſchläge nicht gleich alle Mängel entdeckt oder beachtet 
werden, welche ſich bei Aufdeckung der ſchadhaften Stellen und Trennung der inneren 
Verbandſtücke ergeben; bei Neubauten aber darin, daß ſpaͤtere Bedürfniſſe zum Zweck, 
oder Wuͤnſche zur Bequemlichkeit ꝛc., welche bei Entwerfung der Bauprojekte nicht berüͤck— 
ſichtigt waren, hinterher in Anregung gebracht werden. Daraus entſtehen ſowohl Ver— 
zögerungen in der Ausführung der Baulichkeiten, welche dem Zweck der letztern nachtheilig 
ſind, als auch Ueberſchreitungen der disponiblen Baufonds, deren Deckung nachmals in 
Verlegenheit ſetzt. 

Wenn auch die gänzliche Vermeidung aller Abweichungen von den feſtgeſetzten Bau— 
anſchlägen nicht füglich gefordert werden kann, und die bei Reviſton der Rechnungen erſt 
entdeckten Anomalien im Wege der gewöhnlichen Monitur nach den für die Verwaltung 
des Bauweſens erlaſſenen Beſtimmungen verfolgt werden müſſen, fo Ur doch nicht in Abrede 
zu ſtellen, daß die vorgängigen Unterſuchungen zum Behuf baulicher Anlagen oder deren 
Herſtellung nicht ſelten mit großer Eile, und auch wohl nicht gehöriger Gründlichkeit vor— 
genommen werden, wovon die Folge iſt, daß die darauf begründeten Bauanſchläge den 
Bedingungen der Oertlichkeit nicht angepaßt, und den Forderungen und Bedürfniſſen der 
Bauzwecke nicht entſprechend angefertigt find, und wodurch dann nicht allein Weitläuftig— 
keiten, wie das in ſolcher Weiſe bei den Vorarbeiten Verſäumte nachzuholen iſt, ſondern 
auch Verlegenheiten entſtehen, wie die Mittel zur Deckung der, durch die vorkommenden 
Abweichungen von den Bauplänen herbeigeführten Mehrkoſten gedeckt werden ſollen. 

Um dieſem Uebelſtande vorzubeugen und auch der Eigenmächtigkeit bei baulichen 
Ausführungen, zur Schonung des Patronats-Bau-Fonds, Grenzen zu ſetzen, fordert das 
Miniſt. die K. Reg. ꝛc. hierdurch auf, die betreff. Diſtriks-Baubeamten nicht allein auf die 
ſtrenge Beachtung der für die Verwaltung des Bauweſens ergangenen Beſtimmungen auf— 
merkſam zu machen, ſondern dieſe auch anzuhalten, die vorgängigen Unterſuchungen bei 
den Vorarbeiten der zur Ausführung kommenden Baulichkeiten mit der möglichften Gründ— 
lichkeit vorzunehmen, beſonders aber die Dep.-Bau-Direktoren zu veranlaſſen, die Bau— 
pläne ſtets mit der nöthigen Umſicht und Sorgfalt zu prüfen, damit wenigſtens die häufig 
vorkommenden, auffallenden Abweichungen bei der Bau-Ausführung und die bedeutenden 
Ueberſchreitungen der Koſten-Anſchläge vermieden werden. (A. XIV. 549. — 3. 28.) 

d) C. R. der K. Verw. für H., Fabr. und Bauw. (Rother) v. 27. Okt. 
1835, an ſämmtl. K. Reg. Richtige Aufſtellung der Bauanſchläge, Vermei— 
dung der Ueberſchreitung derſelben und Verfahren bei Unzulänglichkeit der 
veranſchlagten Summen. b 

Aus Veranlaſſung eines beſonderen Falles hat des Königs Maj. durch Allerh. O. v. 
5. März 1822 die Ueberſchreitungen der Bauanſchläge gemißbilligt, wodurch der damalige 
Min. des H. bewogen wurde, die Verf. v. 22. März 1822 1) zu erlaſſen. Ein neuerer 
Fall hat abermals das Mißfallen Sr. Maj. erregt, welches Allerhöchſtdieſelben in der 
abſchrift. beil. Allerh. O. v. 9. Okt. v J. (Anl. a.) ausgeſprochen haben. Ich theile die- 
ſelbe der K. Reg. mit, unter der Anweiſung, fie ſämmtl. Baubeamten Ihres 
Verw. Bezirk bekannt zu machen. . 

Es kommen nämlich derartige Ueberſchreitungen je länger je häufiger vor, fo daß es 
den Anſchein gewinnt, als wären viele Baubeamten wenig bedacht, vollſtändige Anſchläge 
und nach richtigen Preisſätzen aufzuſtellen, ſondern daß ſie es ſich lieber vorbehalten, die 
Zweckmäßigkeit und Zulänglichkeit des Plans während der Ausführung zu beurtheilen. 
indem ſte nicht zweifeln, daß die am Schluſſe ſich ergebenden Mehrkoſten ohne Anſtand 
bewilligt werden. Es liegt am Tage, daß derartige unvorhergeſehene Nachforderungen 
nicht nur Kaſſen-Verlegenheiten herbeiführen, ſondern daß auch die vorgeſetzte Behoͤrde, 
welche die Koſten von des Königs Maj. erbeten, oder aus ihren ordentlichen Fonds bewil⸗ 
ligt hat, getäͤuſcht wird, da fie, wenn fie die richtigen Koſten gekannt hätte, die Ausführung 
des Baues gar nicht oder nach einem anderen Verhältniſſe verfügt haben würde. Ich 
werde in Zukunft bei jeder zu meiner Kenntniß kommenden Ueberſcheitung, ſowohl eines 
ganzen Anſchlages als einzelner Poſttionen deſſelben, in bedeutendem Maße eine ſtrenge 
Prüfung des Verfahrens der Beamten, welche den Anſchlag gefertigt, revidirt und ausge— 
führt haben, eintreten laſſen. Es wird mich nicht zufrieden ſtellen, wenn auch nachgewie— 
ſen worden, daß die Mehr-Verwendung nöthig und nützlich geweſen, ſondern ich werde 
unterſuchen, ob bei der Aufſtellung des Anſchlages durch Mangel an Aufmerkſamkeit und 
Umſicht, beſonders auch hinſichttich der Preisſätze gefehlt worden iſt. Ich werde hierbei 


1) Vergl. oben, S. 240. 
v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 16 
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keine Entſchuldigungen gelten laſſen, namentlich nicht die, daß die Abweichung dom Anſchlage 
eigenmächtig von dem Bau-Unternehmer vorgenommen worden, und mich in jedem Falle 
au den Baubeamten halten. Auf der anderen Seite darf aber auch nicht geduldet werden, 
daß, wenn die Unzulänglichkeit eines Anſchlages entdeckt wird, der Bau eingeſtellt werde, 
ſofern durch die Einſtellung irgend welche Mehrkoſten veranlaßt werden, ſondern es hat 
vielmehr die Behörde die Verpflichtung, in einem ſolchen Falle die Fortſetzung des Baues 
zu verfügen, wenigſtens bis auf den Punkt, wo ein Stillſtand nicht mit Nachtheil und 
Koſten verbunden iſt. ` 

Ich will nicht in Abrede Bellen, daß manche Baue fo beichaffen find, daß im Allgem. 
oder bei einzelnen Abtheilungen derſelben der Koſtenbelauf ſich bei Aufſtellung des Anſchla— 
ges nicht genau überſehen laßt; dies muß aber in jedem einzelnen Falle beſonders moti⸗ 
birt werden, und die den Anſchlag revidirende Behörde muß ſorgfältig pruͤfen, ob nicht eine 
vollſtändigere Ermittelung thunlich, oder, wenn dies nicht iſt, ob der vorhandene Bau— 
Fonds hinreichend fein wird, eine etwanige Ueberſcheitung der muthmaßlichen Koſten 

u decken. 

e Die K. Reg. hat den Inhalt dieſer Verf. zur Kenntniß Ihrer Baubeamten zu brin- 

gen und Sich Selbſt auf das gemeſſenſte darnach zu achten, indem ich die darin angedrohete 

Verantwortlichkeit ſtrenger geltend zu machen beabſichtige, als es bisher geſchehen iſt. 
Ank. a. 

Wenn nach Ihrem Ber. v. 16. v. M. die zu dem Bau des Univerjitätö = Gebäudes 
in H. bewilligte Summe von 64,300 Thlrn. bereits vergriffen, und das Gebäude nur bis 
unter Dach gebracht worden iſt, ſo muß, da es nicht unvollendet bleiben kann, die noch 
fehlende Summe allerdings aus den Fonds der Univerſttät H. und ihrer Inſtitute vor⸗ 
ſchußweiſe entnommen, theils mit den Ouprierszahlungen für das künftige Jahr ftipulirt 
werden. Ich trage aber Ihnen, dem Fin. Min. auf, eine genaue Unterſuchung zu veran⸗ 
laſſen, welchem Baubeamten ein fo unvollſtändiger und unrichtiger Anſchlag zur Laſt fällt, 
wobei es nicht, wie die Ober-Bau-Dep. zu beabſichtigen ſcheint, darauf ankommen kann, 
nachzuweiſen, daß die Mehrkoſten wirklich verwendet und nöthig geweſen find, fondern 
warum ſie nicht in den Anſchlag aufgenommen worden. 

Ich bin entſchloſſen, den Unfuͤg, welcher mit den Anſchlägen und deren Ueberſchrei— 
tung getrieben wird, nicht ferner zu dulden. Entweder verſtehen die Baubeamten nicht, 
zuverläſſige Anſchläge zu fertigen, und dann find fie für ihre Stellen nicht geeignet, oder 
die Anſchläge werden in Erwartung von Nachbewilligung, wenn der Bau einmal im Gange 
iſt, abſichtlich niedriger geſtellt, als das wirkliche Bedürfniß, und dies würde eine noch 
ſchärfere Rüge verdienen. Solche Gründe, wie ſie vorläufig angeführt werden, als unvor— 
hergeſehene Umſtände, eine koſtſpieligere Fundamentirung, Veränderung und Erhöhung 
des während des Baues geſtiegenen Arbeitslohns und des Bau-Material8, können Mir 
nicht genügen, indem eine umſichtige und gründliche Veranſchlagung fo weſentliche Verän— 
derungen nicht zurücklaſſen kann, namentlich den. Baugrund in der ganzen Lange br 
Gebäudes unterſucht werden muß, und dem Steigen des Arbeitslohnd und der Bau-Ma— 
terialien durch Contracte vorgebeugt werden kann. Ich werde einen ausführlichen Ber. 
| über diefen wichtigen Gegenstand baldmöglichft erwarten. | 
I Berlin, den 9. Oktober 1834. Friedrich Wilhelm. 

An 
die Staatö-Min. Freiherrn von Altenſtein und Maaßen. 

(Acta gen. des K. Min. der Fin., Abth für H., G. und Bauw., A. J. Nr. 2. 

Vol. III. u. A. 4. Nr. 83. Vol. I. A. 2230.) 

) e) C. R. der K. Verw. für H., Fabr. und Baum. (Rother) v. 8. April 
| 1836, an ſämmtl. K. Reg. Berückſichtigung der Ausführung des Baupland 
und der Lage der vorhandenen Fonds bei Anfertigung der Bauanſchläge und 
Vermeidung der Ueberſchreitung der letzteren 1). 

Die Verf. v. 22. Maͤrz 1822 und 27. Okt. v. J. 2) enthalten wiederholte Anweiſun— 
gen zur Vermeidung der Ueberſchreitung der Bau-Anſchläge. 5 

Eben ſo geben neuerlich vorgekommene Fälle Veranlaſſung, zu bemerken, daß die 
bereits in der C. V. der Min. des J. für H. u. G. und d. F. b. 24. April 1834 ad 5 gege⸗ 
bene Anweiſung nicht immer befolgt wird, wonach das Bauprojekt, bevor der Diftrifid- 


1) Dieſe C. V. iſt mittelſt K. O. v. 22. März 1836 auf den Bericht der K. Verw. für 
H., F. und Bauw., v 27. Febr. 1836 genehmiget und dem K. Staatsminiſterium 
zur Beachtung zugefertigt worden. (Acta gen. der Verw. für H., F. und Bau, 
Abth. A. Fach +. Nr. 83. Vol. 1.) 

2) Oben S. 240 u. 241. 
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Baubeamte zur Veranſchlagung den Auftrag erhält, gehörig erwogen, die Aus führbar— 
keit im Allgemeinen und nach Lage der Fonds feſtgeſtellt, und die da— 
bei zu beobachtenden Grundſätze normirt werden ſollen. 

Des Königs Maj. haben mißfällig zu bemerken geruht, daß die unvollſtändige Vor— 
bereitung der für die Prüfung und Feſtſtellung durch die Oberbau-Dep. beſtimmten Bau: 
plane und die Unvollſtändigkeit der auf dieſelben gegründeten Anſchläge ſowohl im Allge— 
meinen, als insbeſondere bei denjenigen Kommunalbauten, bei welchen nach den beſtehen— 
den Vorſchriften K. Baubeamte betheiligt werden müſſen, zu unnöthigen Weiterungen und 
in dem Falle zu Verlegenheiten führen, wenn bei Anfertigung des Bauplans und des 
Anſchlags nicht auf die zur Ausführung des Baues vorhandenen und reſp. disponibel zu 
machenden Geldmittel genügende Rückſicht genommen wird. 

Die K. Reg. wird daher hierdurch wiederholt gemeſſenſt angewieſen, vor der Auf— 
ſtellung des Bauplans und Anfertigung der Anſchläge die für den Bau erforderlichen und 
disponibel zu machenden Geldmittel in Erwägung zu ziehen und den Anſchlag demnächſt 
nur nach dem Betrage der Letzteren anfertigen zu laſſen, in dem Falle aber, daß nach 
Ihrer Anſicht das unabweisliche Bau-Bedürfniß mehr Geldmittel in Anſpruch neh: 
men ſollte, als ſich ſolche zur Dispoſttion ellen, nähere Anweiſung zur Aufſtellung des 
Bauplans von der betr. Central-Verw. zu erbitten, und dieſer zugleich vollſtändig die das 
Beduͤrfniß und den Geldpunkt betr. Umſtände vorzutragen. Werden Baupläne ohne 
dieſe Vorbereitung aufgeſtellt, und Anſchläge ausgearbeitet, ſo iſt bei mangelnden Mitteln 
deren Umarbeitung nothwendig und die Baubeamten werden dadurch ohne allen Erfolg 
zu Arbeiten veranlaßt, welche ihnen die beſſer zu verwendende Zeit rauben. 

Dieſe Anweiſung iſt ſowohl im Allgem., als insbeſondere auch bei Kommunal-Bau⸗ 
ten zu befolgen, in ſofern dabei K. Baubeamte betheiligt werden muͤſſen, und hat die K. 
Reg. jederzeit dafuͤr zu ſorgen, daß bei Einreichung des Bauplans zur Begutachtung oder 
Feſtſtellung durch die Ober-Bau-Dep. demſelben ein vollſtändiger Anſchlag und eine 
genügende Auskunft über die zur Verwendung ſtehenden Geldmittel beigefügt werde. 

Sollte die Ober-Bau-Dep. ſich bei der Reviſton dennoch zu Abänderungen des 
Bauplans veranlaßt ſehen, welche eine Vermehrung des in Ausſicht genommenen Geld— 
bedarfs erfordern, fo wird die betr. Central-Verw. daraus Veranlaſſung nehmen, weitere 
Beſtimmung, namentlich rückſichtlich der Baufonds, zu treffen. 

(Acta gen. des K. Min. d. F., Abth. für H., Fabr. und Bauweſen, A. 4. Nr. 24. 
Vol. III. Nr. 3192. u. A. 4. Nr. 83. Vol. J.) 

f) C. R. d. K. Verw. für H., Fabr. u. Bauw. (Rother) v. 4. Febr. 1837, 
an ſämmtl. K. Reg. Verfahren für den Fall, daß Abweichungen vom Bauan— 
ſchlage nothwendig werden. je 

Bei einem für Rechnung des Staats zur Ausführung gekommenen Baue, haben fid) 
nicht allein die ben Bau leitenden Behörden, fondern fogar der ausführende Baubeamte 
willkürliche Abweichungen von den erften, von des Königs Maj. genehmigten, Anſchlägen 
erlaubt, und Allerhöchſtdieſelben haben mit Bezeigung des Mißfallens zu befehlen geruht, 
daß, wenn auch bei der Bauausfuͤhrung ſich Unvollſtändigkeiten in der Veranſchlagung, 
oder unvorhergeſehene Erforderniſſe und nothwendige Verbeſſerungen herausſtellen ſollten, 
dennoch von Anſchlägen, auf welche Allerhöchſtdieſelben die Koſtenbewilligung gegründet 
haben, nicht aus eigener Anſicht abgewichen, ſondern vorher Sr. Maj. die Nothwendigkeit 
dazu nachgewieſen und auf Allerhöchſtdero Genehmigung angetragen werden ſoll !). 

Der betreffende Reg.-Baurath iſt unter Bezeigung des Allerh. Mißfallens in eine 
Ordnungsſtrafe von 50 Thlr. genommen, dem ausführenden Beamten aber auf Befehl 
Sr. Maj. erklärt, daß ihm nicht früher eine Anſtellung im Staatödienft anzuvertrauen fei, 
bis er anderweit bei der Ausführung eines größeren Baues feine vollkommene Qualifika— 
tion zur Verwaltung eines Amtes im Baufache dargethan haben werde. 

Indem ich die K. Reg, mit Bezugnahme auf die C. Verf. v. 27. Okt. 1835 und 
8. April v. J. ) hiervon in Kenntniß ſetze, veranlaſſe ich Sie, ſämmtl. Baubeamte Ihres 
Verwaltungs-Bezirks damit bekannt zu machen. (A. XXI. 236. — 1. 237.) 

g) C. R. des K. Min. des J. u. der P. (b. Rochow) v. 29. April 1837. 
Bedingungen, unter welchen Abweichungen vom Bauanſchlage ſtattfinden dürfen. 

Mit Bezug auf den C.-Erlaß v. 5. März e.), wonach von Anſchlägen für Bau— 


1) Das R. des K. Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 5. März 1837 (A. XXI. 235. 
1. 235.) macht daſſelbe bekannt, und weiſet ſämmtl. Reg., das K. Pol. Präſtd. 
zu Berlin und die Min.-Bau-Kom. an, ſich darnach bei Bauten im Reſſort des 
genannten Min. zu achten. 

2) Vergl. oben, S. 241 u. 242. 

3) Vergl. die Note J. (oben) zum C. R. v. 4. Febr. 1837. 
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ten, welche für Rechnung des Staats ausgeführt werden, und auf welche des Königs Maj. 
die Koſtenbewilligung gegründet haben, nicht aus eigener Anſicht abgewichen. ſondern per, 
her Ullerhöchſtdenenſelben die Nothwendigkeit dazu nachgewieſen und auf Allerh. Geneh⸗ 
migung angetragen werden ſoll, wird der K. Reg. hierdurch eröffnet, daß des Königs Ma. 
dieſe Beſtimmung dahin zu modificiren geruhet haben: 
daß in der Regel Abweichungen von einem vorher wohl durchdachten 
Bauplane nicht vorkommen dürfen, unbeſchadet jedoch einzelner Mo- 
difikationen in den Details der Ausführung, die ſich Hinſichts der 
Koften beim Rechnungsoſchluſſe im Ganzen übertragen. 
Hiernach ꝛc.“) (A. XXI. 235. — 1. 236.) | 

h) C. R. des K. Juſt. Min, (Mühler) v. 7. Juli 1843 an ſämmtl. Gerichtz⸗ 
behörden. Vermeidung von Nachforderungen gegen den Bauanſchlag. 

Se. Maj. der König haben durch Allerh. O. v. 3. d. M. zu befehlen geruhet, daß 
von jeder Behoͤrde, von welcher der Antrag auf Genehmigung eines Baues ausgeht, dad 
vollſtändige Bedürfniß vorher mit Sorgfalt erwogen werden ſolle, damit Nachforderun— 
gen vermieden werden. 

Die ſaͤmmtl. Berihtöbehörten haben ſich nach dieſem Allerh. Befehle zu achten. 

(Juſt. Min. Bl. 1843. S. 187. Nr. 115.) 5 


i) Vergl. C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. u. der Fin. b. 


2. Nov. 1837, betr. die Veranſchlagung von Kirchen-, Pfarr» u. Schulbauten. 
(Unten Abſchn. II., Kap. 5.) 


2) Abſtellung unnützer Weitläuftigkeiten bei Aufſtellung von 
Bauanſchlägen. 


R. des K. Fin. Min., Abth für H., G. u. Bauw. (Beuth) b. 7. April 1845. 

Die K. Reg. hat am 10. v. M. einen Anſchlag über 480 Thlr. zur Umlegung einer 
Pflaſterſtrecke in L. eingereicht. Die erſten beiden Seiten deſſelbeu enthalten nichts weiter 
als eine Berechnung des Auf- und Abtrags in einer Länge von 45 Ruthen im Geſammt⸗ 
betrage von 51 Schachtruthen, durch eine Zeichnung mit den Querprofilen erläutert. Da 
der diesfällige Geldbetrag von 3 Thlrn. 22 Sgr. 1 Pf. verhältnißmäßig eben fo geringe 
und am Schluſſe des Anſchlags im Titel Insgemein, ein zehnmal ſtärkeres Quankum zu 
unvorhergeſehenen Ausgaben ausgeworfen iſt, fo ergiebt das Unnütze und Ueberflüſſige 
der ſpeciellen Auf- und Abtragsberechnung, Datt deren ein approximativer Anſatz genügt 
hätte, ſich von ſelbſt, und die unterzeichnete Abtheilung des Fin. Min., welche die mög: 
lichſte Ermäßigung und Vereinfachung des dienſtlichen Schreibweſens ſtets im Auge be— 
halten wird, ſieht ſich daher veranlaßt, die K. Reg. aufzufordern, für die Abſtellung ähn— 
licher überflüſſiger Weitläuftigkeiten Sorge zu tragen. 

(Acta gen. des Fin. Min., IV. 5459.) 

3) Formelle Behandlung der Landbau-Projekte. 

C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 17. Febr. 
1852. an ſämmtl. K. Reg. mit der Inſtr. zur formellen Behandlung der Land— 
bau⸗Projekte. 

Die K. Reg. erhält anl. — Exempl. der Inſtruktion zur formellen Behandlung der 
Landbau-Projekte vom heutigen Tage (Anl. a.) mit dem Auftrage, dieſelben an die Bau— 
beamten Ihres Bezirkes zur Beachtung zu vertheilen; auch iſt jedem Baurath Ihres Kol— 
legii ein Exemplar einzuhändigen. Die übrigen Exemplare find für ſpaͤteren Gebrauch zu 
aſſerviren. 

Anl. a. 
Inſtruktionen zur formellen Behandlung der Landbau-Projekte. 

8. 1. Das vollſtändige Projekt zu einem fiskaliſchen Landbau ſoll nicht allein dem 
Reviſor eiue gründliche Einſicht in alle Theile und weſentliche Verhältniſſe des Baues gp: 


währen, ſondern hauptſächlich auch als Richtſchnur für die Ausführung dienen, und muß 
beſtehen aus: 


1) Das C. R. des K. Fin Min. (v. Alvensleben) v. 31. Okt. 1837 an ſämmtl. Reg. 
(A. XXI. 1088. — 4. 204.) bringt die C. V. des Min. Rother v. 4. Febr. 1837 
und die in dem obigen R. v. 29. April 1837 bekannt gemachte Modifikation der da— 
rin enthaltenen Beſtimmung ebenfalls zur Kenntniß, und bemerkt, daß die Reg. ſich 
im Uebrigen bei den für Staatsrechnung auszuführenden Bauten nach der C. V. 
v. 4. Febr. 1837 achten ſollen. 


— 
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A. den Situations- und Nivellements-Zeichnungen, den generellen Bau- und den 
Detail-⸗Zeichnungen, g 

B. dem Spezial-⸗Anſchlage mit Berechnungen der Arbeiten, Materialien u. Koſten, 

C. dem Erläuterungs-Bericht. 

A. Zeichnungen. — Situations und Nivellements-Zeichnungen. 

$. 2. Die Situations- und Nivellements-Zeichnungen haben den Zweck, die Ober- 
fläche der Bauſtelle mit ihren nächſten Umgebungen zu veranſchaulichen Sie ſind in der 
Regel nicht kleiner, als nach einem Maßſtabe von 285 der wirklichen Länge aufzutragen. 
Zu den Höhenmaßen der Nivellements-Zeichnungen iſt das 10fache des Längenmaßes an⸗ 
zuwenden. Längen- und Höhen-Abmeſſungen find mit deutlichen Zahlen in die Zeichnun— 
gen einzutragen. Auf der Situations-Zeichnung muß der Meridian angegeben werden. 

Generelle Bau-Zeichnungen. 

8.3. Die generellen Bau-Zeichnungen find in der Regel nach einem Maßſtabe von 
130 der wirklichen Länge aufzutragen und müſſen den Gegenſtand in Grundriſſen, ein— 
ſchließlich der Balkenlagen, Anſichten und Durchſchnitten vollkommen anſchaulich machen, 
mit eingeſchriebenen Maßen verſehen, auch hinſichtlich der durchſchnittenen Theile mit dg: 
rakteriſtrenden hellen Farben angelegt werden. Zu den Anſichten iſt die Anwendung gr: 
ßerer, bis zu zu der wirklichen Länge auszudehnender Maßſtäbe zu empfehlen, ſofern 
deshalb das Format der Zeichnungen nicht zu ſehr vergrößert werden müßte. In den 
Grundriſſen iſt die Beſtimmung jedes einzelnen Raumes mit deutlicher Schrift anzugeben. 
Bei größeren Projekten werden außerdem die einzelnen Räume noch mit Nummern oder 
Buchſtaben bezeichnet, welche von den Kellerräumen beginnend, durch alle Geſchoſſe ſich 
fortſetzen, und zur leichten Bezugnahme in den Anſchlagsberechnungen und den Erläu— 
terungen dienen. | 


Detail⸗Zeichnungen. 

8. 4. Die zur weiteren Verdeutlichung einzelner Konſtruktionen und architektoniſcher 
Anordnungen erforderlichen Zeichnungen. welche ſich jedenfalls auf die Profile der Haupt⸗ 
geſimſe, ſowie der Fenſter- und Thüreinfaſſungen zu erſtrecken haben, find nach größeren, 
unter Umſtanden bis zu Je der wirklichen Länge anzunehmenden Maßſtäben aufzutragen, 
und gleichfalls mit eingeſchriebenen Maßen zu verſehen. 

Verpackung und Format der Zeichnungen. 

§. 5. Die Zeichnungen find zum Zwecke der Verſendung in Mappen zu verpacken, 
und dürfen in der Regel ein Format von 24 Zoll Länge und 21 Zoll Breite nicht über— 
ſchreiten. Kleinere Formate ſind zu empfehlen und können gewöhmich durch Abſonderung 
der Grundriß-Zeichnungen veifchiedener Geſchoſſe, der Durchſchnitte und Anſichten, auf 
einzelne Blätter erlangt werden. 

ö B. Der Spezial-Anſchlag. 

8. 6. Der Spezial-Anſchlag bezweckt die Ermittelung der Koſten eines Baues und 
umfaßt die Berechnungen: a) der Längen, Flächen und Körper in Beziehung auf alle 
vorkommende Bauarbeiten, b) der Materialien, welche mit dem Arbeitölchn nicht gemein⸗ 
ſam verdungen werden, e) des Geldbetrages für die Bauarbeiten und Materialien, ſo wie 
für die Bauführung u. ſ. w. ö 

Trennung der Berechnungen. ö 

§ 7. Die sub S. 6. a. und b gedachten Arbeits- und Materialienberechnungen 
müſſen bei Bau-Projekten von einiger Bedeutung zur beſſeren Ueberſicht, in der Regel 
von der Berechnung des Geldbetrages (e.) getrennt, aufgeſtellt, die Titel und Poſttionen 
derſelben aber auf die der Geldberechnung bezogen werden (ſ. 8. 10.). Die Anjüge zu 
den Arbeits- und Materialienberechnungen find fo zu ordnen, daß fie mit den in die Zeich⸗ 
nungen eingeſchriebenen Maßen ꝛc. (ſ. 8. 3.) leicht verglichen werden fünnen. Bruch- 
theile, deren Nenner größer find als 12, und die auf dad Reſultat der Rechnung einen 
weſentlichen Einfluß nicht äußern, ſind zu vermeiden. , 
Zuſammenfaſſung der Berechnungen ift unter Umſtänden als zweckmäßig zu empfehlen. 

§. S. Bei Neubau-Projekten gewöhnlicher Art und von nicht großem Umfange, ſo 
wie bei Reparatur- und ſolchen Bauarbeiten, welche den Handwerkern einſchließlich der 
Materialien-Lieferung übertragen werden, find jene Berechnungen (a. und b.) aber vor: 
mäßig mit dem Texte der Geldberechnung zu vereinigen. Ebenſo können in manchen 
Fällen die Arbeits-, Materialien- und Geldberechnungen, in Beziehung auf einzelne Bau— 
gegenſtände, ſelbſt wenn dieſe von verſchiedenen Handwerkern, z. B. von Tiſchlern, Schlo ſ⸗ 
fern, Glaſern ꝛc., zu liefern find, nach dem Muſter des durch C. V. v. 12. Sept. 1842 7) 
sub III. den K. Reg. mitgetheilten Koſten-Ueberſchlages zweckmäßig zuſammengefaßt 
werden. 


1) Vergl. unten. 


246 Geſetzgebung über das Staats- und öffentl. Bauweſen, deffen Verwaltung. 


8. 9. In ſolchen Fällen müffen jedoch in dem Anſchlage ſelbſt, oder in einem dem 
Anſchlage beizufügenden Auszuge ſowohl die von verſchiedenen Lieferanten zu beziehenden 
Materialien, als auch die Arbeiten der einzelnen Handwerker für ſtch dergeſtalt geordnet 
werden, daß die bei der Reviſton der Projekte, als auch bei der Ausfuhrung und der ſchließ⸗ 
lichen Bauabnahme nothwendige Ueberſichtlichkeit nicht verloren geht. 

Geldberechnung. 


8. 10. Die Geldberechnung iſt in nachſtehender Folgenreihe der einzelnen Titel 
zu ordnen: | 


I. Erdarbeiten. 
II. a. Arbeiten zur künſtlichen Befeſtigung des Baugrundes. b. Materialien 

dazu und deren Transport. 

III. a. Arbeiten des Maurers. b. Materialien dazu und deren Transport. 

IV. a. Arbeiten des Steinmeßed. b. Materialien dazu und deren Transport. 
. a. Arbeiten des Zimmermanns. b. Materialien dazu und deren Transport. 
VI. a. Arbeiten des Dachdeckers. b. Materialien dazu und deren Transport. 
VII. a. Arbeiten des Dammſetzers. b. Materialien dazu und deren Transport. 
VIII. a. Arbeiten des Brunnenmachers. b. Materialien dazu und deren 


X. Arbeiten des Schmiedes. | 
X. Arbeiten des Klempners und Kupferſchlägers. 
XI. Arbeiten des Tiſchlers. 

XII. Arbeiten des Schloſſers. 

XIII. Arbeiten des Glaſers. 

XIV. Arbeiten des Staffir- und Stubenmalers. 

XV. Stuck- und Tapezier-Arbeiten. 

XVI. Ofen-Arbeiten. 

XVII. Eiſenguß-Arbeiten. 

XVIII. Bauführungsfoften und Rendantengebühr. 
XIX. Extraordinaria. 

Alle Poſttionen der Koſtenberechnung erhalten eigene, bis zum Schluſſe der Be— 
rechnung durchlaufende Nummern, auf welche die Poſitionen der Arbeit- und Materia— 
lienberechnungen, ſowie die Beſchreibungen des Erläuterungsberichtes zu beziehen find 
(ſ. 88. 7. und 12. e.). Ausführliche Beſchreibungen der Baugegenſtände in dem Texte 

der Berechnungen ſind zu vermeiden. 
8 Rekapitulation. 
14 8. 11. Am Schluſſe der Koſtenberechnung iſt, ſofern dieſelbe mehr als drei Titel 
U. umfaßt, ohne Rückſicht auf den Umfang ded Baues, nach beiliegendem Schema (A.) eine 
Ueberſicht der. Geſammtkoſten zuſammenſtellen, wobei in den sub §. 9. angenommenen 
Fällen die Reſultate des Auszuges zu benutzen ſind. Die in dem Schema verzeichneten, 
bei dem Bau aber nicht vorkommenden Titel werden ausgeſtrichen. Auf der Rückſeite et 
sed. der Rekapitulation können Berechnungen, welche auf etwaige Alternativ-Vorſchläge 
Patronats-, Gemeinde- und andere Verpflichtungen, ſowie auch die, welche auf Ermit— 
telung der Baukoſten im Verhältniß zu der Grundfläche oder zu der Länge der Bauwerke 
ſich beziehen, nachgetragen werden. Die letztgedachten, nach der Anlage II. der C. V. v. 
o September 1842 aufzuftelienden Berechnungen dürfen bei keinem Neubax-Projekte 
ehlen. 
C. Erläuterungs-Bericht. 

8. 12. Der Erläuterungsbericht hat alle auf das Bau-Project bezügliche Verhätt— 
niſſe, Konſtruktionen, Materialien, Arbeiten u. |. w. mit Hinweiſung auf die übrigen Aus- 
arbeitungen in einer, auf gebrochenen Bogen kurz, aber erſchöpfend abgefaßten Beſchrei— 
bung in nachſtehender Reihenfolge gründlich zu beleuchten: 

a) Dienſtliche Veranlaſſung zur Auſſtellung des Projektes. An⸗ 
gabe der Gründe, aus welchen der Bau für nöthig erachtet worden, der Räume oder ſon— 
ftigen Erforderniſſe, welche durch denſelben beſchafft werden follen, des Zeitraumes, in- 
DA deſſen die Ausführung beabſichtigt wird, und der zur Verfügung geftellten Bau— 
Summe. 

b) Beſchaffenheit der Bauſtelle. Mit Bezug auf Situations- und Nivel⸗ 
lements⸗Zeichnungen, Rechtfertigung der Wahl der Bauſtelle, Beſchreibung der zur Ein— 
friedigung, Regulirung oder Entwäſſerung etwa nöthigen Arbeiten und Vorrichtungen. 

c) Beſchaffenheit des Baug rundes. Angabe der zur Erforfchung deſſelben 
benutzten Hülfsmittel, gutachtliche Aeußerung über die Tragfähigkeit, reſp. über die zur 
hinreichenden Befeſtigung deſſelben erforderlichen Anordnungen. N 

d) Bau-Projekt und Bankoſten. Motivirung der Anordnungen der Grund⸗ 
riſſe und Anſichten, der Haupt- und Nebeneingänge, der Höhenlage der unterſten Fußbö⸗ 
den in Beziehung auf das äußere Terrain, der verſchiedenen Geſchoßhöhen, ſowie der zur 
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Verhütung von Capillar-Feuchtigkeit, Hausſchwamm, Fäulniß und ſonſtigen Gebäude— 
Krankheiten etwa nöthigen Vorſichtsmittel u. ſ. w. Nachweis der durch den Entwurf be— 
ſchafften Räumlichkeiten, mit Bezug auf das sub a. angegebene Bedürfniß und mit Hin- 
weiſung auf die Zeichnungen. Angabe der Geſammtſumme der Koſtenberechnung und 
Motivirung der etwa nöthigen Ueberſchreitung der verfügbaren reſp. der durch Leber: 
ſchläge vorläufig berechneten Summe. Angabe der Baukoſten im Verhältniß zu der 
Grundfläche oder zu der Länge der Bauwerke. (f. J. 11.) Vergleichung dieſes Koſten— 
verhältniſſes mit denen anderer Ausführungen in demſelben Baukreiſe. 

e) Bauart. Begründung der getroffenen Wahl hinſichtlich der Materialien und 
ihres Transportes, fo wie der Konftruftionen und Arbeiten des Rohbaues, mit Rückſicht 
auf Standfähigkeit, Feſtigkeit, Dauer, Feuerſicherheit und Geſundheit, ſowie auf die unter 
allen Umſtänden nothwendige Schonung der Koſten. Beſchreibung des Materials und 
der Arbeit zu allen weſentlichen oder eigenthümlich konſtruirten und geformten Gegen— 
ſtaͤnden der Architektur und des innern Ausbaues, namentlich der Geſimſe, der plaſtiſchen 
Ornamente, der Treppen, Fußböden, Thüren, Fenſter, Oefen, Heerde, Wand- und Decken— 
bekleidungen u. ſ. w. in der Reihefolge der Titel und mit Hinweiſung auf die einſchlagen— 
den Poſitionen der Koſtenberechnung (f. $. 10.) und auf die Detail-Zeichnungen, welche 
letztere noͤthigenfalls durch Handzeichnungen, mit eingeſchriebenen Maßen, am Rande des 
Berichts zu ergänzen ſind. 

Dieſer Abſchnitt hat vorzugsweiſe den Zweck einer ſpeziellen Inſtruktion für die 
Ausführung und wird in der Regel den Kontraftöbedinaungen einverleibt. 

f) Bau- Ausführung. Angabe und Begründung der Modalitäten, unter 
denen die Ausführung des Baues beabſtchtigt wird: ob im Wege der General-Entrepriſe 
oder in dem der Submiſſion durch verſchiedene Lieferanten und Handwerker, oder gegen 
Tagelohn auf Rechnung. Beſchreibung der Folgereihe und des Kontrol-Verfahrens, un— 
ter welchen die verſchiedenen Lieferungen und Arheiten ohne nachtheilige Uebereilung, in— 
nerhalb des (nach a.) gegebenen Zeitraumes, ausgeführt werden ſollen, mit Rückſicht auf 
die vor der Benutzung ded Gebäudes nothwendige Austrocknung aller Theile deſſelben. 
Motivirung der etwa für nöthig erachteten Bauführungskoſten, namentlich der Umſtände, 
welche in ſolchen Fällen den betheiligten Diſtrikts-Baubeamten verhindern, die ſpezielle 
Leitung und Rechnungsführung des Baues ſelbſt zu übernehmen. Motivirung der Koſten 
des Titels XIX. 

g) Bau-Ab nahme. Angabe des Zeitpunktes der Bauabnahme und der ſchließ— 
lichen Regulirung der Geldforderungen der Unternehmer, mit Ruͤckſicht auf die eintreten- 
den Modalitäten bei vorkommenden Abweichungen von dem Projekte, ſo wie bei tadel— 
hafter, verſpäteter oder gänzlich unterbliebener Ausführung verdungener Lieferungen und 
Arbeiten. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß jede Ausarbeitung und jede Zeichnung mit Da— 
tum, Namen und Amts-Charakter, ſowohl des Verfertigers als des Reviſors, zu verſehen 
iſt. Berlin, d. 17. Febr. 1852. 

Der Min. f. H., G. und öffentl. A. v. d. Heydt. 
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A. 


Rekapitulation 
der vorſtehend berechneten Koſten zu 


Regierungs-Bezirk Baukreis 
Koftenbetrag 
Nummer a. b. 
ber der Mate: "ës 
Titel der Koſtenberechnung. der Arbei- rialien und 
Koſtenbe⸗ 1 des Transpor- kungen. 
rechnung. N tes bis zur 
, Bauftelle. 
| ma a) I Thlr. . 
I. Erd⸗ e * 
II. Künſtliche eng, des 
Baugrunded. .. 
I. Minn 
Stein 
V. Zimmermann 
VI. Dachdecker . 
VII. Dammſetzer . 
VIII. Brunnenmader . .. 
IX. Schmidt inel. Material . 
X. Klempner u. Kupferſchl. desgl. | 
I iſchler desglle . 
XII. Schloſſer desg ll... 
XIII. Glaſer desgl. . 
XIV. Staffir⸗ und Stuben⸗ Maler 
desgleichen 
XV. Stuck⸗- u. Tapezier⸗ Arbeiten | 
XVI. Ofen-Arbeiten . i | 
XVII. Eiſenguß⸗ Arbeiten . 
XVIII. Bauführungskoſten nebſt 
b Rendantengebühren 
un XIX. Ertraordinaria . 
| ER | HL. 
Geſammtſumma | 128 me 
den ten 185 revidirt in caleulo feſtgeſtellt auf: 
der Anſchlags-Verfaſſer. den ten 185 den ten 185 
(Name.) | (Name.) (Name.) 
(Amts⸗Charakter.) | (Amts⸗Charakter.) (Amts⸗Charakter.) 


(Min. Bl. d. i. V. 1852 S. 51. Nr. 35.) 


4) In Betreff des bei Bau-Anſchläeng in Anwendung zu bringenden 
Maßes disponirt die Maß- und Gewichts-Ordn. für die Preuß. Staaten v. 
16. Mai 1816!) 85. 22., 24. u. 25.: 

8. 22 Im geſammten Bauweſen in Unſern Staaten ſoll künftig nur einerlei Ruthen— 
Fuß⸗ GR Zollmaß gebraucht werden, und namentlich der Gebrauch befonderer ſchleſiſcher, 
kölniſcher 5 Fuße und Zolle wegfallen. 

8. 24. Bei der Vermeſſung von Land wird in Unſern ſämmtl. Staaten blos die im 
SD. 75 5 autoriſirte Ruthe gebraucht, und in Zehn- und Hunderttheile getheilt. Die 
Anwendung der beſonderen Provinzial-Ruthen, als der kölniſchen, olezkoiſchen, ſchleſtſchen, 
u. ſ. w. hört auf, auch die zu Verwechſelungen Anlaß gebende Benennung von Dezimal— 
Fußen und Dezimal⸗Zollen fällt weg. 


1) Vergl. dieſelbe mit ſämmtl. Ergänz. und Erläut. in v. Rönne's Polizeiweſen 
Bd. II. S. 61 ff. 
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8.25. Steine, Mauerwerk, Faſchinen, Erde, Torf, Brennholz follen, vom Jahre 
1817 ab, in gemeinem Verkehr und ſofort in öffentlichen Verhandlungen blos nach Kubik— 
Klaftern von 108 Kubik-Fuß berechnet, und dabei blos der §. 22 autorifirte Fuß gebraucht 
werden. Eine ſolche Kubik-Klafter iſt ein rechtwinklich aufgeſetzter Haufen, 6 Fuß lang 
und breit, und 3 Fuß hoch und tief. Indeſſen iſt auch jede andere Auſſetzung geſtattet, 
wenn ſte nur die vorgeſchriebene Anzahl Kubik-Fuße giebt. Jeder Käufer kann die Ablie— 
ferung nach dieſem Maße verlangen. Die Polizei iſt verpflichtet, die Auſſetzung darnach 
fuͤr die genannten Materialien zu fordern, ſoweit ſie zu Jedermanns feilem Verkaufe 
kommen. Privatperſonen und Inſtitute, die blos für ihren Gebrauch oder ihre Fabrika— 
tion ſolche Materialien ſammeln oder anſchaffen, bleibt dagegen die Auſſetzung nach ihrer 
Konvenienz unbenommen; ſowie auch beim Bauweſen der übliche Gebrauch der Schacht— 
Ruthen von 144 Kubik-Fuß noch beibehalten werden kann. (G. S. 1816. S. 142.) 


Mit Bezug hierauf ſind ergangen: 
a) C. R. der K. Reg. zu Liegnitz v. 7. Jan. 1821. Verbot der Anwen— 


dung der Schleſiſchen oder Leipziger Elle bei Bau-Zeichnungen und Anſchlägen. 

(Heinze, Bau-Polizei-Geſetze, S. 93.) 

b) C. R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 8. Mai 1826, an 
ſämmtl. K. Reg. und an die Min. Bau-Kom. Bei Bauanſchlägen iſt die 
Berechnung ſtets nach Schacht-Ruthen und Kubik-Fußen anzulegen. 

Es iſt ungern bemerkt worden, daß bisher mehrere Bauanſchläge eingegangen ſind, 
in denen auch andere Körper-Maße als die allgemein eingeführten Schacht-Ruthen in 
Rechnung gebracht waren, obgleich dies den Beſtimmungen der Maß- und Gewichts-Ordn. 
v. 16. Mai 1816 §. 25. entgegen ift. | 

Die K. Reg. wird daher hierdurch beauftragt, Ihre Baubeamten dahin anzuweiſen, 
daß ſie künftig keine andere Körper-Maße als Schacht-Ruthen, oder, wenn der Inhalt 
eine Schacht-Ruthe nicht erreicht, Kubik-Fuße in Rechnung ſtellen, und haben die Bau— 
Direktoren bei der Reviſton der Anſchläge hierauf beſonders zu halten. 

(A. X. 819. — 3. 148) ) 

5) C. R. des K. Min. des H. (Gr. v. Bülow) v. 17. Mai 1820, an 
ſämmtl. K. Reg. Art und Weiſe der Angabe der Stärke der Mauern in den 
Bauanſchlägen. 

Da in den zur Reviſton der Ober⸗Bau-Dep. eingehenden Anſchlägen die Stärke 
der Mauern ſehr oſt nur in runden Zahlen, und nicht, wie erforderlich, nach den Abmeſ— 
fungen der Mauerſteine, mit Rückſicht auf die Größe der Fugen, angegeben wird, fo hat 
die K. Reg. ihre Baubeamten anzuweiſen, fünftig die Anichläge hiernach anzufertigen. 

Dieſelbe erhält in der Anl. a. die unter dem 21. Mai 1812 von der Ober-Bau— 
Dep. gegebene Vorſchrift über die Anzahl der erforderlichen Mauerſteine u. Lm mit dem 
Auftrage, nach Anleitung dieſer Vorſchrift eine Berechnung der verſchiedenen Mauerſtärke 
und des jedesmaligen Ziegelbedarfs, nach den dort üblichen Abmeſſungen der Ziegel, an⸗ 
legen zu laſſen, und ſolche der Ober-Bau-Dep. einzuſendeu, wonach auf dieſe Berechnung 
bei den künftig einzureichenden Anſchlägen Bezug genommen werden kann. In ſolchen 
Fällen aber, wo Ziegelſteine von abweichenden Größen angewendet werden ſollen, müſſen 
in den Anſchlägen die Abmeſſungen derfelben, und der Bedarf für ein gewiſſes Körper⸗ 
oder Flächen-Maß ſpeziell angegeben werden. 

Anl. a. 
Vorſchriften— 
über die Anzahl der erforderlichen Mauerſteine, welche bei Berechnung der Anſchläge zu 
den verſchiedenen Mauer-Arbeiten in Anſatz gebracht werden müſſen. 


An Mauerſteinen find erforder- 
lich zu: 
Leg * N AA 
Benennung der Arbeiten. ZS Kë Ze 18 | a 
„ en) = 
zo dm & 8 
Die Mauerſteine ſollen in drei verſchiedenen 
Formen angefertigt werden, nämlich: 
lang breit dick 
i 113453“ 24% 
Minde 10“ 43“ 23“ | 
3) kleine 93“ 43“ 23“ 
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An Mauerſteinen find erforder; 


lich zu: 
— en mm 
A 2 IA 

Benennung der Arbeiten, 2 3 Gei 8 A 

Se SES 

s2jsel 3 Sa 

S Oe & OAS && 

= — | en — = 


BuEl_mswr r. ̃ —. — — 
Fi: 
Sch 
Pr 
Re 
Vor 
L Ai 
— — — 
2 — 
SS 


Es wird angenommen, daß das Mauerwerk 
durchgängig mit 3“ ſtarken Fugen ausgeführt 
werde; alsdann ſind von dieſen verſchiedenen 
Steinen erforderlich: 
zu einer Roll⸗Schicht auf den nn Fuß 

a. von großen Steinen 4 

b+bontmuttlenen Steinen 

c. von kleinen Steinen .. 

2 zu ganz vollem Mauerwerk, nach Kubik⸗ Fuß oder 
Schacht-Ruthen berechnet: 

a. bon green Stei sen 

b. von mithlern Steinen 

eben kleinen Steinen 

Wenn aber das Mauerwerk mit Oeffnungen 
durchbrochen iſt, Ip muͤſſen dieſe entweder in Abzug 
gebracht werden, oder man kann für die gewöhnlich 
vorkommenden Fälle, wo die Fenſter in den Fron— 
ten zwiſchen 73 bis 9 Fuß von Mittel zu Mittel 
entfernt liegen, auf die Schacht-Ruthe Mauer, ohne 
Abzug der Oeffnungen rechnen: 

a. Bom Froößen Steinen . Z8 

p. von mittlern Steinen 

E en 

3 Zu einer Quadrat-Ruthe vollem Mauerwerk ge⸗ 
hören: 
1) wenn die Mauer einen halben Stein Déi wird, 

a. bon’aronen Steinegg . .. 

b. von mittlern Steinen . . 

HERE, Lé Mr 
2) wenn die Mauer einen Stein Gi wird, 

a. von großen Steinen 

ern Seien 

e. von kleinen Steinen. 

Hieraus iſt nun leicht zu entnehmen, wie vie zu 
einer Quadrat-Ruthe Mauer von 12, von 2, von 
23 u. ſ. w. Stein ſtark erforderlich 11 

4 | Zu einer Quadrat⸗Ruthe Fachwand von 6zoͤlligem 

Kreuzholz, die Fächer zu 4 von Mittel zu Mit- 

tel, gehören: 


vs. d ës 


E Barbe inn, eg Se DR," 1 420 — 
b. von mittlern Steinen 1111400 
Ga DE e u =... . u; Er Don 


5 Zu den Bflafter- Arbeiten find zu berechnen: 
1) zum Pflaſter auf der flachen Seite, 


a. von großen Steinen. — — on — — 307 — 
b, pon miktleen Steinen — — — 398 2 
e, von kleinen Steinen.. ag Beie a | Aa 
2) zum Pflaſter auf der hohen Kante, 
een ene r „„ . re 
Biden ien enen — — — 736 — 
c. bomefleinen Steinen — — — 896 — 
Hierbei ift aber angenommen, daß die Steine beim | 
Verlegen dicht an einander geſchoben werden und nur 
höchftens 4 Zoll ftarfe Fugen bilden, widrigenfalls 


nicht ſo viele Steine in Anſatz kommen dürfen. 


— Z 
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An Mauerſteinen ſind erforder— 
lich zu: 


d 


1 Quadrat- 
Ruthe. 


— 


4 
u 


U 


Benennung der Arbeiten. 


1 laufenden 


Fuß. 


1 Quadrat⸗ 


Fuß. 
Kubi 


1 Schacht⸗ 
Ruthe 


— 1 .i—d g — — 
Zu den Gewölb-Arbeiten, ſämmtlich im Plane ge— 
meſſen: 
1) wenn die Tiefe der Gewölbe nicht über 12 be: 
trägt, 
a. zu Tonnen⸗Gewoͤlben von 3 Stein ſtark: 
e bon großen Steinen —— 
6. von mittlern Steintèn — 
„ Von kleinen Steinen mn. o, SS 
b. zu Tonnen⸗Gewölben von 1 Stein ftarf: 


A. op großen Steinen. m „mi, ` Lakes 

6. von mittlern Steineen — 

o, von kleinen Steinen??nnd = 
c. zu Kaͤppen⸗Gewölben: 

Don foßen Steinen — 

von mittlern Steinen J 

a, von kleinen Steinen — 
d. zu Kreuz⸗Gewöͤlben: N 

, on groen Steinen d'Ze | 


6. von mittlern Steinen 
7. von kleinen Steinen. 
2) wenn die Tiefe des Gewölbes 18 beträgt, 
a. zu Tonnen-Gewölben von 2 Stein ſtark: 
g. von großen Steinereenns — 
. Vo mittlern Steinen —5 


) 
0 
SE 
= 

| 


„son Heinen Stemen. _. 25. a... jez 
b. zu Tonnen-Gewölben von! Stein ſtark: 

o. von großen Steinen — 

6. von mittlern Steinen | 


5 Von kleen Sten .2> I 


Aus dem Vorigen ergiebt ſich, daß zu einem lau— 
fenden Fuß Tonnen-Gewölbe auf 12 lichte Breite, 
zu 4 Stein ſtark, gerechnet werden müſſen: 
een einen „ 
bzan mittlein Steine ng 2 
enn „ eh geg A eer eg 
Wenn das Gewölbe aber 1 Stein ſtark ift, fo gehö— 


2 
S 
Eed 
| 


ren dazu: 
enn 156 
tern Steinen nn „ e 
an kleinen Steigen õ . 196% 
Wenn aber das Gewötbe 4 Stein ſtark bis auf 18° 
licht weit geſpannt iſt, ſo gehoͤren dazu auf den lau— 
fenden Fuß: S 
a, an großen Steinen . er 
bamimiern Steines 1063 
n ner m. .% ven 
und wenn es 1 Stein ftarf wird: 
a an großen Steinen . . . 204 
baamnıllerw Steinen 226 
e an een Steinen 269 
Hieraus läßt ſich alſo leicht berechnen, wie viel 
Steine in Anſatz kommen müſſen bei Tonnen-Ge⸗ j 
wölben, die von 4 Stein fort, mit abwechſelnden | 
Gurten von 1 Stein ftarf ausgeführt werden follen: | 


eil 
| 
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An Mauerſteinen ſind erforder— 
U: 


lich z 
f = In Su 
Benennung der Arbeiten. E = 55 2 
g — 2 — 2 Ai Ki 
VG Sal 2 Jee Je 
22 2 = = > Se 
; E Oe e Oe GS 
3 — 2 S 
R ö 
c. zu Kappen⸗Gewoͤlben: 
o. von großen Steinen „% „ rh. ENEE 
6. von mittlern Steineen ö 
7. von kleinen Steinen 2 4— | — 1068 
Beſtimmung der verſchiedenen Mauerſtärken n | 
Fußen, für einen oder mehrere Steine dicke Wände. | 
J. Von Steinen großer Form. 
Eine Mauer von 1 Stein ſtark hat ! Fuß Dicke, | 
inel. des Putzes. 
Eire Mauer von 14 Stein ſtark hat 1 Fuß 6 Zoll | 
incl. des Putzes. | 
/ -1) Für große Form. 
| Eine Mauer v. I Stein ſtark hat I Fuß Dicke. 
ka zs „„ „ 
D = 7 2 = = = 2 z — = = 
2 SS E 24 = = = > = 6 = 2 
= = = 3 = = 2 3 zo — 2 2 
= = 4 33 = = = 3 = D = e 
= = = 4 = = = 4 z — 2 22 
2) Für mittlere Form. 

Die äußere Putzſtärke zu ! Zoll [Eine Mauer v. 1 Stein ſtark hat .. 103 Zoll Dicke. 
it mit eingerechnet, weil bei der = „ e H raten ee 
Ausmittelung des Steinbedarf / - 35353 Dë re EE rf 

ö pro Schacht-Ruthe jeder Stein = E „ ‚ let GC 
| mit 4zölligen Kalkfugen umge: \ = 3 ER ER 
ben in Rechnung gebracht ift. - e N ‚ ee 
= = = 4 = = zu = 6. = s 

3) Für kleine Form. 

Eine Mauer v.! Stein Bot hat ... 10 Zoll Dicke. 
= = 14 = = = Fuß 3 a = 
= = 2 = = - 1 = 8 = = 
2. = = 24 = = = d = ) = 2 
2 = 2. = = ES Se D = = 
= = = 33 = = = 2 = 11 2 H 

\ 2 = = 4 = = 2 3 2 CT 2 


D 
= 


6) C. R. des K. Min. des J. für H., G. u. Bauw. (v. Schuckmann) 
v. 27. April 1832 an ſämmtl. K. Reg. und an die Min.⸗Bau⸗Kom. Bei Bau: 
Anſchlägen iſt die Beſchaffenheit des Baugrundes ſpeziell nachzuweiſen 
und zu berückſichtigen. > 

Es iſt der Fall vorgekommen, daß ein Kirchenbau gänzlich mißlungen iſt, weil der 
veranſchlagende Baubeamte den Baugrund nicht gehörig unterſucht und unzureichende 
Fundamente projektirt hat. Das unterz. Min. nimmt hieraus Veranlaſſung zu der allgem. 
Anordnung, daß jeder Anſchlagsverfertiger im Anſchlage oder dem Erläuterungs-Proto⸗ 
kolle beſtimmt nachzuweiſen hat, wie der Baugrund beſchaffen ſei, und durch welche Mittel 
er fi) die Ueberzeugung davon verſchafft habe, auch nach der Beſchaffenheit des Bau— 
grundes die von ihm im Anſchlage angenommene Fundamentirung als zureichend mit voll⸗ 
ſtändigen Gründen zu rechtfertigen hat. | 

Die K. Reg. hat ze, (A. XVI. 480. —2. 89.) 

7) Berückſichtigung der disponibeln Bauhölzer und möͤglichſt ſparſame 
Veranſchlagung derſelben. 
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a) C. R. des K. Fin. Min. v. 29. April 1819). 

Bei dem, in vielen Forſten ſchon eingetretenen, Mangel an ſtarken und extraſtarken 
Bau- und Nutzhölzern, Ur es durchaus nöthig, auf möglichſte Erſparung dieſer faſt überall 
ſelten gewordenen Sortimente Rückſicht zu nehmen und nur dann dergleichen Hölzer zu 
aſſigniren, wen geringere Sortimente durchaus keine Anwendung finden. Bisher find 
aber oft ganze, oder 24 Fuß lange Sägeblöcke affignirt worden, wo halbe, oder 12 Fuß 
lange, denſelben Dienſt geleiſtet haben würden, und auf den Zimmerplätzen werden die 
ſtarken und extra ſtarken Bauhölzer nicht ſelten auf eine unverantwortliche Art zu Pfoſten 
und Riegel verſchnitten, wozu klein und Mittelbauholz eben ſo gut benutzt werden kann. 
Oder es werden ſehr lange Hölzer aus den Forſten verlangt, zu Zwecken, wozu einige 
kürzere Stücke, wenn ſie gehörig zuſammengeſtoßen und verbunden werden, denſelben 
Dienſt leiſten können. * , 

Die K. Reg. hat daher ihre Bauoffizianten hiernach zu inſtruiren und ſie zugleich 
anzuweiſen. daß fie in den an die Forſtbedienten getangenden Bau- und Nuͤtzholz-Ver⸗ 
zeichniſſen jedesmal ausdrücklich bemerken ſollen, ob das verlangte Holz in der angegebenen 
Länge und Dicke durchaus erforderlich ift, oder welche von den langen Hölzern in einigen 
Stücken, die eben fo viel an Länge betragen, abgegeben werden können. | 

(Act. gen. des Fin. Min.) 

b) C. R. des Min. des K. Hauſes Abthl. II. (v. Ladenberg) v. 27. Mai 
1837 an ſämmtl. K. Reg. 

Der neuerdings wieder zur Sprache gekommene Umſtand, daß die aus K. Forſten 
zu entnehmenden Bauhölzer und Sägeblöcke in den Bau-Anſchlägen öfters zu größeren 
Längen und Stärken berechent werden, als die einzelnen Gegenſtände, zu welchen ſie 
beſtimmt ſind, unumgänglich erfordern, dergl. Holz-Sortimente aber häufig in den 
K. Forſten entweder gar nicht mehr vorhanden, oder doch ſehr ſelten geworden ſind und 
nur zum Nachtheil der Forſtverwaltung verabreicht werden können, veranlaßt mich, die 
K. Rega mit Bezug auf die in dieſer Angelegenheit ergangenen früheren Beſtimmungen, 
namentlich auf die C. V. v. 29. April 1819 und v. 7. Febr. 1820 §. 36 2), anzuweiſen, 
darauf zu halten, daß die Banbeamten mit den betr. Forſtbeamten ſtets in Verbindung 
darüber bleiben, über welche Sortimente von Bauholz und Sägeblöcken in den zunächſt 
zum Abtrieb beſtimmten Schlägen zu öffentlichen Bauen disponirt werden kann und daß 
die Baubeamten bei der Veranſchlagung ſelbſt ſtets hierauf Rückſicht nehmen, unter den 
Anſchlägen aber ſpeziell bemerken, welche Bauhölzer und ganz beſonders welche Sägeblöͤcke, 
da dieſe bei bedeutenderen Längen und Stärken ſchon ſehr ſelten find, allenfalls in noch 
lürzeren und ſchwächeren Abmeſſungen abzugeben ſein werden. 

f Bei dieſer Gelegenheit wird die Vorſchrift in Erinnerung gebracht, daß der forſttax— 
mäßige Werth der veranfchlagten Freihölzer jedesmal unter dem Bauanſchlage vor der 
Linie ſpeziell zu berechnen iſt, und jeder Anſchlag, in welchem auf die Verabreichung von 
Bauholz aus K. Forſten gerechnet worden, von dem betr. Forſtbeamten beſcheinigt ſein 
muß, ob die veranſchlagten Hölzer forſtwirthſchaftlich verabreicht werden können. 

(A. XXI. 331. — 2. 44.) 

8) Schreiben des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 25. Dec. 1826 an 
das K. Juſtiz-Min. Von Anſchlägen und Zeichnungen größerer öffentlicher Bau— 
werke ſollen der K. Ober-Bau-Deput. auf Verlangen Kopien zur Aufbewahrung 
in deren Archiv eingereicht werden. 

Die Ober-Bau-Deput. ift nach ihrer Allerh. vollzogenen Inftruft. v. 26. Sept. 1809 
befugt, von allen Anſchlägen und Zeichnungen öffentl. Bauwerke, in Rückſicht deren ſie es 


1) Daſſelbe beſtimmte das (auf das obige C. R. v. 29. April 1819 Bezug nehmende) 
C. R. der K. Reg. zu Bromberg v. 29. Mai 1819. (Ann. III. 345 —2 52.) 
Der hier allegirte 8. 36. des C. R. des K. Fin. Min. v. 7. Febr. 1820 lautet dahin: 

§. 36. Auch iſt überhaupt bei den, für Königliche ſowohl als Privatbaue erfor— 
derlichen Hölzern darauf zu ſehen, daß überall die beſondere Beſtimmung, wozu 
ſie bei den veranſchlagten Bauen verwendet werden ſollen, genau angegeben werde, 
damit nicht unnöthig lange und ſtarke Stücke zu einem Behuf verwendet werden, 
zu welchem geringere Dimenſtonen hinreichen. Außer den hiernach beim Hauungs— 
plane berückſichtigten Bauholz-Anweiſungen können, unvorherzuſehende dringende 
Fülle ausgenommen, im Laufe des Jahres durchaus weiter keine ertheilt, und außer 
der zur Holzfällung beſtimmten Zeit oder dem Wadel, keine Bauhölzer gehauen und 
abgegeben werden. Hiernach ſind die Baubedienten von der K. Reg. gemeſſenſt 
anzuweiſen, und zugleich dahin, daß ſie allen für K. Rechnung auszuführenden 

Bauanſchlägen den taxmäßigen Holzwerth ſpeziell mit aufführen. 


2 


— 


„ 
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für gut findet, ein Exemplar zu ihrem Archiv einzufordern. Dieſelbe hat nun kürzlich 
vorgeſtellt, daß es für die Unterhaltung größerer Bauwerke von beſonderem Intereſſe fei, 
deren Conſtruktion bis in das kleinſte Detail zu kennen, indem es hierdurch nur möglich 

| werde, den fich ſpäter zeigenden, durch Zeit und Umſtände herbeigeführten, Mängeln grün: 
lich und mit der möglichſten Koſtenerſparung abzuhelfen. Sie hat deshalb dahin ange— 
tragen, ſich von jedem öffentl. Waſſer- oder Landbau, den ſie dazu beſonders auswählen 
werde, eine genaue Copie der betr. Zeichnungen und Bauanfchläge zur Aufbewahrung für 
ihr Archiv von den Prov.-Behörden einfordern zu dürfen. 

Ich habe es jedoch, da die Ober-Bau-Deput. in der Regel wegen der Bauaudfüh⸗ 
rungen mit den Reg. nicht unmittelbar korreſpondirt, zur Erreichung des Zwecks auf dem 
kürzeſten Wege, und um in jedem einzelnen Falle nach den Umſtänden gleich beſtimmen zu 
können, in welcher Art die Copien, theitd ohne zu große Beläſtigung der Baubeamten, 
theils mit dem geringſten Koſtenaufwande, zu beichaffen fein werden, für angemeſſen erachtet, 
und die Anordnung getroffen, daß die Ober-Bau-Deput. bei Erſtattung der Reviſtons⸗ 
Ber. an das Min., demſelben diejenigen Anſchläge und Zeichnungen wichtiger Bauwerke, 
von denen dieſelben Copien zu ihrem Archiv zu nehmen nöthig findet, zu bezeichnen habe, 
damit ſodann von dem Min. die Anfertigung und Einreichung der Copien verfügt 
werden könne. 

Ew. Exc. benachrichtige ich hiervon ganz erg., mit dem Erſuchen, in vorkommenden 
Fällen Ihres Reſſorts auf die diesfälligen Anträge der Ober-Bau-Deput. das Erforder⸗ 
liche zu veranlaſſen. 

Die Ober-Bau-Deput. wird übrigens von ihrer Befugniß nur bei Bauwerken bon 
beſonderer Wichtigkeit Gebrauch machen. (A. X. 1128.— 4. 135.) 


9) C. R. der K. Reg. zu Aachen v. 28. Sept. 1834 an ſämmtl. K. Land: 
räthe. Bei Veranſchlagung von Kommunal-Bauten ſind der Zweck, der 
Umfang und die vorhandenen Mittel gehörig zu berückſichtigen; desgl. Kontrolle 
der anſchlagsmäßigen Ausführung. 

Seit einiger Zeit ſind die Fälle nicht ſelten vorgekommen, daß Plaͤne und Anſchläge 


über Kommunal-Bauten einer Umarbeitung unterworfen werden mußten, bevor die Geneh— 
migung zu deren Ausführung ertheilt werden konnte. i 


Der Grund liegt theilweife darin, daß die Kommunal-Baumeijter, vor der Veran: | 
ſchlagung, nicht gehörig mit den Mitteln bekannt gemacht werden, welche die örtlichen und 
finanziellen Verhältniſſe zur Verwirklichung der Bauprojekte darbieten, daß ſpaͤter zuweilen 

ö die Fonds mangeln, die früher als disponibel angegeben wurden. und daß die urſprüng— 

lichen Anſichten und Wuͤnſche der Gemeinderäthe über die Durchführung und den Umfang 
der Bauten ſich ex post hin und wieder aͤndern, was mitunter auch ſchon eine Abänderung 
der bereits vollendeten Pläne herbeigeführt hat. 

Wir finden uns daher veranlaßt, Sie wiederholentlich zu beauftragen, den Bürger— 
meiſtern nachdrücklich zu empfehlen, den Kommunal-Baumeiſter vor Projektirung der 
Bauten mit dem Zwecke, dem Umfange und den disponiblen Mitteln zur Ausführung der— 
ſelben, ſowie mit allen hierauf bezüglichen Verhältniſſen genau bekannt zu machen, damit 
der vorerwähnte Uebelſtand beſeitigt, und die zeitraubende und mühſame Umarbeitung der 
Pläne und Anſchläge vermieden werde. 

In ſoweit es ferner nicht immer thunlich iſt, daß der Kommunal-Baumeiſter während 
der Ausführung der Arbeiten, die Bauſtellen fo oft beſucht, als die Wichtigkeit und Dring— 
lichkeit der Sache ſolches erheiſchen dürfte, iſt den Buͤrgermeiſtern noch zu empfehlen, die 
anſchlags- und bedingungsmäßige Bewerkſtelligung der Arbeiten in loco jo häufig als 
irgend thunlich, ſelbſt zu kontrolliren, und etwa entdeckte Mängel dem Kommunal-Bau— 
meiſter ſofort zur Abhülfe anzuzeigen. Sollte indeß die. Wohnung des einen oder andern 
Bürgermeiſters zu weit von der Bauſtelle entfernt ſein, ſo erſcheint es auch zuläſſig, daß 
ſich derſelbe zur Handhabung der fraglichen Kontrolle einer Aſſiſtenz bedienen und zu dem 
Ende die ſpezielle Aufſicht uͤber den Bau und die vorſchriftsmäßige Beſchaffenheit der 
Materialien, zweien mehr in der Nähe wohnenden, zuverläſſigen und mit möglichſter Sach— 
kunde auögerüfteteır Mitgliedern übertrage. 

In ſolchen Fällen werden die betr. Bürgermeifter nichts deſto weniger die Bauten 
periodiſch ſelbſt zu infpiziren haben, um ſich von der Wirkſamkeit der angeordneten Aſſiſtenz 
und von dem guten Fortgange der Arbeiten perſönlich zu überzeugen; denn unter allen 
Umſtänden bleiben die Bürgermeifter, nächſt dem Kommunal-Baumeiſter, für die folide, 
den Bedingungen entſprechende Ausführung der Kommunal-Bauten verantwortlich. 

Demgemäß wollen Sie das Weitere verfügen. (A. XVIII. 1110.—4. 132.) 


10) Vergl.: 
a) in Betreff der Veranſchlagung bei Kirchen- Pfarr- u. Schul— 
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Bauten das Publik. des K. Konſiſtoriums zu Cöln v. 16. Okt. 1817 H 
(A. I. 104.) (f. unten Abthl. II. Kap. 5.); e Ay 
b) in Betreff der Veranſchlagung von Domainen-Bauten: | 

4) C. R. des K. Fin. Min. v. 8. Juli 1830 betr. das Verfahren der UI 
Baubeamten bei Anfertigung der Anſchläge von Wohn- und Wirthſchafts— AN 
Gebäuden auf K. Domainen. (A. XIV. 504.); 

) C. R. deſſelb. Min. v. 30. Okt. 1830 (A. XIV. 742.) u. v. 25. Nov. 
1838 (A. XXII. 875.) wegen der dem neuen Gebäuden auf den Forſtdienſt— 
Gehöften zu gebenden Einrichtung; 

VER des K. Min. des K. Hauſes, Abthl. II. v. 26. Nov. 1838, 
betr. die Verpflichtung zur Prüfung, daß in die Baupläne zu Domainenbauten 
keine Koſten aufgenommen werden, die nicht den Fiskus, ſondern Privaten 
treffen. (A. XXII. 874.) (Unten Abſchn. II., Kap. 1.) 


II. 
Vorſchriften für die oberen Bau-Behörden. 

Dieſe ſind im Allgemeinen in den für die Techniker und Unter— 
behörden erlaſſenen Beſtimmungen (ad I.) mit enthalten, indem die oberen 
Baubehörden die Befolgung jener Vorſchriften zu überwachen und zu prüfen 
haben. 

Speziell gehören hierher folgende Beſtimmungen: 

1) C. R. des K. Min. des H. v. 27. Sept. 1822, welches verſchiedene 
Vorſchriften über die Anfertigung und Einrichtung der Bau-Anſchläge ertheilt. 

(Unten Kap. III., Tit. I, sub Nr. 3.) 

2) Schreib. des K. Min. des J. v. 25. Dec. 1826, daß der Ober-Bau— 
Deput. auf deren Verlangen bei allen wichtigeren Bauwerken Kopien der 
Anſchläge und Zeichnungen mitzutheilen. (A. X. 1128.—4. 135.) 

(Oben S. 254.) 

3) Ueber die Art und Weiſe wie die Reviſions-Atteſte unter den Bau— 
Anſchlägen und den dazu gehörigen Zeichnungen von den Reg. Bauräthen aus— 
zuſtellen, disponiren: 

a) C. R. des K. Min. des J. d San) v. 9. März 1828 an 
ſämmtl. K. Reg. und zur Nachricht an die K. Ober⸗ Bau-Deput. und an die 


Min.⸗Ban-Kom. 

Es gereicht dem Min. des J. zum Mißfallen, daß öfter Anſchläge und Zeichnungen 
von auszuführenden Bauwerken zur Ober-Bau-Deput. gelangen, die entweder von 
dem betr. Reg.- und Baurathe gar nicht revidirt ſind, oder unter welche die Reg.- und 
Bauräthe, denen ſolche zur Reviſton vorgelegt worden, nicht das Reviſtons-Zeichen, ſon— 
dern nur gelehen, bemerkt, auch weder das Datum noch den Ort angegeben haben, wo 
die Reviſton vorgenommen ift. 

Beides iſt den beſtehenden Vorſchriften entgegen und von nachtheiligen Folgen. In 
dem erſtern Falle müſſen dergleichen Anſchläge und Zeichnungen Behufs der nachträg⸗ 
lichen Bewirkung der Reviſton zurückgeſandt werden, wodurch aber die Aufführung der 
Baue unnoͤthiger Weiſe aufgehalten wird. 

In dem andern Falle läßt der Ausdruck »geſehen« es zweifelhaft, ob der Reg.- und 
Bau⸗-Rath den Anſchlag wirklich revidirt oder nur Kenntniß davon genonnnen hat 

Die K. Reg. wird daher unter Bezugnahme auf die fruͤheren allgemeinen Beſtim— 
mungen aufgefordert, darauf zu halten: 

1) daß jeder zur Super-Revifion hierher gelangende Bauanſchlag und die dazu gehö— 
rige Zeichnung von dem betr. Reg. und Baurathe revidirt ſei; 

2) daß jeder Anſchlag und jede Zeichnung nach geſchehener Prüfung von dem Reg.“ 
und Baurathe mit dem Reviſtonszeichen verſehen, und dabei das Datum und 
der Ort, wo die Revifion bewirkt worden, angegeben werde, weil es oft, beſonders 
bei alten reponirt geweſenen Anſchlägen darauf ankommt, ob die Revifion vor oder 
nach der Reponirung vorgenommen worden. (A. XII. 181. — 1. a 
b) C. R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 29. Jan. 1840 an 


ſämmtl. K. Reg. Präſid. und an die K. Min. Bau-Kom. 
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Einige Reg. und Bauräthe bedienen ſich bei Ausſtellung der Reviſions-Atteſte unter 
den Anſchlägen bisweilen des Ausdrucks: »durchgeſehen« oder »nachgeſehen« ꝛc. Obgleich 
wohl angenommen werden kann, daß dieſer Ausdruck mit dem früher allein üblichen und 
der Sache angemeſſenen: »Revidirt« gleichbedeutend fein folle, ſo iſt nach einer Anzeige 
der Ober-Bau-Dep. doch ein Fall vorgekommen, in welchem das Ergebniß der von letz 
terer bewirkten Super-Reviſion darauf ſchließen ließ, daß unter der Durchſicht nicht die 
vorgeſchriebene Prüfung in jeder Beziehung, ſondern nur eine allgemeinere Beurthei— 
lung verſtanden worden ſei, welche in der Regel nicht für genügend angeſehen werden kann. 

Zur Verhütung von Mißverſtändniſſen, welche nachtheilig werden könnten, wenn 
bei Ausſtellung des Atteſtes irgend ein nickt bekannter Vorbehalt ſtattgehabt hätte, wird 
das K. Reg. Präfid. daher aufgefordert, dem Reg. und Baurath zu eröffnen, daß jeder 
Vermerk unter einem Anſchlage, welcher ſeiner Faſſung nach nicht allein den Zweck hat, 
ſpäter der Identitat des Schriftſtückes ſich gewiß zu machen, als ein Reviſtons-Atteſt an: 
zuſehen und von dem Ausſteller zu vertreten ſei, wenn nicht entweder der Mangel des 
Einverſtändniſſes oder die, in gewiſſen Fällen ſtatthafte Beſchränkung der Prüfung auf 
einzelne Punkte ausdrücklich angegeben worden. | | 

Bei dieſer Gelegenheit wird auch noch die nicht immer befolgte Vorſchrift, 
daß nicht nur die Anſchläge, ſondern auch die Zeichnungen von dem, der die— 
ſelben entworfen, zu unterzeichnen, und von dem Reviſor zu atteſtiren ſeien, 
in Erinnerung gebracht. (Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. IV., Nr. 1231.) 

4) C. R. der K. Verw. für H., F. u. Bauw. v. 8. April 1836. Bevor 
der Diſtrikts-Baubeamte den Auftrag zur Veranſchlagung erhält, find die Aus— 
führbarkeit des Baues und die Lage der vorhandenen Fonds zu erwägen. 

(Oben sub J. S. 242.) 


5) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rodolo) b. 22. April 1836 
an ſämmtl. K. Reg. Die Ober-Bau-Dep. ſoll ſich bei den Veranſchlagungen 
innerhalb der ihr jedesmal anzuzeigenden Grenzen der vorhandenen Mittel hal— 
ten und ſolche nicht durch Aenderungen der Bauprojekte überſchreiten. 

In der Anl. (a.) überſende ich der K. Reg. eine Abſchrift der unterm 22. v. M., an 
das K. Staats-Min. ergangenen Allerh. K. O., über das Verfahren hinſichtlich der an die 
Ober-Bau-Dep. zur Begutachtung und Feſtſetzung gelangenden Baupläne und Anſchlaͤge, 
zu ihrer Nachricht. . 

Anl. a. 

d. Ich habe bemerkt, daß die Ober-Bau-Dep. zu ihrer Begutachtung und Feſtſetzung 
gelangende Baupläne und Anſchläge ohne Berückſichtigung der zur Dispofition ſtehenden. 
Geldmittel abgeändert, und koſtſpieligere Pläne entworfen hat, wodurch, namentlich bei 
Kommunalbauten, zu deren Ausführung Zuſchüſſe aus Staatskaſſen gegeben werden, Ver— 
legenheiten und vermehrte Anſprüche der Kommunen entftanden find. Die Staate-Min. 
und Verw. Chefs werden denſetben begegnen, wenn fie dafür forgen, daß der Ober-Bau⸗ 
Dep. mit dem zu ihrer Prüfung gelangenden Bauplane zugleich ein vollſtändiger Anſchlag 
und eine Ueberſicht der für den beabſichtigten Bau zur Dispoſttion ſtehenden Geldmittel 
vorgelegt wird, damit der techniſchen Behörde die Grenze für die, von ihr etwa für nöthig 
erachteten Abänderungen angewieſen werde, und daß bei Erforderung des techniſchen 
Gutachtens zugleich diejenigen Rückſichten hervorgehoben werden, auf welche es zur Errei— 
chung des Zweckes bei dem auszuführenden Baue vorzugsweiſe ankommt. Sollte die 
Ober-Bau-Dep. aber Veränderungen des Bauplanes in Vorſchlag bringen, ſo iſt darauf 
zu halten, daß ſie dieſe auch zugleich veranſchlage, damit namentlich bei Kommunalbauten, 
die Kommunen ſich überzeugen können, daß dadurch die disponiblen Mittel nicht über— 
ſchritten werden, welches die Haupt-Rückſicht bleiben muß. Ich überlaſſe den betreffenden 

Staats-Min. und Verw. Chefs, hiernach das Weitere zu verfügen. 

Berlin, den 22. März 1836. Friedrich Wilhelm. 
(A. XX. 431. — 2. 151.) 
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Dritter Titel. 


Von der Feſtſtellung der Verpflichtung des Fiskus zur 
Leiſtung von Beiträgen zu Bau- und Reparatur⸗Koſten in 
baarem Gelde oder an Holz und anderen Baumaterialien vor 

dem Beginne des Baues. 


1) Publ. der K. Reg. zu Breslau v. 16. Nov. 1820. Bei allen Bauten 
und Reparaturen, zu deren Koſten Fiskus Beiträge zu leiſten hat, iſt vor deren 
"HAT E er SE ſpeziell zu erörtern und feſtzuſtellen. 

2) Früher Hürde ales zu Staatsbauten erforderliche Bauholz frei 
aus den K. Forſten geliefert. Die K. O. v. 8. Dec. 1824 verordnete dagegen, 
daß die Lieferung v. 1. Jan. 1825 an nur gegen Bezahlung des Tax— 
werthes erfolgen ſolle. Die K. O. v. 3. Febr. 1826 änderte dies indeß wie— 
der dahin ab, daß das erforderliche Bauholz, in ſoweit es verfaſſungsmäßig bis 
zum Jahre 1824 frei gewährt worden, auch fernerhin wieder unentgeldlich 


zu liefern. Zugleich wurde aber beſtimmt, daß die Verpflichtung des Fiskus 
vorher ſtets ſorgfältig zu erörtern und feſtzuſtellen. 


Dies und die Vorſchriften über das Verfahren bei dergleichen Holzlie— 
ferungen ergeben die nachſtehenden Erlaſſe. 


a) Schreiben des K. Fin. Min. (v. Klewitz) v. 14. Dec. 1824 an das 
K. Juſtiz-Min. 

Durch die im Auszuge anl. Allerh. K. O. v. 8. d. M. (Anl. a.) haben des Königs 
Mal. unter andern zu beſtimmen geruht, daß für das zu öffentlichen Bauten, welche bei 
den verſchiedenen Verwaltungen des Staats vorkommen, aus K. Forſten zu verabfolgende 
Holz, ſoweit nicht geſetzl. Verpflichtungen entgegenſtehen, künftig der tagmäßige Werth zur 
Forſtkaſſe erlegt werden ſoll. 

Indem das Fin. Min. Ein K. ꝛc. Min. der J. davon zur Kenntnißnahme und 
weiteren Veranlaſſung benachrichtiget, bemerkt daſſelbe, daß die K. Reg. demgemäß onge: 
wieſen worden find, b. 1. Jan. k. J. ab zu öffentl. Bauten keinerlei Holz aus K. Wal- 
dungen, in ſofern nicht obiger Ausnahmefall eintritt, anders als gegen taßmäßige Bezah— 
lung verabfolgen zu laſſen. 8 

nl. a. 


ꝛc. Daß. das zu den Dom. Bauten erforderliche Holz künftig nicht mehr frei, ſon— 

dern gegen Bezahlung des taxmäßigen Werths aus den Forſten verabfolgt werde, Ur den 

Vorschlägen der Kommiſſton gemäß, und genehmige Ich, daß dieſer Grundſatz auch bei 

allen übrigen Verw. des Staats, ſoweit nicht geſetzliche SE entgegenſtehen, 
zur Anwendung gebracht werde ꝛc. (v. Kamptz Jahrb. Bd. 25. S. 120.) 


b) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (b. Atenftein) v. 3. Febr. 
1825 an ſämmtl. K. Reg. 


Das unterz. Min. hat ſchon vor dem Eingange des Ber. der K. Reg. v. 22. v. M. 
Veranlaſſung genommen, über die darin geſtellte Frage »wegen Anwendung der Allerh. 
K. O. v. 8. Dec. v. J., die tagmäßige Bezahlung des aus K. Forſten bei öffentl. Bauten 
zu verabreichenden Holzes betr., bei Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten« mit dem K. Fin. 
Min. in Kommunikation zu treten. Es iſt hierauf unterm 7. v. M. die abſchriftl. beigef. 
Erklärung (a.) erfolgt, woraus die K. Reg. näher erſehen wird, daß die den Kirchen, 
Pfarren und Schulen Königl. Patronats geſetzlich gebührende freie Verabfolgung des 
erforderl. Bauholzes zu den in jener Allerh. O. bezeichneten Ausnahmefällen gehört, und 
daher in der bisherigen Art auch ferner GC WM unentgeldlich ftattfinden muß. 

nl. a 

Das Fin. Min. theilt die in dem Schreiben v. 26. v. M., die taxmäßlge Bezahlung 
des aus K. Forſten bei öffentl. Bauten zu verabreichenden Holzes betr., geäußerte Anſicht, 
daß die Kirchen, Pfarren und Schulen K. Patronats geſetzlich gebührende und bisher ge⸗ 
währte freie 0 der erforderl. Bauhoͤlzer aus den Staatöforften zu den in der 
Allerh. K. O. v. 8. v. M. bezeichneten Ausnahmefällen gehöre, und es wird daher hierin 
auch ferner nichts geändert werden. 

v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 17 
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Dagegen muß das K. Fin. Min., der im Allgem. erklärten Allerh. Willensmeinung 
zufolge, ſich für verpflichtet halten, alle übrigen Holzverabreichungen, namentl. an ſolche 
Kirchen, Pfarren und Schulen, welche D in obigem Falle nicht befinden, nur gegen bt, 
mäßige Bezahlungen ſtattfinden zu laſſen ꝛc. Berlin, den 7. Jan. 1825. 

. Finanz-Minifterium. v. Klewitz. 
An ein K. Hochl. Min. für die G. ꝛc. Ang. (A. IX. 92. — 1. 63.) 

c) C. R. des K. Fin. Min. (v. Motz) v. 13. Febr. 1826 an ſämmll. 

K. Reg. 


In Gemäßheit einer auf meinen Antrag erlaſſenen K. O. v. 3. d. M. !), wird die 
K. Reg. hierdurch angewieſen, die zu öffentl. Staatsbauten erforderl. Hölzer, ſoweit fie 
verfaſſungsmäßig bis zum J. 1824 frei aus Staatsforſten hergegeben wurden, auch für 
1825 und ferner in gleicher Art verabfolgen, die Geldbeträge nach der Taxe, jedoch in den 
Forſt⸗Rechnungen, nach den verſchiedenen Verwaltungen, welche die Hölzer empfangen, 
abgetheilt und unter Benennung der baulichen Gegenſtände, zu welchen die Hölzer bewil— 
ligt wurden, nachweiſen zu laſſen. Hierdurch find die Beſtimmungen der C. V. v. 14. Det. 
1824 Nr. 26664. II. (Anl. a.) in ſoweit fie dem Vorſtehenden entgegen, aufgehoben. 

Dabei wird der K. Reg. beſonders empfohlen, Ihre Verbindlichkeit zur freien Holz⸗ 
Verabreichung in jedem einzelnen Falle genau zu prüfen, auf die desfalls vorgeſchriebene 
pflichtmäßige Beſcheinigung des Depart.-Raths ſtreng zu halten, und Anforderungen, deren 
Nothwendigkeit gerechtem Zweifel unterliegt, abzulehnen oder höhern Orts zur Sprache 
zu bringen. 

Anl. a. 

Der K. Reg. iſt us den an das K. Ober-Präſtd. unterm 22. Sept. und 10. Okt. 
d. J. erlaſſenen Verf. bereits bekannt, daß des Königs Maj. mittelſt K. O. v. 31. Aug. 
d. J. die Regulirung anderweiter Dom. und Forſt-Bau-Etats-Quanta anzuordnen und 
zugleich Folgendes zu beſtimmen geruhet haben. | 

Bei den Dominial- und Forſtbauten ſoll, mit Vermeidung aller unnöthigen und 
luxuriöſen Bauausgaben, das dringende Beduͤrfniß nicht überftiegen und aus den neu zu 
regulirenden Etats-Quantis, ohne Ausnahme, alles Material neben dem Lohne beſtritten 
und den Reg., bei ſtrenger Verantwortung der betr. Beamten, überlaſſen werden, jene 
Etats⸗Quanka, unter Beobachtung der durch die Allerh. zu vollziehende neue Reg. Inſtr. 
noch zu ertheilenden beſondern Vorſchriften, auf die dem Dom. und Forſt-Baufonds über⸗ 
wieſene K. Gebäude mit Umſicht und dergeſtalt zu verwenden, daß letztere in gehoͤrigem 
bont, Stande erhalten werden, und daß keine Ueberſchreitungen der Etats-Quanta ent⸗ 
ſtehen, welche nicht ferner geſtattet werden können. ; 

Indem der K. Reg zur Pflicht gemacht wird, auf die Erfüllung vorſtehender Aller). 
Beſtimmungen mit Strenge zu halten, wird ihr zugleich aus einer nähern K. K. O. b. 8. 
d. M. eröffnet, daß das zu den Dom. und Forſtbauten erforderl. Holz v. 1. Jan. k. J. 
ab nicht mehr frei, ſondern gegen Bezahlung der Taxen aus den K. Forſten verabfolgt, 
und daß die neuen Dom. und Forſt-Bau⸗Etats⸗Quanta dergeſtalt regulirt werden follen, 
um zur Beſtreitung'dieſer Ausgaben im Stande zu fein. . 

Des Königs Maj. haben zugleich zu verordnen geruhet, daß dieſer letztgedachte 
Grundſatz, von dem gedachten Zeitpunkt an gerechnet, auch bei allen übrigen Verw. des 
RS ſoweit nicht geſetzliche Verpflichtungen entgegenftehen, zur Anwendung gebracht 
werde. 

Die K. Min. der G. Ang., der J., des H, des J. und des Kr., find hiervon in 
Kenntniß geſetzt, und die K. Reg. wird demgemäß angewieſen, v. 1. Jan. 1825 an auch 
zu den in den genannten Dep. ſowie zu den bei der Steuer-Verw. vorkommenden oͤffentl. 
Bauten aus K. Forſten das erforderl. Holz. in ſofern nicht der Fall einer geſetzl. Ver⸗ 
pflichtung entgegenfteht, nur gegen Bezahlung der Taxe verabfolgen zu laſſen. 

Berlin, den 14. Dec. 1824. 


An ſämmtl. K. Reg. (A. X. 141. — 1. 118.) 


d) C. R. des K. Min, des J. (v. Schuckmann) v. 8. März 1826 an 
ſämmtl. K. Reg. 


Durch die von dem K. Fin. Min. unterm 13. v. M. erlaſſene C. V. iſt die K. Reg. 
bereits davon in Kenntniß geſetzt, daß in Gemäßheit einer Allerh. Beſtimmung, die zu 
öffentl. Staatsbauten erforderlichen Hölzer, ſoweit fie verfaſſungsmäßig bis zum J. 1824 
frei aus Staatsforſten hergegeben worden, auch für 1825 und ferner in gleicher Art 
erfolgen ſollen. a 


Finanz⸗Miniſterium. 


1) Dieſe K. O. findet ih nicht vollſtändig adgedruckt. 
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Die K. Reg. hat dieſe Beſtimmung auch in Anſehung der von dem Min. des J. 
reſſortirenden Staatoͤbaue zu befolgen. 8 

Nach den hier eingegangenen Nachrichten iſt von den Reg. im J. 1825 rückſtchtlich 
derjenigen Baue, zu welchen die Koſten aus den Fonds der Gewerbe-, Bau- und der 
Chauſſee-Verw. erfolgt find, und zu denen das Holz aus K. Forſten entnommen iſt, ber: 
ſchiedenartig verfahren, indem N 5 

1) 91 Reg. das im J. 1825 verabfolgte Holz an die K. Forſt⸗Kaſſen baar bezahlt 
aben, 
2) andere Reg. aber mit der Bezahlung im Rüdftunde geblieben find. 

Im erſteren Falle muß, ſoweit von Bauen die Rede ift, zu denen bis Ende 1824 
das Holz aus K. Forſten frei: gegeben worden, die Erſtattung der gezahlten Summen, im 
zweiten Falle die Niederſchlagung der ruͤckſtändigen Zahlungen, im geordneten Wege ver— 
anlaßt een ` a 

ie hierdurch entſtehenden Rück-Einnahmen find anzuzeigen, und es iſt zugleich zi 
berichten, ob die wieder eingehenden Summen im . ee Jahre zur e eg 
etatömäßigen Fonds erforderlich Ind, worauf wegen Ueberweiſung derſelben das Nähere 
verfügt werden wird. 
| Hiernach hat ſich die K. Reg. zu achten, ſoweit die vorſtehenden Beſtimmungen auf 
die von Ihr verwalteten Fonds des Gewerbe- und Bau- und des Chauſſee-Weſens Anwen— 
dung finden. (A. X. 143. — 1. 119.) e 

e) C. R. der K. Miu. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des K. H., Abth. II., 
(Gr. v. Stolberg) v. 23. Febr. 1843 an ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min.- 
Bau⸗Kom. !). 

Die Allerh. K. O. v. 3. Febr. 1826 (A. S. 141. — 144.) beſtimmt unter Anderem: 
daß die zu öffentlichen Staatsbauten erforderlichen Hölzer, ſoweit fie verfaſſungsmäßig bis 
zum J. 1824 aus Staatsforſten hergegeben wurden, auch pro 1825 und ferner in gleicher 
Art verabfolgt, die Geldbeträge nach der Tage jedoch in den Forſt-Rechnungen nach den 
W Verwaltungen, welche die Hölzer empfangen, abgetheilt, nachgewieſen wer: 
den ſollen. 

Zur Beſeitigung der Zweifel, welche in Beziehung auf die, dieſem Allerh. Befehle zu 
gebende Auslegung entſtanden ſind, eröffnen wir der K. Reg., daß es in der Regel nicht 
darauf ankommt, in jedem Falle zu ermitteln und feſtzuſtellen, ob dasjenige Bauwerk, für 
welches die freie Verabfolgung des Bauholzes aus den Staatsforſten in Anſpruch genom— 
men wird, vor dem J. 1824 überhaupt, oder in demſelben Maße, oder endlich in derſelben 
Lage, welche es zur Zeit des Anſpruches hat, edeg, dem anerkannten Bedürfniſſe ent- 
ſprechend, erhalten ſoll, vorhanden war; daß Beim die Entſcheidung der Frage: ob zu 
dem einen oder andern Staatsbau das Holz aus den K. Forſten frei verabreicht werden 
muß? in der Regel lediglich davon abhaͤngt, ob das Bauwerk einer ſolchen Kategorie von 
Bauwerken angehört, ruͤckſichtlich deren das Holz bis zum J. 1824 verfaſſungsmäßig frei 
abzugeben war. 

Beſtand z. B. bis dahin verfaſſungsmähßig die Verpflichtung der Forſtverw., das zum 
Bau oder zur Unterhaltung aller Brücken auf einer beſtimmten Landftraße, oder der Brüden 
auf allen Landſtraßen eines gewiſſen Kreiſes oder Bez. erforderliche Holz frei verabfolgen 
zu laſſen, fo beſteht dieſelbe ruͤckſichtlich der, auf dieſer Landſtraße oder beziehungsweiſe auf 
den Landſtraßen jenes Kreiſes oder Bez. neu anzulegenden, zu verlegenden oder zu erwei— 
ternden Brücken, ohne Unterſchied rückſichtlich der Lage oder der Dimenſtonen, über welche 
lediglich das etwa anzuerkennende Beduͤrfniß entſcheidet. 

Nur in denjenigen Fällen, auf welche ausnahmsweiſe jene Beſtimmung nicht Anwen— 
dung leidet, kommt es auf die Erörterung der Frage an: ob für ein beſtimmted Baus 
werk das Bauholz bis zu dem bezeichneten Jahre frei aus den Staatsforſten verabfolgt 
worden iſt? Aber auch dann beſtimmt ſich der Umfang der Verpflichtung der Forſtverw. 
nach dem ermittelten jedesmaligen Beduürfniſſe, und Veraͤnderungen in der Lage oder in den 
Dimenſionen des Bauwerks ſind für die Beantwortung jener Frage nicht maßgebend. 

Die Hergabe der Hoͤlzer iſt in allen Fallen durch die forſtwirthſchaftliche Zuläſſigkeit 
ihrer Abgabe bedingt, und die Forſtverw. iſt zu derſelben nicht verpflichtet, wenn ſie nach 
reiflicher Erwägung der Verhältniſſe anzunehmen iſt, daß die Hölzer nach den Regeln 
einer geordneten Forſtwirthſchaft nicht eingeſchlagen werden können. 

Eben fo iſt in allen Fällen, in denen es auf die Ausführung eines Neu- oder Her— 
ſtellungsbaues ankommt, von der Bauverwaltung pflichtmäßig zu erwägen: ob es vortheil— 


1) Dies C. R. iſt mittelſt C. R. des Gen. Dir. der Steuern v. 26. März 1843 (Cen⸗ 
tralbl. des Fin. Min. 1843. S. 123. Nr. 49.) auch den ſämmtl. Prov.⸗Steuer⸗Dir. 
zur Beachtung mitgetheilt worden. 
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hafter für das allgemeine fiskaliſche Intereſſe (dem das beſondere Intereſſe eines oder dez 
andern Verwaltungszweiges untergeordnet bleiben muß) fein würde, ſtatt des Holzbauez 
einen Maſſtobau auszuführen, und hat dieſelbe, wenn fie von jenem Standpunkte aus fi 
fuͤr den Letzteren zu beſtimmen veranlaßt ſein ſollte, nach den beſtehenden Verw.⸗Grund⸗ 
ſätzen zu verfahren oder zu berichten. 

Hiernach hat ſich die K. Reg. in Betreff der im Reſſort des Fin. Min. vorkommen⸗ 
den fiöfalifchen Bauten zu achten. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 107. Nr. 141., Centralbl. d. Fin. Min. 1843. 
S. 22. Nr. 48.) 


Was indeß die Domainen- und Forſtbaue anbelangt, ſo erfolgte 
durch die K. O. v. 11. Auguſt 1838 1) abermals eine Abänderung dahin, daß 
vom 1. Jan. 1840 an das dazu erforderliche Bauholz nicht mehr frei aus 
Staats⸗Forſten zu gewähren, jedoch in den Fällen, wo es nach den obwaltenden 
Umſtänden zweckmäßig erſcheine, den Bau-Unternehmern zur Bedingung zu 
machen, das zu veranſchlagende Bauholz gegen Bezahlung der Forſttaxe aus 
den betr. K. Forſtrevieren zu entnehmen. | 

Hierüber und in Betreff des dabei zu beobachtenden Verfahrens beftimmen 
folgende Reſkripte: | 
a) C. R. des K. Min. des K. H., Abth. II., (v. Ladenberg) v. 4. Okt. 
1838 2) an ſämmtl. K. Reg. 

Des Königs Maj. haben mittelſt K. O. v. 11. Aug. d. J. zu genehmigen geruhet, 
daß bei allen Dom.- und Forſtbauen die Verabfolgung von freiem Bauholze aus Eloi, 
waldungen abgeſtellt und der dadurch erhöhete Mehraufwand an Baukoſten an den erhoͤ— 
beten Forſt⸗Revenüen gedeckt werden ſoll. 

Die Zeit der Ausfuhrung dieſer Maßregel wird hiermit auf den 1. Jan. 1840 feſt⸗ 
geſtellt. Es wird hierbei noch beſonders beſtimmt, daß in allen Fällen, wo es nach den 
beſonderen Umſtänden zweckmäßig erſcheint, das fortan gleich den übrigen Baumaterialien 
zu veranſchlagende Bauholz aus den betr. K. Forſtrevieren gegen Bezahlung der gert, 
taxe zu entnehmen, dies geſchehen muß und dem Bau-Unternehmer dies zur Bedingung zu 
machen iſt. 

Zu den diesfälligen Beſtimmungen ſoll die K. Reg jo berechtigt als verpflichtet fein; 
` es wird ihr aber eine ſorgfälltige Erwägung der Umſtände in den einzelnen Fällen zu dem 
Ende empfohlen, daß durch die neue Eimichtung dem Debit der K. Forſten kein Nachtheil 

erwachſe, und den Uebelſtänden, welche die bisherige Freiholz-Verabreichung herbeigeführt 
hat, und deren Beſeitigung durch die angeordnete Maßregel bezweckt wird, auch wirklich 
begegnet werde. 

Zur Vorbereitung der Maßregel kommt es nun darauf an, dasjenige Geldquantum 
feftzuftellen, um welches wegen des wegfallenden Freiholzes die reſp. Baufonds und ok 
ſprechend die Soll-Einnahme der Forſtverw. zu erhöhen fein werden. Dies ſoll nach 
Fraktionen aus den letzteren Jahren unter Trennung der Dom.- und Forſtbaue geſchehen, 
und für erftere Baue der Durchſchnitt aus den letzten 6 Jahren, für die Forſtbaue aber der 
Durchſchnitt aus den letzten 3 Jahren zum Grunde gelegt werden. Die diesfälligen 


1) Dieſe K. O. lautet dahin: 


»Ich autorifire Sie nach Ihrem Antrage v. 25. v. M. bei allen Dom.⸗ und Forſt⸗ 
Bauten die Verabfolgung des freien Bauholzes aus Staatswaldungen abzuſtellen 
und den dadurch entſtehenden Mehraufwand an Baukoſten aus den erhöheten Forſt⸗ 
revenuͤen zu decken. 

Bei der Regulirung neuer Etats haben Sie darauf zu halten, daß die Erhöhung 
der etatsmäßigen Baufonds überall die wegen der wegfallenden Freihölzer zum Etat 
zu bringende Mehreinnahme nicht überſteigt. Ueber den Erfolg dieſer Maßregel 
und deren etwanige weitere Ausdehnung, will Ich zu ſeiner Zeit Ihren weitern Ber. 
gewärtigen. Um dieſen Erfolg beſtimmter beurtheilen zu fünnen, haben Sie eine 
Zuſammenſtellung zu veranlaſſen, von dem Betrage der Koſten, um welche bei den 
wirklich ausgeführten Bauten die Ausgaben ſich darum erhöht haben, weil kein Bau⸗ 
holz angewieſen worden, und den Mehreinnahmen bei denjenigen Forſt⸗Revieren, 
aus welchen die Freihölzer hätten angewieſen werden müffen. e 

Berlin, den 11. Aug. 1838. Friedrich Wilhelm. 
An den Staats-Min. v. Ladenberg.« $ 
2) Durch dieſes R. ift das C. R. des Min. des K. Hauſes, Abth. II., v. 13. Aug. 
1836 (A. XX. 540. — 3. 27.) für antiquirt zu erachten. | 
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Ermittelungen ſind mit der ſorgfältigſten Genauigkeit zu veranlaſſen, und um ſolche hier 
gehörig prüfen zu können, werden der K. Reg. für die aufzuſtellenden Fraktions-Nachwei⸗ 
ſungen die anl. Schemata 1. und 2. mitgetheilt. 

In Betreff der Dom.⸗Baue verſteht es ſich von ſelbſt und wird hierbei noch aus— 
drücklich beſtimmt, daß e ) 

1) alle Baue auf hiernächſt veräußerten Objekten bei der Fraktions-Nack weiſung mit 


den frei angewieſenen Bauhölzern gar nicht beruͤckſichtigt, und ? 
2) alle Freiholz-Verabreichungen zu Bauen auf hiernächſt unter härteren Bauver— d 

bindlichkeiten verpachteten Objekten nur in ſoweit mit zur Fraktion gezogen werden H 

dürfen, als der Pächter auch nach der Verpachtung unter den läſtigeren Bedin— 

gungen noch auf Freiholz Anſpruch behalten hat. | 


Im Uebrigen wird wegen Trennung der verſchiedenen Fonds, aus welchen die Bau— 
koſten erfolgen, auf die anl. Schemata Bezug genommen, und wegen der Etats-Verän— | 
derungen nur noch bemerkt, daß die Beträge, um welche die reſp. Baufonds zu verſtärken . 

ſein werden, fuͤr's Erſte der Soll⸗-Einnahme der Forſtverw. ſummariſch zugeſetzt, und nur 1 
jo, wie die Anfertigung anderer Etats erfolgt, auf die Spezial-Forſt⸗Etats repartirt mer, d 
den follen ꝛc. (A. XXII. 587. — 3. 47.) N 

b) R. des K. Min. des K. Hauſes, Abth. II. (vb. Ladenberg) v. 9. Sept. | 
1839 an die K. Reg. zu Potsdam und abſchriftl. zur Nachachtung an die übri- 
gen K. Reg. excl. der Rheinprovinz und der Prov. Weſtphalen. 


In dem Ber. v. 19. v. M. äußert die K. Reg. einen Zweifel darüber, ob diejenigen 
Hölzer, welche nach früheren Pachteontracten die Dom.» Pächter zu den von ihnen, auf 
ihre Koſten zu bewirkenden Reparaturen zu empfangen haben, von 1840 ab noch ferner— 
hin in natura aus den K. Forſten verabfolgt und der Taxwerth aus dem Dom.-Baufonds 
an die Forſtkaſſen gezahlt, oder ob der Taxwerth dieſer Hölzer den betr. Pächtern gezahlt, 
und ihnen der beliebige Ankauf des Holzes überlaffen werden ſolle. | 

Zuvörderſt ift zu bemerken, wie nach dem Inhalte ber C. V. v. 4. Okt. v. J. vor⸗ 
ausgeſetzt werden muß, daß der Taxwerth der in jener Beziehung an die Dom.⸗Pächter in 
den J. 1832— 1837 aus den K. Forſten frei verabfolgten Hölzer in die, zufolge der gedach— 
ten Verf. eingereichte Fraktions-Nachweiſung mit aufgenommen fei. 

Uebrigens aber find, wo aus früheren Kontraften dem Dom.⸗Pächtern in Bauten 
und Reparaturen noch freie Hölzer zuſtehen, ſolche auch ferner aus den K. Forſten, in 
ſoweit dies forſtwirthſchaftl. geſchehen kann, zu verabreichen und der Taxwerth dafür auf 
den Forſtbaufonds, zur Zahlung an die Forſtkaſſen, anzuweiſen. | 

(Acta gen. des K. Min. des K. H., Abth. II. Nr. 16, 517.) | 


c) C. R. des K. Min. des K. Hauſes, Abth. II. (v. Ladenberg) v. 16. Sept. | 
1839 an ſämmtl. K. Reg. UL 


Aus mehreren hier eingegangenen Dom.- und Forſt⸗Bauplänen pro 1840 ift erſehen 
worden, daß die K. Reg. bei Aufſtellung derſelben, in Beziehung auf die vom nächſten 
Jahre ab eintretende Maßregel, wonach zu den Dom.- und Forſtbauten kein Holz mehr 
unentgeltlich aus K. Forſten verabreicht werden ſoll, bei dem Nachweis der desfallſtgen 
Bau⸗Etatserhöhung nicht überall gleichmäßig verfahren und dabei zum Theil von umich— 
tigen Geſichtspunkten ausgegangen ſind. Es wird daher der K. Reg. zur künftigen Nach— 
achtung bemerklich gemacht, daß, 

1) die zur Deckung des Holzwerths bewilligte Erhöhung der Bau-Etatsquanta, 
welche ſich auf die eingereichten Fraktionsnachweiſungen aus den letztvergangenen Jahren 
gründet, der K. Reg. eben fo, wie der Baufonds ſelbſt, innerhalb der wegen der Ver— 
wendung des letztern beſtehenden allgem. Vorſchriften, zur Dispoſttion bleibt. Hieraus 
folgt, daß. 0 

. 2) wenn in einem Jahre eine größere Summe zur Bezahlung des Bauholzes erfor— 
dert wird, als die gedachte Erhöhung beträgt, der Mehrbetrag aus den übrigen Baufonds 
gedeckt werden muß, wogegen aber auch im umgekehrten Falle, wenn die zum Ankaufe des 
Bauholzes angeſetzten Geldquanta in einem oder dem andern Jahre nicht ganz gebraucht 
werden, die desfallſigen Erſparniſſe dem übrigen Baufonds zu Gute gehen, fo daß alſo 
beide Fonds ſich gegenſeitig übertragen, und 5 | 

3) eine Ueberſchreitung der Baufonds, mit Einſchluß jener Holzwertherhöͤhung, aus 
dem Grunde, weil der zu bezahlende Holzwerth einen groͤßern Aufwand erfordert, als jene 
Erhöhung beträgt, nicht ſtattfinden darf. 

Uebrigens aber muͤſſen beide Fonds, wenn ſelbige ſich gleich nach der vorſtehenden 
Beſtimmung zu 2 gegenſeitig übertragen ſollen, doch in den Etats, periodiſchen Extrakten 
und Rechnungen von einander getrennt gehalten, mithin unter beſondern Poſitionen auf⸗ 
geführt, und in dieſer Art auch in den Extrakten und Rechnungen ſowohl in Soll, als in 
Iſt und Reſt nachgewieſen werden, damit zu jeder Zeit ohne Schwierigkeit der Zuſtand 
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eines jeden dieſer beiden Fonds und insbeſondere, wieviel zum Ankaufe des erforderlichen 
Bauholzes zu den Dom.- und Forſtbauten wirklich verwendet worden, überſehen werden 
könne. (A. XXIII. 558. — 3. 28.) 


d) R. des K. Min. des K. H., Abth. II. (v. Ladenberg) v. 15. Seht. 
1842, an die K. Reg. zu Potsdam und abſchriftlich zur Nachachtung an ſämmtl. 
übrige K. Reg. 


Nach dem Ber. d. K. Reg. v. 14. Mai d. J. ſoll die Maßregel, wonach ſeit 1840 
die zu den Dom.⸗ und Forſtbauten erforderlichen Hölzer nicht mehr unentgeltlich aus den 
K. Forſten verabreicht werden dürfen, den Uebelſtand zur Folge haben, daß ſich öfter zu 
dergl. Bauten kein Unternehmer findet, indem der Entrepreneur für den Taxpreis das Holz 
nicht zu beſchaffen vermag. 

Bei einem richtigen Verfahren wird indeſſen dieſer Uebelſtand nicht leicht eintreten. 
Vor allen Dingen kommt es in jedem einzelnen Falle darauf an, zu prüfen, woher das 
erforderliche Holz in untadeliger Güte am wohlfeilſten beſchafft werden kann. Iſt es ro, 


ſam, das Holz aus K. Forſten abzugeben; ſo iſt allemal der Entrepreneur zu verpflichten, 
es aus ſolchen zu entlehnen. Der Werth des Holzes iſt ſodann in den Bauanſchlägen 
nach der Tape des fraglichen Forſtreviers zu berechnen, dem Entrepreneur iſt dann aber 
auch, ohne ihn auf die Licitation zu verweiſen, das Holz in untadeliger Qualität für die 
in dem Bauanſchlage angenommenen Tappreiſe aus der betreffenden Forſt zu verabfolgen. 

Sprechen hingegen die Umſtände dafür, daß das Holz aus einer Privatforſt oder 
von Privatholzplätzen entnommen werde, ſo ſind natürlich nicht die Taxſätze der nächſten 
K. Forſt, ſondern diejenigen Preiſe in dem Bauanſchlage in Anwendung zu bringen, für 
welche das Holz von den betr. Privatperſonen zu beziehen iſt. Ueber dieſe müffen dann 
die Bauinſpektoren und der Herr Baurath des Collegii und die Herren Dep.-Räthe ſich 
genau informiren und werden erſtere allenfalls die Erklärungen der betr. Privatforſtbeſttzer 
oder Holzhändler über die Preiſe den Anſchlägen beizufügen haben. Des Entrepreneur 
Sache aber bleibt es in dieſem Falle, das Holz beliebig zu beziehen, woher er kann und 
will; nur daß es von untadeliger Qualität und im Wadel gefällt ſein muß. In dieſer 
Beziehung iſt derſelbe von dem Baubeamten auf das ſtrengſte zu kontrolliren. 

(Acta gen. des K. Min. des K. H., Abth. II., Nr. 12791.) 


e) C. R. des K. Min. des K. H., Abth. II., (Gr. zu Stolberg) v. 2. 
Febr. 1843 an ſämmtl. K. Reg. 


Nachdem die angeordnete Maßregel, wonach zu den Dom.- und Forſtbauten aus den 
K. Forſten kein Holz mehr unentgeltlich verabreicht werden darf, ſeit 1840, mithin drei 
Jahre hindurch beſtanden hat, ſo iſt daran gelegen, von den Reſultaten dieſer neuen Ein— 
richtung nähere Kenntniß zu nehmen. Die K. Reg. hat demnach: 

a) eine Zuſammenſtellung von den in den drei Jahren 1842 für Bauholz zu den 
Dom, - und Forſtbauen im dafigen Reg. Bez. wirklich geleiſteten Zahlungen und den etwa 
am Jahres-Rechnungs-Schluſſe für 1842 verbliebenen, dahin gehörigen Ausgabe-Reſten, 
in Vergleichung mit den zum Ankauf des fraglichen Bauholzes ausgeſetzten Fonds, nach 
bem anl. Schema A und 

b) eine Nachweiſung von den in denjenigen Jahren, aus welchen, bei Erhöhung der 
betr. Baufonds zum Ankauf des Holzes, der Geldwerth der in natura aus den K. Forſten 
für jene Baue verabreichten Hölzer nach dem Taxpreiſe fraktionsmäßig zum Grunde gelegt 
werden, außerdem noch ſtattgefundenen Zahlungen für die zu den Dom.- und Forſtbauen 
verwendeten Hölzer, es ſei nun, daß letztere für Rechnung des Fiskus ſelbſt aus Privat— 
Forſten oder von Holzhändlern angekauft, oder von den Bau-Entrepreneurs, den Bau— 
Entrepriſe-Kontrakten gemäß zu den Bauen mit geliefert werden, einzureichen. 

Die vorſtehend zu b angeordnete, nach dem anl. Schema B. 1) zu fertigende Nach⸗ 
weiſung ſoll dazu dienen, um eine vollſtändige Balance der in den drei Jahren 1842 für 
Bauholz zu den Dom- und Forſtbauen geleiſteten und reſp. für dieſen Zeitraum noch 
nachträglich zu leiſtenden Zahlungen mit den betr. Fractions-Jahren bei der Dom.-Verw. 
Bike bei der Forſt.⸗Verw. 1835) ſtattgefundenen desfallſigen Verwendungen anlegen zu 
oͤnnen. 

Die in Rede ſtehende neue Maßregel iſt übrigens dadurch veranlaßt worden, daß bei 
der unentgeltl. Verabreichung der Bauhölzer zu den Dom- und Forſtbauten ſehr erheb— 


liche Uebelſtände und Nachtheile fi) ergeben hätten. Namentlich waren oft Fälle vor: 
gekommen: ö 


1) daß Baue, welche zweckmäßiger maſſiv hätten ausgeführt werden konnen, in Fach— 


1) Die Schemata find wegen ihres tranſttoriſchen Intereſſes nicht mit abgedruckt. 
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werk, oder ganz in Holz (Brüdenbaue) ausgeführt worden find, weil die Beſchaffung des 
Holzes den betr. Baufonds keine Koſten verurſachte. 

2) daß, zur Vermeidung der baaren Baukoſten das frei zu verabreichende Holz in 
beſſeren Sortimenten und reichlicher, als wirklich erforderlich, veranſchlagt worden, um 
dadurch die Bau-Unternehmer für die etwanigen zu niedrigen Anſchlagspreiſe zu ent— 
ſchädigen; 

) daß, wenn die Bau⸗Unternehmer, was in manchen Fällen nicht zu vermeiden 
war, daß erfordert. Bau-Holz vorgeſchoſſen hatten, und ihnen ſolches nachher in natura 
erſtattet wurde, durch den von ihnen demnächſt erfolgenden Verkauf deſſelben, eine nach— 
theilige Wirkung auf den Debit in den betr. K. Forſten entſtanden iſt, 

4) daß die Befriedigung der Anforderungen an die K. Forſt-Verwaltung wegen 
Verabreichung der oft in den jährl. Schlägen nicht vorhandenen Bauhölzer zu den Bauen 
zuweilen zur unwirthſchaftl. Behandlung der K. Forſten geführt hat, 

5) daß Hölzer aus den K. Forſten zu Bauen in ſolchen Fällen verabfolgt worden, 
wo mit Rückſicht auf die Anfuhr-Koſten der erforderliche Holzbedarf wohlfeiler aus den, UH 
der Bauftelle näher belegenen Privat-Forſten oder von Holzhändlern hätte entnommen O 
werden können. f | 

Bei Ausführung der fraglichen neuen Maßregel muß, wenn der beabſichtigte Zweck A 
erreicht werden ſoll, ſowohl bei den Bau-Veranſchlagungen, als bei den ſonſtigen Anord— | 
nungen mit Umſicht verfahren werden. Insbeſondere darf in den Bau-Anſchlägen ba 0 
Holz nur zu den Preiſen, zu welchen ſolches, von gehöriger Qualität, mit Rückſicht auf die 
Anfuhr⸗Koſten, am wohlfeilſten beſchafft werden kann, ſei es nun aus K. oder Privatfor— 
fen, oder von Holzhändlern, angeſetzt werden. Daraus folgt, daß in der Regel den Bau— 
Unternehmern ſelbſt die Beſchaffung des erforderlichen Bauholzes überlaffen werden muß. 
Ebenſo iſt auch bei denjenigen Bauen, welche auf Rechnung ausgeführt werden, daſſelbe 
nicht auf K. Forſten anzuweiſen, wenn daſſelbe von gehöriger Qualität, mit Rückſicht auf 
die Anfuhrkoſten wohlfeiler aus Privatforſten, oder von Holzhändlern entnommen wer— 
den kann. g 

Das jedoch vorſtehendes Verfahren nur da Anwendung finden darf, wo in den, den 
Bau⸗Ausführungen zunächſt belegenen K. Forſten ein vollſtändiger Abſatz der ſchlagbaren 
Bauhölzer ſtattfindet, leuchtet ein, indem da, wo es an einem ſolchen Abſatz fehlt, aller- 
dings den Bau⸗Unternehmern die Entnahme des erforderlichen Bauholzes aus den K. For— 
ften gegen Bezahlung des Tappreiſes, kontraktmäßig zur Bedingung gemacht, oder das 
Bauholz gleich unmittelbar auf die betr. Forſten, zur Verabreichung gegen den aus den 
reſp. Baufonds zu bezahlenden Taxpreis, angewieſen werden muß. 

Es fragt ſich nun, welche Erfahrungen bisher bei Ausführung der fraglichen Maß— 
regeln, hinſichtlich der Zweckmäßigkeit der letzteren, ſich ergeben haben, welche Vortheile 
dadurch, ſowohl in pecnniairer Hinſicht für die Baufonds, als in forſtwirthſchaftlicher 
Beziehung, erzielt worden, und ob es für zweckmäßig und wünſchenswerth zu erachten ſei, 
jene Maßregel auch auf diejenigen andern Verw.⸗Zweige, für welche bisher grundſätzlich 
noch die Bauhölzer aus den K. Forſten frei verabreicht werden, auszudehnen. 

Die K. Reg. wird demnach aufgefordert ſich hierüber ꝛc. gründlich zu äußern ꝛc. 

(Acta gen. des K. Min. des K. H., Abth. II. Nr. 255.) 

Die hiernach für die Domainen- und Forſtbauten getroffene Maß— 
regel iſt demnächſt durch die K. O. v. 28. Aug. 1846 verallgemeinert 
worden und gilt jetzt für alle Staatsbauten. 

Es disponiren hierüber: 

a) C. R. des K. Min. d. F. (v. Düesberg) v. 19. Okt. 1846 an ſämmtl. 
K. Prov. Steuerdirektoren *). 

Des Königs Maj. haben mittelſt Allerh. K. O. v. 28. Aug. d. J. zu genehmigen 
geruhet, daß bei allen Staatsbauten die Verabfolgung des freien Bauholzes aus Staats⸗ 
waldungen wegfallen und jede fiskaliſche Station verpflichtet ſein ſoll, das zu den Bauten 
ihres Reſſorts erforderliche Holz, wie es am vortheilhafteſten geſchehen kann, aus ihren 
Fonds anzukaufen. Die Forſtverwaltung ſoll jedoch gehalten ſein, auf Verlangen der bau— 
audführenden Behörde, das Holz, ſoweit daſſelbe nach den Grundſätzen der Forſtverwal— 
tung abgegeben werden kann, gegen Bezahlung des Tappreiſes verabfolgen zu laſſen. 

Die Zeit der Ausführung dieſer Maßregel in Bezug auf die Bauten der indirekten 
Steuer- und der Salz⸗Verwaltung wird hiermit auf den 1. Januar 1847 feſtgeſtellt. 


1) Das Zuftiz-Min. hat den Inhalt der durch obiges C. R. mitgetheilten K. O. b. 28. 
Aug. 1846 mittelſt C. R. v. 5. Nov. 1846 zur Kenntniß ſämmtlicher Gerichtsbe⸗ 
hörden gebracht. (Juſt. Min. Bl. 1846. S. 192.) 


| 


\ 
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Die Beſtimmung darüber: ob das — fortan gleich den übrigen Baumaterialien 
zu verſchlagende — Bauholz aus den K. Forſtrevieren gegen Bezahlung der Forſttare 
oder aus Privatforſten zu entnehmen fei, bleibt dem Ermeſſen der K. Reg. überlaffen, 
und es muß, wenn letztere die Entnehmung des Holzes aus der K. Forſt für zweckmäßig 
hält, ſolches geſchehen und dem Bauunternehmer zur Bedingung gemacht werden. 

Um die Erhöhung des reſp. Baufonds, wegen der hiernach für ſelbige durch den An- 
kauf des erforderlichen Bauholzes entſtehenden höheren Ausgaben, angemeſſen reguliren 
zu können. find Fraktions⸗Nachweiſungen über den Geldwerth der bisher zu den Bauten 
der indirekten Steuer-Verwaltung frei verabreichten Hölzer aus den letzten ſechs Jahren 
nach dem anliegenden Muſter (Anl. a.) aufzuſtellen. Da ſeitens Ew. Hochw. nur die 
Ausfüllung der Kolonnen 1— 4 bewirkt werden kann, fo wollen Sie für jeden Rechnungs⸗ 
bezirk Ihres Verwaltungsbereichs eine ſolche Nachweiſung aufſtellen und ſie ſodann der 
betr. Reg. mit dem Erfuchen zugehen laſſen, den Geldwerth der zu dieſen Bauten frei per, 
abreichten Hölzer auswerfen und die Nachweiſung Ew. Hochw. wieder zukommen zu 
laſſen, um die Haupt-Zufammenftellung, nebſt jenen Spezialnachweiſungen, zur Prüfung 
und weitern Veranlaſſung hierher einreichen zu können. N 


Anl. a. 
Fraktions-Nachweiſung 


von dem Geldwerthe der zu den Bauten der indirekten Steuerverwaltung aus den 
Staatswaldungen frei verabreichten Bauhölzer, in den Jahren 1840 bis incl. 1845. 


Jahr, Geldwerth der 
Hauptamtz⸗ Nähere Bezeichnung der Bauten, zu ſin meiden 


N f der Bau | 
Bezirk. welchen das Holz We berabfolgt auögeführt| 1840. 1841. 
worden ift. 


worden iſt. hir." ele 


m | 3. — Ee 


I. Abtheilung. Bauten und Re— 
paraturen, welche aus dem etats— 
mäßigen Baufonds der Provinzial— 
Steuerverwaltung beſtritten worden 
ſind. 


II. Abtheilung. Bauten und Re— 
paraturen, zu denen die Mittel aus 
dem Haubpt⸗Steuerbau-Fonds der 
General-Staatskaſſe überwieſen wor⸗ 
den ſind. 


III. Abtheilung. Bauten, welche 
aus beſonderen Fonds auöge- 
geführt worden find. 


IV. Abtheilung. Bauten und Re— 
paraturen im Reſſort ber Solper: 
waltung. 


frei verabreichten Bauhölzer, nach den für jedes Jahr und jedes Revier 


a 2 beſtandenen Tappreiſen in ben Jahren: Bemerkungen. 
1842. 1843. 1844. 1845. Summa. Durchſchnitt. 
Thlr. Thlr. Thlr. lr. Thlr. Thlr. 
2 


Fr . SE E, 


(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 214. Nr. 304.) 
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b) C. R. des K. Min. d. F. (Thoma) v. 15. Juni 1848 an ſämmtliche 
K. Reg. u. Prov. Steuer⸗Dir. “). 4 

Die durch die Allerh. K. O. an das K. Staats-Min. v. 28. Aug. 1846 genehmigte 
Maßregel, wonach, wie ſchon früher bei den Domainen- und Forſtbauen, in Zukunft auch 
bei allen übrigen Staatsbauen die Verabfolgung des freien Bauholzes aus Staatswal— 
dungen wegfallen und jede fiskaliſche Station verpflichtet ſein ſoll, das zu den Bauen ihres 
Reſſorts erforderliche Holz, wie es am vortheilhafteſten geſchehen kann, aus ihren Fonds 
anzukaufen, ſoll vom Jahre 1849 ab zur Ausführung gebracht werden. Es ſind daher 
zu den vom künftigen Jahre ab zu bewirkenden Staatsbauen, Freiholz-Anweiſungen 
nicht mehr zu ertheilen. Dagegen iſt zu den Bauen, die im laufenden Jahre noch ausge— 
führt werden, das erforderliche Holz auch in dem Falle frei zu verabreichen, wenn ſolches 
aus dem vom 1. Okt. d. J. ab für das Jahr 1849 zu verrechnenden Einſchlage entnom— 
men werden muß. Bei Freiholzabgaben in ſolchen, wohl nur ſehr ſelten vorkommenden 
Fällen, darf in der Rechnung pro 1849 die Angabe, daß die Holzverabreichung noch zu 
Bauausführungen des Jahres 1848 ſtattgefunden hat, nicht unterlaſſen werden. So weit 
nach den Grundſätzen einer zweckmäßigen Forſtwirthſchaft es geſchehen kann, iſt auch zu 
den Staatsbauen vom Jahre 1849 auf Verlangen der bauausführenden Behörden das 
Holz aus den K. Forſten zu verabfolgen, jedoch nur gegen Bezahlung aus den betreffenden 
Baufonds, und zwar nach den Lizitations-Durchſchnittspreiſen. Damit aber in allen 
Fällen, wo es für die Staatskaſſe im Ganzen vortheilhafter ift, das Bauholz aus K. For— 
ſten zu entnehmen, als daſſelbe anderweit anzukaufen, die bauausführenden Behörden ſich 
für das Erſtere entſcheiden, muß die Forſtverwaltung in allen Beziehungen ſo zu Werke 
gehen, daß der Bauholz-Ankauf aus den K. Forſten zugleich im Intereſſe guter und wohl— 
feiler Bauausführung entſpricht. 

Um die Baufonds in den Stand zu ſetzen, die Zahlungen für das anzukaufende 
Bauholz leiſten zu können, werden dieſelben von 1849 ab um die Fraktions-Beträge er- 
höhet werden, welche die von den K. Reg., in Folge der C. V. v. 26. Mai 1847 einge⸗ 
reichten Fraktions-Nachweiſungen über den Geldwerth der in den 6 Jahren 1844 zu den 
Staatsbauen frei verabreichten Bauhölzer, in der Rubrik: »nach den Lizitations-Durch— 
ſchnitts-Preiſen«, ergeben. Die gedachten Fraktions-Nachweiſungen find zu dem Behufe den 
betreffenden Verwaltungen mitgetheilt worden. Bei der Aufftellung neuer Spezial-Forſt— 
Etats find darin dieſelben Beträge als Soll-Einnahme für das zu Staatsbauen, gegen 
Entrichtung der Lizitations-Durchſchnittspreiſe, abzugebende Bauholz auszubringen. Bis 
dahin, wo ſämmtliche Spezial-Forſt-Etats hiernach regulirt ſein werden, wird der in den 
Spezial-Forſt⸗Etats noch nicht zur Soll-Einnahme geſtellte Betrag in dem General-Etat 
ber Domainen- und Forſt-Verwaltung der Soll-Einnahme zugeſetzt werden. 

Die wirklich aufkommenden Einnahmen für Bauholz, welches zu den Staatsbauen 
gegen Bezahlung der Lizitations-Durchſchnittopreiſe abgegeben wird, find in gleicher Art 
zu verrechnen, wie die Einnahmen für das Bauholz zu den Domainen- und Forſtbauen. 
Ueberhaupt ift das, was hinfichtlich der letzteren Einnahme vorgeſchrieben iſt, auch hin— 
ſichtlich der erſteren zu beachten. Insbeſondere iſt wahrzunehmen, daß auch von den 
Holzkaufgeldern für Holz zu andern Staatöbauen weder Hebungd- noch Ueberſchußtan— 
tiemen berechnet und reſp. von den Kaſſenbeamten und Oberförſtern bezogen werden 
dürfen. 

Nach früherer Beſtimmung finden bei denjenigen Hölzern, welche zu Domainen— 
und Forſtbauen gegen Bezahlung zur Forſtkaſſe aus den Staatsforſten verabfolgt werden, 
die Tarpreife Anwendung. Dabei behält es fein Verbleiben in der Rückſicht, daß bei der 
früheren Erhöhung der betreffenden Baufonds in Folge des Wegfalls der freien Holzver— 
abreichung zu jenen Bauen, ebenfalls die Taxpreiſe zum Grunde gelegt worden ſind. 

(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 323. Nr. 381.) e 

3) C. R. des K. Min. d. Fin. (v. Motz) v. 17. Mai 1830 an ſämmtl. K. 
Reg. Beſchleunigung der Bauanſchläge zu K. Bauten behufs der zeitigen An— 
weiſung der dazu benöthigten Freihölzer. | 

Es ift von mehreren Seiten darüber Beſchwerde geführt worden, daß die Bauan— 
ſchläge zu K Bauten gewöhnlich nicht zeitig genug eingereicht werden, um die verwalten— 
den Forſtbedienten noch vor der Eröffnung des Holzſchlags von der Maſſe der frei zu ver— 
abreichenden Bau- und Nutzhoͤlzer in Kenntniß ſetzen zu koͤnnen, woraus mannigfache 
Nachtheile für die Wirthſchaftsfuͤhrung und den Debit entftanden find. 

Um dieſer Unregelmäßigkeit ein Ziel zu ſetzen, finde ich mich veranlaßt, die hierüber 
in der C. V. v. 7. Febr. 18202) 8. 34 und 8. 36 enthaltenen Beſtimmungen hierdurch in 


1) Eine ähnliche Anweiſung an die ſämmtl. Gerichtsbehörden ertheilt das C. R. 
des K. Juſtiz-Min. v. 6. Sept. 1848. (Juſt. Min. Bl. 1848. S. 314.) 
2) Dies C. R. findet ſich nicht abgedruckt. 
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Erinnerung zu bringen, und insbeſondere anzuordnen, daß die Dom.⸗Dep.⸗Räthe ihre 
Baubereiſungen in den Mon. April, Mai und ſpäteſtens zu Anfang des Junius vorzu⸗ 
nehmen haben, um dadurch die Bau-Inſpektoren in den Stand zu ſetzen, die Bau- und 
Reparatur⸗Anſchläge ohnfehlbar vom 1. bis 15. Aug. jeden Jahres bei der K. Reg. 
einreichen zu können. Wenn die K. Reg. demnächſt die Aufftellung des Bau-⸗Etats nie, 
lichſt beeilt, ſo wird ſolcher vom 1. bis 15. Sept. hier eingehen, und ſonach vor dem Ein— 
tritt des Wadels genehmigt, zurückerfolgen'können. 1 

Sollten beſondere Umſtände es einem Baubeamten vielleicht unmöglich machen, 
einen oder den andern Anſchlag zur feſtgeſetzten Zeit zu beſchaffen, ſo hat derſelbe wenig⸗ 
ſtens dafür Sorge zu tragen, daß der betheiligte Oberförſter vor dem 1. Okt. von der 
darin veranſchlagten Holzmaſſe in Kenntniß geſetzt werde, damit derſelbe von der einge— 
ſchlagenen Anzahl Baumſtämme, ohngefähr ſo viele vom öffentl. Verkauf zurückhalten 
kann, als nach der vorläufigen Benachrichtigung des Baubeamten ihm wahrſcheinlich bald 
darauf werden aſſtgnirt werden. l 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß in ſolchen Fällen, wo die Dringlichkeit des 
Baues eine Aſſignation zu ungewöhnlicher Zeit rechtfertigt, dieſe Beſtimmung keine An— 
wendung findet, dergleichen Fälle können indeß nicht ſo häufig vorkommen, daß dadurch 
eine weſentliche Störung der Bewirthſchaftung zu erwarten ſtände ꝛc. 

(A. XIV. 298. — 2. 30.) 

4) Vergl.: 

a) C. R. des Fin. Min. (Maaßen) v. 20. Nov. 1832, betr. die Maß⸗ 
regeln zur Feſtſtellung der Verpflichtungen des Domainen-Fiskus zur Unterhal— 
tung von Brücken, Wegen, Dämmen, Kanälen und Abzugs-Gräben, Archen und 
ähnlichen Anlagen, oder doch zur Hergabe des Holzes dazu. 

(A. XVIII. 49. — 1. 27. ſ. in v. Rönne's Domainen⸗Weſen des Preuß. Staatz 

(Berlin bei Veit u. Komp. 1854.), Th. IX. Abth. 1. des Werkes, S. 465.) 

b) C. R. des K. Haus⸗Min., Abth. II., v. 26. Nov. 1838, betr. die Ver: 
pflichtung der K. Reg. zur Prüfung, daß in die Bauanſchläge nicht Koſten für 
Domainen-Bauten aufgenommen werden, welche nicht den Fiskus, ſondern Pri— 
vatperſonen und Domainen-Pächter treffen. 

(A. XXII. 874, ſ. in v. Rönne's Domainen-Weſen, S. 490.) 

c) Ueber die Verabfolgung von Bauholz aus K. Forſten zu Kirchen- 

i Pfarr⸗ und Schulbauten, vergl. die C. R. des K. Haus-Min., Abth. II. b. 20. 

| Nov. 1839 (A. XXIII. 804.) und der K. Min. ber G., U. u. Med. Ang. und des 
K. Hauſes, Abth. II. v. 22. Juni 1847. 

(Min. SE: i. V. 1847. S. 269.) (f. in v. Röͤnne's Domainen-Weſen, S. 707 


u. 708.) N 
d) Ueber das Verfahren bei Verabfolgung von Bauholz aus 
K. Forſten und die Kontrolle der Verwendung, vergl. das C. R. des Min. 
des K. Hauſes v. 10. Juni 1836. (A. XX. 300.) das Publ. der Reg. zu Merſe— 
burg v. 11. April 1834. (A. XVIII. 318.0, und das R. des Min. des K. Hauſes 
b. 4. Mai 1843. | 


(Min. Bl. 0 V. 1843. S. 181.) (f. in v. Rönne's Domainen-Weſen, S. 730 
bis 734. 


e) Ueber die Abmeſſung des Bedarfs an freiem Bauholze aus K. Forſten 
für neu aufzurichtende Gebäude der Servitutberechtigten und Verabrei— 
chung des Mehrbedarfs an freiem Bauholze aus K. Forſten an dieſelben Be— 
hufs der zu begünſtigenden Aufführung von Ziegeldächern, vergl. die C. R. 
des K. Haus-Min., Abth. II. v. 19. März und 25. Juni 1845. 


(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 194. u. 195., ſ. in v. Rönne's Domainen-Weſen, 
S. 734— 735 
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Vierter Titel. 


Von den Vorſchriften, welche vor Beginn der Bauten und 
Reparaturen in Betreff der Verdingung derſelben oder der 
Verdingung der Materialien-Lieferungen oder der 

Ausführung und der Anſchaffung für eigene Rechnung 
zu beobachten. 


Die Geſchäfts⸗Inſtr. für die K. Reg. v. 23. Okt. 1817 (G. S. 1817. 
S. 248.) beſtimmt im $. 13, daß die Regierungen bei Eingehung von Verträ— 
gen in der Regel Alles, wo es anwendbar iſt, durch den Weg der Licitation her— 
beiſchaffen ſollen. 

Die Inſtr. für die K. Ober-Rechn.-⸗Kammer v. 18. Okt. 1824. (A. IX. 11.) 
disponirt im §. 19: 

Die für Rechnung des Staats geſchloſſenen Kontrakte müffen eben fo, wie jeder An⸗ 
kauf für Rechnung des Staats, in der Regel auf vorhergegangene Licitation gegruͤndet 
ſein, in ſofern nicht in den Verwaltungs-Inſtruktionen anderweite Beſtimmungen enthal— 
ten ſind, oder Ausnahmen durch die Natur des Geſchäfts gerechtfertigt werden. 
| Mit Beamten, welche die Verwaltung ſelbſt führen, oder dabei intereflirt find, darf 
nicht kontrahirt werden. Eine Ausnahme hiervon machen die Domainen-Pächter und die 
e effe E in Bezug auf die Anfuhr des Holzes nach Maßgabe Unſerer O. 
v. 28. Juli 1823. 


k e 
Verfügungen der Central-Behörden. 


1) C. R. des K. H. Min. (v. Bülow) v. 20. Sept. 1819 an die Reg. zu 
Berlin, Potsdam, Magdeburg, Frankfurt, Stettin, Bredlau, Polen, Danzig, 
Königsberg, Cöln, Koblenz und Düſſeldorf. Alle ſtädtiſche K. Bauten ſollen 
zur Minuslicitation ausgeboten werden. 

Die vortheilhaften Reſultate, welche für die Baufonds durch Ueberlaſſung großer 
hieſiger Baue, und beſonders der einzelnen Werkabtheilungen und Materialien-Lieferun— 
gen derſelben an die Mindeſtfordernden ſich bisher gezeigt haben, und die Ueberzeugung, 
daß ein gleiches Verfahren auch in anderen Städten der Monarchie auch mit Nutzen an— 
zuwenden iſt, geben mir die Veranlaſſung, hierdurch feſtzuſetzen, daß, wie es ſchon bei 
vielen Bauen geſchieht, von nun an alle ſtädtiſchen K. Bauten, welche von mir reſſortiren 
und unter der Leitung der K. Reg. ausgeführt werden, zur Minuslicitation auögeboten 
werden ſollen. b 

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß die K. Reg. bei dieſer Maßregel vorzüglich 
darauf zu ſehen hat, den Banbeamten die thätigſte Auſſicht und insbeſondere die ſtrengſte 
Abnahme der Baue zur Pflicht zu machen. 

(Acta des K. Min. des H. u. d. G., sign. Bau-Sachen Generalia, B. 1. Nr. 12.) 


2) R. des K. Min. für d. H. (Eytelwein) v. 1. Juli 1821 an die K. Reg. 
zu Düſſeldorf. Oeffentliche Baue ſollen in der Regel nicht auf Rechnung aus— 
geführt, ſondern in Verding gegeben werden. 


Die Ausfuͤhrung öffentlicher Baue auf Rechnung darf, wie der K. Reg. auf den Ber. 
v. 4. Juni d. J. eröffnet wird, keinesweges als Regel, ſondern als Ausnahme gelten, und 
kann alsdann nur zuläſſig ſein, wenn keine annehmbare und zuverläſſige Unternehmer 
vorhanden ſind oder von denſelben übertriebene Forderungen gemacht werden. Was die 
Abſonderung der Materialien-Lieferung von der Arbeits-Leiſtung bei den Verding⸗Bauen 
betrifft, ſo kann wegen deren theilweiſen Verding um ſo weniger eine beſtimmte Regel feſt— 
geſetzt werden, je verſchiedener die Fälle ſind, in welchen das eine oder das andere vortheil— 
haft ſein mag. Solches hat die K. Reg. in jedem beſondern Falle näher zu erwägen und 
hiervon die Wahl abhängig zu machen. i 

(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., Fabr. u. Bauweſen, B. 1. Nr. 12.) 


3) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 14. April 1829, an das 
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K. Pol. Präſ. zu Berlin. Bei öffentlichen Bauten ſollen in der Regel die Ma— 
terialien, als Kalk-, Mauer- und Dachſteine, auf Rechnung angekauft, die übri— 
gen Lieferungen und Arbeiten aber an zuverläſſige Werkmeiſter auf vorgängige 
Submiſſionen für das Mindeſtgebot überlaſſen werden. 


Das K. Pol. Präſ. wird auf feinen Antrag v. 10. v. M., in Gemäßheit des Mie, 
halb eingeforderten Gutachtens der K. Ober-Bau⸗Dep. hiemit auforifirt, bei dem ange: 
ordneten Bau eines Spritzenhauſes auf dem vormaligen Schuͤtzenkirchhofe, ſo wie eines 
Feuerwacht⸗, Spritzen- und Leitergebäudes in der Oranienburger Vorſtadt die erforder: 
lichen Materialien an Kalk-, Mauer- und Dachſteinen auf Rechnung anfaufen zu laſſen, 
die übrigen Lieferungen und Arbeiten aber an zuverläſſige Werkmeiſter, unter Vorlegun 
der Anſchläge ohne Preiſe, welche dieſelben mit den letzteren ausgefüllt als Submiſſtonen. 
einreichen, auszubieten, und auf dieſe Weiſe die Mindeſtforderungen feſtzuſtellen. 

Dieſes Verfahren hat das K. Pol. Präſ. nicht nur im vorliegenden Falle, ſondern 
auch bei allen ähnlichen Bauten in der Regel anzuwenden, in ſofern nicht beſondere Um— 
ſtände eine Ausnahme begründen möchten. (A. XIII. 392. — 2. 126.) 


4) C. R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 12. Mai 1838, an 
die K. Reg. zu Potsdam, Königsberg, Breslau, Stettin, Magdeburg, Merſe— 
burg, Düſſeldorf und Arnsberg. Grundſätze, nach welchen die Baubeamten bei 
Beſchaffung der Bau-Materialien in den Fällen zu verfahren haben, wo ſolche 
nicht verlicitirt, ſondern aus freier Hand angekauft werden. 


Es iſt von der K. Ober⸗Rechn.⸗Kammer der Wunſch ausgeſprochen worden, ein für 
alle Reg-Bez. geltendes Regulativ zu erlaſſen, welches die Grundſätze aufſtellt, nach wel— 
chen die Baubeamten bei Beſchaffung der Baumaterialien in allen den Fällen zu verfah— 
ren haben, wo es für vortheilhaft zu erachten iſt, von der gewöhnlichen Licitationdſorm 
abzuweichen und den Ankauf aus freier Hand abzuſchließen. Bei den in dieſer Hinſicht 
zu ertheilenden Vorſchriften würde ein doppelter Geſichtspunkt feſtzuhalten ſein; nämlich 
1) die vortheilhafteſten Preiſe und die beſte Qualität des Materials zu erlangen und 

2) der vorgeſetzten Behörde, befonderd der K. Ober-Rechn.-Kammer, durch die Art, 
wie die Anſchaffung rechnungsmäßig belegt wird, die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
daß die für den Zweck sub 1. beſtehenden Bedingungen beobachtet worden ſind. 

Schriftliche Verträge werden dabei zwar nicht auszuſchließen ſein, ſie werden jedoch 
in vielen Fällen auf ein einfaches Formular beſchränkt werden können. 

Die K. Reg. wird hierdurch angewieſen, ein ſolches Regulativ, wie es die ſpeziellen 
Verhältniſſe des dortigen Reg. Bez. etwa erfordern möchten, mit Benutzung der obigen 
Andeutungen zu entwerfen und einzureichen. ö 

Zum Anhalt bei dieſer Arbeit wird der K. Reg. (ein in den Reg.-Bez. Frankfurt 
und Potsdam)!) für die Anſchaffung von Chauſſeebau-Materialien eingeſührtes mit eini⸗ 
gen hier bewirkten Abänderungen verſehenes Regulativ mitgetheilt (Anl. a.) (mit dem Be⸗ 
merken, daß der von der K. Reg. zu erwartende Entwurf ſich nicht blos auf Chauſſee— 
Bauten zu beſchränken, ſondern auch die Beſchaffung des Materials zu andern Bauten, 
namentlich des Waſſerbaues zu berückſichtigen hat)). 


Anl. a. 


Inftruftionüber dad Verfahren, welches bei Anſchaffung des Chauſſee— 
Unterhaltungs-Materials beobachtet werden foll. 
Um die zur Unterhaltung und Inſtandſetzung der Chauſſeen erforderlichen Mate: 
rialien ſowohl zu den möglichſt billigſten Preiſen zu erhalten, al6 auch jederzeit vorräthig 
zu haben, ſobald ihre Verwendung erforderlich wird, werden über die Anſchaffung derſel— 
ben folgende Beſtimmungen ertheilt: g 
8. 1. Für jeden Wegebaumeiſter-Bez. wird von dem Wegebau-Inſpektor ein Tarif 
derjenigen Preiſe herausgegeben, welche für jede einzelne Chauſſee-Strecke von Station zu 
Station, oder nach Befinden auf größere Ausdehnungen für einen Kumm Steine aus freier 
Hand bewilliget werden dürfen. 
‚8. 2. Die Tarif⸗Sätze müſſen mit einer, den Ortsverhältniſſen gehörig angemeſſenen 
Ermäßigung der frühern bis zum v. J. gezahlten Preiſe von dem WegebauInſpektor feft- 
geſtellt werden. 


8. 3. Eine Ueberſchreitung dieſer Tarifſätze iſt den Wegebaumeiſtern nicht geſtattet, 


1) Dieſe eingeklammerte Stelle iſt in der Verf. an die Reg. zu Potsdam weggelaſſen 
und ſtatt derſelben geſetzt: »ein in dem Reg.-Bez. Frankfurt.« 
) Die hier eingeklammerte Stelle fehlt in der Verf. an die Reg. zu Arnsberg. 
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vielmehr müffen dieſelben bemüht fein, das Material zu geringern Preiſen zu beſchaffen, 
und ſobald ſich ein ſtarkes Angebot zu den bewilligten Preiſen zeigt, dem Wegebau-Inſpek⸗ 
tor davon Anzeige zu machen. | 

8. 4. Wenn das erforderliche Material für die Tarifſätze nicht beſchafft werden kann, 
bleibt es dem Wegebau ⸗Inſpektor überlaffen, ſolche nach den Umſtänden und erforderlichen 
Falls bis auf die frühern Preiſe zu erhöhen. Wird eine, wahrſcheiulich jedoch nirgends 
zu beſorgende Erhöhung über dieſe frühern Preiſe erforderlich, fo hat der Wegebau-In⸗ 
ſpektor hiervon der K. Reg. Anzeige zu machen, und die Gründe nachzuweiſen, weshalb 
gedachte Preiſe unzureichend geworden. 

8. 5. Als Grundſatz wird feſtgeſtellt, daß die Anſchaffung der Materialien vorzugs- 
weiſe dann betrieben werden muß, wenn die Grundbeſttzer oder ſonſtigen Inhaber von 
Fuhrwerken letztere zum Betriebe ihrer Landwirthſchaft oder ihres ſonſtigen Gewerbes 
nicht beduͤrfen. 

8. 6. Ob die Tarifſaͤtze, oder wenn Ausſicht vorhanden iſt, das Material zu noch 
billigeren Preiſen zu erhalten, die letzteren veröffentlicht werden durfen, wie dies unter 
manchen Umſtänden ſehr zweckmäßig fein kann, darüber hat der Wegebau-Inſpektor auf 
die jedesmaligen Vorſchlaͤge der Wegebaumeiſter zu entſcheiden. Im bejahenden Falle iſt 
die Veröffentlichung der zu bewilligenden Preiſe durch Anſchlag in den Chauſſeegeld-Hebeſtel⸗ 
len zu bewirken und zwar mindeſtens für die ganze Chauſſee-Strecke, für welche in gedach—⸗ 
ter Hebeſtelle das Chauſſeegeld erhoben wird. 

8. 7. Durch beſondern Anſchlag an den Chauſſeegeld-Hebeſtellen, Rathhäuſern und 
andern geeigneten Orten. hat der Wegebaumeiſter alljährlich am 1. Okt. bekannt zu machen, 
daß die Lieferung von Chauſſeebau-Materialien zu jeder Zeit erfolgen könne und Liefe⸗ 
rungsluſtige die dafür zu bewilligenden Preiſe (falls es nämlich für angemeſſen befunden 
worden, die Veröffentlichung derſelben zu bewirken) in der nächſten Chauſſeegeld-Hebe⸗ 
ftelle einſehen könnten, ſich dann an ihn, den betreffenden Wegebaumeiſter, zu wenden 
hätten, welcher die Abladeplätze bezeichnen und nach erfolgter Lieferung die Abnahme be- 
wirken und den Geldbetrag ſofort auf die nächſte Chauſſeegeld-Hebeſtelle zur Zahlung 
anweiſen würde, und daß endlich, um Jedem, er fei wer er wolle, die Theilnahme an der 
Lieferung eher möglich zu machen, ſelbſt geringe Quantitäten bis zu einem Kumm ange⸗ 
nommen und bezahlt werden würden. In welchen Orten dieſe Bekanntmachungen jedes— 
mal erlaſſen oder erneuert worden ſind, hat der Wegebaumeiſter gleich darauf dem Wege— 
bau⸗Inſpektor anzuzeigen, damit dieſer hiervon Kenntniß nehmen und beurtheilen könne, 
ob und in welchen andern Orten noch dergl. Bekanntmachungen zu erlaſſen ſind. 

Es werden den Wegebaumeiſtern hierzu gedruckte Formulare ausgehändigt werden. 

8. 8. Bei den Materialien-Lieferungen hat der Wegebaumeiſter darauf zu halten, 
daß in jeder Station vorläufig höchſtens nur das, für das laufende Jahr bereits bewilligte, 
oder, wenn das Jahr in einigen Monaten abgelaufen iſt, das nach der Beſtimmung des 
Wegebau⸗Inſpektors für das folgende Jahr vorläufig anzuſchaffende Quantum angelies 
fert werde. Iſt diefe Lieferung, wenn auch nur auf einzelnen Strecken beendigt, ſo werden 
daſelbſt zwar Steine noch fortwährend angenommen, es tritt aber ſofort eine abermalige 
angemeſſene Herabſetzung der Preiſe ein, die fo lange beizubehalten oder noch weiter aus⸗ 
zudehnen iſt, als immer noch ein, den Bedarf für die nächſte Zukunft ſtchernder Beſtand 
von Materialien vorhanden iſt, oder noch fortwährend Angebote von dergl. Materialien 
erfolgen. Der Wegebaumeiſter hat daher von der ganzen oder theilweiſen Beendigung 
der bisher andeordneten Lieferung, der bei derſelben Statt gefundenen Theilnahme und 
der Preisermäßigung, unter welcher nach feinem Dafürhalten noch Fortſetzung der Liefe⸗ 
rung zu erwarten fteht, dem Wegebau-Inſpektor ſofort Anzeige zu machen, und hat dem⸗ 
nächſt dieſer die Preiſe zu beſtimmen, für welche, bei ſofortiger Zahlung, die Lieferung noch 
immer fortgeſetzt werden darf. Dieſe Preiſe, oder wenn der Wegebaumeiſter glaubt, ſie 
noch herabſetzen zu fünnen, die letztern, ſind dann event. in der betr. Chauſſeegeld-Hebe⸗ 
ſtelle anzuſchlagen, und der frühere Anſchlag ſofort abzunehmen. 

8.9. Was die Form der uͤber die Anlieferung von Chauſſeebau-Materialien abzu⸗ 
ſchließenden Verträge betrifft, fo iſt es als Regel den Grundſatz feſtzuhalten, daß der Wer: 
trag ſchriftlich abgeſchloſſen werden muß, ſobald der Werth der Lieferung über 50 Thlr. 
beträgt und daß nur unter dieſer Summe eine mündliche Verabredung zuläſſig II), 


1) Nach 88. 146. und 165. Th. I. Tit. 5. des A. L. R. kann zwar bei Verträgen über 
bewegliche Sachen und Handlungen, die von beiden Theilen gleich erfüllt worden, 
der Mangel der ſchriftlichen Abfaſſung zur Anfechtung des abgemachten Geſchäfts 
oder reſp. Verweigerung der verabredeten Vergütigung nicht vorgeſchützt werden, 
und würden daher ſolche Verträge, was die rechtliche Sicherſtellung des fiskaliſch en 
Intereſſes betrifft, füglich mündlich abgeſchloſſen werden können. In Beziehung auf 
die Rechnungs⸗Juſtifikation und Reviſton ſcheint es aber bedenklich, dies ſo allge⸗ 
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e, 10. Ausgenommen von dieſer Regel find die Anlieferungen von Feldſteinen, 
Lehm und Kies, welche auf Grund der vom Wegebau ⸗Inſpektor bekannt gemachten Preise 
(F. 6.) erfolgen und auf der nächſten Chauſſeegeld⸗Hebeſtelle gelohnt werden. Dieſe kön⸗ 
nen auch bei einem Werthe von über 50 Thlr. mündlich verabredet werden, jedoch müͤſſen 
zur Juſtifikation der Rechnungen, außer den Liquidationen, Zahlungs-Anweiſungen und 
Quittungen der Geld? Empfänger, die durch öffentl. Anſchlag erlaſſenen Bekanntmachun⸗ 
gen in beglaubigten vollſtändigen Abſchriften mit der Beſcheinigung des Wegebau ⸗Inſpek⸗ 
tors, daß, wo und wann der oͤffentl. Anſchlag Statt gefunden hat, beigebracht werden. 

8.11. Iſt die Bekanntmachung der Preiſe nicht erfolgt, To müſſen bei Verdingung 
der Materialien» Lieferungen, ſobald der Werth derſelben 50 Thlr. überſteigt, ſchriſtriche 
Verträge errichtet werden, jedoch brauchen dieſelben nur mit wenigen Worten niederge⸗ 
ſchrieben zu werden. Dieſe Verträge find ſodann mit dem Reviſtonsvermerke des Mege- 
bau⸗Inſpektors zu verſehen und nebſt ſämmtl. den Wegebaumeiſtern zu ihrer alleinigen 
Richtſchnur zugefertigten vom Wegebau-Inſpektor feſtgeſetzten Materialien-Preistarifen 
ebenfalls den Rechnungen in beglaubigten Abſchriften beizufügen. 

8. 12. Hinſichtlich der Zahlungen aus den Special-Baukaſſen, behält es bei den 
Beſtimmungen des durch die Allerh. K. O. v. 31. Aug. 1825 genehmigten Regulatibs über 
das Verfahren bei Auszahlung von Baugeldern und wegen der dafür zu bewilligenden 
Remunerationen v. 6. Sept. 1815, fo wie der C. Verf. v. 21. Juli 1829 und 28. Febr. 
1837 und der Deklaration der letztern v. 24. Sept. 1837) fein Bewenden. 

8. 13. Die Zahlungen für die Lieferungen über den Etat erfolgen vorſchußweiſe 
auf Rechnung des kuͤnftigen J., ſoweit fie nicht aus dem Reſerve-Fonds oder den Erſpa— 
rungen des laufenden Jahres beſtritten werden können. 

8. 14. Ob in den folgenden Jahren eine fernere Ermäßigung der Materialien: 
Preiſe eintreten kann, oder ob die gezahlten Preiſe beibehalten oder erhöhet werden mit, 
ſen, muß nach Bewandniß der Umſtände beurtheilt und darnach verfahren werden. 

8. 15. In den über die geſchehene Anlieferung der Materialien auszuſtellenden 
Liquidationen oder Geldanweiſungen hat der Wegebaumeiſter nicht allein das in jeder 
Wärterſtrecke angelieferte Quantum für ſich anzugeben, ſondern auch die Stationen, in 
welchen dergleichen Materialien, und wie viel, geliefert worden find, weil abgeſehen da— 
von, daß eine genügende Kontrolle über die Materialien dies ohnehin ſchon erfordert, die 
Tarifpreiſe ſelbſt für eine und dieſelbe Wärterſtrecke verſchieden fein und dann gleichfalld 
muß beurtheilt werden können, ob der Wegebaumeiſter ſich in den Schranken der ihm 
zugeſtandenen Befugniß gehalten hat. 

8.16. In Fällen, wo diejenigen, von deren Grundſtücken die Materialien am 
billigſten herbeizuſchaffen fein würden, entweder gar nicht oder nur zu verhältnißmäßig 
hohen Preiſen Lieferungen übernehmen wollen, hat der Wegebaumeiſter die Ueberweisung 
gedachter Grundſtücke Behufs Entnahme der Materialien bei der landräthlichen Behörde 
nachzuſuchen, demnächſt das Graben oder Sammeln der Materialien auf Rechnung zu 
bewirken und ſpeciell anzuordnen, zur Abfuhr beſondere Fuhrleute zu dingen und die Er— 
mittelung der den Grundbeſitzern zu gewährenden Deteriorations-Entſchädigungen zu ſei⸗ 
ner Zeit zu veranlaſſen. Es kann den Beſlitzern der Fuhrwerke zwar auch das Graben 
oder Sammeln der Materialien und die Entſchädigung der Gründbeſttzer gegen Erhöhung 
der Fuhrpreiſe, bis zu den, von dem Wegebau-Inſpektor feſtgeſetzten Tarifpreifen mit über: 
laſſen werden, doch hat der Wegebaumeiſter davon eben fo gut, wie in jenem Falle, dar: 
auf zu wachen, daß die Entnahme und Abfuhr der Materialien mit Ordnung auch nicht 
zu Privat⸗Zwecken, endlich die vollſtändige Befriedigung des Unternehmers nicht früher 


mein auszufprechen, weil es ſich bei derſelben oft ſchwer beurtheilen läßt, ob eine 
Leiſtung ſofort erfüllt und vergütigt worden iſt. Es find daher die Fälle in welchen 
von den fehrifttichen Verträgen, auch wenn ein höherer Werth als 50 Thlr. in medio 
iſt, abgeſtanden werden kann, den erforderlichen Chauſſeebau-Materialien und Ar⸗ 
beiten nach näher zu beſtimmen, und dabei auch zugleich die ſtatt der Licitations⸗ 
Verhandlungen, Submiſſtonen und fchriftlichen Verträge beizubringenden ander 
weiten Juſtifikationen vorzuſchreiben. Einzelne Ausnahmen folgen im nächſten 8. 
d Da hiernach, außer den auf den Bauſtellen ſelbſt zu leiſtenden Zahlungen an Ar⸗ 
beits⸗Löͤhnen, auch Zahlungen an Entrepreneurs und Lieferanten bis zu einer Ver⸗ 
dingungs⸗Summe von 50 Thlr. durch Special-Bau-Kaſſen-Rendanten gegen die 
vorſchriftsmäßige Tantieme geleiſtet werden dürfen, ? 
fo fragt es ſich: 
ob nicht dieſe Beſtimmungen noch auf Materialien-Ankäufe aus freier Hand bis 
zur Summe von 50 Thlr. für den einzelnen Empfänger, in ſofern dergleichen 
Ankäufe überhaupt zuläſſig, auszudehnen ſind? 
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geſchiehet, als bis derſelbe nachweiſet, daß der Gründbeſttzer ſchadlos geſtellt iſt oder Gut, 
ſchädigungs-Anſprüche nicht mehr machen darf. 

8. 17. Wird unter dem Vorgeben, daß der Grundbeſttzer die Materialien zu eige- 
nen Bauten gebrauche, oder daß er ſolche während feiner Beſttzzeit ſchon anderweitig an 
Ort und Stelle verkauft habe, die Ueberweiſung der Feldmark Seitens der landräthlichen 
Behörde verweigert oder von den Grundbeſitzern dagegen proteſtirt, fo iſt hiervon und 
unter Anführung des angeblichen Kaufpreiſes und der für Entnahme und Abfuhr der Mas 
terialien ſonſt noch erwachſenden Koſten, nebſt denjenigen, fuͤr welche die Materialien auch 
auf andern Wegen, ohne Berührung der fraglichen Grundftüde zu gewinnen find, der K. 
Reg. zur weitern Entſcheidung Anzeige zu machen. Das Letztere muß auch geſchehen, ſelbſt 
wenn ein Lieferant die auf die Chauſſee zu ſchaffenden Materialien nicht von eigenen, fon» 
dern nach geſchehener Einigung mit den betr. Beſttzern, von fremden Grundſtücken ent— 
nimmt und dafür eine Entſchädigung zahlt, die den Werth des durch die Entnahme ver— 
urſachten Schadens bedeutend überſteigt, indem dergleichen Privatabkommen immer nur 
nachtheilig auf die Chauſſeefonds zuruckwirken. Es iſt daher jederzeit Sache des Wege— 
baumeiſters, ſtch auch um dieſen Gegenſtand zu bekuͤmmern. N ) 

8. 18. Uebrigens haben die Wegebaumeifter ſich jeder willkürlichen Anordnung des 
Ausgrabens der Chauſſeebau-Materialien zu enthalten, vielmehr die geſetzlichen Vorſchrif— 
ten wohl zu beachten, wonach das Ausgraben wider Willen des Eigenthümers oder Ver— 
treters deſſelben nicht geſchehen darf, bis nicht die Grundſtücke von der landräthlichen Be— 
hörde zu genanntem Zweck überwieſen ſind, oder über desfalls entſtehende Streitigkeiten 
von der K. Reg. oder der von derſelben niederzuſetzenden Kommiſſton entſchieden ift. - 

(Acta gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., Fabr. u. Bauweſen, B. 1. Nr. 12.) 

5) C. R. ded K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 30. Nov. 
1845 an ſämmtl. K. Reg. u. Prov.⸗Schulkollegien. Sicherung des Fiskus vor 
der Zahlung von Zöͤgerungszinſen bei der Eingehung und Erfüllung pen Entre— 
prife- Verträgen. 

Die K. Reg. erhält in der Anl. (a.) eine Abſchrift der von der K. Reg. zu Poſen an 
die Landräthe ꝛc. ihres Geſchäftsbereichs unterm 23. v. M. erlaſſenen und hier eingereiche 
ten Verf., nach welcher es mit Rüdfiht auf das G. über die Verpflichtung des Fiskus zur 
Zahlung von Zögerungszinſen v. 7. März 1845 (G. S. S. 158.) für angemeſſen erach⸗ 
tet wird, bei dem Abſchluß von Bau-Entrepriſe-Kontrakten, welche Fiskus als Bauherr 
ſchließt, die Zahlungstermine ſo geräumig zu beſtimmen, das hinlägliche Zeit bleibt, die 
Zahlung bei der K. Reg. nachzuſuchen und von Derſelben zu verfügen. Auch wird eine 
gleiche Vorſicht bei Eingehung von Entrepriſe-Verträgen über Kirchen-, Pfarr-, Küſter⸗, 
Schul- und Hoſpitalbauten und Reparaturen empfohlen. 

Da dieſe Verf. inſoweit ganz zweckmäßig erſcheint, als dadurch etwaigen Weiterun— 
gen von Seiten der Betheiligten rüdfichtlich der Forderung von Verzugszinſen aus fiska⸗ 
liſchen Fonds ꝛc. vorgebeugt wird, ſo gebe ich der K. Reg. anheim, auch Ihrerſeits, ſofern 
es noch nicht geſchehen ſein ſollte, an die Unterbehörden Ihres Bezirks eine ähnliche Verf. 
zu erlaſſen. 
ö Anl. a. 5 

Mit Rückſicht auf das G. über die Verpflichtung des Fiskus zur Zahlung von Zöge— 
rungszinſen v. 7. März e. erſcheint es angemeſſen, in den Bau-Entrepriſe-Kontrakten, 
welche Fiskus als Bauherr ſchließt, die Zahlungstermine ſo geräumig zu beſtimmen, daß 
hinlängliche Zeit bleibt, die Zahlung hier Orts nachzuſuchen und zu verfügen. Es erſcheint 
aber auch angemeſſen, in ſämmtl. Entrepriſe-Verträgen über Kirchen-, Pfarr-, Kuͤſter⸗, 
Schul- und Hoſpitalbauten und Reparaturen eine gleiche Vorſicht zu beobachten, und wir 
veranlaſſen daher Ew. Hochw., im $. 11 des Schema der Entrepriſe-Kontrakte hinter 
»Abnahme des Baues« jedesmal die Klauſel einfließen zu laſſen: 

Binnen zwei Monaten nach dieſen Terminen muß die Zahlung geleiſtet fein. 

Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Nachſuchung der Zahlung, ſobald der Bau— 
Entrepreneur das im Contract vorgeſchriebene Atteſt über die erfolgte theilweiſe oder völ— 
lige Vollendung des Baues oder der Reparatur beigebracht hat, von Ew. Hochw. auf 
das möglichfte beſchleunigt werden muß, fo daß wir angemeſſene Zeit behalten, die Jah: 
lung verfügen zu können. ofen, den 23. Okt. 1845. e 

K. Reg., Abth. für die Kirchen-Verw. und das Schulweſen. 


n 
ſämmtl. Landräthe des Depart. und an den Polizei-Präſtd. der Stadt Poſen. 
(Min. Bl. 1846. S. 9. Nr. 13.) 
6) In Betreff der Frage, in wiefern bei Domainen- und wort, 
Bauten von der öffentlichen Ausbietung abzuſtehen, vergl. unten Abſchn. II. 
Kap. 1. J 
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kat dis 
Verfügungen der Provinzial-Behörden. 
1) Die bei Entrepriſe-Bauten zum Grunde zu legenden Kontrakts— 
Beſtimmungen ſind von mehreren Regierungen zuſammengeſtellt. 
a) Publik. der K. Reg. zu Potsdam v. 28. April 1818. Bedingungen 
für die Entrepriſe-Kontrakte über Königl. oder Kirchen-, Pfarr- u. Schulbau— 
ten Königl. Patronats. NW 


Die in den hier üblichen Kontrakten über Königl., oder Kirchen-, Pfarr⸗ und Schul⸗ 
bauten Königl. Patronats enthaltenen allgem. Bedingungen ſind, in ſoweit ſie auch bel 
kleinen Entrepriſen unter 50 Thlr., über welche gewöhnlich nur Verpflichtungsverhand— 
lungen auſgenommen werden, Anwendung finden müſſen, folgende: 

1) Der Entrepreneur übernimmt die Ausführung des Neubaues (der Reparatur) 
nach dem genehmigten Koſtenanſchlage und der Zeichnung und verſpricht, ſolche innerhalb 
der nach den Umſtänden jedesmal zu beſtimmenden Friſt tüchtig und untadelhaſt zu 
beendigen. N ö 

2) Verpflichtet ſich, von dem Bauanſchlage und der Zeichnung nicht abzuweichen 
auch nicht mehrere als die veranſchlagten Arbeiten ohne deshalb zuvor erhaltene Geneh— 
migung der vorgeſetzten Behörde zu verfertigen, widrigenfalls derſelbe nicht nur keine Be— 
zahlung erhält, ſondern auch, wenn dieſe Arbeiten dem Bau für nachtheilig erachtet wer— 
den, außerdem dafür haftet. | 

3) Fur die gehörige Güte der Baumaterialien ift der Entrepreneur verantwortlich, 
und unterwirft ſich deshalb der Beurtheilung des betr. Baubeamten, ſo wie deſſen Anord— 
nung über die Ausführung ſelbſt, daher er demſelben vor dem Anfange des Baues davon 
Anzeige zu machen und ihn bei dringender Veranlaſſung einer Abweichung jederzeit zu 
benachrichtigen hat. 

4) Zu der Maurerarbeit darf der Entrepreneur nur anſchlagsmäßigen Kall keines⸗ 
weges aber, und bei 50 Thlr. oder auch nach Beſchaffenheit der Umſtände noch höhern 
Strafe, ſogenannten Sparkalk verarbeiten laſſen. 

5) In dem Fall, wo zu den Bauten freies Bauholz angewieſen wird, macht Entre— 
preneur ſich verbindlich, daß wenn ihm ſchlechtes Bauholz verabfolgt werden ſollte, er 
davon ſofort dem betr. Baubedienten Anzeige machen will, widrigenfalls, wenn bei der 
Baureviſton oder in der Folge durch die wenige Dauer der Arbeit ſich finden ſollte, daß er 
demohnerachtet ſchlechtes Holz angenommen, er allein deshalb der kontrahirenden Behoͤrde 
verhaftet bleibt. 

6) Da über die Verwendung des frei angewieſenen Holzes zu feiner Zeit ein Atteſt 
ausgeſtellt werden muß, fo hat Entrepreneur zu dieſem Behuf von der Holzanmeifung, ehe 
er ſolche dem Revierforſtbedienten einhändigt, Abſchrift zu nehmen und ſelbſt für die Her: 
beiſchaffung des beſagten Atteſtes zu ſorgen. 

7) Wenn bei einer, wegen ſchlechter Ausführung der Entrepriſe veranlaßten, Unter: 
ſuchung ſich ergiebt, daß dem Entrepreneur hierbei etwas zur Laſt fällt, ſo hat dieſer alle 
hierdurch verurſachte Koſten für die zur Ungebühr bewirkten Verfügungen, Diäten für den 
Baubedienten, wie derſelbe in Privatangelegenheiten zu fordern befugt ift, zu entrichten. 

8) Haftet Entrepreneur nach geſchehener Vollendung und Reviſton des Baues noch 
auf eine jedesmal beſonders zu beſtimmende Friſt für deſſen Dauer, und verpflichtet ſich, 
jeden Schaden zu erſetzen, der als eine Folge einer ſchlechten Ausführung oder angewen— 
deter untauglicher Materialien erweislich gemacht wird, die bei der Abnahme entweder 
nicht mehr beurtheilt werden konnten, oder verheimlicht ſind. 

9) Sollte der Entrepreneur den Bau anſchlagswidrig ausführen oder in der vorge— 
ſchriebenen Zeit nicht beendigen, ſo wird ſolcher nach der Wahl der betr. Behörde auf 
Gefahr und Koften des Entrepreneurs entweder anderweit verdungen oder in Rechnung 
ausgeführt, oder aber der Entrepreneur durch Exekution zur gehörigen Ausführung ded 
Baues angehalten, wobei derſelbe überdied noch für allen Schaden, der durch Verzögerung 
des Baues entſtehet, haftet. 5 

10) Entrepreneur beſorgt fi auf eigne Koſten Abſchrift des Anſchlags und Kople 
der Zeichnung; die Originalien werden bei Vollziehung des Kontrakts zurückgereicht. 

11) Entrepreneur beſtellt auf Verlangen eine angemeſſene Sicherheit wegen Erfül- 
lung der übernommenen Verbindlichkeiten. 

12) Entrepreneur entſagt allen Einwendungen gegen den auszufertigenden Kon— 
trakt, inſonderheit der Verletzung über die Hälfte, und der Ausflucht, daß ein allgemeiner 
Verzicht ohne eine beſondere Benennung aller und jeder Einwendungen und Rechtsbehelſe 
nicht binde; auch begiebt ſich der Entrepreneur aller aus dem Grunde zu machenden 
Nachforderungen, weil er mit der Kontraktsſumme den Bau nicht habe ausführen konnen, 
zugleich auf das Rechtsbeſtändigſte. 
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13) Endlich trägt der Entrepreneur den Kontraktsſtempel. 

Auf dieſe allgemeinen Bedingungen hat daher jeder K. Beamte, bei Aufnahme einer 
Verpflichtungsverhandlung über einen öffentlichen Bau, den Bau-Unternehmer jedesmal 
ausdrücklich zu verweiſen, und in ſofern dieſer mit den Bedingungen nicht bereits bekannt 
fein follte, ihm ſolche wörtlich vorzuhalten, und daß dies geſchehen, ihn durch den Kontrakt 
oder die Verhandlung deutlich anerkennen zu laſſen. (A. II. 314. — 2. 17.) 


b) Publ. der K. Reg. zu Stralſund v. 21. Mai 1818. Bedingungen der 
Entrepriſe-Kontrakte über öffentliche Bau-Unternehmungen. 


Zum Zweck der Gleichförmigkeit und Abkürzung der Kontrakte über öffentliche Bau— 
Unternehmungen, werden folgende allgemeine, in jedem einzelnen Fall zum Grunde zu 
legende Bedingungen feſtgeſetzt: 

1) und 2) (Wie in dem Publ. der Reg. zu Potsdam.) 

39) Für die gehörige Güte der Bau-Materialien iſt der Entrepreneur verantwort- 
lich. Zu der Maurerarbeit darf nur die veranſchlagte Kalk⸗Sorte genommen, auch muß 
das vorgeſchriebene Miſchungs-Verhältniß des Moͤrtels beobachtet werden; beides bei 
Vermeidung einer von der vorgeſetzten Behörde nach ihrem Ermeſſen feſtzuſetzenden 
Strafe. Der Entrepreneur unterwirft ſtch deshalb der Beurtheilung der betr. Baubeam— 
ten, ſowie deſſen Anordnung über die Ausführung des Baues oder der Reparatur ſelbſt, 
daher er demſelben vor dem Anfange des Baues davon Anzeige zu machen, und ihn bei 
dringender Veranlaſſung, oder einer Abweichung jederzeit davon zu benachrichtigen hat. 
Ueberdem hat der Entrepreneur dem Baubeamten über den Fortgang des Baues unaus— 
geſetzt, von acht zu acht Wochen, Nachricht zu geben. 

4) (Wie Nr. 5. des Publ. der Reg. zu Potsdam.) 

5) (Wie Nr. 7. des Publ. der Reg. zu Potsdam mit folgendem Zuf.: »Sollte die 
Bauabnahme von dem Unternehmer früher verlangt werden, als der Bau ſelbſt gänzlich 
beendigt iſt, um den letzten Theil des Baugeldes bald zu erhalten, ſo wird feſtgeſetzt, 
1 0 * Falle der Entrepreneur die Diäten und Reiſekoſten dem Reviſor 
erſetzen muß. 

6) Wenn gleich der Bau-Unternehmer gehalten iſt, den Bau in der feſtgeſetzten Zeit 
zu vollenden, ſo darf er denſelben doch nicht zum Nachtheil der Dauerhaftigkeit des Ge— 
bäudes übereilen, und wird es durchaus nicht geſtattet, daß die Fundamente und das Ge— 
bäude ſelbſt eher mit Erde befchüttet und ausgefüllt, und Mauern und Wände eher beputzt 
werden, als bis alles gut ausgetrocknet if. (Run folgt der Satz Nr. 8. des Publ. der 
Reg. zu Potsdam.) 

7) (Wie Nr. 9. des Publ. der Reg. zu Potsdam.) 

8) Der Entrepreneur beſorgt ſich auf eigene Koſten Abſchrift des Anſchlags und 
Kopie der Zeichnung; die Originalien werden bei Vollziehung des Kontrakts zuruͤckgereicht. 
Auch trägt er den Kontraktsſtempel, imgleichen die Bekanntmachungskoſten und das Brief— 
oder Geld-Porto in Angelegenheiten feiner Entrepriſe. | 

9) Der Entrepreneur beftellt auf Verlangen eine angemeſſene Sicherheit wegen 
Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeit. (In der Regel-wird aber dann, wenn der 
Entrepreneur keinen Vorſchuß des Baugeldes verlangt, demſelben auch keine beſondere 
Sicherheits-Beſtellung aufgegeben.) 8 

10) Dagegen ſollen ihm die kontraktlichen Baugelder prompt und zu den feſtgeſetz— 
ten Zeitpunkten, in der Regel mit einem Drittel zum Anfange, in der Mitte und nach 
gänzlicher Beendigung des Baues, gezahlt werden. 

11) Das Bauholz, wenn ſolches aus K. Waldungen geliefert wird, und in dem 
Anſchlage dafür nichts ausgeſetzt iſt, ſoll ihm ganz frei ohne alles Stamm-, Pflanz- und 
An weiſe⸗Geld verabfolgt werden. N 

12) Wenn freie Fuhren oder ſonſtige Hülfe ſtipulirt werden, ſoll für deren prompte 
Leiſtung die betreffende Behörde Sorge tragen, überall aber der Entrepreneur in dem von 
ihm eingegangenen Kontrakt und bei feinem Unternehmen möglichſt geſchützt, und ihm 
dabei aller Vorſchub, worauf er nach Recht und Billigkeit Anſpruch machen kann, zu 
Theil werden. Zë 

13) (Wie Nr. 12. des Publ. der Reg. zu Potsdam.) 

Auf dieſe allgemeine Bedingungen hat ein jeder K. oder mit öffentlichen Bauten 
beauftragte Beamte, bei Aufnahme eines förmlichen Kontrakts oder auch nur einer kurzen 
Verhandlung darüber ꝛc. (wie der Schluß des Publ. der Reg. zu Potsdam.) 

(A. II. 317.— 2. 18.) ö i 


c) Publ. der K. Reg. zu Liegnitz v. 22. Juli 1818. Bedingungen, welche 
bei öffentlichen Bau-Unternehmungen zu Grunde zu legen find. 


Zum Zweck der Gleichförmigkeit und Abkürzung der Kontrakte über öffentliche 
v. Rönne, Bau⸗Pollzel. 2. Aufl. 18 
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Bau⸗Unternehmungen werden folgende allgemeine, in jedem einzelnen Falle zum Grunde 
zu legenden Bedingungen feſtgeſetzt: 

1—5) (Wie in dem Publ. der Reg. zu Stralſund.) 

6) Sollte der Bau fehlerhaft aufgeführt ſein, oder dazu ſolche ſchlechte Materialien 
verwendet worden ſein, daß derſelbe nicht von Dauer ſein kann, ſo muß der Entrepreneur 
nach dem alleinigen Ausſpruche der K. Reg., den Bau auf feine Koften wieder abreißen, 
und von neuem ganz nach der Vorſchrift mit guten Materialien wieder aufführen, ohne 
deshalb erſt auf dem Wege Rechtens dazu bewogen zu werden. Die hierdurch verurſachten 
Koſten aller Art, ſowie die Diäten und Reiſekoſten der Reg. Kommiſſarien, muß hier der 
Entrepreneur tragen. N 

7) (Wie Nr. 6. des Publ. der Reg. zu Stralſund.) 

8-14) und Schluß (faft wörtlich wie in dem Publ. der Reg. zu Stralſund). 

(A. II. 871. — 3. 117.) | 


d) Publ. der K. Reg. zu Stettin v. 18. Nov. 1823. Bedingungen, 
welche bei öffentlichen Bauten zum Grunde zu legen find, ` | 


Zum Zwecke der Gleichförmigkeit und Abkürzung der Kontrakte über öffentl. Bau— | 
Unternehmungen, werden folgende allgemeine, in jedem einzelnen Falle zu Grunde zu 
legende Bedingungen hiermit feſtgeſetzt: 

1) Der Bau-Unternehmer verpflichtet ſich, den Neu- oder Reparatur-Bau inner⸗ 
halb einer, nach den Umſtänden jedesmal zu beſtimmenden Friſt tüchtig und untadelhaſt 
zu vollenden, zahlet eine Strafe zum Betrage von 5 pCt. der Vertrags ſumme, wenn er 
den feſtgeſetzten Baubeendigungs-Termin nicht inne hält und läßt ſich gefallen, daß dee 
Betrag bei Auszahlung der letzten Kontraktpoſt in Abzug gebracht werde. | 

2) 3) u. 4) (Faſt wortlich wie in dem Publ. der Reg. zu Stralſund.) 

5) Der Bau-Unternehmer haftet nach geſchehener Vollendung und Abnahme des ` 
Baues noch auf eine gewiſſe Zeit für deſſen Dauer, in der Regel aber, und wenn darüber 
in einzelnen Fällen nichts beſonders feſtgeſetzt iſt, auf ſechs Jahre, und verpflichtet ſich, 
jeden Schaden zu erſetzen, der als Folge einer ſchlechten Ausführung oder angewandter, 
ſchlechter Baumaterialien erweislich gemacht wird, die bei der Abnahme entweder nicht 
mehr beurtheilt werden konnten oder verheimlicht waren. 


6) (Wie der erſte Satz in Nr. 6. des Publ. der Reg. zu Stralſund.) 

7) (Wie Nr. 9. des Publ. der Reg. zu Potsdam.) 

8) Bei jedem über die Bau-Ausführung entſtehenden Streite iſt das Gutachten des 
betr. Baubeamteu entſcheidend, wenn jedoch die kontrahirende Behörde zu einer Nach— 
Reviſton ſich veranlaßt findet, ſo treten dann deren Beſtimmungen und Feſtſetzungen in 
Kraft, und iſt dagegen kein Gang vor ein öffentliches Gericht zuläſſig. 

9) Wenn bei einer, wegen ſchlechter Ausführung der Entrepriſe veranlaßten Unter— 
ſuchung ſich ergiebt, daß dem Entrepreneur hiebei etwas zur Laſt fällt, ſo hat dieſer alle 
hiedurch verurſachten Koſten für die zur Ungebühr bewirkten Verf., und die Diäten für 
den Baubedienten, wie derſelbe ſolche in Privat-Angelegenheiten zu fordern befugt iſt, zu 
entrichten. Auch darf die Bau-Abnahme nicht früher verlangt werden, als bis der Bau 
durchaus gänzlich beendet iſt, widrigenfalls auch ſodann der Baubeamte für vergeblich 
verwandte Zeit und Reiſekoſten zu entſchädigen iſt. Alle Geſchäfte aber bei den Licitatio— 
nen , Kontraktſchließungen, Reviſtonen und Abnahme der Entrepriſe-Bauten, geſchehen 
durch die Bau- und andere Beamte unentgeltlich, und behalten wir uns überdies die Feſt— 
ſetzung obiger Strafgelder vor. | 

10) Die Entrepriſe-Kontrakte haben erft dann Gültigkeit und Kraft, wenn fie von 
uns beftätigt find, bis dahin aber bleibt Bau-Unternehmer vom Tage der Kontraktſchlie— 
ßung oder vergangenen Licitation ab, vier Wochen lang an fein Gebot gebunden und acht 
Wochen, wenn zur Beſtätigung des Kontrakts oder der Verhandlung, die höhere Geneh⸗ 
migung nachgeſucht werden muß. $ 

11) (Wie Nr. 8. des Publ. der Reg. zu Stralſund.) g 

12) Der Bau-Unternehmer muß vor der Kontraktſchließung vollſtändige Sicherheit 
nachweiſen, und wenn es verlangt werden ſollte, eine Kaution zum ungefähren Betrage 
des dritten Theils der ganzen Kontraktſumme leiſten, oder ſichere Buͤrgſchaft geſtellen. 

Wenn der Bau⸗Unternehmer keinen Vorſchuß an Baugeldern verlangt, wird, wenn 
nicht beſondere Umſtände obwalten, demſelben auch nicht eine beſondere Sicherheitögeftel- 
lung aufgegeben. 

13) Dagegen ſollen dem Bau-Unternehmer die kontraktlichen Baugelder prompt 
und zu den feſtgeſetzten Zeitpunkten, in der Regel bei Bauten bis zu 100 Thlrn. in zwei 
Terminen, als beim Anfang und nach geſchehener Abnahme des Baues; bei Bauten bis 
zu 1000 Thlrn. in drei Terminen, als beim Anfange des Baues, wenn ſolcher bis zur 
Hälfte gediehen, und nach geſchehener Abnahme; bei Bauten über 1000 Thlr. hinaus, 
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aber in vier Terminen, wie ſolches für jeden einzelnen Fall verabredet wird, baar ausge⸗ 
zahlet werden. 

14) Das Bauholz, wenn ſolches aus K. Forſten geliefert wird, und in dem An⸗ 
ſchlage dafür nicht Geld ausgeſetzt ift, ſoll dem Bau-Unternehmer ganz frei ohne alles 
Stamm-, Pflanz- und Anweiſe-Geld berabfolgt werden. Die Holzanweiſungen gehen zu 
dem Ende von der kontrahirenden Behörde aus an die betr. K. Forſt-⸗Inſpektion, bei der 
ſodann der Bau⸗-Unternehmer ſich zur Empfangnahme des Holzes zu melden hat. 

15) (Wie Nr. 12. des Publ. der Reg. zu Stralſund.) 

16) (Wie Nr. 12. des Publ. der Reg. zu Potsdam.) 

Auf dieſe ꝛc. (wie der Schluß des Publ. der Reg. zu Stralſund, mit folgendem 
Zuſatz): »und erklären zu laſſen«: daß er ſich verpflichte, alle in dieſen allgemeinen Be⸗ 
dingungen enthaltenen Beſtim mungen zu übernehmen, und ſich an dieſen ebenſo gebunden 
halte, als ob ſte in dem Vertrage (der Verhandlung) von Wort zu Wort aufgenommen 
wären. (A. VII. 969. — 4. 145.) = 


e) Publ. der K. Reg. zu Königsberg v. 22. Jan. 1824. Deſſelben 
Inhalts. i | 


Um den Kontraften über öffentliche Bau-Unternehmungen mehr Gleichförmigkeit 
und Beſtimmtheit zu geben, werden folgende allgemeine, in jedem einzelnen Falle zum 
Grunde zu legende Bedingungen hiermit vorgeſchrieben: 

1) (Woͤrtlich wie in dem Publ. der K. Reg. zu Stettin, mit folgendem Zuſatze: 
»auch geſteht er dem Baubeamten das Recht zu, für die dadurch verurſachte vergebliche 
Reiſe von ihm die gewöhnlichen Diäten und Fuhrkoſten zu fordern.) 

2) 3) 4) (Faſt wörtlich wie in dem Publ. der Reg. zu Stralſund.) 

5) (Wörtlich wie in dem Publ. der Reg. zu Stettin.) 

6) (Wie der erſte Satz in Nr. 6. des Publ. der Reg. zu Stralſund.) 

7) (Wie Nr. 9. des Publ. der Reg. zu Pots dam.) 

8) u. 9) (Wie in dem Publ. der Reg. zu Stettin.) 

10) Die Entrepriſe-Kontrakte haben erſt dann Gültigkeit und Kraft, wenn ſte von 
uns beſtätiget ſind, bis dahin aber bleibt der Bau-Unternehmer, vom Tage der Kontrakt— 
ſchließung oder der ſtattgefundenen Licitation ab, jeder Licitant an fein Gebot gebunden. 

11) Dem Bau-Unternehmer werden auf ſeine Koſten Abſchrift der Bauanſchläge 
und Zeichnungen beſorgt. Auch trägt der Bau-Unternehmer den Kontraktſtempel, im- 
gleichen die Bekanntmachungskoſten und das Brief- oder Geldporto in Angelegenheiten 
ſeiner Entrepriſe. . 

12) 13) 14) (Wie in dem Publ. der Reg. zu Stettin.) 

15) Wenn freie Fuhren oder ſonſtige Hülfe und Leiſtungen ſtipulirt werden, ſoll 
für deren prompte Erfüllung die betr. Behörden Sorge tragen. 

16) Der Bau-Unternehmer entſagt dem Einwande der Verletzung über die Hälfte 
und begiebt ſich auch aller aus dem Grunde zu machenden Nachforderungen, daß er mit 
der Kontraktſumme den Bau nicht ausführen koͤnnen, auf das Rechtbeſtändigſte. Außer— 
dem begeben ſich beide kontrahirende Theile aller gegen den Kontrakt irgend zuläſſigen 
Einwendungen und auch der Einrede, daß ein allgemeiner Verzicht nicht binde, wenn nicht 
jedem Einwande beſonders entſagt worden. 

Auf dieſe allgemeinen Bedingungen hat zur Abfürzung ein jeder oder mit öffent— 
lichen Bauten beauftragter Beamte bei Aufnahme eines förmlichen Baukontrakts oder 
auch Licitations- oder einer andern Verhandlung darüber, den Bau-Unternehmer jedes⸗ 
mal ausdrücklich zu verweiſen, und, in ſofern dieſer mit den Bedingungen nicht bereits 
bekannt ſein ſollte, worüber ſeine Erklärung ausdrücklich zu verſchreiben iſt, ihm ſelbige 
nochmals wörtlich vorzuhalten, und wie ſolches geſchehen, durch den Kontrakt oder die 
Verhandlung deutlich anerkennen, und insbeſondere ausdrücklich erklären zu laſſen: daß er 
ſich verpflichte, alle in dieſen allgemeinen Bedingungen enthaltenen Beſtimmungen zu 
übernehmen, und ſich an dieſelben eben ſo gebunden halte, als ob ſte in dem Vertrage (der 
Verhandlung) von Wort zu Wort aufgenommen wären. 

(Richters Baugeſetzgeb. S. 168.) 58 

f) V. der K. Reg. zu Düſſeldorf v. 29. April 1829. Verfahren bei Ver⸗ 
dingen und Abſchließung von Verträgen über Gemeindebauten. 

Zur Bewirkung eines übereinſtimmenden und angemeſſenen Verfahrens und zur 
Verminderung der Schreiberei bei Abſchließung der Verdinge und Verträge über vorfal⸗ 
lende Gemeindebauten, haben wir folgende allgemeine Bedingungen feſtgeſtellt, auf welche 
ſowohl bei den Verpflichtungs-Verhandlungen, als in den abzuſchließenden Verträgen 
ſelbſt, Bezug zu nehmen iſt. R 

8.1. Nur diejenigen, welche vor 1822 als kundige Bau-Unternehmer in Thaͤ⸗ 
tigkeit geweſen, oder die geſetzliche Prüfung als Bau-Werkmelſter beſtanden haben, und 
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durch ausgeführte Bauwerke als tüchtig und ſolide bekannt find, oder dieſe Duratififatign 
durch Zeugniſſe einer Behörde darthun — können zum Verdinge zugelaſſeu werden. 

Betrifft der Verding nur einzelne Baumaterialien, als Holz, Steine, Kalk xc., bn 
nur zu deren Lieferung die Qualifikation erforderlich. N 

8. 2. Annehmer ſetzt £ der Entrepriſeſumme als Kaution, oder ſtellt einen, im hie. 
ſigen Reg. Bez. anſäſſigen, zuverläſſigen Bürgen, welcher ſich als Selbſtſchuldner ber⸗ 
pflichtet, und zu dem Ende die Verdingungsverhandlungen mit unterſchreibt. 

8. 3. Alle mit der Bekanntmachung und Abhaltung des Licitations-Termins, mit 
Abſchließung, Ausfertigung und Beſtätigung des Kontrakts verbundene Koften, wozu ins. 
beſondere auch die Kapitalien und Stempel-Gebühren geboren, übernimmt einfeitig der 
Bau⸗Unternehmer, und berichtigt dieſe Koſten bei Aushändigung des für ihn ausgefertg⸗ 
ten Kontrakt⸗Exemplars. 

8.4. Annehmer verpflichtet ih: das Bauwerk, reſp. Lieferung, innerhalb der pd, 
terhin beſtimmten Friſt tüchtig und untadelhaft zu vollenden, ſich dabei genau nach den 
Vorſchriften zu richten, welche der Ausführung zu Grunde liegen (Plan, Koſtenanſchlagꝛe), 
ohne Genehmigung des betreffenden Baubeamten keine Aenderungen vorzunehmen, und 
überhaupt deſſen Anordnungen Folge zu leiſten. — Wird mit Genehmigung deſſelben mehr 

oder weniger geliefert, als veranſchlagt, fo werden die Koſten nach Verhältniß des Anſchlagz 
zur Vertragsſumme vergütet oder gekürzt. 

8.5. Die Genehmigung der obern Behörde wird vorbehalten, und ſteht es der 
ſelben frei, das Bauwerk, reſp. Lieferung, an einen von den drei Letztbietenden zu über 
tragen. 

g 8.6. Wenn der Unternehmer das Bauwerk, reſp. Lieferung, anſchlagswidrig ot, 
führt, oder in der vorgeſchriebenen Zeit nicht beendigt, ſo wird deren Verbeſſerung und 
Vollendung, nach Wahl der Behörde, auf Gefahr und Koſten des Unternehmers, entweder 
anderweit verdungen, oder in Rechnung ausgeführt werden, und trägt er überdem jeden 
Schaden, welcher der Gemeinde, reſp. Behörde, durch die ſpätere Vollendung des Bau: 
werks, oder Lieferung erwachſen; nur bei unvorhergeſehenen erheblichen Mehrarbeiten, wie 
ſich namentlich bei Reparaturbauten häufig ergeben, wird eine verhältnißmäßige Friſtber⸗ 
längerung nachgegeben. a 

8. 7. Der Annehmer iſt verpflichtet, auf ſeine Koſten diejenigen Vorkehrungen zu 
treffen, welche erforderlich ftnd, damit der öffentliche Verkehr nicht geftört und den polizei» 
lichen Anordnungen Genüge geleiſtet werde; eben ſo iſt er gehalten, nach beendigtem Baue 
die noch vorhandenen Materialien 2c. auf feine Koften vom Bauplatze zu transportiren 
und denſelben zu reinigen. Unterläßt er, der zu dem Ende an ihn erlaſſeneu Aufforderung 
binnen der beſtimmten Friſt Genuͤge zu leiſten, ſo wird das Nöthige für ſeine Rechnung 
beſtimmt werden. 

8. 8. Annehmer muß den Bau, reſp. Lieferung, dergeſtalt leiten, daß der vorgeſetzte 
Baubeamte, oder die zur Aufſicht gewählten Perſonen, die Baumaterialien beurtheilen 
können; er iſt daher verbunden, fie denſelben, bevor fie unſichtbar gemacht worden, vorzu— 
weiſen, damit die Prufung ihrer Qualität geſchehen könne. Iſt dieſe Vorzeigung unter⸗ 
blieben; fo iſt der Baubeamte befugt, die verarbeiteten Baumaterialien Behufs der rt, 
fung ausbrechen zu laſſen, und hat der Unternehmer alsdann auf ſeine Koſten die Arbeiten 
zu wiederholen. N 

8. 9. Wenn die Arbeiten oder Lieferungen im Laufe eines Jahres nicht beendigt 
werden können; ſo iſt Annehmer verpflichtet, die vorräthigen Materialien gegen Regen 
und Witterung zu ſchützen, die nicht geſchloſſenen oder gedeckten Mauern mit Stroh und 
einen Fuß ſtark mit Erde zu decken und mit ſchweren Materialien zu befeſtigen, überhaubt 
hat Unternehmer alles anzuwenden, um das Bauwerk möglichft vor den Nachtheilen der Wi 
terung zu ſchützen. Der dieſerhalb von den Baubeamten, oder der Ortsbehörde, an ihn 
erlaſſenen Aufforderung hat er pünktlich Genüge zu leiſten, oder zu gewärtigen, daß die 
erforderlichen Vorkehrungen für ſeine Rechnung getroffen werden. 

8. 10. Annehmer iſt ferner verbunden, nur tuͤchtige und geſchickte Arbeiter anzu⸗ 
ſtellen, in deren Ermangelung iſt der bauleitende Beamte befugt, qualiftzirte Subjekte für 
Rechnung des Unternehmers anzunehmen. 

8. 11. In techniſcher⸗Hinſicht unterwirft ſich der Annehmer lediglich der Beurthei⸗ 
lung der K. Baubeamten, zu deren Reſſort das Geſchäft gehört, und findet eine Berufung 
auf das Gutachten anderer Sachverſtändigen in keinem Falle ſtatt. 

8. 12. Wenn durch ſchlechte Ausführung eine Unterſuchung veranlaßt wird, und Bi 
dabei ergiebt, daß dem Unternehmer etwas zur Laſt fällt; fo hat derſelbe alle hierdurch 
verurſachten Koſten zu entrichten; dazu gehören insbeſondere die Diäten für den Bau⸗ 
beamten, wie er ſolche in Privat⸗Angelegenheiten zu fordern berechtigt iſt, und eben fo die 
Koſten für die zur Ungebühr veranlaßten Verfügungen. | 

8. 13. Die auszuführenden Arbeiten oder Lieferungen müſſen nach Maßgabe der 
Koſten⸗Anſchläge tüchtig und ſolide geleiſtet werden, da wo indeſſen Plan und Anſchlag die 
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Art der Ausführung nicht näher beſtimmen, iſt Ortsgebrauch zu beachten, und alles unta— 
delhaft zu beſchaffen. Insbeſondere iſt dahin zu ſehen: 

a) daß das zum Zimmerwerk nöthige Holz in den anſchlagsmäßigen Längen und Stär⸗ 
ken beſchafft werde; da wo indeſſen nicht ausdrücklich ſchärfkantiges Holz vorge⸗ 
ſchrieben ift, kann daſſelbe, nach Ortsgebrauch, der Tragbarkeit unſchädliche Wald⸗ 
kanten enthalten, welche jedoch höchſtens nur 4 der Breite oder Höhe betragen bür- 
fen. Alles Holzwerk muß überdem geſund und ohne ſchädliche Aeſte ſein; das 
zur Tiſchlerarbeit zu gebrauchende Holz muß überdem trocken, gradriffig, und bei 
Eichenholz auch ohne Spint ſein. 

b) Die Ziegelſteine müffen d gebrannt und geformt fein, und keine Beimiſchung von 
Kalk- oder Kieſelſteinen enthalten; ſodann find bei der Lieferung 4 gebrannte gegen 
einen bleichen zu geben. 

c) Die Bruchſteine muͤſſen lagerhaft und von feſtem Korn oder feſtem Geſchiebe ſein, 
desgleichen dürfen die Hauſteine nicht blätterig, noch mit Verwitterungs-Kruſten 

verſehen ſein. a 

d) Bei der Färbearbeit iſt Unternehmer gehalten, nur diejenigen Farbeſtoffe zu 
brauchen, welche der Baubeamte vorſchreibt, und muß er ſich gefallen laſſen, wenn 
es verlangt wird, die Farben unter Aufſtcht zuzubereiten. 

e) Kë Gewicht des verwandten Eiſens und Bleies iſt durch Wageſcheine nachzu— 
weiſen. | 

8. 14. Von Gegenſtänden, welche häufig vorkommen, als: Fenſterrahmen, Thüren, 
nebſt zugehörigen Beſchlägen und Schlöſſern, fo wie vom Glaſe, find Probeſtuͤcke zu lie⸗ 
fern; nach deren Guterkennung werden ſelbige beſtegelt, und die weiteren Lieferungen dar— 
nach bethätigt 

8. 15. Wenn in den Koſten-Anſchlägen die Lehr- und Steiger-Gerüfte und ſonſtige 
Handwerks⸗Geräthe nicht beſonders veranſchlagt oder benannt find; jo muß Unternehmer 
ſolche auf feine Koſten liefern, ohne dafür eine Nebenrechnung machen zu konnen. 

$. 16. Da ſich bei der Reviſton manche kleine Mängel nicht wahrnehmen laſſen, 
dieſe ſich aber nach einigem Gebrauche zeigen, ſo iſt Unternehmer gehalten, alle Mängel, 
die ſtch im Verlauf eines Jahres ergeben, und von fehlerhaften Materialien ader Arbeiten 
herrühren, ſchleunigſt, ohne weitere Vergütung, zu verbeſſern. Geſchieht dieſes nicht nach 
der erſten Aufforderung, ſo wird ſolches für ſeine Rechnung ohne weitern Anſtand vorge— 
nommen. Zur Sicherheit dieſer Verbindlichkeit wird der Baubeamte bei Reviſton eine 
angemeſſene Summe angeben, welche dem Unternehmer ein Jahr lang, ohne Verzinſung, 
einbehalten wird. 

Uebrigens wird durch die Abnahme des Baues durch den Baubeamten in der geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung für den Bau zu haften, nichts geändert. 

Aiubßer obigen General-Bedingungen find noch zur Ausführung der Bauwerke, oder 
Material: Lieferungen, Spezial⸗Bedingungen hinzuzufügen, um darin die durch Localver⸗ 
hältniſſe erforderlichen Beſtimmungen aufzunehmen, dahin gehören namentlich: 

1) Ob die gute Ausfühung durch eine Caution, oder bei unerheblichen Gegenſtänden 
durch gehörige Bürgschaft geſichert werden muß, weil dieſer Gegenſtand in 8. 2. 
nur allgemein angedeutet worden. 

2) Die Zeit der Vollendung iſt nach der Größe oder Dringlichkeit des Bauwerks oder 
Lieferung zu beſtimmen. h 

3) Sind die Zahlungstermine nach dem Umfange des Bauwerks oder ſonſtige Berhält- 
niſſe feſtzuſetzen. N 

Auf dieſe allgemeine Bedingungen iſt der Unternehmer jedesmal ausdrücklich zu ver⸗ 
weiſen, und wenn ihm ſolche nicht bereits bekannt ſein ſollten; ſo ſind ihm ſolche vorzuleſen 
und iſt dafür zu ſorgen, daß von ihm, wie dies geſchehen, in der Verpflichtungs⸗Verhand⸗ 
lung beſtimmt anerkannt werde. 

(A. XIII. 621. — 3. 115.) 


g) Publik. der K. Reg. zu Merſeburg v. 15. Juli 1843. Bedingungen, 
welche bei Verdingen und Vertragd- Entwürfen über Königl. und Kommunal⸗ 


Bauten zum Grunde zu legen. 

Bei allen Verdingen und Vertrags-Entwürfen über Königl. und Kommunal-Bauten, 
ſowie über die Lieferung von Baumaterialien ſollen, um übereinſtimmende Formen zu 
erhalten und die Arbeit zu vereinfachen, künftig folgende allgemeine Bedingungen zum 
Grunde gelegt werden: 

1) Der Unternehmer übernimmt die Ausführung des Baues oder der Lieferung nach 
dem genehmigten, ihm deutlich vorgeleſenen Koſtenanſchlage und der ihm zur Gindt mit⸗ 
getheilten und erklärten Zeichnung, und verſpricht, die Lieferungen und Arbeiten innerhalb 
d ag den Umſtänden jedesmal zu beſtimmenden Friſt tüchtig und untadelhaft zu 

eendigen. 
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2) Eine verhältnigmäßige Verlängerung dieſer Friſt hat der Unternehmer nur dann 
zu erwarten, wenn unvorhergeſehene erhebliche Mehrarbeiten ſich ergeben, wie fie nament⸗ 
lich bei Reparaturarbeiten mitunter vorkommen, der Antrag auf dieſe Frifterlängerun 
zeitig eingeht, und die übrigen Verhältniſſe des Baues eine ſolche Verlängerung ohne 
Nachtheil geſtatten. 

3) Der Unternehmer verpflichtet ſtch, von den Vorſchriften des Anſchlages und der 
Zeichnung, ohne Zuſtimmung des betreffenden, den Bau leitenden Beamten nicht Out: 
weichen, und überhaupt deſſen Anordnungen Folge zu leiften, 

4) Finden, mit Genehmigung des gedachten Beamten, Aenderungen bei der Sun, 
rung ftatt, wird danach mehr oder weniger angeliefert CN angefertiget, als veranſchlagt 
war, jo werden die Koſten nach den Anſchlagspreiſen, ulld, wenn der Anſchlag Gegen- 
ſtände dieſer Art nicht enthält, nach vom Kreiöbaubeamten in Uebereinſtimmung mit diesen 
fe ſtzuſetzenden Preiſen — mit welchen ſich der Unternehmer hierdurch einverſtanden erklär 
— berechnet und im Verhältniß des im Verdinge angegebenen Anſchlagsbetrages zur Ken: 
traktſumme erhöhet oder vermindert. Zur Beſtreitung der Koſten für ſolche Mehrarbeiten 
iſt zunächſt der Betrag des Anſchlagetitels »Insgemein« beſtimmt, der deshalb von der 
Verdingung auszuſchließen iſt; läßt ſich aber überſehen, daß derſelbe dazu nicht ausreicht, 
fo müſſen zeitig Nachanſchläge aufgeftellt und zur Genehmigung der höheren Behörde ein— 
gereicht werden. ) 

5) Wenn der Unternehmer, nach der Beurtheilung des Kreisbaubeamten oder bo 
Bauraths der Regierung, das Bauwerk oder die Materialien-Lieferung anſchlagswidrig 
ausführt, oder ſo ſäumig betreibt, daß in der vorgeſchriebenen Zeit die Beendigung nicht 
ſtattfinden kann, jo wird die Verbeſſerung oder Vollendung, nach Wahl der Behörde, auf 
Gefahr und Koſten des Unternehmers entweder anderweitig verdungen oder auf Rechnung 
ausgeſührt werden, und trägt er außerdem jeden Schaden, welcher der Behörde oder 
Gemeinde durch die ſpätere Vollendung des Baues oder der Lieferung erwächſt. Der feſt— 
geſtellte, von dem Unternehmer zu erſtattende Mehrbetrag für die anderweitige Auefüh— 
rung des Baues oder der Lieferung wird, unter Entſagung auf den Rechtsweg, durch admi— 
niſtrative Exekution, welcher der Unternehmer ſich ausdrücklich unterwirft, eingezogen. 

6) Wenn zu den Bauten freies Holz angewieſen wird, macht der Unternehmer ſich 
verbindlich, die Annahme ſchlechten Holzes zu verweigern, widrigenfalls er deshalb allein 
der kontrahirenden Behörde verhaftet bleibt. Im Fall ihm ſolches verabfolgt werden Wl 
hat er dem, den Bau leitenden Beamten davon unverzüglich die Anzeige u machen, da 
dieſer bei der Reviſton nur Arbeiten annehmen darf, welche mit guten Materialien ausge⸗ 
führt find, und verbunden iſt, alle aus mangelhaften Holze gefertigten Gegenſtände zu 
verwerfen, das Holz mag dazu vom Unternehmer geliefert oder demſelben übergeben fein. 

7) Der Unternehmer iſt verpflichtet, auf ſeine Koſten diejenigen Vorkehrungen zu 
treffen, welche erforderlich find, damit der öffentliche Verkehr nicht geftört oder Jemand 
gefährdet, und den polizeilichen Anordnungen Genüge geleiſtet werde; eben fo iſt er gehal: 
ten, nach beendigtem Baue die noch vorhandenen Materialien oder ſonſtige Baugegenftänte 
auf ſeine Koſten vom Bauplatze zu transportiren und denſelben zu reinigen, widrigenfalls 
dies auf ſeine Rechnung bewirkt werden wird. 

8) Unternehmer muß den Bau ſo leiten, daß der vorgeſetzte Baubeamte oder die zur 
Aufſicht erwählten Perſonen die Baumaterialien, die Beſchaffenheit des Baugrundes an 
jeder Stelle des Bauplatzes, und die Tiefe und Stärke der Fundamente beurtheilen kön— 
nen; ſollte das Fortſchreiten des Baues ein Erkennen dieſer Gegenſtände nicht mehr 
geſtatten, ſo hat er vorher davon die Anzeige zu machen, wenn dieſe Unterſuchung noch 
nicht ſtattgefunden hat. 

9) Wenn die Arbeiten oder Lieferungen im Laufe eines Jahres nicht beendiget wer⸗ 
den können, ſo iſt der Unternehmer verbunden, die vorräthigen Materialien gegen Regen 
und Witterung zu ſchützen, die nicht geſchloſſenen und gedeckten Mauern mit Stroh, und 
einen Fuß Toart mit Erde zu bedecken und mit ſchweren Materialien zu befeftigen. Ueber 
haupt hat Unternehmer Alles anzuwenden, um das Bauwerk möglichſt vor den Nachthei— 
len der Witterung zu ſchützen, um den desfallſigen Anweiſungen des den Bau leitenden 
Beamten Folge zu leiſten. 

10) Im gegenwärtigen Stücke des Amtsbl. hiefiger Reg. iſt eine Anweiſung ertheilt, 
wie dem Entſtehen des Holzſchwammes vorzubeugen iſt. Der Unternehmer hat die darin 
enthaltenen Vorſchriften genau zu befolgen; insgeſondere den äußeren Verputz, der zur 
Beförderung des Austrocknens der Mauern und Wände erſt im zweiten oder dritten 
lc ausgeführt werden ſoll, nicht ohne ausdrückliche Erlaubniß des Baubeamten anzu: 

ringen. 

11) Unternehmer iſt ferner verpflichtet, nur nüchterne, zuverläſſige und geſchickte 
Arbeiter anzuſtellen; in deren Ermangelung der leitende Baubeamte befugt iſt, qualiftzirte 
Subjekte für Rechnung des Unternehmers anzunehmen, und diejenigen zurückzuweiſen, 
welche dieſen Anforderungen nicht entſprechen. 


. nn. TE eg 
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12) Wenn durch ſchlechte Ausführung eine Unterſuchung veranlaßt wird und ſich 
dabei ergiebt, vaß dem Unternehmer etwas zur Laſt fällt, fo hat derſelbe alle hierdurch ver— 
urſachten Koften zu entrichten. Dazu gehören insbeſondere die Diäten für den Baubeam- 
ten, wie er ſolche in Privatangelegenheiten zu fordern berechtigt iſt, ſo wie die Koſten für 
die zur Ungebühr veranlaßten Verfügungen. 

13) Die auszuführenden Arbeiten oder Lieferungen müffen, nach Maßgabe der 
Koſtenanſchläge, gut und ſolide geleiſtet werden. Insbeſondere iſt dahin zu ſehen, daß W 

a) das zum Zimmerwerk nöthige Holz in den anſchlagsmäßigen Längen und Stärken | 
beſchafft werde. Wenn nicht ausdrücklich ſcharfkantiges Holz vorgeſchrieben ift, | 
kann eine Waldkante nachgeſehen werden, die jedoch nur in einer unvollſtändigen 
Ecke beſtehen darf, welche, nach Abſchälung der Borke und des Splintes — die ſich 9 
überhaupt an keinem Holzſtücke mehr finden dürfen — nur hoͤchſtens 4 der Breite 0 
oder Höhe beträgt. Alles Holz muß überdies geſund und ohne ſchädliche Aeſte N 
mittelft genau ſchließender Zapfen ꝛc. nach den beſten Konſtruktionsmethoden mit 
einander verbunden, und das zur Tiſchlerarbeit zu verwendende Holz muß trocken 
und gradfaſerig ſein; | 

b) die Ziegelſteine müffen gut gebrannt und geformt fein, und feine Beimiſchung von 
Kalk oder Steinen enthalten; 

c) die Bruchſteine muͤſſen lagerhaft und von feſtem Korn oder Geſchiebe, die Dutt: 
ſteine dürfen nicht blätterig, noch mit Verwitterungskruſten verſehen ſein; 

d) es dürfen nur diejenigen Farbeſtoffe verwendet werden, welche, mit Rückſicht auf 
den Anſchlag, der Baubeamte vorſchreibt, und der Unternehmer muß, auf Verlan— 
gen deſſelben, die Farben unter Aufſicht zubereiten; - 

e) GC Gewicht der verwendeten Metalle ift durch glaubhafte Wageſcheine nachzu— 
weiſen. 

14) Von Ziegel» und Dachſteinen, Fenſterrahmen, Thüren und ihren Beſchlägen und 
Schloͤſſern, vom Glaſe, vom Anſtriche ꝛc. find Probeſtücke zu liefern, und nach deren Gut— 
erkennung iſt die Ausführung der betreffenden Theile des Baues danach zu bewirken. 

15) Wenn in den Koſtenanſchlägen die Lehr- und Steige-Gerüfte und ſonſtige Hand⸗ 
werksgeräthe nicht beſonders veranſchlagt ſind, ſo muß der Unternehmer dieſelben auf ſeine 
Koften liefern und im Stande halten, ohne dafür einen Erſatz fordern zu können. 


16) der Unternehmer haftet nach geſchehener Vollendung und Reviſton des Baues 
noch auf eine jedesmal zu beſtimmende Friſt für deſſen Dauer und verpflichtet ſich, jeden 
Schaden zu erſetzen, der, als Folge einer ſchlechten Ausführung oder angewendeter untaug— 
licher Materialien, anerkannt wird, die bei der Abnahme entweder nicht mehr beurtheilt 
werden konnten, oder verheimlicht, oder vom Reviſor überſehen ſind. 

17) Differenzen zwiſchen dem Unternehmer und dem, den Bau leitenden Beamten 
über die Ausführung des übernommenen Baues oder der Lieferung, werden, unter Ver— 
zichtleiſtung auf dem Rechtoweg, von der K. Reg. entſchieden. 

18) Die Genehmigung der obern Behörde bleibt vorbehalten, und die Wahl der 
Licitanten der Reg. überlaffen. 

19) Der Unternehmer ſtellt auf Verlangen eine Kaution von einem Dritttheil der 
Entrepriſe-Summe entweder baar, oder durch Bürgſchaft einer im hieſigen Reg. Bez. 
anfäffigen, hinlänglich ſicheren Perſon, welche ſich als Selbſtſchuldner verpflichtet. Dieſe 
Sicherheitsleiſtung muß ſo lange fortbeſtehen, als der Unternehmer für die Dauer des von 
ihm übernommenen Baues Gewähr geleiſtet hat. 

20) Die Bekanntmachungskoſten des Verdinges und die geſetzlichen Stempelgebüh— 
ren hat der Unternehmer zu tragen, und ſtch auch auf ſeine eigenen Koſten eine Abſchrift 
des Anſchlages und der Vorbedingungen des Verdinges, fo wie eine Kopie der Zeichnung 
zu verſchaffen, welche ſich auf der Bauſtelle vorfinden müſſen. Die Originale bleiben in 
den Händen des Baubeamten. 

21) Bei anſchlagsmäßiger Ausführung des Baues ſoll dem Unternehmer die Kon— 
traktſumme in der Regel bei Bauten bis zu Hundert Thlr. in zwei Terminen, bis zu ein 
Tauſend Thlr. in drei Terminen, über Tauſend Thlr. aber in vier Terminen baar ausbe— 
zahlt werden. 

22) Unternehmer entſagt allen Einwendungen gegen den auszufertigenden Kontrakt, 
insbeſondere der Verletzung über die Hälfte und der Ausflucht, daß ein allgemeiner Ber: 
zicht, ohne eine beſondere Benennung aller und jeder Einwendungen und Rechtsbehelfe, 
nicht binde, auch begiebt ſich derſelbe aller aus dem Grunde zu machenden Nachforderun— 
gen, weil er mit der Kontraktſumme den Bau nicht habe ausführen konnen, auf das Rechts— 
beſtändigſte. 

Dieſen allgemeinen Bedingungen, welche den Unternehmern bei jedem Verdinge 
oder bei der Abſchließung eines jeden Vertrages über Bauausführungen vorgelegt werden 
müſſen, und auf welche in der aufzunehmenden Verhandlung Bezug zu nehmen iſt, find 
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noch diejenigen ſpeciellen Bedingungen zuzufügen, welche aus den beſondern Verhäl— 
niſſen eines jeden Baues hervorgehen. Dahin gehören, außer den techniſchen, namentlich 
die näheren Beſtimmungen wegen der Kautionsleiſtung, wegen der Zahlungstermine, 
wegen der Beendigungsfriſt, und wegen der Dauer der Gewährleiſtung für die gute Aug: 
führung des Baues. (Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 238. Nr. 318.) 

2) C. R. der K. Reg. zu Danzig v. 15. Juni 1835 an die Baubeamten 
des Depart. und nachrichtlich an die Landräthe. Anwendung von Epekutions— 
maßregeln gegen die Unternehmer K. Bauten. ? 

Wir finden uns veranlaßt, Sie darauf aufmerkſam zu machen, daß Fioͤkus, wenn 
derſelbe mit Privatperſonen kontrahirt, berechtigt iſt, die Erfüllung der von den letzteren 
kontraktmäßig übernommenen Verpflichtungen nöthigenfalls im Wege der adminiſtrativen 
Exekution ohne Einmiſchung der Gerichtöbehörden herbeizuführen, und beauftragen Sie, 
demzufolge künftig in alle Kontrakte, welche Sie mit Privatperſonen über Lieferungen und 
Leiſtungen zu K. Bauten abſchließen, die ausdrückliche Bedingung aufzunehmen: 

daß Fiskus, wenn der Unternehmer die betr. Lieferung ꝛc. nicht in dem feſtgeſetzten Ter⸗ 
mine bewirken ſollte berechtigt ift, das Fehlende oder nicht kontrakt- oder anſchlagsmäßiig 
Gelieferte ꝛc. ſofort anderweit für Rechnung des Unternehmers und für jeden Preis 
anzuſchaffen, oder ausführen zu laſſen, demnächſt aber denjenigen Betrag der Anſchaf— | 
fungs⸗ oder Ausführungskoſten, welcher durch die im Kontrakt ausgeſetzte Vergütung | 
etwa nicht gedeckt ift, im adminiſtrativen Wege aus dem bereiteften Vermögen deölinter: 
nehmers durch alle Grade der Exekution beizutreiben, ohne daß es dabei irgend eines 
Einſchreitens von Seiten der Gerichtöbehörde bedarf. (A. XIX. 498. — 2. 140.) 


III. | 


Vorſchriften, betreffend die Stempel: Berwendung zu Bau: 
Entrepriſe-Verträgen. 


Bau⸗Entrepriſe-Verträge unterliegen nach dem Stempel-Edikt v. 7. März 
1822 an ſich dem Stempel von 15 Sgr., welcher im Tarif sub voce: »Ver— 
träge« für diejenigen Gattungen der Verträge feſtgeſetzt iſt, für welche nicht ein 
ſpeziell beſtimmter Stempel zu entrichten iſt. Sofern aber der Entrepreneur in 
dem Vertrage zugleich auch die Bau- Materialien zu liefern übernimmt, treten 
nebenbei die Grundſätze von Lieferungs-Verträgen, unter Berückſichti⸗ 
gung des sub Nr. 1. der allgemeinen Vorſchriften des Tarifs ausgeſprochenen 
Grundſatzes, ein, wonach in den Fällen, wo eine ſchriftliche Verhandlung ver— 
ſchiedene ſtempelpflichtige Geſchäfte enthält, der Betrag des Stempels ſämmtlicher 
Geſchäfte beſonders zu berechnen, und die Verhandlung mit der Summe aller 
dieſer Stempelbeträge zuſammengenommen zu belaſten iſt. 


Das Stempel-Edikt verweiſt demnächſt im Tarif sub voce: »Liefe— 
rungs-Verträgec auf Kauf-Verträge, und fügt hinzu: 

Diejenigen, welche Lieferungen von Beduͤrfniſſen der Regierungen oder öffentlichen 

Anſtälten übernehmen, find verpflichtet, den vollen Stempel-Betrag ausſchließlich zu 


übernehmen. 

Kaufverträge über bewegliche Gegenſtände unterliegen aber einem 
Stempel von einem Dritttheil Prozent des vertragsmäßigen Kaufpreiſes. 

In dieſem Sinne find die nachſtehenden Erläuterungen des Stempel-Edikts 
v. 7. März 1822 erlaffen:, 

1) Publik. der K. Reg. zu Danzig v. 15. Jan. 1823. 

(A. VI. 855. — 4. 14.) 

2) R. des K. Fin. Min. (v. Klewitz) v. 8. Nov. 1823 an die K. Reg. zu 
Potsdam, und abſchriftlich an ſämmtl. übrige K. Reg. 

Wenn ein Bau⸗Entrepriſe⸗Kontrakt gleichzeitig die Lieferung der Baumaterialien in 
ſich ſchließt, fo kann er in Bezug auf den dazu zu verwendenden Stempel nicht, wie ein 
Lieferungs-Kontrakt allein behandelt, und von der dem Entrepreneur fuͤr das Werk und 


die Materialien bedungenen Summe der Stempel im Ganzen mit 4 pCt. berechnet werden. 
Eben fo unrichtig aber würde es fein, wenn man einen ſolchen Kontrakt allein nur mit 
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dem Stempel von 15 Sgr. belegen wollte, da die dem Stempeltarif vorangehende allges 
meine Vorſchrift Nr. 1. ausdrücklich beſagt, daß, wenn eine ſchriftliche Verhandlung ver— 
ſchiedene ſtempelpflichtige Gegenſtände betrifft, der Betrag des Stempels für jedes einzelne 
Geſchäft beſonders zu berechnen, und die Verhandlung mit der Summe dieſer Beträge 
zuſammengenommen zu belegen ſei. Nach dem A. L. R. Th. I. Tit. 11. 8. 926. iſt es 
aber kein nothwendiges Erforderniß eines Bau-Entrepriſe-Kontrakts, daß der Unterneh— 
mer eines Baues auch die Materialien dazu liefert. Tritt alſo eine ſolche Lieferung hinzu, 
ſo iſt alsdann zugleich ein im Stempeltarif ausdrücklich beſteuerter Lieferungs-Kontrakt 
vorhanden, weshalb dem 15 Sgr. Stempel fuͤr das Entrepriſe-Geſchäft noch der Stempel 
zu 4 pCt. von dem Lieferungepreife der Materialien zuzurechnen iſt. 

Der K. Reg. wird dies auf den Ber. v. 29. v. M. mit dem Bemerken erwiedert, wie 
es auf den Umſtand, daß der Bau-Entrepreneur zu den Verträgen mit denjenigen, von 
welchen er ſich die Materialien liefern läßt, abermals Stempelpapier gebrauchen, mithin 
den Stempel doppelt erlegen muß, hierbei nicht ankommen kann, indem dies überall ſtatt 
hat, wo Unter⸗Lieferanten eintreten. (A. VII. 792. — 4. 25.) | 


3) Publik. der K. Intendantur zu Königsberg v. 19. Jan. 1825. 
(A. VII. 62. — 1. 44.) 


4) C. R. des K. Gen. Dir. der Steuern (Maaßen) v. 30. Juni 1828, 
an ſämmtl. K. Reg. 

Nach Anzeige der K. Ober-Rechnungs-Kammer ſind die Behörden zum Theil darin 
zweifelhaft, ob Entrepriſe-Kontrakte zu denjenigen gehören, auf welche die Beſtimmung 
am Schluſſe des 8. 3 des Stempelgef. v. 7. März 1822 dahin Anwendung finde, daß 
wenn ſolche von einer ſtempelfreien Behörde, mit einem ftempelpflichtigen Kontrahenten 
eingegangen werden, dazu nur der halbe darſtellbare Stempel à 10 Sgr. zu verwenden 
ſei. Es unterliegt keinem Zweifel, daß jene Beſtimmung auch auf den allgem. Vertrags— 
ſtempel, welcher zu den Entrepriſe-Kontrakten zu verwenden iſt, Anwendung findet, und 
bleibt daher hiernach gleichmäßig zu verfahren. (A. XII. 336. — 2. 41.) 


5) C. R. der K. Min. des J. (v. Schuckmann) und der Fin. (v. Motz) | 
v. 20. Mai 18291) an ſämmtl. K. Reg. 


Nach einer Mittheilung der K. Ober-Rechnungs-Kammer wird bei Anwendung des 
Stempels zu Bau-Entrepriſe-Verträgen, mit Lieferung der Baumaterialien durch den 
Entrepreneur, nicht gleichmäßig verfahren, indem ſtch verſchiedene Anfichten darüber zeigen, 
was zu den Materialien, von deren Werth der Kaufſtempel beigebracht werden muß. zu 
rechnen iſt. Um dieſer Ungewißheit zu begegnen, wird hierdurch feſtgeſetzt: daß in der 
oben bemerkten Beziehung nur diejenigen Gegenſtände, die man gewöhnlich mit dem Na⸗ 
men: Baumaterialien zu bezeichnen pflegt, als: Steine, Kalk und Zimmerholz, da dieſe in 
den Anſchlagen abgeſondert von den Arbeiten des Maurers, Dachdeckers und Zimmer⸗ 
manns, nach ihrem Materialien-Werth aufgeführt werden, nicht aber das Material, deſſen 
ſich die übrigen Bauhandwerker zur Ausführung ihrer Arbeiten bedienen, unter der Bes 
nennung: Baumaterialien zu verſtehen find, nach deren Werth der Kaufſtempel zu dem 
Betrage erforderlich iſt. (A. XIII. 264. — 2. 39.) 


6) R. des K. Fin. Min. (Maaßen) b. 6. Mai 1834, an die K. Reg. zu 
Münſter. 


Der Verf. v. 8. Nov. 1822, an die Reg. zu Potsdam, liegt ꝛc. die Anficht zum 
Grunde, daß in dem bezeichneten Verhältniß ein zweifaches Vertragögefchäft in einer und 
derſelben Verhandlung abgeſchloſſen ſei, und demnach jeder dieſer beiden Verträge, dem 
8. der allgemeinen Vorſchriften zum Stempeltarif gemäß, dem tarifmäßigen Stempel für 
ſich unterliege. Betrifft demnach der ſupponirte Lieferungsvertrag keinen Lieferungswerth 
von 50 Thlr., fo iſt nur der unbenannte Vertrag (Leiſtung gegen Bezahlung) dem Stem- 
pel von 15 Sgr. unterworfen, und beträgt auch dieſe Bezahlung nicht 50 Thlr., ſo iſt die 
Verhandlung überhaupt yicht ſtempelpflichtig. (A. XVIII. 341. — 2. 39.) 


7) C. R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. Fin. (v. Alvens⸗ 
leben) v. 19. Mai 1837, an ſämmtl. K. Reg. und Prov.⸗Steuer⸗Dir. 


Aus der C. V. v. 20. Mai 1829 (A. S. 264), worin hinſtchtlich der mit Lieferun⸗ 
gen verbundenen Bau-Entrepriſe-Verträge, Steine, Kalk und Zimmerholz als diejenigen 
Gegenſtände, nach deren Werth der Stempel von einem Dritttheil-Prozent zu verwenden, 


1) Den Inhalt dieſes C. R. macht auch das Publik. der K. Reg. zu Cöln v. 9. Aug. 
1834 bekannt. (A. XVIII. 687. — 3. 44.) 
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bezeichnet ſind, iſt gefolgert worden, daß unbedingt für andere Materialien, als Skeine, 


Kalk und Zimmerholz kein Werthſtempel zu berechnen ſei. 

Aus einer ſolchen Interpretation würde folgen, daß der Entrepreneur, welcher z. B. 
die Schienen einer Eiſenbahn auf weite Entfernung zu legen, und das dazu nöthige Eifen 
zu liefern übernommen hat, von dem fuͤr Lieferungsverträge vorgeſchriebenen Stempel 
frei bleiben würde. 

Dies hat nicht in der Abſicht liegen können, und es wird daher, um ferneren Irrthi- 
1 N, dadurch entftehenden Verluſten für die Staatskaſſe vorzubeugen, Folgendes 

eſtimmt: 

Bei den mit Lieferungen verbundenen Bauentrepriſe-Verträgen verbleibt es ai 
Regel bei der in der C. V. v. 20. Mai 1829 ertheilten Vorſchrift, daß der Stempel von 
einem Dritttheil-Prozent nach dem Werth der Steine, des Kalks und des Zimmerholzes zu 
verwenden iſt. Die geringfügigeren Gegenſtände der Lieferung, als zum Beiſpiel: der 
Lehm des Töpfers, das Glas zu den Fenſtern, das Material des Schloſſers u. | w. Hei. 
ben hierbei außer Anſchlag. Wenn aber Gegenſtände von größerem Belange zu liefern 
ſind, z. E. bei Gebäuden zur Dachbedeckung: Kupfer, Blei oder Zink, bei Gebäuden oder 
Gärten: Eiſen zur Anlegung von Gittern, bei eiſernen Brücken, Eiſenbahnen, das dazu 
erforderliche Eiſen u. ſ. w., jo iſt von dem Werth ſolcher Gegenſtände, neben dem Werth 
der Steine, des Kalks und des Zimmerholzes, und wenn dergleichen gar nicht vorkommt, 
allein von dem Werth erſtgedachter Gegenſtände der Stempel von einem Drittheil— 
Prozent zu verwenden. (A. XXI. 546. — 2. 243.) 

8) C. R. des K. Juſt. Min. (v. Goßler) v. 22. Juli 1838, an, ſämmtl. 
K. Obergerichte. 0 

Zur Beſeitigung entſtandener Zweifel: 

1) über die den Behörden obliegende Vertretung für Stempel, welche zu den mit Pri— 
vatperſonen abgeſchloſſenen Verträgen zu verwenden ſtnd; 

2) über die den Kaſſen-Rendanten obliegende Vertretung in Betreff der Quittungs— 
ſtempel für Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen, und 

3) über die Stempelpflichtigkeit der mit Bau-Entrepriſen verbundenen Lieferungen 

ſind von dem Herrn Fin. Min. im Einverſtändniſſe mit der K. Ober-Rechnungskammer 
folgende Grundſätze aufgeſtellt worden: 

1) Behörden, welche mit Privatperſonen Verträge abſchließen, und einzelne Beamte, 
welche dies im Auftrage einer Behörde thun, haben darauf zu halten, daß der tarif— 
mäßige Stempel nach 8. 12 des Stempelgeſetzes binnen 14 Tagen von Zeit des 
Vertrags-Abſchluſſes, welcher mit der von Seiten der Behörde ertheilten oder bei 
dem beauftragten Beamten eingegangenen Genehmigung der beauftragenden Bes 
hörde als erfolgt angeſehen wird, zu dem Vertrage beigebracht werde. Wird nach 
Ablauf dieſer Friſt ein mit dem tarifmäßigen Stempel nicht verſehener Vertrag in 
den Händen einer Privatpartei gefunden, fo haften die Beamten nach 8. 22 des 
Stempelgeſ. für den fehlenden Stempel und die Stempelſtrafe nach Maßgabe der 
Beſtimmung der sub Nr. 2 der Allerh. K. O. v. 28. Okt. 1836, außerdem kann die 
Privatpartei als Mitkontrahentin wegen des Stempels und der ordentlichen Stem— 
pelſtrafe in Anſpruch genommen werden. 

2) Die Rendanten öffentlicher Kaſſen find verpflichtet, darauf zu ſehen, daß die Quit— 
tungen über die von ihnen geleiſteten Zahlungen mit dem tarifmäßigen Stempel 
verſehen find, widrigenfalls fie ſich der Gefahr ausſetzen, als Produzenten, welche 
die Quittungen zur Rechtfertigung der Rechnungen vorzulegen haben, nach 8. 22 
des Stempelgef. v. 7. März 1822 wegen des Stempels und der Stempelſtrafe 
vorbehaltlich des Regreſſes gegen den Auöfteller der Quittung, in Anſpruch genom— 
men zu werden. 

3) Zu den mit Bau⸗Entrepriſe-Verträgen verbundenen Lieferungen iſt neben dem tarif⸗ 
mäßigen Stempel zum Entrepriſe-Vertrage der Stempel zu ein Dritttheil-Prozent 
vom Werthe der zu liefernden Materialien, erforderlich. Es kommen jedoch in der 
Regel nur Steine, Kalk und Holz zur Berechnung, andere Materialien, ald Eiſen, 
Kupfer, Zinn, nur dann, wenn Gegenſtände von größerem Belange aus derglei— 
chen Material zu liefern ſind. 

Der Juſtiz-Min. bringt dieſe Grundſätze zur Kenntniß der Gerichte, um dieſelben 
bei den in der Juſt.⸗Verw. vorkommenden Geſchäften vorgedachter Art und den von den 
Stempel-Fiöfälen aufzuſtellenden Erinnerungen zu beachten, insbeſondere aber zu 2 die 
Rendanten auzuweiſen, bei zu leiſtenden Zahlungen den Betrag des zur Quittung fehlen— 
den Stempels bei der Zahlung zurückzuhalten und zur Anſchaffung des Quittungsſtempels 
ſofort zu verwenden. (A. XXII. 602. — 3. 62.) 


| 
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Zweites Kapitel. 


Vorſchriften über das Verfahren bei der Audführung öffent: 
licher Bauten. 


a) Vorſchriften über die Form und das Maß der Mauerſteine 
und Dach-Ziegel. 

1) Publik. der K. Kurmärkiſchen Krieged- und Domainen-Kammer v. 5. 
Juli 1793, wegen der Größe der Mauerſteine. 

Es iſt ſeit einiger Zeit mißfällig bemerkt worden, daß bei den Ziegeleien in der Kur» 
mark, außer der anſehnlichen Erhöhung des Preiſes der Steine, auch noch die Formen 
derſelben von Zeit zu Zeit auf eine willkührliche Art kleiner gemacht werden. Dies hat 
nicht allein auf die Dauer der Gebäude einen nachtheiligen Einfluß, ſondern es wird auch 
zum Bau mehr Sand und Kalk erfordert, und wenn die äußeren Wände der Gebäude die 
gehörige Stärke erhalten ſollen, müffen die Mauerſteine unnuͤtzerweiſe mit Zeit- und Koſten— 
verluſt zerhauen werden. Damit nun dieſen ſehr erheblichen Inconvenienzen abgeholfen 
und das bauluſtige Publikum beim Einkaufder Steine und bei Veranſchlagung der Gebäude 
unter öffentl. geſetzlicher Autorität gegen jede Uebervortheilung von Seiten der Steinfabri— 
kanten gehörig geſchützt werde, fo haben Se. K. Maj. von Preußen anzuordnen für gut 
gefunden, daß ein beſtimmtes der Abſicht einer ſoliden Bauart angemeſſenes Maß der 
Steine in der Kurmark allgemein eigeführt werden ſolle. Auf den Grund dieſes Allerh. 
Befehls und des von dem Ober-Bau-Departem. deshalb eingeholten ſachverſtändigen 
Gutachtens wird daher hierdurch feſtgeſetzt, daß auf ſämmtl., ſowohl Königl. als Privat- 
Ziegeleien in der Kurmark fünftighin und vom 1. Jan. 1794 an nur Steine von folgen- 
den brauchbaren Maßen zum Verkaufe angefertigt zverden ſollen, und zwar: 

1) die Mauerfteine, nach dem größten Maß 112 Zoll lang, 54 Zoll breit, 22 Zoll dick, 
nach dem kleinſten Maß 94 Zoll lang, 44 Zoll breit, 23 Zoll dick; 
2) die Dachſteine, mit der Naſe 15 Zoll lang, 6 Zoll breit und 3 Zoll dick; 
3) die Hohlſteine, 15 Zoll lang, 64 Zoll breit, 2 Zoll dick; 
4) die Mauerflieſen oder Pflaſterſteine, 8 Zoll lang, 8 Zoll breit, 2 Zoll dick; 
5) die Brunnenſteine keilförmig 104 Zoll lang, an den breiten Enden 6 Zoll und an 
den ſchmalen Enden 4 Zoll breit und 3 Zoll dick. 
Um jedoch den gut auszubrennenden Steinen hiernach das völlige und richtige Maß zu 
geben und ſelbige fo einzurichten, daß fle durchgehends egal und nicht krumm und ſchief 
ausfallen, muß bei Anfertigung der neuen Formen mit aller Vorſicht zu Werke gegangen 
werden, und da mit Steinen von den angegebenen Größen Gebäude aller Art mit Solidi— 
tät und Vortheil erbaut werden können, der Debit derſelben ſich daher auch zum Vortheile 
der Steinfabrikanten ohnfehlbar vermehren wird; ſo erwarten Se. K. Maj. auch die ge— 
naueſte und pünktlichſte Erfüllung dieſer Vorſchrift, und ſollen diejenigen Eigenthümer, 
Erb⸗ oder Zeitpächter der Ziegeleien, welche ſich demohngeachtet einer Kontravention 
ſchuldig machen, der Konfiöfation der Steine oder deren Kaufwerths, wovon dem 
jedesmaligen Denuncianten der vierte Theil hiermit verſichert wird, ganz unfehlbar 
gewärtig ſein. (Rabe's Samml. Bd, 2. S. 439.) 

2) Dekl. Pat. v. 16. Juni 1798 des Publik. d. 5. Juli 1793, betr. die 
Form und Größe der Mauerſteine in der Kurmark. 

Da durch das Publik. v. 5. Juli 1793 die Form und Größe der in den Kurmärki— 
ſchen Ziegeleien zu verfertigenden Mauer- und anderer Ziegelſteine betr. bloß auf die Ver— 
fertigung der von dem vorgeſchriebenen Maß abweichenden Steine die Strafe der Kofiska— 
tion geſetzt worden; das Kaufen und Verbrauchen ſolcher, im Maß unrichtigen Steine aher 
bisher nicht verboten geweſen iſt, ſolches indeſſen gleichwohl zur Erreichung des hierbei 
obwaltenden Zwecks nothwendig wird, fo finden Se. K. Maj. von Preußen, Unſer Aller— 
gnädigſter Herr, fur nöthig, zur näheren Beſtimmung des gedachten Publik. hierdurch 
feſtzuſetzen: ö f 

daß nicht blos die Verfertigung der, bon dem vorgeſchriebenen Maß abweichenden 
Steine, in den Kurmärkiſchen Ziegeleien, bei Strafe der Konfiskation, unterſagt fein, 
ſondern auch das Kaufen und Verbrauchen dergleichen Steine mit gleicher Strafe belegt 
werden ſoll. | 

Damit aber die Käufer und Befiger ſolcher, das geſetzl. Maß nicht haltender Ziegel— 
ſteine, einen hinreichenden Zeitraum zu deren Verbrauch erhalten, ſo wird ihnen dazu bis 
zum 1. Dec. 1799 die Friſt hierzu geſtattet, und erſt nach deren Ablauf ſoll auch gegen 
Käufer und Beſttzer ſolcher Steine hiernach verfahren werden. 
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Wenn die Bauenden, nach der Verſchiedenheit der Bauten, der etwa hierzu erfor⸗ 
derlichen Steine in der Art, daß ſolche von dem geſetzl. Maß abweichen, nicht zum Handel, 
ſondern nur zu ihrem eigenen Bedarf wirklich erweislich benöthigt ſein ſollten, und ſolche 
auf den Ziegeleien ſich beftellen wollen, fo ſoll ihnen ſolches und die Verfertigung der Steine 
nach der beſtellten willkürlichen Form in Anſehung der Größe und Dicke auch in den Kur— 
märkiſchen Ziegeleien zwar nachgelaſſen fein, jedoch wird, bei Strafe der Konfiöfation für 
den Entrepreneur der Ziegelei und des Kaufwerths für den Käufer, hierdurch verordnet, 
daß der Bauende ſtch zuvor hierzu mit dem bei der Pol.-Obrigkeit auszuwirkenden Paß, 
worin die Quantität der Steine und deren Form beſtimmt ausgedrückt fein müflen, ber: 
ſehen ſoll. Auf ſolche Päſſe ſoll es auch den Bauenden verſtattet fein, aus andern inlän— 
diſchen Provinzen ſolche Steine, die ein von dieſem Publik. abweichendes Maß haben, 
zum eignen Verbrauch nicht aber zum Handel einzuführen. Den Pol.-Obrigkeiten wird 
aber hierdurch zur Pflicht gemacht, dergleichen Päſſe nicht ohne erhebliche Urſachen zu er— 
theilen, ſondern ſich zuvor von den Bauenden überzeugend nachweiſen zu laſſen, daß fle 
entweder ihren Bedarf an Ziegelſteinen aus Kurmärkiſchen, nicht zu weit entlegenen Ziege⸗ 
leien nicht erhalten koͤnnen, oder zu ihren Bauten, nach Verſchiedenheit und Beſchaffenheit 
derſelben, wirklich ſolcher Ziegelſteine bedürfen, welche das in der Kurmark geſetzlich 
beſtimmte Maß nicht halten. 

Da es auch nöthig iſt, ſich der bisher üblichen 10 Zoll langen, vier und fünf Sechs⸗ 
theil Zoll breiten, und zwei und einen halben Zoll dicken Mauerſteine bei der Reparatur 
alter maſſtven Gebäude zu bedienen; ſo wollen Se. K. Maj. von Preußen, um das gege— 
bene Geſetz in ſeiner Kraft zu erhalten, und weil auch ehedem dreierlei Formen gebraucht 
worden ſind, zwiſchen den im Publik. v. 5. Juli 1793 vorgeſchriebenen zweierlei Maßen 
von Mauerſteinen, nämlich: 

eilf und einen halben Zoll lang, fünf und einen halben Zoll breit, zwei und einen halben 
Zoll dick, und 
ZC und einen halben Zoll lang, vier und einen halben Zoll breit, zwei und einen Achtel 
oll dick. 
noch eine Mittelform von Mauerfteinen , 
zu zehn Zoll lang, vier und fünf Sechstheil Zoll breit, und zwei und einen halben | 


Zoll did 
auf allen Kurmärkiſchen Ziegeleien zum Verkauf anzufertigen hierdurch allergn. nachlaſſen. 
Dieſe Mittelform ſoll jedoch zum Vortheil derjenigen Ziegeleien, welche bisher die Steine 


nach dem durch das Publik. v. 5. Juli 1793 vorgeſchriebenen Maße angefertigt haben, 
vor dem 1. Dec. 1799 nicht erlaubt ſein, daher die Steine von dieſem Mittelmaß bei der 
Strafe des G nicht eher auf den Ziegeleien verkauft werden dürfen. 

Sämmtl. Maurermeiftern in der Kurmark wird auch hierdurch anbefohlen, ſich nach 
dieſen Vorſchriften auf das genaueſte zu richten, keine das geſetzliche Maß nicht haltende 
Ziegelſteine zu vermauern, oder ſich die Befugniß zum Gebrauch derſelben von den Baus 
herren zuvor gehörig nachweiſen laſſen, widrigenfalls fie im erſten Kontraventionsfalle 
eine Geldbuße von zehn Thlrn. oder verhältnißmäßige Leibesſtrafe, im zweiten Wieder: 
holungsfall die Verdoppelung dieſer Strafe und im dritten Falle den Verluſt des Meiſter— 
rechts zu gewärtigen haben. 

Gegeben Berlin, den 16. Juni 1798. d (L. S.) 

Auf Sr. K. Maj. allergn. Spezialbefehl. 

(Rabe's Samml. Bd. 5. S. 131.) 


3) Publik. der K. Reg. zu Liegnitz, v. 6. April 1818, betr. das Maß der | 
Mauer- und Dachziegeln. (Amtsbl. der Reg. zu Liegnitz.) 

4) Publik. der K. Reg. zu Gumbinnen, v. 18. Dec. 1820, betr. die Form 
der Mauerziegel. (A. IV. 880. — 4. 101.) 

5) Publik. der K. Reg. zu Erfurt, v. 20. Nov. 1822, betr. das Maß der 
Ziegeln zu herrſchaftl. und Communalbauten. (A. VI. 85. — 4. 1023.) 


6) Publik. der K. Reg. zu Gumbinnen, v. 13. April 1826. Beſtimmung 
des Maßes der Biberſchwänze, Dachpfannen und Mauerſteine. 

(A. X. 434. — 2. 110.) N 

7) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 31. Det. 1827, 
an die K. Reg. zu Bromberg, betr. die Form und Größe der Mauer und 
Dachſteine. Ä | 

Ich finde es auf den Ber. der K. Reg. v. 26. v. M. wegen Beſtimmung der Form 


und Große der Mauer- und Dachſteine unbedenklich, daß die K. Reg. eine ähnliche Be⸗ 
kanntmachung erlaſſe, wie ſolches von der Reg. zu Gumbinnen geſchehen iſt, und daß in 
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derſelben den Zlegeleibeſitzern die Beobachtung näher zu beſtimmender Abmeſſungen ihrer 
Fabrikate empfohlen werde. (A. XI. 1020.— 4. 83.) ms 


8) C. R. der K. Verw. für H., Fabrik- u. Bauweſen (Rother) v. 15. Dec. 
1835, an ſämmtl. K. Reg. Die bei Staatsbauten anzunehmenden beſtimmten 
Maße für Mauer- und Dachziegel. 


Um den Uebelſtänden entgegen zu wirken, welche die große Verſchiedenheit der auf 
den einzelnen Ziegeleien üblichen Maße der Mauer- und Dachziegel mit ſich bringt, und 
hierbei die Annahme angemeſſener und gleichmäßiger Dimenſtonen zu fördern, iſt beſchloſ— 
ſen worden, den Vorſchriften, welche über die Abmeſſungen der Ziegel für einzelne Landes— 
theile abweichend unter ſich ergangen ſind, keine weitere Folge zu geben, dagegen aber für 
die zu Staatöbauten zu verwendenden Mauer- und Dachziegel allgemein gewiſſe Dimenſto⸗ 
nen gleichförmig zu beſtimmen, wie dies für einzelne Reg. Bez. bereits geſchehen iſt. 

Demgemaͤß wird hierdurch Folgendes angeordnet: N 

1) zu allen gewöhnlichen Staatsbauten ſollen keine anderen Mauer- und Dachziegel 
angekauft oder verwendet werden, als ſolche, welche in gebranntem Zuſtande nach— 
ſtehende Dimenſtonen haben: 

a) Maurerziegel. 

große Form 114 Zoll lang, 5 Zoll breit, 23 Zoll dick; 

mittlere Form 10 Zoll lang, 45 Zoll breit, 23 Zoll dick, 

kleine Form 94 Zoll lang. 4 Zoll breit, 23 Zoll dick. 

b) Dachziegel oder Biberſchwänze. 

15 Zoll, einſchließlich der Naſe, lang, 6 Zoll breit, und 4 Zoll ftarf. 

5) Wenn außergewöhnliche Konftruftionen andere Verhättniffe nöthig machen, ſollen 
dieſe von den Regierungen in jedem einzelnen Falle feſtgeſtellt, und es ſoll dem— 
gemäß eine ſchriftl. Beſtellung für die Anfertigung gemacht werden. 

Dem Ermeſſen der K. Reg. bleibt es überlaffen, den Termin mit Rückſicht auf die 
Verhältniſſe der Gegend und die Lage der ſchon eingeleiteten Bauten feſtzuſetzen, von wo 
an jene Beſtimmungen in Wirkſamkeit treten ſollen. Es iſt dann ſtrenge darauf zu halten, 
daß keine Ausnahme ohne deingende Veranlaſſung ſtattfinde, wie ſolche ſich in der erſten 
Zeit, bevor die Ziegeleibeſitzer ſich auf die obengedachten Maße eingerichtet haben, aller— 
dings ergeben kann, und daß, wo eine Ausnahme nicht zu vermeiden iſt, dazu jedesmal 
die Genehmigung der K. Reg. eingeholt werde. 

Dieſelbe hat hiernach die ſämmtl. Baubeamten Ihres Bez. zu inſtruiren und die 
obigen Beſtimmungen durch Ihr Amtsbl. zur allgem: Kenntniß zu bringen, die diesfällige 
Bekanntmachung auch von Zeit zu Zeit, wenn ſich dies als angemeſſen ergeben ſollte, zu 
wiederholen. (A. XIX. 1101.— 4. 149.) 

b) Vorſchriften über die Zeitfolge für bauliche Konſtruk— 
tionen und die paſſende Jahreszeit zur Aus führung von 
Bauten. 

1) Publik. der K. Reg. zu Münſter v. 15. Nov. 18237). 

Fortwährend ergiebt der Augenſchein, daß bei mehreren Schul- und andern öffentl. 
und befonders bei Privatbauten, auf die für die Dauer der Gebäude und für die Geſund— 
heit der Bewohner zu beachtende Zeitfolge der Konſtruktion wenige Rückſicht genom— 
men wird; z. B. 

a) neue maſſive und Fachwände werden gleich nach der rohen Arbeit mit Mörtel be— 
worfen und berpußt, ë 

b) das Mauern, Lehmentiren und ähnliche naffe Arbeiten bis in den Spatheibft fort— 
geſetzt, | 

c) das Belegen der Fußböden für die Wintermonate aufgeſchoben, 

d) dieſe mit Uebereilung vollendeten Gebäude gleich bezogen. 

Hieraus entſpringen die Folgen 

I. für die Gebäude 

-daß die Mauern u. f. w. nie völlig, wenigſtens nur langſam austrocknen; die 
Gemächer, wenn nicht für immer, doch auf lange Zeit feucht bleiben, hierdurch 
ein früheres Vermodern des Holzwerkes veranlaſſen, Salpeterfraß ꝛc. erzeugen; 
eintretende Kälte den Bewurf abblättert; die Bedielung, wenn auch mit trocke— 
nen Brettern verfertigt, dennoch in den warmen Frühlingstagen ſich zuſam— 
menzieht und Nacharbeit erfordert u. |. f. 


— 


1) Die K. Reg. zu Liegnitz hat unterm 10. Febr. 1824. dies Publik. auch für ihr 
Depart. zur Nachachtung empfohlen. (Heinze, Baupolizei-Geſetze, S. 157.) 
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II. Für die Bewohner nr . 
außer dem ſehr ſchädlichen Einfluſſe auf die Geſundheit, ein zerſtörendes Ein— 
wirken auf Mobilien, Hausgeräthe und Leinen. 

Es mögen einzelne Fälle eine fo gedrängte Zeitfolge der Konſtruktion erfor- 
dern und entſchuldigen; für die bei weitem größere Zahl iſt ſie nicht zu rechtfer— 
tigen, und wir ſehen uns veranlaßt, ruͤckſichtlich der Schul- und andern öffentl. 
Bauten den Orts- und landräthl. Behörden, bei perſönlicher Verantwortung 
zu gleichen Theilen, folgende Beſtimmung als allgemeine Regel, zu erlaſſen, mit 
dem Wunſche, daß auch die Privaten diefe möglichſt anwenden, in medieiniſch— 
polizeil. Hinſicht aber beachten werden. 

A. Im Allgemeinen. | 

Für neue Schulen oder Dienftgebäude, die im laufenden Jahre bewohnt mer. 
den ſollen, müſſen im Vorwinter die Vorbereitungen ſo getroffen werden, daß die 
Ausführung ſelbſt im Frühjahre und ununterbrochen bis zur Vollendung Ende 
Okt. ſtattfinden kann. Dieſer Zweck iſt durch einen verſtändigen techniſchen Ope- 
rationsplan zu erzielen, wenn nach frühzeitig abgeſchloſſenem Verdinge 

a) der Zimmermann 
im Winter den Holzbau verbindet, die Bedielungsbretter zubereitet; 

b) der Maurer g 
für Materialien forgt und die nöthigen Arbeiten beſpricht, um die eintretende Jah: 
reszeit der Ausführung zu benutzen; 

c) der Tiſchler, Schloſſer, Glaſer 
einander in die Hände arbeiten; 

d) dafür die Kontrakte zeitig genug abgeſchloſſen werden. 

Wo beſondere Umſtände das Letztere behindern, fällt ſelbſtredend die Voraus— 
ſetzung des Bewohnens im laufenden Jahre fort. * 

B. Im Detail. 

a) die Mauern und Fachwände wenigſtens vier Wochen ohne Kalkbewurf zu laſſen, 
überhaupt dieſe Arbeit außerhalb, auch das Mauern im Freien nur bis Ende Sept. 
fortzuſetzen. 

b) Der Kalkbewurf gewickelter Decken muß, nach den Erfahrungen, vor dem völligen 
Austrocknen dieſer ſtattfinden, ſelbſt mit Behinderung eines ſchnell trocknenden Luft— 
zuges bewirkt werden, weil ſonſt beide ſich nicht genau verbinden, und erſterer, be— 
ſonders in Pferdeſtällen, leicht abfällt. 

c) Das Bedielen mit trockenen Brettern kann in den oberen Etagen in warmen 
Tagen vorgenommen werden, in der untern Etage mit weniger trockenen Brettern 
ftattfinden, weil die Dünſte aus dem Boden ſonſt ein Verquellen und Werfen ver— 
anlaſſen. Bei weniger Eile werden Bedielungen mit naſſen Brettern nur verloren 
angeheftet, im Frühjahr vollſtändig verlegt. Wo der Fonds es geſtattet, werden 
die Bretter zu den Bedielungen im Kern durchgeſchnitten. ` 

d) Das Verlegen der Dachpfannen und den äußern Bewurf, wo möglich, mit Waſ— 
ſerkalk zu bewirken. (A. VII. 974.—4. 147.) 

2) Publik. der K. Reg. zu Cöln v. 9 Febr. 1825. 

Häufiger Wahrnehmungen zufolge wird auch in unſerm Reg. Bez. die bei Neubau⸗ 
ten und Haupt⸗Inſtandſetzungen gleichwohl höchſt wichtige Rückſicht auf die günſtige Bau⸗ 
zeit, fo wie die Beobachtung der Zwiſchenräume vernachläſſigt, die man für zweckmäßige 
Reihenfolge verſchiedener Bauarbeiten eintreten laſſen ſoll. So werden neue maſſive und 
Fachwände gleich nach der rohen Arbeit mit Mörtel beworfen und beputzt, das Mauern, 
Plieſtern und ähnliche Arbeiten bis in den Spätherbſt fortgeſetzt, das Belegen der Fußbö— 
den für die Wintermonate aufgeſchoben, und ſolche mit Uebereilung vollendete Gebäude 
gleich bezogen. Hieraus entipringen für die Gebäude die übeln Folgen, daß die Mauern 
nie völlig austrocknen, die Gemächer, wenn nicht für immer, doch auf lange Zeit feucht 
bleiben, hierdurch das Holzwerk früher verfault, Salpeterfraß und Schwamm ſich erzeugt, 
beſonders in den Erdgeſchoſſen ſolcher Gebäude, deren Fußboden nicht wenigſtens 2 Fuß 
hoch über dem Boden aufgeführt werden, eintretende Kälte den Bewurf abblättern, die Be— 
dielung, wenn auch mit trockenen Brettern verfertigt, dennoch in der wärmeren Jahreszeit 
ſich zuſammenzieht und Nacharbeit erfordert u. ſ. w. 

Den Bewohnern erwächſt aber außer dem ſehr ſchädlichen Einfluſſe auf die Geſund— 
heit, ein zerſtörendes Einwirken auf Mobilien, Hausgeräth und Leinen. 

Es mögen einzelne Fälle eine fo gedrängte Zeitfolge der Konſtruktion erfordern und 
entſchuldigen; da fie aber für die, bei weitem größere Zahl nicht zu rechtfertigen ift, fo fin— 
den wir uns veranlaßt, rückſichtlich der Schul- und andern öffentl. Bauten, ſo wie der 
Haupt⸗Inſtandſetzungen an vorhandenen Gebäuden der Art, an die betr. Baubeamten, 
bei perſönlicher Verantwortlichkeit, folgende Beſtimmungen als allgemeine Regel hiermit 
zu erlaſſen: 
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1) für neue Schuldienſtgebäude und Haupt-⸗Inſtandſetzungen der erwähnten Art muͤſ— 
ſen, wenn das Gebäude im laufenden Jahr bewohnt werden ſoll, im Vorwinter die 
Vorbereitungen fo getroffen werden, daß die Ausführung ſelbſt im Fruͤhjahre und 
ununterbrochen bis zur Vollendung Ende Okt. ftattfinden kann. N 

Dieſer Zweck iſt durch einen verſtändigen, techniſchen Operationsplan zu erreichen, ih} 
wenn nach frühzeitig abgeſchloſſenem Verdinge N) 
a) der Zimmermann | d. 
im Winter den Holzbau verbindet und die Bedielungsbretter zubereitet; Wi 
b) ber Maurer N 
für Materialien ſorgt und die nöthigen Arbeiten beſpricht, um die eintretende I" 
Jahreszeit zur Ausführung zu benutzen. WW 
c) der Tiſchler, Schloſſer, Glaſer einander in die Hände arbeiten und 0 


d) die Kontrakte dafür zeitig genug abgeſchloſſen werden. | 3 

2) Der Termin eines im Okt. vollendeten Gebäudes muß jedoch angemeſſen verlängert WW 
werden, wenn während der Bauzeit häufig naſſe und ungünftige Witterung einge⸗ ö N 

treten wäre ac. (A. IX. 241.—1. 170.) ( 


3) C. R. der K. Reg. zu Marienwerder v. 20. Jan. 1843 an ſämmtl. 
K. Landraths- und Domainen-Rentämter ꝛc. Ausführung von Bauten zur paſ— 
fenden Jahreszeit. 
Die Dauerhaftigkeit ſowohl neuer Gebäude, als weſentlicher Reparaturbauten, wird 
vorzüglich dadurch bedingt, daß die Bauarbeiten zur paſſenden Jahreszeit und nicht über— 
eilt ausgeführt, ingleichen daß nicht ſogleich nach der Vollendung derſelben die Gebäude in 
Gebrauch genommen werden, ſondern zum vollkommenen und langſamen Austrocknen noch 
einen angemeſſenen Zeitraum hindurch leer ſtehen bleiben, und wahrend deſſelben öfters ge— 
lüftet werden. Beſonders nachtheilig iſt es aber nicht nur für die Tüchtigkeit und Dauer 
der Gebäude überhaupt, ſondern auch in Anſehung der Wohnhäuſer für die menſchliche Ge— 
ſundheit, wenn Neubauten oder Hauptreparaturen erſt im Spätherbſte vollendet und dann 
ſogleich zum Winter in Gebrauch gegeben werden. 
Um die hieraus hervorgehenden, allgemein bekannten Uebelſtände möglichſt zu ver— 
meiden, ſind ſowohl bei Neubauten, als bei erheblichen Reparaturen alter Gebäude, welche 
für öffentl. Rechnung ausgeführt werden ſollen, folgende Bedingungen, ſoweit als es die 
Umſtände nur irgend geſtatten, in Erfüllung zu bringen: 
1) Die Bauarbeiten ſind in der Regel im Frühjahre anzufangen, und müffen die neu— 
aufgeführten Mauern, fo wie die Lehm- und Fachwerkoͤwände eine angemeſſene 
Zeit zum Austrocknen ſtehen bleiben, ehe fie abgebußt werden, was insbeſondere 
auch bei den ausgeſtakten Wänden und Windeldecken zu beobachten iſt; 

2) Maurer- und Lehmer-Arbeiten ſind in der Regel nur bis Ende Sept. im Freien 
und bis Ende Okt. im Innern der Gebäude zu geſtatten; 

3) Die Termine zur Vollendung der Neubauten oder Reparaturen von bedeutendem 

Umfange find auf den Monat Juli anzuſetzen; 
4) Die Uebergabe der neu errichteten oder ausgebauten Gebäude geſchieht erſt drei 
Monate nach der erfolgten Vollendung derſelben. 

In ſofern es möglich iſt, bleiben die Gebäude nach ihrer Vollendung noch einen 
Winter unbenutzt ſtehen, damit die Mauern, das Holzwerk, die Feuerungen ꝛc. nach und 
nach austrocknen konnen. 8 

Wenn es auch oft erheblichen Schwierigkeiten unterliegen wird, dieſe Bedingungen 
in Erfüllung zu bringen, fo wird deren Berückſichtigung doch für alle diejenigen Fälle em⸗ 
pfohlen, wo dadurch andere weſentl. Intereſſen nicht verletzt werden können; wedͤhalb denn 
ſowohl bei vorkommenden, für öffentl. Rechnung durch Adminiſtration auszuführen den 
als im Wege der Entrepriſe zu bewirkenden Bauten hierauf, ſoweit es die ſonſtigen Um— 
ſtände irgend geſtatten, gebührende Rückſicht zu nehmen iſt. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 81. Nr. 109.) 

c) Vorſchriften über die Farbe des Anſtrichs der öffentli— 
chen Baugegenſtände. 

R. der K. Reg. zu Potsdam v. 15. Aug. 1820. 

Zufolge Allerh. K. O. v. 30. Juni o. ſollen fortan alle öffentl. Gegenſtände, als 
Geländer, Barrieren, Zugbrücken, Pfähle u. dergl., wenn fie mit einem Anſtrich verſehen 
werden, wieder die Preuß. National-Farben, weiß und Schwarz, erhalten. Wir machen ſol— 
ches den betr. Behörden zu pflichtmäßiger Befolgung hierdurch bekannt. 

(A. IV. 230 —2. 10.) 

d) Vorſchriften über den Nichtgebrauch erhitzter eiſerner 
Bolzen bei Bauten auf Staatzbkoſten. | 
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C. R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 25. Jan. 1844 an ſämmtl. 
K. Reg. und an die K. Min.⸗Bau⸗Kom. 

Es iſt kürzlich der Fall vorgekommen, daß durch unvorſtchtiges Eintreiben eines er. 
hitzten eiſernen Bolzens in das Holzwerk einer neuen Brücke dieſe in Brand gerathen und 
gänzlich zerſtört iſt. Ich veranlaſſe deshalb die K. Reg., bei den auf Staatöfoften auszu⸗ 
führenden Bauten das nur in einigen Gegenden übliche Verfahren, die eiſernen Bolzen 
Behufs des Eintreibe ns in Holwerk vorher zu erhitzen, ferner nicht zu geſtatten und die 
ſꝝkmmtl. Baubeamten Ihres Verw. Bezirks hiernach mit Anweiſung zu verſehen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 41. Nr. 52.) 


e) Vorſchriften, betreff. das Verbot der Ueberſchreitung 
der Anſchläge. , 

1) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. v. 14. Aug. 1830, 

(A. XIV. 549.—3. 28.) 

2) C. R. der K. Verw. für H., F. u. Bauweſen v. 27. Okt. 1835. 

3) C. R. derſelb. Verw. v. 8. April 1836. 

4) C. R. derſelb. Verw. v. 4. Febr. 1837. (A. XXI. 236. — 1. 237.) 


5) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 5. März 1837. 

(A. XXI. 236. — 1. 235.) 

6) C. R. deſſelb. Min. v. 28. April 1837. (A. XXI. 235.— 1. 236.) 

7) C. R. des K. Fin. Min. v. 31. Okt. 1837. (A. XXI. 1088. —4. 201.) 
(Vergl. oben Kap. I., Tit. II., Unter-Abth. II. sub Nr. I., S. 244 ff.) 

) Berückſichtigung der Beſchäftigung der arbeitenden Klaſſen 
durch Verwendung derſelben bei öffentlichen Bauten. 

C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 25. Dec. 1851 
an die K. Ob. Präſid. 

Die in Folge der theilweiſe ungünftigen Ernte geſteigerten Preiſe der Lebensmittel 
haben von vielen Seiten Anträge auf Einleitung öffentlicher Arbeiten hervorgeruſen, um 
die Gelegenheit zum Broderwerb für die arbeitenden Klaſſen zu vermehren. Die zu öf— 
fentlichen Bauten für das künftige Jahr verfügbaren Fonds reichen nicht hin, um neben 
denjenigen Bauwerken, welche wegen ihrer Beſtimmung für die Zwecke der Verwaltung 
gefördert werden müſſen, noch andere Bauten auszuführen, die vorzugsweiſe dazu dienen 
ſollen, der arbeitenden Klaſſe in einer bedrängten Zeit Beſchäftigung zu gewähren, und die, 
auch wenn ſte an ſich für den öffentlichen Verkehr von Nutzen ſind, doch nach ihrem abſo— 
luten Werthe weniger dringend find, als diejenigen Bauten, deren Ausführung bei der vor: 
läufigen Vertheilung der Baufonds nach den vorgelegten Bauplänen der Königl. Regierun⸗ 
gen für das nächſte Jahr vorgeſehen ſind. Dieſe planmäßigen Bauten werden gleichwohl 
Gelegenheit geben, eine große Menge Hände zu beſchäftigen: den Regierungen iſt ein Theil 
der Mittel im Voraus überwieſen, um namentlich zu den Chauſſee-Neubauten und Chauſ⸗ 
fee-Reparaturen Steinmaterial im Laufe des Winters anfahren und verkleinern zu laſſen. 
Es wird daher von Nutzen fein, wenn in denjenigen Gegenden, in welchen zu beſorgen 
ſteht, daß ed an lohnender Arbeit fehlen werde, die Eingeſeſſenen zeitig auf die ihnen zu— 
nächſt belegenen öffentlichen Bauten hingewieſen, und wenn zugleich durch Vermittelung 
der Orts- und Kreisbehörden und durch Verſtändigung mit den dieſe Bauten leitenden 
Behörden Einrichtungen getroffen werden, um in Betreff ſolcher Arbeiter, welche auf längere 
Zeit ihre Heimath zu verlaſſen genöthigt find, einen entſprechenden Theil ihres Arbeitöver— 
dienſtes zum Unterhalt ihrer zurückgebliebenen Angehörigen zurückzulegen und zu verwen— 
den. Wo ſolche Vorkehrungen nicht ausreichen möchten, ſondern ein größeres Bedürfniß 
oder beſondere Verhältniſſe die Einleitung neuer, außer den feſtgeſtellten Bauplänen der 
Königl. Behörden liegenden Bauten wünſchenswerth erſcheinen laſſen, muß die Sorge für 
dieſe, ſowie die Beſchaffung der Mittel zur Ausführung, den Kommunen oder Kreiskorpo— 
rationen, deren Angehörigen dadurch ein bequemerer Arbeitsverdienſt mehr in der Nähe 
ihrer Heimath zugewieſen werden ſoll, überlaſſen werden. Sofern ſolche Arbeiten nicht, 
wie es bei ähnlichen Gelegenheiten früher und beſonders im Jahre 1848 häufig der Fall 
geweſen iſt, lediglich darauf berechnet ſind, ohne Rückſicht auf einen von den Arbeiten, ſelbſt 
zu erwartenden Nutzen eine augenblickliche Verlegenheit wegen Beſchäftigung müßiger Hande 
zu beſeitigen, ſondern geeignet find, ein öffentliches Intereſſe dauernd zu fördern, inoͤbe— 
ſondere wo nützliche neue Chauſſee-Anlaſſen oder großere Wegebauten beſchloſſen und die 
Mittel dazu ſoweit bereit geſtellt werden, daß es zur Ausführung derſelben nur noch einer 
angemeſſenen Bau⸗Prämie für die Chauſſee oder eines mäßigen Zuſchuſſes zu andern groͤ— 
ßeren Wegebauten bedarf, werde ich, durch die Bewilligung dieſer, ſolche Unternehmungen 
zu befördern gern bereit fein. Es ſoll auch die bereits erfolgte Verheilung der Baufonds 
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nicht hindern, für ſolche Zwecke die zu bewilligenden Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe noch 
im Laufe des bevorſtehenden Jahres zahlbar zu machen. Jedoch darf auf dieſe Zuſchüſſe 
nicht zu dem Zwecke Rechnung gemacht werden, um die Mittel zur Einleitung oder zum 
Beginn von Arbeiten zu gewinnen, während die ſonſt in Ausſicht genommenen Baukoſten 
noch nicht beiräthig ſind, ſondern die Zahlung der Prämien ꝛc. darf nur beantragt und 
wird nur geleiſtet werden im Verhältniß mit dem Fortſchritt der Arbeiten ſelbſt und den 
aus Kommunal- oder Kreis⸗Fonds darauf geleiſteten Verwendungen, nach den bei ſolchen 
Prämienbauten bisher als maßgebend vorgeſchriebenen Grundſätzen. 

Ew. ze. erſuche ich ergebenſt, hiervon die Königl. Regierungen Ihrer Provinz gefäl⸗ 
ligſt in Kenntniß zu ſetzen und darauf einzuwirken, daß die Thätigkeit der Behörden in 
Beziehung auf die Beſorgniſſe wegen hoher Preiſe der Lebensmittel im bevorſtehenden 
Frühjahre überall eine zweckmäßige Richtung gewinne. 

(Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 310. Nr. 333.) 

g) Ueber die Berückſichtigung der Erwerbsverhältuiſſe der 
Handwerker bei Ausführung öffentlicher Bauten, vergl. die C. R. 
des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. v. 26. Mai 1849 u. 10. Jan. 1851. 
(Min.⸗Akt. des Handeld-Min. III. 3263 u. Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 18. Nr. 20., ſ. in 
v. 8 nne's Gewerbe-Polizei [Breslau bei G. Ph. Aderholz 1851.] Bd. I. S 284. 
bis 288.) ; | 


Drittes Kapitel. 
Vorſchriften über das nach beendigter Ausführung öffent: 
/ licher Bauten zu beobachtende Verfahren. 


Erſter Titel. 


Von der Reviſion und Abnahme öffentlicher Bauten, ſowie 
| von der Juſtifikation der Koften derfelben. 


1) Das R. v. 5. April 1788 an ſämmtl. Krieged- und Domainen⸗Kam⸗ 
mern verordnete, daß von allen ausgeführten wichtigeren Bauten Anzeige zu 
machen und deren Reviſion zu bewirken. 


Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. Da es bei allen Bauten und Reparaturen, welche nach 
vorh er gefertigten und revidirten Anſchlägen entweder auf Rechnung oder auf Entrepriſe 
ausgeführet werden, hauptſächlich darauf mit ankömmt, ſichere Ueberzeugung zu erhalten, 
daß ſolche überall anſchlagsmäßig tüchtig und dauerhaft realifiret, und die dazu akkordir— 
ten Gelder zweckmäßig verwendet worden ſind, ſo wollen Wir künftig von allen und jeden 
Waſſer⸗ auch ſonſtigen Bauten, weiche mehrere Tauſend Rthlr. betragen, fie mögen auf 
Rechnung oder auf Entrepriſe ausgeführt werden, wenn ſte bis zur Reviſton fertig ſind, 
jedesmal Eure Anzeige ohne alle Erinnerung davon erwarten, um wegen einer von hier 
aus daruber zu veranlaſſenden Lokal-Reviſton erforderlichen Falls das Nöthige verfügen 
zu können, wornach Ihr Euch in vorkommenden Fällen auf das Genaueſte zu achten habt. 
Sind ꝛc. Gegeben Berlin, den 5. April 1788. f | 

Auf Spezial-Befehl. 
v. Blumenthal. v. Gaudi. v. Werder. v. Mauſchwitz. v. Schulenburg. 
(N. C. C. Tom. VIII. pag. 2035. Nr. 22.) 


Dazu erging die Dekl. v. 3. Juni 1788. | 

Friedrich Wilhelm ꝛc. In Verfolg des C. R. v. 5. April a. e, nach welchem von 
allen und jeden Waſſer-, auch ſonſtigen Bauten und Reparaturen, welche mehrere Tauſend 
Thlr. betragen, fie. mögen auf Rechnung oder auf Entrepriſe ausgeführt werden, wenn fie 
bis zur Reviſton fertig find, künftig zu denen von hieraus nöthigenfalls darüber zu veran⸗ 
laſſenden Lokal-Reviſtonen jedesmal ohne alle Erinnerung Anzeige anher geſchehen ſoll, 
machen Wir Euch hierdurch bekannt, daß Wir das Quantum der Baukoſten auf 3000 Rthlr. 
in dergl. Fällen dergeſtalt feſtgeſetzt haben, daß von allen Bauten und Reparaturen, wozu 
dieſer Koſtenbetrag oder noch mehr nach den gefertigten Anſchlägen erforderlich ift, die br, 
fohlene Anzeige anher geſchehen muß, wornach Ihr Euch genau zu achten habt. Sind 

Euch ꝛc. Gegeben Berlin, den 3. Juni 1788. 
Auf Spezial-Befehl. 
An ſämmtl. Krieges- u. Dom.⸗Kammern u. Kammer⸗Deput. 
(N. C. C. Tom. VIII. pag. 2123. Nr. 34.) 

v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. S 19 


d 
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2) Das C. R. des K. Min. des H. u. d. F. (b. Bülow) v. 26. Nov. 1820 
an ſämmtl. K. Reg. beſtimmte hiernächſt: 

a) daß es bei Bauten unter 100 Thlr. keiner förmlichen Reviſions— 
Protokolle bedürfe, ſondern Bau-Abn ahme-Atteſte genügen ſollen, und 
ertheilte zugleich 

b) Vorſchriften über die Einrichtung und den Inhalt, ſowohl der Bau⸗Re⸗ 
viſtons⸗Protokolle, als auch der Bau-Abnahme⸗Atteſte. 

Um die Baubeamten bei ihren ſchriftl. Ausarbeitungen zu erleichtern und ihnen mehr 
Muße zur Beſorgung des zweckmäßigen Entwurfs und der tüchtigen Ausführung der Baue 
zu verſchaffen, iſt nachgelaſſen worden, daß über dienigen von den unterz. Min. reſſorti⸗ 
renden Baue, deren Koſten nicht über 100 Rthlr. betragen und bei dem leicht zu überfehen 
iſt, ob bei der Ausführung weſentlich vom Anſchlage abgewichen worden oder nicht, auf 
den Fall, wenn entweder gar keine Abweichungen vorgekommen oder doch nur ſolche, 
welche dem Zweck und der Dauer des Baues keinen Nachtheil bringen, ſtatt der gewöhn⸗ 
lichen Reviſtons-Protokolle nur Abnahme-Atteſte ausgeſtellt werden dürfen, in welchen 
jedoch die etwa geſchehenen unſchädlichen Abweichungen vom Anſchlage bemerkt wer— 
den müſſen. 

Ueber alle Baue hingegen, deren Koſten die Summe von 100 Thlr. überſteigen, 
müſſen nach wie vor jedesmal ausführliche Reviſ.-Protokolle aufgenommen werden. In 
der Einleitung derſelben muß die Zeit der an Ort und Stelle wirklich erfolgten Abnahme, 
der Name des Beamten, der den Bau geleitet, oder des Bau-Unternehmers und das Da⸗ 
tum der Verf. oder des Kontrakts, durch welchen der Bau dieſem oder jenem übertragen 
worden, bemerkt werden. Hierauf muß die Balance zwiſchen den Poſttionen des Anſchla— 
ges und den wirklich ausgeführten Gegenſtänden folgen. Am Schluß muß beſcheinigt 
werden, in wiefern die vorgekommenen Abweichungen ſich rechtfertigen laſſen, in wiefern 
ſie dem Zweck und der Dauer des Baues mehr oder weniger vortheilhaft ſind und ob der 
Bau überhaupt gut und dauerhaft ausgeführt und der Kontrakt, im Fall die Ausführung 
in Entrepriſe geſchehen, überall erfüllt worden iſt; überdies find die Atteſte über die Ab— 
nahme des Baues ſowohl, als die Reviſ.-Protokolle jedesmal mit dem Reviſ.-Vermerk des 
Bauraths der Reg. zu verſehen, ſo wie denn auch bei den Arbeiten diejenigen noch übrigen 
Vorſchriften beobachtet werden müffen, welche in den der K. Reg. unterm 11. Juni 1817 
mitgetheilten, auf das Gutachten der Ober-Bau⸗Dep. fundirten Grundzüge der Inſtrukt. 
für die Baubeamten in dem VII. Art. ) gegeben find. 

Die (Tit.) hat hiernach Ihre Baubeamten zu inftruiren, und dafür zu ſorgen, daß 
dieſelben die Zeit, welche ſie durch die nachgelaſſene Erleichterung gewinnen, um ſo mehr 
auf die gute Beſorgung der Baue ſelbſt verwenden. 

(Aeta gen. des K. Fin. Min., Abth. für H., G. u. Bauw., A. 4. Nr. 24. Vol. I. 
Nr. 198 

Mit Bezug hierauf (ad 2) ergingen: | 

a) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 23. Jan. 1821 an die K. Reg. zu 
Aachen. Die Beſtimmungen des C. R. v. 26. Nov. 1820, finden auch für 
Beamten im Reſſort des Min. des J. Anwendung. 

Wir haben nichts dagegen zu erinnern, daß nach dem Antrage der K. Reg. in dem 
Ber. v. 13. Dec. p. J. die in dem R. der K. Min. des H. u. d. Fin. v. 26. Nov. v. J. 
nachgelaſſene Ausſtellung von bloßen Abnahme-Atteſten ſtatt der Rev.-Protokolle bei 
Bauten, deren Koſten nicht über 100 Thlr. betragen, auch auf die von dem Min. des J. 
reſſortirenden Bauten gleichen Betrages Anwendung finde. (A. V. 30. — 1. 25.) 

b) C. R. der K. Min. des H. (Gr. v. Bülow) und d. F. (v. Klewiz) v. 
31. Aug. 1824 an ſämmtl. K. Reg. u. an die Min. Bau⸗Kom. Bei Rechnungs⸗ 
Bauen über 100 Thlr. brauchen nur Mehr-Ausgaben durch Bau-Rebifiond- 
Protokolle gerechtfertigt werden, wogegen Abnahme-Atteſte, ohne Rüdfigt 
auf den Betrag der Baukoſten, genügen, wenn anſchlagsmäßig gebaut worden. 

f Zur Vermeidung unnöthiger Schreibereien wird die C. Verf. v. 26. Nov. 1820, die 
Reviſton der Baue betr., hierdurch dahin abgeändert, daß von nun an bei Rechnungs⸗ 
Bauen über den Koftenbetrag von 100 Thlr. hinaus nur Mehr-Ausgaben durch ums 
ſtändliche Bau-Reviſions-Protokolle gerechtfertigt zu werden brauchen, daß dagegen bei 
Rechnungs-Bauen, welche wohlfeiler ausgeführt als veranſchlagt worden, ein Abnahme⸗ 


1) Vergl. oben S. 136 ff. 


EN, 
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Atteſt, wonach bei Abnahme des Baues ſich gefunden, daß ſolcher anſchlagsmäßig tüchtig 
und dauerhaft ausgeführt iſt, ohne Rückſicht auf den Betrag der Baukoſten, genügen ſoll. 
Die K. Reg. hat aber Ihren Baubeamten einzuſchärfen, daß fie, bei Vermeidung der ernſt⸗ 
lichſten Ahndung, die Atteſte nur nach der ſorgfältigſten örtlichen Prüfung ausſtellen. 
e 12 0 5 K. Min. der F., Abth. für H., G. u. Bauw., A. 4. Nr. 24. Vol. I. 
r. 8395. 


c) C R. der K., Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des J. 
(b. Schuckmann) und d. F. v. 5. Sept. 1828 an ſämmtl. K. Reg. und Prov. 
Steuer⸗Dir. Anwendbarkeit des C. R. b. 31. Aug. 1824 auf Entreprife-Baue. 


In der., C. Verf. v. 26. Nov. 1820 iſt beſtimmt, daß in den Fällen, wo die Koſten 
eines Baues die Summe von Einhundert Thlrn. nicht überfteigen, und keine weſentlichen 
Abweichungen vom Anſchlage vorgekommen, den Baubeamten die Aufſtellung vollſtändi⸗ 
ger balancirender Reviſ.⸗Protokolle erlaſſen werden ſolle, dagegen in allen andern Fällen 
von ihnen ausführliche Reviſ.-Protokolle anzufertigen ſeien. Durch die anderweite C. V. 
v. 31. Aug. 1824 iſt dieſe Beſtimmung dahin erweitert worden, daß bei Rechnungsbauen 
auch über den Koftenbetrag von Einhundert Thlrn. hinaus nur Mehr-Ausgaben durch 
umſtändliche Bau⸗Reviſ.⸗Protokolle gerechtfertigt werden dürfen, dagegen bei Rechnungs⸗ 

bauen, welche wohlfeiler ausgeführt, als veranſchlagt worden, ohne Rüdficht auf den Be⸗ 
trag der Koſten ein Abnahme⸗Atteſt genügen ſolle. Gegenwärtig wird dies, mit Bezug 
auf die, unterm 30. Nov. 1826, wegen Juſtifikation der Koſten für Entrepriſe-Baue, 
erlaſſene C. V. !) dahin ausgedehnt, daß auch bei Entteprife-Bauten, wenn ſolche vollig 
anſchlagsmäßig ausgeführt, oder doch die bei der Reviſton befundenen Abweichungen nicht 
weſentlich find, von jetzt an bloße Abnahme-Atteſte zum Belag der Rechnungen genügen 
ſollen; jedoch find, bei vorhandenen dergleichen unweſentlichen Abweichungen, ſolche jedes⸗ 
mal in dem Abnahme-Atteſt genau anzugeben. (A. XII. 645. — 3. 25.) 


d) C. R. der K. Min. des J. (v. Rochow), d. F. (Gr. v. Alvensleben) 
u. d. G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 21. Juni 1841 an ſämmtl. K. Reg. 
und Prov.⸗Steuer⸗Dir. und an die K. Min. Bau⸗Kom. Superreviſion und Feſt⸗ 
ftellung von Bauanſchlägen durch die K. Ober-Bau-Dep. und Aufnahme von 
Baureviſions-Protokollen, ſowie Ausſtellung von Bau-Abnahme-Atteſten. 


Nachdem die in der C. V. v. 26. Nov. 1820 enthaltene Beſtimmung, 
das in den Fällen, wo die Koſten eines Baues die Summe von Einhundert Thlrn. 
nicht überſteigen und keine weſentliche Abweichungen vom Anſchlage vorgekom— 
men, den Baubeamten die Aufſtellung vollſtändiger balancirender Reviſ.-Proto⸗ 
kolle erlaſſen werden ſolle, dagegen in allen andern Fällen von ihnen ausführliche 
Reviſ.⸗ Protokolle anzufertigen ſeien, 
durch die anderweite C. V. v. 31. Aug. 1824 dahin erweitert worden, 
daß bei Rechnungsbauten auch über den Koſtenbetrag von Einhundert Thlrn. 
hinaus, nur eine Mehrausgabe durch umſtändliche Bau-Reviſ.-Protokolle ge⸗ 
rechtfertigt werden dürfe, dagegen bei Rechnungsbauten, welche wohlfeiler aus— 
geführt, als veranſchlagt worden, ohne Rüdficht auf den Betrag der Koften, ein 
Abnahme-Atteft genügen ſolle, 
ift letzteres ſpäterhin durch die C. V. v. 5. Sept. 1828 (A. S. 645.) mit Bezug auf die 
unter dem 30. Nov. 1826, wegen Juſtifizirung der Koſten für Entrepriſe-Baue, erlaſſene 
C. V. dahin ausgedehnt, 
daß auch bei Entrepriſe-Bauen, wenn ſolche völlig anſchlagsmäßig ausgeführt, 
oder doch die bei der Reviſton befundenen Abweichungen nicht weſentlich ſind, 
fortan bloße Abnahme-Atteſte zum Belag der Rechnung genügen ſollen, bei vor— 
handenen dergleichen unweſentlichen Abweichungen ſolche jedoch jedesmal in dem 
Abnahme -Atteſte genau anzugeben feien. 

Dieſe Beſtimmungen haben zu der nicht begründeten Vorausſetzung geleitet, als 
bedürfe es der vollſtändig balancirenden Reviſ.-Protokolle auch in denen Fällen nicht, wo 
zwar die dort aufgeſtellten Bedingungen zutreffen, die Anſchläge aber, obgleich fie verfaſ— 
ſungsmäßig der Superreviſton der Ober⸗Bau-Dep. zu unterwerfen geweſen wären, von 
dieſer Behörde doch nicht ſuperrevidirt und feſtgeſtellt worden find. ` 

Zur Befeitigung von Zweifeln wird nun hierdurch beftimmt, daß in ber Regel 
kein Bau, zu welchem der Anſchlag, den beſtehenden allgemeinen Verwaltungs-Vorſchrif⸗ 
ten gemäß, der Superreviſton und Feſtſtellung durch die Ober-Bau⸗Dep. unterworfen iſt, 


1) Vergl. unten sub Nr. 4. 
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begonnen werden darf, bevor der Anſchlag nicht von beier Behoͤrde ſuperrevidirt und feſt⸗ 
geſtellt und die Ausführung ausdrücklich genehmigt iſt. 

Wenn in dringenden Fällen Ausnahmen von dieſer Regel zu begründen find, ſo 
fo haben die Verwaltungsbehoͤrden darüber den betr. Miniſterien Anzeige zu leiſten und 
die Zenehmigung zum Beginn der Arbeiten vor feſtgeſtelltem Anſchlage nachzuſuchen; 
wenn aber die Umſtände ſo dringend ſind, daß auch vor dieſer Entſcheidung mit dem Bau 
begonnen werden muß, daß dies geſchehen, ſogleich anzuzeigen und die nachträgliche Be, 
nehmigung zu erbitten. In allen Fällen aber, in denen ein der Superrebifion und Feſt⸗ 
ſtellung durch die Ober-Bau-Dep. zu unterwerfender Anſchlag zur Ausführung kommt, 
bevor derſelbe dieſer Behörde vorgelegen und von ihr geprüft und feſtgeſtellt worden, if 
die Aufſtellung eines vollſtändigen balancirenden Reviſ.⸗Protokolls erforderlich. 

(Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 178. Nr. 269., Centralbl d. Fin. Min. 1841. S. 148, 
Nr. 71.) | 

3) Das C. R des K. Min. de8 H. (G. v. Bülow) v. 27. Sept. 1822 
an ſämmtl. K. Reg. verordnete in dieſer Beziehung: 

a) daß das Bau-Reviſions-Protokoll den Nachweis der Abweichungen vom 
Anſchlage enthalten müffe, 

b) daß und in welcher Art die Reviſion der Bau-Reviſions-Protokolle 
durch den Reg. Baurath zu bewirken, und 

c) in welchen Fällen es der Vorlegung des Bau-Reviſions-Protokolls bei 
der Ob.⸗Bau⸗Dep. bedürfe. N 

Wenn gleich in der Regel nur nach den Anſchlägen gebauet, und Ueberſchreitungen 
derſelben auf alle Weiſe vermieden werden ſollen, ſo liegt es doch in der Natur der Sache, 
daß kein Neubau oder irgend eine bedeutende Reparatur ohne alle Abweichung von dem 
Anſchlage auszuführen iſt. Das nach der Beendigung des Baues aufzunehmende Wett, 
ſtons-Protokoll aber muß den genaueſten Nachweis darüber enthalten, da dergleichen 
Abweichungen, wenn auch hinftchtlich der Conſtruktion unweſentlich, doch auf den Koſten— 
betrag einen mehr oder weniger bedeutenden Einfluß haben können, und nur aus ber ſpe⸗ 
ciellen Angabe aller gefertigten Arbeiten und verwendeten Materialien das Reſultat gezo⸗ 
gen werden kann, ob überhaupt mehr oder weniger als der Anſchlag vorſchreibt, geleiſtet 
worden iſt. ö 

Es iſt nun durchaus nothwendig, auch der bisherigen Praxis gemäß, daß ſämmtl. 
Reviſtons-Protokolle von dem betr. Reg.-Baurath durchgeſehen und feſtgeſetzt werden. 
Derſelbe hat dabei vorzüglich zu prüfen, ob der Baubeamte bei der Ausführung ſich in den 
Schranken der ihm ertheilten Autoriſation gehalten oder der Entrepreneur feine Verbind⸗ 
lichkeiten erfüllt; ob die etwa ſtatt gefundenen Abweichungen von dem Anſchlage under⸗ 
meidlich ader nützlich geweſen, und die Mehr- oder Minder-Koſten nach den durch den 
Anſchlag feſtgeſtellten Grundſätzen berechnet ſind. 

Der Reg.⸗Baurath hat dieſe Prüfung nicht nur, ſondern auch die Reviſton während 
der Ausführung bei den wichtigeren Bauen in der Regel, ſondern auch bei dem unwichti⸗ 
geren mitunter gelegentlich vorzunehmen, um die Aufmerkſamkeit der Baubeamten rege zu 
erhalten, und ihr amtliches Verfahren zu kontrolliren. Doch iſt es nicht nöthig, daß die 

„Ober⸗Bau⸗Dep. von allen Einzelnheiten der bewirkten Ausführungen Kenntniß erhalte; 
vielmehr reicht es hin, wenn derſelben die Reviſtons-Protokolle über die wichtigeren Baue 
nur in folgenden Fällen vorgelegt werden: 

1) Wenn das betr. K. Min. aus beſonderen Gründen die örtliche Super-Rebiflon 

durch den Dep.-Rath der Ober-Bau-Dep. für nothwendige hält. 

2) Wenn bei der Ausführung weſentliche Abänderungen des genehmigten Bauplan, 
hinfichtlih der Einrichtung oder Konſtruktion der Gebäude vorgenommen worden find, 
und es auf die Beurtheilung ankommt, ob ſich dieſelben rechtfertigen laſſen. h 

3) Wenn der Anſchlag durch beſondere Umſtände, als: Erhöhung der Preiſe, größere 
Ausdehnung, nachträgliche Bewilligung nicht veranſchlagter Gegenſtände, was jedoch moͤg— 
lichſt zu vermeiden, bedeutend überfchritten worden iſt. 

In dieſen letzteren sub 3 benannten Fällen genügt es, und wird auch für die K. Reg. | 
ſelbſt die leichteſte Ueberſicht gewähren, wenn die Preis: Erhöhungen oder hinzu gefom- 
menen Gegenftände in einem Nach-Anſchlage ausgeführt, und durch denſelben bie Ueber? 
ſchreitungen der bewilligten Summen nachgewieſen werden. 

Von Seiten der Ober-Bau-Dep. wird es hiernächſt nur auf Feſtſetzung des Nach⸗ 
Anſchlages ankommen, und es wird einer weitern Durchſicht der Reviſtons-Protokolle nicht 
bedürfen. Anders verhält es ſich jedoch, wenn der urſprüngliche Bauplan in allen oder 


doch vielen Punkten hat modificirt werden müffen, in welchem Falle mit der Reviſton dem 
Anſchlage, Satz vor Satz gefolgt werden muß, da bei der Verpflechtung der veranſchlagten 
und nicht veranſchlagten Begenftände ein Nach-Anſchlag nicht nur eine ſehr mühfame, ſon⸗ 
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dern auch eine ganz fruchtloſe Arbeit erfordern, und die Ueberſicht erſchweren würde. In 
einem ſolchen Falle muß daher die Superreviſton des ganzen Reviſtons-Protokolls durch 
die Ober⸗Bau⸗Dep. erfolgen, in ſofern der Bau überhaupt, nach deren oder der Reg. 
Inſtrukt. v. 23. Oft. 1817 zu ihrer Kenntniß zu gelangen beftimmt ift. 

Uebrigens iſt bemerkt worden, daß ohnerachtet der bereits erlaſſenen C. V. doch meh: 
rere das Formelle der Bau-Angelegenheiten betr. Vorſchriften immer noch unvollkommen 
befolgt werden. Es wird daher der K. Reg. hierdurch aufgegeben: 

1) keinen zur Super-Reviſton ber Ober⸗Bau⸗Dep. beſtimmten Anſchlag einzureichen, 
wenn derſelbe nicht zuvor die Vor-Reviſion des betr. Reg.-Bauraths paffirt iſt; auch die 
etwanigen Erinnerungen des letzteren, inſofern ſolche die Umarbeitung des Anſchlages 
oder die Beibringung vermißter Angaben beruͤhren, vor der Einſendung, ſoweit es zur 
vollſtändigen Beurtheilung noͤthig ift, erledigen zu laſſen. | 

2) Jedem Anſchlage das erforderliche Erläuterungs-Protofou beizufügen. 

3) Bei Land-Gebaͤuden darauf zu ſehen, daß außer Grund- und Aufriſſen auch die 
nöthigen Profile, und, wo Auswechslungen vorkommen, auch die Zeichnung der Balken— 
lagen beigefügt, ſonſt aber die Vertheilungen der Balken, wenigſtens unter den Grund— 
riſſen angedeutet werden. e BE 

4) Bei Zeichnungen von Brücken auf die Angabe des hoͤchſten und des niedrigſten 

Waſſerſtandes zu halten. | 3 
€ 5) Den Reg. Bauräthen ſowohl als der Calculatur der Gebrauch der rothen Dinte 
in den Anſchlägen zu unterſagen, was zwar unbedeutend ſcheint, aber nothwendig iſt, um 
Verdunkelungen zu verhüten. 5 8 
6) Bei Ausarbeitung der Anſchläge zu Landbauen die unterm 17. Mai 1820 ertheil- 
ten Vorſchriften wegen Berechnung der Mauerziegel genau befolgen zu laſſen, auch uͤber— 
haupt Ihr Augenmerk dahin zu richten, daß 

7) ſämmtl. Materialien nach den einzelnen Poſttionen des Anſchlags, und Angabe 
der Grundſätze, nach welchen der Bedarf ermittelt worden, nachgewieſen, auch 

| 8) Die Abmeſſungen der Körper und Flächen, welche in dem Anſchlage vorkommen, 
vollſtändig angegeben werden. 

Hiernach hat die K. Reg. auf das genaueſte zu achten. ` ) 

(Acta gen. des K. Min. d. F., Abth. für H., G. u. Baum. A. 4. Nr. 24. Vol. I.) 


Dazu: 
C. R. der K. Verw. für H., Fabr. u. Baum. (Beuth) v. 9. Juni 1835 an 
ſämmtl. K. Reg., und an die K. Min.⸗-Bau-Kom. Nothwendigkeit der Einſen— 
dung der Beläge in allen Fällen, wo es der Superreviſion durch die Ober— 


Bau⸗Dep. bedarf. 

Der K. Reg. wird aufgegeben, für die Folge in allen Fällen, wo nach Ausführung 
eines Baues die Superreviſton durch die Ober-Bau-Dep. nöthig ift, die Beläge mit ein⸗ 
zuſenden. Wenn die Mehr-Ausgabe lediglich die Grund-Entſchädigungskoſten betrifft, 
und durch Erſparniß bei andern Anſchlags-Poſttionen nicht gedeckt wird, ſo iſt zwar die 
Superreviſton durch die Ober-Bau-Dep. nicht erforderlich; es muß aber nichts deſto weni— 
ger die Genehmigung zur Mehr-Ausgabe nachgeſucht werden, da ohne dieſe die K. Ober- 
Rechnungskammer die Ausgabe moniren wuͤrde. 

Zugleich wird die Anordnung der C. V. v. 27. Sept. 1822 zu 3 dahin in Erinne— 
rung gebracht, daß wenn — wie dies am häufigften vorkommt — bedeutende Anſchlags⸗ 
Ueberſchreitungen in einzelnen Punkten ſtattgefunden haben, ohne daß von dem ganzen 
Bauplane weſentlich abgewichen wäre, nur darüber Reviſtond-Nachanſchläge aufzuſtellen 
find. (A. XIX. 498. — 2. 139.) | 

4) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des J. 
(v. Schuckmann) u. d. Fin. (v. Motz) v. 30. Nov. 1826, an die K. Reg. zu 
Stettin und zur Nachachtung an ſämmtl. übrige K. Reg. Vorſchriften über 
das Verfahren bei Juſtifikation der Koſten für Entrepriſe-Bauten und das 
Verfahren bei Zahlung der Baugelder. * | 

Damit bei Juſtifikation der Koften für Entrepriſe-Bauten in den Rechnungen Fünftig 
überall ein gleichmäßiges, den Geſchäftsbetrieb moglichſt vereinfachendes Verfahren ftatt- 
finde, find die unterzeichneten Min, mit der K. Ober-Rechn.⸗Kammer, über die Feſtſtellung 
folgender Punkte übereingekommen, welche der K. Reg. auf den, dieſen Gegenſtand betr. 
Ber. v. 17. März d. J., zur künftigen Beachtung mitgetheilt werden. | 

1) Die Anfchläge find in der Regel von den Bau⸗Inſpektoren und Kondukteurs nur 
einfach anzufertigen und der Reg. einzureichen. 

2) Die BausEntreprife-Kontrafte find zwiefach auszufertigen: ein Exemplar behält 
der Unternehmer, das andere wird der Reg. zurückgereicht; der Baubeamte nimmt ſich 


x 


EEE 


294 Geſetzgebung über das Staats- und öffentl. Bauweſen, deffen Verwaltung. 


diefenigen Notizen aus dem Kontrakte, welche ihm zur Beaufſtchtigung des Baues nö. 
thig ſind; 

A 3) In dem Kontrakte wird es in der Regel dem Unternehmer zur Bedingung gemacht, 
ſich Abſchrift des Anſchlags zu nehmen. Findet dies in einzelnen Fällen Bedenken, fo hat 
die Reg. die nöthigen Abſchriften für den Entrepreneur beſorgen zu laſſen. Das Original 
des Anſchlags erhält jedenfalls der die Ausführung beaufſichti gende Baubeamte und behält 
ſolches bis zur Abnahme des Baues. g 

4) Die Anweiſung der erften Kontraktspoſt geſchiehet ohne Beifügung des Kontraktz 
und des Anſchlags, jedoch jederzeit in der Art, daß die ganzen reip. anſchlags - und kon⸗ 
traktmäßigen Baukoſten, als von der zahlenden Kaffe gleich zur Soll-Ausgabe zu ſtellen, 
in die Anweiſung übernommen, auch da, wo vielleicht über einen und denſelben Bau theil⸗ 
weiſe mit mehreren Entrepreneurs kontrahirt, oder ein Theil des Baues der Ausführung 
auf Rechnung vorbehalten wird, die kontraktmäßigen ganzen Koſten-Beträge für jeden 
Entrepreneur, ſo wie der anſchlagsmäßige Koſten-Betrag des Rechnungs-Baues in der 
Anweiſung angegeben werden, damit dieſe Beträge von der Kaffe ſofort in ihrem Manual 
und demnächſt auch in der Rechnung in welcher die erſte Zahlung darauf in Ausgabe 
erſcheint, zur Soll-Ausgabe geſtellt werden. 

5) Sind Zwiſchen⸗Zahlungen ſtipulirt und von dem Vorſchreiten im Bau in gewiſſen 
Verhältniſſen abhängig gemacht; ſo erfolgt deren Anweiſung auf den Grund und unter 
Zufertigung des Zeugniſſes des Baubeamten, daß der Bau bis zu dem beſtimmten Punkte 
vorgerückt ſei. ` 

6) Bei Anweiſung der letzten Kontraktspoſt, wird der Kaſſe ſowohl das der Reg. 
zurüdgereichte Kontrakts-Exemplar, als das Bau-Reviſions-Protokoll, oder das Ab: 
nahme⸗Zeugniß zugefertigt, je nachdem es vorſchriftsmäßig des erſtern oder nur des letz— 
tern bedarf. 

Erhält die Kaffe das Bau-Reviſtons-Protokoll, jo bedarf e des Original-Anſchlags 
nicht, und es iſt vielmehr nur darauf zu ſehen, daß der Kalkulator, welcher die Zahlen des 
Rebiſtons⸗Protokolls prüft, die dem letztern vorgeſetzte Abſchrift des Anſchlags rückſichtlich 
der Uebereinſtimmung mit dem Orginal beſcheinigt. 

Iſt aber nur ein Abnahme-Zeugniß ausgeſtellt: ſo muß der Kaſſe der Anſchlag mit 
zugefertigt werden. 

Die Beſtimmung in dem Cirk. des Fin. Min. v. 29. Aug. 1820 1), wegen Beifü⸗ 
gung der Entrepriſe-Kontrakte ac. bei der erſten Zahlungs-Anweiſung, iſt nach Vorſtehen⸗ 
dem als aufgehoben zu betrachten. 

Ge 5 5 Fin. Min., Abth. für H., F. u. Bauw., sign. Generalia B. 1. 
12. 


Mit Bezugnahme hierauf bemerkt über das in dieſer Beziehung in 
Brückenbau- Angelegenheiten insbeſondere zu beobachtende Verfahren 
das C. R. der K. Reg. zu Königsberg v. 22. März 1835, an die Landbaumei⸗ 
ſter und Landbau-Infpektoren ꝛc. 


Mit Bezug auf das ſämmtl. Kreis⸗Baubeamten mittelſt Verf. v. 8. Jan. 1827 zuge: 
fertigte C. R. der K. Min. v. 30. Nov. 1826 wird Ihnen auf die unterm 16. Juni pr. 
gemachte Anfrage eröffnet, daß in den Brückenbau-Angelegenheiten für die Folge nachſte⸗ 
hendes Verfahren beobachtet werden ſoll. 

Die von den Kreis-Baubeamten eingereichten Anſchläge werden, ſofern dagegen gar 


) Das allegirte C. R. des K. Fin. Min. v. 29. Aug. 1820 an ſämmtl. K. Reg. 
beſtimmte: 

sie, 2) Zahlungen aus etatsmäßigen Fonds an Spezial-Kaſſen, Behörden oder 
»einzelne Perſonen zur weitern Berechnung als z. B. zu Bauten, Forſtkulturen, 
»Holzhauerlohn u. ſ. w. desgl. 

»3) Abſchlags-Zahlungen auf Forderungen, z. B. auf Bau-Entrepriſen u. |. w. 
»beide Gattungen find künftig durchaus nach den Beſtimmungen der Verf. v. 28. 
»Dec. 1817 zu behandeln und auf die betr. Fonds gleich zu verausgaben, dabei aber 
»die nöthigen Kontrollen zu führen, damit die Rechnungslegung gehörig erfolgt, oder 
»bei Abſchlags⸗Zahlungen die gezahlten Summen bei Berichtigung des Reſtes in 
»Anrechnung gebracht werden. Bei der erſten Zahlung find ber Kaffe die Juſtifi⸗ 
»fatorien, worauf die ganze Ausgabe ſich gründet, z. B. die Entrepriſe⸗ Kontrakte, 
»Genehmigungs⸗R. ꝛc. gleich zuzufertigen und bei den folgenden Zahlungs-Anwei⸗ 
»jungen darauf Bezug zu nehmen 2c.« 

Ge Cep de K. Min. des K. H., Abth. II., II. 11,530, II. 16,356, III. 
„170. 
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keine oder doch keine weſentlichen Abänderungen bei der Reviſton nöthig geweſen, den betr. 
Rentämtern in allen den Fällen zur Ermittelung eines Bau⸗Unternehmers im Wege der 
Licitation in vidimirter Abſchrift zugefertigt, wo das Objekt über 50 Thlr. beträgt. 

Ein ſolches Licitations⸗Verfahren iſt durch die Beſtimmung des K. Min. vom 20. | 
Sept. 1819 ) ausdrücklich vorgefchrieben, und kann nur in den Fällen davon abgeftanden \ 
werden, wo beſondere, von den Kreid-Baubeamten bei Ueberreichung des Anſchlages anzu⸗ | 
zeigende Gründe die Ausführung des Baues auf Rechnung bedingen. 

Unter 50 Thlr. werden in der Regel alle Bauten auf Rechnung ausgeführt, und be— | 


darf es dazu keines beſondern Anſchlages, ſondern nur einer vom betr. Bau-Handwerker 
aufgemachten Liquidation, welche aber nach der Min. C. Verf. v. 6. Mai 1825 (v. K. A. | 
1825. H. 2. S. 469) 2) von dem Kreis-Baubeamten jedesmal an Ort und Stelle zu revi— D 
diren, und demnächſt mit feiner Beſcheinigung verſehen, einzureichen iſt. | 

Das Original des Anſchlages bleibt während des Baues bei unſern Akten und dient 
demnächſt der Kaſſe zum Rechnungsbelage. f 

Sobald die Licitations-Verhandlungen eingegangen und auf Grund derſelben der 
Koutrakt geſchloſſen worden, erhalten die Kreis-Baubeamten das Haupt-Kontraks-Exem⸗ 
plar, dem von hier aus gleich eine vidimirte Abſchrift des Bau-Anſchlages beigefügt iſt, 
zur Aushändigung an den Entrepreneur, nachdem fie vorher die ihnen für die Beaufſtchti⸗ 
gung und Reviſton des Baues erforderlichen Notizen daraus entnommen, und nach der 
beigefügten vidimirten Abſchrift das in ihren Händen befindliche Koncept des Anſchlages 0 
da wo es noͤthig, berichtigt haben. | 0 

Das dem Entrepreneur ausgehändigte Kontrakts-Exemplar bleibt in deſſen Händen 
und darf nicht, wie es bis jetzt noch häufig geſchehen, uns zurückgereicht werden. d 

In welchen Fällen über die ausgeführten Bauten förmliche Reviſions-Protokolle d 
angefertigt werden müſſen, und hingegen die Abnahme-Atteſte genügen, 10 durch die den IN 
Kreis⸗Baubeamten unterm 25. Sept. 1828 mitgetheilte Min. C. Verf. v. 5. Sept. 1828 ) | 
feſtgeſetzt, wonach genau zu verfahren. 

Aller Anmahnungen ungeachtet haben wir doch vielfältig wahrnehmen muͤſſen, daß 
die Hrn. Kreis⸗Baubeamten bei Anfertigung der Anſchläge zu Brücken und Wegebauten 
nicht übereinſtimmend zu Werke gehen. 

Namentlich wird häufig die unerläßliche Angabe vermißt: 

1) auf welcher Landſtraße oder Communikationsſtraße, 

2) in welchen Grenzen die Brücke liegt. 

3) welche Nummer fie in unſerm Kataſter hat, 

4) über welches Gewäſſer dieſelbe führt, 

5) und wenn ſolche zum letztenmal neugebaut, und wenn und wie oft nachher 

reparirt worden. 

Dieſe Nachrichten dürfen nie fehlen, und müſſen namentlich zu 1. mit gehöriger 
Berückſichtigung der geſetzlichen Vorſchrift des A. L. R. Thl. I. Tit. 15. §. 1. und der 
daraus fließenden Unterſcheidung zwiſchen Landſtraßen und Kommunikationsſtraßen, alſo 
bei Landſtraß en: ſtets durch Bezeichnung der Städte, Poſtämter u. 1. w., welche als 
Endpunkte dieſer Kommunikation, derſelben den Charakter einer Landſtraße geben, nicht 
blos der zunächſt gelegenen Dörfer, geliefert werden. 

Ueber das erforderliche Bauholz muß dem Anſchlage jederzeit eine beſondere Speci— 
fikation nachgetragen werden, was bisher nur von wenigen Baubeamten beobachtet wor— 
den. Die Specifikation iſt mit dem Atteſte der betr. Oberförſterei verſehen zu laſſen. 

Bei denjenigen Brücken, welche in Domainen-, Vorwerks- oder Forſt-Grenzen lie⸗ 
gen, und wo bisher die Immediatbäuerlichen Einſaſſen die Hand- und Spanndienſte gelei— 
ſtet haben, ſind dieſe in Zukunft jedesmal zu einem beſonderen Nachtrage des Anſchlages 
zu berechnen, da jene Einſaſſen, nach der Allerh. K. O. v. 7. April 1834 von Leiſtung der 
Hand- und Spanndienſte befreit, und die diesfälligen Koften vom Domainen- oder Forſt⸗ 
Fiskus zu bezahlen ſind, wozu der obige Nachtrag als Belag dient. 

Solcher muß alſo eine vollſtändige Berechnung enthalten, und nicht, wie es bis jetzt 
meiſtens der Fall geweſen, der diesfällige Koſtenbetrag nur ſummariſch am Schluſſe ange— 

eben ſein. 
0 Um in Zeiten eine Ueberſicht von den Bedürfniſſen zu erhalten, welche die Brüden- 
und Wegebauten im Laufe jeden Jahres erfordern, muß es bei der unterm 8. Aug. pr. für 
dieſes Jahr getroffenen Beſtimmung auch ferner verbleiben, wonach die Kreis-Baubeamten 
gehalten ſind, zum 1. Okt. jeden Jahres ein Verzeichniß einzureichen, welches die im Laufe 
des nächſten J. nöthigen Brüden- und Wegebauten in folgender Ordnung nachweiſet: 


1) Vergl. oben. Abſchn. I. Kap. I. Tit. 3. S. 267. 
2) Vergl. oben S. 237. a 
5) Vergl. oben S. 291. 
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1) laufende Nummer, 2 

2) Bezeichnung der Brücke nach Nummer, Straße und Gewäſſer, wie der Orts: 

grenze in der ſie liegt, 

3) Angabe des veranſchlagten Koſtenbedarfs. u 
e Die Anſchläge werden, ohne Rückſicht auf dieſes Verzeichniß nach wie vor, über jede 
Brücke feparat, zeitig eingereicht. (A. XIX. 267. — 1. 191.) 

5) C. R. der K. Min. des Kr. (v. Boyen), der G., U. u. Med. Ang. (Eid; 
horn), d. F. (v. Bodelſchwingh), des K. H., Abth. II. (Gr. zu Stolberg) u. dez 
J. (Gr. v. Arnim) v. 31. Dec. 1842, an ſämmtl. K. Reg. Beſchränkung 
der Nothwendigkeit der Reviſton der Bezirks-Baubeamten auf Bauten über 
20 Thaler. 

Mit Bezug auf die C. Verf. v. 6. Mai 1825 1) wird zu weiterer Erleichterung der 
Königl. Baubeamten hierdurch beflimmt, daß für die Folge bei den auf Rechnung der 
unterz. Min. auszuführenden Bauten. Reparaturen und Utenſtlien⸗Herſtellungen die 
Reviſton der Bez. Baubeamten nicht weiter erforderlich ift, in ſofern die Koſten den 
Betrag von Zwanzig Thlrn. nicht erreichen. Dagegen behält es bei den bisherigen Ber. 
ſchriften fein Bewenden in Hinſtcht 

1) aller baulichen Einrichtungen in Dienſtwohnungen K. Beamten und 

2) aller Garniſon-Bauten, wobei die Baubeamten ſo viel, als es den Umſtänden 

nach zuläſſig erſcheint, ſchon erleichtert ſind, Ee 

3) aller baulichen Anlagen, wodurch, wenn die Koſten auch nicht 20 Thlr. betra⸗ 

gen, weſentliche Veränderungen an dem beſtehenden Bauwerke, oder ſolche Vor⸗ 
kehrungen bezweckt werden, welche eine beſondere, nur Bar-Verſtändigen bei⸗ 
wohnende Sachkenntniß erfordern, j a 
4) aller baulichen Einrichtungen an den Stations-Gebäuden der Telegraphie. 
Hiernach hat die K. Reg. das Weitere zu veranlaſſen. 


(Acta des K. Min. d. F., Abth. für H., G. u. Bauw., A. Nr. 24. Vol. IV, 


17489. IV., Centralbl. d. Fin. Min. 1843. S. 88. Nr. 19., Min. Bl. d. i. V. 
1843. S. 13. Nr. 22.) 
Dazu: 


R. der K. Min. der F. und des K. H., Abth. II., v. 8. Juni 1843 ad 2. 
4. u. 5. (Oben Kap. I. S. 238.) 


6) Die Inſtr. für die K. Oberrechnungs-Kammer v. 18. Dec. 1824 
beſtimmt im §. 18. in dieſer Beziehung: 

Es iſt unerläßliche Pflicht der Verwaltungsbehörden, darauf zu ſehen, daß für die 
anſchlagesmäßigen Summen auch dauerhaft gebaut, und fo auf Verminderung der etatz⸗ 
mäßigen Baufonds hingewirkt werde. 

Abweichungen von den genehmigten Bauanſchlägen oder Abänderungen derſelben 
dürfen in der Regel nicht geduldet werden. Der ausführende Bau meiſter, welche ſich der: 
gleichen zu Schulden kommen läßt, ſoll die dadurch verurſachten Mehrkoſten ſelbſt tragen. 
Wenn jedoch durch nicht vorherzuſehen geweſene Umſtände Abweichungen nothwendig wer— 
den, jo muͤſſen dieſe, fo wie etwanigen Ueberſchreitungen der Bauanſchläge durch die Brit 
ſtonsprotokolle und beizufügende höhere Genehmigung gerechtfertigt, auch die Mehrkoſten 
durch einen beſondern approbirten Nachanſchlag begründet werden ꝛe. 

Remunerationen für beſoldete Baubediente dürfen nicht aus den Baufonds bewil⸗ 
ligt werden. SE 

Sind bei bedeutenden Bauten, zu deren ununterbrochenen Leitung und Beauffihti- 
gung beſondere Kondukteure erforderlich, und können dieſe nicht aus dem beſoldeten Per— 
ſonale genommen werden, fo müffen die reglementsmäßigeu Diäten für e gleich in den 
Bauanſchlägen mit zum Anſatz kommen. (A. IX. 10.) 

7) Verfügungen einzelner Provinzial-Regierungen. 

a) Publ. der K. Reg. zu Potsdam v. 30. Mai 1817, betr. das Verfahren 
bei der Abnahme und Ausführung von Bauten. (A. 1. 47. — 2. 26.) 

b) Publ. der K. Reg. zu Königsberg v. 27. Juni 1817, betr. das Verfah— 


ren bei Abnahme K. Bauten und das Verfahren bei Auszahlung der Baugelder. 
A. I. 49. — 2. 27.) 


1) Dies R., welches oben (Kap. I. Tit. 2. Unterabth. I., S. 237.) gegeben worden, 
beſtimmt, daß öffentliche Bauten unter 50 Thlr. keine Veranſchlagung durch 
Baubeamte ſondern nur Reviſton durch dieſelben erfordern. 
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c) C. R. der K. Reg. zu Trier v. 23. April 1842, betr. das Verfahren 
bei Veränderungen und Abweichungen in den feſtgeſetzten Bauplänen und Pro— 
jekten. (Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 126. Nr. 180.) 

Vergl. dieſe Publ. in den betr. Reg. Amtsblättern. 


Zweiter Titel. 
Vorſchriften über das Verfahren bei Auszahlung der 
Bau ⸗Gelder. 


1) Regul. des K. Fin. Min. v. 6. Sept. 1815 über das Verfahren bei 
Auszahlung von Baugeldern und wegen der dafür zu bewilligenden Remu— 
neration *). : 2 

Die K. Reg. bemerkt in ihrem Ber. v. 7. März d. J. ganz richtig, daß die Führung 
der Bau-⸗Rechnungen fo wenig, als die Auszahlung der Lieferanten und Bau-Arbeiter für 
die Baubedienten ſich eignet. Um allen daraus zu beſorgenden Mißbräuchen vorzubeugen, 
von der andern Seite aber unnöthige Koſten zu vermeiden, dienen der K. Reg. folgende 
Beſtimmungen zur Nachricht und Achtung: 

1) Baubeamte dürfen niemals die Auszahlung der Baugelder ſelbſt beſorgen. 
2) aan ungen für Entreprife- Bauten erfolgen jederzeit unmittelbar bei der betr. K. 
aſſe 


Kaſſe. i a 

3) Die Auszahlung der Gelder bei Rechnungs-Bauten muß in der Regel auf der Bau— 
ſtelle ſelbſt geſchehen. j 

4) Iſt bei Rechnungd- Bauten die Bauftelle mit der betr. Kaffe nicht an einem Orte, 
oder das Perſonal der Kaſſe nicht zureichend, die Zahlungen auf der Bauſtelle zu 
bewirken, fo kann die Auszahlung für Rechnung derſelben einem Dritten gegen 
gehörige Sicherheit dergeſtalt übertragen werden, daß derſelbe aus der betr. Kaſſe 
den Bedarf nach Erforderniß vorſchußweiſe erhält, ſolchen gehörig berechnet, und 
hiernächſt förmliche Rechnung ablegt, welche ſodann der Kaffe zugefertigt wird, um 
die ganze Summe zu verausgaben und den Vorſchuß zu löſchen. Als Remuneration 
können in ſolchen Fällen bei einer Anſchlags-Summe bis 5000 Thlr. ein Prozent, 
von dem Betrage über 5000 bis 10,000 Thlr. ein halbes Prozent, und von dem, 
was die Summe von 10,000 Thlr. überfteigt, ein Viertel Prozent bewilligt 
werden. 

5) Sobald die Kaſſe, aus welcher die Baugelder erfolgen, die Auszahlung derſelben 
e kann, fällt hingegen jede Veranlaſſung zu Remuneration weg. . 

aris ꝛc. ? 

(Acta gen. des Fin. Min., Abth. IV., sign. A. 19. 2a Vol. I.) 


Dies Regul. (ad 1.) ift genehmigt durch die K. O. v. 31. Aug. 1825 an 
den Staats-Min, v. Schuckmann. | 

Ich finde nichts dagegen zu erinnern, daß bei der Auszahlung von Baugeldern und 
Bewilligung von Remunerationen für dieſe Auszahlung bei Rechnungs-Bauten, auch 
ferner nach den in Ihrem Ber. v. 2. Aug. d. J. angezeigten Beſtimmungen des Regul. 
v. 6. Sept. 1815 verfahren werde, wobei Ich jedoch ausdrücklich feſtſetze, daß die Tan⸗ 
tieme für die Auszahlung nur nach Maßgabe des geſammten Anſchlags-Quantums ohne 
Trennung in einzelne Anſchlags-Summen, z. B. für Maurer-Arbeit, Zimmer - Arbeit ꝛc. 
erhoben werden kann, und daß es dabei nicht darauf ankommt, wie lange der betr. Bau 
dauert. (Acta gen. des Fin. Min., Abth. IV. sign. A. 19. 2a. Vol. I.) 

2) C. R. des K. Min. des H. (Gr. v. Bülow) v. 29. Okt. 1818. Ver⸗ 
fahren bei Berechnung der Baugelder. f 

Damit bei Berechnung der Baugelder ein uübereinſtimmendes Verfahren beobachtet 
werde, wird die K. Reg. hierdurch angewieſen, bis zum Erſcheinen einer allgem. Kaſſen— 
Ordnung, dabei nach folgenden Vorſchriften zu verfahren: 


ZC, SE: % 


1) Dies Regul. iſt zunächſt für die Weſtpreuß. Reg. zu Marienwerder ergangen, 
zugleich aber auch den Reg. zu Potsdam, Frankfurt, Stettin, K önigsberg, 
Gumbinnen, Breslau und Liegnitz zur Nachachtung zugefertigt worden. 


wi 
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8. 9. 5 
Baue, welche auf Rechnung ausgeführt werden. 

Zahlungen für Baue, welche an Unternehmer verdungen find, muͤſſen ſtets aus der 
Reg.⸗Kaſſe geleiſtet werden. 

Werden Baue auf Rechnung ausgefuͤhrt, fo müſſen die Zahlungen, ſoviel als moͤg⸗ 
lich, auf der Bauſtelle ſelbſt geleiſtet werden. Unter keinen Umſtänden darf aber der den 
Bau leitende Baubeamte oder der Bauaufſeher mit der Auszahlung beauftragt werden. 
Letztere muß vielmehr einer Spezial-Kaſſe, oder wenn das bei derſelben angeſtellte Perſo⸗ 
nale, zur Auszahlung auf der Bauſtelle nicht hinreicht, einem Dritten, gegen Beſtellung 
hinlänglicher Sicherheit, übertragen werden. In ſolchen Fällen kann der die Zahlung 
beſorgenden Kaſſe oder Perſon eine Remuneration gezahlt werden, welche in der Art zu 
berechnen iſt, daß von der durch einen Anſchlag feſtgeſetzten Summe für die erſten 
5000 Thlr. Ein Prozent, für die zweiten 5000 Thlr. Ein halbes und für das Mehrere 
Ein Viertel Prozent bewilligt werden. 

Die Rechnungen und Liquidationen, welche als Zahlungsbelege dienen ſollen, müſſen 
von dem Bau-Aufſeher, oder wenn ein Baubeamter ſelbſt die Spezial-Aufſicht über den 
Bau führt, von dieſem aufgeftellt werden. Der Baubeamte ertheilt unter der Rechnung 
die Zahlungs-Anweiſung. Die Zahlung muß in feiner oder des Bau-Auſſchers Gegen— 
wart geſchehen und die Quittung von demſelben atteſtirt werden. 

(Acta gen. des Fin. Min., Abth. IV. sign. A. 19. 2a. Vol. I.) 


Mit Bezug auf dieſe Verfügungen und zu deren Ergänzung und Erläu⸗ 
terung ſind ergangen: 


a) C. R. des K. Min. des J. (Köhler) u. d. F. (Kuhlmeyer) v. 21. Juli 
1829 an ſämmtl. K. Reg., fo wie an ſammtl. K. Prov.⸗Steuer-Dir. und an die 
Min.⸗Bau⸗Kom. Verfahren bei Auszahlung von Baugeldern und wegen der 
dafür zu bewilligenden Remunerationen. e 


Durch das mittelft Allerh. K. O. v. 31. Aug. 1825 genehmigte Regul. v. 6. Sept. 

1815 über das Verfahren bei Auszahlung von Baugeldern und wegen der dafür zu 
bewilligenden Remuneration, iſt beſtimmt: 

daß Zahlungen für Entrepriſe-Bauten jederzeit unmittelbar bei der betr. K. 

Kaſſe erfolgen ſollen, und daß nur, wenn bei Rechnungs-Bauten eine Spezial: 

Kaſſe oder dritte Perſon mit der Auszahlung der Gelder, welche in der Regel 

auf der Bauſtelle ſelbſt geleiſtet werden ſoll, beauftragt worden, dafür eine 

Tantieme nach den beſtimmten Sätzen verabreicht werden dürfe, 


Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß in jedem Falle, wo die ganze 
Ausführung eines veranſchlagten Baues in Entrepriſe gegeben worden ift, die Auszahlung 
der den Unternehmern zuſtehenden Summen durch die Staatskaſſe bewirkt werden muß, 
und dafür niemals eine Tantieme berechnet werden darf. Oft wird aber nur ein Theil 
der veranſchlagten Bauten, oder, was am häufigſten vorkommt, nur die Lieferung 
der Materialien in Entrepriſe gegeben, ein anderer Theil aber, oder reſp. die Verar⸗ 
beitung der Materialien, auf Rechnung ausgeführt. | 

Mehrere Reg. haben nun die vorgedachte allgemeine Beſtimmung auf ſolche par: 
tielle Bau-Entrepriſen nicht angewandt, vielmehr die aus denſelben folgenden Zahlungen 
durch Spezial-Rendanten leiſten laſſen, und dafür die Tantieme bewilligt. 

Dies Verfahren kann nicht genehmigt werden. 

Die Zahlung aller Summen, welche auf den Grund von Entrepriſe-Kontrakten, 
ſolche mögen nun ganze Baue oder nur Theile derſelben betreffen, erfolgt, muß von der 
Reg.⸗Hauptkaſſe unmittelbar, oder wenn der Entrepeneur das Geld an einem anderen 
Orte zu empfangen hat, gleich Zahlungen anderer Art, durch eine Kreis- oder ſonſtige 
Unter⸗Kaſſe für Rechnung der Haupt⸗Kaſſe geleiſtet werden, ohne daß dafür eine Tantieme 
bewilligt werden kann. Müſſen dergl. Entrepriſe-Kontrakts-Summen der Vollſtändigkeit 
wegen in der von dem Spezial-Rendanten zu legenden Bau-Rechnung nachgewieſen 
werden, fo find die betr. Ausgabe-Juſtifikatorien dem Rendanten von der K. Reg. zuzu— 
fertigen, um den Betrag derſelben als von der Reg.-Hauptkaſſe empfangen, in Einnahme, 
und unter dem betreffenden Anſchlags-Titel in Ausgabe zu ſtellen. Für dieſes einfache 
Geſchäft kann aber keine Tantieme bewilligt werden. 

Nur in den Fällen, wo die Verdings-Summen unbeträchtlich ſind, und in kleinen 
Raten, entweder auf der Bauſtelle oder im Wohnorte des Spezial-Rendanten, zur Aus⸗ 
zahlung kommen, kann, als Ausnahme von der Regel, die Zahlung dem Spezial-Rendtinten 
übertragen und die Tantieme auf dieſe Beträge mitgerichtek werden. 

Hiernach ꝛc. (A. XIII. 626.—3. 116.) 


b) C. R. der K. Chauſſee⸗Verw. (Rother) und der K. Fin. Miu. (Gr. 
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tieme bei Auszahlung von Baugeldern. . b 

Der K. Reg. wird auf den, durch die Dezifion der K. Ober-Rechn.-Kammer in der 
Verhandlung v. 11. März d. J. ad mon. 4 über die Buchhalterei- und Extraordinarien⸗ 
Rechnung Ihrer Hauptkaſſe von den Unterhaltungskoſten der Kunſtſtraße pro 1833 ver⸗ 
anlaßten Ber. v. 3. April d. J. hierdurch eröffnet, daß, wenn das C. R. v. 21. Juli 1829 
welches die Auszahlung der Baugelder durch Spezial-Kaſſen und dritte Perſonen möglichſt 
auf den Fall der Zahlungsleiſtung auf der Bauſtelle ſelbſt, und hiermit übereinftimmend 
auch die Bewilligung einer beſondern Tantieme beſchränken ſollte, die hin und wieder nur 
auf Unternehmungen von öffentl. Bauten im Ganzen bezogene Anwendung des Regul. v. 
6. Sept. 1815 ad 2 auch auf alle partielle Bau-Entrepriſen, als Ausfuhrungen einzelner 
Bautheile und Lieferungen von Materialien ꝛc. ausdrücklich ausdehnt, und die Zahlungen 
aus ſolchen partiellen Entrepriſen durch Spezial-Rendanten gegen Tantieme für unzuläſſig 
erklärt, die Form der über dieſe Entrepriſen abgeſchloſſenen Verträge hierbei einflußlos 
ſein muß, und keinen Unterſchied machen kann. 

Die K. Reg. hat daher, indem Sie bei blos mündlichen Akkorden eben fo, wie bei 
ſchriftl. Entrepriſe-Kontrakten, den mit den Zahlungen aus denſelben beauftragten Spe— 
zial⸗Rendanten die Tantieme nicht paſſiren ließ, den Beſtimmungen des Cirk. v. 21. Juli 
1829 ganz gemäß gehandelt, dagegen kann es allerdings nicht gebilligt werden, daß Sie 
ſich in einzelnen Fallen begnügt hat, über Entrepriſe-Gegenſtände von einem, die Summe 
von 50 Thlr. überfteigenden Betrage blos mündl. Vereinbarungen mit den Lieferanten 
oder Entrepeneurs zu treffen, während das Geſetz die Gültigkeit des Vertrags in dieſem 
Falle von der ſchriftl. Abfaſſung abhängig macht. 

Es darf daher die Vorſchrift Thl. 1. Tit. 5. 8. 1312) des A. L. R., bei deren Befol⸗ 
gung der Zweifel der K. Ober-Rechnungskammer ſich von ſelbſt erledigt, künftig nicht 
unbeachtet gelaſſen werden. (A. XIX. 841.— 3. 182.) 

Auf dies C. R. (sub b) wird anderweitig zur Beachtung hingewieſen in 
dem C. R. der K. Verw. für H., Fabr. und Bauw., (Rother) und des K. Fin. 
Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 6. Dec. 1835, an ſämmtl. K. Reg. 

Da von der K. Ober-Rechnungskammer die Bemerkung gemacht ift, daß von mehre— 
ren K. Reg. die allgemeine Vorſchrift, Verträge über Gegenſtände von 50 Thlrn. und 
mehr, ſchriftlich abzufaſſen, (A. L. R. Thl. I. Tit. 5. 8. 131) theils ganz überfehen, theils 
unter nichtigen Entſchuldigungsgründen (3. B. daß es an Zeit gemangelt habe) unbefolgt 
gelaſſen wird, ſo finden wir uns, auf den Antrag obgedachter Behörde bewogen, der K. 
Reg. die abſchriftlich beikommende, an die Reg. zu Merſeburg bei einer ähnlichen Veran— 
laſſung ergangene Verf. v. 14. Mai d. J. zur Beachtung zu empfehlen. 

(A. XIX. 1094.— 4. 143.) Ä ! 

c) C. R. der K. Verw. für H., Fabr. und Bauw. (Rother) v. 28. Febr. 
1837, an ſämmtl. K. Reg., auſchließlich derjenigen zu Danzig, Liegnitz und 
Oppeln. Tantieme der Spezial-Baukaſſen-Rendanten. 

In der C. V. des vormal. Min. des J. u. d. Fin. Min. v. 21. Juli 1829 (A. S. 
626) wegen der Zahlungen für Entrepriſe-Bauten iſt am Schluſſe beſtimmt: 

daß, wo die Verdings-Summe unbeträchtlich ſei, und in kleinen Raten entweder auf 
der Bauſtelle, oder im Wohnorte des Spezial-Bau-Rendanten zur Auszahlung komme, 
als Ausnahme von der Regel die Zahlung dem Spezial-Rendanten übertragen und die 
Tantieme auf dieſe mit gerichtet werden könne. 

Da dieſer Beſtimmung in einzelnen Fällen eine zu weite Ausdehnung gegeben wor— 

den, ſo wird der K. Reg. eröffnet: 
daß nur dann, wenn die jedesmal zu leiſtende Zahlung an einen Entrepreneur die 
Summe von 50 Thlrn. nicht überſteigt, ſolche durch den Spezial-Baukaſſen-Rendanten 
gegen die vorſchriftsmäßige Tantieme geleiſtet werden darf. 

Im Uebrigen hat es bei der C. V. v. 21. Juli 1828 lediglich ſein Bewenden, wo— 
nach die K. Reg. zu verfahren hat. (A. XXI. 237.— 1. 238.) d 

d) C. R. des K. Fin. Min. (Beuth) v. 24. Sept. 1838, an ſämmtl. K. 
Reg., ausſchließlich derjenigen zu Danzig, Liegnitz und Oppeln. Deſſelben 
Inhalts. 


v. Alvensleben) v. 14. Mai 1835 an ſämmtl. K. Reg. Bewilligung einer Tan⸗ 


1) Vergl. oben, sub a. | | 
2) 8.1311. e, In allen Fällen, wo unbewegliche Sachen, deren Eigenthum, Bell, 
oder Nutzung, der Gegenſtand eines Vertrages find, müſſen wegen der Form die 


Geſetze des Orts, wo die Sache liegt, beobachtet werden. 
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Die K. Reg. wird zur Vermeidung eines Mißverſtändniſſes des, in der C. Verf. det 
Herrn Staats-Min. Rother v. 28. Febr. d. J., die Tantieme der Spezial⸗Bau-⸗Kaſſen⸗ 
Rendanten betr., enthaltenen Satzes: 

»daß nur dann, wenn die jedesmal zu leiſtende Zahlung an einen Entrepreneur 
»die Summe von 50 Thlrn. nicht überſteigt, ſolche durch den Spezial-Bau-Kaſſeu⸗Ren⸗ 
»danten gegen die vorſchriftsmäßige Tantieme geleiſtet werden kanne 
darauf aufmerkſam gemacht, daß unter der jedesmal zu zahlenden Summe die ganze 
Verdingungsſumme zu verftehen It. (A. XXI. 238.—1. 239.) 


e) C. R. des K. Fin. Min. (Gr. v. Alvensleben) v. 31. Okt. 1840, an 
ſämmtl. K. Reg. Tantieme der Spezial⸗Bau⸗Kaſſen⸗Rendanten. 


Die C. V. v. 17. Mai 1838 (Anl. b.) enthält nähere Beſtimmungen über die 
Berechnung der Tantieme der Spezial-Bau-Kaſſen-Rendanten für den Fall, wenn die 
Beſchaffenheit des Baues, insbeſondere ſeine örtliche Ausdehnung, die Beſtellung mehre— 
rer Rendanten erfordert. 

Für den Fall, wenn die Beſchaffenheit des Baues, insbeſondere feine örtliche Aus⸗ 
dehnung, die Eintheilung des ganzen Bauplans in mehrere Abſchnitte bedingt und 
für jeden dieſer Abſchnitte ein beſonderer Anſchlag aufgeſtellt wird, beſtimme ich im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit der K. Ober-Rech nungskammer, und zur Beſeitigung von Zweifeln rückſicht⸗ 
lich der Frage: ob in ſolchem Falle die Hauptſumme des für den ganzen Bau aufgeſtell⸗ 
ten General-⸗Anſchlags, oder die Summen der für die einzelnen Bauabſchnitte aufgeftellten 
beſonderen Anſchläge, jede für ſich, der Berechnung der Rendanten-Tantieme zum Grunde 
zu legen fei? daß, ſofern die letztere nach Maßgabe der deshalb beſtehenden allgem. Vor⸗ 
ſchriften überhaupt zahlbar ift, dieſelbe in der Regel, und wenn nicht mit dem Rendanten 
etwas Anderes vereinbart oder bei Feſtſtellung des Bauplans Abweichendes beſtimmt ſein 
ſollte, von derjenigen Summe zu berechnen iſt, welche den Fonds zur anſchlagsmäßigen 
Ausführung des einzelnen Bauabſchnitts bildet. Dieſe Berechnung wird nament⸗ 
lich bei der Ausführung von umfaſſenden Anſchlägen zum Bau der Chauſſeen oder zur 
Schiff⸗ oder Flößbarmachung von Flüſſen dann ſtatt finden, wenn es die Umſtände nicht 
geftätten, oder wenn es nicht zweckmäßig erſcheinen ſollte, für die verſchiedenen Abſchnitte 
beſondere Spezial⸗Rendanturen einzurichten, in welchem Falle nach Anleitung der C. B. 
v. 17. Mai 1838 zu verfahren iſt. Um indeß jeder unrichtigen Auslegung die Beſtimmung 
zu begegnen, mache ich die K. Reg. darauf aufmerkſam, daß nur innere Gründe die Ver⸗ 
mehrung der Anſchläge bei einem und demſelben Bau-Objekte und die Bildung getrennter 
Bauabſchnitte begründen können, daß daher, wenn der Bauplan dieſe in Ausſicht nimmt, 
jedesmal im Erläuterungsberichte zum Hauptanſchlage die Veranlaſſung zur Trennung 
deſſelben in verſchiedene Spezial-Anſchläge vollſtändig entwickelt werden muß. Es bedarf 
nicht der beſonderen Andeutung, daß die K. Reg., wenn ſie die Umſtände dazu geeignet 
findet, im Intereſſe des Bau-Fonds und zur Erreichung von Erſparniſſen darauf Bedacht 
nehmen muß. Spezial- Rendanten zu ermitteln, welche die Auszahlung der zur Auöfüh- 
rung mehrerer Bauabſchnitte zur Verwendung kommenden Gelder, ohne Trennung der 
Anſchlags-Summen nach den Bauabſchnitten bei Berechnung der Tantieme, übernehmen, 
fo daß die vorſtehende Beſtimmung nur für den Fall gilt, wenn Ihre dahin gerichtete 
Bemühung erfolglos geweſen iſt, und erwarte ich darüber in den die Anſchläge begleitenden 
Ber. jedesmal eine Anzeige. 


Hiernach findet die C. V. v. 3. Sept. 1825 (Anl. a.) und der Allerh. Beſtimmung 
v. 31. Aug. deſſelb. J. ihre Auslegung, worin unter anderen feſtgeſtellt ift, daß die Tan⸗ 
tieme nur nach Maßgabe des geſammten Anſchlagsquanti ohne Trennung in ein— 
zelne Anſchlags-Summen, z. B. für Maurer-, Zimmer-Arbeit 36, erhoben 
werden ſolle, und daß es dabei darauf nicht ankomme, wie lange der betr. Bau dauere 
wobei es ſein Bewenden behält. 


— 


Anl. a. 


Auf den Ber. v. 29. Juni d. J. habe ich mich, mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
des 8. 12 der Inſtr. für die K. Ober-Rechnungskammer d. 18. Dec. v. J. veranlaßt 
gefunden, die Allerh. Genehmigung zur ferneren Zahlung der durch die C. V. v. 6. Sept. 
1815 und 29. Okt. 1818 bewilligten Vergütigungen der Zahlmeiſter bei den auf Rechnung 
ausgeführten K. Bauten von reſp. 14 und 4 Proz. nachzuſuchen. Des Königs Maj. 
haben hierauf mittelſt Allerh. K. O. v. 31. v. M. zu genehmigen geruht, daß bei der Aus— 
zahlung von Baugeldern und Bewilligung von Remunerationen für dieſe Auszahlung bei 
dergleichen Bauten auch ferner nach den Beſtimmungen des Regul. v. 6. Sept. 1855 ver⸗ 
fahren werde, wobei jedoch ausdrücklich feſtgeſetzt worden iſt, daß die Tantieme für die 


Auszahlung nur nach Maßgabe des geſammten Anſchlags-Quantums, ohne Trennung in 


einzelne Anſchlags-Summen, z. B. für Maurerarbeit, Zimmerarbeit ꝛc. erhoben werden 
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ſolle, und daß es dabei nicht darauf ankomme, wie lange der betr. Bau dauert. Hiernach 
hat ſich die K. Reg. zu achten. 
Berlin, den 3. Sept. 1845. 


An b 
die K. Reg. zu Düſſeldorf, Abſchriſt zur Nachricht und Achtung an ſämmtl. übrige K. Reg. 
Anl. b. g 

Durch die C. V. des vormal. Handels-Min. v. 6. Sept. 1815. und 29. Okt. 1818 
iſt die Tantieme der Spezial-Rendanten, welche Baugelder auf der Bauſtelle auszahleu, 
dahin normirt worden, daß dieſelben von der durch einen Anſchlag feſtgeſetzten Summe, 
und zwar für die erſten 5000 Thlr. 1 Prozent, für die zweiten 5000 Thlr. 4 Prozent und 
für die, die Summe von 10,000 Thirn. überfteigenden Zahlungen, 4 Prozent erhalten 
ſollen. Dieſe Beſtimmung iſt, wie die C. V. v. 3. Sept. 1825 ergiebt, durch die Allerh. 
Ordre v. 31. Aug. 1825 mit dem Zuſatze genehmigt, daß die Tantieme nur nach Maßgabe 
des geſammten Anſchlags-Quantums, ohne Trennung in einzelne Anſchlagsſummen, z. B. 
für Maurerarbeit, Zimmerarbeit ꝛc. erhoben werden könne, und daß es dabei nicht darauf 
ankomme, wie lange der betr. Bau dauere. 

Inzwiſchen iſt die Frage in Anregung gebracht, ob, wenn die Beſchaffenheit des 
Baues die Beſtellung mehrerer Rendanten mit ſich bringe, alsdann die Tantieme für 
ſämmtl. Rendanten nur nach der geſammten Anſchlagsſumme zu berechnen, oder ob nicht 
für jeden einzelnen Spezial-Rendanten rückſtchtlich der von ihnen ausgezahlten Baus 
gelder eine beſondere Berechnung anzulegen und einem jeden von ben erſten 5000 Thlrn. 
die Tantieme mit 1 Prozent u. f. w. zu bewilligen ſei? 

In Uebereinſtimmung mit der K. Ober-Rechnungs-Kammer habe ich mich zwar 
für die letztere Alternative entſchieden, behalte mir jedoch vor, über die Zuläffigfeit der 
beſonderen Berechnung der Tantieme für jeden einzelnen, von mehreren mit Zahlungen 
aus einem und demſelben Bau-Anſchlage beauftragten Rendanten, in jedem einzelnen 
Falle beſonders zu beſtimmen. Berlin den 17. Mai 1838. 

ö Der Fin. Min. Gr. v. Alvensleben. 
An ſämmtl. K. Regierungen. 
(Min. Bl. d. 1. V. 1841. S. 4. Nr. 8.) 


3) Verfügungen einzelner Provinzial-Regierungen. 


a) Publik. der K. Reg. zu Königsberg, b. 27. Juni 1817. 
(A. I. 49. — 2. 27. oben S. 296.) f 


p) Publik. der K. Reg. zu Breslau, v. 4. April 1826, betr. die Aufhe— 
bung der Bau-Rendanten-Tantieme bei Entrepriſe-Kontrakten. 


Höherer Beſtimmung zufolge bringen wir hiermit, wegen Nichtſtattfindung der 
Bau⸗Rendanten-Tantieme, bei Verrechnung von Bau-Geldern, die auf Grund geſchloſſe⸗ 
ner Entrepriſe⸗Kontrakte ausgezahlt werden, folgende Feſtſetzungen zur Kenntniß der Bau⸗ 
beamten und Spezial⸗Bau⸗Kaſſen⸗Rendanten, um ſich danach aufs genaueſte zu achten. 

Durch miniſterielle Verf. v. 6. Sept. 1815 und 29. Okt. 1818 iſt ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben: 

daß nur bei Bauten, welche auf Rechnung ausgeführt, und bei denen die Zahlungen 

fo weit als moglich, auf der Bauſtelle ſelbſt geleiſtet werden, und auch dann nur 

eine Tantieme gezahlt werden ſolle, wenn eine Spezial-Kaſſe oder dritte Perſon mit der 

Zahlung der Gelder beauftragt wird; daß hingegen Zahlungen für Entrepriſe-Bauten, 

jederzeit aus der Reg.⸗Haupt⸗Kaſſe geleiſtet werden ſollen. 

Hiernach wird künftig die Verrechnung der Koſten jederzeit durch die Reg.⸗Haupt⸗ 
Kaſſe erfolgen, und wenn der Entrepreneur das Geld an einem andern Orte zu empfan⸗ 
gen wünſcht, die Zahlung einer Spezial⸗Kaſſe für Rechnung der Reg.⸗Haupt⸗Kaſſe über⸗ 
tragen werden. 

Muß die für den Entreprife- Bau gezahlte Summe aber der Vollſtändigkeit wegen 
in einer Spezial⸗Rechnung, neben den Rechnungs- (d. i. auf der Bauftelle gezahlten) Bau⸗ 
Geldern, verrechnet werden; ſo kann der Spezial-Bau-Kaſſen-Rendant doch von jener 
Entrepriſe-Summe eine Tantieme nicht verlangen. 

In dieſem angeführten Falle, und wenn wir es für nöthig finden, werden den Spe⸗ 
zial⸗Bau⸗Kaſſen, die, zur vollſtändigen Rechnungslegung über die ganze Abſchlagsſumme, 
erforderlichen Ausgabe-Juſtifikatorien mit der Aufgabe zugefertigt werden: den Betrag 
derfetben, als von der Reg.-Haupt-Kaſſe empfangen in Einnahme und unter dem betr. 
Anſchlags⸗Titel in Ausgabe zu ſtellen. 

Die Spezial⸗Bau⸗Kaſſen⸗Rendanten werden demnach angewieſen: für ſolche Sum⸗ 
men, die in unſerm oder im Auftrage unſerer Haupt-Kaſſe an Entrepreneurs durch ſie 
gezahlt werden, auch dann die feſtſtehende Tantieme nicht zu liqnidiren und einzuziehen, 
wenn die kontraktmäßige Entrepriſe-Summe nur einen Theil der Anſchlags-Summe aus⸗ 
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macht. Noch weniger ift eine Tantieme zu erheben, wenn die gezahlte Summe den gan- 
zen Anſchlag umfaßt. 

In Nichtbefolgungs-Fällen werden, nach Legung der Rechnungen, die zur Ungebühr 
erhobenen Beträge, mit Koſten von den Spezial-Bau⸗Kaſſen-⸗Rendanten wieder eingezo⸗ 

en werden. 2 
; Gleichzeitig werden die Baubeamten verpflichtet, keine Rechnung zu atteftiren, wenn 
darin eine Liquidirung der Tantieme für gezahlte Entrepriſe-Bau-Gelder vorkommt. Diele 
müſſen von der ganzen Bedarfs-Summe abgeſetzt, und es dürfen die Tantiemen nur von 
der auf Koſten-Noten bezogenen Bezahlung liquidirt und verrechnet werden. 

Unſere Kontrolle iſt angewieſen worden, bei Reviſton der Bau-Rechnungen hier- 
nach aufs pünktlichſte zu verfahren. (A. X. 144. — 1. 120.) 

c) C. R. der K. Reg. zu Köln v. 20. März 1837, an ſämmtl. K. Bau⸗ 
beamten. Tantiemen bei den Spezial-Baukaſſen. 

Es kommt bisweilen der Fall vor, daß aus den, den Baubeamten disponibel geſtell— 
ten Baufonds Beträge an K. Kaſſen gezahlt werden, ſo z. B. an die K. Forſtkaſſen für 
Bauholz oder Baumſtangen, an K. Steuerkaſſen die Steuergelder von Kiesgruben ꝛc. und 
an die Feſtungs-Bau⸗Kaſſe für abgetretene Baumaterialien und Utenſtlien. 

Von dergl. Zahlungen iſt bisher den Spezial-Baukaſſen die gewöhnl. Tantieme, 
welche von der durch einen Anſchlag feſtgeſetzten Summe für die erſten 5000 Thlr. ein Pro⸗ 
zent, für die zweiten 5000 Thlr. ein halbes, und für das Mehrere ein viertel Prozent 
beträgt, vergütet worden. | | 

Gemäß der Rev.-Verhandlung der K. Ober-Rechnungs⸗Kammer v. 15. v. M. über 
die Gewerbe- und Bau-Verwalt.-Rechnung unferer Haupt-Kaſſe pro 1835 konnen aber 
Beträge, welche die Spezial-Bau-Rendanten an K. Kaſſen zahlen, nicht zu denjenigen 
Baugeldern, für deren Auszahlung und Berechnung die Tantieme berechnet werden darf, 
gezählt werden. Sie haben daher künftig in Ihren Abrechnungen und Bau-Reviſtons⸗ 
Protokollen keine Tantieme von den durch Spezial-Kaſſen an K. Kaſſen geleiſteten Jah: 
lungen aufzunehmen und auch nicht zuzulaſſen, daß die Spezial-Kaſſen-Tantieme von 
dergl. Zahlungen liquidiren. (A. XXI. 1090. — 4. 206.) | 


4) Stempelpflichtigkeit der Quittungen über Arbeitölöhne bei 
öffentlichen Bauten. 

C. R. des K. Min. d. F. (v. Rabe) v. 4. Febr. 1851 an ſämmtl. K. Prob. 
Steuer⸗Dir. 

Ew. Hochw. erhalten hierbei Abſchrift des an ſämmtl. K. Reg. heute erlaſſenen 
Cirk. (a.), in Betreff des Stempels zu Quittungen über gezahlte Arbeitslöhne bei Chauffee- 
oder anderen öffentl. Bauten, zur Kenntnißnahme und Beachtung. 

Anl. a. 

Nach den Beſtimmungen des Stempelgeſ. v. 7. März 1822 kommt es bei der Ver⸗ 
ſteuerung eines Dokuments lediglich auf deſſen Inhalt und nicht auf die Veranlaſſung an, 
aus welcher daſſelbe in der gewählten Form ausgeſtellt worden iſt. Wenn daher bei 
Chauſſee⸗ oder anderen öffentl. Bauten, wie dies meiſt zu geſchehen pflegt, der Schacht— 
meiſter oder eine andere geeignete Perſon für die Arbeiter Quittungen über Arbeitslöhne 
zum Betrage von 50 Thlrn, und mehr ausſtellt, von welchen kein einzelner Arbeiter den 
Betrag von 50 Thlrn. erhält, fo find dieſe Quittungen wegen der Form, in welcher fie 
ausgeſtellt werden, ſtreng genommen, dennoch dem Quittungsſtempel unterworfen. 

Da aber, wenn man den Quittungsſtempel in ſolchen Fällen fordern wollte, jeder 
einzelne Arbeiter mit Recht würde verlangen können, eine beſondere, alsdann dem Betrage 
nach nicht ſtempelpflichtige Quittung auszuſtellen, und dadurch abgeſehen von anderen 
Inkonvenienzen, die Rechnungsbeläge auf eine nicht erwünſchte Weiſe vermehrt werden 
würden, fo ift nachgegeben worden, daß dergleichen Quittungen nur in ſoweit dem Quit⸗ 
tungsſtempel unterworfen werden, als der einzelne Arbeiter von der quittirten Summe 
50 Thlr. oder mehr zu empfangen hat, was entweder aus der beigefügten Lohnliſte oder 
aus einer Beſcheinigung des betr. Baubeamten hervorgehen muß. Soweit es nicht ſchon 
geſchehen, hat die K. Reg. hiernach das Geeignete anzuordnen. 

Berlin, den 4. Febr. 1851. 

Der Min. für H., G. u. öffentl. A. | Der Fin. Min. 
v. d. Heydt. e v. Rabe. 
An ſämmtl. K. Regierungen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 48. Nr. 56.) 


5) Ueber die rechnungs mäßige Behandlung der zu reſerbiren— 
den Bau- und Remiſſionsgelderbeſtände bei den K. Kaſſen vergl. das C. R. des 
K. Fin. Min. v. 9. Dec. 1848. (Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 9. Nr. 13.) 


Allgem. Grundſätze; Vorladung unbekannter Bau-Gläubiger. 303 


Dritter Titel. 


Von der Vorladung unbekannter Bau⸗Gläubiger bei 
öffentlichen Bauten. 


1) R. v. 6. Aug. 1792, betr. das Verfahren der Bau-Gläubiger bei 
öffentl. Bauten. 


Friedrich Wilhelm ꝛc. Da die Sicherheit Unſerer Kaſſen erfordert, daß nach Voll— 
endung eines für Unfere Rechnung geführten Baues oder anderen Werkes, als die Anle- 
gung bon Schleuſen, Kanälen, Ufer- und anderen Waſſerbrücken, Chauſſeen, ein gewiſſer 
Abſchluß angefertiget, und Unſere Kaſſe gegen alle nachherigen Anſprüche gedeckt werde, 
dieſes aber mit der erforderlichen vollkommenen Sicherheit nicht anders, als durch ein 
cum pleno effectu praeel. ergehendes Aufgebot bewerkſtelliget werden kann, und dergl. 
Aufgebot ad Instantiam Fisei bei geführten landesherrl. Bauten um fo weniger bedenk— 
lich ſein kann, als diejenigen Gründe, aus welchen in der Regel einem Schuldner nicht 
erlaubt wird, feine eigenen Gläubiger zu präeludiren, auf den Fall, wo Baue auf Rech— 
nung des Landesherrn und feiner Kaſſen geführt werden, bei genauerer Prüfung ganz 
unanwendbar ſind, ſo wird hierdurch von Uns verordnet: 

daß Unſer Fiseus in der Folge berechtigt fein ſoll, nach Vollendung eines ſolchen für 
Unſere Rechnung geführten Baues oder andern Werkes, und erfolgendem Abſchluß der 
Rechnungen, alle unbekannten und noch unbefriedigten Baugläubiger, welche von wegen 
dieſes Baues für Arbeitslohn, Materialien oder ſonſt annoch Forderungen zu haben 
vermeinen, edictal. und sub poena praecl. vorladen zu laſſen. | 
Was nun die näheren Beſtimmungen dieſes Aufgebots anlanget, fo wird desfalls 
ferner hiermit verordnet: | 

1) daß ſelbiges, wenn der Bau auf einem Unſerer Dom.-Aemter geführt worden, 
von dem competenten Juſtizamte, fonft aber von dem Landes-Juſtizeollegio der Prov. 
verhängt werden ſoll, doch hat es in Anſehung der unter Direktion Unſeres Hof-Bauamts 
zu Potsdam und Berlin geführten Baue bei der Inftruft. v. 16. Juni 1783 f. 3 überall 
ſein Bewenden; 

2) daß der Termin zur Anmeldung etwaniger Forderungen in der Regel auf 
3 Mon., und nur dann, wenn der Bau von geringer Erheblichkeit geweſen, nach richterl. 
Ermeſſen auf 6 W. beſtimmt; 

3) daß wegen der Art der Bekanntmachung durch Proclamata und Einrückung in 
die Zeitungen und Intelligenzbl. die Vorſchriften $. 79. und 81. Unſerer Conc. Ordn., je 
nachdem der Termin auf 3 Mon. oder nur auf 6 W. beſtimmt worden, beobachtet; 

4) daß die Commination dahin, 

daß die außenbleibenden Gläubiger, deren noch exiſtirenden Forderungen aus den Akten 
und Rechnungen nicht bekannt ſind, damit gegen die Kaſſe gänzlich präkludirt und ihnen 

ein ewiges Stillſchweigen auferlegt werden ſolle, 
efaßt; 5 
ni 5) daß, wenn in dem Liquidationstermine Forderungen angemeldet werden, damit 
nach der Proz. O. Part. II. Tit. 27. 8. 91, verfahren, dem ſich meldenden Gläubiger blos 

Competentia vorbehalten, und die nähere Ausführung derſelben, wenn das Liquidatum 

von dem Fisco nicht ſofort anerkannt wird, an das gehörige forum spec. causae verwie— 

ſen werden; ö N 

6) daß die Wirkung der, der Commination gemäß abzufaſſenden Praeclusoriae 
darin beſtehen ſoll, daß ein ſolcher unbekannter und präkludirter Gläubiger ſich an die 

Kaſſe nicht weiter halten kann; wohingegen dieſe Praeclusoria den aus den Akten und 

Rechnungen noch exiſtirend bekannten und nicht beſonders vorgeladenen Baugläubigern 

nicht entgegen ſtehet; auch in fofern Jemand ſich nur mit einem oder dem andern Bau— 
bedienten in Kontrakte oder andere Geſchäfte bei dem Baue eingelaſſen hat, von dieſem 
aber ſeine Forderung verſchwiegen, oder die darauf angewieſene Zahlung gar unterſchlagen 
worden, einem ſolchen Gläubiger der Regreß an die Perſon des Offizianten, mit welchem 

er ſich eingelaſſen hat, vorbehalten bleibe. 
Hiernach x. Gegeben Berlin, den 6. Aug. 1792. 
Auf Sr. K. Maj. allergn. Spezialbefehl. 


An das Kammergericht. v. Carmer. 
(N. C. C. T. IX. - No. 63. de 1792. S. 1063 — 1666. Rabe's Samml. Bd. 2, 
S. 354.) 
Dazu: 


R. v. 4. Sept. 1792, betr. das Verfahren wegen Streitigkeiten aus fiska⸗ 
liſchen Bau-, Fuhr- und Lieferungskontrakten. 


"ei 
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Friedrich Wilhelm ꝛc. Wir laſſen Euch das unterm 6. m. pr. aus dem Juſtiz⸗ 
Depart. an ſämmtl. Reg. und Landes-Juftiz-Kollegien ergangene C. R. wegen des künftig 
zu beobachtenden Verfahrens bei Entſcheidung der Streitigkeiten, welche aus Bau-, Fuhr⸗ 
und Lieferungs⸗Kontrakten entſtehen, anl. in Abſchrift zufertigen, um in allen Fällen, wo 
Bau⸗ und andere dergl. Unternehmungen aus landesherrlichen Kaſſen bewerkſtelliget mer. 
den, und es nöthig gefunden wird, Fiscum gegen Anſprüche derer, die dazu Lieferungen 
und Arbeit gethan haben, völlig ſicher zu ſtellen, Euch des Mittels der öffentl. Aufforde⸗ 
rung ſolcher Prätendenten und ihrer Präkluſton zu bedienen, wobei es ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſtehet, daß diejenigen Kontrahenten. Arbeiter und Lieferanten, welche ex actis konſtiren, 
wenn derſelben Befriedigung nicht klar nachgewieſen iſt, in ſolchem Fall namentlich per 
patentum ad domum citirt werden müffen. Sind ıc. 

Gegeben Berlin, den 4. Sept. 1792. 

Auf Spezialbefehl. An ſämmtl. Kr. und Dom. Kammern u. Dep. | 

(N. C. C. T. IX. No. 68. de 1792. S. 1083—1084. Rabe's Samml. Bd. 2. 
S. 367.) | 

2) Die A. G. O. beſtimmt im Th. I. Tit. 51. së, 169 — 171. in dieſer 
Beziehung Folgendes: | ZS 

8. 169. Wenn Baue auf Königl. oder andere öffentliche Rechnung geführt worden 
ſind, ſo kann Fiskus, und wer mit demſelben gleiche Rechte hat, darauf antragen, daß, nach 
geendigtem Baue und geſchloſſenen Rechnungen die unbekannten Gläubiger, welche zu 
dieſem Baue Materialien geliefert, oder Arbeiten dazu geleiſtet haben, öffentlich aufgefor⸗ 
dert werden, ſich innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt bei derjenigen Behörde, unter 
deren Direktion der Bau geführt worden, ſpäteſtens aber in dem anzuſetzenden Liquida⸗ 
tionstermine bei dem Richter zu melden, unter der Warnung, daß ſte, nach fruchtloſem 
Ablaufe des Termins, ihres Anſpruchs an die Kaſſe verluſtig ſein, und blos an die Perſon 
desjenigen, mit welchen ſte kontrahirt hatten, verwieſen werden ſollen. i 

8. 170. Eine ſolche Ediktalcitation wird, wenn der Bau auf einem Domainenamte 
geführt worden, von dem Domainen-Juſtizamte, ſonſt aber von dem Landes⸗Juſtizcollegio 
der Provinz veranlaßt. 

8. 171. a. Der Termin wird in der Regel auf drei Monate, wenn aber der Bau, 
nach richterlichem Ermeſſen, von keiner ſonderlichen Wichtigkeit geweſen, auf ſechs Wochen 
beſtimmt. Nach dieſer Beſtimmung des Termins richtet ſich auch die Art und Zahl der 
Bekanntinachungen. (Tit. 50. 88. 109. 111.) 

8. 171 b. Meldet ſich im Termine ein ſolcher unbekannter Gläubiger, ſo werden 
ihm in dem abzufaſſenden Präkluſtonsurtel blos ſeine Rechte vorbehalten; übrigens aber 
wird er, wenn der Fiskus ſeine Forderungen nicht ſofort für bekannt annimmt, wegen 
5 0 Ausführung derſelben an die nach der Reſſortverfaſſung kompetente Behörde 
verwieſen. 

8. 171 c. Das auf ein dergl. Aufgebot erfolgende Präkluſtonsurtel ſteht denjenigen 
Baugläubigern entgegen, von welchen aus den Akten und Rechnungen nicht zu erſehen 
geweſen, daß ſie eine Forderung haben, oder daß dieſelbe noch unbezahlt ſei. Dieſe müſſen 
ſich alsdann an denjenigen halten, mit welchem ſie kontrahirt haben, oder der die ihnen zu 
leiſtende Zahlung iu Empfang genommen und fie doch nicht gehörig befriedigt hat. 


Zweiter Abſchnitt. 


Beſondere Vorſchriften in Betreff einzelner Gat⸗ 
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| Erſtes Kapitel. 
Vorſchriften über Domainen- und Forſt-Bauten. 


Von den älteren hierher gehörigen, aber größtentheils für antiquirt 
zu erachtenden Verordnungen ſtnd folgende zu erwähnen: 


1) Bei den einzelnen Gattungen öffentlicher Bauten finden, in ſofern nicht durch 
die Natur der Sache Ausnahmen begründet werden, die allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten Anwendung, welche im erſten Abſchnitte für alle Arten der öffentlichen Bauten 
dargeſtellt worden. Im vorliegenden Abſchnitte werden diejenigen Beſtimmungen 
mitgetheilt, welche ſpeziell nur für einzelne Kathegorien der öffentlichen 
Bauten erlaſſen worden. | 
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vk Bau⸗Regl. vor die Kurmärkiſche Krieges- und Domainen⸗Kammer, wie es bei 
Führung des Baues und Rechnung bei denen Aemtern zu halten, de dato Berlin, den 
10. Febr. 1724. (Mylii C. C. M. Tom. IV. Abth. II. Kap. III. Nr. 19. S. 169.) 

2) Bau⸗-⸗Regl. vor die Kurmärkiſche Krieges- und Domainen-Kammer, de dato 

Berlin, den 26. Juli 1791. (a. a. O. Cont. II. No. 21. pag. 13.) 
J) Inftr. für die Neumärkiſche Kammer v. 24. Febr. 1796, wegen der Bauten auf 
öffentliche Koſten. (Hoffmann'8 Repert. Thl. I. Fortſ. 2. S. 257, Rabe's Samml. 
Bd. XIII. S. 306, ſ. in v. Rönne's Domainenweſen S. 469 — 471.) 


Erſter Titel. 


Vorſchriften über das Verfahren vor dem Beginne vo 
Domainen⸗- und Forſt⸗Bauten. | 


Erſte Unter⸗Abtheilung. 


Vorſchriften, betreffend die Genehmigung von Domainen- und 
Forſt-Bauten. 


1) Im Allgemeinen iſt hier zu bemerken, daß nach der beſtehenden Einrich— 
tung von jeder Provinzial-Regierung jährlich Domainen- und Forſt-Bau— 
Pläne entworfen und den vorgeſetzten Miniſterien zur Prüfung und Feſtſetzung 
eingereicht werden müſſen. Durch dieſe Bau-Pläne wird jedesmal die Summe 
beſtimmt, welche in jedem Regierungs-Bezirke in dem betr. Jahre zu Domainen⸗ 
und Forſt⸗Bauten verwendet werden darf *). 

2) Ueber die Frage: in wiefern es zu Bauten auf Domainen der bau— 
polizeilichen Erlaubniß bedarf? vergl. das C. R. der K. Reg. zu Magde— 
burg v. 27. Febr. 1833. (S. unten Th. II. Abth. I. Abſchn. J. Kap. I. Tit. I. Unter, 
Abth. II. Nr. II. sub 3.) 

3) C. R. des K. H., Abth. II. (v. Ladenberg) v. 7. Sept. 1835. an 
ſämmtl. K. Reg. Zu allen Veränderungen an Forſtgebäuden und Inven— 
tarien, ſowie zur Errichtung neuer Gebäude iſt ſtets vorher die miniſterielle 


Genehmigung einzuholen. 

Sowohl durch die Forſtdienſt-Inſtruktionen als durch das Regul. v. 20. Dec. 
1830 2) wegen der Reparaturen an den Forſtdienſt-Gebäuden, zu denen die Forſtbeamten 
verpflichtet find, iſt beſtimmt: daß kein Forſtbeamter, ohne Autoriſation Baue oder We 
paraturen, die ihm nicht obliegen, und Veränderungen an den Gebäuden und Inventarien 
überhaupt vornehmen darf, und in dem 8. 8. des gedachten Regul. iſt ausdrücklich feſtge— 
ſetzt, daß, wenn dies dennoch geſchieht, kein Forſtbeamter dafür Zahlung erwarten kann, 
vielmehr verpflichtet ift, auf Erfordern Alles wieder in den vorigen Stand zu ſetzen. 

Dieſe Beſtimmungen, auf welche auch in der Verf. v. 26. Mai v. J. über die ander⸗ 
weite Regulirung der Forſtbaufonds wieder verwieſen It, finde ich mich veranlaßt, hiedurch 
in Erinnerung zu bringen und dahin auszudehnen, daß zu allen Veränderungen an De 
bäuden und Inventarien ſowie zu der Errichtung neuer Gebäude ſtets meine Genehmigung 
vorher eingeholt werden muß. Geſchieht dies nicht, oder wird die Genehmigung verſagt, 
und dennoch der Bau ausgefuͤhrt, ſo verfällt der Forſtbeamte nicht nur in eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe, ſondern er muß auch angehalten werden, binnen kurzer Zeit die neuen Gebäude 
wieder abbrechen und Alles wieder in den vorigen Stand ſetzen zu laſſen. 

Erfolgt die Genehmigung zum Neubau oder zur baulichen Veränderung, und ent⸗ 
hält ſolche keine anderweiten Beſtimmungen, ſo ſind die Forſtbeamten, welche ſolche Baue, 
Reparaturen oder Veränderungen unternehmen, und deren Erben verpflichtet, auf Erfor⸗ 


In Betreff des Wege-Bauweſens wird auf die Abth. II. dieſes Bandes 
(v. Rönne's Wege-Bolizei und Wege-Recht des Preuß. Staates, Breslau bei 
G. Ph. Aderholz. 1852.) verwieſen, wo daſſelbe abgeſondert dargeſtellt worden. 
1) Vergl. die die Aufſtellung und Einrichtung dieſer Bau-Plaͤne betreffenden Vorſchrif— 
ten in v. Rönne's Domainen-, Forſt- und Jagd-Weſen des Preuß. 
Staates. Berlin bei Veit u. Komp. 1854. (Thl. IX. des Werkes.) S. 468—490. 
2) An die Stelle dieſes Regul. iſt jetzt das Regul. v. 14. Sept. 1842 getreten. — (Vergl. 
daſſelbe in v. Roͤnne's Domainen-, Forſt⸗ und Jagdweſen, S. 395 ff.) 
v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 20 
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dern zu jeder Zeit, wo es verlangt wird, Alles wieder in vorigen Stand zu ſetzen, ohne 

daß es dazu einer zuſtimmenden Erklärung von Seiten der betheiligten Forſtbeamten 

bedarf. i 

"Die K. Reg. hat darauf zu halten, daß nicht nur die gegenwärtigen Nutznießer der 
Forſtdienſt-Wohnungen, ſondern auch die neu eintretenden Forſtbeamten bei der Ueber⸗ 
gabe der Dienſtetabliſſements von dieſen Beſtimmungen in Kenntniß geſetzt werden. 

(A. XIX. 627. — 3. 33.) ! 

4) C. R. des K. Min. d. F. (v. Rabe) v. 6. Okt. 1849 an ſämmtl. K. 
Reg. Sorge für möglichſt billige Ausführung der Bauten im Reſſort der 
Domainen- und Forſtverwaltung, und Erforderniß der Einholung miniſterieler 
Genehmigung in den Fällen, wo ſolche vorgeſchrieben, vor der Ausführung ded 
Baues. g | | a 

Wie in mehreren Fällen wahrgenommen, ſind verſchiedene Anſchläge über Baulich— 
keiten aus dem Reſſort der Domainen- und Forſtverwaltung, im Vergleich zum Zweck, zu 
fo unverhältnißmäßig hohen Koſtenſummen berechnet worden, daß es außer Zweifel ift, 
daß Privat⸗Gutsbeſitzer ähnliche Baue mit viel geringeren Koſten und doch zweckentſpre— 

chend bewerkſtelligen würden. — Es liegt daher dringende Veranlaſſung vor, die K. Reg. 
wiederholt aufzufordern, den Bauten und Reparaturen der Domainen- und Forſtverwal⸗ 
tung ganz beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen, wo ſolche nicht zu umgehen ſind, dieſelben 
auf das unabweisliche Bedürfniß zu beſchränken, vorzüglich aber darauf zu halten, daß die 
Koſten dazu ſo billig, als die Umſtände nur immer geſtatten, veranſchlagt werden; nöthi⸗ 
genfalls auch mit benachbarten praktiſchen Landwirthen darüber Rückſprache zu nehmen, 
wie der Zweck mit den geringſten Koſten zu erreichen ſteht. 

Bei dieſer Gelegenheit wird der K. Reg. zur Pflicht gemacht, künftig keine Baue, zu 
welchen nach den beſtehenden Vorſchriften miniſterielle Genehmigung erforderlich iſt, 
namentlich ſolche, wozu derſelben disponible Fonds nicht zu Gebote ſtehen, eher zur Aus— 
führung anzuordnen, als bis dieſe Genehmigung zeitig genug vorher nachgeſucht und 
ertheilt worden iſt, weil ſonſt leicht unangenehme Verlegenheiten daraus erwachſen können. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 238. Nr. 348.) 


Zweite Unter⸗Abtheilung. 


Vorſchriften, betreffend die Veranſchlagung der Domainen— 
und Forſt-Bauten. 


1) C. R. des K. Fin. Min. (Maaßen) v. 8. Juli 1830 an ſämmtl. K. 
Reg. Grundſätze zur Anfertigung der Bauanſchläge für Bauten von Wohn— 
und Wirthſchaftsgebäuden auf den K. Domainen. 

Mehrere hier eingegangene Entwürfe zu Wohn- und Wirthſchafts-Gebäuden auf 
den K. Domainen haben gezeigt, daß die Baubeamten in ihren Prinzipien zum Theil 
ſchwankend find, theils nicht diejenigen Regeln befolgen, welche ſich nach der Erfahrung als 
die zweckmäßigſten bewährt haben, weshalb ſolche Projekte häufig zur Umarbeitung haben 
zurückgegeben werden müffen, wodurch ſowohl den Baubeamten, als den techniſchen Rebi- 
ſoren doppelte Arbeiten entſtanden ſind, darüber aber gewöhnlich die beſte Bauzeit unge— 
nützt vorübergegangen iſt. 
Zur Vermeidung dieſer Uebelſtäude, und damit die Baubeamten einen für gewöhn— 
liche Fälle ſicheren Anhalt haben, die Gebäude nicht über das unumgängliche Bedürfniß 
ausgedehnt, und fo weit es zuläſſig, nach einerlei Prinzipien ausgefuhrt werden, And die 
weſentlichſten Grundſätze zur Beſtimmung der Abmeſſungen ꝛc. der landwirthſchaftlichen 
Gebäude in gedrängter Kürze zuſammengeſtellt (Anl. a.) und es werden der K. Reg. 
mehrere Exemplare hiervon mit der Veranlaſſung zugefertigt, dieſe ihren Baubeamten zur 
Nachachtung mit dem ausdrücklichen Bemerken mitzutheilen, daß wo in einzelnen Fällen 
örtliche Umſtände eine Abweichung davon nothwendig machen, ſolche in den, den Anſchlaͤ— 
gen beizufügenden Erläuterungs-Protokollen gehörig motivirt werden muͤſſen. 
Bei dieſer Gelegenheit ſind den Baubeamten die ſchon beſtehenden Vorſchriften in 
Betreff der Bau⸗-Projekte und Koſten⸗Anſchläge ꝛc. wiederholt einzuſchärfen, wonach 
1] über jeden Neubau oder eine weſentliche Veränderung eines vorhandenen Ge⸗ 
bäudes, ſpezielle, aus Grundriſſen, Balkenlagen, Aufriſſen und einem oder mehreren Pro— 
Hien beſtehende Bauzeichnungen, nach dem Maßſtabe von 10 Fuß auf den preuß. Duo— 
dezimal⸗Zoll angefertigt, die einzelnen Maße eingeſchrieben, und die Zeichnungen mit der 
Namens⸗Unterſchrift des Baubeamten verſehen werden muͤſſen; 
„ 2 wo es auß die Beurtheilung der Stellung eines Gebäudes ankommt, ein voll⸗ 
ſtändiger Situations⸗Plan, worauf die Himmelsgegenden anzugeben ſind, beizufügen iſt; | 
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3) in den Anſchlägen die Koſten für Arbeitslohn, Material und Fuhrlohn jedes 
beſonders nach richtigen Grundſätzen, unter ſpezieller Angabe der Grundſätze und Maße 
berechnet, ferner die Kauf- und Fund-Orte der Materialien und die Entfernung derſelben 
vom Bauplatz nach Meilen angegeben ſein müſſen; 

4) wenn das Holz zu den Baulichkeiten aus K. Forſten frei abgegeben wird, am 
Schluß der Anſchläge der Werth deſſelben ante lineam ſpeziell nachzuweiſen iſt; 

j 5) niemals mehrere Gebäude in Einem Anſchlage zuſammengefaßt werden, ſondern 
über 10 ein Euer Anſchlag anzufertigen 55 

„ 0) wo der Waſſerſtand auf irgend einen Bau, z. B. bei Roſten ꝛc. Einflı 
höchſte und niedrigſte Stand deſſelben angegeben werden muß; h bare 

7) jedem Neubau- oder großen Reparatur-Anſchlag ein vol'ſtändiges Erläuterungs⸗ 
Protokoll beizufügen iſt, woraus der Zweck und die Nothwendigkeit des Baues, die 
Gründe für die angenommene Größe, Einrichtung und gewählte Bauart deſſelben, die 
Beſchaffenheit des Baugrundes, die dem Gebäude zu gebende zweckmäßigſte Stellung und 
dergl. mehr hervorgehen muß. 

Endlich haben die Reg. Bauräthe außer den Anſchlägen auch die dazu gehörigen 
Zeichnungen mit dem vollſtändigen Reviſions⸗Jeichen zu verſehen, ſowie die Dep.⸗Räthe 
die Anſchläge nach Vorſchrift der Verf. v. 14. Aug. 1829) zu prüfen und zu beſcheini⸗ 
gen, die Kalkulatoren aber bei Feſtſetzung der Anſchläge ſich des Gebrauchs der rothen 
Dinte zu enthalten. 

ö Anl. a. 

Mittelſätze zur Beſtimmung der Abmeſſungen bei den gewöhnlichſten landwirthſchaft— 

| lichen Gebäuden auf den K. Domainen ?). b 
5 Amtshäuſer. | 
8.1. Bei einem Amtshauſe iſt die lichte Etagenhöhe nicht unter 104 Fuß, 
gewöhnlich zu 11 Fuß anzunehmen. 
Vorwerkshaͤuſer. | 
8.2. Bei einem Vorwerkshauſe muß die Etagenhöhe 9 bis 94 Fuß betragen. 
Famillenhäuſer. * 

8.3. Familienwohnungen erhalten 8 bis 83 Fuß Etagenhöhe. Jede Familie 
bekömmt eine etwa 14 Fuß im [) große Stube, eine 7 Fuß lange, 14 Fuß tiefe Kammer, 
und in der Regel immer zwei einen gemeinſchaftlichen Flur von 8 bis 9 Fuß Länge, 7 Fuß 
Tiefe, mit einer den Umſtänden nach durch eine Zwiſchenwand getrennten Küche dahinter). 

Deputanten-Viehſtälle. | 

8.4. Deputanten-Viehſtälle werden nur 7 bis höchftens 74 Fuß in den 
Wänden vom Fundament bis zu den Balken hoch. 

Brau- und Branntweinbrennereien im Allgemeinen. 

8.5. Brau- und Branntweinbrennereien müſſen 10 bis 12 Fuß in der 
Etage hoch werden, und wo möglich mit der Vorderfronte gegen Abend oder Morgen 


liegen. 
Bei der Berechnung der Größe derſelben gelten folgende Sätze; 
Bemerkungen. 1 Quart = 64 Kubikzoll = 2 Kubikfuß. 
1 Metze = 192 = == = 
1 Scheffel — 48 - = e lä - 
1 Biertonne =10 e 6400 » S 370 > 


A. Malzräume. 

a) Monatlich können durchſchnittlich 8 Quellſätze gemalzt werden, und wenn die 
Malzzeit mit Ausſchluß der heißen Monate (Juni, Juli. Aug. und Sept. auf 8 Monat 
anzunehmen iſt, ſo können jährlich 64 Qu ellſätze abgemalzt werden; worauf alſo der 
ganze jährliche Getreidebedarf zum Brauen und Brennen zu vertheilen iſt. 

b) Das Getreide zum Malz muß im Sommer zwei, im Winter zwei bis drei Tage quellen. 

e) Das Quellen, Keimen und Trocknen erfordert überhaupt fünf bis ſechs Tage. 

d) 1 Kubikfuß trockenes Getreide erfordert 13 Kubikfuß Quellbottig, alſo: 1 Schef— 
fel trockenes Getreide erfordert 23 Kubikfuß Quellbottig. 

e) 1 Kubikfuß trockenes Getreide giebt während des Keimens eirca 3 Kubikfuß, und 
da daſſelbe nur 2 (hoͤchſtens 3) Zoll hoch auf dem Malzplage liegen darf, fo. erfordert 


1 Kubikſuß trockenes Getreide 1. 4 . 6 873 Fuß; alſo: 


ik 
IN 
Ob 
Lë 

| 


1) Vergl. unten. | 

2) Wo Abweihungen davon eintreten, müſſen ſolche in den, den Bauanſchlägen bei⸗ 
zufügenden Erlaͤuterungs-Protokollen gehörig motivirt werden. 

3) Die in §8. 1. 2. und 3. genannten Gebäude find, wenn es die Oertlichkeit geſtattet, 
mit den Fronten gegen Morgen und Abend anzulegen. 
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a) 1 Scheffel trockenes Getreide 13. 2. 6 (E Fuß Malzplatz. 
Findet indeß ein ſehr ſtarker Betrieb Dat, jo daß viel Malz gebraucht wird, fo 
nimmt man z mehr an, mithin auf: 

6) 1 Scheffel trockenes Getreide = 173 J Fuß Malzplaß!). 

f) Täglich kann, wenn die Darre eine beſondere Feuerung hat, zweimal gedarrt mer, 
den, und weil das Quellen 2 bis 3 Tage Zeit erfordert, ſo kann während dieſer Zeit fünfmal 
gedarrt werden; es muß alſo jedesmal der fünfte Theil des ganzen Quell- oder Malzſatzes 
auf die Darre kommen. e 

Das Malz darf höchſtens 3 Zoll hoch auf der Darre liegen; es gehören alſo, um 
1 Kubikfuß Malz zu darren, 4 ◻UFuß Darre dazu. Hiernach erfordert: 


1 Scheffel trockenes Getreide des geſammten Quellſatzes 


— 12 [◻0Fuß Darrfläche, wofür man 2 [Fuß annehmenkann. 

Hat die Darre keine beſondere Feuerung, ſondern wird gleichzeitig durch die Blaſen⸗ 
feuerungen, wie dies öfters der Fall iſt, mitgeheizt, ſo kann täglich nur einmal gedarrt 
werden, in dieſem Fall muß die Darre doppelt ſo groß ſein, als vorhin angegeben, mithin 
erfordert dann: 

1 Scheffel trockenes Getreide des geſammten Quellſatzes 4 |) Fuß. 

g) 1 Scheffel trockenes Getreide giebt 16 Scheffel Malz, oder 1 Sch. 
Malz erfordert Scheffeh trockenes Getreide. 

B. Brauereien. 


a) Die Größe des Maiſchbottigs muß 23 des Inhalts der Anzahl Tonnen 
e Bier, welche gebraut werden follen, und außerdem den Inhalt des jedesmal zu verbrauen⸗ 
den Malzes betragen. Rechnet man deſſen Anfüllung circa 3 Fuß hoch, ſo muß er 33 

bis 33 Fuß in den Stäben hoch werden. 

b) Die Größe des Za pfbottigs muß 15 des Inhalts der Anzahl Tonnen 
Bier, welche gebraut werden ſollen, und außerdem den Inhalt des jedesmal zu verbrauen- 
den Malzes betragen. Ferner muß dabei der Raum für den Zapfboden (5 bis 6 Joll 
hoch) berückſichtigt werden?). | 

ei Die Größe der Braupfanne muß 43 des Inhalts der Anzahl Tonnen Bier, 
welche gebraut werden ſollen, weniger 0,6 Kubiffuß* von jedem Scheffel des zum Ge⸗ 
bäude zu nehmenden Malzes betragen. Wird bei einem größeren Brau-Quantum die 
Würze aber nicht mit einem Mal, ſondern in 2, 3 oder 4 Abtheilungen abgekocht, ſo 
braucht die Pfanne natürlich nur reſp. 4, 3 oder + fo groß zu ein"), 

Man giebt den Pfannen gewöhnlich z der Länge zur Breite und T der Breite zur 


1 


Se 


öhe. 

d) Das Kühlſchiff, in welchem das Bier eirca 6 Zoll hoch zu ſtehen kommt, muß 
auf jede Tonne Bier eines Gebräudes 74 [Fuß Bodenfläche erhalten. Es wird in der 
Brauerei unter der Decke fo angebracht, daß es dem Luftzuge gehörig ausgeſetzt iſt. 
Geſtattet es aber die Oertlichkeit, To iſt es beſſer daſſelbe außerhalb des Gebäudes unter 
einer leichten Verdachung anzubringen. 

e) Die Größe der ganzen Brauerei, inel. Pfanne und Gefäße, muß eirca 
zwölf Mal fo viel Grundfläche enthalten, als die Grundfläche des größten Bottigs beträgt; 
wird aber der Maiſchbottig gleichzeitig als Zapfbottig benutzt, fo reicht circa die neunfache 
Grundfläche dieſes Bottigs zum Brauereiraum aus. 

e C. Branntweinbrennereien. 
a) Maiſchfäſſer. 
N Zum Einmaiſchen eines Pfundes Malz oder trockne Subſtanz anderer zum Brannt⸗ 
wein anzuwendenden Materialien, als z. B. Kartoffeln, ſind durchſchnittlich 8 Pfund 
Waſſer erforderlich, wonach 1 Kubikfuß Malz (Schrot) durchſchnittlich 6 bis 7 Kubikſuß 
Maiſchraum erfordert, oder: 

1 Scheffel Malz (Schrot) eirca 12 Kubikfuß Maiſchraum. 

Werden aber Kartoffeln zu Branntwein verſchwellt und einem Scheffel Kartoffeln 
etwa 4 bis s Scheffel Malz (Schrot) zugeſetzt, fo rechnet 'man, weil 1 Scheffel Kartoffeln 
e angenommen nur 25 Pfd. trockne Subſtanz und 75 Pfd. Wäſſrigkeit ent⸗ 

ält, auf: 

1 Scheffel Kartoffeln und 3 bis 86 Scheffel Malz (Schrot) eirca 4 


1) Wenn es die Umſtände geftatten, iſt der Malzplatz eirca zur Hälfte in gewölbten 
Kellern und zur Hälfte in der Etage einzurichten. 
2) 17 Tonnen Aufguß geben nämlich eirca 10 Tonnen Bier. 
) In jedem Scheffel Malz bleibt nämlich eirca 0,6 Kubikfuß Aufguß zurück. 


— 
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Kubikfuß Maiſchraum, wo in beiden Fällen aber ſchon circa A, Steigraum 

während der Gährung berüdfichtigt iſt. | 

Kleiner als zu 300 Quart = 114 Kubikfuß dürfen gefeglich keine Maiſchfäſſer ange— 
fertigt werden, und das Minimum der täglich zu verſchwelenden Maiſche darf geſetzlich 
nicht unter 600 Quart = 223 Kubikfuß betragen. Es iſt vortheilhaft für die Brannt- 
wein⸗Produktion moͤglichſt große Maiſchfäſſer anzufertigen, doch pflegt man fe ſelten über 
3000 Quart = 1114 Kubikfuß groß zu machen. ö 

Des bequemen Einmaiſchens wegen, macht man die Maiſchfäſſer gewohnlich nur 
23 bis 3 Fuß in den Stäben hoch, und giebt ihnen eine ovale Form. 

Iſt die Anzahl der Maiſchgefäße auf die in einem Tage zu verſchwelenden Scheffel 
Malz oder Kartoffeln ermittelt, fo find bei einem fortgeſetzten Betriebe reſp. 2 oder Zmal 
fo viel Maiſchfäſſer von gleicher Größe erforderlich, je nachdem 2 oder 3tägige Maiſche 
(fälſchlich 3 oder 4tägige Maiſche genannt) verſchwelt wird. Der Gährungs-Prozeß der 
Maiſche dauert nämlich 2 bis 3 Tage. ` 

b) Dampffaß. 

Das Dampffaß zum Kartoffelkochen muß fo groß fein, daß die für ein Maiſchfaß 
beſtimmte Quantität mit einem Male abgedampft werden kann; wobei pro Scheffel 
Kartoffeln eirca 2 Kubikfuß gerechnet werden. Die Höhe des Dampffaſſes wird am 9 
mäßigſten etwa doppelt ſo hoch als deſſen Durchmeſſer angenommen, und daſſelbe erhält 
ſeinen Platz gewöhnlich außerhalb des Gebäudes. 

e) Blaſen und Kühlfäſſer. 

a) Wird die Fabrikation des Branntweins auf die bekannte alte Weiſe bewerkſtelligt, jo 
gehören dazu nach Maßgabe der täglich zu verſchwelenden Maſſe reſp. ein oder zwei 
Maiſchblaſen und eine Wienblaſe und zu jeder Blaſe ein Kühlfaß. 

1 Scheffel Malz erfordert 12 Kubikfuß Maiſchblaſenraum und 

1 Scheffel Kartoffeln mit 3 Malzzuſatz 4 Kubikfuß dergl. 
und nimmt man an, daß eine Blaſe in der geſetzlichen Brennfriſt von 14 Stunden 
täglich mindeſtens viermal abgetrieben wird, ſo muß die Maiſchblaſe (oder wenn 
zwei angelegt werden, beide zuſammen) bei Malz 3 Kubikfuß, bei Kartoffeln 1 Ku- 
bikfuß Raum für jeden Scheffel der täglich zu verſchwelenden Maſſe enthalten. 

5 Quart Maiſche geben durchſchnittlich ein Quart Lutter, die Wienblaſe würde 
alfo 4 des Kubif-Inhalts der für jeden Tag abzuſchwelenden Maiſche enthalten 
müſſen. Da aber in einer Blaſe mindeſtens täglich zweimal Lutter zu Branntwein 
abgetrieben werden kann, fo braucht die, Wienblaſe nur A, jenes Kubik-Inhalts zu 
betragen. 

Das beſte Verhältniß des Durchmeſſers der Blaſen zu deren Seitenhöhe iſt 
wie 5: 2. 7 
Die Kühlfäſſer werden oben etwa fo weit als die dazu gehörigen Blaſen, unten 
etwa 4 ſo weit als oben, und 13 ſo hoch als oben weit. 5 
Wird die Fabrikation des Branntweins auf dem Piſtoriusſchen doppelten 
Apparat bewerkſtelligt, fo gehoͤren dazu zwei neben und mit einander in Verbin⸗ 
dung ſtehende gleich große Blaſen, ein Maiſchwärmer, etwas größer als eine Blaſe, 
| und außerdem ein Kühlfaß nach dem oben angegebenen Verhältniß. 
Bei dieſem Apparat kann der Maiſchwärmer täglich (binnen 14 Stunden) zehn 
Mal gefüllt werden, jede Blaſe muß alſo enthalten: f | 
1) pro Scheffel Malz 13 = 13 Kubikfuß. 
2) pro Scheffel Kartoffeln mit 3 Malzzuſatz 15 = 3 Kubikfuß. 

y) Zu dem Piſtoriusſchen einfachen Apparat gehören eine Blaſe, ein Maiſchwär⸗ 
mer und ein Kühlfaß nach den angegebenen Verhältniſſen. Bei dieſem kann der 
Maiſchwärmer täglich (binnen 14 Stunden) etwa nur ſechs Mal gefuͤllt werden, die 
Blaſe muß alſo enthalten: f 

1) pro Scheffel Malz e — 2 Kubikfuß. Lei 
2) pro Scheffel Kartoffeln mit 3 Malzzuſatz!) 4 = 3 Kubikfuß. 
D. Maſtviehſtälle. 


, Man rechnet, daß mit der aus einem Scheffel Malz täglichen Brandes gewonnenen 
ö Schlempe 4 bis 5 Stück Schweine oder 2 bis 25 Stück Rindvieh gemäſtet werden können, 
vorausgeſetzt, daß ſie nebenbei das nöthige Rauchfutter erhalten. Die Maſtzeit der 


D 


— 


1) 5 Pfd. Malz oder trockene Subſtanz anderer zum Branntwein anzuwendenden Ma⸗ 
) terialien, als Kartoffeln ꝛc., geben circa 20 Quart Maiſche, dieſe durchſchnittlich 
4 Quart Lutter, und dieſe 1 Quart Branntwein zu 50 Proc. Alkoholgehalt (nach 


Tralles). 
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Schweine iſt etwa zu 3 Monat, die des Rindviehes zu 5 bis 6 Monat anzunehmen. Die 
Größe der Ställe wird nach 88. 10 und 12 beſtimmt. 


Kornſpeicher. 
8. 6. Kornſpeicher werden 7 bis 8 Fuß im Lichten in der Etage hoch, die 
Balken derſelben gewöhnlich 33 bis 32 Fuß weit von Mitte zu Mitte gelegt, und auf 
einen Scheffel Getreide wird inel. der nöthigen Gänge, Umſchippe-Plätze, Treppen⸗ 
Öffnungen ꝛc. 13 bis 13 [Fuß Schütteraum gerechnet. "e 
Bei Berechnung des Schütteraums wird in der Regel nur hoͤchſtens die Hälfte des 
nach den Pacht-Anſchlägen feſtgeſetzten jährlichen Körner-Ertrages angenommen; ſo daß, 
wenn z. B. anſchlagsmäßig 2000 Scheffel!) Getreide aller Art geerndtet werden, der 
Schütteraum auf höchſtens 1000 Scheffel eingerichtet werden muß. Man legt die Korn: 
ſpeicher mit den Fronten gern gegen Morgen und Abend an. 
e | Getreideſcheunen. 
8. 7. Getreideſcheunen dürfen, wenn es die Lokalität geſtattet, nicht unter 36 
Fuß tief werden, erhalten 12 bis 16 Fuß hohe Wände, 14 bis 16 Fuß breite Flure, und 
zu jeder Seite derſelben circa 30 bis 32 Fuß lange Taſſe. Es verſteht ſtch von ſelbſt, daß 
wenn das Raumbeduͤrfniß fo große Taſſe nicht erheiſcht, dieſe dann kürzer werden müffen. 
Auf ein Schock Garben werden bei Wintergetreide durchſchnittlich 240 Kubikſuß 
Raum (eine Garbe zu 4 Kubikfuß) bei Sommergetreide 210 Kubikfuß (eine Garbe zu 34 
Kubikfuß), und auf eine vierſpännige Fuhre Erbfen, Wicken ze, 600 Kubikſuß gerechnet. 
Die Scheunen werden wo möglich mit den Fronten gegen Morgen und Abend 


angelegt. 
Heuſcheunen. 
8.8. Bei Heuſcheunen rechnet man auf den Centner Heu 14 bis 15 Kubikfuß 
Raum. | l 
Pferdeſtälle. 


8.9. Pferdeſtälle werden eirca 10 Fuß im Lichten hoch, und man rechnet auf 
ein gewöhnliches Ackerpferd 4 Fuß Breite, und incl. Krippe und Gang dahinter 14 bis 
15 Fuß Länge; bei zwei Reihen aber incl. Krippen und Mittelgang 24 bis 26 Fuß Länge. 
Für ſehr große und ſtarke Ackerpferde, ſo wie für Kutſch- und Reitpferde, werden unter 
Beibehaltung jener Längen 44 bis hoͤchſtens 43 Fuß Standbreite pro Stück angenommen. 

Sind beſondere Fohlenſtälle nothwendig, worin die Fohlen frei umherlaufen, fo 
rechnet man pro Stück 36 bis 40 HFuß. N 

Geſtattet es die Hoflage, ſo werden die Pferdeſtälle mit der Vorderfronte gegen 
Abend oder Mitternacht angelegt. 


Rindviehſtälle. 


8.10. Rindpiehſtälle erhalten 9 bis 10 Fuß innere lichte Höhe. 
An Raum wird gerechnet auf: R 
a) einen Futtergang mit 2 Krippen und 2 Schwellen gewöhnlich 6 bis 64 Fuß 
Breite; und auf einen dergleichen mit einer Krippe und einer Schwelle 43 bis hoͤch— 
ſtens 5 Fuß Breite; 
b) einen Ochſen 34 bis 4 Fuß Breite, exel. Krippe, aber inel. Gang dahinter, 
11 Fuß Länge; doppelte Viehreihen erfordern ohne Krippen aber mit Mittelgang 
18 bis 20 Fuß Länge; | 
e) eine Kuh 33 bis 33 Fuß Breite, excl. Krippe, aber incl. Gang dahinter, 10 
höchſtens 105 Fuß Länge; doppelte Viehreihen erfordern ohne Krippen aber mit 
Mittelgang 17 bis Höchftend 19 Fuß Länge; 
d) ein Jungvieh 3 Fuß Breite, excl. Krippe, aber incl.“ Gang dahinter, 9 Fuß 
Länge, doppelte Viehreihen erfordern ohne Krippen aber mit Mittelgang 16 Fuß 
ange; i 
e) werden feine Futtergänge angelegt, fo reichen bei Ställen und Vieh mittler 
e die ad b, e und d angegebenen Längenmaße auch mit Einſchluß der Krip— 
en hin; | 


1) 1 Scheffel enthält 13 Kubikfuß, der Wispel alſo circa 42 bis 43 Kubikfuß. 


a) 1 Scheffel Weitzen wiegt circa 90 Pfd. 
b) 1 = Roggen , g 80 — 
c) 1 = große Gerſte = 75 — 
d) 1 kleine Gerſte - . 60 — 
eil = Hafer e a o e pe DR Eleng 
UI e Erbſen und andere Huͤlſenfrüͤchte . . . 100 — 
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N n auf ein Abſatzkalb in beſonderem Stalle rechnet man 14 bis 16 Buß. 
Rindviehſtälle müſſen, wenn es die Hoflage geſtattet, mit der Vorderfronte gegen 
Abend oder Mitternacht angelegt werden. N 
Schafſtälle. 
8. 11. Schafſtälle werden nie unter 9 Fuß, ſelten mehr als 11 Fuß im Lichten 
0 u die Balken hoch gemacht, und dürfen in der Regel nicht unter 30 Fuß Tiefe 
erhalten. g 
Man rechnet auf: 
a) 1 Jährling ö bis 
b) 1 Hammel 6 ⸗ 
c) 1 Mutterſchaf 7 = 
d) werden die Böcke in ei 
Stück 10 Fuß. i 
N Wo es die Lokalität geſtattet, werden die Schafſtälle mit der Vorderfronte gegen 
Mittag angelegt; beſonders die Ställe für Muttervieh und Lämmer. 
ö Schweineſtälle. | 
8.12. Den Sch weineſtällen giebt man gewöhnlich 75 bis 8 Fuß lichte Höhe, 
und rechnet auf: 
PT ͤ » NERT Taas 
o më E u 
c) 1 ſtarkes Schwein (groß Faſel d. 10 „ N 
d) 1 Maſtſchwein . . . . . 6 bis 20 sz werden aber mehr 
als zwei Schweine in einem Stalle gemäſtet, fo reichen 12 bis höchftend 16 [Fuß 
pro Stud aus; 
e) eine. Saukote zum Ferkell, “). e SU I8UB; 
D' ein Kempenſtall für 1 end, . 2. 2.0. 40 
Wo möglich werden die Schweineſtälle mit der Vorderfronte gegen Mittag angelegt. 


Federviehſtälle. 


8. 13. Bei Federviehſtällen rechnet man, wenn fie nicht mit anderen Wirth⸗ 
ſchafts⸗Gebäuden unter einem Dache eingerichtet werden, und ſich ihre Höhe nach dieſe 
richten muß, 63 bis 7 Fuß lichte Höhe, und auf: | 


Fuß) 
durchſchnittlich alſo 6 bis 7. [Fuß pro Haupt, 


6 
an 
8 >= | 

ner beſonderen Abtheilung eingeftallt, ſo rechnet man pro 


a) 1 Pute éi 2: 3 Fuß; 
b) 1 Gans „ EE 
e) U / © 14 e 


ER e E eg EE 
Geſtaktet es die Lokalität, fo werden Thüren und Fenſter dieſer Ställe gegen Mittag 


angelegt. 
Backöfen. 


8. 14. Die Herde der Backöfen werden eiförmig angelegt, fo daß ſich der Durch⸗ 
meſſer der Länge zum Durchmeſſer der Breite etwa wie 4:3 verhält. Auf 1 Scheffel 
Mehl rechnet man circa 12 [Fuß Herdfläche. 

| Allgemeine Bemerkungen. / 

8. 15. a) In der Regel dürfen in keinem Wohnhauſe Ställe oder Scheunen ange— 
legt werden. f a 

b) Die Pferde- und Rindviehſtälle mëtten in der Regel fo eingerichtet werden, daß 
das Vieh nicht nach der Länge, ſondern nach der Tiefe des Gebäudes zu ſtehen kommt. 
wonach alſo die Krippen mit den Giebeln parallel laufen. / 

c) Bei Schafſtällen von Fachwerk müſſen bie Fundamente 3 Fuß über der Erde hoch 
werden. Bei allen übrigen Fachwerks-Gebäuden find die Fundamente nicht Unter 12 
Fuß, gewöhnlich 2 Fuß über der Erde hoch anzunehmen. 

d) Fachwerkswände werden bis zu 8 Fuß Höhe ein Mal, bis zu 12 Fuß Höhe 

zwei Mal, und bis zu 16 Fuß Höhe drei Mal verriegelt. 
E e) Bis zu 15 Fuß Tiefe erhält ein Gebäude Wind-Rispen im Dache; von 16 bis 
24 Fuß Tiefe einen einfach ſtehenden und über 24 Fuß einen doppelt ſtehenden Dachſtuhl. 

f) Bei ganzen und halben Windelböden und bei einfachen Ziegeldächern dürfen die 
Balken nicht uͤber 4 Fuß von Mitte zu Mitte von einander liegen; werden aber Kronen 
oder Doppel-Ziegeldächer angelegt, fo durfen die Balken nur 33 höchſtens 34 Fuß von 
Mitte zu Mitte von einander liegen. J . 

g) Bei geſtreckten Windelböden dürfen die Balken nur 5 höchſtens 6 Fuß von 
Mitte zu Mitte von einander liegen. | 

h) Bei Stroh-, Rohr⸗ und Schindeldächern (vorausgeſetzt, daß keine ganze und 


. 
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halbe Windelböden angefertigt werden) können die Sparren 5 bis hoͤchſtens 6 Fuß von 
Mitte zu Mitte von einander liegen. 
j) Walme an den Dächern werden in der Regel nicht geſtattet. 
(A. XIV. 504. — 3. 15.) 


2) C. R. der K. Reg. zu Frankfurt v. 7. März 1833 an fämmtl. K. Bau⸗ 
Inſpektoren. Veranſchlagung der Bewährungen von Hofräumen und Gärten, 


Das K. Min. der Fin. hat ſchon öfters bei Reviſton der zur Genehmigung vorge⸗ 
legten jährlichen Forſtbaupläne die Koſtbarkeit der in Antrag gebrachten Bewährungen 
gerügt; und es erſcheint um fo nothwendiger, in dieſer Beziehung die möͤglichſte Erſparniß 

eintreten zu laſſen, da dergleichen Anlagen ohnehin bei der Beſchränktheit des Baufondd 
doch immer den bei weitem wichtigeren Inſtandſetzungen und Reparaturen der Wohn- und 
Wirthſchaftsgebäude nachſtehen muͤſſen. Br’ 

In der Abficht, daß die Anforderungen der beregten Art für die Zukunft auf die 
dringend nöthigften Bedürfniſſe beſchränkt werden, beſtimmen wir daher mit Hinweiſung 
auf den 8. 3 c. des Regul. v. 20. Dec. 1830, daß in keinem Falle baare Koften für Be- 
währungen von Hofräumen und Gärten veranſchlagt werden dürfen, wenn der Baubeamte 
ſich nicht zuvörderſt davon vollſtändig überzeugt hat, daß die beſtehende Bewährung durch⸗ 
aus nicht mehr reparaturfähig ift, und daß ihr gegenwärtiger Zuſtand von dem Dienſt— 

Inhaber nicht durch Vernachläſſigung der Verbindlichkeiten, welche ihm der allegirte Para— 
graph des Regul. auferlegt, herbeigeführt worden iſt, und es werden von nun an Koſten⸗ 
Anſchläge über Bewaͤhrungen von uns nur in ſofern beruͤckſichtigt werden, als der Bau- 
beamte ſie mit einer pflichtmäßigen Beſcheinigung des obigen Inhalts verſehen haben 
wird. Damit aber auch da, wo es für nothwendig anerkannt wird, eine Bewährung auf 
fiskaliſche Koſten neu herzuſtellen, dieſe Koſten möglichſt gering ausfallen, finden wir für 
nothwendig, Folgendes feſtzuſetzen: 

1) daß die Zäune gänzlich wegfallen müffen, wo dieſelben durch haltbare Gräben, Erd— 

wälle oder lebendige Hecken erſetzt werden können, und 

2) daß Stangen und Spriegel, oder Schließzäune angelegt werden müffen, wo einmal 

Zäune durchaus nicht zu entbehren ſein ſollten, weshalb Anträge auf Anfertigung 


von Stacketen- und Bretterzäunen künftig gar nicht mehr gemacht werden dürfen ıc. 
(A. XVII. 59. — 1. 34.) 


3) Vorſchriften, betr. die Veranſchlagung der Gebäude a uf Forſt⸗ 
Dienſt-Gehöften. 

a) C. R. des K. Fin. Min. (Maaßen) v. 30. Okt. 1830 an ſämmtl. K. 
Reg. Aufführung der Wohngebäude für Forſtbeamte. 

Die der K. Reg. bekannten Normal-Zeichnungen zu den Wohngebäuden der Forſt— 
beamten ſind in mancher Beziehung jetzt nicht mehr ganz anwendbar, und es iſt daher 
Veranlaſſung genommen, andere dergleichen entwerfen zu laſſen, und zwar: 

a) zwei Hinſichts der Große von einander verſchiedene Häuſer für Unterförſter, ſowohl 
auf den Maſſivbau als auf den Fachwerksbau gerichtet, und ) 

b) Gë dergl. für Oberförfter, ebenfalls auf den Maſſivbau und auf den Fachwerksbau 
gerichtet. : 

Von jeder diefer neuen mit J. a. und b. II. a. und b. III. a. und b. und IV. a. und 
b. bezeichneten Normal-Zeichnungen werden der K. Reg. Exemplare mit dem Auftrage 
hierbei zugefertigt: in vorkommenden Fällen die ſpeziellen Bauzeichnungen und Koſten— 


Anſchläge danach ausarbeiten zu laſſen, ſofern örtliche Umſtände nicht etwa eine Abwei⸗— 
chung davon bedingen. f 


In der Regel wird die Groͤße der Gebäude nach den Zeichnungen Nr. I. und III. 
reſp. für Unter⸗ und Oberförſter ausreichen, und nur dann werden die größeren Gebäude 
nach Nr. II. und IV. oder in einzelnen Fällen rückſichtlich der Anzahl der Räume noch 
größere Gebäude zu wählen fein, wenn die Forſtbeamten ungewöhnlich große Landwüth⸗ 
ſchaften haben, mehr Dienſt-Perſonal halten müffen, oder ſonſt Gründe obwalten. 

In ſolchen Fällen muß aber der Bedarf größerer und mehrerer Räume pflihtmäßig 
abgemeſſen und nachgewieſen werden. | 

Bei den maſſtven Gebäuden ift die Stärke der äußeren und inneren Wände zu reip. 
13 und 1 Fuß angenommen, und vorausgeſetzt, daß zu erſteren gebrannte und zu letzteren 
eventualiter Luftſteine von 113 Zoll Länge, 53 Zoll Breite angewendet werden; wo aber 
dergleichen Steine nicht von dieſen Abmeſſungen, oder an deren Stelle vortheilhafter 
Bruchſteine Anwendung finden, verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch die Stärke der Wände 
Abänderungen erleidet. 

Ebenſo richtet ſich die Anzahl der Balken und Sparren-Gebinde fuͤr jedes Gebäude 
nach der, der Lokalität angemeſſenen Dacheindeckungen, nämlich ob Schiefer», Ziegel-, 
Rohr-, Stroh- oder Schindel⸗Dächer Anwendung finden, wonach auch die Höhe der 
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Dächer beſtimmt werden muß; ferner nach den vorhandenen Holzarten, und ob ganze, 
halbe oder geſtreckte Windelböden ꝛc. gewählt werden. 8 

Was die neu zu erbauenden Wirthſchaftsgebäude bei den Forſtdienſt-Etabliſſements 
betrifft, jo laffen ſich darüber zwar keine Normal-Zeichnungen ertheilen, weil deren Größe 
nach dem ſehr verſchiedenen Umfange und der Bonität der Dienſt⸗Ländeteien abhängt; 
indeß muß bei dem Entwurfe hierzu ſtets auf das wirkliche Bedürfniß zurückgegangen, die 
Größe nach dem von den Dienſt-Grundſtücken vorhandenen Etatsanſchlage, und dem 
danach und nach der Hütungs-Gerechtſame zu haltenden Viehſtande ermittelt, und dieſe 
Ermittelung in dem, den Anſchlägen beizufügenden Erläuterungs-Protokoll ſpeziell nach⸗ 
gewieſen werden, damit der Reviſor in den Stand geſetzt wird, die Angemeſſenheit des 
Projekts gehörig beurtheilen zu können. Iſt der Ackerbau, wie häufig bei Unterförſtereien, 
nur von geringem Umfange, ſo können zur Erſparung von Koſten die Stall- und Scheun— 
Räume in einem Gebäude untergebracht werden. — Wagen-Remiſen werden übrigens 
den Unterförſtern nicht bewilligt. 

Sowohl bei den Wohn- als Wirthſchaftsgebäuden iſt in der Regel der Fachwerks— 
bau zu wählen, und nur in den Fällen, wo die Steine billig zu haben find, jo daß der 
Maſſivbau wenig oder gar nichts mehr als der Fachwerksbau koſtet, oder andere Umſtände 
für den Maffipbau ſprechen, iſt dieſer anzuwenden. 

Wo den Forſtbeamten beſondere Backöfen zugeſtanden werden, ſind dieſelben zur 
Verminderung der Baukoſten ganz einfach ohne Ueber- und Vorbau auszuführen. Sollte 
es die Lokalität aber nicht geſtatten, ſolche der Feuerſicherheit wegen entfernt genug den 
e Wirthſchaftsgebäuden anzulegen, fo find fie mit Vorlagen und Schornſteinen 
u verſehen. a 
5 Endlich iſt den Anſchlägen zum Bau eines Forſtdienſt-Etabliſſements ſtets ein 
Situationd-Plan, woraus die Stellung der Gebäude, des Backofens ꝛc. hervorgeht, und 
worauf die Himmelsgegenden angegeben fein muͤſſen, beizufügen. 

(A. XIV. 742. — 4. 22.) ! 


b) C. R. des K. Min. des K. Hauſes, Abth. II. (v. Ladenberg) v. 25. Nov. 
1838 an ſämmtl. K. Reg. 


Obgleich wegen der den neuen Gebäuden auf den Forſtdienſt-Gehöften zu gebenden 
Einrichtungen durch die C. V. v. 30. Okt. 18301) (Ann. S. 742.) beſtimmte Vorſchriften 
ertheilt worden find; fo haben in neuerer Zeit doch mehrere K. Reg. Projekte und Koſten⸗ 
Anſchläge zu neuen Förfter-Etabliffements eingereicht, bei welchen dieſe Vorſchriften unbe— 
achtet geblieben, und insbeſondere iſt häufig gegen die, eine Verminderung der Bau- und 
künftigen Reparaturkoſten bezweckende Maßregel, wonach die Stall- und Scheun-Räume 
in einem gemeinſchaftlichen Gebäude unterzubringen ſind, gefehlt worden. 

In einzelnen Fällen ſind zwar der Kürze wegen derartige Projekte gleich hier umge— 
arbeitet und die Anſchläge danach berichtigt worden; dies kann indeſſen fernerhin nicht 
mehr ſtattfinden, weil die dieſſeitigen Arbeitskräfte dazu nicht ausreichen: und da durch 
eine nochmalige Zurückſendung der Anſchläge zu jenem Behuf häufig eine für die Bauaus⸗ 
führung nachtheilige Verzögerung entſteht, auch den Diſtrikts-Baubeamten doppelte Arbei⸗ 
ten verurſacht werden, ſo bringe ich der K. Reg. die genaue Befolgung obiger Vorſchriften 
hierdurch in Erinnerung. b 

Dabei beſtimme ich gleichzeitig, daß künftig: 

1) bei der Veranſchlagung neuer Wohnhäuſer für Forſtſchutzbeamte auf die Anlegung 
einer heizbaren Dachgiebelſtube zu rückſichtigen iſt, damit es den Bewohnern in 
Krankheitsfällen, oder in ſofern etwa den Förſtern Hülfsaufſeher beigegeben werden 

müſſen, es zu deren Unterbringung nicht an Raum gebricht; | 

2) ſämmtl. Wohnhäuſer der Feuerſicherheit wegen ſtets mit Ziegeln, oder, wo es den 
Lokal⸗Verhältniſſen angemeſſen erſcheint, mit Schiefer einzudecken ſind; 

3) die Wirthſchaftsgebäude aber nach wie vor mit Rohr, Stroh oder Schindeln einge— 
deckt werden können, wenn dies nicht polizeilichen V. zuwiderläuft, oder beſondere 
Umſtände dagegen ſprechen; 

4) die Wirthſchaftsgebäude der Forſtſchutzbeamten auf das unumgängliche Bedürfniß, 
wobei auf die C. V. v. 26. März 1834 und v. 12. März d. J. wegen anderwei⸗ 
ter Regulirung der Dienſtländereien der Forſtbeamten Bezug genommen wird, be— 

? ſchränkt werden müffen, und daher Geſchirr- und Rollkammern eben ſo wenig als 
5 Wagenremiſen zu berückſichtigen ſind. Selbſt Holzſtälle werden ſtch meiſtens um⸗ 
f gehen laſſen, und nur in beſonderen, dann aber gehörig zu motivirenden Fällen zu 
E beantragen fein; und 


1) Oben S. 312. 
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5) bei der Anlage neuer Forſtdienſt⸗Etabliſſements die zweckmäßigſte Bauſtelle für die⸗ 
ſelben auch mit Rückſicht darauf auszuwählen bleibt, daß trinkbares Waſſer ſich in- 
der Nähe befindet, oder, wo dies nicht erreichbar und ein beſonderer Brunnen noth— 

wendig iſt, deſſen Bau doch nicht zu koſtbar und die Waſſerförderung möͤglichſt 
erleichtert wird. f 
Die K. Reg. hat die betr. Beamten Ihres Verwaltungs-Bez. hiernach anzuweiſen 
und mit Strenge darauf zu halten, daß die gegebenen Vorſchriften gehörig befolgt werden, 
weil die nicht danach aufgeſtellten Bau⸗Projekte künftig ohne Weiteres zur Umarbeitung 
werden zurüdgegeben werden. (A. XXII. 875.—4. 31.) 
4) Reviſtonen der Domainen-Bau und Reparatur-Anſchläge. 
a) C. R. des K. Fin. Min., Gen. Verw. für Dom. u. Forſt., b. 14. Aug. 
1829 an ſämmtl. K. Reg. 
. Da nach einer Mittheilung der K. Ober⸗-Rechn.⸗Kammer die den Domainen-⸗Depart⸗ 
Räthen obliegende Reviſton der Domainen-Bau- und Reparatur-Anſchläge nicht überall 
mit derjenigen Umſicht und Sorgſamkeit bewirkt zu werden ſcheint, welche zur Erreichung 
irgend zuläffiger Koſten⸗Erſparniſſe dabei nothwendig in Anwendung kommen muß; fo 
findet ſich das Fin. Min. veranlaßt, die K. Reg. darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
Reviſton der einzelnen Anſchläge von Seiten der Domainen-Depart.-Räthe ſich in allen 
Fällen nicht bloß auf die Nothwendigkeit. Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit der reſp. Bauten 
und Reparaturen in der veranſchlagten Art und in dem angenommenen Umfange, ferner 
auch die reſp. Anſprüche und baulichen Verpflichtungen der Pächter. Einfaſſen und andern 
Mitintereſſenten, fo wie auf das Verhältniß der Koſten zum Rein-Ertrage des verpachteten 
oder adminiſtrirten Objekts, und die etwa zuläffige Vermeidung oder Verminderung der 
erſten beſchränken, ſondern ſich auch ganz beſonders auf die Richtigkeit der angenommenen 
Materialien, Arbeits- und Fuhrlohn-Preiſe, von welchen die Depart.-Räthe ſich daher 
möglichſt genaue Kenntniß zu verſchaffen verpflichtet find, ausdehnen muß. Es wird 
daher auch der Domainen-Depart.-Rath durch die Beſcheinigung eines Anſchlags dafür 
verantwortlich, 
nicht nur, daß der Bau oder die Reparatur in der veranfchlagten Art und in dem ange: 
nommenen Umfange an ſich nothwendig, und Fiskus dazu verpflichtet ſei, daß derſelbe 
auch nicht ohne Nachtheil der Domaine oder größere Unkoſten ausgeſetzt bleiben könne, 
und daß die baulichen Leiſtungen des Pächters, wenn der Gegenſtand ein Pacht-Objektft 
betrifft, und der Einſaſſen oder anderer Mitintereſſenten, wo ſolche dabei konkurriren, | 
dabei vollſtändig berückſichtigt find, ſondern auch, daß die angenommenen Materialien, 
„Arbeit- und Fuhrlohn-Preiſe nach den beſondern örtlichen Verhältniſſen angemeſſen und 
nicht zu hoch ſind, 
und damit dieſe Verantwortlichkeit den Depart.-Räthen ſtets gegenwärtig bleibe, hat die 
K. Reg. dafür zu ſorgen, daß in den von ihnen unter den Anſchlägen auszuſtellenden, 
Beſcheinigungen dieſes C. R. jedesmal ausdrücklich in Bezug genommen, und die Beſchei— 
nigung alſo ſtets dahin ausgeſtellt werde, 

daß ſich gegen den Anſchlag in allen in dem C. R. des Fin. Min. v. 14. Aug. 1829 

gedachten Beziehungen nichts zu erinnern gefunden habe, oder daß derſelbe in allen in 

dem C. R. des Fin. Min. b. 14. Aug. 1829 gedachten Beziehungen geprüft und berich— 

tigt ſei. (Acta gen. des K. Haus⸗Min., II. 10756.) 


Mit Bezug hierauf ergingen: 
a) R. des K. Fin. Min. (b. Motz) v. 30. Nov. 1829 an die K. Reg. 
zu Frankfurt, und abſchriftlich zur Nachricht und Achtung an ſämmtl. K. Reg. 


Das Fin. Min. iſt aus den in dem Ber. der K. Reg. v. 20. v. M. erörterten Grün⸗ 
den damit einverſtanden, daß ſich die Verantwortlichkeit der Domainen-Depart.-Räͤthe 
rückſichtlich der Korreviſton der Bau- und Reparatur-Anſchläge auf die Richtigkeit und Ange⸗ 
meſſenheit der Arbeits-Preiſe nicht mit beziehen kann, ſondern für letztere nächſt den Bau⸗ 
Inſpektoren allein die Reg.-Bau-Räthe verantwortlich bleiben müſſen. Hiernach iſt daher 
in den auszuſtellenden Beſcheinigungen der Dep.-Räthe nächſt dem C. R. v. 14. Aug. 
d. J. auch das gegenwärtige in Bezug zu nehmen. 

(Acta gen. des K. Fin. Min., II. Nr. 17,298a.) 


6) C. R. des K. Min. des K. Hauſes, Abth. II. (v. Ladenberg), b. 
29. Okt. 1836 an ſämmtl. K. Reg. j bw 

Nach einer Mittheilung der K. Ober-Rechn.-Kammer ſind bisher öfters Fälle vor— 
gekommen, daß Domainen-Bau- und Reparatur-Anſchläge von Reg.-Bau-⸗Räthen revidirt 
und ſogar zur Ausführung gebracht worden ſind, obſchon die, auf den Grund einer vor— 
gängigen Prüfung der Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Bauten und Reparaturen 
in der veranſchlagten Art und in dem angenommenen Umfange, ferner der reſp. Anfprüde 
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und baulichen Verpflichtungen der Pächter, Einſaſſen ꝛc., auszuſtellende vorſchriftsmäßige 
Beſcheinigung der Depart.⸗Räthe fehlte. g 

Ed werden daher die in diefer Beziehung durch die C. Verf. v. 11. Aug. und 
30. Nov. 1829 und v. 20. Nov. 1832 gegebenen Vorſchriften hierdurch in Erinnerung 
gebracht, mit dem Bemerken, daß, wenn gegen Erwarten wieder Fälle vorkommen ſollten, 
wo Domainen-Bau- und Reparatur-Anſchläge ausgeführt worden, ohne vorher mit der 
vorſchriftomäßigen Beſcheinigung des Depart.-Raths verſehen zu ſein, alsdann, in ſofern 
dadurch für den Fiskus ein Schaden entſtanden ſein ſollte, diejenigen Beamten, welche 
dabei eine Verſchuldung trifft, zu gewärtigen haben, wegen Erſatz des entſtandenen 
Schadens in Anſpruch genommen zu werden. 

Uebrigens müffen auch diejenigen Domainen-Bau- und Reparatur-Anſchläge, die 
beſtimmungsmäßig zur Feſtſetzung hierher einzureichen ſind, jedesmal vorher in der vorge— 
ſchriebenen Art von dem Depart.-Räthen beſcheinigt werden. 

(Acta gen. des K. Min. des K. H., Abth. II. Nr. 17,517.) 


) C. R. des K. Min. des K. Hauſes, Abth. II. (Gr. v. Stolberg) v. 
2. Okt. 1843 an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen in Stralſund. 


Durch die C. Verf. v. 14. Aug. und 30. Nov. 1829 iſt beſtimmt, in welchen Bezie⸗ 
hungen die Domainen-Bau- und Reparatur-Anſchläge von den Depart.⸗Räthen geprüft, 
und wie ſie von denſelben beſcheinigt werden ſollen, ehe ſie ausgeſührt oder zur Super— 
Re viſton hierher eingereicht werden. 

Bei der wörtlich vorgeſchriebenen Faſſung dieſer Beſcheinigung iſt ſelbſtredend vor— 
ausgeſetzt, daß ſich gegen die Anſchläge bei der Prüfung in den angegebenen Beziehungen 
nichts zu erinnern gefunden habe, und es folgt hieraus von ſelbſt, daß, wenn ſich in der 
einen oder der anderen Beziehung Bedenken ergeben, derentwegen ein Anſchlag von dem 
Depart.⸗Rath nicht mit Ueberzeugung in der vorgeſchriebenen Art beſcheinigt werden kann, 
dieſe Bedenken entweder zuvor gehoben, oder, wenn dies nicht thunlich, in der Beſcheini⸗ 
gung, damit das Weitere deshalb veranlaßt werden kann, unumwunden und beſtimmt 
angegeben werden müflen. | 

Gleichwohl wird bei den zur Super-Reviſton hierher gelangenden Bauanſchlägen 
nicht Itten bemerkt, daß die Depart.-Räthe in ſolchen Fällen die einer unbedingten 
Beſcheinigung in der vorgeſchriebenen Faſſung entgegenſtehenden Umſtände keinesweges 
klar ausſprechen, ſondern ſich einer unbeſtimmten, verſchiedener Deutung fähigen Ausdrucks— 
weiſe bedienen, und daß auch in den Begleitungs-Ber. der K. Reg. die erforderlichen 
Erläuterungen hierüber fehlen. ö 

Dadurch werden entweder zeitraubende Rückfragen veranlaßt, oder auch Mißver⸗ 
ſtändniſſe und wirkliche Nachtheile für den Baufonds, oder doch bei den nachherigen 
Rechnungs⸗Reviſionen unangenehme Erörterungen herbeigeführt. 

Zur Vermeidung deſſen hat die K. Reg. darauf zu halten, daß die Depart.⸗Räthe in 
der Regel die Bau- und Reparatur-Anſchläge überhaupt nicht eher mit einer Beſcheinigung 
verſehen, als bis dieſe unbedingt in der wörtlich vorgeſchriebenen Art von ihnen ausgeſtellt 
werden kann. Hegen ſie daher hiergegen in der einen oder der anderen Beziehung Beden— 
fen, fo müſſen ſie entweder ſofort ſelbſt die nöthigen Verfügungen wegen der Berichtigung 
der Anſchläge oder ſonſtigen Hebung der obwaltenden Anſtände und Zweifel angehen, 
oder den Umſtänden nach den Gegenſtand bei dem Kollegium zum Vortrag bringen, damit 
von dieſem über letzteren entweder innerhalb der Grenzen ſeiner Befugniß Beſchluß gefaßt 
und verfügt, oder die dieſſeitige Entſcheidung eingeholt werde. Erſt wenn dies geſchehen, 
haben ſie alſo, und zwar in den fraglichen Beziehungen, mit Bezug auf jenen Beſchluß; 
und reſp. auf die ergangene Entſcheidung, die Beſcheinigung auszuſtellen. 

Nur wenn 

1) die Anſchläge inſtruktionsmäßig der dieſſeitigen Super⸗Reviſton unterliegen, und 
die Anſtände und Zweifel, welche die unbedingte Beſcheinigung verhindern, in einzelnen 
Fällen ohne nachtheilige Verzögerung vor der Berichtserſtattung nicht mehr gehoben wer- 
den können oder ohnehin der dieſſeitigen Entſcheidung bedürfen, oder wenn der Anſchlag 
einen Bau betrifft, der nicht als nothwendig anzuerkennen iſt, und wozu Fiskus keine recht- 
liche Verbindlichkeit hat, der aber doch für nützlich und zweckmäßig erachtet wird, und zu 
deſſen Ausführung daher die höhere Genehmigung nachgeſucht werden ſoll, iſt zwar der 
Anſchlag jedesmal vor der Einſendung mit der Beſcheinigung zu verſehen, dieſe jedoch ſo 
zu faſſen, daß darin diejenigen Beziehungen, in welchen noch Anſtände zu erledigen ſind, 
oder die höhere Genehmigung einzuholen iſt, beſtimmt angegeben werden, und daß der 
Anſchlag nur in Hinſicht aller übrigen, in den Eingangs gedachten C. Verf. bemerkten Be⸗ 
ziehungen als richtig anerkannt wird. Auch kann in gleicher Art ausnahmsweiſe 

2) bei Anſchlägen, welche nicht der dieſſeitigen Super-Reviſton bedürfen, dann ders 
fahren werden, wenn die Ausführung ſo dringend iſt, daß ſie bis zur Hebung der, einer 
unbedingten Beſcheinigung entgegenſtehenden Anſtände und Bedenken nicht ausgeſetzt ers 
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den kann; wenn aber die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit des Baues in der veran— 
ſchlagten Art, ſowie die Verpflichtung des Fiskus, die Koſten ganz oder doch hauptſächlich 
zu tragen, feſtſteht, und daher die Bedenken nur die Verpflichtung des Pächters oder eines 
anderen Intereſſenten zur Beitragsleiſtung, oder das Maß dieſer Verpflichtung oder andere 
Nebenpunkte betreffen, deren Erörterung ohne Gefahr für das fiskaliſche Intereſſe nad; 
träglich geſchehen kann. In ſolchem Falle hat aber der Depart.-Rath in der Beſcheini— 
gung jedesmal zugleich anzugeben, welche Vorbehalte gegen wen und in welcher Form fie 
bei der Ausführung des Baues, und reſp. bei dem Abſchluſſe des Entrepriſe-Kontrakts zu 
machen ſein werden, und iſt hiernach dann das Nöthige zu veranlaſſen. 

(Min. Bl. 1843. S. 265. Nr. 356.) N 


b) Bei Veranſchlagung von Neubauten auf K. Domainen iſt jededmal 
zunächſt zu prüfen und zu beſcheinigen, daß das betr. Gebäude nicht durch Repa— 
raturen erhalten werden kann. 


a) C. R. des K. Fin. Min. v. 25. Nov. 1828. 


Die K. Reg. wird hierdurch veranlaßt, wenn der Neubau eines Gebäudes auf den 
Domainen Alters halber oder wegen ſonſtiger ſchlechter Beſchaffenheit in Antrag gebracht 
wird, die Frage, ob das Gebäude noch durch Reparatur erhalten werden könne? nicht 
bloß durch den Depart.-Rath und Diſlrikts-Baubeamten, ſondern auch durch den Baurath 
des Kollegii an Ort und Stelle techniſch genau prüfen zu laſſen, ehe auf den Neubau ein— 
gegangen wird. Es iſt daher von jetzt ab kein Neubau-Anſchlag von ſchon vorhandenen 
Domainen-Gebäuden zur Super-Reviſton einzuſenden oder ſonſt zur Ausführung zu brin- 
gen, wenn der Baurath des Kollegii nicht darunter beſcheinigt hat, daß er das alte Gebäude 
genau unterſucht und ſich danach von der Unmöglichkeit überzeugt habe, daſſelbe noch 
durch Reparaturen zu erhalten. (Acta gen. des F. Min.) 


8) C. R. des K. Haus⸗Min., Abth. II. (v. Ladenberg) v. 31. Okt. 1842 
an ſämmtl. K. Reg. dieſſeits der Weſer. 


Durch die Verf. v. 25. Nov. 1828 iſt angeordnet worden, daß wenn der Neubau 
eines Gebäudes auf den K. Domainen Alters halber oder wegen ſonſtiger ſchlechter Be— 
ſchaffenheit in Antrag gebracht wird, die Frage: ob das Gebäude noch durch Reparaturen 
erhalten werden koͤnne, nicht blos durch den Depart.-Rath und Diſtriktsbaubeamten, fon- 
dern auch durch den Baurath des Kollegii an Ort und Stelle techniſch genau geprüft 

werde, ehe auf den Neubau eingegangen wird, und daß die betr. Neubau-Anſchläge in 
dieſer Beziehung von dem Reg.-Baurath dahin beſcheinigt werden ſollen, daß er das alte 
Gebäude genau unterſucht, und ſich danach von der Unmöglichkeit überzeugt habe, daſſelbe 
noch durch Reparaturen zu erhalten. ) 

Diefe Beftimmung ift in neuerer Zeit nicht immer gehörig beachtet worden, und indem 
ich ſolche daher in Erinnerung bringe, wird die K. Reg. gleichzeitig beauftragt, die Diſtrikts⸗ 
baubeamten anzuweiſen, den Miniſterial-Baurath bei feinen von Zeit zu Zeit ſtattfinden— 
den Inſpektiondreiſen auf alle Gebäude im Reſſort ber Domainen- und Forſt-Verwaltung, 
welche ſogleich oder doch in den nächſten Jahren zum Neubau kommen ſollen, ganz beſon— 
ders aufmerkſam zu machen, damit derſelbe ſolche ebenfalls genau unterſuchen und die 
Ueberzeugung erlangen kann, ob der Neubau wirklich unerläßlich oder durch eine Repara— 
tur noch zu umgehen ſei. (Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 48. Nr. 82.) 

c) C. R. des K. Min. d. K. H., Abth. II. (Gr. zu Stolberg) v. 12. Dec. 
1844 an ſämmtl. K. Reg. In früheren Jahren aufgeſtellte Bauanſchläge 
ſollen zuvörderſt nochmaliger Prüfung und eventueller Berichtigung unter— 
liegen. | 

Es find in neuerer Zeit zuweilen dadurch Weiterungen entftanden, daß Baue im 
Wege der Entrepriſe nach Anſchlägen zur Ausführung gegeben wurden, welche bereits in 
früheren Jahren aufgeſtellt waren, und für die gegenwärtigen Verhältniſſe nicht mehr ganz 
paßten, indem inzwiſchen die Arbeitslöhne und die Preiſe der Materialien ſich geändert 
hatten, auch die Anfuhre der letzteren auf größere Entfernung nothwendig geworden war, 
als urſprünglich vorausgeſetzt wurde. | 

Um dies für die Folge zu vermeiden, hat die K. Reg. künftig in ähnlichen Fällen 
dergleichen ältere Anſchläge vorher ſtets noch einmal nach den obwaltenden Lokal-Verhäͤlt— 
niſſen genau prüfen und event. dieſelben danach berichtigen zu laſſen, und dann erft bei 
Aufſtellung der Baupläne und Behufs der demnächſtigen Ausführung Gebrauch davon zu 
machen. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 50. Nr. 63.) 
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Dritte Unter- Abtheilung. 


Vorſchriften, betreffend die Feſtſtellung der Verpflichtung zu 
Domainen- und Forſibauten. 


1) Ueber die den Domainen-Pächtern und Rentbeamten, wie auch den 
Forſtbeamten obliegenden Bau-Verbindlichkeiten, vergl. die betr. Vor— 
ſchriften in v. Rönne's Domainen-, Sort, u. Jagdweſen, (Thl. IX. des 
Werkes) S. 394 — 400 und S. 551 — 560. 

2) Ueber die in dieſer Beziehung zu führende Kontrolle durch Bau— 
Reviſionen ſind ergangen: 


a) R. der Gen. Verwaltung für Dom. u. F. b. 28. Nov. 1835, betr. 
die durch den Miniſterial⸗Baurath zu veranlaſſenden Reviſtonen. 
(A. XIX. 903., |. oben S. 44.) | 


b) C. R. des K. Haus⸗Min., Abth. II. (v. Ladenberg) v. 7. Mai 1839, 
an ſämmtl. K. Reg. dieſſeits der Weſer. Baureviſionen auf K. Domainen- 
Vorwerken. 


Die neueren und zum Theil auch ſchon die früheren allgemeinen Bedingungen zur 
Verpachtung der K. Domainen-Vorwerke legen den Pächtern ſo umfaſſende Bauverbind— 
lichkeiten auf, daß es der K. Reg. nicht oft genug empfohlen werden kann, die Pächter in 
Erfüllung derſelben auf das Sorgfältigſte zu kontrolliren. 

Es gehört zwar zunächſt zu den Dienſtobliegenheiten der Diſtriktsbaubeamten, durch 
öftere Gebäude-Reviſtonen dieſe Kontrolle auszuuͤben; doch liegt dieſelbe auch den Reg. 
Bauräthen und den Domainen-Departementsräthen ob, ſobald ſie inſtruktionsmäßig oder 
aus beſonderen Veranlaſſungen die Domainenämter oder die Vorwerke bereiſen. Jenes iſt 
in Hinſicht der Departementöräthe, namentlich bei den von ihnen regelmäßig in jedem 
Frühjahr unter Zuziehung der Diſtriktsbaubeamten abzuhaltenden Baubereiſungen der Fall. 
Um nun insbeſondere den Domainen-Departementsräthen die Ueberſicht der weſentlichſten 
Momente zu erleichtern, welche dabei zu beachten ſind, habe ich die letztern zuſammenſtellen 
laſſen, und fertige ich der K. Reg. in den Anl. Exemplare dieſer Zuſammenſtellung (Anl. a.) 
mit dem Auftrage zu, ſolche ſowohl den Domainen-Departementsräthen, als den Baube— 
amten zur Beachtung mitzutheilen, und dieſe Beachtung beſonders auch den erſtern zur 


Pflicht zu machen. 
Anl. a. ) 


Zuſammenſtellung der weſentlichſten Momente, welche bei den 
Reviſionen der Gebäude auf den K. Domainen-Vorwerken und der 
übrigen zu denſelben gehörigen Bauwerke und baulichen Gegenſtände 
in Beziehung auf die Erfüllung der den Domainenpächtern obliegenden 

Bauverbindlichkeiten zu beobachten ſind. 
Einleitung. 

8. 1. Auch abgeſehen von den beſonderen Verbindlichkeiten der Domainenpächter, 
bringt es ſchon die Pflicht eines jeden guten Wirths mit ſich, daß er die Gebäude auf dem 
von ihm bewirthſchafteten Gute und die übrigen bei demſelben vorhandenen Bauwerke und 
baulichen Gegenſtände ſtets in einem ordnungsmäßigen Zuſtande erhalte, damit fie ihrem 
Zwecke vollkommen entſprechen, namentlich die Gebäude geſunde und ſichere Wohnungen 
und Gelaſſe gewähren. | 

Vorzüglich hat jeder gute Wirth dahin zu ſehen, daß jedes Gebäude nur ſeiner Be⸗ 
ſtimmung gemäß benutzt werde, und daß alle Beſchädigungen der Gebäude möglichft abge⸗ 
wendet, beſonders alſo auch die Böden nicht zu ſehr belaſtet, namentlich die Getreideboͤden 
nicht zu ſtark beſchüttet werden. | 

Alle ſich zeigenden Schadhaftigkeiten müffen zur Vermeidung größerer Schäden und 
bedeutenderer Herſtellungskoſten jedesmal gleich nach ihrem Entſtehen durch die erforder— 
lichen Reparaturen wieder beſeitigt werden. 

Von welchem Umfange aber auch die Herftellungen fein mögen, ſtets muß auf deren 
Ausführung durch tüchtige und kunſtverſtändige Handwerker gehalten, dabei die geeignete 
trockene und warme Jahreszeit wahrgenommen, und dazu das beſte Material, als: geſun⸗ 
des, kerniges und trockenes, in der Wadelzeit gefälltes Holz, ſcharf und hart gebrannte Zie⸗ 
gel, gehörig durchgebrannter Kalk, reiner ſcharfer Mauerſand ꝛc. verwendet werden. 
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Umgebung der Gebäude. 


; 8.2. Die Fundamente aller Gebäude ohne Unterſchied müſſen frei von Dünger, 
Unkraut und Unreinigkeiten gehalten werden. Unmittelbar an den Gebäuden, ingleichen 
an den Brunnen und Bewährungen, darf keine Düngerſtätte und Schmutzanhäufun 
geduldet, und muß für die Ableitung der Näſſe aus und von den Gebäuden ſtets gehörig 
geſorgt werden. In den meiſten Fällen wird Letzteres dadurch erreicht, daß das die Gebäude 
umgebende Terrain mit etwas Abfall planirt und unter den Traufen, Rinnſteine oder mul 
denartige Vertiefungen (flache Gräben) mit Gefälle nach den niedrigeren Stellen der Umge— 
bung hin angelegt werden. 

Alle nahe an den Gebäuden ſtehenden Bäumen und Sträuchern müffen die Zweige 
auf der Gebäudeſeite in ſoweit abgehauen werden, daß ſte die Gebäude nicht berühren, die 
Luft zwiſchen den letzteren und den Bäumen und Sträuchern durchſtreichen kann, und 
dieſe beim Hin- und Herbewegen durch den Wind weder Wände noch Dächer beſchädi— 
gen konnen. f 


Nicht minder iſt darauf zu ſehen, daß unmittelbar außerhalb an den Gebäuden kein 
Holz, Reiſtg, Torf, Stroh, Rohr und dergleichen aufgeſtapelt werde, ſondern died nur in 
angemeſſener Entfernung von denſelben geſchehe. 

Dünger in den Ställen. 

8. 3. In den Pferde-, Rindvieh- Schweine- und Federvieh⸗Ställen iſt eine Anhäu⸗ 
fung des Düngers nicht zu geſtatten. Derſelbe muß vielmehr öfters herausgeſchafft mer, 
den, damit die Wände und Schwellen ꝛc. nicht leiden. Nur bei Schafſtällen darf eine 
Ausnahme ſtattfinden; doch hat auch dieſe ihre Gränzen, und beſonders bei Schafftällen 
von Fachwerk mit nur niedrigen Fundamenten iſt dahin zu ſehen, daß der Dünger nicht zu 
hoch angehäuft werde und nachtheilig auf die Wände einwirke. 

Bei dem Ausfahren des Düngers aus einem ungepflaſterten Stalle iſt darauf zu 
halten, daß der Erdboden nicht nach und nach mit ausgefahren werde, indem dadurch die 
Fundamente der Umfaſſungswände und die Trägerſtiele leicht Schaden leiden können. 
Wäre jenes dennoch geſchehen, ſo iſt dafür zu ſorgen, daß der Stall ſogleich wiederum mit 
trockenem Sande oder ſonſt geeignetem Material die zu der erforderlichen Höhe ausge: 
fuͤllt wird. ö 


Fundamente. 


8.4: Die Unterhaltung der Fundamente ſowohl maſſtver als nicht maffiver Gebäude 
in und anßerhalb derſelben iſt beſonders zu beachten. Sie müſſen, ſo oft ſich loſe Stellen 
oder Lücken darin befinden, mit kleingeſchlagenen ſcharfkantigen Steinen in reinem Kalk— 
mörtel verzwickt, und, wenn ſte berappt oder geputzt waren, in derſelben Weiſe mit Kalk— 
mörtel wieder hergeſtellt, falls fie aber ausgewichen oder ſonſt größere Schadhaftigfeiten 
daran entſtanden ſind, ganz erneuert werden. Tritt die Nothwendigkeit ihrer Erneuerung 
ein, was in der Regel auch bei neuen Unterſchwellungen der Fall iſt, dann müffen fle eine 
der Bodenbeſchaffenheit angemeſſene Tiefe und Stärke erhalten und im gutem Verbande 
und nur mit reinem Kalfmörtel ausgeführt werden. Lehm oder ſogenannter Sparfalf 
(eine Miſchung von Kalk und Lehm) darf unter keinerlei Umſtänden dabei Anwendung 
finden. Werden dazu Bruch-oder Feldſteine genommen, fo find dieſelben nach Erforder⸗ 
niß zu ſprengen, damit ſie ſcharfe und lagerhafte Seiten erhalten. 

Bei neuen Unterſchwellungen müſſen die Fundamente, wenn es die Umſtände nicht 
anders zulaſſen, mindeſtens 13 Fuß, in der Regel aber 2 Fuß uͤber dem Terrain hoch wer— 
den, damit die Schwellen trocken liegen und weniger der Fäulniß ausgeſetzt find. Es Dt: 
ſteht ſich von ſelbſt, daß, ſofern beſondere Fälle oder die beſondere Beſtimmung der Ge⸗ 
dende de Fundamente erheiſchen, z. B. bei Schafftällen, ſolche auch angelegt wer“ 

en müſſen. | | 

Häufig finden ſich in Ställen und Scheunen die Fundamente der Unterzeugſtiele oder 
Trägerſtiele mangelhaft, welches eine Verſackung des Gebälkes und der ſonſt darauf ruhen— 
den Gebäudetheile zur Folge hat und der Haltbarkeit der Gebäude ſehr gefährlich werden 
kann. Solchen Mängeln muß daher ungeſäumt abgeholfen, und müſſen auch dergleichen 
Fundamente ſtets recht yorgfältig erhalten, bei nothwendiger Erneuerung derſelben aber 
zuvor die etwa verſackten Stiele und deren Kreuzſchwellen wieder in die richtige Hohe 
gebracht werden. | b 

Maffive Wände. 

8. 5. Wenn an den maffiven Wänden in oder außerhalb der Gebäude einzelne 
Stellen verwittert oder ſonſt zerſtört, oder in einzelnen Stellen derſelben weniger bedeu— 
tende Riſſe entſtanden ſind, ſo müſſen ſolche ausgeſtämmt und erneuert und beziehungs— 
weiſe die Riſſe verzwickt werden. Dabei find die Wände, wenn fie berappt oder geputzt. 
und geweißt oder gefärbt waren, in derſelben Weiſe wieder herzuſtellen. 

Alles dieſes gilt auch von maſſtven Geſimſen, Vorſprüngen, kleinen Abdachungen ꝛc. 
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Sind maſſive Wände fo zerriſſen und ſchadhaft, namentlich z. B. ausgebaucht oder 
nach einer Seite übergewichen, daß eine Verzwickung oder ſonſtige Ausbeſſerung eine län⸗ 
gere Dauer nicht mehr erwarten läßt, jo müffen ſie nach vorheriger Abſteifung der darauf 
ruhenden Gebälke ꝛc. (den Umſtänden nach kann dies jedoch nach und nach geſchehen) 
gänzlich abgebrochen und mit gehöriger Fundamentirung von Neuem aufgeführt werden. 

Iſt bloß ein Theil einer Umfaſſungsmauer und zwar nur in unbedeutenderem Maße 
nach außen übergewichen, auch ſonſt die Mauer noch ohne allen Tadel, fo daß, wenn dem 
ferneren Ueberweichen vorgebeugt wird, andere Nachtheile für das Gebäude nicht zu 
befürchten ſind, dann iſt es zuläſſig, derartige Mauern durch außerhalb anzubringende 
Strebepfeiler zu fichern, vorausgeſetzt, daß die Oertlichkeit ſolches geſtattet. a 

Fachwerkswände. N 


. 6. Bei den ausgemauerten und gelehmten Fachen an Fachwerks-Gebäuden iſt 
dahin zu fehen, daß ſie immer ganz und feſt ſind, loſe, ausgewitterte oder abgefallene Fache 
aber de wieder hergeftellt werden, weil die Näſſe fonft eindringt und das Holzwerk 
verdirbt. 

Verſchwellungen ꝛe. 


8. 7. Sind die Schwellen der Gebäude blos ausgewichen oder verſackt, an ſich aber 
noch brauchbar, fo müffen fie wieder in die gehörige Lage gebracht werden. Sind fie aber 
dergeſtalt verkantet, vom Wurm zernagt oder verfault, daß die Wandſtiele keinen ſichern 
Stand mehr darin haben, dann müſſen neue Schwellen eingezogen werden. In beiden 
Fällen muͤſſen die Schwellen gehörig untermauert, die Wände wieder in die Höhe ge— 
ſchraubt, gerade und lothrecht gerichtet und die unteren Enden der Stiele, ſofern fie ſchad— 
haft ſind, bis aufs geſunde Holz nachgeſchnitten und mit neuen Zapfen verſehen werden, 
damit ſte wieder einen feſten unverrückbaren Stand auf den Schwellen erhalten. 

Der hin und wieder vorgekommene Mißbrauch, wonach, wenn in Fachwerkswänden 
die Schwellen und die untern Enden der Stiele unbrauchbar waren, die letztern bis zur 
Verriegelung ſtumpf abgeſchnitten und die Wände, ohne neue Schwellen einzuziehen, bis 
an die abgeſchnittenen Stiele untermauert worden ſind, darf unter keinen Umſtänden ferner 
geſtattet werden, weil die Stiele dann keinen ſichern Stand bekommen und leicht aus— 
weichen koͤnnen. Mögen auch die Stiele bis in die Nähe der Verriegelung verſchnitten 
und hohe Untermauerungen, welche ganz zweckmaͤßig find, gewählt werden, fo muͤſſen jene 
doch immer wieder Zopfen erhalten und ordnungsmäßig in neu einzubringende Schwellen 
geſtellt werden. 

Eben ſo wenig iſt das von unkundigen Zimmerleuten öfters befolgte ganz unerlaubte 
Verfahren, wonach fie bei Einbringung neuer Schwellen die Stiele ſtumpf abſchneiden, 
dieſelben ohne Zapfen auf jenen ruhen laſſen, und zur Vermeidung des Ausweichens der 
Stiele hölzerne Pflöcke vorſchlagen, zu dulden. Vielmehr iſt auf die Abſtellung eines fo 
fehlerhaften Verfahrens mit allem Nachdruck hinzuwirken. 

Werden bei einem Gebäude nur einzelne Schwellen erneuert, indem ſte andern noch 
brauchbar find, fo müffen jene mit den letztern reſp. durch Verkämmungen und eiſerne 
Klammern tüchtig verbunden werden. 

Bei Schwellen von Halbholz kommt die Kernſeite (Schnittſeite) unten, alſo auf dem , 
Fundamente, zu liegen. Längere Dauer gewähren die Schwellen, wenn man fie vor dem 
Einbringen auf allen Seiten einige Mal abtheert. Von Ganzholz-Schwellen muß der 
Splint wenigſtens auf der Lagerſeite abgearbeitet werden. Je: 

Sind Wanpdftiele weiter als bis zur unterſten Verriegelung oder doch fo weit bis an 
die letztere heran ſchadhaft, daß fie nicht mehr mit neuen Zapfen verſehen werden Tonnen, 
fo müffen neue dergl. Stiele eingezogen werden. 8 

Finden ſich außer den Stielen auch Riegel, Bänder, Rahme und andere Verband— 
hoͤlzer ſchadhaͤft, fo find dieſe ebenfalls durch neue zu erſetzen. 

Drohen Fachwerkswände auszuweichen oder find fie ſchon ausgewichen, fo müſſen fie, 
bis zu ihrer möglichft bald zu bewirkenden gänzlichen Herſtellung einſtweilen zweckmäßig 
anzubringende Abſteifungen erhalten, damit nicht der Zuſtand ſich verſchlimmere und gar 
der Einſturz erfolge. 

Träger, Unterzüge, Balken ic. 

8. 8. In den Stall-, Scheunen- und Schuͤttboden-Gebäuden iſt auf ſorgfältige Unter⸗ 
ſtützung der Gebälke durch Träger und Unterzüge zu ſehen. Wo die letztern etwa zu weit 
frei liegen, und ein Durchbiegen derſelben ſchon eingetreten iſt oder doch zu befürchten ſteht, 
iſt dafür zu ſorgen, daß ſie noch anderweit, je nachdem es die Umſtände zulaſſen, in dem 
erforderlichen Maße, durch entſprechend lange Kopfbänder oder durch einzuſetzende, gehörig 
fundamentirte Zwiſchenſtiele mit Kopfbändern unterſtützt werden. Gebrochene Träger oder 
Unterzüge aber müffen in entſprechender Stärke erneuert werden. Daſſelbe gilt auch von 
Balken, Rahmen und andern derartigen Berbandftüden. — Sind einzelne Balken oder 
Sparren nur an den Enden verfault, ſo kann in den mehrſten Fällen nachgegeben werden, 
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daß fie zur Umgehung einer gänzlichen Erneuerung nur, jo weit ſte ſchadhaft find, pe. 
ſchnitten, und dieſe Theile durch einzulegende Wechſel und Stiche erſetzt werden, wobei 
aber die Stöße mit eiſernen Spitzklammern befeſtigt werden muͤſſen. 

Haben ſtch Stöße an Unterzügen, Rahmen, Schwellen ꝛc. auseinander gezogen oder 
aus ihren Verkämmungen gelöft, fo find fie zur Vermeidung größerer Mängel durch eiſerne 
Klammern oder dergleichen angebolzte Schienen und Anker wieder zu verbinden. Können 
fie den Umſtänden nach vorher durch Schrauben oder Trieblagen in ihre urſprüngliche 
Lage zurückgebracht werden, ſo iſt dies nicht außer Acht zu laſſen. 

Drohen Dachgeſpärre auszuweichen oder find fle ſchon ausgewichen, fo müſſen fie 
bis zur ihrer möglichſt bald zu bewirkenden gänzlichen Herſtellung eben ſo, wie oben bei 
den Fachwerkswänden gedacht, inzwiſchen zweckmäßig abgeſteift werden. 

Nicht ſelten findet ſich bei näherer Beſichtigung der Gebäude, daß einzelne Verband— 
hölzer, als: Kehlbalken, Hahnbalken, Kopfbänder u. dgl. m. ganz fehlen, welche entweder 
abſichtlich ausgeſchnitten, oder durch andere Umſtände zerbrochen und abhanden gekommen 
ſind. In ſolchen Fällen muß ohne Verzug auf deren Ergänzung gehalten werden, damit 
nicht größere Schäden entſtehen. 

Bretterbekleidungen x. 

$. 9. Sind Wände oder Dachgiebel mit Brettern bekleidet und einzelne Bretter 
oder Leiſten loſe, fo muͤſſen fie gleich wieder feſtgenagelt, fehlende oder ſchadhafte 
aber durch neue erſetzt werden, damit die Näffe nicht eindringen kann. Daſſelbe gilt von den 
Wetterbrettern an den Giebeln und von Im Geſtimsbrettern. 

d cher. 

$. 10. Die Dächer aller Art muͤſſen von Moos und ſonſtigen Unreinigkeiten frei 
gehalten und allen Schadhaftigkeiten daran muß vorzugsweiſe möglichſt bald nach ihrem 
Entſtehen abgeholfen werden. 

Sind bei Ziegeldächern insbeſondere einzelne Ziegel- oder Forſtſteine zerbrochen, 
oder doch ſchadhaft, oder fehlen ſte ganz, fo find neue dafür einzuziehen. Sind die Dächer 
aber ſchon ſo mangelhaft, daß ein Ausbeſſern durch Einziehung einzelner Ziegel nicht mehr 
rathſam erſcheint, ſo muß die Umdeckung eintreten, wobei der Zuſchuß an neuen Ziegeln an 
einer Stelle zuſammen zu decken iſt, die noch brauchbaren alten Dachſteine aber wo mög— 
lich wieder auf dieſelbe Dachſeite, auf der fie gelegen haben, zu bringen find. Daſſelbe 
gilt analog von den Schiefer- und Schindeldächern. Beim Ausobeſſern, wie beim 
Um: und Neudeden, ift ſtets darauf zu halten, daß die Dächer in Verband gedeckt, an den 
Kehlen, Graden, Walmen, Lucken und Schornſteinen gehörig geſtchert und deohalb bei den 
Ziegeldächern mit den nöthigen Kalkſteinen verſehen, die Hohl- ((Forſt⸗) Steine voll aus⸗ 
gemauert in Kalk gelegt, und wo fie den Stürmen beſonders ausgeſetzt find, angenagelt, 
auch die Ziegel innerhalb des Daches mit Kalkmörtel verſtrichen, Schieferdächer aber an 
den obengedachten Stellen mit Rollenblei, oder wie es ſonſt zur Konſervation der Dächer 
ortsüblich ift, eingedeckt werden. Iſt bei Schieferdächern die darunter befindliche Schalung 
mangelhaft, ſo iſt dieſe den Umſtänden nach ebenfalls auszubeſſern oder zu erneuern. 

Bei Stroh- und Rohrdächern ſind einzelne ſchadhafte Stellen durch Einbindung 
neuer reſp. Stroh- und Rohrſchöfe auszubeſſern. Wenn die Dächer aber ſchon dünne oder 
gar ſchon die Bandſtöcke ſichtbar werden, fo muß eine Umdeckung ſtattfinden. Die neuen 
Dächer dürfen durchweg nicht unter 12 bis 14 Zoll Stärke erhalten. Beſonders iſt ſowohl 
bei alten als neuen Stroh- und Rohrdächern auf eine tüchtige Verförſtung und dahin zu 
ſehen, daß fie an den Giebeln mit den nöthigen Bord-, Wind- und Kreuzbrettern oder 
Latten eingefaßt werden. Eine Befeſtigung der Dachforſt mit ſogenannten Windkloͤtzen 
iſt polizeiwidrig und nie zu geſtatten. 

Bei Dornſchen Dächern müffen kleine Schadhaftigkeiten ohne Verzug beſeitigt, 
und muß ihre Oberfläche von Zeit zu Zeit mit warmem Steinkohlentheer überftrichen wer— 
den. Sollte im Winter der Schnee ſich zu ſehr auf den flachen Dächern anhäufen, fo daß 
Nachtheile für die Gebäude daraus entſtehen könnten, fo muß derſelbe mit hoͤlzernen 
Kruͤcken oder Schaufeln ohne Eiſenbeſchlag behutſam abgebracht werden. 

Blecherne Dachrinnen und dergleichen Hohlkehlen, Abfallröhren, fo wie ſonſtige 
Blecheindeckungen ſind öfters au reinigen, in den ſchadhaften Stellen zu verlöthen, oder 
durch Einlöthung neuer Blechtafeln herzuſtellen, und wenn der Oelanſtrich derſelben ver— 
wittert, von Neuem anzuſtreichen, weil fie ſonſt nur kurze Dauer haben. 

Ebenſo muͤſſen hölzerne Dachrinnen, wo dergleichen noch vorhanden find, von Zeit 
zu Zeit bei trockener und warmer Witterung mit einer Miſchung von heißgemachtem Theer 
und Pech angeſtrichen werden. 

Neudeckungs⸗Verbindlichkeit der Pächter insbeſondere. 

In Beziehung auf die, nach den in neuerer Zeit geſchloſſenen Kontrakten feſtſtehende 
Verbindlichkeit der Pächter, alljährlich mindeſtens einen beſtimmten Theil der Dächer jeder 
Art neu zu decken, iſt bei den Baureviſtonen zu beachten, daß hierbei, auch wenn der Päch— 
ter bei der einen oder der anderen Art von Dächern oder bei ſammtlichen Dächern mehr 
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als das minimum geleiſtet hat, doch niemals von einem ihm bleibend zu Gute gehenden 
Vorſchuſſe die Rede ſein kann, er vielmehr auch in den folgenden Jahren wieder das 
minimum der Neudeckung oder auch mehr, als dieſes, zu leiſten hat, wenn der Zuſtand der 
Dächer es erfordert. 1 
Wäre der letztere aber ſo vorzüglich, daß in einem Jahre, oder auch mehrere Jahre 
hinter einander, verſtändiger Weiſe von der Neudeckungs-Verbindlichkeit des Pächters nicht 
einmal bis auf die Erfüllung des minimi Gebrauch gemacht werden könnte, ſo iſt alsdann 
zwar einſtweilen die Neudeckung von ihm nur ſo weit zu fordern, als es dem Zuſtande der 
Dächer entſpricht, dies jedoch ſtets nur mit dem ausdrücklich hinzuzufügenden Vorbehalte, 
daß von der Neudeckungs- Verbindlichkeit des Pächters in den folgenden Jahren ſeiner 
Pachtzeit auch über das minimum hinaus wieder boller Gebrauch gemacht werden ſolle, 
wenn der Zuſtand der Dächer ſolches nöthig mache. 
| Schornſteine. 
$. 11. Die Schornſte ine innerhalb der Gebäude dürfen niemals mit feuerfangen⸗ 
den Gegenſtänden, als Holz, Stroh, Heu, Flachs ꝛc. verpackt, ſondern müſſen von allen 
Seiten freigehalten werden. Wenn ſie Riſſe oder andere ſchadhafte Stellen haben, müſſen 
dieſe ſofort, je nachdem es die Umſtände erfordern, mit Mauer- oder Dachſteinſtücken in 
Mörtel ſorgfältig verzwickt und reſp. geputzt oder berappt werden. Daſſelbe gilt von den 
Schornſteinaufſätzen über den Dächern. Sind dieſe, wie öfters der Fall, verwittert oder lu 
dem Grade mangelhaft, daß ein Verzwicken nicht mehr anwendbar erſcheint, fo müſſen fie 
von hart gebrannten Ziegeln mit reinem Kalkmörtel von Neuem aufgemauert werden. 
Beſondere Aufmerkſamkeit iſt den hin und wieder noch vorhandenen, aus älterer Zeit 
herrührenden, auf Holz geſchleiften Schornſteinen zu widmen, weil fie leicht zu Feuers⸗ 
gefahr Anlaß geben können. Zeigt ſich ihr Zuſtand durch vermehrte Riſſe und Verſackungen 
bedenklich, jo muͤſſen fie abgebrochen und ohne alle Verbindung mit Holzwerk und ohne 
Aufſattelungen freiſtehend, möglichſt lothrecht oder bei mehreren Röhren unter Umſtänden 
in einem Spitzbogen zuſammengewölbt, neu aufgeführt werden. | 
Häufig befinden ſich in den Schornfteinen und Rauchfängen noch fogenannte Fleiſch—, 
Rahmbäume oder Speckhölzer zum Aufhängen der zu räuchernden Fleiſchwaaren, deren 
Enden durch die Schornſteinwangen reichen. Da hiedurch leicht Feuersgefahr herbei— 
geführt werden kann, fo müffen dieſe Hölzer herausgenommen und die Oeffnungen in den 
Wangen gut vermauert werden, und iſt die Anbringung der Fleiſchbäume in den Rauch— 
fängen und Schornſteinen nur dann zu geſtatten, wenn ſte nicht in den Wangen vermauert 
ſind, ſondern auf vorgekragten Ziegeln oder auf eingemauerten eiſernen Haken ruhen, ſo 
daß eine Fortpflanzung des Feuers nicht zu fürchten ſteht, ſobald ſte in Brand gerathen. 
Noch angemeſſener ſind eiſerne Stangen ſtatt der hölzernen Bäume. 
Feuerungsanlagen. : 
8.12. Feuerungsanlagen, als: Herde, Kamine, Keſſelfeuerungen, Stubenöfen, 
Backöfen ꝛc. müſſen den Regeln der Feuerſtcherheit entſprechen, und muß ſowohl hierauf, 
als auf deren gehörige Unterhaltung, geſehen werden. Unmittelbar an denſelben dürfen 
ſich keine hölzerne oder Fachwerkswaͤnde, keine Treppen und dergl., eben fo über den Thüͤ— 
ren der Heizkamine und Vorgelege keine hölzerne Treppen befinden, ſo wie denn überhaupt 
alles Holzwerk in angemeſſener Entfernung davon bleiben muß. Sie muͤſſen von Brand: 
mauern begränzt, die Einheizungen mit eiſernen Thuͤren verſchloſſen und vor denſelben 
Eſtriche, Mauerſteinpflaſter, Flieſenpflaſter, oder nach Umſtänden aufgenagelte Eiſenbleche 
angebracht werden. N 
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Innerer Ausbau x. 

8. 13. Im Innern der Gebäude iſt durchweg auf Reinlichkeit und Ordnung, und 
zur Beförderung derſelben überhaupt und in den Wohnhäuſern beſonders auf das öftere 
Beſſern und Weißen der Wände und Decken in den Fluren, Stuben, Kammern, Küchen ꝛc. 
zu halten. Namentlich ſind in den Familienwohnungen die Wände und Decken bisher 
häufig ſehr beſchädigt und beſchmutzt angetroffen worden. Dies iſt ferner nicht, auch ſtnd 
in den Ställen keine Spinneweben zu dulden. Letztere vermehren die Feuersgefahr, und 
geben dem Innern der Gebäude das Gepräge von Unordnung und Sorgloſigkeit. 

ö Fortſetzung. 

8. 14. Thore, Thuͤren, Fenſter, Laͤden ꝛc. muͤſſen ihrem Zwecke ſtets vollkommen ent— 
ſprechen, genau paſſend und mit ganz brauchbaren Haken, Hespen, Schlöſſern, Klinkhaken, 
Riegeln, Vorreibern ꝛc. verſehen fein, ſchadhafte Theile im Holzwerke und in den Beſchlägen 
aber hergeſtellt oder nach Umſtänden erneuert, und in Stelle zerbrochener Scheiben ganze 
eingeſetzt, und wo Thore, Thüren ze. mit Oelfarbe, Steinkohlentheer u. bei m. angeſtrichen 
ſind, muß dieſer Anſtrich zur Konſervation des Holzes von Zeit zu Zeit wiederholt werden. 

Daſſelbe gilt beziehungsweiſe von den Treppen und deren Verſchlägen, den Ausboh— 
lungen, Dielungen, Pflafterungen, Eſtrichen und Windelböden aller Art; nicht minder von 
den Krippen, Raufen, Trögen, Schlempgruben u. dgl. m. 

v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 21 
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Bewährungen. b 

8.15. Die Bewährungen der Höfe, Gärten, Triften, Koppeln ꝛc. mögen maſſio 
von Steinen, Lehm oder von Holz fein, fo darf ihre vollftändige und zweckentſprechende 
Erhaltung nicht außer Acht gelaſſen werden. . 

Das Herſtellungsbedürfniß bleibt nach den in den fkuͤheren Paragraphen für die 
Gebäude gegebenen Andeutungen zu heilen, wobei nur noch bemerkt wird, daß es bei 
den hölzernen Bewährungen zu deren längern Dauer beiträgt, wenn die Zaunſtiele unter⸗ 
halb geflammt und mit Lehm umſchlagen, allenfalls auch mehrmals heiß getheert werden. 


Brunnen. 

8. 16. Von großer Wichtigkeit für jede Wirthſchaft iſt die ſorgfältige Inſtandhal⸗ 
tung der Brunnen, weil Mangel an Waſſer in vielfacher Beziehung hoͤchſt empfindliche 
Verluſte herbeiführen kann. Deshalb muß auf dieſelben beſonderes Augenmerk gerichtet 
werden. 

Die Brunnenſchachte oder Keſſel, gleichviel von Holz oder Steinen, dürfen in ihren 
Umfangswänden feine Verſackungen, Ausbauchungen oder ſchadhafte Stellen haben. Zei⸗ 
gen ſich ſolche, ſo ſind zur Vermeidung von Unglücksfällen ohne Verzug geeignete Siche— 
rungsmaßregeln und Reparaturen, oder in ſofern dadurch dem Mangel nicht mehr abzu— 
helfen, gänzliche Erneuerungen anzuordnen. 

Von Zeit zu Zeit ſind die Brunnen auszuräumen und vom Schlamme zu reinigen, 
damit das Zudringen reinen geſunden Quellwaſſers nicht verhindert werde. 

Offene Brunnen muͤſſen mit guten Bruſtgeländern, Mauern. Umſchroten oder Ge— 
ſchlingen ꝛc. von angemeſſener Höhe verſehen, Röhrbrunnen ſorgfältig und dauerhaft ver⸗ 
deckt und die Waſſerſörderungs-Apparate jeglicher Art ſtets vollſtändig und in gangbarem 
Zuſtande ſein. | 

Steinpflaſter auf den Höfen. 

8.17. Die Steinpflafter auf den Höfen muͤſſen ſtets ohne Unebenheiten und in 
einem tüchtigen Verbande erhalten, und muͤſſen zu dem Ende alle darin entſtehenden Lük— 
ken, Löcher, Vertiefungen und Erhöhungen durch Ausfüllung, Ausgleichung und Nachpfla— 
ſterung ſofort wieder beſeitigt werden. , | 

Sind die Schadhaftigfeiten zu bedeutend, ſo muß Erneuerung eintreten, und dabei, 
ſowie bei Anlage ganz neuer Pflaſterungen, iſt beſonders auf eine angemeſſene Abflachung 
derſelben von den Gebäuden nach den niedrigeren Stellen der Hoflage zu ſorgen. 


f Feuerlöſchgeräthe. 

8.18. Auch die Feuerloͤſchgeräthſchaften verdienen beſondere Beachtung. 
Sie müſſen ſtets in der erforderlichen Zahl vorhanden und ihr Zuſtand muß ſo ſein, daß 
ſie zu jeder Zeit ohne Weiteres, ihrer Beſtimmung gemäß, in Gebrauch genommen werden 
können. Sowohl die fahrbaren, als die tragbaren und Handſpritzen muͤſſen von Zeit zu 
Zeit probirt, möglichſt rein gehalten und vor Beſchädigungen und Beſchmutzungen geſchützt 
die ledernen Schläuche von Zeit zu Zeit eingeſchmiert, und dieſe, wie die hanfenen 
Schläuche, trocken, luftig und ſo aufgehängt werden, daß ſie keine ſcharfen Biegungen 
erleiden, wodurch De leicht Brüche bekommen. 

In Spritzenhäuſern find nur ſolche Gegenſtände zu dulden, welche lediglich zu den 
Feuerlöſchgeräthſchaften gehören. Auch ihnen darf Reinlichkeit nicht fehlen. 

Feuereimer, Leitern und Haken ſind an leicht zu erreichenden Orten aufzubewahren. 

Brücken ıc. 

8.19. Die Brücken erfordern gleichfalls eine fleißige Aufſicht, damit fie immer in 
fahrbarem Zuſtande ſich befinden. Ihre Länge muß dem darunter ſtattfindenden Waſſer— 
durchfluſſe und ihre Breite der Frequenz des Weges entſprechen. Zeigen ſich bei maſſtven 
Brücken in den Stirnmauern oder in den etwa vorhandenen Fluͤgelmauern, oder in den 
Ueberdeckungen oder Ueberwölbungen ſchadhafte oder loſe Stellen, ſo müſſen dieſe ſofort 
durch Verzwickungen und erforderlichen Falls durch Einſetzung neuer Steine reparirt ters 
den; haben dieſelben aber bedenkliche Riſſe, oder find fie gar ſchon ausgewichen, fo bleibt 
nur ihre Erneuerung übrig. 

„Bei hölzernen Brücken werden einzelne verfaulte oder gebrochene Pfähle, Holme, 
Schälungsholzer, Balken oder Belagsbohlen durch neue von angemeſſener Stärke und vor— 
zugsweiſe gutem Holze erſetzt. Helfen dergleichen einzelne Herſtellungen nicht mehr, ſo 
muß ebenfalls der gänzliche Neubau eintreten. 

Auch auf die gute Beſchaffenheit und nöthigen Falls auf die rechtzeitige Erneuerung 
der Sicherheitögeländer, wo dergleichen nothwendig, ift zu halten, ſowie darauf, daß die 
Brücken gehörig hinterfüllt und ihre Anfahrten zum bequemen Ueberfahren hoch genug find.’ 

Haben letztere oder die Brücken ſelbſt eine Abpflaſterung, ſo findet darauf das im 
8. 17. wegen der Steinpflafter auf den Höfen Geſagte im Allgemeinen mit der Maßgabe 
jedoch Anwendung, daß die Pflaſter auf den Brüden und Anfahrten nach den Seiten hin 
etwas abgewölbt werden muͤſſen, damit Schnee- und Regenwaſſer abfließen kaun. 
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Was vorſtehend von den Brücken geſagt worden, findet auch auf Bollwerke, Schleu⸗ 
fen, Archen, Fiſchhälter, Schafwäſchen, Waſſerleitungen und ähnliche dergl. Bauanlagen 
theils volle, theils wenigſtens analoge Anwendung. 

Wege und Fahrdämme. 

F. 20. Die Straßen, Wege und Fahrdämme müffen in einem zu jeder Jahreszeit 
möglichſt fahrbaren Zuſtande erhalten, auch Vertiefungen darauf mit Sand oder anderem 
geeigneten Material (niemals aber mit Faſchinen oder Holz) ausgefüllt, und die Geleiſe 
zugehalten, eben ſo muß für gehoͤrigen Waſſerabzug geſorgt werden. ) 

Solche Wege, welche lediglich in gewiſſen Jahreszeiten von dem Wirthe ſelbſt zur 
Abfuhre der Erzeugniſſe von den Vorwerks-Grundſtücken gebraucht werden, und nicht zur 
Kommunikation mit andern Ortſchaften oder Etabliſſements dienen, müſſen wenigſtens 
ſtets in einem ihrem beſondern Zwecke entſprechenden Zuſtande erhalten werden. 

Die Bepflanzung der Wege und Fahrdämme mit Bäumen iſt ſorgfältig zu pflegen, 
und die entſtehenden Lücken müſſen durch Wiederanpflanzung guter, gerader und hochſtäm— 
miger Bäume in gleich weiter Entfernung und fluchtmäßiger Stellung ergänzt werden. 

oy SW der Pflaſterungen auf den Wegen gilt das S 19. bei den Brücken An- 
geführte. 
Kanäle und Gräben ꝛc. 

8. 21. Kanäle und Gräben an den Wegen, an und in den Gärten, Feldern, 
Wieſen, Hütungen müſſen die ihrem Zwecke entſprechende Breite und Tiefe und nach der 
Bodenbeſchaffenheit angemeſſene Boͤſchungen haben. Je leichter, lockerer oder flüffiger der 
Boden iſt, je mehr Böſchung erfordern die Gräben. Sie ſind ſtets rein von Sträuchern, 
Schilf und fonftigen Gewaͤchſen zu halten, und ſobald fie verfallen oder verſchlämmen, wie— 
der aufzuräumen, wobei der Auswurf vom Grabenbord zu entfernen und zu planiren iſt. 

Analog wird auch bei den Fiſchteichen und Viehtränken ze, verfahren. 

Unmittelbar an den Grabenborden dürfen keine Bäume oder Sträucher gepflanzt 
werden, wenn in einzelnen Fällen nicht beſondere Umſtände dafür ſprechen. 

\ Deiche. 

8.22. Die zum Schutz der Grundſtuͤcke gegen Hochwaſſer vorhandenen Deiche 
endlich müſſen gleichfalls ſorgfältig behandelt und beaufſtchtigt werden. Die Kronen und 
Böſchungen derſelben ſind ſtets in dem normalmäßigen Zuſtande zu erhalten, ſich vorfin— 
dende Löcher, Senkungen und Unebenheiten darin, nachdem die Raſendecke daſelbſt abge— 
hoben, mit guter, thon- und lehmhaltiger Erde, in dünnen, ſeſtzuſtampfenden Lagen aus— 
zugleichen, und die Böſchungen demnächſt wiederum mit friſchem dichten Raſen zu belegen. 
Nur in Ermangelung des letztern ift das Beſäen mit Heuſamen zuläſſig. Der mittlere Theil 
der Krone iſt etwas höher als an den Seiten gegen die Böſchungen hin zu halten und ab— 
zuwölben, damit das Schnee- und Regenwaſſer nicht darauf ftehen bleibt. 

Die zu verwendende Erde darf weder Holz und Wurzelwerk, noch Steine, Raſen 
oder ſonſtige Körper enthalten, welche ihre feſte Verbindung verhindern; ſte muß vielmehr 
ganz rein fein und möglichſt außerhalb der Deichlinie in gehöriger Entfernung von derſel— 
ben entnommen werden. Si 

Unmittelbar am Fuße der Deiche darf weder geackert noch gegraben werden, ſowie 
dieſelben gegen Beſchädigungen aller Art ſorgſam zu ſchützen find. ) 

Innere Feſtigkeit der Deiche und eine dichte Raſendecke auf den Böſchungen find 
Haupterforderniſſe, und deshalb Hecken, Bäume, Sträucher, Dornen, Diſteln, Pflanzen 
mit ſtarken Wurzeln und großen Blättern weder auf, noch unmittelbar am Fuße der 
Deiche zu dulden, dagegen Windenſtrauch-Pflanzungen vor dem Deichfuße zum Schutze 
der Deiche gegen Wellenſchlag ꝛc. zu befördern. Auch müſſen die Deiche von allem Unrath, 
angeſchwemmten Schilf ꝛc. gaͤnz rein gehalten werden, damit der Wachoͤthum des Graſes 
nicht behindert werde. Nicht minder find die Gänge und Löcher der Erdmäuſe und Maul— 
würfe ꝛc. aufzugraben, ſolche⸗ wieder zu füllen und feſtzuſtampfen. Auf die Vertreibung 
und Vertilgung dieſer Thiere iſt nach Kräften hinzuwirken. | 

Fieuerverſicherung der Gebäude. 

8. 23. Schließlich iſt mit der Reviſton der Gebäude jedesmal auch die Erörterung 

darüber zu verbinden, ) 
ob dieſelhen ſämmtiich und namentlich auch die neu hinzugekommenen oder doch ſonſt 
erſt vor Kurzem neu gebauten und im Neubau begriffenen reſp. in den betreffenden 
Landestheilen bei dem Domainen-Feuerſchädenfonds mit einer, den vollen Neubaukoſten 
entſprechenden Summe eingetragen, oder, wo die Einrichtung des Domainen-Feuer— 
ſchädenfonds nicht befteht, bei einer geeigneten Feuerſocietät nach den höchften zulaͤſſigen 
Sätzen verſichert find? 

imgleichen darüber, 
ob der Pächter, wenn die Gebäude nicht bei dem Domainen⸗Feuerſchädenfonds ein» 
getragen, ſondern bei einer Societät verſichert find, die desfallſigen Beiträge gehörig 
abgeführt hat? 


CU 


w 
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Deich-Societäts- Verhältniß. 
ſowie endlich, wenn die Pachtſtücke bei einer Deich-, Damm- oder Grabenſocietaͤt bethei⸗ 
ligt ſind, auch darüber, 
ob der Pächter die ihm nach ſeinem Pachtkontrakte gegen eine ſolche Societät obliegen⸗ 
den Verbindlichkeiten gehörig erfüllt, 
und ob auch gegentheils der Societäts-Vorſtand für die reſpektive Unterhaltung und 
Herſtellung der betreffenden Gegenſtände, den Statuten gemäß, geſorgt hat? 
Berlin, den 7. Mai 1839. 
Min. des K. Hauſes, zweite Abth. v. Ladenberg. - 
(A. XXIII. 299. — 2. 35.) ` 
3) Ueber die Holzlieferung bei Domainen- und Forſt-Bauten vergl. 


Abſchn. I. Kap. I. Tit. III. sub Nr. 2. (Oben S. 257 ff.) 


Vierte Unter⸗Abtheilung. 


Vorſchriften, betreffend die Verdingung von 
Domainen- und Forſt-Bauten. 


Im Allgemeinen vergl. Abſchn. I. Kap. I. Tit. IV. (Oben S. 267. ff.) 
1) Ueber die Frage: in welchen Fällen und unter welchen Bedingungen 
bei Domainen- und Forſt⸗Gebäude⸗Bau⸗Entrepriſen von deren öffentlichen Aus- 
bietung abzuſtehen ſei? ſind ergangen: , 
| a) R. des K. Min. des K. Hauſes (v. Ladenberg) v. 9. Febr. 1836 an 


die K. Reg. zu Bromberg. 

Die K. Reg. beauftrage ich, bei Dom.-Bauten die Vorſchrift des 8. 19. der Inftr. 
der K. Ober⸗Rechn.⸗Kammer v. 18. Okt. 18241), nach Maßgabe der abſchriftlich beilieg. 
an die Reg. zu Königsberg erlaſſenen Verf. b. 30. April v. J. gehörig zu beachten. 


Anl. a. 


Die K. Ober⸗Rechn.⸗Kammer hat mir den Beſchluß der K. Reg. b. 14. Jan. 1831 
über das Verfahren bei Austhuung von Bau-Entrepriſen, in Bezugnahme auf die Vor⸗ 
ſchrift des 8. 19 der Inſtr. der K. Ober-Rechn.⸗Kammer v. 18. Okt. 1824 mitgetheilt. 

Ich bin mit der K. Reg. darin einverſtanden, daß bei Dom.-Bauten, zu welchen 
den Pächtern bedeutende Leiſtungen, namentlich die Baufuhren und Handdienſte obliegen, 
die Ueberlaſſung der Entrepriſe an den Mindeſtfordernden nach öffentlicher Ausbietung, 
in dieſen Leiſtungen der Pächter Schwierigkeiten findet, welche einem praktiſchen Erfolge 
dieſer Maßregel in den Weg treten, daß daher bei den Dom.-Bauten dieſer Art, von der 
Regel der öffentlichen Ausbietung der Entrepriſe abgeſtanden, und fie, was ich Ihr uͤber⸗ 
laſſe, nur da angewendet werde, wo beſondere Verhältniſſe es geſtatten. 

Anders iſt es mit denjenigen Dom.-Bauten, zu welchen den Pächtern, und mit den 
Forſt⸗Bauten, zu welchen den Nutznießern der Gebäude keine derartigen Leiſtungen 
obliegen. 

Bei dieſen muß die Verſteigerung der Entrepriſe die Regel bleiben, doch überlaſſe ich 
der K. Reg., im Falle beſonderer dafür ſprechender, von Ihr zur Rechnung näher nachzu— 
weiſender Verhältniſſe, Ausnahmen zu machen 2. . 

Berlin, den 30. April 1835. ` 

) Chef des Min. des K. Hauſes, zweiter Abth. 
v. Ladenberg. g 
An die K. Reg. zu Königsberg in Pr. (A. XX. 44. — 1. 27.) 

b) C. R. deſſelb. Min. (Gr. zu Stolberg) v. 25. Sept. 1843 an ſämmtl. 
K. Reg. dieſſeits der Weſer, excl. derjenigen zu Stralſund. 

Zufolge der Beſtimmungen im 8. 13 der Inſtr. zur Gefchäftsführung der Reg. b. 

23. Okt. 1817 und im 8. 19 der Inſtr. für die Ober-Rechn.-Kammer v. 18. Dec. 1824 
müſſen zur Herbeiführung möglicher Erſparung bekanntlich auch bei Domainen-Bauen, 
deren Koſten ganz oder doch hauptſächlich aus der K. Kaſſe beſtritten werden, in der Regel, 
wo ſolches anwendbar iſt und nicht beſondere Verhältniſſe eine Abweichung rechtfertigen, 
wenn die Baue auf Rechnung ausgeführt werden, die Materialien, Fuhren, einzelne Hand- 
werker⸗Arbeiten, Erdarbeiten ꝛc. im Wege der Minus⸗Licitation beſchafft, und wenn fie | 

| 


1) Vergl. oben S. 267. 


* 
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einem Entrepreneur zur Ausführung übergeben werden, im Ganzen an den Mindeſtfor— 
dernden ausgethan werden. 

Abgeſehen davon, daß es in einzelnen Gegenden an Konkurrenz qualifizirter und 
hinreichend bemittelter Bewerber fehlt, denen nach der Beſchaffenheit des Baues die Aus- 
führung mit Sicherheit übertragen werden könnte, und daß es daher aus dieſem Grunde 
ſchon oft unvermeidlich wird, Ausnahmen eintreten zu laſſen, iſt es indeſſen, ſo viel die 
Baue auf den verpachteten Domainen betrifft, bereits anerkannt, daß in allen Fällen, in 
welchen die Pächter, zufolge der neueren Pachtbedingungen, zu denſelben erhebliche Bei— 
träge oder auch nur die Fuhren unentgeldlich zu leiſten haben, die Ausführung durch einen 
Dritten wegen der Colliſtonen, welche ſie zwiſchen ihm und dem Pächter und wegen der 
Störungen, welche fie für den Letzteren herbeiführt, im Allgem. nicht rathſam erſcheine. 

Hiermit bin ich um ſo mehr einverſtanden, als bei den meiſten Bauten der Art die 
Pächter ohnehin in Beziehung auf den künftigen Gebrauch und auf die Ihnen obliegende 
Unterhaltung der Gebäude, ſchon ihres eigenen Intereſſes wegen, auf eine möglichft ſolide 
Ausführung Bedacht nehmen werden. Die K. Reg. mag daher auch über die Ausführung 
ſolcher Baue, wozu die Pächter größere Beiträge oder auch nur die Fuhren unentgeldlich 
zu leiſten haben, ferner mit ihnen ohne Anfrage aus freier Hand abſchließen und hat bei 
denſelben die Regel der Austhuung an den Mindeſtfordernden nur dann unbedingt feſtzu— 
halten, wenn etwa der verpflichtete Pächter ſelbſt die Entrepriſe ablehnt, oder wenn er 
nach den mit ihm bereits gemachten Erfahrungen oder ſonſt in ſeiner Perſönlichkeit oder 
in feiner Vermögenslage nicht hinreichende Garantie für die anſchlagsmäßige ſolide Aus— 
führung darbietet. 

Dabei will ich in den Fällen, wo hiernach mit den Pächtern über die Bau-Entre— 
priſen aus freier Hand kontrahirt wird, die K. Reg. auch durch die früher erfolgte und 
demnächſt theilweiſe zurückgenommene, theilweiſe modifizirte Anordnung wegen Ermäßi— 
gung der anſchlagsmäßigen Koſten durch einen gewiſſen Prozent-Abzug nicht weiter 
beſchränken. 

Indeſſen ſind die Pächter oft, beſonders bei großen Bauen, oder wenn mehrere Baue 
gleichzeitig oder bald hintereinander ausgefuhrt werden, im Stande, durch mancherlei 
Combinationen erhebliche Erſparungen zu machen, welche ſich durch die einzelnen Poſttio— 
nen in den Koſtenanſchlägen auch bei der ſorgfältigſten Fertigung und Reviſion derſelben 
nicht aufgreifen laſſen. Ich ſetze daher voraus, daß die K. Reg. auch Ihrerſeits die Re⸗ 
fultate der Koſtenanſchläge, wie fie bei vollſtändiger Berückſichtigung der kontraktl. Ver⸗ 
pflichtungen der Pächter zu ſtehen kommen, keinesweges unbedingt ald die jedesmal in die 
Entrepriſe-Kontrakte aufzunehmenden Summen betrachten, ſondern vor Abſchluß der Kon— 
trakte jedesmal pflichtmäßig erwägen wird, ob und welche Ermäßigung jene Reſultate er 
leiden können, und ich will bei Bauen, wenn die Koſtenanſchläge inſtruktionsmäßig zur 
Super-Reviſton einzureichen find, hierüber jedesmal bei Einreichung der Anſchläge die 
gutachtliche Aeußerung der K. Reg. erwarten. 

Bei Inſtandſetzungsbauen auf Domainen, welche bisher noch nicht unter den haͤr⸗ 
teren Baubedingungen verpachtet waren und zu deren Ausführung den neuen Pächtern 
noch eine gewiſſe Beihülfe bewilligt wird, bleibt die Beſtimmung der letztern natürlich 
nach wie vor meiner jedesmaligen Feſtſetzung auf die desfallſigen Vorſchläge der K. Reg. 
vorbehalten. Eben ſo bleibt, wenn in Beziehung auf beſſere Benutzung der Grundſtücke 
neue, bisher noch nicht geweſene Gebäude erbaut, oder ſchon vorhandene Gebäude erwei— 
tert oder beſſer eingerichtet werden, ohne daß dem Fiskus dazu eine kontraktmäßige Ver⸗ 
bindlichkeit obliegt, für jeden einzelnen Fall mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe 
und Bedingungen und auf dik etwa vom Pächter übernommene Verzinſung des Bau— 
Kapitals, die dieſſeitige Beſtimmung des letzteren vorbehalten. 

(Acta gen. des K. Min. des K. H., Abth. II., Nr. 14,896.) 


2) Ueber die Frage: in wiefern und unter welchen Bedingungen den 
Forſt⸗Beamten Neu- und Reparatur-Bauten an ihren Dienſt-Etabliſſements 
in Entrepriſe gegeben werden dürfen? find ergangen: 

a) C. R. des K. Min. des K. H., Abth. II. (v. Ladenberg) an ſämmtl. 


K. Reg. v. 26. Mai 1838. 

Es ift der Fall vorgekommen, daß nach der Ausführung des von einem Forſtbeam⸗ 
ten in Entrepriſe übernommenen Baues von dem dazu vom Fiskus in natura berabreich⸗ 
ten Holze eine beträchtliche Quantität übrig geblieben und von dem Entrepreneur verkauft 
worden iſt, unter dem Vorgeben, daß dieſe Erſparniß durch beſonders ſorgfältige und mit 
mehreren Koften verbundene Beſchlagung der Bauhölzer herbeigeführt und möglich ges 
worden ſei. Die Schwierigkeit einer ganz zuverläſſigen Kontrolle bei der Anweiſung der 
Bauhölzer, in dem Falle, wenn der Entrepreneur und Holzempfänger zugleich der mit die⸗ 
ſer Kontrolle zunächſt beauftragte Forſtbeamte iſt, könnte ein Motiv abgeben, den Forſt⸗ 
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beamten im Allgem. die Uebernahme von Bau-Entrepriſen zu unterſagen. Es iſt aber 
davon Abſtand genommen worden, weil die Lokal-Verhältniſſe öfters den Forſtbeamten 
als den geeignetſten Unternehmer eines auszuführenden Foͤrſtbaues erſcheinen laſſen. Die 
K. Reg. wird aber, neben der ihr obliegenden Kontrolle in Betreff der richtigen und an— 
ſchlagsmäßigen Verabreichung der zu den Bauten in natura zu liefernden Hölzer, noch be— 
ſonders angewieſen, in allen mit Forſtbeamten abzuſchließenden derartigen BausEntre- 
priſe⸗Kontrakten die beſondere Stipulation aufzunehmen, daß das geſammte von dem in 
natura verabreichten Holze etwa zu erübrigende Material für Rechnung der Forſt⸗Kaſſe 
derkauft werden müſſe und jede Abweichung hiervon als Unterſchleif angeſehen werden 


würde, dem Entrepreneur auch nicht nachgelaſſen ſei, den Abfall an Spänen zu verkaufen. 
3 2. 1) 


b) C. R. des K. Min. des K. H., Abth. II. (v. Ladenberg) v. 15. Jan 
1839 an ſämmtl. K. Reg. | 


Ich finde mich zu der Beſtimmung veranlaßt, daß fortan in der Regel keinen Korft- 
ſchutzbeamten ein Neu- oder Reparaturbau an ihren Dienſtetabliſſements, welcher einſchließ⸗ 
lich des Holzes auf mehr als 25 Rthtr. veranſchlagt worden iſt, in Entrepriſe gegeben 
werden ſoll. Wo ganz beſondere Lokal-Verhaͤltniſſe die Ueberlaſſung eines größeren 
Baues beſonders wünjchenöwerth erſcheinen laſſen möchten, wird die K. Reg. ermächtigt, 
hiervon bei Bauten bis zu einer Anſchlagsſumme von 100 Rthlr. ſelbſtſtändig eine Aus⸗ 
nahme eintreten zu laſſen, wogegen bei größern Bauten, in etwa vorkommenden Fallen, 
zu berichten iſt. Wird aber ein Reparatur- oder Neubau einem K. Forſibeamten in En— 
trepriſe überlaſſen, ſo darf derſelbe, bei Vermeidung der Strafe, welche auf den Holzhan— 
del der Forſtbeamten geſetzt iſt, das bei dem Baue etwa übrig bleibende Holz ohne Ge— 
nehmigung des Min. weder verkaufen, noch ſonſt tauſchweiſe oder unentgeltlich wieder ob, 
treten, und iſt dieſe Bedingung dann in den Entrepriſe-Kontrakt mit aufzunehmen. 

(A. XXIII. 17.— 1. 24.) 


H 


Zweiter Titel. 


Vorſchriften, betreffend die Ausführung der Domaiten: 
Bauten. 


1) C. R. des K. Min. des K. H., Abth. II. (v. Ladenberg) v. 17. Nob. 
1839 an ſämmtl. K. Reg., excl. der Weſtphäliſchen und Rheiniſchen. Beſchleu— 
nigung der Retabliſſements-Bauten auf verpachteten K. Domainen. 


Zur Abwendung der von einem Dom-Beamten kürzlich in Anſpruch genommenen 

Verantwortlichkeit, welche dem Dom -Fiskus gegen feine Pächter, nach der in den 9. 524 
Au u. 525 Tit. 21. Thl. I. des A. L. R. enthaltenen Beſtimmungen, bei etwaiger Verzögerung 

der in Folge eines Brandes nothwendigen Retabliſſementsbauten obliegt, iſt ſtets die ganz 
beſondere Beſchleunigung der letzteren erforderlich. , 

Indem ich der K. Reg. dieſe Beſchleunigung hiermit zur Pflicht mache, weiſe ich dies 
ſelbe zugleich an. in ſolchen Fällen, ganz beſonders auch bei der Wahl der Bau-Entrepre⸗ 
neurs und Abfaſſung ber auf ſolide Ausführung innerhalb möglichft kurzer Friſt zu rich— 
tenden Entrepriſe-Konkrakte, mit Umſicht und Vorſtcht zu verfahren. 

(A. XXIII. 798. — 4 26.) 


2) Anwendung der Dor n'ſchen Bedachu ngs⸗Methode. 8 
a) C. R. des K. Min. des K. H., Abth. II. (Wolfart), v. 23. Juni 1837 
an ſämmtl. K. Reg. dieſſeits der Weſer, exel. Stralfund. 


Um den Verlegenheiten und Nachtheilen vorzubeugen, welche dem Fiskus daraus 
erwachſen können, wenn da, wo die Bedachung der Gebäude auf den Domainen nach der 
Dorn'ſchen Methode zur Anwendung kommt und die Pächter nach den, ihren Verträgen 
zum Grunde liegenden Bedingungen, auch zur Unterhaltung anderweit zu konſtruirender 
Dächer nicht beſonders verpflichtet worden find, die Pächter ſich weigern, ſolche zu übet— | 
nehmen, finde ich mich veranlaßt, hierdurch zu beſtimmen, daß wenn bei Neubauten ꝛc. auf 
den Domainen die Wahl der Dorn'ſchen Bedachung für zweckmäßig erachtet wird, jede | 
mal vor der Einleitung des Baues darüber mit dem Pächter ein Arrangement getroffen 
werde, wozu bei der gewünſchten Ausführung des Baues der Abſchluß des Entrepriſe— 
Vertrages oder eine ſonſtige günſtige Gelegenheit zu benutzen iſt, in dem Falle aber, 
daß der Pächter ſich nicht damit einverftanden erklärt, ‚feine vertragsmäßigen Bau— 
Verbindlichkeiten auf die Dorn'ſchen Dächer nach Maßgabe der von mir unterm 
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23. April d. J. genehmigten neuen allgemeinen Pachtbedingungen Anwendung finden zu 
laſſen, einſtweilen von der Anlage der Dorn'ſchen Dächer ganz abgeſtanden werde. 
(A. XXI. 314. — 4. 31.) 


b) R. des K. Min. des K. Hauſes, Gen.⸗Verw. für Dom. u. Forſt. (v. 
Koenen), v. 20. Juni 1838 an die K. Reg. zu Marienwerder und Bromberg. 


Bei den ungünſtigen Reſultaten der ſeit mehreren Jahren von dem Gutsbeſttzer 
Schwarz in Münftermalde angeſtellten Verſuche über die Sicherung der Strohdächer 
wider Entzündungen durch Flugfeuer, hat die K. Reg., wie ihr auf den Ber. v. 24. v. M. ! 
erwiedert wird, von jener Methode bei den Gebäuben des dieſſeitigen Reſſorts keine An⸗ | 
wendung machen zu laſſen. Eben jo wenig findet das Min. angemeſſen, an derartigen 
Gebaͤuden die Methode mit dem mit Hechſel gemiſchten Lehm zu verſuchen, indem auch 
hiervon ſchwerlich ein günſtiger Erfolg zu erwarten ſteht. 
Dagegen wird der K. Reg. empfohlen, in geeigneten Fällen, namentlich beim Bau 
von Scheunen, Holzſchuppen, Spritzenhäuſern, Schweine- und Federvieh-Stellen ꝛc., bei 
welchen es auf Beſchaffung beſonderer Bodenräume weiter nicht ankommt, die bekannte 
Dorn'ſche Dachdeckungsmethode, tie von viel größerer Wichtigkeit erſcheint, verſuchsweiſe 
beſonders da zur Ausführung bringen laſſen, wo die Diſtriktsbaubeamten ſowohl, als die 
Nutznießer der Gebäude ſich vornehmlich dafür intereffiren, und eine gute und dauerhafte 
Ausführung, ſo daß die Dächer ihrem Zwecke vollkommen entſprechen, zu erwarten ſteht. 
Min. des K. Hauſes. Gen-Verw. für Domainen u. Forſten. 
. b. Koenen. 
An die K. Reg. zu Marienwerder. 
Abſchrift hiervon an die K. Reg. zu Bromberg, unter Beif. einer Abſchrift des Ber. ` 
der K. Reg. zu Marienwerder v. 24. v. M. (Anl. a.) zur gleichmäßigen Beachtung, in d 
Verfolg des Erlaſſes v. 27. März d. J. 
Berlin, den 20. Juni 1838. ‚ 
Minift. des K. Hauſes. Gen.=Bermw. für Dom. u. F. | 
. D. Kos Ren. 
Anl. a. 
Ew. Exc. zeigen wir mit Bezugnahme auf unſere Ber. v. 16. Jan. 1835 u. 14. Juli N 
1836 ganz geh an, daß fie feit mehreren Jahren vom Ciutsbeſitzer Schwarz in Münſterwalde D 
mit vieler Umſicht und Sorgfalt angeſtellten Verſuche, über die Sicherung der Strohdaͤcher d 
wider Entzündungen durch Flugfeuer, den Erwartungen nicht entfprochen haben. IN 
Die eren Verſuche geſchahen nach der Bugmarin’shen Methode und zwar: d 
1) im Jahre 1830 auf der öftt. Dachfeite eines 56 Fuß langen Schafſtalles; 
2) im Jahre 1831 auf der weſtl. Dachſeite eines 185 Fuß langen Pferde- und Vieh⸗ ` j 
ſtalles, und b 
3) im Jahre 1834 auf der nördl. Dachſeite einer 323 Fuß langen Scheune. Diele Dach— d 
flächen waren in ihrer ganzen Ausdehnung mit einem verſchiedentlich gemiſchten I 
Lehmüberzuge bedeckt worden, und Schienen anfänglich dem Zwecke zu entiprechen, 
doch gingen die davon gehegten Erwartungen ſpäter nicht in Erfüllung, indem be— 
ſonders jedesmal bald nach dem Abgange eines Winters eine Deſtruktion des auf— d 
getragenen Lehmüberzuges ſich ergab, in deren Gefolge derſelbe durch Regenguffe | 
nach und nach ganz, aufgeloͤſt und abgeſchwemmt wurde. d 
Bei einer am 16. d. M. zur Stelle gehaltenen Unterſuchung hat ſich ergeben, daß 
von dem im J. 1830 und 1831 aufgebrachten Lehmauftrage faſt keine Spur mehr vorhan— 
den war, und wurde nur bemerkt, daß ſtatt des Lehmübertrages v. J. 1831 ein Moosüber— d 
gug dad Dach bededt hatte. d 
Am beften hat ſich der im J. 1834 auf die Nordſeite der Scheune gebrachte Auftrag 
erhalten, jedoch auch nur dadurch, daß ſich darauf eine zufammenhängende, einen halben | 
Zoll ſtarke Moosdecke gebildet hat. "ge 
Wie lange dieſe Dachfläche dicht halten werde, muß noch die Zeit lehren, wiewohl es 
bekannt ift, daß Strohdächer, auf welche eine zufammenhängende Moosdecke ſich ausge— 
breitet hat, verhältnißmaͤßig lange dauern. N ˖ 
Es ergiebt ſich hieraus, und der Gutsbeſitzers Schwarz iſt auch der Meinung, daß 
die Pugmarin'ſche Methode zur Sicherung der Strohdächer wider Flugfeuer den davon 
gehegten Erwartungen in Anſehung der Dauer nicht entſpreche, und daß es nicht der Mühe 
lohnen werde, weitere Verſuche damit anzuſtellen, da alle verſchiedene Miſchungen des 
Dachüberzuges beinahe gleiche ungünſtige Reſultate geliefert haben. Dagegen ſcheint die 
Henke'ſche Dachdeckungs-Methode, wonach der mit Hechſel gemiſchte Lehm in das In⸗ 
nere des Strohdaches kommt, den Erwartungen beſſer zu entſprechen, und haben zwei von 
dem ꝛc. Schwarz im vorigen Jahre gemachte Verſuche ſich bis jetzt gut bewährt. 
Da es jedoch im Weſentl. auf die Dauer der nach dieſer, ſo wie nach einer jeden an⸗ 
dern Methode gemachten Dachdeckung ankommt, ſo wird die Zweckmäßigkeit derſelben erſt 
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nach dem Verlaufe einiger Jahre mit Sicherheit beurtheilt werden können, und behalten 
wir uns daher vor, zu ſeiner Zeit hierüber ferner zu berichten. 
Marienwerder, den 24. Mai 1838. 
Königl. Regierung. Abth. des Innern. 


An. 
den K. Geh. Staats⸗Min., Herrn v. Ladenberg, Exc,, in Berlin. 
(A. XXII. 572. — 3. 36.) 


Zweites Kapitel. 
Vorſchriften über Juſtiz-Bauten. 


1) R. des K. Juſtiz-Min. (v. Kircheiſen) v. 4. Dec. 1820. Zu geringfü- 
gigen Reparaturen, welche aus den Fonds der Gerichte ad extraord. beftritten 
werden können, bedarf es keiner Genehmigung des Juſt.-Min. 

Es find von Seiten der Gerichtsbehörden in neueren Zeiten öfters Approbatorien 
zur Veranlaſſung nöthiger Reparaturen unbedeutender Art nachgeſucht worden. Zu den 
letztern gehört auch der Beſchlag der Kaminthüren im Gerichtslokal zu W. mit Eiſenblech. 
Solche unbedeutende Einrichtungen ſind keine Gegenſtände, welche der miniſteriellen Be— 
ſtimmung bedürfen. Da jedes Gericht einen Fonds ad extraord. befitt, fo find daraus 
die Koſten, welche durch ähnliche nothwendige und geringfügige Reparaturen veranlaßt 
werden, zu beſtreiten, und bedarf es deshalb keines vorherigen Approbatorii des Juſt.-Min. 

(Jahrb. XVI. 244. Gräff III. 144.) | 

2) C. R. des K. Staatd-Min. (Gr. v. Bülow) v. 7. Mai 1822, an 
ſämmtl. K. Reg, und an die Min.-Bau-Kom. Verfahren bei Ausführung von 
Gerichtsbauten. 


Zur Beſeitigung mehrerer über die Art und Weiſe, wie die Gerichtsbaue ausgeführt 
werden ſollen, entſtandenen Bedenken und Zweifel, wird hierdurch in dieſer Beziehung 
Folgendes feſtgeſetzt. 

Sobald eine Juſtizbehoͤrde einen Reparatur- oder Neubau beabfichtigt, erfucht die— 
ſelbe die K. Reg., den Bau durch einen Bauinſpektor veranſchlagen zu laſſen. Dieſer reicht 
den Anſchlag nebſt den Zeichnungen, mit feinen Vorſchlägen, ob der Bau durch Entrepre- 
neure oder auf Rechnung auszuführen fei, begleitet, bei der K. Reg. ein. 

Nach erfolgter Reviſton des Anſchlags durch den Baudirektor überfendet die K. Reg. 
der Juſtizbehoͤrde den Anſchlag und die Zeichnungen mit ihren Bemerkungen, wie der Bau 
am zweckmäßigſten auszuführen ſei. Hat alsdann die Juſtizbehoͤrde die Gelder zur Aus— 
führung des Baues disponibel, ſo erſucht ſte die K. Reg., den Bau durch ihre Baubeamten 
leiten, und erforderlichen Falls die Entrepriſe-Kontrakte abſchließen zu laſſen, wobei jedoch 
vorausgeſetzt wird, daß, wenn der Bau fo bedeutend iſt, daß der Anſchlag die Superrebifion 
der Ober-Bau-Dep. erfordert, ſolche von der Juſtizbehörde bei der Ober-Bau-Dep. nach⸗ 
geſucht werden muß. Wird nun die Anſchlagsſumme von der Juſtizbehoͤrde der K. Reg. 
überwieſen, fo läßt die letztere den Bau unter ihrer Leitung vollenden, leiſtet die Zahlun— 
gen, und überſendet nachher der Juſtizbehörde die Abſchlußrechnung. Behält ſich aber die 
Juſtizbehörde die Auszahlung der Gelder vor, fo müffen auch von derſelben die Baurech— 
nungen geführt werden, und nur nach Vollendung des Baues hat ſie darauf anzutragen, 
daß ſolcher von dem Bau-Direktor abgenommen werde. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Baubeamten der K. Reg. innerhalb des 
ihnen angewieſenen Geſchäfts-Bez. die Baugeſchäfte der Juſtizbehörden, eben fo wie alle 
andere K. Baue, welche unter ihrer Leitung ſtehen, unentgeltlich und für das ihnen ange— 
KR Gehalt, ohne irgend eine Remuneration dafür fordern zu dürfen, zu beforgen 

aben. 

Hiernach die Juſtizbehörden mit Anweiſung zu verſehen, iſt das K. Juſt. Min. heute 
erſucht worden. 

(A. VI. 669.—3. 43. — Jahrb. XIX. 311. — Gräff III. 147.) 

Dazu: , 

R. der K. Min. d. F. (Beuth) u. d. J. (v. Patow) v. 19. Juli 1845 an 
die K. Reg. in N. Konkurrenz der Regierungen bei Ausführung von Gerichts— 
bauten. 

Die K. Reg. kann von der Ihr nach der C. V. v. 7. Mai 1822 unzweifelhaft ob- 
liegenden Verpflichtung., | 

die Entrepriſe-Kontrakte bei Gerichtsbauten in Ihrem Namen abzuſchließen, 
und ſofern ſich die Juſtizbehörden nicht die Zahlung vorbehalten, auch die 
Rechnung über die Bauten abzulegen, 
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nicht nach ihrem Antrage v. 6. v. M. entbunden werden, da die Gerichtöbehörden in Er: 
mangelung eines techniſchen Beiſtandes die Bau⸗Kontrakte nicht ſelbſtſtändig abſchließen 
können, unter dieſen Umſtänden es aber ganz angemeſſen erſcheint, daß diejenige Behörde, 
welche die Kontrakte durch ihre Beamte abſchließen läßt, auch dafür die Verantwortlichkeit 
übernimmt. 

Daß hierdurch die Verwaltungsbehörden, den Bau-Unternehmern gegenüber, leicht in 
eine falſche Stellung kommen können, iſt nicht wohl anzunehmen, da in allen gewöhnlichen 
Fällen die Baugelder ſchon vor Einleitung der Bauten den Regierungen überwieſen mer 
den, und alsdann die Leiſtungen der vertragsmäßigen Zahlungen lediglich von ihnen ab— 
hängt, in denjenigen Fällen aber, in welchen ſich die Gerichtsbehörden die Auszahlung der 
Baugelder ſelbſt vorbehalten, dieſer Vorbehalt in den Kontrakt mit übernommen werden 
Dr alsdann der Vorwurf unpünftlicher Zahlung niemals die Verwaltungsbehöͤrden tref— 
en kann. 

Uebrigens hat die gedachte Verordnung während der langen Dauer ihres Beſtehens 
noch von keiner andern Seite Klagen hervorgerufen, und muß es bei derſelben daher 
lediglich ſein Bewenden behalten. | 

(Min. Bl. d. i. V. 1845 S. 248. Nr. 256.) 

3) Ueber die am Schluſſe des (vorſtehenden) R. v. 7. Mai 1822 erwähnte 
Verpflichtung der K. Baubeamten zur unentgeltlichen Beſorgung der Juſtiz— 
bauten, ſprechen ſich auch aus: | ’ 

a) Schreiben des K. Min. des H. (v. Bülow) v. 8. Mai 1822, an das 
K. Juſtiz⸗ Min. | 
| In der Regel find die Kreis-Bau-Inſpektoren auch zur Veranſchlagung der Gerichts— 
baue verpflichtet, ohne dafür beſondere Reiſekoſten und Diäten fordern zu dürfen. Wenn 
inzwiſchen beſondere Umſtände eintreten, welche den Bauinſpektor an der Veranſchlagung 
verhindern, und worüber die betr. Reg. in den einzelnen Fallen zu hören ſein werden, ſo 
müſſen die fott feiner anzunehmenden Bau-Kondukteure die reglementsmäßigen Diäten 
und Reiſekoſten erhalten, weil dieſelben, wie Ew. Exc. in dem Schreiben v. 19. v. M.bor- 
ausſetzten, fixirtes Gehalt und fixirte Reiſediäten nicht beziehen. Dem Bau⸗Kondukteur 
aber noch einen Bau-Eleven zur Hülfe zu bewilligen, iſt nicht gebräuchlich, auch nicht abzu— 
ſehen, daß eine ſolche Hülfe in dem von Ew. Exc. erwähnten ſpeziellen Falle nothwendig 
geweſen iſt. Inzwiſchen ſtelle ich Ew. Exc. anheim, hierüber noch die Reg. zu Merſe— 
durg zur Aeußerung aufzufordern, und im Falle dieſelben gegen den Inhalt des zu erſtat— 
tenden Ber. Bedenken finden ſollten, mir ſolchen gefälligſt mitzutheilen. 

(Jahrb. XIX. 311. Gräff. III. 147.) 

b) C. R. des K. Juſtiz-Min. (Sack) v. 16. Aug. 1831 au ſämmtl. K. 
Gerichtsbehörden. 

Durch das Cirk. v. 7. Mai 1822 (Jahrb. Bd. 19 S. 312) iſt feſtgeſetzt worden, 
daß die Baubeamten der K. Reg. innerhalb des ihnen angewieſenen Geſchäftsbez. die 
Baugeſchäfte der K. Juſtizbehörden eben ſo wie alle andere K. Bauten, welche unter ihrer 

Leitung ſtehen, unentgeltlich und für das ihnen angewieſene Gehalt, ohne irgend eine 
Remuneration dafür fordern zu dürfen, zu beſorgen haben. Nach einer Erklärung des K. 
Min. des J. für H. u. G. Ang. v. 13. d. M. findet dieſe Beſtimmung auch dann Anwen⸗ 
dung, wenn das Geſchäft von dem Baubeamten nicht auf einer Rundreiſe in dem Ge— 
ſchäftsbez. hat vorgenommen werden können. 

(A. XV. 529. — Jahrb. XXXVIII. 132. Gräff. VI. 995.) d 

4) R. des K. Juſtiz⸗Min. (v. Kircheiſen) v. 7. März 1825. Verpflich- 
tung der Juſtizbehörden zur vorgängigen Kommunikation mit der betr. Reg. 
bei Reparaturen der Juſtiz-Gebäude, welche aus den Fonds der Reg. zu beſtrei— 


ten ſind. 
en K. O. L. G. werden hierdurch angewieſen, in Fällen, wo Reparaturen 

ihrer Dienſtgebäude nöthig ſind und dieſe nicht aus den Salarienkaſſen beſtritten werden, 
ſondern aus den Baufonds der K. Reg. für die Kollegien⸗Häuſer zu berichtigen find, 
jedesmal vor der Ausführung des Baues ſich mit der betr. Reg. in Kommunikation zu 
ſetzen, damit von dieſer für die Herbeiſchaffung der Fonds und für die zweckmäßigſte Art 
der Ausführung der Reparatur geſorgt werden könne. 

(Jahrb. XXV. 119. — Gräff. III. 151.) 

5) Ueber die Nothwendigkeit der Aufnahme von Bau-Inbventarien 
bei Juſtiz⸗Bauten ſpricht'ſich das C. R. des K. Juſtiz⸗Min. v. 20. Nov. 1826, 
nebft der dadurch mitgetheilten Korreſpondenz des K. Juſtiz-Min. und ded K. 


Min. des J. aus. 
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I Die O. L. G. Präſ. v. G. zu N. hat wegen eines beim Ingquiſttoriate zu E. ausge» 
führten Baues, ein Bau-Inventarium anfertigen laſſen, um einem Monito der Ober⸗Rech⸗ 
nungskammer bei Reviſton der Baurechnung vorzubeugen. Dies hat mich veranlaßt, mit 
der Ober-Rechnungskammer über die Nothwendigkeit des Bau-Inventariums zu Lamm. 
niziren, und dieſelbe hat ſich in dem abſchriftlich anl. Schreiben v. 19. d. M. dahin erklärt, 
daß zwar die Anfertigung des Bauinventariums nicht zur Rechnungsreviſton, doch aber zur 
Aufſicht auf das Gebäude nöthig ſei, und daß die Anfertigung ohne neue Koſten von dem 
mit der Ausführung des Baues beauftragten Beamten bewirkt werden könne. . 
Ew. Exc. erfuche ich daher es zu veranlaſſen, daß die Baubeamten, welche die Lei— 
tung, eines Neu- oder größeren Reparaturbaues übertragen erhalten, beim Schluſſe ko 
Geſchäfts das Bauinventarium unentgeltlich den Gerichtsbehörden überliefern. Ich werde 
demnächſt die Gerichte anweiſen, auf die Abgabe derſelben zu infiftiren. 
Berlin, den 28. Auguſt 1820. N Graf von Danckelman. 
An des K. Geh. Staate-Min. u. Min. des J. u. d. P., v. Schuckmann, Epe. 


Ueber den in Ew. Exc Schreiben v. 28. Aug. d. J. in Anregung gebrachten Gegen— 
ftand, betr. die Anfertigung von Inventarien von auögeführten Bauten, habe ich mich 
veranlaßt gefunden, das Gutachten der Oberbau-Dep. zu erfordern, und beehre mich, 
daſſelbe, nachdem ſolches unterm 19. v. M. erſtattet worden. Ew. Exc. in der Anl. zur 
Kenntnißnahme abſchriftl. mit der Bemerkung mitzutheilen, daß ich nicht umhin kann, der 
darin ausgeſprochenen Anſicht beizutreten. 

Berlin, den 2. Okt. 1826. Ä 
An des K. Geh. Staats- und Juſtiz-Min, v. Danckelman, Exc. 


Die uns mittelſt Dekrets v. 9. d. M. zur Begutachtung zugefertigten Schreiben 

des Geh. St. und Juſtiz-Min. Gr. v. Danckelman Exc und der K. Oberrechnungsfam: 

mer, betr. die Anfertigung von Inventarien von ausgeführten Bauten, reichen wir hie— 
neben zurück. 

Die Aufnahme eines Bau- oder ſogenannten Klinken-Inventarii, Ur ein ſehr ausge⸗ 
dehntes Geſchäft, welches man nicht wohl den Diftriftöbaubeamten, die ohnedies ſchon 
bekanntlich jo ſehr mit Arbeiten überhaͤuft find, übertragen kann. Will man dieſe Auf⸗ 
nahme dennoch von ihnen verlangen, fo wird man ihnen ſchon Hülfsarbeiter für dergl. 
Geſchäfte zutheilen und dieſe dafür beſonders remuneriren muͤſſen. Wird dagegen ein 
Neubau oder eine Hauptreparatur auf Rechnung ausgefuhrt, und zwar unter der Leitung 
eines gegen Diäten dabei angeſtellten Kondukteurs, ſo wird es unter ſolchen Umſtänden 
keimem Bedenken unterworfen fein, auch von dieſem Kondukteur die Anfertigung des In- 
ventarii zu fordern. 

Berlin, den 19. Sept. 1826. K. Ober⸗Bau⸗Dep. Eytelwein. Schinckel. 
An ein K. Hohes Min. des. J. | 


v. Schuckmann. 


Verfügung. 

Saͤmmtl. Gerichte werden hierdurch angewieſen, bei Neubauten oder Haupt-Repa⸗ 
raturen, welche unter Leitung eines Kondukteurs geſchehen, darauf zu halten, daß das 
Bau⸗Inventarium bei Beendigung des Baued gehörig abgeliefert werde. N 

Berlin, den 20. Nov. 1826. Der Juſtiz-Min. Gr. v. Danckelman. 

(Jahrb. Bd. 28. S. 150 — 152. Gräff. III. 152.) 

6) C. R. des K. Juſt. Min. (Gr. v. Danckelman) v. 14. Mai 1827 
an ſämmtl. K. Juſtizbehörden. Bei den von Juſtizbehörden vorgenommenen 
Bauten unter 50 Thlrn., bedarf es keiner Konkurrenz der Regierungs-Bau— 
beamten. f 


Durch die C. V. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang., des H, des J., der Fin. u. 
des Kr., v. 6. Mai 1825 (v. K. A. 1825, S. 469 1) iſt feſtgeſetzt worden, daß fünflig 
bei allen für Rechnung dieſer Min. auszuführenden Bauten, deren Koftenbetrag die 
Summe von 50 Thirn. nicht überſteigt, die Konkurrenz der Baubeamten in fofern weg⸗ 

, fallen ſolle, daß es künftig hierzu keiner Koſten-Veranſchlagung von Seiten der letzteren 

e bedürfe, wogegen aber dergleichen kleine Bauten nach wie vor durch, die Baubeamten bei 

ihrer Anweſenheit an Ort und Stelle zu revidiren wären; und daß es wegen der Veran— 

ſchlagung und Ausführung aller übrigen Staaͤtöbaue, welche mehr als 50 Thlr. koſten, 
unverändert bei den in dieſer Beziehung beſtehenden Verordn. verbleibe. 

Sämmtl. K. Juſtizbehoͤrden werden hiermit angewieſen, ſich nach dieſen Beſtim— 
mungen zu achten. (Jahrb. XXIX. 211. Gräff III. 156.) 

7) R. des K. Juſt. Min. (Mühler) v. 21. März 1833. Verfahren der 


Juſtizbehörden in Juſtizbau-Angelegenheiten. € 


1) Vergl. oben S. 237. 
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Da die Vorſchriften wegen Einleitung und Ausführung der Bauten und Reparas 
turen an K. Gerichtslokalien, in ſoweit ſolche den Gerichtsbehörden obliegt, nicht überall 
gehörig befolgt werden, fo fleht ſich der Juſt. Min. veranlaßt, den Gerichtsbehörden die 


Beſtimmungen: 
des R. v. 4. Dec. 1820. Jahrb. Bd. 16. S. 244. 
e 7. Mal. 1822. 19. =» 312. 
e „18. Okt. 1826. e 28 - 313. 
R e = 14. Mai. 1827. e" 20 2, 


in Erinnerung zu bringen und Folgendes anzuordnen: 


1) Es kann keiner Untergerichtsbehoͤrde die Befugniß eingeräumt werden, Bauten 
und Reparaturen an den Gerichtslokalien, ohne vorgängige Anfrage und Genehmigung 
des vorgeſetzten Ober-Ger. vornehmen zu laſſen, in ſofern nicht der Koſtenbetrag, ohne 
Ueberſchreitung des Etats, aus dem Fonds ad extraord. der Salarienkaſſe des betr. 
Gerichts in Gemäßheit des R. v. 4. Dec. 1820 entnommen werden kann. 
Jede Ueberſchreitung dieſer Befugniß iſt nach Bewandniß der Umſtände mit einer 
Ordnungsſtrafe zu rügen. | 
2) Auch die Obergerichte haben bei Bau-Unternehmungen deren Koften aus den 
allg. Juſtiz⸗Baufonds entnommen werden ſollen, vor deren Ausführung, bei Einreichung 
der revidirten Anſchläge, die Genehmigung des Juſt. Min. nachzuſuchen. Nur wenn 
Gefahr im Verzuge obwaltet, kann die Ausführung vor Eingang dieſer Genehmigung ver— 
anlaßt werden; es darf ſolches jedoch nur auf den Grund eines revidirten Bauanſchlages 
geſchehen; und es muß gleichzeitig mit der Einforderung des Anſchlags der Fall dem Juſt. 
Min. angezeigt und auf Genehmigung der getroffenen Maßregeln angetragen werden. 1 


3) Die dem Ber. beizuleg. Anfchläge müffen — in fofern es nach dem R. v. 14. Mai 
1827 der Anfertigung und Revifion derſelben durch die K. Baubeamten bedarf — von 
dem betr. Reg. Baurath angefertigt und revidirt werden. \ 

4) Die Reviſton der Bauanſchläge durch die K. O. Bau-Dep. — welche überhaupt 
nöthig iſt, wenn die Koſten 

a) bei Neubauten und neuen Einrichtungen die Summe von 500 Thlrn. 

b) bei Reparaturen die Summe von 1000 Thlrn. N 
erreichen oder überfteigen — iſt von den Ober-Gerichten nicht unmittelbar, ſondern nur | 
durch den Juſt. Min. zu veranlaſſen. N 

5) Alle Anträge auf Genehmigung von Bauten und Reparaturen, welche in einem | 
Jahre zur Ausführung gebracht werden follen, müffen bei dem Inſt. Min. in der letzten IN 
Hälfte des vorhergehenden Jahres angebracht werden, wenn ſie berückſichtigt werden ſol— d 
len. Die Genehmigung zur Ausführung in dem laufenden Jahre wird nur dann ertheilt u 
werden, wenn Gefahr im Verzuge obwaltet; doch ift in dergl. Fällen jedesmal anzuzeigen, Il 
warum der Bau nicht früher in Antrag gebracht worden iſt. H 

6) Die Unter⸗Ger. find hiernach beſonders anzuweiſen. 

(Jahrb. ALL 241. Graff VI. 595.) N 

8) C. R. des K. Juſt. Min. (Mühler) v. 5. Sept. 1835, an ſämmtl. d 
K. Ober⸗Gerichte. Verfahren bei den für K. Rechnung auszuführenden Juſtiz— | 
bauten. 

Zur Abkürzung des Verfahrens bei Veranſchlagung und Rebifion der für K. Rech— 
nung auszuführenden Bauten und Reparaturen, und um den K. Baubeamten in ihren 
Arbeiten und Reifen die nothwendige Erleichterung zu gewähren, iſt von den betr. K. Min. 
nachgelaffen worden, daß 

1) Reparaturen ꝛc. für K. Rechnung, deren Koften noch nicht 50 Thlr. betragen, 

ohne vorgängliche Veranſchlagung auf Rechnung ausgeſührt, und nachher durch den 

betr. Bez.⸗Baubeamten abgenommen werden, und daß 

2) größere Reparaturen und Bauten, deren Koſten jedoch noch nicht 100 Thlr. betra— 

gen, nicht durch die K. Baubeamten, ſondern durch approbirte Bauhandwer— 

ker veranſchlagt werden, wogegen die K. Baubeamten die Ab nahme dergleichen 

Bauten und Reparaturen zu bewirken haben. 8 

Außerdem iſt beſtimmt worden, daß die Bez. Baubeamten alljährlich im Mon. 
März einen Plan über die im Sommer-Semeſter zu bewirkenden Dienſtreiſen bei den K. 
Reg. zur Genehmigung einreichen ſollen, und daß von dieſen durch die Reg genehmigten 
Reiſeplänen nur in äußerſt dringenden Fällen abgewichen werden darf. Das K. O. L. G. 
ꝛc. wird von dieſen Beſtimmungen in Kenntniß geſetzt, mit der Aufforderung, ſolche bei den 
in feinem Bezirk vorkommenden Bauten und Reparaturen an Juſtiz-Gebäuden zu beachten, 
und insbeſondere dafür zu ſorgen, daß alle Baufälle, bei welchen eine Unterſuchung und 
Veranſchlagung durch den Kreis-Baubeamten oder eine Abnahme der bereits ausgeführten 
Bauten und Reparaturen durch denſelben erforderl. iſt, jedesmal im Laufe des Mon. Febr. 
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jeden Jahres zur Kenntniß der betr. K. Reg. gelangen, damit die deshalb nothwendigen 
Reiſen des betr. Baubeamten auf deſſen Reiſeplan gebracht werden können. 

Sollten außerordentliche Fälle eine beſondere Reiſe des Baubeamten nothwendig 
machen, fo iſt darüber in jedem beſondern Falle mit der K. Reg. zu kommuniziren. 

(A. XIX. 840. 3. 181. Jahrb. XLVI. 141. Gräff VIII. 328.) 


Dazu ſind nachſtehende Anfragen nebſt den darauf ergangenen Beſchei— 
dungen zu bemerken: 
a 


Die Beſtimmungen des R. v. 5. Sept. e (1.3164.) ad 2. (Jahrb. Bd. 46. S. 141.) 
wonach größere Bauten und Reparaturen, deren Koſten zwar über 50 Thlr., aber noch 
nicht 100 Thlr. betragen, durch approbirte Bauhandwerker veranſchlagt werden ſollen, 
hat uns, da uns nicht bekannt, welche Perſonen unter ſolchen approbirten Bauhandwerkern 
zu verſtehen feien, veranlaßt, dieſerhalb bei der K. Reg. zu P. anzufragen. 

Nach der abſchriftlich beigefügten, uns darauf von der K. Reg gemachten, Mitthel⸗ 
lung ſind unter approbirten Bauhandwerkern nur ſolche Maurer, Zimmerleute, Muͤhlen— 
werk⸗Verfertiger, Brunnenmacher und Steinhauer zu verſtehen, welche 


1) entweder das Meiſterrecht nach überſtandener vorſchriftsmäßiger Prüfung vor einer 
K. Prüfungs-Kommiſſton für die Bauhandwerker, und dem auf Grund derſelben 
von der K. Reg. empfangenen Qualifikatione-Zeugniſſe erworben haben, oder 
welche das Meiſterrecht ſchon vor Erlaß der Inſtruktion, durch welche die Prüfung 
der Bauhandwerker angeordnet worden, erworben haben, wogegen 

3) alle übrige Bauhandwerker, und namentlich Maurer- und Zimmer -Flickarbeiter, 

Schiefer⸗ und Dachdecker, Ofenſetzer und Schornfteinfeger, nur von den Bezirks— 

Bau ⸗Inſpektoren geprüft werden, und nur von dieſen ihr Qualifikations-Zeugniß 

erhalten, weil man von ihnen nur geringere Kenntniſſe fordert. 

Da indeſſen die ad 3 gedachten Ouvriers bei den meiften Bauten und Reparaturen 
gebraucht werden, alſo auch von approbirten Bauhandwerkern ihres Gewerbes Anſchläge 
gemacht werden müffen, gleichwohl aber die K. Reg. fie zu den approbirten Bauhandwer— 
kern nicht gezählt wiſſen will, vielmehr ausdrücklich bemerkt, daß fie mit jenen nicht vers 
wechſelt werden dürften, fe würde ed in den meiſten Fällen an ſolchen approbirten Perſo— 
nen fehlen, welche die Anſchläge anfertigen könnten. 

Bei den meiſten Bauten und Reparaturen werden auch Tiſchler, Schloſſer, Glaſer, 
und Maler gebraucht, welche nach der Bemerkung der Reg einer amtlichen Prüfung gar 
nicht unterworfen ſind, über deren Arbeiten daher von approbirten Sachverſtändigen gar 
kein Anſchlag zu erhalten ſtände. 

Ew. Exc. bitten wir deswegen beſtimmen zu wollen, wie ſich die Gerichte in der— 
gleichen Fällen verhalten ſollen. 


Berlin, den 22. Okt. 1835. 


2 


— 


Das Kammergericht. 


b 


Einem ꝛc. Kammergericht erwiedern wir auf das Schreiben v. 24. v. M., daß wir 
unter dem Ausdrucke »approbirte Bauhandwerker« nur diejenigen verſtehen, welche 


1) das Meiſterrecht nach überſtandener (jetzt) vorſchriftsmäßiger Prüfung von einer 
der K. Prüfungs-Kommiſſtonen für die Bauhandwerker (deren ſich in unſerm Des 
part. acht befinden) und dem auf Grund derſelben von uns empfangenen Qualifika— 
tions⸗Zeugniſſe erworben haben und wirklich ausüben. 

Dahin gehören: 

a) Maurer, 

b) Zimmerleute, 

c) Mühlenwerkverfertiger und 

d) Brunnenmacher, zu deren Prüfung die Beilage des 39. St. unſeres Amtsbl. 
pro 1821 und 

e) Steinhauer und Steinmetze, zu deren Examen p. 302 sqq. unſeres Amtsbl. pro 

1833 die vom betr. K. Min. erlaſſenen Inſtrukt. enthalten, 

2) diejenigen der eben genannten Werkmeiſter, welche das Meiſterrecht ſchon in frühe 
rer Zeit, d. h. auf dem vor Erlaß dieſer Inftruft. vorgeſchrieben geweſenen Wege 
erworben haben und ausüben. 

Da die »Zünfte« im ehemaligen Wortbegriff mit Excluſtvrechten nicht mehr 
beſtehen, ſondern nur an einigen Orten noch vorhandene Privat-Vereine bilden, ſo 
iſt es auch für Befogniß zur Ausübung ihres Gewerbes, im ganzen Bereich der 
preuß. Staaten, gleichgültig, ob dieſe Werkmeiſter (ad 1. ſowohl wie ad 2.) ſich 
zu einer derartigen Zunft halten oder nicht. 


Juſtiz⸗Bauten. 333 


Für einzelne Bezirke, Aemter oder Städte beſonders beſtellte oder im Allgemeinen 
dafür vereidete Bauhandwerker giebt es in unſerm Depart. nicht mehr. 
3) Die übrigen Bauhandwerker, außer den ad a, b, c, d. und e. genannten, bei deren 
Gewerbe gleichfalls die öffentliche Sicherheit zu beruͤckſtchtigen ſteht, namentlich 
die Maurer- und Zimmer ⸗-⸗Flickarbeiter, ' 
die Schiefer: und Dachdecker, 
die Ofenſetzer, 
die Schornfteinfeger u. |. w., | 
werden nur von den Bez.-Bau-Inſpektoren geprüft, und erhalten von bieten ihr 
Zeugniß. Sie ſind mit jenen alſo nicht zu verwechſeln; man fordert von ihnen nur 
geringere Kenntniſſe. Tiſchler, Schloſſer, Glaſer, Maler ꝛc. werden auf dieſe Weiſe 
ar nicht geprüft. 
Potsdam, den 10. Okt. 1835. | e 
ö K. Reg., Abth. des J. Böttger. 
An Ein. K. Hochl. Kammergericht. 


c, e 

Dem K. Kammerger. wird auf die Anfrage v. 22. v. M., welche Perſonen unter 
der Bezeichnung »approbirte Bauhandwerker« in dem R. v. 5. Sept. d. J. zu verſtehen 
ſind? hierdurch eröffnet, wie es keinem Bedenken unterliegt, daß ſich die Gerichtsbehörden 
bei der beabfichtigten Ausführung aller Reparaturen und Bauten an den Gerichtsgebänden, 
wenn die Koſten derſelben 50 Thlr. und mehr betragen, jedoch die Summe von hundert 
Thlr. nicht erreichen, zur Anfertigung der Koſtenanſchläge der nach der Aeußerung der K. 
Reg. für approbirte Bauhandwerker zu erachtenden Sachverſtändigen, namentlich der mit 
Ausführung der Bauten und Reparaturen zu beauftragenden Maurer- oder Zimmer: 
meiſter, zu bedienen haben. 

Der Umſtand, daß bei dergl. Reparaturen und Bauten auch Tiſchler, Schloſſer, 
Glaſer, Maler oder andere Handwerker gebraucht werden, macht keinesweges nothwendig, 
daß jeder der dazu erforderlichen Handwerker einen beſonderen Anſchlag anfertigt. Der 
mit der Anfertigung des Koſtenanſchlages und mit der Ausführung des Baues oder der 
Reparatur zu beauftragende approbirte Bauhandwerker muß in ſeinem Anſchlage alle 
dabei erforderlichen Leiſtungen anderer Handwerker aufnehmen und veranſchlagen, und iſt 
nur bei der Uebernahme des Geſchäfts in Kenntniß zu ſetzen, daß die Zahlung, der veran— 
ſchlagten Koſten an ihn erſt nach erfolgter beſcheinigter Abnahme des Baues oder der 
Reparatur durch den betr. K. Baubeamten und nach deſſen Feſtſetzung erfolgen werde. 

Sollten ausnahmsweiſe bei einer Aenderung oder Renovation ber Gerichts-Lokalien 
oder bei einer bedeutenden Utenſtlien-Anſchaffung bloß Arbeiten ſolcher Handwerker vor— 
kommen, welche nicht für approbirte Bauhandwerker zu erachten find, und die Koften 
zwiſchen 50 Thlr. und 1000 Thlr. betragen: ſo wird es ausnahmsweiſe genügen, die Bau— 
lichkeiten oder Anſchaffungen ohne Anſchlag eines approbirten Bauhandwerkers durch die 
betr. andern Handwerker, nach der ihnen vorher zu machenden oben erwähnten Bedeu— 
tung, beſorgen zu laſſen. 8 

Bei allen Baulichkeiten und Anſchaffungen unter 50 Thlr. bedarf es überhaupt kei— 
nes Anſchlages. f 

Berlin, den 3. Nov. 1835. | 

Der Juſtiz-Miniſter Mühler. 
(Jahrb. XLVI. 551., Gräff VIII. 429.) 


d. 

Bei dem sub 1. und 2. des R. v. 5. Sept. c. 1, 3164. (Jahrb. Bd. 46. S. 141.) 
angeordneten Vereinfachungen der Veranſchlagung und Reviſion von Juſtiz-Bauten iſt 
uns zweifelhaft geblieben, ob in den gedachten Fällen 

1) auch die Anfertigung von Nothwendigkeits-Protokollen überhaupt oder wenigſtens 
durch die K. Kreisbaubedienten unterbleiben, eventuell von wem ſolche angefertigt 
und wie bisher ſuperrevidirt werden? 

2) ob die durch approbirte Bauhandwerker gefertigte Anſchläge (ad 2.) und die von 
den K. Kreisbaubeamten aufgenommenen Bauabnahme-Verhandlungen (ad 1. 
und 2.) der Superreviſton der betr. Reg.-Bauräthe ferner nicht unterworfen ſein 
ſollen? | 
Der in gedachter V. angegebene Zweck läßt uns die Bejahung dieſer Fragen ver⸗ 

muthen, wogegen auf der andern Seite nicht zu verkennen iſt, wie namentlich beim Weg⸗ 
fall der Nothwendigkeits-Protokolle alle Garantie dafür aufhört, daß die Gerichte der— 
gleichen kleinere Bauten ohne Noth in Antrag bringen. 

Ew. Exc. bitten wir daher, uns hierüber zu belehren. 

| Naumburg, den 6. Nov. 1835. 


Das Ober-Landesgericht. 
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4 


E 


Dem K. O. L. G. wird auf den Ber. v. 6. d. M., das Verfahren bei Veranſchlagung 
und Abnahme von Juſtiz-Bauten betr., hierdurch eröffnet, daß die C. Verf. v. 5. Sept, 
d. J. zur Abkürzung des Verfahrens bei Veranſchlagung und Reviſton der für K. Rech⸗ 
nung auszuführenden Bauten und Reparaturen erlaſſen worden iſt. Davon iſt die Ueber⸗ 
zeugung der Gerichtsbehoͤrden von der Nothwendigkeit einer vorzunehmenden Reparatur 
oder Anſchaffung ganz unabhängig. Ehe eine Veranſchlagung von Baukoſten veranlaßt 
werden kann, muß das Obergericht, welches die Genehmigung zur Ausführung einer Bau— 
lichkeit oder neuen Anſchaffung ertheilen ſoll, oder bei dem Juſt. Min. nachzuſuchen hat, 
ſich von der Nothwendigkeit der Baulichkeit oder Anſchaffung überhaupt überzeugen und 
in dem Ber. an den Juſt. Min. nachweiſen. 

Wie ſich das Kollegium dieſe Ueberzeugung verfchaffen oder dem Juſt. Min. reſp. 
nachweiſen ſoll, muß der nähern Beurtheilung des Kollegiums in jedem ſpeziellen Fale 
uͤberlaſſen bleiben. In vielen Fällen wird es möglich fein, die Nothwendigkeit einer im 
nächſten Jahre zu bewirkenden Baulichkeit durch den betr. Kreis-Baubeamten bei ſeiner 
Anweſenheit an Ort und Stelle prüfen und beſcheinigen zu laſſen. Wo dies nicht möglich 
iſt, muß der Nachweis der Nothwendigkeit auf andere Art geführt werden. 

Die Reg.⸗Bauräthe haben nur die Koſtenanſchläge der ihnen untergeordneten Bau- 
beamten zu revidiren. Da letztere nach der Verf. v. 5. Sept. d. J. bei Koftenbeträgen 
von 100 Thlr. nicht mehr erforderlich find, fo fallen auch die Superreviſtonen durch die 
Reg-Bauräthe weg. 

Hiernach iſt künftig zu verfahren. f 

Berlin, den 19. Nov. 1835. 


. | Der Juſtizminiſter Mühler. 
(Jahrb. XLVI. 555., Gräff VIII. 432.) 


9) C. R. des K. Juſt. Min. (Mühler) v. 9. März 1843 an ſämmtl. 
K. Juſtizbehörden, betr. die Konkurrenz der Reg.-Baubeamten bei den für 


Rechnung K. Juſtizbehörden auszuführenden Bauten, Reparaturen und Uten— 
ſilien-Herſtellungen. 


Von Seiten der Juſtiz-Verwaltung iſt bisher die Regel befolgt worden, daß bei 
Bauten, Reparaturen und Utenſtlien-Herſtellungen für Gerichtsbehörden, welche aus 
Staatsfonds unterhalten werden, ein Reviſtons-Atteſt oder ein Vermerk des K. Bez-Bau⸗ 
beamten über die untadelhafte Ausführung, Beſchaffenheit und Preiswürdigkeit erforderlich 
ſei, wenn der einzelne Gegenſtand der Anſchaffung, die Reparatur oder der Bau 5 Thlr. 
oder mehr beträgt, ohne Unterſchied, ob beſondere Liquidationen darüber eingereicht wer— 
den, oder ob die Koſten in größeren Rechnungen mit enthalten ſind. 


Dieſe Beſtimmung wird in Uebereinſtimmung mit den bei den übrigen Verwaltungen 
getroffenen Anordnungen, und im Einverſtändniß mit der K. Ober-Rechnungskammer 
dahin abgeändert, daß die Reviſton der Bez.-Baubeamten nicht weiter erforderlich fein foll 
werden die Koſten den Betrag von'20 Thlr. nicht erreichen. 

(Juſt. Min. Bl. 1843. S. 67. Nr. 45.) i $ 


10) C. R. der K. Min. des J. (Gr. b. Arnim) u. der Fin. (Flottwell 
b. 16. Juli 1844 an ſämmtl. K. Reg. Verpflichtung der K. Reg. zur Gewäh— 


rung der nöthigen Aſſiſtenz durch die Reg.-Baubeamten bei Bauten im Reſſort 
der Landes-Juſtizkollegien. 


Obwohl die Landes⸗Juſtizkollegien bei den von ihnen reſſortirenden Bauten, ſowie 
überhaupt in allen denjenigen Fällen, in welchen fie eines techniſchen Beiraths oder einer 
techniſchen Beihülfe bedürfen, auf die Affiftenz der Reg.-Baubeamten angewieſen find, 
‚und ſich deshalb ſchon immer, und ohne Zweifel niemals ohne Erfolg, an die K. Reg. ge⸗ 
wendet haben, ſo iſt doch die Nothwendigkeit, ſich in ſolchen Fällen des techniſchen Bei⸗ 
ſtandes der von einer anderen Behörde abhängigen Beamten zu bedienen, von der Juſtiz— 
verwaltung als ein Uebelſtand bezeichnet und der Wunſch geäußert worden, die daraus 
hervorgehenden Unbequemlichkeiten durch geeignete Maßregeln nach Möglichkeit zu beſei— 
tigen. Dieſem Wunſche gemäß wird die K. Reg. angewieſen, in Fällen der angegebenen 
Art den Requiſilionen der Landes-Juſtizkollegien oder fonft kompetenten Gerichtöbehörden 
mit aller Willfährigkeit entgegenzukommen, und den der K. Reg. untergeordneten Baube⸗ 
amten die prompte und ſachgemäße Erledigung ſolcher Geſchäfte zur beſonderen Pflicht 
zu machen. (Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 218. Nr. 246.) 


11) C. R. des K. Juſt. Min. (Uhden) v. 31. Mai 1845 an ſämmtl. 
aus Staatsfonds unterhaltenen Gerichtsbehörden. Koſten für Utenſilien in 


— | 
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den Geſchäftslokalien der Gerichte. | 
Da Zweifel darüber erhoben worden find, in wieweit die Koſten für Utenſtlien in 
den gerichtlichen Gefängniſſen und für Reparaturen an diefen Gefängniſſen und an den 
Geſchaͤftslokalten der Gerichte in den Fällen, in welchen dieſe Koſten aus Staatsfonds her: 
gegeben werden müffen, von den Gerichtsbehörden ſelbſt angewieſen werden können, fo 
wird mit Rückſicht auf die hierüber ergangenen Beſtimmungen Folgendes feſtgeſetzt. 
Es ſind zu beſtreiten: | 
9 5 aus den bei den Salarien-Kaſſen der Gerichte etatsmäßigen Fonds »zu ſächlichen 
usgaben« Er. 
1) für die Civil⸗Gefängniſſe, welche lediglich zur Vollſtreckung des Perſonal-Arreſts 
von Schuldnern und zur Abbüßung leichter Injurienſtrafen, auch zur vorläufigen 
Haft der Kriminalgefangenen aus höheren Ständen bis zur Vollſtreckung des Er— 
kenntniſſes beſtimmt ſind, ö 

a) die zur Ergänzung der nöthigen Utenſtlien und Geräthſchaften aller Art, ſo wie 
zur Wiederherſtellung derſelben erforderlichen Koſten, ohne Rückſicht auf die 
Hoͤhe ihres Betrages, 

b) die Koſten der Reparaturen, zu welchen inſonderheit die Reparaturen an Oefen, 
Feuerheerden, Fenſtern und Thuͤren, fo wie das Weißen der Wände mit den 
dazu erforderlichen Ausbeſſerungen gehören, ſofern fie für die auf einmal aus— 

„ zuführenden Reparaturen den Betrag von 50 Thlr. nicht überſteigen: 

2) für die Geſchäftslokalien der Gerichtsbehörden, die Koſten der Reparaturen in der 
ſo eben unter 1. zu b. angegebenen Art, 
3) für die, einzelnen Beamten überwieſenen Dienſtlokallen, die Koſten der Reparatu— | 
ren, ſoweit dieſelben nicht nach dem Negut. v. 18. Okt. 1822 oder anderen ſpeziel— I, 
len Beſtimmungen von dem Inhaber des Lokals getragen werden müffen, in ber: I 
ſelben Art wie zu 2.; E ) | 
II. aus den nach dem Regul. über die Verwaltung der Kriminalkoſtenfonds v. 10. | 
Nov. 1844 zu verrechnenden Fonds »zu Kriminalkoſten,« die Koften der Utenſtlien und dl 
Geräthſchaften, fo wie der Reparaturen bei den Kriminal-Gefängniſſen, mit Einſchluß dr 
derjenigen Gefängniſſe, welche zur Aufnahme, ſowohl der Kriminal- als auch der Civil— | | 


| 
den gerichtlichen Gefängniſſen und für Reparaturen in dieſen Gefängniſſen und d 
ö 


Gefangenen beſtimmt ſind, in der vorſtehend unter I. zu 1. a. und b. beſtimmten Art; 
III. aus dem Juſtiz-Baufonds, die Koſten der Bauten und Reparaturen bei allen Il 
aus Staatsfonds zu unterhaltenden Gefängniſſen und Geſchäfts-Lokalien der Gerichte — IN 
ad I. und II. — ſofern fie für die auf einmal zuſammen auszuführenden Bauten oder Re— 
paraturen mehr als 50 Thlr. betragen. 
Im Allgemeinen iſt Folgendes zu beachten: | | 
IV. Die Anſchaffungen von Utenſtlien und die Reparaturen an den Gebäuden ) 
können ohne vorgängige Veranſchlagung auf Rechnung ausgeführt werden, wenn die Koſten V 
) 
| 


noch nicht 50 Thlr. betragen. Erreichen oder überſteigen fie dieſe Summe, fo iſt eine 
Veranſchlagung derſelben, ſofern fie a 
1) noch nicht 100 Thlr. betragen, durch approbirte Bauhandwerker (gepruͤfte Hand— 
werker, welche das Meiſterrecht erworben haben), und 
2) die Summe von 100 Thlr. erreichen oder überſteigen, durch den K. Bez.-Baube— I 
amten zu bewirken. g | 
In ſofern die Anſchaffungen oder Reparaturen den Betrag von 5 Thlr. überfteigen | 
und feine befondere Gefahr im Verzuge,obwaltet, die vorkommenden Falls in der Zah— dt 
lungs⸗Anweiſung ausgedrückt werden muß, ift vorher die Genehmigung des vorgeſetzten 
Obergerichts einzuholen, und zu dieſem Zweck in den zu J. und II. vorſtehend erwähnten 4 
Fällen die Lage des betr. Fonds kurz darzuſtellen, auch jedesmal die Nothwendigkeit der 
Baulichkeit oder Anſchaffung überzeugend nachzuweiſen. Zur Ausführung von Bauten | 
und Reparaturen, deren Koften 50 Thlr. überfteigen, iſt die Genehmigung des Juſt. Min. | 
einzuholen und dabei die Anweiſung des Fonds zu beantragen. Wenn die Koſten den V 
Betrag von 20 Thlr. erreichen oder überfteigen, iſt ein Reviſtons-Atteſt oder ein Vermerk IM 
des K. Bez.-Baubeamten über die untadelhafte Ausführung, Beſchaffenheit und Preis— Uu 
würdigkeit erforderlich. , 
V. Sofern die Koften die Summe von 100 Thlr. erreichen oder überfteigen, müſſen b 
die Anſchläge von dem Reg-Baurathe revidirt werden, und haben dies die Obergerichte, 1 
bevor fie die Anſchläge bei dem Juſt. Min. einreichen, zu bewirken. In den Fällen, in I 
welchen die veranſchlagten Koften | | 
1) bei Neubauten und neuen Einrichtungen die Summe von 500 Thlr. und | 
2) bei Reparaturen die Summe von 1000 Thlr. erreichen oder überfteigen, iſt die ers d 
forderliche Superreviſton der Anſchläge durch die K. Ober-Bau-Dep. nicht unmit⸗ A ö 
telbar von den Obergerichten, ſondern nur durch den Juſt. Min. zu veranlaſſen. 


1 c jꝙ— un nn 


336 Geſetzgebung über das Staats- und öffentl. Bauweſen, deſſen Verwaltung. 


VI. Der Betrag der veranſchlagten Koſten iſt jedesmal vor der Einreichung der 
Anſchläge durch die gerichtlichen Kalkulatur-Beamten in calculo feſtzuſtellen !). 

VII. Bei den Anträgen auf Genehmigung von Neu- oder Erweiterungs⸗Bauten 
iſt das vollſtändige Bedurfniß nicht blos in Beziehung auf den Bau ſelbſt, fondern auch 
in Beziehung auf die neu anzuſchaffenden oder zu ergänzenden Utenſtlien mit Sorgfalt 
zu erwägen, und müſſen die Koſten der letzteren ebenfalls ſpeziell veranſchlagt, oder wenn 
dies nach den Umſtänden nicht möglich, wenigſtens ein zu ermeſſendes Pauſchquantum 
dafuͤr ausgeworfen werden. 

VIII. Zur Beſchaffung und Unterhaltung der Utenfilien in den Geſchäfts-Lokalien 
der Gerichtsbehörden find beſondere Fonds bei dem Etatötitel »zu ſächlichen Ausgaben. 
ausgeſetzt, und iſt das Erforderliche für dieſe Ausgaben bereits in der allgemeinen Verf. 
v. 18. Aug. 1843 (Juſt. Min. Bl. S. 292.) angeordnet. 

(Juſt. Min. Bl. 1845. S. 99. Nr. 35.) 

Mit Bezug auf obiges C. R. beſtimmt das C. R. des K. Juſt. Min. b. 
21. Aug. 1852, daß jetzt die Kreisgerichte dergl. Anſchaffungen und Repa— 
raturen ohne Genehmigung des vorgeſetzten Obergerichts bis zum Betrage von 
zehn Thaler anordnen dürfen, und daß die Gerichts-Deput. und Kom— 
miſſionen die Genehmigung des Kreisgerichts bei Beträgen über fünf 
Thaler einzuholen haben, wogegen auch hier bei Beträgen über zehn 
Thaler die Genehmigung des Obergerichts nachzuſuchen iſt. 

(Juſt. Min. Bl. 1852. S. 310.) 

12) Ueber die Art und Weiſe der Verwendung und Verrechnung der 
Juſtizbaugelder vergl. 

a) R. des K. Juſt. Min. v. 18. Okt. 1826. 

(Jahrb. Bd. 28. S. 313., Gräff Bd. 3. S. 154.) 

b) C. R. deſſelben Min. v. 25. Jan. 1839. (Juſt. Min. Bl. 1839. S. 57.) 

c) C. R. deſſelben Min. v. 24. Sept. 1842. (a. a. O. S. 314.) 

Demnächſt ſind hierüber modificirende Anordnungen ergangen in folgenden 
Erlaſſen: | 

a) C. R. des K. Juſt. Min. (Simons) v. 30. Dec. 1849 an ſämmtliche 
Gerichtsbehörden, mit Ausſchluß derjenigen im Depart. des Appellat. Gerichts— 
hofes zu Köln. Ausführung von Bauten an Gerichtslokalien und die Verwen— 
dung und Verrechnung der Baugelder. 

Die in dem C. R. v. 18. Okt. 1826 (Jahrb. Bd. 28. S. 313.) und v. 25. Jan. 
1839 (Juſt. Min. Bl. S. 57.) enthaltenen Beſtimmungen über die Verwendung und 
Verrechnung der für Geſchäfts- und Gefängnißgebaͤude der Gerichtsbehörden be 
ſtimmten Baugelder, werden hierdurch im Einverſtändniſſe mit dem Min. für H., G. 
und öffentl. A. und dem Finanz-Min. dahin modifizirt, daß von jetzt ab die bei der Gen. 
Staatöfaffe auf den etatsmäßigen oder den extraordinairen Juſtiz-Baufond ange 
wieſenen Gelder, welche den K. Appellationsgerichten bei den betr. Reg und den Gerichten, 
in der Stadt Berlin bei der K. Min.-Bau-Kom., zur Dispoſttion geſtellt werden, nicht 
mehr bei den gerichtlichen Depoſitorien zu einer beſonderen Baugelder-Maffe anzunehmen 
ſind, ſondern den Reg.-Hauptkaſſen, beziehungsweiſe der Min.-Baukaſſe, zur Verrechnung 
verbleiben. 

Die Auszahlung der Gelder an die empfangsberechtigten Bau-Unternehmer und 
Handwerker geſchieht demnächſt durch dieſe Kaſſen, bei welchen auch die Verrechnung in 
den durch das C. R. des K. Fin. Min. v. 31. Mai 1823 angeordneten, durch die oben 
erwähnte Verf. v. 18. Okt. 1826 bezeichneten Extraordinarien-Rechnungen, nach den für 
dieſelben von der K. Ober-Rechn.⸗Kammer unterm 15. April 1824 gegebenen ſpeziellen 
Vorſchriften erfolgt. 

Zur Vereinfachung dieſer Rechnungsführung, und da bei der Ausfuhrung nament— 
lich der größeren Gerichtöbauten, ſchon bisher die zum Reſſort der Reg. gehörenden techni— 
ſchen Beamten mitzuwirken hatten, wird zugleich angeordnet, daß alle diejenigen Bauten 
und Reparaturen, für welche die erforderlichen Baugelder in gedachter Art auf die Ju ſtiz— 
Baufonds angewieſen worden ſind, durch Vermittelung der K. Reg, beziehungsweiſe 
der K. Min.⸗Bau⸗Kom. ausgefuhrt werden. 


1) Die K. Ober-Bau=Dep. gebraucht bei der Reviſton der Anſchläge rothe Dinte. Um 
Verdunkelungen vorzubeugen, ift von ihr wiederholt gewünſcht, daß die kalkulato— 
riſche Feſtſtellung der Anſchläge mit anderer Dinte erfolgen möge. 


\ | 
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Die K. Appellationd-Ger. haben demzufolge, nachdem auf ihre Anträge die erforder— 
lichen Fonds von dem Juſtiz-Min. angewieſen worden find, die erwähnten Behörden 
unter Mittheilung der genehmigten Anſchläge um die Ausführung der betr. Bauten zu er— 
ſuchen, wobei jedoch den Gerichtsbehörden unbenommen bleibt, von dem Fortgange dieſer 
Bauten und der Angemeſſenheit der Ausführung nähere Kenntniß zu nehmen, und etwaige 
Einwendungen dagegen nöthigenfalld zur weiteren Erörterung zu bringen. 

Dagegen haben die Gerichtöbehörden die in dem C. R. v. 31. Mai 1845 (Juſt. 
Min. Bl. S. 99.) bezeichneten gewöhnlichen Reparaturen an Oefen, Fenſtern, Thüren ꝛc. 
ſofern die Koſten für dieſe ſpeziellen Reparaturen zuſammen (auf einmal) den Betrag von 
50 Thlrn. nicht überſteigen, desgleichen die Anſchaffung von Utenſilien, ſoweit die Koften 
auf die Salarien-Kaſſen der Gerichte angewieſen find und bei denſelben unter dem Titel 
„an ſächlichen Ausgaben« verrechnet werden, ſelbſtſtaͤndig unter Beachtung der be— 
ſtehenden Vorſchriften zu bewirken. 

Da hiernach die in dem C. R. v. 25. Jan. 1839 unter Nr. 4 und die in dem 
C. R. v. 24. Sept. 1842 (Juſt. Min. Bl. S. 374.) vorgeſchriebene Verwendung und u 
Verrechnung der von den Baugeldern gewonnenen Zinſen nunmehr wegfällt, fo haben | 
die K. Appellationd-Ger., Behufs der Ausſchüttung der angelegten Baugelder-Maſſe, über 
die Beſtände bei der letzteren dem Juſtiz-Miniſter baldige Anzeige zu machen. 

„Durch die vorſtehenden Anordnungen wird übrigens in den bisherigen Beſtimmun⸗ I 
gen über das bei dem Eintritt der Nothwendigkeit von Bauten und Reparaturen an 
Gerichts-Lokalien zu beobachtende Verfahren und über die Art der Feſtſtellung und An— | 
teilung der desfallſigen Koſten nichts geändert, vielmehr bleiben dieſe Vorſchriften, welche | 
hauptſächlich in den C. R. v. 7. Mai 1822 (Jahrb. Bd. 19., S. 312.) und v. 31. Mai | 

0 
| 
H 


1845 (Juſt. Min. Bl. S. 99.) enthalten find, für die Gerichtsbehörden auch ferner 
maßgebend. (Juſt. Min. Bl. 1850. S. 2. Nr. 1.) 

b) C. R. deſſelb. Min. v. 23. Sept. 1850, an ſämmtl. Gerichtsbehörden 
mit Ausnahme derjenigen im Depart. des Appellat.-Gerichtshofes zu Köln, 
Fonds zu Bauten und Reparaturen an Gerichtslokalien. | 

Die Fonds zur Beſtreitung der Koſten nothwendiger Bauten und Reparaturen an | 
den Geichäfts- und Gefängnißlokalien der Gerichtsbehörden beftehen in den, in dem C. R. d 
v. 30. Dec. 1849 (Juſt. Min. Bl. v. 1850. S. 2.) erwähnten etatsmäßigen und extra— 0 
ordinairen Juſtiz-Baufonds. 

Der etatsmäßige Juſtiz-Baufond iſt zur Unterhaltung der Juſtizgebäude | 
beſtimmt. Ausgeſchloſſen find davon alle Neubauten und Haupt-Reparaturen, d. h. 


ſolche Reparaturen, welche Neubauten ähnlich find, und den auf den extraordinairen Juſtiz⸗ hh 
Baufond zu übernehmenden Betrag von 1000 Thlrn. erreichen oder überfteigen. Auf den 1 
etatömäßigen Baufond können die Koften gewöhnlicher Reparaturen und baulicher Ein— ( 
richtungen, ſoweit Te ihrer Geringfügigkeit wegen nicht nach Vorſchrift des C. R. v. 31. , HN 


Mai 1845 (Juſt. Min Bl. S. 99.) aus dem etatsmäßigen Fond der Gerichte »zu ſäch— | 
lichen Ausgaben,« beziehungsweiſe »zu Kriminalkoſten zu beftreiten find, zu jeder Zeit | | 
angewieſen werden, nachdem die Koſtenanſchläge angefertigt und vorſchriftsnkäßig feſtge— A 
ftellt find, und zugleich die Nothwendigkeit der Verwendung gehörig nachgewieſen 
worden iſt. | 


Der egtraordinaire Juſtiz-Baufond befteht dagegen aus einzeinen zu Neubaus 
ten, ferner zu Bauten behufs der Vergrößerung oder Erweiterung vorhandener Lokalien 
und zu Haupt-Reparaturen erforderlichen Beträgen. Dieſe können jedesmal erſt durch 
den, den Kammern alljährlich vorzulegenden Staatshaushalts-Etat zahlbar gemacht wer— IM 
den. Um ihre Aufnahme in den Etat und in die demſelben zum Grunde liegende ſpezielle Il 
Nachweiſung der einmaligen und außerordentlichen Geldbedürfniſſe bei der Juſtiz-Ver⸗ vi 
waltung für das betreffende Jahr bewerkſtelligen zu können, ift erforderlich, daß zubor | 
ſowohl die Nothwendigkeit der Bauten ſelbſt vollſtändig nachgewieſen, als auch die Höhe 
der Koſten durch vorſchriftsmäßig angefertigte und revidirte Pläne und Anſchläge feſtge— | 
ſtellt wird. Es kommt daher darauf an, daß die Bauprojekte gehörig vorbereitet, mittelft 
beſonderer, die Angelegenheit erſchöpfende Berichte dem Juſtiz-Miniſter fo zeitig einge⸗ | 
reicht werden, daß noch vor Aufftellung der gedachten jährlichen Nachweiſung nicht nur | | 
ber Juſtiz-Miniſter ſelbſt die Verhältniſſe zu prüfen, ſondern demnächſt auch die Abthei- 
lung für das Bauweſen im K. Min. für H., G. u. öffentl. A. die Pläne und Anſchläge zu 
revidiren und feſtzuſtellen im Stande iſt. Da dieſe Geſchäfte, der Natur der Sache nach, | 
längere Zeit in Anſpruch nehmen, die erwähnte Nachweiſung auch dem K. Fin. Min. zur ö 
Aufnahme der Beträge in den Staatshaushalts-Etat, mitgetheilt werden muß, und der 
Etat vor dem Zuſammentritt der Kammern weiteren Vorbereitungen unterliegt, ſo können | 
nur diejenigen Beträge zu größeren Bauten für das nächftfolgende Jahr Berückſichtigung ) 
finden, über welche die vollſtändigen Berichte und Projekte fpäteftens bis zum 15. April 
bei dem Juſtiz⸗Miniſter eingegangen find. Den Gerichtsbehörden wird jedoch dringend 
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empfohlen, bei Einreichung ihrer Anträge dieſen äußerſten Termin nicht abzuwarten, damit 
etwaige Erinnerungen und Anſtände noch erledigt und dadurch die rechtzeitige Prüfung 
und Feſtſetzung vollendet werden können. 
In Beziehung auf die Koſtenanſchläge wird hierbei zugleich auf die Allerh. Anord— 
nung beruhende Beſtimmung unter VII. dem C. R. v. 31. Mai 1845, wonach der Be⸗ 
darf ſtets ganz vollſtändig und mit Einſchluß der Koſten für Utenſtlien ꝛc. zur inneren 
Einrichtung der neuen oder erweiterten Gebäude berechnet werden ſoll, in Erinnerung ge: 
bracht, da eine Verabſäumung diefer Beſtimmung leicht die Verſchiebung der Liquidation, 
und demzufolge auch des Beginns des betreffenden Baues um ein volles Jahr zur Folge 
haben kann. 

a Sämmtliche Gerichtsbehörden werden hiervon in Kenntniß geſetzt, um ſich nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen zu achten, und dafür zu ſorgen, daß das in Gemäßheit des 
C R. v. 7. Mai 1822 (Jahrb. Bd. 19., S. 312.) einzuleitende Geſchäft der Veranſchla⸗ 
gung bei den techniſchen Behörden möglichſt beſchleunigt und rechtzeitig beendigt werde. 

Neben den beiden vorerwähnten Baufonds bleibt außerdem noch der in Gemäßheit 
des C. R. v. 8. Juni 1846 (Juſt. Min. Bl. S. 115.) aus einem Theile des Arbeitsverdienſtes 
der gerichtlichen Gefangenen in den einzelnen Obergerichts-Departements gebildete Fond, 
Behufs der Beſtreitung von Einrichtungskoſten für die Verbeſſerung des Gefängnißweſens, 
zur Dispoſttion des Juſtiz-Miniſters. Von der Verrechnung der auf dieſen Fond om. 
weiſenden Beträge gilt daſſelbe, was im fünften Abſatze der Allgem. Verf. v. 30. Der. 
v. J. hinſichts der auf den Fond zu ſächlichen Ausgaben angewieſenen Beträge ange⸗ 
ordnet worden ſind. (Juſt. Min. Bl. 1850. S. 335. Nr. 103.) 

13) Ueber die Führung von Gebäude-Inventarien bei den Gerichts⸗ 
behörden vergl. das C. R. des K. Juſt. Min. v. 7. Jan. 1852. 

(Juſt. Min. Bl. 1852. S. 19. Nr. 7.) 

14) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 2. Febr. 1829 an die K. Reg. 
zu Münſter. Mitwirkung der verwaltenden Behörden bei Ausmittelung von 
Richtplätzen. 

Die K. Reg. erhält im Anſchluſſe Abſchrift eines Schreibens des Juſt. Min. v. N. 
v. M. und des mitgetheilten Ber. des dortigen K. O. L. G. v. 16. ej. die Ausmittelung 
eines Richtplatzes daſelbſt betr., mit dem Eröffnen, daß, obwohl die Anſchaffung und reip, 
der Ankauf eines Richtplatzes hauptſächlich Sache der Kriminal-Behörden iſt, und von 
bieten insbeſondere auch fur die Beſchaffung der Koſten geſorgt werden muß, die Polizei 
behörde bei der Anlage doch in negativer Hinſicht, damit nämlich die Anlage nicht an 
einem Orte und auf eine Weiſe geſchehe, welche den allgemeinen polizeilichen Zwecken ins: 
beſondere der Baupolizei entgegen ſei, intereſſirt. 

Ueperdies iſt es angemeſſen, daß die verwaltenden Behörden den richterlichen bei 
dergleichen Anlagen möglichſt zu Hülfe kommen. 

Beſonders aber dürfte es nützlich fein, die Ortöbehörden und den Baurath der K. 
Reg. mit ihren Vorſchlägen zu hören, und letztere Seitens der K. Reg. dem O. L. G. mit⸗ 
zutheilen, wozu die K. Reg. hierdurch angewieſen wird. (A. XIII. 164. — 1. 88.) 


15) Ueber die Behandlung der bei den Straf- und Gefangen— 
Anſtalten etatsmäßig ausgeſetzten Baufonds disponiren: 

a) C. R. des K. Min. des J. u. der P. b. 20. April 1839. 

. e) 


b) C. R. des K. Min. des J. v. 28. Mai 1844. 
(Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 205. Nr. 228.) 


Drittes Kapitel. 
Vorſchriften über Poſt-Bauten. 


1) Gen. Cirk. des K. Gen.⸗Poſtamts (v. Nagler) v. 14. Jan. 1831. 
(sub Nr. 2.) | 

Die im 8. 14. des Gen. Cirk. Nr. 8. v. 25. Aug. 1827 enthaltene Vorſchrift, daß 
die Poſtanſtalten die K. Baubeamten nicht unmittelbar mit Anfertigung von Anſchlägen 
und Zeichnungen zu Poſthausbauten, mit Aufnahme und Taration von Poſtgebäuden ꝛc. 
beauftragen, ſondern desfalls die betr. K. Reg. requiriren ſollen, wird von mehreren Poſt⸗ 
anſtalten noch immer nicht befolgt. | 

Da durch diefe Achtlofigfeit der K. Kaffe die Gebühren der Baubeamten zur Laſt ſal— 
len, fo wird an Befolgung vorgedachter Beſtimmung hiermit erinnert, und werden diejeni— 


r 
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gen Poſtanſtalten, welche künftig gegen jene Vorſchrift fehlen ſollten, die dadurch veran⸗ 
laßten Koſten aus eigenen Mitteln tragen muͤſſen. (A. XV. 29. — 1.21.) 


2) Gen. Cirk. des K. Gen.-Poſtamts (v. Nagler) v. 9. Juni 1831. 


(sub Nr. 17.) | 

Es iſt bei Neubauten und Reparaturen K. Poſtgebäude vorgekommen, daß Seitens 
der Amtsvorſteher, ohne Vorwiſſen und Zuſtimmung des Gen.-Poſtamts, Abweichungen 
von den genehmigten Bau-Projekten und Koſten-Anſchlägen veranlaßt, und hierdurch Mehr— 
ausgaben bewirkt worden ſind. Letztere ſollen von jetzt an denjenigen zur Laſt fallen, 
welche zu den Veränderungen in Bau-Anſchlägen Anlaß gegeben haben. ö 

Auch ſollen diejenigen Poſtbeamten, welche, den mehrfach erlaſſenen Anordnungen 
zuwider, die K. Baubeamten direkt zu irgend einer Veranſchlagung, Reviſton oder 
Arbeitsausführung in Poſtgebäuden requiriren, die daraus erwachſenen Ausgaben ſelbſt 
tragen. | 

Da die K. Baubeamten verpflichtet find, die vorkommenden Arbeiten als Offizialge— 
ſchäfte ohne Remunerirung zu verſehen, ſobald der Auftrag zur Verrichtung ihnen auf 
Anſuchen des Gen.-Poſtamts durch ihre Dienftbehörde, die betr. K. Reg., ertheilt worden 
tft, fo tft es billig, daß in den Fällen, wo ein Poſtbeamter, Tratt ſich auf die Anzeige der 
Nothwendigkeit einer baulichen Vorrichtung zu beſchränken, und dem Gen.-Poſtamte das 
weitere Verfahren zu uͤberlaſſen, direkte Requiſitionen ſich geſtattet, und dadurch einen 
Anſpruch auf Diäten und Fuhrkoſten begründet, dieſer die ohne Noth verurſachte Ausgabe 
aus eigenen Mitteln beſtreite. (A. XV. 299. — 2. 30.) . 

3) Vergl. C. R. der K. Min. des J. für H., G. u. Baum. v. 8. Juni 1831, 
betr. die Konkurrenz der K. Reg. und Bau-Infpeftoren rückſichtlich der Kontrolle 
über bauliche Veränderungen und Reparaturen an den K. Poſt-Gebäuden. 

(A. XV. 292. — 2. 28, oben S. 84.) 
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Viertes Kapitel. 
Vorſchriften über die Militair- und Garniſon-Bauten. 


1) Geſchäfts-Ordnung für das Garniſon-Bauweſen der K. Preuß. Militair— | 
Verwaltung 1). IB 


| 
E 


1) Dieſe Geſchäfts-Ordn. ift genehmiget durch die nachſtehende K. O.: , Di 
»Ich genehmige die Bekanntmachung der von dem Kr.⸗Miniſt. unter Konkurrenz N 
»der betheiligten Behörden entworfenen Geſchäfts-Ordn. für das Garniſon-Bau⸗ | | 


»twefen und erwarte, daß von allen Seiten dahin gewirkt werden wird, die Bau— | 
»Ausgaben auf das wahre und dringende Bedürfniß zu beſchränken, weshalb die I IM 


»Truppen und Behörden nicht überall unbedingte Vollkommenheit zu fordern, ſon⸗ Vi 
»dern ſich mit den beſtehenden Garnifon - Einrichtungen, wo fie dem Bedürfniß 
‚irgend genügen, zu behelfen haben. Mit bedeutenden Koſten verbundene Einrich— I 
»tungen, ſo wie Erwerbungen von Grundſtücken, ſollen überhaupt nur in ſolchen K 


»Garniſonſtädten ftattfinden, wo die Permanenz der Belegung nicht zweifelhaft ift. IT 
»Im Uebrigen beſtätige ich noch beſonders die Anordnung des Kr.-Min., wonach J 
»die Gen.⸗Kommando's das Geſammtbedürfniß für das Garniſon-Einrichtungswe— ai 
»ſen, ſofern nicht Gefahr im Verzuge iſt, alljährlich in einer die größere oder 64 
geringere Dinglichkeit darlegenden Ueberſicht nachzuweiſen haben, damit danach | 
»die Vertheilung der für dieſen Zweig der Verwaltung disponiblen Mitteln bewirkt N 
»werden kann. Berlin, den 25. März 1839. 

Friedrich Wilhelm. dh 


»An das Kriegs-Miniſterium.«  , dh 
Mit Bezug hierauf bemerkt das C. R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow), der A) 
Fin. (v. Alvensleben) u. des Kr. (v. Rauch) v. 16. Febr. 1840 an ſämmtl. K. Reg. und 1 
Oberpräſidenten: | 
»Die in Beziehung auf das Garniſon-Bauweſen erlaſſenen vereinzelten Beſtim⸗ N 
„mungen hat das Kr.» Min. zufammenftellen und unter Zugrundlegung derſelben by 
seine beſondere Geſchäftsordnung für das Garniſon-Bauweſen bearbeiten laſſen, Li 
beren Emanirung Seine Maj. der König mittelſt Allerh. K. O. b. 25. März 1839 160 
» zu genehmigen geruht haben. IE 
»Der K. Reg. überfenden wir beit. Exempl. dieſer Geſchäfts-O. zur Kenntniß⸗ IN 
»nahme und Nachachtung mit dem Auftrage, diejenigen Baubeamten Ihres Bez., 
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Einleitung. 


Das Garniſon-Bauweſen bildet einen weſentlichen Theil der Militair⸗Verwaltung 
und erfordert die größte Aufmerkſamkeit, in ſofern es darauf ankommt, daſſelbe auf das 
Unerläßlichſte zu beſchränken und die ökonomiſch zugemeſſenen Mittel wirthſchaftlich und 
dem Bedürfniß entſprechend anzuwenden. 

Es iſt daher auch die Aufgabe einer jeden wohlgeregelten Bau⸗Verwaltung, daß der 
Zweck überall mit den möglichft geringſten Mitteln vollſtändig erreicht, d. h. daß mit Spar⸗ 
ſamkeit gut und ſolide gebaut und daß nirgends etwas über das wahre und eigentliche 
Bedurfniß verwendet werde. 

Die Behörden und Beamten, welche darin ein- und mitwirken, haben demnach eine 
doppelte und geſteigerte Pflicht des einmüthigen Zuſammenhaltens und gemeinſchaftlichen 
Wirkens, indem das Erreichen und Gelingen der verſchiedenen Zwecke davon abhängt. 

Insbeſondere hat der port, Abſchn. zum Gegenſtande, den Betrieb des Garniſon-Bau⸗ 
weſens nach möglichft übereinſtimmenden Grundſätzen zu regeln, und die dabei einwirken⸗ 
den adminiſtrativen und techniſchen Organe auf die, ihnen in dieſer Beziehung obliegenden 
Pflichten hinzuweiſen. . 1 

Es iſt die Abſicht, dadurch einerſeits das gegenſeitige Geſchäfts-Verhältniß gehörig 
zu begrenzen und die Thätigkeit auf den richtigen Standpunkt zu leiten, andererſeit aber 
auch auf die möglichſte Vereinfachung des Geſchäftsganges hinzuwirken. 

Das Bauweſen der andern Militair-Oekonomiebeamten wird im Ganzen nach den— 
ſelben Grundſätzen behandelt, in ſoweit der Geſchäftsgang, die Theilnahme und die Be⸗ 
fugniſſe der Behörden nicht durch beſondere Beſtimmungen anders geregelt ſind. Nament⸗ 
lich bezieht ſich ſolches auf das Proviant-Amts- und Magazin-Bauweſen, hinſtchts deſſen 
die Ordnung nur in ſofern Anwendung findet, als dies durch beſondere Verf. beſtimmt 


werden wird. 
Eriter Titel. 
Geſchäfts-Organiſation. 


J. Behörden und einwirkende Organe. — 
1) Die obere Leitung reſſortirt vom Kriegs-Min. (Mititair-Defonomie-Dep.) 

8. 1. Die obere Leikung des geſammten Garniſon-Bauweſens reſſortirt vom Kriegs⸗ 
Min. (Militair⸗Oekonomie⸗Dep.) l 

Bei demſelben vereinigen ſich alle auf den generellen Betrieb Bezug habenden Ver— | 
handlungen und von demſelben werden alle Beſtimmungen über die Ausführung der Bau— | 
ten erlaſſen, ſoweit die Prov.- und Xofal- Behörden nicht befugt find, ſich in dem ihnen 
zugewieſenen Geſchäftskreiſe ſelbſtſtändig zu bewegen. | 

2) Einwirkung der General-Kommando's. 

8. 2. Die Einwirkungen der Gen.-Kommando's auf das Garniſon-Baugeſchaͤft ift 
erforderlich, um die Kompetenz der Truppen in Beziehung auf Raum- und Nutzungs— 
fähigkeit der Gebäude, fo wie das ſonſt dabei obwaltende militairlſche Intereſſe und im All⸗ 
gemeinen auf die Erhaltung der, innerhalb ihres Corpé-Bereichs beſtehenden militalriſchen 
Anlagen wahrzunehmen. . 

Sie tritt demnach bei denjenigen Bauten und Einrichtungen ein, welche für den 
unmittelbaren Gebrauch der Truppen beftimmt find, ferner bei Haupt- und größeren Repa— 
raturen an ſolchen Gebäuden, welche ſich ſchon in der Benutzung der Truppen befinden, 
in ſoweit daraus eine weſentlich veränderte Einrichtung hervorgeht. (SS 14. 62.) 

3) Die Intendanturen als Provinzial-Behörden. — Concurrenz der Regierungen 
und der Ingenieur-Behörden. 

8. 3. Die Organe des Kriegs.-Min. für die Adminiſtration und Ausführung der 


»welche mit der techniſchen Leitung der Garniſonbauten chargirt find, mit der erfor: 
»derlichen Anweiſung zu verſehen, und jedem derſelben, ſo wie auch dem betr. 
»Regier.⸗Baurath, ein Exemplar zum dienſtlichen Gebrauche zu übergeben, ein | 
»Exemplar aber für die Regiftratur zum eigenen Bedarf zurückzubehalten. 

»ZJuſätzlich wird noch bemerkt, daß der S. 84. der Geſchäfts.-O. nicht allein auf | 
»größere Reparatur- und Neubauten ſich bezieht, ſondern das die polizeil. Zuſtim— 
»mung auch bei allen denjenigen größeren oder kleineren Reparaturbauten einzuho⸗ 

»len bleibt, bei welchen das bau- oder feuerpolizeil. Intereſſe auf irgend eine Weiſe 
»betheiligt ift. f N 
(An die Königl. Oberpräfidenten :) 

»Ew. 26. überſenden wir anl. 2 Exempl. dieſer Geſchäfts-O. zur Kenntnißnahme, 
mit dem Bemerken, daß den Prov.-Reg. die zum dienſtlichen Gebrauche der Bau— 
»beamten erforderliche Exemplare direkt zugefertigt worden np. ) 

(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 67. Nr. 117.) 
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Garniſon- ꝛc. Bauten find die von Sr. Maj. dem Könige, als Prov.⸗ Behörden jür die 
Militair⸗Oekonomie, beſtätigten Intendanturen. Soweit hinſichtlich der Bau-Ausführun— 
gen ſelbſt eine techniſche Einwirkung in der Prov.⸗Inſtanz erforderlich 18, konkurriren nach 
Maßgabe des Reſſorts die Reg. und die betr. Ingenieur-Behoͤrden. 
4) Organe in der Lokal-Inſtanz. 
a) für den adminiſtrativen, 
b) für den techniſchen Theil des Geſchäfts. 

8.4. Das Garniſon-Baugeſchäft in feinen verſchiedenen Beziehungen findet bei der 
Intendantur, als Provinzial-Inſtanz ſeinen erſten Vereinigungspunkt. 

In der Lokal⸗Inſtanz, bei der Ausführung, bedarf daſſelbe indeſſen getrennter Or- 
gane, und zwar: i . 

a) für den adminiſtrativen, 
b) für den techniſchen Theil des Geſchäfts. 

Für den erſteren bilden die Garniſon-Verwaltungen, oder, wo dieſe nicht beftehen, 
die Mag., ferner die Lazareth⸗Kommiſſionen und ſonſtige Vorſtände der einzelnen Inſti— 
tute die örtlichen Organe der Intendanturen. 

Für den techniſchen Theil des Geſchäfts, d. h. für die bauliche Beaufſichtigung der 
Militair⸗Gebäude, für die Ausführung der Neu- und Reparatur-Bauten bleiben im All⸗ 
gemeinen die Diſtriktsbaubeamte verpflichtet, in ſofern dies Geſchäft nicht ausnahms- und 
theilweiſe der Leitung von Ingenieur-Offizieren übertragen wird. (ek. 8. 201.) 

5) Ausführung der Bauten durch Ingenieur: Offiziere in Stelle der Diſtrikts-Bau⸗ 

| Beamten. — Garniſon-Bau-Direktoren. 

8. 5. Die Konkurrenz des Ingenieur-Corps bei dem Garniſon-Bauweſen tritt nur 
bedingungsweiſe und in dem Maße ein, als die militairiſche und eigentliche Haupt⸗Dienſt⸗ 
beſtimmung des Corps ſolches geſtattet, dergeſtalt, daß in dieſem Falle entweder die Platz⸗ 
Ingenieure, oder die den Gen.-Kommando's als Garniſon-Bau-Direktoren zuge 
theülten Ingenieur-Offiziere, die Stelle der Diſtrikts-Baubeamten bei den in den Feſtun— 
gen oder in offenen Orten auszuführenden Garniſon-ꝛc. Bauten vertreten. 

Für den Corps-Bereich befteht in dieſer Hinſicht eine unter Zuſtimmung des Gen.⸗ 
Kommando's getroffene und vom Kr.-Min. gebilligte Vereinbarung, welche periodiſch auf 
demſelben Wege, unter Einwirkung des Chefs des Ingenieur-Corps, wiederum modiſtzirt 
werden kann ). Die als Garniſon-Bau-Direktoren anſteſtellten Ingenieur-Offi⸗ 
ziere ſungiren zugleich als Bau-Conſulenten der Intendanturen, bei welchen letzteren alle 
Bauſachen, auch diejenigen, welche bei den Gen.-Kommando's eingehen, bearbeitet 
werden. ö 

In dieſem Bezuge bilden die Intendanturen den geſchäftsmäßigen Einheitspunkt 
innerhalb des ihrer Adminiſtration überwieſenen Bereichs. 

6) Beiſtand der Reg.-Bauräthe und reſp. der Feſtungs-Inſpecteure. 

8.6. Nach Maßgabe der oben erwähnten Zutheilung des Baugeſchäfts an Civil— 
oder Mititair-Architeften bleibt es den Intendanturen überlaſſen, ſich des tech niſchen Raths 
und Beiſtandes der betr. Reg.-Bauräthe oder der Feſtungs-Inſpekteure zu bedienen. 

7) Techniſche Reviſions- und Super-Reviſions-Inſtanzen. 
F. 7. Die techniſchen Reviſions-Inſtanzen in den Provinzen find: 
a) für die Bau-Ausführungen durch die Diſtrikts-Baubeamten, die Reg-Bau⸗ 
räthe, 
b) für die Bau⸗Ausführungen durch die Platz-Ingenieure oder Garniſon-Bau⸗ 
Direktoren, die Feſtungs-Inſpecteure, 
in welchen die Intendanturen ſich deshalb in entſprechende Verbindung ſetzen. 

Die oberen techniſchen Inſtanzen für die Super-Reviſton der Entwürfe und Anſchläge 
find beziehungsweiſe die Ober-Bau-Dep und das allgem. Kriege-Dep. Das Milit-Oek.⸗ 
Dep. vermittelt die Vollziehung der Super-Reviſton durch eine dieſer Behörden. 

II. Wirkungskreis und Pflichten der ausführenden Organe, Stellung 
und gegenſeitiges Verhältniß. 
A. Der Intendanturen als Provinzial-Inſtanz. 
kb 1) Ueberhaupt. 

8. 8. Der Intendantur liegt, in Vertretung des Königl. Eigenthums die Beaufſich⸗ 
tigung der Garniſon- ꝛc. Gebäude und die Wahrnehmung des Bauweſens derſelben zu— 
nachſt ob. 


*) Anmerk. Für die Verw. des Garniſon-Bauweſens zu Berlin, Potsdam und Char— 
lottenburg iſt ein eigenes Verfahren durch das Allerh. beſtätigte Regul. v. 11. April 
1827 angeordnet. ) | i 
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Sie prüft die Anträge der Truppen und -der Lokal-Verw.; fie fördert die Ergebniſſe 
der adminiſtrativen und techniſchen Ermittelungen zum Beſchluß; fie ordnet, in den Gren, 
zen ihrer Befugniß, die Ausführung an, und führt, wo dies erforderlich, die Entſcheldung 
des Kr. Min. herbei. Alle Verhandlungen über das Garniſon-Bauweſen nehmen demnach 
durch die Intendanturen ihren Gang. 


2) Hinſtchtlich der Inſtandhaltung der Garniſon-Gebäude und der Ausfuhrung der 
Reparaturen. 


8. 9. Die Intendantur iſt verpflichtet, für die Inſtandhaltung der Garniſon-Gebäude, 
für eine rechtzeitige Ausführung der Reparaturen und für eine angemeſſene Verwendung 
der dazu beſtimmten Gelder, ſo wie überhaupt für die Wahrnehmung alles deſſen, wah 
das Intereſſe des Staatshaushalts hierbei erfordert, Sorge zu tragen. Sie verfügt in 
baulichen Angelegenheiten, ohne weitere Rückfrage bei dem Milit-Oek.-Dep., ſoweit von 
der Erhaltung der Subſtanz und des bewohnbaren Zuſtandes der beſtehenden Anſtalten 
und Einrichtungen die Rede iſt, wozu auch die nicht weſentlichen Subſtanz-Veränderungen 
und Verbeſſerungen zu rechnen ſind, welche der Natur der Sache nach zur ordnungsmäßi⸗ 
gen Benutzung der Gebäude, und mithin zur laufenden Unterhaltung gehören, und ſoweit 
die zu ihrer Dispoſition geſtellten Fonds ausreichen. 


3) In Beziehung auf ſolche Bauten, welche der höheren Genehmigung unterworfen find. 
Verantwortlichkeit hinſichtlich der Anerkennung des Bedürfniffes. 


8. 10. Hingegen bleiben der höheren Genehmigung vorbehalten: alle Neubauten 
(mit Einſchluß von Grundſtucks⸗Erwerbungen) fo wie ſolche Umbauten, Einrichtungs- und 
Wiederherſtellungs-Bauten, welche den Neubauten gleich zu achten ſind; ferner alle 
weſentlichen Subſtanz-Veränderungen und Verbeſſerungen, ſoweit ſie ſich nicht bloß auf 
einzelne Theile der Gebäude beziehen und mithin nach 8.9. zur laufenden Unterhaltung 
zu rechnen find. Die darauf gerichteten Anträge müſſen dem Milit.-Oek.⸗Dep. des Kr. 
Min. zur Entſcheidung vorgelegt werden (8. 63.), ſowie auch in den 8. 21. sub Nr. 9. 
der Reg. Inſtrukt. v. 23. Okt. 1817 gedachten Fällen eine Berichterſtattung erforder— 
lich wird. 1 e 
Die Intendantur iſt jedoch princip. und ſpeziell dafür verantwortlich, daß auf feinen | 
Bauantrag eingegangen werde, wo das Bedürfniß ſich auf irgend eine Weiſe anderweit 
befriedigen läßt. | 

Für die richtige Würdigung derjenigen Bauanträge, welche aus baulichen Mängeln | 
der bis dahin benutzten Gebäude hervorgehen, und für die Wahl der zu ihrer Beſeitigung 
zu treffenden Maßregeln iſt die Intendantur, zugleich mit den Baumeiſtern und reſp. den 
techniſchen Reviſions-Inſtanzen, gemeinſchaftlich verantwortlich. 

Es darf deshalb auch unter keinem Bau-Anſchlage das ſchriftl. Anerkenntniß der 
Intendantur fehlen, daß das Bedürfniß des Baues feſtſtehe und das dienſtliche und öko- 
nomifche Intereſſe gehörig berückſichtigt Tei, | 

4) Hinſichtlich der Entwerfung der Bau-Projekte. 

8. 11. In Beziehung auf die Entwerfung der Bau-Projekte hat die Intendantur, 
als verantwortliche Provinzial-Inſtanz, die Verpflichtung, darauf zu ſehen und dafür zu 
ſorgen, daß dabei die richtige Grundlage feſtgehalten und nirgends über das wirkliche Bes 
dürfniß hinausgegangen werde; daß ferner die Gebäude eine ihrer Beſtimmung oder dem 
Dienſtzweck moͤglichſt entſprechende Einrichtung erhalten und die darüber beſtehenden al: 
gemein geſetzlichen und ſpeziell adminiſtrativen Beſtimmungen gehörig berücfichtigt, und 
mit den baulich-techniſchen Erforderniſſen in Einklang gebracht werden. (elk. §. 80.) 


5) Bei Abſchließung der Lieferungs- und Leiſtungs⸗Kontrakte. 


8. 12. Die Beſtätigung der Lieferungs- und Leiſtungs-Kontrakte liegt der Inten⸗ 
dantur ob, und es hängt von ihr ab, die Abſchließung derſelben und die Aufnahme der da— 
hin gehörigen Verhandlungen, nach Umſtaͤnden durch einen eigenen Deputirten, oder durch 


ihre Lokalbehörde, in beiden Fällen jedoch unter perſönlicher oder ſchriftlicher Mitwirkung i 
des Baumeiſters, bewirken zu laſſen. 


6) Hinſichtlich der Beſchaffung der Baumaterialien, ſowie 
7) wegen Beachtung der baupolizeilichen Vorſchriſten und der grenznachbarlichen | 
Verhältniſſe. 

8. 13. Mit der Beſchaffung der Baumaterialien und mit der Bauausführung ſelbſt. 

darf, in ſofern nicht Gefahr im Verzuge iſt oder beſonders dringende Umftände die Geſtat— 
tung einer Ausnahme zu rechtfertigen vermögen, niemals eher vorgegangen werden, als 
bis die Projekte ſeſtgeſtellt und die nöthigen Geldmittel überwieſen worden ſind. — Auch 
wird die Intendantur die gründliche Erledigung alles desjenigen, was die baupolizeilichen 
Vorſchriften und die grenznachbarlichen Verhäaͤltniſſe bedingen, zu beachten und zu vertre— 
ten, und die von ihr ausgehende Beſtimmung der Zeit der Bauausführung, ſowohl hier— 
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von, als von den dabei ſtets einwirkenden techniſchen Rückſichten abhängig zu machen 

haben, über welche letzteren das Gutachten des Baumeiſters zu vernehmen bleibt. 

8) Wegen Herbeiführung des Einverſtändniſſes des bethelligten Truppentheils ꝛc., ſowie 
der Zuſtimmung des General-Kommandos vor Einreichung des Bau-Projekts. 

8. 14. Ebenſo wird die Intendantur, vor Beginn des Baues und vor Einreichung 
des Projekts an das Kr. Min., des Einverſtändniſſes des dabei betheiligten Truppentheils 
oder Militair-Inſtituts, und bei größeren Baugegenſtänden, ſoweit dabei vom Garniſon— 
oder Lazareth-Bauweſen die Rede ift, in den in dem 8. 62. bezeichneten Fällen, auch der 
Zuſtimmung des Gen. Kommando's ſich zu verſichern haben, damit ſpätern Ausſtellungen 
gegen die Einrichtung und Nutzungsfähigkeit des ausgeführten Gebäudes vorgebeugt 
werde. Nachträgliche, aus bloßer Anſichts-Verſchiedenheit hervorgehende Erinnerungen 
können in der Regel nicht beachtet werden. | | 

9) Einwirkung während des Ausführung des Baues. N 
8. 15. Die Bauausführung ſelbſt bleibt ausſchließlich Sache des Baumeiſters; doch 
iſt die Intendantur verpflichtet, ſich wahrend der Ausführung, unmittelbar oder durch ihre 
Lokalbehörde von dem Fortgange des Baues und den damit verbundenen Maßnehmungen 
in Kenntniß zu erhalten, um nöthigenfalls, nach Rückſprache mit dem Baumeiſter ſelbſt, 
oder mit deſſen vorgeſetzter Behörde, entſprechend eingreifen zu können, wenn es darauf 


ankommt, etwanige Mängel zu beſeitigen, oder Verbeſſerungen herbeizuführen. 1 
10) Bei ſich ergebender Unzulänglichkeit der bewilligten Geldmittel. o 

8. 16. Wenn für einen fpeziellen Bauzweck von des Königs Maj. Allerh. Selbſt vi 

eine Summe ausgeſetzt ift und demnächſt bei der genauen Veranſchlagung, oder in Folge ( Wu 
der Erinnerungen ber technifch ſuperrevidirenden Behörde, ein Mehrbeduͤrfniß gegen die I 
bewilligte Summe ſich ergiebt, fo muß zu dieſen Mehrfoften, bevor zur Ausführung Ty 
geſchritten werden darf, ebenfalls die Allerh. Genehmigung nachgefucht werden. | 1 
11) Konkurrenz der Intendanturen bei ſolchen Bauten, welche zugleich einen fortifi— HE 
fatorifchen Zweck haben. | WN 

8. 17. Neubauten oder Reparaturen an ſolchen Garniſon-Gebäuden, welche mit for— 1 it 
tififatorifchen Zwecken in unmittelbarer Verbindung ſtehen, werden, unter Leitung des N 
Allg. Kr. Dep. von den Ingenieur-Behörden auögeführt. Die Intendantur konkurrirt 0 JN 
jedoch dabei in Beziehung auf den Friedenszweck der Gebäude, und auf deren dem Be— Hd, 


duͤrfniß entſprechende Einrichtung und Anwendung, weshalb ſie den ihr vor der Einrei⸗ 
chung vorzulegenden. Entwurfs-Bearbeitungen die Erklärung ihres Einverſtändniſſes, oder 
ihre etwanigen Bemerkungen beizufügen hat. 


B. Wirkungskreis und Pflichten der adminiſtrativen Lokalbehörden. "A 
1) Im Allgemeinen. gd e N d d N 
S 18. Den Garniſon-Verw. oder den in deren Stelle fungirenden Magiſträten It I ` 


, und den fonftigen adminiſtrativen Lokalbehörden, überträgt die Intendantur die ihr in il 
Beziehung auf das Bauweſen zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden Pflichten kommiſſa⸗ 16 
riſch, ſoweit ſolche durch Lokalbehörden wahrgenommen und mit einer ſpeziellen Verwal— | 4 
tung verknüpft werden können. - Di "3 

Die Lokalbehörden haben ſich dabei nach den Grundſätzen dieſer Bau-Ordnung, du 


nach den Vorſchriften ihrer Verw. und nach den, ihnen von der Intendantur für die ein⸗ d 
zelnen Fälle zu ertheilenden, beſonderen Beſtimmungen und Anweiſungen zu achten. . d 
2) Wegen der ihnen obliegenden Fürforge zur Erhaltung der Gebäude. DN 

8. 19. Ihre erſte Pflicht ift die Sorge für die Erhaltung der ihrer Verw. und Auf— d N 

ſicht überwieſenen Gebäude. LI ! 
In wieweit fie die kleineren Reparaturen ohne weitere Anfrage vornehmen laſſen Oh 
können, oder daruber zuvor zu berichten, und in wieweit De dieſelben unmittelbar, unter 7 EM 
eigener Leitung zu befeitigen haben, oder die Ausführung den Baumeiſtern obliegt, wird | 0 
im Tit. III. der Bau-Ordn. näher angegeben werden. I) | N 


3) Tabellariſche Nachweiſung der Reparaturkoſten. a 
8. 20. Um bei der baulichen Inſtandhaltung der Gebäude die Erfahrungen der ver⸗ | | 
gangenen Jahre angemeſſen benutzen zu können, müffen beſondere Reparaturkoſten⸗Nach⸗ U 
weiſungen geführt werden, welche dergeſtalt zu fertigen ſind, daß daraus für jedes Ge⸗ 14 
bäude überſichtlich entnommen werden kann, was daſſelbe in einer Reihe von Jahren | | 
gekoſtet, und in welchen Jahren und an welchen Gebäude-Theilen Reparaturen ſtattge- . | 
habt haben.. | { 1 
4) Wegen Unterlaſſung baulicher Maßnehmungen, ohne Vorwiſſen der Lokalbehörden. 14 
8. 21. Ohne Vorwiſſen und ohne Mitzuſtimmung der adminiſtrativen Lokalbehör⸗ N 
den darf in den zu ihrer Verw. gehörigen Gebäuden überhaupt, alſo auch von Seiten des Ai 
beauffichtigenden Bau-Perſonals, keine bauliche Maßnehmung irgend einer Art vorge— 14 
nommen werden. , 
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5) Wegen Beſchaffung der erforderlichen Lokale. | 

8. 22. Den Garniſon⸗Verw. oder den Behörden, welche ihre Stelle vertreten, liegt 
nach der Garniſon-Verw. Ord., zunächſt die Beſchaffenheit der Lokale ob, welche für die 
Garniſon- und die Militair⸗Anſtalten reglementsmäßig nöthig werden. Sie find nicht nur 
im Beſitz der Bedarfs- und Belegungs-Ueberſichten und Inſtruktionen, ſondern müffen ſich 
auch von der Aushuͤlfe, welche ſchon vorhandene öffentliche Gebäude oder Miethslokale 
darbieten, genaue Kenntniß verſchaffen. In ſofern daher Anträge auf bauliche Erweite— 
rungen, Umbauten oder Neubauten nicht von ihnen ausgehen, dürfen dieſelben nicht ohne 
ihre Konkurrenz ſtattfinden. Die Truppentheile und. Militair-Anſtalten erlaſſen ihre 
Requiſitionen an die Verw. in Betreff der Sicherſtellung der Raumbedürfniſſe, und es iſt 
die Sorge der letzteren, pflichtmäßig zu prüfen, ob den grundſätzlich zuläſſigen Requiſttio— 
nen, nach den ihr von der Provinzialbehörde mitgetheilten, oder den von ihr einzuholen— 
den Dispoſttionen, ohne Einleitung baulicher Maßregeln, oder nur durch ſolche und in 
welcher Ausdehnung zu genügen ift. 


6) Nähere Prüfung der in Antrag kommenden Baugegenſtände. 

8. 23. Die Lokal⸗-Verwaltung iſt verpflichtet, die bei ihr Antrag kommenden Bau: 
Gegenſtände, zunächſt in Hinſicht des wirklichen Bedürfniſſes, gewiſſenhaft zu prüfen und 
darüber ihr Gutachten vollſtändig abzugeben. Wenn demnächſt dem Antrage weitere Folge 
gegeben wird, ſo theilt ſie dem mit der Entwurfsbearbeitung beauftragten Baumeiſter nicht 
nur ihre eigene Anſicht über eine zweckentſprechende Einrichtung des Gebäudes ꝛc. mit, 
ſondern ſie vermittelt es auch, daß der Truppentheil oder die Anſtalt, welche das Gebäude 
benutzen ſoll, zur Vermeidung ſpäterer Ausſtellungen, durch einen Kommiſſarius an den 
Berathungen Theil nehme, und daß die Anſicht des Militair-Befehlshaberd im Orte (des 
Gouverneurs, Kommandanten), darüber ebenfalls vernommen werde, in ſoweit demſelben 
reſſortmäßig eine dienſtliche Einwirkung dabei zuſteht. 

Auf dieſe Weiſe wird auch am ſicherſten der mühfamen und zeitraubenden Umarbei— 
tung von Projekten und Anſchlägen vorgebeugt, die ſonſt ſo leicht die nächſte Folge eines 
einſeitigen Verfahrens iſt. ö 

7) Wegen Beachtung der baupolizeilichen Vorſchriften ꝛc. und Vertretung der 
fiskaliſchen Rechte. 

8. 24. Von den baupolizeilichen Vorſchriften, von den Grund- und Grenzgerech— 
tigkeiten, von den örtlichen Obſervanzen und Verhältniſſen ſich in Kenntniß zu erhalten, 
iſt nicht blos Pflicht der Baubeamten, ſondern auch der adminiſtrativen Lokalbehörde, um 
in dieſer Beziehung, und beſonders auch bei der Vorbereitung der Bau-Projekte, oder bei 
nachbarlichen Bauausfuͤhrungen, die Rechte des Fiskus vertreten zu können. 


8) In Bezug auf die vom Baumeiſter gefertigten Entwürfe und Anſchläge. 


8.25. Eine förmliche Reviſion der von dem Baumeiſter gefertigten Entwürſe und 
Anſchläge ſteht den adminiſtrativen Lokal⸗Verwaltungen nicht zu: doch haben ſte dieſelben, 
bevor die Einreichung an die Intendantur durch den Baumeiſter erfolgt, in Beziehung auf 
die projektirten Einrichtungen gründlich durchzugehen, und entweder ihr Einverſtändniß 
darunter zu vermerken, oder ihre etwanigen Erinnerungen, zur Berückſichtigung bei der 
Reviſton, beſonders beizufügen, falls dergl. des im 8. 23. vorgeſchriebenen gemeinſamen 
Verfahrens ungeachtet, ſich nachträglich noch ergeben haben ſollten. (J. 65.) 

9) In Beziehung auf den zu wählenden Bau-Modus und den Abſchluß der Kontrakte. 


8. 26. Die Lokal⸗Verw. und der Baumeiſter berathen gemeinſchaſtlich die Art der 
Bau-Ausſührung und die darüber abzugebenden Vorſchläge. Nach Maßgabe der Beſtim— 
mungen der Intendantur werden demnächſt die Einleitungen zur Ausführung getroffen 
und die nöthigen Kontrakte (ei es auf den Grund vorangegangener öffentlicher Verdin— 
gungen, oder aus freier Hand), unter Vorbehalt der Beſtätigung der Intendantur, abge— 
ſchloſſen. Die Lokal-Verw. und der Baumeiſter wirken hierbei vereint, die erſtere aber 
beſorgt in der Regel die Ausfertigung. ($$. 12. und 44.) 


10) Wegen Einwirkung bei der Bau-Ausführung ſelbſt. 

8. 27. Die örtlichen Adminiſtrationsbehörden müſſen ſich von den verſchiedenen 
Ortsverhältniſſen, welche auf die Wahl des Verfahrens bei der Bau-Ausführung Einfluß 
äußern können, vollſtändig in Kenntniß zu erhalten ſuchen, damit fie im Stande find, 
beſonders da, wo der Baumeiſter nicht ſelbſt am Orte wohnt, dahin mitzuwirken, daß die 


einer tuͤchtigen und ökonomiſchen Bauführung moͤglichſt entſprechenden Maßregeln ergrif— 
fen werden. 


11) Wobei aber eine direkte Einmiſchung nicht ftattfindet. 
8.28. Das Verhalten der adminiſtr. Lokalbehoͤrde, nach dem wirkl. Beginn und 
während des Fortgangs des Baues, ergiebt ſich nach Anleitung des 8. 15. Einer direkten 
Einmiſchung in die Bauführung ſelbſt wird fie fi) danach jedenfalls zu enthalten haben. 
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C. Wirkungskreis und Pflichten der beaufſichtigenden und ausführenden Baumeiſter. 
1) Der Civil-Baubeamten. 

8.29. Der Wirkungskreis der Civil⸗Baubeamten in Garniſon-Bau-Ang grenzt 
ſich nach ihren Diſtrikten ab. Innerhalb derſelben liegt ihnen die bauliche Aufſicht und 
Wahrnehmung des Baugeſchäfts, eben fo wie für die übrigen öffentl. Gebäude, auch für 
die Militair⸗Gebäude von Amtswegen ob, in ſoweit nicht Ingenieu-Offiziere bleibend oder 
vorübergehend damit beauftragt ſind. 

ö 2) Der Platz⸗Ingenieure. 

8.30. Den Platz⸗Ingenieuren werden in der Regel die in den Feſtungsſtädten 
vorkommenden Garnifon= ze. Baugeſchäfte übertragen. Außerhalb des Feſtungsgebietes 
iſt dies nicht ſtatthaft, da dieſe Offiziere, ihrer dienſtlichen Stellung nach, ſich aus der 
Feſtung nicht entfernen dürfen. 

8 3) Der Garniſon-Bax-⸗Direktoren. 

8. 31. Iſt der Sitz eines General-Kommando's in einer Feſtung, fo können auch 
dem als Garniſon⸗Bau⸗Direktor angeſtellten Ingenieur-Offizlere die dort vorkommenden 
Garniſon-Bau⸗Geſchäfte übertragen werden, in ſofern fie nicht auf Defenſions- und ſolche 
bombenfefte Gebäude Bezug haben, welche mit der Befeſtigung in unmittelbarer Ver⸗ 
E ftehen, und unter allen Umſtänden dem Reſſort des Platz-Ingenieurs verbleiben. 


(8. 17 
4) Nähere Begrenzung ihres Baubezirks. 

8. 32. Der eigene Baubezirk des Garniſon-Bar-⸗Direktors bezieht ſich zunächſt auf 
den Sitz des Gen. Kommando's, ſodann auch auf nahe gelegene Garniſonorte. Um die 
Ingenieur: Offiziere ihrer eigentlichen und dienſtlichen Beſtimmung nicht in einem unver⸗ 
hältnißmäßigen Grade zu entziehen, und das Anwachſen von Reiſekoſten zu vermeiden, fo 
darf der ihnen zur eigenen baulichen Beaufſichtigung überwieſene Bezirk nicht zu aus— 
gedehnt ſein. 

5) Fortſetzung deſſelben in Beziehung auf den Wirkungskreis der Diſtrikts-Bau⸗ 
Beamten. 

8. 33. Die Intendanturen ſetzen die Reg. davon in Kenntniß, welche einzelne 
Bau⸗Ausführungen den Ingenieur-Offizieren übertragen werden, oder in welchen Garni— 
ſon-Orten ihnen das Garniſon-Bau-⸗Geſchäft als eigener Bezirk zugetheilt wird, damit die 
Diſtrikto-Baubeamten von dieſen Geſchäften, fo lange fie die Militair-Verw. durch jene 
Offiziere ſelbſt wahrnehmen läßt, entbunden werden. 

6) Beauftragung der Ingenieur-Offiziere. 
a) der Platz⸗Ingenieure, 
b) der Garniſon-Bau-Direktoren. 

8. 34. Die betr. Platz⸗Ingenieure erhalten von dem Allgem. Kr. Dep. durch den 

enen, E die Garniſon-Bau⸗Direktoren dagegen durch die kommandirenden 
enerale, 
in ſoweit es das laufende Bauweſen und die Unterhaltung des ſchon Beſtehenden 
betrifft, ein für alle mal; 

und 
d Welt auf Neubauten und größere Reparaturbauten, in jedem einzelnen 

alle, 
die erforderliche Anweiſung zur Wahrnehmung des Geſchärfts. 


€ 7) Beauftragung der Civil-Baudeamten. 
8. 35. Für die Civil⸗Baubceamten bedarf es dieſer ſpeziellen Anweiſung nicht, da 


die Baugeſchäfte in Bezug auf die Militair-Oekonomie-Gebäude bereits zu ihren inſtruk⸗ 


tionsmäßigen Amtspflichten gehören, jedoch muß, wo die Amtöthätigfeit eines Diſtrikts⸗ 
Baubeamten für Neubauten, oder ſolche Einrichtungen, die mehr als die Erhaltung des 
Beſtehenden bezwecken, in Anſpruch genommen wird, die Vereinigung der Intendantur 
mit der Reg., oder, nach Umſtänden, die der kompetenten Min. vorangehen. 


8) Wieweit fie den Requiſitionen der Intendanturen Folge zu leiſten haben. 

8. 36. Alle auf das Baugeſchäft ſelbſt Bezug habende Requifitionen, Anleitungen 
und Mittheilungen der nach den höheren Beſtimmungen demſelben zu Grunde zu legenden 
materiellen Feſtſetzungen und Anordnungen, ſie mögen nun Unterhaltung des Beſtehen— 
den, oder Neubauten und außergewöhnliche Anträge betreffen, ergehen, nachdem wegen 
der Civil⸗-Baubeamten die Vereinigung mit der Reg., und für die Ingenieur-Offiziere, 
nach Maßgabe des 8. 34., die Anweiſung durch die Dienftbehörde vorangegangen ift, von 
der Intendantur, als der das Geſchäft beſorgenden Provinzialbehörde, direkt an die Bau— 
meiſter. Dahin gehören die Requiſitionen zu Bau-Aufnahmen, zum Entwurf von Bau— 
Projekten und Veranſchlagungen zur Bau-Ausführung ſelbſt, zu gemeinſchaftl. Reviſtons- 
Reiſen u. ſ. w. S 


AË e 
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9) Desfallſige Benachrichtigung der Regierungen von Seiten der Intendanturen, io: 
gegen es hinſtchtlich der den Ingenieur-Offizieren zu ertheilenden Aufträge einer 
abſchriftlichen Mittheilung an die Feſtungs-Inſpekteure nicht bedarf. 

8. 37. Von denjenigen Requifitionen und Aufträgen an die Diſtrikts-Baubeamten 
durch welche Neubauten oder größere bauliche Einrichtungen eingeleitet werden ſollen, 
haben die Intendanturen, außer der nach 8. 35. vorangegangenen Einigung, gleichzeitig 
den Reg. noch Abſchrift mitzutheilen. 

An den Feſtungs⸗Inſpekteur bedarf es, in den analogen Fällen, ſolcher abichriftt. 
Mittheilung Seitens der Intendantur nicht, da demſelben vom Allgemeinen Kriegs-Depart. 
gleichzeitig die noͤthigen Mittheilungen gemacht werden, wenn das Militai-Oekonomie⸗ 
Depart. an die Intendantur verfügt. 

10) Verhältniß des ausführenden Baumeiſters zu den Intendanturen und Lokal— 
Verwaltungen. 

8.38. Die direkte Kommunikation der Intendantur mit dem Baumeiſter erſtreckt 
ſich hauptſächlich auf die von ihr ausgehende Anordnung und Feſtſtellung des Geſchäfts. 
Der hiernach einzuleitende ſpezielle Betrieb des Baugeſchäfts dagegen bleibt in techniſcher 
Beziehung dem Baumeiſter allein, und in adminiſtrativer Hinſicht, namentlich in Betreff 
der zu beachtenden örtlichen Verhältniffe, der den inneren Räumen zu gebenden Einrichtun⸗ 
gen, der Wahl der Ausführungsart, der Aufnahme und Abſchließung der Verhandlungen 
und Kontrakte ꝛc., der gemeinſchaftlichen Erörterung und Vereinigung des Baumeiſters mit 
der Lokalbehoͤrde vorbehalten. Beide ſtehen zu einander in einem gegenfeitigen Requifi- 
tions⸗Verhältniſſe. (88. 8, 12., 15., 24., 26.) 

11) Verhältniß zu den Truppentheilen, Militair-Befehlshabern, Militair-Aerzten x. 

8. 39. Mit den Truppentheilen, Militair-Befehlshabern. Militair-Aerzten 2c. ftehen 
die ausführenden Baumeiſter in keinem direkten Amts-Verhältniſſe, indem alle auf das 
Baugeſchäft Bezug habende Anträge und Requiſttionen bei der adminiſtrativen Orts- 
Behörde ſich vereinigen, und durch fie ihren Gang nehmen. (8. 23.) 


12) Sie müſſen aber bei vorzunehmenden Lokal-Beſichtigungen ꝛc. die reſp. Befehlshaber 
und Lokal-Verwaltungen zuvor davon in Kenntniß ſetzen. 

8 40. Sowohl die Ingenieur-Offiziere, als die Diſtriks-Baubeamten haben, wenn 
ſte in einem von einem Truppentheil benutzten Gebäude Beſichtigungen, Reparatur-Auf— 
nahmen, oder bauliche Ausführungen vornehmen wollen, davon zuvor den kommandiren— 
den Offizier des Truppentheils im Orte, ſowie die betreffende Lokal-Verwaltung (F. 21.) 
in Kenntniß zu ſetzen, damit etwanige Hinderniſſe beſeitigt, und die auf den Zuſtand des 
Gebäudes Bezug habenden Aufklärungen gegeben werden können. . 

Bei einmal eingeleiteten Bauten iſt jedoch eine jedesmalige derartige Anzeige für 
den ausführenden oder inſpicirenden Baumeiſter nicht mehr erforderlich. 


13) Verhaͤltniß zu den Kaſernen-Selbſtbewirthſchaftungen der Truppen. , 

‚8.41. Zu den Selbſtbewirthſchaftungen der Truppen treten die Baumeiſter lin 

ähnlicher Art wie zu den Lokal-Verwaltungev) in ein näheres und direktes Verhältniß, in— 

dem fie, neben der Ausführung der größeren, dem Selbſtbewirthſchaftungs-Fonds nicht 

zur Laſt fallenden Bauten, bei den kleineren, auf Koſten dieſes Fonds zu bewirkenden 

Reparaturen, dem Truppentheile mit Rath und That an die Hand zu gehen, und in 
gewiſſen Zeitabſchnitten die Annahme zu beſorgen haben. 


14) Reviſton der Gebäude durch den Baumeiſter und Fürſorge deſſelben hinſichtlich 
ihrer angemeſſenen Inſtandhaltung. 
8. 42. Der Baumeiſter muß, ſo oft als moͤglich, alle diejenigen ſchon beſtehenden 
Gebäude und Baugegenſtände revidiren, welche ſich in ſeinem Geſchäftskreiſe befinden; 
hat er jedoch ſeinen Sitz nicht im Orte, ſo iſt dieſe Reviſton auf den Berufs-Reiſen, wenig⸗ 
ſtens einmal in jedem Jahre, vorzunehmen. WR 
Ueberhaupt aber muß er feinerfeits, durch entſprechende Anträge bei den Admimiſtra⸗ 
tionsbehörden dafür ſorgen, daß nichts verſäumt werde, um die Gebäude in guten bauli⸗ 
lichen Würden zu erhalten, und pflichtmäßig mit der Lokal-Verw. darauf bedacht fein, daß 
nicht aus Unterlaſſung kleiner, leicht zu bewirkender Inſtandſetzungen größere und koſtbare 
Reparaturen entſtehen. Wo es zuläſſig iſt, können dieſe techniſchen Reviſtonen mit den 
jährlichen Lokal-Reviſtonen der Intendanturbeamten verbunden werden. en 
15) Kontrolle über die ausgeführten Reparaturen und Feſtſteilung der diesfälligen 
Rechnungen. | 
F. 43. Er kontrollirt bei dieſer Gelegenheit die kleineren Reparaturen, welche Folge 
der Bewohnung ſind, revidirt in techniſcher Beziehung, wo möglich an Ort und Stelle, die 
von den Verwaltungsbehörden und Truppentheilen mit dem Atteſte der guten und zweck⸗ 
mäßigen Ausführung verſehenen Rechnungen der Handwerker, ſetzt ſelbige, wo es erforder— 
lich ift, auch in den Preiſen feſt, und nimmt überhaupt diejenigen Geſchäfte vor, welche, 
nach den ſpeziellen Beſtimmungen im Titel II. und III., zur Stelle wahrzunehmen ſind. 
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16) Vorſchläge über die zweckmäßige Ausführung der veranſchlagten Neubauten und 
Reparaturen. 

8. 44. Den Anſchlägen zu den in ſeinem Bereiche vorkommenden Neubauten und 
Reparaturen fügt der betr. Diſtrikts-Baubeamte, oder Ingenieur-Offizier, feine mit den 
Lokal⸗Verwaltungen berathenen Vorſchläge über die vortheilhaftefte und zweckmäßigſte Art 
der Bau-Ausführung bei. (§. 26.) ` 

17) Verhältniß des Garniſon-Bau-Direktors: 
a) als techniſcher Conſulent der Intendantur; 5 
e b) als ausführender oder beaufſichtigender Baumeiſter. 

$. 45. Die Stellung des als Garniſon-Bau⸗-Direktor angeſtellten Ingenieu-Offi⸗ 

ziers iſt eine zwiefache: 
a) als techniſcher Conſulent der Intendantur; 
b) als ausführender oder beaufſichtigender Baumeiſter.—!k 

Derſelbe tritt von da ab, wo ihm, in letzterer Eigenſchaft, Auftrag zu einem dauern— 
den oder vorübergehenden Baugeſchäft ertheilt iſt, zudem Feſtungs-Inſpekteur, zu der In— 
tendantur und zu der adminiſtrativen Lokalbehörde in dasjenige direkte Verhältniß, wie es 
für Bau-Ausführungen der Art überhaupt feſtgeſtellt iſt, und aus der desfalls für die kon— 
kurrirenden Behörden vorgeſchriebenen Wirkſamkeit folgt. 

In der Stellung als techniſcher Conſulent giebt derſelbe, auf die ihm von dem Ge— 
neral-Commando und der Intendantur vorgelegten Bauſachen, das geforderte ſachverſtän— 
dige Gutachten ab, oder hält, in ſofern dies verlangt wird, dem General-Kommando, in 
Gegenwart des Intendanten oder deſſen Stellvertreters, darüber Vortrag. Die Inten— 
dantur iſt auch ſonſt befugt, in Angelegenheiten des Bau-Reſſorts überhaupt, das Gutach— 
ten des Garniſon-Bau-⸗Direktors zu erfordern, um davon geeigneten dienſtlichen Gebrauch 
zu machen. | N 

18) Befugniß deſſelben hinfichtlich der Reviſion der ihm vorgelegten Koſten-Anſchläge. 
$. 46. Der Garniſon-Bau-Direktor kann Bau-Anſchläge, welche von einem, 
ihm für ein gewiſſes Bau -Geſchäft zugetheilten jüngeren Ingenieur = Offiziere oder 
Kondukteur, oder von einem Werkmeiſter gefertigt werden, förmlich revidiren und feſt— 
ſtellen. (8. 215.) $ 

Wenn ihm dagegen Seitens der Intendantur Bauanſchläge von Platz-Ingenieuren 
oder Diſtrikts-Baubeamten zur gutachtlichen Aeußerung vorgelegt werden ſo iſt er nicht 
befugt, darin Abänderungen oder Feſtſtellungen vorzunehmen; er hat vielmehr ſein Gut— 
achten auf einem beſonderen Unſchlage beizufügen. 

19) Theilnahme deſſelben an den Lokal-Reviſtonen. 

8. 47. Bei den jährlichen Lokal-Reviſtonen der Militair-Gebäude wird der Gar— 
niſon⸗Bau⸗Direktor, in ſeiner Eigenſchaft als ausführender Baumeiſter, und demnach auch 
nur in ſo weit zugezogen, als die betr. Gebäude unter ſeiner Aufſicht und nicht unter den 
der Platz-Ingenieure oder der Diſtrikts-Baubeamten ſtehen. Deshalb dürfen auch Reifen 
der Garniſon⸗Bau⸗Direktoren, zu Lokalbeſichtigungen außerhalb des ihnen ſpeziell zuge— 
wieſenen Baubezirkes, nur in Folge beſonderer Aufträge, in einzelnen Fällen ſtattfinden. 

20) Auf welchem Wege dem Garniſon-Bau-Direktor allgemeine Verordnungen und 
Dës E Beſtimmungen zugehen follen. 

§. 48. Die allgem. Verordnungen und Beſtimmungen, welche den Ingenieur-Offi⸗ 
zieren durch die höheren Inſtanzen ihres Corps mitgetheilt werden, erhält der Garniſon— 
Bau⸗-Direktor durch den Feſtungs-Inſpekteur; jedoch wird auch die Intendantur ihm die 
in Bezug auf das Garniſonbauweſen bei ihr eingehenden, allgem. Vorſchriften und Ver— 
ordnungen zur Kenntnißnahme mittheilen. 

D. Wirkungskreis und Pflichten der techniſchen Reviſtons-Inſtanzen. 

1) Der Regierungsbauräthe. 

8.49. Die verfaſſungsmaßige Einwirkung der Regierungsbauräthe erſtreckt ſich auf 
das Garniſonbauweſen, in ſoweit dabei die Diſtrikts-Baubeamten konkurriren; jedoch tre— 
ten ſie dadurch zu den Intendanturen in kein direktes Verhältniß, ſondern die erforderl. 
Kommunikation geſchieht zwiſchen den beiderſeitigen Provinzialbehörden, der Regierung und 
der Intendantur. k 

2) In Beziehung auf die Prüfung der Bau-Reviſtons-Protokolle und der Bau-Ab⸗ 
nahme-Atteſte. 

$. 50. Der Beſtimmung gemäß werden die, durch Diſtrikts-Baubeamten aufge— 
nommenen Bau-Reviſtons-Protokolle, oder ausgeſtellten Bau-Abnahme-Atteſte, von den 
Regierungsbauräthen durchgeſehen und feſtgeſtellt. Zu dieſem Behuf werden daher ber: 
gleichen Protokolle oder Atteſte, welche ſich auf Garniſonbauten beziehen, von der Inten⸗ 
dantur den Reg. vorgelegt. g a 

3) Hinſichtlich der Zuziehung bei den Lokal-Reviſtonen. N 
8.51. Die Lofal-Repifionen der Garniſongebäude, fo weit ſte den Regie rungs— 


— 
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Baubeamten übertragen find, übertragen find, werden gewöhnlich ohne Theilnahme des 
Regierungsbauraths abgehalten. 
| Wo indeſſen, in ſeltenen und beſonders wichtigen Fällen, der Intendantur die Theil— 
nahme des betr. Regierungsbauraths an einer gemeinſamen Lokalbeſichtigung, oder wo 
eine, von demſelben allein vorzunehmende, örtliche Reviſton nothwendig erſcheinen ſollte 
wird ſich dieſelbe deshalb beſonders an die Reg. wenden. 
4) Wieweit ſte örtliche Befichtigungen ex officio vorzunehmen haben. 

§. 52. Außerdem bleibt es den Regierungsbauräthen überlaſſen, welche Lokalbeſich— 
tigungen fie, bei der ihnen als Reviſoren obliegenden Verantwortlichkeit, in dem Garnifon- 
bauweſen, bei Gelegenheit ihrer jährlichen Bereiſungen des Bezirks vornehmen, und welche 
etwanige Mittheilungen ſie der Intendantur darüber machen wollen. 
5) In welchen Fällen die Superreviſton der Bau-Projekte und Koſten-Anſchläge durch die 

Oberbau-Deputation erforderlich iſt. 

$. 53. Der techniſchen Superreviſton der Oberbau-Dep. werden die Bau-Proßjekte 
und Koſten-Anſchläge, welche von den Civil-Baubeamten angefertigt und von den Regie— 
rungsbauräthen geprüft ſind, überhaupt dann unterworfen, wenn 5 

1) bei Neubauten oder Umbauten der Koftenbetrag die Summe von 500 Thlrn., 

2) bei Reparaturen die Summe von 1000 Thlrn. überſteigt, ferner auch 

3) ohne Rückſicht auf den Koſtenbetrag, in allen Fällen, wo der Gegenſtand ſo wich— 

tig ift, daß die adminiſtrative, oder auch die techniſche Behörde, eine nochmalige 
Prüfung oder Beurtheilung des Bauplans in hoherer Inſtanz für nöthig oder 
vortheilhaft erachtet. ö 
6) Wie es mit der techniſchen Reviſton und Superreviſton der von Ingenieur-Dffizie: 
ren bearbeiteten Bau-Projekte und Koſten-Anſchläge zu halten iſt, und wieweit 
dabei die Oberbau-Deputation konkurrirt. 

‚8. 54. Die Bearbeitungen und Bau-Ausführungen der Ingenieur-Offiziere find, in 
techniſcher Beziehung, zunächſt unter die Reviſton und Aufſicht der Feſtungs-Inſpekteure, 
in oberſter techniſcher Reviſtons-Inſtanz aber, unter das Allgem. Kr. Dep. geſtellt, welches 
daher auch die Bau⸗Projekte und Anſchläge definitiv feſtſtellt. In den dazu geeigneten 
Fällen bleibt es indeſſen der Minifterialbehörde überlaſſen, noch vor dieſer Feſtſtellung das 
Gutachten der Oberbau-Dep. einzuholen. In den Verf., womit dieſe Anſchläge an die In— 
tendanturen zurückgehen, Ur jederzeit ausdrücklich anzuführen, ob das betr Bau-Projekt 
der Oberbau-Dep. zur gutachtlichen Aeußerung vorgelegt worden ift oder nicht, und was 
dieſelbe im erfteren Falle ihrerſeits dabei zu bemerken gefunden hat. Dieſe Min. Verf. find 
den Rechnungsbelägen in begl. Abſchriften beizufügen. | 

UL Ueber den Geſchäftsgang im Allgemeinen. 
A. Lokal⸗Reviſionen, Bau-Aufnahmen und Prüfung der Bau-Anträge. 
1) Wer daran Theil nehmen ſoll und zu welcher Jahreszeit die Lokal-Reviſtonen ab— 
zuhalten ſind. N 

8. 55. An den jährl. Lokal-Reviſtonen der Militair-Gebäude und Anſtalten durch 
Commiſſarien der Intendanturen, nehmen in der Regel, und wenn es ſich mit den verſchie— 
denen dienſtl. Beſtimmungen irgend vereinigen läßt, auch die beaufſichtigenden Baumeiſter 
(Ingenieur-Offiziere oder Bez. Baubeamten), zu deren Reſſort die Militair-Gebäude ge— 
hören, Theil. (F. 43.) 

Damit dies ausführbar werde, ſetzen ſich die Intendanturen fo früh als möglich we— 
gen Regulirung der Reiſepläne mit ihnen in Verbindung. 

Dergl. Lokal-Reviſtonen finden möglichft zu Anfange des Jahres, oder auch in den 
Herbſt⸗ und Wintermonaten ſtatt, damit die dabei als dringend anerkannten Bau-Gegen— 
ſtände noch rechtzeitig im Jahre begonnen werden können. wi ö 

„Zu dieſen Lokal⸗Reviſtonen werden kommandirte Offiziere der Truppen, welche die 
Gebäude benutzen (wofern die Kommandeure der Revifion nicht ſelbſt beiwohnen), die Vor— 
ſteher der Lokal-Verw. und, in Betreff der Kaſernen, diejenigen Offiziere mit zugezogen, 
welche als militairiſche Kaſernen-Vorſteher fungiren und mit Handhabung der Haus-Po— 
lizei beauftragt ſind. 

2) Aufnahme der laufenden Reparaturen und Erörterung der zur Sprache kommenden 
Anträge auf Neu- oder Umbaue. 

9. 56. Bei dieſer gemeinſamen LokalF-Reviſton werden, um zeitraubende Korreſpon— 
denzen zu vermeiden, die, zur Unterhaltung der Subſtanz der Gebäude nothwendigen lau— 
fenden Reparaturen und, nach ihren verſchiedenen Kategorien, zur Ausführung mit oder 
ohne Anſchlag, und zur blos adminiſtrativen oder techniſchen Abnahme (Tit. III.), Behufs 
der weiteren geeigneten Veranlaſſung, verzeichnet, auch, unter Konkurrenz der betr. Trup— 
pentheile, die bei der Intendantur und dem Gen.-Kommando bereits in Antrag gebrach— 
ten, oder die noch nicht angemeldeten und etwa zur Stelle zur Sprache kommenden Pro— 
jekte zu Neu- oder Umbauten, ſowohl in Hinſicht der unvermeidlichen Noth wendigkeit und 
Ausführbarkeit, ſowie des Koſtenpunkts, als auch der Zweckmäßigkeit, in gründliche Erwä— 
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ae Erörterung gezogen und reſp. für die zu bildenden Anträge vorbereitet. (Tit. II. 
und III.) g 

Eine ſolche gemeinfame Erwägung zur Stelle hat den Vortheil, daß über Pro— 
a jekte, deren Ausführung Hinderniſſe entgegenſtehen, nicht unnöthige Verhandlungen ange— 
knüpft werden; und wo daher, in dringenden Fällen, die örtl. Ermittelungen nicht bis zu 
den jährlichen Bezirks-Reiſen anſtehen können, werden dazu beſondere gemeinſchaftl. Be— 
do gen gen mit den Bau⸗Technikern und anderen dabei konkurrirenden Behörden ver— 
abredet. 

Bei Gelegenheit der Lokal-Reviſionen werden auch die vermietheten, ſonſt nicht im 
beſtimmungsmäßigen Gebrauch befindl. und ſolche Gebäude, welche etwa den Kommunen, 
auf die Bedingung der Unterhaltung und demnächſtigen Rückgabe, zur Benutzung überlaf- 
ſen worden, mit berückſichtigt, um darauf zu halten, daß die Verpflichteten die ihnen oblie— 
gende Unterhaltung nicht verabſäumen. 5 

B. Reparaturen zur Unterhaltung des Beſtehenden. 

1) Solche, welche ohne vorherige Veranſchlagung ausgeführt werden können. 

8,57. Die Reperaturen, wegen welcher beſtimmungsmäßig keine Anſchläge gefer— 
tigt zu werden brauchen (Tit. III.), fo wie diejenigen, welche auf gleich von den Lokalbe— 
hoͤrden beizufügenden Anſchläge approbirter Handwerker!) ausgefuhrt werden können, ge— 
nehmigen die Intendanturen, auf den Grund der Ber. ihrer Reviſtons-Kommiſſarien oder 
der Lokal-Verw. in den Grenzen der ihnen zuſtehenden Befugniß und nach vorheriger ad— 
miniſtrativen und falfulatorifchen Prüfung, durch Verf. an die letzteren zur Ausführung, 
geben aber den Baumeiſtern, behufs der Abnahme oder Rechnungs-Atteſtirung, Nachricht. 
Finden fie in einzelnen Fällen, bei Reviſton der Anſchläge der Handwerker, Bedenken, fo 
legen fie ſelbige zur gutachtlichen Aeußerung und event. Feſtſetzung ihren Bau-Conſulen— 
ten vor, wenn es nicht etwa erforderl. erſcheint, ſich deshalb an den Baumeiſter zu wenden, 
dem das Geſchäft des betr. Garniſon-Orts obliegt. 

2) Reparaturen, welche vorher veranſchlagt werden müffen. Anfertigung der Koſten— 
) Anſchläge durch die Baubeamten. 

8. 58. Wegen Veranſchlagung ſolcher Reparaturen, welche beſtimmungsmäßig ohne 
Anſchlag nicht ausgeführt werden dürfen, erläßt, auf Grund der eingekommenen Berichte 
oder Bau⸗Aufnahmen, die Intendantur die nöthigen Requiſttionen an die betr. Baumeiſter, 
welche die Anſchläge unmittelbar an die Intendantur einſenden. ($. 25.) 

3) Techniſche Reviſion der Anſchläge. , 

8. 59. Die Intendanturen ſenden dieſe Anfchläge zur techniſchen Reviſton, ſoweit 
fie von Civil⸗Baubeamten gefertigt find, an die Reg., und aus dem Reſſort der Ingenieur— 
Offiziere an die Feſtungs-Inſpekteure, unter Mittheilung deſſen, was ſich bei einer vorläu— 
figen Purchſicht, aus adminiſtrativem Geſichtspunkte etwa zu bemerken gefunden hat. 

Von beiden Reviſions-Inſtanzen gehen ſelbige unmittelbar an die Intendantur zurück. 
4) Veranlaſſung der Ausführung duf Grund der feſtgeſtellten Anſchläge. 

8. 60. Auf die ſolchergeſtalt techniſch geprüften Anfchläge verfügt die Intendantur, 
nach vorheriger adminiſtrativen und kalkulatoriſchen Feſtſtellung, nunmehr entweder in den 
Grenzen ihrer Befugniß, ohne Anfrage, oder aber nach eingeholter Genehmigung des 
Milit.⸗Oek.⸗Depart., die Ausführung durch Erlaß an die betr. Lokal-Verw. und durch deſ— 
ſen abſchriftl. Mittheilung an den Baumeiſter, nach Maßgabe des erwählten Bau-Modus 
und des Beſchluſſes über die Theilnahme der Behörden bei der Verdingung und dem Kon— 
trakts-Abſchluß. (88. 29. 45.) 

C. Neubauten und Einrichtungen, welche mehr als die Erhaltung des Beſtehenden 
j bezwecken. 
1) Allgemeine Vorbereitung durch generelle Entwürfe und ſummariſche 
Angabe der Koſten. 

8. 61. Für die vorläufigen Verhandlungen über Neubauten, größere Reparatur- und 
Umbauten bedarf es in der Regel nicht gleich der Anfertigung ſpezieller Entwürfe und 
Koften-Anfchläge, vielmehr wird es in den meiſten Fällen genügen, zuvörderſt generelle 
Entwürfe vorzulegen, und die Koſten nur ſummariſch, nach allgemeinen Erfahrungsſätzen, 
überſchlagen zu laſſen, um den Geldbedarf vorher, wenigſtens annähernd, überſehen zu 
können. 

2) In welchen Fällen dem GeneralsKommando darüber Vortrag zu machen iſt. 

8. 62. Die Intendantur hält uͤber dieſe von den techniſchen und Lokal-In— 
ſtanzen vorbereiteten und begutachteten vorläufigen Projekte, Anträge und Approxima⸗ 
tiv⸗Angaben, in den dazu geeigneten Fällen, dem kommandirenden General Vortrag, näm— 
lich wenn 


') Für dergl. durch Handwerker gefertigte Anſchläge dürfen jedoch keine Gebühren in 
Ausgabe paſſtren. 
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1) bei der Reparatur eine weſentlich veränderte, auf die Benutzung durch die Truppen | 
Einfluß habende Einrichtung des Gebäudes eintritt, oder zu wuͤnſchen, 

2) wenn die Ausführung durch Militair-Handwerker in Antrag zu bringen iſt; 

3) wenn die Leitung eines Neubaues oder einer größeren Reparatur von dem Garnif.- 
Bau⸗Direktor ſelbſt übernommen wird; 

4) wenn beſondere Umſtände, z. B. auf Veranlaſſung der Geſchäfts-Berichte ꝛc., einen 
Vortrag erforderlich machen; 

beſonders aber muß 

5) von jedem Neubau das Projekt dem K. Gen-Kommando zur Zuſtimmung vorge⸗ 
legt werden ($. 14.), indem es zu deſſen Fürſorge gehört (8. 2.), einerſeits das In⸗ 
tereſſe der Truppen, hinſichtlich einer entſprechenden Befriedigung der normalmäßi⸗ 
gen Bedürfniſſe, wahrzunehmen, andererſeits aber auch übertriebenen oder mit 
den Vorſchriften nicht vereinbaren Anforderungen der Truppen wirkſam entgegen zu 
treten. 


3) Formirung der Bau-Anträge bei dem Kriegs-Miniſterium. | 
8.63. Behufs der vorbereitenden Prüfung und rejp weitern Veranlaſſung richtet 
demnächſt entweder der kommandirende General feine Anträge an das Mil. Def. Dep., 
oder überläßt dies der Intendantur. 
In beiden Fällen müſſen dieſe Anträge, zur Vermeidung von Rückfragen, das voll— 
ſtändig begründete Gutachten der Intendantur, insbeſondere auch über die wirkliche Noth— 
wendigkeit des Baues, enthalten. 


4) Vorläufige Entſcheidung des Miniſteriums. | | 
8.64. Auf dergl. einzelne Anträge wird die Genehmigung zur Ausführung der 
Bauten noch nicht ertheilt, ſondern das Min. entſcheidet vorläufig darüber nur in fomet, ` ` 
als ed die weitere Behandlung des Bau-Projekts erfordert. 


5) Spezielle Ausarbeitung des Bau-Projekts und Veranſchlagung der Koſten. 
8.65. Dieſe Entſcheidungen gehen an die Intendantur, welche darüber dem Gen. 
Kommando Vortrag hält und, im Falle des Einverſtändniſſes des Mil. Def. Dep., die 
Ae Ausarbeitung des Bau-Projekts und die förmliche Veranſchlagung in die 
ege leitet. 


6) Einverſtändniß des betreffenden Truppentheils und der Lokal-Verwaltungen. | 

8.66. Sobald das Bau-Projekt und der Koſten-Anſchlag vollſtändig bearbeitet 
worden, haben der dabei zugezogene Vorſtand des Truppentheils ꝛc. und die Lokalbehörde, 
in deren Verwaltung das Gebäude übergeht, die Entwurfs-Zeichnung und den Erläute⸗ 
rungs⸗Bericht, zum Zeichen des Einverſtändniſſes, mit zu unterſchreiben (98. 23. u. 25.) 

Wenn jedoch bei Baugegenſtänden geringeren Umfangs kein beſonderer Erläute⸗ 
rungs⸗Bericht gefertigt, vielmehr die nöthigen Aufklärungen in den Koſten-Anſchlag ſelbſt 
aufgenommen werden, ſo iſt dieſer letztere von den erwähnten betheiligten Behörden mit 
zu unterzeichnen. 

In dem Erläuterungs-Ber., oder, wenn es eines ſolchen nicht bedarf, in dem Koften- 
Anſchlage ſelbſt, finden zugleich auch diejenigen Vorſchläge ihre Stelle, welche ſich aus der 
gemeinſamen Berathung des Baumeiſters und der Lokal-Verw. über die zu wählende 
zweckmäßigſte Art der Bauausführung ergeben haben. ($$. 26. u. 44.) 


7) Vorprüfung der Anſchläge in techniſcher Hinſicht, Feſtſtellung derſelben in calculo. 
8. 67. Den von dem Baumeiſter direkt eingereichten Entwurf nebſt Erläuterungs— 
Ber. und Anſchlag ſendet die Intendantur, nach geſchehener Durchſicht, mit ihren Bemer— 
kungen und der hierüber nach Umſtänden noch eingeforderten Aeußerung des Baumeifterd 
begleitet, reſp. an den Feſtungs-Inſpekteur oder an die Reg. ($. 59.), und empfängt fie 
von dieſen mit den Reviſions-Atteſten und Bemerkungen zurück, um demnächſt die calcu> 
latoriſche Reviſton des Anſchlages vollziehen zu laſſen. 


Anmerk. Bei dieſer Reviſton iſt der Gebrauch der rothen Dinte zu vermeiden, welcher | 


letzteren nach der beſtehenden Obferbanz, nur die ſuperrevidirende Behörde 
ſich bedient. 


8) Nochmalige Vorlegung des Bauplanes beim General-Kommando und Einſendung der 
Ausarbeitungen an das Militair-Oekonomie-Departement. Herbeiführung der 
Super-Reviſton. * 
8.68. Die Intendantur legt ſodann den Bauplan (in den in 8. 62 bezeichneten 
Fällen) nochmals dem Gen.-Kommando vor, und reicht denſelben, im Fall des Einver— 
ſtändniſſes, nebſt dem Erläuterungs-Ber. und Koſten-Anſchlage, — letzteren unter Bei— 
fügung des ſchriftlichen Anerkenntniſſes der Nothwendigkeit des Baues (8. 11.) — an 
das Mil. Def. Dep. ein, welches auch ſeinerſeits das Projekt in Beziehung auf den Zweck 
d und den Koſtenpunkt prüft und endlich in den beſtimmungsmaͤßig dazu geeigneten Fallen 
G. 53.) die Superreviſton der Bearbeitungen vermittelt. (S. 7.) 


r 
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Hierbei iſt denn auch gleichzeitig die Entſcheidung über die in Folge der Vorreviſton 
ſich etwa ergebenen Meinungs-Verſchiedenheiten herbeizuführen. 


9) Umarbeitung der Bau-Projekte, wenn fi weſentliche Ausſtellungen bei der Super: 
Reviſion zu machen finden. Vermeidung vergeblicher Anſchlags-Bearbeitung. 

F. 69. Finden ſich bei der Superreviſton eines Bau-Projektes weſentliche Ausſtel— 
lungen, ſo wird daſſelbe nebſt dem Koſten-Anſchlage danach entweder ſogleich berichtigt, 
oder nach Umſtänden zur Umarbeitung zurückgegeben. 

Bei großen und ſchwierigen Bauten ſcheint es jedoch angemeſſen, zunächſt nur das 
Projekt nebſt Erläuterungs-Ber. durch den vorgeſchriebenen Inſtanzen-Zug zur Super: 
reviſton und definitiven Feſtſtellung gelangen und demnächſt erſt, auf den Grund dieſer 
letzteren, zur Anfertigung des in der Regel ſehr umfangreichen Koſten-Anſchlages ſchreiten 
zu laſſen, damit zeitraubende Umarbeitungen, oder bei verſchiedenartigen Projekten für 
einen und denſelben Gegenſtand, vergebliche Anſchlags-Bearbeitungen vermieden werden. 
Das feſtgeſtellte Projekt und der Erläuterungs-Ber, werden demnächſt dem Anfchlage, 
wenn er zur Reviſton eingereicht wird, wiederum beigefügt. 

Die Intendantur hat, bei Einleitung dieſer Vorarbeiten, mit dem Baumeiſter das 
hierunter zu beachtende Verfahren zu verabreden. 


10) Jährliche Genehmigung der Bauten und Ueberweiſung der Geldmittel. | 

8.70. Die nunmehr erfolgende Superreviſton und Feſtſtellung der Anfchläge, und 

die Erklärung des Einverſtändniſſes des Kr. Min. mit dieſen Ausarbeitungen, geben jedoch 

an ſich noch nicht die Gewißheit, daß und wann der Bau zur Ausführung kommen werde. 

Hierüber wird vielmehr eine ausdrückliche Genehmigung nothwendig, welche das 

Kr. Min., wo nicht Gefahr im Verzuge iſt, nur alljährl., nach Vergleichung des zum be— 

ſtimmten Termin angemeldeten Geſammtbedürfniſſes mit den disponiblen Mitteln und 

nach Maßgabe der letztern, den Gen.-Kommando's bekannt macht, worauf das Mil. Oek. 
Dep. den Intendanturen die erforderlichen Baugeider zur Dispoſttion ſtellt. 


11) Weitere Veranlaſſung nach erfolgter Genehmigung des Baues. 

8. 71. Wenn die Ausfuhrung eines Baues in der Miniſterial-Inſtanz genehmigt 
und der feſtgeſtellte Koſten-Anſchlag vor- oder nachher zurückgegeben iſt, To macht die In— 
tendantur dem Gen.⸗Kommando darüber Vortrag, dem Baumeiſter und der Lokalbehörde 
aber die geeignete Eröffnung, damit nach Maßgabe des im Erläuterungs-Ber. vorgeichla- 
genen und nunmehr genehmigten Bau-Modus reſſortmäßig eingeſchritten wird. Sie in⸗ 
ſtruirt ferner die Lokal⸗-Verw. wegen Bildung der Baufaffe ; fie ſchickt den remittirten Ent- 
wurf nebſt Anfchlag dem Baumeiſter zur Einſicht zu, um von den bei der Superreviſton 
bewirkten Aenderungen oder Berichtigungen zu ſeiner Beachtung Notiz zu nehmen, und 
theilt ihm gleichzeitig eine beglaubigte Abſchrift des Koſten-Anſchlages zu ſeinem Gebrauch 
mit, da das Orig. deſſelben der mit der Rechnungslegung beauftragten Lokal-Verw. behän— 
digt werden muß. | 
Aufbewahrung der Original-Anſchläge. 

Die adminiſtrative Lokalbehörde ſowohl, als der Baumeiſter bleiben für die Tor: 
fältige Aufbewahrung dieſer Anſchlags-Exempl. und namentlich auch dafür verantwortlich. 
daß der Inhalt derſelben nicht vor eintretender Verdingung der einzelnen Lieferungen und 
Leiſtungen zur Kenntniß der Unternehmer oder Werkmeiſter gelange. 

12) Benachrichtigung des Feſtungs-Inſpekteurs oder des Regierungs-Bauraths. 

8. 72. Der Feſtungs⸗Inſpekteur oder reſp. der Reg-Baurath erhalten von der er⸗ 
folgten Genehmigung des Baues und dem verfügten Beginn der Ausfuhrung in dem $ 37. 
bezeichneten Wege Nachricht. 

13) Beſtätigung der Kontrakte und Zufertigung derſelben an die Lokalbehoͤrde und 
an den Baumeiſter. 

8. 73. Die abgeſchloſſenen Kontrakte werden der Intendantur zur Beftätigung ein⸗ 
gereicht (8. 12.), welche, ſobald dieſelben ihre Konfirmation erhalten haben, die Originale 
der mit dem adminiſtrativen Theil der Ausführung und mit der Rechnungslegung beauf— 
tragten Lokalbehörde, beglaubigte Abſchriften davon aber dem ausführenden Baumeiſter 
zufertigt. . . ö 

14) Konkurrenz des Truppentheils während der Ausführung durch einen dazu 

N kommandirten Offizier. 

8. 74. Die Intendantur veranlaßt zugleich, daß der Truppentheil, für deſſen Ges 
brauch das auszuführende Gebäude beſtimmt iſt, einen Offizier ernennt, mit welchem der 
ausführende Baumeiſter ſowohl, als die Lokal-Verw., in zweifelhaften Fällen, ſoweit dabei 
das Intereſſe der künftigen Benutzung des Gebäudes betroffen wird, in Verbindung 
treten kann. 
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Dieſem Offizier iſt auf ſein Verlangen die Einſicht der Bauzeichnung zu geſtatten; 
auch hat derſelbe die Befugniß, Mängel, welche er im Fortgange des Baues, hinſechtlic 
der innern Eintheilung und Einrichtung des Gebäudes, wahrzunehmen glaubt, zur Sprache 
zu bringen und event. feinen Kommandeur davon in Kenntniß zu ſetzen. 


15) Desgleichen durch einen Beamten der betreffenden Verwaltungsbehörde. 

8. 75. Iſt der Bau für ein ſonſtiges Militair-Inſtitut, für eine Lazareth⸗Anſtal 
Magazin⸗Verw. u ſ. w. beſtimmt, fo tritt an die Stelle des obengedachten Offiziers ein 
Mitglied der betr. Behörde, in ſoweit dieſe Behoͤrde nicht zugleich den adminiſtrativen 
Theil der Bauausführung hat, alſo ſchon in dieſer Eigenſchaft beim Bau konkurrirt. 


16) Anzeige von der Vollendung des Baues, — Abnahme und Uebergabe deſſelben. 


8. 76. Von der Vollendung des Baues haben bei Neubauten oder größeren Im: 
bauten die ausführenden Organe ungeſäumt der Intendantur Anzeige zu machen, damit 
dieſe eben ſowohl von dem Termin, wo das Gebäude in Benutzung treten kann, unter 
richtet ſei, als auch ihrerſeits zur baldigen und vollſtändigen Abnahme und Uebergabe und 
zur Beſchleunigung der Rechnungelegung, fo wie zur Einziehung der Beſtände der Bau- 
Kaſſe und reſp. zum Verkauf der übrig gebliebenen Baumaterialien, oder zur Beſtimmung 
darüber, nach den im zweiten Tit. enthaltenen Vorſchriften mitwirken könne. 

Anmerk. Als zufägliche ſpeziellere Vorſchriften zum vorſtehenden Erſten Titel 
in Bezu 
A. auf die Unterhaltung der Gebäude in der Subſtanz; | 
B. auf Neubaue, Umbaue, Retabliſſements ꝛc., und zwar in Betreff: 
I. der Beſchränkung des Bedürfniſſes; 
II. der erſten Erwägung der Bau-Anträge und Projekte; 
III. der Verantwortlichkeit der Intendanturen; 
IV. des Ganges der Bau-Anträge in der Vorbereitung, und 
V. der Entſcheidung über den alljährl. Nachweis des Beduͤrfniſſes, 
ſind in dieſer Geſchäfts-Ordn. am Schluß die Beſtimmungen des Kr. 
Min. v. 18. Febr. 1838 angehängt worden. 


ee el 


Spezielle Vorſchriften für die Einleitung und Ausführung größerer 
Reparatur- und Neubauten. 


I. Allgemeine adminiſtrative und techniſche Geſichtspunkte. 


1) Auswahl der Bauſtelle überhaupt. Grundſtücks-Erwerbung. 


8. 77. Wenn die Nothwendigkeit eines Neubaues anerkannt iſt, jo kommt es zu: 
nächſt darauf an, das zur Erreichung des Zwecks erforderliche Raumbedürfniß im Allge— 
meinen feſtzuſtellen, um ſodann eine geeignete Bauſtelle zu ermitteln. 

Kann zur Bauſtelle nicht ein dem Staate ſchon gehöriges Grundſtück genommen 


werden, und muß man daher zum Ankauf ſchreiten, ſo ſind die dazu noͤthigen Koſten in 
den Bau⸗Anſchlag mit aufzunehmen. 


2) Auf welche Eigenſchaften dabei hauptſächlich zu ſehen iſt. Anfertigung des Situa— 
tions⸗Planes. Sorgfältige Unterſuchung des Baugrundes. 
§ 78. Nächſtdem, daß die Bauſtelle den gehörigen Raum zur Erbauung eines dem 
gegebenen Zwecke entſprechenden Gebäudes gewähre, muß dieſelbe auch eine geſunde, freie 
und zugängliche, dabei dem Hochwaſſer oder dem anſteigenden Grundwaſſer nicht ausge— 
ſetzte Lage, auch, wo möglich, einen guten Baugrund haben, um nicht durch koſtbare Fun— 
dament⸗Anlagen den Bau ohne Noth zu vertheuern. 

Die einzureichenden Situations-Pläne müffen daher auch die nächſten Umgebungen. 
des Bauplatzes und die Breite der anzenden Straßen darſtellen, auch die Himmelsgegen— 
den durch Einzeichnung der Nordlinie, und die Höhenlage des vorhandenen Bauhorizonts | 

gegen die verſchiedenen Waſſerſtände durch einzutragende Nivellements-Zahlen, darauf 
angegeben fein. Der Ausarbeitung des Bau-Projektes muß eine ſorgfältige Unterſuchung 
des Baugrundes vorangehen. In der dem Anfchlage beigefügten Bau-Aufnahme (Erlaͤu⸗ 
terungs⸗Bericht) iſt ausdrücklich zu bemerken, daß und auf welche Weiſe der Baugrund 
unterſucht, und von welcher Beſchaffenheit derſelbe befunden worden iſt. Auch find dabei 
die Gründe für die im Anſchlage angenommene Fundamentirung näher zu entwickeln, und 
die Zweckmäßigkeit des beabſichtigten Verfahrens darzulegen. 

(Conf. C. Verf. des Min. des J. für H. u. G. Ang. v. 27. April 18321) und C. 

Verf. des Allg. K. Depart. v. 31. Mai 1832.) 


1) Vergl. oben Abſchn. I., Kap. I., Tit. II., Unter-Abth. II., sub I., S. 252. 
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3) Wahl der Grundſtücke für Wohngebäude, insbeſondere feuerſichere Lage der Gebäude. 

F. 79. Bei ſolchen Gebäuden, welche zur Bewohnung beftimmt find, iſt außerdem 
bei der Wahl des Grundſtücks auch auf die Anlage von Brunnen zur Gewährung des 
nöthigen Trinkwaſſers, nach Umſtänden auch auf Errichtung eigener Oekonomie-Gebäude 
und insbeſondere auch darauf Rückſicht zu nehmen, daß die Latrinen eine Lage und Ein- 
richtung erhalten, die den ſanitätspolizeilichen Vorſchriften entſpricht. 

Ferner find die Verhältniſſe zu den nachbarlichen Grundſtücken, fo wie die feuer— 
ſtchere Lage zu beachten, zumal bei ſolchen Gebäuden, welche zu Aufbewahrungs-Gelaſſen 
dienen ſollen. ö 

4) Gemeinſchaftliche Berathung E Raumbebürfniß und über die Auswahl des 
auplatzes. 

8. 80. Der mit der Ausarbeitung des Bau-Projektes beauftragte Baumeiſter tritt, 
nachdem ihm Seitens der Intendantur die allgemeinen Grundzüge und näheren data fup- 
peditirt worden ſind, mit der Lokal-Verwaltung und dem Kommandeur des Truppentheils, 
oder dem Vorſtande der Behörde, welcher das Gebäude zur Benutzung uͤberwieſen werden 
ſoll, zuſammen, um zunächſt das Raumbedürfniß, nach Maßgabe der Vorſchriften, fo wie 
die Auswahl des Bauplatzes, gemeinſchaftlich zu berathen und darüber ein Protokoll auſ— 
zunehmen, welches dem Bau-Projekte als Grundlage beizufügen ift. 

5) Entſcheidung in höherer Inſtanz bei vorkommenden Meinungs-Berfchiedenheiten. 

8.81. Bei nicht zu beſeitigender Verſchiedenheit der Meinungen werden die Diffe— 
an mit in das Protokoll aufgenommen und zur Entſcheidung in höherer Inſtanz 

efördert. | 
6) Weitere Vorbereitung des Bau-Projekts. 

8. 82. Nach herbeigefuͤhrter Uebereinſtimmung der Anſichten über die dem Gebäude 
und ſeinen Theilen zu gebende Einrichtung und nach ſorgſamer Erwägung aller dabei in 
Berührung tretender Verhältniſſe, wird nach Anleitung deſſen, was darüber in den 88. 61 
bis 65 geſagt worden, zur Ausarbeitung des Bau-Projekts und des Koſten-Anſchlages 
übergegangen. 

7) Verfahren bei baulicher Umänderung oder Einrichtung vorhandener Gebäude. 

8. 83. In ähnlicher Art wird verfahren, wenn es ſich um den Einrichtungs-Bau 
eines ſchon vorhandenen Gebäudes handelt, welches zur Benutzung für einen beſtimmten 
Garniſonzweck ausgebaut und hergeſtellt werden ſoll. 

Auch werden alle baulichen Einrichtungen und Reparaturen, durch welche der Zweck 
einer ſchon vorhandenen Bau-Anlage weſentlich verändert wird (Subſtanz-Veränderung), 
gleichfalls zur Kategorie der Neubauten gerechnet. 

8) Zuſtimmung der Orts- oder Kreis-Polizeibehoͤrde in baupolizeilicher Beziehung. 

§. 84. Wenn ein Neubau, Umbau oder Erweiterungsbau ꝛc. beabſichtigt wird, und 
dieſer nicht zugleich Befeſtigungs-Anlagen, oder Militair-Gebäude auf eigentlichem 
Feſtungs⸗Terrain betrifft, ſo muß der Orts- oder Kreis-Polizeibehoͤrde davon Mittheilung 
gemacht und die Zuſtimmung derſelben, in baupolizeilicher Hinſicht, eingeholt werden, bevor 
zur Ausführung geſchritten werden darf. 

Dieſer Mittheilung und Zuſtimmung ungeachtet, welche zunächſt das Allignement, 
die Feuerungs-Anlagen und andere baupolizeiliche Intereſſen zum Gegenſtande hat, ſind 
jedoch die K. Baubeamten und die Adminiſtrations-Behörden für den Bau, deſſen Aus— 
führung in ihre Hand gelegt iſt, ſchon von Amtswegen zur Wahrnehmung der baupoli— 
zellichen Vorſchriften verbunden. N i 
9) Zuſtimmung der Kommandantur bei baulichen Anlagen in Feſtungen. Beobachtung 

des Rayon-Geſetzes. 

8. 85. Bei baulichen Anlagen in Feſtungen kommt auch das Intereſſe der Fortifi— 
kation und der Feſtungs-Vertheidigung in Betracht, und es iſt daher die Zuſtimmung der 
Kommandantur und reſp. der Fortifikation erforderlich, auch, nach Befinden der Umſtände, 
die nöthige Kommunikation mit dem Feſtungs-Inſpekteur, der davon höhern Orts weitere 
Anzeige macht, anzuknüpfen. d 

Ueber das Verfahren bei baulichen Anlagen, oder ſonſtigen Veränderungen der Erd— 
oberfläche innerhalb der nächſten Umgebungen der Feſtungen, find in dem Allerh. polls: 
genen Rayon-Regulativ de dato Berlin, d. 10. Sept. 18281) die nöthigen Beſtimmun⸗ 
gen enthalten. 

10) Was bei Einrichtung landesherrlicher Schlöffer zu Militair⸗Zwecken rc. zu beachten 
iſt. Beſtimmungen über die Erhaltung öffentlicher Gebäude und über die Erhaltung 
der Bau-Denkmale und Ruinen. dÉ 

8. 86. Wenn landesherrliche Schlöffer zur Kaſernirung und anderen öffentlichen 


1) Vergl. unten. 
v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 23 
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Zwecken, mit Allerh. Genehmigung benutzt und ausgebaut werden, fo ſoll das Leußere 
dieſer Schlöffer, zum geſchichtlichen Andenken, ſtets unverändert gelaſſen werden, es ſei 
denn, daß die neue Beſtimmung des Gebäudes, ohne Veränderung feines Aeußeren, nicht 
erreicht werden könnte, in welchem Falle die begründenden Umftände, zur Einholung der 
Allerh. Genehmigung, angezeigt werden ſollen. 

Ueberhaupt ſoll, bei jeder weſentlichen Veränderung in öffentlichen Gebäuden und 
Denkmälern, diejenige Staatöbehörde, welche ſolche vorzunehmen beabſichtigt, darüber zu— 
vor mit der Ober-Bau⸗Deput. in Berathung treten, und, wenn Zweifel obwalten, zur 
Herbeiführung der Allerh. Entſcheidung, Bericht erſtattet werden. 

Durch die Allerh. K. O. v. 28. Jan. 1835 iſt jedoch dieſe Beſtimmung dahin mont. 
ficirt worden, daß es bei Umänderung derjenigen Gebäude, welche dem Kriegs-Min. in 
Feſtungen überwieſen ſind, der Konkurrenz der Ober-Bau-Deput. nicht weiter bedarf, das 
Kr. Min. dabei vielmehr nur den Zweck, zu welchem die Gebäude beſtimmt find, zu berüͤck— 
ſichtigen hat. $ 

Dagegen ift, mittelft Allerh. K. O. v. 7. März 1835 dem Min. ber G., U. u. Med. 
Ang. die Sorge für die Conſervation der Bau-Denkmale und Ruinen im Allgemeinen 


übertragen, und dadurch das Reſſort zur Erhaltung ſolcher Staats-Gebäude, die zu keinem 
öffentl. Zwecke mehr nutzbar, in Beziehung auf vaterländiſche Geſchichte und Kunſt aber 


wichtig ſind, näher beſtimmt worden. Seine Maj. wollen aber, in den vorkommenden 
Fällen, die Nothwendigkeit der Larauf zu verwendenden Koſten beurtheilen, und die dies⸗ 
fälligen einzelnen Anträge erwarten. ? 

Wenn demnach bei Umänderung der Gebäude in Feſtungen einerſeits der Zweck, zu 
welchem fie beſtimmt find, zu berückſichtigen und entſcheidend iſt, fo erſcheint damit gleich- 
wohl auch die Sorge fuͤr die Conſervation der Bau-Denkmale und Ruinen, in Beziehung 
auf Kunſt und Geſchichte, an ſich ſehr wohl vereinbar. g 

11) Farbe ber Mititair-Gebäude. 

8. 87. Zu der äußeren Abfärbung der Militair-Gebäude ift eine helle Sandſtein— 
farbe zu wählen, welche jedoch, zufolge Allerh. Beſtimmung, in der Regel lichtgelb gehalten 
werden ſoll. i 

„Nur in Feſtungen, wenn es darauf ankommt, dergleichen Gebäude dem feindlichen 
Auge zu entziehen, Ur die Anwendung einer mehr ins Graue fallenden Sandſteinfarbe 
eſtattet. 

2 Dieſe Beſtimmung iſt jedoch felbftredend nicht auf diejenigen Gebäude zu beziehen, 
bei welchen die Mauerflächen ohne Abpuß bleiben, und das Haupt-Material ſichtbar laſſen. 
12) Beſondere Berüdfichtigung der Solidität der Gebäude. 

8. 88. So wie einerſeits bei den Militalr-Gebäuden alles Ueberflüſſige zu vermeiden 
ift, fo iſt es andererſeits Zweck, daß die für Rechnung des Staates errichteten Bauwerke 
den größtindalichften Grad von Solidität erhalten, damit fie ihrer Beſtimmung entſpre— 
chen, in der laufenden Unterhaltung nicht zu koſtbar ausfallen, und überhaupt allen billigen 
Anforderungen und Erwartungen Genüge leiſten. Im Allgemeinen wird in dieſer Be— 
ziehung die Wahrnehmung der günſtigen Bauzeit und die Beobachtung einer angemeſſenen 
Reihefolge der einzelnen Bau-Arbeiten empfohlen, zugleich aber ernſtlich vor jeder 
Uebereilung gewarnt, die dem neuen Gebäude nicht ſelten ſchon bei ſeiner Entſtehung 
den Keim der Verderbniß mittheilt, und daher niemals ohne dringende Noth geſtattet 
werden darf. E 

13) Nähere Andeutungen darüber. 

8. 89. Es iſt jedoch hier nicht der Ort, aller Regeln zu gedenken, welche die Bau— 
praxis, zur Erreichung eines günſtigen Erfolges an die Hand giebt; vielmehr wird der 
Sachkenntniß, der Umſicht und Pflichttreue der verantwortlichen Baumeiſter dahin ver— 
traut werden müſſen, daß ſie die ihnen übertragenen Bauarbeiten, unter Beobachtung 
einer verſtändigen Oekonomie, kunſtgerecht und ſolide ausführen, dabei nur die dauerhaf— 
teften und geeignetſten Materialien anzunehmen, und überhaupt die den jedesmaligen Um— 
ſtänden entſprechendſten Maßregeln, zur möͤglichſt vollſtändigen Erreichung des Bau— 
zweckes, zu ergreifen wiſſen werden. 


II. Vom Verdinge der Bauten, Licitations- und Submiſſions— 
Verfahren. 
1) Bezeichnung der verſchiedenen Wege der Ausführung. 

8. 90. Die Ausführung eines Bauwerkes kann auf verſchiedene Weiſe geſchehen: 

a) allein auf Rechnung, , 

b) im Wege der Entreprife, 

oder 

c) auf Rechnung, unter Verdingung einzelner Lieferungen und Arbeiten. 

Bei der Ausführung in Entreprife iſt demnächſt das Licitations- oder Submiſſtons— 


Verfahren und der Akkord aus freier Hand zu unterſcheiden, fo wie ferner, ob über die 
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Ausführung des ganzen Bauwerks eine General-Entreprife ftatt findet, oder ob die dabei 
vorkommenden Arbeiten nach den verſchiedenen Handwerkszweigen mit einzelnen Werk— 
meiſtern, ein- oder ausſchließlich der erforderlichen Materialien, verdungen werden. 

2) Auswahl des einen oder des anderen Weges. 5 

8. 91. Dem Staats -Intereſſe liegt weſentlich daran, daß für die bewilligten Bau— 
ſummen auch tüchtige und dauerhafte Gebäude hergeſtellt werden, und es bleibt daher eine 
vorzügliche Pflicht, der Verwaltungs-Behörden ſowohl, als der Baumeiſter, bei der Wahl 
der einen oder der anderen Art der Ausführung eines Bauwerks, alles dasjenige in 
Betracht zu ziehen, was, nach Maßgabe der provinziellen und örtlichen Verhältniſſe und 
mit Rückſicht auf die jedesmal beſtehenden Confuncturen, dem Staats-Intereſſe am förder— 
GI iſt, um hiernach die erforderlichen Maßnehmungen in jedem einzelnen Falle zu 
reffen. | 

3) Vorzugsweiſe Anwendung des Licitations-Verfahrens. 

8. 92. Die zu ſchließenden Kontrakte follen in der Regel auf ein vorhergegangenes 
Licitations⸗Verfahren gegründet ſein. Indeſſen ſind Ausnahmen, welche durch die Natur 
des Geſchäfts gerechtfertigt werden, geſtattet. 

4) Modalitäten deſſelben. 

8. 93. Das Licitations-Verfahren bezieht ſich entweder auf die Lieferung der Bau— 
Materialien allein, oder auf die Leiſtung der Bau-Arbeiten ſelbſt, oder auch auf beide 
zugleich. Die Licitirung nach einzelnen Handwerkszweigen empfiehlt ſich zunächſt nur 


da, wo das Vorhandenſein mehrerer tüchtiger Werkmeiſter eine angemeſſene Konkurrenz. 


erwarten läßt, wogegen im andern Falle der Weg des freien Akkords den Vorzug verdient. 

Die Verhältniſſe des Orts und der Gegend dienen dabei überhaupt zum maßgeben— 

den Anhalte. | 
5) Lieferung der Baumaterialien insbeſondere. 

§. 94. Die Lieferung der Haupt-Materialien, als: der Steine, des Kalkes, des Bau— 
GN ꝛc., ſo wie der Anfuhr derſelben, wird in der Regel an befondere Lieferanten ver— 

ungen. \ 

Die Lieferung der Neben- Materialien, fo wie das Material zu den Schloffers, 
Tiſchler-, Anſtreicher-Arbeiten ꝛc. wird dagegen — zur Vermeidung von Unterſchleifen — 
am vortheilhafteſten an diejenigen Bau-Handwerker zu verdingen ſein, welche die Arbeiten 
ſelbſt ausführen. (§. 127.) 

1 6) Entnahme der Bauhölzer aus K. Forſten. 

9.95. Das zu den öffentlichen Bauten erforderliche Holz foll, ſoweit die Umſtände es 
geſtatten, aus K. Forſten, gegen Entrichtung des vollen Werthes, entnommen werden. 
Es bleibt aber der gemeinſchaftlichen Erwägung der Adminiſtrations-Behörde und des 
Baumeiſters vorbehalten, ob eine Abweichung von dieſer Vorſchrift, im Intereſſe des 
Staatshaushalts, nothwendig fein möchte. Ein ſolcher Fall tritt ein, wenn das Holz in 
den K. Forſten nicht in den erforderlichen Dimenſionen vorhanden, oder wenn daſſelbe 
erwieſen ſchlechter ift, als das von Privat-Unternehmern, oder wenn es, bei gleicher Güte, 
mit Einſchluß des Transportes doch theurer zu ſtehen kommt, als letzteres. 

7) Verdingung der Bau-Arbeiten. 

F. 96. Wenn, außer der Materialien-Beſchaffung, auch die Bau-Arbeiten ſelbſt zum 
Gegenſtande einer Licitation gemacht worden, ſo iſt es rathſam, beide Gegenſtände in einem 
Termin zur Ausbietung zu bringen, damit Colliſtonen bei der Ausführung vermieden, die 
Lieferung und die Leiſtung, beſonders in Beziehung auf den Zeitpunkt und die Reihenfolge 
der Arbeiten, angemeſſen zuſammengeſtellt, oder, nach Umſtänden, auch beide vereint a 
einen Unternehmer überlaffen werden können. ö - 

8) Anſetzung des Licitations-Termins. Auslegung ber Bedingungen. 

$. 97. Der Termin der abzuhaltenden Submiſſton oder Licitation wird, nach Maß— 
gabe des zur Bekanntmachung erforderlichen Zeitraumes, unter Rückſprache mit dem Bau— 
beamten beſtimmt, der zugleich diejenigen Modalitäten und ſonſtigen techniſchen Bedin— 
gungen angiebt, welche bei der betr. Behörde, zur Einfiht der Unternehmungsluſtigen, 
ausgelegt werden müſſen. 

9) Weitere Verhandlung. Abſchluß der Kontrakte. 

§. 98. Die Reſultate der abgehaltenen Licitation, welcher der Baubeamte in der 
Regel perſönlich beiwohnt, werden der Intendantur, unter Einſendung der darüber auf— 
genommenen Verhandlungen, zur Durchſicht und weiteren Beſtimmung eingereicht, und, 
ſofern fie ſolche dem K. Intereſſe angemeſſen finden, wird zur Abſchließung des förmlichen 
Kontraktes geſchritten. 

| 10) Beftätigung der Bedingungen und Kontrafte. 

$ 99. Die dem Licitations- und Submiſſtons-Verfahren zum Grunde liegenden 
SEH dienen für die mit den Bau-Unternehmern abzuſchließenden Kontrakte 
als Baſis. f 

Die Bedingungen und Kontrakte unterliegen reſp. der Genehmigung und Beſtä— 
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tigung der Intendantur, wofern die letztere, in einzelnen Fällen, nicht die unbedingte 
Kontrakts⸗Abſchließung, auf Grund der vorher ſchon genehmigten Bedingungen, anordnet. 

Von den Erforderniſſen der Bedingungen und Kontrakte wird weiter unten die 
Rede ſein. 

| 11) Verdingung der Bau-Arbeiten aus freier Hand. 

8. 100. Wird nach Maßgabe der Lokalität, und nach dem pflihtmäßigen Ermeſſen 
der mit der Bau-Adminiſtration und Ausführung beauftragten Organe, unter Zuſtimmung 
der Intendantur, die Licitation der Bau-Arbeiten ſelbſt nicht für zweckmäßig erachtet, fo 
wird die Verdingung dieſer Arbeiten aus freier Hand, auf dem im §. 66 bezeichneten Wege, 
unter vollſtändiger Erörterung des obwaltenden Sachverhältniſſes, der Genehmigung der 
reſp. hoͤheren Behörden anheimgeſtellt. 

12) Ausführung der Bau-Arbeiten auf Rechnung oder in Tagelohn. 

8. 101. Die Ausführung der Bau-Arbeiten auf Rechnung oder in Tagelohn wird 
nur in ſeltenen Fällen vortheilhaft und in der Regel nur da anzuwenden ſein, wo die 
Arbeiten ihrem Umfange, mithin auch den Koſten nach, im Voraus nicht gehörig überſehen 
und feſtgeſtellt werden können, wo ferner der Baumeiſter an Ort und Stelle anweſend 
iſt, um die Arbeiten zu jeder Zeit genau kontrolliren zu können, oder wo gewiſſe Arbeiten 
einen ſolchen Grad von Kunſtfertigkeit verlangen, daß ſte einem einzelnen Werkmeiſter, 
im Wege des Akkordes, zur ſelbſtſtändigeren Ausführung, nicht anzuvertrauen fein möchten, 
Die desfallſigen Sachverhältniſſe muſſen aber ebenfalls ſtets ausführlich in den 8. 66. 
gedachten Erläuterungs-Ber. zu den betr. Koſten-Anſchlägen, oder reſp. in dieſen letzteren 
ſelbſt, auseinander geſetzt werden. 8 

III. Erforderniſſe der Bau-Anſchläge, Bedingungen und Kontrakte. 
A. Anſchläge. 
1) Was der Anſchlag enthalten ſoll. 

F. 102. Der Bau⸗Anſchlag ſoll eine vollſtändige Nachweiſung und Berechnung der 
zu einem Bauwerke erforderlichen Materialien ſowohl, als auch des Arbeitslohns und 
der etwanigen Nebenkoſten enthalten, um danach die muthmaßlichen Koſten eines Bau— 
werks möglichft genau überſehen zu können. 

Der Anſchlag wird durch den Baumeiſter nach den zu dem Bau-Projekt entworfenen 


Zeichnungen, ausgearbeitet. a 
2) Vollſtändigkeit der Anſchläge. 

F. 103. Es iſt ernſtlich darauf zu halten, daß die Anſchläge zu baulichen Anlagen 
und Einrichtungen ꝛc. in allen ihren Theilen vollſtändig und wohl überlegt angefertigt, | 
und nothwendige Gegenſtände dabei nicht überſehen werden, damit Nachforderungen, welche 
durch Anwendung gehöriger Sorgfalt zu vermeiden geweſen wären, nicht vorkommen. — 
Die Behörden und Beamten. welche ſich einer Vernachläſſigung hierunter zu Schulden 
kommen laſſen, Toten, in Gemäßheit der Allerh. K. O. v. 11. Mai 18241) zur. Verant⸗ 
wortung gezogen werden. 

3) Beſonders in Beziehung auf die richtige Würdigung des Zweckes der Bau-Anlage im 
Verhältniß zu den Koſten. , 

8. 104. Die Beobachtung diefer Vorſchriften ift um fo mehr nöthig, als öfters, wenn 
auf die nachträglich liquidirten Mehrkoſten gleich anfänglich Rückſicht genommen worden 
wäre, das ganze Projekt, wegen der damit verknüpften zu großen Koſten, würde zu ver— 
werfen geweſen ſein, da ſolche zu dem Zwecke einer Bau-Anlage nicht ſelten in einem ganz 
unangemeſſenen Verhältniß ſtehen. 

J) Erforderniß der den Anſchlägen beizufügenden Zeichnungen. 

$. 105. Zur gründlichen Veranſchlagung eines Bauwerkes find vor allen Dingen 
genaue Zeichnungen erforderlich, welche das Gebäude nach ſeiner Geſtalt und nach ſeinen 
Abmeſſungen in den einzelnen Theilen, richtig und klar darſtellen. Gewöhnlich ſind ſo 
viele Grundriſſe nöthig, als ein Gebäude Geſchoſſe hat; nächſtdem bleiben Anſichten und 
Profile, und bei künſtlichen Verbindungen, oder wo die Deutlichkeit es ſonſt erfordert, 
noch beſondere Detail-Zeichnungen beizubringen. 

Der Maßſtab der Zeichnungen iſt fo zu wählen, daß darin die weſentlichen Abmei- 
ſungen nach Länge, Breite, Tiefe, Stärke, Höhe ꝛc. in Zahlen eingetragen werden können, 
was, des beizuſetzenden Maßſtabes ungeachtet, niemals unterlaſſen werden darf. Auch ſind 
die einzelnen Gebäude-Theile im Plane, durch charakteriſtrende Farben, zu bezeichnen. 

5) Form der Bau⸗Anſchläge. Ueberſtchtlichkeit derſelben. 

$. 106. Was die den Anſchlägen zu gebende Form betrifft, jo bleibt dieſelbe von der 
Beſchaffenheit des Baugegenſtandes zu abhängig, als daß, bei der Verſchiedenartigkeit der 
Bauten und der darauf einwirkenden Lokal-Verhältniſſe, ein allgemein guͤltiges Schema 
dafür gegeben werden könnte. — Es wird vielmehr der Sachkenntniß und Routine des 
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1) Vergl. unten Beilage C. zur Gefchäfts-Ordn, 
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Baumeiſters überlaffen bleiben müffen, die Form und innere Eintheilung des Anſchlages 
nach den Umſtänden jederzeit ſo zu wählen, daß dadurch eine klare Ueberſicht der mittelſt 
der Veranſchlagung darzulegenden Beduͤrfniſſe, im Ganzen wie im Einzelnen, gewonnen, 
wird. N 

6) Denfelben beizufügende Materialien und Spezial⸗Nachweiſungen. 

$. 107. Zu bemerken bleibt in dieſer Beziehung nur, daß die Materialien-Berech— 
nungen und Spezial-Nachweiſungen, woraus die Vorderſätze des Anſchlages hervorgehen, 
demſelben in der Regel als beſondere Beilagen beizufügen ſind, damit der Anſchlag felbft, 
durch Bezeichnung aller Abmeſſungen, nicht zu ſehr überladen und die Ueberſicht und 
Reviſton dadurch erſchwert werde. | 

7) Angabe der Mauerftärfe und Berechnung des Materialien-Bedarfs. 

8. 108. Bei der Berechnung des Materiallen-Bedarfs iſt, mit Rückſicht auf die per, 
ſchiedene Stärke des Mauerwerks und auf die Größe der Mauerſteine, die beſtehende 
Vorſchrift zu beachten. (ef. Beilage Litt. D.) 

8) Ausſchließliche Anwendung der geſetzlichen Maße und Gewichte. 

$. 109. In den Koſten-Anſchlägen ſollen keine andere Maße und Gewichte aufge— 
führt werden, als die durch die Maß- und Gewichts-Ordn. v. 16. Mai 1816 vorgeſchrie— 
benen. Hiernach ſind auch die etwa aus dem Auslade zu entnehmenden Materialien zu 
berechnen, die ermittelten Quanta aber auf diejenigen Maße und Gewichte zuruͤckzufuͤhren, 
nach welchen die Materialien gewöhnlich verkauft werden. 

9) Aufnahme der Koſten für die Bau-Aufſicht. 
„ 8. 110. Am Schluſſe der Anſchläge werden die Koſten für die Bau-Aufſtcht, für 
Wächterlohn, Zeichnen- und Schreib- Materialien, für Rendantur-Gebuͤhren und andere 
Nebenkoſten unter dem Titel ad Extraordinaria aufgeführt. - | 


10) Erforderniſſe des beizufügenden Erläuterungs-Berichts. Belegungs- und Benugungs- 


lan. 
$. 111. Dem Bau-Anfchlage iſt ein Erläuterungs-Ber. beizufügen (88. 66 u. 69.), 
welcher ſich über das Bau-Projekt und über die Motive der ausgewählten Konſtruktions— 
Art, über die anzuwendenden Materialien und ihren Beſchaffungs-Modus näher aus- 
ſpricht, auch zugleich die gehörig begründeten Vorſchläge über die Art und Weiſe der Aus— 
führung des Baues enthält. Wo, nach den Beſtimmungen im 8. 66., ein beſonderer 
Erläuterungs-Bericht nicht erforderlich ift, werden dieſe data in den Anſchlag ſelbſt aufge- 
nommen. 
Feerner iſt dem Koſten-Anſchlage der Belegungs- oder ſpezielle Benutzungs-Plan des 
Gebäudes beizufügen, von welchem die betr. Lokal-Verw. eine Kopie erhält. 
11) Erforderniſſe der Nach-Anſchläge. ö 
§. 112. Wenn während eines Baues beſondere nicht vorherzuſehende Umſtände 
eintreten, in deren Folge das Bau-Projekt dergeſtalt modificirt werden muß, daß dadurch 
eine Vermehrung der Koſten unausbleiblich nothwendig wird, fo müffen dergleichen Fälle, 
ohne allen Verzug, wo möglich noch vor, event. aber wenigſtens unbedingt noch während 
der Ausführung, mittelſt beſonderer Nach-Anſchläge — bei denen im Allgemeinen die 
nämlichen Formen, wie bei den Anſchlägen ſelbſt, zu beobachten ſind — zur Sprache 
gebracht und gehörig begründet werden, um überfehen zu können, ob, wegen Unzuläng— 
lichkeit des erſten Anſchlages, eine Vertretungs-Verbindlichkeit ſtatt findet. Ohne einen 
ſolchen, höheren Orts genehmigten, Nach-Anſchlag, oder reſp. ohne ſpezielle höhere 
Genehmigung, darf eine Abweichung von dem Anſchlage, oder eine Ueberſchreitung 
deſſelben, unter keinen Umſtänden eintreten. — Iſt die höhere Genehmigung aber ertheilt, 
und der Bau mit Ueberſchreitung des Anſchlages ausgeführt, gleichviel, ob letztere auf 
beſonderen Nach-Anſchlägen beruht, oder nicht, ſo werden die Mehrkoſten, auf dem in den 
nachſtehenden 88. 174 und 175 vorgeſchriebenen Wege, in dem gewöhnlichen Bau-Revi⸗ 
ſtons-Protokoll mit nachgewieſen, indem, nach Beendigung eines Baues, eine abgeſon— 
derte Aufnahme ſelbſtſtändiger Nach-Anſchläge oder Reviſtons-Anſchläge nicht weiter 


zuläſſig iſt. 
12) Reviſton der Nachanſchläge. 

8.113. In allen Fällen, wo der Haupt-Anſchlag über einen Neubau oder Repa— 
raturbau der Reviſton der oberen techniſchen Baubehoͤrde unterworfen geweſen, muß auch 
der damit in Verbindung ſtehende Nach-Anſchlag von derſelben revidirt werden. 

Iſt der Haupt-Anſchlag von derſelben nicht revidirt, der Betrag des Haupt⸗Anſchla⸗ 
ges und Nach-Anſchlages zuſammen genommen aber fo bedeutend, daß die Revlſion durch 
die obere techniſche Behörde beſtimmungsmäßig erforderlich iſt, ſo wird das Reviſtons— 
Protokoll über die Ausführung des Baues der Feſtſetzung derſelben unterworfen. 

B. Bedingungen. 
1) Eintheilung und allgemeine Erforderniſſe derſelben. f 
8. 114. Die Bedingungen, welche bei der Ausführung von Bauten im Wege der 


171 
bi 
Hr 


e e 5 — 
* 


358 Geſetzgebung über das Staats- und öffentl. Bauweſen; beten Verwaltung. 


öffentlichen Licitation oder Submiſſton zum Grunde gelegt werden, ſind theils allgemeine, 
theils ſpezielle. 

Die erſteren betreffen die Wahl und Verpflichtungen der Bau-Unternehmer und Lie⸗ 
feranten überhaupt, die letzteren dagegen die beſonderen Beſtimmungen, in Beziehung auf 
die einzelnen Handwerkszweige und Materialien. pr: 

Ein weſentliches Erforderniß ſolcher Bedingungen ift, daß fie moͤglichſt bündig und 
klar abgefaßt ſein müſſen, damit während der Ausführung oder Lieferung keine Zweifel 
entſtehen, und die Unternehmer keine Gelegenheit finden, ſtch ihren Verpflichtungen ganz 
oder theilweiſe zu entziehen. . 

Auch ſind dabei die jedesmaligen örtlichen und provinziellen Obſervanzen und die 
daraus hervorgehenden, allgemeinen, rechtlichen Verhältniſſe zu berüdfichtigen. Folgende 
Geſichtspunkte können hierbei zum maßgebenden Anhalte dienen. 


2) Was hinſichtlich der Qualifikation der Unternehmer feſtzuſetzen iſt. 

S 115. Im Allgemeinen wird nur der als unternehmungsfähig für die Ausführung 
ſelbſt angeſehen, welcher bereits als ein ſachverſtändiger und zuverläſſiger Werkmeiſter 
bekannt ift, oder feine Befähigung zur Uebernahme des einen oder des andern Handwerks- 
zweiges nachzuweiſen vermag. N 

Es muß daher auch jeder Unternehmer die übernommenen Arbeiten ſelbſt ausſühren, 
oder doch — wenn After-Verdingungen über einzelne Arbeits⸗Objekte nachgegeben werden 
(was bei General-Entrepriſen in der Regel nicht zu vermeiden iſt) — der ſachverſtändigen 
Leitung der ganzen Arbeit gewachſen fein. | 

3) Hinſichtlich der Zulaſſung von Ausländern. 

8. 116. Ausländer können, wenn fie fi als qualificirt ausweiſen und eine ange— 
meſſene Bürgſchaft ftellen, ebenfalls an Bau-Unternehmungen Theil nehmen, jedoch nur 
unter der Bedingung, daß ſie noch vor dem wirklichen Beginne des ihnen etwa zu Ober, 
laſſenden Geſchäfts den gewerb-polizeil. Vorſchriften genuͤgen, und die Beweismittel 
darüber beibringen. 


4) Stipulationen über das Verfahren bei der Liritation ꝛc., fo wie wegen der zu leiſtenden 


Kautionen. 
$. 117. Die Art und Weiſe, wie bei der Licitation verfahren werden ſoll, der Termin, 
bis zu welchem Offerten eingehen, und wie ſolche abgefaßt ſein ſollen, die Behörde, welche 
den Zuſchlag ertheilt, die Friſt, bis zu welcher derſelbe vorbehalten und der Konkurrent an 
fein Gebot gebunden bleibt ꝛc. und die übrigen Modalitäten muͤſſen in den auszulegenden 
Bedingungen vollſtändig angegeben werden, ſo wie darin auch der Betrag der von den 
Unternehmern zu leiſtenden Kaution feſtgeſetzt ſein muß. = 


5) Verfahren bei Nachgeboten, welche in der Regel nicht ſtatt finden ſollen. 

8. 118. Zur Erhaltung des Vertrauens in die Behörde und zur Vermeidung bon 
Weiterungen iſt es unerläßlich, daß alle Nachgebote, welche bei der Licitation, nach Abſchluß 
des Termins, und bei der Submiſſton nach dem Beginn der Eröffnung der ſchriftlichen 
Eingaben, erfolgen möchten, ganz unberückſichtigt gelaſſen werden — was zur Nachachtung 
aller Konkurrenten ausdrücklich vorzubedingen, demnächſt aber auch Seitens der Behörde 
unter allen Umſtänden genau zu beachten bleibt. ö 
N Die Lokal-Behörden ſind aber verpflichtet, der Intendantur, außer den im Termine 
ſelbſt aufgenommenen Verhandlungen, auch ſaͤmmtliche von da ab bid zur Ertheilung des 
Zuſchlages etwa noch eingehende Nachgebote ſofort zu überreichen, oder reſp. Anzeige zu 
machen, damit letztere Behörde, bei der Entſcheidung: ob auf die im Termine abgegebenen 
Gebote der Zuſchlag zu ertheilen oder zu verweigern ſei, das Ergebniß der quäſt. Nach— 
gebote ſachgemäß mit in Betracht ziehen könne. 

Wird der Zuſchlag danach verweigert, ſo muß eine nochmalige Konkurrenz ſtattfin— 
den, in ſofern nicht beſondere Hinderniſſe, z. B. die Dringlichkeit der Ausführung, ſich dem 
entgegenſtellen. 

6) Erforderniſſe der eingehenden Submiſſionen. ) 

$. 119. Es ift ferner darauf zu halten, daß die ſchriftlichen Offerten bei Submiſ— 
ſtonen ſtets in beſtimmten Zahlen, nicht aber beziehungsweiſe auf ein zu erwartendes noch 
unbekanntes Mindeſtgebot abgegeben werden. In den bekannt zu machenden Bedingun— 


gen bleibt auch dieſes Gegenſtandes ausdrücklich zu gedenken. 


7) Verfahren, wenn ſich bei der abgehaltenen Submiſſton oder Licitation ein entſprechen— 
des Reſultat nicht ergeben hat. 

F. 120. Sollte die Submiſſion oder Licitatlon, der vorhandenen Konkurrenz unge— 
achtet, kein günftiged Reſultat gewährt haben, und daher die Genehmigung zur Ertheilung 
des Zuſchlages verſagt worden fein, jo kann demgemäß, unter Aufhebung des ſtattgefunde— 
nen Verfahrens, ein neues Verfahren in der Art verſucht werden, daß mit ſchriftlicher 
Submiſſton begonnen, und im Eröffnungs-Termine mit einer Licitation geſchloſſen wird, 


bei welcher letzteren das mindeſte Submiſſtons⸗Gebot zum Grunde gelegt, und dem Min— 
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deſt⸗Submittenten das Recht zugeſtanden wird, bei erfolgender mündlicher Ueberbietung, 
in das Mindeſtgebot der Licitation einzutreten. 
8) Beſchränktes Submiſſions-Verfahren bei ſolchen Arbeiten, welche eine beſondere 
Sorgfalt oder Kunſtfertigkeit erfordern. 

$. 121. Wenn Arbeiten, welche eine beſondere Sorgfalt oder eine gewiſſe Kunſtfer— 
tigkeit erfordern, unter Eröffnung einer Konkurrenz verdungen werden ſollen, ſo bleibt es 
rathſam, nur die nach der Erfahrung ſchon bewährten, zuverläſſtgen Werkmeiſter ꝛc. zur 
Abgabe ihrer ſchriftlichen Gebote aufzufordern, und ſo gewiſſermaßen ein beſchränktes 
Submiſſtons-Verfahren eintreten zu laſſen. 

9) General-Entrepriſe. — Solidariſche Verpflichtung der Unternehmer. 

. 122. Die jedesmaligen Verhältniſſe werden ergeben, ob es vortheilhafter ſei, die 
Ausfuͤhrung der Arbeiten und die Lieferung der Materialien, nach den berſchiedenen Hand= 
werkszweigen, an mehrere Unternehmer zu verdingen, oder den ganzen Bau an einen 
Entrepreneur zu überlaſſen. | > 

Wenn ſich mehrere Unternehmer mit einander zu einer General-Entrepriſe verbin- 
den, ſo iſt ihre diesfällige Verpflichtung als ſolidariſch, wonach Alle für Einen und Einer 
für Alle Reben, ausdrücklich in den Bedingungen zu ſtipuliren. \ 

10) Angabe der Gebote nach Prozenten unter der Anſchlagsſumme. — Verdingung in 
Pauſch und Bogen. — Reduktions-Recht. N 

8. 123. Der revidirte und approbirte Koſten-Anſchlag iſt die Grundlage der Licita— 
tion oder Submiffion, und die Unternehmer haben ihre Gebote nach Prozenten unter der 
Anſchlags-Summe abzugeben, dergeſtalt, daß von derſelben ein beſtimmter Rabatt in 
Abzug gebracht wird. 

Dies Verfahren verdient den Vorzug vor jenem, wo die Unternehmer die Preiſe bei 
den einzelnen Poſitionen des Anſchlags ſelbſt auswerfen, indem daraus, je nachdem die 
Arbeit ſo oder anders beurtheilt wird, oft ganz unverhältnißmäßige Forderungen erwach— 
ſen, welche die Vergleichung bedeutend erſchweren, und nicht ſelten, wenn ſich im Laufe der 
Ausführung die Vorderſätze des Anſchlages ändern, ein nachtheiliges Reſultat für den 
Baufonds herbeiführen. Es können jedoch auch Fälle eintreten, in welchen es zweckmäßig 
ſein dürfte, die Ausführung eines ganzen Baues, oder einzelner Arbeiten, in Pauſch und 
Bogen für eine runde Summe zu verdingen, welches Verfahren, wo es die Umſtände 
motiviren, durch vorſtehende Beſtimmungen nicht ausgeſchloſſen wird. 

Die in ſolchen Fällen bei der Abnahme des Baues mittelſt des gewöhnlichen Bau 
Reviſtons⸗Protokolls zu ermittelnden Koften der wirklichen Ausfuhrung werden ſodann, 
bei etwa vorgekommenen, gehörig gerechtfertigten Abweichungen vom Anſchlage, zwar im 
Einzelnen lediglich nach den Anſchlags-Preiſen, und beziehungsweiſe nach den aus den 
feſtgeſtellten Liquidationen der Intereſſenten hervorgehenden Preiſen ausgebracht, in der 
Haupt⸗Summe jedoch jedesmal genau nach dem Verhältniß des Anſchlags-Quantums 
zum Verdings⸗Quantum feſtgeſetzt, dergeſtalt, daß, wenn z. B. ein zu 6000 Thlr. veran- 
ſchlagter Bau für 5500 Thlr. verdungen worden iſt, in dem Falle, daß die Koſten der 
wirklichen Ausführung zu 7000 Thlr. ermittelt werden, dafür ein Betrag bon 6416 Thlr. 

20 Sgr. — und in dem Falle, daß die Koften der wirklichen Ausführung zu 5000 Thlr. 
ermittelt werden, dafür ein Betrag von 4583 Thlrn. 19 Sgr. zu gewähren iſt u. |. w. 
Das diesfäallige Reduktions-Recht iſt in den abzuſchließenden Bau-Entrepriſe-Kontrakten 
jedesmal ausdrücklich zur Bedingung zu machen und vorzubehalten. 
| (Cf. C. V. des K. Min. des J. an die K. Reg. v. 27. Juli 1827.) 

11) Wie es wegen der Vergütigung für vorkommende Mehr-Arbeiten und wegen des 

, Abzuges für weniger gefertigte Arbeiten zu halten ift. 

§. 124. Wenn der ſummariſche Betrag der prozentweiſen Unterbietungen der An⸗ NI 
ſchlags⸗Titel von der Anſchlagsſumme abgezogen wird, fo ſtellt die Reſtſumme zunächſt d 
das Ergebnif der ftattgefundenen Licitation dar. 

Dieſe Reſtſumme kann jedoch in der Regel nicht als ein unabänderliches Pauſch— 
Quantum angeſehen werden; dieſelbe modificirt ſich vielmehr, nach Maßgabe der im Ver: 
laufe der Bau⸗Ausführung eintretenden Veränderungen, dergeſtalt, daß vorgekommene 
Mehr⸗Arbeiten nach den aus der Licitation hervorgegangenen Preisſätzen bergütigt, die 
weniger gefertigten Arbeiten dagegen nach dem gleichen Prinzip in Abzug gebracht werden. 

Für ſolche Artikel, welche im Anſchlage gar nicht vorkommen, werden die, in den 
diesfälligen Liquidationen der Handwerker oder Lieferanten angeſetzten Preiſe durch den 
Baumeiſter nach Analogie feſtgeſtellt. , de 

12) Was wegen etwa entſtehender Differenzen über die Feſtſtellung der Preis-Sätze 
vorzubedingen iſt. | 

8. 125. Sollten über die Feſtſtellung der Preis-Sätze und Tagen jedoch Differenzen 
mit den Unternehmern entftehen, ſo geſchieht die Feſtſetzung derſelben, auf Erfordern der 
Adminiſtrations⸗Behörden, durch die betr. techniſchen Reviſtons⸗Inſtanzen, deren hoͤchſte 
das Endurtheil hat. N j | ng vi 


360 Geſetzgebung über das Staats- und öffentl. Bauweſen, deſſen Verwaltung. 


13) Wegen ſolcher Arbeiten, wofür eine beſondere Vergütigung nicht geleiſtet wird. — 
Nähere Bezeichnung derſelben. 

§. 126. Solche Arbeiten indeſſen, welche in der Natur der Sache liegen, aus der 
‚übernommenen Verpflichtung und aus dem Kontrakts-Verh ältniß von ſelbſt folgen, und 
ohne welche die ordentl. Erfüllung des Vertrages im rechtlich en Sinne nicht gedacht wer— 
den kann, iſt der Unternehmer gehalten, für den bedungenen Preis ohne weitere Entſchä— 
1 verrichten, auch wenn in dem Anſchlage ſelbſt davon nicht ausdrücklich die Rede 
ein ſollte. 

So gehört z. B., auch ohne ausdrückliche Angabe im Anſchlage, zum Mauern der 
Fundamente das Verzwicken und Ausfüllen aller Fugen mit Steinſtücken, das Zurichten 
und Ankarren der Steine, die Bearbeitung des Moͤrtels u. dergl. mehr. 

E wird in der Regel zweckmäßig ſein, das Ausheben der Baugrube oder der Funda— 
mentgruben, auch bei abgeſonderter Veranſchlagung, mit der Maurer-Arbeit zuſammen 
auszubieten und zu verdingen, weil ſonſt Colliſionen zwiſchen den Unternehmern entſtehen 
können, und die Vortheile und Erleichterungen verloren gehen, welche dem Maurer zu 
ſtatten kommen, wenn er auch die Erdarbeiten zu beſorgen hat. Die Anfertigung des 
Mauerwerks über der Erde erfordert die Zubereitung und Heranbringung des Materials, 
die Anfertigung der Rüſtungen, die Anlage der Ecken und der Vorſpruͤnge, das Ueberwöl⸗ 
ben der Thuͤr- und Fenſteroͤffnungen u. ſ. w. Damit indeſſen hierunter fo wenig als 
möglich Mißverſtändniſſe entſtehen können, iſt es erforderlich, die Arbeiten im Anſchlage 
ſelbſt fo genau als möglich zu bezeichnen und die Art und Weiſe ihrer Ausfuhrung deutlich 
anzugeben. ! 

14) Verdingung der Haupt-Materialien nach beſtimmten Einheitöfägen. 

f Neben-Materialien. 

§. 127. Die Lieferung der Haupt⸗Materialien zur Bauſtelle wird am beſten nach 
beſtimmten Einheitsſätzen an beſondere Unternehmer verdungen, und zwar beiſpielsweiſe: 

a) Feldſteine und Bruchſteine nach Schacht-Ruthen oder Klaftern; 

b) Mauerziegel, Dachziegel ꝛc., in den anzugebenden Dimenſtonen nach Tauſenden; 

e) der Kalk nach Tonnen, Scheffeln oder Kubik-Fußen; 

d) Sand, Lehm u. dergl. nach Schacht-Ruthen; 

e) das Bauholz. in den verſchiedenen Dimenfionen, nach laufenden Fußen; Boh— 

len, Bretter, Latten, in den beſtimmten Gattungen, nach der Stückzahl; 
a »Die e werden dagegen vereint mit den Bau-Arbeiten zu verdingen 
ein. (8. 94.) 


15) Anſchlagsmäßige und tüchtige Ausführung der Bauarbeiten. Verwerfung 
untauglicher Stücke. i 

$. 128. Jeder Bau⸗Unternehmer ift gehalten, die übernommenen Arbeiten anſchlags— 
Dä und, nach den deshalb ſpeziell vorgeſchriebenen Bedingungen, gut und tüchtig aus— 
zufuͤhren. | 

Bei etwaniger Unzulänglichkeit der Beſchreibung irgend eines Bau-Gegenſtandes 
im Anſchlage giebt der ausführende Baubeamte die nöthige Anleitung, nach welcher ſich 
der Unternehmer zu achten verbunden iſt. b 

Wo für einzelne Arbeiten Probeſtücke oder Schablonen gegeben werden, muß die 
Ausführung genau nach denſelben erfolgen. Untauglich befundene oder anſchlagswidrig 
gefertigte Arbeiten muß der Unternehmer ſofort auf eigene Koſten durch andere erſetzen. 


16) Autorität des ausführenden Baumeiſters in dieſer Beziehung. Berufung auf 
eine höhere techniſche Inſtanz. — Entſagung der Rechtsmittel. 
§. 129. Der Unternehmer muß ſich überhaupt, ſowohl in Anſehung der zu'leiſten— 
den Arbeiten, als hinſichtlich der Güte des zu verwendenden Materials, dem Urtheile des 
ausführenden Baumeiſters unterwerfen und nach deſſen Anweiſung handeln. Doch kann 
derſelbe auf die Entſcheidung einer, jedesmal vorher zu beſtimmenden höheren techniſchen 
Inſtanz provociren, wenn er ſich für beeinträchtigt hält. Aller Berufung auf den Weg 
Rechtens muß indeſſen auch hierbei entfagt, und dies in den Bedingungen ſtipulirt werden. 


17) Wie es hinſichtlich vorkommender Abweichungen zu halten iſt. 

§. 130. Werden im Laufe der Ausführung Abweichungen von dem genehmigten 
Bauplane oder von dem Anſchlage erforderlich, ſo muß der Unternehmer den diesfälligen 
Anordnungen des ausführenden Baumeiſters Folge leiſten. Ohne deſſen Genehmigung 
darf er ſolche jedoch nicht vornehmen. Fertigt daher der Entrepreneur ohne ſchriftliche 
Anweiſung mehr oder andere Arbeiten, als die Zeichnung oder der Anſchlag beſagt, ſo ſoll 
nicht allein keine Vergütigung dafür erfolgen, ſondern derſelbe bleibt auch außerdem für 
jeden etwa daraus entſtehenden Nachtheil noch beſonders verhaftet. 
18) Feſtſetzung der Termine zur Vollendung des Bauwerks und gewiſſer Theile deſſelben. 

9. 131. Ferner bleibt in den Bedingungen anzugeben, bis zu welcher Zeit gewiſſe 
Theile des Bauwerks, z. B. der Grundbau, die Aufführung der reinen Mauer in den ver— 
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ſchiedenen Stockwerken, einſchließlich des Streckens der Etagenbalken, das Richten und die 
Eindeckung des Daches, der innere Ausbau und endlich das Ganze vollendet fein ſolle. 

Der Beginn der Bauarbeiten im Frühjahr und deren Abſchluß im Herbſte bleiben 
dem Ermeſſen des Baumeiſters überlaffen, in ſofern nicht in dringenden Fällen beſondere 
höhere Beſtimmungen hierauf einwirken. 

19) Ordnungsmäßiger Betrieb des Baues, Anſtellung ſachverſtändiger Arbeiter 
und Aufſeher. 
§. 132. Dem Unternehmer iſt ferner ein ordnungsmäßiger Betrieb des Baues und 
die Anſtellung ſachverſtändiger Arbeiter und Aufſeher zur Pflicht zu machen; auch müſſen 
von ihm die orts- und baupolizeilichen Beſtimmungen gehörig beobachtet werden. 

Bei der Ausführung des Baues iſt darauf zu halten, daß derſelbe zwar mit Thätig— 
keit und Eifer gefördert, jedoch auch niemals zum Nachtheil der Solidität in einzelnen 
Theilen übereilt werde. Auch muͤſſen ſich die verſchiedenen Ouvriers gegenſeitig in die 
Hände arbeiten, und darf keiner dem andern Anlaß zur Verſäumniß geben, widrigenfalls 
er für den daraus entſtehenden Schaden einſteht. | 

20) Präjudicien und Konventionalſtrafen gegen den Unternehmer. 

§. 133. Um dafür Sicherheit zu haben, daß der Fortgang des Baues auf keine 
Weiſe gehemmt werde, läßt ſich jeder Unternehmer gefallen, daß, ſofern er mit den über» 
nommenen Lieferungen oder Leiſtungen nicht ſo raſch fortſchreitet, als bedungen worden, 
das Fehlende ſofort, und zwar für jeden Preis beſchafft werde. 

Derſelbe bleibt außerdem für jeden aus der von ihm verſchuldeten Zögerung entſte— 
henden Nachtheil, außer der von ihm geleiſteten Kaution, geſetzlich noch ſonſt mit feinem - 
Vermögen verhaftet. } 

Auch können für den Fall eintretender Verzögerungen verhältnißmäßige Konven— 
tionalſtrafen ſtipulirt werden. N 

21) Garantie des Unternehmers nach vollendeter Ausführung des Baues hinſichtlich 
der ſpäter ſich zeigenden Mängel. — 
| F. 134. Jeder Unternehmer haftet, nach geſchehener Vollendung und Reviſton des 
Baues, noch auf eine jedesmal beſonders zu beſtimmende Zeit für die Güte und Dauer der 
von ihm geleiſteten Arbeiten und gelieferten Materialien, und verpflichtet ſich, während 
dieſer Zeit jeden Reparaturbau unentgeldlich auszuführen und jeden Schaden zu erſetzen, 
der als Folge einer ſchlechten Ausfuhrung oder der Anwendung mangelhaften Materials 
erweislich gemacht werden kann. 5 
22) Berufung des Unternehmers auf die geſchehene Reviſton des Baues iſt nicht ſtatthaft. 
§. 135. Eine Berufung des Unternehmers auf die geſchehene Rebifion des Baues 
iſt hierbei ganz unzuläſſig, da die verbaneten Materialien bei der Abnahme großentheils 
nicht mehr wahrgenommen und beurtheilt, und mithin ſelbſt wirkliche Mängel unter dem 
Verputz und Anſtrich der neuen Gebäude-Theile von dem Reviſor leicht überſehen werden 
konnen. ` . 

Reparaturen hingegen, die in Folge eingetretener Benutzung des Gebäudes, eines 
ungewöhnlichen Ereigniſſes oder durch andere äußere Einwirkungen entſtehen, koͤnnen 
dem Unternehmer nicht zur Laſt geſtellt werden. 

23) Was hinſichtlich der an den Unternehmer zu leiſtenden Zahlungen, wegen Geſtellung 
und Rückgabe der Kaution, ſowie wegen Berichtigung der Stempel und fenftiger Koften, 
zu bedingen ift. cl, 

8. 136. Endlich ift noch in den allgem. Bedingungen das Noihige wegen Auszah— 
lung der Baugelder, namentlich auch wegen der Termine, in welchen die Abſchlagszahlun⸗ 

| gen geleiftet werden, ſowie wegen Geſtellung und Rückgabe der Kaution feſtzuſtellen. 

| Auch ift darin zu bemerken, daß der Entrepreneur (oder mehrere pro rata) die Koſten der 
Publikation des Licitations-Termins ꝛc., der Kontraktſchließung, der gelegt. Stempel und 
andere darauf bezügliche Ausgaben auf ſeine Rechnung übernehmen muß. 


24) Die speziellen Bedingungen müffen eine moͤglichſt genaue Beſchreibung der einzelnen 
Arbeiten enthalten. 


| $. 137. Die fpeziellen Bedingungen müſſen, mit Hinweiſung auf den Koſtenanſchlag 

und auf die Zeichnungen, eine möglichſt genaue Beſchreibung der einzelnen Arbeiten und 

| der Art und Weiſe ihrer Ausführung, imgl. der Beſchaffenheit der zu liefernden Materia⸗ 
lien und was ſonſt dahin gehört, enthalten, und ſo den Koſten⸗Anſchlag gewiſſermaßen + 
ergänzen. | . 

S Bei der Verſchiedenheit der Bauwerke, der Konſtruktionen, des Materials und 
der örtlichen Verhältniſſe, können jedoch allgemein gültige Normen für die Aufftellung 

| dieſer ſpeziellen Beftimmungen nicht ertheilt werden; vielmehr muß das Nähere hierunter 

für den jedesmaligen Fall dem ſachverſtändigen Ermeſſen des Baumeiſters anheim gegeben 
bleiben. , ö 
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25) Anfertigung von Probeſtücken bei einzelnen Arbeiten. 

„ . 138. In letzterer Beziehung wird nur noch empfohlen, von denjenigen Gegen— 
ftänden, welche bei der Ausfuhrung in vielen gleichen Exemplaren erforderlich find, z. E. 
Thüren, Fenſter, Schlöſſer, Beſchläge u. ſ. w. Probeſtücke anfertigen zu laſſen, auf welche 
in den, der Verdingung zum Grunde zu legenden Bedingungen Bezug zu nehmen iſt, und 
mit denen ſodann alle danach zu fertigenden Gegenſtände genau übereinftimmen müffen, 


26) Probeſtücke von den Materialien. — Oertliche Pruͤfung ihrer Beſchaffenheit durch 
den Baumeifter. 

$. 139. Eben ſo wird es für die Lieferung der Materialien von Nutzen fein, ſoweit 

als zuläſig, Probeſtücke einzufordern, um ſich derſelben bei der Abnahme zur Kontrollirung, 

der beſtimmten Abmeſſungen und der vorbedungenen Qualität bedienen zu können. Vor⸗ 

theilhafter aber bleibt es zu erachten, wenn der Baumeiſter noch vor Einleitung des öffentl. 

Verfahrens von der Beſchaffenheit der Ziegeleien, Kalköfen, Steinbrüche, der Holz⸗Nieder⸗ 

lagen und Forſten in der Umgegend des Bauorts ſich perſönlich recht gründl. Kenntniß zu 

verſchaffen ſucht, und wenn demnächſt, nach dem Ermeſſen der Adminiſtrations-Behörde, 

keine Beſitzer und Fabrikanten zur Abgabe ihrer ſchriftl. Offerten aufgefordert werden, von 

denen nicht mit Grund die Lieferung eines vorzüglichen oder doch völlig brauchbaren 
Materials erwartet werden darf. . | 

C. Bau-Kontrafte. 
1) Erklärung. g 

8. 140. Der Bau⸗-⸗Kontrakt iſt die ſchriftliche Vollziehung eines rechtsgültigen Ver⸗ 

trages zwiſchen dem Bauherrn und dem Bau-Unternehmer über die Ausführung eines 

ganzen Bauwerks oder eines einzelnen Baugegenſtandes. Im Weſentl. werden demſelben 
die ausgelegten und publicirten Bedingungen zum Grunde gelegt. 


2) Welche Umſtände beim Abſchluſſe der Kontrakte beſonders in Betracht kommen. 

8. 141. Bei dem Abſchluſſe eines Bau-Kontrakts kommt zunächſt in Betracht: 

a) ob der Vertrag ſich auf einen Neubau, Ausbau oder Reparaturen beziehet; 

b) ob der Weg der Licitation, Submiſſion oder des Akkords aus freier Hand nach Ein- 
heitspreiſen oder im Ganzen gewählt, oder auf Rechnung gebaut wird; . N 

c) ob und welche beſondere Gewohnheiten, in Bezug auf die gewerbl. Verhältniffe, in 
der Provinz beſtehen, welche bei Kontrakts-Schlſeßungen beachtet werden müſſen; 

d) ob und was Hinſichts der anzuwendenden Baumaterialien u. ſ. w. provinziell und 
ſelbſt örtlich zu bemerken iſt; | 

e) welche Formeln und Klauſeln bei der Abfaſſung zu beobachten find, damit der Kon- 
trakt, ſowohl im Einzelnen als im Ganzen, als ein rechtsbeſtändiger Vertrag ange: 


ſehen werde. 
3) Abfaſſung derſelben. 5 

8. 142. Nach Verſchiedenheit der vorgedachten Verhältniſſe richtet ſich auch die 
Abfaſſung der Kontrakte; es folgt daraus, daß eine durchgreifende Form für Bau-Entre— 
priſe⸗Kontrakte nicht vorgeſchrieben werden kann, obwohl die allgem. Regeln aus dem in 
der Provinz geltenden Rechte abzuleiten ſind. 8 

Ueber die beſondern Modalitäten verſtändigt ſich die Behörde mit dem ausführenden 
Baumeiſter; welcher insbeſondere die techniſchen Geſichtspunkte, worauf es bei der Aus— 
führung eines Baues ankommt, anzugeben und feftzuftellen hat, in ſoweit es nicht ſchon 
durch die Bedingungen geſchehen iſt. 

4) Zugrundelegung der vorher aufgeſtellten Bedingungen, welche als ein integrirender 

Theil des Kontrakts zu betrachten find. 

8. 143. Es vertreten daher auch bei der Ausführung eines Baues im Wege der 
Licitation oder Submiſſion die desdfalls vorher aufgeſtellten Bedingungen die Stelle der 
Kontrakts⸗Stipulationen, und find ſolche als ein integrirender Theil des Kontraktes zu 
betrachten. Sie müſſen daher demſelben unter der ausdrücklichen Bemerkung beigefügt 
werden: daß die Bedingungen, in ſofern ſie nicht, als Folge nachheriger Vereinbarung, 
theilweiſe durch den Kontrakt ſelbſt eine Modifikation oder Abänderung erhalten, dieſelbe 
Gültigkeit haben, als wenn e wörtlich im Kontrakt wiederholt worden wären. Die Be⸗ 
dingungen müſſen daher auch von beiden fontrahirenden Theilen unterſchrieben werden. 


5) Weitere Ausführung. Etwaige Modifikationen. N 

9. 144. Im Allgemeinen muß daher der Kontrakt, mit Bezugnahme auf die dem 
Licitations⸗ oder Submiſſions-Verfahren zum Grunde liegenden Bedingungen, Koſten— 
Anſchläge und Zeichnungen, nach welchen der Bau ausgeführt werden ſoll, die Stipula— 
tionen über die Verpflichtungen des Unternehmers enthalten, welche derſelbe durch die Lici— 
tation, namentlich in Beziehung auf die Arbeits- und Materialien-Preiſe, überhaupt gi 
gegangen iſt, ſo wie diejenigen Modifikationen, welche gegen die Bedingungen, in Folge 
gegenſeitiger Vereinbarung, etwa eintreten ſollen, und was ſonſt darüber etwa zu 
ergänzen iſt. 
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6) Kontraktſchließung bei Verdingung aus freier Hand. 

8. 145. Wird ein Bau, auf Grund eines Anſchlages, aus freier Hand verdungen, 
und ſind dafür nicht bereits beſondere Bedingungen entworfen, ſo müſſen in den Kontrakt 
ſelbſt die nöthigen Feſtſetzungen wegen Anfang, Förderung und Beendigung des Baues, 
über die Leitung der Kaution oder über Konventionalſtrafen bei nicht gehöriger Erfüllung 

des Vertrages, ſo wie über die in dieſer Beziehung etwa nöthig zu erachtenden Vorbehalte 
aufgenommen werden. 
7) Nähere Feſtſetzung der Zahlunge-Termine und ſonſtigen Modalitäten. 

8. 146. Ferner find in dem Kontrakte die Zahlungs-Termine, fo wie die Modalitä— 
ten bei Aufſtellung und Reviſton der Bau-Rechnungen, und was ſonſt dahin gehoͤrt, näher 
zu beſtimmen, ſo wie auch darin das Nöthige wegen etwaniger, im Laufe des Baues zu 
treffenden. Abänderungen und der darnach eintretenden Vermehrung oder Verminderung 
der dem Unternehmer zu leiſtenden Vergütigung vorbehalten bleiben muß (conk. $. 123., 
124.). Der Zeitpunkt der Abnahme des vollendeten Baues und die Verbürgungs-Zeit des 
Unternehmers muß darin gleichfalls ausgedrückt ſein. e 


8) Rechtliche Klauſeln ꝛc. 
8. 147. Endlich noch ſind in den Kontrakt die allgemeinen rechtlichen Klauſeln, und 
ſo weit dies in den vollzogenen Bedingungen noch nicht geſchehen, die nöthigen Feſtſetzun— 
gen wegen Beibringung der erforderlichen Stempel aufzunehmen. 


IV. Modalitäten der Bau-Ausführung, Bau-Aufſicht und Kontrolle. 


1) Abweichungen von dem genehmigten Bauplan ſollen ohne Zuſtimmung der 
kompetenten Behörde nicht ftattfinden. 

8. 148. Im Allgemeinen darf bei der Ausführung der Bauten nur nach dem geneh— 
migten Bauplan und nach dem approbirten Koſten-Anſchlage verfahren werden. 

Abweichungen hiervon, welche eine weſentliche Veränderung zur Folge haben, dur— 
fen ohne Genehmigung der kompetenten Behörde nicht ſtattfinden. Der ausführende Bau- 
meiſter, welcher ſich dergleichen erlaubt, ſoll, nach 8. 18. der Inſtruktion für die Ober- 
Rechnungs-Kammer, dle dadurch verurſachten Mehrkoſten ſelbſt tragen. 


2) Anordnungen, welche von Mitgliedern der Ober-Bar-Deputation getroffen 
werden können. a 

8.149. Dagegen ift durch die Inftruftion für die Ober-Bau-Dep. v. 26. Sept. 
1809 beſtimmt, daß, wenn ein Mitglied derſelben, bei ſeinen Lokal-Reviſionen in den Pro— | 
vinzen, eine in Abficht der Konſtruktion mangelhafte Behandlung eines in der Ausführung d 
begriffenen Baues entdeckt und pflichtmäßig dafür hält, daß bei deren Abſtellung Gefahr 
im Verzuge obwalte, und die Diepofition der kompetenten Behörde darüber nicht erſt ein— 
geholt werden konne, daſſelbe befugt fein ſoll, auf der Stelle die nöthigen Anordnungen, 
mit voller Wirkſamkeit, ſelbſt zu treffen, und den dirigirenden Baubeamten mit Anweiſung 

zu verſehen, die derſelbe ohne Widerrede zu befolgen hat. Es muß aber gleichzeitig der 
betr. Provinzial- oder ſonſt kompetenten Behörde, von einer ſolchen Dispoſttion Nachricht 
ertheilt werden. 

3) Dergleichen von Feſtunge-Inſpekteuren oder von Regierungsbauräthen. 

8. 150. In ähnlicher Art ſteht auch dem Feſtungs-Inſpekteur und dem Reg.-Bau- 
rath bei den örtlichen Reviſtonen der Bauten, in ſofern Gefahr im Verzuge iſt, das Recht 
zu, wegen der zu treffenden Abänderungen des Bauplans, fofort dem ausführenden reſp. 
Militair⸗ oder Civilbaumeiſter die nöthige Anweiſung zu ertheilen, jedoch gleichzeitig der 
Intendantur davon Nachricht zu geben. Wo indeſſen keine Gefahr im Verzuge ſtattfindet, 
wird desfalls, ſowohl in dieſem, wie in dem 8. 149. gedachten Falle, eine entſprechende 
Maßregel im geſchäftsmäßigen Wege herbeigeführt. 

4) Spezielle Beauffihtigung der Bauten durch Bau-Kondukteure und reſp. durch 
Ingenieur-Offiziere. 

8. 151. An einer beſtändigen Auſſicht und fachverftändigen Kontrolle der Bauten 
während der Ausführung darf es niemals fehlen, indem davon das Gelingen eines Bau— 
werks weſentlich abhängt. g 

Wo daher der Garniſon-Bau-Direktor, oder der Diſtrikts-Baubeamte, in Rückſicht 
auf anderweite Dienſtgeſchäfte, nicht im Stande ift, die Spezial-Aufſicht über die angeord- 
neten größeren Neubauten und Reparaturen ſelbſt zu führen, oder ſich nicht im Orte befin— 
det, da muß, zur ſpeziellen Leitung und Beaufſichtigung des Baues, ein gehörig qualifi- 
zirter Bau-Kondukteur angeſtellt werden. Bei größeren Garniſon- ꝛc. Bauten in den 
Feſtungen überträgt der Platz-Ingenieur die Spezial-Aufſicht einem ihm untergeordneten, 
jüngeren Ingenieur-Offizier, deſſen Stellung, Befugniſſe und Obliegenheiten hierbei im 
Ganzen dieſelben bleiben, als bei den Fortifikationsbauten. 

5) Anſtellung von Bau-Aufſehern bei minder wichtigen Bauten. 
8. 152. Bei minder bedeutenden Bauten wird es hinlänglich ſein, wenn in Feſtun— 
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gen ein Wallmeiſter oder Pionier, und in andern Garniſon-Orten ein im Schreiben und 
Rechnen geübter und ſonſt zuverläſſiger und umſichtiger, halbinvalider Unteroffizier oder 
Soldat (wo möglich ein ehemaliger Pionier), als Bau-Aufſeher angeſtellt wird; wo 
dergleichen Leute nicht vorhanden ſind, müſſen andere qualifizirte Subjekte angenommen 
werden. | 


6) Kontrolle von Seiten der Diſtrikts-Baubeamten, Play» Ingenieure und 
Garniſon⸗Bau⸗Direktoren. 

8. 153. Dagegen find die Diſtrikts-Baubeamten, Platz⸗Ingenieure oder Garniſon— 
Bau⸗Direktoren verpflichtet, alle Bauten ihres Reſſorts ohne Unterſchied in Abficht der 
guten und ſoliden Ausführung durch fo häufige Viſttationen zu kontrolliren, als es der 
Umfang ihrer Dienſtgeſchäfte nur irgend geſtattet. 

7) Anſtellung von Bauwächtern. ? 

8.154. Ob zur Beauffichtigung der Materialien, beſonders zur Verhütung von 
Entwendungen, außerdem noch beſondere Tag- und Nachtwächter anzuſtellen find, kann 
nur nach dem Umfange des Baues und nach den jedesmaligen örtlichen Verhältniſſen be- 
urtheilt werden. 

Beſtimmungsmäßig find für dieſe Dienſtleiftungen vorzugsweiſe ſolche ausgediente 
Militairs anzunehmen, welche ſich im Genuſſe von Invaliden-Benefizien oder Civil-Ver⸗ 
ſorgungs-Scheinen befinden. 

8) Pflichten des Bau-Kondukteurs. 

8.155. Zu den Pflichten des Bau-Kondukteurs, welcher dem ausführenden reſp. 
Militair⸗ oder Civil⸗Baumeiſter zunächſt untergeordnet iſt, gehört es insbeſondere, auf die 
forgfältige und anſchlagemäßige Ausführung der Bauarbeiten zu wachen, und darauf zu 
ſehen, daß nur Materialien von kontraktsmäßiger Beſchaffenheit geliefert und auf die ent⸗ 
ſprechendſte Art verwendet werden. Die Bau-Aufſeher und Bauwächter find dem Bau: 
Kondukteure untergeordnet und muß er darauf halten, daß dieſelben die ihnen obliegenden 
Pflichten gehörig erfüllen und insbeſondere ſich keine Unterſchleife oder Entwendungen zu 
Schulden kommen laſſen. 


9) Spezieller Wirkungskreis deſſelben. 


8. 156. Er ordnet, nach den Anweiſungen des ausführenden Baumeiſters, alle auf 
die Ausführung des Baues Bezug habende Details an, fertigt die nöthinen Bauzeichnun— 
gen, die Umriſſe der Schablonen an, und giebt den Bau-Handwerkern die ſonſt erforderli⸗ 
chen, mündlichen Anweiſungen, im Sinne der beſtehenden Vorſchriften und Kontrakte. 
Ueberhaupt bleibt derſelbe für den ordnungsmäßigen Betrieb des Baues zunächſt berant- 
wortlich, und wenn der Bau auf Rechnung ausgeführt wird, ſo ſind die dabei beſchäftigten 
Arbeiter gehalten, ſich nach den Anweiſungen des Bau-Kondukteurs unweigerlich zu achten; 
imgleichen ſteht ihm dann das Recht zu, untüchtige und widerſpenſtige Arbeiter ſofort von 
dem Bauplatze entfernen zu laſſen, ſo wie derſelbe auch auf die Beobachtung der polizei⸗ 
lichen Vorſchriften zu wachen hat. — Wird der Bau dagegen auf Entrepriſe ausgeführt, 
ſo hat der Kondukteur, nach Maßgabe des Kontrakts, ſich vorkommenden Falles an den 
Unternehmer oder deſſen Stellvertreter zu halten. 


10) Abnahme der gelieferten Materialien. 


8. 157. Ueber die abgelieferten Materialien oder angefertigten Arbeiten ſtellt der 
Bau⸗Kondukteur Empfangsſcheine im Sinne der Bau-Entrepriſe-Kontrakte aus, und muß 
darüber, ſo wie über die aus dem Bau-Fonds geleiſteten Zahlungen, nach Anweiſung des 
ausführenden Baumeiſters, Buch und Rechnung führen. Dies Bau-Manual muß mit 
den Büchern der Bau-⸗-Kaſſe, fo wie mit den Ablieferungsbüchern der Lieferanten und Bau⸗ 
Handwerker übereinftimmen und dient als Kontrolle derſelben. 


11) Führung der Bau-Journale. 


. 8. 158. Auch iſt der Bau⸗Kondukteur gehalten, ein ordentliches Bau⸗-Journal zu 
führen, worin täglich das Nöthige über den Fortgang des Baues, über die Anzahl der dabei 
beſchäftigten Arbeiter, ſo wie über die von dem ausführenden Baumeiſter erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen, und was ſonſt dahin gehört, kurz angedeutet ſein muß. Kommen Tagelohn⸗ 
Arbeiten vor, fo mëtten darüber namentliche Liſten geführt, darin die Arbeitszeit und 


die Leiſtungen der Arbeiter angegeben, und durch ein Atteſt des Bau-Kondukteurs beglau— 
bigt werden. 


12) Aufbewahrung der Verhandlungen, Manuale, Zeichnungen ꝛc. 
8.159. Die bei der Ausführung des Baues vorkommenden ſchriftlichen Verhand⸗ 


jungen und Verfügungen der konkurrirenden Behörden, Rapporte u. ſ. w. find gehörig 
aufzubewahren und daraus ordentliche Akten zu formiren, welche ſich beftändig in dem 
Baubüreau befinden müſſen, um ſolche gleich zur Hand zu haben. 


Nach Beendigung des Baues werden die Akten und Manuale, ſo wie ſämmtliche 


Militair⸗ und Garniſon⸗Bauten. 365 


Zeichnungen, Schablonen ꝛc. dem ausführenden Baumeiſter eingehändigt und, nach Anlei— 
tung der Provinzial-Verwaltungs-Behörden, zu den reſp. Inventarien gebracht. 


V. Abnahme vollendeter Bauten, Abnahme⸗Atteſte und Reviſtons— 
Protokolle, Uebergabe BR zum beſtimmungsmäßigen 
Gebrauch. 


1) Aufnahme der Bau⸗Reviſtons⸗Protokolle. 


8. 160. Bei den Bauten, welche von Civilbeamten ausgeführt werden, findet fol— 
gendes Reviſtons- und Abnahme-Verfahren ſtatt. Entweder der zur Führung des Baues 
angeſtellte Bau-Kondukteur, oder der Diſtrikts-Baubeamte, wenn dieſer den Bau nicht 
nur geleitet, ſondern auch ſpeziell beaufſichtigt hat, nimmt die gefertigten Arbeiten und ver— 
wendeten Materialien an Ort und Stelle genau auf, und weiſet dieſelben nach in einem 
Reviſtons-Protokolle, dem mit Papier durchſchoſſenen Originale oder einer Abſchrift des 
genehmigten Haupt- oder Nachanſchlags gegenüber, alſo in derſelben Folge, welche bei der 
Veranſchlagung beobachtet worden iſt. 

Arbeiten oder Materialien, welche im Anſchlage nicht vorkommen, werden, wie ed 
am überſichtlichſten iſt, entweder zwiſchen einzelnen Poſttionen eingeſchaltet, oder am 
Schluſſe des Anſchlags-Titels, in welchen fie gehören, aufgeführt. 

Das Reviſtons-Protokoll enthält nicht nur die Ermittelung der Größen und die 
Berechnung des, nach den Anſchlags- oder Akkord-Sätzen und reſp. nach den durch den Bau— 
beamten feſtgeſtellten Liquidationen der Unternehmer verdienten Geldbetrages, ſondern auch 
die Beurtheilung der Güte der Arbeiten und Materialien, ohne allen Vorbehalt 
und ohne Bezugnahme auf andere Verhandlungen, mit Ausnahme der im 
8. 167. erwähnten Fällen. 

Die Aufnahme deſſelben erfordert in beiderlei Beziehung gleiche Sorgfalt. Der leich— 
teren Ueberſicht wegen ſind aber alle Berechnungen und Bemerkungen, mit Bezug auf den 
daneben ſtehenden Anſchlag, ſo kurz als möglich zu faſſen; wo keine Abweichungen vom 
Anſchlage vorgefallen find, und ſich nichts zu erinnern findet, genügt der Vermerk »Geſche— 
hen« und der Anſatz der verdienten Summe. 

Die Berechnungen der Flächen und Körper, die Nachweiſung der Materialien, beide . 
nach Folge des Anſchlages oder der Beilagen deſſelben, ſind Theile des Reviſtons-Proto— 
kolls, mithin eben ſo zu behandeln. 


2) Zuziehung des von dem betheiligten Truppentheile kommandirten Offiziers oder des 
Deputirten der Behörde, für welche das Gebäude beſtimmt iſt. 


8. 161. Vor der örtlichen Aufnahme, wenn dieſe durch den Diſtrikts-Baubeamten 
ſelbſt erfolgt, iſt die Adminiſtrationsbehörde, imgleichen der von dem betheiligten Trup— 
pentheil kommandirte Offizier, oder der Deputirte der Behörde oder der Anſtalt, zu deren 
Benutzung das Gebäude beſtimmt iſt, um ſchriftliche Erklärung zu erſuchen, ob ihrerſeits 
gegen die Angemeſſenheit der Ausſührung etwas zu erinnern gefunden werde; denſelben 
auch zu überlaſſen, die Richtigkeit ihrer Erinnerungen an Ort und Stelle darzuthun, wes— 
halb fie von dem zur Aufnahme beſtimmten Termin zu benachrichtigen find. 

Hierauf und auf Ertheilung etwa nöthiger Auskunft beſchränkt ſich die Theilnahme 
der gedachten Deputirten an dem Geſchäft der Aufnahme. 

Dergleichen Erinnerungen ſind zwar für den verantwortlichen Baubeamten nicht ent— 
ſcheidend, müſſen aber gehörig berückſichtigt, wo moglich erledigt, oder, wenn dies nicht 
thunlich erſcheint, zur Kenntniß der höheren Adminiſtrationsbehörde gebracht und begut— 
achtet werden. 


3) Zuziehung der betreffenden Unternehmer oder Bau = Handwerker. Einwendung 
derſelben. ) 


8. 162. Auch find die Haupt-Unternehmer oder die Werkmeiſter, denen einzelne Ar— 
beitszweige in Verdung gegeben worden, zur Beiwohnung des Termins vorzuladen, wenn 
es nicht vorgezogen wird, ihre etwanigen Einwendungen gegen die Ermittelung, hinſtcht— 
lich der Quantität und Qualität der geſchehenen Leiſtungen, erſt nach Abſchluß des Revi— 
ſions-Protokolls, unter Vorlegung des ſie angehenden Theiles deſſelben, zu vernehmen. 

Dieſe Vorlegung iſt jedoch nur in dem Falle, dann aber unbedingt erforderlich, wenn 
die Unternehmer oder Werkmeiſter entweder nach §. 164. gar keine Liquidationen aufzu— 
ſtellen haben, oder wenn ihre Liquidationen bei deren, in Folge der vorerwähnten Ermit— 
telungen bewirkten, Feſtſtellungen in den Beträgen haben herabgefetzt werden müſſen. In 
dieſen beiden Fällen werden die ſich ergebenden Differenzen entweder nach pflichtmäßiger 
Ueberzeugung der Baubeamten ausgeglichen, und die Richtigkeit der Feſtſetzung wird von 
dem Betheiligten durch einen kurzen Vermerk unter dem Reviſtons-Protokoll, oder reſp. 
unter feiner Liquidation, anerkannt; oder es werden diejenigen Punkte, über welche keine 
Einigung zu Stande kommt, wie im vorherſtehenden Paragraphen vorgeſchrieben, zur 
Sprache gebracht. N 
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Lé 4) Beilagen des Reviſtons-Protokolls. 

V 8. 163. Die von den Unternehmern und Werkmeiſtern eingereichten, und durch den 

N Baubeamten gehörig feftgeftellten Liquidationen über die von ihnen ausgeführten Lieferun— 
gen und Leiſtungen, ſo wie die vorſchriftsmäßigen Waagezettel, Inventariſations-Atteſte 
und andere Juſtifikatorien, als Kontrakte, Engagements- Verhandlungen u. dergl. mehr, 
müffen dem Reviſtons-Protokolle jedesmal beigefügt werden, in ſoweit die im nachfolgen— 
den Paragraphen enthaltene Beſtimmung nicht eine Ausnahme hierunter geſtattet. 


5) In welchen Fällen die Beifügung der Liquidationen unterbleiben kann. 

| 8. 164. Die Beifügung befonderer von den Demerenten aufgeftellten Liquidationen 

kann nämlich, zur Erleichterung des Geſchäfts in folgenden Fällen unterbleiben: 

/ a) wenn ein Unternehmer allein, oder auch einige ſolidariſch auftretende Unternehmer, 
mit oder ohne Kontrakt, doch auf den Grund eines Anſchlages, ohne alle Modif— 
kation des letzteren; und 

) p) mehrere nicht ſolidariſch verbundene Unternehmer, nicht allein auf den Grund eines 

N Anſchlages, ſondern auch auf den Grund ſolcher Kontrakte, welche die Kompetenz 
eines jeden einzelnen Intereſſenten genau limitiren, einen Bau dergeſtalt gär, ` 
führt haben, daß die kontraktmäßigen Kompetenzen jedes Einzelnen ohne alle Mo— 
difikationen ausgezahlt werden müſſen. e 

e) Wenn in den vorbezeichneten beiden Fällen der, oder die Unternehmer, den Bau 
zwar genau nach dem Anſchlage oder reſp. Kontrakte, überdies aber noch einiges 
außer dem Anſchlage oder Kontrakte ausgeführt haben, ſo ſind nur über die des— 
fallſigen Mehrkoſten beſondere Liquidationen der Intereſſenten beizubringen. 
6) In welchen Fällen ſte dagegen beizubringen iſt. 
8.165. Dagegen muß in allen übrigen Fällen, wenn ein Bau entweder 
o) ganz ohne Anſchlag, oder 
6) zwar auf den Grund eines Anſchlages, aber mit ſolchen Modifikationen deſſelben 
ausgeführt worden iſt, daß ein bloßes Bau-Abnahme⸗Atteſt, nach den im $. 173. 
enthaltenen Beſtimmungen, nicht genügt, oder f | | 
al wenn die Ausführung von mehreren nicht folidarifc verbundenen Intereſſenten 
zwar nach dem Anſchlage, ohne weſentliche Abweichung von demſelben, aber nicht 
auf den Grund von Kontrakten, aus denen die Kompetenz jedes einzelnen Intereſ— 
ſenten unzweifelhaft hervorgeht, bewirkt worden iſt. 
das geſammte Liquidum durchgängig durch vollſtändige, von den Intereſſenten ſelbſt auf- 
geſtellte, und von dem Baubeamten feſtgeſetzte, ſpezielle Liquidationen conſtatirt werden. 


7) Uebereinſtimmung der Bau-Reviſions-Summen mit dem Geſammt-Liquidum. 
8. 166. Die Uebereinſtimmung der Bau-Reviſtons-Summe mit den feſtgeſetzten 
Forderungen der Intereſſenten, muß am Schluſſe jedes Bau-Reviſtons-Protokolls, oder 
reſp. in jedem deſſen Stelle vertretenden Bau-Ahnahme-Atteſte dargethan werden, entweder 
a) durch Zuſammenſtellung der Anſchlags-Summe mit ſämmtlichen einzelnen Beträ- 
gen der Liquidationen über die Mehrkoſten, in dem 8.164. sub c. gedachten Falle, 

, oder ? 
b) durch Zuſammenſtellung ſämmtlicher einzelnen Liquidations-Beträge, in den 8. 165. 
gedachten Fällen. | 


8) Wieweit Bezugnahmen auf die Liquidationen im Reviſions-Protokolle ſtatthaft find. 
§. 167. Bezugnahme auf die beigefügten feſtgeſetzten Liquidationen im Reviſtons⸗ 
Protokoll, um die Wiederholung des Inhaltes zu umgehen, iſt nur ſtatthaft, wenn die 
Liquidationen deutlich geſchrieben und genau nach der im Anſchlage beobachteten Folge der 
Gegenſtände geordnet ſind, ſo daß die der Regel nach, oder auf beſondere Veranlaſſung 
eintretende Superreviſion ohne Schwierigkeit bewirkt werden kann. 
9) Sonſtige Erforderniſſe der Bau-Reviſtons-Protokolle. 

8.168. Am Schluß des Reviſtons-Protokolls werden ferner noch die allgemeinen 
Bemerkungen über die Gute der Arbeiten und Materialien niedergeſchrieben; es werden 
die veranſchlagten mit den verdienten, oder ſchon verausgabten Koſten verglichen, die Ur— 

ſachen des plus oder minus, mit Hinweiſung auf die betr. Poſitionen oder Anſchlags— 

Tttel, imgleichen die Gründe, aus welchen eine genauere Veranſchlagung nicht moͤglich 

geweſen, kurz angegeben, und es wird ausdruͤcklich verſichert, daß, außer dem Inhalte des 

Reviſtons⸗Protokolls, nichts auf die Abnahme des Baues Bezügliches anzuführen ſei. 
10) Vorbereitung derſelben während der Ausführung des Baues. 

8. 169. Nicht nur zur Erleichterung des Reviſtons-Geſchäftes gereicht es, ſondern 
auch die Sicherheit in den Angaben über Ausdehnung und Beſchaffenheit vieler nach Be— 
endigung des Baues nicht mehr genau zu beſichtigenden Gegenſtände macht es nothwendig, 
daß die Data zum Reviſions-Protokoll ſogleich vom Beginne des Baues an geſammelt, 
und in einem eignen Manuale, nach der Folge der Anſchlags-Poſttionen und mit Bezeich— 
nung der Nummern derſelben, überſichtlich zuſammengeſtellt werden. 


un ne 
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Ueber vollendete Arbeiten iſt in dieſem Manuale ſobald als möglich abzuſchließen. 
Die Diſtrikts-Baubeamten müſſen beim Beſuch der Bauſtelle darauf halten, daß 
von den angeſtellten Bau-Kondukteurs dieſe Vorſchrift beobachtet werde, und höhere Bau— 
beamte werden bei ihren Vereiſungen auch dieſem Gegenſtande ihre Aufmerkſamkeit 
widmen. 
11) Prüfung des Reviſions-Protokolls und Einſendung deſſelben an die Intendantur. 
8. 170. Iſt das Reviſtone-Protokoll nach §. 160. von dem angeſtellten Bau-Kon⸗ 
dukteur aufgenommen worden, fo hat der vorzugsweiſe verantwortlich bleibende Diſtrikts— 
Baubeamte daſſelbe an Ort und Stelle, wo möglich im Beiſein des erſtern, genau zu 
prüfen, nach dem Befunde zu berichtigen, und nach Beobachtung des 8. 161 und 162 vor- 
geſchriebenen Verfahrens zu atteſtiren. | 
Das von ihm aufgenommene, oder atteſtirte Reviſtons-Protokoll reicht er ſodann 
bei der betr. Intendantur mittelft Ber., der die etwa nöthigen Erläuterungen (8. 167.) oder 
Erörterungen (88. 161 und 162.) enthält, ein. g | 
12) Rechtzeitigkeit der Reviſion und Abnahme. N 
$. 171. Die Reviſion und Abnahme durch den Bau-Kondukteur und Diſtrikts-Bau⸗ 
beamten darf nicht, zum Nachtheil der Unternehmer, ungebührlich verzögert werden, jedoch 
auch nicht eher erfolgen, als bis allen etwa bemerkten kleinen Mängeln vollſtändig abge— 
holfen worden iſt. 

Jeder Vorbehalt in dieſer Beziehung iſt unſtatthaft, und das Anerbieten der Unter— 
nehmer, ſich zur nachträglichen Abhilfe zu verpflichten, zurückzuweiſen. Auch die Abwik— 
kelung des Bau-Rechnungs⸗Geſchäfts erfordert möglichſte Beſchleunigung der Abnahme. 
Zeigt der Baubeamte ſich ſäumig, ſo muß die Intendantur, nach fruchtloſer Erinnerung, 

auf eine dem Dienſtverhältniß gemäße Weiſe einſchreiten. 
13) Gänzliche Verweigerung der Abnahme. 

$. 172. Die Abnahme eines Baues, oder einzelnen Handwerkszweiges, wird gaͤnz— 
lich verweigert, wenn den vorgefallenen Fehlern gar nicht, oder nur mit Ueberſchreitung 
der zur Ausführung geſetzten Friſt abgeholfen werden kann. In ſolchem Falle iſt dem 
Unternehmer an Ort und Stelle Vorhaltung zu machen, deſſen Erklärung zu Protokoll zu 
nehmen und, unter Einſendung deſſelben an die Intendantur, zu berichten. 


14) In welchen Fällen bloße Reviſions- oder Abnahme-Atteſte genügend find. 

$. 173. Zur Erleichterung der Baubeamten find folgende, durch die C. V. der 
Min. des H. und der Fin. v. 26. Nov. 1820, des erſteren Min. v. 31. Aug. 1824, und 
der Min. der G., U. u. Med. Ang., des J. u. der Fin. v. 5. Sept. 18281) nachgelaſſene 
Modifikation des gewöhnlichen, 88. 160 et seg. vorgeſchriebenen, Reviſtons-Verfahrens 
auch auf die Bauten der Militair-Verwaltung anwendbar. 

1) Bei Entrepriſe-Bauten, bei deren Ausführung gar nicht, oder nicht weſentlich vom 
Anſchlage abgewichen iſt, genügt ein bloßes Reviſtons-Atteſt, in welchem jedoch die 
unweſentlichen Abweichungen angeführt, und das daraus entſtehende plus und 
minus nachgewieſen werden muß. - 

2) Bei Bauten auf Rechnung ift ein ſolches Reviſtons- oder Abnahme-Atteſt hin- 
reichend, wenn der Anſchlag nicht überſchritten worden iſt. 

In beiden Fällen darf aber das Atteſt nur in Folge genauer Prüfung an Ort und 
Stelle ausgeſtellt werden. 

15) Wie es bei ſolchen Bauten zu halten iſt, welche ohne Anſchlag ausgeführt 
worden ſind. 

F. 174. Iſt unter dringenden Umſtänden, auf höhere Verf., ein Bau ohne Anſchlag 
ausgeführt worden, fo wird nach Beendigung deſſelben ein ordentliches Bau-Reviſionds— 
Protokoll aufgenommen, in welchem die bewirkten Arbeiten und verwendeten Materialien, 
nach dem Befunde. in überſtchtlicher Folge nachgewieſen werden. 5 

Es finden dabei die 88. 160 et seg. enthaltenen Beſtimmungen ebenfalls Anwen— 
dung. In den nach 8. 168. dazu geeigneten Fallen bedarf es bloß einer von dem Bau— 
beamten gefertigten, und nach den reſp. Titeln abgetheilten, uberſichtlichen Zuſammen— 
ſtellung der von ihm beſonders feſtgeſetzten, von den betr. Intereſſenten ſelbſt aufgeſtellten 
Liquidationen. | 
16) Verfahren bei ftattgefundener Ueberſchreitung des Anſchlags. 

§. 175. Hat durch unvermeidliche Erhöhung der Preiſe, durch nachträgliche Bewil— 
ligung nicht veranſchlagter, oder durch größere Ausdehnung veranſchlagter Gegenſtände, 
oder durch andere nicht vorausgeſehene Verhältniſſe eine Ueberſchreitung des Anſchlages 
in einzelnen Poſitionen oder Anſchlagk-Titeln ſtatt gefunden, welche, bei Vollendung des 
Baues, noch nicht durch genehmigte Nach-Anſchläge gerechtfertigt iſt, oder durch Erſpar— 


1) Vergl. oben Abſchn. I., Kap. III., Tit. I., S. 291 ff. 
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niſſe bei anderen Gegenſtänden nicht vollſtändig gedeckt wird, jo muß mit der Reviſton dem 
Anſchlage Satz vor Satz gefolgt, und nach 8. 160. verfahren werden. 

Um indeſſen die Superreviſion der Reviſions-Protokolle möglichſt zu erleichtern, 
ſind die bei den einzelnen Poſitionen hinzugekommenen Gegenſtände und Preiserhöhungen 
aus dem Reviſtons-Protokolle zu extrahiren, und in einen beſonderen Nach-Anſchlag zu— 
ſammen zu tragen, damit die ſuperrevidirende Behörde bloß dieſen Nach-Anſchlag feſtzu— 
ſetzen, und das Reviſlons-Protokoll nicht weiter durchzuſehen braucht. 

Hat dagegen der urſprüngliche Bauplan in allen, oder doch in vielen Punkten modi— 
ficirt werden müffen, fo würde ein ſolcher Nach-Anſchlag eine ſehr mühſame und frucht— 
ioſe Arbeit erfordern, und es muß alſo in ſolchen Fällen das Reviſtons-Protokoll ſelbſt 
durchgegangen und feſtgeſtellt werden. | 

17) Wie weit die AnnahmesXAttefte ſtempelpflichtig find. 

8. 176. Es iſt verordnet, daß zu den Atteſten der Behörden oder einzelner Beamten, 
welche Bau-Entrepreneurs über die fontraftmäßige Vollendung des Baues. oder Liefe- 
ranten über die erfolgte Ablieferung verlangen, als amtlichen Atteſten in Privatſachen, 
ſobald ſie eine ſtempelpflichtige Summe betreffen, der geſetzliche Stempel von 15 Sgr. ver— f 
wendet werden muß. 1 e 

Dagegen bleiben alle diejenigen Attefte von dem Stempel befreit, welche von dem | 
Bau-Entrepreneur oder Lieferanten zur Juſtifikation der Bau-Rechnung beigebracht 
| werden müſſen, und lediglich das Intereſſe der Verwaltung, zur Erfüllung der beſtehenden 

ö f bezwecken, bei deren Ertheilung alſo ein Privat-Intereſſe nicht zum Grunde 
liegt. 
18) Prüfung der r i EEN durch die Regierungs- 
au-Räthe. f 
8. 177. Reviſtons⸗Protokolle oder Bau-Abnahme-Atteſte, welche auf einen Gegen⸗ 
N ftand ſich beziehen, bei beten Veranſchlagung die Konkurrenz des Reg.- und Bauraths 
grundſätzlich eintreten muß, werden demſelben durch die Intendantur zur Durchſicht und 
Feſtſtellung zugeſandt. 
| Die örtliche Prüfung des Reviſtons-Protokolls durch den genannten Beamten ` — 
erfolgt, wenn die Intendantur dieſelbe überhaupt für nothwendig hält, oder wenn, nach — 
88. 161 und 162., ſtattfindende Differenzen nur an Ort und Stelle ausgeglichen werden 
If können; oder endlich, wenn er felbft, entweder wegen Aufklärung dunkel gebliebener Punkte, 
oder wegen amtlich ihm zuſtehender Kontrolle des Bezirks-Baubeamten, eine ſolche dr, 
H fung rathſam findet. 
* 19) Superreviſton derſelben durch die Ober-Bau-Deputation. 
7 8.178. Der Ober-Bau-Deput. werden die Reviſions-Protokolle durch das Mili— 
tair⸗Oekonomie⸗Depart. zur Superreviſton nur vorgelegt, wenn 
| a) letztere Behörde aus beſonderen Gründen es nothwendig erachtet; 
1 b) bei der Ausführung weſentlicher Abänderungen des genehmigten Bauplans in der 
Einrichtung oder Konſtruktion; oder 
N) e) wenn Ueberſchreitungen eines zur Reviſton der Ober-Bau-Deput. geeigneten An- 
ſchlages vorgekommen ſind, und 5 
d) wenn ein Bau ohne Anſchlag, oder vor inſtruktionsmäßiger Superreviſton deſſelben, 
H hat ausgeführt werden müſſen. a 

In dem 8. 175. erwähnten Falle, in welchem ein Reviſtons-Nachanſchlag auſge— 
nommen wird, iſt auch nur dieſer zu ſuperrevidiren. (C. V. v. 27. Sept. 1822.1) 

Die örtliche Superreviſton durch ein Mitglied der Ober-Bau-Deput. erfolgt, wenn 
0 entweder dieſe, oder die Miniſt.-Behörde es für nothwendig hält, im erſteren Falle unter 
Zuſtimmung der Minift.-Behörde, in ſofern Reiſekoſten veranlaßt werden. 

20) Verfahren bei Bauten, deren Ausführung durch Ingenieur-Offtziere bewirkt ift. 
9. 179. Die Vorſchriften 88. 166 bis 178. finden auf die durch Ingenieur-Dfficiere 
ausgeführten Bauten fo weit Anwendung als es mit dem Reglement über Fortifikations⸗ 
Bauten und mit den den Ingenieur-Officieren beſonders ertheilten Inſtruktionen Der: 
träglich iſt. 
. Der Inſtanzen⸗Zug für dergleichen Bau- Angelegenheiten iſt 88. 4. 5. 6. und 7. 
bezeichnet. 


21) Uebergabe des Baues, 
a) Seitens des Baumeiſters an die beaufſichtigende Adminiſtrations-Behöoͤrde. 
8. 180. Sobald die Abnahme eines Baues bewirkt iſt, und die dabei noch etwa 
bemerkten Mängel beſeitigt worden ſind, erfolgt die Uebergabe deſſelben Seitens des 
Baumeiſters, nach Anordnung der Intendantur, an diejenige Adminiſtrations-Behoͤrde, 


N 1) Vergl. oben Abſchn. I. Kap. III., Tit. I. S. 292. 
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welche das Gebäude zu beauffichtigen hat. Der Intendantur bleibt es zu beſtimmen über: 
laſſen, ob dem obenerwähnten Akt die weitere Uebergabe des Gebäudes an den Truppen— 
theil, die Behörde oder die Anſtalt, welche daſſelbe benutzen ſoll, unmittelbar folgen kann, 
und in dieſem Falle, ob die Gegenwart des Baubeamten, oder des mit der Ausführung 
beauftragt geweſenen Ingenieur-Officiers dabei nothwendig ift. 
271) b) Seitens der letzteren an den Truppentheil, oder an diejenige Behörde, für welche 
das Gebäude beſtimmt iſt. 

8. 181. Die Uebergabe erfolgt von der adminiſtrirenden Behörde an den Komman— 
deur des Truppentheils, oder den von dieſem kommandirten Officier, oder an den Vor- 
ſtand der Behörde oder der Anſtalt, zu deren Gebrauch das Gebäude beſtimmt iſt, mittelſt 
Verhandlung, welche eine deutliche Beſchreibung der übergebenen und refp. übernom— 
menen Gegenſtände enthalten, oder allenfalls auf beigefügte, von den Uebergabe- und 
e eee ebenfalls zu vollziehende Inventarien-Nachweiſungen ſich 
beziehen muß. 

22) Berückſichtigung etwaniger Ausſtellungen. 

§. 182. Ausſtellungen, welche von den Uebernahme-Kommiſſarien gemacht und 
nicht ohne Weiteres erledigt werden können, ſind, bei Einſendung des Protokolls an die 
Inten dantur, zur weiteren Veranlaſſung zur Sprache zu bringen. 

VI. Verfahren bei Auszahlung der Baugelder, Rechnungslegung und 
Rechnungs-Abnahme. 
1) Wer mit Auszahlung der Baugelder zu beauftragen iſt. 

8. 183. Mit der Auszahlung der Baugelder bei K. Bauten darf ſich das Bau-Per— 
ſonale unter keiner Bedingung befaſſen, vielmehr muß, unter Anwendung entſprechender 
Sicherheits-Maßregeln, die betreffende Lokal-Verwaltung, oder eine andere in dem Orte, 
wo der Bau ausgeführt werden ſoll, befindliche K. Kaſſe, event. der Mag. oder die Bür— 
germeiſterei, mit der Uebernahme des Kaſſen- und Rechnungsweſens beauftragt werden, 
wenn die Zahlungen nicht unmittelbar von der Haupt-Kaſſe erfolgen. 

2) Ueberweiſung der Geldmittel. 

8. 184. Sobald der Baufonds disponibel gemacht iſt, wird derſelbe der Intendan⸗ 
tur im Ganzen, oder theilweiſe üͤberwieſen, welche die benöthigten Summen nach dem 
jedesmaligen Bedürfniſſe aſſignirt, und durch die betr. Spezial-Kaſſe in Empfang nehmen 


läßt. 
3) Ertheilung der Einnahme-Atteſte. 

8. 185. Dieſe Kaſſe, oder ſonſt mit der Auszahlung beauftragte Behörde, hat ſich 
am Schluſſe des Geſchäfts ein Einnahme-Atteſt von der Kaſſe ertheilen zu laſſen, aus 
welcher die Baugelder fließen. 

4) Erlös aus dem Verkauf alter Bau-Materialien oder Abgänge. Wie dabei zu ver— 
fahren iſt. 

8. 186. Die aus dem Verkaufe alter Bau-Materialien oder Abgänge ſich ergebenden 
Einnahmen fließen ebenfalls zum Baufonds, und werden bei demſelben durch Beifügung 
des Licitations- Protokolls u. |. w. auf Anweiſung der Intendantur entſprechend in Ein— 
nahme juſtificirt, wogegen der den Bau leitende Beamte atteſtirt, daß nicht mehr und nicht 
weniger an alten Materialien, Abgängen ꝛc. zum Verkauf zu ſtellen geweſen iſt. 

Die Termine zum Verkauf alter, oder übrig gebliebener neuer Materialien ſind im 
Beiſein des Baubeamten, oder des zur ſpeciellen Leitung angeſtellten Kondukteurs, abzu— 
halten, und die diesfälligen Licitations-Protokolle von den letzteren zu vollziehen. 

Wenn aber ein Kondukteur nicht angeſtellt iſt, und der Baubeamte nicht im Orte 
wohnt, wird der Verkauf entweder bis zur gelegentlichen Anweſenheit des letzteren zu ver⸗ 
ſchieben, oder aber, nach den Umſtänden, ein anderes zweckmäßiges Arrangement deshalb 


zu treffen ſein. 
5) Einrichtung der Kaſſen-Büͤcher. 

8. 187. Der Vorſtand der betr. Kaſſe muß ein Journal führen, worin alle aus dem 
Bau⸗Fonds geleiſteten Zahlungen nach der Zeitfolge eingetragen werden. 

Ferner iſt ein beſonderes, nach den Titeln des Anſchlags geordnetes Manual anzu— 
legen, in welches die Zahlungen aus dem Journal übertragen werden. 

Das Manual dient beſonders dazu, um überſehen zu können, ob ein oder der andere 
Titel des Anſchlages überſchritten werde. 

Das Journal und Manual müffen in den Haupt-Summen beſtändig mit einander 
übereinſtimmen und ſich gegenſeitig kontrolliren. 

Außerdem iſt noch ein Vorſchußbuch zu halten, um darin alle nicht zur definitiven 
Verausgabung geeigneten Vorſchuß- und Abſchlags Zahlungen notiren zu können. 

6) Auf weſſen Anweiſung die Zahlungen zu leiſten ſind. 

8. 188. Die Zahlungen ſelbſt erfolgen nach den in den Kontrakten feſtgeſtellten 
Bedingungen, und auf den Grund der mit den Unternehmern, Werkmeiſtern ꝛc. gehaltenen 
Abrechnung, auf Aſſignation des ausführenden Baumeiſters, oder, in dek Fällen, bei 


v. Rönne, Bau-Bolizei. 2. Aufl. 


370 Geſetzgebung über dad Staats- und öffentl. Bauweſen; deſſen Verwaltung. 


beſonderen, zu keinem Theil des Anſchlages gehörigen Ausgaben, auf Anweiſung der 
Intendantur. 

Bei Abſchlags⸗Zahlungen, welche in den Kontrakten ſtipulirt ſind, genügt in der 
Regel das Atteſt des ausfuͤhrenden Baumeiſters: daß dem Unternehmer die betr. Summe 
mit Sicherheit gezahlt werden könne, ſofern die Intendantur diesfällige Anweiſung ſich 
nicht vorbehalten hat. — 

Bei allen Reſt-Zahlungen hingegen, oder bei ſolchen Zahlungen, welche auf Grund 
beſonderer Rechnungen geleiſtet werden, muß die Anweiſung durch die Intendantur 


geſchehen. 
7) Verfahren bei laufenden Zahlungen. 

8. 189. Um den Geſchäftsgang in Abſicht der Anweiſung und Erhebung gewiſſer 
laufenden Zahlungen, z. E. die Remunerirung der Bau-Kondukteure, Bau - Auffeher, 
Wächter ze. zu erleichtern, iſt darüber jedesmal, noch vor dem Beginn des Baugeſchäfts 
die Feſtſtellung eines geeigneten Verfahrens herbeizuführen. 


8) Erforderniſſe der zur Kaffe gelangenden Rechnungen. Beifügung der Waagezettel. 
Richtigkeit des Kalküls. Beibringung der geſetzlichen Stempel. 

$. 190. Alle zur Kaffe gelangenden Rechnungen müſſen von dem Baubeamten in 
Anſehung der Quantität und Qualität der geleiſteten Arbeiten oder gelieferten Materialien 
vorſchriftsmäßig atteſtirt, auch da, wo Gegenſtände vorkommen, welche nach dem Gewichte 
bezahlt werden, mit den nöthigen Waagezetteln belegt fein, Ferner muß auf jeder Rec 
nung von dem Baubeamten der Titel des Anſchlages, wozu dieſelbe gehört, bemerkt 
werden, damit die Ausgabe gehörigen Orts in das Manual übertragen werden kann. 


Für die Richtigkeit des Kalküls in den Rechnungs-Belägen bleibt, hinſichtlich der 
Berechnungen nach Körper- und Flächen-Maßen, ſo wie der Angaben der Einheitsſätze, 
der Taxen und Quantitäten, der Baubeamte; — hinſtchtlich der Richtigkeit der ſich Wer, 
aus ergebenden und zu zahlenden Geldbeträge aber, fo wie für die richtige Beibringung 
der geſetzlichen Stempel, der Kaſſenbeamte verantwortlich. 


9) Tagelohnsliſten und deren Beſchaffenheit. Was bei der Zahlung zu beobachten iſt. 
$. 191. Wenn Tagelohns-Arbeiten vorkommen, fo müſſen in der darüber am 
Schluſſe jeder Woche zuſammen zu ſtellende Liſte die bei dem Bau beſchäftigten Arbeiter 
namentlich aufgeführt, die Anzahl der Tage, wie lange und womit jeder beſchäftigt geweſen 
ift, angegeben, und der bedungene Lohn ausgeworfen werden. Dieſe Lifte wird von dem 
Baubeamten, ſo wie die Nothwendigkeit der geleiſteten Arbeit, atteſtirt, und auf Grund 
derſelben die Zahlung an die betr. Individuen, in Gegenwart des Baubeamten und auf 
der Bauſtelle ſelbſt, geleiſtet, weshalb der mit der Zahlung beauftragte Kaſſenbeamte ver— 
bunden iſt, ſich nach der Bauſtelle zu verfügen. 
Von dem Baubeamten muß unter den diesfälligen Liquidationen auch jedesmal 
atteſtiit werden: 
»daß der angewieſene Betrag von ... Thlr. . .. Sgr. . .. Pf. in feiner Gegen 
»wart an die in der Liquidation benannten Individuen wirklich gezahlt worden 
»fei.« ` 
Wo ein Kondukteur oder Aufſeher angeſtellt ift, vertritt dieſer die Stelle des Bau— 
beamten bei den Auszahlungen des Tagelohns. 


10) Periodiſche Kaſſen-Abſchluͤſſe. 
$. 192. Um den ausführenden Baumeiſter in beſtändiger Ueberſicht des Kaſſen— 
beſtandes zu erhalten, wird demſelben von Zeit zu Zeit (etwa monatlich) ein Kaſſenabſchluß 
mitgetheilt. worin die auf jeden Titel des Anſchlages geleifteten Zahlungen angegeben fein 
muͤſſen. 
Der Intendantur bleibt anheim geſtellt, wie oft ſie ſich einen ſolchen Abſchluß vor— 
legen laſſen will. N 
11) Ablegung der Rechnung. Theile derſelben. 
8. 193. Die Rechnung beſteht bei ſolchen Bauten, welche auf Adminiſtration aus— 
geführt find: , 
1) aus der eigentlichen Geld-Rechnung, 
2) aus den auf den Grund des Bau-Reviſtons-Protokolls zu fertigenden Beſtands— 
Nachweiſungen der Bau-Materialien und der Snpentarienftüde. 


Wenn kein Bau-Reviſ.⸗Protokoll aufgenommen worden, ſo bleibt in überſichtlicher 
Verbindung mit der Geldrechnung, eine förml. Materialien- und Inventarien-Rechnung 
zu legen, und durch dieſe der verbliebene Beſtand nachzuweiſen. 

Bei Bauten, welche von einem Unternehmer im Wege der General-Entrepriſe, 
ſowohl hinſichtlich der Arbeiten, als Materialien-Lieferungen, allein ausgeführt worden, 
iſt jedoch eine beſondere Nachweiſung der Materialien und Inventarienſtücke oder eine 
förmliche Rechnung darüber nicht erforderlich. 


N 
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12) Von der Geldrechnung insbeſondere. 


8. 194. Die nach dem sub Litt. E. beigeſ. Schema!) anzulegende Geldrechnung 
weiſet die vorgekommenen Einnahmen und Ausgaben, letztere nach den Titeln des An— 
ſchlages geordnet, nach und iſt belegt ei 

a) durch die ertheilte Genehmigung und Anweiſung zur Ausführung des Baues; 

b) durch den revidirten und event. ſuperrevid. Koſten-Anſchlag und Erläuterungs-Ver. 
Die Zeichnungen ſind dazu zwar in der Regel nicht erforderlich, müffen aber ſorg— 
fältig aufbewahrt werden, um fie, weng es ausnahmsweiſe verlangt werden follte, 
nachträglich vorlegen zu können (S. 159.); | 

e) durch Licitations-Protokolle über die ftattgehabte Verdingung des Werks und der 
Materialien; a 

d) durch die Haupt⸗Exempl. der hiernach abgeſchloſſenen und von der Intendantur 
beſtätigten Kontrakte; | 

e) durch ein Atteſt der betr. Hauptkaſſe ꝛc, daß nicht mehr und nicht weniger als die 
vereinnahmten Summen zu dem Bau gezahlt worden ſind; 

D durch die von dem Baubeamten feſtgeſetzten und in geſetzlicher Form quittirten Li— 
quidationen der einzelnen Handwerker, Unternehmer und Lieferanten, in ſoweit 
beſtimmungsmäßig erforderlich ſind; 

EI durch die gehörig juſtiftzirten namentl. Zahlungs⸗Nachweiſungen über die ſtattge— 
fundenen Tagelohnd-Arbeiten; 

h) durch das Reviſ.-Protokoll oder refp. Bau-Abnahme-Atteſt über die ſtattgehabte 
techniſche Abnahme des Baues; 

i) durch die Uebergabe-Verhandlung. 

13) Koſten-Balance. 


8. 195. Wenn kein Reviſ.-Protokoll aufgenommen worden, fo müffen die von dem 
Baubeamten feſtgeſetzten Liquidationen der Handwerker, Lieferanten ꝛc. nach den reſp. 
Ausgabe⸗Titeln überſichtlich zuſammengeſtellt und dieſe Zuſammenſtellung der Geld-Rech— 
nung beigefügt werden. Auch wird dann jeder Ausgabe-Titel in der Geld⸗Rechnung für 
ſich abgeſchloſſen, am Schluſſe deſſelben eine Balance des veranſchlagten und danach wirk— 
lich verausgabten Quantums gezogen, und von dem Baubeamten die Urſache der Plus— 
oder Minus-Ausgabe im Allgemeinen kurz angedeutet. 


14) Materialien- und Inventarien-Rechnung. 


8. 196. Eben fo werden für dieſen Fall aus den Belägen der Geld-Rechnung die 0 
angekauften Materialien- und Inventarienſtücke zuſammengeſtellt, um in einer dann be— d 
ſonders zu fertigenden Baumaterialien- und Inventarien-Rechnung (§. 193.) in Ein⸗ 
nahme und in Ausgabe, oder als Beſtand nachgewieſen zu werden. (H 

In der Geldrechnung ift bei den betr. Ausgabe-Titeln anzumerken, auf welcher Seite ! 
und unter welcher Nummer der Materialien oder Inventarien-Rechnung ſolche in Ein— g | 


nahme erſcheinen. 
Erſt nachdem die letztgedachten beiden Rechnungen angefertigt, und Seitens der 
betr. Baubeamten atteſtirt worden iſt, kann daher die Geldrechnung geſchloſſen werden. 


15) Nachweis über die Verwendung der Materialien. | 
f 


8. 197. Ueber die Einnahme an Materialien, welche in Maſſe (in beſtimmten 
Quantis), gleichviel, ob von beſonderen Lieferanten oder von den Handwerkern ſelbſt an— 
gekauft und geliefert, unter Aufſicht aufbewahrt und verwendet werden, wird beſondere 
Rechnung geführt, die richtige Verwendung wird atteſtirt, und über den nach Vollendung ö 
des Baues vorhandenen Beſtand wird anderweitig verfügt (Verkauf oder Verwendung zu 
anderen Zwecken), auch wie dies geſchehen ſei, in der betr. Materialien-Rechnung nach⸗ 

ewieſen. ` N 
; 5 in ſoweit, als der Verkauf oder die anderweite Verwendung der verbliebenen 
Beſtände, wegen nicht zu beſeitigen geweſener Hinderniſſe, zur Zeit der Rechnung-Able— | 
gung noch nicht definitiv hat bewirkt werden können, darf dieſer Nachweis einer beſonders HI 
abzulegenden Schlußrechnung vorbehalten bleiben. , 

Im Reviſ.⸗Protokoll wird durch eine Berechnung nach den Grundſätzen des geneh— 
mieten Anſchlages nachgewieſen, daß die richtige Verwendung keinem Zweifel unterliege. 

Eine völlige Uebereinſtimmung dieſer Berechnung mit der Wirklichkeit iſt in der 
Regel nicht zu erwarten, bedeutende Differenzen müffen aber motivirt und bei der Reviſton 
durch die höheren Behörden beurtheilt werden. | 


1) Dies weitläuftige Schema ift, zur Erſparung des Raumes, nicht mit abgedruckt, da 
vorausgeſetzt werden kann, daß die Garniſon-Bau-Ordnung ſich in den Händen der 
betheiligten Beamten befindet. | 
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Sind die Arbeiten, einſchließlich der nach gewiſſen Grundſätzen als erforderlich ange⸗ 
nommenen Materialien, verdungen worden, ſo entſcheidet eine nach denſelben Grundſätzen 
angelegte Berechnung über den Betrag der als verwendet anzuſehenden Materialien. 

Hat beiderlei Verfahren ſtattgefunden, wie nur ſtatthaft iſt, wenn der Oertlichkeit 
nach eine völlige Abſonderung der von den Unternehmern der Arbeiten herbeigeſchafften 
und der beſonders in Maſſe angekauften Materialien bei der Ablieferung, Aufſtellung und 
Verwendung möglich wird, ſo muß demgemäß auch bei der Abnahme des Baues eine 
Trennung erfolgen und das beobachtet werden, was für den einen und den andern Fall 
vorgeſchrieben iſt. 

16) Abnahme und Superreviſton der Rechnung. — Ertheilung der Decharge. 
8.198. Nach Vollendung der Geldrechnungen nebſt Zubehör werden dieſelben in 
duplo an die Intendantur, Behufs Veranlaſſung der techniſchen Prüfung und Bewirkung 
der Abnahme (Vorreviſton), eingeſandt und ſodann mit dem Abnahme-Protokoll an die 
Ober⸗Rechn.⸗Kammer zur Superreviſton befördert. 

Wenn die Abnahme und Superreviſton erfolgt, die etwanigen Notaten erledigt ſind 
und die Decharge ertheilt iſt, ſo kann die Rechnungslegung als geſchloſſen angeſehen 
werden. 

17) Dispoſttion über die nach bewirkter Ausführung des Baues ſich ergebenden 
Erſparniſſe (Minus⸗Ausgaben). 

8. 199. Es wird hierbei noch zuſätzlich bemerkt, daß über die bei der Ausführung 
eines Baues gegen die Anſchlagsſumme etwa bewirkten Erſparniſſe (richtiger Minus-Aus⸗ 
gaben genannt, uneigentlich »Erſparniſſe« bei einer auf Schätzung beruhenden Caleula— 
tion) nicht zu Gunſten anderer Baugegenſtände oder fremder Zwecke disponirt werden 
darf, vielmehr müſſen ſolche reſp. als Einnahme und Ausgabe-Reſte oder als Beſtände in 
der Rechnung nachgewieſen, und letztere an diejenige Kaffe, aus welcher der Baufonds 
fließt, zurückgeführt werden, in ſofern nicht ein anderes daruͤber Seitens der kompetenten 
Miniſt.⸗Inſtanz ausdrücklich beſtimmt worden iſt. 

Als Einnahme-Reſt wird nämlich der Betrag ſolcher Minus-Ausgaben in der 
Spezial⸗-Bau-Rechnung nur dann nachzuweiſen fein, wenn er noch nicht zur Spezial⸗ 
Baukaſſe eingezogen iſt, und zwar als wegfallender Einnahme-Reſt. Zugleich wird er 
dann aber auch als wegfallender Ausgabe-Reſt auszubringen fein. Sind die zu einem Bau 
bewilligten Gelder aber ſchon vollſtändig zur betr. Spezial-Baukaſſe eingezogen, dann kann 
der Betrag der Minus-Ausgaben nicht als Einnahmen, ſondern nur als wegfallender Aus— 
gabe⸗Reſt und als Beſtand nachgewieſen werden. Es wird ſodann aber auch zugleich die 
wirklich erfolgte Zurückzahlung dieſes Beſtandes an die Kaſſe, aus welcher die Baugelder 
gefloſſen ſind, durch deren der Rechnung beizuf., hinter dem Abſchluſſe der letzteren ihrem 
date nach zu allegirende Quittung darzuthun ſein. 

18) Aufbewahrung der Zeichnungen, Beſchreibungen ꝛc. nach bewirkter Rechnungslegung. 

8.200. Nach bewirkter Superreviſton der Rechnungen und ertheilter Decharge 
werden reſp. aus den Akten des Baumeiſters und aus den Rechnungen und Belägen ge— 
trennt und extradirt: 

a) Grund- und Aufriſſe, Zeichnungen, Profile, Situations-Pläne, ſonſtige Detail⸗Auf⸗ 
nahmen und Zeichnungen, die Behufs Ausführung einzelner Gegenſtände gefertigt 
werden; 0 

b) die Benutzungs- und Belegungs-Nachweiſungen, die Beſchreibungen der Gebäude, 
die revidirten Haupt- und etwanigen Nach-Anſchläge, nebſt den Bau-Reviſtons⸗ 
Protokollen und techniſchen Abnahme-Atteſten, ſowie die vollzogenen Inventarien. 
Alle dieſe Gegenſtände werden bei der betr. Lokal-Verw. zugleich mit dem zweiten 

Exempl. der Bau- ze. Rechnung ſorgfältig aufbewahrt und inventarifirt. (ef. Garniſon⸗ 
Verw.⸗Ordnung!). 


D 


Stee t iel. 


Von der baulichen Inſtandhaltung der Garniſon-Gebäude. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
1) Wem ſte obliegt. 

8. 201. Die Sorge für die bauliche Inſtandhaltung der Garniſon-Gebäude liegt, 
in Vertretung des Königl. Eigenthums, zunächſt den betr. Lokal-Verwaltungen ob, wes⸗ 
halb ſte dieſelben, nach den Beſtimmungen der Garniſon-Verw.⸗Ordn., häufig revidiren 
und beſichtigen müſſen. 


1) Die Geſchäfts⸗Ordn. für die Verwaltung der Garniſon⸗Anſtalten v. 20. April 1843 
iſt durch die K. O. v. 22. ej. m. genehmiget. 


| 
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Jedoch iſt auch die Theilnahme des Truppentheils an der baulichen Beaufſichtigung 
des von ihm benutzten Gebäudes nicht ausgeſchloſſen, in ſoweit dies die Garniſon.-Verw.⸗ 
Ordn. feſtſetzt. (ef. 8. 4.) 

2) Welche Ruͤckſtchten hauptſächlich hervortreten. ) 

8. 202. Bei der Erhaltung eines Gebäudes treten insbeſondere zwei Rück— 
ſichten hervor: e 

a) Bewahrung deſſelben gegen äußere und innere Beſchädigungen; 

b) Wiederherſtellung deſſen, was durch die Benutzung des Gebäudes, durch die Ein— 
wirkung der Witterung und äußerer Zufälle, fo wie durch die Vergänglichkeit des 
Materials mit der Zeit ſchadhaft wird. 

b 3) Rechtzeitige Ausbeſſerung kleiner Schäden. ö 

8. 203. Als weſentlich bleibt hierbei zu beachten, daß kleine Schäden gleich ausge— 
beſſert und durch Aufſchub nicht größere Reparaturen nothwendig werden, zu denen es, 
bei guter Wirthſchaft und Kontrolle, nur ſelten kommen kann. 

4) Bewahrung gegen äußere und innere Beſchädigung. 

8. 204. Wie die Gebäude und Anſtalten gegen äußere Beſchädigungen geſchützt wer— 
den ſollen, läßt ſich nur in jedem einzelnen Falle, nach Maßgabe der örtlichen und ſonſti— 
gen Verhältniſſe beſtimmen; dies, fo wie die Maßregeln zur Sicherſtellung derſelben gegen 
innere und äußere Feuersgefahr, fällt der Sorge der Lokal-Verw., wie der benutzenden 
Truppen und Behörden anheim. (of. Garniſon-Verw.-Ordn.) 


II. Claſſiflkation der Reparaturen. 
1) a) Laufende Unterhaltung, 
1) kleine Reparaturen, 
2) große Reparaturen. 
b) Haupt⸗Reparaturen. 

8.205. Die bei den Garniſon-Gebaͤuden vorkommenden baulichen Reparaturen 
beziehen ſich entweder auf die laufende Unterhaltung und zerfallen in große und kleine, 
oder auf den Umbau oder die Erneuerung einzelner bedeutender Theile der Gebäude, 
welche letztere Haupt-Reparaturen genannt werden. 


2) Nähere Bezeichnung der kleinen laufenden Reparaturen. 


8. 206. Zu den kleinen laufenden Reparaturen werden im Allgem. diejenigen ge= 
rechnet, welche die dauernde Erhaltung des Zuſtandes der Bewohnbarkeit und die Be— 
nutzungsfähigkeit des Gebäudes bezwecken, z. E. 
a) die Unterhaltung der Feuerungen, der Defen und Kochheerde; N 
p) die Inſtandhaltung des innern Wand- und Decken-Putzes und die Ausbeſſerung 
kleiner Schäden des äußeren Putzes; . N 
e) die Unterhalung der Treppen, der Dachfenſter, Dachrinnen, und die Reparatur ein— 
zelner Dachtheile; u 
d) die Unterhaltung der übrigen inneren Pertinenz-Stücke, als Thüren, Fenſter, Fuß⸗ 
boden ıc. ` 
e) die Inſtandhaltung der Brunnen und Abtritte, des Hof- und Straßenpflaſters ꝛc. 
3) Nähere Bezeichnung der größeren laufenden Reparaturen. 
8. 207. Zu den größeren laufenden Reparaturen werden diejenigen gerechnet, welche 
die Erhaltung eines Gebäudes in Dach und Fach betreffen. Es gehören dahin z. E. 
a) die Unterhaltung der Umfaſſungswände; 
b) das Umdecken der Dächer; . 
e) die Umlegung und Erneuerung der Fußboͤden; 
d) das Einziehen neuer Balken u. f. w. 
4) Begriff der Haupt⸗Reparaturen. 

8. 208. Eigentliche Haupt-Reparaturen kommen nur dann vor, wenn ganze Ge⸗ 
bäude oder bedeutende Theile derſelben, ihrer Baufälligkeit oder mangelhaften Einrichtung 
wegen, unter möglichfter Wiederbenutzung der vorhandenen Subſtanz, einem Umbau un⸗ 
terworfen und daher während der Ausführung der Arbeiten ganz außer Gebrauch geſetzt 
werden muͤſſen. 


5) Zuläſſigkeit derſelben. 

8. 209. Zu dergl. Haupt-Reparaturen iſt jedesmal die Genehmigung der oberen 
Miniſterial⸗Inſtanz erforderlich, und es findet auf die Ausführung derſelben alles das⸗ 
jenige Anwendung, was in Abſicht des Verfahrens bei Neubauten vorgeſchrieben iſt. 
(8. 10.) u 
Nur in ganz beſonderen Fällen, wenn Gefahr im Verzuge ift, kann zur Ausführung 
ſolcher Reparaturen gleichzeitig mit der zu machenden Meldung geichritten werden. 
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III. Lokal⸗-Reviſionen der Garniſon-Gebäude. 


1) Zweck derſelben. 

8. 210. Die Lokal-Reviſtonen, welche der Titel I. ad III. anordnet, haben, nach 
dem näheren Inhalte der Garniſon-Verw.⸗Ordn. zugleich den Zweck, ſich nicht allein von 
dem baulichen Zuftande der Gebäude, ſondern auch von der Beſchaffenheit der Utenfttien, 
imgl. davon zu überzeugen, ob gegen Feuersgefahr alles gehörig geordnet, ob das Feuer⸗ 
löſch⸗Geräth in gutem Stande iſt und von Seiten der dazu Verpflichteten ſtets die nöthige 
Vorſicht hierunter angewendet wird u. ſ. w. Der das Gebäude benutzende Truppentheil, 
imgl. die Lokal⸗Verwalt. fertigen vorher ein Verzeichniß der ſichtbar gewordenen Mängel 
ꝛc., zum Anhalte der Reviſ.-Kommiſſion bei der örtlichen Prüfung des Bebürfniffes, an. 


2) Welcher Geſichtspunkt dabei feſtzuhalten iſt. 

8.211. Im Allgemeinen wird bei Rebifion von dem Geſichtspunkte ausgegangen, 
daß es nur auf Erhaltung des Vorhandenen in ſeinen weſentlicheren Theilen ankommt. 
Vorſchläge zu neuen Einrichtungen und Anlagen unterliegen, in Bezug auf das wirkliche 
Bedürfniß, nach Maßgabe des Tit. I. ad III. ebenfalls der örtlichen Erwägung. Wegen 
Aufnahme des Protokolls enthält die Garniſ.-Verw.⸗Ordn. das Nähere. 


IV. Aufnahme der größeren Reparaturen und Anfertigung der 
Koſten-Anſchläge. 
1) Verfahren bei Kaſernen-Selbſtbewirthſchaftungen. 

8. 212. Bei Gelegenheit der Jahres-Reviſton werden in der Regel auch die groͤße— 
ren Reparaturen durch den Baubeamten an Ort und Stelle aufgenommen. 

Bezieht ſich die Reparatur auf ein Gebäude, welches der Selbſtbewirthſchaftung 
eines Truppentheils übergeben iſt, ſo ſind bei der Aufnahme der Koſten die Reparaturen 
nach Anleitung der im Anhange I. der Garnif.-Verw.-Ordn. gegebenen Normen für die 
Kaſernen-Selbſtbewirthſchaftungen zu trennen, und zwar fo, daß 

a) über diejenigen, welche dem Selbſtbewirthſchaftungs-Fonds zur Laſt fallen, und 

b) über diejenigen, welche aus dem großen Bau-Fonds zu beſtreiten ſind, 

beſondere Koſten-Anſchläge gefertigt werden. | 

2) Wie in ftreitigen Fällen, hinſichtlich der Unterſuchung der Reparaturen zu 

verfahren iſt. 

8. 213. In ſtreitigen Fällen, ob eine Reparatur zu der einen oder andern Kategorie 
zu rechnen ſei, wird auf Grund des Gutachtens des Baubeamten die Entſcheidung der 
höheren Behörde eingeholt, die Ausführung der an ſich unzweifelhaften und in der Befug⸗ 
niß der Prov.⸗Adminiſtration liegenden Reparaturen aber dadurch nicht aufgehalten. 

3) In wieweit die Veranſchlagung der Koſten unterbleiben kann. 

8. 214. Um die Baubeamten oder Ingenieur-Offiziere bei den ihnen zugetheüten 
Baugeſchäften nicht zu ſehr mit Detail-Arbeiten zu belaſten, iſt nachgegeben worden, daß 

a) wenn der Betrag einer Reparatur an einem Gebäude, für Materialien und Arbeitd- 
lohn ſämmtl. dabei vorkommenden Handwerks-Zweige zuſammen genommen, die 
Summe von 50 Thlr. muthmaßlich nicht überfteigt, die Aufnahme eines Koſten-An⸗ 
ſchlages darüber nicht ftattzufinden braucht; 

b) im Falle die Reparatur den Koftenbetrag von 100 Thlr. nicht überſteigt, ſolche auf 
den Grund eines von einem approbirten und ſonſt anerkannt tüchtigen Handwerker 
gefertigten Anſchlages verfügt werden kann. 8 

4) Techniſche Prüfung der von Bau-Handwerkern angefertigten Koſten-Anſchläge. 

8. 215. Jedoch haben die Ingenieur-Dffiziere und Baubeamten ſich der techniſchen 
Prufung eines ſolchen Anſchlages, in fofern ihnen derſelbe zu dieſem Behufe mitgetheilt 
werden ſollte, fo wie der etwanigen Berichtigung deſſelben, nach Maßgabe der Ortspreiſe 
und des wirklich ſtattfindenden Bedürfniſſes, zu unterziehen. (S. 46.) 

5) Koſten-Anſchläge, welche vom Baumeiſter zu fertigen ſind. 

8. 216. Alle Reparaturen und baul. Einrichtungen hingegen, welche über 100 Thlr. 
betragen, bedürfen, beſonders in Fällen, wo es auf höhere techniſche Kenntniſſe ankommt, 
förmlicher Anſchläge, welche von dem Baumeiſter, nach Maßgabe der $. 212 erwähnten 
Lokal⸗Reviſionen, aufzunehmen find. 


6) Form und Vollziehung derſelben. 
8. 217. Wegen der Form und Vollziehung der Anſchläge wird auf den dritten 
Abſchnitt des Tit. I. und des Tit. II. vertiefen. 
V. Verfahren bei der Anmeldung kleiner Reparaturen. 


1) Seitens der Truppen bei der Lokal-Verwaltung. l 
8. 218. Alle kleine Reparaturen, welche in Folge der Benutzung eines Gebäudes und 
der Utenſilien entſtehen (8. 206) werden von dem Fourier jeder Kompagnie zu Ende jeder 
Woche, oder in ſonſt verabredeten Terminen, in dringenden Fällen aber ſofort, bei dem 
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mit der militairiſchen Beaufſichtigung des Gebäudes beauftragten Offizier ſchriftl. ange— 
meldet. Dieſer verſteht das Verzeichniß, nach genommener Ueberzeugung von der Noth— 
wendigkeit der darin aufgenommenen Reparaturen, mit feiner Namens-Unterſchrift, und 
befördert daſſelbe hiernächſt an den Kaſernen-Inſpektor, welcher die Reparaturen ſpeziell 
prüft und, wenn er dagegen nichts zu erinnern findet, und ſich von ihrer Nothwendigkeit 
ebenfalls überzeugt hat, die weiteren Anträge bei der Garniſon-Verw. veranlaßt. Auf 
analoge Weiſe wird auch bei den Lazarethen und anderen Militair-Inſtituten verfahren, 
welche eine eigene Verwaltung haben. 


2) Weitere Veranlaſſung von Seiten der Lokal-Verwaltung. Eventualiter Geneh— 
migung der Intendantur. 


S 219. Die Lokal-Verw. werden von den Intendanturen darüber belehrt, inner— 
halb welcher Grenzen ſie dergl. Reparaturen, zur Verhütung weiteren Schadens, ohne 
Anfrage gleich ausführen laſſen können, ſobald das Schadhafte ſichtbar wird, und die 
Weiterung der Inſtandſetzung erlaubt; oder zu welchen Reparaturen ſie die Genehmigung 
der Intendantur, unter Einſendung der diesfälligen Koſten-Anſchläge, vor der Ausführung 
nachzuſuchen haben. 

3) Grenzen der Befugniß der Lokal-Verwaltung zur ſelbſtſtändigen Ausführung laufender 
` Reparaturen. 

8.220. Eine durchgreifende Beſtimmung kann in dieſer Beziehung nicht erlaſſen 
werden, weil dabei örtliche Umſtände zunächſt entſcheidend ſind. In der Regel ſind jedoch 
die Lokal⸗Verw. zur ſelbſtſtändigen Ausführung aller derjenigen Reparaturen befugt, welche 
blos die Erneuerung und Inſtand haltung einzelner Theile, im Zwecke der Bewohnbarkeit 
des Gebäudes, zum Gegenſtande haben, und womit weder eine Veränderung der Subſtanz 
noch ein erheblicher Koſtenaufwand verbunden iſt. 


4) Nähere Bezeichnung der dahin zu rechnenden Reparaturen. 


8. 221. Es ſind hierunter vorzüglich alle diejenigen Reparaturen zu verſtehen, welche 
der techniſchen Repifion und Abnahme von Seiten des Baubeamten in der Regel nicht 
bedürfen, z. B. das Ausſchmieren der Oefen, Ausbeſſerungen des Wandputzes, Reparatur 
der Thürs und Fenſterbeſchläge, Fenſterſcheiben u. |. w. 

In wiefern es anräthlich fein dürfte, die Befugniß der Lokal-Verw. zur ſelbſtſtändi⸗ 
gen Ausführung derartiger Reparaturen auch in quanto näher feſtzuſtellen, bleibt der be— 
ſonderen Erwägung der Intendantur ruͤckſichtlich eines jeden Gebäudes und Orts, unter 
gleichzeitiger Beobachtung individueller Verhältniſſe vorbehalten. 

5) Ausführung ſolcher Reparaturen, wobei Gefahr in Verzuge iſt. 

8. 222. Doch ſind in allen Fällen, wo Gefahr im Verzuge iſt, die Lokal-Verw. be⸗ 
rechtigt, die Ausführung der nöthigen Reparaturen ſofort und ohne vorherige Anfrage, auf 
eigene Verantwortlichkeit zu veranlaſſen, beſonders auch da, wo aus der Verſchiebung der— 
ſelben unbezweifelt größere und koſtbarere Reparaturen hervorgehen würden. Sie ſind 
mache verpflichtet, den Intendanturen von ſolchen Maßnehmungen ungeſäumt Anzeige zu 
machen. 


VI. Ausführung der laufenden Reparaturen. 
1) Art und Weiſe der Ausführung überhaupt. 


8. 223. Ueber die zweckmäßige Art und Weiſe der Ausführung der an den Garniſon— 
Gebäuden vorkommenden laufenden Reparaturen wird nach Maßgabe der örtlichen Ver— 
hältniſſe, mit Berückſichtigung des von dem Baubeamten darüber abzugebenden Gutach— 
tens und der Vorſchläge der Lokal-Verw., in der Regel auf vorherige Beſprechung bei der 
Lokal-Reviſton, ſpeziell beſtimmt. 

2) Verdingung der Arbeiten nach den einzelnen Handwerkszweigen. 

8. 224. Beſonders iſt dabei von dem Grundſatze auszugehen, die Arbeiten nur an 
erprobte und zuverläßige Werkmeiſter zu verdingen, und zwar ſo, daß nicht einem Entre⸗ 
preneur ſämmtl. Arbeiten zuſammen genommen, ſondern jedesmal nur die Arbeiten ſeines 
Handwerkszweiges übertragen werden, wenn nicht überwiegende Gründe fuͤr das Gegen— 
theil ſprechen. 

3) Verdingung für einen beſtimmten Zeitraum. 

8. 225. Auch iſt es zuläffig, erprobten und tüchtigen Handwerkern die Ausführung 
d einzelnen, oder mehreren Garniſon-Gebäuden auf einen beſtimmten Zeitraum zu Ober: 
ragen. | 
Bei der Annahme ſolcher Handwerker wird es jedoch nützlich fein, bon Zeit zu Zeit 
eine angemeſſene Konkurrenz eintreten zu laſſen, welche entweder im Wege der öffentl. Li⸗ 
citation, oder durch ein Submiſſtons-Verfahren herbeizuführen ift, wobei indeſſen der Be⸗ 
hörde die Auswahl der zur Abgabe ihrer Offerten aufzufordernden Handwerker überlaſſen 
bleiben muß. ($. 121.) 


— — 
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4) Dabei zum Grunde zu legende Bedingungen. 


8. 226. Wegen der dem Abkommen mit den Handwerkern zum Grunde zu legenden 
Bedingungen, daſſelbe mag nun aus freier Hand, oder nach Maßgabe einer vorangegan⸗ 
genen Licitation ꝛc. getroffen werden, wird im Allgem. nur auf dasjenige verwieſen, map 
weiter oben (88. 137. 138.) darüber geſagt worden. 

5) Einſchränkungen des Zeitraums. ö 

8. 227. Dergl. Abkommen über die Beſeitigung der größeren und kleineren Repa⸗ 
raturen auf einen Zeitraum von mehreren als drei Jahren zu treffen, iſt nicht zweckmäßig 
zu erachten, weil dadurch die Behörde an der Benutzung etwa eintretender günſtiger Kon- 
junkturen behindert wird. 

6) Vorbehalte bei etwaniger Verzögerung oder ſchlechter Ausführung der Arbeiten. 

e, 228. Damit jedoch auch die Behörde an die Beibehaltung eines Handwerkers 
nicht gebunden bleibt, wenn die Leiſtungen deſſelben der Erwartung nicht entſprechen foll- 
ten, fo muß die Vereinigung mit demſelben dahin getroffen werden, daß das diesfällige 
Engagement Seitens der Behörde ſofort und zu jeder Zeit aufgehoben werden könne, wenn 
er ſich eine Verzögerung der ihm übertragenden Arbeiten, oder eine ſchlechte Ausführung 
derſelben, nach dem Urtheile des Baubeamten, zu Schulden kommen laſſen ſollte. 


7) Vertheilung der Arbeiten an mehrere Handwerker. 

8. 229. Es iſt jedoch nicht nothwendig, daß ein Handwerker die in ſaͤmmtl. Garni: 
ſon-Gebäuden des Orts vorkommenden Arbeiten ſeines Handwerkszweiges allein über— 
nehme; vielmehr iſt es rathſam, für ein oder mehrere Gebäude beſondere Handwerker nach 
Maßgabe der Konkurrenz zu wählen. Die Verw. erhält dadurch Gelegenheit, die ſolide— 
ſten und tüchtigſten Arbeiter im Orte durch eigene Erfahrungen kennen zu lernen. 


8) Ausfuͤhrung von Bau-Arbeiten durch Militair-Handwerker. 

8.230. Solche Bau-Reparaturen, bei denen es mehr auf mechaniſche Fertigkeit, als 
auf kunſtgerechte Ausbildung ankommt, z. E. das Ausmweißen der Stuben und Flure, fün- 
nen auch an Militair⸗Handwerker nach mäßigen Vergütigungsſätzen übertragen werden, 
wie der Anh. I. zur Garniſon-Verw.⸗Ordn. dies näher feſtſetzt. 


VII. Kontrolle und Abnahme der Reparaturen. 


1) Welche Reparaturen durch den Baubeamten kontrollirt werden müffen. 

8. 231. Alle Reparaturen, welche rückſichtlich der guten Ausführung einer Beurthei— 
lung nach techniſchen Prinzipien unterliegen, müſſen von dem Baubeamten, ſowohl in An— 
ſehung der angemeſſenen Ausführung der Arbeit ſelbſt, als der guten Beſchaffenheit des 
dazu gelieferten Materials, kontrollirt werden, damit nicht verſchiedenartige und ſchlechte 
Arbeit geliefert und ſchlechtes Material dazu verwendet, hierdurch aber der Grund zu wie— 
derholten Reparaturen und Mehr-Arbeiten gelegt werde. 


2) Oertliche Reviſton und Abnahme durch ben Baubeamten. 

8. 232. Eben ſo ſind die Baubeamten gehalten, nach erfolgter Ausführung der Re— 
paratur die Reviſton an Ort und Stelle zu bewirken, und demnächſt darüber das erforderl. 
Abnahme Atteſt auszufertigen; namentl. und unter allen Umſtänden bei ſolchen bont, Ein- 
richtungen, welche weſentl. Veränderungen in der Subſtanz oder Abänderungen von Feue— 
rungs-Anlagen zum Zwecke haben, auch bei allen ſolchen Gegenſtänden, wobei das feuer: 
polizeil. Intereſſe auch nur entfernt betroffen wird. 

3) Wie bei der Abnahme zu verfahren iſt. 

8. 233. Bei der Abnahme der Reparatur-Arbeiten durch den Baubeamten iſt in 
ähnlicher Art, wie dies für die Abnahme der größeren Bauten (§. 161.) vorgeſchrieben 
worden, die Zuziehung der betr. Lokal-Verw. erforderlich, jedoch die Mitvollziehung der 
Rev.⸗Verhandlung oder des Abnahme--Atteſtes durch letztere nicht nöthig. Findet dieſelbe 
gegen die Ausführung der Arbeit etwas zu erinnern, ſo hat ſte ſolches ſogleich, und vor der 
Ausfertigung des Abnahme-Atteſtes, dem Baubeamten mitzutheilen, da alle ſpäteren Re— 
klamationen unwirkſam bleiben würden. 


4) Welche Reparaturen ohne Konkurrenz des Baubeamten ausgeführt werden dürfen. 

8. 234. In Anſehung ſolcher Reparaturen dagegen, zu deren Beurtheilung und Prü— 
fung keine ausgedehnten techniſchen Kenntniſſe erforderlich find, wie z. B. das Ausbeflern 
der Oefen, Schlöſſer, Fenſter, der Utenſilien und dergleichen mehr, iſt es in der Regel ein— 
reichend, wenn von Seiten der Garn. Verw. oder der betr. Lokalbehörde und zugleich des 
betheiligten Truppentheils, ohne Konkurrenz des Baubeamten, atteſtirt wird, daß die Re⸗ 
paratur wirklich nothwendig geweſen ſei, und daß die Arbeit wirklich gut und zur Zufrieden— 
heit ſtatt gefunden habe. 


5) Feſtſtellungen der Rechnungen über ſolche Reparaturen. 
‚8.235. Dem Baubeamten find aber die, ſolchergeſtalt im adminiſtrativen Wege 
atteſtirten Rechnungen der Handwerker zur Einſicht vorzulegen ($. 43), damit er von den 
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vorgefallenen Arbeiten Kenntniß erhalte, und die Rechnungen hinſichtlich der Preis⸗Anſätze 
prüfe. Auch bleibt ihm überlaſſen, einzelne dieſer Reparaturen nach Gutdünken ſpeziell zu 
revidiren, und fi von der Art der Ausführung perſönlich zu überzeugen. 


VIII. Unterhaltung der Gebäude gemiſchten Reſſorts. 
| I) Verpflichtung dazu überhaupt. 
8. 236. Die Verpflichtung zur baul. Unterhaltung ſolcher Garniſon- und anderer 
Militair⸗Gebäude in den Feſtungen, welche mit bombenfefter Einrichtung oder mit Ver— 
theidigungs-Zwecken verbunden, fo wie derjenigen Gebäude, welche zunächſt für die Forti— 
fication beſtimmt ſind, jedoch während der Friedenszeit zugleich im Zwecke des Kaſerne— 
ments, oder zu anderen militair-ökonomiſchen Einrichtungen benutzt werden, bleibt von der 
Lage, Beſtimmung und Konſtruktion der einzelnen Gebäude abhängig. 
i 2) Welche Gebäude dabei zu unterſcheiden find. 
8. 237. Es ſind dabei zu unterſcheiden: 

a) bombenfeſte Militair-Gebäude, welche keinen Vertheidigungs-Zweck haben, und, oe: 
trennt von den Feſtungswerken, nur für ihre eigenthümliche Beſtimmung als Laza— 
rethe, Magazine, Kaſernen ꝛc. angelegt, jedoch zugleich, zur Vermeidung ihrer Zer⸗ 
ſtörung durch Bombardement, eine bombenfichere Einrichtung durch Wölbung oder 
Balken⸗Endeckung erhalten haben. 

b) wirkliche Defenſions-Gebäude, d. h. ſolche Gebäude, welche zu den Befeſtigungs— 
Linien ſelbſt gehören, oder zu deren Flankirung, oder inneren Vertheidigung beſtimmt, 
und daher — nächſt der bombenfeſten Einrichtung — ringsum, oder doch auf einer 
Seite, mit Scharten zur Geſchütz- oder Gewehr⸗Vertheidigung verſehen find. 

3) Gebäude, deren Unterhaltung dem benutzenden Theile allein obliegt. 

8. 238. Die im vorſtehenden $. unter a. erwähnten Gebäude werden in allen ihren 
Theilen und ſelbſt in dem Falle, daß zu ihrem Neubau der Feſtungs-Baufonds die Koſten 
ganz oder theilweiſe bergegeben haben ſollte, ſowohl in den großen, als in den kleinen Re— 
paraturen ausſchließlich aus dem Etat derjenigen Behörde unterhalten, für welche ſie 
ihrem beſonderen Zwecke nach beſtimmt worden find, und die Fortifikations-Behörde kon— 
kurrirt dabei nur in ſoweit, als ihr die Ausführung der Bauarbeiten übertragen wird. 


4) Nähere Bezeichnung der eigentlichen Defenſions-Gebäude und Verſchiedenheit 
ihrer Konſtruktion. N 
8. 239. Die im 8. 237 unter b bezeichneten Gebäude laſſen ſich ihrer Konſtruktion 

nach in ſolche eintheilen, welche | 

1) bombenfeſt eingewölbt, und über den Wölbungen mit einer Erddecke verſehen find, 
oder 
a Balken und Erde bombenfeft eingedeckt und ohne Bedachung gelaffen find, 
oder 

3) über der maſſtv gewölbten, oder der Bombenbalken-Decke, zum Schutz gegen die 

Witterung eine Bedachung erhalten haben. 8 
5) Grundſätze, welche hinſichtlich der gegenfeitigen Unterhaltungs-Verbindlichkeit 
leitend ſind. 

8. 240. Die Gebäude ad I. §. 239 werden in allen inneren Theilen, als in den 
Feuerungs⸗Anlagen, Dielungen, Flurpflaſtern, Treppen-Thüren, Fenſtern, im Wände- und 
Deckenputz, im Anſtrich, außerdem in den Latrinen und Brunnen, ſowohl hinſichtlich der 
großen als kleinen Reparaturen, von derjenigen Behörde unterhalten, welcher die Benutzung 
überlaſſen worden iſt. Die Fortifikation hat dagegen die Inſtandhaltung der Subſtanz, 
der Mauermaſſen, des äußeren Wändeputzes, der Etagenbalken und alles deſſen, was 
zur Bewahrung des Gebäudes gegen das Eindringen der Näſſe von oben dient, zu 
übernehmen. | | 

Die Gebäude ad 2 werden ganz wie die ad 1 unterhalten. Die Yortififation Ober, 
nimmt demgemäß auch die Inſtandhaltung der Bombenbalken-Decke und ihrer Ständerun— 
gen, welche die Stelle reſp. der Gewölbe und Widerlager vertreten. 


Die Gebäude ad 3 find im Reparaturbau wie die ad 2 zu behandeln. Die Inſtand— 
haltung der Bedachung fällt, ſofern darunter kein benutzbarer Bodenraum vorhanden iſt, 
der Fortifikation zur Laſt; anderenfalls findet aber in dieſem Bezuge und in jenem Spe 
zial⸗Falle der Art zwiſchen der Behörde, in deren Intereſſe der Bodenraum benutzt wird, 
und der Fortifikation, mit Rückſicht auf die größere oder geringere Nutzungsfähigkeit der 
Bodenräume eine entſprechende Vereinigung ſtatt. | 

6) Entſcheidung in Fällen, welche der gegebenen Eintheilung nicht entiprehen. 

8.241. Für einzelne befondere Fälle, welche der vorſtehenden Eintheilung nicht 
ganz entſprechen, und demnach ein abweichendes Verfahren bedingen möchten, bleibt dem 
Kr. Miniſt. in Beziehung auf die Feſtſtellung der Unterhaltungs-Verbindlichkeit, die Ent⸗ 
ſcheidung vorbehalten. 
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7) Konkurrenz der Kommandantur bei baulichen Veränderungen in ſolchen 
Gebäuden. 

8. 242. Wenn an ſolchen Gebäuden, welche von der Fortifikation reſſortiren, baul. 
Veränderungen vorgenommen werden ſollen, ſo darf der diesfällige Antrag und die An— 
führung ſelbſt niemals ohne Konkurrenz der Kommandantur, des Platz-Ingenjeurs und 
Feſtungs⸗Inſpekteurs erfolgen, indem dieſe nach der Natur der Sache, rückſichtlich der 
0 E und Erhaltung ſolcher Gebäude für ihren Hauptzweck verantwort— 
lich ſind. 

8) Befugniß des Platz-Ingenieurs, hinſtchtlich der baulichen Beſichtigung. 

8. 243. Es gehört zu den Befugniſſen und Pflichten des Platz-Ingenieurs, welchem 
die bauliche Beaufſichtigung der zur Fortifikation gehörigen Gebäude obliegt, auf die recht— 
zeitige Ausführung der darin nöthigen Reparaturen zu halten, und deßhalb mit den betr. 
Lokal⸗Verw. (Garniſon⸗Verw., Lazareth-Kommiſſton u. ſ. w.), in fortlaufender entſpre⸗ 
chender Verbindung zu bleiben. 


9) Mitverantwortlichkeit der Adminiſtration für die entſprechende Verwendung 
der Koſten. 5 


8. 244. In ſoweit die dazu erforderlichen Koſten aus den Fonds beſtritten werden, 
welche der Adminiſtration von der Intendantur anvertraut ſind, folgt daraus ihre Kon— 
kurrenz und Mitverantwortlichkeit ſür die entſprechende Verwendung der Summen, alſo 
auch ihre Theilnahme an den desfalls zu ergreifenden Maßregeln. 


10) Unterhaltung der übrigen Gebäude gemiſchten Reſſorts. 


8.245. Was die bauliche Unterhaltung der übrigen Gebäude gemiſchten Nefforts, 
z. B. der Ställe und Magazine, Montirungs-Kammern und Train-Gebäude, Thorwachen, 
Steuer-Gebäude u. a. m. anbetrifft, fo beſteht dafür entweder ſchon die Beſtimmung des 
unterhaltungspflichtigen Fonds, oder es iſt deshalb in jedem einzelnen Falle eine naͤhere 
Vereinigung zwiſchen den betr. Lokal-Behörden herbeizuführen, um die gegenſeitige Unter— 
haltungspflicht nach Maßgabe des größeren oder geringeren Antheils an der Benutzung 
dieſer Gebäude feſtzuſtellen. Solche Vereinigungen unterliegen jedoch in allen Fällen 
der Miniſt. Genehmigung. 

IX. Dienſtwohnungen. 
1) Der Generale und anderen Offiziere. 


8. 246. In Betreff ſolcher Wohnungen, welche einzelnen Generalen und Offizieren 
gegen Entrichtung der halben Servisquote, oder eines beſtimmten Mieths-Zinſes, als 
Dienſt⸗Wohnungen überlaffen werden, gilt als Regel, daß ſelbige im bewohnbaren Zu— 
ſtande erhalten werden. Demnach trägt der öffentliche Fonds die bauliche Inſtandhaltung 
der dazu beſtimmten Gebäude an Wänden, Dächern, Fenſtern, Thüren, Treppen, Dielun— 
gen, Oefen und Feuerungen zum gewöhnlichen Gebrauch, wogegen alle von den Wün— 
ſchen des jedesmaligen Bewohners abhängigen und die Vermehrung innerer Bequemlich— 
keit oder Verſchöͤnerung der Wohnung bezweckende Gegenſtände, als Stubenmalerei, 
Tapeten, feine Stuben-Oefen, Brat- und fünftlihe Koch-Ofen, getäfelte Dielungen, 
Doppelfenſter, Jalouſteen, Gartenhäuſer und dergleichen, von den Bewohnern ſelbſt zu 
beſchaffen und zu unterhalten find, mithin letzteren nur überlaffen bleibt, in wiefern fie bei 
Perſonal-Veränderungen des Koſten-Erſatzes wegen, ſich mit dem Nachfolger einigen 
wollen und konnen. 

Es iſt daher auch in die Reparatur-Koſten-Anſchläge nichts aufzunehmen, was hier: 
nach auf öffentl. Koſten nicht übernommen werden kann. 

Ueber die Kaſernen-Wohnungen für Offiziere enthält der Abſchnitt über das Kaſer— 
nement das Erforderliche. 


2) Der Beamten und einzelnen Dienſtwohnungs-Inhaber. 
8. 247. Wie es in Abſicht der Reparaturen an den den Beamten überwieſenen 


Dienſtwohnungen zu halten fei, beſtimmt das der Garn. Verw. Ordn. als Anh. beige- 


fügte Regul. v. 18. Okt. 1822, nach welchem in Anſehung der Wohnungen der nicht ſer— 
visberechtigten Beamten der Militair-Verwaltung im Allgemeinen zu verfahren iſt, in 
ſofern letztere etatsmäßig zu Dienſtwohnungen berechtigt und nicht andere Beſtimmungen 
deshalb erlaſſen ſind. 

Namentlich findet das gedachte Regul. auf die den Garniſon-Verwaltungs- und Laza⸗ 


reth⸗Beamten verliehenen Dienſtwohnungen, auch wenn ſie in Kaſernen und Lazarethen 
befindlich ſind, überall Anwendung. g 
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Zuſätzliche ſpezielle Vorſchriften zum erſten Titel der Geſchäfts-Ordnung für das 
Garniſon-Bauweſen. 


Enthaltend die Beſtimmungen des Kriegs-Miniſteriums 
v. 18. Febr. 1838, 


Beſtimmungen über den Geſchäftsgang ꝛc. in Bezug auf das Bauweſen, für das 
Reſſort der Garniſon- und Lazareth-Verwaltung. 


A 


In Bezug auf bauliche Reparaturen zur Unterhaltung der Subſtanz 
und des bewohnbaren Zuſtandes der Gebäude, ohne weſentliche 
Veränderung. 


Für dieſe Klaſſe von Bauen ſind den Intendanturen beſtimmte Fonds ausgeſetzt, 
aus denen die Beſtreitung dieſer Unterhaltungskoſten unbedingt, ohne Uederſchreitung und 
bei ftrenger Verantwortlichkeit derſelben, erfolgen muß. e 

Die Nothwendigkeit ſolcher Reparaturen wird lediglich durch das Anerkenntniß der 
Intendanturen, auf Grund der in Gemeinſchaft mit den Bau-Technikern abgehaltenen 
Lokal⸗Reviſtonen feſtgeſtellt, und dieſes Anerkenntniß allein darf bei der Verwendung dieſer 
Dispoſttions-Fonds entſcheidend fein. e 

Sobald aber eine weſentliche Veränderung ber Subſtanz eintreten foll, wird bei 
den ſtch in der Benutzung der Truppen befindlichen Gebäuden die Kenntnißnahme und 
Zuſtimmung der K. Gen. Kommandos nöthig, und es gehört ſodann der Bau nicht zur 
Beſtreitung aus den, lediglich zur Dispoſition ber Intendanturen ſtehenden, bloßen Unter- 
haltungs-Fonds, ſondern zur Klaſſe der Baue ad B., und wird nach ben für dieſe Klaſſe 
welter unten folgenden Beſtimmungen behandelt. 

In Bezug auf die baulichen Reparaturen genügt es, hier feſtzuſetzen, daß die Trup— 
pentheile dabei nur einzuwirken haben in ſofern, als: , 

„a) von Seiten derſelben den baulichen Lokal-Reviſtonen jedesmal die Garniſon⸗ 
Repräſentanten beiwohnen müffen, und zwar: 

1) N auf die Kaſernen, die zu mil itairiſchen Kaſernen-Vorſtehern ernannten 

ziere; 
2) in Bezug auf andere Gebäude, die Offiziere, denen die Aufſicht über die darin unter— 
gebrachten Militair-Anſtalten übertragen iſt, 

eben ſowohl, um die ihnen bemerkbar gewordenen Mängel in Betreff der Unterhaltung 

der Gebäude anzuzeigen, als auch, um von dem Urtheile der Bad-Reviſions-Kommiſſton 

zur Stelle Kenntniß zu nehmen, damit die Wiederholung von Anträgen vermieden werde, 

wo die Sachkundigen und kompetenten Reviſtons-Kommiſſarien die Genehmigung von 

Reparaturen nicht für nothwendig erkannt haben; oder g N 

b) als in der Inſtr. für die Intendanturen v. J. 1824 für das Servis- und Garni⸗ 
ſon⸗Verw.⸗Weſen zu Litt. 6. sub 6. vorgeſchrieben iſt, daß bei denjenigen kleineren 
Reparaturen, wo die Abnahme nicht von den Baubeamten geſchieht, ſondern die geſchehene 
zweckmäßige und tüchtige Ausführung im adminiſtrativen Wege von den betr. Beamten 
der Verwaltung allein atteſtirt wird, um eine Kontrolle gegen die die Ausführung leitende 
Lokalbehörde ſelbſt zu haben, zugleich von Seiten des betheiligten Truppentheils mit 
atteſtirt werden ſoll: 

»daß die Arbeit wirklich, und zur Zufriedenheit ſtattgefunden hat.« . 

Dieſe Atteſte ſind in Zukunft allemal unter die Rechnungen der Handwerker ſelbſt zu 
ſetzen, und in den Fällen, wo die Ausführung der Reparatur auf eine Anordnung des 
rebidirenden Intendantur-Bramten oder des betr. Baumeiſters nicht beruht, Seitens des 
Truppentheils auch auf die 


ö »Nothwendigkeit« 
auszudehnen. 
B 


In Bezug auf Neubaue (mit Einſchluß etwa dazu erforderlicher Grund— 
ſtückserwerbungen), Einrichtungsbaue, Umbaue und Wiederher— 
ſtellungsbaue, Retabliſſements ꝛc. a 


Bei diefer Klaſſe von Bauen iſt eine Einwirkung der K. Gen. Kommando's erfor⸗ 
derlich, um die Kompetenz der Truppen in Beziehung auf Raum und Nutzungsfähigkeit 
der Gebäude, ſowie das ſonſt dabei obwaltende militairiſche Intereſſe, und beſonders auch 
die Erhaltung der innerhalb ihres Corpsbereichs beſtehenden Anlagen wahrzunehmen. 

Dieſe Einwirkung tritt ein bei denjenigen dieſer Baue und Einrichtungen, welche für 
den unmittelbaren Gebrauch der Truppen beſtimmt ſind, und für die hieher gehörigen 
Haupt- und größeren Reparaturen an ſolchen Gebäuden, welche ſich ſchon in der Be— 
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nutzung der Truppen befinden, in ſoweit daraus eine weſentlich veränderte Einrichtung 
hervorgeht. 

Für dieſe können beſtimmte Fonds nicht ausgeſetzt werden. Die Di ponibelmachung 
der Mittel für dieſelben hängt vielmehr von Umſtaͤnden ab, ſtellt ſich für jedes Jahr per, 
ſchieden, und die gänzliche Unzulänglichkeit derſelben gegen das Bedürfniß, wie es nach 
den Anmeldungen und Anträgen im bisherigen Geſchäftsgange erfſchienen It, erheiſcht 
nähere Beſtimmungen, welche die Bau-Anträge auf das wirklich Nothwendige und Unver— 
meidliche zurückführen. 

Dieſe Beſtimmungen werden in Folgendem ertheilt: 


I. Beſchränkung des Bedurfniſſes überhaupt. 

Vor allen Dingen iſt erforderlich, daß die Ausgaben zu den Mitteln und Kräften 
des Staats überhaupt in das richtige Verhältniß gebracht werden. 

Die Truppen müſſen daher mit den beſtehenden Garniſon-Einrichtungen ſich fo gut 
als möglich behelfen und dürfen nicht Anſprüche auf unbedingte Vollkommenheit machen, 
2 0 auch, ſelbſt bei vorausgeſetzter Zulänglichkeit der Geldmittel, nicht uberall zu 
erreichen iſt. 

Es durfen demnach Anträge auf eine normalmäßige Einrichtung an ſich niemals 
Veranlaſſung geben, etwas Beſtehendes zu verwerfen oder abzuändern, wo dem Bedürf— 
niß, ohne weſentliche Veränderung irgend noch abgeholfen werden kann. 

Die ſogenannten Normal-Vorſchriften über die Einrichtung der Garniſon-Gebäude 
find nur zum Anhalte für die adminiſtrativen Behörden und die Bau-Techniker bei per, 
kommenden Neubauen und bedeutenden Reparaturbauen gegeben. 

Es muß ferner der Grundſatz feſtgehalten werden, koſtſpielige Einrichtungen, nament— 
lich Neubaue überhaupt, nur in ſolchen Garniſon-Orten vorzunehmen, wo die Permanenz 
der Belegung auf keine Weiſe zweifelhaft iſt, als z. B. in den Feſtungs- und andern großen 
und bleibenden Garniſon-Städten. 

In offenen, beſonders kleineren Garniſon-Städten hingegen, deren Belegung mg: 
licherweiſe bei einer eintretenden Dislokation wieder aufgegeben werden könnte, wie ed oft 
geſchehen iſt, müffen die Truppen ſich mit den vorhandenen Einrichtungen begnügen, wenn 
ſie gleich dem Bedürfniß nur unvollſtändig entſprechen, da es nicht rathſam iſt, koſtſpielige 
Gebäude zu erwerben oder aufzuführen, die nach wenigen Jahren vielleicht zwecklos da— 
ſtehen, und dem Staate noch obenein viel zu unterhalten koſten. 

Auch die Kommunen ſolcher Orte dürfen weder durch Verſprechungen aufgemuntert, 
noch durch Androhung von Garniſon-Veränderungen veranlaßt werden, Baue fuͤr Gar⸗ 
niſon⸗Zwecke auf eigene Koſten zu unternehmen, indem daraus in vielen Fällen ſehr bald 
nur Anträge an die Behörde oder an Se. Maj. den König auf Vorſchuß-Bewilligungen, 
oder käufliche Uebernahme der Gebäude Seitens des Staats, Proteſtationen und Be— 
ſchwerden bei eintretenden Garniſon-Veränderungen, und gewöhnlich Anſpruͤche an die 
Staats⸗Kaſſe auf Entſchädigungen oder Niederſchlagung von Vorſchüſſen hervorgehen, 
welche, wenn auch allen Rechts-Anſprüchen vorgebeugt iſt, doch als Gnadenbewilligungen 
aus Billigkeitsrückſichten oft nicht abgelehnt werden können, und wo dann der Staat 
durch die, meift von den Garniſon-Chefs oder Befehlshabern herbeigeführten Opfer der 
Garniſon-Städte gezwungen wird, die Ausgaben, welche er vermieden wiſſen wollte, den— 
noch zu machen. 

Es muß daher dahin geſtrebt werden, das Bedürfniß in ſolchen Städten durch 
miethsweiſe Beſchaffung der nöthigen Lokale zu befriedigen. 

Es pflegt auch zu geſchehen und hat, wie die Erfahrung ergiebt, zu vielen Ausgaben 
Veranlaſſung gegeben, welche hätten vermieden werden können, daß, bei eintretendem 
Wechſel der Befehlshaber und Kommandeure, dieſelben die an anderen Orten gewohnten 
beſſeren Einrichtungen auch eben ſo in der neuen Garniſon verlangen, überhaupt aber 
gleich mit Verbeſſerungs-Vorſchlägen hervortreten, welchen es ebenſowohl an gehöriger 
Begründung, als es zu ihrer Befriedigung an Mitteln fehlt, und die nicht ſelten, bei der 
Verſchiedenheit der Anſichten, von künftigen Nachfolgern wiederum verworfen werden. 

Dieſem Beſtreben iſt entgegen zu wirken, und ſolchen Anträgen von Seiten der 
oberſten Militair-Kommando-Behörden die Unterſtützung zu verſagen. 

Es muß jeder neu eintretende Kommandeur auch mit nicht ganz mangelfreien Ein— 
richtungen, und ohne dieſelben ſofort zu verwerfen, ſo gut wie ſein Vorgänger ſich zu 
behelfen wiſſen, und die Gründe gehörig berüdfichtigen, welche für die Beibehaltung der 
vorgefundenen Einrichtungen ſprechen. 

Nur wenn die bisher immer ſteigend ins Unerreichbare angewachſenen Anträge ſich 
vermindern, wird es möglich werden, die disponiblen Mittel ungeſchwächt zunächſt zur 
Befriedigung des wirklich reellen Bedürfniſſes zu verwenden. 


II. Erſte Erwägung der Bau-Anträge und Projekte. | 
Es iſt nicht zu verkennen, daß die Kommandeure und die militairiſchen Vorſteher 
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der verſchiedenen Anſtalten, von denen Anträge auf bauliche Verbeſſerungen oder Neu— 
bauten im erſten Urſprunge ausgehen, in ihrer Stellung eben ſo wenig eine Ueberſicht da— 
von haben können, ob gleichartige Gebäude in anderen Garniſonen in noch ſchlechterem 
Zuſtande ſind, als in den ihrigen, und ob das Beduͤrfniß, welches ſte zu vertreten haben, 
gegen andere ihnen nicht bekannte Bedürfniſſe gehalten, vorgehen kann oder zurückſtehen 
muß, als davon, wie weit die Mittel reichen oder nicht, und daß eben auch aus dieſem 
Grunde eine Menge von Anträgen, beſonders in den letzten Jahren, entſtanden und vor— 
gelegt find, welche viel Schreiberei durch alle Inſtanzen und ſelbſt die mühevollſten Aus⸗ 
ane e TE und Zeichnungen veranlaßt haben, ohne zur Ausführung 
elangt zu fein. | 
g Zur nothwendigen Vermeidung dieſer Inkonvenienzen wird daher hierdurch beftimmt, 
daß die Kommandanturen, Garniſon-Chefs, Kommandeure der Truppentheile ꝛc. beabſich— 
tigte Bau-Anträge nicht einzeln, und nicht früher in Antrag bringen dürfen, als bis die⸗ 
ſelben nach vorangegangener Kommunikation mit dem Vorſtande der Garniſon-Verw., 
bei der durch den Deputirten der Intendantur unter Zuziehung des betr. Diſtrikts-Bau⸗ 
Beamten, Ingenieurs vom Platz oder Garniſon-Bau-Direktors, abzuhaltenden jährlichen 
Bau⸗-Reviſion zur Sprache gebracht find, und zur gründlichen und gehörigen Erörterung 
gekommen iſt: ob der Antrag nach dem allgemeinen Ueberblick überhaupt zu den nothwen⸗ 
digen und, mit Hinblick auf das Gefammt-Bedürfnig und die Mittel, zu denen gehört, von 
welchen ſtch vorabſehen läßt, daß er in der nächſten Zukunft berückfichtigt werden kann. 
III. Spezielle Verantwortlichkeit der Intendanturen. 

Die Intendanturen, welche demnächſt den kommandirenden Generalen (wie weiter 
unten sub V. ad 4. folgt), über die hier in Rede ſtehenden Baubedürfniſſe Vortrag zu 
machen und denſelben über den Grad der Dringlichkeit eines jeden Einzelnen, im Verhält- 
niß zu den übrigen, ihre begründeten Gutachten, jo wie die dedfallfigen Koſten-Ueberſtch⸗ 
ten vorlegen ſollen, haben das nächſte Intereſſe und eine ſpezielle Verantwortlichkeit dafür, 
daß gleich bei der erſten Beſichtigung oder Berathung keine Bau-Projekte aufgenommen 
werden, wo das Bedürfniß ſich auf irgend eine Weiſe anderweit befriedigen läßt, und daß 
feinem Bau⸗Antrage vor einem andern ein Vorzug gegeben werde, den ſte, wenn ſpäterhin 
die Mittel nicht ausreichen, bei der dem General-Kommando vorzulegenden Klaſſtfikation, 
nicht gehörig rechtfertigen können. Zunächſt iſt es die Pflicht des Rathes oder Aſſeſſors, 
welcher als Deputirter der Intendantur die jährlichen Lokal-Reviſionen abhält, den Mili⸗ 
tair⸗Behörden oder Truppentheilen über die vorſtehend unter II. berührten Verhältniſſe 
und Fragepunkte, beſtimmt und offen zur Stelle gründliche Auskunft zu geben, und Anträge 
nur in ſoweit zur Berückſichtigung zu befürworten, als fie nach feiner eigenen pflichtmäßi— 
gen Ueberzeugung dazu geeignet ſind. 

Auch muß er dem an der Lokal-Reviſion Theil nehmenden Bau-Techniker zuvor die 
nöthige Mittheilung machen, in wieweit auf die Genehmigung nach allgemeiner Anſicht zu 
rechnen iſt, oder nicht, damit auch dieſer den richtigen Geſichtspunkt gewinne, und nach einem 
gemeinſamen Maßſtabe verfahren werde. 

Der größere oder geringere Koſtenpunkt iſt überall nicht entſcheidend. Wo die Noth⸗ 
wendigkeit nicht nachgewieſen iſt, dürfen auch ſelbſt mit geringen Ausgaben verknüpfte Be⸗ 
willigungen nicht ſtattfinden. Insbeſondere bleibt auch zu erwägen, ob und wieweit eine 
Gewährung anderweite Anträge herbeiführen muß, wie es nach der Erfahrung nicht ſelten 
der Fall iſt, ſei es, daß entweder von einer Bewilligung auf die andere egemplificirt wird, 
wie es gewöhnlich der Fall iſt, oder daß die Ausgabe an und für ſich eine öftere Wieder⸗ 
holung derſelben bedingt. 

Nicht minder ſollen die Intendanturen dafür verantwortlich fein, im ferneren Verlauf 
der Bau-Anträge die in dieſen Beſtimmungen vorgeſchriebenen Grundſätze überall in Ans 
wendung zu bringen und demgemäß eben ſowohl in den Vorträgen bei den K. Gen.-Kom⸗ 
mando's, als in den Ber. an das Mil. Def. Dep., nur nach ihrer bei den Bereiſungen und 
durch den Geſammt-Ueberblick des Bedürfniſſes und der Mittel gewonnenen Ueberzeugung, 
ihr Gutachten aussprechen; weshalb denn auch an daſſelbe kein Bau-Antrag gelangen darf, 
dem nicht das ſchriftl. Gutachten der Intendantur beigefügt iſt oder nachfolgt. 

IV. Gang der Bau-Anträge in der Vorbereitung. 

1) Bei den Lokal-Reviſionen muß in Bezug auf die zur Anmeldung gekommenen, 
und wirklich in Vorſchlag zu bringenden Bau-Projekte gleich zur Stelle alles gemeinſam 
ermittelt und zu Protokoll niedergeſchrieben werden, was zur vorläufigen und allgemeinen 
Begründung und Beurtheilung des Projekts, ſowohl Hinſtchts der Nothwendigkeit. als Hin⸗ 
ſichts des Umfangs erforderlich iſt. Der Bau⸗Techniker giebt fein vorläufiges Gutachten 
mit einer Approximativ⸗Angabe der Koſten hierbei ebenfalls zur Stelle zu Protokoll, oder 
ſendet daſſelbe nachträglich an die Intendantur. 

Bau⸗Anträge, welche von den Truppentheilen auf anderem Wege vorgelegt werden, 
erleiden dadurch nur eine Verzögerung. 

Gehen dennoch dergleichen bei den K. General-Kommando's von den Truppentheilen 
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E oder Befehlöhabern direkt ein, ſo find dieſelben ebenfalls zunächſt den Intendanturen zur 

Beurtheilung in Hinſicht ſowohl des adminiſtrativen Bedürfniſſes, als der Zulänglichkeit 
der Mittel zuzufertigen, wie dies der Beſchluß des K. Staats-Min. v. 21. Dec. 1822, die 
im J. 1824 ertheilte Inſtr. für die Intendanturen, und die Inſtrukt über Bau⸗Ausführung 
durch Ingenieur-Offiziere dahin bereits anordnen, daß alle Bauſachen ſich zunächſt bei 
den Intendanturen koncentriren ſollen, und wie es in Bezug auf die Frage des Umfangs 
des Geſammtbedürfniſſes und der Zulänglichkeit der Mittel, gegenwärtig zwiefach mmer. 
läßlich wird. 

G 9 Die auf dem einen oder andern Wege ihnen zugegangenen Bau-Anträge bringen 
die Intendanturen, nachdem die etwa bei den Lokal⸗Reviſtonen noch nicht gleich erlangten 
vorläufigen Aeußerungen der betr. Bau-Techniker (Ingenieure vom Platz, Garniſon-Bau⸗ 
Direktoren, oder Diſtrikts-Baubeamten) von ihnen eingeholt find, zum vorläufigen Vor— 
trage bei den K. General-Kommando's. , 

3) Iſt dergeftalt ein Baubedürfniß in der Provinzial-Inſtanz vorbereitet und die 
Ueberzeugung gewonnen, daß andere Auskunftsmittel nicht ergriffen werden können, auch 
der Umfang des Bedürfniſſes approximativ zu überſehen, fo reicht die Intendantur das 
Projekt dem Militair⸗Oekonomie⸗Depart., unter Anzeige des Einverſtändniſſes oder der 
Bemerkungen des K. General-Kommando's, vorerſt zur vorläufigen Aeußerung ein, damit 
die Veranſchlagung nicht vergebens eintrete. 

V. Entſcheidungen des Kriegs-Miniſteriums. 

Die Bewilligungen von Geldmitteln für Bauzwecke, welche die bloße Unterhaltung 
der Subſtanz überfteigen, und demnach die Genehmigung zu Bau-Ausführungen dieſer 
Kategorie, kann fortan das Kriegs-Min. in der Regel, und wenn nicht Gefahr im Verzuge 
iſt, nicht auf einzelne Bau-Anträge, ſondern alljährlich nur einmal an einem beſtimmten 
Termine auf Grund einer Ueberſicht des Geſammt-Bedürfniſſes und der Jahres⸗Abſchlüſſe 
der Fonds, nach Maßgabe der ſodann disponiblen Mittel ertheilen. 

Bls zu dieſem Termine können demnach die Anträge in dergleichen Bau-⸗Angelegen⸗ 
heiten bei dem Kriegs-Min. auch nur vorbereitende fein, welche daher lediglich an das Mi- 
litair⸗Oekonomie-Depart. zu richten find. i 

In dieſer Beziehung wird Folgendes feſtgeſetzt: 

1) Die nach vorſtehender Beſtimmung IV. ad 3. von den Intendanturen bei dem 
Militair⸗Oekonomie-Depart. eingehenden Bau-Anträge oder Projekte werden, nach vor 
läufiger Prüfung, mit den Bemerkungen des Depart., event. Behufs der Koſten-Veran⸗ 
ſchlagung zurückgegeben. 

2) Auf gleiche Weiſe tritt die Veranſchlagung, Reviſton und Feſtſtellung der Anſchläge 
einzeln und ſucceſſtve im vorgeſchriebenen Wege ein. 

3) Die in den Fällen 1. und 2. vom Militair-Oekonomie-Depart. ertheilten vorlaͤu⸗ 
figen Entſcheidungen und ſelbſt die erfolgende Feſtſtellung der Anſchläge, geben jedoch noch 
in keiner Beziehung die Gewißheit, daß und wann der Bau zur Ausführung kommen werde. 
Dieſe herbeizuführen, legt vielmehr f 

4) jede Intendantur in der letzten Hälfte des Monats September (bis wohin alle 
zur Entſcheidung zu bringenden Bau-Anträge vorbereitet und einzeln zur vorläufigen 
Kenntnißnahme des Militair-Oekonomie-Depart. eingereicht werden müſſen), dem General 
Kommando eine Ueberſicht und Klaffififation der für den Baubezirk derſelben zur Anmeldung 
gekommenen, unbedingt nothwendigen, und zur Ausführung noch nicht genehmigten Baue 
und etwanigen Grundſtücks-Erwerbungen für dieſen Zweck nach beiliegendem Schema vor, 
worin ſowohl diejenigen, welche etwa in den vorhergehenden Jahren nicht berückſtchtigt 
werden konnten, als die im laufenden Jahre hinzugekommenen dergeſtalt aufgenommen 
werden, daß die Reihefolge nach dem höheren oder geringeren Grade der Dringlichkeit er— 
folgt, damit da, wo die Mittel fuͤr die Befriedigung nur eines Theils der aufgeführten Be— 
dürfniſſe hinreichen, die zuerſt notirten zunächſt berückſichtigt werden. 

Die Intendantur entwirft die Klaffififation bei der ihr auferlegten Verantwort— 
lichkeit, und der Intendant hält dem kommandirenden Herrn General, Behufs Hinzu— 
fügung der Bemerkungen deſſelben, Vortrag darüber, wonächſt, und zwar ſpäteſtens bis 
zum A jeden Jahres, das K. General-Kommando dieſe Ueberſicht dem Kriegs-Min. 
einreicht. 

. 5) Bei dem letzteren erfolgt nunmehr, nach Maßgabe der Ueberſicht des Geſammt— 
Bedürfnifjed in allen Korps⸗Bezirken und deſſen Klaſſifikation, die Vertheilung der für das 
nächſte Jahr zur Dispoſttion ſtehenden Mittel, wonächſt zu Anfang des letzteren, ſowohl 
jedem General-Kommando, als jeder Intendantur die Mittheilung zugeht, was nach Maß— 
gabe der Zulänglichkeit auf jeden Bezirk hat zur Repartitton kommen können, über welche 
Grenze hinaus dann bis zur nächſtfolgenden Jahres-Vertheilung feine Bewilligungen Sei⸗ 
tens des Kriegs-Min. erfolgen können. 

Berlin, den 18. Febr. 1838. 


Kriegs-Miniſterium. v. Rauch. 
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Anleitung zur Ausfüllung vorſtehender Ueberſicht. 

1) Dieſe Ueberſicht hat den Hauptzweck, zugleich eine Klaſſifikation der Anträge nach 
ihrer größeren oder geringeren Dringlichkeit zu fein. — Es müſſen daher diejenigen Anträge, 
welche für dringender gehalten werden, den andern in der Nummer vorangehen, fo daß 
unter Nr. 1. der Dringendſte zu ſtehen kommt. Dieſe Klaſſtfikation ift weſentlich, in fofern 
die Mittel nur für einige der Anträge ausreichen. 

2) Wo Baue, die in den vorigen Jahren ſchon genehmigt find und begonnen ha⸗ 
ben, in dem jedesmal in Rede ſtehenden Jahre noch fortdauern, ſo daß dafür noch vor— 
behaltene Bau-Summen (z. B. für das 2te oder Ate Bau-Jahr) zur Dispoſttion zu ſtellen 
ſind, müſſen in dieſem wieder mit auſgenommen und, allen andern vorangehend, obenan 
geſtellt werden. ` . 

3) Hingegen find Kapital-Abzahlungen für erworbene Grundſtücke ꝛc., zu deren ſue— 
ceſſtven, jährlich fortlaufenden Leiſtung eine General-⸗Militair⸗Kaſſe bereits angewieſen ift, 
hier als Bedürfniß nicht mit aufzuführen. Ziele wird vielmehr das Militair⸗Oekonomie⸗ 
Depart. vom Geſammtbeſtande der disponiblen Fonds alljährlich abſetzen, ehe derſelbe zur 
Repartition auf die Korpe-Bezirke kommt. 

4) Dieſe Ueberſicht ſtellt die Intendantur unter ihrer Firma auf, und ſie wird vom 
Intendanten und dem betr. Rath oder Aſſeſſor vollzogen. 

5) Wenn der kommandirende Herr General nicht vorzieht, feine Bemerkungen ſelbſt 
hinzuzufügen oder zu vollziehen, fo regiſtrirt der Intendant mit ſeiner Unterſchrift die Vor- 
trags⸗Bemerkungen deſſelben in der betr. Rubrik. 

Beilage A. 
Beſtimmungen über die Gewährung der Tantiemen für die Zahlung 
und Verrechnung von Baugeldern. 
Einleitende Bemerkungen. 

8. 1. Durch die Allerh. K. O. v. 31. Aug. 1825 iſt das Regul. v. 6. Sept. 1815, 
über das Verfahren bei Auszahlung von Baugeldern und wegen der dafür zu bewilligen— 
den Remuneration, genehmigt worden. , 

Es find demgemäß, und mit Bezug auf die Verf. des vormaligen Handels-Min. v. 
29. Okt. 1818, und auf das C. R. der Min. des J. und der Fin. v. 21. Juli 18291), 
folgende Grundſätze zu beobachten. 

Bei Entrepriſe-Bauten wird eine Tantieme nicht bewilligt. 

8. 2. Zahlungen für Entrepriſe-Bauten, ſolche mögen nun ganze Bauten, oder nur 
Theile derſelben betreffen, erfolgen, ſoweit es irgend angeht, bei der betr. Reg.-Hauptkaſſe, 
oder, in ihrem Auftrage, bei einer ihr untergeordneten Kaſſe. 

Muͤſſen dergleichen Entrepriſe-Kontrakts-Summen, der Vollſtändigkeit wegen, in der 
von dem Spezial-Rendanten zu legenden Baurechnung nachgewieſen werden, ſo ſind die 
betr. Ausgabe-⸗Juſtifikatorien dem Rendanten von der Reg.-Haupt⸗Kaſſe zuzufertigen, um 
den Betrag in Einnahme und unter den betr. Anſchlags-Titeln in Ausgabe zu ſtellen. 

Für dieſes einfache Geſchäft kann aber keine Tantieme bewilligt werden. 

In welchen Fällen die Tantieme bei auf Rechnung auszuführenden Bauten gewaͤhrt wird. 

8. 3. Iſt bei Rechnungsbauten die Bauſtelle mit der betr. Haupt-Kaſſe nicht an 
einem Orte, oder das Perſonal der Kaſſe nicht zureichend, die Zahlungen auf der Bauſtelle 
unmittelbar zu bewirken, ſo kann die Auszahlung einer Spezial-Kaſſe, oder einem Dritten 
gegen gehörige Sicherheit übertragen werden, welcher hiernächſt förmliche Rechnung legt. 
Als Remuneration kann in ſolchen Fällen eine Tantieme nach Verhältniß der Bauſumme 
und zu den feſtſtehenden Prozent-Satzen gewährt werden. 

Wo die Gewährung auch bei Regierungs-Bauten nicht ſtattfindet. 

8. 4. Sobald die Haupt⸗Kaſſe, aus welcher die Baugelder erfolgen, die Auszahlung 
und Verrechnung derſelben ſelbſt beſorgen kann, fällt jede Veranlaſſung zur Remuneration 
auch bei Rechnungs-Bauten fort. Von allen Zahlungen für bauliche Gegenſtände an an— 
dere K. Kaſſen überhaupt wird keine Tantieme gezahlt. 

Wie es bei Bauten gemiſchter Art zu halten iſt. 

8. 5. Bei Bauten gemiſchter Art, d. h. bei ſolchen Bauten, bei denen entweder die 
geſammten, oder ein Theil der veranſchlagten Arbeiten in Entrepriſe gegeben werden, die 
Materialien aber auf Rechnung beſchafft, oder aber, wo wiederum die Lieferung der erfor— 
derlichen Materialien ganz, oder theilweiſe in Entrepriſen gegeben, die Verabreichung der— 
ſelben aber auf Rechnung bewirkt wird, muß die Zahlung aller auf Entrepriſe-Kontrakten, 
beruhenden Summen, ſoweit möglich, durch die Reg-Haupt-Kaſſen, oder durch deren dazu 
verpflichtete Unter-Kaſſen geleiſtet werden, damit für dergleichen Zahlungen keine Tantie⸗ 
men an Spezial-Bau-Rendanten ꝛc. gewährt zu werden brauchen. 


1) Vergl. oben S. 298. 
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Anwendung dieſer Grundſätze auf die durch die Garniſon-Verwaltungen bei den 
Garniſon⸗Bauten zu leiſtenden Zahlungen. | 
8. 6. Den Garnifon= Verwaltungen fteht die Tantieme von Baugeldern zu, wenn 
fie Zahlung leiſten und Rechnung legen für die auf Rechnung oder in Entrepriſe ausge⸗ 
führten Neubaue, Ausbaue und Neu-Einrichtungen von Garniſon-Gebäuden, welche erſt, 
nachdem deren Bau und Einrichtung erfolgt iſt, ihrer Verwaltung überwieſen werden; 
ferner bei Ausbauen neuer Theile an ſchon beſtehenden Gebäuden. Ob bei den dem 
Hauptbau gleichkommenden Haupt-Reparaturen der Garniſon-Gebäude, in ſofern dieſelben 
nämlich zu dieſem Behuf gänzlich außer Gebrauch geſetzt und geräumt werden müſſen, die 
Tantieme bewilligt werden darf, darüber wird das Militair-Oekonomie⸗Depart. in jedem 
einzelnen Falle auf diesfällige Anfrage beſtimmen. a 
7 Bei anderen nicht zu ihrem Reſſort übergehenden Gebäuden. N 
§. 7. Eben fo ſteht ihnen die Tantieme in dem Falle zu, wenn fie bei Bauten ande— 
rer, nicht zu ihrem Reſſort übergehender Gebäude, mithin ohne dazu verpflichtet zu fein, 
zur Leiſtung von dergleichen Zahlungen und zur Rechnungslegung daruber veranlaßt 
werden, der Bau mag in Entrepriſe, oder auf Rechnung ausgeführt werden. 
In welchen Fällen die Garniſon-Verwaltungen zum Empfange der Tantieme nicht 
berechtigt ſind. 

8. 8. Nicht berechtigt zum Empfange der Tantieme find fle bei allen Zahlungs- und 
Rechnungslegungs-Geſchäften für Reparatur-Bauten, welche fich auf die gewöhnliche und 
außergewöhnliche Herſtellung und Inſtandhaltung der zu ihrem Verwaltungs-Bereich 
ſchon gehörenden Gebäude beziehen, ohne Rückſicht darauf, ob damit eine Subſtanz-Ver⸗ 
änderung verknüpft iſt, oder nicht. Ferner auch bei Neubauten ꝛc. in Abſicht aller derje— 
nigen Summen, deren Zahlung für ihre Rechnung durch eine Kaffe geleiſtet ift, und welche 
der Garniſon⸗Verwaltung angerechnet werden, um den Betrag in die Bau-Rechnung mit 
aufzunehmen, fo wie auch bei Zahlungen, die für bauliche Gegenſtände an andere K. Kaf- 
ſen geleiſtet werden müſſen. 

Gewährung der Tantieme an Lazareth-Beamte. 

8. 9. Gleiche Grundſätze gelten auch für die Lazareth-Beamten, ſowohl in Abſicht 
der Gebäude, welche in ihre Verwaltung übergehen ſollen, als auch ſolcher, die nicht zu 
ihrem Reſſort übergehen, imgleichen auch wegen der Reparaturen bei den ſchon zu ihrer 
Verwaltung gehorenden Gebäuden. | 

Für welche Leiſtungen die Tantieme als Entſchädigung zu betrachten ift. ö dk 

8. 10. Die Tantieme ift eine Entſchädigung des Rechnungsführers für die Auszah— 3 ö 
lung der Baugelder, ferner für die Rechnungslegung und Notaten-Erledigung bis zur Er— I 
theilung der Decharge, ſo wie für fonftige ſtch darauf beziehende ſchriftliche Arbeiten wäh— Ak 
rend und nach der Bau» Ausführung, zu welchen kein anderes Individuum die Verpflich— wg 


tung etwa haben ſollte; endlich für die damit verknüpften und daraus folgenden baaren id 
Auslagen, wie z. B. für den Rechnungs-Stempel. Es dürfen daher für. Sekretariats— Ir 
Geſchäfte, Kopialien, Papier ꝛc. feine weiteren Anſprüche auf Entſchädigung, neben dem | | 


Empfange der Tantieme, gemacht werden. 
In welchem Falle außerdem noch Diäten und Reiſekoſten liquidirt werden dürfen. 4 
8. 11. Im Fall jedoch der Bau-Kaſſen-Verwalter nicht an dem Orte der Bauſtelle 0 
feinen Wohnſitz haben ſollte (fo wie dies z. B. bei einigen Garniſon-Verwaltungen eintre⸗ 
ten könnte), ſo würden ihm außerdem noch die Reiſekoſten und Diäten nach ſeiner Charge N 
zuſtehen. | "ky 
Ge Wie bei Berechnung der Tantieme zu verfahren ift. | 


N 
di 
8. 12. Die Berechnung der Tantiemen geſchieht nach Maßgabe der ganzen Baus H 
foften- Summe (ohne Trennung der einzelnen Anfchlagd » Summen, z. B. für Maurerz, ` 
Zimmer-Arbeit ꝛc.). Es dürfen auch die Koſten des Baues oder Ausbaues für ein Haupt- bh 


Gebäude von denen für etwanige zum Geſammt-Komplex gehörige Neben - Gebäude und V 

für die innere Ausſtattung und Einrichtung nicht getrennt werden, vielmehr ift die ganze | 

Bau⸗ und Einrichtungs⸗Summe, Behufs Feſtſtellung der Tantieme, zuſammen zu werfen. 
Prozentſätze. ' 

F. 13. Von der hiernach ſich ergebenden Auösgabe- Summe wird die Tantieme nad) 

folgenden Prozentſätzen berechnet: | 
a) bon einer Summe von 5000 Thlr. 1p 
b) von dem Betrage über 5000 bis 10000 Thlr. 3 
c) von dem Betrage über 10000 Thlr.. WE 
Bei der Berechnung der Tantieme kommt es auf die Dauer des Baues nicht an. 
Verausgabung der Tantieme. 

8. 14. Der feſtgeſtellte Betrag der Tantieme wird, auf den Grund der Quittung 
des oder der Empfangöbereihtigten, in der Hauptrechnung der Baukoſten, und zwar am 
Schluſſe derſelben, unter den Extraordinarien verausgabt. , 

v. Rönne, Bau-Polizei. 2. Aufl. : 25 
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Wenn mehrere Perſonen auf den Empfang derſelben Anſpruch haben. 

9. 15. Wenn mehrere Individuen auf den Empfang dieſer Tantieme (Rendant 3 2 
und Kontrolleur A 4, oder wie fonft das Theilnahme-Verhältniß Seitens der kompetenten 
Behörde beſtimmt werden mochte), Anſpruch haben, jo wird die diesfällige Quittung 
gemeinſchaftlich von ihnen unterſchrieben. 

Zeitpunkt der Erhebung. 

$. 16. Die Erhebung des Betrages der Tantieme erfolgt in der Art, daß nach 
beendigtem Zahlungs-Geſchäft die Hälfte des Betrages, und nach bewirkter Rechnunge⸗ 
legung die zweite Hälfte empfangen werden darf. 

Wie es bei eintretendem Wechſel der Kaſſen-Beamten während des Baues zu halten m. 

F. 17. Tritt während des Baues ein Wechſel der Bau-Kaſſen- Verwalter ein. fo 
wird der ganze Tantieme⸗Betrag nach Verhältniß der bereits geleifteten Ausgabe repar⸗ 
tirt. Der auf dieſe Weiſe repartirte Betrag iſt zur Hälfte für das Zahlungs» Fear des 

Vorgängers, und zur Hälfte für die (von dem Nachfolger zu bewirkende) Rechnungslegung 

beſtimmt. 
f Wenn der Wechſel nach beendigtem Zahlungs-Geſchäfte, aber vor bewirkte 
Rechnungslegung eintritt. Ä 

8. 18. Tritt der Wechſel des Beamten nach beendigtem Zahlungs-Geſchäfte, aber 
vor bewirkter Rechnungslegung ein, und fällt dieſe dem neuen Beamten anheim, fo 
empfängt dieſer die Hälfte der Tantieme. É 

Ausſtellung beſonderer Quittungen; Auseinanderſetzung zwiſchen den Theilhabern. 

F. 19. Bei einer ſolchen Theilung der Tantieme unter Vorgänger und Nachfolger 
muß jeder Intereſſent über feinen Antheil ſelbſt quittiren, auch der Rechnung eine von 
ſämmtlichen Theilhabern unterzeichnete, und von ihnen als richtig anerkannte Repartition 
der Tantieme beigefügt werden. . 

Gewährung von Tantiemen an Communal⸗Behörden und Magiſtrats⸗Beamte. 

5. 20. Die Zahlung der Tantieme iſt, unter ähnlichen Modalitäten, wie für die 
Garniſon⸗Verwaltungen, auch in Beziehung auf Kommunal-Behörden und Mag.-Beamte 
zuläſſig, wenn nicht andere K. Behörden oder ſonſt ein kautionsfähiger Beamter im Orte 
find, welche dergl. Zahlungs⸗Geſchäfte von Amtswegen übernehmen müſſen. 

Desgleichen an die Rendanten der Feſtungs-Bau⸗Kaſſen. 

F. 21. Werden die Zahlungen der Baugelder für Garniſon-Bauten durch eine 
Feſtungs⸗Baukaſſe geleiſtet und verrechnet, fo ift der Rendant derſelben gleichfalls berech— 
tigt, dafür eine Tankieme nach den obigen Beſtimmungen zu fordern. 


Beilage B. 


Beſtimmungen wegen der Diäten, Fuhrkoſten und anderweiten Gebüh⸗ 
ren der Baubeamten und Ingenieur-Dffiziere, Remuneration für die 
Feftungs-Unter-Beamten und Pionier⸗Arbeits⸗ Zulagen. 
Diäten, Reiſekoſten und Remuneration an Diſtrikts-Baubeamte. 

§. 1. Da die Diſtrikts⸗Baubeamten verpflichtet find, alle ihnen von K. Behörden 
übertragenen Geſchäfte von Amtswegen zu verrichten, fo find dieſelben nicht befugt, für 
die Beauffihtigung der Militair-Bauten beſondere Diäten und Reiſekoſten zu liquidiren, 
indem ſie für die letztere die reglementömäßigen Fuhrkoſten-Entſchädigungen erhalten. 

Eben fo wenig dürfen für beſoldete Baubeamte Remunerationen aus dem Baufonds 
bewilligt werden. 


In welchen Fällen ſie darauf Anſpruch haben. 

. 2. Für ſolche commiſſariſche Aufträge hingegen, welche nicht zu dem eigentlichen 
Geſchäftskreiſe des Baubeamten gehören, oder bei Reiſen außerhalb feines Diſtrikts, hei 
derſelbe auf die geſetzlichen Diäten und Reiſekoſten Anſpruch, welche nach den in dem 
Allerh. vollzogenen Diäten- und Reiſe⸗Regulativ v. 28. Juni 1825 feſtgeſtellten Sätzen 
liquidirt werden. r 

Vergütigung für Schreib- und Zeichnen-Materialien, Copialien ꝛc. 

8. 3. Die benöthigten Schreib- und Zeichnen-⸗Materialien, welche für den laufenden 
Dienſt erforderlich ſind, müſſen ſtch die Diſtrikts-Baubeamten aus der, ihnen zu dieſem 
Behuf auf den Etat der K. Reg. bewilligten Entſchädigung beſchaffen. In außerordentl. |' 
Fällen dagegen, namentlich bei größeren Bau-Ausfuͤhrungen, können die erforderlichen 
Schreib- und Zeichnen⸗Materialien, imgleichen die benöthigten Kopialien und anderweiten 
baaren Auslagen der Baubeamten à Conto des Baufonds liquidirt, und ad extraord. 
deſſelben verausgabt werden, zu welchem Behufe jedoch allemal gehörig juſtiftcirte Rech⸗ 
nungen der betr. Verkäufer und der Nachweis über den wirklichen Verbrauch der angekauf⸗ 
ten Gegenſtände beizubringen ſind. 

Diäten für Bau⸗Kondukteure. 
8. 4. Sind bei bedeutenden Bauten, zu deren ununterbrochener Leitung und Beauf— 
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ſichtigung, beſondere Kondukteure erforderlich, und können dieſe nicht aus dem beſoldeten 

. Perſonale genommen werden, fo müffen die reglementsmäßigen Diäten für fie gleich in 

| den Bau-Anfchlägen mit zum Anſatz kommen. N 

| Nähere Beſtimmung des Diäten-Satzes. 

8. 5. Für die unbeſoldeten Bau⸗Kondukteure, welche nur vorübergehend zur ſpeziel— 
len Leitung der Bauten angeſtellt ſind, iſt der Diätenſatz, nach dem Feldmeſſer⸗Regl. v. 
29. April 1813, auf Einen Thlr. und Fünfzehn Silbergr. beſtimmt, welcher jedoch in ein- 
zelnen Fällen, bei bedeutenden und wichtigen Bauten, bei denen eine beſondere Thätigkeit 
und Qualifikation erfordert wird, bis auf Zwei Thaler erhöhet werden kann, wozu jedoch 
unter allen Umſtänden die miniſterielle Genehmigung eingeholt werden muß. Die in 
EA: ek ftehenden Bau-Kondukteure erhalten unter allen Umſtänden nur Einen 
Thlr. Diäten. | 

Fuhrkoſten-Entſchädigung für Bau-Kondukteure. 

9. 6. Bau⸗Kondukteure ſollen ſich der Schnell- oder Perſonen-Poſten, und nur 
außerhalb der Poſtſtraße der Lohnfuhren oder der Eytrapoft bedienen, welche erſteren in 
keinem Falle höher, als die Extrapoſt zu ſtehen kommen dürfen. 

Zulagen und Fuhr-Entſchädigung an Ingenieur-Offiziere. 

§. 7. Werden zur ſpeziellen Aufſicht größerer Garniſon-Bauten in einzelnen Fällen 
Ingenieur⸗Offtziere beauftragt, fo erhalten ſolche die chargenmäßige Kommandirten⸗Zulage 
und auf Reiſen die principienmäßige Fuhr-Entſchädigung aus den für ſolche Zwecke 
beſtimmten Titeln des Militair-Etats. ö 

Aus dem Baufonds dürfen ſelbige keine Diäten beziehen. 

Diätenſatz für Bauaufſeher, Bauwächter u. ſ. w. 

9. 8. Für Bau⸗Aufſeher, Bauwächter u. |. w. können feine beſtimmten Diätenſätze 
normirt werden, da ſich ſolche nach der verſchiedenen Leiſtungs-Fähigkeit der betreffenden 
Individuen und nach den jedesmaligen örtlichen Verhältniſſen richten, wobei die Vorſchrif⸗ 
ten über Diäten-Gewährung im Allgemeinen zum Anhalte dienen. 

Werden dazu im Dienſt befindliche Militairs kommandirt, ſo erhalten ſolche zu ihrem 
dienſtmäßigen Einkommen eine ihrer Charge entſprechende Zulage, welche in jedem einzel— 
nen Falle beſonders zu beſtimmen iſt. 

Einziehung oder Fortgewährung von Militair-Gnadengehältern und anderweiten 
Invaliden Beneficien. 

8. 9. Bei ſolchen Perſonen, welche ſich im Genuſſe von Militair-Gnadengehältern 
oder anderweiten Invaliden-Beneficien befinden, find die darüber beſtehenden Beſtim— 
mungen zu berückſichtigen, ob ſolche fortgewährt werden dürfen, oder zeitweilig ganz oder 
theilweiſe ceſſiren müffen, und ift ev. daruber die nähere Beſtimmung einzuholen. 

Arbeitszulagen für die Feſtungs-Unterbeamten. 

8. 10. Um das Einkommen der Feſtungs-Unterbeamten zu verbeſſern, iſt mittelſt 
Allerh. K. O. v. 2. Juni 1829 genehmigt, daß den Bauſchreibern, Wallmeiſtern und Ma— 
terialienſchreibern bei Bauten in den Feſtungen, die nicht aus dem Feſtungs-Dotirungs— 
Fonds bezahlt werden, wenn ſie eine gewiſſe beſtimmte Höhe erreichen, beſondere Arbeits— 
Zulagen aus den betr. Baufonds gewährt werden können, und daß hierzu auch aus dem 
Garniſon-Verwaltungs- und Lazareth-Etat pro rata beigetragen werden muß. Die 
näheren Beſtimmungen über dieſen Gegenſtand ſind in dem Cirk. des Allgem. Kr. Dep. 
v. 6. Juni 1829 enthalten. - SÉ 

Die Anweiſung und Verrechnung der diesfälligen, der Feſtſetzung des letztgedachten 
Depart. unterliegenden Beträge, ſoweit ſelbige das Reſſort des Mil. Oek. Dep. betreffen, 
verfügen die Intendanturen für jeden Jahrgang und jedes Reſſort beſonders, ohne desfalls 
beim letztgedachten Dep. vorher anzufragen; zu dem Behuf werden denſelben die diesfälli— 
gen Berechnungen von den Platz-Ingenieurs durch die betr. Lokal⸗-Verw. mitgetheilt. 

Arbeits⸗Zulagen an Pioniere. 

§. 11. In Anſehung der den Pionieren zu gewährenden Arbeits-Zulagen, wenn 
ſolche bei den Garniſon-Bauten, in und außerhalb ihrer Garniſon herangezogen werden, 
iſt durch die Verf. des Allgem. Kr. Dep. v. 21. Jan. 1825, unter Bezugnahme auf die 
Inſtrukt. v. 15. März 1817, feſtgeſetzt, daß die Pioniere, nach Maßgabe der verſchiedenen 

»Klaſſen, künftig für jeden der ſechs Wochen- und Arbeitstage eine tägliche Zulage von reſp. 
Sgr., 5 Sgr. und 3 Sgr. erhalten, und dieſe Zulageſätze auch bei etwaniger Sonntags- 
Arbeit gewährt werden ſollen. | | 


Beilage C. 


Die Beilage enthält die K. O. v. 11. Mai 1824 und die C. R. des K. Fin. Min. 
v. 18. Mai 1824 und der Verw. für H., Fabr. u. Bauw. v. 27. Okt. 1835. (f. oben 
Abſchn. I., Kap. I., Tit. II., Unterabth. II. sub I., S. 240 ff.). 
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Beilage D. 

Dieſe Beilage enthält das C. R. des K. Handels- Min. v. 17. Mai 1820. (f. oben 
Abſchn. I., Kap. I., Tit. II., Unterabth. II., sub I. S. 249.) 

2) C. O. v. 1. Aug. 1817 an das K. Kriegs-Min. Anlegung von 
Pulver⸗Magazinen in den Feſtungen *). 

Auf Ihren Mir gemachten Vortrag beſtimme Ich hiermit, daß die Anlegung der 
Pulver⸗Magazine in militairiſcher Hinſicht nicht anders, als in den Außenwerken der 
Feſtungen ſelbſt, und nicht über deren Grenze hinaus, geſchehe, daß aber für die Sicherheit 
des Publikums gegen Exploſtonen außer der militairiſchen Bewachung und ſonſtige Vor⸗ 
ſicht, vorzüglich durch die Konſtruktion der Pulver-Magazine, beſonders durch leichte 
Dächer und durch dünne Rückwände geſorgt werde, wobei es ſich jedoch von ſelbſt verſteht, 
daß der Stärke der Außenwände, um ſte gegen den Feind ſicher zu ſtellen, nichts entzogen 
werden darf. ar | - | 

Um indeſſen die Städtebewohner nach Möglichkeit zu ſichern und zu beruhigen, fün- } 
nen die Binnenwände noch mit Zwergwallen und Baumpflanzungen umgeben werden, 
damit durch dieſe die Kraft einer etwanigen Exploſton gebrochen werde. 

Ich überlaſſe Ihnen, hiernach die Koſtenanſchläge einrichten zu laſſen, den Betrag 
auf mehrere Jahre zu vertheilen, und gemeinſchaftlich mit dem Fin. Min. bei Mir darauf 
anzutragen, daß ſolcher auf die extraordinairen Etats gebracht werde. | 

(A. I. 188. — 3. 114.) 


Fünftes Kapitel. | 
Vorſchriften über die Kirchen-, Pfarr- und Schul-Bauten?). 
J. Helfert, von der Erbauung, Erhaltung und Herſtellung der kirchlichen Gebäude. 


Nach dem gemeinen und beſonderen Oeſterreichiſchen Kirchenrechte zuſammengeſtellt. 8. 
2. Aufl. Prag. (1823) 1834. 
Das A. L. R. enthält folgende hierher gehörige Beſtimmungen: 
| Bau und Beſſerung der Kirchen-Gebäude. 

8. 699. Für die Unterhaltung der Kirchengebäude und Geräthe, müffen die Kirchen— 
vorſteher, nebſt dem Pfarrer, vorzüglich Sorge tragen. 

F. 700. Bei vorfallenden Bauen und Reparaturen muß dem Patron oder Kirchen— 
Kollegio jedesmal Anzeige gemacht werden. 

$. 701. Wo kein Patron oder Kirchen-Kollegium vorhanden iſt, mögen die Vorſteher 
kleine Reparaturen, welche Zehn Thaler nicht überſteigen, bloß mit Zuziehung des Pfar— 
rers, ohne weitere Rückfrage, veranſtalten. | 

$. 702. Iſt eine höhere Summe erforderlich: ſo muß dem Inſpektor oder Erzpriefter 
davon Anzeige gemacht werden. 

$. 703. Dieſer kann, wenn die Koften unter Fünfzig Thaler betragen, und er bei 
angeſtellter Prüfung kein Bedenken findet, den Bau oder die Reparatur ohne Rückfrage 
genehmigen. | | 

$. 704. Sollen aber zu einem Bau oder zu einer Reparatur mehr als Fünfzig Tha⸗ 
ler verwendet werden, ſo wird allemal, auch wenn ein Patron oder Kirchen-Kollegium 
vorhanden ſind, die Genehmigung der geiſtlichen Obern erfordert. 

$. 705. Dieſen muß der Erzprieſter oder Inſpektor, nach angeſtellter Unterſuchung, 
AECH berichten, und einen von Sachverſtändigen aufgenommenen Koſtenanſchlag bei: 
egen. 

S. 706. Iſt von einem neuen Anbaue oder von einer Erweiterung der Kirchen— 
gebäude die Rede, ſo muß, ohne Unterſchied der Fälle, die Approbation der geiſtlichen 
Obern eingeholt werden. | 

Unterfuhung der Nothwendigkeit und Erforderniß des Baues. 

$. 707. Die geiſtlichen Obern müſſen die Nothwendigkeit des Baues prüfen und die 
Art deſſelben beſtimmen. 

d. 708. In allen Fällen, wo über die Nothwendigkeit oder Art des Baues, oder der 
Reparatur, oder wegen des dazu zu leiſtenden Beitrages, unter den Intereſſenten Streit 
SI müſſen die geiſtlichen Obern die Sache gütlich zu reguliren ſich angelegen fein 
aſſen. 


ex 
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) Den K. Reg. durch das Cirk. des Pol. Min. v. 20. Aug. 1817 bekannt gemacht. 

2). Die Beſtimmungen über die Verpflichtung zu Kirchen-, Pfarr⸗ und Schulbauten 
gehören nicht hierher, ſondern zur Verfaſſung der Kirchen und Schulen und 
ſind daher in Thl. VIII. des Werkes (Kirchen- und Unterrichtsweſen) gegeben. 
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8. 709. Findet die Güte nicht ftatt, ſo müffen fie die rechtliche Entſcheidung des 
Streits an die weltliche Obrigkeit verweiſen; zugleich aber auch feſtſetzen, wie es inzwiſchen 

mit dem Baue oder der Reparatur gehalten werden ſolle. 

Die §§. 710— 756 a. a. O. enthalten hiernächſt die Vorſchriften über die 
Frage: woher die Koſten zum Baue und zur Unterhaltung der Kirchengebäude 
zu nehmen. : 

Der $. 757 a. a. O. beſtimmt fodann: | 

Die Aufficht über den Bau und die Einſammlung der Beiträge dazu liegt den Kir- 
chenvorſtehern ob. 5 

Die 56. 758 — 760 a. a. O. ſchreiben das Verfahren bei Einziehung der 
Beiträge vor. 

Ueber die Verpflichtung zur Unterhaltung der Gebäude des Pfarrers | 
und der übrigen Kirchenbedienten disponiren die ap, 784— 798 a. a. O. Hi 

Von der Verbindlichkeit zur Unterhaltung der Schulgebäude und N 
Schulmeiſter-Wohnungen handelt das A. L. R. Th. II. Tit. 12. 88. 34. 
bis 38. i | 


I: 

Verfügungen der Central-Behörden.“ ? I 

1) Grundſätze, betr. die Veranſchlagung. 

a) C. R. des K. Min. der G., U. und Med. Ang. (b. Altenſtein) v. 18. d 
Febr. 1830, an ſämmtl. K. Reg. Die Veranſchlagung von Schulhäuſern für U 
arme Gemeinden iſt auf den unerläßlichen Bedarf einzuſchränken. I 
Bei mehreren Anträgen um Geldunterſtützung für arme Gemeinden zum Aufbau hi 

ihrer Schulhäuſer iſt bemerkt worden, daß die Baukoſten immer ſehr hoch veranschlagt 
ſind, und in dieſer Beziehung die bedrängten Verhältniſſe der Gemeinden von den betr. | 
Provinzial-Behörden, insbeſondere von den Baubeamten nicht ſtets gehörig berückſichtigt / 
zu fein ſcheinen. Abgeſehen davon, daß in folchen Fällen die Kräfte der armen Kommunen N 
über die Maßen in Anſpruch genommen werden, wenn nicht gar das ganze Bauprojekt t 


an den hohen Koften ſcheitert, wird auch die Staats-Kaſſe durch höhere Anforderungen 
mehr beläſtigt und außer Stand geſetzt, in anderen Fällen verhältnißmäßig mehr leiſten b 
u können. g L 
Um den Gemeinden und Staats-Kaſſen bei dem Bau der Schulhäuſer jede nur g 
mögliche Erleichterung und Erſparung angedeihen zu laſſen, und dadurch die Erreichung 0 
des Zwecks möglichft: zu fördern, wird die K. Reg. hierdurch aufgefordert, alle derartige } 
Baue vorher auf das forgfältigfte zu erwägen, und bei Aufftellung der Projekte nur auf ) 
das nothwendige Raumbedürfniß zu rüdfichtigen, ſtets aber eine ſolche Bauart zu wählen, ) 
die den in der Nähe vorhandenen ‚billigften Materialien und niedrigſten Arbeitspreiſen 
entſpricht. (A. XIV. 89. — 1. 64.) d 


b) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 14. | 
Mai 1836, an, ſämmtl. K. Reg. Zeitige Einreichung der Bauanſchläge an die g 


K. Ober⸗Bau⸗Dep. | 

Die K. Ober: Bau=Dep. hat wiederholt dringend den Wunſch geäußert, daß in allen 
Fällen, wo die Nothwendigkeit eines Baues nicht durch unvorhergeſehene Ereigniſſe her⸗ 
beigeführt werde, die Einreichung der zu ihrer Superreviſton gelangenden diesfälligen 4 
Anſchläge zeitiger als zeither bewirkt werden möchte, indem die große Beſchleunigung, 0 
welche faſt hinſichtlich jeder Sache verlangt werde, bei der Anzahl und der Ausdehnung 
der Arbeits⸗Gegenſtände, bei der Ober-Bau⸗Dep. nicht möglich ſei. 

Das unter, Min. ſieht hierdurch ſich veranlaßt, die K. Reg. aufzufordern, Dem: 
gemäß die Anſchläge über auszuführende Bauten in dem dieſſeitigen Reſſort, welche der 
Superreviſton und Feſtſtellung der K. Ober-Bau-Dep. bedürfen, hinführo möglichft zeitig 
einzureichen. (A. XX. 336. — 2. 60.) 

c) C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein) u. d. F. 
(d. Alvensleben) v. 2. Nov. 1837 an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich der Rhei— 
niſchen und derjenigen zu Stralſund und Potsdam, betr. die Unterſtützungen für 


Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecke aus Staatsfonds. 

Es iſt von den unterz. Min. wahrgenommen worden, daß bei der Vorbereitung der 
höheren Orts zu formirenden Anträge auf außerordentliche Unterſtützungen für Kirchenz, 
Pfarr- und Schulzwecke nicht von allen K. Reg. gleichförmig verfahren wird, und daher 
die Beſorgniß entſtanden, daß, da dieſe Anträge ohnedies von Jahr zu Jahr ſich verviel⸗ | 
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fältigen, und dieferhalb eine ſtrenge und forgfältige Auswahl unter letzteren um fo nöthiger 
wird, nicht immer die Bedürftigſten auch die Begünſtigſten ſein werden, vielmehr nicht 
ſelten die Zudringlichen vor den Beſcheidenen unverdiente Vorzüge erlangen. 

Zur Vermeidung dieſes Uebelſtandes und der vielfachen Rückfragen, welche durch 
die ungenügende Vorbereitung derartiger Geſuche in den Provinzen bisher öfters herbei⸗ 
geführt worden find, finden wir uns veranlaßt. die Grundſätze, nach welchen Unterſtützunge⸗ 
geſuche ſolcher Art im Allgemeinen zu behandeln und vorzubereiten ſind, hierdurch auto, 
mengeſtellt in Erinnerung zu bringen. 

Wenn für kirchliche, Pfarr- oder Schulzwecke die Hülfe des Staats in Anſpruch ge: 
nommen werden ſoll, ſo iſt vor Allem zu prüfen, ob der Zweck, welcher erreicht werden 
ſoll, ein nothwendiger, d. h. ob deſſen Erreichung in unſerm Staate in der gegenwärtigen 
Zeit durch die Rüͤckſicht auf das ſtete Fortſchreiten der Civiliſatlon, geboten ſei. Iſt die 
Nothwendigkeit des Zweckes dargethan oder überhaupt unbeftreitbar, jo bedarf es noch der 
Unterſuchung, ob die Erreichung deſſelben aus erheblichen Grunden durch den Zutritt der 
allgemeinen Staats-Fonds in der Art bedingt fei, daß ohne dieſe Beihulfe der Zweck würde 
aufgegeben werden müſſen, oder ob wenigſtens beſondere Gründe obwalten, um eine 
Mitwirkung des Staats für die vollſtändigere Erreichung des zu erſtrebenden Zwecks 
als empfehlenswerth und dem dafür in Anſpruch genommenen Aufwande entſprechend 
erſcheinen zu laſſen. | 

Muß zur Erreichung des Zwecks zur Aufführung von Gebäuden geſchritten wer— 
den, ſo muß: | 

1) auch deren Nothwendigkeit dargethan fein, und der Betrag der zur Ausführung 
erforderlichen Koſten durch techniſche Veranſchlagung oder wenigſtens durch einen 
auf ſachver ſtändiger Abſchätzung beruhenden und in Bezug auf den Umfang des 

Baues und auf die Weiſe der Ausführung genügend erläuterten Koſten-Ueberſchlag 

ermittelt werden. Bei Ausarbeitung der Baupläne und Anſchläge muß das nach 

obigen Vorausſetzungen feſtgeſtellte Bedürfniß berückſichtiget, jeder unnütze Luxus 
vermieden, und diejenige Bauart gewählt werden, welche neben einer zweckmäßigen 

Sparſamkeit zugleich für die längere Dauer des Gebäudes Bürgſchaft leiſtet, und in 

der äußern Form ſowohl als in der innern Einrichtung den Forderungen der Bau- 

kunſt entſpricht. Es verſteht ſich alſo von ſelbſt, daß, ſo wenig eine ſolche Bauart 

empfohlen oder vorgeſchrieben werden darf, bei welcher ein geringerer Koftenauf- 

wand durch Mangel an Dauerhaftigkeit und Zweckmäßigkeit überwogen würde, eben 

ſo wenig auch durch die einſeitige Verfolgung äſthetiſcher und kunſtleriſcher Rückſich⸗ 

ten die wahre, durch die jeweiligen Zuſtände der Staatskaſſe gebotene Wirthlichkeit 
beeinträchtigt werden ſoll. 

Sodann ui — h 

2) zu ermitteln und nachzuweiſen, welcher Theil der Baukoſten durch Beiträge aus 

dem vorhandenen Eocietätd-Vermögen, alſo bei Bauten an Kirchen, Pfarrers und 

Küſterwohnungen durch Beiträge aus dem Kirchenärarium ohne Nachtheil für die 

auf das letztere hingewieſenen und wirklich nothwendigen fortlaufenden Ausgaben 

(SS. 712, 713. Tit. 11. und 8. 37. Tit. 12. Th. II. A. L. R), ferner durch die ven 

dem Patron, von der Kommune, oder bei Pfarrbauten, von dem Pfarrer unentgeld⸗ 

lich herzugebenden Baumaterialien (8. 729. und 787. Tit. 11.1. c), ſowie durch 

Benutzung der Materialien oder durch Verkauf der alten Kirchen- und Schul⸗ 

gebäude, ſoweit dieſelben durch den Neubau entbehrlich werden, durch freiwillige 

Gaben u. ſ. w. gedeckt werden kann. 

Endlich | 

3) bleibt auf das Sorgfältigſte zu unterſuchen und nachzuweiſen, in wieweit die Kir⸗ 
chen⸗ und Schulgemeine den nach Abzug aller ſolchen Zufchüffe aus dem Kir⸗ 
chen⸗ oder Kommunal-Vermögen u. L w., ſowie der etwaigen Geldbeiträge des 

Patrons und des Werthes der von den Landgemeinen unentgeldlich zu leiſtenden 

Hand» und Spanndienſte (8. 714. 1. e.) verbleibenden Reſt der baaren Baukoſten 

ohne Gefahr für die Erhaltung im leiſtungsfähigen Zuſtande, aus eigenen Mitteln 

aufzubringen oder doch anzuleihen und das geliehene Kapital allmälig wieder abzu⸗ 
tragen im Stande iſt. 

Um die Präſtationsfähigkeit der Gemeinen und danach das Unterſtützungs-Bedürf— 
niß bei geiſtlichen und Schulbauten beurtheilen und bemeſſen zu können, iſt eine Reparti⸗ 
tionstabelle der gefammten, auf die Gemeine fallenden baaren Baukoſten mit erläutern— 
den Bemerkungen über die Erwerbs- und Abgaben-Verhältniſſe der einzelnen Mitglieder 
der Gemeine aufzuſtellen. Bei Anfertigung dieſer Nachweiſungen kann es auf eine voll⸗ 
ſtändige ſpezielle Ermittelung des reinen Ertrages des landwirthſchaftlichen und ſonſtigen 
Erwerbes der Mitglieder der betheiligten Gemeinen nicht abgeſehen ſein, zumal ſolche 
Ertrags⸗Abſchätzungen, beſonders bei kleineren Ackerwirthſchaften, ein zuverläſſiges Reſultat 
in der Regel nicht gewähren und der Natur der Sache nach nicht gewähren ënnen, Es 
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wird genügen, wenn, namentlich bei Landgemeinen die Grundbeſitzer nach den im Leben 
ſelbſt hervortretenden Abſtufungen und nach den ortsüblichen Benennungen als Bauern, 
Kolonatsbeſitzer, Büdner, Koſſäthen, Häusler, Einlieger u. ſ. w. mit Angabe der Morgen⸗ 
zahl, und ſoweit möglich des Ertrags der Beſitzungen, dann die Gewerbetreibenden, unter 
Angabe ihres Gewerbes und deſſen ungefähren Umfanges, endlich diejenigen Ortseinwoh⸗ 
ner, welche weder Grundeigenthum beſitzen noch ein Gewerbe — im engeren Sinne des 
Worts — treiben, unter Angabe der Größe ihres Hausſtandes und der Art ihres Nah— 
rungs-Erwerbes, aufgeführt werden. Dabei find die Angaben der einzelnen Gemeinemit— 
glieder an den Gutsherrn, an die Geiſtlichkeit und Schulen und zu andern fortdauernden 
Kommunal-Bedürfniſſen, ingleichen an Feuer⸗Societäts⸗Beiträgen u. ſ. w. fo genau als 
möglich, endlich, ſoweit ſich dies mit Zuverläſſtgkeit ermitteln läßt, die Beträge der auf den 
Grundbeſitzungen haftenden Hypothekenſchulden anzugeben. 
` Bei den Städten iſt ebenfalls mit analoger Anwendung dieſer Vorſchriften zu ver: 
fahren, und werden überall diejenigen Beſtimmungen, welche Behufs der Aufſtellung und 
Erläuterung der Klaſſenſteuer-Aufnahme-Liſten ertheilt find, auch bei der Fertigung der 
hier in Rede ſtehenden Repartitionsliſten mit Nutzen beachtet werden können. Jedenfalls 
iſt in die letztgedachten Liſten der Betrag der, von jedem Beitragspflichtigen zu entrich— 
55 Grund-, Klaſſen- und Gewerbeſteuer (abgeſondert für jede dieſer Steuerarten) auf— 
zunehmen. 

Den Landräthen, an welche die aufgeſtellten Liſten zur erſten Prüfung gelangen 
müffen, wird es bei letzterer beſonders obliegen, nach vorgängiger örtlicher Reviſton dar- 
über ihr Gutachten zu geben, ob nicht durch minder koſtſpielige Ausführung des Baues, 
durch Reparaturen oder Anbauten, ſtatt des vorgeſchlagenen Neubaues, durch zweckmäßige 
Benutzung anderer ſchon vorhandener Gebäude u. ſ. w. der Koſtenaufwand vermindert, 
oder durch Verſchiebung gleichzeitig projektirter Bauten auf eine längere Reihe von Jahren 
oder durch Aufnahme von Kapitalien, für deren Verzinſung und fuccefive Abbürdung die 
Kommune zu ſorgen hat, die Belaſtung der Gemeine erleichtert werden kann. Sie haben 
ferner ihr Gutachten ſowohl über die zuläſſige Höhe, als über den zur Aufbringung der 
Gemeine-Beiträge angenommenen Maßſtab abzugeben, und wo ſte denſelben zu einer 
gerechten und den Kräften der Beitragspflichtigen entſprechenden Vertheilung der Laſt nicht 
angemeſſen finden, dieſerhalb anderweite Vorſchläge abzugeben und wenigſtens an einzelnen 
Beiſpielen der aufgeſtellten Rolle zu zeigen, wie ſich danach die Vertheilung der Beiträge 
ftellen würde. Geſtützt hierauf hat der Landrath alsdann ſich pflichtmäßia darüber auszu— 
ſprechen, ob und welche Unterſtützung aus Staatskaſſen zu dem Bau für erforderlich zu 
halten iſt und nach Billigkeit ſich befürworten läßt. 

Im Allgemeinen werden desfallſige Anträge nur dann zur Befuͤrwortung ſich eignen 
wenn durch außergewöhnliche und unverſchuldete Unglücksfälle die Gemeine, welcher die 
Leiſtung obliegt, hierzu außer Stand geſetzt iſt, auch anderweite Kreis-, Provinzial- oder 
Societäts-Fonds, aus denen eine Uebertragung erfolgen könnte, nicht vorhanden find; oder , 
endlich, wenn ander weite erhebliche Momente anzuführen find, welche zwar eine rechtliche 
Verpflichtung der Staatskaſſen zur Uebernahme der Baukoſten nicht begründen, aber eine 
Beihülfe hierbei, ſoweit die Leiſtungsfähigkeit der Gemeine nicht ausreicht, ausnahmsweiſe 
für billig erachten laſſen. 

Iſt der Bau, für welchen die Unterſtützung nachgeſucht wird, durch Brandſchaden 
herbeigeführt, ſo bleibt zu unterſuchen, ob und weshalb die eingeäſcherten Gebäude, ſei es 
gar nicht oder nicht ihrem Bauwerthe entfprechend, gegen Feuerſchaden verſichert worden 
ſind; und es werden, wenn ſich hierbei eine Nachläſſigkeit oder ſonſtige Verſchuldung der 
Gemeine ergiebt, die deöfallfigen Unterſtützungs-Anträge einer um fo ſtrengeren Beurthei— 
lung unterliegen müffen, auch jedenfalls Veranſtaltungen zu treffen fein, für die Folge 
ähnlichen Ungebührniſſen und Uebelſtänden zu begegnen. 

Nach eben dieſen Geſichtspunkten hat ſodann auch die K. Reg die von den Land— 
räthen begutachteten Anträge einer weiteren Erörterung zu unterwerfen, und danach, 
beſonders in den Füllen, in welchen von den unterzeichneten Miniſterien Bericht erfordert 
iſt, ihr Gutachten abzugeben, anderweite an dieſelbe gelangende Anträge dieſer Art aber, ſo 
weit fie Ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen nach ſich nicht zur Berüdfichtigung eignen, ſogleich 
und beſtimmt zurüc zu mellen. N 

Die K. Reg. hat dabei zugleich zu prüfen, ob insbeſondere bei ſolchen Bauten, welche 
durch Unglücksfälle veranlaßt find, die Unterſtützung zweckmäßig durch Verſtattung einer 
allgemeinen, oder auf die Provinz, oder auf den Reg. Bez. beſchränkten Kirchen-Kollekte 
gewährt werden könne. 

Wenn es endlich nicht möglich ſein würde, für jeden derartigen Fall, in welchem auf 
Unterſtützung angetragen wird, im Voraus die Merkmale aufzuſtellen, nach welchen die 
Befürwortung oder Zurüͤckweiſung des Antrages zu bemeſſen, fo bleibt es um fo mehr der 
pflichtmäßigen Fürſorge der K. Reg. überlaſſen und empfohlen, in Ihren Berichten auch 
diejenigen Momente gebührend zu würdigen, welche aus einem allgemeinen Geſichtspunkte 
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und über das örtliche Bedürfniß hinaus der in Antrag gekommenen Gnadenbewilligun 
in ſofern das Wort reden können, als dadurch auf Weckung und Erhaltung eines kirch— 
lichen Sinnes und auf die Belebung acht patriotiſcher und loyaler Geſinnung hingewirkt 
werden ſoll. Bei dergleichen Berichterſtattungen hat übrigens (wie unter Bezugnahme 
auf die aus dem Finanz⸗Miniſterio ergangene C. V. v. 30. März 1830 (Anl. a.) in Erin⸗ 
nerung gebracht wird) jedesmal die Regierungs-Abtheilung für direkte Steuern, Domai⸗ 
nen= und Forſtverwaltung zu konkurriren, und bleibt es deren Sache, ſich insbeſondere 
über alles, was auf die Leiſtungsfähigkeit der Gemeine und auf die Höhe der von derſelben 
zu leiſtenden Beiträge Bezug hat, beſtimmt zu äußern. a e 

Zur leichtern und gleichmäßigeren Beurtheilung derartiger Anträge bleibt endlich der 
K, Reg. überlaſſen, den Landräthen neben der denſelben hiernach zu ertheilenden Inſtruk— 
tion auch ein Schema zu den weiter oben erwaͤhnten Repartitionsliſten mitzutheilen. 

Bekanntmachungen durch die Amtsblätter aber, oder von Seiten der Landräthe 
durch die Kreisblätter find zu vermeiden, da es ſich hierbei überall nur um audnahmeweiſe 
und ſelten vorkommende Bewilligungen l 

nl. a. 
Die dortige K. Reg. iſt von Seiten des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (unterm 
18. Febr. 1830 Ann. S. 89) angewieſen worden: 

bei Anträgen um Geld⸗Unterſtützungen für arme Gemeinen, zum Aufbau ihrer Schul— 
häuſer, jedesmal die bedrängten Verhältniffe der Kommunen gehörig zu berückſichti⸗ 
gen, und alle derartigen Baue vorher auf das ſorgfältigſte zu erwägen, auch bei Auf— 
ſtellung der Projekte nur auf das nothwendige Raumbedürfniß zu ſehen; ſtets aber 
eine ſolche Bauart zu wählen, die den in der Nähe vorhandenen billigſten Mate— 
rialien und niedrigſten Arbeitspreiſen entſpricht, um danach den Gemeinen und auch 
den Staatskaſſen bei dem Bau der Schulhäuſer jede nur mögliche Erleichterung und 
Erſparung angedeihen laſſen zu können. 8 

In Folge dieſer Beſtimmung veranlaſſe ich das K. Reg. Präſtd. hiermit, es anzu- 
ordnen und darauf zu halten, daß über alle zu machende Anträge in geiſtlichen und Schul— 
Ang., bei welchen es auf Bewilligungen aus Domainen-Fonds oder aus Staats-Forſten 
oder bei denen es auf Zahlungen aus anderen als etatsmäßigen Fonds und überhaupt auf 
Anweiſung extraordinairer Unterſtützung ankommt, ſich jedesmal zuvor mit der Reg. Abth. 
für die Domainen und Forſten, rüdfichtlih der darauf ſich beziehenden Verhältniſſe der 
betheiligten Individuen und Kommunen, berathe, und nie einſeitig, ſondern ſtets gemein- 
ſchaftlich mit dieſer Behörde berichte. Berlin, den 30. März 1830. 

e Der Finanz Min. v. Motz. 

An ſämmtl. K. Reg. Präſtdien. ö 

(A. XXI. 961. — 4. 82.) 

Dies C. R. iſt gleichzeitig den K. Reg. der Rheinprovinz und der 
zu Stralſund mit nachſtehendem Zuſatze mitgetheilt worden: 

Die K. Reg. hat ſich danach auch Ihrer Seits zu achten und die Landräthe dem— 
gemäß zu inſtruiren. 

Die in dieſem Erlaß allegirten Vorſchriften des A. L. R., in Bezug auf dee geſetz— 
lichen Verpflichtung der Patrone, reſp. der Gemeinen, bei Kirchen-, Pfarr- und Schul⸗ 
hausbauten, werden bei der weiteren Inftruirung der Landräthe durch die dort gültigen 
Vorſchriften des gemeinen Kirchenrechts, reſp. des franzöſiſchen Rechts, zu erſetzen ſein. 
Im Allgemeinen aber wird ſich hierdurch in den ergehenden Beſtimmungen etwas Weſent— 
liches nicht ändern, da in Bezug auf die Verpflichtungen der Gemeinen, um welche es ſich 
hier beſonders handelt, die Beſtimmungen des gemeinen Kirchenrechts mit denen des 
Landrechts meiſt übereinftimmen, und nach dem franzoͤſiſchen Geſetze jene Verpflichtungen 
noch beſtimmter ausgeſprochen und ausgedehnter feſtgeſtellt ſind, als nach den preußiſchen 
Geſetzen. (A. XXI. 966. — 4. 83.) 

Auch der K. Reg. zu Potsdam iſt das C. R. v. 2. Nob. 1837 gleid: 
zeitig mit nachſtehendem Zuſatze communicirt worden: 

b Die K. Reg. hat hiernach die Landräthe des dortigen Reg. Bez. zu inſtruiren, und 
bleibt Derſelben überlaſſen, auch das an die K. Domainen- und Rentämter von dort aus 
erlaſſene C. v. 6. Febr. 1835 (Ann. S. 992 — 994.), mit welchem wir im Weſentlichen 
einverſtanden ſind, danach zu ergänzen. Das dieſem Cirk. beigefügte Schema zu den 
Ueberſichten der Vermögensverhältniſſe der Gemeinen wird einer Vereinfachung hiernach 
unterliegen können. (A. XXI. 967. — 4. 84.) 0 

d) C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) u. der Fin. 
(Beuth) v. 12. Sept. 1842 an ſämmtl. K. Reg. Veranſchlagung von Kirchen— 
Pfarr- und Schulbauten. 


Die von den Staats-Min. Freih. v. Altenſtein und Gr. v. Alvensleben unterm 
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2. Nob. 1837 erlaſſene C. V., betr. die Vorbereitung der Anträge auf außerordentliche 
Unterſtützungen zu Kirch en-, Pfarr- und Schulzwecken hat der Abficht in ſoweit entſprochen, 
als fie im Allgemeinen dergleichen Anträge beſchränkte und ſorgfältigere Vorarbeiten ver- 
anlaßte. Es hat ſich aber doch nach den bisher gemachten Erfahrungen die Nothwendig— 
keit nicht verkennen laſſen, die Arbeitskräfte der Diſtrikts⸗-Landbau-Beamten angemeſſener 
und ſchonender, als bei Beobachtung der in jener Verfügung enthaltenen Beſtimmungen 
geſchehen konnte, in Anſpruch zu nehmen, und beſtimmen wir deshalb unter Auſhebung 
der letzteren, inſoweit ſie ein abweichendes Verfahren feſtſetzen, Folgendes: 

„Wenn zur Erreichung kirchlicher, Pfarr- und Schulzwecke die Aufführung von 
Gebaͤuden in Anregung kommt, fo hat die K. Reg., bevor ſte dem Baubeamten die Anfer— 
tigung von techniſchen Vorarbeiten aufträgt, zunächſt das Bedurfniß und den Umfang der 
zur Befriedigung deſſelben, ohne außerordentliche Unterſtützung verfügbaren und reſp. ver— 
fügbar zu machenden Geldmittel und Leiſtungen in ſorgfältige Erwägung zu nehmen und 
zu dem Zwecke diejenigen Vorarbeiten des Landraths zu veranlaſſen, welche die C. V. v. 
2. Nov. 1837 anordnet. Dieſem liegt es ob, unter Mitwirkung der Superintendenten 
(Dekane) oder Schulinſpektoren nach vorgängiger örtlicher Unterſuchung und Verneh— 
mung der Vertreter der Kirche oder Schule und des Baubeamten des Bezirks zu erörtern: 
ob und durch welche Maßregeln ſich überhaupt der Neubau vermeiden oder ohne Nach— 
theil verſchieben laſſe. Erſcheint dies nicht zuläffig oder doch unvortheilhaft, fo hat der 
Landrath in gleicher Weiſe das räumliche Bedürfniß zu ermitteln und feſtzuſtellen und 
nachdem er in Beziehung auf die Bauart, welche er bei der K. Reg. in Antrag zu bringen 
gedenkt, einen Beſchluß gefaßt hat, die Erörterungen über den Geldbedarf und deſſen 

Deckung folgen zu laſſen, wie ſie die C. V. v. 2. Nov. 1837 vorſchreibt, jedoch mit folgen⸗ 
den Maßgaben: | 
1) Die über die Präſtatlonsfähigkeit der Gemeinen und deren Mitglieder vorher 


geſammelten und zuſammengeſtellten (allenfalls nur der Berichtigung nach örtlicher 0 
Unterſuchung beduͤrfenden) Ergebniſſe müffen mit zur Stelle gebracht werden, damit 
die Repartitiond-Tabelle ſogleich aufgeſtellt und in Erwägung genommen werden h 
kann und unnöthige Termine und Reifen vermieden werden; H 


2 


— 


beiteter An- oder Ueberſchlag, ſondern diejenige Summe zum Grunde zu legen, d 
welche von ihm, nachdem ihm der Landrath in Beziehung auf Bauart und räum— | 
liches Bedürfniß die erforderlichen Momente der Berechnung gegeben hat, ſogleich 
zur Stelle, nach Abſchätzung, als Bedarf bezeichnet wird. 
die Erörterung über die vorhandenen oder verfügbar zu machenden Deckungsmittel 
iſt nach Maßgabe der Verhältniſſe auch vorher zu bewirken, bevor die Bauart in 
Erwägung genommen wird. Dies wird namentlich dann geſchehen müffen, wenn 0 
jene Mittel, nach der allgemeinen, dem Landrathe beiwohnenden Kenntniß der | 
Verhältniſſe, ſelbſt mit demjenigen Koſtenaufwande, der nur das unabweis— ` 
liche Bedürfniß berückſichtigen würde, in erheblichem Mißverhältniſſe ftehen | 
N 


| 
der Bedarfs-Nachweiſung ift kein, von dem Diſtrikts-Baubeamten vorher auögear- | 
| 


3 


— 
K 
are 


- würden. 

4) Die Bedarfs-Nachweiſung ift in der Regel, und wenn die Bauart nicht den Haupt- 
momenten und den beſtehenden Verhältniſſen nach, als keiner Wahl unterworfen 
gedacht werden kann, alternativ für verſchiedene Bauarten aufzuſtellen, welche einen 
größeren und geringeren Koſtenaufwand erfordern. Das Maaß für die Abwei— € 
chung wird bei forgfältiger Erwägung der von der C. V. v. 2. Nov. 1837 geſtellten 

leitenden Geſichtspunkte ohne Schwierigkeit gefunden werden. So erhält die K. 
Reg. ſogleich das zu einer reiflichen Prüfung der Anträge des Landraths erforder— | 
liche Material; es wird die Noth wendigkeit befeitigt, es zu ergänzen, wenn Sie in N 
Betreff der zu wählenden Bauart von abweichender Anficht geleitet werden follte. H 
Der Baubeamte wird nach Anleitung der von ihm zu führenden Bau-Tabelle — 
weshalb weiterhin das Erforderliche beſtimmt wird — im Stande fein, die Bedarfs-Ab⸗ 
ſchätzung mit fo viel Genauigkeit zu machen, als für dies erſte Stadium der Erörterung 
für zureichend zu erachten iſt. Er hat ſich in dieſem lediglich darauf zu beſchränken, die 
von dem Landrathe ihm zu ſtellenden techniſchen Fragen zu beantworten, ſich über die , 
Wahl der Bauart und der Bauftelle gutachtlich zu äußern, die letztere, nachdem fich der 
101 für dieſelbe entſchieden haben wird, zu unterſuchen und den Geldbedarf abzu— 

ätzen. 

Dieſe Vorarbeiten hat der Landrath, begleitet mit ſeinem Gutachten über die Aus— „ 
führung des Baues, die Deckung der Geldmittel und die etwa aus der Staatskaſſe zu er— 
bittende Unterſtützung der K. Reg. einzureichen. Sie hat dieſelben in Beziehung auf 
Vollſtändigkeit ſorgfältig zu prüfen und ergänzen zu laſſen, in ſoweit dies erforderlich 
ſcheint und demnächſt mit Rückſicht auf das von den techniſchen Mitgliedern, d. h. von 
den Geiſtlichen oder Schul-Räthen der K. Reg. über den Bauplan jedesmal zuvor abzu⸗ 
gebende Gutachten, und wenn der Bau katholiſche Kirchen oder Pfarr-Gebäude betrifft, 
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nach Rückſprache mit der Biſchöflichen Behörde, zur Erledigung der Vorſchrift des 8. 707. 
Tit. 11. Th. II. A. L. R. darüber Beſchluß zu faſſen: 

ob und in welcher Art die Ausführung des Baues in Ausſicht genommen werden 

ſoll, und ob Veranlaſſung vorhanden ſei, eine außerordentliche Unterſtützung aus 

en 9 und bis zu welchem Betrage bei uns in Antrag zu bringen oder 

nicht. 

Im letzten Falle muß das Geſuch ſogleich und entſchieden zurückgewieſen werden; 

im erſteren hat die K. Reg. dem Bezirks-Baubeamten beſtimmt anzugeben: ü 
1) die nach Ihrer Abſicht zur Verfügung kommenden Geldmittel und Leiſtungen, wobei 
auch diejenige Summe berüdfichtigt werden muß, welche Sie als Unterſtuͤtzung aus 

der Staatskaſſe in Antrag zu bringen beabſichtigt, ö 

2) das von Ihr anerkannte Raumbeduͤrfniß, und 

3) die von Ihr gewählte Bauart, 
und ihm hiernach die Anfertigung eines Koſtenüberſchlages und der, denſelben er— 
läuternden Skis zen (mit Vermeidung von Bauanſchlägen und ſpeziellen Bau— 
zeichnungen, welche für dergleichen Zwecke überhaupt nur auf unſere ausdrückliche un⸗ 
weiſung oder mit unſerer Genehmigung anzufertigen ſind) aufzutragen. Die deshalb an 
den Baubeamten zu erlaſſende Verfügung muß ſtets unter Mitwirkung des Reg-Bau⸗- 
raths angegeben werden, damit dem Erſteren ſogleich die etwa erforderlichen techniſchen 
Andeutungen zugehen und Rückfragen und Mißgriffe, mithin Zeitverluſt, vermieden mer, 
den. Ebenſo hat der Regierungs-Baurath die Ueberſchläge und Skizzen, bevor dieſelben 
uns eingereicht werden, in Beziehung auf Vollſtändigkeit und Gründlichkeit zu revidiren, 
und mit dem Reviſtonszeichen zu verſehen. 

Soll aber die den Bezirks-Baubeamten nöthige Erleichterung in ihren Berufsge- 
ſchäften nicht auf Koſten der Zulänglichkeit der Vorarbeiten, welche jedenfalls zu fordern 
ift, erlangt werden, To müffen die Koſtenüberſchläge mehr fein als oberflächlich, ohne ge— 
nügende Vorbereitung und ohne Entwickelung ſolchen Materials, welches einer Prüfung 
unterworfen werden kann, gemachte Zahlenangaben. Die K. Reg. erhält nun, um inner⸗ 
halb Ihres Verwaltungsbezirks auf ein gleichmäßiges Verfahren bei Auſſtellung ſolcher 
Koſtenuͤberſchläge hinwirken zu fünnen, in den Anlagen 

sub Nr. I... Exemplare der Bemerkungen der Ober-Bau⸗Deputation über die An⸗ 

wendbarkeit der Ueberſchläge auf zureichend genaue Schätzung der Koften ge— 
wöhnlicher, in ähnlicher Größe, Bauart und Einrichtung oft vorkommender 
Gebäude; 
sub Nr. II... Exemplare des Muſters zu einer von den Bezirks-Baubeamten zu 
fuͤhrenden Tabelle unter dem Rubro: 
Baukoſten im Verhältniß zur Grundfläche der Gebäude oder zur 
Länge der Schälungen, Mauern, Zäune, Gitter ꝛc. als Reſultate spezieller 
Veranſchlagungen; b 

eub Nr. II. A- E. ie, Muſter zu Koftenüberfchlägen. für gewohnliche Gebäude; 

sub Nr. III. . Muſter des Koſtenüberſchlages zum Neubau einer Kirche. 

Ferner sub Lit. X. .. Bogen Schemata nach dem Muſter II. 

Zur Erläuterung dieſer Materialien wird Nachſtehendes bemerkt: a 

Die Aufſtellung einer Regel, nach welcher in beſtimmten räumlichen Abſchnitten 
die Bauart (maſſiv, in Fachwerk ꝛc.) zu wählen ſei, erſcheint bedenklich, weil bei dieſer 
Wahl außer dem Verhältniſſe der Materialien-Preiſe, welches örtlich verſchieden ift, ſelbſ 
die Bauſtelle ſehr oft entſcheiden muß. Eben ſo wenig können Normalſätze für einen 
Regierungs-Bezirk oder nur für einen Bau- oder landräthlichen Kreis gültig aufgeſtellt 
werden, weil die faſt jeden Ortes verſchiedenen Verhältniſſe einen zu bedeutenden Einfluß 
auch auf den Koſtenbetrag äußern; die Sachkunde verbunden mit der Lokalkenntniß eines 
Baubeamten wird ſich immer nicht entbehren laſſen, dieſem aber wird es nicht ſchwer wer— | 
den, die Koſten mit hinreichender Sicherheit zu ſchätzen. 

Viele Bezirks⸗Baubeamte ſammeln die Reſultate der von ihnen ausgearbeiteten An- 
ſchläge, auch wohl der Ausführungen in Tabellen unter folgenden Rubriken: „ 

Jahr; Ort; Beſtimmung des Gebäudes; Bauart; Bedachungsart; Höhen (der 
Keller und der einzelnen Geſchoſſe), Länge, Breite, Grundfläche des Gebäu— 
des; Koſten überhaupt (und in ſo fern bei der Veranſchlagung eine Trennung 
Statt gefunden hat, wie etwa bei geiſtlichen Gebäuden: Patronats- und Ge⸗ 
meinde-Beitrag, Betrag des Fuhrlohns, des Holzwerthes ꝛc. auch hiernach ge— 
trennt), Koſten auf den O) Fuß Grundfläche (entweder im Ganzen oder eben— 
falls nach obiger Trennung); weitere Bemerkungen. 

Wenn nun dergleichen Reſultate mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit der Um: 
ſtände ſachkundig benutzt, ſo gewähren ſte für alle gewöhnliche, oft vorkom— 
mende Gebäude (kleine Landkirchen, Pfarr-, Küfter- und Schulhäufer, Wirthſchafts-Ge⸗ 
bäude der Pfarreien, Küſtereien und Schulen, gewohnliche Häufer in den Städten 2.) 
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erfahrungsmäßig einen Anhalt, der die Arbeit eines ſichern Ueberſchlages einfach und leicht 
macht. Auch die Ober⸗Bau⸗Deputation läßt dergleichen Tabellen, nach den verſchiedenen 
Provinzen abgeſondert, führen, obgleich für fie der Nutzen derſelben eingeſchränkter iſt, als 
der, den ein Bezirks-Baubeamter daraus ziehen kann. Wenn nun auch die Anwendbarkeit 
des Verfahrens zur Gewinnung eines Ueberſchlages nicht etwa von dem Vorhandenſein 
ſolcher Tabellen abhängig iſt, melche nur ein Erleichternngsmittel find, indem jedem Bau— 
beamten aus eigener Erfahrung oder aus den Dienſtakten Beiſpiele nicht fehlen werden, 
welche auf den gerade vorliegenden Fall paſſen oder demſelben mit geringer Mühe angepaßt 
werden können. ſo muß es doch jedem Bezirks-Land-Baubeamten zur Pflicht gemacht wer— 
den, dergleichen Tabellen nach den ſchon vorhandenen Datis anzulegen und weiter fortzu— 
führen, und es erſcheint nützlich, die oben bezeichneten Rubriken durch eine neue: Kubik— 
Inhalt des Gebäudes (ohne Dachraum, in ſofern dieſer nicht zur Anlage von Zim— 
mern benutzt wird) zu vervollſtändigen, denn die Arbeit iſt unbedeutend, der Nutzen auch 
zu anderen Zwecken ſehr weſentlich. Zu dieſer Tabelle iſt das Muſter II. gegeben. Die 
Ueberſchläge zu gewöhnlichen Gebäuden werden nach den Muſtern II. A. bis E. aufzuſtel— 
len ſein. 

Etwas anders, als mit den Gegenſtänden, von welchen vorſtehend die Rede geweſen 

iſt, verhält es ſich mit größeren Kirchen- oder anderen wichtigeren Gebäuden, die ſeltener 
und immer unter weſentlichen Modifikationen der Einrichtung und innern Ausſtattung 
vorkommen. Die Ueberſchläge werden nach dem Muſter sub III. aufzuſtellen fein. 5 

Es wird den Bauräthen zur Pflicht gemacht, bei ihren Bereiſungen von der ſorgfäl— 
tigen Fortführung der Tabelle (Nr. II.) Seitens der Bezirks-Baubeamten Kenntniß zu 
nehmen und dahin zu wirken, daß eine der Abſicht entſprechende übereinſtimmende Be— 
nutzung der geſammelten Materialien und Behandlung des Gegenſtandes erreicht werde. 
Jedem Bezirks-Baubeamten iſt eine verhältnißmäßige Zahl der Formulare zuzuſtellen und 
haben ſie ſich derſelben vorkommenden Falles nach Anleitung der Bemerkung sub Nr. 7. 
auf der Anlage II. zu bedienen. | 

Auf den Grund ſolcher Ueberſchläge und Skizzen hat demnächſt die K. Reg. bei uns 
Ihre Anträge auf Bewilligung einer außerordentlichen Unterſtützung zu den im Eingange 
bezeichneten Bauten zu machen und die weiteren Verfügungen zu gewärtigen. 

Dieſe Verfügung ift nicht durch de we e befannt zu machen, 

nl. I. f 

Bemerkungen über die Anwendbarkeit der Ueberſchläge auf hinreichend genaue 

Schätzung der Koften gewöhnlicher, in ähnlicher Größe, Bauart und 
Einrichtung oft vorkommender Gebäude. 

Es iſt mitunter die Unzuverlaͤſſigkeit der Ueberſchläge behauptet und dabei auf Bei— 
ſpiele Bezug genommen worden, welche nicht paſſen, weil ſpäter die ſpezielle Veranſchla— 
gung nach ganz andern, von den Behörden geſtellten Bedingungen erfolgt iſt. Ä 

In dergleichen Fällen kaun allerdings ein Ueberſchlag ſo wenig wie der ſpeziellſte 
Anſchlag als Anhalt dienen. a 

Indeſſen iſt nicht in Abrede zu ſtellen, daß auch bei genauer Beibehaltung des ur— 
ſprünglichen Bauplanes das Ergebniß eines Ueberſchlages ſehr weit von der Wirklichkeit 
ſich entfernen kann, entweder weil die Preiſe und Verhältniſſe ſich geändert haben, oder 
weil bei der Aufſtellung nicht mit gehöriger Sorgfalt und Umſicht verfahren worden iſt. 
In dieſen beiden Fällen bleibt aber ſelbſt ein Anſchlag unſicher und in erſterem kann die 
Differenz ungleich größer werden, als der Fehler, welcher auch bei gehöriger Schätzung 
mit Benutzung gegebener Hülfstafeln möglich bleibt. | 

Daß diefe hinreichen, um nach dem vorliegenden Anſchlage auf eine gewiſſe Bauart 
die Koſten eines Gebäudes zu demſelben Zwecke, aber in anderer Bauart durch ganz einfache 
Berechnung annähernd zu finden, hat die Erfahrung bei der Ober-Bau-Deputation Diet, 
mals gezeigt. 8 . 

Es ſollen jetzt nur folgende Falle angeführt werden: 

1) Das Küſter- und Schulhaus zu Friedrichdwalde, Amtes Grimnitz, war in Fach— 
werk mit Ausniauerung in 3 Quartierziegeln veranſchlagt zu . 2365 Thlrn. 
Die Ober-Bau-Deputation machte auf die Vorzüge des Maſſiv— 
baues aufmerkſam und ſchätzte die Koſten deſſelben zu . N: 
Der fpezielle Anſchlag ergdd. 


2516 
2426 


Differenz 90 Thlr. 


oder 0, %, der Anſchlags-Summe. f 

2) Für Frankena, Amtes Dobrilugk, war ein maſſives Pfarrhaus und ein ſolches. 
Schulhaus veranſchlagt zu reſp. 2201 Thlrn. und 1686 Thlrn., überhaupt zu 
3887 Thlrn. Das K. Fin. Min. fand dieſe Summe ſehr hoch und faſt uner— 
ſchwinglich. Die Ober-Bau-Deputation ſtellte vor, der Maſſivbau Tei bei Wohn⸗ 
häuſern der entſchieden vortheilhafteſte und wenig theurer als der Fachwerks— 
bau, bei welchem hier nur ungefähr e648 Thlr. zu ſparen ſeien, die Koſten aljo 
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um.» / / (( 3239 Thlr. 
zu ſtehen kommen würden. 
Deſſen ungeachtet wurde die ſpezielle u in der 
letzter en Bauart verfügt; dieſelbe ergab - - - 3267 - 
as mehr 28 Thlt. 

oder 0, % 5 der Anſchlagsſumme. 

3) Das Schulhaus zu Dobberbuſch in der Herrſchaft Lieberoſe war veranſchlagt im 
erſten Geſchoſſe Wéll im zweiten in ausgemauertem Fachwerk mit Dorn’ichem 


Dache zu . 920 Thlrn. 
Die K. Reg. zu Frankfurt zeigte bei Einſendung des Anſchlags d 199 der 

Bau ganz in Fachwerk nach einem Ueberſchlage en ies Thlr. 

die nachherige ſpezielle Veranſchlagung ergab .. pg En » 


` at mehr 30 Thlr. 
oder (as der Anſchlags⸗Summe. 

Aber auch ohne Rückſicht auf nicht zu bedeutende Verſchiedenheit der Preiſe und der 
innern Einrichtung, alſo allein mit Hülfe zweckmäßig geführter Liſten können die Koſten 
gleichartiger, in der Größe nicht zu ſehr von einander abweichender Gebäude für einen ge— 
wiſſen Ort oder eine gewiſſe Gegend ohne erheblichen Fehler geſchätzt werden, wie folgende 
Beiſpiele zeigen werden: 

1) Für maſſive, zweiſtöckige Bürgerhäuſer in Potsdam ergaben ſich die Baukoſten, | 
ausſchließlich des Holzwerthes, auf den [Fuß unter andern: | 
a) im Jahre 1825 für ein Haus von 1730 CT Fuß Fläche au dun e SEH 


1 
b) » 1826 >» d d » 37273 2 * 3724 8 
eh xw 1828 » „ „ 2560 » ae SE > 1: 
dit. we. JE nt re » » 3,206 
e) ` 1837 e 5 5 » 1606 » P 2 3,6 30 2 
N 1 d 1840 „ b ` » 15083 a 1 * 3,203 Cole 
21865 Ze 
alfo durch 6 getheilt, den Mittelwerth zuuu 3,36 


Nun kommen außerdem vor: 
g) im Jahre 1832 ein Haus als das relativ 9 der . 
gorie, von 1203 [0 Fuß zu 5 Sun LV 
wonach der obige Mittelwerth überſchrüten wird un s Thlr. 
oder 0, , der Anſchlagsſumme von 4642 Thlrn., hinter welcher die Schätzung 
um 357 Thlr. zurückgeblieben ſein würde. 
h) im Jahre 1837 ein Haus als das relativ wohlfeilſte von CR Jeu zu 


3,153 Cp 
alſo unter dem Mittelwerthe von A ge 


e DEE e 
oder 0,12 der zu 10056 Thlrn. veranſchlagten Koſten, welche um 1297 Thlr. 
zu hoch geſchätzt worden ſein würden. 
Dieſe Differenzen ſind allerdings beträchtlich, würden aber großentheils 
fen nach der Tabelle bei Berückſichtigung der verſchiedenen Etagen-Höhen, weiter 
aber noch von dem Lokalbaubeamten, dem die übrigen Verſchiedenheiten hinſſcht— 
lich der Gründung der Häuſer; der Preiſe ꝛc. gegenwärtig oder die Nachrichten 
darüber zugänglich ſein müſſen, auszugleichen Teen, 
So gehet z. B. aus der Tabelle hervor, daß g. in den Etagen um reſp. 1·und 13 
hoͤher als h. erbauet und bei h. die Faeade nur im Rohbau ausgefuhrt werden Sollte. 
2) Nach ſpeziellen Anſchlägen ſollten erbauet werden in 3 Geſchoſſen: 
a) im Jahre 1831 das große Charité⸗Krankenhaus auf 178143 Dub Grund⸗ 
a fläche mit Zinkdach, der [] Fuß zu. r 
b) im Jahr 1834 die Kaſerne am Karlsplatz auf 30452 SEN mit 
Ziegel-Kronendach, dagegen aber mit Granitbekleidung des 


Sockels, Granitpfeilern in den Speiſeſälen x. zu Go: 
e) im Jahr 1839 die Kaſerne für das Garde⸗ ⸗Huſaren⸗ Regiment ö 
in Potsdam auf 25125 [ Fuß mit e E e CN E Ä 
d) daſſelbe Gebäude mit Zinkdach zu .. 6,128 3 
24,11 Thlr. 
giebt, durch 4 getheilt, den Mittelwerth von. . 6,028 ` 
von welchem der niedrigſte unter oe. ṽoenrn-nu-nn 2. Sr ` 
0,101 g 


oder 0, 1: der Anſchlags-Summe und ber höchſte unter d. Ge 9 5 d 
nur um 0, 7s Thlr. 


— 7 1 SEN, 
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oder 0, 12 der Anſchlags-Summe ſich entfernt, weil bei großen Gebäuden 
der Einfluß der Verſchiedenheiten auf den nee im Ganzen meiſtentheils 
ſich aufhebt. 

3) Von den Pfarrhäuſern auf dem Lande im Potsdam' ſchen Bezirte werden die in 
den Kreiſen der Priegnitz am theuerſten, theils wegen der höheren Materialien— 
Preiſe, theils wegen der größeren Eleganz, gegen welche ſich nichts erinnern läßt, 
da die Regierung verſichert hat, daß die Mittel nicht fehl en. 

Es ſind veranſchlagt worden: 
a) Nr. 36. der Liſte im Jahre 1838 für Gumtow der Fuß d (Sg zen 
b) Seite 16.» % „„ 189» Kremnig » >» 1 
c) daſelbſ(t » xv 1840 » Schönhagen» sx Les 3 
d) desgleichen nach dem Entwurfe der Ober-Bar-Deputation 5 
* 5,50 c Thlr. 
durch 4 getheilt, Mittelwerth 1451 Thlr. 
von welchem a. ſich entfernt um 0, oder 0,15 Thlr. des An- 
ſchlages und ec. als der höchſte um 0,114 Thlr. oder 0,72 Thlr. 


Die erſtere Abweichung iſt bedeutend, wird aber großentheils gehoben, 
wenn die koſtſpieligen Freitreppen bei e. und die vollſtändige Unterkelle— 
rung des Hauſes d. nicht außer Betrachtung bleibt. 

Endlich iſt noch der Fall zu betrachten, in welchem der ſpezielle Anſchlag zu einem 
Gebäude vorliegt und mit Hülfe deſſelben die Koſten eines ähnlichen Gebäudes mit 
Rückſicht auf die Haupt: Verſchiedenheiten in der Konſtruktion, der Oertlichkeit und der 
Zeit nach dem Verhältniſſe der Grundflächen überſchläglich angegeben 
werden ſollen. 

Hier mögen zwei Beiſpiele genügen: 

1) Das Küfter- und Schulhaus zu Teppel bei Havelberg war im Jahre 1826 ver- 

anſchlagt: maſſib in Ziegeln, im Innern in Luftziegeln mit Ziegel-Kronendach, 9“ 

im Lichten hoch, 41‘ lang, 29 tief; alſo 1189 [Fuß Grundfläche enthaltend, zu 

1176 Thlrn. (excl. Holzwerth) mith. der [ Fuß zu 0,9 88 Thlrn. 

Die Koſten eines ſolchen Haufed in Schenkendorf bei Saarmund follen 
gefunden werden der Feſtſetzung gemäß, daß daſſelbe durchweg in gebrannten Zie— 
geln, 10 im Lichten hoch, 455° lang, 34 tief, alſo auf 15523. Fuß Grund» 
fläche erbauet werde. Die Fundamente müſſen im letzteren Orte um Ar tiefer ange= 
legt werden; die Preiſe der Haupt- Materialien find, zum Theil höher; alle 
übrige Verſchiedenheiten bleiben zur Erleichterung der Arbeit unberückſichtigt. 

Dem Anſchlage für Teppel treten hinzu 

a) wegen höherer Preiſe der Haupt-Materialien: 

(203 3) ＋ (05 X 35) Lull, AN Thlr. 28 Sgr. 6 Pf. 
b) wegen Verwendung gebrannter Ziegel zu den 

innern Mauern: 

470 (9 — 23) ＋ (5K 13) „„ ² dd 9 

e) wegen größerer Höhe des Geſchoſſes: 

„ Ff. ungefähr 2 Schachtruthen, 

Arbeitslohn a Dr EE E EE ER 

Thlr., Kalk 13 x 14 — I, Thlr., zuſammen 

172 Thlr. „ „ „ 35 % fl 
(der Putz bleibt unberückſichtigt); , 

d) wegen größerer Tiefe der Fundamente: 

= 186 Cf. oder 11 Schachruthen: Ar⸗ 

beitslohn 21 Thlr., pg 11x3=33 


Thlr., Kalk 14x13 — 24 SR j Sufainmen 
RE, a NEE ee Wii 
' SE 132 Thlr. 28 Sgr. 9 Pf. 
alſo durch 1189 getheilt, für den Fuß außer den er e 
eas lat. 
He Eeer, 8 0.111 ` 


überhaupt 1,09, Thlr. 
Soll nun auch unbeachtet bleiben; daß das Haus in Schenkendorf, deſſen Bau 
koſten geſucht werden, eine um 5 größere Grundfläche erhalten muß, daß alſo der 
für die Einheit gefundene Satz etwas zu ermäßigen fein würde, ſo ergeben * die 
Koſten doch zu: 


ES 
Se 
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15523 x 1.0 99 e 1706 Thlr. 
Der ſpe zielle, von einem andern Baubeamten bearbeitet WER 
hat ſich belaufen auf ad: 5 1699 „ 


gr Game um 7 Thlr. 
0, % Thlr. der Anſchlags-Summe. 
Ebenfalls mit Benutzung des Anſchlages für Teppel ſollen die Koſten des Kuͤſter⸗ 
und Schulhauſes zu Wittbriezen, Amts Saarmund, wie das in Schenkendorf, 
aber 463 lang, 34 tief, alſo von 15863 [U] Fuß Grundfläche überſchläglich gefun- 
den werden. 

An dieſem Orte find die Fundamente 2 tiefer, die Preiſe der Haupt-Mate⸗ 
rialien zum Theil höher, zum Theil niedriger. Es treten hinzu oder gehen ab: 
a) in den Materialien-Preiſen: 


2 


— 


gehen ab: 283 x (1 Thlr. 6 Sgr. 3 Pf.) . 34 Thlr. 13 Sgr. 1 Ff. 
kommen hinzu: 93 Si Si 8 = 9 Pf.) 
＋ (41 X H „ 22 20 Se 


bleiben weniger 11 Thlr. 22 Sgr. 7 Uf. 
Ferner kommen hinzu: 
b) wegen Verwendung gebrannter Ziegel in den innern Mauern: 
75 (7 Thlr. 23 Sgr. I Pf. weniger 23 Thlr.) + (5 X 13 Thlr.) 
33 Thlr. 6 Sgr. 1 Pf. 
e) wegen größerer Höhe des Geſchoſſes wie in dem 
Iften Beiſpiele 2 Schachtruthen. 
Arbeitslohn 24 Thlr., Ziegel 12. 
(7 Thlr. 23 Sgr. 9 Pf. = 11 Thlr. 20 Sgr. 
7 Pf., Kalk 14 Xx (12 Thlr.) — I . ſind 
a 15 Thlr. 28 Sgr. 1 Pf.. 3 „ e Ee 
d) wegen größerer Tiefe der Fundamente: 
4x 931 Cf. = 414 Cf. = 23 Schachtruthen: 
SEN 21 Thlr., Feldſteine 14 et Ehe) 
11 Thlr., Kalk 14 x (13 Thlr.) = SS 23 So 
1 73 Thlr. — 734 X 232 r 
ind - 87 Thlr. 3 Sgr. 6 Pf. 
hievon ab umſtehende 11» 22 » 7 
ZS 75 Sr 10 Sgr. 11 Pf. 


getheilt durch 1189 giebt . . . . g „Moss A 
zu den für Teßppel veranſchlag ten ss u Na 
ſind 1 * 


1051 


und wiederum ohne Rückſicht auf eigentlich nöthige Verminderung des Satzes 
für die SE 5 der um 4 größeren Grundfläche: 
158631, „ 1667 Thlr. 
ſtatt welcher im Jahre 1832 für Wittbriezen veranſchlagt ſind 1632 » 
alſo weniger 35 Thlr. 
oder 0, 21 der Anſchlags-Summe. 

Dem Bezirks-Baubeamten, auch dem Baurathe der Regierung werden immer meh— 
rere Anſchläge zu Gebote ſtehen, aus welchen er den, zur Löſung der Aufgabe paſſendſten 
nach Durchſicht der Tabelle auswählen und mit geringer Mühe nach den beiden letzten 
Beispielen verfahren kann, um ein gehörig ſicheres Reſultat zu erhalten, denn auch 2, 3 
oder 4 Prozent ſelbſt mehr, kommen nicht in Betrachtung. 

Bei der Ober⸗Bau⸗Deputation wird in der Regel die Tabelle genügen müſſen und 
nach bisheriger Erfahrung auch genügen En 

Anl. 1 
Baukoſten im Verhältniſſe zur Grundfläche der Gebäude oder zur Länge der r Shätun- 
gen, Mauern, Zäune, Gitter ꝛc. als Reſultate Da SE ET. 
Regierungd-Bezirf . + - 
Ba m. ... 
Bemerkungen: 

1) Die Höhe der Keller wird einſchließlich der Gewölbe oder Balken und der Fußböden 
des erſten Geſchoſſes angegeben und an paſſender Stelle (etwa unter »Bauarte) 
bemerkt, ob die Keller uͤberwölbt oder mit einer Balkendecke verſehen; auch ob fie 
unter dem ganzen Gebäude oder unter einem aliquoten Theile deſſelben haben ange⸗ 
legt werden ſollen. 

2) Iſt die Grundfläche des Gebäudes aus mehreren Figuren zuſammengeſetzt, ſo iſt eine 
A KEE mit eingeſchriebenen Abmeſſungen hinzuzufügen, wie das erfte 

eiſpiel zeig 


3) 


8) 
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Ebenſo iſt zu verfahren, wenn das Gebäude nicht durchweg eine gleiche An— 
zahl von Geſchoſſen hat, oder die Höhen dieſer verſchieden find, nach dem 
Beiſpiele 2. 

Die Abmeſſungen maſſtver Schälungen und deren Gründung ſind durch einen aus 

freier Hand gezeichneten Quer-Durchſchnitt überſtchtlich zu machen. 

Desgleichen die Konſtruktion eiferner Gitter durch eine ſkizzirte Anſicht. 

Sind die Koſten einzelner Gegenſtände des Baues beſonders ermittelt, wie in den 

Beiſpielen 2, 3 und 4, ſo werden dieſelben eben ſo auch in die Tabelle getragen und 

ſodann ſämmtliche Baukoſten ſummirt. 

Die Benutzung der Tabelle wird erleichtert werden, wenn die Reſultate der Anſchläge 

nicht nach der Zeitfolge, ſondern nach den verſchiedenen Klaſſen der Baulichkeiten ſo 

in die Tabelle getragen werden, das gleichartige bei einander ſtehen und die Diffe— 
renzen leicht überſehen werden können, z. B. Kirchen maſſiv, dergl. in Fachwerk, 

Pfarrhäuſer maſſiv und in Fachwerk, Pfarr-Wirthſchaftsgebäude zr. 

Der koͤrperliche Inhalt des Gebäudes iſt nach der Grundfläche und der ganzen 

0 vom unterſten bis zum Dachboden anzugeben. Es treten nach Umſtänden 

inzu: 

a) der Kellerraum ebenfalls nach der ganzen, mit Kellern verſehenen Fläche und 
der Höhe von der Kellerſohle bis einſchließlich des Fußbodens des unteren 
Geſchoſſes; 

b) der Raum unter dem Dache, welcher zur Anlage von Zimmern benutzt 

wird, bei Magazinen und Vorraths-Häuſern aber der ganze nutzbare 
Dachraum. 8 


400 Geſetzgebung über das Staats- und öffentl. Bauweſen, deſſen Verwaltung. 


85 Jahr. Ort. Beſtimmung. 


Bauart. Bedachung. 


1. | 1831. Berlin. 
Veneriſche und Kräßige. 


2 


1840. |Stordom. Schul- und Küſterhaus. 
814’ 


2630 2630 


Schreibtiſche und Utenſtlien 
auf 430 Kinder 


Krankenhaus für Gefangene, ſmaſſiv v. Ziegeln mi ink, nach Nie⸗ 


uͤberwölbten Kellern. Iderl. Methode. 


maſſtb, d. äußern Flä⸗ 
chen gefugt, mit über⸗ 
wölbten Kellern. 


Dornſches 
Lehmdach. 


3.1 1835. Friedrichs-[Küſter⸗ und Schulhaus auf Fachwerk ausgemauert|Ziegel, einfach. 


walde. 184 Kinder mit 2 Lehrer 
Wohnungen. 


Le des Hofes 
a der d e Se 
5.| 1841. Potsdam. Lët, e = Hufaren 


mit drei Quartier⸗ 
Ziegeln. 


maſſtb von Ziegeln. desgl. 


0 Bank. gegl. SE 5 Gë 292 . Kalkſtein. 
gott: S 3 e 8 b. Zie⸗ gef. 
Mauer = Di: 13% geln. geb. 
inel, der aus einer geneigten Rollſchicht 
v. Rathen. Ziegeln wi „Abdeckung. 
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Höhen. 5 Gr — 
des ol Se GM: ZS 
| SE = über⸗ s I? 
der 1. 2. 3. 4. S Wall, S 
Suz SUR, Ce 
Sc Geſchoſſes. | m | ® 88 5 
ler. Ä 5 II 
| 85 
Fuß. Fuß. Fuß. Fuß. Fuß. Fuß. Fuß. Buß. Thlr. Thlr. Jos 
leerer 
Bo⸗ 
den⸗ 
raum ` 
9 11141231123) 83 [3451 
140 37 1231431 
lügel ` 
8 | | 140 
a | 
S. Riſ. a. b. c. zuf63 ms 
Ei 
& 24 
205 15393 
Riſal. d. u. e.j371 k d 
2040871781436, 
9 11 10 245 262 23850 7071 1,05: 
klein 11 | m. Dachwd. [814 | 40 3260 1160 0, 
5645 1648 0,2 
ö ee Ai BS 
185 Dune 
> 137 e 
550,28 
Summal 37: (AUER 
60,0, 3 
8 10 60 Pei 1291 0,551 
klein 514, 0% 23 
| Summa 2365 Fee 
8110| . 62 4138 25523 8380,35; 
klein 1227 IR { 
| NER 361 0,160 
Summa 24260, 23 
20 380 1319, 163, % 
| 


| 


v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 


| 
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Bemerkungen. 


inel. ES Pförtner⸗ Wohn. 
a 18 und 25°] und einer 
230 Im laugen und 10° hohen 


excl. Holz u. Fuhrlohn. 
Holzwerth. 
Fuhrlohn. 


excl. Holz u. Fuhrlohn. 
Holzwerth. 


Fuhrlohn. 

auf 1 Kind. 

Patronats⸗ Bega eren! 

olz und 

Gemeinde⸗ Fuhren. 

Holzwerth. 

Patronats⸗ n 
Holz und 

Gemeinde⸗ Fuhren. 

Holzwerth. 


für den laufenden Fuß. 
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Anl. II. A. 


Ueberſchlag der Koſten zum Bau eines Schulhauſes in der Stadt N. auf der dazu auser- 
ſehenen Bauſtelle an der n Straße Sc u Platze) nach der beigefügten Situations- 
eichnung. | 


Das Raumbeduͤrfniß ift von der K. Reg. durch die Verf. vo... .. feſtgeſtellt 
worden auf 
n Lehrzimmer für die n oberen Klaſſen zu beziehungsweiſe m, m’, m“ ꝛc. Schülern 
auf jeden “Fuß Grundfläche; | 
n“ Lehrzimmer für die n“ unteren Klaſſen zu m, m’, m’ 2c. Schülern auf jeden o! Tëup 
Grundfläche; 
1 Zeichnen-Saal für m Schüler, der zugleich bei offentlichen Prüfungen benutzt mer, 
den und 9“ Fuß Fläche erhalten ſoll; 
1 Bibliothek-Zimmer von Fuß Grundfläche; 
1 Zimmer für den phyſikaliſchen Apparat; 
1 Zimmer zu den Lehrer-Konferenzen; 
1 Wohnung für den Rektor, beſtehend aus a Stuben, n“ Kammern, Küche, Speife- 
Kammer und Geftnde-Stube; 
p Wohnungen für verheirathete Lehrer, jede beſtehend aus m Stuben, m’ Kammern, 
Küche, Speiſe-Kammer und Schlaf-Kammer für 1 Dienſtmagd; 
p“ Wohnungen für unverheirathete Lehrer, jede beſtehend aus 1 Stube und 1 
Kammer. 
(Dieſe ſpezielle Angabe wird entbehrlich, wenn die Regierungs-Verfügung in Ur- oder 
Abſchrift beigelegt werden kann.) 


Mit Rückſicht auf Zweckmäßigkeit und Tüchtigkeit iſt der Maſſivbau in Ziegeln (oder 
trocken bleibenden Bruchſteinen) am vortheilhafteſten (oder wegen Beſchränktheit der 
Mittel muß der Bau in Fachwerk gewählt werden). Die Fundament- und Kellermauern 

find in Bruchſteinen (oder geſprengten Feldſteinen) aufzuführen. 


Nach Maaßgabe der gewählten Bauſtelle wird das Bedürfniß durch den Bau 
eines Hauſes zu befriedigen ſein, welches nach ſeiner Anordnung im Ganzen und nach 
Vertheilung des Raumes zu den verſchiedenen Zimmern in den beiliegenden Grund— 
riſſen dargeſtellt iſt. (Dieſe Grundriſſe beſtehen nur aus Skizzen in einfachen Linien; 
die Längen⸗ und Breiten-Abmeſſungen der einzelnen Zimmer, und, nach Hinzu 
rechnung der Mauer- oder Holzwand⸗Dicken, die des ganzen Hauſes werden in Zah— 
len eingeſchrieben.) 


Nach denſelben wird das Haus enthalten bei L Fuß Länge und L Fuß Tiefe 
Fuß Grundfläche. 
(Sollen an das Hauptgebäude Flügel ſich anſchließen, oder das Haus einen 


Hof umſchließen, ſo werden die einzelnen Theile der ganzen Grundfläche berechnet 
und addirt.) 


Die nöthigen Keller für die Bewohner (und zur Unterbringung des Brenn-Ma— 
terials für die Schule) werden ungefähr In der ganzen Grundfläche einnehmen die Höhe 
von h Fuß unter dem Scheitel der Kappen erhalten; die Sole derſelben darf nach der 
Oertlichkeit nur h“ Fuß unter der Erd⸗Oberfläche (oder kann in beliebiger Tiefe) liegen; 
die Plinthe wird alſo h“ Fuß aufgeführt werden muͤſſen. 


Nach vorläufiger Unterſuchung des Baugrundes an einer (oder mehreren) Stellen 
iſt die Sole der Fundamente h Fuße unter der Erd⸗Oberfläche anzunehmen (bei noth⸗ 
wendig großer Höhe der Fundamente kann es rathſam werden, das ganze Gebäude mit 
geringen Mehrkoſten zu unterwoͤlben und über die entbehrlichen Keller anderweitig zu 
disponiren). 

Die lichte Höhe der Geſchoſſe wird beziehungsweiſe H und H: Fuße betragen (bei 
flachem Dache wird hier die Höhe und die Konſtruktion der Dach- oder Drämpel⸗Wände 
angegeben). 

Rn Dach wird in folgender Art (nähere Angabe) verbunden und mit (Angabe) 
belegt. 


Ein ähnliches Haus in demſelben (oder einem anderen) Orte von O“ Fuß 
Grundfläche hat nach ſpeziellem Anſchlage vom Jahre N. gekoſtet. .. Thlr. 
würde aber jetzt auf der gegebenen Bauſtelle aufzuführen mehr (oder weniger) 

koſten: 


(hier werden nach Anleitung des Anſchlages die Mehr- oder 
Minderkoſten für die Fundamente nach Schachtruthen, wegen 


NN, 
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höherer oder niedrigerer Preiſe der Haupt⸗Materialen ze. über- 
ſchläglich berechnet und hinzugeſetzt oder abgezogen.) 
Summa Thlr. 
mithin der Fuß Grundfläche .. Thlr. 
(Der Werth iſt in ganzer Zahl und 3 Dezimal⸗ Stellen anzugeben.) 
nr in Rede Pä? Gebäude werden un bei 2 Jan EES die Koften 
etragen. A 
(nur in ganzer Zahl. ) SC 
Es kommen aber noch hinzu: 
fuͤr 1 laufende Fuß Sitzbank-Gerüſte in den Unterrichts-Zim⸗ 


mern a Thlr. 
für andere Schulcutenſtten, wehe verlangt werden (nie eier) 
ungefähr. d Ke 


GE Thlr. 
Hierzu kommen die Koſten: | 


für ein Hof-®ebäude nach dem ſkizzirten Grundriſſe (Beſchreibung des⸗ 


ſelben) C“ Fuß Grundfläche a Thlr. ` 
für k laufende Fuß E ee (oder Brettergaun) a» ` 
für Ur CT utben Pflaſter . > ` ` 


für ! Brunnen nach den Grfahrungen im Orte S S » 
A Su See Thlr. 
oder in runder Zahl 


Sind alte abzubrechende Gebäude vorhanden, 0 werden die Koſten des Abbruchs 
und der Werth der wieder zu verwendenden Materialien ſummariſch geſchätzt und letz— 
terer Ki Abzug der erfteren wird von der borftehend gefundenen Haupt- Summe abge- 
zogen.) 

Nachrichtlich wird bemerkt. daß jetzt en ee der N en Ke Bauftelle: 

1000 gewöhnliche Mauerziegel . 


1000 vorzüglich gute dergl. 15 
1000 Dachziegel Thlr. 
1 Cf. gelöͤſchten Kalk Sgr. 


foften und das Bauholz nach der Tape für das Forſt⸗ Netter N. zu bezahlen (oder unge- 
fähr zu folgenden Preiſen anzukaufen iſt). 

(Wenn die Fuhren unentgeltlich geleiſtet und das Holz frei hergegeben wird, modifi— 
ciren ſich dieſe Angaben oder bleiben weg. ) 

Der jetzt übliche Tagelohn beträgt 


für den Maurer Sgr. 

» * Zimmerman Sgr. 

„ „ Arbeitsmann - Sgr. 
Anl. II. B. 


ns der Koſten zum Bau eines Küſter- und Schulhaufed.nebft Zubehör in dem 
= , auf der dazu auderfehenen Bauſtelle nach der beigefügten ſkizzirten Situationd- 
Zeichnung. 
Das Raum-Bedürfniß iſt von der K. Reg durch die Verf. vv. feſtge⸗ 
ſtellt worden auf: 
1 Lehrzimmer für die 1. Klaſſe von n Schülern, auf jeden q [] Fuß Grundfläche, 
1 Lehrzimmer für die 2. Klaſſe zu n Schülern, auf jeden q L] Fuß Grundfläche, 


1 Wohnung für den Hauptlehrer (und Küſter), beſtehend aus 2 Stuben, 1 Kammer, 


Küche und Speiſekammer, 
1 Wohnung für den Hülfslehrer, dea ` aus Stube und Kammer (nach Umſtän⸗ 
den im Dachraum). 


Das Stall- und Scheunen-Gebäude ſoll Raum enthalten für 


n Kühe, 

n“ Schweine, 

n“ Stück Federvieh, a 
n“ Mandel Garben, & | Cf. 
n“, Ctr. Heu, a Cf. 


Mit Rückſicht auf Zweckmäßigkeit und Lüchtigket iſt für das Schul⸗ und Wohnhaus 
der Maſſtvbau in Ziegeln (oder in trocken bleibenden Bruchſteinen) als der vortheilhafteſte 
gewählt worden; (oder wegen Beſchränktheit der vorhandenen Mittel bleibt nur übrig, in 
Holzfachwerk mit Ausmauerung oder Auslehmung zu bauen). 

26 * 
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d Nach dem beigefügten Grundriſſe (wie in dem Formular A.) erhält das Haus k 
| Fuß Länge, K. Fuß Tiefe, alſo Q U Fuß Grundfläche. | * 
Unter einem Theile des Flurs und unter der Wohnſtube werden überwöͤlbte Keller 
h Fuß hoch angelegt (oder unter der Speiſekammer wird ein kleiner Keller eingerichtet, 
deſſen Balkendecke um h‘ Fuß über den Fußboden der andern Zimmer ſich erhebt). Nach 
vorläufiger Unterſuchung des Baugrundes müſſen die Fundamente h“ Fuß Höhe in der 
959 und mit Rückſicht auf die Oertlichkeit (oder die Keller-Anlage) die Plinthe h“ Fuß 
öhe erhalten. 
Das Geſchoß wird im Lichten H: hoch (bei flachem Dache wie in dem Formular A). 
Das Dach wird auf folgende Weiſe verbunden (Angabe der Konſtruktion) und mit 
(Angabe des Materials) belegt. 
Ein ähnliches Haus in N von I Fuß Grundfläche hat nach ſpeziellem Anſchlage 
vom Jahre n (bei Hergabe freien Bauholzes und unentgeltlicher Leiſtung der Hand- und 
Spanndienſte) geko tee Thl. 
würde aber jetzt in N. mehr (oder weniger) koſten, 
wie im Formular A., 
mithin der OJ Fuß Grundfläche Thlr. (wie im Formular A). 
Für das in Rede ſtehende Haus werden alſo bei Fuß Grundfläche die 


Koſten betra ges wee, - - - Thlr. 
(hier die Koſten für Gegenſtände, welche in N. erforderlich, in N‘ aber nicht 
veranſchlagt geweſen find, etwa Sitzbank-Geruͤſte, Schul⸗Utenſilien ꝛc.). 
Summa Thlr. 
Hierzu treten die Koſten: | 
für ein Stall und Scheunen⸗Gebäude mit eingebauten Abtritten, nach 
dem ſkizzirten Grundriſſe (Beſchreibung des Gebäudes) 2“ [_] Fuß 
Grundfehe „ N. . Thlr. ) 
für K laufende Fuß⸗Bewährungs-Mauer (oder Zaun) . a Thlr. d 
für On: ◻HJRuthen Pflaſtt e Thlr. d 
für 1 Brunnen nach den Erfahrungen im Orte u 
T: | Haupt-Summa Zu. 
oder in runder Zahl EN Thlr. 


| (Wegen vorhandener alter Gebäude wie am Schluſſe des Formulars A. Eben ſo 
| wegen der Preiſe der Haupt-Materialien und wegen des Tagelohns.) 


| Anl. II. C. 


Ueberſchlag der Koſten zum Bau eines Pfarr- (Diafonat-) Hauſes nebſt Wirthſchaſts⸗ 
Gebäuden und anderem Zubehör in der Stadt (in dem Dorfe) N. auf der dazu auserſehe— 
nen Bauſtelle nach der beiliegenden ſkizzirten Situations-Zeichnung. 


Nach der Verf. der K. Reg. v. ...... iſt das Bedürfniß an Wohnraum auf 
n Stuben, von welchen m im Dachraum befindlich fein können, 
n“ Kammern, 
Küche, 
Speiſe⸗Kammer, 
Beftnde-Stube, 
n“ Keller 
feftgeftellt worden (oder ſoll das Haus in der provinziell üblichen Größe der Land-Pfarr- 
häufer erbaut werden; oder macht die Beſchränktheit der Mittel die äußerſte Beſchränkung 
des Bauplanes nothwendig). 

(Wegen der Bauart wie in dem Formular B.) 

Nach dem beigefügten Grundriſſe (zu vergleichen Formular A.) erhält das Haus L 
Länge, K Tiefe, alſo QU Fuß Grundfläche. 

Unter dem Flur und unter den Zimmern a, b, e 2c. werden überwölbte Keller h Fuß 
hoch angelegt. (Wegen des Baugrundes der Fundamente, der Höhe des Geſchoſſes, deb 
Daches und wegen der Koſten-Ermittelung wie in dem Formular B) 

LEE E E — Re 

An Wirthſchaftsgebäuden find erforderlich: 

ein Stallgebäude nach dem beiliegenden Ueberſchlage (For— 
mular ?? 7 5 
eine Scheune nebſt Wa 
G 
und an andern Baulichkeiten: 

L' laufende Fuß Hof⸗Bewährungs-Mauer (Zaun) a — Thlr. — ` 
re 
Latus, — Thlr. 


VV = 
gen-Remiſe desgl. (nach dem Formu- 


. EEE A, VERS 


Kirchen⸗, Pfarr- und Schul-Bauten. 405 


) Transport — Thlr. 
0“ Nuthei Pfligſter a gl ek lu „ A , 
1 Brunnen nach den Erfahrungen im Orte — 
Haupt⸗Summa — Thlr. 
oder in runder Zahl — Thlr. | d 
(Wegen vorhandener alter Gebäude wie am Schluffe des Formulars A., desgleichen 
wegen des Preiſes der Haupt-Materialien und des Tagelohns.) | 
Anl. II. D. 8 
Ueberſchlag der Koſten zum Bau eines Stallgebäudes auf dem Pfarrhofe in N. 
Nach der von der K. Reg. und den beitragspflichtigen Eingepfarrten als richtig an⸗ 
erkannten Angabe des Pfarrers, ſollen gehalten werden koͤnnen: 5 


n Pferde, 
g n. Ochſen, \ 
n“ Kühe, 
n Stück Rindvieh, 
n“. Schafe, 


n“ Schweine in n Abtheilungen, 
n Gaänſe, Enten, Hühner ıc. 
Außerdem iſt zu beſchaffen: 
| Holz- (Torf-) Gelaß für en Haufen, 
Roll⸗Kammer, 
Knechte⸗Kammer, 
Hächſel⸗Kammer, N 

g Abtritt nebſt Grube. 

Mit Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe iſt der Maſſivbau in Bruch- (geſpreng⸗ 
ten Feld⸗) Steinen als der vortheilhafteſte gewählt worden (oder: wegen Beſchränktheit 
der Mittel muß in Wellerwänden [Lehmpatzen] oder in ausgemauertem lausgelehmtem! 
Holz-Fachwerk gebaut werden). 8 

Nach dem beigefügten ſkizzirten Grundriſſe (wie in dem Formulare A.) erhält das 
Gebäude en Fuß Länge, n' Tiefe, alſo N Fuß Grundfläche. 

Bei vorläufiger Unterſuchung des Baugrundes hat in h Fuß Tiefe eine hinreichend 
feſte Erdſchicht ſich vorgefunden; die Fundamente erhalten hiernach einſchließlich der Plinthe 
h Fuß und die Stelle H Fuß Höhe im Lichten. | 

$ (Wegen des Daches und wegen Ermittelung der Koſten, wie in dem Formular B., 
und wegen vorhandener alter Gebäude, wie in dem Formulare A., desgleichen wegen der 
Preiſe der Haupt⸗Materialien und des Tagelohns.) | 

Anl. II. E. 
Ueberſchlag der Koſten zum Bau einer Scheune auf dem Pfarrhofe zu N. 

Nach der von der K. Reg. und den beitragspflichtigen Eingepfarrten als richtig an— 
erkannten Angaben des Pfarrers beträgt der Einſchnitt und wird zu deſſen Unterbringung 


an Raum erforderlich ſein: 
n Mandel Weizen . Cf. Cf. 


— 


e N a 

n. » Winter⸗Roggen. a 5 , 
n“ b Sommer⸗-Roggen a n ` 
ON » Gerſte i a 5 ` 
n. N 21119, ß, a ö , 
E » Buchweizen. , Aa 2 , 
der Eben Ge , „ 
en Wicken .. „„ 1 ME 9 , » 

ſind. . Cf 


Die einzubauende Wagen⸗Remiſe enthält bei 1 Fuß Länge, 

b Fuß Tiefe und h Fuß Höhe mit Einſchluß des Senkgebälkes .» Cf. 
und der anzulegende Kartoffel⸗Keller in l Fuß Länge, b' Fuß Tiefe 

tritt einſchließlich der Balkendecke h‘ Fuß hoch in den Taßraum . Cf. 

Summa der Räume R Cf. 


Bei B. au Tiefe, im Lichen U. Fuß Höhe der Zeie und H geglichener Höhe des 
Daches wird alfo die Länge des Taßraums gefunden = Bam) = L, wobei ber 


Dachraum über der Tenne zur Aufbewahrung des Strohes vorbehalten bleibt.. 

Nach den örtlichen Verhältniſſen ift der Maſſtvbau in Bruch- (geſprengten Feld⸗ 
Steinen (in Wellerwänden, Lehmpatzen, in ausgemauertem u. ausgelehmtem Fachwerke) 
der vortheilhafteſte (oder wegen Beſchränktheit der Mittel muß letzterer gewählt werden). 


N) ei 
E 


| \ 
a ` 
H 
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| Nach dem beigefügten ffizzirten Grundriſſe (wie in dem Formular A.) erhält das 
Gebäude L. Fuß Länge, B. Fuß Tiefe, alſo Q U Fuß Grundfläche. 

Bei vorläufiger Unterſuchung des Baugrundes hat in h Fuß Tiefe ein hinreichend 
feſter Baugrund ſtch vorgefunden; die Fundamente erhalten hiernach einſchließlich der 
Plinthe h- Fuß Höhe. 

(Wegen des Daches und wegen Ermittelung der Koften, wie in dem Formular B., 
und wegen vorhandener alter Gebäude, wie in dem Formular A., desgl. wegen der Preiſe 
der Haupt-Materialien und des Tagelohns.) 

. Anl. III. 
Koſten⸗Ueberſchlag zum Neubau einer Kirche zu N. N. nach anliegender Skizze. 

Dieſelbe wird für 650 Perſonen ohne Emporen, maſſiv mit 5 Fuß (incl. Plinthen⸗ 
höhe) tiefen Bruchſtein⸗-Fundamenten, im Uebrigen aber von Mauerziegeln 96 Fuß lang, 
48 Fuß tief, 30 Fuß hoch, auf der Hinterſeite mit einer halbkreisförmigen, überwölbten 
Altar⸗Niſche, und mit einem vor der Vorderſeite ſtehenden Thurm aufgeführt. Letzterer 
erhält 18 Fuß Länge und Breite, und bis zum Geſims 80. Fuß Höhe bei 4 Stockwerken; 
das Thurmdach wird in einer Spitze zuſammenlaufend, flach, mit Zink abgedeckt, welche 
Bedeckungsweiſe auch über der Altar-Niſche ſtattfindet; dagegen erhält das Kirchendach, 
welches aus 28 Gebinden nebſt einem mit einem einfachen Hängewerk verſehenen Dach— 
ſtuhl beſteht, eine als Kronendach eingedeckte Ziegel-Bedachung. 

Das Aeußere des Gebäudes bleibt ungeputzt, wogegen das Innere, mit Ausnahme 
der Decken, ſauber geputzt wird, deren Balken und Bedielung ſichtbar bleiben und auf 
allen Ge unten bemerkbaren Flächen gehobelt und mit Leimfarben-Anſtrich verſehen mer. 
Denen. 10. 

(Hier folgt noch die Rechtfertigung der Bauweiſe durch die zu Gebote ſtehenden 
Materialien ꝛc., ſowie hauptſächlich durch die von der Regierung angegebenen Mittel; fer. 
ner die Rechtfertigung der angenommenen Größe ꝛc.) 


= 
sl | Gegenftand der Rechnung. Betrag. Bemerkungen. 
VK Thlr. Sgr. Pf. f 
7000 C. F. Fundam. der 6 Ad 1. pro S. R. 
Hauptm. aeg, 280. 5.5. Thlr. Sgr. 
2000 » des Thurmes . 20.20.5. Erde auszugrab. aeg. — 15 
625 » d. Sakriſteiwd. 50.24.5. Mauerlohnn .. 2 — 


14 S. R. Steine incl, 
Anfuhre à 5 Thlr.. 6 73 
14 Tonne Kalk inel. 
Anfuhre a2 Thlr.. 2 15 
79822 6ſ3 Fud. Sand à 6 Sgr. — 18 


——— —— 


9715 C. F. oder 

6720S. R. Bruchſtein⸗Fundam. incl. 

` Ausgraben d. Erde u. alles Ma⸗ 
terials A 11 Thlr. 25 Sgr.. 


| 90 » d. Orgelchorſtänder ꝛc. 


28350 C. F. d. Hptm. 270.33.30. | 11 25 

2025 » d. M. d. Altarn. 27. 3.25. d. 2 S. R 

2160 » » d.Satrift. 48.14.30. a Sur en 
H i > D g 6 

1920 » d. Dachgiebel 2.48.9. 2 Mauerlohn aeg. 3 — 


11700 „d. 1. u. 2. Thurm⸗ 
geſchoß aeg. . 52. 5.45. 
5880 » d. 3. u. 4. Thurm⸗ 
geſchoß . 56. ae q. 3.35. 
52035 C. F. Davon zurück: 
f. d. Oeffn. nach 
der Altarniſche 1638 C. F. 
10 groß. Fenſt. 2700 » 


Putzlohn bei aeq. 3 ß. 

ſtark. Mauernpr. SR. ) 

3 [R. Putz a Thlr. — 20 
(NB. Das Fugen im 

Aeußeren iſt demPutz 

gleich gerechnet.) 
1400 Mauerziegel (& 12 | 
V ml Thlr., — 

a SCH 13 Ton Kalt 12 hn. 3 — 

6038 a 


45997 C. F. oder 


BA 
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d 


Gegenſtand der Rechnung. 


WO? 


2, 


3 


vk 


14. 


Uebertrag 


3193S. R. Ziegelmauerwerk, äußerlich 


ungeputzt, innerhalb auf beiden 
Seit. gep. ꝛc. à 21 Thlr. 14. Sgr. 


86 [uWgth. Außenfläche der Mauern, 
welche ungeputzt bleibt, ſorgfäl⸗ 
tiger zu mauern, an Zulage mit 
Rückſicht auf kl. Geſimſe, (Our, 
kungen ꝛc. A 2 DIER, 

480 flfd. Fuß Haupt⸗Geſims d. Kirche 
u. d. Thurmes à 12 Sgr. 

14 CR. Kuppel: ⸗Gewölbe der Si, 
tarniſche à 35 Thlt. 

24 I Rh. Pflaſter v. Mauerziegeln 
auf der flachen Seite à 5 Thlr. 
10 Sgr. 

76 flfd. Fuß Sandſteinſtufen vor den 
Thuͤren u. der Altarniſche incl, 

Untermauerung a 1 Thlr.. 

30 IT Ian. Balkendecke d. Kirche, d 
Orgelchors, der Sakriſtei und 
Thurmpalle nebft Dielung, mit 

Leiften über den Fugen, alles 
gehobelt, à 19 Thlr. 28 Sgr. 

34 [⸗Balkendecke im Thurm desgl. 
alles ungehobelt a 18 Thlr. .. 

23 [⸗des Thurmdaches u. der Altar⸗ 
niſche ohne Dielung & 14 Thlr. 


8 [Hänge⸗Böcke nebſt Träger im 
Dachraum a 23 Thlr. 24 Sgr. 

28 |Sparren-Gebind nebſt Rähmen, 
Mauerlatten, Kehlbalken ꝛc. & 
14 Tir rr 

370 flfd. Fuß Verbandſtücke d. Thurm⸗ 
daches und des Daches der Al— 
tarniſche a4 Sgr. 

120 flfd. Fuß desgl. des Glockenſtuhls 
6. Sgr. 

100 „Ständer und Rahmſtücke des 

Orgelchors, alles gehobelt, d 

7 Sgr. 

Stufen d. Orgelchor⸗ Treppe incl. 

Material u. Anſtr. a 13 Thlr. 

90 [Stufen der Thurmtrepp. à 20 Sgr. 

5 Thurzargen a 3 Thlr. 

Ruß gehobelte Dielung der Sa⸗ 

kriſt. ꝛc. inel. Unterlag. 223 Sgr. 


th. Kronen-Dad) inel, Lat⸗ 
ten ꝛc. & 12 Thlr. - 

Fuß Zinkdach incl. Schalung 
ꝛc. à 10 Sgr. 

Stuͤck große SG a 33 
Su. = 

die Hauptthüre im Thurm, mit 
Beſchlag, Anſtrich u. Oberlicht. 
die innere Hauptthüre beögl. - 

5 [Sakriſtei⸗Thüren ꝛc. 3 9 Thlr. 


28 


41 
570 


— 


Seite 1093026 — 


Betrag. Bemerkungen. 


Thlr. Sgr. Pf. 
798,22 6] Ad 4. pro lfd. Fuß RW 


Arbeitslohn 
a 2 Ziegel (pr. 100 St. 


Bäiivei 1 Thlr.) D Wf 
685818 —| 1 Ton. Kalk 2 2 zx SS 
Sand SE g 1 - 
D Sgr. 
172 —— Ad 5. pro []Ruthe. 
Thlr. Sgr. 
192 — —[Mauerlohn . = 
[Putzlohnhnn . 224 
43 22 611800 Ziegel (à m. 10 
N 18 — 
27 Ser Kalt (22 Thlr.) 5 — 
iz — — 6 Fud. Sand (à6 Sgr.) 1 6 
35 — 
GO E Ad 6. pro [_|Ruthe. 
1 Sgr. 
Mauerlohn . 1 — 
400 Ziegeln 4 — 
Ra und Sand. — 10 
Dun) 5 10 
60— — Ad 8. pro [_]Ruthe. 
Thlr. Sgr. 
35 — —[44 lfd. Fuß Balken a 


r... 
19012 —1144 TI Dielen Al. h 
Leiſten A 14 Sgr. 76 


Arbeitslohn 
395 8—| 44 K 13 66 Sgr.] 5 12 
144 K 3296 >» | 
19 28 
49 10 — 
Ad 10. pro Hängebod. 
24 — — Thlr. Sgr. 


102 Streben, Spann⸗ 
riegel, Hängeſäul. 12 


2310 — Träger a5 Sgr. 17 — 
Arbeitslohn a2 Sgr.. 6 24 

46.20 — 3 24 

60 — — 

15 Ad 11. pro Gebind. 


121 Fuß Mauerlatten, Rähme, 
211 8.— ] Kehlbalk., Sparren, Aufſchieb⸗ 
linge, Bänder ac. 3 22 Sgr. 


51215 — 10 Thlr. 25 Sgr. 
Arbeitslohn a 

190 — Ii al, e, 
14 Thlr. 35 Sgr. 

330 — — 5 

Ad 9a. pro Ruthe. 

38.— — Thlr. 
28 —1—166 Fuß Balken A 5 * 11 
45 — — Arbeitslohn - .. 3 
14 
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(Acta gen. des Min. d. C. w. 2302. 


Lal 
8 = Gegenſtand der Rechnung. Betrag. Bemerkungen. 
déen Thlr. Sgr. Pf. 
. 
Uebertrag Ge 
25.| 7 kleine Fenſter à 6 Thlr. 32 Ad 16. pro Zarge. 
26. 15 Jalouſie⸗Laden a 7 Thlr. 105 — — 30 lfd. Fuß 3zoͤllige 
27.] 40 flfd. Fuß Brüſtung d. Orgelchors Bohlen à 2 Sgr. 2 Thlr. 
geſtämmt und mit ann a Arbeitslohn. 1 > 
| 18 Sgr.. u FT. 
28.| 975 flfd. Fuß Sitzbänke x. mit An⸗ H ö 
ſtrich a 12 Sgr. —— Ad 19. t 
29.7870 [Pfd. Eiſen zu Thurm⸗, Balfen-, e Et... 
Geſtms⸗Ankern, Schienen, Bol⸗ 700 Ziegel (à m. 12 
‚| zen ꝛc. à 3 Sgr. Su | SHE). We 812 
30.] — Ifür ein Kreuz auf ben Thurm 168 Fuß Latten A 3 Pf 1 12 
11 Knopf und incl. "re 40 _ 15 Che. Näg. RT: = 
un Kalk und Sand. — 12 
UD — d? 75 L Muthen Anſtiich der Arbeitslohn . * 
Wände und Decken à 20 Sgr.. 50 —— 1215 
32.] — [für Rüſtungen und ren 
ten des Maurers (pro lfd. Fu 
| des Gebäudes 1 Thlr., daher Dem it dë en 
für 96 Fuß und für den t 15 Schloſſer 3.5 
33.1 — |deögl. des Zimmermanns i — Anſtreicher 3 
34.] 2 (Glocken, zuſammen 12 Centner e may 
ſchwer, & 60 Thlr. incl. Auf 33 hr. 
häng ekoſten 8 , 4 720 —— 
35.1 — für H Altan. 70 — — 
36. — für die Kanzel nebſt Treppe 60 — — 
37. — für die Orgel .. 800. — — 
38.] — ffuͤr eine Uhr m. 3 Zifferdlättern 300 —.— 
39.] 18 Monate e für: 
1 Bau=Kond. 4 d SC 
1 Bau⸗Wächt. 10 55 Thlr. 990 
40. ad Extraordinaria . .1 10001 —— 
iberhanpt 11572526 — 
| | Höhen | Ss | Koſten. || . 
= . = . 
= Ser des ia | Ziele 
— en — GE Ckeitiiz 
8 3181 2 S les SIS 
S e . 4. 8s 
S Ds 1 88 BA 
Fuß. Fuß. Fuß LLL LL. Nat. Saft. Zuß. Fuß. Zuß LI S. Sl.] mei ` Fuß.] Fuß F.] Thlr.] Thlr.] CF. 
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e) Reviſion der Orgel-Bauanſchläge. 

a) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang., Geiſtl. Abth. (Nikolo⸗ 
vius) v. 10. Okt. 1825, an ſämmtl. K. Reg. — 

Dem Min. kommen Fälle vor, daß einige K. Reg. dem Muſik-Direktor Haak zu 
Stettin Orgelbau-Anſchläge direkt zur Reviſton überſenden. Ein ſolches Verfahren iſt in 
dem R. v. 10. Dec. v. J. nicht vorgefchrieben, und daher nur als ein, von der betr. Reg. 
dem ꝛc. Haak beſonders ertheilter Auftrag zu betrachten, wofür derſelbe aus den betr. 
Kirchen⸗Kaſſen, oder von demjenigen, den ſonſt die Zahlungs-Verbindlichkeit trifft, zu 
remuneriren iſt. N , 

Der Muſtk-Dir. Haak zu Stettin ift blos als Kommiſſarius der K. Ober-Bau⸗Dep. 
zum Reviſor der Orgelbau-Anſchläge, und zu deren Prüfung und Begutachtung in rein 
muſtkaliſcher Hinſicht anzuſehen, wie auch in dem obgedachten R. ausdruͤcklich bemerkt 
worden iſt, und er wird nur dann von dem Min. für die Superreviſion der Orgelbau— 
Anſchläge remunerirt, wenn ſolche ihm von der K. Ober-Bau-Dep. mittelſt beſonderen 
Auftrags zu dem Ende zugefertigt werden. (A. IX. 1013. — 4. 80.) 

8) C. R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (b. Altenſtein) und des 
J. (b. Schuckmann) v. 16. Febr. 1826. | 

»Die K. Reg. (das Konfiftorium) wird in Verfolg ber C. V. v. 10. Dec. 1824 und 
10. Okt. 1825 benachrichtigt, daß der mit dem Geſchäft der Prüfung der Orgelbau-An⸗ 
ſchläge in muſtkaliſcher Hinſicht als fortwährender Kommiſſarius der K. Ober-Bau-Dep. 
beauftragt geweſene Mufif-Dir. und Organiſt Haak zu Stettin, am 14. Nov. v. J. ver⸗ 
ſtorben iſt. Die unterz. Min. haben an deſſen Stelle den Muſik-Dir. und Organiſten 
Bach an der hiefigen Marienkirche zum Reviſor der Orgelbau-Anſchläge, welche die K. 
Ober⸗Bau⸗Dep. ihm zufertigen wird, hinwieder ernannt, und ihn unter denſelben Be— 
dingungen, welche dem ꝛc. Haak zugeſtanden worden, als Kommiſſarius perpet. zu deren 
Prüfung und ae in rein muſtkaliſcher Hinſicht beftellt ꝛc. 
A. X. 85. — 1. 62. 
2) Ausführung nach dem Anſchlage. E w 
C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 18. Dec. 
1833, an ſämmtl. K. Reg., Prov. Schul-Kollegien und außerordentliche Reg. 
Bevollmächtigten bei den Univerſitäten. | 
Es ift der Fall vorgekommen, daß ein von der K. Ober-Bau⸗Dep. entworfener Plan 
zum Neubau einer Kirche bei der Ausführung verändert und eingeſchränkt worden, ohne 
daß zuvor darüber mit der gedachten techniſchen Oberbehörde communicirt worden. Ein 
ſolches willkürliches Verfahren, das leicht zu Mißgriffen führt, kann nicht gebilligt werden, 
und dürfen die den Bau leitenden Behörden, Veränderungen und Beſchränkungen ſolcher 
Bau⸗Projekte, die von der K. Ober-Bau-Dep. bereits feſtgeſetzt find, nur nach vorgan— 
gigem Benehmen mit der letztern ſich geſtatten. (A. XVII. 948. — 4. 49.) 
3) Vorſchriften, betr. die Art und Weiſe der Bau-Ausführung. 
a) In Betreff der Altäre und Kanzeln. 
a) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Süvern) v. 1. Okt. 
1822, an ſämmtl. K. Reg. Errichtung der Altäre und Kanzeln in den Kirchen. 
Des Königs Maj. haben auf Veranlaſſung eines beſonderen Falles, mittelſt Allerh. 
K. O. v. 21. Aug. d. J. zu befehlen geruht, daß die alte Anordnung des Innern der Kir⸗ 
chen, nach welcher der Altar an dem einen Ende der Kirche, gegen Morgen gerichtet, die 
Kanzel aber an einem Pfeiler ſeitwärts geſtellt ift, unverändert beibehalten, und bei jedem 
Neubau einer Kirche dieſe Anordnung ihres Innern ſtets beobachtet werden ſoll. 
(A. VI. 647. — 3. 30.) | 
6) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Ladenberg) v. 20. Juli 
1839, an fämmtl. K. Reg. Stellung des Altars und der Kanzel bei Kirchen⸗ 


Bauten. 

Des Königs Maj. haben mittelſt Allerh. K. O. b. 25. Mai o. zu beſtimmen geruht, 
daß in Abſicht der Stellung des Altars und der Kanzel bei Kirchenbauten es bei der 
Allerh. O. v. 21. Aug. 1822 (A. 6. 46), nach welcher bei jedem Neubau einer Kirche der 
Altar an dem einen Ende gegen Morgen gerichtet, die Kanzel aber an einem Pfeiler ſeit⸗ 
wärts angebracht werden ſoll, auch bei den nach dem Muſter der Kirche zu Nackel zu ver⸗ 
anſchlagenden kleinern Kirchen unverändert verbleibe. Hiernach hat die K. Reg. in vor- 
kommenden Fällen ſich zu achten. (A. XXIII. 615. — 3. 66.) u | 

b) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang., Geiſtl. Abth. (Nicolovius) 
v. 28. Aug. 1829, an die K. Reg. zu Frankfurt u. abſchriftl. an fämmtl. K. 


Reg. Normal⸗Zeichnungen zu Kirchen- und Thurm-Bauten. 


ZE TE 2 
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Das Min. hat aus Veranlaſſung des Ber. der K. Reg. v. 7. Sept. 1827 keinen 
Anſtand genommen, Sr. Maj. dem Könige davon Anzeige zu machen, daß bei Anwendung 
der durch das C. R. b. 1. Aug. 1827 mitgetheilten Normal⸗Zeichnungen von der, in Model 
ohne Thurm erbauten evangeliſchen Kirche, ein ſolcher Thurm von vielen Gemeinden zu 

| Unterbringung der Glocken und Uhren, öfters gewünſcht werde. Es ift zugleich des Königs 
14 Maj. eine, von der K. Ober⸗Bau⸗Dep. entworfene Zeichnung eines ſolchen Thurms, als 
IA Zubehör der Zeichnung zu Nadel, zur Allerh. Genehmigung mit dem Antrage vorgelegt 
, worden, in folchen Fällen, wo zu dem Bau einer kleinern Kirche zugleich das Projekt zum 
| Thurmbau verlangt wird, dieſe Zeichnung den Provinzial-Behörden als Muſter zur 
1 Anwendung bei vorkommenden Neubauten zugehen laſſen zu dürfen. 
ö 0 Wie des Königs Maj. Sich über dieſe Angelegenheit auszuſprechen geruht, wird die 
N K. Reg. aus der abſchriftl. anl. Allergn. K. O. b. 18. Febr. v. J. des Mehreren näher 
0 erſehen. — (Anl. a.) 
| h „Hiernach hat nun die K. Ober-Bau-Dep. den Plan zum Thurm zu der in Nackel 
| aufgeführten Kirche entworfen, von dem ein Exemplar beitiegt, welcher Entwurf die Allerh. 
L N nach der abſchriftl. anl. Allergn. K. O. v. 8. Mai np J. erhalten hat. — 
| nl. b. 


IN Anl. a. | 
| In Meiner an Sie erlaffenen O. v. 11. Juli v. J. habe ich die Ihnen in mehreren 
Exempl. zugeſchickte radirte Zeichnung der in Nadel vor einigen Jahren erbauten evange— 
1 liſchen Kirche als Mufter, für den Bau aller kleinen evangeliſchen Kirchen in Meinen 
N Staaten, welche ganz oder zum Theil auf Königl. Koften erbaut werden, aufgeftelit. Der 
Fall wird daher nicht leicht eintreten, daß Patron und Gemeinde die Koſten eines Thurm— 
L baues für eine ſolche ganz oder zum Theil auf Königl. Koſten erbaute Kirche zuſammen 
| brächte, da die Baukoſten der Kirche nur dann außerordentlich von Mir bewilligt werden, 
| wenn Patron oder Gemeinde oder beide zur Aufbringung der Koften zu arm find; wenn 
ö aber den noch ein ſolcher Fall eintreten ſollte, fo habe Ich dagegen nichts zu erinnern, daß 
t der Bau des Thurms, nach der mit Ihrem Ber. b. 12. d. M. eingereichten, hierbei zurück⸗ 
by gehenden Zeichnung ausgeführt werde; auch kann derſelbe um einen Abſatz niedriger, und 


iM in dieſem Falle, wenn das architektoniſche Verhältniß es erfordert, ſchmäler fein; die Koften 
H des Thurmbaues kann Ich aber für dergl. nach dem Muſter der Rackel'ſchen Kirche zu 
V bauenden Kirchen nicht bewilligen. Bauen Patron und Gemeinden die Kirche auf ihre 


10 alleinige Koſten, ſo hängt es von ihrer Beſtimmung ab, ob und nach welchem Muſter ſie 
du bauen wollen. Ich überlaffe Ihnen hiernach die Beſcheidung der Reg. in Frankfurt. 


I Berlin, den 18. Febr. 1828. Friedrich Wilhelm. 

U An den Staats-Min., reih, v. Altenſtein. 

H: | | Anl. b. 

I Für den in Meiner am 18. Febr. d. J. an Sie erlaſſenen Ordre bemerklich gemach⸗ 


1 ten Fall, daß bei den kleinen evangeliſchen Kirchen, welche nach dem Muſter der in Nackel 
ganz oder zum Theil auf meine Koſten zu erbauen ſind, die Koſten zum Thurmbau von 
6 Patronen und Gemeinden aufgebracht werden, finde Ich gegen den mit Ihrem Ber. v. 2. 
L d. M. eingereichten Entwurf zu einem ſolchen Thurm, welcher auf das zurückgehende 
I Blatt des frühern Entwurfs vorläufig aufgeheftet ift, nichts zu erinnern. 
KE Potsdam, den 8. Mai 1828. Friedrich Wilhelm. 
An den Staats-Min., Freih. v. Altenſtein. 
(A. XIII. 523. — 3. 45.) 

j c) C. R. des K. M. der G., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) v. 1. Jan. 1845 
| ot ſämmtl. K. Reg. und Konfiftorien, und an das K. Prov. Schul-Kollegium 
| in Berlin. Empfehlung der von der K. Dber-Bau-Deput. herausgegebenen 
0 Bau⸗Entwürfe für Kirchen, Pfarr- und Schulhäuſer. 
N Die K. Ober⸗Bau⸗Dep. hat die Herausgabe von Entwürfen für Kirchen, Pfarr⸗ 
I und Schulhäuſer veranlaßt, bon welcher in dem Verlage des Buchhändlers Riegel in 
N Potsdam 2 Hefte bereits erſchienen ſind. Das ganze Werk wird etwa aus 12 Heften 
| beftehen ; der Ladenpreis iſt auf 3 Thlr. beſtimmt. 
I Diefe, von der höchſten techniſchen Behörde, als Ergebniß vieljähriger Erfahrungen 
9 und genauer Sachkenntniß ausgegangenen Entwürfe haben die Zuſtimmung Sr. Maj. des 
Königs erhalten und find daher ſowohl bei Neubauten, als auch bei umfaſſenden Herſtel— 

lungsbauten der Kirchen, Pfarr- und Schulhäuſer als Muſter zu betrachten. 
) Der Fin. Min. hat, wie ber K. Reg. wohl bereits bekannt fein wird, die Verthei⸗ 
* lung des Werkes an die gedachten K. Reg. und an die Bau-Inſpektoren veranlaßt. Ich 
IR wünſche, daß hiervon nicht blos die Geiſtlichen und Schulräthe und jedes bei dergl. Bau— 
| ten mitwirkende Mitglied der K. Reg. nähere Kenntniß nehmen, ſondern daß auch die 

Superintendenten, die Erzprieſter und Dekane, ſowie die Pfarrgeiſtlichen auf daſſelbe auf— 
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merkſam gemacht werden, damit es denſelben ſchon bei der Einleitung von geiftlichen und 
Schulbauten nicht an geſchmackvollen Muſtern fehle, und ſie im Stande ſeien, mit den 
Bauverſtändigen gleich von Hauſe aus Baupläne zu verabreden, welche bei der höchſten 
Baubehörde Beifall finden. Es wird auf dieſe Weiſe möglich fein, das nur allzuhäufige, 
zeitraubende Umarbeiten der Baupläne mehr als zeither zu vermeiden, und die Ausfüh— 
rung der Bauten damit ſelbſt mehr zu beeilen. 

Wo die Mittel es geſtatten, da iſt auf die Anſchaffung des Werkes hinzuwirken, wo 
aber dieſes nicht möglich ift, werden die Betheiligten wohl in anderer Weife wenigſtens 
zur Anſicht gelangen können. Insbeſondere wird dies durch die K. Bau-JInſpektoren 
möglich werden, welche auf Koſten der Staatskaſſe in den Beſitz des Werkes gelangen. 
Es läßt ſich annehmen, daß fie, wie die anderen Baubeamten, die ſich das Werk anſchaffen 
möchten, den Geiſtlichen und Superintendenten gern die Einſicht deſſelben geſtatten werden. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 6. Nr. 11.) 


4) Nothwendigkeit der Ausführung durch Entrepreneurs. 

C. R. v. 29. April 1779, an ſämmtl. Inſpektoren, wie es künftighin mit 
dem Bau und Reparaturen der Kirchengebäude und geiſtl. Stiftungen gehalten 
werden ſoll. b 


Da bemerkt worden, daß den Kirchen und geiſtl. Stiftungen oft dadurch viel Nach— 
theil erwächſt, daß die Vorfteher derſelben und Mag. nicht allemal die Baue und Repa- 
raturen an den Gebäuden derſelben mit gewiſſen Entrepreneuren verdingen, ſondern ſelbige 
vielfältig auf Tagelohn verrichten laſſen, auch wenn fie vollendet, die Reviſton nicht immer 
von vereideten und geſchickten Baubedienten vornehmen laſſen; ſo ſoll, um dieſen vorzu— 
beugen, und damit alle geiſtl. Bauangelegenheiten künftig auf einen ſichern und einförmigen 
Fuß behandelt werden, hiermit verordnet und feſtgeſetzt ſein: 

1) daß überhaupt alle Baue und Reparaturen der Kirchen, Pfarren, Hoſpitäler und 
anderer geiſtl. Gebäude, wenn wie ſchon beſonders verordnet iſt, die Anſchläge vom 
O ber⸗Bau⸗Depart. vorher revidirt, und vom Ober-Konfiftorio approbirt worden, 
allemal mit fihern Entrepreneuren verdungen und von ſolchen vollbracht wer— 
den ſoll; 

2) e Vortheil der geiftl. Kaſſen allemal in dergl. Bauſachen ein öffentl. Termin 
zu Verdigung der Reparatur oder des Baues angeſetzt, und erſt nach deſſen Abhal— 
tung, mit demjenigen Entrepreneur, welcher die beſten Bedingungen anbietet und 
den Anſchlag am wohlfeilſten erfüllen will, ein gehöriger Kontrakt geſchloſſen und 
darin die Bezahlung auf gewiſſe Termine feſtgeſetzt werden ſoll; 

3) daß die Mag. und Vorſteher, denen ohnehin oblieget, auf die anſchlagsmäßige Voll— 
führung des Baues zu ſehen, niemals den letzten Termin den Entrepreneuren ſollen 
auszahlen laſſen, bevor nicht der Bau ſelbſt von einem in Pflicht ſtehenden Bau— 
bedienten revidirt, die Tüchtigkeit deſſelben atteſtirt, und das Reviſtonsprotokoll dem 
Ober⸗Konſtſtorio eingereicht worden. 

Wir befehlen alſo allen Mag., geiſtl. Inſpektoren und Vorſtehern der Kirchen und 
anderer geiſtl. Stiftungen in der Kurmark, auf die genaueſte Befolgung dieſer V. zu hal— 
ten, und ſelbſt nicht in Fällen, die von ihrer Beſorgung abhangen, bei Vermeidung will— 
fürliher Strafe und Erſetzung alles Schadens dawider zu handeln. 

Berlin, den 29. April 1779. T. P. v. d. Hagen. v. Irwing. 

(N. C. C. Tom. VI. pag. 1552. Nr. 11.) 


5) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. v. 11. Dec. 1846. Wo 
nicht ein Anderes rechtlich oder durch Verjährung feſtſteht, fallen die übrig geblie— 
benen alten und neuen Materialien, Holzabfälle ꝛc. bei Kirchenbauten dem zur 
Neulieferung verpflichteten Patron zu. (Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 253. Nr. 299.) 


II. 
Verfügungen der Provinzial-Behörden. 


Die Provinzial-Regierungen haben eine große Anzahl von Publik. 
und C. V. über das Verfahren in Kirchen- und Schulbau-Angelegenheiten 
erlaſſen, welche indeß nicht von allgemeinem Intereſſe, und da dieſelben mei— 
ſtentheils durch die betr. Reg.-Amtsblätter mitgetheilt, mithin den Betheiligten 
leicht zugänglich ſind, hier nur allegirt werden. 

1) Für die Provinz Preußen. 

a) Publ. der K. Reg. zu Königsberg v. 18. Okt. 1818. 

(A. II. 1024. — 4. 37.) 


e 
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b) Publ. der K. Reg. zu Gumbinnen v. 31. Mai 1818. 

AA. II. 367. — 4. 49.) 

2) Für die Provinz Pommern. 

a) Publ. der K. Reg. zu Stettin v. 4. Juli 1821. 

(A. v. 360. — 2. 55.) 

Mit Bezug hierauf ergingen: 

o) Publ. derſelb. Reg. b. 16. Febr. 1823. (A. VII. 75. — 1. 32.) 

6) C. R. des K. Min. der G., U. ꝛc. Ang. v. 30. Dec. 1823. 

(A. VII. 830. — 4. 54.) 
b) Publ. der K. Reg. zu Stettin v. 19. Dec. 1823. 
(A. VII. 832. — 4. 55.) 

Mit Bezug hierauf erging das C. R. des K. Min. der r G. b Ang. b. 
18. März 1824. (A. VIII. 154. — 1. 75.) 

3) Für die Provinz Schleſien. 

C. R. der K. Reg. zu Liegnitz b. 29. Dec. 1822. 

(A. VI. 893. — 4. 33.) 
4) Für die Provinz Sach ſen. 
C. R. der K. Reg. zu Magdeburg b. 29. Mai 1843. 
(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 190. Nr. 242) 
3) Für die Provinz Poſen. 
C. R. der K. Reg. zu Poſen v. 17. Febr. 1842. N 
(Min. Bl. d. i. V. 1842 S. 65. Nr. 98.) 
6) Für die Provinz Weſtphalen. 
Publ. der K. Reg. zu Minden v. 31. Okt. 1817. 
(A. I. 101, — 4. 63.) 
7) Für die Rhein— Provinz. 
Publ. des K. Konſiſtoriums zu Köln v. 16. Okt. 1817. 
(A. I. 104. — 4. 64.) 
8) Beſtimmungen über das Verfahren bei Ausführung der geiſtlichen 
und Schulbauten, zu welchen K. Gnaden-Unterſtützungen bewilliget 
worden. 
a) R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. u. d. F. v. 20. Nov. 1830 
an die K. Reg. zu Merſeburg. 
b) C. R. der K. Reg. zu Frankfurt v. 8. März 1835. 
(A. XIX. 995. — 4. 65.) 

c) Bekanntmachung der K. Reg. zu Merſeburg v. 20. Okt. 1842. 
(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 368. Nr. 506.) 

Vergl. beim Kirchen⸗ und Unterrichtsweſen in Thl. VIII. des Werkes. 


Dritter Abſchnitt. 


Vorſchriften über die Erhaltung der zum 
Verſchluſſe oder zur Vertheidigung der Städte dienenden 
Anlagen und über die Veränderungen an öffentlichen 

Gebäuden und Denkmälern. 


Erſtes Kapitel. 


Von der Erhaltung der zum Verſchluſſe oder zur Vertheidi— 
gung der Städte dienenden Anlagen. | 

1) Das A. L. R. Thl. I. Tit. 8. §§. 33 und 34 verordnet: 
8.33. So weit die Erhaltung einer Sache auf die Erhaltung und Beförderung des 


gemeinen Wohl erheblichen Einfluß hat, ſo weit iſt der Staat deren Zerftörung oder Ver— 
nichtung zu unterſagen berechtigt. 
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8. 34. So weit die Benutzung einer Sache zur Erhaltung des gemeinen Wohls 
erforderlich iſt, kann der Staat dieſe Benutzung befehlen, und die Unterlaſſung derſelben 
durch Strafgeſetze ahnden. 


2) Auf dieſe Prinzipien ſich ſtützend verordnet die K. O. b. 20. Juni 
1830, betr. die Erhaltung der Stadtmauern, Thore, Thürme und Wälle 1): 

` Ich bin mit den im Ber. des Staats-Min. v. 5. v. M. entwickelten Anſichten darin 

einverſtanden, daß den Stadtgemeinden die willkührliche Abtragung ihrer Stadtmauern, 

Thore, Thürme, Wälle und anderer, zum Verſchluſſe ſowohl, als zur Vertheidigung der 

Städte beſtimmten Anlagen, weder in polizeilicher, noch in militairiſcher, noch in finan— 

zieller Rückſicht geftattet werden kann, und daß der §. 33. Tit. 8. Thl. I. des A. L. R. auf 


dieſen Gegenſtand allerdings zu beziehen ift. Um allen ferneren Zweifeln hierüber vorzu— 
beugen, verordne ich Folgendes: | 

1) Wenn die Stadtbehörden die Stadtmauern und andere obengenannte Anlagen 
ganz, oder zum Theile abzutragen, oder damit Veränderungen vorzunehmen beabſichtigen; 
jo haben Ve dieſe Abſicht zuvörderſt der Reg. anzuzeigen, und vor der Ausführung deren 
Entſchließung zu erwarten. Die Reg. find von den Min. d. J., des K. und der F. wegen 
der anzuſtellenden weiteren Erörterungen mit Inſtruktion zu verſehen. 

2) Dafern eine Anlage der gedachten Art von ſelbſt durch die Zeit verfällt, und deren 
Erhaltung und Wiederherſtellung in polizeilicher, militairiſcher, oder finanzieller Hinſicht 
für nothwendig erachtet wird, fo ſoll das beſtehende Sach- und Rechtsverhältniß unter— 
ſucht und hiernach, nöthigenfalls im Rechtswege feſtgeſtellt werden, wem die Verbindlich— 
leit zu Tragung der diesfallſigen Koſten obliegt. Wenn aber die Wiederherſtellung des 
ſchadhaften Verſchluſſes mahl- und ſchlachtſteuerpflichtiger Städte lediglich und ausſchließ— 
lich zur Sicherung der Steuergefälle erforderlich iſt, ſo ſollen diejenigen Städte, welchen zu 
Deckung ihres Kommunal-Bedürfniſſes ein Zuſchlag zur Mahl- und Schlachtſteuer bewil— 
ligt iſt, jedenfalls einen nach dem Verhältniſſe dieſes Zuſchlags zur Hauptſteuer abzu— 
meſſenden Beitrag zu den Koſten derjenigen Vorkehrungen leiſten, welche die Steuerver— 
waltung zur Erreichung des obgedachten Zweckes für nothwendig erkennt. 

Dieſen Meinen Befehl hat das Staats-Min. durch die G. S. bekannt zu machen. 


Friedrich Wilhelm. 
(G. S. 1830. S. 113., A. XIV. 773. — 4. 40.) 


3) In Verfolg dieſer K. O. ſind ergangen: 

a) C. R. des K. Min. des Kr. (v. Hake), d. F. (Maaßen) und des J. 
u. der P. (v. Brenn) b. 31. Okt. 1830, an ſämmtl. K. Reg. Inſtruktion hin— 
ſichtlich des Verfahrens wegen Abtragung ſtädtiſcher Mauern, Thore und anderer 
Anlagen. | | | 
Im Verfolg der, in der Allerh. K. O. v. 20. Juni d. J. unter 1. enthaltenen Bor- 
ſchrift, werden ſämmtl. K. Reg. in Hinſicht Ihres Verfahrens, wegen Abtragung ſtädtiſcher 
Mauern, Thore und anderer Anlagen dieſer Art mit folgender Inſtruktion verſehen: 

1) Die K. Reg. haben ſich durch die, den Bezirk bereiſenden Depart.-Räthe, eine 
möglichſt genaue Kenntniß von dem Zuſtande der Mauern, Thore, Thürme und anderer 
zum Verſchluß der Städte dienenden Bauwerke zu verſchaffen, und durch Anweiſung der 
Mag. und Pol.⸗Behörden dafür zu ſorgen, daß nicht dieſe Bauwerke öffentlich oder heim— 
lich deteriorirt werden, um durch Vorbereitung ihres Einſturzes die Einwilligung der Be— 
hörden zu erzwingen. 

2) Sollte ſich durch die Zeit ſelbſt eine Schadhaftigkeit derſelben ergeben, ſo iſt, da— 
fern nicht der Kommune die Niederreißung geſtattet werden kann, dafür zu ſorgen, daß die 
Reparatur zeitig erfolgt, damit nicht durch Vergrößerung der Schadhaftigkeit die Herſtel— 
lungskoſten unnöthigerweiſe vermehrt werden. Dabei iſt nach 8. 2 der gedachten Allerh. 
K. O. jedesmal zu ermitteln, wem die Herſtellungskoſten obliegen. 

3) Wenn Anträge auf Niederreißung des Verſchluſſes der Städte eingehen, ſo iſt zu 
erörtern, ob ſte wegen gänzlichen Verfalls und wegen Mangels an Mitteln der Wieder- 
herſtellung für nothwendig erachtet, oder, bei der Möglichkeit fernerer Erhaltung ohne 


. — —— ͤ—E— !ẽ⁴ ⅜Cw 


1) Hierdurch ſind folgende, im weſentlichen daſſelbe anordnende, Minift. Beſtimmungen 
für beſeitigt zu erachten: 
a) R. der K. Min. des J. u. d. F. v. 7. Aug. 1821. (A. V. 642. — 3. 66.) 
b) R. des K. Min. des J. v. 12. Febr. 1827. (A. XI. 138. — 1. 63.) 
e) R. der K. Min. des J. u. d. F. v. 5. Jan. 1828. (A. XII. 125. — 1. 44.) 
d) R. der K. Min. des J. u. d. Kr. v. 26. Mai 1828. (A. XII. 420. — 2. 67.) 
e) R. derſelb. Min. v. 14. Sept. 1828. (A. XII. 1034. — 4. 73.) 
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bedeutende Koſten, zur Verſchönerung oder Erweiterung der Städte wegen der Verbin— 
dung derſelben mit den Vorſtädten, oder zur Förderung ſonſtiger ſtädtiſcher Zwecke ge— 
ſucht wird. f 
4) In beiden letzteren Fällen muß ermittelt werden: 
a) ob der Verſchluß der Stadt für die polizeiliche, beſonders für die nächtliche Sicher— 
heit derſelben nothwendig und wuͤnſchenswerth bleibt oder nicht? und 
b) ob die Bauwerke, welche niedergeriſſen werden ſollen, vielleicht als Denkmale alter 
Baukunſt, oder auch als hiſtoriſche Monumente der Erhaltung, und bei eintreten— 
dem Verfalle, der Wiederherſtellung fo würdig feien, daß, wenn die Kommunen 
ſelbſt zu Tragung der erforderlichen Koſten nicht im Stande ſein ſollten, oder ihre 
Verbindlichkeit dazu nicht darzuthun wäre, die Anweiſung der ganzen Koſten oder 
eines Theiles derſelben aus Staatsfonds ſich rechtfertigen würde? 


5) Nach dieſen Ermittelungen, und nach Abwägung der, aus der Abtragung reſul— 
tirenden Vortheile und Nachtheile, haben die K. Reg. zu ermeſſen, ob die Anträge der 
Kommunen auf Niederreißung ſolcher Bauwerke zu befürworten find oder nicht. Im 
letzteren Falle find die Anträge von den K. Reg. ſofort zurückzuweiſen; im erſteren aber 
iſt nach vorgängiger Vernehmung mit dem K. Gen. Kommando unter Einreichung der 
Erklärung deſſelben, und mit gutachtlicher Anzeige der in Betrachtung kommenden Um— 
ftände, an die Min. des Kr., des J. u. d. P, und wenn die Stadt mahl- und ſchlacht— 
ſteuerpflichtig iſt, auch an das Min. der F. zu berichten. 

6) Was insbeſondere die mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte anlangt, ſo haben 
die K. Reg. hierbei, wie bei den anderen Städten, die nöthigen militairiſchen und polizeil. 
Rückſichten eintreten zu laſſen, außerdem aber in allen Fällen bemerkbarer Schadhaftigkeit 
nothwendiger Reparaturen, oder in Antrag gebrachter Abtragung oder Niederreißung von 
Anlagen der in Rede ſtehenden Art vorher daruͤber auch mit dem Prov.-Steuer-Direktor 
in Bezug auf das Intereſſe der Mahl- und Schlachtſteuer-Verwaltung zu kommuniziren, 
oder den Bemerkungen und Anträgen darüber, wenn fie von dem Prov.-Steuer-Direktor 
zuerſt ausgehen, Gehör und Folge zu geben. Eben fo haben die K. Reg. neue oder ver— 
änderte Einrichtungen an den fraglichen Anlagen nicht ohne Berückſichtigung der, von dem 
Prov.⸗Steuer⸗Direktor angegebenen Bedürfniffe, veranſchlagen zuflaflen, auch Sich mit 
letzterem vor der Berichterſtattung über die darin zu machenden Anträge, ſo wie über die 
Frage, ob die vorzunehmenden neuen oder veränderten Einrichtungen ausſchließlich zur 
Sicherung der Steuergefälle, oder auch aus anderen Gründen, erforderlich find, und über 
die Konkurrenz und das Beitragsverhältniß zu den Koſten von Seiten der Stadt und der 
Steuerverwaltung zu verſtändigen, im Falle aber eine ſolche Verſtändigung nicht hat 
bewirkt werden können, die diesfälligen Verhandlungen mit dem Prov.-Steuer-Direktor 
Ihrem Ber. beizufügen; endlich aber, wo auch die indirekte Steuerverwaltung in Ihrem 
Geſchäftskreiſe liegt, das Intereſſe der Mahl- und Schlachtſteuer hiernach Selbſt zugleich 
gehörig wahrzunehmen ). 

7) Wenn von den Kommunalbehörden verſtchert wird, daß durch unvorhergeſehene 
Umſtände ein Bauwerk der mehrgedachten Art den Einſturz drohe, Gefahr im Verzuge 
ſei, und ſolche nur durch ſofortige Wegreißung beſeitigt werden könne, ſo haben die K. Reg. 
den Zuſtand der Sache ſchleunigſt durch einen Sachverſtändigen unterſuchen zu laſſen, und, 
dafern nicht durch interimiſtiſche Vorkehrung der Gefahr ohne große Koſten und Weit— 
läuftigkeiten vorgebeugt werden kann, aus eigener Autorität den Abbruch nur in ſoweit zu 
geſtatten, als es für die öffentl. Sicherheit unerläßlich erforderlich iſt. Den Mag. kann 
die eigene Verf. des nothwendigen Abbruchs nur dann erlaubt werden, wenn die Gefahr 
unerwartet durch Naturereigniſſe, oder ſonſtige unvorhergeſehene Umſtände eingetreten, 
und ſo dringend iſt, daß die öffentliche Sicherheit die vorgängige Einholung der Geneh— 
migung der Reg. nicht geſtattet. So müſſen ſich aber nachher über das Vorhandenſein 
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1) Schon das C. R. des K. Min. des J. Abth. I. (Köhler) v. 12. Juni 1826 an 
ſaͤmmtl. K. Reg. beftimmte: 

»Durch ein Schreiben des K. Fin. Min. veranlaßt, beſtimmt das Min. des J. 
»hiermit, daß bei allen Verſ., in Folge deren in mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
»Städten in ihrem bisherigen Verſchluß durch Niederreißung von Mauern und 
»Thoren Veränderungen vorgenommen werden ſollen, da wo keine beſondere 
»Steuer⸗Direktion beſteht, die gn, der K. Reg. für das J. ſich mit derjenigen 
‚»für die Fin., entgegengeſetzten Falles aber mit der Steuer-Direktion über dieſe 
»Veränderungen ſo zeitig als möglich zu vernehmen hat, damit von der Finanz⸗ 
»Behörde die in Hinſicht des Mahl- und Schlachtſteuer-Intereſſe erforderlichen 
»Vorkehrungen bei Zeiten getroffen werden können.« 

»Hiernach hat die K. Reg. Sich zu achten.“ (A. X. 388.— 2. 72.) 
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einer ſo dringenden Gefahr gehörig ausweiſen. Auch in ſolchen Fällen iſt den Miniſt. 
unter Auseinanderſetzung der motivirenden Umſtände, Anzeige zu erſtatten ). 
Hiernach ꝛc. (A. XIV. 774. — 4. 41.) 


b) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn) v. 30. Nov. 1831 an das 
K. Oberpräſid. der Rheinprovinz. Erhaltung oder Zerſtörung der Umfaſſungs— 
gräben als Befeſtigungswerke der Städte. | 


Ew. ꝛc. erwiedere ich auf Ihren Ber. v. 7. v. M., nach Kommunikation mit dem 
Kr. Min., daß die Umſaſſungsgraben ohne Zweifel denjenigen zum Verſchluſſe ſowohl, als 
zur Vertheidigung der Städte gehörigen Anlagen beizuzählen ſind, deren willkührl. Zer— 
ſtörung den Stadtgemeinden nicht geſtattet werden kann. 

Es wird daher, wenn die Ausfüllung und Einebnung ſolcher Gräben in Frage kommt, 
nach der Allerh. K. O. v. 20. Juni 1830 und der Inſtr. v. 31. Okt. verfahren wer⸗ 
den müffen. ` ` 

Die Veräußerung ſolcher Gräben iſt an ſich durch die gedachten Vorſchriften nicht 
verboten. Allein He wird immer nur unter der Bedingung geſchehen konnen, daß daran 
ohne Genehmigung der betheiligten Min. keine ſolche Veränderung vorgenommen werde, 
welche den angegebenen Zweck jener Gräben vereiteln würde. Pflicht der Städte wird es 
daher auch bleiben, darauf zu halten, daß dieſe Bedingung eingehalten werde, indem die 
Behörden ſich wegen der Wiederherſtellung an die Stadtkommunen zu halten haben wuͤr— 
den, da die Städte es ſind, welchen das Geſetz die Erhaltung zur Pflicht macht. Wie da— 
her vor der Zerſtörung ſolcher Anlagen vorfchriftsmäßig berichtet werden muß, fo bleibt 
es auch rathſam, dies vor der Veräußerung zu thun, damit ſich, wenn die Erhaltung 
der Anlage fuͤr nothwendig erkannt werden ſollte, die Behörde überzeugen könne, daß ſolche 
auch nach der Veräußerung geſtchert ſei. Ohne ſehr entſchiedene Gründe wird von den 
Behörden die Zuſtimmung nicht verweigert werden. 

Ew. ꝛc. erſuche ich, die K. Reg. hiernach mit Anweiſung zu verſehen. 

(A. XV. 774. — 4. 39.) 


c) C. R. der K. Min. des J. u. d. P. (Köhler), und der F. (v. Alvens— 
leben) v. 15. Sept. 1835, an ſämmtl. K. Reg. Wahrnehmung des Steuer— 
intereſſe bei neuen oder veränderten Einrichtungen an den zum Verſchluß der 
Städte dienenden Bauwerken. 

Obgleich den Reg. durch die in Folge der Allerh. K. O. p 20. Juni 1830 wegen 
Erhaltung der Stadtmauern, erlaſſene C. V. v. 31. Okt. deſſelb. J. unter Nr. 6. ausdrück⸗ 
lich zur Pflicht gemacht worden iſt, in mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten auch 
neue oder veränderte Einrichtungen an den vorhandenen Mauern, Thoren, Thürmen und 
anderen zum Verſchluß der Städte dienenden Bauwerken, nicht ohne Berückſichtigung der 
von dem Prov.⸗Steuer⸗Direktor angegebenen Bedürfniſſe vornehmen zu laſſen und ſich mit 
demſelben über das Erforderniß und den Zweck ſolcher Einrichtungen u. ſ. w. zu verſtän— 
digen; fo hat dennoch die Erfahrung gelehrt, daß die Reg. es fich in ſolchen Fällen nicht 
überall und immer angelegen fein laſſen, das Steuerintereſſe gehörig wahrzunehmen. 

Indem wir uns daher veranlaßt ſehen, die obige Beſtimmung in Erinnerung zu brin— 
gen und deren pünktliche Befolgung zu empfehlen, bemerken wir, daß zu den in Rede 
ſtehenden Fällen, auf welche im Intereſſe der Mahl- und Schlachtſteuer die Reg. als Bau— 
Polizeibehoͤrde ein aufmerkſames Auge zu richten hat, und in welchen von ihr nicht einſeitig 
ohne Zuziehung der Steuerbehörde verfahren werden darf, namentlich auch diejenigen ge— 
hören, wo von Privatperſonen Gebäude mit der Stadtmauer in Verbindung geſetzt, oder 
auf derſelben aufgeführt, oder Fenſter und Thüren in oder über der Stadtmauer ange— 
bracht, oder Theile der Stadtmauer von Außen oder Innen unzugänglich gemacht werden 
ſollen, daher in ſolchen Fällen die Berechtigung zu Anlagen der erwähnten Art unterfucht, 
und, wo ſie nicht vorhanden iſt, die Erlaubniß dazu nach Bedürfniß auf den Antrag des 
Prov.⸗Steuer-Direktors verſagt werden muß. 

Auch diejenigen Fälle werden der beſonderen Beachtung der K. Reg. empfohlen, wo 
Königl. oder ſtädtiſche Grundſtücke, welche unmittelbar an die Stadtmauer ſtoßen, veräußert 
werden ſollen, damit durch die Verkaufs-Bedingungen das Steuerintereſſe gegen Benach— 
theiligung durch Anlagen der oben erwähnten Art möglichft ficher geſtellt werde. 

(A. XIX. 757. — 3. 111.) 


d) R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein), des J. u. d. 


1) Dies beſtimmten auch bereits die R. der K. Min. des J. u. d. Kr. v. 26. Mai 1828 
(A. XII. 420. — 2. 67.), v. 18. Juni 1829 (A. XIII. 317. —.2. 64.) u. b. 15. 
Juli 1829. (A. XIII. 554. — 3. 54.) 
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P. (v. Rochow), d. Fin. u. des Kr. (v. Rauch) b. 28. Sept. 1837 an die K. 
Reg. zu Magdeburg. Beſtreitung der Koften für Anfertigung von Zeichnungen 
alter ſtädtiſcher Bauwerke, Behufs deren Abtragung. 


Wenn, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 8. Juli d. J. die Koſten für Anfertigung 
der Zeichnungen von dem Breiten-Thor-Thurme zu N. betr., erwiedert wird, eine Kom⸗ 
munalbehörde in Gemäßheit der Allerh. K. O. v. 4. Okt. 1815 und 20. Juni 1830 die 
Erlaubniß, Stadtmauern, Thore, Thürme u. dergl. abtragen oder Veränderungen daran 
vornehmen zu dürfen, nachſucht, ſo iſt es ihre Sache, durch Vorlegung vollſtaͤndiger und 
gehörig ausgeführter Zeichnungen von dem in Frage ſtehenden Bauwerke die Staatsbe— 
hörden, denen die Entſcheidung zuſteht, in den Stand zu ſetzen, den Antrag mit genügen⸗ 
der Sicherheit zu beurtheilen. Die K. Reg. hätte daher, als auf Veranlaſſung der Ober⸗ 
Bau⸗Dep. unterm 19. Okt. 1834 ausgeführtere Zeichnungen von dem Thurme am breiten 
Thore in N. verlangt wurden, ſelbige von dem daſtgen Mag. erfordern ſollen. Da ſolches 
nicht geſchehen iſt, die K. Reg. vielmehr die verlangten Zeichnungen unmittelbar hat anfer— 
tigen laſſen, ſo können die Koſten dafür jetzt nicht mehr füglich von der Kommune gefordert 
werden, und es find daher dieſelben auf das Extraordinarium der K. Reg. zu übernehmen. 
(A. XXI. 691. — 3. 99.) ö 

e) R. der K. Min. des J. u. d. P. (b. Rochow) u. d. F. (v. Alvensleben) 
v. 30. Dec. 1838 an den Mag. zu Prenzlau, und abſchriftlich an die K. Reg. 
zu Potsdam. Unterhaltungdkoſten der Stadtmauern, Thore, ?c. 

Die von dem Mag. zu Prenzlau mittelft Eingabe v. 17. Okt. e, erhobene Beſchwerde, 
nach welcher derſelbe, der unterm 12. Sept. d. J. ergangenen Anordnung der K. Reg. zu 
Potsdam zufolge, zu den Unterhaltungskoſten der Stadtmauern, Thore ꝛc. die Hälfte bei⸗ 
tragen ſoll, iſt unbegründet, und die Deutung, welche der Mag., zur Unterſtützung dieſer 
Beſchwerde, der Allerh. K. O. v. 20. Juni 1830 (A. S. 773.) giebt, irrig. Letztere ent: 
hält in ihrem zweiten Paragraphen ganz klar die Beſtimmung, daß da, wo wegen Unter» 
haltung des Verſchluſſes der Städte ein beſtimmtes Rechtsverhältniß beſteht, es bei ſolchem 
bewenden ſoll; daß aber auch da, wo ein ſolches Rechtsverhältniß nicht beſteht, die Städte, 


welche Antheil an der Mahl- und Schlachtſteuer haben, jedenfalls einen verhältnißmäßi⸗ 


gen Antheil an den Unterhaltungskoſten des Verſchluſſes zu tragen gehalten ſind. Dieſe 
letztere Beſtimmung hebt alſo die erſtere in mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten 
keinesweges auf, läßt es vielmehr auch in dieſen, wenn ſonſt ein beſtimmtes Rechtsverhält⸗ 
niß hinſichtlich dieſes Gegenſtandes darin beſteht, bei ſolchem bewenden. Nun hat ſich aber 
in der Mark durch Obſervanz ein ſchon in vielen Fällen anerkanntes Rechtsverhältniß ge— 
bildet, nach welchem die Städte die Hälfte zur Unterhaltung ihrer Mauern, Thore ꝛc. bei⸗ 
tragen müſſen. Da nun bei Erhaltung der ſtädtiſchen Mauern ꝛc. ein Staats-Intereſſe 
eintritt, fo iſt es nach Analogie deſſen, was der Anh. zu der Reg. Inſtrukt. §. 42. vor⸗ 
ſchreibt, ganz in der Ordnung, daß die K. Reg. zu Potsdam im vorliegenden Falle die zu 
jenem Zweck erforderlichen Vorkehrungen getroffen und beſchloſſen hat, den dazu von der 
Stadt zu entrichtenden Beitrag im Wege der Exekution einzuziehen, die am einfachſten zu 
bewirken iſt, wenn der Stadt bei der nächſten Ablieferung ihres Antheils an der Mahl⸗ 


und Schlachtſteuer der ihr abgeforderte ſehr geringe Betrag abgezogen wird. 


Uebrigens iſt die Verf. der K. Reg. vom 12. Sept. o. nicht von der Steuerverwaltung, 
ſondern von der Abth. für das 3. ergangen, welche letztere, als Landes⸗Polizeibehoͤrde, zu 
ſolchen Feſtſetzungen ſo berechtigt als verpflichtet war. 

Bei der gedachten Verf. muß es alſo ſo lange bewenden, bis der Mag. im Rechts⸗ 
wege ausgeführt haben wird, daß derſelbe nach dem beſtehenden beſonderen Rechtsver— 
hältniſſe einen geringeren oder gar keinen Beitrag zur Unterhaltung der Mauern und 
Thore der dortigen Stadt zu leiſten hat. (A. XXII. 950.— 4. 94.) 

D R. der K. Min. des Kr. (v. Boyen), der Fin. (Flottwell) u. des J. 
(v. Wedell) v. 31. Juli 1844 an die K. Reg. zu Breslau. Abbruch von Stadt⸗ 
mauern und Thürmen, welche vurch Ankauf von Privatperſonen in den Beſitz 
der Kommunen gelangt ſind. 

Auf den von der K. Reg. wegen des von dem Mag. zu N. beabſichtigten Abbruchs 
des Thorthurms, der Nebenhäuſer und eines Theils der Stadtmauer daſelbſt unterm 4. 
Mai d. J. erſtatteten Bericht wird Derſelben eröffnet, wie wir mit der darin vorgetragenen 
Anſicht dahin einverſtanden ſind, daß die Anwendbarkeit der Vorſchriften der Allerh. K. O. 
v 20. Juni 1830 (G. S. S. 113.) auf den Thorthurm dadurch, daß ſolcher und die Ne— 
benhäuſer früher Privateigenthum geweſen und erſt durch Ankauf in den Beſttz der Kom: 
mune gelangt find, nicht ausgeſchloſſen werde. (Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 219. Nr. 249.) 


g) R. der K. Min. des Kr. (v. Boyen) u. des J. (b. Manteuffel) b., 
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25. Sept. 1846 an die K. Reg. zu N. Nothwendigkeit der Einholung der Mini- 
ſteria- Genehmigung zu jedem Umbau von Stadtmauern. 

ꝛc. — Anlangend die von der K. Reg. geftellte Frage, ob die Min.⸗Genehmigung 
bei jedem Umbau oder nur bei der gänzlichen Niederreißung einer Stadtmauer erforderlich 
It, jo kann dieſe Frage nach den Beſtimmungen der Allerh. K. O. v. 20. Juni und der 
Inſtr. v. 31. Okt. 18301) nur dahin entſchieden werden, daß bei jedem Umbau, durch 
welchen eine weſentliche Veränderung der Stadtmauer veranlaßt wird, die Min.⸗Geneh⸗ 
migung eingeholt werden muß. (Min. Bl. d. i. V. 1846 S. 194. Nr. 282.) 

R. der K. Min. des Kr. (v. Boyen) u. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) 
v. 17. Jan. 1847 an die K. Reg. zu Frankfurt. Genehmigung zu Veränderun— 
gen der Stadtmauern, wenn das Eigenthum der letzteren auch nicht mehr der 
Stadtgemeinde, ſondern einem Dritten zuſteht. | 

Auf den Ber. v. 12. Okt. v. J., betr. die Anlegung einer Thür in der Stadtmauer 
zu N. wird der K. Reg. Folgendes eröffnet. 

Wenngleich nach den Worten der Allerh. K. O. v. 20. Juni 1830 (G. S. S. 113) 
in derſelben nut eine Beſchränkung der Stadtgemeinden in der Befugniß, ihre Stadt: 
mauern 2c. abzutragen, ausgeſprochen ift, fo iſt ſolches doch offenbar nur in der Boraus- 

ſetzung geſchehen, daß das Eigenthum der Stadtmauern ꝛc. überall den Stadtgemeinen zu⸗ 
ſtehe, und es iſt um fo unbedenklicher, die Beſtimmungen der gedachten Ordre auch in ſol— 
chen Fällen, in denen, wie im vorliegenden, das Eigenthum der Stadtmauern ıc. nicht den 
Stadtgemeinden, ſondern irgend einem Dritten zuſteht, zur Anwendung zu bringen, als 
dieſe Beſtimmungen nur Folgerungen der ganz allgemein lautenden, in der Ordre ſelbſt 
auf dieſen Gegenſtand für anwendbar erklärten Vorſchriften des A. L. R. Th. I. Tit. 8. 
8. 33. ſind, und bei einer andern Auslegung die mehrgedachten Beſtimmungen ſehr leicht 
dadurch umgangen werden können, daß die Stadtgemeinden, wenn fie die gänzliche oder 
theilweiſe Abtragung der ihnen gehörigen Stadtmauern ꝛc. beabſichtigten, vorher das 
Eigenthum an derſelben einer Privatperſon überließen, wozu fie, ſoweit die St. Ordn. v. 19. 
Nov. 1808 gilt, einer beſonderen Genehmigung nicht bedürfen, ſobald ſie in jener Ord— 
nung vorgeſchriebeuen Formen erfüllt werden. (Min. Bl. d. i. V. 1847 S. 5. Nr. 8.) 

i) R. des K. Gen. Dir. der Steuern b. 28. Nov. 1851. an die K. Reg. 
zu N. Koſten der Unterhaltung der Stadtmauern in mahl und ſchlachtſteuer— 


pflichtigen Städten. aM 

Durch die vermoͤge des Geſ. v. 1. Mai d. J. 9. 1. Abſatz 3. beibehaltene Beftim- 
mung der V. v. 4. April 1848 8. 6., wonach den Städten, welche die Mahlſteuer beibe- 
halten wollen, 4 des Roh-Ertrages dieſer Steuer überwieſen werden ſoll, erleidet aller— 
dings auch das, durch das R. v. 31. März 1847 beſtimmte Beitrags⸗Verhältniß der 
Stadt N. in Bezug auf die Unterhaltung der Stadtmauern daſelbſt eine Aenderung, da die 
Allerh. K. O. v. 20. Juni 1830 ausdrücklich feſtſetzt, daß, wenn die Erhaltung der gedach— 
ten Anlagen aus irgend einem Grunde nothwendig wird, ermittelt und feſtgeſtellt werden 
ſoll, wem die Koſten zur Laſt fallen. Es muß daher in jedem einzelnen Falle ermittelt 
werden, in weſſen Intereſſe die Erhaltung nothwendig erſcheint und, wenn Mehrere hierbei 
ein Intereſſe haben, in welchem Verhältniſſe die dadurch für dieſelben herbeigeführten Vor- 
theile zu einander ſtehen. 

Da nun aber die Stadt N. nicht blos wegen des Kommunal⸗Zuſchlages zur Mahl— 
und Schlachtſteuer, ſondern auch wegen des ihr außerdem bewilligten Drittheils des Mahl⸗ 
ſteuer⸗Ertrages ein Intereſſe an der Erhaltung des ſtädtiſchen Verſchluſſes hat, ſo kann ſie 
ſich auch nicht entbrechen, außer dem durch das R. v. 31. März 1847 beſtimmten 4, noch 
nach Verhältniß jenes Dritttheils der Mahlſteuer zu den Unterhaltungd-Koften beizu> 
tragen. | 
: Dieſer Grundſatz iſt auch in einem Urtheil des K. Ob. Trib. v. 15. Mai d. J. in 
der Prozeßſache der Stadt Prenzlau wider den Fiskus angenommen worden?). 

Die K. Reg hat nach obigem Grundſatze nicht nur in dem vorliegenden Falle, ſon⸗ 
dern auch in allen ähnlichen Fällen zu verfahren. (Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 8. Nr. 10.) 

4) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 31. Mai 1822 an die K. Reg. zu 
Marienwerder. Der Erlös aus Materialien niedergeriffener Stadtmauern ge— 


hört den Stadtgemeinden. 
ꝛc. Da die rechtl. Präſumtion dafür ift, daß den Stadtgemeinden das Eigenthum der 


1) Vergl. oben S. 413. ö e 
2) Vergl. das allg. Erk. des Ob. Trib. v. 15. Mai 1851 in Striethorſt's Ar⸗ 

din für Rechtsf. aus der Praxis der Rechtsanwälte des Ob. Trib., Bd. 2. S. 134. ff. 
v. Rönne, Bar⸗Polizei. 2. Aufl. 27 
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Stadtmauern zuftehe: fo muß in den Fällen, wenn kein ſpezieller Titel ein anderes Rechts— 


| verhältniß ergiebt, und übrigens die polizeil. und finanziellen Rückſichten das Niederreißen 
. der Mauern geſtatten, das Provenue aus den Materialien den Stadtgemeinden überlaffen 
IN bleiben. (A. VI. 385.—2. 42.) | 


Zweites Kapitel. 


IW | 

0 Von den an öffentlichen Gebäuden und Denkmälern vorzu— 
nehmenden Veränderungen und der Erhaltung 

H hiſtoriſcher Denkmäler. 


8 1) Das A. L. R. Thl. I. Tit. 8. §. 35 verordnet: | 

A Statuen und Denkmäler, die auf öffentlichen Plätzen errichtet worden, darf Nie— 
| 1 wer er auch ſei, beſchädigen, oder ohne obrigkeitliche Erlaubniß wegnehmen oder 
einreißen. 

| 2) K. O. v. 4. Okt. 1815, betr. die zu Veränderungen an öffentl. Gebäu— 
H den oder Denkmälern einzuholende Genehmigung. ö 

DI Auf Ihren Ber. v. 27. v. M. ſetze Ich hierdurch feſt: daß bei jeder weſentl. Verän— 
derung an öffentl. Gebäuden oder Denkmälern diejenige Staatöbehörde, welche ſolche vor— 
zunehmen beabſichtigt, darüber zuvor mit der Ober-Bau-Deput. kommuniziren, und wenn 
dieſe nicht einwilligt, an den Staatskanzler Fürſten v. Hardenberg zur Einholung Meines 
Befehles, ob die Veränderung vorzunehmen, berichten ſoll. (G. S. 1815. S. 206.) 

3) C R. der K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein), für H. u. 
G. (v. Bülow), und des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 15. Dec. 1823 an 
ſämmmtl. K. Reg. Erhaltung alter Kunſtgegenſtände, Denkmäler und geſchicht— 
licher Merkwürdigkeiten. 

Die unterz. Min. ſehen ſich durch einige vorgekommene Fälle veranlaßt, die K. Reg. 
hierdurch verantwortlich zu machen, daß die in ihrem Bez. vorhandenen alten Kunftgegen- 
ſtände und Denkmale oder geſchich ichn Merkwürdigkeiten u. ſ. w. nicht zerftört oder fo 
vernachläſſtgt werden, daß ihr Untergang die Folge iſt. Die K. Reg. hat ſich durch ange⸗ 
meſſene Mittel genaue Kenntniß von ſolchen Gegenſtänden zu verſchaffen und die Be- 
hörden für deren Erhaltung in Anſpruch zu nehmen. Da, wo Gefahr für den Untergang 
ſolcher Gegenſtände drohet, muß die K. Reg. derſelben ſchleunig durch zweckdienliche Vor— 
kehrungen abzuhelfen ſuchen, oder nöthigenfall8 den unterz. Min. davon Anzeige erſtatten 
und die geeigneten Maßregeln in Vorſchlag bringen. (A. VII. 768.—4. 9.) 

4) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (b. Altenſtein) v. 28. Jan. 
1830 an ſämmtl. K. Reg. Erhaltung alter Kunſtgegenſtände, Denkmale ꝛc. 

Es iſt neuerdings der Fall vorgekommen, daß die in den K. Landen vorhandenen 
alten Kunſtgegenſtände, Denkmale oder geſchichtlichen Merkwürdigkeiten, Glasmalereien 


U u.. ſ. w. nicht mit der gehörigen Anfmerkſamkeit behandelt, ſondern vielmehr vernachläſſigt 
H und wohl gar zerftört werden, ſo daß deren Untergang davon die unvermeidliche Folge ift. 
) Die K. Reg. wird dieſerhalb auf das C. R. v. 15. Dec. 1823 mit der Aufforderung 
u verwieſen, dafür möglichft zu ſorgen, daß dergl. Denkmäler alter Kunſt, namentl. auch 
V Glasmalereien, durch zweckmäßige Vorkehrungen erhalten und durch Ergreifung geeigneter 
| Maßregeln vor jeder Beſchädigung oder gar gänzlichem Untergang gefichert werden. 

i (A. XIV. 9.—1. 12.) 


5) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 27. März 
1835 an ſämmtl. K. Reg. Erhaltung von alten Kunſtgegenſtänden und Denk— 

malen der Vorzeit, geſchichtlichen Merkwürdigkeiten, Glasmalereien ꝛc. 
Mit Bezugnahme auf die C. V. v. 15. Dec. 1823 und 28. Jan. 1830, durch welche 
) die K. Reg. dafür verantwortlich gemacht worden ift, daß die in ihrem Reg. Bez. vorhan— 
| denen alten Kunftgegenftände und Denkmale der Vorzeit, geſchichtliche Merkwürdigkeiten, 
Glasmalereien u. ſ. w., nicht zerſtört oder fo vernachläſſigt werden, daß ihr Untergang die 
Folge iſt, wird die K. Reg. hierdurch benachrichtigt, daß Se. Maj. der König über das 
Reſſort ſolcher Angelegenheiten mittelſt Allerh. K. O. v. 7. d. M. zu beſtimmen, und die 
Sorge für die Konſervation der Ban⸗Denkmale und Ruinen im Allgemeinen dem unterz. 
Min. zu übertragen geruht haben. In Bezug auf die zur Erhaltung ſolcher Gegenſtände 
erforderlichen Mittel wollen aber des Königs Maj. in den vorkommenden Fällen die ein⸗ 
zelnen Anträge zur Allerh. Beurtheilung der Nothwendigkeit der darauf zu berwendenden 

Koſten erwarten. 

Die K. Reg. wird daher angewieſen, in allen Fällen, in welchen es auf die Konſer— 
vation der Ueberreſte der Baukunſt aus der Vorzeit, welche für die Geſchichte, Wiſſenſchaft 
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und Technik Werth und Intereſſe haben, ankommt, ſich mit gutachtlichen Vorſchlägen an 
das unterz. Min. zu wenden. (A. XIX. 142.— 1. 86. 


6) R. des K. Min. des J., Ablh. II. (Bode), v. 24. Dec. 1844 an ſämmtl. 
K. General⸗Kommiſſionen, ſowie an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich der Rheini— 


ſchen. Erhaltung hiſtoriſcher Denkmäler (Hünengräber, Landwehren oder Schan— 
zen ꝛc.) bei Separationen. 


Es iſt zur Sprache gekommen, daß die Ausführung der in der Altmark ſtattfinden— 
den Separationen zur Abtragung und Zerftörung der dort noch häufig vorhandenen Hü⸗ 
nengräber und alten Land wehren oder Schanzen Veranlaſſung gebe. Dies würde 
jedoch nur in ſoweit haben geſchehen können, als es der Aufmerkſamkeit der K. Gen. Kom. 
und ihrer Spezial-Kommiſſarien entgangen wäre, daß für die Erhaltung ſolcher hiſtoriſchen 
Denkmäler bereits beſtimmte Vorſchriſten und Anordnungen beſtehen, welche in den C.-Er— 
laſſen der Min. der G. ꝛc. Ang., des H. u. der G., und des J. v. 15. Dec. 1823 (A. 1823 
S. 768.) und v. 27. März 1835 (daſelbſt 1835. S. 142.) zur Kenntniß der Behörden ge— 
bracht worden und von den K. Gen. Kom. ebenſo, wie von den K. Reg., zu beachten find. 

Wenn daher auf Feldmarken, wo die Separation ausgefuhrt werden ſoll, ſich Ge— 
genftände der gedachten Art vorfinden, fo wird zunächſt feſtzuſtellen fein, ob und aus wel— 
chen Gründen dieſelben für ein Privat-Eigenthum zu erachten ſind oder nicht. Im letzteren 
Falle würde es in keiner Weiſe zu rechtfertigen ſein, die Theilung des gemeinſchaftl. Eigen— 
thums auch auf Gegenſtände der fraglichen Art auszudehnen, die letzten als Abfindungs— 
mittel zu benutzen und fie dergeſtalt der Verwendung zu Privatzwecken und der Zerſtörung 
gewiſſermaßen durch die Mitwirkung der Behörde zuzuführen. In ſolchen Fällen muß 
vielmehr möglichſt darauf Bedacht genommen werden, den einer privativen Benutzung noch 
nicht verfallenen Gegenſtand dem gemeinſamen Eigenthume zu erhalten, ihn deshalb aus 
der Theilungsmaſſe vorweg herauszunehman, und bei Feſtſtellung der Planlagen einer ſol— 
chen Anordnung Eingang zu verſchaffen, wodurch die Erhaltung im öffentl. Intereſſe ge— 
ſichert, gleichwohl aber den angrenzenden Grundeigenthumern nicht durch vorzubehaltende 
Zugänge oder ſonſt für nothwendig zu erachtende Beſchränkungen zur empfindlichen Be— 
läſtigung wird. 

j Die K. Gen. Kom. hat daher die Spezial-Kommiſſarien demgemäß mit Anweiſung 
zu verſehen und fie aufzufordern, in ſolchen Fällen, wo ſich der Zweck der wegen Erhaltung 
hiſtoriſcher Denkmäler beſtehenden Vorſchriften auf dem eben gedachten und dem Wege der 
Vermittelung nicht erreichen laſſen möchte, Ihr ſelbſt Anzeige zu machen, damit Ihrerſe its 


wegen der anderweit zu ergreifenden Maßregeln mit der betr. Prov. Reg. in Berathung I 
getreten werde. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 23. Nr. 28.) Ji 

7) Vergl. auch die Vorſchriften, bett. die Konſervation der Kunſt— 0 
denkmäler in der Monarchie und die Anſtellung eines Konſerva— W 
tors für Melen Zweck. (Oben Abth. I. Abſchn. II. Kap. I. S. 48. ff.) 


Zweiter Theil. 
Das Bau-Necht und die Bau: Polizei ). 


Erſte Abtheilung. 
Materielles Recht. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Einſchränkung der Baufreiheit und der Brout 
ſichtigung der Bauten. 


Vorbemerkung. 

Aus dem Prinzipe der Freiheit des Eigenthums folgt zwar an und für 
ſich das Recht des Eigenthümers, feinen Grund und Boden beliebig mit Gebäu⸗ 
den zu beſetzen und ſeine Gebäude beliebig einzurichten; allein die Ausübung 
dieſes Rechtes muß ſich in ſolchen Schranken halten, daß ſie nicht zum Nachtheile 
und zur Unſicherheit des Gemeinweſens gereicht, und nicht verletzend in die 
beſtehenden Privatrechte anderer Perſonen eingreift. Dieſe letzteren Rechte 
einzelner Perſonen, namentlich die Rechte der Nachbarn, finden ihren Schutz in 
den betreffenden geſetzlichen Vorſchriften, welche erforderlichen Falls durch 
Anrufung der Juſtiz zur Geltung zu bringen ſind, während dabei die polizei— 
liche Einwirkung nur beiläufig eintritt. Dagegen fließt aus der Polizei— 
Hoheit des Staates das Recht und die Pflicht deſſelben, alle Bauten, mithin 
nicht bloß die öffentlichen, ſondern auch die der Privat-Perſonen, ſeiner Auf— 
ſicht in der Beziehung zu unterwerfen, daß diefelben weder dem Einzelnen (dem 
Bauenden ſelbſt oder dritten Perſonen), noch dem Publikum gefährlich werden, 
oder die öffentlichen Intereſſen benachtheiligen. Es liegt alſo der Polizei ob, 
ſolche Maßregeln und Einrichtungen zu treffen, daß nicht allein die das Eigen— 
thum, das Leben und die Geſundheit der Staatsbürger aus baulichen Einrich— 
tungen und Veränderungen bedrohenden Gefahren und Unglücksfälle vermieden 
und abgewendet werden, ſondern auch jeder Verletzung ſonſtiger öffentlichen 
Intereſſen vorgebeugt werde. In dieſen Beziehungen erſcheint mithin die 
Beſchränkung der natürlichen Baufreiheit vollkommen gerechtfertiget. 


) Das Bau⸗-Recht, in dem Sinne, wie daſſelbe hier aufgefaßt und dargeſtellt wird, 
umfaßt nur die rechtlichen Verhältniſſe in Bezug auf Bauten und 
deren Ausführung, nicht aber die Frage, wem die Verpflichtung zur 
Tragung der Koſten oder zur Bewirkung von Bauten obliegt. Dieſe 
letztere Frage gehort vielmehr zu den einzelnen betreffenden Zweigen, und es wird 
daher davon in den betreffenden Theilen des Werkes gehandelt. 
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Jur. Erreichung dieſer Zwecke bedient ſich die Polizei theils vorbeugen— 
der (Präventiv-) Maßregeln, wenn es ſich von noch nicht ausgeführten, erſt 
beabſichtigten Bauten handelt, theils der Zwangs- (Koercitiv-) Maßregeln, 
wenn die Rede iſt von Gefahren und Nachtheilen, welche aus bereits vorhan— 
denen Bauanlagen entſtehen können. 

Zu den präventiven Maßregeln der erwähnten Gattung gehören 
insbeſondere: | 

1) die Sorge dafür, daß die Bauten nicht durch Nicht-Sachkundige vor⸗ | 
bereitet und ausgeführt werden, vielmehr ein gehörig geeignetes Bau-Perfonal V 
und qualificirte Bau-Gewerke dazu vorhanden ſeien; dl 

2) die Kontrollirung aller beabſichtigten Neu- und größeren Reparatur: 0 
Bauten vor Beginn des Baues oder der Reparatur, dergeſtalt, daß es dazu || 
jedesmal vorher der polizeilichen Bauerlaubniß bedarf, und die Kontrolle darüber, H 
daß nach Maßgabe der ertheilten Genehmigung demnächſt auch die Bau-Ausfüh⸗ ö 
rung wirklich erfolge; 

3) die Ertheilung und Ueberwachung ſolcher Vorſchriften, welche dazu d 


dienen, die aus Bauten und baulichen Anlagen drohenden Gemein» Gefahren, du 
insbeſondere die Feuersgefahr und andere Unglücksfälle, ſowie auch die der A 
Geſundheit nachtheiligen baulichen Ausführungen, abzuwenden und zu befeitigen. , 

In Betreff bereits vorhandener Gebäude und Bauanlagen dagegen ftehen 0 
der Polizei Koercitiv-Mittel zu Gebote. Sie kann auf Wegſchaffung oder V 
Abänderung folder Gebäude dringen, welche in Hinfiht auf Feuersgefahr oder il 


wegen Baufälligkeit Nachtheile beſorgen laſſen ), oder aus anderen Gründen für | 
Vorübergehende, Reitende oder Fahrende gefährlich werden können?). Im ber, | 
gleichen Fällen muß fie aber mit möglichſter Schonung der Intereſſen der Eigen: Dy 
thümer bereits vorhandener Gebäude zu Werke gehen. Sie hat ferner das | 
Recht, in den Städten auf Erhaltung folder Gebäude und Bauanlagen zu f | 
wachen, deren Hinwegräumung das Publikum benachtheiligen oder zur Verun— 
zierung des Straßen oder öffentlicher Plätze gereichen möchte s). ` 
Zur befferen Erreichung aller dieſer Zwecke erläßt die Polizei baupolizei— 
liche Verordnungen, die entweder allgemeine, oder nur für einzelne Bezirke AP 
oder Orte beftimmte, fein können. | | 
Für den Preußiſchen Staat iſt bis jetzt eine allgemeine Bau⸗ 
Polizei-Ordnung noch nicht erlaffen*), ſondern die legislative Thätigkeit | 
in dieſer Beziehung hat ſich darauf beſchränkt, dem praktiſchen Bedürfniſſe ) 


»Bau⸗Polizei-Ordnung, geben Wir denſelben zu erkennen, daß die bevorſtehende 
»Reviſton der Feuer⸗-Societäts⸗Reglements und der damit in Verbindung ſtehenden 
»Provinzial- und Lokal-Feuerordnungen Gelegenheit darbieten wird, die Sache in 
»weitere Erwägung zu ziehen. Bei den diesfallſigen Berathungen ſoll auf ihren V 
„Antrag Rückſicht genommen, und der Gegenſtand, ſowohl in Beziehung auf den ö 


durch Erlaß von Beſtimmungen für einzelne, beſonders wichtige Gegen— | 
| 

| 1 

1) Vergl. A. L. R. Thl. I. Tit. 8. 88. 38 ff. 
2) a. a. O. 88. 26 ff. u. 73. | 
3) a. a. O. 88. 36 ff. ? b il 
4) In dem Landtags⸗Abſchiede für die Provinzial⸗Stände der Provinz Sachſen | 
v. 17. Mai 1827 heißt es in dieſer Beziehung sub II. Nr. 7.: d 

»In Betreff der von Unſern Ständen in Antrag gebrachten Entwerfung einer 

d 


»Auseinanderbau der Gehöfte und die Trennung der Wohn- und Wirthſchafts⸗ 

„Gebäude auf dem platten Lande, als überhaupt wegen der zur Verhütung feuer— | 
gefährlicher Bauanlagen erforderlichen baupolizeilichen Vorſchriften genau erwogen, d 
„dem Landtage aber das Reſultat der diesfallſigen Erörterungen zur Berathung ? 
»borgelegt werden.“ (A. XI. 334.) 


— 
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ſtände der Bau-Polizei zu entſprechen. Dagegen ſind für einzelne Regie— 
rungs-Bezirke und Städte ſpezielle Ban-Polizei-Ordnungen cmanirt 
worden. 


Erſtes Kapitel. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
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Erſter Titel. 


Von den Einſchränkungen der Baufreiheit und der Beauf⸗ 
ſichtigung der Bauten zum Beſten des Gemeinweſens 
und des Staates. 


— — 


Erſte Unter⸗Abtheilung. 


Von der Sorge für die Ausführung der Bauten durch ein 
qualificirtes Perſonal. 


Schon die Edikte v. 14. Mai 1710 und 23. Jan. 1717 (C. C. M. Tom. 
V. Abth. I. S. 389. Nr. 20. u. S. 401. Nr. 30.) verboten bei 50 Thlr. Strafe den 
Bauherren in den Reſidenzen oder Vorſtädten, ſich bei ihren Bauten der Fuſcher 
zu bedienen, welche nicht in die Gewerke der Maurer oder Zimmerleute aufge- 
nommen ſeien. Ferner verordneten für die Kurmark mehrere Verordnungen), 


merleute und Maurer ein Baubedienter zugezogeu, und keinem Meiſter aus 
anderen Provinzen, ehe er dieſe angeordnete Prüfung beſtanden, die Ueber— 
nahme eines Baues in Städten oder auf dem platten Lande zu geſtatten. 


Das A. L. R. geht von der allgemeinen Obliegenheit der Polizei⸗Obrigkeit 
zur Beaufſichtigung der Bauten aus und macht derſelben die Fürſorge dafür 
zur Pflicht, daß nicht die Ausführung von Bauten zum Schaden und zur Un— 
ſicherheit des gemeinen Weſens gereiche. (A. L. R. I. 8. 88. 66 ff.). 
| Daher beſtimmte auch das A. L. R. Th. II. Tit. 20. §. 1539, unter Ver⸗ 
weiſung hierauf: 

Wer einen Bau führen, oder Hauptreparaturen unternehmen will, muß ſich dazu 

vereideter Werkmeiſter bedienen; und nach den zur Abwendung der Feuersgefahr 

abzielenden Anweiſungen derſelben ſich achten. (Th. I. Tit. 8. ep, 66 ff.) 

Von demſelben Geſichtspunkte ausgehend, beſtimmte hiernächſt das 
Ed. v. 7. Sept. 1811 über die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe, in 
den bé, 94—101.: 


| | 8.94. Architekten, Mühlenbaumeiſter, Schiffszimmerleute, Hauszimmerleute, 

Maurer, Röhr⸗ u. a. Brunnenmeiſter muͤſſen zur Erlangung des Gewerbeſcheins ein 
Zeugniß der Provinzial-Regierung beibringen, daß ſie zum Betriebe ihres Gewerbes 

geſetzlich geeignet find. 

| 95. Dies Zeugniß foll jetzt Niemand verſagt werden, der im rechtlichen Befiße 

I ift, die genannten Gewerbe ſelbſtſtändig zu treiben. Wer dagegen ſolche Gewerbe bisher 

noch nicht ſelbſtſtändig betrieben hat, muß ſich zu dem Zeugniſſe beſonders legitimiren. 


7 BE — 


D KAN ⸗Privilegium der eee v. 5. Mai 1734 für die Kur⸗ und Mark 
„C. M. Tom. V. Abth. 2. Nr. 7.), Kurmärk. Kammer-V. v. 15. Juni 1783 u. 
e Febr. 1792, Direkt. B. b. 29. Okt. 1783, Kurmärk. Kammer⸗R. v. 8. 


I 
ö 8 e (Haaf ed Handb. des Preuß. Polizei- und Kameralweſens, Bd. 3 
. 86. d 
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daß bei Prüfung der Meiſterrechts-Kompetenten für das Handwerk der Am: 
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8. 96. Zur Legitimation der Architekten iſt ein Prüſungs-Atteſt der techni 

Ober⸗Bau⸗Deput. erforderlich. 0 Klug | ' Bleu 
8 97. Wie Schiffs⸗Zimmerleute ſich in Zukunft für ihr Gewerbe legitimiren ſollen, 
iſt durch die V. v. 18. März v. J. in den Provinzen an der Seeküſte bereits bekannt 
gemacht worden. e 

8. 98. Zu Prüfung derer, die ſich künftig als Mühlenbau⸗, Hauszimmer⸗, Mau- 
rer⸗,Röhr- und Brunnenmeiſter anſetzen wollen, ſollen in den gewerbreichſten Städten 
Kommiſſtonen errichtet werden. 

8. 99. Die Provinzial-Reg. find mit Errichtung dieſer Kommiſſtonen unter Ge— 
nehmigung des Gewerbe-Depart. beauftragt. 

8.100. Auf den Grund der Prüfungd-Attefte dieſer Kommiſſtonen ertheilen die 
Reg. die nach $. 94. erforderlichen Zeugniſſe. 

8.101. Es können auch Gewerbeſcheine auf Maurer-Flickarbeiten auf den Grund 
eines Erlaubnißſcheines des Kreis-Baubedienten ertheilt werden. Dieſe Flickarbeiten ſind 
aber ausdrücklich nur auf Ausweißen, Reparaturen am Putz und Wieder-Einziehen ein— 
zelner ausgefallener Steine, Mauerziegel und Dachziegel eingeſchränkt. 

(G. S. 1811. S. 272.) 


Die K. O. v. 11. Juli 1833 dehnte die Beſtimmung des §. 94. des 
Gewerbe⸗Polizei⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 auch auf die Steinhauer aus. 


Da das Gewerbe der Steinhauer gleichfalls ein ſolches iſt, bei deſſen ungeſchicktem 
Betriebe gemeine Gefahr obwaltet, ſo habe Ich, auf den Antrag des Min. des J. für 
Gew. Ang. den 8. 94. des G. über die polizeil. Verhältniſſe der Gewerbe v. 7. Sept. 1811 
dahin deklarirt, daß künftighin die Ausübung des Steinhauergewerbes gleichfalls nur auf 
den Grund eines Pruͤfungs-Atteſtes der Provinzial-Regierung zuläſſig fein ſoll. Der Min. 
ded J. für Gewerbe-Ang. hat die erforderliche Anweiſung über die Prüfung zu ertheilen 
und an den Orten, wo das Gewerbe häufig betrieben wird, entweder die für Maurer be— 
ſtehenden Pruͤfungs-Kommiſſtonen darnach einzurichten, oder eine beſondere für Stein— 
hauer zu bilden, wobei Ich nur noch ausdrücklich beſtimme, daß das Gewerbe derjenigen, 
die in Steinbrüchen oder Werkſtätten die Steine nach gegebenen Modellen bearbeiten, 
hierunter nicht verſtanden, ſondern die Prüfung auf die Tüchtigkeit zur ſelbſtſtändigen 
Ausführung von Bauwerken aus Werfftücen beſchränkt ſein ſoll. (G. S. 1833. S. 86.) 

Die allgem. Gewerbe⸗O. v. 17. Jan. 1845 beſtimmt in den $$. 44 An: 

8. 44. Baumeiſter, welche aus der Leitung von Bauunternehmungen ein Gewerbe 
machen, bedürfen eines Prüfungszeugniſſes der Ober-Bau-Dep. | 

8. 45. Seefchiffer, ꝛe. Maurer, Steinhauer, Schiefer: und Ziegeldecker, Haus- und 
Schiffszimmerleute, Mühlen- und Brunnenmeiſter, Schornſteinfeger, Perſonen, welche 
mit Aufſtellen von Blitzableitern ſich beſchäftigen ꝛc., müſſen ſich über den Beſttz 
der erforderlichen Kenntniſſe und Fertigkeiten durch ein Befähigungszeugniß der Reg. 
ausweiſen ꝛc. | 

8.46. Wie die Prüfungen der in den 88. 44. und 45. bezeichneten Gewerb— 
treibenden vorzunehmen find, und in wieweit die unter ihrem Gewerbe begriffenen Ber- 
richtungen auch von ungeprüften Perſonen ausgeübt werden dürfen, wird durch Anord— 
nungen der Miniſterien beſtimmt. Dieſen ſteht auch die Befugniß zu, Perſonen, deren 
Befähigung unzweifelhaft iſt, ausnahmsweiſe von der vorgeſchriebenen Prüfung zu 
entbinden !). 

Die V. v. 9. Febr. 1849 wegen Errichtung von Gewerberäthen ꝛc. 


(G. S. 1849. S. 99.) beſtimmte demnächſt im $. 242). | 
Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegeldeder, Haus- und Schiffszimmerleute, 
Mühlen- und Brunnenmeiſter und Schornfteinfeger haben ſich über die Befähigung zum 
ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das im 8. 45 der allgem. Gew. O. v. 17. 


1) Ueber die aus nahmsweiſe zuläſſige Entbindung von der Meifterprüfung 
vergl. das R. des K. Fin. Min. v. 20. April 1845. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 
134. Nr. 162., f. in v. Rönne's Gewerbepol. Bd. 2, S. 93— 94.) 

2) Es iſt hierbei zu bemerken, daß die im 8. 46. der Gew. Ordn. v. 17. Jan. 1845 
erwähnten Prüfungen der im 8. 45. a. a. O. aufgeführten Gewerbetreibenden nicht 
verwechſelt werden dürfen mit denjenigen Prüfungen, welche nach den Vorſchrif— 
ten der Gew. O. $8. 108. und 131—132. zur Aufnahme in eine Innung 
oder zur Erlangung der Befugniß zur Haltung von Lehrlingen, und 
nach den Vorſchriften der V. v. 9. Febr. 1849. 8. 23. zur Erlangung der Be⸗ 
fugniß zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe vorgeſchrieben ſind. (Vergl. 
hierüber das Nähere in Th. VII. des Werkes [Gewerbe⸗Polizei], Bd. 2. S. 203 ff.) 
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Jan. 1845 vorgeſchriebene Zeugniß der Reg. auszuweiſen. Im Uebrigen ſind fuͤr ihre 
gewerblichen Verhältniſſe die Beſtimmungen der gegenwärtigen V. maßgebend. 


I. In Gemäßheit des §. 99 des Gewerbe-Polizei-Ed. v. 7. Sept. 1811 
hat das K. Min. für H., G. und Bauweſen Inſtruktionen für die Handwerker⸗ 
Prüfungs⸗Kommiſſionen entworfen r), welche durch die K. O. v. 25. April 1821 
mit einigen Modifikationen genehmiget und hiernächſt unterm 28. Juli 1821 
publicirt wurden, und für die Steinhauer iſt unterm 14. Aug. 1833 eine 
Prüfungs⸗Inſtruktion erlaſſen worden?). 

Da im Verfolg der allgem. Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845. bis jetzt ander⸗ 
weitige Beſtimmungen in dieſer Beziehung nicht erlaſſen worden ſind, ſo ſtehen 
dieſelben zur Zeit noch in Gültigkeit, wie dies auch in dem (nachſtehenden) C. 
R. der K. Min. des C. (Eichhorn), der Fin. (Flottwell) u. des J. (b. Man⸗ 
teuffel) v. 24. Okt. 1845 an die K. Reg. zu Köln anerkannt worden iſt: 


Rückſichtlich der in den Ber. v. 12. und 25. April d. J. zur Sprache gebrachten 
Beſtimmungen, nach welchen die Prüfungen der im 8. 45 der Gew. O. v. 17. Jan. d. J. 
erwähnten Gewerbetreibenden vorzunehmen ſind, wird die K. Reg. auf die für den größten 
Theil dieſer Gewerbetreibenden bereits beſtehenden Prüfungsvorſchriften verwieſen, welche 
ſo lange in Kraft bleiben, bis ſie aufgehoben oder abgeändert werden. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 357. Nr. 409.) 


Die betreffenden Inſtruktionen ſind folgende: 


1) Inſtr. des K. Min. für H., G. und Bauw. (v. Bülow) v. 28. Juni 
1821, wonach in ſämmtl. Provinzen des Staats die Prüfung der Zimmergeſellen, 
welche Meiſter zu werden verlangen, geſchehen ſoll. 


Die Prüfung derjenigen Zimmergeſellen, welche als Meiſter ihr Gewerbe treiben 
wollen, iſt durch die Allerh. K. O. v. 25. April d. J. näher beſtimmt worden, weshalb 
hiernach die Prüfungs⸗Kommiſſtogen dem $. 99. des G. v. 7. Sept. 1811 gemäß, mit 
nachſtehenden Vorſchriften verſehen werden, welche vom Tage der Publikation an, bei den 
Prüfungen der Zimmergeſellen allein und ohne Bezug auf die früheren V., zur Richtſchnur 
dienen ſollen. | 

8.1. Die beftätigte Prüfungs⸗Kommiſſton, beftehend aus dem Polizei⸗Dirigenten, 
oder einem ſonſt dazu beſonders geeigneten Mitgliede der Polizei-Behoͤrde des Orts, 
einem oder zweien Baubeamten und zweien oder dreien Gewerksmeiſtern, verſammelt ſich 
monatlich wenigſtens einmal, um ſich über die zu ihrer Beſtimmung gehörigen Gegen— 
ſtände mit einander zu berathen und darin die nöthige Einheit und Ordnung zu erhalten, 
die zu den Prüfungen nöthigen Einleitungen zu treffen, und die Prüfungen ſelbſt abzu— 
halten. Es werden zu dem Ende die Geſellen, oder überhaupt die das Meiſterrecht 
ſuchenden Perſonen, welche die Prüfung ſchriftlich mit Einſendung ihrer erlangten Atteſte 
und der Beſchreibung ihres bisherigen Lebenslaufs, nachgeſucht haben, an dieſem Tage 
hinbeſchieden und tentirt, ob fie leſen, ſchreiben, rechnen, und fo viel zeichnen können, daß 
von ihnen eine gute Ausarbeitung der Aufgaben zu erwarten iſt, und ob ſie die ihnen vor⸗ 
gelegte Zeichnung verſtehen und erklären koͤnnen, damit fie, im Fall ihnen dieſe Vorkennt⸗ 
niſſe mangeln, ihre Zeit bei den Probearbeiten nicht unnützer Weiſe verſchwenden. 

Insbeſondere ſoll darauf gehalten werden, daß die zum Meiſterrechte ſich meldenden 
Perſonen, im Verhältniß ihrer ſonſtigen Ausbildung, auch merkwürdige Gebäude mit 
Aufmerkſamkeit gefehen, und an Orten, wo vorzüglich gut gebaut wird einige Zeit gear— 


1) Vergl. W. G. Bleichrodt, das Meifter-Eramen der Maurer und Zimmerleute in 
den Deutſchen Bundesſtaaten, vorzugsweiſe in Preußen und Baiern Nebſt einer 
vollſtändigen Anweiſung, ſich dazu gehörig vorzubereiten. Weimar. Voigt. f 

2) Das K. Min. des J. für H. u. G. hatte bereits unterm 14. Nov. 1812 eine Inſtr. 
für die Prüfung der Bauhandwerker erlaſſen. Daß aber nicht mehr dieſe, ſondern 
die Inſtr. v. 28. Juni 1821 allein maßgebend ift, ſpricht das R. des K. Fin. Min., 
Abth. für H., G. u. Bauweſen (Beuth) v. 16. Okt. 1838 an das K. Polizeipräſid. 

zu Berlin aus: 

»Dem K. Polizeipräſtd. wird auf den Ber. v. 20. v. M. Hinfichtlich der 
»Maurer- und Zimmermeiſter N. N. eröffnet, daß für die Prüfung der Bauhand— 
»werker nicht mehr die Inſtr. v. 14. Nov. 1812, ſondern diejenige v. 28. Juni 
„1821 (A. S. 592— 604.) maßgebend iſt. (A. XXII. 1017. — 4. 160.) 
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beitet haben!). Denjenigen, welche wegen offenbarer Unzulänglichkeit ihrer Vorkennt⸗ 
niſſe bei der vorerwähnten vorläufigen Prüfung zurüdgemiejen werden muͤſſen, ſoll dies 
Bildungsmittel, welches an Orten, wo Provinzial, Kunſt⸗ und Bau⸗Handwerksſchulen 
vorhanden ſind, am zweckmäßigſten mit dieſen zugleich benutzt werden kann, vorzüglich 
empfohlen werden. 

Ueber das Tentamen wird ein Examinations-Protokoll aufgenommen, und ſolches 
im Fall eines ungünſtigen Ausfalls an demſelben Tage geſchloſſen, im entgegengeſetzten 
Fall aber während des ganzen Verlaufs des eigentlichen Examens fortgeſetzt. 

8. 2. Wird in dem Tentamen nach S. 1. ein Geſelle zur Erlang des Meiſterrechts 
qualificirt gefunden, ſo erhält er eine Probearbeit zum Entwerfen und Zeichnen wichtiger 
Hauptſtücke eines Gebäudes, die er unter der Aufſicht eines Meiſters zu bearbeiten hat, 
und wobei die Baubeamten von Zeit zu Zeit die Mitaufſicht übernehmen. Bei der Be⸗ 
ſtimmung der Aufgabe iſt das, was Sache eines Baumeiſters iſt, ſorgfältig von dem zu 
unterſcheiden, was für den eigentlichen Gewerksmeiſter gehört, und es müflen von letzterm 
nie Einrichtungen zu ganzen Gebäuden oder deren äußern und innern Verzierungen, noch 
Anlagen, die die Arbeiten anderer Gewerke erfordern, verlangt werden; ſondern es iſt 
zureichend, wenn der Zimmergeſell zu den ihm gegebenen Grundriſſen einiger Gebäude, 
als: gewöhnliche Wohn- und Oekonomiegebäude, öffentliche Gebäude, Kirchen, Thürme x. 
die Balkenlagen und den Dachverband richtig anzugeben und zu zeichnen verſteht, auch 
die Treppe gehoͤrig zu berechnen und die Grundriſſe und Aufriſſe davon anzufertigen 
weiß, und wenn er im Stande iſt, außer den gewohnlichen Verbindungsarten auch Zeich⸗ 
nungen zu Hänge: und Sprengwerken anzufertigen. Hierdurch kann ſich die Kommiſ⸗ 
fion völlig davon überzeugen ob der Epaminandus ſich die Sache bildlich vorzuſtellen 
vermag. 

Der Examinandus muß ferner einen Anſchlag berechnen von den Koſten des Arbeits— 
lohns und der erforderlichen Materialien zur Zimmerarbeit, bei dem ihm zur Probearbeit 
dienenden, oder bei einem andern Baugegenſtande, worüber ihm die Zeichnungen gegeben 
werden. Die Arbeit iſt zugleich nach Tagewerken zu berechnen, um prüfen zu können, ob 
der Geſelle das Detail ſeiner Arbeit richtig beurtheilt und damit, wenn die Tage mit dem 
üblichen Lohn multiplicirt werden, fein Ueberſchlag in aller Art zureiche. 

Die aufgegebenen Probearbeiten werden in das Protokoll eingetragen. 

8. 3. Sobald die beendigte Probearbeit eingeſandt ift, circulirt fie unter die ſämmt⸗ 
lichen Mitglieder der Kommiſſion und wird in der nächſten Verſammlung geprüft, indem 
die von den einzelnen Mitgliedern zu machenden Bemerkungen vorgetragen, und dieſe, 
fo wie der Beſchluß, in das Protokoll aufgenommen werden. Hierauf wird zur münd— 
lichen Prüfung des Examinanden geſchritten, und die ihm vorgelegten Fragen, fo wie 
ſeine Antworten, werden ebenfalls in die Verhandlung aufgenommen. 

8. 4. Die Gegenſtände, worüber der Zimmermann geprüft werden muß und wor— 
auf die ihm zu machenden Fragen ſich beziehen mülfen, find folgende: 

a) woran die gute Beſchaffenheit des Holzes unter den verſchiedenen vorkommenden 
Umſtänden zu erkennen, und was in Abſicht des Fällens des Holzes und ſeiner 
Dauer zu bemerken iſt; 

b) wie die Konſtruktion eines liegenden Bohlen- und Balfenrofted, eines Pfahlroſtes, 
einer Spundwand ꝛc. geſchehen müile; 

c) worin die Einrichtung der einfachſten Maſchinen zur Ausſchöpfung ded Waſſers 
beſteht; 

d) wie eine Ramme richtig zu bauen, aufzuſtellen und anzuwenden iſt; 

e) wie gewöhnliche und geſprengte Wände verbunden werden; 

D wie ſich die einfachſten Verbindungsarten der einzelnen Verbandftüde von einander 


1) Dieſe Beſtimmung des $. 1. iſt aufgehoben durch das C. R. des K. Fin. Min. 
(Gr. v. Alvensleben) v. 8. März 1842, an ſämmtl. K. Reg. und an das Polizei— 
Präſtd. zu Berlin. 

»Nach 8. 1. der Prüfungs⸗Inſtr. für die Bauhandwerker v. 28. Juni 1821 
„(A. S. 592 ff.) ſoll darauf gehalten werden, daß die zum Meiſterrechte ſich mel: 
denden Perſonen, im Verhältniſſe ihrer ſonſtigen Ausbildung, auch merkwürdige 
»Gebäude mit Aufmerkſamkeit geſehen und an Orten, wo vorzuͤglich gut gebauet 
»wird, einige Zeit gearbeitet haben. 

»Da dieſe Vorſchrift nicht blos ſchon häufig zu Mißverſtändniſſen Veranlaſſung 
' gegeben hat, ſondern auch mit der Allerh. O. v. 1. Aug. 1831, Inhalts deren die 
»Wanderpflicht aufgehoben iſt, im Widerſpruche fteht, jo wird ſolche hierdurch auf⸗ 
» gehoben, wonach die K. Reg. ſich zu achten hat. R 

(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 86. Nr. 127.) 
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| bei Trägern und Unterzügen auszuführen find; 
Al u) wie Treppen, Dachverbaͤnde, Glockenſtühle, Thürme ꝛc. ausgeführt werden. In 
1 Gegenden, wo Waſſerbauten häufig vorkommen, ſind die Eraminanden auch zu 
` befragen, wie Schleufenthore, Schleuſendrempel und Erdanker zu verbinden find; 
i) wie Reparaturen bei abgefaulten Balkenköpfen, Brückenjochen, Unterſchwellen der 
N Gebäude ꝛc. auszufuͤhren find; 
k) wie beim Abſteifen in verſchiedenen Fällen verfahren werden muͤſſe, welcher Vor⸗ 
richtungen man ſich dazu bediene; 
I) wie verbundene Gerüſte eingerichtet und benutzt werden; desgl. worin die Vor⸗ 
8 richtungen zum Heraufſchaffen der Bauſtüͤcke und die Hebewerkzeuge beſtehen und 
0 wie ſie angewandt werden muͤſſen; 
MV m) worin die polizeilichen V. rüctfichtlich feuerſicherer Bauart ꝛc. beſtehen; 
u) Fragen über Fälle, wo die Zimmerarbeiten mit den Maurerarbeiten kollidiren. 

F. 5. Iſt der Examinandus in dieſer Prüfung zur Zufriedenheit beſtanden. ſo wird 
demſelben ein Meiſterbau aufgegeben, den er in ſeiner Partie ganz allein als Stückmeiſter 
leiten muß: es brachen darin nicht immer verzahnte oder verdübelte Träger oder freilie— 

| gende Balkenverbindungen vorzukommen, wenn nur der Gegenſtand verſchiedene Arten 
N von Verbindungen begreift, woraus ſich die praktiſchen Fähigkeiten und die Geſchicklichkeit 
t des Examinanden beurtheilen laſſen. Die Zimmermeiſter der Examinations-Kommiſſion 
haben dabei die Aufficht, jo wie die Baubeamten, um ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
daß der Examinand die Arbeiten eigenhändig ausführt. 

Dieſer Bau wird revidirt, um die Richtigkeit des Verbandes, fo wie die fleißige Aus— 
führung der Arbeit beurtheilen zu können. : 

Die Reviſton geſchieht von der ganzen Kommiſſion. Die bemerkten Mängel werden 
dem Examinanden zur Stelle vorgehalten, und es wird dieſe Vorhaltung und feine Erklä— 
rung darauf ausdrücklich in das Examinations-Protokoll eingetragen. 

Sollte es an Gelegenheit zu einem Meiſterbau fehlen, ſo iſt die Prüfungs⸗Kommiſ⸗ 
ſton verpflichtet, ſich deshalb an den Baudirektor der Provinz zu wenden, damit dieſer 
einen ſolchen Bau nachweiſe. 

8. 6. Es iſt nützlich, daß ein Zimmermann auch ein einfaches Modell für Zimme⸗ 
rungen wenigſtens nach dem Maßſtabe von einem Zoll für einen Fuß auszuführen ver- 
ſtehe, und die Examinations-Komiſſton hat auch hierauf ihre Prüfungen mit zu richten, 
ohne jedoch eine Fertigkeit im Modelliren unbedingt zu fordern. 

§ 7. Den Prüfungs⸗Kommiſſionen liegt zwar hiernach ob, ſich ganz gründlich von 
der Zulänglichkeit der Kenntniſſe der Examinanden zu überzeugen; allein es wird ihnen 
auch zugleich zur Pflicht gemacht, der Zeit derſelben zu ſchonen und durchaus nicht zu 
geſtatten, daß die Prüfung ein Vorwand werde, die Geſellen ungebührlich lange mit aus— 
geſucht ſchwierigen Aufgaben zu beſchäftigen, indeſſen von allem Erwerb abzuhalten, und 
zur unnützen Verzehrung ihres erſparten Nothpfennigs, der vielmehr zur Gründung 
ihres Etabliſſements dienen ſoll, zu nöthigen. . 

F. 8. Auch find dieſelben ausdrücklich verantwortlich dafür, daß bei den Prüfungen 
oder bei Beſichtigung der Probearbeiten und des Probebaues, die ſonſt wohl höchſt miß— 
bräuchlich eingeſchlichene Darreichung von Epeifen, Getränken und anderen Erfriſchungen 
gänzlich wegfalle, und ſoll der Vorwand, daß der Examinand oder ſeine Verwandten und 
Freunde ſich dergl. Koſten freiwillig und ſogar gegen die Vorſtellungen der Kommiſſarien 
gemacht hätten, ſie ſchlechterdings von dieſer Verantwortlichkeit nicht befreien. Sie ſind 
vielmehr verpflichtet, die Prüfung oder Beſichtigung ſofort einzuſtellen, wenn ein ſolches 
höchſt unanftändiges Anmuthen dabei ſtatt findet. 

8. 9. Die Kommiſſton kann unter dem Vorwande, daß ſchon Zimmermeiſter genug 
in der Gegend vorhanden wären, Niemand die Prüfung verweigern oder erſchweren. 
ı Ueberhaupt darf fie Niemand aus irgend einem andern Grunde als wegen im Tentamen 
offenbar bewieſener Unfähigkeit, oder wegen eines ſolchen Grades von Beſcholtenheit, 
i wobei ihm nach S. 20 der Städteordnung das Bürgerrecht unbedingt verſagt werden 
| muß, die Zulaſſung zur Prüfung verweigern. S we 
l 8. 10. Das Examinations⸗Protokoll wird der Reg. eingereicht, in welcher alsdann 
die Baudirektoren zu beurtheilen haben, ob nach dem vorliegenden Erfolge der Prüfung 
der Geprüfte das Meiſterrecht verdiene oder nicht. Im Fall derſelbe beſtanden iſt, wird 
von der Reg. das Atteſt ausgeſtellt, und in demſelben jedesmal nach Beſchaffenheit des 
Examinations⸗ Protokolls, die Qualifikation des Geprüften ausführlich angegeben und 
möglichft genau ausgedrückt, in welchen Bau-Gegenſtänden er ſtch beſonders geſchickt 
bewieſen, und in welchen er nur unvollkommene Fertigkeit gezeigt hat. . 

8. 11. Jeder, welcher Meiſter werden will, t ſich vorher bei der Pruͤfungs-Kom⸗ 


t 
| 
d unterſcheiden, und wie fie ausſehen; z. B. das Verkämmen, Blatten, Verſetzen, f 
d Zapfen, Verzahnen, Verdübeln ꝛc. f 
I) g) wie dieſe Verbindungsarten bei Vertrumpfungen, Verſchwellungen, Verſchifftungen, f 
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miſſton zu melden. Wo nach der beſondern Provinzial⸗Verfaſſung die Gewinnung des 

zünftigen Meiſterrechts zum ſelbſtſtändigen Betrieb des Zimmerhandwerks noch unbedingt 
erforderlich iſt, verweiſt ihn die Kommiſſion nach erfolgter Anmeldung an die Zunft, um 
bei dieſer zuvörderſt zu leiſten, was die Innungsartikel fordern. Auch da, wo nach den 
geltenden Geſetzen zwar noch Zimmergewerke, jedoch nicht mehr mit ausſchließlichen 
Berechtigungen beſtehen, werden diejenigen zu gleichen Zwecken an die Zunft gewieſen, 
welche aus freier Wahl das zünftige Meiſterrecht erlangen wollen, worüber ſich zu erklären, 
ihnen bei der Anmeldung obliegt. In beiden Fällen wird der Prüfung, welche fodanır 
die Zunft mit dem Aufzunehmenden vornimmt, ein Baubeamter als Sachverſtändiger, 
Seitens der Prüfungs⸗Kommiſſton zugeordnet. 

§. 12. Jeder, der ſich zur Prüfung meldet, zahlt dafür 5 Thlr. Examinations⸗ 
Gebühren, welche unter die Mitglieder der Kommiſſton vertheilt werden. 

| (A. V. 592. — 3. 50.) 

2) Inſtr. des K. Min. für H., Gew. u. Bauw. (v. Bülow) v. 28. Juni 
1821, wonach in ſämmtl. Provinzen des Staats die Prüfung der Maurer— 
geſellen, welche Meiſter zu werden verlangen, geſchehen ſoll. 

Die Prüfung derjenigen Maurergeſellen, welche als Meiſter ihr Gewerbe treiben 
wollen, iſt durch die Allerh. K. O. v. 25. April d. J. näher beſtimmt worden, weshalb 
hiernach die Pruüfungs-Kommiſſtonen, dem 8. 99. des G. v. 7. Sept. 1811 gemäß, mit 
nachſtehenden, vom Tage der Publikation allein gültigen Vorſchriften verſehen werden. 

F. 1. (Wörtlich wie 8 1 der Inſtr. für die Prüfung der Zimmergeſellen.) 

F. 2. (Wie 8. 2 der Inſtr. für Prüfung der Zimmergeſellen, mit Ausnahme des 
Satzes): ꝛc. es iſt zureichend, wenn der Maurergeſelle zu den ihm angegebenen Einrich— 
tungen einiger Gebäude, als: gewöhnlicher Wohngebäude, und größerer öffentlichen 
Gebäude, Kirchen und Thürme, den Grundriß und die Profile mit den vorkommenden 
Gewölben und Feuerungsanlagen richtig auszuzeichnen verſteht, und wenn er im Stande 
iſt, dergl. Haupttheile eines Gebäudes und ihre richtige Konftruftion, z. B. die Funda⸗ 
ment⸗ und andern Mauern, die Bogenſtellungen, die Eindeckungen der Dächer, die Ge— 
wölbe, die Feuerungsanlagen, die Gefimfe ꝛc. durch Zeichnungen detaillirt zu entwickeln. 
Hierdurch ꝛc. 

9. 3. (Wie 8. 3 der Inftr. für die Prufung der Zimmergeſellen.) 

8. 4. Die Gegenſtände, worüber der Maurer geprüft werden muß, und worauf ſich 
die ihm zu machenden Fragen beziehen ſollen, ſind folgende: N 

a) wie die Unterſuchung des Baugrunds geſchehen muͤſſe, welche Werkzeuge dazu die— 
nen, welcher Kennzeichen man ſich bei dieſer Beurtheilung bediene, um ſich von der 
Beſchaffenheit und Feſtigkeit des Baugrunds zu überzeugen 

b) wie die Stärke der Mauern nach Maßgabe ihrer Höhe gebräuchlich iſt; 

c) wie die Stärke der Widerlagen, die Dicke der Gewolbebogen, die Zubereitung und 
Aufſtellung der Leerbogen nach praktiſchen Regeln geſchehen müſſe; , 

d) worin die verfchiedenen Verbände bei Mauern von Feld⸗ und Mauerſteinen, bei 
Schornſteinröhren, Feuerungen, Rauchmänteln, Gewoͤlben, ſcheitrechten Bogen, 
Stichkappen ꝛc. beſtehen; f 

e) wie Ziegeldächer, Dachlucken, Rinnen, Hohlkehlen, Forſte und Grade waſſerdicht 
eingedeckt werden müffen 1); 


1) In Bezug auf dieſe Beſtimmung bemerkt das C. R. des K. Min. für H., G. u. 
d gg (v. d. Heydt) v. 4. Okt. 1850 an ſämmtl. K. Reg. (in Betreff der Qua⸗ 
lifikation der Maurermeiſter zum Gewerbe ber Ziegeldeckerei: 

„Die in dem Ber. b. 16. Aug. d. J. erwähnten Einwendungen des Gewerbe— 
»rathes in N. gegen die Verf. der K. Reg. b. 5. Juli d. J. in Betreff der gewerbl. 
»Befugniſſe der Maurermeiſter, ſind nicht begründet. i 

„Bei der Entſcheidung darüber, welche Arbeiten zu den, unter den einzelnen 
»Handwerken begriffenen Verrichtungen gehören, hat der Gewerberath, nach 8. 28 
»der V. v. 9. Febr. v. J. diejenigen Anordnungen zu berückſichtigen. welche über 
»die Abgrenzung jener Verrichtungen ergangen find. Zu dieſen Anordnungen 
»gehört auch die Inſtruktion zur Pruͤfung der Maurer v. 28. Juni 1821, ſoweit He 
»die Gegenſtände dieſer Prüfung, und durch deren Abgränzung zugleich den Umfang 
»der Arbeiten beſtimmt, auf welche das Befähigungszeugniß für den ſelbſtſtändigen 
„Betrieb des Maurergewerbes ſich beziehen ſoll. Nach den Beſtimmungen des 
„8. 4 zu e. a. a. O. iſt die Prüfung der Maurer mit auf die Arbeiten der Ziegel- 
decker zu richten; dieſe Arbeiten gehören daher zu den, unter dem Maurergewerbe 
begriffenen Verrichtungen und wenn neben den Maurern Denjenigen, welche ſich 
„nur mit dem Ziegeldecken befaſſen wollen, geftattet ift, die Befugniß hierzu durch 
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D wie gerohrte Decken, Geſimſe, ſowohl am Aeußern als Innern gemauert und 
gezogen, wie die Chablonen dazu eingerichtet werden müflen, wie ungemauerte 

Geſimſe zu konſtruiren ſind; 

g) wie Sandſtein- und andere Steinhammer-Arbeiten beim Verſetzen, Vermauern und 

Vergießen behandelt werden müſſen; N 

h) wie ein Gebäude auf der Bauſtelle abgeſteckt, wie die Leeren, Stichmaße, Ein⸗ 
theilungslatten eingerichtet, und wie die Gerüſte aufgeſtellt werden müſſen; 

i) wenn die zu den Maurerarbeiten gehörigen Materialien rüͤckſichtlich ihrer Güte 
beurtheilt werden, wie ihre zweckmäßige Zubereitung geſchieht, beſonders wie ein 
tüchtiger Mörtel, Cement und Waſſerkitt zu bereiten ift; | 

k) worin die polizeilichen Verordnungen rückſichtlich feuerſtcherer Bauart beſtehen; 

1) Fragen über Fälle, wo die Maurerarbeiten mit den Zimmerarbeiten kollidiren, wie 
bei Vertrumpfungen, Legung der Fußboden über Gewölbe ꝛc. 

8. 5. Hat der Examinand in dieſer Prüfung zur Zufriedenheit beſtanden, ſo wird 
demſelben ein Meiſterbau aufgegeben, den er in feiner Partie ganz allein als Stückmeiſter 
leiten muß; es müſſen darin Feuerungsanlagen und Gewölbe vorkommen, ohne daß es 
indeſſen nothwendig iſt, daß jedesmal ein Kreuzgewölbe darunter begriffen ſei. Die 
Maurermeiſter der Examinations-Kommiſſton haben dabei die Aufſicht, ſo wie die Bau- 
beamten, um ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß der Examinand die Arbeiten eigen— 
händig ausführt. 

Dieſer Bau wird revidirt bevor er abgeputzt ift, und wenn alle Theile noch im rohen 
Maurerwerk zu ſehen find, um die Richtigkeit des Verbandes, fo wie die fleißige Ausfüh- 
rung der Arbeit beurtheilen zu können. Die Reviſton geſchieht von der ganzen Kommiſ— 
ſton. Die bemerkten Fehler werden dem Examinanden zur Stelle vorgehalten, und es 
wird dieſe Vorhaltung und ſeine Erklärung darauf ausdrücklich in das Examinations— 
Protokoll eingetragen!). 

Sollte es an Gelegenheit zu einem Meiſterbau fehlen, fo iſt die Prüfungs-Komniſ⸗ 


die Ablegung einer auf das Ziegeldecken beſchränkten Prüfung zu erlangen, fo 
»darf dieſe Begünſtigung der Ziegeldecker nicht zu einer Beſchraͤnkung der, durch 
»die Ablegung der Maurerprüfung erlangten Befugniſſe führen. Hierbei kommt 
»auch nicht weiter in Betracht, daß nach den vorläufigen Anordnungen der K. Reg. 
»über die Prüfung der Ziegeldecker, an dieſe, hinſichtlich ihres beſchränkten Arbeits- 
»zweiges höhere Anforderungen geſtellt werden, als an die Maurer, welche die 
»Meiſterprüfung nach der Inſtr. v. 28. Juni 1821 beſtehen. Denn einerſeits 
»bleiben die künftig zu beachtenden Beſtimmungen, in Betreff der Prüfungen beider 
»Klaſſen von Gewerbetreibenden, nach 8. 46 der Gew. O. v. 17. Jan. 1845 vor⸗ 
»behalten, andererſeits aber wird ſchon jetzt der Unterſchied zwiſchen den erwähnten 
„Anforderungen durch die Aufgaben ausgeglichen, welche bei der Prüfung der Mau— 
ster hinfichtlich der übrigen Arbeiten des Maurergewerbes zu löſen find, während fie 
»bei der Prüfung der Ziegeldecker wegfallen. Sofern aber, wie die K. Reg. ſelbſt 
anerkennt, die geprüften Maurermeiſter zugleich als Ziegeldeckermeiſter anzuſehen 
»find, gehören zu den Geſellen ihres Handwerkes auch die Ziegeldeckergeſellen, und 
ve ſtehen demnach Ihrer Anſicht, daß den Maurermeiſtern die Beſchäftigung ſolcher 
. Gefellen zu unterſagen ſei, die Beſtimmungen des 8. 47. der V. v. 9. Febr. v. J. 
» nicht zur Seite.“ (Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 349. Nr. 440.) 

1) Hierzu bemerkt das R. des K. Min. d. J. u. d. P. (Beuth) v. 14. Sept. 1833 an 
die K. Reg. zu Merſeburg: 

„Der 8. 5. der Inſtruktion v. 28. Juni 1821, die Prüfung der Maurergeſellen 
»betr., über deſſen Auslegung nach dem Ber. d. K. Reg. v. 23. v. M. von der Kom⸗ 
»miſſton zur Prufung der Bauhandwerker in Halle Zweifel erhoben find, enthalt 
wohl im Eingange die Vorſchrift, daß der Examinand den ihm aufgegebenen Mei- 
»ſterbau in feiner Partie ganz allein als Stückmeiſter leiten ſolle, und am Schluſſe 
»die Beſtimmung, daß er die Arbeiten eigenhändig ausführen muͤſſe. 

»Daß derſelbe aber den Bau nur leiten ſolle, ſteht nicht in der Inſtruktion, und 
»ſomit ſchließt das Eine das Andere nicht aus, indem es ſich von ſelbſt verſteht, daß 
ser nicht alle Handarbeit machen kann. Den letzten Worten des qu. Para— 
»graphen iſt fein anderer Sinn unterzulegen, als daß die Kommiſſarien ſich über: 
»zeugen müſſen, 

»daß der Examinandus alle vorkommenden Arbeiten ſelbſt auszuführen verſteht, 

oder ſelbſt ausführen kann, und fie daher theilweiſe ausführen muß, 
wie die techniſchen Mitglieder der K. Reg. richtig ſentirt haben ꝛc.« 

(A. XIV. 639. — 3. 98.) 
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fion verpflichtet, ſich deshalb an den Baudirektor der Provinz zu wenden, damit dieſer 
einen ſolchen Bau nachweiſe. 

9. 6. (Wie 8. 7. der Inſtr. zur Prüfung der Zimmergeſellen.) 

§. 7. (Wie 5. 8. a. a. O.) 

§. 8. (Wie §. 9. a. a. O.) 

§. 9. (Wie $. 10. a. a. O.) 

$. 10. (Wie $. 11. a. a. O.) 

F. 11. (Wie $. 12. a. a. O.) 

8. 12. Diejenigen Maurer, welche nach dem Geſetz v. 7. Sept. 1811 8. 101. einen 
Gewerbeſchein auf Maurerflick⸗Arbeit ſuchen wollen, bedürfen der vorſtehenden 
Prüfung nicht, und es ift zureichend, wenn fie durch Atteſte nachweiſen, daß fie wenigſtens 


zwei Jahre lang bei einem oder mehreren geſetzlich geprüften Maurermeiſtern, zur Zufrie- 
denheit derſelben gearbeitet haben ). (A. V. 598. — 3. 51.) H 
3) Inſtr. des K. Min. für H., G. u. Baum. (v. Bülow) v. 28. Juni 


1821, nach welcher in ſämmtl. Provinzen des Staats die Prüfung derjenigen, I! 
welche Mühlenwerk-Verfertiger (auch Mühlenzeugmacher, Mühlenſchirr-Verferti— L 
ger und Mühlenärzte genannt) zu werden verlangen, und ihr Gewerbe ſelbſt— I 
ſtändig betreiben wollen, geſchehen fol. | 
Die Prüfung derjenigen, welche als Muͤhlenwerk-Verfertiger ihr Gewerbe felbftftän- Uh 
dig treiben wollen, ift durch die Allerh. K. O. v. 25. April d. J. näher beſtimmt worden, At 
weshalb hiernach die Prüfungs⸗Kommiſſtonen, den 8. 99. des G. v. 7. Sept. 1811 gemäß, D 
mit nachſtehenden Vorſchriften verſehen werden, welche vom Tage der öffentlichen Be— d 
kanntmachung an, allein nur zur Richtſchnur des Prüfungs-Verfahrens dienen follen. 
8. J. Die beftätigte Prüfungs-Kom., aus dem Polizei-Dirigenten, oder einem fonft 0 
dazu beſonders geeigneten Mitgliede der Polizeibehörde des betr. Orts, einem oder zweien | 
Baubeamten, und zweien oder dreien zum felbftftändigen Betriebe des erwähnten Gewer— / 
bed geeigneten Perſonen beftehend, verſammelt ſich monatlich wenigſtens einmal, um ſich u 
über die ſämmtlichen Angelegenheiten ihrer Beſtimmung mit einander zu berathen, und Ih 
darin die nöthige Einheit und Ordnung zu erhalten, die zu den Prüfungen nöthigen Ein— | 
leitungen zu treffen, und die Prüfungen ſelbſt abzuhalten. 
Es werden zu dem Ende die den ſelbſtſtändigen Betrieb des gedachten Gewerbes | 
wünſchenden Perſonen, welche die Prüfung ſchriftlich bei Einſendung ihrer erhaltenen 


Atteſte und der Beſchreibung ihres Lebenslaufs nachgeſucht haben, an dieſem Tage hinbe— 
ſchieden und tentirt: ob ſie leſen, ſchreiben, rechnen, die Fläche eines Quadrats, Dreiecks ih 
und Zirkels finden, und fo viel zeichnen Tonnen, daß von ihnen eine gute Ausarbeitung Hi 
der ihnen zu machenden Aufgaben zu erwarten ift, auch ob fie die ihnen vorgelegten Zeich— Ih 
nungen verſtehen und erklären können, damit fie, im Fall ihnen die nöthigen Vorkenntniſſe dr 
mangeln, ihre Zeit bei den Probearbeiten nicht unnützerweiſe verſchwenden. di 
Gründliche Kenntniſſe der Arithmetik, Geometrie, Statik, Hydroſtatik, Aärometrie, \ 
Mechanik, Hydrodynomik und Phyſtk, welche zu den vorzuͤglichſten Hülfswiſſenſchaften IM 
eines Baumeiſters gehören, dürfen von den Examinanden nicht gefordert werden. N 
Insbeſondere foll aber darauf gehalten werden, daß die zur Erlangung der Befug- 0 

niß zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe ſtch meldenden Perſonen, im Verhältniß ihrer | 
| 

1) Die Reg. zu Potsdam bemerkt in einem Publik. v. 22. Jan. 1817, welches IN 
bereits eine mit ber Inſtr. v. 28. Juni 1821 übereinſtimmende Prüfungs - In- 15 

1 


ſtruktion vorausſetzt: g 

„Aus der Beſtimmung des F. 12. der Inſtr. zur Prüfung der Maurer, daß H 
„Maurer⸗Flickarbeiter nicht geprüft werden ſollen, ift irriger Weiſe gefolgert, daß 5 
»die Maurer- und, nach deren Analogie, die Zimmerflickarbeiter gar nicht geprüft V 
»werden dürften, und nicht einmal das Atteſt des Depart.-Baubedienten, welches 
»der 8. 101. des Edikts über die polizeilichen Gewerbsverhältniſſe v. 7. Sept. 1811 j 
»borfchreibt, ſondern bloß ein Atteſt des Meiſters brauchten, um den Gewerbſchein \ 
»zur Verfertigung von Flickarbeiten zu erhalten. Dies iſt aber unrichtig, weil die h 
»Inſtruktion bloß von den Prüfungen, die durch die Prüfungs-Kommiſſion der | 
»Bauhandmwerfer gefchehen ſollen, redet, und die citirte Stelle ganz richtig ſagt, 1 


» daß die Maurer-Flickarbeiter (von dieſer Pruͤfungs-Kom.) nicht geprüft werden ir 
»jollen.« f 

» Hingegen bleibt es bei der Vorſchrift des Ed. v. 7. Sept. 1811. 8. 101, nach N 
z welcher zum Betriebe der Maurer- und analogifh der Zimmer-Flickarbeiter bloß d 
»auf ein Atteft des Kreis-Baubedienten der Gewerbſchein ertheilt wird.« hi 
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ſonſtigen Ausbildung, auch merkwürdige Mühlenwerke und andere Maſchinen mit Auf⸗ 
merkſamkeit geſehen, und an Orten, wo vorzüglich gut gearbeitet wird, einige Zeit in Ar— 
beit geſtanden haben. Diejenigen, welche wegen offenbarer Unzulänglichkeiten ihrer Vor— 
kenntniſſe bei der vorerwähnten vorläufigen Prüfung zuruͤckgewieſen werden müſſen, ſoll 
dies Bildungsmittel, welches an Orten, wo Provinzial-, Kunſt- und Bauhandiverfs- 
Schulen vorhanden ſind, oder noch entſtehen, am zweckmäßigſten mit dieſen zugleich benutzt 
werden kann, vorzüglich empfohlen werden. 

Gleich beim Tentamen wird ein Examinations⸗ Protokoll angelegt, weiches im Fall 
des Nichtbeſtehens an demſelben Tage geſchloſſen, oder im entgegengeſetzten Falle, wäh— 
rend des ganzen Verlaufs des Examens fortgeſetzt wird. 

8.2. Da von demjenigen, welcher nach 8. 1. zum ſelbſtſtändigen Betriebe des in 
Rede ſtehenden Gewerbes qualifieirt befunden worden, nicht zu verlangen iſt, daß ihm 
die Konſtruktion von allen verſchiedenen Mühlenmerfen genau bekannt fei, fo iſt es hin— 
länglich, wenn er 

1) entweder: 

a) Getreidemahlmuͤhlen, 

b) Holzſchneidemühlen, 

c) Graupenmuͤhlen, 

d) Lohmühlen mit Muͤhlenſteinen, und 

e) Papiermuͤhlen. 

2) oder: 

a) Oehlmuͤhlen, 

b) Walfmühlen, 

e) Schnupftabaksmühlen, 

d) Lohmühlen mit Stampfen, und 

e) Hirſemuͤhlen, 
welche durch die Kraft des Waſſers, oder durch die Kraft des Windes, oder auch durch 
Thiere, oder durch Menſchen in Bewegung geſetzt werden, zu konſtruiren verſteht. 

Hiernächſt wir dem Examinanden folgende Probearbeit ertheilt, und zwar 
im erſten Falle: | 
Zeichnungen und Anſchläge von den Koſten und Baumaterialien einer Mühle mit 3 Mahl- 
gängen, welche auf die feinſte Mahlart eingerichtet ſind, oder von einer Holzſchneidemühle, 
oder einer Graupenmühle, oder einer Papiermuͤhle, und 
im zweiten Falle: 

Zeichnungen und Anſchläge von den Koſten und Baumaterialien von einer Delmühle oder 
von einer Walkmuͤhle, oder von einer Schnupftabafsmühle anzufertigen. 

Die Grundriſſe und Profile find nach einem Maßſtabe, den Fuß zu 4, 4 oder 3 Zoll 
zu zeichnen. Diejenigen Theile aber, welche ſich nach dieſen Maßſtäben nicht deutlich 
genug darſtellen laſſen, müffen beſonders nach einem größeren Maßſtabe gezeichnet, oder 
Modelle davon angefertiget werden. 

Die im Anſchlage auszuführende Arbeit iſt nach Tagewerken zu berechnen, damit 
geprüft werden kann, ob der Examinand das Detail ſeiner Arbeit richtig beurtheilt, und 
damit, wenn die Tage mit dem uͤblichen Lohn multiplicirt werden, ſein Ueberſchlag in aller 
Art zureiche. | 

Die Ausarbeitungen dieſer Zeichnungen und Anſchläge müffen unter der Aufſtcht 
eines bei der Kommiſſton befindlichen gehörig qualificirten Muͤhlenwerk-Verfertigers ge— 
ſchehen, wobei die Baubeamten von Zeit zu Zeit die Mitaufſtcht übernehmen. 

Die aufgegebenen Probearbeiten werden in das Protokoll eingetragen. 

8. 3. (Gleichlautend mit 8. 3. der Prüfungs-Inftr. für die Zimmergeſellen.) 

8.4. Die Gegenſtände, worüber der Examinand zu prüfen iſt, und worauf die ihm 
zu machenden Fragen ſich beziehen müffen, können beſonders in Folgendem und mehrerem 
Aehnlichen beſtehen. 


I. Prüfungsfragen im Allgemeinen. 2 
1) Wir müffen Zahnräder, als: Getriebe, Kumpte, Drehlinge, Kammräder, Stirn- 
räder und koniſche Räder mit ihren Zähnen und Kämmen und Stecken konſtruirt werden? 
2) In welchen Fällen find koniſche Zahnräder anzuwenden, und welche Vorzüge 
haben ſie dann vor den andern Zahnrädern? 
94 Wie verfährt man bei Bearbeitung einer Welle und bei Einlegung der Zapfen 
n dieſe? | 
4) Wie laſſen ſich Wellen, und insbeſondere Ruthenwellen, aus 4, 6, 8 und 9 
Stücken bilden? 
5) Wie iſt die Verbindung der Windruthen, wenn fie aus 3 Stücken beſtehen? 
6) Woran erkennt man die Güte des Holzes und des Eiſens, und in welchen Fällen 
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hat von ben verſchiedenen Holzarten bei Anwendung derſelben die eine vor der andern 
Vorzüge? ) 

7) Wie find die einzelnen Theile der bei den Muͤhlenwerken vorkommenden Gerüͤſte 
zu konſtruiren und zu verbinden? 

8) Wie iſt die Geſchwindigkeit eines Fließes oder eines kleinen Fluſſes, mittelſt eines 
ſchwimmenden Körpers, und die Waſſermenge, welche derſelbe in Zeit von einer Minute 
oder Sekunde giebt, zu finden? 

9) Wie wird das Gefälle, oder der ſenkrechte Abſtand des Oberwaſſerſpiegels vom 
Unterwaſſerſpiegel zur Betreibung eines Mühlenwerks eingetheilt? 

10) Wie vielerlei Waſſerräder oder ähnliche Vorrichtungen, wodurch das Waſſer 
als bewegende Kraft wirkt, ſind bekannt, und was hat man bei der Konſtruktion derſelben 
zu beobachten? | 

11) Wie werden feſtſtehende und bewegliche Schnur» und Kropfgerinne der Waffer: 
raͤder konſtruirt? 

12) Wie viel Umläufe macht das Waſſerrad von irgend einem Durchmeſſer in Zeit 
von einer Minute? a 

13) Welche Lage muß das Heckwerk oder das Segeltuch des Flügels in verſchiede— 
nen Entfernungen von der Axe gegen die Ebene haben, in der die Flügel ſich bewegen, 
und wie viel Umläufe macht bei mittlerer Geſchwindigkeit des Windes die Ruthenwelle in 
Zeit von einer Minute, damit die Wirkung des Windes zur Betreibung der Mühle, der 
Erfahrung zufolge, wo möglich die größte werde? 

14) Wie viel Umläufe macht die Goͤpelwelle, indem die Pferde oder Ochſen an dem 
Zugbaume oder auf der Trittſcheibe arbeiten, in Zeit von einer Minute? 

15) Mit welcher Geſchwindigkeit kann ein Menſch von mittlerer Statur auf die 
Muͤhle wirken? 8 

16) Durch welche Vorrichtungen laſſen ſich bei einem Mühlenwerke die Waſſerrads— 
wellen mit den daran befindlichen Rädern 5 bis 10 Fuß hoch heben? 

17) Was iſt vortheilhafter, die Mühle mit wenigen oder mit vielen Rädern zu 
verſehen? 

18) Wie viel Kubikfuß Waſſer ſind in Zeit von einer Minute oder Sekunde, und 
wie viel Gefälle, oder wie viel Quadratfuß Windflügel-Fläche, oder wie viele Pferde oder 
Ochſen, oder wie viele Menſchen der Erfahrung zufolge zur Betreibung nöthig, und zwar 

im erſten Falle: 

A) bei einer Getreidemahlmühle mit einem Mahlgange, worauf ſtündlich ein Scheffel 
Roggen oder Weizen nach irgend einer Mahlart gemahlen werden kann; 

B) einer Holzſchneidemühle: b 

a) mit einem Gatter und einer oder mehreren Sägen; 
b) mit mehreren Gattern und Sägen, und wie viel Fuß Holz von irgend einer Dicke 
werden mittelſt einer ſolchen Mühle ſtündlich geſchnitten? 

C) einer Graupenmühle, und wie viel Gerſte kann in einer Stunde auf Graupe zu 
gute gemacht werden? 

D) einer Lohmühle mit einem Mahlgange, und wie viel Scheffel gemahlene Borke 
liefert eine ſolche Mühle in einer Stunde? 

E) einer Papiermühle mit einem Geſchirr, und wie viel Lumpen werden ſtündlich 
durch dieſe zu Papierzeug zu gute, und davon Papier von irgend einer Sorte gemacht? 

im zweiten Falle: 

A) zu einer Oelmühle mit irgend einer Anzahl von Stampfen und Lauferſteinen, 
und wie viel Scheffel Samen ſind mit dieſer in einer Stunde zu gute zu mahlen? 

B) zu einer Walkmühle, mit irgend einer Anzahl Stampfen oder Hämmer, und wie 
viel Waare kann bei Annahme irgend einer Walkart gewalkt werden? 

C) zu einer Schnupftabaksmühle mit irgend einer Anzahl Stampfen, Lauferſteinen, 
Reibe⸗ und Siebezeugen, und wie viel Zentner Tabak find in einer Stunde mit einer ſolchen 
Mühle zu gute zu machen? 

D) zu einer Lohmühle mit. Stampfen, und wie viel Borke kann ſtündlich darauf zu 
gute gemacht werden? 

E) zu einer Hirſemühle mit irgend einer Anzahl Stampfen, und wie viel Scheffel 
Hirſe ſind durch dieſe in einer Stunde zu gute zu machen? 

19) Wie ſind bei einem neu anzulegenden Mühlenwerke an einem Fließe oder an 
einem kleinen Fluſſe die hierzu erforderlichen Aufzieh- und Ueberſall-Wehre zu kon— 
ſtruiren? 

20) Wie viel find Schöpfwerke, deren man ſtch bei Grundbauen bedient, zu kon— 

ruiren? 
2) Welche Vorrichtungen und Hebezeuge ſind zur Aufrichtung des gangbaren Zeu— 
ges und der übrigen Bauſtücke nöthig? 
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II. Prüfungsfragen insbeſondere: 
A) die Getreidemahlmuͤhlen betr.: ) 

a) nach welchen Regeln wird ein Mühlenftein bearbeitet, geſchärft, und werden die 
Haue deſſelben eingeſetzt oder eingeſpitzt? 

b) wie vielerlei Arten Beutel- und Säuberwerk kennt man, und welche Vorzüge hat 
die eine vor der andern Art? 

c) wie viele Umläufe macht der Mühlſtein von irgend einem Durchmeſſer in Zeit von 
einer Minute? 

B) die Holzſchneidemühlen betr.: 

a) wie oft können die Sägen in Zeit von einer Minute auf- und niedergehen? 

b) welche Einrichtung erfordert das Schaubezeug, wodurch das mittlere, geringere 
und groͤßere Fortrücken des Wagens, worauf das zu ſchneidende Holz liegt, be— 
wirkt wird? : 

C) bie Graupenmühlen betr.: 

a) wie viele Umläufe macht der Graupen-Mühlſtein von irgend einem Durchmeſſer, 
ſowohl in horizontaler als vertikaler Lage, in Zeit von einer Minute? 

b) wie ſind die Mahlzargen oder Läufte zu konſtruiren? 

c) welche Säuberwerke find hierbei anzuwenden, und wie oft Tonnen deſſen Siebe in 

N Zeit von einer Minute ſich hin- und herbewegen? 
D) die Lohmühlen mit Mühlſteinen betr.: 

a) welche Schärfe müſſen die Mühlenſteine erhalten, und von welcher Beſchaffenheit 
müffen ſolche fein? 

b) nach welchen Regeln wird ein Mühlenftein bearbeitet, geſchärft und die Haue des— 
ſelben eingeſetzt oder eingeſpitzt? 

E) die Papiermühlen betr.: 

a) wie iſt das Geſchirr oder die Kufe mit ihrer Walze oder Chlinder, wodurch die 
Lumpen oder Hadern auf Papierzeug verarbeitet werden, zu konſtruiren? b 

b) welche Konſtruktion kann der Lumpenſchneider erhalten? 

e) wie iſt die Preſſe zu konſtruiren, und zwar, wenn das Preſſen durch die bewegende 
Kraft der Mühle bewirkt wird? 

d) wie viele Umläufe kann die Geſchirrwalze oder der Cylinder in Zeit von einer Mi— 
nute machen? ö 

F) die Delmühlen betr.: 

a) wie müffen die Hebedaumen auf deſſen Welle eingetheilt werden? 

b) welche Geſtalt können die Hebedaumen erhalten? 

c) welche Form und Größe muß dem Grubenſtockloch, worin der Same gefiampft 
wird, zu Theil werden? 

d) welche Konſtruktion muß das Preßwerk, das mit Rammel- oder Schlägelzeug ver⸗ 
ſehen iſt, erhalten? | 

e) wie lang, breit und dick müſſen die Stampfen und von welchem Durchmeſſer und 
Form muß der Fuß der Stampfe ſein? 5 0 

1) wie oft kann die Erhebung einer Stampfe oder eines Hammers und Schlägeld in 
Zeit von einer Minute ſtatt finden? 

g) wie viele Umläufe können die Reibe- und Quetſchſteine, wenn ſolche mit angebracht 
werden, in Zeit von einer Minute zurücklegen? 

6) die Walkmühlen betr.: 

a) welche Form und Größe muß das Walkloch, worin die Waaren gewalkt werden, 
erhalten? 

b) wie lang, breit und dick müſſen die Hämmer und Stampfen ſein, und nach welchen 
Regeln ſind die Zähne derſelben zu bilden? 

c) wie oft kann die Erhebung eines Hammers oder einer Stampfe ſtatt finden? 
Hierzu die bei den Oelmühlen aufgeführten Fragen unter F. a. und b. 

II) die Schnupftabaksmühlen betr.: 

a) wie ſind die Reibe- und Siebezeuge, worauf Karotten verarbeitet werden können, zu 
konſtruiren? N 

b) wie lang, breit und dick find die Stampfen, und welche Form konnen die an den 
Stampfen befindlichen Meſſer erhalten? 

e) wie It die Form der Kübel, worin die Tabaksblätter verarbeitet werden, und durch 
welche Vorrichtungen iſt ihnen eine drehende Bewegung mitzutheilen? 

d) wie oft kann die Erhebung einer Stampfe ſtatt finden? 

e) wie viele Umläufe können 
) die Kübel, 

6) die Reibe- und Quetſch⸗Steine oder Lauferſteine, und 
5) die Sec oder Cylinder und die Reibezeuge in Zeit von einer Minute 
machen? 
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f) wie oft müffen die Siebe des Siebezeuges in Zeit von einer Minute ſich hin= und 
herbewegen, und wie lang iſt jeder Hin- und Herweg derſelben? 
Hierzu die bei den Oelmuͤhlen genannten Fragen unter F. a. und b. 
J) die GA Stampfen betr.: | 
a) wie lang, breit und dick müffen die Stampfen, und von wel 
Form muß der Fuß der Stampfe ſein? 5 Te 
b) nach welchen Regeln wird die Aushöhlung des Lohſtocks gebildet? 


Hierzu die bei den Oel- und Schnupftabaksmühlen vorkommenden Fragen unter 
F. a. und b. auch H. d. / SR 


R) die Hirfemühlen betr.: , 
Außer den bei den Oel-, Schnupftabaks- und Loh⸗Mühlen, unter F. a. und b., 
unter H. und auch unter I. und a. gedachten Fragen noch folgende: 
Welche Form und Größe muß das Grubenſtockloch, worin die Hirſe geſtampft 
wird, erhalten? | Zu 

88. 5. und 6. (Haft wortlich gleichlautend mit 88.7. und 8. der Inſtr. für die 
Prüfung der Zimmergeſellen.) | | 

| Die Kommiſſton ſoll unter dem Vorwande, daß ſchon Muͤhlenwerkmeiſter 

genug in der Gegend vorhanden wären, Niemandem die Pruͤfung verweigern oder erſchwe— 
ren. Ueberhaupt darf Niemand aus irgend einem andern Grunde als wegen im Tentamen 
offenbar bewieſener Unfähigkeit, die Zulaſſung zur Prüfung verweigern. 

Iſt der Examinand in einem ſolchen Grade beſcholten, daß ihm nach den allgemeinen 
Beſtimmungen der Geſetze, und namentlich des Ed. v. 2. Nov. 1810 der Gewerbeſchein 
wahrſcheinlich verſagt werden wurde, oder will derſelbe ſich in einer Stadt anſetzen, und 
iſt feine Führung von der Art geweſen, daß ihm nach dem 8. 20. der Städte-Ordnung 
das Bürgerrecht unbedingt verfagt werden muß, fo iſt die Kommiſſton, che ſie mit der 
Prüfung den Anfang macht, verpflichtet, zuvörderſt der Reg. darüber Anzeige zu machen, 
und deren Beſtimmung über die Zu- oder Unzuläſſigkeit des Geſuches des Examinanden, 
zur Prüfung gelaſſen zu werden, zu erwarten. ES | 

88. 8—10. (Faſt wörtlich gleichlautend mit 88. 10—12. der Prufungs⸗Inſtr. für 

die Zimmergeſellen.) (A. V. 604. — 3. 52.) 

4) Inſtr. des K. Min. für H., G. u. Bauw. (v. Bülow) v. 28. Juni: 
1821, wonach in ſämmtl. Provinzen des Staats die Prüfung der Perſonen 
geſchehen ſoll, welche den ſelbſtſtändigen Betrieb als Brunnen- und Röhrmeiſter 
verlangen. | | | 

8.1. Der Allerh. K. O. b. 25. April d. J. gemäß, übernehmen die für die Maurer⸗ dl 
und Zimmergewerks beftätigten Pruͤfungs-Kommiſſtonen auch die Prüfung der Brunnen- AN 
und Röhrmacher, und daß ftatt der dabei zugeordneten, das Gewerbe ſelbſtſtändig betrei- Uu 

benden Maurer- oder Zimmerleute, hier ein oder zwei Brunnen- oder Röhrmacher, welche | 
ſchon vollkommen dazu geeignet fein muͤſſen, ihr Gewerbe ſelbſtſtändig auszuüben, der H 
Kommiſſton beigegeben werden. 


Die ſich zur Prüfung meldenden Geſellen werden, nachdem ſte die erlangten Atteſte I 
und eine Beſcheinung ihres Lebenslaufs eingeſandt haben, an einem zuvor zu beſtimmen⸗ | 16 
den Tage vor die Kommiſſton beſchieden und tentirt, ob fie lefen, ſchreiben, rechnen, und ſo d 
viel zeichnen können, daß von ihnen eine gute Ausarbeitung der ihnen zu machenden Auf⸗ 0 
gabe zu erwarten iſt, auch ob ſte die ihnen vorgelegten Zeichnungen verſtehen und erktären 6 
können, damit e, im Fall ihnen diefe Vorkenntniſſe fehlen, ihre Zeit bei den Probearbei⸗ ul 
ten nicht unnützer Weiſe verſchwenden. Denjenigen, welche wegen offenbarer Unzuläng⸗ UN 
lichkeit ihrer Vorkenntniſſe bei der erwähnten vorläufigen Prüfung zurückgewieſen werden 
mëtten, ſoll das Beſuchen der Oerter, wo Provinzial-, Kunſt- und Handwerksſchulen vor— 1 
handen find, oder noch entſtehen möchten, und die Benutzung dieſer Anſtalten ganz befon- 0 


ders empfohlen werden. Gleich beim Tentamen wird ein Examinations-Protokoll ange- 10 
legt, welches im Fall des Nichtbeſtehens an demſelben Tage geſchloſſen, im entgegengeſetzten il 
Fall aber während des ganzen Verlaufs des Examens fortgeſetzt wird. : ) 
| 8.2. Wird nach $. 1. der Examinand zur förmlichen Prüfung Behufs der zu u 


erlangenden Erlaubniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe des Gewerbes, qualificirt befunden, 0 
ſo erhält er eine Probearbeit, beſtehend in 
1) Zeichnung und Veranſchlagung einer aufgeſetzten Saugpumpe, welche das Waſſer 
36 bis 40 Fuß hoch zu heben hat, und mit einer 80füßigen, nach verſchiedenen 
Winkeln gehenden Verlegung von Brunnenkeſſel in Verbindung ſteht, 
2) Veranſchlagung eines 40 Fuß tiefen Brunnens mit Feldſteinen ausgeſetztt. 
3) Veranſchlagung eines geſenkten 30 Fuß tiefen Brunnens mit gebrannten Steinen 


ausgeſetzt. N N 
Die Ausarbeitung dieſer Probeſtücke geſchieht unter ſpezieller Aufſicht eines ſolchen 
v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 28 
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Brunnen- und Röhrmachers, der bereits berechtigt ift, das Gewerbe ſelbſtſtändig zu betrei⸗ 
ben, ſowie eines Baubedienten der Kommiſſton. 
8. 3. (Gleichlautend mit 8. 3. der Prüfungs⸗Inſtr. für die Zimmergeſellen.) 
8. 4. Die Gegenſtände, worüber der Examinand mündlich geprüft werden muß, 
ſind folgende: | 
1) Ueber die Anlagen der Brunnen im Allgemeinen: 
a) die Stelle betreffend, wo Brunnen in einer Gegend vortheilhaft angelegt werden 
konnen; 
b) die Kennzeichen und Mittel betreffend, ſolche Stellen aufzuſuchen; g , 
c) 051 die verſchiedenen Arten von Brunnen, ihre Beſtimmung und Einrichtung im 
Ganzen. 
2) Ueber die Brunnen insbeſondere: 
a) wie der Verband der Brunnenkeſſel aus Feldſteinen, gebrannten Steinen oder Holz 
konſtruirt werden muß; a 
b) wie das Aufmauern, Aufſetzen und Senken der Keſſel geſchieht, beſonders wenn ſte 
eine ungewöhnliche Tiefe von 90 bis 100 Fuß bekommen; 6 
e) wie Verlegungen angelegt und verbunden werden, und wie tief ſte in Hinſicht des 
Froſtes müſſen zu liegen kommen; | 
d) welche Einrichtung die ſtehenden Pumpenröhren bekommen, je nachdem das Waſſer 
mehr oder weniger hoch geſchöpft werden muß; 
e) welche Arten von Ventilen dabei vorkommen, wie ſie eingerichtet und angebracht 
werden müſſen; 
D über das Detail aller andern äußern und innern Theile der Brunnen, ihrer Anfer— 
tigung, Zuſammenſetzung und Verdichtung. 
Ueber die Pumpen, deren man ſich bei Grundbauen bedient: 
a) wie die gewöhnlichen eingerichtet werden; 
b) wie die Konſtruktion derſelben bei ungewöhnlich großem Durchmeſſer ge— 
ſchehen muß. 
4) Ueber Druckwerke: 
a) über ihre verſchiedene Beſtimmung; 
b) über die Einrichtung derſelben nach ihren verſchiedenen Zwecken; 
o) über die Details ihrer einzelnen Theile. 
Ueber Roͤhrenleitungen von verſchiedener Länge: 
a) von den verſchiedenen Arten derſelben in Rückſtcht des Materials; 
b) wie dieſe Röhrenleitungen verlegt, zuſammengeſetzt und gedichtet werden, und wie 
ſolches bei hölzernen, thönernen und metallenen Röhren geſchehen muß; 
e) welcher verſchiedenen Kitte man ſich dabei bediene. 
Ueber Verbeſſerung und Reparatur der Brunnen: 
a) welche Mittel man befie, um trübe Waſſer zu klären und faulichte zu verbeſſern, 
b) wie ſchadhafte Brunnenröhren gedichtet, abgelaufene Brunnen wiederhergeſtellt 
eingefrorene aufgethauet werden ꝛc. 

8.5. Iſt der Examinand in dieſer Prüfung zur Zufriedenheit beſtanden, jo wird 
demſelben als Prüfungsbau die Erbauung einer gewöhnlichen Pumpe aufgegeben, welche 
er unter ſpezieller Aufſicht des zum ſelbſtſtaͤndigen Brunnenbau qualificirten Mitgliedes 
der Kommiſſton, ſowie unter der Oberaufſicht des Baubeamten anfertigt. Nach deren 
Aufſtellung wird ſolche von der ganzen Kommiſſton befichtigt, und die Ausführung der 
Arbeit beurtheilt, die etwaigen Mängel werden dem Examinanden zur Stelle vorgehalten, 
und es wird dieſe Vorhaltung und ſeine Erklärung darüber ausdrücklich in das Examina— 
tions⸗Protokoll eingetragen. | 

Sollte es an Gelegenheit zur Erbauung einer Pumpe fehlen, fo ift die Prüfungs— 
Kommiſſton verpflichtet, ſich deshalb an den Bau-Direftor der Provinz zu wenden, damit 
dieſer eine ſolche Gelegenheit nachweiſe. > 

88. 6. und 7. (Faſt wörtlich wie 88. 7. und 8. der Prüfungs-Inſtr. für die Zim⸗ 
mergeſellen.) 

8.8. (Wie $. 7. der Inſtr. für die Prüfung der Mühlenwerkverfertiger.) 

8. 9. Das Examinations⸗Protokoll wird der Reg. eingereicht, und von den Bau⸗ 
Direktoren ſodann beurtheilt, ob dem Geprüften die Befugniß, das Gewerbe ſelbſtſtändig 
zu betreiben, gewährt werden koͤnne oder nicht. Im erſtern Falle wird von der Reg. das 
Atteſt ausgeſtellt, und darin die Qualifikation des Geprüften ausfuͤhrlich und moͤglichſt 
genau angegeben. Im letztern Falle weiſet die Reg. den Examinanden ab. | 

8.10. (Wie $. 11. der Prüfungs⸗Inſtr. für die Zimmergeſellen.) 

§. 11. (Wie $. 12. ebendaſelbſt.) 
(A. V. 615. — 3. 53.) 
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Dazu: 7 r 
C. R. des K. Min. für H. u. G. ko. Schuckmann) v. 7. Febr. 1832, an 
ſämmtl. K. Reg. | 


Der K. Reg. wird hierdurch bekannt gemacht, daß des Königs Maj, mittelſt Allerh. 
K. O. v. 24. Dec. 1831, das Erforderniß einer ſachverſtändigen Prüfung der Pumpen⸗ 
und Brunnenmacher auf die Verfertigung ſolcher Pumpen, welche mit Brunnen-Anlagen, 
Röhrenſtrecken und andern Anlagen, bei deren zuverläſſiger Ausfuͤhrung gemeine Gefahr 
obwalten kann, in Verbindung ſtehen, zu beſchränken, dagegen die Verfertigung loſer 
1 9 den pen u. dgl. ohne eine ſolche Prüfung der Geſchicklichkeit nachzugeben 
geruhet haben. 

Wegen allgemeiner Bekanntmachung und Ausführung der vorſtehenden Allerh. Be— 
ſtimmung hat die Reg. das Erforderliche zu veranlaſſen. (A. XVI. 211. — 1. 86.) 

Ueber die gleich mäßige und ſtrenge Handhabung der in den vorſtehen— 
den Pruͤfungs-Inſtruktionen ergangenen Vorſchriften disponirt das C. R. des 
K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 5. Febr. 1829, an ſämmtl. K. Reg. 

Die beſtehenden Vorſchriften wegen Prüfung der Bauhandwerker werden, der ſeit— 
herigen Erfahrung zufolge, nicht überall gehörig ausgeführt. Einzelne Pruͤfungs-Kom⸗ 
miſſtonen legen jene Vorſchriften, wie es ſcheint, nach dem ihnen zunächſt liegenden Zwecke, 
nämlich für den Diſtrikt, in welchem fie die Prüfungen zu beſorgen haben, brauchbare 
Meiſter zu erhalten, aus. Nur dadurch läßt es ſich erklären, daß Maurer- und Zimmer: 
geſellen, die von den hieſigen Prüfungs-Kommiſſionen zurückgewieſen worden find, unmit⸗ 
telbar nachher die Prüfung bei einer auswärtigen Kommiſſton beſtanden, und ſich dem— 
nächſt auf den Grund der ihnen von auswärtigen Prüfungs-Kommiſſtonen ertheilten 
Qualifikations-Atteſte in Berlin als Meiſter etablirt haben. 

Jene Anſicht der Prüfungs-Kommiſſtonen iſt nun aber ganz unrichtig, und den über 
die Prüfung der Bauhandwerker ergangenen allgemeinen Beſtimmungen um ſo weniger 
entſprechend, als eine Klaſſifikation der Qualifikation der Bauhandwerker nach Städten 
oder Diſtrikten, welche fie bewohnen, ſich ſchon um deshalb nicht rechtfertigen läßt !), weil 
ſchwierige Bauten überall, wenn gleich in kleinen Orten nicht ſo häufig, wie in großen 


1) In gleicher Weiſe bemerkt auch das R. der K. Reg. zu Königsberg v. 10. Juni AN 
1811: 0 


»Ein Unterſchied zwiſchen Baugewerksmeiſtern in großen, mittlern und klei— 
»nern Städten, und eine Abſtufung der Kenntniſſe, die hiernach von ihnen gefor— 
»dert werden, iſt zwar nicht in der Natur der Sache begründet, da in einer kleinen 
»Stadt und auf dem Lande umher eben ſo wichtige Bauten als in einer großen 
»borfommen können und vorkommen, und es würde demnach, beſonders auch jetzt, 
»wo das Gewerbeſteuer-Edikt v. 2. Nov. 1810 5 16. jedem mit einem Gewerbe⸗ 
sfcheine Verſehenen das Recht giebt, fein Gewerbe im ganzen Preuß. Staate zu 
„treiben, im Allgemeinek kein Grund vorhanden ſein, einem Meiſter, der in einer 
»kleinen Stadt das Recht zu ſeinem Gewerbsbetriebe erhalten hat, ſolches in einer 
»größern zu verſagen. Aber der Umſtand, daß bisher bei den Prüfungen auf den 
»Wohnort des Meiſters Rückſicht genommen, und vielen ſehr mittelmäßigen Sub— 
»jekten das Meiſterrecht für kleine Städte ertheilt worden iſt, hat das K. Depart., 
»für die Gewerbe und den Handel veranlaßt, mittelſt Verf. v. 16. Mai 1811, zu 
»beſtimmen, daß in allen Fällen, wo Meiſter, die für kleine Orte ſchon geprüft ſind, 
»nach größern Städten gehen wollen, um da ihr Gewerbe zu treiben, eine noch— 
»malige Prüfung mit ihnen von der Prüfungs-Kommiſſion vorgenommen wer— 
»den foll. 

d Ein Meiſter aus einer kleinen Stadt, der in folcher Prüfung nicht beftanden 
sift, kann die Erlaubniß nicht erhalten, in einer größern ſein Gewerbe zu treiben. 

„Ein ähnliches Verfahren findet auch in Anſehung der Baugewerksmeiſter ftatt, 
»welche vom platten Lande nach den groͤßern Städten ziehen wollen. Bei dieſen 
„Prüfungen kann es aber nicht, wie bei den Stückmeiſtern, oder ſolchen, die das 
»Meiſterrecht künftig nachſuchen, darauf ankommen, daß der Meiſter große und 
»ſchöne Zeichnungen ausführe, oder weitläuftige zeitraubende Aufgaben Löfe, ſondern 
»nur auf eine mündliche Prüfung, ob derſelbe vollſtändige Kenntniſſe von den, bei 
»ſeinem Gewerbe vorkommenden Verbänden, von den Materialien und ihrem zweck— 
»mäßigen Gebrauche und von der Veranſchlagung habe. 

»Bei der Prüfung derjenigen Subjekte, welche das Bauwerksmeiſterrecht nach⸗ 
»ſuchen (der Stückmeiſter) iſt keine Rückſtcht zu nehmen, ob fie ihr Gewerbe in gro— 
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Städten, vorfallen, die einmal qualificirt befundenen Individuen ohnedies auch durch ihre 
Prüfungs⸗Atteſte berechtigt werden, ihr Gewerbe überall zu betreiben. 

Die K. Reg. wird daher angewieſen, auf eine ſtrenge Handhabung der über die 
Prüfung der Bauhandwerker erlaſſenen Vorſchriften zu halten. Dadurch wird man am 
ſicherſten dahin gelangen, daß ſich die Bauhandwerker tüchtig habilitiren, was denn auch 
mehr und mehr ſchon der Fall iſt. 

Die K. Reg. hat Ihre Prüfungs-Kommiſſtonen darnach zu inſtruiren, ſelbige auch 
Hinſichts ihres Verfahrens moͤglichſt genau zu kontrolliren, etwanige Mißgriffe ſogleich zu 
rügen, auch den Kommiſſtonen zu eröffnen, daß das Min. des J. die Nichtbefolgung der 
ertheilten Vorſchriften von ihrer Seite, ernſtlich zu beſtrafen wiſſen werde. 

(A. XIII. 162. — 1. 85.) 


5) C. R. des K. Min. des J. für H. und G. (Beuth) v. 14. Aug. 1833, 
an fämmtl. K. Reg. Prüfungen zur Ausübung des Steinhauer- (Steinmetz-, 
Steinſetzer-) Gewerbes. 


Zur Ausführung der in der G. S. erſcheinenden Allerh. K. O. v. 11. Juli a. 6. .), 
wodurch der 8. 94 des Gewerbepolizei-Ed. v. 7. Sept. 1811 dahin deklarirt worden, daß 
künftighin die Ausübung des Steinhauer-Gewerbes gleichfalls nur auf den Grund eines 
Prüfungs⸗Atteſtes der Provinzial-Reg. zuläffig fein ſoll, find über die Prüfung der Stein- 
hauer die Beſtimmungen getroffen, welche die K. Reg. aus der beigefügten Inſtr. erſehen 
wird. (Anl. a.) 

Da in manchen Reg. Bez. das Steinhauer-Gewerbe in dem Umfange, daß vor 
deſſen Beginn eine Prüfung ſtattfinden muß, gar nicht, oder nur in einzelnen Diſtrikten 
betrieben wird, ſo bedarf es der Organiſation von Prüfungs-Kommiſſtonen nicht in allen 
den Orten, wo dergleichen Kommiſſtonen für die ſonſtigen Bauhandwerker beſtehen; es ift 
vielmehr auf deren Errichtung nur in ſoweit Bedacht zu nehmen, als das wirkliche Bedürf- 
niß ſie erfordert. 

In der Regel werden dieſe Kommiſſtonen mit denjenigen für die Prüfung der Mau— 
rer verbunden werden können, doch bleibt es der K. Reg. überlaſſen, da, wo die beſondern 
Verhältniſſe es e rheiſchen möchten, eigene Kommiſſtonen zu organiſtren ꝛc. 


Anl. a. 

Nachdem durch die Allerh. K. O. v. 11. Juli d. J. der 8. 94 des G. über die poli⸗ 

zeilichen Verhaͤltniſſe der Gewerbe v. 7. Sept. 1811 dahin deklarirt worden: , 
daß fünftighin die Ausübung des Steinhauer-Gewerbes gleichfalls nur auf den Grund 
eines Prüfungs⸗Atteſtes der Provinzial-Reg. zuläſſig fein ſoll, 

wird zur Ausführung dieſer Vorſchrift hierdurch Folgendes beſtimmt: 

8. 1. Ein jeder Steinhauer (Steinmetz, Steinſetzer), welcher ſich mit der ſelbſtſtän⸗ 
digen Ausführung von Bauwerken aus Werkſtücken befaſſen will, muß ſeine Tüchtigkeit 
hierzu durch Ablegung der in den nachfolgenden Paragraphen angeordneten Prüfung dar⸗ 
thun, und darf dies Gewerbe nicht betreiben, bevor er nicht das Qualifikations-Atteſt nach 
Vorſchrift des §. 15 erlangt hat. Die Verbindlichkeit, ſich dieſer Prüfung zu unterwerfen, 
beſteht jedoch nur für diejenigen, welche Jet Publikation der Allerh. K. O. v. 11. Jull dJ. 
den ſelbſtſtändigen Betrieb des gedachten Gewerbes anfangen wollen. Auch find diejeni⸗ 
gen, welche das Steinhauer-Gewerbe nicht in dem oben angegebenen Umfange betreiben, 
fondern in Steinbrüchen oder Werkſtätten nach gegebenen Modellen die Steine bearbeiten, 
nicht verbunden, eine Prüfung zu beſtehen. 

Durch dieſe Vorſchrift in Betreff der Prüfung wird in den ſonſtigen Beſtimmungen, 
welche über die Berechtigung zum Gewerbsbetriebe ſowohl im Allgemeinen als in beſon— 
ein auf das Steinhauer-(Steinmetz⸗, Steinſetzer-) Gewerbe beſtehen, nichts 
geändert ). | 


»ßen, kleinen und mittlern Städten treiben wollen, ſondern dieſelben fo abzuhalten, 
»daß fie für jeden Ort dazu fähig find ꝛc.« 
Königsberg, den 10. Juni 1811. 8 
= Polizei⸗Deput. der Königl. Oſtpreuß. Reg. 
(v. d. Heyde Repert. Bd. 3. S. 262.) g 
Ein Gleiches iſt auch in dem R. des K. Min. des H. u. d. G, v. 16. Mal 
1811, und in dem Publ. der Reg. zu Liegnitz, v. 17. Juli 1811 und 21. Juli 1811 
(Heinze, Samml. Preuß. Baupolizeigef. S. 15 u. 19) verordnet. 
1) Vergl. oben S. 423. 
) Hierzu bemerkt das C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. (v. Schuckmann) v. 
21. Sept. 1833 an ſämmtl. Ke Reg. 
»In der, der K. Reg. unter dem 14. Aug. d. J. zugefertigten Inſtr. zur Prü— 
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8. 2. Zur Prüfung iſt jeder zuzulaſſen, der ſich ausweiſen kann, zwei Jahre hin⸗ 
durch als Steinhauer praftifch gearbeitet zu haben, und ein Zeugniß feine en 
tens von der Bolizeibehörde ſeines Wohnorts beibringt. In Betreff der über jene Be⸗ 
ſchäftigung vorzulegenden Zeugniſſe, bleibt es der Beurtheilung der Prüfungs⸗Kommiſſton 
überlaſſen, in wieweit dieſelben für zuverläſſig und zulänglich zu erachten feien. 

Jede Pruͤfungs-Kommiſſton wird beſtehen aus: 
1) ein oder einem geeigneten Mitgliede der Polizeibehörde des 
rts; 5 


2) einem oder zwei Baubeamten; 

3) zweien oder dreien Steinhauermeiſtern, d.h. ſolchen Steinhauern, welche, ſte ſeien 
zünftig oder nicht, ſich mit der ſelbſtſtändigen Ausführung von Bauwerken aus A 
Werkſtücken beſchäftigen. s Il 

Zur Gültigfeit der Verhandlungen ift die Gegenwart des von der Polizeibehörde be- 
putirten Mitgliedes oder deſſen Stellvertreters, wenigſtens eines Baubeamten und zweier 10 
Meiſter erforderlich. | I 

Wo und für welche Bezirke dergleichen Prüfungs-Kommiſſtonen niedergeſetzt wor- 
den find, wird durch die Amtsbl. bekannt gemacht werden. V 

8.4. Das Geſuch um Prüfung wird ſchriftlich unter Einſendung des Lebenslaufs H 
und der nach $. 2 erforderlichen Atteſte bei der Kommiſſton angebracht, bei welcher der d 
Bittfteller, nach der ihm zuſtehenden Wahl, die Prüfung abzulegen wünſcht, und cirkulirt H 
bei den Mitgliedern der Kommiſſion; der Bittfteller wird, wenn er nicht ohne Weiteres IN 
zurückgewieſen werden muß, in möglichft kurzer Friſt zu einem Tentamen vorgeladen. tb 

8.5. Im Tentamen überzeugt die Kommiſſton ſich zuvörderſt davon, ob der zu uk 
Prüfende mit gehöriger Geläufigkeit ſchreiben, mündlich und ſchriftlich ſich deutlich aus— IN 
drücken, fertig rechnen, vorgelegte Zeichnungen erklären, und ſoviel zeichnen kann, daß die 46 
Löſung der Probeaufgaben auch hierin von ihm zu erwarten ſei. il 

Findet bis dahin ſich feine Veranlaſſung, das Tentamen abzubrechen, jo wird daffelbe IN 
schriftlich und mündlich fortgeſetzt und über folgende Materien ausgedehnt: IN 

a) Zeichnen der beim Land- und Brückenbau vorkommenden Bögen nach gegebenen | 
Bedingungen, ſowohl ſolcher, welche aus mehreren Kreisſtücken zuſammengeſetzt find, als | 
eliptifcher, paraboliſcher und hyperboliſcher, imgleichen der Schnedenlinie, die Berjüngungd- 
linie bei Säulen; 

Angabe des Verfahrens beim Auftragen dieſer Linien auf den Reißboden; | 
H b) Zeichnen einzelner Körper und Gebäude, Theile nach der Projektion auf gegebene 
benen; | | 
' e) Berechnen des Inhalts und der Begrenzungs-Flächen prismatiſcher, pyramidali⸗ vi) 
ſcher, eylindrifcher, koniſcher und fphärifcher, imgleichen ſolcher Körper, welche aus den ge— Uu 
nannten zuſammengeſetzt find, wobei darauf zu fehen ift, daß die Berechnung ohne Re⸗ Ih 
duktion der Längen auf einerlei Einheiten, abgekürzt durch Einführung verſchiedener Ein⸗ 
heiten für Flächen und Körper ausgeführt werde (alſo Berechnen nach Quadrat-Fußen, 
Riemen und Quadrat Jollen, nach Kubik, Schacht- und Balken-Fußen ꝛc.). 

d) Kenntniß von dem verſchiedenen Haupt- und Verbindungs⸗Material zur Stein⸗ 
metzarbeit, und von den Eigenſchaften und dem Verhalten deſſelben unter verſchiedenen d 
Umſtänden, unter Einwirkung von Wärme und Kälte, Trockenheit und Näſſe; von den \ 
Rückſichten, welche bei der Bearbeitung und dem Verſetzen von Werkſtücken aus geſchich— 
teten Felsarten auf die urſprüngliche Lage der Steine zu nehmen ſind; von den Fehlern 
einzelner Werkſtücke aus ſonſt gutem Geſtein, und den Mitteln, dieſe Fehler zu entdecken 
und ſie unſchädlich zu machen; von der Zuſammenſetzung und Bereitung des Verbindungs— d 
Materials. 

Zu zweckentſprechender Prüfung in dieſer Materie wird bei jeder Kommiſſion durch 
geringe Bemühung der Mitglieder und ohne Koſtenaufwand eine kleine Sammlung von . 


Handſtücken der verſchiedenen Felsarten und von Proben der Verbindungs-Materialien | 
anzulegen, und nach und nach zu dervollſtändigen fein. h |, 
e) Erklärung der, bei der Arbeit des Steinmetzen vorkommenden Kunſtausdrücke, ! 


wobei wenigſtens nach und nach dahin zu wirken ift, daß provinzielle Bezeichnung der Be⸗ 
griffe vermieden, und die Terminologie guter Schriftſteller im techniſchen Fache immer all⸗ 
gemeiner beobachtet werde. 


„fung der Steinhauer, find dieſe Gewerbetreibenden $. 1 in der Parentheſe, auch 
»Steinſetzer genannt. 

»Da in einigen Provinzen nur Steinpflafterer mit dem Namen Steinſetzer be= 
»legt werden, fo ift bereits die Frage entſtanden, ob jene einer Prüfung ebenfalls zu 
unterwerfen find? Dieſe Frage erledigt ſich ſchon durch den Inhalt der Inſtr. ſelbſt 
sperneinend.« (A. XVII. 787. — 3. 125.) 
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Erklärung der, in der Lehre von den Säulen-Ordnungen vorkommenden Benen— 
nungen imgleichen der Bauverzierungen, welche gewöhnlich von Steinmetzen ausgeführt 
werden. | | | \ 

f) Angabe des Verfahrens bei dem Sprengen, Klöben, Schneiden, Bohren der Steine, 
| | bei der Bearbeitung aus dem Rohen bis zum Schleifen und Poliren, mit Rückſicht auf die 
L Textur der Felsarken, imgleichen bei dem Transport, dem Heben und Aufrichten großer 
IE Bloͤcke, bei dem Verſetzen, Verklammern und Vergießen der Werfftüde. 

g) Kenntniß von den bei allen dieſen Arbeiten erforderlichen Werkzeugen, Geräthen, 
Gerüften und Maſchinen; Schätzung des Effekts der letzteren im Verhältnſſſe zu der zu 
Li verwendenden Kraft und deren Geſchwindigkeit. ö 
14 8. 6. Die ſchriftlichen Aufgaben und deren Löſung, ſowie die Zeichnungen, welche 
IW. aus freier Hand oder mit Zirkel und Lineal gefertigt find, werden von dem Examinanden 
| und den Kommiſſtons⸗Mitgliedern unterſchrieben, zu den Akten genommen und in einem 
Protokolle beurtheilt, welches ſich auch tiber das Ergebniß des mündlichen Tentamens aus— 

dehnt, und die Beurtheilung der von dem Examinanden gezeigten Kenntniſſe in den 8. 5. 
genannten einzelnen Materien enthält. ` 

$. 7. Fällt das Urtheil durch einmüthigen Beſchluß der ſachverſtändigen Mitglieder 
guͤuſtig aus, ſo werden dem Examinanden Probeaufgaben zur Bearbeitung unter ſpezieller 
Aufſicht eines zur Kommiffion gehörenden Meiſters und Mitaufſicht der Baubeamten 

ugetheilt. b 

20 dw die Stimmen getheilt, und erklärt Examinand nicht ſelbſt zu Protokoll, daß er 
von ſeinem Vorhaben vorläufig abſtehe, ſo iſt an die vorgeſetzte Reg. zu berichten, welche 
entſcheiden wird: ob die Prufung einzuſtellen, oder auf Verlangen des Examinanden fort— 
zuſetzen ſei. Halten ſämmtliche gedachte Mitglieder dafür, daß wegen ſchon gezeigter Unzu— 
länglichkeit der Kenntniſſe ein weiteres Verfahren zwecklos ſein werde, jo wird dies dem 
Examinanden ſchriftlich eröffnet. Ihm bleibt im letztern Falle nur der Rekurs an die 
betr. Reg. 

8.6. Wenn aus dem nach 8. 4. eingereichten Lebenslaufe hervorgeht, daß Exami— 
nand noch nicht merkwuͤrdige, oder in Gegenſtänden der Steinmetzarbeit bedeutende Ge— 
bäude geſehen, an Orten, wo vorzuglich gut gebaut wird, einige Zeit gearbeitet und eine 
Bauhandwerks-Schule beſucht habe, oder aus dem Tentamen, daß dies nicht mit gehöriger 
Aufmerkſamkeit und mit Erfolg geſchehen ſei, ſo ſoll die Benutzung dieſer Bildungsmittel 
vor der weiteren Prüfung ihm jedenfalls empfohlen werden, wenn auch kein Grund 
vorhanden ſein ſollte, ihn zurückzuweiſen. 

§. 9. Bei Beſtimmung der Probearbeiten iſt genau zu unterſcheiden, was Sache 
des Baumeiſters und des Werkmeiſters iſt. 

Vom letztern kann nicht die Anordnung ganzer Gebäude oder Säulengänge, der Ent— 
wurf großer Brücken u. ſ. w. verlangt werden; eben fo wenig Kenntniß von der Wirkung, 
welche Gebäude oder einzelne Theile derſelben auf den Schönheitsſinn des Beſchauers ber, 
vorbringen ſollen. Es genügt, wenn er nach dem Entwurfe des Baumeiſters auch die 
ſchwierigeren Arbeiten ſeines Handwerks auszuführen verſteht, als: 

die Bearbeitung einer Säule von gegebenen Verhältniß, mit Kanelen, auch Kapitäl, 

die Bearbeitung und Verbindung von Säulen-Gebälken mit Geſimſen bei beträcht— 
licher Säulenweite, ſowohl aus großen Blöcken, als aus kleinern Werkſtücken, deren An— 
wendung die Konſtruktion ſcheitrechter Bögen unvermeidlich macht, 

, die Verbindung gerader und gewundener Treppen, auch ſolcher, welche frei ſich ſelbſt 
ragen, 

die Ueberwölbung von Räumen verſchiedener, auch unregelmäßiger Grundfläche und 
nach verſchiedenem Profile, ` 

die Verbindung ſolcher Gewoͤlbe, welche ſich ſchneiden, als Tonnen-Gewölbe unter 
ſich und mit Kuppel⸗Gewölben, 5 l 
die Konſtruktion von Bögen, deren Grundfläche ein verſchobenes Viereck oder ein 
V Trapez ift, imgleichen von Brüdenbögen großer Spannung und geringer Höhe. 
i Hiernach find die Probearbeiten zu wählen, dabei aber auch ſolche Bedingungen zu 
vermeiden, welche in der Wirklichkeit gar nicht oder in äußerſt ſeltenen Fällen vorkommen, 
| und nur vom Eigenfinne erfunden zu werden pflegen. 
| Für die Ausführung ungewöhnlich ſchwieriger Arbeiten wird man ſich nach Mei- 
BL ftern umſehen können, die anderweitig ſchon bewieſen haben, daß fie ſolchen Arbeiten ge— 
g wachſen find. Es ift nicht erforderlich, daß jeder Meiſter dergleichen zu fertigen verſtehe. 
) 8. 10. Die Probearbeiten beftehen aus: 


a) einer Zeichnung nach der Anſicht und uach verſchiedenen horizontalen und verti— 
kalen Durchſchnitten des gewählten Gegenſtandes, 

b) einem Modell in Gyps oder leicht zu bearbeitendem Stein, denſelben Gegen— 
| ſtand darſtellend, mit Bezeichnung des Fugenſchnitts; imgleichen von einzelnen 
Theilen deſſeben nach größerm Maßſtabe, der angemeſſen beſtimmt wird; 

ö 
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e) einem Anſchlage zur Ausführung nach gegebenen örtlichen Verhältni A 

Fra. de Preifen für Einheiten des Fache und ir 
er „und nach Tagewerken, das Hauptı i 5 

Maße berechnet weden i Hauptmaterial u dem rohen und reinen 

8. 11. Die Anfertigung der Probearbeiten durch den Examinan DIr 
Anderer, wird von den aufſichtsführenden Eege an De Ka D 
ſcheinigt, das Modell im Lokal der Kommiſſton aufgeftellt, der Anſchlag und die Zeichnung 
cirkuliren bei ſämmtlichen Mitgliedern, deren ſchriftliche Erinnerungen in einer Konferenz 
erwogen werden, und in dieſer wird nach den Beſtimmungen 8. 7. beſchloſſen: ob die 
mündliche und ſchriftliche Prüfung ſtattfinden könne, oder Verbeſſerung und Vervoll— 
1 set der Probearbeiten zu verlangen ſei; im erftern Falle auch ein naher Termin 
angeſetzt. | 

8. 12. Die Prüfung hat zum Hauptgegenſtande: die Kenntniß von den Verbin- 
dungen bei der Steinmetzarbeit im Land-, Brücken- und Waſſerbau, von der Art und 
Weiſe des Austragens der Lehrbretter bei verſchiedenen Wölbungen, bei ſteinernen Gebäl— 
ken und Geſimſen, bei Treppen, von der Bekleidung ſolcher Mauern, welche aus Bruch— 
ſteinen oder Ziegeln aufgeführt werden, mit Hauſteinen; von der Mitwirkung anderer ®e- 
werksleute bei der Steinmetzarbeit. Wenn der Examinand aber im Tentamen zwar im All— 
gemeinen beſtanden iſt, jedoch in einigen der 8. 5. genannten Materien nur nothdürftige 
Kenntniß gezeigt hat, muß außerdem erforſcht werden, mit welchem Erfolge er bemüht ge> 
weſen iſt, die früher bemerkten Lücken auszufüllen. , 

Auch werden die Erinnerungen gegen feine Probearbeiten ihm vorgehalten, und es 
an 912 überlaſſen, dieſe Erinnerungen zu beantworten, oder die bemerkten Fehler zu 
verdeſſern. 

Beim Schluſſe der Prüfung wird nach Analogie des 8. 6. und 7. verfahren und 
entſchieden: ob dem Geprüften ein Meiſterbau aufzugeben ſei. 

8.13. Wenn die Kommiſſion einen ſolchen Bau nicht beſtimmt, iſt es Sache des 
angehenden Meiſters, denſelben zu ermitteln und vorzuſchlagen. In dieſem Falle erwägt 
die Kommiſſton die Angemeſſenheit des Vorſchlags, genehmigt oder verwirft ihn. . 

Der Mangel an Gelegenheit zu Ausführungen im Bezirke kann nicht Veranlaſſung 
geben, den Geprüften von dem Meiſterbaue zu dispenſtren, ſondern nur ihn damit an eine 
andere Kommiſſton zu verweiſen. In dergleichen Fällen ift an die vorgeſetzte Reg. zu br 
richten, auf deren Erſuchen die Kommiſſton, in deren Bezirk der Bau ausgeführt werden 


ſoll, zur Beaufſichtigung und Beurtheilung deſſelben von der betr. Reg. angewieſen wer— ih) 
den wird. du) 
S 14. Es genügt, wenn bei dem aufzugebenden Baue nur eine ſcheitrechte oder Ai 
Bogenwölbung in Haufteinen, oder eine nicht ganz einfache Treppe, oder aber eine Säu— ei 
lenſtellung vorkommt. | u 
Neubaue oder bedeutende Wiederherftellungen von großer Ausdehnung können des— Di 
halb auch für mehrere Stückmeiſter benutzt werden. N 
8. 15. Bei Ausführung des Meiſterſtücks führt ein zur Kommiſſton gehörender J 


Meifter die Aufficht, und überzeugt ſich, daß der Stückmeiſter die ihm aufgegebenen Arbei- 
ten ſelbſt leitet, und nur mit Hülfe von Geſellen und gemeinen Arbeitsleuten arbeitet. Die , 
übrigen Kommijllons-Mitglieder unterftügen dabei jenes Mitglied. 
Nach Beendigung des Baues wird eine Beſichtigung deſſelben durch die ganze Kom⸗ 
miſſton abgehalten, die etwaigen Mängel werden dem Stückmeiſter bemerklich gemacht, und 
es wird deſſen Erklärung darüber zu Protokoll genommen. 
Bei einer Entfernung des Meiſterbaues von mehr als einer Meile vom Sitze der 
Kommiſſton wird die Beaufſichtigung während der Ausführung dem K. Land- Baubeamten I 
des Bezirks unentgeltlich übertragen, und die definitive Abnahme nur von 2 Mitgliedern 1 
der Kommiſſton beſorgt, von welchen das eine ein K. Baubeamter fein muß. Das andere * 
Mitglied und der Baubeamte, letzterer in ſofern der Meiſterbau außerhalb ſeines Bezirks N 
liegt, können dafür die veglementömäßigen Gebühren fordern, im Fall der Geprüfte nach \ 
dem Urtheile der K. Reg. ſie zu entrichten vermögend ift. e N 
Nachdem die Beſichtigung ſtattgefunden hat, wird von der Kommiſſton, unter Ein⸗ 
ſendung der Akten, an die Reg. gutachtlich berichtet, und von dieſer entweder das Quallifi— | 
kations⸗Atteſt ausgeſtellt, oder die Vervollſtändigung der Prüfung verfügt. In dem Atteſte | 
iſt nach Lage der Verhandlungen, nach dem Gutachten der Kommiſſton und dem Ermeſſen | 
der Bauräthe genau auszudrücken: in welchen Materien der Geprüfte ſich mehr oder weni⸗ ir 
ger unterrichtet oder gleich geſchickt bewieſen hat. Bedingte Fähigkeitszeugniſſe zu erthei⸗ ut 
len iſt nicht verſtattet. , | 
| 8.16. Für die ganze Prüfung erlegt der Geprüfte Fünf Rthlr. Gebühren, welche IN 
ſogleich beim Tentamen einzuzahlen, jedoch erſt nach Beſichtigung des Meifterbaued, oder It 
nach Einſtellung der Prüfung unter die Mitglieder der Kommiſſton, nach Verhältniß ihrer ie 
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Theilnahme an den Verhandlungen, zu vertheilen find. Außerdem find in dem §. 15. ans 

gegebenen Falle die dort bezeichneten Gebühren zu entrichten. (A. XVII. 779.—3. 124.) 
II. Die Ae 94.— 101. des Gewerbe-Poiizei⸗Edikts !) und die Prüfungs⸗ 

Inſtruktionen für die Bau-Handwerker gelten im ganzen Staate. 

1) C. R. der K. Min. ded J. für H. u. G. (v. Schuckmann), ſowie der 
Juſtiz (v. Kamptz) v. 10. Mai 1832, an ſämmtl. K. Rheiniſche Reg. 

Da über die geſetzliche Kraft der Inſtruktionen, wegen der Prüfung der Bauhand— 
werker, in den Rheinprovinzen hin und wieder bei den Gerichtshöfen Zweifel entſtanden 
find, fo haben die unterzeichneten Miniſter ſich veranlaßt gefunden, darüber die nähere 
Beſtimmung Sr. Maj. des Königs einzuholen. Die K. Reg. wird aus der (sub lit. a.) 
abſchriftlich anliegenden Allerh. K. O. v 18. April d. 3. erfehen, daß es die Allerh. Abſicht 
Sr. Maj. des Königs allerdings geweſen ift, daß die gedachten Inſtruktionen und zugleich 
die 88. 94— 101. des G. v. 7. Sept. 1811 im ganzen Staate gültig fein, und allgemein 
befolgt werden ſollen, ſo wie daß Se. Maj. zu befehlen geruhet haben, daß die gedachten 
88. des angeführten Geſetzes, da die Publikation der Allerh. K. O. v. 25. April 1824 nicht 
vollſtändig erfolgt iſt, noch jetzt durch das Amtoͤbl. der K. Reg., jedoch "mit der Erklärung 
bekannt gemacht werden, daß die Verpflichtung zur Prüfung nicht als eine neue, erſt jetzt 
getroffene, ſondern als eine ſchon ſeit der Bekanntmachung der Inſtruktionen durch die 
Amtsbl. beſtandene Einrichtung betrachtet werden foll. 

Die K. Reg. wird daher angewieſen, ſowohl die anliegende Allerh. K. O. v. 18. April 
d. J. und das gegenwärtige Reſcript, als auch die Sp. 94.— 101. des G. v. 7. Sept. 1811 
durch Ihr Amtsbl. zur Nachachtung zu Wa 

Inl. a. 

Als Ich durch Meine an den Staats-Miniſter, Grafen v. Bülow, unter dem 23. 
April 1821 erlaſſene Ordre die Inſtruktionen wegen der Prüfung der Bauhandwerker, 
mit einigen Modifikationen genehmigte, und deren Anwendung im ganzen Staate befahl, 
ging Meine Abſicht dahin, daß die Beſtimmungen des G. v. 7. Sept. 1811 88. 94—101., 
welche dieſen Inſtruktionen zur Grundlage dienen, ebenfalls allgemein befolgt werden ſoll— 
ten. Da aber nach Ihrer Anzeige v. 27. v. M. die vollſtändige Publikation Meiner Ordre 
damals nicht ſtattgefunden hat, und die Gerichte der Rheinprovinz wegen dieſes Mangels 
Anſtand nehmen, die geſetzlichen Strafen gegen diejenigen auszuſprechen, welche, ohne die 
Prüfung beſtanden zu haben, das Gewerbe felbftftändig treiben, fo will Ich Sie zwar er— 
mächtigen, die gedachten 88. noch jetzt durch die Amtsbl. der Rheiniſchen Reg. bekannt zu 
machen, erkläre aber dabei ausdrücklich, daß die Verpflichtung zur Prüfung ſchon ſeit der 
Bekanntmachung der Inſtruktionen durch die Amtsbl. beſtanden hat, und nicht als eine neue 
durch gegenwärtige Ordre getroffene Einrichtung zu betrachten iſt. 

Berlin, den 18. April 1832. ) 
Friedrich Wilhelm. 

(A. XVI. 477.— 2. 87.) 
Mit Bezug hierauf ſind ergangen: 

a) R. des K. Juſtiz⸗Min. (v. Kamptz) v. 18. Mai 1832 an den K. Ge⸗ 
neral-Prokurator Ruppenthal zu Köln. 


Ew. H. ꝛc. erhalten Abſchrift der Allerh. K. O. v. 18. v. M. die Prüfung der Baus - 


handwerker in den Rheinprovinzen betreffend, und der darauf von dem K. Min. des J. 
für H. u. G. an die Rheiniſchen Reg. unter dem 10. d. M. erlaſſenen Verf., um Ihrer⸗ 
ſeits das Weitere zu veranlaſſen, damit in künftigen Kontraventionsſällen gegen die frag— 
lichen gewerbepolizeilichen Beſtimmungen, von den Polizeigerichten der 8.33. des Reſſorts— 
Regl. b. 20. Juli 18182) gegen die Schuldigen zur Anwendung gebracht werde. 

(A. XVI. 479. — 2. 88.) a 


1) Die, jetzt an deren Stelle tretenden, betr. Vorſchriften der allgemeinen Gewerbe-Ordn. 
v. 17. Jan. 1845 haben nach dem Eingange dieſes Geſetzes ebenfalls für den ganzen 
Umfang der Monarchie Gültigkeit. 

») Dieſer $. diöponirt: 

»Bei jeder Uebertretung eines Polizei-Geſetzes, das nicht beſonders verpönt ift, 
»ſoll von den Polizeigerichten auf eine Geldſtrafe von 1 bis 5 Thaler erkannt met 
»den,« (A. II. S. 630. - 

Das R. des K. Min. des J., d. P. (v. Rochow) und der F. (v. Alvensleben) 
v. 14. Mai 1841 an die Reg. zu Koblenz bemerkt, daß dieſe Strafe von 
1 bis 5 Rthlr. nicht durch die C. Verf. v. 9. Aug. 1839. (A. XXIII. S. 696.) 
habe geſchärft werden follen, indem der 8. 2 jenes C. R. unter 2 fage, daß das Ge⸗ 
werbe vor erlangter polizeilicher Erlaubniß bei Vermeidung einer Strafe von 5 bis 
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p) R. des K. Juſtiz⸗Min. (b. Kamptz) v. 23. März 1838 an den K. 
Ober⸗Prokurator zu Cleve, a | 


Durch die Allerh. K. O. v. 18. April 1832 (A. S. 478) find, obgleich damals ſchon 
die Nothwendigkeit eines Gewerbeſcheins nicht mehr beſtanden, dennoch bie $8. 94 —101. 
des G. v. 7. Sept. 1811 auch in der Rheinprovinz eingeführt, insbeſondere alſo nament— 
lich die 88. 94. und 95., nach welchen ein Reg.-Qualifikations-Atteſt zum Betriebe des 
Gewerbes eines Bauhandwerkers (welches zur Zeit des Geſetzes nur nach Löſung eines 
Gewerbeſcheins, deſſen das Geſetz daher erwähnte, betrieben werden konnte) erforderlich 
iſt, und zwar ſelbſt für diejenigen, welche das Gewerbe bis dahin ſchon betrieben, denen 
jedoch die Erlangung des Atteſtes erleichtert wurde. Iſt nun dieſes Atteſt nothwendig 
im polizeilichen Intereſſe und keine beſondere Strafe wider Uebertretungen der diesfälligen 
Vorſchrift beſtimmt, ſo muß ſchon nach §9. 33. des Nefforts-Regl. v. 20. Juli 18181) 
(A. S. 630.) die von der Reg. in der Verf. v. 23. Juli 1829 noch beſonders erwähnte 
Strafe von 1 bis 5 Thlr. eintreten. — Es iſt alſo richtig: 

1) daß die Uebertretung in dem Betriebe des Gewerbes vor Erlangung 
des Atteſtes der Regierung auch in Anſehung derjenigen beſteht, welche 
e Emanation jener Anordnungen bereits einen felbftftändigen Betrieb gehabt 
aben; 

2) daß dieſes Faktum des fruͤheren Betriebes ſelbſt mithin bei nicht erfolgter Erlan— 
nung des Atteſtes nicht exkulpirt, ein diesfälliger Beweis folglich unzuläſſig 
ſt, und 

3) daß ein auf Grund eines ſolchen Beweiſes freiſprechendes Erkenntniß der Kaſſa— 
tion nicht wohl entgehen kann. \ 

Es hat daher gar feinen Anftand, daß, wozu ich Sie hiermit anweiſe, Ew. ꝛc. die 
Beamten des öffentlichen Miniſteriums hiernach inſtruiren. (A. XXII. 214. — 1. 203.) 

2) C. R. des K. Min. des J. für H. und G. (v. Schuckmann) v. 6. 
März 1833 an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich der Rheiniſchen?). 

Aus der abſchriftlich anliegenden Allerh. K. O. v. 18. April v. 3.3) erfieht die K. 
Reg., daß es bei dem Erlaſſe der Allerh. O. v. 25. April 1821, durch welche die Inſtruk— 
tionen zur Prüfung der Bauhandwerker genehmigt wurden, Sr. Mal. des Königs Abficht 
geweſen ift, auch den §. 94. des G. v. 7. Sept. 1811, die Prüfung der Architekten 
betreffend, für die ganze Monarchie verbindlich zu erklären. Es iſt daher auch im dorti— 
gen Reg.⸗Bezirke geſetzlich unzuläſſig, daß Perſonen, die nicht ſchon vor Publikation der 
Inſtruktionen vom Jahre 1821 im Beſttze der Ausübung waren, jetzt, ohne die Prüfung 
beſtanden zu haben, das Gewerbe der Architekten treiben. 

Die K. Reg. hat daher gegen ſolche einzuſchreiten, und ſte nach den Beſtimmungen 
über unbefugten Gewerbsbetrieb der Bauhandwerker zu beſtrafen, übrigens aber die 
Allerh. O. v. 18. April a. pr. nebſt den BR. des Geſetzes, welche ſte in Bezug nimmt, durch 
Ihr Amtsbl. zu publiciren. (A. XVII. 205. — 1. 125.) 


3) In Betreff der Grafſchaft Wernigerode bemerkt das Publ. des 
K. Ob. Präſid. der Provinz Sachſen v. 18. Mai 1823 8. 20: 


Was insbeſondere die Bauhandwerker betrifft, welche einer beſonderen Prüfung 
unterworfen ſind, ſo ſollen diejenigen, welche ſich in der Grafſchaft anſetzen wollen, ohne 
vorher noch die vorſchriftsmäßige Prüfung bei einer K. Kommiſſton beſtanden zu haben, 
von einer gräflichen Kommiſſion nach der deshalb ergangenen miniſteriellen Inſtruktion 
gepruft werden, und von derſelben das erforderliche Qualifikationsatteſt erhalten, ohne 
welches keinem ſolchen Bauhandwerker in der Grafſchaft die Ausübung des Gewerbes ver— 
ſtattet werden kann x. 

Will ein Bauhandwerker, welcher die vorſchriftsmäßige Prüfung bei einer K. Kom⸗ 
miffton bereits beſtanden hat, zur Ausübung feines Gewerbes in der Graſſchaft ſelbſt ſich 
niederlaſſen, fo bedarf er hierzu keiner neuen Prüfung, wohl aber der beſonderen Zuſtim— 
mung des Herrn Grafen. 


50 Thlr. oder der ſonſt beſtimmungsmäßigen Ahndung nicht ausgeübt wer— 
den dürfe (Min. Bl. d. i. V. 1841, S. 135., Nr. 198.). — Vergl. indeß v. 
Rönne's Gewerbe-Polizei, Bd. 2. S. 11. Note 2. wo gezeigt iſt, daß und wes⸗ 
halb die Beſtimmungen des C. R. v. 9. Aug. 1839 für antiquirt zu erachten. 
Vergl. auch 88. 332 ff. des Strafgeſetzbuchs. , 
1) Vergl. oben S. 440. Note 2. 
2) An dieſe iſt die V. v. 10. Mai 1832 (oben sub Nr. 1.) ergangen. 
3) Vergl. oben S. 440. | 
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Bauhandwerker, welche nicht in der Grafſchaft ihren Wohnſitz genommen, können 
jedoch innerhalb derſelben ihr Gewerbe eben fo gut ausüben, als die in ihr anſäſſtgen 
außerhalb derſelben, ohne dazu von irgend einer Seite einer beſonderen Erlaubniß zu be⸗ 
dürfen, wenn fie nur von einer K. oder gräflichen Prüfungs-Kommiſſton für tüchtig be- 
funden worden ſind, und dem Gewerbeſteuer-Ed. Genüge thun. (A. VII. 519. — 3. 8.) 

III. In Betreff der Frage: welche Bauhandwerker einen Quali— 
fifationd- Nachweis, und zwar nach den Vorſchriften der Prüfungs-In— 
ſtruktionen, oder anderweitig, führen müſſen, bemerke man folgende 
Grundſätze: 

a) Nur die feit Anordnung der Prüfungs-Kommiſſionen 
etablirten Bauhandwerker find den Beſtimmungen der Prüfungs-Inſtruktionen 
unterworfen !). 

1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (b. Schuckmann) v. 8. Aug. 1827, 
an die K. Reg. zu Potsdam. Den vor dem J. 1811 qualificirten Zimmer: 
leuten ſteht ohne weitere Prüfung die Befugniß zum Mühlenbau zu. 


Auf den Bericht der K. Reg. v. 28. v. M., wird die unterm 22. Juni d. J. erlaſſene 
Verf. wegen der Befugniſſe der Zimmerleute zum Mühlenbau dahin näher beſtimmt, daß, 
abgeſehen von den Innungs-Artikeln, ſämmtliche vor dem Jahre 1811 qualificirte Zim- 
merleute Ihres Depart. aus dem Grunde als im rechtlichen Beſitze der Befugniß zum 
Mühlenbau ſich befindend angeſehen werden können, weil das Gewerbe der Zimmerleute 
mit dem der Mühlenbaumeiſter damals vereinigt geweſen, und der Mühlenbau von den 
Zimmermeiſtern ausgeübt worden iſt. ) 

Es kann daher den hier bezeichneten Individuen die fernere Ausübung des in Rede 
ſtehenden Gewerbes in Gemäßheit des 8. 95. des Gewerbe-Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 
geftattet, und das Weitere demgemäß veranlaßt werden. (A. XI. 7503. 100.) 

2) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 19. Aug. 1830 an den 
Ober⸗Präſid. der Provinz Poſen. Die vor dem 28. Juni 1821 etablirten 
Bauhandwerker unterliegen keiner weiteren Prüfung. 

Ew. ap. erwiedere ich auf das Schreiben v. 8. d. M., daß es ein Mißgriff iſt, deſſen 
Abſtellung ich Ihnen anheim gebe, wenn die Reg. zu Bromberg der Inſtruktion v. 28. 
Juni 1821 wegen der Prüfung der Bauhandwerker, eine ruͤckwirkende Kraft beiliegt. 

Der F. 95. des G. v. 7. Sept. 1811, welcher durch den Ober-Präſtd. v. Zerboni 
unter dem 30. Dec. 1815 dort publicirt worden (eine Maßregel, welcher bisher von Sei— 
ten des Min. des J. Gültigkeit beigelegt worden iſt) verordnet überdies ausdrücklich, daß 
diejenigen ſich der Prüfung nicht zu unterwerfen haben, welche ſich in dem rechtlichen 
Beſitze der Befugniß befinden, die dort genannten Gewerbe ſelbſtſtändig zu betreiben, und 
der Zeitpunkt, nach welchem der rechtliche Beſitz zu beurtheilen, kann kein anderer ſein, 
als der 28. Juni 1821, wo die Prüfungs-Kommiſſionen angeordnet worden find. 

Ueber die Frage: in wiefern es dem Eigenthümer freiſteht, feinen Bau ſelbſt auszu— 
führen ? ift die Reg. zu Poſen unterm 12. d. M.) beſchieden worden, und ich erſuche 
Ew. ꝛc., danach auch in dem Reg. Bez. Bromberg verfahren zu laſſen. ) 

Dem Antrage aber, von Handwerkern, die nur zum Bau gewöhnlicher ländlicher 


Wirthſchaftsgebäude angewendet werden, die geſetzlichen Erforderniſſe nicht zu verlangen, 


kann ich nicht beiſtimmen, da eine ſolche Feſtſetzung mit dem Geſetz nicht vereinbar ſein 
würde. 

Indeſſen finde ich den Inhalt der Bekanntmachung der Reg. zu Bromberg v. 22. 
Juli v. J. überhaupt einer Berichtigung bedürftig. Das Geſetz verlangt, daß die Bau⸗ 
handwerker mit Legitimationen verſehen ſein ſollen, und es folgt daraus, daß derjenige, 
welcher ſich über ſeine Legitimation nicht ausweiſen kann, bis dahin, daß dies geſchieht, 
wie derjenige behandelt wird, der überhaupt nicht legitimirt iſt. Weiter darf man nicht 
gehen, und die Beſtimmungen in dem Publik., wodurch Strafen noch beſonders dafür 
verhängt werden, daß jemand die Legitimation nicht bei ſich führt; oder eine Meldung bei 
der Polizei verlangt wird; (F. 2.) oder den Meiſtern periodiſche Reviſtonen vorgeſchrie— 
ben werden, deren Unterlaſſung verpönt wird; liegen außerhalb des Geſetzes, und müffen 
daher für ungültig erklärt werden. 


1) Die K. O. v. 18. April 1832 (oben S. 440.) ſtimmt hiermit in ſofern überein, als 
fie verordnet, daß die Verpflichtung zur Prüfung bereits ſeit der Publikation der 
Inſtruktionen beſtanden hat. 

2) Vergl. unten. 


d | | 
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Die Reg. find zwar, nach ihrer Dienſt⸗Inſtruktion v. 23. Okt. 1817, Anh. 8. 45., 

ermächtigt, Handlungen, welche die Geſetze ſtrafbar bezeichnen, zu verpönen; ſte überſchrei⸗ 
ten aber ihre Befugniß, wenn fie Handlungen, welche die Geſetze nicht für ſtrafbar er— 
kennen, mit Strafen belegen. (A. XIV. 638. — 3. 97.) 
3) R. des K. Min. für H. u. G. (v. Schuckmann) v. 11. April 1831 an 
die K. Reg. zu Magdeburg. Die vor dem 25. April 1821 conceſſionirten 
Bauhandwerker in den wieder- oder neu erworbenen Provinzen behalten dieſe 
Befugniß ohne weitere Prüfung. | = 

Die Prufung der Bauhandwerker in den jenſeits der Elbe wieder- oder neu erwor— 
benen Provinzen iſt, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 24. v. M. zum Beſcheide ertheilt 
wird, erſt durch die Allerh. K. O. v. 25. April 1821 zur geſetzlichen Bedingung geworden 
und alle diejenigen, die vor dieſem Termine im rechtlichen Beſitze der Befugniß waren, 
dieſe Gewerbe ſelbſtſtändig zu betreiben, verbleiben in demſelben, ohne der Pruͤfung unter— | 
worfen zu ſein. Daß ſie mit dieſem Rechte auf diejenigen Landestheile beſchränkt ſeien, ll 
wo fie ſich im Jahre 1821 befunden haben, ift von des Königs Maf nicht ausgeſprochen, Wd 
und läßt ſich jetzt noch weniger rechtfertigen, ſeitdem die gedachte Allerh. K. O. d 
die Prüfung allgemein für das ganze Reich vorgeſchrieben und fo die Rechte überall W 
gleichgeſtellt hat. 

Da nun der ꝛc. N. N. das Gewerbe als Zimmermann bereits im Jahre 1809 felbft- H 
ftändig betrieben hat, fo kann ihm auch die Ausübung deſſelben in den Ländern dieſſeits IF 
der Elbe nicht verboten werden. (A. XV. 380. — 2. 73.) 0 


b) Geprüfte Bau-Kondukteure ſind zum Betriebe des Maurer— hi 
und Zimmergewerbes ohne weiteren Qualifikations -Nachweis zuzu— 


laſſen !). 
R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 15. Jul 1829 an die K. Reg. zu W 
Magdeburg. | | 
Der K. Reg. wird mit Bezug auf Ihre Anfrage v. 22. v. M. eröffnet, daß Baus I 
Kondukteure, welche durch die architektoniſche Prüfung ihre Qualifikation zu K. Baubeam— 
ten⸗Stellen nachgewieſen haben, zum Betriebe des Maurer- und Zimmergewerbes zuzu— H 
laſſen find, ohne daß fie ſich deshalb noch einer befonderen Prüfung zu unterziehen haben. | 
(A. XIII. 621. — 3. 114.) | | D 
c) In Betreff des Qualifikations-Nachweiſes bei einzelnen Gattun— dë 
gen von Bauhandwerkern find folgende Vorſchriften zu bemerken. | 
oi Gewerbe ber Dach- und Schieferdeder?). 
1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Beuth) v. 15. Nov. 1829 an die 
K. R. zu Merſeburg. ' 


Die Verf. des ehemaligen Min. des H. v. 10. Okt. 1818 (Anl. a.) iſt, wie der K. 
Reg. auf den Ber. v. 22. v. M., die Prüfung der Dach- wund Schieferdecker betreffend, 
eröffnet wird, nur an die Reg. in den altpreuß. Provinzen erlaſſen worden, indem man 
dabei den $. 101. des G. v. 7. Sept. 1811 vor Augen hatte. Dieſelbe dient daher auch 
nicht zur Vorſchrift für diejenigen Reg., welche wieder- oder neueroberte Provinzen ver- 
walten, in denen der genannte $. nicht publicirt worden iſt. In dieſen Provinzen beſteht 
bloß, in Gemäßheit der Allerh. K. O. v. 21. April 1825 für Maurer, Zimmerleute, Müh⸗ 
len⸗Baumeiſter, ſo wie Röhren- und Brunnenmacher, die geſetzliche Verbindlichkeit, ſich 
von den nach der Allerh. genehmigten Inſtruktion gebildeten Bau-Handwerker-Prüfungd⸗ 
Kommiſſtonen examiniren zu laſſen. Andere Bau-Handwerker ſind daher in dem Bezirke 
der K. Reg. weder dieſen Kommiſſtonen, noch der Erlangung eines Qualifikations-Atteſtes 
der Kreis-Baubeamten unterworfen. 


Aul. a. ö 
Das H. Min. iſt mit der K. Reg. darin einverftanden, daß die Dach- und Schiefer⸗ 
decker, auf den Grund eines von den Kreis-Baubedienten beizubringenden Qualifikationd- 
Zeugniſſes, zum ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Gewerbes verſtattet, und daher zu 
dieſem Zwecke der Prüfung durch die Bau⸗Examinations⸗Kommiſſion überhoben werden 
können. 


1) Vergl. auch oben Th. I., Abth. I. Abſchn. II. Kap. 5., Tit. 2, Unter⸗Abth. 1. 
2) Vergl. §. 45. der Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845. (Oben S. 423.) 
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Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 18. v. M. überlaſſen, hiernach zu verfahren! ). 


Berlin, den 10. Okt. 1818. 

Min. für G. u. H. v. Bülow. 

(A. XIII. 905. — 4. 94.) g 

2) R. des K. Min, des J. für G. Ang. (v. Brenn) und der Verw. für 
H. ꝛc. (Rother) v. 12. Febr. 1837 an die K. Reg. zu Erfurt. 

Die K. Reg. ſtellt in Ihrem Ber. v. 15. Dec. v. J. die Frage auf: ob die Tüncher 
zu den Maurer-Flifarbeitern zu rechnen find? Bei dieſer Veranlaſſung wird Sie zu⸗ 
vörderſt auf den Unterſchied zwiſchen der Deckung der Dächer mit Schiefern und mit Zie— 
geln aufmerkſam gemacht, und Ihr zur Nachachtung Abſchrift der in dieſer Beziehung an 
die Reg. zu Magdeburg erlaſſenen Verf. v. 26. März v. J. (Anl. a.) zugefertigt, da für 
beide Fälle nicht dieſelbe gewerbliche Qualifikation erforderlich iſt. 

Was das Gewerbe der Tüncher anlangt, fo iſt das Anſtreichen der Häuſer und in— 
nern Räume derſelben mit Farbe überhaupt keine Arbeit, welche nur geprüften Meiſtern 
vorbehalten wäre. Sofern ſtch die Tuͤncher in dortiger Gegend aber herkömmlich außer— 
dem auch mit dem Bewerfen und Abputzen beſchäftigen, werden ſte nach §. 101. des 
Gewerbe-Polizei-Geſetzes als Maurer-Flickarbeiter zu betrachten ſein. 

Anl. a. 

Obgleich die Verf. des ehemaligen Handels-Min. v. 10. Okt. 1818 (A. 1829., 
S. 905.) auf welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 21. v. M. Bezug nimmt, in einem 
Spezialfalle ergangen iſt, und dabei nicht die Abſicht vorgewaltet hat, den Betrieb des 

| Dachdeckergewerbes, je nachdem Ziegel oder Schiefer angewendet wird, verſchiedenen Be⸗ 
dingungen zu unterwerfen, fo ſchreibt doch die Inſtrukt. b. 28. Juni 1821 (A. S. 598 ff.) 
| ruͤckſtchtlich der Maurergeſellen ausdrücklich vor, was ſie von der Dachdeckung verſtehen 
LN follen, und ſpricht nur von Ziegeldächern. Daß kein Grund vorhanden fei, von dem 
Dachdecker, wenn er nicht zugleich Maurer iſt, weniger zu verlangen, als von dieſem in 
| Beziehung auf die Dachdeckung verlangt wird, daß alfo das Dachdecker-Gewerbe rüd- 
| ſichtlich des Nachweiſes der Qualifikation den Vorſchriften der erwähnten Inſtruktion 
unterworfen erachtet werden muß, erſcheint hiernach unbedenklich; dagegen iſt es aber 
unſtatthaft, eine ausdehnende Erklärung des §. 4. derſelben dahin zu geben: 
daß auch für Dachdeckung mit Schiefer eine beſondere Qualifikation nachgewieſen 
werde. 
Auch würde eine ſolche Feſtſetzung ihren Zweck verfehlen, da die Abſicht nur dahin gerichtet 
{ iſt, gemeine Gefahr durch ungeſchickten Gewerbebetrieb abzuwenden, welche zwar durch 
| Herabfallen der Ziegeln eintreten, aber bei Anwendung von Schiefern zur Deckung nicht 
6 anerkannt werden kann. f 
N Die K. Reg. hat daher hiernach zu verfahren. 
0 Berlin, den 26. März 1836. | 


( Min. d. J. für G. Angel. Verw. für H., Fabrik. und Bauw. 
H b. Brenn. Rother. 

I (A. XXI. 246. — 1. 2. 46.) 

0 B) Gewerbe der Verfertigung und Aufſtellung von Blitzab— 


d leihe, 
` 1) Publik. der K. Reg. zu Breslau, v. 17. Nov. 1820. 
0 Die Anlage der Blitz-Ableiter ſteht unter polizeilicher Leitung, und es darf daher 
d Niemand geftattet werden, dergleichen zu fertigen und bei Thuͤrmen, Häuſern und andern 
I Gebäuden anzubringen, ohne daß derſelbe den Beſttz der dazu erforderlichen Kenntniſſe 
| durch ein Qualifikations⸗Atteſt der unterzeichneten Reg. nachweiſen kann. 

Die K. Kreis-Landräthe, Polizeibehoͤrden und Diſtrikts-Baubeamten haben darauf 
ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu richten ꝛc. (A. IV. 870. — 4. 88.) 


| 2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (b. Schuckmann) v. 22, Sept. 1827 


h an die K. Reg. zu Oppeln. 

. — e EE 

| 1) Den Inhalt dieſes R. (v. 10. Okt. 1818) machen auch bekannt: 

N a) u Magdeburg durch Publik. v. 10. Nov. 1818. (A. II. 1147. 
N b) bie Reg. zu Liegnitz durch Publik. v. 30. Nov. 1818. (Heinze, Bau⸗Pol.⸗ 


Geſetze, S. 27.) 
6 c) die Ce Oppeln durch Publik. v. 27. Febr. 1824. (A. VIII. 279. 
d — 4 4 
2) Vergl. 8. 45. der Gew. O., ſ. oben S. 423. 
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Obgleich der 8. 94. des Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 der Verfertigung und 
Aufſtellung von Blitzableitern nicht ſpeciell erwähnt, ſo wird ſich doch daraus das, von 
der K. Reg. nach Ihrem Ber. v. 3. d. M. beabſichtigte Verbot herleiten, und durch die 
von derſelben angeführten Umſtände, fo wie durch feuerpolizeiliche Rückſichten füglich be— 
gründen laſſen. 5 

Da jedoch nicht ſowohl die Verfertigung, als vielmehr die Aufſtellung der Blitzab— 


| leiter, dem Gemeinweſen nachtheilig werden kann, fo wird der näheren Erwägung der 


K. Reg. anheim gegeben, ob es nicht hinreichen dürfte, die Verordnung darauf zu beſchrän— 
ken, daß die Aufſtellung der Blitzableiter, in Gemäßheit der Beſtimmung des A. L. R. 
Th. I. Tit. 8. 8. 66. von der hervorgegangenen ſpeciellen Genehmigung der Orts-Polizei— 
Behörde abhängig gemacht wird, und letztere verpflichtet werden, die gedachte Genehmi— 
gung nur in ſoweit zu ertheilen, als durch ein Atteſt des Kreis⸗Bau⸗Inſpektors nachgewie⸗ 
ſen worden, daß ſich gegen die Zuläſſigkeit der Aufſtellung nichts zu erinnern findet. 

Den Bauherren und Gewerks-Baumeiſtern, welche ohne beſondere Erlaubniß der 
Orts⸗Polizei-Behörde Blitzableiter anlegen möchten, würde nach 8. 70. J. c. des A. L. 
R. eine Polizeiſtrafe von 5 — 10 Rthlr. anzudrohen fein. (A. XI. 730. — 3. 84.) 

3) C. R. der K. Reg. zu Breslau v. 24. Dec. 1843 an die K. Land: 
räthe. 
Ew. x. erhalten in Folge des unterm 9. Okt. d. 3. erſtatteten Ber. hierdurch zur 
Nachricht, wie die Prüfung der Blitzableiter-Verfertiger nicht zu den Dienſtobliegenheiten 
des Baubeamten gehört, indem das R. des Herrn Finanz» Min. v. 31. März 1839 
(IV. 12933) beſtimmt: 


»Nach 8. 80. Thl. J. Tit. 8. des A. L. R. dürfen übrigens Blitzableiter an Gebäuden 
»nur nach vorgegangener Erlaubniß der Polizeiobrigkeit und nach der von dieſer zu 
»ertheilenden Anweiſung angelegt werden, und letztere hat es daher ſtets in der Hand, 
»der aus der ungeſchickten Anfertigung, beſonders aber der fehlerhaften Aufſtellung 
»derſelben, dem gemeinen Weſen drohenden Gefahr dadurch vorzubeugen, daß ſie 
»den, Konſens zur Errichtung derſelben nicht eher ertheilt, bevor ſte ſich von der Un— 
»ſchädlichkeit und Zweckmäßigkeit der Anlage die erforderliche Ueberzeugung verſchafft 
»hat. Dies iſt auch überhaupt um fo angemeſſener, als es ſich bei dieſen Anlagen 
»um Benutzung der Fortſchritte in den Naturwiſſenſchaften handelt, die Qualifikation 
»des Handwerkers hier mithin nicht, wie bei den Bauhandwerkern durch eine Prü— 
»fung, für feine Lebenszeit dahin feftgeftellt werden kann, daß gemeine Gefahr durch 
»ihn nicht zu beſorgen iſt.« 

Hiernach liegt die Ertheilung der Erlaubniß zur Anfertigung von Blitzableitern den Poli— 


zeibehörden ob, wonächſt die Verf. v. 27. Sept. 1843, ſoweit fie die Prüfung der Blitzab⸗ 


leiter⸗Verfertiger durch die Baubeamten betrifft, hiermit außer Kraft geſetzt wird. 
(Min. Bl. d. i. V. 1843, S. 328. Nr. 141.) 


+) In Betreff der Befugniß zur Ausübung des Geſchäfts des Ofen— 
ſetzens bemerkt das Ed. v. 7. Sept. 1811 über die polizeil. Verhältniſſe der 


Gewerbe im $. 102.: 

Jedem Maurermeiſter iſt auf den Grund ſeines Gewerbeſcheins geſtattet, Oefen zu 
ſetzen. Gleiches Recht haben diejenigen, welche bisher ſchon als Töpfermeiſter dazu be— 
fugt waren. Wer aber von nun an als Töpfer oder Ofenfabrikant ſich auch auf feinen 
Gewerbſchein das Recht erwerben will, Oefen zu ſetzen, muß ſich dazu durch einen Erlaub— 
nißſchein der Kreisbaubedienten legitimiren ). (G. S. 1811, S. 273.) 


Mit Bezug hierauf iſt das Publik. der K. Reg. zu Breslau v. 26. Febr. 


1834 ergangen. | 

Es find mehrere Fälle vorgekommen, daß neu etablirte Töpfermeiſter und Ofen⸗ 
fabrikanten das Geſchäft des Ofenſetzens in Ausführung gebracht haben, ohne ſich dazu 
nach der Vorſchrift des G. v. 7. Sept. 1811 über die polizeilichen Verhältniſſe der Ges 
werbe, durch einen Erlaubnißſchein des Kreis-Baubeamten legitimiren zu können. 

Es wird daher hierdurch in Erinnerung gebracht, daß die ſich neu etablirenden 
Töpfer oder Ofenfabrikanten, welche zugleich das Geſchäft des Ofenſetzens betreiben wollen, 
bei ihrer Anmeldung des Gewerbes zugleich einen Erlaubnißſchein des Kreis-Baubeamten 
vorzuzeigen haben, worauf in dem Gewerbe-Anmeldungsſchein bemerkt werden muß, daß 
derſelbe die Befugniß habe, Ofen zu ſetzen. 


1) Die Gew. O. v. 17. Jan. 1845 enthält keine Vorſchrift, wonach es für Ofenſetzer 
einer beſonderen polizeilichen Erlaubniß bedürfte. Hiernach würde alſo obige Be— 
ſtimmung des Ed. v. 7. Sept. 1811 für aufgehoben zu erachten fein. 
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Derjenige Töpfer oder Ofenfabrikant, welcher den gedachten Erlaubnißſchein nicht 
beibringt. iſt auch nicht befugt, Oefen zu ſetzen. 

Die Bau-Inſpektoren haben nur denjenigen Töpfermeiftern und Ofenfabrikanten 
Erlaubnißſcheine zum Ofenſetzen zu geben, die von ihnen gehörig geprüft worden und dabei 
gezeigt haben, daß fie alle Arten von Oefen zu ſetzen und das Geſchäft in jeder Beziehung 
verſtehen, auch mit den Bau-Polizeivorſchriften, wegen Feuerſicherheit, gehoͤrig bekannt 
ſind. (A. XVIII. 865. — 3. 150.) 

IV. Beſtimmungen über die Qualifikation der Baumeiſter, beziehungs— 


weiſe ihre Berechtigung zur eigenen Ausübung der Bauhandwerke. 


1) Nach $. 44. der Gew.⸗O. v. 17. Jan. 1845 (j. oben S. 423.) bedür⸗ 
fen Baumeiſter, welche aus der Leitung von Bau-Unternehmungen ein Ge— 
werbe machen wollen, eines Prüfungszeugniſſes der Ober-Bau-Deputation. 
Die letztere iſt indeß durch den Allerh. Erlaß v. 14. Jan. 1850, (f. oben S. 34ff.) 
aufgelöft und es find deren Geſchäfte, insbeſondere die Baupolizei-Ange— 
legenheiten, anf die Abtheilung für das Bauweſen im Min. für 
H., G. und öffentl. A. übertragen worden. Nach F. 6. a. a. O. iſt, außer der 
Bauabtheilung, im Min. für H., G. u. öffentl. A. eine techniſche Bau-Depu— 
tation errichtet, zu deren Geſchäftskreiſe unter Andern auch die ſämmtlichen 
Prüfungen der Bauführer und Baumeiſter gehören, über deren Ausführung 
ſie an das vorgeſetzte Min. für H., G. u. öffentl. A. zu berichten hat. 


Hiernach find die Prüfungszeugniſſe der Baumeiſter fortan von 
dem Min. für H., G. u. öffentl. A., beziehungsweiſe der techniſchen 
Bau-Deput., zu ertheilen. | 

Vergl. das Geſchäfts-Regl. für die K. techniſche Bau-Dep. b. 28, Febr. 
1850 (insbeſondere bezüglich des Verfahrens bei den Prüfungen). 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 34. Nr. 58., ſ. oben S. 39 ff.) 

2) Die V. p 9. Febr. 1849, betr. die Errichtung von Gewerberäthen ꝛc. 
disponirt im A, 25.: 

Baumeiſter ſind nicht befugt, bei der Leitung von Bauunternehmungen die Ar— 
beiten derjenigen Handwerke, für welche ſie das Befähigungszeugniß der Regierung 
nicht beſitzen, oder den im §. 23. vorgeſchriebenen Nachweis der Befähigung nicht ge 
führt haben, ohne Zuziehung geprüfter Meiſter ausführen zu laſſen. 

(G. S. 1849. S. 99.) | 

Mit Bezug hierauf ift das (nachſtehende) mittelſt C. R. des K. Min. für 
H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 11. Febr. 1851 ſämmtl. Reg. zur Kennt⸗ 
nißnahme mitgetheilte, R. deſſelb. Min. v. 23. April 1849 an den Privat-Bau⸗ 
meiſter N. ergangen: 

Zu den im §. 25. der V. v. 9. Febr. d. J. genannten »Baumeiſtern« gehören, wie Ihnen 
auf Ihre Eingabe v. 9. d. M. erwiedert wird, allerdings auch die Privat-Baumeiſter. Denſelben 
iſt jedoch im 8. 25. a. a. O. die Zuziehung geprüfter Handwerksmeiſter nicht, wie Sie nach der 
Faſſung Ihrer Eingabe vorausſetzen, bei allen Bauarbeiten, ſondern nur bei den Arbeiten 
derjenigen Handwerke, für welche fie das Befähigungszeugniß der Regierung nicht 
beſitzen, oder den im 8. 23. a. a. O. vorgeſchriebenen Nachweis der Befähigung nicht ges 
fuhrt haben, zur Pflicht gemacht. Auch finden die beſchränkenden Beſtimmungen des 
8.25, d. a. O., welchen nach dem im 8.15. der Gew. O. v. 17. Jan. 1845 ausgeſprochenen 
Grundſatze eine rückwirkende Kraft nicht beizulegen iſt, auf den Gewerbebetrieb der, ſchon 
vor Verkündigung der V. v. 9. Febr. d. J. geprüften Privat-Baumeiſter inſoweit keine 
Anwendung, als dieſe, durch Ablegung der Prüfung nach 8.24. der Prüfungs-Vorſchriften 
v. 8. Sept. 1831, die Befugniß zum gleichzeitigen Betriebe mehrerer Baugewerbe bereits 


* 


erlangt haben. (Min. Bl. d. i V. 1851. S. 98. Nr. 108.) Ä 
3) In Betreff der Befugniß Königl. Baubeamten und Ingenieur: 
Offiziere zur Ausführung öffentlicher Bauten ohne Zuziehung von 
Handwerksmeiſtern disponirt das (nachſtehende) R. der K. Min. des J. 
u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (Gr. v. Alvensleben) v. 24. März 1841 an den 
Mag. zu Spandau und abſchriftlich au die K. Reg. zu Potsdam. | 
Dem Mag. eröffnen wir auf die Vorſtellung v. 1. Dec. v. J., daß die im Eingange 
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derſelben vorgetragene Beſchwerde, wegen der bei den dortigen Feſtungsbauten angeblich 
vorgekommenen Nichtbeachtung der zwiſchen den Maurermeiſtern und Geſellen beitehen- 
den Verträge, durch die Eröffnung des K. Kriegs-Min. an die Kommandantur in Span— 
dau in der abſchriftlich eingereichten Verf. v. 30. Mai v. J. bereits ihre Erledigung ge» 
ſunden hat. b 

Die von dem Mag. beantragte Vermittelung beim K. Kriegs-Min. zu Gunſten der 
dortigen Meiſter eintreten zu laffen , können wir uns jedoch nicht veranlaßt finden, weil 
ſowohl die K. Ingenieur-Offiziere bei Ausführung der ihnen übertragenen Feſtungsbauten 
eben ſo, wie die K. Baubeamten bei den von ihnen auszuführenden Bauten, befugt find, 
die Arbeiten unter ihrer Leitung durch Gehülfen ausführen zu laſſen, ohne daß ſie einen 
Meiſter zuzuziehen brauchen; als auch ſolche Gehuͤlfen zur Uebernahme von Akkord-Ar⸗ 
beiten bei den Feſtungsbauten berechtigt ſind, ohne daß es dabei der Zuziehung eines Mei⸗ 
ſters bedarf, wenn dieſe Arbeiten nur unter Leitung und Kontrolle der Ingenieur-Offiziere 
ansgefuͤhrt werden, denn in dieſem Falle läßt ſich nicht behaupten, daß der Gehülfe die 
Arbeit ſelbſtſtändig verrichtet. | i i 

Hiernach können wir und mit der dem Mag. von der Reg. zu Potsdam ertheilten 


Verf. v. 5. Okt. v. J. (Anl. a) nur einverſtanden erklären. 


Anl. a. 

Wir eröffnen dem Mag auf den Ber. v. 1. Aug. c., wie es kein Bedenken leidet, 
daß die K. Fortifikation als techniſche Behörde und der dazu beſtellte Platz-Ingenieur 
ebenmäßig, wie die Staats-Baumeiſter und wie die Architekten, zu den von ihnen auszu— 
ſührenden Bauanlagen Maurergeſellen ohne Zuziehung von Handwerksmeiſtern annehmen 
und beſchäftigen können; und wir finden in dieſer Hinſicht gegen die Erklärung des Allgem. 
Kriegs⸗Depart. im K. Kriegs-Min v. 30. Mai c. in der Sache nichts zu erinnern. 


Potsdam, den 5, Okt. 1840. 
K. Reg. Abth. des J. Böttger. 
An den Magiſtrat zu Spandau. 
(Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 70, Nr. 102.) 


V. Ausführung von Bauten durch ausländiſche Bau-Handwerker und 
Qualiſikations-Nachweis derſelben. 


1) R. der Pol. Dep. der K. Reg. zu Liegnitz v. 7. Nov. 1815. 

Ez iſt bei einem K. Min. der F. und des H. angefragt worden, ob denjenigen aus— 
ländiſchen Maurern und Zimmerleuten, weiche in ihrem Wohnorte im Auslande zum 
Betrieb ihres Gewerbes für eigne Rechnung befugt find, die ſelbſtſtändige Ausübung des— 
ſelben in den K. Preuß. Staaten ohne nähere Prüfung ihrer Geſchicklichkeit und techuſcher 
Zuverläſſigkeit ebenfalls geſtattet werden könne. Da, wenn dieſes geſchehen ſollte, die in 
dem Ed. v. 7. Sept. 1811 wegen des Nachweiſes der Qualifikation der Bauhandwerker 
gegebenen Vorſchriften, deren Ausführung ſehr wichtig iſt, in vielen Fällen auch von In— 
ländern umgangen, alſo den Gewerbetreibenden dieſer Klaſſe, welche die Forderungen des 
Geſetzes erfüllt haben, Veranlaſſung zu mannigfachen Beſchwerden gegeben, und die Sicher— 
heit des Publikums durch die ungeſthickte und nachläſſige Ausführung von Bauen gefährdet 
werden würde, fo iſt die Vorbeſcheidung von dem Min. des J. dahin erfolgt, N 


daß ausländiſche Maurer und Zimmerleute zum ſelbſtſtändigen Gewerbs⸗ 


Betrieb in den preuß. Staaten ſich allerdings der Tüchtigkeits-Prüfung zu unter⸗ 
werfen gehalten. ü 
Es iſt auch um fo nöthiger, die im Gefolge jenes Ed. erlaſſenen Prüfungs-⸗Inſtr. 
von der Geſtattung des ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebes auch gegen alle fremde“ Bau— 
handwerker, ohne Unterſchied, zur Anwendung zu bringen, weil es bei dieſen, im Fall der 
Veranlaſſung eines polizeil. Nachtheils erzeugenden Schadens, ſchwieriger iſt, die geſetzl. 
Strafe zu verfügen, als bei Intändern. | 
Doch ift nachzugeben beliebet worden, daß die in Bezug auf die Prüfungen nachge— 
gebenen Modifikationen auch zu ihren Gunſten eintreten, und diejenigen Maurer und 
Zimmerleute des Auslandes, deren Geſchicklichkeit öffentlich anerkannt und durch völlig 
glaubhafte Atteſte über die zweckmäßige Ausführung von Bauwerken größerer Art nach- 


gewieſen iſt, von der Ausführung der ſogenannten Meiſterbauten befreit werden dürfen. 
Um fo gründlicher müffen dieſelben alsdann aber, ſowohl in Hinficht auf die Konſtruktion 


als in der Berechnung und Veranſchlagung der Gebäude, geprüft werden ꝛc. 
(Heinze, Samml. der Preuß. Baupolizei-Geſetze ꝛc., S. 21.) 


2) R. der K. Reg. zu Reichenbach b. 14. Juli 1819. 


Nach einem an die K. Reg. in Potsdam erlaffenen R. des Min. der Fin. und des 


H., v. 6. Okt. 1815, iſt beſtimmt worden, daß die in Folge des Ed. v. 7. Sept. 1811 
erlaffenen Prüf.-Anordnungen, wegen des von Bauhandwerkern beabſichtigten ſelbſtſtän— 


digen Betriebes ihres Gewerbes, auch gegen alle ausländiſchen Bauhandwerker ohne Un⸗ 
terſchied derſelben in Anwendung gebracht werden ſollen, weil es bei dieſen, im Falle der 
Veranlaſſung eines, polizeiliche Nachtheile erzeugenden Schadens ſchwieriger ift, die gefeß- 
liche Strafe zu verfügen, als bei den Inländern. Doch ſoll erlaubt ſein, daß die, in Bezug 
auf die Prüfungen, nachgegebenen Modifikationen, auch zu ihren Gunſten eintreten, und 
d diejenigen Maurer und Zimmerleute des Auslandes, deren Geſchicklichkeit allgemein aner- 
kannt, und durch völlig glaubhafte Attefte über die zweckmäßige Ausführung von Bau⸗ 
N werken größerer Art nachgewieſen iſt, von der Ausführung der ſogenannten Meifterbaue 
befreit werden dürfen. 
Um ſo gründlicher müffen daher dieſelben alsdann ſowohl in Hinſicht auf die Kon- 
ftruftion, als in Berechnung und Veranſchlagung der Gebäude geprüft werden. 


D 


(a. a. O. S. 32.) 
3) R. der K. Min. des J. für Gew. Ang. (Beuth) u. d. F. (v. Albens⸗ 
leben) v. 12. Aug. 1837 an die K. Reg. zu Oppeln. 


Der Reg. wird auf den Ber. v. 18. Juni d. J. über die Beſchwerde der Maurer— 
und Zimmermeiſter N. N., zu welcher denſelben die Ausführung von Bauten durch Oeſter— 
GC A Werkmeiſter-Geſellen und Handlanger, Anlaß gegeben hat, hiermit Folgendes 
eröffnet. 
| Hinſichtlich der Zulaſſung Oeſterreichiſcher Bauhandwerker zum ſelbſtſtändigen Ge— k 
) werbebetriebe im dieſſeitigen Gebiete, ift zwiſchen dem Gewerbebetriebe im Umherziehen, und | 
| dem ſtehenden, zu unterſcheiden. 
Zu dem erſtern, welcher dann ſtattfindet, wenn jene Handwerker Arbeit ſuchen oder 
unbeſtellte Arbeiten ausführen, find fie nach 8. 12 des Hauſir-Regul. v. 28. April 1824 
| von der K. Reg. überhaupt nicht zu verftatten, da die Bauhandwerker nicht zu den darin 
bezeichneten Dienſtleiſtungen, wofür auch Ausländern in der Regel Gewerbeſcheine ertheilt 
| werden dürfen, gehören, und die im fraglichen S. 12 gedachten Ausnahme - Falle nicht 
vorliegen. 
In allen andern Fällen, namentlich auch dann, wenn die Oeſterreichiſchen Bau— 
0 handwerker auf Beſtellung Bauarbeiten ausführen, iſt deren Gewerbebetrieb als ſtehender 
zu betrachten. Zu dieſem können ſte nur dann zugelaſſen werden, wenn ſte den allge⸗ 
meinen Erforderniſſen für den ſtehenden Betrieb der Baugewerbe genügen. Hierzu gehört, 
da die Bauhandwerke zu den ehemals ſtädtiſchen Gewerben zu zählen ſind, beim Betriebe 
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d in einer Stadt, nach §. 15 der St. O. v. 19. Nov. 1808 die Erlangung des Bürgerrechts, 
d indem dieſes Erforderniß nach S 1 des Ed. v. 7. Sept. 1811 auch gegenwärtig noch in 
Kraft iſt. Was aber den Begriff auf dem Lande anlangt, ſo ſetzt der ſtehende Gewerbebetrieb 
immer einen beſtimmten Ort voraus, der als Sitz deſſelben anzunehmen It, und in wel— 
chem der Gewerbetreibende feinen Wohnſitz hat. Es müſſen daher auch die Oeſterreichi— 
| ſchen Bauhandwerker, wenn ſie dieſſeits ihr Gewerbe betreiben wollen, einen beſtimmten 
feſten Wohnſitz im Inlande nachweiſen, in welchem fie zu den Staats- und Kommunal» 
d laſten, gleich den Intändern, beizutragen haben. So lange beier Nachweis nicht geführt 
j ift, muß ihnen auch der Gewerbebetrieb verſagt werden. 

In Anſehung des Nachweiſes der techniſchen Qualifikation müſſen dieſelben dem 
ö Erforderniſſe der Prüfung ebenſo genügen, wie die Inländer, da in Oeſterreich eine 
ö | Staatsprüfung nicht befteht. Ueberhaupt ift auch aus der Bemerkung in dem R. v. 
i 16. Eept. 1822, 8 | 
) daß ausländiſche Bauhandwerker nur dann ohne Prüfung zugelaſſen werden fün- 
d nen, wenn in dem Staate, aus welchem fie herüberziehen, eine ähnliche Prüfung 
beſteht, wie dieſſeits, und ſie darüber, ſolche beſtanden zu haben, vortheilhafte 


Zeugniſſe beibringen, e , 
nicht herzuleiten, daß auswärtige Bauhandwerker, welche dieſſeits zum Gewerbebetriebe 
verſtattet werden, grundſätzlich von einer weiteren Prüfung zu diöpenfiren ſeien, ſobald fie 
im Auslande bereits eine Staatsprüfung beſtanden haben, indem es immer auf die Art des 
N letzteren, ſowie beſonders darauf ankommt, ob dieſſeitigen Unterthanen in dem betreffenden 
auswärtigen Staate eine gleiche Erleichterung zu Theil werde. 
| Daß den Oeſterreichiſchen Geſellen und Handlangern die Beſchäftigung bei Bauten 
auf dieſſeitigem Gebiet nicht zu verſagen ſei, iſt von der K. Reg. ganz richtig bemerkt 
worden. 6 
. Dieſelbe wird beauftragt, die Bittſteller nach den obigen Prinzipien mit Beſcheid zu 
| verſehen. (A. XXI. 1089. — 4. 205.) 
| 4) Die allgem. Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845 disponirt in dieſer Bezie⸗ 
) hung im §. 18, daß Ausländer, ſofern nicht durch Staatsverträge ein Ande— 
| res beſtimmt ift, nur mit Erlaubniß der Preuß. Minifterien im Preuß. Staate 


ein ſtehendes Gewerbe betreiben dürfen. Dagegen ſoll, nach §. 20 a. a. O., von 
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dem Beſitze des Bürgerrechts die Zulaſſung zum Gewerbebetriebe in keiner 
Stadt und bei keinem Gewerbe mehr abhängig, hierdurch aber nichts in der 
Verpflichtung zum Erwerbe des Bürgerrechs geändert fein. (8. S. 1845. S. 44.) 


VI. Bedingte Befugniß der Meiſterwittwen der Bauhandwerker zur 
Fortſetzung des Gewerbes. | - 

1) R. der K. Reg. zu Breslau v. 27. Dec. 1809. 

Nach einem R. des Min. des J. v. 30. v. M. iſt feſtgeſetzt worden, daß den Schorn— 
ſteinfeger⸗, Maurer⸗ und Zimmermeiſter-Wittwen fernerhin die Fortſetzung der von ihren 
verſtorbenen Ehemännern betriebenen Profeſſtonen nicht geſtattet werden ſoll: indem es 
bei dem Gewerbe eines Schornſteinfegers, in Beziehung auf allgemeine Feuerficherheit, 

ſehr. weſentlich auf die perſönlichen Kenntniſſe und Betriebſamkeit eines dergl. Meiſters 
ankömmt, und daher bei den Umſtänden einem ſogenannten Meiſter⸗Geſellen nicht allein 
überlaſſen werden kann. ) Za | 

Ebenſo verhält es ſich auch bei dem Gewerbe der Maurer und Zimmerleute: da es 
bei einem dergleichen lediglich auf perſönliche Geſchicklichkeit und ganz genaue mit Gewiſſen— 
haftigkeit verknüpfte Kenntniß, wie Gebäude ganz feuerſicher zu bauen, ankommt ꝛc. 

(Heinze's Preuß. Baupolizei-Geſetze, S. 14.) 

2) Publ. der K. Reg. zu Gumbinnen v. 21. Okt. 1823. N 

Nach einer Entſcheidung des K. Min. des H. ſoll den Meiſter-Wittwen der Bau— 
handwerker, welche einer Zunft angehören, die in den Gewerbs-Privilegien feſtgeſtellte 
Berechtigung zur Fortſetzung des Gewerbes in dem Falle auch ferner belaſſen werden, 
wenn ſie einen Werkmeiſter annehmen, welcher die Qualifikation zum ſelbſtſtändigen Ge— 
merbabetriebe nachgewieſen hat. Im andern Falle darf den Wittwen aber nach §. 94 des 
Gewerbe-Polizeigeſetzes die Fortſetzung des Gewerbes nicht geſtattet werden. 

(A. VII. 974. — 446. 1.) 

3) Die allgem. Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845 op, 61 und 62 disponirt 
in dieſer Beziehung: | 
8. 61. Die Befugniſſe zum Gewerbebetriebe können durch Stellvertreter ausgeübt 
werden; dieſe müſſen jedoch nicht nur den für den ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb im Allge— 
meinen, ſondern auch den für das in Rede ſtehende Gewerbe inöbefondere vorgeſchriebenen 
Erforderniſſen genügen. 

8. 62. Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für Rechnung | 
der Wittwe während des Wittwenſtandes, oder, wenn minderjährige Erben vorhanden url 
find, für deren Rechnung durch einen nach 8. 61 qualificirten Stellvertreter betrieben wer— 
den, in ſofern die über den Betrieb einzelner Gewerbe beſtehenden beſonderen Vorſchriften N 
nicht ein Anderes anordnen. Daſſelbe gilt während der Dauer einer Kuratel oder Nach— N 
laßregulirung. (G. S. 1845, S. 53.) N 

VII. Befugniß der Bauherrn zur eigenen Ausführung von Bauten. \ | 


R. d. K. Min. des J. u. d. P. (Beuth) v. 12. Aug. 1830 an die K. Reg. 0 

zu Poſen. | * b il 
Die K. Reg. findet, wie Ihr auf den Ber. v. 28. v. M. eröffnet wird, die gewünſchte | 

Belehrung wegen der Befugniß zur Ausführung von Bauen, ſowohl in dem C. R. des 

Min. d. H. u. d. F. v. 19. Aug. 18214), als in den Vorſchriften des A. L. R. 1. 8. 8.69, 


70. II. 8. 88. 236. 243. II. 20. 88. 768. 769. 770 u. 1539. | 
Denſelben gemäß, iſt nur derjenige befugt, für ſich ſelbſt, oder zum eignen Gebrauch, 1 
einen Bau auszuführen, der entweder die Qualifikation beſitzt, oder bei der Bauausfüh— N 


rung ſelbſt ſich auf ſolche Arbeiter beſchränkt, aus deren ſchlechter Verrichtung kein Nach- 
theil für einen Dritten, oder für das gemeine Weſen entſtehen kann ). H 


(A. XIV. 639. — 3. 96.) N 0 
VIII. Vorſchriften in Betreff der ſogenannten Flick-Arbeiter. (Vergl. L 


$. 101 d. Gew. Pol. Ed. v. 7. Sept. 1811, oben S. 423.) f A 
1) R. des K. Min. für H. u. G. (v. Bülow) v. 15. April 1825 an die ih 


K. Reg. zu Erfurt. Arten der Flickarbeiten, welche durch ungeprüfte Zimmer— 
leute beſorgt werden dürfen. 


1) Dies R. (A. XI. S. 1017) beſtimmt, daß der Eigenthümer eines Grundſtücks nur d 


dann befugt iſt, ſich ſelbſt ein Haus aufzuführen, wenn er zuvor feine Qualifikation 1 
nachgewieſen hat. l 
2) Vergl. auch das R. v. 19. Aug. 1830 (A. XIV. 638. — 3. 97.) wegen Anwendung ID 
dieſes R. für den Reg. Bez. Bromberg (oben S. 442 ff.). ` 


v. Rönne, Bau-Polizei. 2. Aufl. 29 
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Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 19. v. M., ob und unter welchen Bedingun⸗ 
gen und Einſchränkungen auch den ungeprüften Zimmerleuten die Beſorgung von Flick— 


arbeiten zu geſtatten ſei? anliegend sub Lit. a. und b. Abſchrift zweier C. V. v. 3. Mai 
A und 21. Juni 1814 an fümmtt. damalige Reg. mit dem Auftrage zugefertigt, nach deren 
Jä Inhalt Ihrerſeits ebenfalls zu verfahren !). 
0 A | Anl. a. 
"IR In dem Ed. v. 7. Sept. 1811 über die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe, ift 
Ji zwar bei Bewilligung der Gewerbeſcheine auf Maurerflickarbeiten die Zimmerflickarbeit 
d, nicht ausdrücklich erwähnt, fie ift aber auch dort nicht unterſagt. 
| d. Wenn nun aus Ueberſchreitung der Grenzen der Zimmerflickarbeit bei weitem nicht 
IR, ) | der Nachtheil erfolgen kann, als wenn ein Maurerflickarbeiter ſich z. B. erlauben ſollte, 
Ji neue Feuerungen anzulegen, fo finden wir kein Bedenken, auf den Ber. der K. Pommer— 
A: ſchen Reg. Poliz. Dep. v. 8. v. M. die Ertheilung der Gewerbeſcheine auf Zimmer⸗ 
hi flifarbeiten hierdurch nachzugeben, doch 18 diefe auf nachfolgende Gegenſtände zu be- 
| ſchränken: 
d 


| 1) auf Reparatur der Dachlatten, 
N 2) desgleichen auf ſchon vorhandenen Fußböden, ja ſelbſt Legung von Fußböden, 
| 3) auf Anfertigung von Thüren und Fenſterladen, 
4) SA von Treppen vor den Häuſern in kleinen Städten und auf dem platten 
ande, 
5) auf Reparatur von Stacket- und Bretterzäunen, 
6) auf Anfertigung und Reparatur einzeln ſtehender kleiner Ställe und ähnlicher 
landwirthſchaftlicher Behälter, und 
7) auf Reparatur von Brücken und deren Geländer. 

Die Aufführung neuer Stacket- und Bretterzäune an Stellen, wo noch keine vor⸗ 
handen waren, wird ausgenommen, weil wegen der Grenzgerechtigkeit in den Städten 
beſondere Vorſchriften ſtattfinden, welche den Zimmerflickarbeitern unbekannt bleiben 
möchten. In Abſicht der Prüfung der erforderlichen Eigenſchaften zur Zimmerflickarbeit 
iſt es wie bei der Maurerflickarbeit zu halten. Es muß nämlich in Folge des Ed. v. 
7. Sept. 1811 f. 101 vor Bewilligung des Gewerbeſcheins ein Atteſt des Kreis-Baube— 
dienten und die für Maurer in der V. wegen Prüfung der Bauhandwerker v. 14. Nov. 
1812 8. 12 angeordnete Nachweiſung erfordert worden, daß der Flickarbeiter wenigſtens 
zwei Jahre bei einem oder mehreren geſetzlich geprüften Meiſtern zu deren Zufriedenheit 
gearbeitet habe. 

Berlin, den 3. Mai 1814. 

Dep. für G. u. H. im Min. des J. 


Anl. b. 

Auf den Ber. der K. Pommerſchen Reg. Polizei Dep. v. 26. v. M., wird unter den 
angeführten Umſtänden hierdurch genehmigt. daß die Zimmerflickarbeiter auch zu Aufrich— 
tung neuer Bretterzäune und Stackete berechtigt gemacht werden können. 

Berlin, den 21. Juni 1814. „ Ä 

Dep. für G. u. H. 


(A. X. 1129. — 4. 136.) N 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 31. Jan. 1827 
an die K. Reg. zu Magdeburg. Zimmer- und Maurerflickarbeiter durfen keine 
Geſellen halten 2). 

Auf den Ber. v. 24. d. M. wird der K. Reg. zum Beſcheide ertheilt, daß den ſoge— 


» nannten Flickarbeitern im Zimmer- und Maurer⸗Gewerbsbetriebe die Befugniß, Geſellen 
zu halten, nicht eingeräumt werden kann, ja, daß es, nach der Dispoſition des Gewerbe— 


1) Der Inhalt der R. v. 3. Mai und 31. Juni 1814 wird von mehreren Reg. durch 
beſondere, im Weſentlichen gleichlautende und die erwähnten R. nur wiederholende 
Publ. bekannt gemacht, weshalb deren Abdruck nicht erforderlich iſt. Dies ſind 
folgende Publ.: 

a) der Reg. zu Reichenbach v. 16. Mai 1817. (A. I. 243. — 2. 145.) 
b) der Reg. zu Magdeburg v. 11. Sept. 1817. (A. I. 59. — 3. 33.) 
e) der Reg. zu Königsberg v. 24. Febr. 1818. (A. II. 146. — 1. 76.) 

d) der Reg. zu Merſeburg v. 2. Okt. 1820. (A. IV. 531. — 3. 38.) 

e) der Reg. zu Münſter v. 21. Okt. 1823. (A. VII. 977. — 4. 148.) 

) Die allgem. Gew. O. v. 17. Jan. 1845 ertheilt im §. 125 nur denjenigen Perſonen 
die Befugniß, Gehulfen und Geſellen zu halten, welche ein ſtehendes Gewerbe 
ſelbſtſtändig betreiben. (G. S. 1845. S. 64.) 
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ol. Ed. v. 7. Sept. 1811 8. 101 nicht einmal nothwendig ſcheint, dieſen Arbeitern beſon— 
115 Handlanger zu erlauben. (A. XI. 210. — 1. 114.) j eſon 


3) R. d. K. Min. des 8. u. d. P. (Köhler) v. 2. April 1827 an die K. 
Reg. zu Königsberg. Qualifikation als Maurerflickarbeiter und Beaufſichtigung 
derſelben durch die Meiſter. 


x. Die K. Reg. hat den Denunciaten zu bedeuten, daß wenn er ſich mit Maurer— 
ſückarbeit beichäftigen wolle, er ſich dazu, nach $. 101 des Ed. v. 7. Sept. 1811 bei der 
Kreib⸗Bau⸗Kommiſſton qualificiren müſſe. Die Erlaubniß zu dergleichen Arbeiten iſt 
übrigens nicht zu erſchweren, und kommt es dabei nur auf die perſönliche Fähigkeit des 
Nachſuchenden an. 

In keinem Falle kann ein bloßes Atteſt eines Meiſters jenes Zeugniß des Kreis— 
Baubeamten vertreten, und den Meiſter berechtigen, ſich der Aufſicht und der Verantwort⸗ 
lichkeit der den Geſellen übertragenen Arbeiten zu entſchlagen, und den ſogenannten Mei— 
ſter-Groſchen, ohne Etwas dafür zu leiſten, als eine bloße Steuer zu erheben. 

s . 113} 


In dieſer letzteren Beziehung bemerkt auch das R. des K. Min. des J. 
u. d. P. (Köhler) v. 4. Febr. 1829 an die K. Reg. zu Königsberg. 


x. Die K. Reg. wird angewieſen, die Behauptung des N. N., daß der Maurermei— 
Der N. N. feinen zur Aufführung des Schornſteins hergegebenen Geſellen N. N. bei der 
Arbeit fo wenig kontrollirt habe, daß der Bau verzögert, und der Schornſtein ſchief auf- 
geführt worden, und daß der N. N. auf Anrufen des Bauherrn nicht auf dem Bau erſchie— 
nen ſei, näher unterſuchen, und nach Befinden rügen zu laſſen, indem es den Meiſtern 
durchaus nicht geſtattet werden kann, den Meiſtergroſchen von den Geſellen zu beziehen, 
ohne ih um die Arbeit derſelben zu befümmern. (A. XIII. 164. — 1. 87.) 

4) In Betreff der Müh lenflickarbeiter 1). 

a) C. R. des K. Min. des H. u. d. G. (v. Bülow) v. 20. Mai 1824 an | 
die K. Reg. ll 

Die Erfahrung lehrt, daß nur wenige Individuen ſich der Prüfung als Mühlen: 
werks⸗Verfertiger unterwerfen, weil die meiſten den Beſtimmungen der desfallſigen Inſtr. 
v. 28. Juni 1821 nicht genügen konnen, und daß, da von den Mühlenbefigern nur eine 
geringe Zahl mit der Konſtruktion der Mühlen techniſch bekannt iſt, fie aber nach der jetzi— Kl 
gen gewerblichen Verfaſſung, Reparaturen an einzelnen Theilen ſelbſt zu beforgen oder zu url 
leiten die Befugniß haben, der Mangel an ſolchen Subjekten, welche die letztere zu machen Wéll 
fühig und zugleich berechtigt find, fühlbar wird. | 

Um dieſem Uebelſtande abzuhelfen, iſt beſchloſſen worden, unter gewiſſen Modifi— d 
kationen ungeprüften Müller-Geſellen die Erlaubniß zum Betrieb von Flickarbeiten zu Wel 
ertheilen ). | 


1) Vergl. das R. des K. Min. des J. v. 28. April 1827, daß die Beſtrafung von Ch 
Muͤhlenbau⸗Kontraventionen durch das Amtsbl. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 
(A. XI. 486. — 2. 116, vergl. Th. VI. des Werkes, Bd. 2. S. 596.) 

2) Das Publ. der Reg. zu Potsdam v. 16. Juli 1824 wiederholt dies R. (v. 20. Mai 
1824) bis hierher wörtlich und fügt ſodann hinzu: I 

»Sämmtlichen Landräthen und Magifträten wird dies hierdurch mit dem Er— 
»öffnen bekannt gemacht, N 0 

1) »daß unter Flickarbeiten nur ! | 
»die Verbeſſerung ſchadhafter d 
»Oder 
»die Erſetzung abgängiger Theile der einzelnen Räder des Muͤhlenwerks, Hi 

„z. B. Einſetzung von Triebſtücken, Zähnen und Kämmen, ſowie der Schau— 1 

»feln und Radearme u. ſ. w., | \ 

»in keinem Falle aber die vollſtändige Fertigung eines einzelnen Rades begrif— | 
gn er d 

2) »daß nur ſolche Müllergefellen fih mit Flickarbeiten beſchaͤftigen dürfen, welche I 
»zuvor durch das Atteft eines geprüften Mühlenwerkmeiſters nachzuweiſen ver⸗ ö li 
mögen, daß fie wenigſtens drei Jahre bei demſelben zur Zufriedenheit gear— | N 
»beitet haben.« | Ay 
»Die hiernach geeigneten Müllergeſellen, welchen die Erlaubniß zum Betriebe 
»von Flickarbeiten zu ertheilen fein wird, find übrigens, als bloße Arbeiter um Lohn 1 
»oder auf Beſtellung, in Gemäßheit des §. 12. des G. v. 30. Mai 1820, der | 
29 * 
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Der K. Reg. wird dies hierdurch bekannt gemacht mit der Anweiſung, jeden in die 
Gewerbe-Steuerrolle zur Ausführung von Flickarbeiten (worunter nur: 
die Verbeſſerung ſchadhafter oder die Erſetzung abgängiger Theile der einzelnen 
Räder des Mühlwerks z. B. Einſetzung von Triebſtücken, Zähnen und Kämmen, 
ſo wie der Schaufeln und Radearme u. ſ. w. 
in keinem Fall aber die vollſtändige Fertigung eines einzelnen Rades begriffen iſt) auf— 
nehmen zu laſſen, welcher zuvor durch das Atteſt eines geprüften Mühlenwerkmeiſters 
nachzuweiſen vermag, daß er wenigſtens drei Jahre bei demſelben zur Zufriedenheit gear— 
beitet hat. (A. VIII. 578. — 2. 142.) 

8) R. des K. Min. d. J. (v. Schuckmann) v. 2. Jan. 1828 an die 
K. Reg. zu Erfurt. 

Die Beſtimmung, wonach den Maurer- und Zimmerflickarbeitern die Befugniß, Ge— 
ſellen zu halten, von Gewerbepolizei wegen nicht zu geſtatten, iſt auch auf die zu Mühlen— 
flickarbeitern berechtigten, geprüften Müllergeſellen auszudehnen, und dieſen, wie jenen, 
nur ebenfalls die Annahme von Handlangern nachzulaſſen. | 

Hiernach UI die Verf. des vormaligen Min. d. H. v. 20. Mai 1824 zu deklariren. 

(A. XII. 171-1. 79.) ! 

5) In Betreff des Gewerbes der Tüncher (Anſtreicher) vergl. das R. v. 
12. Febr. 1837 (A. XXI. 246 —1. 246) (oben S. 444.) 

IX. Strafbeſtimmungen für Kontraventionen gegen die Vorſchriften 
über die Ausführung von Bauten durch nicht qualificirte Bauhandwerker. 

1) R. der K. Min. des H. (v. Bülow) und des J. u. d. P. (v. Schuck— 
mann) v. 14. März 1825 an den Mag. zu Berlin, und zur Nachricht an das 
dortige Polizei-Präſ. Polizeiſtrafen für Bau-Pfuſchereien. 

Der hieſige Mag. hat in dem anl. Ber. auf die Beſtimmung angetragen: daß für 
die pfuſchenden Geſellen der Bauhandwerker eine Polizeiſtrafe beſtimmt werden möge. 

Da auf den unbefugten Betrieb ſolcher Gewerbe, welche den Nachweis einer beſon— 
deren Qualifikation erfordern, die Gewerbeſteuer-Strafen nicht anwendbar ſind, ſobald 
das Gewerbe in einem nicht ſteuerpflichtigen Umfange betrieben worden; ſo iſt 
die Feſtſetzung einer Polizeiſtrafe für dergl. bloß polizeiliche Gewerbs-Kontraventionen 
allerdings Bedürfniß. 

Das K. Polizei-Präſ. wird daher mit Bezug auf die Beſtimmung des $. 11 der 
Reg.⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817 und in Gemäßheit der, wegen dieſes Gegenſtandes ſchon 
früher in dem K. Staats-Min. ftattgefundenen Verhandlungen hierdurch autoriſtrt, für 
die in Rede ſtehenden Kontraventiond-Fälle eine Polizei-Strafe von Ein bis Fünf Thlr., 
oder eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe zu komminiren und event. feſtzuſetzen. 

(A. IX. 240.—1. 169.) * 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 17. Dec. 1828 
an die K. Reg. in Potsdam. Bauherren, welche Bauten durch nicht quali— 
ficirte Bauhandwerker ausführen laſſen, haben deshalb keine Strafe 


verwirkt 1). 

Die K. Reg. führt in Ihrem Ber. v. 14. v. M, bei Wiederholung des Antrags 
wegen Feſtſetzung einer Strafe für diejenigen Bauherren, welche ſich anderer Perſonen 
als approbirter Bauhandwerker bedienen, Selbſt an: 

daß der 8. 1555. Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. (auf welchen in Verbindung mit 
8. 1539 ibid.?) Sie Sich beruft) keine Strafe feſtgeſetzt habe, daß er auf eine 


BE _ ZI 
»Gewerbſteuer nicht unterworfen; doch hindert dieſe Flickarbeiter nichts, auch Gehül— 
»fen anzunehmen und zu halten, und dadurch ſteuerpflichtig zu werden.“ 
(A. VIII. 911—3. 131.) | 
Das R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (G. v. Alvensleben) 
v. 14. Mai 1841 an die Reg. zu Koblenz bemerkt ebenfalls: »Die Anſicht, wonach 
‚eine Beſtrafung des Bauherren, der ſich unqualificirter Bauhandwerker bedient, 
unſtatthaft iſt, iſt die richtige. Als Kontravenienten ſind vielmehr in diefem Falle 
nur die Handwerker zu betrachten, welche Bauarbeiten verrichten, ohne geſetzlich 
dazu befähigt zu fein.« (Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 135, Nr. 198.) 
Der $. 1555. Le, ſchrieb vor, daß derjenige, welcher den 88. 1538 —1554. vorge⸗ 
ſchriebenen Vorſichtsmaßregeln (wozu nach 8. 1539. auch gehört, daß Bauherrn 
ſich zu Neubauten und Haupt-Reparaturen vereideter Werkmeiſter bedienen ſollen) 
zuwiderhandelt, dal der in den beſonderen Polizei-Verordnungen feſtgeſetzten Po— 
lizeiſtrafen ſchuldig macht. — Der Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. iſt indeß durch das 
Einf. Gef. v. 14. April 1851 zum Strafgeſetzb. aufgehoben. 


1 


— 


2 


— 
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beſondere V. hinweiſe; daß eine ſolche V. ſich in der Geſetzgebung nicht auffinden 
laſſe; daß nach Ihrer (der K. Reg.) Meinung, der Geſezgeber dabei E Iv. 
sed. des Publik. Pat. zum A. L. R. vorbehaltenen Prov.⸗Geſetz-Bücher, die aber 
bis jetzt nicht erſchienen ſind im Auge gehabt habe; und daß daher, in Erman⸗ 
gelung dieſer von der obern Polizei-Behörde eine Strafe angeordnet werden muͤſſe. 

Wenn man nun auch die Richtigkeit der hierin enthaltenen Prämiſſen, welche jedoch 
gleichfalls el Einwendungen unterliegen, einräumen wollte, ſo iſt doch die daraus 

ezogene Folge: | | 
b »daß die obere Polizei-Behörde eine Strafe anordnen müffe« 
nicht ald richtig anzuerkennen; vielmehr würde nur höchftens fo viel zu folgern fein, daß 
die obere Polizei⸗Behörde befugt ſei, eine ſolche Strafbeſtimmung zu erlaſſen, und jeden⸗ 
falls wuͤrde hier ein gleichförmiges Verfahren durch höhere Beſtimmung haben eintreten 
müſſen, damit nicht in dem einen Reg. Bez. der Bauherr für daſſelbe Vergehen ſtrafbar 
fl, wofür er es in dem andern nicht iſt. 8 

Im Allgemeinen erſcheint aber eine Beſtrafung der Bauherren, welche zur Ausfuh— 
rung eines Baues oder einer Haupt-Reparatur ſich keiner qualificirten Handwerker 
bedienen, zur Erreichung des, vom Geſetz ausdrücklich bezeichneten Zwecks (Verhütung von 
Feuersbrünften) nicht nothwendig, weil die ſchon vorhandenen geſetzlichen Beſtimmungen, 
daß nicht⸗approbirte Bauhandwerker bei Strafe keinen Bau oder Haupt-Reparatur ſelbſt— 
ſtändig ausführen dürfen, und daß die Bau-Unternehmer nicht ohne polizeiliche Erlaub— 
niß, welche zugleich die nöthigen Sicherheits-Vorſchriften enthält, und in der Ausführung 
polizeilich kontrollirt wird, einen Bau ausführen laſſen dürfen, vollkommen genügen. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß zur Erleichterung der Bauten und Repara— 
raturen und im Sinne der Gewerbefreiheit ſolche Arbeiten, welche geſetzlich von Flickar— 
beitern verrichtet werden dürfen, der Ausführung durch approbirte Bauhandwerker nicht 
unterliegen, und daß die Beſitzer von Baulichkeiten fie durch ihre Leute verrichten laſſen 
können, wenn ſie das Geſchick dazu haben, ohne ſich eines Flickarbeiters zu bedienen, da 
deren Befugniſſe mit Rückſicht auf Baupolizei fo feſtgeſtellt worden, daß keine gemeine 
WS ihrer Ungeſchicklichkeit zu beforgen iſt. (A. XII. 1087.— 4. 120.) 

azu: 
R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 16. Juni 1829 an den Mag. zu 


Berlin. 

Das Min. des J. kann in dem Ber. d. Mag. v. 26. v. M. keine Veranlaſſung 
finden, die von allen Seiten wohl erwogene Beſtimmung zurückzunehmen, welche die 
beſondere Beſtrafung eines Bauherrn dafür, daß derſelbe ſich eines unqualificirten Baus 
handwerkers bedient, unzuläſſig erklärt; denn der Zweck wird vollkommen ſicher erreicht, 
wenn die Polizei-Behörde dafür Sorge trägt, daß kein Neubau- oder Haupt-Reparatur 
ohne Erlaubnißſchein, und daß eines und das andere den ſpeziellen Beſtimmungen dieſes 
Erlaubnißſcheins gemäß vorgenommen werde. Dies hat der Bauherr zu vertreten. auch 
dann, wenn er ſich vollkommen qualificirter Bauhandwerker bedient; und mehr kann und 
darf um ſo weniger von ihm verlangt werden, als ihm die Beurtheilung der formellen 
Qualifikation der Arbeiter nicht zu überlaſſen iſt, und anderer Seits die unqualificirten 
Bauhandwerker, wenn fie unvermögend find, die verwirkte Geldſtrafe zu entrichten, mit 
Gefängniß belegt werden können. (A. XIII. 398.— 2. 131.) ) 

3) Die allgem. Gew. O. v. 17. Jan. 1845 beftimmt: 

8. 176. Wer ohne vorgängige Anmeldung, oder nach erfolgter Unterſagung ein 
Gewerbe beginnt oder fortſetzt, hat, in ſofern nicht die ſtrengeren Strafen der 88. 177. 
178. und 180. eintreten, eine Geidbuße bis zu fünfzig Thalern, oder im Unvermöͤgensfalle 
verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe verwirkt. : 

Dieſe Strafe bleibt jedoch ausgeſchloſſen, wenn das Vergehen eine Steuerdefrauda— 
tionsſtrafe nach ſich zieht. N 

8. 177. Wer den ſelbſtſtändigen Betrieb eines Gewerbes, zu deſſen Beginnen eine 
beſondere polizeiliche Genehmigung (Konzeſſion, Approbation, Beſtallung) erforderlich iſt, 
ohne die vorſchriftsmäßige Genehmigung übernimmt oder fortſetzt, oder von den in der 
Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen abweicht, hat Geldbuße bis zu zweihundert 
Thalern oder Gefängniß bis zu drei Monaten verwirkt. 

Enthält die Handlung zugleich ein Steuervergehen, ſo ſoll nicht außerdem noch auf 

eine Steuerſtrafe erkannt werden, es iſt aber darauf bei Zumeſſung der Strafe Rückſicht 
u nehmen. 
a 9 178. Wer der Befugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe eines Gewerbes fuͤr immer 
oder auf Zeit durch rechtskräftiges Erkenntniß, oder in den zuläſſigen Fällen durch Beſchluß 
der Verwattungsbehörden verluſtig erklärt worden iſt, und dieſem Erkenntniſſe oder Be⸗ 
ſchluſſe zuwiderhandelt, ſoll mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten beſtraft werden. 
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8. 179. Was in den 88. 176 bis 178. hinſichtlich der ſelbſtſtändigen Gewerbetrei⸗ 
benden beſtimmt ift, gilt auch von denjenigen, welche die Stellvertretung eines felbftftän- 
digen Gewerbetreibenden übernehmen. (8. 61.) (G. S. 1845, S. 75.) 2 

4) Ueber die Befugniß der Verwaltungs- Behörden zur Zu: 
rücknahme ertheilter Gewerbe-Approbationen und Beſtallungen wegen Unrich— 
tigkeit der Nachweiſe auf deren Grund ſolche ertheilt worden, oder wegen Hand— 
lungen oder Unterlaſſungen des Inhabers, woraus der Mangel der erforderlichen 
Eigenſchaft erhellet, und über das hierbei zu beobachtende Verfahren, und 
das Recht zur Suspenſion der Ausübung des betr. Gewerbes während 
des eingeleiteten Verfahrens, disponiren die §§. 71 — 74. der allgem. Gew. O. 
v. 17. Jan. 1845, und über die als Strafe eintretende Entziehung der 
Befugniß zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe die §§. 171 — 175. a. a. O. 

Vergl. die Erläut. dazu in v. Rönne's Gewerbepolizei (Thl. VII. Abth. II. 
des Werkes) Bd. 2. S. 454. ff. u. S. 560. ff. 

In Betreff der Entziehung der Gewerbe-Konzeſſion bei Bau-Hand— 
werkern inöbef. beſtimmt das (nachſtehende) R. des K. Min. für H., G. u. 
öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 9. Okt. 1853 an den K. Landrath N. und abſchriftl. 
zur Kenntnißnahme an ſämmtl. K. Reg.; | 

Die Fälle, in welchen gegen Bauhandwerker auf den Verluſt der Befugniß zum Be— 
triebe ihres Gewerbes als Strafe zu erkennen iſt, find, wie ich Ew. ꝛc. auf die Eingabe 
v. 13. Juli d. J. erwiedere, nach den Beſtimmungen der 88. 171 ff. der Gew. O. zu beur⸗ 
theilen. Soweit Uebertretungen baupolizeilicher Vorſchriften jenen Beſtimmungen nicht 
unterliegen, ſondern nach den betr. Polizei-Verordnungen nur eine Polizeiſtraſe nach ſich 
ziehen, fünnen dieſelben die Entziehung der erwähnten Befugniß für ſich allein nicht 
begründen, die hierüber zu treffende Entſcheidung iſt vielmehr durch die Vorausſetzungen 
bedingt, welche ſich aus den §§. 45. und 71. a. a. O. ergeben. Demzufolge erſcheint der, 
von der K. Reg. in N. unterm 30. Juni. d. J. abgelehnte Antrag, nach welchem jedem 
Bauhandwerker ſchon nach der erſten Uebertretung baupolizeilicher Anordnungen die Ent— 
ziehung der Konzeſſion zum Gewerbe-Betriebe für den Fall der Wiederholung angedroht 
werden ſoll, in der Ihrerſeits gewählten Faſſung nicht zuläſſig. Dagegen können derartige 
Kontraventionen unter Umſtänden allerdings zur Einleitung des, im 8. 71. angeordne⸗ 
ten Verfahrens Veranlaſſung darbieten, wenn dem betheiligten Meiſter fo erhebliche Verſtöße 
gegen ſicherheits- oder baupolizeiliche Rückſichten, oder fo häufige Vernachläſſigungen der 
Obliegenheiten, welchen er bei dem Betriebe ſeines Gewerbes zu genügen hat, zur Laſt 
fallen, daß hieraus der Mangel der, bei Ertheilung des Befähigungs-Jeugniſſes (S. 45.) 
vorausgeſetzten Eigenſchaften klar erhellt. In wieweit gegen ſolche Kontravenienten auf 
dem angedeuteten Wege einzuſchreiten iſt, hat die K. Reg. nach der Beſchaffenheit der, 
ihrer Entſcheidung zugewieſenen Spezialfälle zu erwägen und es bleibt Ihnen anheimge— 
geben, derſelben das Verhalten derjenigen Bauhandwerker, welchen in ſolcher Weiſe ein 
Mangel der nothwendigen Eigenſchaften nachgewieſen werden kann, zu weiterer Veran— 
laſſung anzuzeigen. Im Uebrigen iſt aber dem Uebelſtande, daß baupolizeiliche Kontra— 
ventionen häufig ungeſtraft bleiben, weil fie von den Polizeibehörden zu ſpät entdeckt mer 
den, durch rechtzeitige Reviſton der vorkommenden Bau-Ausführungen zu begegnen; bei 
ſorgfältiger Ueberwachung der Bau-Unternehmer Seitens der Behörden können dergl. 
Kontraventionen dieſen nicht wohl entgehen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 244. Nr. 201.) 

5) Vergl.: 

a) R. v. 28. April 1827 wegen Bekanntmachung der Beſtrafung 
von Mühlen⸗Kontraventionen durch die Amtsblätter (A. XI. 486.116) (. Thl. VI. 
des Werkes, Bd. 2, S. 596); 


8) in Betreff der Rhein-Provinz die R. v. 10. und 18. Mai 1832 
und 23. März 1838. (Oben S. 440 ff.) 


X. Publikanda einzelner Reg. über den Betrieb des Maurer- und Zim— 
mer⸗Gewerbes. 


1) Publ. der Reg. zu Frankfurt v. 4. Juni! d 
401. u. IX. 74. "' Sol Juni 1818 u. 25. Aug. 1825. (A. II 


2) Publ. der Reg. zu Königsberg v. 12. Sept. a 
Bd. 3. S. 261.) geperg ept. 1811. (v. d. Heyde, Repert 


3) Publ. der Reg. zu Merſeburg v. 11. Jan. 1823. (A. VII. 163.) 


$ 
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5 SI? der Reg. zu Erfurt v. 6. Aug. 1817. (A. I. 59. u. 220., III. 
32. u. D 

5) Publ. ber Reg. zu Danzig v. 28. Febr. 1810. (A. IV. 98.) 

6) Publ. der Reg. zu Reichenbach v. 16. Mai 1817. (A. I. 242.) 

7) Publ. der Reg. zu Liegnitz v. 6. Juli 1819., 8. Okt. 1821. u. 27. März 
1829. (A. III. 828, Hein ze's Baupol. Geſ. S. 65 u. 73.) 


8) Publ. der Reg. zu Breslau v. 25. Sept. 1821 u. 8. Mai 1823. . 
Baupol. Gef. S. 63.) 
9) Publ. der Reg. zu Stettin v. 25. Juni 1823. (A. VII. 399.) 


Vergl. in den betr. Regier. Amtsblättern. 


Zweite Unter⸗Abtheilung. 


Von der Prüfung der Zuläſſigkeit der Bauten und von der 
Ertheilung der Bau-Konſenſe. | 


Vorbemerkung. 


Zu den Mitteln, deren ſich die Bau-Polizei bedient, um den an fie ge— 
ſtellten Anforderungen zu genügen, gehört unter Andern die Einrichtung, daß 
kein neuer Bau und keine wichtige Veränderung vorhandener Bauten vorgenom— 
men werden darf, ohne vorher der Polizeibehörde Anzeige davon gemacht und 
deren Erlaubniß dazu erhalten zu haben. Indem nämlich die Polizeibehörde 
von beabſichtigten Neu- oder Reparaturbauten Nachricht erhält, wird ihr Gele— 
genheit gegeben, eine Prüfung darüber anzuſtellen, ob Gründe vorliegen, welche 
im allgemeinen Intereſſe Aller, oder im beſonderen Intereſſe Einzelner gegen 
die beabſichtigte Bauausführung oder Veränderung, oder doch gegen die Art und 
Weiſe der Ausführung ſprechen, und demzufolge eine Beſchränkung der allge— 
meinen Baufreiheit rechtfertigen. 

Dieshalb hat auch die Preuß. Geſetzgebung ſchon frühzeitig von dieſem 
wirkſamen Mittel zur Erreichung der Zwecke der Bau-Polizei Gebrauch 
gemacht. | 

Bereits die (auf eine K. O. v. 11. Nov. 1706 geſtützte) V. v. 20. Nov. 
1706 1) beſtimmte: 

»daß weder in den Reſidenzen, noch Vorſtädten, und alſo an keinem Orte der Städte 

»in⸗ und außerhalb, weder ganze, noch halbe Gebäude gebauet, noch aufgerichtet wer— 

»den ſollen, bevor ſich die Bauherrn deshalb bei dem Gouverneur gebührend gemel— 

»det und von dieſem einen Schein erhalten haben.« 

Hiernächſt beſtimmten die R. v. 9. Juli 1708 an die Bauräthe und de 
eod. an den Magiſtrat zu Berlin 2), daß 

»in den Reſidenzen kein Bau, noch ſonſt einige Veränderung eines Gebäudes borzu> 

nehmen, es Tei denn ſolches vorher (den Bauräthen) angezeiget und deren Meinung 

»eingeholet, ob der vorſeiende Bau fortzuſetzen.« | 

Dieſe V. wurde unterm 19. Juli 1709 renovirt 3). Es befahl ferner 
das Patent v. 14. Mai 1710 *), daß 

»weder in den Reſidenzen, noch in den dazu gehörigen Vorſtädten ꝛc. kein Bau, es 
»beſtehe ſolcher in Erbauung eines neuen oder Abbrechung eines alten Gebäudes, 
»ohne vorhergegangene Beſichtigung der zum Bauweſen verordneten Kommiſſarien 
»ferner vorgenommen und angefangen werden ſolle.« ie. 


Daffelbe verordneten das anderweitige Patent v. 16. Juli 1710 5) und 


81. u. 383. 
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das erneuerte Patent v. 4. Juli 1716 *). Hiernächſt beſtimmte das R. 
v. 3. Okt. 1742 2), daß 

»in der ganzen Stadt und Vorſtädten kein Bau, es fei neuer oder Reparatur, vorge— 

nommen werden ſolle, welcher nicht vorher von den Feuerherrn des Diſtrikts unter— 

»ſucht, und nachhero vom ganzen Magiftrat, oder vorwaltenden Umſtänden nach, 

zvon der Bau-Kommiſſton approbiret worden.« 

Ebenfalls verordnet das R. v. 30. April 1749 3), daß 

wenn Jemand in Berlin eine wuͤſte Stelle bebauen oder auch ein altes Haus ein⸗ 

sreißen und ſtatt deſſen ein neues aufführen will ꝛc., derſelbe alsdann ſich zuvörderſt 

sund ehe der Bau von ihm unternommen wird, bei dem Gouvernement und dem 

»Polizei-Direktorio melden ſolle, damit der Platz und Riß, wo gebauet werden ſoll, 

gehörig examiniret und befundenen Umſtänden nach von gedachtem Gouvernement 

»und Polizei-Direktorio gehörige Veranlaſſung geſchehen könne ꝛc.« 

Das A. L. R. disponirt in dieſer Beziehung in Thl. I. Tit. 8. §§. 65 — 725 

A 65. In der Regel iſt jeder Eigenthuͤmer ſeinen Grund und Boden mit Gebäuden 
zu beſetzen, oder ſein Gebäude zu verändern wohl befugt. 

F. 66. Doch ſoll zum Schaden oder zur Unſicherheit des gemeinen Weſens, oder 
zur Verunſtaltung der Städte und öffentlichen Plätze, kein Bau und keine Veränderung 
vorgenommen werden. 

8.67. Wer alſo einen neuen Bau in Städten anlegen will, muß davon zuvor der 
Obrigkeit zur Beurtheilung Anzeige machen. 

8. 68. Bei der anzuſtellenden Prufung muß die Obrigkeit zugleich dahin ſehen, daß 
durch eine richtige und vollſtändige Beſchreibung des abzutragenden Gebäudes, nach ſeiner 
Lage, Gränzen und übrigen Beſchaffenheit, künftigen Streitigkeiten bei dem Wiederaufbaue, 
in Anſehung des Winkelrechts. und ſonſt möglichft vorgebeugt werde. 

8. 69. Vorzuͤglich iſt eine beſondere obrigkeitliche Erlaubniß nothwendig, wenn, es 
ſei in Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuerſtelle errichtet, oder eine alte an einen 
andern Ort verlegt werden ſoll. 

8. 70. Bauherren und Baumeiſter, welche dieſer Vorſchrift (8 69.) zuwider han— 
deln, haben jeder eine Polizeiſtrafe von fünf bis zehn Thlr. verwirkt; ſelbſt wenn der Bau 
an ſich untadelhaft befunden werden ſollte. 

8. 71. In allen Fällen, wo ſich findet, daß ein ohne vorhergegangene Anzeige 
unternommener Bau ſchädlich oder neführlich für das Publikum ſei, oder zur groben Ver: 
unſtaltung einer Straße oder eines Platzes gereiche, muß derſelbe nach der Anweiſung der 
Obrigkeit geändert werden. 

8. 72. Findet die Aenderung nicht Statt, jo muß das Gebäude wieder abgetragen, 
und alles, auf Koſten des Bauenden, in den vorigen Stand geſetzt werden. 


K 
Allgemeine Nothwendigkeit der Nachſuchung Aa polizeilichen 
Bau⸗Erlaubniß. 


Damit der Zweck der Nachſuchung polizeilicher Gene beabſichtig— 
ter Bauten und Haupt-Reparaturen vollſtändig erreicht werden fünne, muß 
der polizeiliche Konſens dazu in allen Fällen extrahirt werden. 

Dies iſt mehrfach ausgeſprochen, wobei zugleich auch der Begriff von: 
»Haupt-Reparaturen« erläutert worden iſt. 

1) Publik. der K. Polizei-Intendantur zu Berlin v. 2. März 1819. 
Nothwendigkeit der polizeilichen Genehmigung der Bau-Anlagen. 

Die V. v. 22. Okt. 1815, durch welche die im A. L. R. Thl. I. Tit. S. 88.66 seg.) 
und in der Polizei-Ordn. v. 29. April 1793 8) enthaltene Beſtimmung: 

daß, um Schaden und Unſtcherheit des Gemeinweſens, ſo wie Verunſtaltung der Städte 
und öffentlicher Plätze zu verhüten, keine Bauanlage und Veränderung, ohne vor— 


gängige Anfrage bei der Polizei - Obrigkeit, vielmehr nur nach erfolgter Genehmigung 
der letztern, vorgenommen werden duͤrfe, 


1) a. a. O., S. 399. Nr. 28. 

C. C. M. Cont. Ip. 77. No 2 

3) C. C. M. Cont. IV. p. 147. No. 56. 

bie oben. 

) Dieſe Polizei-Ordn. findet ſich in den Sammlungen nicht abgedruckt. 
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dem Publiko, und vorzüglich allen denjenigen in Erinnerung gebracht worden, welche 
Brauereien, Brennereien, Fabriken, Speicher und ähnliche Gebäude anzulegen oder zu 
verandern beabſichtigen, wird hierdurch, zur genaueſten Achtung abermals, und zwar mit 
dem Zuſatz bekannt gemacht, daß auch zur Anlegung und Veränderung der 
Seifenſiedereien und Lichtziehereien die polizeiliche Zuſtimmung vor— 
gängig nöthig iſt. Da dergleichen Einrichtungen oftmals, wegen der Nachbarſchaft 
bon Kirchen, Magazinen oder andern öffentlichen Gebäuden, Holzplätzen u. f. w., die 
polizeiliche Genehmigung nicht erhalten koͤnnen, ſo haben diejenigen, welche ohne vor— 
gängige Anfrage bei der Polizei-Behörde, über die Zuläſſigkeit ſolcher baulichen Anlagen 
ſich in Kaufgeſchafte oder andere vorbereitende Maßregeln einlaſſen, ihrem eigenen Mans 
gel an Aufmerkſamkeit und Vorſicht es zuzuſchreiben, wenn ſie, durch nachfolgende Ber, 
ſagung der Erlaubniß, aus Gründen der gemeinen Wohlfahrt, an ihrem perföntichen 
Intereſſe benachtheiliget werden. (A. III. 238.— 1. 153.) 

2) R. des K. Min. d. J. u. d. P. (Köhler) v. 30. Sept. 1834, an 
die K. Reg. zu Marienwerder. Nachſuchung der kreis polizeilichen Erlaub— 
niß zu Neu-Bauten und Haupt-Reparaturen, auf dem platten Lande; 
desgl. Strafe der Verabſäumung dieſer Vorſchrift, und Begriff von Haupt— 
Reparaturen. | 

Das Min. d. J. u. d. P. findet es ꝛc. unbedenklich, die Zweckmäßigkeit einer An⸗ 
ordnung anzuerkennen, wodurch die Ausführung eines jeden Neubaues und jeder Haupt⸗ 
Reparatur auf dem platten Lande von der Genehmigung der Kreispolizeibehörde abhängig 
gemacht wird; und da die Befolgung einer ſolchen Anordnung nicht füglich ohne Straf— 
androhung zu erreichen ſein dürfte, ſo iſt eben ſo wenig dagegen etwas zu erinnern, wenn 
die K. Reg. in Ihrer diesfälligen Bekauntm. v. 28. Sept. v. J. (Anl. a.) auf etwaige 
Kontraventionen eine Polizeiſtrafe von Ein bis Fünf Thlrn, androhet, wobei es ſich 
übrigens von ſelbſt verſteht, daß dadurch die Anwendung der Vorſchriften der $$. 69. 70. 
71. u. 72. Tit. 8. Thl. I. des A. L. R. nicht auegeſchloſſen wird. 

Die gedachte Bekanntmachung der K. Reg. v. 28. Sept. v. J. wird daher hierdurch 
überall genehmigt, und der K. Reg. nur anheim gegeben, mit einer Erneuerung derſeiben 
zur Vermeidung möglicher Beläſtigung der Betheiligten ſowohl, als der Behörten, eine 
e darüber zu verbinden, was unter einer Haupt-Reparatur zu verſtehen iſt. 
(Anl. b.) 

Anl. a. 


Durch die V. v. 12. Nov. 1824 iſt zwar allgemein vorgeſchrieben, daß kein Bau 
ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß vorgenommen werden dürfe. Da jedoch für die 
Nichtbefolgung dieſer Beſtimmung bisher eine Straſe nicht ausdrücklich angedroht worden, 
indem der §. 68. u. 70. Thl. J. Tit. 8. des A. L. R. De nur auf die Anlage von Feuer- 
ſtellen ohne polizeilichen Konſens bezieht, ſo wird hierdurch feſtgeſetzt, daß dann, wenn 
nicht von der eigenmächtigen Errichtung oder Verlegung einer Feuerſtelle die Rede ift, 
für welchen Fall der 8. 70.1. e. zur Anwendung kommt, ein Jeder, welcher überhaupt 
einen Neubau oder Haupt-Reparaturbau ohne polizeilichen Konſens vornimmt, 
in eine Polizeiſtrafe von 1 Thlr. bis 5 Thlr. verfällt, ſelbſt wenn der Bau nicht feuer— 
gefährlich und an ſich untadelhaft befunden werden ſollte. 

Marienwerder, den 28. Sept. 1833. 
Königl. Preuß. Reg. Abth. d. J. 


Anl. b. 
Mit Bezugnahme auf unſere Amtsblatts-Verf. v. 28. Sept. 1833, 
wonach Jeder, welcher überhaupt einen Neubau oder Haupt-Reparaturbau ohne 
polizeilichen Konſens vornimmt. in eine Polizeiſtrafe von 1— 5 Thlr. verfällt, 
wird hiermit zur Erläuterung des Begriffs einer Haupt- Reparatur bekannt gemacht, daß 
unter Haupt-Reparaturbauten folgende Gegenſtände zu verſtehen ſindz: 

1) die Erneuerung der ſämmtlichen Fundamente unter den Umfangswänden der Ge⸗ 
bäude von Fachwerk oder von Holz, das Unterfahren maſſiver Wande, wenn 
ſolches auf die Hälfte oder daruͤber einer Front- oder Giebelmauer ausgedehnt 
werden ſoll; imgleichen die Unterſchwellung eines ganzen Gebäudes; 

2) die Anlegung eines Kellers in einem ſchon vorhandenen Gebäude; 

3) das Abbrechen einer Etage oder mehrerer eines Gebäudes; = 

4) die Aufführung einer Etage oder mehrefer auf einem ſchon vorhandenen Gebäude 
oder auf einem ſolchen, welches urſprünglich nicht ſo hoch zu bauen beabſichtigt 

eweſen iſt; - ö 

5) die Aenderung der innern Einrichtung eines Gebäudes zu andern Zwecken, wenn 
eine neue Anlage von Feuerungen oder eine Umänderung der vorhandenen damit 
verbunden ift, imgleichen wenn Verbindungswände im Innern, Pfeiler, Unterzüge 
und Träger weggenommen oder verändert werden ſollen; 
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| 6) die Vergrößerung vorhandener Gebäude durch deren Verlängerung oder Ver— 
breitung; i 
7) die Einziehung neuer Balken und Unterzüge, imgleichen die Anbringung eines neuen 
Dachſtuhls; 
8) die Anbringung neuer Sparren, wenn ſolche ſich über ein Drittheil der ganzen 
Anzahl erſtreckt; 
9) die Aufführung neuer Schornſteine und Anlegung neuer Feuerungen; 
10) in Anſehung der Dacheindeckungen; 
a) wenn ein Ziegeldach oder ein Lehmſchindeldach ganz oder theilweiſe in ein 
Stroh-, Rohr- oder Holzſchindeldach umgewandelt werden ſoll; 
b) wenn Dächer von Stroh-, Rohr- oder Holzſchindeln auf Gebäuden, in welchen 
Feuerungen befindlich ſind, ganz erneuert werden ſollen; f 
c) wenn dergl. Dächer, deren Umwandlung in feuerſichere Dächer ſchon fruher 
von Polizeibehörden verlangt worden iſt, auch nur bis zum vierten Theile der 
ganzen Eindeckung zu erneuern beabſichtigt werden. x 
Marienwerder, den 9. April 1835. 


K. Preuß. Reg. Abth. des J. u. d. P. 
(A. XVIII. 860. — 3. 148.) ö g 


3) R. des K. Min. d. J. u. d. P. (Köhler) v. 30. Sept. 1834, an die 
K. Reg. zu Minden. Deſſelben Inhalts. ! 


In Erwiederung auf die Anfrage v. 30. April d. J., wegen der von der Reg. zu 
Marienwerder angeordneten Einholung der obrigkeitlichen Erlaubniß zu allen Neubauten 
und Haupt⸗Reparaturen, wird der K. Reg. der dieſerhalb erforderte Bericht der gedachten 
Reg. anliegend in Abſchrift mit dem Bemerken zugefertigt, daß zwar die in Rede ſtehende 
Anordnung in den vorhandenen Vorſchriften in der Art, wie die Reg. zu Marienwerder 
vermeint, noch nicht ausdrücklich enthalten iſt, daß jedoch, da die Zweckmäßigkeit derſelben 
ſich nicht füglich bezweifeln läßt das Min. d. J. u. d. P. kein Bedenken dabei findet, die⸗ 
ſelbe zu genehmigen. 

Aus dieſem Grunde nimmt auch Daſſelbe keinen Anſtand, die K. Reg. zum Erlaß 
einer gleichen Anordnung für Ihren Verwaltungs-Bez. zu ermächtigen, wobei Derſelben 
anheim gegeben wird, zur Vermeidung moͤglicher Beläſtigung der Betheiligten ſowohl 
als der Behörden, näher zu bezeichnen, was unter einer Haupt-Reparatur zu ver— 
ſtehen iſt. (Anl. a.) 

Anl. a. 

Durch unſere, in dem 32. St. des Amtsbl. pro 1828. S. 375. enthaltene Verordn. 
v. 9. Juni 1828, iſt zwar im Allgemeinen beſtimmt, daß von einem Neubau, beſonders 
bei Errichtung oder Veränderung einer Feuerſtelle, der Obrigkeit Anzeige gemacht wer— 
den müſſe. | 

5 jedoch für die Nichtbefolgung dieſer Beſtimmung bisher eine Strafe nicht aus⸗ 
drücklich angedrohet worden, indem die 88. 69. u. 70. Thl. I. Tit. 8. des A. L. R. ſich 
nur auf die Anlage von Feuerſtellen ohne polizeilichen Konſens beziehen, ſo wird hier— 
durch feſtgeſetzt, daß dann, wenn nicht von der eigenmächtigen Errichtung oder Verlegung 
einer Feuerſtelle die Rede ift, für welchen Fall der §. 70. a. a. O. zur Anwendung kömmt, 
ein Jeder, welcher überhaupt, ſei es in den Städten oder auf dem platten Lande, einen 
Neudau oder einen Haupt-Reparaturbau ohne polizeilichen Konſens vornimmt, in eine 
Polizeiſtrafe von 1 Thlr. bis 5 Thlr. verfäkt, ſelbſt wenn der Bau nicht feuergefährlich 
und an ſich untadelhaft befunden werden ſollte. _ 

Zur Vermeidung möglichfter Beläftigung der Betheiligten ſowohl, als der Behoͤr⸗ 
den, wird bemerkt, daß unter Haupt-Reparaturen diejenigen zu verſtehen find, bei welchen 
ganze Theile eines Gebäudes entweder in ihrer Konſtruktion oder des Materials eine 
Veränderung erleiden, oder bei welchen weſentlich auf die Feſtigkeit oder Feuerſicherheit 
Einfluß ausübende Abweichungen gegen die urſprüngliche Einrichtung ſtattfinden, oder 
wodurch endlich der bisherige Zweck des Gebäudes verändert wird. 

Minden, den 23. Okt. 1834. 
Königl. Reg. 


(A. XVIII. 863. — 3. 149.) 

4) R. d. K. Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 19. Sept. 1836 an die 
K. Reg. zu Königsberg. Auch nicht bäuerliche Grundeigenthümer und Ritter— 
gutsbeſitzer bedürfen der baupolizeilichen Konſenſe. 


Auf den Ber. v. 24. April d. J. den baupolizeilichen Konſens zu den Bauten der 
nicht bäuerlichen Grundeigenthümer des platten Landes betr., eröffne ich der K. Reg., daß 
ich über die Anwendbarkeit der Beſtimmungen im Zuſatz 8. (ad §. 69. A. L. R. I. 8.) des 
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Oſtpreuß. Prov. Rechts 1) ganz die Anſicht theile, welche das Kollegium in dem, dem 
Ber. beigefügten Schreiben an das O. L. G. daſelbſt v. 21. April 1828 ausgeführt hat. 
Daß, allgemeine polizeiliche Anordnungen keinen Gegenſtand des Provinzialrechts aus— 
machen können, leuchtet von ſelbſt ein, und iſt außerdem aus dem Eingange und dem 
$. 11. des Publik. Pat. v. 4. Aug. 1801 unzweifelhaft zu entnehmen. Die Beſtimmung 
des Zuf. 8. kann daher als polizeiliche Anordnung nicht in Betracht kommen, und alſo 
auch keine Exemtion der nicht baͤuerlichen ländlichen Grundbeſitzer und der Ritterguts— 
beſitzer daraus hergeleitet werden, wonach fie von der Einholung eines baupolizeilichen 
Konſenſes zu Neubauten und Haupt-Reparaturen entbunden wären. 

(A. XX. 719. — 3. 160.) 

5) In Betreff der polizeilichen Erlaubniß zur Aufſtellung von Blitz— 
ableitern vergl. das R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 22. Sept. 1827. 

(A. XI. 730. — 3. 84., ſ. oben S. 444 ff.) 


6) Ueber den Begriff der Haupt- Reparaturen vergl. auch R. der 
K. Reg. zu Potsdam v. 28. Mai 1842. (ſ. unten.) 


II. 
Behörden, welche zur Ertheilung der Bau-Erlaubniß 
kompetent ſind. 


1) Publik. der K. Reg. zu Münſter v. 4. März 1817. Befugniß der 
Landräthe Bau-Erlaubnißſcheine zu ertheilen. 

Die landräthlichen Behörden werden hierdurch ermächtigt, die im Gefolg 8. 67. u. 
69. I. Tit. 8. des A. L. R. nothwendige Erlaubniß zur Errichtung neuer Bauten und 
Feuerſtellen in Städten oder auf dem Lande nach vorheriger Prüfung zu ertheilen, ohne 
daß ed unferer Genehmigung, mit Ausnahme beſonderer Umſtände, bedarf. 

(A. I. 220. — 3. 138.) 

2) C. R. der K. Reg. zu Breslau p 27. Aug. 1822. Befugniß der 
landräthlichen Aemter zur Ertheilung von Bau-Konſenſen, desgl. Strafen ded 
Bauens vor ertheilter polizeilicher Erlaubniß. 

Durch den 69. 8. des 1. This. und deſſen 8. Titel im A. L. R. iſt verordnet: 

daß zu jedem Neubau oder zu jeder Verlegung einer Feuerſtelle auf eine andere 
Stelle, es fei in Städten oder auf dem Lande, eine befondere Erlaubniß ein— 
geholt werden müſſe. 

Theils iſt dies auf dem Lande nicht immer geſchehen, theils aber iſt die Anmeldung 
bloß bei den Ortögerichten erfolgt. 

Damit nun aber hinführo die landräthlichen Aemter ſtets Kenntniß von dergl. länd— 
lichen Bauten erhalten, fo ſetzen wir hierdurch von Polizei wegen feſt: 

daß die Anmeldung eines jeden Neubaues, er betreffe Wohnhäuſer, Stallungen, 
Scheunen, Backöfen ıc:, oder die Verlegung eines dergl. Gebäudes, ohne Unter— 
ſchied zuvor bei dem betr. landräthlichen Amte des Kreiſes von dem Bauherrn 
erfolgen müſſe, bei Vermeidung der im 70. 8. deſſ. Tit. auf 5 bis 10 Thlr. feſt⸗ 
geſetzten Strafe ꝛc. j 
(Heinze, Baupolizei S. 149.) 

3) C. R. der K. Reg. zu Magdeburg v. 27. Febr. 1833, an den Magi⸗ 
ſtrat zu Kalbe und zur Kenntnißnahme an ſämmtl. Landräthe dieſſeits der Elbe. 
Ertheilung der polizeilichen Bau-Erlaubniß bei Domainen-Bauten. 

Dem Magiſtrat wird auf die im Ber. v. 17. Sept. p J. gemachte Anfrage: »ob 
zu den Neubauten und Hauptreparaturen, welche auf dem dortigen Domainen-Amte vor⸗ 
genommen werden, ebenfalls die polizeiliche Erlaubniß nöthig ſei, oder nicht? hiermit 
eröffnet: daß Seiner polizeilichen Aufſicht und Kontrolle ſämmtliche zum Polizeibezirk 
gehörige Perſonen und Etabliſſements unterworfen find, weshalb denn auch auf der bot: 
tigen Domaine Neubauten und Hauptreparaturen ohne ſein Vorwiſſen nicht unternommen 
werden dürfen. a 


1) Der Zuſ. 8. des Oſtpreuß. Provinzialrechts lautet dahin: 
„In Städten iſt die Erlaubniß zur Anlegung neuer oder zur Verlegung alter 
»Feuerſtellen bei dem Magiſtrate, und auf dem platten Lande wegen bäuer⸗ 
»licher Beſitzungen, fie mögen eigenthümlich oder nicht eigenthümlich beſeſſen 
» werden, bei der Grundherrſchaft nachzuſuchen; dagegen bedürfen hierzu die 
„Eigenthümer ſolcher ländlichen Beſitzungen, welche nicht zu den bäuerlichen 
»gehören, keiner beſonderen Erlaubniß.« 


| 
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N Da jedoch für Domainen-Baue die Baupläne von den Bau-Inſpektoren, denen 

die baupolizeilichen Vorſchriften bekannt find, entworfen, und dieſelben auch hier geprüft 

werden, fo bedarf es rückſichtlich derſelben zur Erreichung der Zwecke, von denen die V. 

v. 22. Juni 1830 ſpricht, des in derſelben wegen Ertheilung der Bau-Konſenſe vorge— 

ſchriebenen Verfahrens nicht. — Es genügt vielmehr vollkommen, wenn die Baupläne 

Seitens des Bau-Inſpektors dem Magiſtrat vor dem definitiven Abſchluſſe zur Einficht 

mitgetheilt werden, damit derſelbe Gelegenheit erhalte, D über die Sicherung der örtlichen 
Feuerordnung zu äußern. (A. XVII. 1071. — 4. 124.) 

4) R. des K. Min. des J. u. d. P. b. 21. Sept. 1838, wonach geſtattet 
ſein ſoll, daß in der Regel auf dem Lande die Ortspolizei-Behörden unter 
Kontrolle der Landräthe, die Bau-Konſenſe ertheilen. 

(A. XXII. 788. — 3. 203., ſ. unten.) 

5) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 16. Okt. 1841, 
an die K. Reg. zu Potsdam, und Abſchrift an diejenigen zu Frankfurt und 
Magdeburg. Ertheilung der Bau-Konſenſe auf dem Lande durch die Orts— 
Polizeibehörden und Kontrolle der letzteren hierbei Seitens der Landräthe und 


Regierungen. 8 

Der Inhalt des Ber. der K. Reg. v. 11. Nov. v. J., die Ertheilung der Bau-Kon— 
ſenſe auf dem Lande betr., hat Veranlaſſung gegeben, von den Reg. zu Frankfurt a. d. O. 
und Magdeburg über das in dieſer Hinſicht in ihren Bezirken ſtattfindende Verfahren 
Ber. zu erfordern. 

Daraus iſt erſehen worden, daß in der formellen Handhabung der Baupolizei auf 
dem Lande eine Ungleichheit obwaltet, zu welcher weder die in Betracht kommenden 
materiellen geſetzlichen Beſtimmungen, noch die beabſichtigte Kontrolle der Ausübung der 
Baupolizei Seitens der Landräthe, eine genügende Verankaſſung geben. So nothwendig 
dieſe Kontrolle auch unbezweifelt iſt und ftattfinden muß, ſo iſt dieſelbe doch keinedwegs 
durch eine weſentliche Schmälerung der Wirkſamkeit der gutsherrlichen Polizeiverwaltung 
bedingt. Sie läßt ſich vielmehr mit der, dieſer letzten zukommenden ſelbſtſtändigen Stel- 
lung ſehr wohl vereinigen, ohne an Einfluß und Bedeutung zu verlieren. N 

Eine ſolche Vereinigung wird dadurch erreicht werden, daß künftig alle Baukon— 
ſenſe auf dem Lande bei den Gutsherren als Ortspolizeibehörden nachgeſucht, dieſe aber 
angewieſen werden, die von ihnen entworfenen Konſenſe in allen Fällen, wo es ſich um 
Neubauten, ſowie um Ankegung neuer oder Verlegung vorhandener Feuerſtellen handelt, 
mit den nöthigen Erläuterungen und ungefähren Handzeichnungen, den Landräthen vor⸗ 
zulegen, von welchen alsdann im Falle des Einverſtändniſſes ein Beſtätigungevermerk 
hinzuzufügen, andern Falles aber die ſonſt erforderlich ſcheinende Verfügung zu treffen iſt. 
Auf dieſe Weiſe werden die den Domainen zuſtehenden Befugniſſe in einem ihrer unmit— 
telbaren Mitwirkung ſehr bedürfenden Theile der Polizeiverwaltung vollſtändig berück— 
ſichtigt, ohne der nothwendigen Kontrolle Seitens der Landräthe Abbruch zu thun, oder 
den Bauintereſſenten Weiterungen zu verurſachen. Die Beſtimmung der V. v. 19. April 
18041) wird dadurch vollkommen erfüllt. | 

Ueber diejenigen Fälle, in welchen die K. Reg. aus befondern Gründen Eich felbft 
eine Superreviſton der Baupläne vorbehalten zu müſſen glaubt, was jedoch immer nur 
bei Bauten von größerer Erheblichkeit und bei Retabliſſements-Anlagen eintreten kann, 
ſind die Landräthe mit beſonderer Anweiſung zu verſehen. Uebrigens aber hat die K. Reg 
dem vorſtehenden Erlaſſe gemäß, die erforderliche Bekanntmachung zu erlaſſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 284. Nr. 467.) 


6) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 18. Okt. 1841, an 
die K. Reg. zu Breslau, und Abſchrift an die K. Reg. zu Oppeln und Liegnitz. 
Deſſelben Inhalts. ke 


Die mit dem Ber. der K. Reg. v. 20. April d. J., wegen Wahrnehmung der Bau— 
polizei auf dem Lande, vorgelegte C. V. v. 8. Nov. 1839 an die Landräthe Ihres Bezirkes 
überträgt denſelben mehr, als die von ihnen zu fuͤhrende Kontrolle über die Ortspolizeiver— 
waltung der Butöherrfchaften fordert. So nothwendig es ift, die Handhabung der Baus 
polizei auf dem Lande der beſondern Aufſicht der Landräthe zu unterſtellen, ſo nothwendig 
iſt es auch, über die Zuläſſigkeit jedes einzelnen Baues die Ortspolizeiverwaltung zu hören. 
Das Letztere darf daher nicht in das bloße Gutbefinden der Landräthe, es muß vielmehr 


1) Vergl. die V. v. 19. April 1804 wegen des Auseinanderbaues der Unterthanen- 
Gehoͤfte und Gebaͤude in der Kurmark (N. C. C. Tom, XI. p. 2163., ſ. unten). 
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ſicher geftellt werden, daß die Vernehmung der Ortspolizeibehörde nicht unterbleibe. Es 
wird daher einer Anordnung der Vorzug zu geben fein, welche die Gutsherrſchaften er- 
mächtigt, ihrerſeits die Bankonſenſe zu ertheilen, ſte aber zugleich verpflichtet, in allen | 
Fällen, wo es ſich um Ausführung von Neubauten und um Anlegung oder Verlegung 1 
von Feuerſtellen handelt, den Bauerlaubnißſchein nebſt erläuternder Handzeichnung dem I 

Landrathe zubörderft vorzulegen, welcher, bei vorhandenem Einverſtändniß mit dem Bes 
ſchluſſe der Gutsherrſchaft, ſoiches durch einen einfachen Beſtätigungsvermerk beſcheinigt, 

| an dern Falles aber das ihm Erforderlichſcheinende veranlaßt. 


Demgemäß hat die K. Reg. die nöthige Anordn t S 0 

| (Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 284. Kr. 468) TT Ei d 
7) V. der K. Reg. zu Potsdam, Abth. des J. v. 28. Mai 1842. Erthei- 14 

lung der Bau Konſenſe auf dem Lande durch die Orts-Polizeibehörden unter D 
Kontrolle der Landräthe und Verfahren hierbei, desgl. Strafen verabſäumter K 


Einholung der Bau-Konſenſe und Begriff der Haupt-Reparaturen. 


Behufs näherer Erläuterung und Ergänzung der, wegen Einholung der Baukonſenſe 
auf dem Lande, von uns feither erlaſſenen V. bringen wir auf Grund höherer Anordnung!) 
folgende Beſtimmungen zur allgemeinen Kenntniß und genaueſten Beachtung. 

1) Die nach dem A. L. R. Th. I, Tit. 8. S. 69. erforderliche obrigkeitliche Erlaubniß | 
zur Errichtung einer neuen Feuerſtelle, ſowie zur Veränderung oder zur Verlegung einer H 
alten an einen andern Ort, iſt jeder Zeit bei der Gutsherrſchaft, als Ortspolizeibehörde, 
nachzufuchen. d 

2) Daſſelbe muß geſchehen, wenn ein neues Gebäude errichtet oder ein altes verlegt 
werden ſoll, wenn ſich in demſelben auch keine Feuerung befindet, oder wenn von einem KR 
Anbau oder einer Erweiterung eines ſchon beſtehenden Gebäudes die Rede iſt, oder end— Il 
lich wenn eine Haupt-Reparatur an demſelben vorgenommen werden foll. 10 

3) Unter Haupt-Reparaturen ſind ſolche zu verſtehen, bei welchen ganze Theile k 
eines Gebäudes entweder in ihrer Bauart oder hinſichtlich des Materials eine Verände— LU 
rung erleiden, die auf die Feſtigkeit oder Feuerſtcherheit weſentlichen Einfluß hat, oder 
CS der bisherige Zweck des Gebäudes weſentlich verändert werden ſoll. Hierzu find 
zu rech nen: 

a) die Erneuerung der ſämmtlichen Fundamente unter den Umfaſſungswänden der 
Gebäude von Fachwerk oder Holz, das Unterfahren maſſtver Wände, wenn ſolches | 
auf die Hälfte oder darüber einer Front- oder Giebelmauer ausgedehnt werden foll, db 
ingleichen die Unterſchwellung eines ganzen Gebäudes. 

b) die Anlegung eines Kellers, in einem ſchon vorhandenen Gebäude; 

e) das Abbrechen eines oder mehrerer Stockwerke eines Gebäudes und die Auffüh- 
rung eines oder mehrerer Stockwerke auf einem ſchon vorhandenen Gebäude oder Ih 
auf einem ſolchen, welches urſprünglich nicht fo hoch zu bauen beabſtichtigt 

geweſen iſt; V 

d) die Aenderung der innern Einrichtung eines Gebäudes zu andern Zwecken, wenn 
eine neue Anlage von Feuerungen oder eine Umänderung der vorhandenen damit ) 
verbunden iſt; imgleichen wenn Verbindungswände im Innern, Pfeiler, Unterzüge I) 
und Träger weggenommen oder verändert werden ſollen; 

e) die Einziehung neuer Balken und Unterzüge; | 

D die Anbringung eines neuen Dachſtuhls oder auch neuer, Sparren, wenn ſolche ſich 0 

über ein Dritttheil der ganzen Anzahl derſelben erſtreckt; 

g) die Aufführung neuer Schornſteine; 

h) in Anſehung der Dachdeckungen, wenn ein Ziegel-, Lehmſchindel- oder Dornſches 
Dach in ein Stroh-, Rohr- oder Holzſchindeldach umgewandelt werden ſoll, oder U 
wenn Dächer von Stroh, Rohr oder Holzſchindeln auf Gebäuden. in welchen 1 
Feuerungen befindlich find, erneuert werden follen. 


4) In allen Fällen aber, wo es ſich um Neubauten, ſowie um Anlegung neuer oder | 
Veränderung oder Verlegung vorhandener Feuerungen handelt, ſind die Gutsherrſchaften A 
verpflichtet, die entworfenen Baukonſenſe mit den nöthigen Erläuterungen und ungefähren | 


Handzeichnungen dem Landrathe des Kreiſes vorzulegen, von welchem alsdann im Falle 
des Einverſtändniſſes ein Beſtätigungsvermerk hinzugefügt, andern Falls aber die etwa 
erforderlich ſcheinende Verfügung getroffen werden wird. In allen andern Fällen haben \ 


— ——— ëmüirw —:ù — 
| 


1) Vergl. R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 16. Okt. 1841. (Min. Bl. d. i. B. 0 
1841. S. 284. Nr. 467., |. ober.) ' 
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die Gutsherrſchaften die Erlaubniß zu den Bauten, fo wie zu den Haupt-Reparaturen, 
ſelbſtſtändig zu ertheilen. 

5) Bei dem Retabliſſement ganzer Dörfer oder mehrerer nebeneinander liegenden 
Gehöfte find uns die Retabliſſementspläne auch ferner von den Herren Landräthen, nach— 
| dem fie vorher die Zulaͤſſigkeit des Baues jedes einzelnen Gebäudes in Beziehung auf 

Konftruftion, Stellung und Feuerſicherheit geprüft haben, mit ihrem Gutachten begleitet, 
zur Genehmigung vorzulegen. 

6) Derjenige, welcher, ohne den hier vorgeſchriebenen polizeilichen Konſens einge— 
| holt zu haben, eine neue Feuerung, mag dies in einem neuen oder ſchon vorhandenen Ge— 
bäude geſchehen, anlegt, oder eine ſchon vorhandene verändert oder verlegt, verfällt in 
Gemäßheit der §§. 69. bis 72. A. L. R. Th. J. Tit. 8. in eine Strafe von 5 bis 10 Thlr. 

Derjenige aber, welcher ohne polizeilichen Konſens den Bau oder die Verſetzung 
eines nicht mit einer Feuerung verſehenen Gebaͤudes vornimmt, oder an einem ſchon 
WE Gebäude eine Haupt-Reparatur ausführt, verfällt in eine Strafe von 1 bis 

aler. 

7) Gleiche Strafen treffen den, welcher ſich bei dem Baue Abweichungen von dem 
genehmigten Bauplane und dem Baukonſenſe vorzunehmen erlaubt. 

8) Die gegen die Bauherren hier angeordneten Strafen treffen in gleichem Maße 
die Gewerks⸗Baumeiſter. g 

9) Im Falle des Zahlungs-Unvermögens tritt an die Stelle der Geldſtrafe eine ver— 
hältnißmäßige Gefängnißſtrafe, wobei 5 Thlr. Geldſtrafe einer Gefängnißſtrafe von 7 Tagen 
| gleich zu achten ift. b 
| 10) Außer den hier erwähnten Strafen ift der Bauherr verpflichtet, den ohne poli— 

zeilichen Konſens oder dieſem Konſenſe zuwider aufgeführten Bau nach Befund der Um— 
ſtände abzuändern, oder, wo eine derartige Abänderung nicht genügen ſollte, denſelben 
wieder abzubrechen. 
| 11) Wegen ber bei den Bauten nothwendigen Entfernungen der Gebäude von ein— 


ander, behält es bei den bisherigen Beſtimmungen ſein Bewenden. 

12) Die Abfaſſung der Strafreſolute bei Bau-Kontraventionen ſteht in erſter In— 
ſtanz Zi Gutsherrſchaften als Orts-Polizeibehörden zu, von welchem der Rekurs an uns 
ſtattfindet. | 

Alle Gutsherrſchaften haben bei eigener Verantwortlichkeit auf die pünktliche Befol— 
gung der hier gegebenen Vorſchriften zu halten, und in allen Fällen, wo dieſen Beſtim— 
mungen zuwider gehandelt wird, den Bau fofort zu fiftiren. 

Die Schulzen oder deren Stellvertreter aber haben genau darauf zu wachen, daß 
kein Bau ohne oder gegen den polizeilichen Konſens begonnen oder ausgeführt wird, 


vielmehr davon ſofort den betr. Gutsherrſchaften, reſp. dem Kreislandrathe, Anzeige zu 
machen. ` Schulen, die dieſer ihnen obliegenden Verpflichtung nicht pünktlich nachkom— 
men, werden für jeden Kontraventionsfall unnachſichtlich in eine Strafe von 1 bis 10 
| Thaler genommen werden. (Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 210. Nr. 284.) 

N 

III. 

0 


Erforderniß der Einreichung von Zeichnungen bei Nachſuchung 
der Bauerlaubniß. 


1) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 30. April 1822, an die Reg. zu 
| Oppeln. Die Einreichung von Zeichnungen von Neubauten in den Städten, ift . 
bei Nachſuchung des Bau-Konſenſes nicht immer, ſondern nur in wichtigen 


Fällen erforderlich!). 


| 1) Die K. Reg. zu Liegnitz verordnet in einem R. v. 30. Nov. 1811, daß die Unter⸗ 
d nehmer von Neubauten in den Städten, ohne Unterſchied, vor deren Ausführung 
bollftändige Zeichnungen mit Profilen und Balkenlagen, dem Diſtrikts-Bau⸗Inſpek⸗ 
tor, und demnächſt der Ortöpolizei-Behörde zur Prüfung, ob den Forderungen der 
Bau⸗Polizei überall genügt werden wird, und zur Genehmigung des Baues vorzu— 
legen ſchuldig. Eben dieſes gelte von Waſſer-Bauten, welche Niemand, bei Ber: 
| meidung einer Polizeiſtrafe, ohne Vorwiſſen derer, welche bei der neuen Bananlage 
: intereſſirt, und ohne vorgängige örtliche Unterſuchung von Seiten des Diftriftd- 
| Waſſerbau⸗Inſpektors unternehmen dürfe. (Heinze, Baupol. G. S. 113.) 

! In dem R. derſelben Reg. v. 15. April 1828 heißt es: 

ö »Es iſt bereits früher, und namentlich in Rückſicht der Neubaue in den Städ— 
| sten, unterm 24. Okt. 1812 (Amtsbl. Nr. 46.) und der Neubaue auf dem Lande, 
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Was die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 7. d. M. zur Vertheidigung der von Ihr ange- 


ordneten Einreichung einer Zeichnung von allen Neubauen in den Städten angeführt 

kann uns ſo wenig von der Nothwendigkeit dieſer Anordnung, als von Ihrer Ze 
u derſelben überzeugen. Weder im A. L. R., noch in andern Provinzial⸗Baugeſetzen 
iſt die Einreichung einer Zeichnung im Allgemeinen vorgeſchrieben; auch find bei gewöhn— 
e in achter 1175 ER im Stande, die Frage, ob ein Bau für feuerge— 
fährlich zu achten oder ſonſt ein Nachtheil davon zu beſorgen fei, o i ich⸗ 
nung zu beurtheilen. zu beſorgen fei, ohne eine ſolche Zeich 


Die K. Reg. hat daher Ihre dieöfällige allgemeine Verf. um fo mehr zurück ei 
men, als in keiner der übrigen Provinzen eine ſolche allgemeine A EN 


auch dem Publiko ſehr koſtbar werden, und ſelbſt die Ortsobri in i 5 
niſſen unnöthiger Weiſe beſchränken GE e EE 

„Dagegen wird bei einzelnen wichtigen Fällen die Ortsobrigkeit, wenn fie es anders 
für nöthig erachtet, allerdings eine Zeichnung zu fordern, und darüber mit dem Diſtrikts⸗ 
Bauinſpektor zu berathen befugt ſein; ob aber dazu Veranlaſſung ſei, iſt in jedem ein— 
zelnen Fall dem Arbitrio derſelben zu überlaſſen. (A. VI. 4. 28. — 2. 84.) 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 7. Febr. 1835. 

(A. XIX. 282. — A 203., ſ. unten.) 


IV. 


Gründe der Verweigerung der Bauerlaubniß und Pflichten der 
Polizei-Behörden bei Prüfung der Zuläſſigkeit 
beabſichtigter Anlagen. 

1) Die Bau-Polizeibehörden haben allgemein darüber zu wachen, daß 

keiine Bauten und Veränderungen beſtehender Baulichkeiten vorgenommen wer— 

den, welche gegen die Rückſichten verſtoßen, deren Beachtung der Fürſorge der 
Polizei obliegt. In dieſer Beziehung iſt alſo im Allgemeinen auf die be— 
ſtehenden Beſchränkungen der Baufreiheit aus ſicherheitspolizeilichen und ord— 
nungspolizeilichen Rückſichten (ſ. Unter-Abth. III.) hinzuweiſen; auch dürfen die 
nachbarlichen Verhältniſſe dabei nicht unberückſichtiget gelaſſen werden. 

Dieſe allgemeinen Grundſätze ſpricht das R. des K. Min. des J. u. d. 
P. (b. Rochow) v. 6. April 1835, an die K. Reg. zu Stettin, aus. 

np. Wenn die K. Reg. darin der Anficht des Landrathes beitritt, daß die Beur— 
theilung der Zuläſſigkeit eines Baues lediglich auf die feuerpollzeilichen Rückſichten 
ſich beſchränke, ſo muß Derſelben bemerklich gemacht werden, daß die Baupolizei nicht 
allein für die möglichſte Verhütung von Feuersgefahr, ſondern auch für die Feſtigkeit und 
eine der Geſundheit unſchädliche Beſchaffenheit der Gebäude zu ſorgen, außerdem aber 
nach §. 68. Tit. 8. Th. I. des A. L. R. verpflichtet iſt, die Intereſſen der Nachbarn zu 
berückſichtigen, und, vorbehaltlich deſſen, was nur Gegenſtand gerichtlicher Entſcheidung 
ſein kann, künftigen Streitigkeiten möglichſt vorzubeugen. (A. XIX. 497. — 2. 138.) 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn) v. 30. Jan. 1832, an 
die K. Reg. zu N. N. In wiefern die perſönliche Führung der Bauenden bei 
Prüfung des Antrages auf Bauerlaubniß zu berückſichtigen. 


unterm 27. Jan. 1817 (Amtsbl. Nr. 5.) angeordnet worden, daß vor Ausfuͤh— 
»rung derſelben die vollſtändigen Zeichnungen und reſp. Baupläne, nicht nur in 
»den Städten den Ortspolizei-Behörden, und auf dem Lande von Kreis-Land— 
„Räthen ſondern auch den betr. Diſtriktsbau-Inſpektoren zur Prüfung vorgelegt 
»werden ſollen, 
»ob dabei den Forderungen der Bau-Polizei, beſonders in Hinſicht der Feuer— 
sficherheit, genügt werde. 

„Wir finden Uns durch mehrere vorgekommene Fälle der Nichtbefolgung veran— 
»laßt, jene Vorſchriften hiermit in Erinnerung zu bringen. 

»Um den Bauenden die Befolgung derſelben noch mehr zu erleichtern, beſtimmen 
„Wir zugleich, daß dieſelben gedachte Baupläne und Zeichnungen in den Städten 
»nur den Polizei-Verwaltungen, und auf dem Lande den betr. Landräthen vorzu— 
»legen, und dieſe ſelbige den Diſtrikts-Baubeamten zur techniſchen Reviſton zuzu— 
»ftellen haben, welche dieſelben ſodann den erſtern zur weitern Veranlaſſung an die 
»Bauenden remittiren werden ꝛc. (a. a. O., S. 165.) 
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ö Der Ber. d. K. Reg. v. 11. d. M. über die Beſchwerde der N. N. zu N., wegen | 
I Verſagung der Erlaubniß zum Bau eines Hauſes auf dem von ihrem Ehemanne acqui⸗ 
| rirten, im Walde belegenen Grundſtück, enthält mehrere unrichtige Vorausſetzungen und 
Schlüſſe, wovon der Grund hauptſächlich darin zu ſuchen iſt, daß die K. Reg. uneinge- 
denk Ihres Berufs, nach den beſtehenden Geſetzen zu verfügen, zur Rechtfertigung der 
Verweigerung jener Erlaubniß kein einziges Geſetz in Ihrem Ber. allegirt hat, ſondern 
von Selbſt gemachten Regeln ausgegangen iſt. 

Zuvörderſt iſt es eine unrichtige Vorausſetzung, daß der, welcher des Rechts, die 
Nationalkokarde zu tragen, verluſtig erklärt worden, damit zugleich die Befugniß verloren 
habe, Grundeigenthum zu erwerben oder zu beſitzen. Davon iſt weder im G. v. 22. Febr. 
1813, noch in den folgenden, die Nationalkokarde betr. G. das Geringſte enthalten, und 
nach weniger iſt die K. Reg. und in keinem Falle befugt, die geſetzlichen Strafen zu ver— 
ſchärfen, und zwar um ſo weniger, als durch die Allerh. K. O. v. 6. April 1823 (S. 42. 
der G. ©.) ſogar neuerdings feſtgeſetzt iſt, daß die Verſagung und reſp. Ausſchließung 
vom Bürgerrecht auf die Befugniffe des Gewerbebetriebs und Grundſtlücke zu beſitzen, von 
keinem Einfluſſe ſein ſoll. ? 

Sodann iſt es eine ganz unrichtige Behauptung: daß, wenn Jemand auf feinem 
Acker ein Haus erbaue, dies als eine neue Erwerbung von Grundeigenthum zu be— 
trachten ſei. ) 

Endlich ift aber die Thatſache, wegen welcher der N. N. zu N. detinirt wird, höchft 

unbeſtimmt vorgetragen ıc. ö ) 
Für jegt wird der K. Reg. bemerklich gemacht, daß, da der N. N. unbeſtritten Eigen- 
thüͤmers eines Ackers in N. iſt, und eine feuerpolizeiliche Gefahr nicht behauptet worden, 
derſelbe nach 8. 1. u. 2. des Ed. v. 9. Okt. 1807 und 8. 1. des Ed. v. 14. Sept. 1811 die 
Beförderung der Landkultur betr., für wohl befugt gehalten werden muß, auf dieſem 
Grundſtück ein Haus zu bauen, und dieſes um ſo unbedenklicher erſcheint, als er durch das 
Miethen einer Wohnung bei dem Häusler N. daſelbſt an dieſem Orte bereits ein Domizil 
konſtituirt hat, und durch ſeine Verhinderung, ſich ein eignes Häuschen zu bauen, ſelbſt 
polizeilich, alſo nicht einmal das Geringſte gewonnen wird. Der Einwand; daß bei der 
Anſiedelung auf dem in Rede ſtehenden Grundſtück die polizeiliche Aufſicht erſchwert werde, 
iſt ohnehin unerheblich. 

Das Dominium hat nicht allein die Befugniß, ſondern auch die Pflicht, die Polizei 
auf dem ganzen Bereiche ſeines Bezirks zu verwalten, und iſt nicht befugt, ſich dieſe Pflicht 
durch willkuͤhrliche und ungeſetzliche Beſchränkungen leichter zu machen. 

In dem vorliegenden Falle, in welchem die K. Reg. Namens des Fiscus domanialis 
Selbſt die Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit hat, iſt eine Unterlaſſung dieſer Pflicht um ſo 
weniger zu rechtfertigen, als die K. Reg. vielmehr anderen Dominien in der genauen 
Beachtung der Geſetze mit gutem Beiſpiele vorangehen ſollte. 

Uebrigens wird die K. Reg. noch darauf aufmerkſam gemacht, daß bei dem N. die 
Erwerbung von Grundeigenthum und der beabſichtigte Bau eines Hauſes in dem Grund— 
vermögen und der Verbeſſerung deſſelben eine nicht geringe Sicherheit für feinen künftigen 
ordentlichen Erwerb zu finden fein möchte, wogegen die von der K. Reg. beabſichtigte Be— 
ſchränkung ihn gar leicht verleiten könnte, von neuem Verbrechen zu begehen, und den ihm 
erſchwerten ehrlichen Erwerb auf unredlichem Wege zu erſetzen. 

Die K. Reg. hat daher dem N. unter Beobachtung der feuerpolizeilichen Rückſichten 

die Erbauung eines Hauſes auf ſeinem Grund und Boden zu geſtatten ꝛc. 
(A. XVI. 233. — 1. 102.) 


3) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 13. Aug. 1836, an die 
K. Reg. zu Erfurt. Rückſichten der Baupolizei-Behörden bei Nachſuchung der 
Erlaubniß zur Errichtung von Wohnhäuſern inmitten der Feldflur. 

Nach den Beſtimmungen des A. L. R. ſoll zwar in der Regel einem Jeden die 
Befugniß zuſtehen, ſeinen Grund und Boden mit Gebäuden zu beſetzen; allein dieſe Be— 
fugniß unterliegt der im 8. 66. Tit. 8. Thl. I. ausgeſprochenen Beſchränkung, und aus 
dieſer rechtfertigt es ſich wohl, die Errichtung eines Wohnhauſes inmitten der Feldflur zu 
unterſagen, wenn der Erbauer weder in der Lage ift, vom Feld- oder Gartenbau zu leben, 
noch irgend eine Beſchäftigung hat, die es ihm wünſchenswerth machen konnte, an der in 
Rede ſtehenden Stelle eine Wohnung zu haben, zumal wenn er in einem üblen Rufe ſteht, 
und nicht ohne Grund die Vermuthung wider ſich erregt, daß er die einſame Lage des zu 


erbauenden Wohnhauſes zur Benachtheiligung der nachbarlichen Feldbeſitzer benutzen werde. 
(A. XX. 719. — 3. 159.) 5 S = S R 


4) R. des K. Min. des J. u. d. P. (b. Rochow) v. 8. Febr. 1837, an 
das K. Polizeipräſ. zu Berlin. Bedingung der Anlegung von Privatbruunen 
bei Ertheilung der Konſenſe zu Neubauten. 
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xc. Bei Neubauten hat das K. Bolizeipräf. die Anlegung von Privatbrunnen, ſoweit 
ſolche nach der Oertlichkeit zuläſſig und zugleich nach den Umſtänden erforderlich iſt, oder 
nicht ſonſtige erhebliche und alsdann billig zu berückſichtigende ſpecielle Hinderniſſe eintre⸗ 
ten möchten, durch die Bauerlaubnißſcheine ausdrücklich zu bedingen, und die Ausführung 
kontrolliren zu laſſen. (A. XXI. 240. — 1. 242.) 


5) R des K. Min. des J. u. d. P. (b. Meding) p. 25. gen, 1838, an die 
K. Reg zu Frankfurt a. d. O. Die Reg. ſollen zur Ergänzung der landrecht— 
lichen Beſtimmungen über Einholung polizeilicher Erlaubniß zu Bauten und 
Reparaturen die dem provinziellen und örtlichen Bedürfniß entſprechenden Ver— 
ordnungen erlaſſen. | 


Wenn gleich das A. L. R. im 8. 65. Tit. 8. Thl. I. die Befugniß eines jeden Eigen⸗ 
ſhümers, feinen Grund und Boden mit Gebäuden zu beſetzen, und dieſe zu verändern, als 
Regel aufſtellt, ſo reihet es diefer Regel doch als Beſchränkung der natürlichen Freiheit 
des Eigenthümers beim Bauen den Grundſatz im §. 66. I. e. an, 

daß zum Schaden oder zur Unſicherheit des gemeinen Weſens oder zur 
a der Städte ꝛc. kein Bau und keine Veränderung vorgenommen wer— 
den ſolle. 


Obgleich nun ferner 8. 69. 1. e, nur ausdrücklich dann die Einholung obrigkeitlicher Ge— 
nehmigung vorſchreibt, wann, es ſei in Städten oder auf dem Lande, eine neue Feuer⸗ 
ftelle errichtet, oder eine alte an einen andern Ort verlegt werden ſoll, und nur die Ver— 
nachläſſigung dieſer Vorſchrift im 8. 70. J. c. mit Strafe bedroht, fo ergiebt ſich doch deut— 
lich, daß zur Erreichung ded im 8. 66. angegebenen Zweckes die Vorſchrift des 8. 69 und 
70. allein nicht genügt, und es beſonderen polizeilichen Vorſchriften vorbehalten iſt, die 
ſich als nothwendig herausſtellenden Vorſchriften zur Erreichung jenes Zweckes durch be— 
ſondere Polizei⸗Verordn. zu erlaſſen. Denn einestheils deutet hierauf nicht nur die 
Faſſung des 8. 69. hin, welcher mit dem Worte »Vorzüglich« beginnt, alfo die Einholung 
der obrigkeitlichen Erlaubniß in andern Fällen nicht ausſchließt, ſondern auch der Umſtand, 

daß 8. 66. die Bauten auf dem Lande und in den Städten in der angedeuteten Beziehung 
nicht gleichſtellt, ohne daß jedoch zur Sicherung des angegebenen ſtädtiſchen Intereſſes be- 
ſondere Vorſchriften ſich vorfänden. f 

Auf dieſem Grunde beruhen auch alle ſpäteren V. wegen des Auseinanderbaues auf 
dem Lande, und überhaupt wegen Vermeidung von Feuersgefahr, welche nicht allgemein 
für das ganze Land erlaſſen werden Tonnen, weil ſte durch die provinziell- oder ortsübliche 
Bauart weſentlich bedingt ſind. 

Nach den anliegenden Verhandlungen und namentlich nach der Verf. der K. Reg. 
v. 13. Aug. d. J. ſcheint es in den dortigen Reg. Bez. an dergl., die landrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften ergänzenden V. noch zu fehlen, und es iſt daher das Reſolut des Magiſtrats zu 
N. v. 19. April d. J., namentlich in Anſehung des N., nicht zu beſtätigen. Wenn die 
K. Reg. jedoch in der Verf v. 13. Aug. d. J. ſelbſt anerkennt, daß die Einholung polizei⸗ 
licher Erlaubviß zur Ausführung von Hauptreparaturen an Gebäuden wünſchenswerth 
ſei, ſo kann Dieſelbe nur darauf aufmerkſam gemacht werden, daß es Ihre Sache iſt, mit 
Rückſicht auf 8. 11. der Reg. Inſtrukt. v. 23. Okt. 1817 eine, die Einholung dieſer poli- 
zeilichen Erlaubniß vorſchreibende V. zu erlaſſen, in welcher zugleich die Hauptreparaturen, 
welche eine ausdrückliche Erlaubniß erfordern, moͤglichſt genau aufgeführt und von denen 
getrennt werden müſſen, welche als kleine Reparaturen einer ſolchen Erlaubniß nicht be— 
dürfen. In dieſer Beziehung wird die K. Reg. auf das R. v. 30. Sept. 1834 
(A. S. 860.) 1) und die gleich dahinter abgedruckten V. der Reg. in Marienwerder v. 28. 
Sept. 1823 und 9. April 1835 aufmerkſam gemacht und Ihr überlaffen, hienach das 
Weitere zur Erlangung ſpeziellerer und das öffentliche Intereſſe beſſer ſichernder bau— 
polizeilicher Vorſchriften für Ihren Reg. Bez. zu veranlaſſen. 

(A. XXII. 1018. — 4. 161.) 


V. 
Beſtrafung der Kontraventionen gegen die Vorſchriften über 


Einholung der Bau-Konſenſe und der Abweichung 
von ſolchen. | 


1) Vergl. A. L. R. Thl. I. Tit. 8. së 70 — 72. (Oben S. 450.) 
2) Das Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851 (welches an die Stelle der 


Sn 


1) Vergl. oben S. 457. 
v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 30 


w 
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| Strafvorſchriften des A. L. R. getreten ift) beſtimmt hierüber im §. 345. 
| Stef Ste 

Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Geſängniß bis zu ſechs Wochen wird 
be ſtraft: . , ) 

12) wer als Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker einen Bau oder eine Repara⸗ 
tur, wozu die polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt, ohne dieſe Genehmigung oder 
mit eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde genehmigten Bauplan 

| ausführt oder ausführen läßt. 
| 3) Vergl.: 
ah) Publik. d. K. Reg. zu Breslau v. 27. Aug. 1822 (Oben S. 459); 


b) die beiden R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 30. Sept. 1834 
(Oben S. 457. u. 458.); * 
c) R. der K. Reg. zu Potsdam v. 28. Mai 1842. (Oben S. 461.) 


4) Befugniß der Ortspolizeibehörden, die Bauunternehmer i m 
Wege der geſetzlichen adminiſtrativen Exekution zur Abänderung 
oder zum Abbruch der ohne polizeilichen Konſens oder gegen die im 
Baukonſens geſtellten Bedingungen ausgeführten Bauten anzuhalten. 


C. R. der K. Reg. zu Magdeburg v. 23. Jan. 1850 an deren Landräthe. 


In einem ſpeziellen Baupolizei-Kontraventionsfalle, in welchem, der V. v. 3. Jan. 

v. J. gemäß, der Polizeirichter die vom Geſetze angedrohte Strafe feſtgeſetzt hat, iſt es nach— 
träglich zur Sprache gekommen, daß die gleichzeitig durch das Geſetz geforderte Ab— 
änderung des vorſchriftbwidrig ausgeführten Baues Seitens des Richters in 
dem Erkenntniß nicht ausgeſprochen worden iſt. | 

Dies hat feinen Grund darin, daß von dem Polizeirichter nur die angedrohte Po— 
lizeiſtrafe zu erkennen war, woraus folgt, daß die anderweit vom Geſetz vorgeſchrjebenen 
Maßregeln wegen Abänderung oder gänzlichen Abbruchs eines vorſchriftswidrig bewirk— 
ten Baues nach wie vor von den Polizei-Verwaltungsbehöͤrden getroffen met: 
den müffen. 

Ew. Hochw. werden daher hiermit angewieſen, in allen denjenigen Fällen, in wel⸗ 
chen Bauunternehmer Bauten ohne Konſens oder gegen die im Baukonſens geſtellten Be— 
dingungen ausgeführt haben — abgeſehen davon, ob der Polizeirichter in dem betreffen— 
den Falle eine Strafe ſeſtgeſetzt hat oder nicht — nach Maßgabe der V. v. 22. Juni 1830 
(Amtsbl. für 1830 S. 181.) und Sammlung der polizeil. Strafvorſchriften für den Reg. 
Bezirk Magdeburg v. 24. Aug. 1849 S. 28., die Bauunternehmer event. im Wege der 
geſetzlichen adminiſtrativen Exekution zur Abänderung oder zum Abbruch der vorſchrifts— 
widrig ausgeführten Bauten anzuhalten. | 

Hiernach haben Ew. Hochw. die Ortöpolizei-Behörden mit Anweiſung zu verſehen 
und dieſelben dabei zu belehren, daß ſie ſo befugt, wie verpflichtet ſind, jeden ohne Konſens | 
oder konſenswidrig unternommenen Bau zu inhibiren. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850 S. 36. Nr. 59.) | 


rl. 


Nicht verpflichtung des Staates zum Schadenerſatz aus Erthei— 
lung der polizeilichen Bauerlaubniß. 


5 di des K. Min. des J. (Köhler) v. 7. Aug. 1828, an den Töpfermeifter 
zu N. 


Dem Töpfermeifter N. werden die Anlagen ſeines Geſuchs v. 22. v. M., um Er⸗ 
ſtattung der, durch den Bau eines Töpferofens in N. erwachſenen Koſten aus Staats— 
Kaſſen, mit dem Eröffnen zurückgeſertigt, daß die Ertheilung der polizeichen Erlaubniß 
Seitens des Staats zu einem Bau für denſelben keine Verbindlichkeit zum Schadenser— 
ſatze begründet, wenn deſſen ungeachtet der Bauende durch Anſprüche von Privatperſo⸗ 
nen im Wege Rechtens gehindert wird, von der polizeilichen Erlaubniß Gebrauch zu | 
machen. Es kann daher auf das Geſuch keine Rückſicht genommen werden. 

(A. XII. 776.—3. 111.) | 


1) Hiernach find die auf dieſen Gegenſtand bezüglichen R. des K. Min. d. J. u. 


ind d. P. 
v. 6. Juni 1834. (A. XVIII. 350.) und v. 13. Juli 1835 (A. XIX. 842.) nicht 
mehr von praktiſchem Intereſſe. 


r 
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VII. 


Verpflichtung der Gerichts-Behörden zur hypothekariſchen 
Eintragung der übernommenen Einſchränkungen der 
baulichen Dispoſitions-Beſugniß. 
R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 18. Dec. 1842, an die K. 


Reg. zu Erfurt. Hypothekariſche Eintragung der übernommenen Beſchränkun— 
gen der baulichen Dispoſitions⸗Befugniß. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 8. Okt. d. J., betr. die hypothekariſche Eintra- 
gung der von Hauseigenthümern, der Polizeibehörde gegenüber, übernommenen Befchrän- 
kungen der Dispoſitions⸗Befugniß, Abſchrift der von dem Juſt. Min. an das K. O. L. G. 
zu Naumburg desfalls erlaſſenen Verf. v. E: v. M. in der Anl. a. überfandt. 

nl. a. 
Nach dem abſchriftlich beit., ſeitens des Min. d. J. mir mitgetheilten Ber. v. 8. Okt. 
d. J. hat ſich die Reg zu Erfurt darüber beſchwert, daß das Gericht zu Z. und ſodann die 
Hyb. Dep. des K. O. L. G. es abgelehut haben, auf das mit Verletzung polizeilicher Vor— 
ſchriften neu errichtete Haus ded N. zu Z. einen Vorbehalt dahin: ö 
daß die Polizeibehoͤrde befugt fei, die mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des G. 
einſtweilen ausgeſetzte Aenderung der vorſchriftswidrig aufgeführten Giebelwand 
zu verlangen, 

dem übereinſtimmenden Antrage der Polizeibehoͤrde und des N. gemäß, eintragen zu laſſen. 

Wenn gleich der Ausführung der K. Reg. nicht überall beizutreten iſt, ſo erſcheint 
doch eine Eintragung des obwaltenden Verhältniſſes, welche jedenfalls zur Warnung 
der Gläubiger und Beſttznachfolger gereicht, durchaus angemeſſen, und läßt ſich nach 
den für ähnliche Fälle gegebenen Vorſchriften auf eine zwiefache Weiſe bewirken und rechte 
fertigen. 

Von der einen Seite hat der Umſtand, daß ein Gebäude vorſchriftswidrig errichtet 
und deshalb nach dem Verlangen der Poiizeibehoͤrde abzubrechen oder zu ändern iſt, er— 
heblichen Einfluß auf den Werth des Grundſtücks. Nach Analogie der K. O. v. 10. Okt. 
1796 F. 10. des Anh. zur nitt, v. 12. Aug. 1820 und des R. v. 5. April d. J. (Juſt. 
Min Bl. S. 166.) muß es deshalb wenigſtens für zuläſſig erachtet werden, die Lage der 
Sache lediglich in Beziehung auf den Werth des Grundſtüͤcks, unter Rubr. I. zu vers 
merken. 

Andererſeits hat es aber auch kein Bedenken, eine derartige Befugniß der Polizei 
als eine Einſchränkung des Eigenthums unter Rubr. II. einzutragen. Es handelt ſich hier 
nicht von der allgemeinen, durch die baupolizeilichen Vorſchriften begründeten Beſchrän— 
kung, ſondern von einer beſtimmt begrenzten durch das vorſchriftswidrige Verfahren des 
Beſitzers entſtandenen Befugniß der Polizei. Ob dieſe, auch wenn ſie nicht angetragen 
worden, gegen künftige Beſitzer ohne Entſchädig ung geltend gemacht werden konne, 
was die Reg. bezweifelt, kann dahingeſtellt bleiben. Es würde daraus immerhin nicht fols 
gen, daß fie auch nicht auf Verlangen eingetragen werden dürfe. n N 

Burch das R. v. 22. Juni 1832 (Jahrb. Bd. 39. S. 457.) iſt bereits rüͤckſichtlich 
andrer, der Eintragung nicht bedürfender Rechte, nämlich der gemeinen Laſten, verfügt 
worden, daß der Hypothekenrichter feine Anſicht dem Berechtigten nicht obtrudiren dürfe, 
ſondern mit der Eintragung zu verfahren habe, wenn letzterer fie für nöthig halte und ver⸗ 
lange. Ueberdies hat der $ 4. des Regul. für die Feſtungsbauten v. 30. Sept. 1828 (G. 
S. S. 121.) für eine ähnliche Befugniß der Staatsgewalt die Eintragung ausdrücklich 
vorgeſchrieben. Danach kann auch eine Eintragung, wie fie her verlangt wird, nicht verwei— 
ert werden. 

i Auf die eine oder auf die andere Weiſe muß dem Verlangen der Reg. zu Erfurt ge— 
nügt werden. 

Berlin, den 28. Nov. 1842. b 

Der Juſtizminiſter Mühler. 
An des K. O. L. G. zu Naumburg. 


(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 421. Nr. 593.) 


VIII. 
Stempelfreiheit der polizeilichen Verhandlungen und Geſuche 
in Bauangelegenheiten und der Bau-Konſenſe. r 


| 1) Die Frage: ob es in allen Fällen, ohne Rückſicht auf den Werth des 

Gebäudes, eines Stempels zu den obrigkeitlichen Bau⸗Konſenſen bedürfe? war 

durch die R. d. K. Min. des J. u. d. F. b. 13. März 1829 (A. XIII. 628.— 3.117.) 
30* 


|" 
I 


— 


# 
— 
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und des J. u. d. P. v. 17. Nov. 1829 (A. XIII. 929.—4. 109.) mit dem Bemer⸗ 
ken bejahet, daß der Bau-Konſend ein nach Gelde nicht ſchätzbares Objekt 
betreffe, daß aber der Behörde vorbehalten bleibe, ob ſie den Stempel von 5 Sgr. 
oder 15 Sgr. für angemeſſen erachte. 

2) Die R. des K. Min. d. J. v. 28. Jan. 1826 und der Fin. v. 13. Aug. 
1825 (A. X. 33. u. 34.) hatten bemerkt, daß zu Geſuchen um Erlaubniß zu bau- 
polizeilichen Anlagen der Stempel von 5 Sgr. erforderlich ſei, wenn der Gegen⸗ 
ſtand die Höhe von 50 Thlr. erreiche oder überſteige. 

3) Dieſe Entſcheidungen find indeß für beſeitiget zu erachten, da nach 
dem durch das C. R. des K. Fin. Min. v. 7. Mai 1839 bekannt gemachten Be⸗ 
ſchluß des K. Staatd-Min. v. 18. Sept. 1838 (Centralbl. des Fin. Min. 1839. 
S. 151. Nr. 96.) die polizeil. Verhandlungen und Geſuche in Bauangelegen⸗ 
heiten und die Bau-Konſenſe ſtempelfrei fein ſollen. 


Dritte Unter⸗Abtheilung. 


Von den Beſchränkungen der Baufreiheit und der Beaufſichti— 
gung der Bauten aus ſicherheitspolizeilichen und ord— 
nungspolizeilichen Rückſichten. 
Vorbemerkung. 

Die Vorſchriften, welche die Baufreiheit aus ſicherheitspolizeilichen und ord— 
nungspolizeilichen Gründen einer Beſchränkung unterwerfen, ſind theils dazu be— 
ſtimmt, um der Feuers gefahr zu begegnen, theils um andern, aus baulichen 
Anlagen drohenden Ungücks fällen, insbeſondere auch bei Mühlen-Bauten 
vorzubeugen; ſie haben ferner zum Theil ſanitätspolizeiliche Rückſichten im Auge, 
und endlich dienen mehrere derſelben dazu, um die Verunſtaltung und Ber: 
unzierung, ſo wie die Verengung der Straßen und öffentlichen 
Plätze zu verhüten. | 

L 

Von den baupolizeilichen Vorſchriften zur Verhütung von 
Feuersgefahr'!). | 

A. Von dem Audeinanderban und der Entfernung der Ge: 
bäude auf dem platten Lande?). 


1) Die nicht die Bau-Polizei betreffenden Vorſchriften der Feuer-Polize! vergl. 
beim Polizeiweſen (Thl. IV. des Werkes, Bd. 2. S. 157 ff. u. S. 798 ff., auch 
Suppl. Bd. 1. S. 142. ff. u. Suppl. Bd. II. S. 135. ff.). — Vergl. auch die a. 
a. O. Bd. 2. S. 156 ff. gegebene Literatur und Einleitung. 

) Ueber die Berüdjichtigung des ſpäteren Auseinanderbaues in den Dörfern bei Ent⸗ 
werfung der Separations-Pläne, bemerkt das C. R. des K. Min. d. J. 
u. d. P. (v. Rochow) v. 19. Mai 1839, an ſämmtl. K. Gen. Kom. und an die K. Reg. 
der Provinz Preußen. 

»Es iſt bei mir der Antrag gemacht: 
»bei jeder vorkommenden Spezial-Separation Bauplätze zum dereinſtigen 
» Auseinanderbau der Dörfer ausweiſen zu laſſen, 
»weil die vielen in den letzten Jahren ftattgefundenen Feuersbrünſte die Unzweck⸗ 
»mäßigkeit der jetzigen Bauart der Dörfer gezeigt haben. Dieſen Antrag habe ich 
»zwar zurüͤckgewieſen, da ſolcher in feinem ganzen Umfange weder nöthig, noch zur 
»läſſig iſt, indem der Auseinanderbau der Gehöfte bei Retabliſſements eingeäſcherter 
»Ortſchaften auch da, wo ſolcher nicht ſchon durch beſondere geſetzliche Beſtimmun— 
»gen allgemein vorgefchrieben ift, dadurch erzwungen werden kann, daß der Retabliſſe⸗ 
» mentsplan Sr. Maj. dem Könige behufs der Genehmigung deſſelben und der durch 
»denſelben bedingten Expropriation vorgelegt wird, auch die ausgewieſenen Grund» 
»ftüce immer nicht fo vortheilhaft benutzt werden können, als wenn fie den übrigen 
»Grundſtücken der Intereſſenten nach ihrer Bewirthſchaftungsart beigelegt werden, 


kb 
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Bereits die Cirk. Ordre v. 16. April 1705 an die Beamten, was fie bei 
dem Anbau der Amts⸗Unterthanen beobachten ſollen !) ſchreibt vor, daß wenn 
Amts⸗Unterthanen Häuſer, Scheunen und Ställe erbauen, die Beamten zuvör⸗ 
derſt die Bauſtellen beſehen, und mit Sachverſtändigen überlegen ſollen, wie der 
Pau am bequemſten und ſicherſten ausgeführt werden könne. Die Kurmär— 
liſche c. Kammer⸗Verordn. v. 10. Mai 17912) macht zur Pflicht, darauf zu 
ſehen, daß abgebrannte Höfe auseinander gebaut werden. Auch die meiſten 


Feuer⸗Polizei⸗Ordnungen und Feuer⸗Societäts⸗Reglements enthalten dergleichen 


Feſtſetzungen. 

Das A. L. R. I. 8. §. 65 verordnet, daß in der Regel jeder Eigenthümer 
feinen Grund und Boden mit Gebäuden zu beſetzen, oder fein Gebäude zu ver— 
ändern wohl befugt iſt, fügt jedoch im §. 66 die Einſchränkung hinzu, daß zum 
Schaden oder zur Unſicherheit des gemeinen Wefend kein Bau und feine Verän— 
derung vorgenommen werden darf, und verordnet im §. 69, daß ohne obrigkeit— 
liche Erlaubniß auch auf dem Lande keine neue Feuerſtelle errichtet, ſowie keine 
alte an einen andern Ort verlegt werden ſoll. Nähere Erläuterungen dieſer all— 
gemeinen Vorſchrift, in ihrer Anwendung auf einzelne Fälle, enthält das A. L. 
M. nicht, verweiſt vielmehr im §. 82. a. a. O. für derartige Gegenſtände auf die 
beſonderen Polizei-Geſetze eines jeden Ortes 3). 

Es iſt daher die gegenwärtig beſtehende Geſetzgebung über dieſen Gegen— 
ſtand für die einzelnen Landestheile der Monarchie abgeſondert darzuſtellen. 

I. Für die Kurmark Brandenburg find ergangen: 

1) Ed. v. 15. Juni 1795, wegen des Audeinanderbauend der Unter: 
thanen⸗Gehöfte und Gebäude in der Kurmark “). 


und weil ſich zur Zeit der Auseinanderſetzung gar nicht vorherſehen läßt, auf welche 
»Weiſe der vielleicht erft nach einer langen Reihe von Jahren nöthig werdende Aud- 
»einanderbau alsdann am zweckmäßigſten bewirkt werden kann; indeß finde ich mich 
»doch dadurch veranlaßt, die K. General-Kommiſſton anzuweiſen, Ihren Spezial: 
»Kommiſſarien aufzugeben: 
»bei Anordnung der Separationspläne für eng und feuergefährlich gebaute Ort— 
sfchaften auf einen möglichen Auseinanderbau Bedacht zu nehmen, und mit 
»Rückſicht darauf die nahe am Dorfe belegenen, zu Bauplätzen geeigneten Län» 
«dereien zu vertheilen. (A. XXIII. 365.—2. 82.) 

1) Mylii C. C. M. Tom. IV. Abth. 2. cap. 3. No. 5. 

2) Vergl. Haaſe's Handb. des Preuß. Pol. und Kameralweſens, Bd. 2. S. 141. 

3) Bei der Reviſton des A. L. R. haben die Verwaltungsbehörden, und namentlich 
das Min. des J., mit den Vorſchriften des A. L. R. I. 8. 88. 53 — 67, betr. die 
Einſchränkung des Eigenthümers beim Bauen, eine Menge von Beſtimmungen in 
Verbindung geſetzt, welche als Anweiſungen für die Polizeibehörden bei der von 
ihnen auf das Bauweſen zu führenden Aufſicht betrachtet werden müſſen. Das Vo⸗ 
tum des Minift. des J. reiht ſich an einen dieſen Gegenſtand betr. Antrag des Ob. 
Präſtd. v. Vinke, von welchem ein, dem Weſtphäliſchen Landtage zum Gutachten 
vorzulegender Entwurf zu einer V. wegen der Einſchränkungen des Eigenthums bei 
dem Häuſerbau in der Provinz Weſtphalen, eingereicht worden war. Späterhin 
iſt dieſer Gegenſtand auf ſich beruhen geblieben und zur allgemeinen Geſetzrevi— 
ſton verwieſen. Die Reviſoren des A. L. R. bemerken, daß die Monenten die 
Vorſchriften des Kurmärkiſchen Ed. über das Auseinanderbauen (ſ. unten sub l.) 
mit gewiſſen Modifikationen zum allgemeinen Geſetze erhoben wiſſen wollen, ſind 
indeß der Anſicht, daß es keine Verbeſſerung des A. L. R. ſein würde, wenn daſſelbe 
mit dergleichen polizeil. Inſtruktionen überladen werde, weshalb ſte von den Kurmär⸗ 
kiſchen V. und ahnlichen in den ausgearbeiteten Vorträgen zuſammengeſtellten We: 
gulativen für die Reviſion keinen Gebrauch gemacht, ſondern auf die deshalb ergan⸗ 
genen beſonderen Verordnungen verwieſen haben. Hierbei iſt auch der Entw. des 

neuen bürgerl. Geſetzbuches ftehen geblieben. (Vergl. Acta gen. des Min. des J. 
sign. Land⸗ und Waſſerbau⸗Sachen Nr. 94. Vol. I. und II. Geſetzreviſton Pens. 
a Motive zum A. L. R. I. 8, S. 55. Motive zum bürgerl. Geſetzb., Thl. II. 
S. 46.) | 

4) Ein im Weſentlichen gleichlautendes Edikt wegen des Auseinanderbauens neu zu 
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Wir Friedrich Wilhelm ꝛc.: Vielfältige Erfahrungen haben es gelehrt, daß die in 
den Dörfern der Kurmark ausbrechenden Feuersbrünſte deshalb außerordentliche Verwü— 
ſtungen anrichten, weil die Gebäude und Gehöfte der Unterthanen ſo nahe an einander 
gebaut ſind, daß die Flamme von einem Gebäude unaufhaltſam dem andern mitgetheilt, 
und dadurch der Gebrauch der Löſchungswerkzeuge ſehr erſchwert oder wohl gar unmoglich 

emacht wird. 

. Es ſind zwar bereits mehrere Gerichtsobrigkeiten, überzeugt von den verderblichen 
Folgen einer ſolchen Bauart, von ihrem eigenen und ihrer Unterthanen wahren Beſten 
bemüht geweſen, dieſem Mißbrauch abzuhelfen, fie haben aber, wie Wir vielfältig in Erfah⸗ 
rung bringen, in den ungegründeten Widerſprüchen und Vorurtheilen ihrer Unterthanen 
große Hinderniſſe gefunden. 

Wir haben daher fur nöthig erachtet, durch eine Landesherrl. geſetzl. Vorſchrift die 
Gerichtsobrigkeiten in der Kurmark gegen alle unbegründete Widerſpruͤche ihrer Untertha: 
nen in dieſem Stücke zu ſchützen und ſicher zu ſtellen, und befehlen demnach hierdurch: 

8. 1, Daß wenn einzelne oder mehrere Unterthanengebäude, Gehöfte oder wohl gar 
ganze Dörfer, durch Feuersbrünſte in Aſche gelegt werden, und deshalb oder ſonſt wegen 
Baufälligkeit, auch aus andern Urſachen, neu erbaut werden ſollen, kein Unterthan die 
Befugniß haben ſoll, eher den neuen Bau eines Gebäudes oder ganzen Gehöftes vorzu— 
nehmen, als bis ihm die Bauſtelle von der Gerichtsobrigkeit, an welche er ſich in dieſer 
Abſicht zu wenden hat, angewieſen iſt. 

8.2. Dem Ermeſſen der Gerichtsobrigkeiten, welchen zunächſt die Polizeiaufſicht 
über ihre Dörfer obliegt, und an der Erhaltung ihrer Unterthanen gelegen ſein muß, ſoll 
es überlaſſen bleiben, zu beſtimmen: ob die neu zu erbauenden Gehöfte oder einzelnen 
Gebäude, ihre vormaligen oder welche neuen Stellen, und in welcher wechſelſeitigen, zur 
Verhütung gefährlicher Feuersbrünſte hinlänglichen, auch mit der wirthſchaftlichen Be— 
ſtimmung der Gebäude verträglichen Entfernung, wieder erhalten, und wie die Hofſtellen 
und Dorfſtraßen erweitert werden ſollen, wobei ihnen blos zur Pflicht gemacht wird, dafür 
zu forgen, daß die Unterthanen, deren Gehoͤfte oder einzelne Gebäude verſetzt werden ſollen, 
für den aus der Verſetzung ihnen erwachſenden Verluſt eine der Sache angemeſſene Ent— 
ſchädigung erhalten. 

8.3. Wenn zur Verſetzung der Gehöfte oder einzelner Gebäude zwar nutzbare 
Grundſtücke des Beſitzers bebaut werden muͤſſen, dagegen aber die alten Bauſtellen tie 
derum zu kultiviren und nutzbar zu machen ſind, mithin der Beſttzer keinen Verluſt an dem 
Flächeninhalt feiner nutzbaren Grundſtücke leidet, fo ſoll gar keine Entſchädigung ſtattfin— 
den, dagegen aber ſolche in der Regel überall gegeben werden, wenn der Beſttzer eines zu 
verſetzenden Gehoͤftes oder einzelner zu verſetzender Gebäude dadurch an dem bisherigen 
Flächeninhalt feiner nutzbaren Brundftüce einen Verluſt erleidet. 

Für den Verluſt in Rückſicht auf die Bonität und beſſere Kultur der Grundſtüͤcke 
darf jedoch, wenn der Schaden nicht von Bedeutung und die Entſchädigung dafür ſehr 
ſchwierig iſt, keine Vergütung verlangt, oder gegeben werden, ſondern einen ſolchen gerin— 
gen, durch eigene Induſtrie zu erſetzenden Verluſt muß der Beſttzer, in Rückſicht auf die 
mehrere Sicherheit ſeiner Gebäude und ſeines Eigenthums, ohne Vergütung tragen. 

8. 4. Sollte auch der Unterthan bei der Verſetzung ſeiner eigenen Gebäude an ſei— 
nem nutzbaren Grund und Boden oder an deſſen Abnutzung nur ſo wenig verlieren, daß 
der Verluſt in Vergleichung mit feinem Nahrungsſtande von gar keiner Erheblichkeit wäre, 
welches die Gerichtsobrigkeit mit Zuziehung des Landraths jedesmal zu arbitriren hat, als 
zum Beiſpiel, wenn Drei- oder Vierhüfner einige Quadratfuß verlieren, und in ſolchen 
Fällen die Vergütung des geringen Schadens mit großen Schwierigkeiten verknüpft iſt, ſo 
muß der Befiger dieſen Verluſt ebenfalls ohne Vergütung allein übernehmen. 

8. 5. Ein Gleiches ſoll auch ſtattfinden, wenn nicht blos die Gebäude eines einzel— 
nen Unterthanen, ſondern mehrere Gebäude oder Gehöfte benachbarter Wirthe verſetzt 
| ern 8 der Verluſt für jeden einzelnen Beſttzer unbedeutend und die Entſchädigung 

, ierig iſt. 

8.6. Kann aber die Vergütung des Schadens, wenn er auch von geringer Bedeu— 
tung fein ſollte, ohne große Weitläuftigkeit geſchehen, und verlangt der Grundbeſttzer eine 
ſolche Entſchädigung, oder iſt der Schaden von größerer Erheblichkeit, fo muß ſolcher 
genau gewürdigt und erſetzt werden. 

8. 7. Die Abſchätzung des Schadens geſchieht durch geſchworene Kreisſchulzen, und 
die Vermeſſung der Grundſtücke, wofern ſolche nöthig fein ſollte, durch vereidete Feld: 


errichtender Gebäude auf dem Lande und in Städten iſt unterm 26. Juni 1799 für 
Neu⸗Oſtpreußen ergangen (Mylii N. C. C. Tom. X. S. 2550. Nr. 37), met 


ches indeß, da die betr. Landestheile nicht mehr zur Monarchie gehören, hier von 
keinem weiteren Intereſſe iſt. | 
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meſſer, wogegen Wir, zur Beförderung der gemeinnützigen Sache, Landesväterll 

ſind, die Detapations⸗ und Vermeſſungskoſten, n die Koſten für die 5 
etwa Tag SC in op OR eg ganz aus Unſern Kaſſen zahlen zu 
laſſen, bei Dörfern anderer Gerichtsobrigkeiten aber zur Hälfte aus 

d aus den Kreiskaſſen zu len 8 

8. 8. Die Vergütung des Verluſtes an Grund und Boden ſoll in der Regel immer, 
ſoweit ſolches nur irgend moglich iſt, und beſonders, wenn der Beſttzer fonft nicht in prä⸗ 
ſtationsſähigem Zuſtande erhalten werden könnte, durch andere Grundſtücke geſchehen. 
Hiezu find vor allen andern die Gemeindeplätze bei den Dörfern zu wählen, über deren 
unentgeltliche Abtretung die Gemeinden zwar zu hören find, dagegen aber, wenn dieſelben 
ihnen nur irgend entbehrlich ſind, kein Widerſpruch geſtattet werden ſoll. 

8. 9. Kann die Natural⸗Entſchädigung durch Grundſtücke nicht anders zweck— 
mäßig geſchehen, als daß der neue Grundbeſitzer etwas von dem Grundſtücke feines Nach- 
a e jo muß ſich Letzterer ſolches mit Vorbehalt der Entſchädigung unweigerlich 
gefallen laſſen. 

8.10. Wenn die Vergütung des Verluſtes an Grund und Boden auf ſolche Weiſe 
durch andere Grundſtücke nicht geſchehen kann, und es mit Beſtande der Präftationsfähig- 
keit des Grundbeſitzers und feiner Nahrung verträglich it, ihn durch Geld zu entſchädigen, 
oder wenn eine Gelegenheit vorhanden iſt, benachbarte Grundftüde zur Natural-Entſchä— 
digung anzukaufen, oder wenn nur eine auf eine Zeitlang ausfallende Nutzung zu vergüten 
ift: jo muß der Erſatz nach vorgängiger genauer Abſchätzung in Gelde geſchehen. 

8. 11. Behufs dieſer Vergütung in Gelde ſollen die Kreiskaſſen, welche durch eine 
mehr feuerſichere Bauart gewinnen, den Bauenden eine doppelte Kreisremiſſton zahlen, 
und wofern hierdurch der zu erſetzende Schaden vergütet werden kann, hat es hierbei fein 
Bewenden. 

8. 12. Sollte dieſe Remiſſton aber zur völligen Entſchädigung nicht hinreichend 
fein, fo muß das Fehlende aus der Gemeindekaſſe zugeſchoſſen, oder wenn eine ſolche nicht 
vorhanden, von ſämmtlichen Mitgliedern der Gemeinde, mit Inbegriff der bauenden und 
zu entſchädigenden Intereſſenten, als welche ihren ſocietätsmäßigen Antheil mit Ober, 
nehmen muͤſſen, ſowie andere außerordentliche Gemeindelaſten, nach dem an jedem Orte 
üblichen Verhältniſſe aufgebracht werden. 

8. 13. Bei Regulirung der Entſchädigungen muß der Landrath jedesmal zugezogen 
werden. Dieſer hat wegen Bewilligung der doppelten Kreisremiſſion und eventuellen 
Aufbringung des Entſchädigungszuſchuſſes, mit Einreichung der Anlage von den indivi— 
duellen Beiträgen, an die Kammer zur Genehmigung zu berichten, auch ſobald dieſe Ge— 
nehmigung erfolgt, für die ungeſäumte Ausführung ded Bauplans Sorge zu tragen. 

§. 14. Ueberſteigt hingegen die Aufbringung der Entſchädigungszuſchüſſe die Kräfte 
der Gemeinde, weiches ſich gleich bei der erſten Anlegung des Plans wird überſehen laſſen, 
ſo muß der Landrath hiervon ſchleunigen Bericht an die Kammer erſtatten, damit entweder 


der ganze Plan aufgegeben, oder derſelbe auf eine ausführbare Art modificirt, oder auf an— 


dere Weiſe für die Erleichterung der Gemeinden geſorgt werden kann, wobei es Uns zum 
beſondern gnädigen Wohlgefallen gereichen wird, wenn die Gerichtsobrigkeiten, außer dem 
gewohnlichen Erlaß der gutsherrlichen Abgaben, durch freiwillige Zuſchüſſe die Ausführung 
ſolcher nützlichen Plane zu befördern ſich willig finden laſſen werden. | 

8. 15. Die Beſtimmung: ob die in Gelde zu zahlenden Entſchädigungsſummen dem 
Beſttzer ausgezahlt, oder auf welche andere Weiſe ſolche zu deſſen und ſeines Hofes Nutzen 
verwendet werden ſollen, bleibt lediglich dem Ermeſſen der Gerichtsobrigkeiten vorbehalten, 
wogegen dieſe für die Präſtationsfähigkeit ihrer Unterthanen einzuſtehen gehalten ſind. 

8. 16. Gegen Erhaltung ſolcher Entſchädigungen ſollen die Unterthanen ſchlechter— 
dings ſchuldig und verbunden ſein, ſich die Verſetzung ihrer Gebäude, auch ganzer Gehöfte, 
nach dem Verlangen ihrer Gerichts obrigkeiten gefallen zu laſſen. 

8. 17. Widerſprechen dieſeiben dem Vorhaben der Letztern, in Anſehung des Aus— 
einanderbaues überhaupt, oder ſind ſie mit der ihnen angebotenen Entſchädigung nicht 
zufrieden, ſo hat der Landrath die Unterthanen mit Zuziehung ihrer Obrigkeiten zu hören, 
ihre wechſelſeitigen Gründe und Gegengründe pflichtmäßig zu unterſuchen und zu Pro— 
tokoll zu nehmen, auch davon unverzüglich, mit Einreichung der darüber aufgenommenen 
e ee nöthigenfalls auch eines richtigen Situationsplanes, an die Kammer zu 

erichten. 

8. 18. Sind die Unterthanen außer der Gerichtsobrigkeit noch andern Gutsherr— 
ſchaften dienſt-, zehend- oder zinspflichtig, oder find fie Zeitpächter, Erbpächter, Zinsleute, 
Pfarr- oder Kirchenbauern, oder gehören fie einer frommen Stiftung: jo müſſen bei der 
Unterſuchung ihre Dienſt-, Zehend⸗, Zinsherren, Zeit- oder Erbverpächter, Erbzinsmänner, 
Prediger, Kirchenvorſteher, imgleichen die Vorſteher der frommen Stiftungens zugezogen, 
auch muß von den Predigern und dieſen Vorſtehern über das getroffene oder noch zu tref— 
fende Abkommen die Genehmigung unſers Ober-Konſtſtoriums eingeholt werden. 
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8. 19. Gelingt es dem Landrath, wie derſelbe ſich jedoch eifrig bemühen muß, nicht, 
den Streit zwiſchen den Obrigkeiten und den Unterthanen in Güte zu ſchlichten, ſo gelangt 
die Sache zur Entſcheidung der Kammer, welche darin, nach vorgängiger, ſorgfältiger Pruͤ⸗ 
fung derſelben, mit Zuziehung eines oder mehrerer ihrer Juſtitiarien, einen ausführlichen 
Beſcheid mit Gründen, ſo ſchleunig als möglich ertheilen muß. Dieſen Beſcheid hat der 
Landrath ohne den mindeſten Aufſchub ſämmtlichen Intereſſenten zu eröffnen, ihre Erflä- 
zung darüber zu erfordern, und wenn ſie hiebei ſich beruhigen, die Ausführung des Plans 
zu veranſtalten, dagegen aber, wenn einer oder der andere ſich dadurch beſchwert finden 
ſollte, ihn mit der Rechtfertigung feiner Beſchwerden zu hören, auch alsdann ohne Zeit 
verluſt, mit Einreichung ſämmtl. die Sache betreffenden Verhandlungen, an die Kammer 
zu berichten. 

8. 20. Dieſe hat die Sache nochmals mit Zuziehung eines andern Juſtitiarius in 
reifliche Erwägung zu ziehen, und darüber mit Einreichung ihrer und der Landräthlichen 
Akten, auch mit Abgebung ihres pflichtmäßigen Gutachtens, an das General-Dir. zur Final⸗ | 
Entſcheidung zu berichten. 

8. 21. Bei dieſem Beſcheide ſoll es, ſo viel die Ausführung des Plans zum Auf— 
bau betrifft, ſchlechterdings ſein unabänderliches Bewenden haben, und dagegen an keiner— | 
lei Behörde irgend ein Rekurs ftattfinden, indem Wir in dergleichen Polizeiſachen, wobei 
es überdies auf das ſchleunige Retabliſſement der Unterthanengebäude ankömmt, ein ſchleu— 
me Verfahren verlangen, und keine Prozeſſe bei den gewöhnlichen Gerichten geftatten 
wollen. 

8. 22. Dagegen bleibt es demjenigen, welcher dabei nutzbare Grundſtüͤcke verliert, 
und durch die ausgemittelte Entſchädigung nicht hinreichende Vergütung zu erhalten 
glaubt, unbenommen, dieſes mit demjenigen, der die Entſchädigung zu leiſten hat, im 
Wege Rechtens in deſſen ordentlichen Gerichtsſtande auszumachen, wobei demſelben 
jedoch, Falls ihm durch richterliches Erkenntniß nicht mehr zuerkannt wird, als er nach 
der vorigen Ausmittelung erhalten haben wurde, die Prozeßkoſten allein zur Laſt 
fallen ſollen. 

8. 23. Wollen die Intereſſenten, deren Gehoͤfte oder einzelne Gebäude verſetzt 
werden ſollen, dem vom General-Direktorio ertheilten Beſcheide nicht Folge leiſten und 
den ihnen vorgeſchriebenen Bau nicht vornehmen, ſo ſollen die Gerichte des Orts, jedoch 
ohne alles prozeſſualiſche Verfahren, welches Wir hierin ausdrücklich unterſagen, wenn die 
Renitenten Pachtbauern oder Laßunterthanen find, innerhalb einer Präjudicialfriſt von 
Acht Tagen gegen fie mit der Exmiſſton verfahren; dem neuen Annehmer der Höfe muß 
aber die Ausführung des vorgeſchriebenen Baues unter den vorgeſchriebenen Modalitäten 
zur erſten Bedingung gemacht werden. 


8. 24. Iſt aber der widerſprechende Unterthan eigenthümlicher Beſttzer feiner 
Stelle, ſo ſollen die zu Ausführung des Bauplans, in Anſehung ſeiner erforderlichen Koſten 
aus feinem bereiteſten Vermögen herbeigetrieben, oder wenn die Butöherrfchaft oder ein 
anderer ſich zu deren Vorſchuß verſtehen will, auf dem Gute gehörig verſichert, wenn aber 
ein ſolcher Vorſchuß nicht prompt herbeizuſchaffen ſtände, mit Taxation und Subhaſtation 
des Hofes unverzüglich verfahren, und dabei dem Käufer die Ausführung des Bauplans 
zur Bedingung gemacht werden. Ein ſolcher erblicher Beſitzer ſoll zwar noch in dem Bie— 
turgötermin die Befugniß haben, durch feine Erklärung dem ihm eröffneten Finalbeſcheide 
ſich unterwerfen zu wollen, den Verkauf ſeines Hofes rückgängig zu machen und ſich in 
dem Beſitz deſſelben zu erhalten, dagegen aber iſt er verbunden, die Tax- und Subhaſta⸗ 
tionskoſten zu tragen, imgl. den ſich eingefundenen Lieitanten die von ihnen zu liquidiren⸗ 
den Reife: und Berfäumnißfoften zu erftatten. . 


8. 25. Gegen eine ſolche Ermiffion und Eubhaftation ſoll übrigens Niemandem, 
ſelbſt nicht Minderjährigen. Pfarren, Kirchen und frommen Stiftungen die Rechtswohl⸗ 
that der Wiedereinſetzung in den vorigen Zuſtand zu Statten kommen, ſondern es bleibt 
ihnen überlaſſen, an ihre Vormünder oder Vorſteher ihren Regreß zu nehmen; in Anfe- 
hung der Minderjährigen verordnen Wir jedoch, daß, wofern deren Vormünder ſich hart— 
näckig weigern, ſich der Ausführung des geſetzmäßig feſtſtehenden Bauplans zu unterziehen, 
ihre Bewilligung von der Gerichtsobrigkeit ſupplirt und einem andern zu beſtellenden 
Vormunde die Beſorgung des Baues übertragen werden ſoll. | 


„ 8. 26. Alle Verhandlungen und Ausfertigungen in dem Auseinanderbau der Ge— 
höfte und Gebäude betr. Sachen ſollen übrigens als Polizeiſachen betrachtet werden und 
die Stempel- und Gebührenfreiheit genießen. 

8. 27. Hiernach haben Wir zu Unſern getreuen Vaſallen und Obrigkeiten das aller⸗ 
gnädigſte Vertrauen, daß fie ſich in vorkommenden Fällen den Auseinanderbau ihrer Un— 
terthanengebäude, ſelbſt mit einiger eigenen Aufopferung, welche durch die heilfamen Wir: 
kungen ſolcher nützlichen Anordnungen reichlich wieder eingebracht wird, eifrig angelegen 
fein laſſen, und verordnen Wir hiemit, daß über die Vorfchriften dieſes Ed. von allen bei 
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der Sache intereſſirenden Behörden pflichtſchuldigſt gehalten, auch von den Juſtiz-Kolle⸗ 
gien kein Prozeß dagegen geſtattet werden ſoll. Urkundlich ꝛc. 
(N. C. C. Tom. IX. S. 2525. Nr. 29. de 1795. Rabe's Samml. Bd. 3. S. 77.) 


2) V. b. 28. Aug. 1796, gegen die Verbindung der Wohn- und Wirth: 
ſchafts⸗Gebäude auf dem platten Lande in der Kurmark. 


Ungeachtet ein jeder Bauender auf dem platten Lande durch die Rückſicht ſowohl 
auf die allgemeine als auf ſeine eigene Sicherheit veranlaßt werden ſollte, Wohn- und 
Wirthſchafts⸗Gebäude nicht in Verbindung zu ſetzen, ſondern ſolche dergeſtalt auseinander 
zu bauen, daß bei dem Auöbruche eines Brandes die Ausbreitung des Feuers nicht unver— 
meidlich, und die Gelegenheit zum Löſchen und Retten nicht benommen werde; ſo lehrt die 
Erfahrung doch, daß dieſes in der Kurmark vielfältig nicht gehörig beobachtet wird, und 
daß das Zuſammenbauen der Wohn- und Wirthſchafts-Gebaͤude großen Schaden zu ſtif⸗ 


ten fortfährt. Se. K. Maj. von Preußen, Unſer Allergn. Herr, wollen indeſſen, aus Lan⸗ 


deeväterlicher Fürſorge für die Perſon und das Eigenthum Dero getreuen Unterthanen, 
dieſe feuergefaͤhrliche und nachtheilige Bauart durchaus abgeſtellt wiſſen, und werden daher 
allergnädigſt bewogen, hierdurch allgemein zu verordnen und feſtzuſetzen: daß 

1. vom Tage der Publikation gegenwaͤrtiger V. an, in der geſammten Kurmark auf 
keinem Gehöfte, weder in den Flecken noch auf dem platten Lande, es ſei ſolches ein Herr⸗ 
ſchaftliches, Pfarr⸗, Küſter⸗ und Schul-, oder Ackerbuͤrger-, Bauer⸗, Halbſpänner⸗ oder ein 
anderes Unterthanen⸗Gehöfte, die Verbindung des Wohnhauſes mit einem Wirthſchafts⸗ 
Gebäude, es ſei Scheune oder Stallung, weiter ſtattfinden, und am wenigſten ein Wohn— 
haus mit Scheune oder Stall der Länge nach, ohne Zwiſchenwand, unter einem Dache 
erbaut werden ſoll. Ebenſo wenig ſollen in den Wohnhäuſern Dreſchflure, oder ein Gelaß 
zur Aufbewahrung des Futters oder des Getreides in Garben eingerichtet, vielmehr Häuſer 
und Scheunen jedes unter einem beſondern Dache aufgeführt werden. 

Es ſollen ferner Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude fo weit auseinander gebaut met: 
den, daß ein hinlänglicher Raum zwiſchen ſelbigen verbleibt, damit bei entſtehendem 
Brande von allen Seiten zum Löſchen geſchritten, und die Entzündung der übrigen Ge⸗ 
bäude verhütet werden kann. 

D Nur Wirthſchafts⸗Gebäude ohne Feuerungen follen mit einander verbunden werden 
ürfen. 

2. Wenn indeſſen der Raum eines Gehöfted oder andere dringende Umſtände den 
abgeſonderten Bau des Wohnhauſes und der Scheune behindern, oder die Wirthichaft 
eines Ackerwirths fo eingeſchränkt fein ſollte, daß er zwar einen kleinen Scheunen-Raum, 
aber keine oder nur eine unbedeutende Stallung nöthig hat, mithin die Verbindung einer 
Scheune von einigen Gebinden mit der Stallung ohne beträchtliche Koſten nicht möglich 
zu machen wäre, ſo kann zwar als eine Ausnahme von der Regel nachgelaſſen werden, 
daß das Wohnhaus nebſt der Scheune und Viehſtällen unter ein Dach erbaut wird, dieſes 
Gebäude muß aber ſodann dergeſtalt eingerichtet fein, daß das Wohnhaus durch eine von 
Grund auf bis an den Giebel gehende zugeflebte Wand von der Scheune und den Vieh— 
ſtällen abgeſondert ift, auch muß auf die beſtändige Erhaltung dieſer Wand bei der Feuer— 
Viſitation der Dorf-Gerichte, bei deren eigener Verantwortung, gehalten werden. 


3. Dergl. Ausnahmen ſollen jedoch nie anders, als nach vorgängiger Unterſuchung 
und nach erfolgter Genehmigung der Prov.-Kammer, ſtatt finden. 

4. Da bereits durch das Ed. v. 15. Juni v. J., wegen des Auseinanderbauens der 
Gehöfte vorgeſchrieben iſt, daß kein Unterthan eher einen Bau vornehmen ſoll, bis ihm die 
Stelle von der Gerichtsobrigkeit angewieſen worden, und wie es, wenn derſelbe mit der 
Anweiſung nicht zufrieden, deshalb zu halten ift, fo ſoll dies auch auf den Wiederaufbau 
der Wohn- und Wirthſchafts⸗Gebäude, in Rückſicht ihrer Verbindung unter ſich, völlige 
Anwendung finden, und derjenige, welcher, den jetzigen Vorſchriften entgegen, ohne obrig⸗ 
keitliche Anweiſung bauet, angehalten werden, den geſetzwidrigen Bau auf eigene Koſten 
niederzunehmen. Dies ſoll auch bei vorſchriſtswidrigem Bau der Guts-Obrigkeiten ſelbſt 
und anderer Einſaſſen geſchehen. 

5. Keine Gerichts-Obrigkeit, Beamter oder deren Stellvertreter aber darf eine Ab⸗ 
weichung von gegenwärtiger V. geſtatten, widrigenfalls ſelbige, wenn durch ihre Autori⸗ 
ſation oder Nachſicht ein unerlaubter Bau veranlaßt wird, fie angehalten werden ſollen, 
ſolchen auf ihre Koſten abzureißen, und aus eigenen Mitteln in einer dem Geſetze gemäßen 
Art wieder herzuſtellen. R 8 

Die Polizei⸗Beamten jedes Orts, wohin auch die Gerichte und Schulzen in Flecken 
und Dörfern gehören, dürfen nicht zugeben, daß vorſchriftswidrig gebaut wird, ſondern 
müſſen davon der Obrigkeit des Orts und dem Landrath des Kreiſes, bei Flecken aber, 
über welche ein Steuerrath die Aufſicht hat, dieſem Anzeige machen. Wenn He oder Land» 
und Steuerräthe, hierbei etwas verabſäumen, find fie dafür verantwortlich. 
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6. Da nach der Beſtimmung unter Nr. 3 die nachgelaſſenen Ausnahmen von der 
Regel nur auf vorgängige Genehmigung der Prov.-Kammer ſtattfinden ſollen, ſo darf 
keine Gerichts⸗Obrigkeit oder Beamter, bei der unter Nr. 5 beſtimmten Strafe, zu dergl. 
die Erlaubniß ausdrücklich oder ſtillſchweigend ertheilen; vielmehr muß, wenn ein Fall 
vorkommt, welcher D zur Ausnahme zu qualificiren ſcheint, davon dem Landrath des Kr. 
Anzeige gemacht, von dieſem die Sache unterſucht, darüber umſtändlicher Ber. an die 
Prov.⸗Kammer erſtattet, und deren Entſcheidung erwartet werden. 

7. Bei Befolgung dieſer Vorſchriften iſt nicht allein auf das Gehöft des Neubauen⸗ 
den, ſondern auch auf die Gebäude der Nachbarn und deren Entfernung zu ſehen. 
(Rabe's Samml. Bd. 3. S. 502.) i 


3) Nachtrag v. 19. April 1804 zu dem Edikt v. 15. Juni 1795 wegen 
des Auseinanderbaues der Unterthanen-Gehöfte und Gebäude in der Kurmark. 


Se. K. Maj. von Preußen, Unſer allergn. Herr, haben in Erfahrung gebracht, daß 
die bei der Abfaſſung des Ed. v. 15. Juni 1795, wegen des Auseinanderbaues der Unter— 
thanen-Gehöfte und Gebäude in der Kurmark zum Grunde liegende heilſame Abſicht: zur 
Verminderung der täglich mehr zunehmenden Feuersbruͤnſte auf dem platten Lande, dergl. 
Gehöften und Gebäuden eine gegen Feuersgefahr und deren Verbreitung mehr ſichernde 
und die Löſchung der Feuersbrünſte erleichternde Stellung zu geben, nicht vollkommen er 
reicht wird, indem theils die Vorſchriften des gedachten Ed. im 8. 1. ſich bloß auf die Fälle 
einſchränken, wenn Unterthanen⸗Gehöfte und Gebäude durch Feuersbrünſte in die Aſche gelegt 
worden ſind und deshalb, oder wegen Baufälligkeit oder aud andern Urſachen neu erbaut 
werden ſollen, mithin auf die Verſetzung ſtehender und noch bewohnbarer und brauchbarer, 
gleichwohl aber feuergefährlicher Gehoͤfte und Gebäude ſich nicht erſtrecken, theils aber Sr. 
K. Maj. allerh. Landesväterliche Abſicht durch eigenmächtige, unzweckmäßige und die 
Feuersgefahr in den Dörfern vermehrende Anlegung neuer Gebäude und Feuerſtellen vers 
eitelt wird. 

Zur Erreichung jener Abſicht und Verhütung aller hiermit unverträglichen Miß— 
bräuche, verordnen daher Höchſtgedachte Se. K. Maj. hierdurch allergn. und ernſtlich: 

8. 1. daß nicht nur die Vorſchrift des A. L. R. 1. Th. 8. Së 69 u. f., nach 
weicher, bei Vermeidung der daſelbſt angeordneten Strafen, ohne vorgängige obrigkeit— 
liche Erlaubniß, weder in den Städten noch auf dem Lande eine Feuerſtelle errichtet, 
oder auch eine alte an einen andern Ort verlegt werden darf, auf das ſtrengſte beobachtet, 
ſondern auch jede Guts- und Gerichtsobrigkeit dafür verantwortlich gemacht werden ſoll, 
wenn ſie zur Anlegung neuer, oder Verlegung alter Feuerſtellen, ohne hierzu die Beſtim— 
mung des Landraths des Kreiſes zuvor eingeholt zu haben, die Erlaubniß ertheilt haben, 
und es ſich hiernächſt ergeben ſollte, daß die Feuerſtelle eine polizeiwidrige oder gar feuer— 
gefährliche Stellung erhalten habe. 

8.2. Soll jeder Bewohner des platten Landes, er ſei Eigenthuͤmer oder Laßunter⸗ 
than, ſchuldig ſein, ohne einen wirklichen Feuerſchaden oder die Baufälligkeit eines Gehöf— 
ted oder Gebäudes abzuwarten, ſich die Verſetzung feiner feuergefaͤhrlichen oder in feuer— 
gefährlicher Nähe mit andern ſtehenden, wenn gleich ſonſt noch bewohnbaren und brauch— 
baren Gebäude gefallen zu laſſen, wenn die Guts- und Gerichtsobrigkeit, mit Beiſtimmung 
des Landraths eine ſolche Verſetzung zur Beförderung mehrerer Feuerſtcherheit und poli— 
zeilicher Ordnung in den Dörfern für nöthig erachtet, und der Eigenthümer oder Beſtitzer 
durch Erbauung anderer Gebäude von gleicher Güte und Beſchaffenheit, auch für die auf 
ſeiner alten Stelle gehabten Nutzungen an Gärten und Hoſraum, auf den Grund richtiger 
wirthſchaftlicher Abſchätzungen, gehörig entſchädigt wird. 

SA Da Se. K. Maj. auf die Beförderung der Gemeinheitstheilungen, ſowohl 
überhaupt, als auch in den Dorfgemeinden, zur Erleichterung und Verbeſſerung der Lan— 
deskultur, Allerhöchſtdero beſondere Aufmerkſamkeit richten, ſo ſoll auch, abgeſehen von der 
Beförderung mehrerer Feuerficherheit, unter gleichen, im vorſtehenden 8 beſtimmten Vor: 
ausſetzungen, auf die Verlegung ſtehender Gebäude gedrungen werden können, wenn da— 
durch das Zuſammenlegen und die Vereinigung der durch ſolche dazwiſchenliegende Ge— 
al u Gehoͤfte getrennten Grundſtücke und Wirthſchaften bewirkt und befördert wer— 

8. 4. Behält es in Anſehung der bei ſolchen Verſetzungen der Gebäude zu reguli— 
renden Entſchädigungen, bei den in dem Ed. v. 15. Juni 1795 vorgeſchriebenen Grund— 
jagen fein Bewenden, und wird der 8. 9 dieſes Ed. hiermit dahin näher beflimmt, daß, bei 
der Anweiſung der neuen Bau⸗ und Hofftellen, fo wie überhaupt bei der Natural-Ent⸗ 
ſchädigung durch Grundſtücke, nicht bloß der Nachbar des zu verſetzenden Einſaſſen, ſondern 
überhaupt jeder andere Einſaſſe und Dorfeinwohner, mit Vorbehalt ſeiner gehörigen Ent⸗ 
ſchädigung, den nöthigen Bedarf an Grundſſücken, nach der im Einverſtändniß mit dem 


e erfolgten Beſtimmung der Guts- und Gerichtsobrigkeit herzugeben ſchuldig 
ein ſoll. 
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ö 8. 5. In Anſehung der Koſten des Wiederaufbaues abgebrannter oder wegen Baus 
fälligfeit oder anderer Urſachen neu zu erbauender Gebäude, behält es bei den Vorſchrif⸗ 
ten des erwähnten Ed. fein Bewenden, wogegen die Koſten des Wiederaufbaues der zu 
verſetzenden ſonſt noch brauchbaren Gebäude von den hierauf provocirenden Intereſſenten 
getragen werden ſollen, welche demſelben jedoch, nach Maßgabe des oftgedachten Ed. v. 
15. Juni 1795 88. 11. 12. 13. und 14. durch kreisgutsherrliche und Gemeindebeihuͤlfen 
möglichft zu erleichtern ſind. 

8. 6. Auf eine ſolche Verſetzung ſtehender Gebäude ift jeder Einſaſſe, er ſei Gutsbe⸗ 
fier oder Unterthan, unter den vorſtehenden Bedingungen zu provociren berechtigt ꝛc. 
(N. C. C. Tom. XI. Nr. 12. de 1804., Rabe’d Samml. Bd. 8. S. 34.) 


4) Publik. der K. Reg. zu Potsdam, v. 5. Juli 1826. 


In der V. v. 28. Aug. 1796 iſt beſtimmt, daß Wohn- und Wirthſchaftsgebäude auf 
dem platten Lande ſo weit auseinander gebauet werden müſſen, daß ein hinlänglicher 
Raum zwiſchen denſelben verbleibt, damit bei entſtehendem Brande von allen Seiten zum 
Löſchen geſchritten, und die Entzündung der übrigen Gebäude verhütet werden kann. Da 
nun die Erfahrung lehrt, daß hierzu ein Raum von mindeſtens 30 Fuß von den Ställen, 
und von 60 Fuß von den Scheunen bis zu den Wohngebäuden erforderlich ift, fo haben 
wir die H. Landräthe angewieſen, nur in dieſer Entfernung die Erlaubniß zur Errichtung 
neuer Gebäude nach der gewöhnlichen Bauart mit Stroh-, Rohr- oder Schindelbedachung 
zu ertheilen, wobei jedoch die Verpflichtung der Bauenden, wo hinlänglicher Raum ſich 
darbietet, in weiterer Entfernung zu bauen, nicht ausgeſchloſſen wird. Wo die Lokalität 
einen ſolchen Raum nicht geſtattet, kann der Bau nur unter Bedingung der Ziegelbe— 
dachung geſtattet werden. 

Jeder, der einen neuen Bau auf dem platten Lande beabſichtigt, hat daher durch 
feine vorgeſetzte Pol.⸗Obrigkeit zwei Exemplare einer ungefähren Handzeichnung, in mei 
cher jedoch die Entfernung von den nächſten Gebaͤuden nach Maßen und deren Bau- und 
Bedachungsart genau angegeben ſein muß, bei dem Landrathe einzureichen, und darf vor 
ertheiltem ſchriftl. Konſenſe deſſelben, den Bau, bei Vermeidung nachdruͤcklicher Strafe 
und, nach Befinden der Umſtände, der Wiederabtragung des Gebäudes, nicht anfangen. 

Bauhandwerker, welche vor Vorzeigung des ſchriftlichen landräthl. Konſenſes einen 
Bau anfangen, verfallen in 5 bis 10 Thlr. Strafe. Hinſichts der Bauten in den altſäch— 
ſiſchen Landestheilen unſers Reg. Depart, hat es lediglich bei den Vorſchriften der Kur: 
ſaͤchſiſchen Dorf-Feuerordnung b. 18. Febr. 1775 nach wie vor fein Bewenden. 
| (A. X. 824. — 3. 151.) H 

5) Vergl. die Bau-Pol.⸗Ordn. v. 11. Okt. 1847 (Abſchn. III.) für das 
platte Land der Provinz Brandenburg und der Kreiſe Dramburg und Schie— 


velbein (ſ. unten). 

II. Ueber die Frage: in wiefern die für die Kurmark ergangenen V. 
b. 15. Juni 1795, 28. Aug. 1796 und 19. April 1804 (f. ad I. sub 1, 2 
u. 3.) auch für andere Landestheile zu berückſichtigen? iſt das Min. des J. 
nicht immer von gleicher Anſicht ausgegangen. 

1) Auf eine Anfrage der K. Reg. zu Königsberg in der N. M. ſprach 
das Depart. der Allgem. Pol. im Min. des J. ſich in dem R. v. 27. Jan. 
18121) dahin aus, daß die erwähnten Ed. zwar ohne Immediat-Genehmigung 
nicht für die Neumark publicirt werden könnten, daß aber die Reg. darnach 
bei vorkommenden Fällen verfahren könne und abzuwarten ſei, ob dagegen 
reklamirt werden würde. 

2) Ein an die Reg. zu Stettin, Königsberg in der N. M., 
Königsberg in Pr., Liegnitz, Breslau, Marienwerder und Gum— 
binnen erlaſſenes R. deſſelb. Min. v. 20. Juli 18132) bemerkte, 

daß die allegirten Verordnungen auf den Grundſätzen des A. L. R I. 8. 58. 29—31, 
66 ff. beruhten und nichts, als eine Inſtruktion der Behörden über deren Anwen⸗ 


dung enthielten, weshalb es nicht das geringſte Bedenken habe, vielmehr die (genann- 
ten) Reg. autorifirt würden, dieſe Vorſchriften auch in ihren Depart. anzuwenden; 


1) Acta gen. des K. Min. des J., Pol. Abth., betr. den Auseinanderbau der Unter⸗ 
thanen-Gehöfte und Gebäude, sign. Land- und Waſſer-Bau-Sachen Nr. 94. Vol. I. 

2) a. a. O. Hierauf gründet ſich das Publik. der Reg. zu Gumbinnen v. 25. Mai 
1823. (ſ. unten.) 


d 
— 
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es fei jedoch von der in dem Nachtrage v. 19. April 1804 58. 2 u. 3 getroffenen Be⸗ 
ſtimmung wegen Verſetzung naheſtehender Gebäude in der Regel keine Anwendung 
zu machen und ſolche, mit Rückſicht auf die Laſten der Zeit, den Intereſſenten nicht 
ohne die allerdringendſte Veranlaſſung zuzumuthen. 5 
3) Das an dieſelben Reg. erlaſſene R. des K. Min. des J. (Kohler) v. 
7. Juli 18151) bemerkte dagegen: 
daß jene V. nicht mehr ganz den neueren gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſen ange⸗ 
meſſen ſeien, auch verſchiedene Härten enthielten (3. B. die Art der Aufbringung der 
Entſchädigungen und das Verfahren gegen die Renitenten) und deshalb auch in der 
Kurmark nie zur vollſtändigen Ausführung gekommen ſeien. Es ſei daher vorläufig 
bei den Vorſchriften des A. L. R. I. 8. 88. 65 ff. ſtehen zu bleiben und es ſeien die 
erwähnten Kurmärkiſchen Geſetze nur in fofern in Ausübung zu bringen, als ſte für 
eine nähere Inſtruktion bei Anwendung jener landrechtlichen Beſtimmungen zu erach— 
ten und denſelben nicht widerſprechend ſeien. Es ſei darin ſchon verordnet, daß auf 
dem Lande ohne Genehmigung der Polizei keine neue Feuerſtelle errichtet oder keine 
alte verlegt werden ſolle, ſo wie denn in den Städten gar kein Bau ohne obrigkeit⸗ 
liche Genehmigung erfolgen dürfe. Schon hieraus folge die Befugniß der Polizei⸗ 
behörden, zu verlangen, daß die Gebäude in ſolcher Art und in ſolcher Entfernung 
aufgebauet wurden, daß keine Feuersgefahr daraus entſtehe; auch leide es kein Be⸗ 
denken, das Abbrechen feuergefährlicher beſtehender Anlagen, ſelbſt wenn die Inte 
reſſenten keinen Neubau aus eigener Veranlaſſung intendirten, zu fordern. Endlich 
liege es auch in der Natur der Sache, daß, wenn überhaupt ein Intereſſent wegen 
ſolcher Maßregeln und Einſchränkungen nach den beftehenden Geſetzen eine Entſchä— 
digung zu fordern berechtiget fei, ſolche von denjenigen, zu deren Vortheil dieſe Ein⸗ 
ſchränkungen erfolgen, ſeien es Gutsherrſchaften oder bäuerliche Beſttzer, geleiſtet 
werden müßten. Die erwähnten Kurmärkiſchen Geſetze ſeien daher bei der Art, wie 
die zur Abwendung der Feuersgefahr nöthigen Maßregeln feſtzuſetzen, als Norm zu 
nehmen, wogegen davon auch abgegangen werden könne und die Normen der Oert— 
lichkeit angepaßt werden dürften, wenn die beſonderen Verhältniſſe es rathſam mach— 
ten und ſoweit ſonſt nicht die Schranken der Geſetze übertreten würden. 
4) Das R. des K. Min. des J. (Kahle) v. 19. Aug. 1826 an die K. Reg. 
zu Magdeburg, geht von denſelben Grundſätzen aus. | 
Der Gegenſtand des Ber. der K. Reg. v. 6. d. M., die Maßregeln zur Verhütung 
der uͤberhand nehmenden Yeueröbrünfte auf dem platten Lande betr.), ift auch bei dem 
vorgeweſenen Prov-Landtage zur Sprache gekommen, und auf den diesfälligen Antrag 
der Stände die Allerh. Beſtimmung zu erwarten. Bis dahin kann zum Erlaffe einer 
Partikular⸗V. in dem Bez. der K. Reg. keine Einleitung getroffen werden. Auch ſcheint 
es deren nicht fo dringend zu bedürfen, als Ihrerſeits dafür gehalten wird; indem die 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften (A. L. R. Th. I. Tit. 8. 88. 66 u. f.) um ſo mehr hin⸗ 
reichen, den bemerkten Zweck zu erlangen, als es unbedenklich iſt, bei deren Anwendung 
die Beſtimmungen der Ed. v. 15. Juni 1795, 28. Aug 1796 und 19. April 1804, als 
jene erklärend, in den dazu geeigneten Fällen mit zu beruͤckſichtigen, 
(A. X. 802. — 3. 131.) 


5) R. des K. Min. des J. und der P. (v. Brenn) v. 1. März 1833 an 
die K. Reg. zu Magdeburg. | 


Es ift zwar ꝛc. früher angenommen worden, daß dieſe Beſtimmungen ber für die 
Kurmark ergangenen Ed. v. 15. Juni 1795. 28. Aug. 1796 und 19. April 1804 auch in 
andern Prov. zur Anwendung gebracht werden könnten. 

„ Damit find jedoch nur diejenigen Beſtimmungen gemeint geweſen, welche als eine 
nähere Erläuterung der in den allgemeinen Geſetzen enthaltenen Vorſchriften zu betrachten 
ſind, nicht aber ſolche, die eine Abänderung der letztern enthalten. Zu dieſer Gattung 


) Sek, 

2) Die Reg. hatte nämlich auf Erlaß eines Geſetzes angetragen, wodurch die Be— 
dachung neu zu errichtender benachbarter Gebäude mit Stroh, Rohr oder 
Schindeln allgemein unterfagt und der Reg. die Befugniß ertheilt werde, in allen 
Fällen, wo von dem Retabliſſement ländlicher Gehöfte und ſtädtiſcher Wirthſchafts⸗ 
gebäude die Rede, deren Auseinanderbau zur Erfüllung der Zwecke der Feuerpolizei 
zu verlangen. 

Acta des K. Min. des J., betr. die in baupolizeil. Hinſicht gegeben > 
ſchriften ꝛc., Baupolizei-Sachen, Gen. Nr. 7., Ve u Me 
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gehören die in dem Ed. v. 15. Juni 1795 gegebenen Normen über die, inan⸗ 
derbaues nöͤthig werdenden Verlegungen von Gehöften, und et De den Fal des Wider⸗ 
ſpruchs der Intereſſenten zu beobachtende Verfahren, indem die zwangsweiſe Verlegung 
der Gehöfte nicht als eine bloße Beſchränkung des Eigenthums betrachtet werden kann 
Dieſelbe iſt vielmehr, da es ſich dabei von einer wirklichen Abtretung des Eigenthums 
handelt, nach den Beſtimmungen des A. L. R. Th. J. Tit. 11. 88. 4 ff. zu beurtheilen. Ob 
die zu gewaͤhrende Entſchädigung in Gelde, oder vielmehr in andern Grundſtücken und 
reſp. in Grundſtücken und in Gelde beſteht, und ob mithin ein reiner Verkauf, oder ein 
Tauſch in medio iſt, kann dabei keinen Unterſchied machen, da bei dem Tauſche im Allge— 
meinen dieſelben Grundſätze zur Anwendung kommen, wie bei dem Verkaufe, und eben 
deswegen auch Niemand zur Vertauſchung feines Eigenthums wider feinen Willen ge- 
zwungen werden kann, wenn nicht deren Nothwendigkeit zum gemeinen Wohle in dem 
einzelnen Falle, entweder durch das Oberhaupt des Staates ausgeſprochen, oder durch 
beſondere geſetzliche Beſtimmungen, wie z. B. durch das in Rede ſtehende Ed. für 
die Kurmark, durch die Gemeinheitstheilungs-Ordn. ꝛc., die Entſcheidung darüber 
„ ausdrücklich überlaſſen, und durch dieſe in vorgeſchriebener Art 
erfolgt iſt. | 

Aus dieſen Gründen muß ich bei der Anſicht, daß bei dem Wiederaufbau von 
Staͤdten und Dörfern in denjenigen Provinzen, wo das Ed. v. 15. Juni 1795 keine 
Geſetzeskraft hat, Niemand ohne Allerh. Entſcheidung zur Abtretung ſeines Eigenthums 
gezwungen werden kann, um ſo mehr beharren, als ſolche noch ganz kürzlich in mehreren 
Fällen, nicht bloß von dem K Staats-Min., ſondern auch von des Königs Maj. Selbſt 
als richtig anerkannt worden iſt. 

Daß es hiernach, ohne Abänderung der beſtehenden Geſetzgebung in vielen Fällen 
ſehr ſchwierig, oft ſogar unmöglich fein wird, die Retabliſſements-Pläne fo einzurichten, 
daß der lobenswerthe Zweck einer möglichſten Verminderung der Feuersgefahr für die 
Zukunft. in feinem ganzen Umfange erreicht werden kann, verkenne ich keineswegs. Es 
ſchweben indeſſen über dieſen Gegenſtand bereits Verhandlungen, deren Erfolg zu 
erwarten iſt. 

Bis dahin bleibt in denjenigen Fällen, in welchen die Intereſſenten nicht im Wege 
der Güte zu den für zweckmäßig erachteten Austauſchungen zu vermögen find, nichts wei— 
ter übrig, als dieſelben auf diejenigen zu beſchränken, ohne welche eine den neuen polizeil. 
Vorſchriften entſprechende Wiederherſtellung nicht möglich iſt' und demnächſt die Nothwen⸗ 
digkeit der hiernach noch erforderlichen Eigenthums-Abtretungen zum allgemeinen Beſten 
möglichſt ſchnell fo vollſtändig feſtzuſtellen, daß darüber die Entſcheidung Sr. Maj. des 
Königs eingeholt werden kann, auf deren Beſchleunigung ich alsdann jederzeit, in ſofern 
auch ich die Nothwendigkeit anerfenne, möglichft hinzuwirken mich bemühen werde. 

(A. XVII. 207. — 1. 126.) 


III. Für die Neumark. 


1) R. des K. Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. Jan. 1835, an das 
K. Oberpräſid. der Provinz Brandenburg. Auseinanderbau der Gebäude in 
der Neumark. | | 


Den von Ew. Exc. unterm 27. v. M. u. J. vorgelegten Antrag der Kommunal— 
Landtags⸗Verſammlung der Neumark v. 28. Nov. v. J, welcher dahin geht, 
daß bei Ertheilung der Bau-Erlaubnißſcheine nur nach der, dem Feuer⸗Societaͤts⸗ 
Regl. angehängten Feuer-O. v. 29. Aug. 1825 1) verfahren, und die Errichtung 
von Gebäuden in einer geringeren als der darin beſtimmten Entfernung nicht ge— 
ſtattet werde, 
kann ich bei den dafür ſprechenden erheblichen Gründen mit Ew. Exc. nur für begründet 
halten. 
Bei Rückſendung deſſelben erfuche ich deshalb Ew. Exc. behufs der Ausführung jenes 
Antrags das Erforderliche zu verfügen. (A. XIX. 281. — 1. 202.) 
2) Vergl. auch die R. v. 27. Jan. 1812, 20. Juli 1813 und 7. Juli 


1815. (f. sub II., Oben S. 475. ff.) 
IV. Provinz Preußen. 


1) Vergl. Thl. VII. des Werkes (Gewerbe⸗Polizei). Nach der dieſem Reglement 
beigefügten Feuerordnung 8. 1. iſt die Entfernung auf 60 Fuß angenommen 
worden. 
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1) Publik. der K. Reg. zu Gumbinnen v. 25. Mai 1823 *), betr. das 
Auseinanderbauen der Gebäude auf dem Lande und andere baupolizeiliche Vor— 
ſchriften bei Bauten auf dem Lande. 

Obgleich die längſt publicirten geſetzlichen Beſtimmungen das Auseinanderbauen der 
Gehöfte auf dem Lande vorſchreiben, ſo haben wir doch bemerkt, daß ſolche nicht gehoͤrig 
beobachtet werden und in vielen Fällen der Grund der weitern Ausbreitung von Feuers— 
brünſten geweſen ſind. 

Wir finden uns daher dringend veranlaßt, unſere im 20. St. des Amtsbl. Nr. 164. 
1814 S. 444. enthaltene Verf. v. 13. Mai 1814 hiedurch nachfolgend in Erinnerung zu 
bringen: 

E Wenn gleich im A. L. R. Thl. J. Tit. 8. 8. 66. ausdrücklich feſtgeſetzt ift, daß bot: 
liche Anlagen nicht ohne obrigkeitliche Genehmigung unternommen werden ſollen, ſo haben 
doch Zweifel ftattgefunden, in welchen Fällen dieſe Genehmigung unbedingt zu ertheilen 
fei, oder aus Rückſichten für das allgemeine Beſte verweigert werden könne und müſſe, be: 
ſonders wenn nicht von neuen Anlagen, ſondern nur von Wiederherſtellung eingeäſcherter 
oder ſonſt verunglückter Gebäude die Rede iſt. 

Die polizeiwidrige und höchſt feuergefährliche Anlage der meiſten Wohn- und Wirth— 
ſchaftsgebäude auf dem platten Lande, welcher nur durch eine Verlegung der bisherigen 
Bauſtellen zweckmäßig abgeholfen werden kann, hat das Bedürfniß einer feſten Entſchei⸗ 
dung jener Zweifel mehrmals fühlbar gemacht und in den V. v. 15. Juni 1795, 28 Aug. 
1796, fo wie in dem Nachtrage zum erſteren v. 19. April 1804, wegen des Auseinan— 
derbauens der Unterthanengehöfte find deshalb beſtimmte und zulängliche Vorſchriften 

egeben. 

95 Zwar ſind dieſelben zunächſt für die Kurmark erlaſſen. Da fie indeß auf den allge— 
mein gefeglichen Grundſätzen der 88. 29. bis 31. des A. L. R. Thl. 1. Tit. 8. beruhen 
und nichts enthalten, als eine nähere Belehrung der Behörden über deren Anwendung, fo 
ift von dem K. Dep. der allgem. Pol. im Min des 3. durch die Verf. v. 20 Juli 18132) 
beſtimmt worden, daß die erwähnten durch die Ed. Samml. von den genannten J. public. 
V. v. 15. Juni 1795, 28. Aug. 1796 und 19. April 1804 auch in der hiefinen Provinz in 
Ausübung gebracht werden ſollen. Demgemäß werden ſämmtl. Polizeibehörden hiedurch 
angewieſen, auf die genaue Befolgung dieſer Vorſchriften zu halten; dem Publikum aber 
wird Nachſtehendes zur Achtung bekannt gemacht: 

1) Wie es allgemeine Pflicht iſt, fo liegt es auch beſonders den Bewohnern des plat— 
ten Landes ob, ſowohl vor der Einrichtung ganz neuer, als vor der Wiederherſtellung ab— 
gebrannter oder ſonſt zerſtörter Gebäude jeder Art die Genehmigung der betr. Polizeiobrig— 
keiten, nämlich der Landrathämter oder Gutsherrſchaften, nachzuſuchen. Die Gutsherr— 
ſchaften ſelbſt hingegen bedürfen für ihre Bauten der Genehmigung der ihnen vorgeſetzten 
landräthlichen und die Einſaſſen ſtädtiſcher Dörfer der Genehmigung der ſtädtiſchen Poli— 
zeibehoͤrden. 

2) Bauliche Anlagen, denen dieſe Genehmigung fehlt, ſind außer der von dem Un— 
ternehmer verwirkten polizeilichen Ahndung abzubrechen, wenn ſte nach den folgenden Be— 
ſtimmungen unſtatthaft befunden werden. 


3) Zur Ertheilung der obrigkeitlichen Erlaubniß iſt außer dem, was ſonſt in baupo— 
lizeilicher Rückſicht nothwendig iſt, noch erforderlich, daß die neu zu errichtenden oder wie— 
derherzuſtellenden Gebäude ihre Stelle in einer zureichenden Entfernung, ſowohl unter ſich 
ſelbſt, als von den ſchon vorhandenen, finden, dergeſtalt, daß beim Ausbruche eines Feuers 
nicht nur der Zugang zur Löſchung deſſelben von allen Seiten unbeſchränkt, ſondern auch 
zwiſchen den Gebäuden ſelbſt ſoviel Zwiſchenraum übrig bleibe, um der Verbreitung der 
Flamme Einhalt zu thun. | 

Ignſonderheit aber dürfen Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤude niemals zuſammen unter 

ga ſondern nur von einander abgeſondert und gehörig entfernt errichtet 
rden. 

4) Wenn die bisherige Lage der Bauſtellen bieten Erforderniſſen nicht entſpricht, ſo 

ſind die Bauunternehmer ſchuldig, entweder ſelbſt neue Bauſtellen für ſich auszumitteln 

und in Vorſchlag zu bringen, oder, wenn dieſes nicht geſchieht, ſich der Anordnung der 

Polizeibehoͤrde hierüber zu unterwerfen. 

5) In ſofern durch eine ſolche Verlegung der Bauſtellen und, um einem jeden der 
Baupflichtigen einen angemeſſenen Bauplatz anweiſen zu können, Veränderungen im bis⸗ 


1) Ein im Weſentlichen gleichlautendes Publik. (Datum konſtirt nicht i 
Danzig. (A. VII. 697. — 3. 20 ſt ich ) hat die Reg. zu 
) Vergl. oben sub II. S. 475. 
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herigen Beſitzſtande von Grund und Boden nothwendig werden, ſind die ſämmtlichen Mit— 
glieder der Gemeine, die dadurch an Feuerſtcherheit gewinnen, zu den ee më 
tungen und Umtauſchungen verpflichtet. 

6) Für einen ſolchen Fall wird die Entſchädigung von dem Landrathe des Kreiſ 
nach Lë Billigkeit und den Vorſchriften der V. v. 15. Juni 1795 8. 15 Sie Ai 
gebracht. 

7) In Abſicht des Maßes der Entſchaͤdigung findet gegen diejenigen, die aus der 
Verlegung Vortheil gezogen, ein rechtlicher Anſpruch, gegen die obrigteittiche Anordnung 
ſelbſt aber die Berufung auf die höheren Polizeibehörden ſtatt. 

8) Hofwirthe, die fi der Anordnung entziehen und die Bebauung der ihnen zuge⸗ 
wieſenen Bauſtellen unterlaſſen, werden als ſolche behandelt, die in Ausführung eines ihnen 
obliegenden Baues ſaͤumig find. 


9) Auch zum Zwecke der Gemeinheitötheilungen ift die Obrigkeit befugt, eine Abän⸗ 
derung in der bisherigen Lage der Dorfsgebaͤude nach den vorſtehenden Vorſchriften mit 
Ruͤckſicht auf die nach der Oertlichkeit abzumeſſenden Verhältniſſe anzuordnen. 

10) Wenn gleich durch die Vorſchrift v. 19. April 1804 feſtgeſetzt iſt, daß ſowo 
in feuerpolizeilicher Rückſicht als zum Zwecke der Separation, die Valle det der 
auch ohne vorhergegangene Einäſcherung oder ſonſtige Verunglückung der Gebäude veran— 
ſtaltet werden darf, ſobald eine vollftändige Entſchädigung zugeſichert wird, fo iſt doch von 
dieſen Vorſchriften in Rückſicht auf die Laſten der Zeit ohne die dringendſte Veranlaſſung 
nicht Gebrauch zu machen, und in jedem vorkommenden Falle die Genehmigung der Guter, 
zeichneten Reg. nachzuſuchen x. (A. VII. 395. — 2. 111.) 


2) Publik. der K. Reg. zu Marienwerder v. 25. Aug. 1823, betr. das 
Audeinanderbauen der Gehöfte auf dem Lande. 

Obgleich ſchon die Dorfs-Ordn. v. 23. Okt. 1780. 99. 47—49. über das Ausein⸗ 
anderbauen der ländlichen Wirthſchaftsgebäude Feſtſetzungen enthält, und auch in der V. 
v. 8. Sept. 1813. Amtsbl. 1813. St. 39. S. 677. 1) darüber ſehr beſtimmte Vorſchriften 
gegeben worden ſind, ſo müſſen wir dennoch mit Bedauern bemerken, daß auf die Aus— 
führung dieſer Vorſchriften nicht mit der erforderlichen Strenge gehalten wird. 

Zum großen Theil iſt es dieſem Uebelſtand zuzuſchreiben, daß das Feuer, wenn es 
einmal ausgebrochen iſt, und eins der Gebäude ergriffen hat, ſich häufig mit reißender 
Schnelligkeit und ohne ein Hinderniß zu finden, auf die damit in Verbindung ſtehenden 
übrigen Gebäude verbreitet, und einen größeren Schaden anrichtet, als es der Fall geweſen 
fein würde, wenn die einzelnen Gebäude von einander abgeſondert geweſen waren. 

Die Behörden und das geſammte Publikum werden daher auf dieſen, für das Ge— 
meineweſen überaus wichtigen Gegenſtand aufmerkſam gemacht und erſtere beſonders an— 
gewieſen, ſich bei vorkommenden Neubauten nach folgenden Vorſchriften zu achten: 

(Die nunmehr folgenden Vorſchriften sub Nr. 1 — 6. find faſt wörtlich gleichlau— 
tend mit den in dem Publik. der Reg. zu Gumbinnen v. 25. Mai 1823 [oben ©. 478] 
sub Nr. 1. — 6. ertheilten.) (A. VII. 599. — 3. 41.) 


3) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 22. Okt. 1824, an die K. Reg. zu 
Marienwerder. Auseinanderbau der Gehöfte auf dem Lande. 
Der K. Reg. gereicht auf ihre Anfrage?) im Ber. v. A d. M., den Audeinanderbau 


= Durch dieſe V. hat die Reg. zu Marienwerder das R. des K. Min. d. P. v. 20. 
Juli 1813 (ſ. sub II., oben S. 475.) publicirt. ö 
(Acta gen. des Min. d. J., sign. Land- und Waſſer-Bauſachen, Nr. 94. 
Vol. I.) 


2) Die Reg. zu Marienwerder hatte in ihrem Ber bemerkt, daß für die ländlichen 
Ortſchaften in dortiger Provinz die Dorf-Ordn. für Weſtpreußen d. d. Berlin d. 
3. Okt. 1780, als ein beſonderes Polizeigeſetz beſtehe, in welcher 8. 40. hinſicht⸗ 

lich der Gebäude vorgeſchrieben ſei, daß keinem Bauer erlaubt fein ſolle, ein Dë: 
bäude aufzurichten, bevor der Beamte die Bauſtelle dazu angewieſen und daß zur 
Vermeidung von Feuersgefahr, die Wirthſchaftsgebäude von dem Wohnhauſe 
wenigſtens 100 Schritt und, wo es thunlich, auch 200 Schritt entfernt ſein ſollten. 
Mit Bezug hierauf und geſtützt auf das R. d. Min. v. 20. Juli 1813, habe ſie das 
Publik. v. 27. Aug. 1823. (f. sub 2.) erlaffen, finde aber nunmehr, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht überall, oder doch nur mit großer Härte für die betheiligten Bau⸗ 
Unternehmer ausführbar ſei, weshalb fie dahin antrage, feſtzuſetzen, daß es zwar 
bei der im A. L. R. I. 8. 8. 66. aufgeſtellten Regel verbleiben, die Regierung 
aber nicht gehalten ſein ſolle, unter allen Umſtänden auf Befolgung des 8. 49. der 
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der Gehöfte auf dem Lande betr., hiermit zum Beſcheide, daß die Dorf⸗O. v. 3. Okt. 1780, 
kein eigentliches Landesgeſetz, ſondern nur ohne K. unmittelbare Vollziehung von dem vor⸗ 
maligen General-Direktorio erlaſſen iſt. Da nun überdies die allegirte Vorſchrift des 
$. 49. derſelben in das A. L. R. nicht mit aufgenommen worden iſt; fo kann der Antrag 
der K. Reg. fein Bedenken leiden. 

Dieſelbe wird daher autoriſirt, bei den nach dem A. L. R. Thl. I. Tit. 8. 8. 69. zu 
ertheilenden polizeilichen Genehmigungen, die Vorſchriften der Eingangs gedachten Dorf- 
Ordn. nur fo weit in Anwendung zu bringen, als es die Lokalität, der Nahrungszuſtand 
und die wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Bauenden geftatten. 

(A. VIII. 1176. — 4. 131.) 

4) R. des K. Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 21. Sept. 1838, an 
die K. Reg. zu Königäberg in Pr. Auseinanderbau der Wohn- und Wirth— 
ſchaftsgebaͤude auf dem Lande. 

Da bisher ſchon, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 25. v. M., wegen des Verfahrens 
hinſichtlich des Auseinanderbaues der Wohn- und Wirthſchaftsgebäude auf dem Lande, 
eröffnet wird, oft Ausnahmen von den diesfälligen ſtrengen Vorſchriften der Inſtruktion 
für die Domainenbeamten v. 13. Juni 1805, und der Dorf-Ordn. v. 9. Mai 1818 1) auf 
den Grund des Min. Erlaſſes v. 22. Sept. 1827 2), von der K. Reg. nachgelaſſen worden 
ſind, deren Nothwendigkeit durch die Oertlichkeit bedingt war, ſo mag dies in dergl. Fällen 
einſtweilen auch ferner noch geſchehen. Die Ausnahmen find jedoch möglichft zu beſchrän— 
ken, überhaupt nur bei maſſiv auszuführenden Gebäuden nachzulaſſen, und in keinem Falle 
auf an und für ſich feuergefährliche Anlagen auszudehnen. Auch dagegen findet ſich nichts 
zu erinnern, daß die Genehmigung der Bauten auf dem Lande den Ortspolizei-Behörden 
(Gutsherrſchaften, Domainen-Rentämtern 2c.) überlaſſen wird, in ſofern die Bauten ſich 
ſtreng innerhalb der geſetzlichen Vorſchriften halten und dieſe Behörden hierin von den 
Landräthen gehörig kontrollirt werden. Es iſt ſogar nothwendig, daß jenen Behörden 
ihre verfaſſungsmäßige Selbſtſtändigkeit gelaſſen wird. Sobald jedoch bei den Bauten 
Abweichungen von den beſtehenden Vorſchriften hinſichtlich der Entfernung der zu errich— 
tenden Gebäude beabſichtigt werden, ſo dürfen nur die Landräthe ſelbſt, nach genauer Prü— 
fung der örtlichen Verhältniſſe und nach gewonnener Ueberzeugung von der Nothwendig⸗ 
keit einer Ausnahme, die Bau-Erlaubniß aber nur mit der Maßgabe ertheilen, daß minde— 
ſtens zwei Dritttheile der vorgeſchriebenen Entfernung inne gehalten werden muͤſſen. Fuͤr 
diejenigen Fälle, wo ſelbſt dieſe Ermäßigung der geſetzlichen Beſtimmung noch nicht genü— 
gen moͤchte, hat die K. Reg. Sich die Beurtheilung und Entſcheidung vorzubehalten, auch 
bei etwanigen ſehr erheblichen Bedenken nach wie vorher zu berichten ꝛc. 

(A. XXII. 788. — 3. 203.) 


5) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 4. Nov. 1838, an die 
K. Reg. zu Königsberg in Pr. 

Bei den von der K Reg. in dem Ber. v. 9. v. M., das Verfahren hinſichtlich des 
Auseinanderbauens der Wohn- und Wirthſchaftsgebäude auf dem Lande betr., vorgetra⸗ 
genen Umftänden, genehmige ich hiermit,sdaß von dem Verlangen eines völligen Maſſiv— 
baues bei Abweichungen von der vorgeſchriebenen Entfernung der Gebäude von einander 
in dem Falle zwar abſtrahirt werden kann, wenn ein ſolcher wegen der Beſchaffenheit des 
Baugrundes oder wegen der Vermögensverhältniſſe des Bauherrn nicht ausführbar, daß 
aber dann jedenfalls auf feuerfeſte Bedachung der Gebäude zu halten iſt, welche ſich ein— 
ander mehr, als vorgeſchrieben iſt, nähern. (A. XXII. 789. — 3. 204.) 

6) R. d. K. Min. des J., Abth. II. (Mathis) v. 15. April 1847 an die 
K. Reg. zu Marienwerder. Auseinanderbau der Gebäude auf dem platten Lande. 

Auf den Antrag der K. Reg. v. 8. v. M. genehmigt das Min. aus den angeführten 
Gründen, daß die von der Reg. zu Königsberg unterm 19. Nov. v. J., wegen des Aus- 
einanderbaues der Wohn- und Wirthſchaftsgebäude ꝛc. auf dem platten Lande, erlaſſene 


Dorf⸗Ordn. zu beſtehen und daß es genüge, letztere auf ſolche Fälle zu beſchränken, 
wo ihre Anwendung nach obrigkeitlichen Ermeſſen und mit Berückſichtigung der 
Waden e Umſtände thunlich ſei. 
eta gen. des Min. d. J., Pol. Abth. sign. Land- und W̃ S 
Nr. 94. Vol. J.) Sr . Kaf d 
1) Nach welchen Wohngebäude in den Dörfern, zur Vermeidung der euersgefahr 
wenigſtens 150 Fuß von Wirthſchaftsgebäuden entfernt darf weren ſollen 


*) Wonach allenfalls in dringenden Fällen Dispenſation von d s 
ſchriften ertheilt werden kann. - 1 eee 
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Verordnung, auch in dem dortigen Regierungsbezirke für anwendb d 3 
gemäß veröffentlicht werde. (Anl. a.) e cl endbar erklart und dem 
Anl. a. 


In Stelle der bisherigen Bau-Polizeivorſchriften für das pl i 
Regierungsbezirks, namentlich über die Enke ng tee, der Ae 
e mach, us 110 EN nicht überall entſprechen, bringen 
wir mit Genehmigung des Königl. Minifterii des Innern di Beſtim⸗ 
mungen 1 Se Mer * een Beſtim⸗ 

8.1. Wohnhäuſer mit Stroh-, Rohr- oder Holz -Schindelda U 
> en Me Fuß entfernt GE 15 Dën ächern muͤſſen von 

2. Nicht maſſive Wohnhäuſer mit feuerſichern Da l 
eng Lë? Lei Fuß entfernt bleiben. > SE E AER 
8 3. Maſſive Wohnhäufer mit feuerſichern Dächern dürfen auch in . 
ſernung als 15 Fuß von anderen Wohnhäuſern erbaut d E 

8. 4. Die Entfernung, in welcher Wirthſchaftsgebäude von einander und die 
Bauart, in welcher fie errichtet werden ſollen, bleibt den Bauenden überlaſſen, die Wirth⸗ 
fhaftögebäude dürfen jedoch nie einen geſchloſſenen Hof, d. h. ein mit keinem Zwiſchen⸗ 
raum verſehenes Viereck bilden, vielmehr müſſen ſtets an einigen Stellen ganz offene 
Zwiſchenräume bleiben, durch welche beim Ausbruche eines Feuers die Löſchgeräthe 
geſchafft werden können, und vermöge deren die Verbreitung der Flamme über alle 
Gebäude verhindert oder doch erſchwert wird. 

9.5. Scheunen mit Stroh-, Rohr- oder Holz⸗Schindeldächern müſſen von Wohn⸗ 
häuſern 60, Ställe und andere Wirthſchaftsgebäude mit eben dieſer Bedachung mindeſtens 
30 Fuß entfernt bleiben. 

8.6. Nicht maſſive Scheunen, Ställe und Wirthſchaftsgebäude mit feuerſtchern 
Dächern find von Wohnhäuſern wenigſtens 15 Fuß entfernt zu halten. 

8. 7. Maſſive Scheunen, Ställe und andere Wirthſchaftsgebäude mit feuerfichern 
Dächern dürfen den Wohnhäuſern auch näher als 15 Fuß ſtehen. 

8.8. Unter einem Dache dürfen die 28. 5, 6. 7. genannten Wirthſchaftsgebäude 
mit Wohnhäuſern in der Regel nicht errichtet werden. Erfordern ganz beſondere 
Umſtände eine Ausnahme von dieſer Regel, fo müſſen Wirthſchaftsgebaͤude und Wohn— 
haus durch eine von Grund auf bis über den Dachforſt maſſtv aufgeführte Scheidewand, 
in der ſich auch keine Thüren, Fenſter oder andere Oeffnungen befinden, geſchieden werden; 
auch dürfen die Dachlatten nur bis an dieſe Wand, nicht hinein oder hindurch 
reichen; endlich müffen Wirthſchaftsgebäude und Wohnhaus ein feuerſicheres Dach 
erhalten. 

8.9. Auch maſſive mit, feuerfiheren Dächern verſehene Scheunen, Ställe und 
andere Wirthſchaftsgebäude dürfen mit Wohnhäuſern nie einen geſchloſſenen Hof bilden, 
vielmehr gilt hier daſſelbe, was 8. 4. Geſetz iſt. 

F. 10. Unter feuerſicheren Dächern werden für jetzt Dächer von Dachſteinen, 
Metall oder Steinpappe verſtanden. 

$. 11. Die obigen Vorſchriften gelten ſowohl, wenn neue Gebäude errichtet, als 
auch wenn Gebäude abgebrochen und neu aufgeführt werden. 

8. 12. Schmieden muͤſſen 40 Fuß von allen Gebäuden entfernt ſtehen und ſind 
maſſtb in Wellerwand, Piſée oder Luftſteinen und mit feuerſtcherm Dach zu erbauen. 
Wird eine Schmiede mit einem Wohnhauſe unter einem Dache erbaut, ſo iſt zwiſchen 
beiden die in $. 8. näher beſchriebene Wand zu errichten, auch das Wohnhaus mit feuer— 
ſicherm Dach zu verſehen. 

8. 13. Brachſtuben ſind 300 Fuß von allen Gebäuden entfernt zu errichten. Sie 
müſſen ſtets maſſiv in Wellerwand, Piſée oder Luftziegeln und mit feuerſtcherm Dache 
errichtet werden. 

8. 14. Backöfen. welche außerhalb der Wohnhäuſer errichtet werden, find von den— 
jenigen Gebäuden, die keine feuerſichere Dächer haben, wenigſtens 100 Fuß; von den⸗ 
jenigen, die mit feuerſicheren Dächern verſehen ſind, wenigſtens 50 Fuß entfernt zu halten 
und maffio mit feuerſtcherm Dache zu erbauen. 

F. 15. Wer einen Bau ohne Konſens oder abweichend vom Konſenſe ausführt, 
oder wenn er des Konſenſes nicht bedarf, den in dieſer Verordnung enthaltenen Vorſchrif— 
ten nicht gemäß baut, verfällt in eine Strafe bis zu 10 Thlrn. und muß das bereits 
Gebaute, wenn es vorſchriftswidrig ift, durch eine Abänderung vorſchriftsmäßig einrichten, 
oder wenn dieſe Abänderung nicht möglich iſt. es ganz abbrechen. 

Ju der bisherigen Befugniß der Orts-Polizeibehörden, den Baukonſens zu erthei— 
len, wird durch vorſtehende Verordnung nichts geändert. 

Marienwerder, den 1. Mai 1847. 

E Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 

(Min. Bl. d. i V. 1847. S. 131. Nr. 170.) 

v. Rönne, Bau-Rolizei, 2. Aufl. 
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V. Probinz Pommern. 

Auszug aus dem R. des K. Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 10. Sept. 
1839, an den K. Oberpräſ. der Provinz Pommern. Auseinanderbau länd— 
licher Gebäude !). 

Euer 2c. überlaffe ich, nachdem hiernach das Erforderliche eingeſchaltet und reſp. 
berichtigt worden, die Bekanntmachung dieſer den Auseinanderbau ländlicher Gebäude 
betr. V. durch die Amtsblätter der Reg. u Stettin und Cöslin zu bewirken. (Anl. a.) 

nl. a. 
V. der K. Reg. zu Stettin und Cöslin, betr. den Auseinanderbau ländlicher Gebäude. 

Um die in unſerer V. v. 13. Aug. 1829 (Cöslin, v. 8. Aug. 1826) und in der bor, 
auf ſich beziehenden Bekanntmachung des K. Oberpräſtd. v. 11. Juli 1831 enthaltenen 
Beſtimmungen zuſammen zu faſſen, und zugleich die wegen Ertheilung der Baukonſenſe 
entſtandenen Zweifel zu beſeitigen, geben wir auf Veranlaſſung und mit Genehmigung des 
K. Oberpräfld. und nachdem über den bezeichneten Gegenſtand die Anſicht des Kommunal— 
Landtages von Altpommern gehört worden iſt, unter Aufhebung jener V. 3), nunmehr auf 
den Grund der 88. 1538. und 1539. Tit. 20. Thl. I. und 8. 66. bis 72. Tit. 8. Thl. J. 
des A. L. R. desgl. der AR 13. bis 15. der Land⸗Feuer⸗Ordn. für Pommern v. 24. Mai 
1756, folgende nähere Vorſchriften: 

F. 1. Gebäude, welche mit Stroh-, Rohr- oder Holzſchindeln eingedeckt find, muͤſſen 
mindeſtens 30 Fuß von einander entfernt, die Gebäude zweier angrenzenden Gehöfte aber 
60 Fuß auseinander gebaut werden. Dieſe Entfernungen gelten jedoch nur, wenn einzelne 
Gehoͤfte oder Gebäude neu aufgeführt werden, und die Beſchränktheit des Bauplatzes eine 
größere Entfernung nicht geſtattet. — Wenn dagegen eine Feuersbrunſt ganze Dörfer oder 
doch einen großen Theil derſelben in Aſche legt, iſt als Regel anzunehmen, daß die einzel⸗ 
nen Gebäude eines Gehöftes 40 Fuß, die Gehöfte ſelbſt aber 100 Fuß von einander ent: 
fernt angelegt werden müffen. Werden Gebäude mit Ziegeln oder ſonſt feuerfeſt einge— 


1) Unterm 8. Aug. 1826 erließ die Regierung zu Cös lin und unterm 13. Aug. 1829 
die Reg. zu Stettin ein Publik. über den Auseinanderbau der ländlichen Gebäude, 
welche die Aufmerkſamkeit der ftändifchen Land-Feuer-Socletät erregten und ein 
Konkluſum des erſten hinterpommerſchen Kommunal-Landtages veranlaßten, 
deſſen Genehmigung mittelſt R. des Min. d. J. u. d. P. v. 21. Juni 1831 (A. XV. 
397.) erfolgte, und welches das Ober-Präſtd. der Provinz Pommern unterm 
11. Juli 1831 im Weſentlichen dahin bekannt machte, daß jedes Kataſter behufs 
der Verſicherung eines Neubaues auf dem Lande von dem Landrathe dahin beſchei— 
niget werden ſolle, daß bei dem qu. Bau auch den baupolizeilichen Vorſchriſten 
genügt worden ſei, indem ohne ein ſolches Atteſt die General» Feuer - Societäts> 
Direktion die Kataſter nicht anzunehmen beabſichtigte. Die ferneren Anträge der 
ſtändiſchen hinterpommerſchen General-Feuer-Societäts-Direktion und des hinter 
pommerſchen Kommunal-Landtages veranlaßten das Oberpräſidium der Provinz 
Pommern die Angelegenheit der weiteren Berathung der Reg. anheim zu geben 
und auf eine gemeinſame Verordnung für ganz Alt-Pommern über den Wu: 
einanderbau ländlicher Grundſtücke hinzuwirken. Dazu wurde der Entwurf von 
der Reg. zu Stettin ausgearbeitet und nach Benutzung der Erinnerungen der Reg. 
zu Cöslin der General-Feuer⸗Societäts⸗Direktion mitgetheilt, deren Bemerkungen 
ebenfalls für den von der Reg. zu Stettin anderweitig angefertigten Entwurf der 


V. beachtet wurden. Hierauf wurde der Entwurf dem 6. Kommunal-Landtage 


bon Alt⸗Pommern vorgelegt, nach deſſen Conelusis noch einige Modifikationen 
hinzugefügt wurden. In dieſer Geſtalt überreichte das Ober-Präſtdium den Entwurf 
unterm 15. Jan. 1835 mit dem Antrage auf einige ihm noch erforderlich ſcheinende 
Abänderungen dem K. Min. des J. u. d. P. zur Genehmigung. Das letztere fand 
ſeinerſeits noch mehrere Beſtimmungen einer Modifikation bedürftig und remittirte 
zu dieſem Behufe den Entwurf mittelſt R. v. 17. Febr. 1835, worauf nach Erledigung 
dieſer Bedenken mittelſt (obigen) R. v. 10. Sept. 1836 die Genehmigung erfolgte. 
(Acta des K. Min. des J. u. d. P., betr. die in baupolizeilicher Hinſicht gege⸗ 
benen Vorſchriften ze. Baupolizei⸗Sachen, Gen. No. 7. Vol. II.) 
Abgedruckt in den A. X. 821. — 3. 150. 
Hierdurch find auch die R.: | 
a) 1 J. v. 15. Dec. 1826, an die Reg. zu Cöslin (A. XI. 227. — 1. 
b) des Min. des J. u. d. P. v. 21. Juni 1 ⸗Präſid zi 
. Ge Ze Juni 1831, an das Ober- Präjid zu Stettin 
beſeitiget. 
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deckt, fo iſt doch zwiſchen fo bedeckten Gebäuden ein freier Raum bon mindeftens 20 Fuß, 
und wenn ſolche neben Gebäuden mit Stroh- oder Rohrdach (oder dergl.) gebaut werden, 
ein Zwiſchenraum von mindeſtens 25 Fuß erforderlich. Geſtattet aber die Oertlichkeit den 


Auseinanderbau, fo find auch bei Gebäuden dieſer Art die vorhin angegebenen Entfer— I" 
nungen zu beobachten. DN 
Nach Ablauf dreier Jahre, oder v. 1. Jan. 1849 ab, find Rohr- und Strohdächer * 


bei Neubauten überall verboten, und es muß ſtatt derſelben überall eine als feuerſicher IHR 
wirklich anerkannte Bedachung, welche ſowohl bei Nachſuchung des ett Ge all 
in demſelben genau bezeichnet werden muß, gewählt werden. d 

8. 2. Wohngebäude mit Scheunen dürfen nicht zuſammengebaut werden. Dagegen 


kann es in einzelnen Fällen nachgegeben werden, Stallungen mit Wohngebäuden zu ver: ui 
binden, wenn zwiſchen beiden Gebäuden Scheidewände bis zur Dachforſt durchverbunden, If 
und dieſe im Dache ausgemauert oder verlehmt, außerdem aber die Balken beider mit I 


einem gelehmten Windelboden oder einer geſtreckten Lehmdecke belegt werden. WW. 

8.3. Schmieden dürfen weder mit Wohnhäufern noch mit Wirthſchaftsgebäuden N 

verbunden, auch in den Häuſern keine Backöfen angelegt, vielmehr ſollen Schmieden und IN 

Backöfen nur außerhalb der Dörfer oder doch in gehöriger Entfernung von andern Gebäu— 
den an feuerſicheren Orten erbaut werden. — Demgemäß ſollen künftig Backöfen und fy 
Schmieden, wo die Oertlichkeit es geftattet, und die Bauart der erfteren es erheifcht, in der 1 
Regel 150 Fuß von andern Gebäuden entfernt erbaut werden; da jedoch die Feuergefähr⸗ it 
lichkeit dieſer Anlagen und namentlich der Backöfen ſehr durch deren Bauart bedingt wird, oy 
fo kann der Kreis-Landrath den Bau von Schmieden und Backöfen, als Ausnahme, AN 
auch in geringerer Entfernung als 150 Fuß und unter anderen Bedingungen geftatten, 
wenn er und der Bezirks-Baubeamte darüber einig find, daß durch die in dem Konſens 
vorgeſchriebene Einrichtung und Bauart die Feuelſicherheit der Anlage verbürgt werde. — LN 
Schmieden müffen aber jeden Falls immer mit gemauerten Eſſen und Ziegeldächern, wie 
auch mit Schornſteinkappen aufgeführt werden. 

Hinſichtlich der Entfernung der Kalk- und Ziegeloͤfen von den Ziegelſcheunen und 
andern Gebäuden, wird feſtgeſetzt, daß ſolche mindeſtens 120 Fuß betragen muß. Nur in 
dem Fall, wenn ſowohl der Ziegelofen, als auch die Trockenſcheune mit Ziegeln gedeckt, 
oder ſonſt mit einer anerkannt feuerſicheren Bedachungsart verſehen find, koͤnnen der— 
gleichen Gebäude einander beim Bau bis auf 30 Fuß Entfernung genähert werden. 

Branntweinbrennereien dürfen aber überhaupt auch jetzt ſchon nur in Gebäuden 
angelegt werden, welche mit Ziegel- oder ſonſt einer feuerſtcheren Bedachung verſehen find, 
oder zu dieſem Zweck verſehen werden. N 

8. 4. Dieſe Vorſchriften kommen zur Anwendung bei allen Bauten auf dem Lande, 
im Gegenſatz der Städte, ohne Unterfchied; alſo auch bei denen, welche vom Fisfus ſelbſt 
angeordnet, und in ſeinem Auftrage ausgefuhrt werden. Da jedoch alle Bauprojekte der 
letztern Art von hoͤhern K. Behörden geprüft und dazu die Konſenſe von dieſen ertheilt 
werden; fo bedarf es bei dergleichen Bauten der polizeilichen Einwirkung der Orts-Poli— 
zeibehörden nicht. — Dagegen muß zu einem jeden andern Bau auf dem Lande, fo wie 
zur Anlage von Feuerungen in ſchon vorhandenen Gebäuden, der polizeiliche Konſens bei | 
der Ortspolizei-Obrigkeit nachgeſucht werden; d. h. in den K. Amts-Ortſchaften, beim 
Amte, in den ritterſchaftlichen Orten, bei der Gutsherrſchaft, und in den Kämmerei-Doͤrfern, 
bei dem Magiſtrat, welchem die Gutsherrſchaft über dieſe Orte zuſteht. — Wollen die 
Gutsherrſchaften und Magiſtrate ſelbſt auf ihren Gütern Bauten ausführen laſſen, fo | 
haben fie zu dieſen den Konſens des Kreis-Landraths einzuholen. 

8. 5. Der gegen dieſe Vorſchriften auf irgend eine Weiſe fehlende Bauherr verfällt 
mindeſtens in eine Poiizeiſtrafe von 1 bis 5 Thlr. Handelt es ſich aber dabei um Anle— 
gung oder Abänderung einer Feuerſtelle, ſo hat derſelbe eine Polizeiſtrafe von 5 bis 10 Thlr. 
verwirkt, beides auch dann, wenn der ohne vorſchriftsmäßigen Konſens auögerührte oder | 
begonnene Bau an ſich untadelhaft befunden werden ſollte. 1 

Iſt dies aber nicht der Fall, ſo muß derſelbe nach Anweiſung der Obrigkeit, auf 
Koſten des Bauherrn, abgeändert oder nach Befinden ganz wieder abgetragen und der (N 
vorige Zuſtand hergeftellt werden. 

Die Bauhandwerker, welche einen Bau ausführen, oder namentlich auch ſchon ein 
oder mehrere Gebäude richten, ohne ſich vorher den Konſens vorzeigen zu laſſen, ver— 
fallen jeder in eine Polizeiſtrafe von mindeſtens 1 bis 5 Thlr., und wenn es ſtch dabei 
auch um Anlegung oder Abänderung einer Feuerſtelle handelt, von 5 bis 10 Thlr. | 

Zu allen Bauten, welche nicht bloße Flickarbeiten find, bedarf es übrigens nach den 
beſtehenden Vorſchriften der Zuziehung wirklich conceſſtonirter Werkmeiſter. g 

8. 6. Nach den bevorſtehenden Beſtimmungen werden die Baukonſenſe für alle 
Ortſchaften, (mit Ausnahme der fiskaliſchen Bauten 8. 4.) von der Ortspolizei⸗ Obrigkeit, 
jedoch überall nur da ertheilt, wo die in dieſer V. vorgeſchriebenen, baupolizeilichen Anord⸗ e 
nungen ſtrenge befolgt werden können. — In jedem Fall aber, wo eine Modifikation 
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derſelben nachgeſucht wird, kann der Konſens nur vom Kreis-Landrath, nach Anhörung 
des Gutachtens der Ortspolizei-Obrigkeit, ertheilt werden. Wollen ſich die Betheiligten 
bei der Entſcheidung des Landraths nicht beruhigen, ſo ſteht denſelben der Rekurs an die 
K. Reg. offen. Ob und unter welchen Umſtänden der Ausnahme-Konſens zu ertheilen iſt, 
und ob eine Ziegel- oder ſonſtige feuerſichere Bedachung für hinreichend zu erachten, oder 
außerdem bei ſehr naheſtehenden Gebäuden noch eine maſſive Verblendung anzuwenden 
iſt, bleibt nach Maßgabe der Oertlichkeit lediglich der Beurtheilung des Landraths oder der 
Beſtimmung der K. Reg vorbehalten. 

8. 7. Die Ortspolizei-Obrigkeit und reſp. die Landräthe, welche auch hierbei, wie 
uberall, die Polizei-Verwaltung jener zu beaufſichtigen haben, werden für die genaue Be— 
folgung dieſer V. um ſo mehr verantwortlich gemacht, als nach dem höhern Orts beſtätig— 
ten Beſchluß des erſten Hinterpommerſchen Kommunal-Landtages v. 13. Dec. 1830 und 
des zweiten v. 12. Dec. 1832. auch jedes Verſicherungs-Kataſter über Neubauten, von dem 
Kreis⸗Feuer⸗Societäts⸗Direktor dahin beſcheinigt werden ſoll, daß und wie die polizeilichen 
Vorſchriften bei dem Bau berückſichtigt worden find. 

Dieſe Beſcheinigungen find in dem Vorpommerſchen Depart. der Hinterpommerſchen 
Feuer⸗Societät von den Kreis-Landräthen zu ertheilen. 


8. 9. Die Diſtrikts-Baubeamten aber werden verpflichtet, ihrerſeits dieſe V. bei allen 
vorkommenden ländlichen Bauten, insbeſondere auch bel den K. Patronats-Bauten, genau ` 
zu beachten. 

Stettin und Cöslin, den 7. Dec. 1836. 
(A. XX. 722. — 3. 163.) | Königl. Regierung. 
VI. Provinz Schleſien. 
1) Publik. der K. Reg. in Liegnitz v. 27. Jan. 1817. Beim Aufbau 
neuer Gehöfte und beim Retabliſſement abgebrannter Stellen zu beobachtende 
Vorſchriften. 


Dieſe Beobachtung beſtätigt es, daß die Einm. des platten Landes im hieſ. Reg. Bez. 
beim Aufbau neuer Gehöfte, und beim Retabliſſement abgebrannter Stellen, nicht überall 
nach den beſtehenden, durch die C. V. v. 10. Okt. 1810 bekannt gemachten Vorſchriften 
verfahren, ſondern Gebäude und Gehöfte gewöhnlich zu nahe aneinander ſetzen, auch wohl 
Gebäude, in welchen Feuerungen enthalten ſind, mit Ställen u. ſ. w. unter ein Dach 
bringen. 

} Jene Vorſchriften werden daher hierdurch nachſtehend erneuert zur Befolgung in 

Erinnerung gebracht: 

1) Wenn Gebäude, oder Gehöfte, ihrer Schadhaftigkeit wegen neu erbaut werden 

müſſen, fo durfen weder Dominien, noch Gemeinden den Neubau eher unterneh— 
men, als bis durch den Kreis-Landrath und den Diſtr.-Land-Bauinſpektor die Baus 
ſtelle gepruft und der Bau genehmigt worden, welches die genannten Beamten 
ganz unentgeltlich beſorgen muͤſſen. 

2) Es darf kein, zu einem Gehöfte gehoͤrendes Gebäude unter einer Entfernung von 
30 Fuß Preuß. Maß an das andere geſetzt werden. Die Scheunen ſind am weite— 
ſten von den mit Feuerungen verſehenen Gebäuden entfernt anzulegen. 

3) Dürfen die Gebäude der angrenzenden großen, aus mehreren Gebaͤuden, Stalluͤn— 
gen und Scheunen beſtehenden Gehöfte nicht näher als 8 preuß. Ruthen zuſammen 
ſtehen, wenn ſolches ausführbar ift. 

4) Dürfen in einem Gebäude, in welchem Feuerungen nothwendig ſind, nicht andere 
Behältniſſe, als Ställe, Siedekammern, Vorrathsbehältniſſe feuerfangender Sachen 

ꝛc. angebracht, oder unter einem Dach angelegt werden. Solche müffen in den 

vorgedachten Entfernungen in beſondern Gebäuden enthalten ſein, in ſoweit ſolches 
nach der Beſchaffenheit des Raumes zu bewerkſtelligen ſtehet. 

Die Gehöfte find da, wo es darauf ankommt, beim Neubau fo anzulegen, daß die 

Dorfſtraße die vorgeſchriebene Breite erhält. 

6) Wenn mehr als ein Gehöfte erbaut werden muß, dann hat zuvöͤrderſt der Diſtr.- 
Land⸗Bauinſpektor einen Situationsplan, wie die Gebäude geſtanden und wie 
ſolche wieder aufgebauet werden wollen, anzufertigen, und dieſer Situationsplan 
iſt uns zur Genehmigung vorzulegen. 

7) Iſt der Raum, auf welchem Gehöfte geſtanden, nicht von dem Umfange, daß ſolche 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen wieder angelegt werden können, ſo ſind ein⸗ 

zelne Gebäude außerhalb des Vorwerks oder Dorflage zu erbauen. 

Sind mehrere Gehöfte oder eine ganze Dorflage abgebrannt, oder ſollen Baufäl— 

ligkeits halber neu erbaut werden, fo darf nicht darauf geſehen werden, daß jedes 

Gehoͤfte feine vormalige Stelle wieder erhalten, wenn der Zweck, den Auseinander— 

bau nach den beſtimmten Entfernungen zu bewerkſtelligen, etwas anderes erheiſcht. 
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9) Der Flächeninhalt, welcher dann durch den Auseinanderbau dem einen und d 
L em 
ace en und welchen er zu Anlegung neuer Gehöfte du 
abtreten muß, iſt nach ſeiner Bonität abzuſchätzen un i 11 
Feldmark wieder zu vergüten. ai ET ENT et 
10) Der zum Auseinanderbau erforderliche Raum muß von dem Eigenthümer gegen 
Vergütung an der Stelle abgetreten werden, welche die Eingangs gedachten Kom— 
miſſarien dazu für zweckmäßig erachten. * | 
Hiernach haben ſich fämmtl. Dominia und Gemeinden auf dem Lande zu achten, 
und im Unterlaſſungsfalle zu gewärtigen, daß die ohne Erlaubniß und ohne daß die geord— 
den as ene een alſo ec angefangenen neuen Bauanlagen dann 
ieder werden abgebrochen werden, wenn ſie der Vorſchrift zuwider aufgeſtellt 
werden ꝛc. (A. I. 252. — 1. 169.) e, eee 


| 2) Vergl.: ö | | 
a) Publ. der K. Reg. zu Reichenbach v. 22. Dec. 1817, betr. die bau: | 
polizeil. Vorſchriften über Neubauten ꝛc., sub B. (A. I. 246. — 4. 136., f. unten 
Kap. II., Spezial⸗-Bau⸗Ordnungen.) 
b) Neu revidirtes und vervollſtändigtes Regl. der K. Reg. zu Oppeln 
b. 9. Dec. 1822 zur Verhütung und Löſchung der Feuerſchäden auf dem plat— 


ten Lande, Kap. I. Tit. 13. (A. VI. 965. — 4. 71., vergl. Polizeiweſen [Th. VI. des 
Werkes]! Bd. 2. S. 290.) 5 ME Ä WW? 

VII. Provinz Poſen.— Ä 

1) V. der K. Reg. in Bromberg v. 8. April 1819. Trennung der Wirth: | 
ſchafts- und Wohngebäude. | 

Es iſt angefragt worden, wiefern die Vorſchrift der Dorfs-Ordn. für Weſtpreußen 0 
b. 3. Okt. 1780, 8. 49 1), wonach Wirthſchafte-Gebaͤude nur in einer Entfernung von V 
100 de 200 Schritten von den Wohnhäuſern errichtet werden ſollen, jetzt noch Anwen— ' 
dung finde. . 

Wenngleich die gedachte Dorfs-Ordn. bis zum J. 1807 auch in denjenigen Theilen 
unſers Reg. Bez., welche zum ehemaligen Netz-Diſtrikt oder Bromberger Kammer-Deput. 
gehört haben, allerdings in geſetzlicher Kraft geſtanden hat, ſo kann ſolche doch, weil ſie ein 
Prov. Geſetz und durch das tranſitoriſche Geſetz der vorigen Reg. v. 10. Okt. 1809 für 
abgeſchafft anzuſehen iſt, nach 8. 2 des Patents wegen Wiedereinführung der Preuß. Ge— 
feße in das Großherzogthum Poſen, v. 9. Nov. 1816 (G. S. 1816, S. 225), nicht mehr | 
in Anwendung kommen. Vielmehr treten, da das A. L. R. im erſten Th. und achten Tit. | 
88. 65 bis 82 über die Einſchränkungen der Grunt=Eigenthümer beim Bauen Beftim- 
mungen enthält, dieſe in die Stelle jenes vormaligen hieſigen Prov.⸗Geſetzes. 

Die gedachten allgemeinen geſetzl. Beſtimmungen ſind, in ſoweit ſte auf Bauten in 
den Städten und auf Errichtung neuer oder Verlegung alter Feuerſtellen in den Städten 
und auf dem platten Lande Beziehung haben, bereits durch die Amtsblatt-Verf. v. 7. Juli 
1816 (Amtsbl. 1816 S. 346, 347) in Erinnerung gebracht. Ueber den Bau von Get: 
nen, Ställen und ſonſtigen Wirthſchaftsgebäuden auf dem platten Lande iſt darin zwar 
namentlich nichts beſonderes feſtgeſetzt. Indeß beſtimmt unzweideutig §. 66, daß kein Bau 
und keine Veränderung, welche zum Schaden oder zur Unſicherheit des gemeinen Weſens 
gereichen wurden, vorgenommen werden ſollen. Nach 8. 71 aber ſoll in allen Fällen, wo | 
ſich findet, daß ein ohne vorhergegangene Anzeige unternommener Bau ſchädlich oder ge⸗ 
fährlich für das Publikum ift, oder zur groben Verunſtaltung einer Straße oder eines 
Platzes gereicht, derſelbe nach der Anweiſung der Obigkeit geändert werden. | 

Unftreitig wird nun, wenn in Städten und in geſchloſſenen Dörfern die Wirth⸗ 
ſchafts-Gebäude nahe an den Mohnhäufern ſtehen, bei vorfallenden Feuersbrünſten die 
allgemeine Gefahr ſehr vergrößert, und es läßt ſich alſo allerdings erklären, daß es zum | 
Schaden oder zur Unſicherheit des gemeinen Weſens gereiche, wenn bei Neubauten in der⸗ | 
gleichen Ortſchaſten die Wirthſchaftsgebäude nahe an den Wohnhäuſern errichtet werden. ! 

Die Polizei⸗Behörde iſt gefeglich befugt und verpflichtet, darauf zu halten, daß die \ 
MWirthfchaftögebäude, nach Maßgabe der Oertlichkeit, von den Wohngebäuden moͤglichſt 
entfernt werden, und jeder Bau-Unternehmer iſt ſchuldig, ſich hierin nicht nur der Weiſung 
der Polizei⸗Behörde zu fügen, ſondern jene Rückſicht, dei Vermeidung der im Geſetz (A. 

L. R. d. a. O. — 8. 71) beſtimmten nachtheiligen Folgen, auch ohne vorhergegangene 
Erinnerung gehörig zu beobachten. 3 
Ueber das Maß der zu beobachtenden Entfernung läßt ſich zwar keine allgemeine | 
| 
t 


1) Vergl. hierüber das R. des K. Min. des J. v. 22. Ott. 1824. (Oben S. 479 ff.) 
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| anwendbare Vorſchrift füglich ertheilen, insbeſondere würde ſich die Beſtimmung der 

1 Dorfs⸗O., wonach die Entfernung der Wirthſchaftsgebäude von den Wohnhäuſern 100 
| bis 200 Schritt betragen ſoll, nicht überall aufrecht erhalten laſſen, weil die Beſchraͤnkt⸗ 
heit der Hoflagen, die Unbeträchtlichkeit mancher Grundſtücke überhaupt und andere 

ËCH in vielen Fällen ſchlechterdings nicht geftatten, jene Entfernung genau zu 
eobachten. 


Soweit es aber nach der Lokalität in einzelnen Fällen irgend angaͤnglich iſt, muß bei 
Neubauten die Zurücklegung der Wirthſchaftsgebäude von den Wohnhäuſern bis auf vor— 
gedachte Entfernung erfolgen. (A. III. 544. — 2. 166.) 


2) Vergl. die allgem. Feuer-Polizei-Vorſchriften der K. Reg. zu Poſen 
v. 19. März 1821 (gleichlautend von der K. Reg. Bromberg publicirt unterm 
16. Jan. 1821), Abſchn. I., Nr. 20. (A. V. 151. — 1. 86., f. Polizeiweſen [Th. VI. 
des Werkes] Bd. 2. S. 303.) 

VIII. Provinz Weſtphalen. 

Im Herzogthume Weſtphalen hat eine unterm 29. Juli 1791 für 
die altheſſiſchen Lande erlaſſene V. des Landgrafen zu Heſſen-Darmſtadt, 
Ludwig X., durch V. v. 3. Mai 1803 Geſetzeskraft erhalten, welche beſtimmt, 
daß in Fällen, wenn wegen Feuersgefahr, fehlenden Raumes zum Gewerbe und 
Ackerbau, oder aus anderen hinreichenden Gründen, nach dem Befinden der 
Regierung die bisher zum Bebauen vorhandenen Grundſtücke nicht mehr ausrei— 
chen ſollten, ſondern die Beſtimmung neuer Bauplätze bei oder in einer Stadt 
oder einem Dorfe räthlich erachtet und genehmiget worden, alsdann zwiſchen dem 
Bauluſtigen und Grundeigenthümer zunächſt die Güte verſucht, bei beharrlichem 
Widerſpruche aber das Grundſtück gerichtlich taxirt werden und der Grundeigen— 
thümer verpflichtet ſein ſolle, dem Bauluſtigen ſeinen Grund und Boden gegen 
baldige Zahlung des Taxwerthes abzutreten. Die Frage, ob dies G. durch den 
9. 2 des Publ. Pat. des A. L. R. für Weſtphalen v. 21. Juni 1825 für auf 
gehoben zu erachten? iſt von dem Hofgerichte zu Arnsberg (in dem 
Schreib. v. 8. Nov. 1826 und dem Ber. v. 24. ej. m.) bejahet, weil die 
erwähnte V. eine von dem A. L. R. abweichende Vorſchrift enthalte, da ein ſol— 
cher Zwangsverkauf nicht unter den §. 4 A. L. R. I. 11. zu ſubſumiren ſei. 
Die K. Reg. zu Arnsberg hat dagegen (in dem Schr. v. 17. Nov. 1826 und 
in dem Ber. v. 15. Dec. ej. a.) die Negative angenommen, weil, wenn— 
gleich das erwähnte Geſetz zu den Landes-Ordnungen zu zählen, welche das vor 
Einführung des A. L. R. beſtandene gemeine Recht abänderten und modifi 
cirten, mithin nach $. 2 des Publ. v. 21. Juni 1825 als erloſchen zu erachten 
ſei, doch nach §. 3 eit. diejenigen Landes-Ord nungen, welche ſich auf Provin— 
zialrechts-Verhältniſſe beziehen, fortdauernd gültig bleiben ſollten und 
das G. v. 29. Juli 1791 dieſer Kategorie anzugehören ſcheine !). Das K. 
Min. des J. (v. Schuckmann) erklärte indeß in dem R. v. 9. Febr. 1827, daß 
der erwähnten Großherzogl. Heſſiſchen V. durch das A. L. R. unzweifelhaft 
derogirt werde. g 

Der K. Reg. eröffne ich auf den Ber. v. 15. Dec. v. J., 

die fortdauernde Gültigkeit des Großherzogl. Heſſtſchen, im Herzogthum Weſt— 
phalen unterm 3. Mai 1803 eingeführten G. v. 29. Juli 1791 über zwangs⸗ 
weiſe Abtretung des Grundeigenthums zu Bauplätzen betr., 
hiermit, daß ich mit dem K. Hofgerichte und mit der auf dem vorl. Ber. bemerkten Mei: 
nung des Ober-Präſ. v. Binde dahin einverftanden bin, daß der in Rede ſtehenden 
Großh. Heſſiſchen V. durch das A. L. R. derogirt worden iſt. 
Die K. Reg. erhält demnach hiermit die Anweiſung, Sich forthin in der fraglichen 


Materie lediglich nach dem letzteren zu richten, und die ſchon von Ihr proviſoriſch danach 
inſtruirten Landräthe definitive dazu anzuweiſen. 


1) Vergl. Acta gen. des K. Min. des J., Pol. Abth., betr. den Auseinanderbau 
der . und Gebäude, sign. Land» und Waſſer-Bau-Sachen, 
Nr. 94, 01. 1. 


— . . 
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Eine Kommunikation mit dem K. Juſtiz⸗ Min. halte ich, da ich die Sache nicht 
weifelhaft finde, nicht nöthig; jedoch hat die K. Reg. von dieſem R. d ade 
Marie zu geben. (A. XI. 228. — 1. 128.) 8 ieſem em K. O. L. G. 


B. Feuerpolizeiliche Baubeſchränkungen beim Neubau und bei 
Reparaturen, insbeſondere feuergefährlicher Gewerbs— 
Anlagen. 


I. Im Allgemeinen. 


1 Regl. v. 24. März 1765, wegen der in den Provinzen Cleve u. Mark 
ohne hölzernes Fachwerk zu erbauenden Häuſer. 

Friedrich, König ꝛc. Demnach Wir bey Erwegung des innern oeconomiſchen 
Zuſtandes Unſerer Clev- und Märkiſchen Landen, unter andern auch angemerket haben, 
daß die darinnen vorhandene Holzungen und Forſten, durch den letzteren Krieg, dergeſtalt 
vermindert, und zum Theil ruiuiret worden find, daß ſelbige nur ſehr ſparſam genutzet 
werden können ꝛc., jo haben wir ſolche Maaßregeln zu erwählen für nöthig und nützlich 
gefunden, wodurch dieſer x. Endzweck am ſicherſten erreichet ꝛc. werden könne. In dieſer 
Abſicht wollen und befehlen Wir hierdurch ꝛc., daß von nun an ꝛc., die neu zu erbauende 
Hauſer in Unſeren Clev- und Märkiſchen Provinzen, es ſei in den Städten oder auf dem 
Lande, keinedweges, wie biöhero größtentheild geſchehen, von Holz und hölzernen Fach— 
werk To mit Leimen oder Steinen ausgefüllet wird, ſondern durchgehends massiv und mit 
ſteinernen Mauren bis unter die Dächer aufgeführet, auch um ſo viel weniger einige andere 
weiter erbauet werden ſollen, als nicht nur eines Theils alle hölzerne und aus Fachwerk 
beſtehende Häuſer, wenn fie gleich mit Steinen oder Leimen auögefüllet werden, ohnedem 
der Feuersgefahr, und der Communication einer Feuersbrunſt weit mehr aid massive 
Häuſer unterworffen, mithin denen zunächſt dabei ſtehenden Häuſern weit gefährlicher 
find; anderntheils auch ſelbige ungleich ſtärkere und öftere Reparationes am Holzwerk 
erſordern, die von Steinen massiv aufgeführte Häuſer hingegen nicht nur für den Brand— 
ſchaden Det, ſondern auch wegen ihrer Dauerhaftigkeit und alſo erforderlichen wenigeren 
Reparations-Koſten in der Folge für die Beſitzer derſelben vortheithaſter fein muͤſſen, fer— 
ner auch dazu noch kommt, daß die zu den Mauren erforderlichen Backſteine in gedachten 
Provinzen nicht nur mittelſt des Brandes von Steinkohlen ziemlich wohlfeil zu haben 
ſind, ſondern auch überdem noch der Grund ſelbſt, mehrentheils allenthalben dazu bequem 
und tüchtig iſt, mithin zugleich der Vortheil daher entſtehet, daß die Steine, wo nicht auf 
dem Platze des Baues ſelbſt, dennoch wenigſtens in der Naͤhe gebrandt, und dadurch die 
Koſten des Transports erſparet werden können. Unterdeſſen aber, und da Uns bekannt, 
daß in verſchiedenen Gegenden der Grafſchaft Mark, Holz in Ueberfluß vorhanden, und 
keine Steine wohlfeil zu haben, fo wollen Wir, daß um daſelbſt den neuen Anbau nicht 
aufzuhalten, die bisherige Bauten in Fachwerk noch dergeſtalt vorerſt bleiben ſollen, und 
damit fortgefahren werden kann; jedoch muß ſolches jederzeit erſt dem Land- und Steuer 
Rath des Creyſes angezeiget, und von dieſem, mit Anführung der Umſtände, alsdann zur 
Approbation an Unſere Krieges- und Domainen-Cammer verichtet werden ꝛc. 

(N. C. C. Tom. III. S. 609. Nr. 25. de 1765.) . 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 2. März 1834 an die K. 
Reg. zu Gumbinnen. Unzuläſſigkeit eines allgemeinen Verbots aller Reparaturen 


an feuergefährlichen Gebäuden. 

Auf die Anfrage v. 4. v. M., in Betreff der Veranlaſſung des von der K. Reg. 
unterm 19. Febr. 1829 an den Magiſtrat zu N. erlaſſenen Verbots aller Reparaturen an 
fcuergefährlichen Gebäuden, wird der K. Reg. hiermit eröffnet, daß die hieſigen Akten von 
einer ſolchen, generell oder ſpeziell an Dieſelbe ergangenen Verf. nichts ergeben, übrigens 
aber auch ein ſolches Verbot, wenn ihm nicht beſondere Vorſchriften zur Seite ſtehen, ſich 
nicht rechtfertigen läßt. (A. XVIII. 240. — 1. 142.) N 

3) Beſchränkung der den Häuſern zu gebenden Höhe. | 

a) R. des K. Min. des J. u. d. P. (b. Brenn) v. 21. Jan. 1831 an die | 

K. Reg. zu Breslau. Errichtung eines fünften Stockwerkes auf Gebäuden und 


Ausſchließung deſſelben von der Feuer-Societäts-Verſicherung !). 


1) Dies R. iſt nur für die Stadt Breslau erlaſſen, und um jo mehr anzunehmen, | 
daß eine Ausdehnung deſſelben auf andere Städte nicht zuläffig, als daſſelbe, nicht 
auf beſtimmte geſetzliche Vorſchriften gegründet, dem ſpeziellen baupolizeilichen 
Bedürfniſſe Breölau's entſprungen zu ſein ſcheint. 


Ki? 
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In Gemäßheit deſſen, was die K. Reg. in dem Ber. v. 22. Dec. b. J. auszuführen 
geſucht hat, ſtehe ich nicht an, nach Ihrem Antrage die Seitens des Magiſtrats zu Bres⸗ 
lau nachgeſuchte Beſtätigung des früheren von demſelben in Gemeinſchaft mit der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung gefaßten Beſchluſſes v. 15. Sept. 1820 hiermit dahin zu 
ertheilen: 

100 wenn zu Breslau in einem Haufe über vier Etagen (mit Einſchluß des Parterre) 
hinaus Feuerungen irgend welcher Art angelegt werden, ein ſolches Haus lediglich mit 
dem Tapwerthe der untern vier Etagen, folglich mit gänzlicher Ausſchließung der dar⸗ 
über hinaus befindlichen Theile des Gebäudes und des Daches bei der dortigen ftüdtis 
ſchen Feuer⸗Societät zur Verſicherung angenommen werden dürfe, dergeſtalt, daß wenn 
ein dergleichen Haus ganz oder zum Theil abbrennt, die Feuer-Societäts-Huͤlfe ſich 
alsdann nur auf den an den unteren vier Etagen ſtattgefundenen Schaden beſchränke. 
Die K. Reg. hat hiernach das Weitere in der Sache zu veranlaſſen, zugleich aber 
auch darauf zu halten, daß die Polizeibehörde in den Fällen, wo die Errichtung eines 
fünften Stockwerks ein gegründetes bau- oder feuerpolizeiliches Bedenken erregt, die Ge— 
nehmigung zur Errichtung eines ſolchen Stockwerks verſage. 

Die ſchon früher von der K. Reg. angeführten und auch jetzt von dem Magiſtrat an— 
gezeigten Umſtände ſcheinen eine ſolche Verſagung in der Regel genügend zu rechtfertigen ꝛc. 

(A. XV. 149. — 1. 76.) b 

b) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 15. Jan. 1837 an die 
K. Reg. zu Stettin. Polizeiliche Beſchränkung der den Häuſern zu geben— 
den Höhe. 

Das K. Min. des J. u. d. P. iſt aus den in dem Ber. der K. Reg. v. 19. v. M. 
angegebenen, theis allgemeinen, theils aus örtlichen Verhältniſſen hergenommenen Grün⸗ 
den mit der K. Reg. darüber einverſtanden, daß zur Verhütung von Unglücksfällen, be 
fonders bei einem ausgebrochenen Feuer, die den dortigen Häuſern zu gebende Höhe auf 
ein beſtimmtes Maximum in allen Fällen beſchränkt werden müffe, wo nicht entweder dop— 
pelte und alsdann hinlänglich von einander entfernte, oder, wenn nur Eine, alsdann ganz 
feuerfeſte, d. h. unterwölbte oder ſteinerne und in ganz maſſiv ausgeführtem Raume be— 
findliche Treppen eine Auönahme zulaſſen. Dieſes Maximum muß jedoch nicht nach der 
Zahl der in ihrer Höhe ſehr verſchiedenen Stockwerke, ſondern nach Fußen feſtgeſtellt wer— 
den ꝛe. (A. XXI. 238. — 1. 240.) 


4) R. des K. Min. des J. u. der P. (v. Rochow) v. 11. Juni 1837 an 
die K. Reg. zu Marienwerder. Polizeiliche Einwirkung auf den Nichtwiederauf— 
bau abgebrannter Scheunen in den Städten. 

Da, wie ich der K. Reg. auf den über das Geſuch des Zimmermeiſters N. zu Culm, 
um Auszahlung der zweiten Hälfte des Bonifikations-Betrages für feine im Februar v. J. 
abgebrannte Scheune und um Diöpenfation von dem Retabliſſement derſelben, unterm3!. 
v. M. erſtatteten Ber. hierdurch bemerklich mache, der Wiederaufbau von Scheunen in den 
Städten durchaus nicht zu begünftigen, vielmehr aus feuerpolizeilichen Rückſichten auf die 
Verminderung ſolcher Scheunen möglichſt hinzuwirken iſt, außerdem auch die von dem 
Bittſteller angeführten der Wiederherſtellung der gedachten Scheune entgegenſtehenden be— 
ſondern Gründe eine nähere Berückſichtigung verdienen, fo trage ich kein Bedenken, den 
IC N. von dem Wiederaufbau dieſer Scheune zu entbinden, und die K. Reg. demgemäß 
anzuweiſen, ihm die reklamirte zweite Hälfte der Brand-Entſchädigungsgelder, ohne Nach— 
weis des Retabliſſements, auszahlen zu laſſen ꝛe. (A. XXI. 547.— 2. 244.) a 

5) V. v. 17. Juli 1846, betr. die Anwendung der in den Städten gelten— 
den feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften bei Gebäuden auf ſolchen zum plat— 
ten Lande gehörigen Grundſtücken, welche innerhalb der Städte oder im Gemenge 
mit ſtädtiſchen bebauten Grundſtücken liegen. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verordnen zur Verhütung der Feuersgefahr, 
welche für die Städte daraus entſtehen kann, daß bei Gebäuden auf ſolchen zum platten 
Lande gehörigen Grundſtücken, welche innerhalb der Städte oder im Gemenge mit ſtädti— 
ſchen bebauten Grundſtücken liegen, die für das platte Land und nicht die für die Städte 
beſtehenden feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften angewandt werden, auf den Antrag 
Unſeres Staats-Min. und nach Anhörung Unſerer getreuen Stände, wie folgt: 

S. 1. Wo die feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften in den Städten und auf dem 
platten Lande von einander abweichen, und wo durch Anwendung der fur das platte Land 
beſtehenden feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften bei Gebäuden auf ſolchen zum platten 
Lande gehörigen Grundſtücken, welche ſich innerhalb der Städte oder im Gemenge mit 
ſtaͤdtiſchen bebauten Grundſtücken befinden, die Feuerſtcherheit der Stadt erheblich gefähr⸗ 
det wird, können dieſe Gebäude, zu denen auch die auf Vorwerken oder Rittergütern bes 
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findlichen Gebäude zu rechnen find, durch Anordnung der Regierung den für die ſtädti— 
ſchen Gebaͤude geltenden feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften unterworfen werden. Iſt 
dieſes in einzelnen Fällen ohne weſentliche Beläſtigung und Störung des ländlichen Ge— 
werbebekriebes nicht ausführbar, jo hat die Regierung zu ermeſſen, in wiefern mit Rüd- 
ſicht ue Cp Anwendung jener Vorſchriften zu modificiren oder eine Ausnahme davon 
zu geſtatten sei. a b 
$. 2. Durch Anordnung der im $. J. erwähnten Maßregel wird in den Feuer⸗So⸗ 
cietäts⸗Verhältniſſen der betreffenden Gebäude nichts geändert. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Sansſouci, den 17. Juli 1846. 
` (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Flottwell. Uhden. Frh v. Canitz. 
(G. S. 1846 S. 399.) 


II. In Bezug auf feuergefährliche Gewerb-Anlagen insbeſondere. 

a) Allgemeine Vorſchriften. | 

Die allgem. Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 disponirt im §. 26, daß 
eine beſondere polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt zur Errichtung gewerbli— 
cher Anlagen, welche durch die örtliche Lage oder Beſchaffenheit der Betriebo— 
ſtätte für die Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke, oder für das 


Publikum überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläſtigungen herbei— 
führen können. 

In Bezug hierauf beſtimmen ſodann die §§. 27 — 38 a. a. O.: 

8. 27. Zu den gewerblichen Anlagen, welche einer beſondern polizeilichen Geneh— 
migung bedürfen, ſollen für jetzt gerechnet werden: | 

Schießpulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung von Zündſtoffen 
aller Art, Gasbereitungs- und Gasbewahranſtalten, Anlagen zur Bereitung von Stein— 
kohlentheer und Koacks, ſofern fie außerhalb der Gewinnungsorte des Materials er— 
richtet werden. Spiegel-Fabriken, Porzellan, Fajence- und Thongeſchirr-Manufakturen, 
Glas- und Rußhütten, Zuckerſiedereien, Malzdarren, Kalk-, Ziegel- und Gipoöfen, 
Schmelzhütten, Hochöfen, Metallgießereien, Hammerwerke, chemiſche Fabriken aller 
Art, Schnellbleichen, Firnißſtedereien, Cichorien-, Stärke-, Wachstuch- und Darmſai⸗ 
ten⸗Fabriken, Leim-, Thran⸗, Seifen- und Flußſiedereien, Knochenbrennereien, Kno— 
chen⸗ und Wachsbleichen, Talgſchmelzen, Schlachthäuſer, Gerbereien, Abdeckereien, 
Poudretten- und Düngpulverfabriken; 
to gehören dahin ferner: 

Dampfmaſchinen, Dampfkeſſel und Dampfentwickler (§. 37.), durch Waſſer oder Wind 
bewegte Triebwerke (Mühlen u. ſ. w.) jeder Art ($. 38.), jo wie Brandweinbren— 
nereien und Bierbrauereien. (8. 39.) 

Bei allen dieſen Anlagen macht es keinen Unterſchied, ob fie nur auf den eigenen Bes 
darf des Unternehmers, oder auch auf Abſatz an Andere berechnet ſind. 

8. 28. Zur Errichtung neuer Anlagen dieſer Art (8. 27.) iſt die Genehmigung bei 
der Reg. nachzuſuchen. Dem Geſuche müſſen die zur Erläuterung erforderlichen Zeichnun— 
gen und Beſchreibungen beigefügt werden. 

8.29. Wenn die beabſichtigte Anlage nach dem Ermeſſen der Reg. mit fo erhebli— 
chen Nachtheilen, Gefahren oder Beläſtigungen für die Nachbarn oder für das Publikum 
überhaupt verbunden iſt, daß dieſelbe ſich ohne Weiteres als unzuläſſig darſtellt, jo iſt das 
Geſuch ſogleich zurückzuweiſen. 

Iſt kein Anlaß, das Geſuch ſogleich zurückzuweiſen, ſo hat auf Anweiſung der Reg. 
die Ortspolizei-Obrigkeit das Unternehmen mittelſt einmaliger Einrückung in das Amts— 
blatt und außerdem in der für andere polizeiliche Verordnungen am Orte vorgeſchriebenen 
Art zur öffentl. Kenntniß zu bringen, mit der Aufforderung, etwanige Einwendungen ge— 
gen die neue Anlage binnnen vier Wochen anzumelden. Die viermöchentliche Friſt nimmt 
ihren Anfang mit dem Tage, an welchem das die Bekanntmachung enthaltende Amtsbl. 
ausgegeben worden und ift für alle Einwendungen, welche nicht privatrechtlicher Natur 
ſind, präkluſtviſch. 0 

8. 30. Werden keine Einwendungen angebracht, fo hat die Reg. ſobald die Anzeige 
der Polizeiobrigkeit eingegangen iſt, unter Feſtſetzung der ſich etwa als nöthig ergebenen 
Bedingungen die Genehmigung zu ertheilen. Dieſe iſt ſchriftlich auszufertigen und muß 
die feſtgeſetzten Bedingungen enthalten. f 

8. 31. Die bei der Polizeiobrigkeit angemeldeten Einwendungen privatrechtlicher 
Natur, ſind zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen, ohne daß von der Erledigung dies 
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| fer Einwendungen die weitere Verhandlung über die polizeiliche Genehmigung der Anlage 
1 (8. 32.) abhängig gemacht wird. 

Andere Einwendungen dagegen hat die Volizelobrigfeit unter Zuziehung des Unter— 
nehmers zum Protokoll vollſtändig zu erörtern. Demnächſt find die geſchloſſeuen Verhand— 
lungen mit beigefügtem Gutachten an die Reg. einzureichen. 

8. 32. Die Reg. hat hierauf das Geſuch mit Rückſicht auf die beſtehenden Feuer-, 
Bau- und geſundheits-polizellichen Anordnungen und die Erheblichkeit der auf angebliche 
Nachtheile, Gefahren und Beläſtigungen gegründeten Einwendungen zu prüfen und nach 
dem Befunde die Genehmigung entweder zu verſagen oder unbedingt zu ertheilen oder 
endlich bei Ertheilung derſelben diejenigen Vorkehrungen und Einrichtungen vorzuſchreiben, 
welche zur Abhülfe geeignet ſind. , 

8.33. Der von der Reg. abgefaßte Beſcheid ift ſowohl dem Unternehmer, als dem 
Widerſprechenden durch die Ortopolizei-Obrigkeit zu eröffnen. Gegen den Beſcheid ſteht 
der Rekurs an die Miniſterien offen, derſelbe muß binnen einer präkluſiviſchen Friſt von 
zehn Tagen, vom Tage der Eröffnung des Beſcheides an gerechnet, bei der Polizeiobrigkeit 
angemeldet werden. Die Rechtfertigung der Beſchwerde iſt der Polizeiobrigkeit binnen vier 
Wochen, von demſelben Tage an, einzureichen, nach fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt ſind die 
Verhandlungen ohne Weiteres zur Rekursentſcheidung einzuſenden. 

Durch die Anmeldung des Rekurſes von Seiten desjenigen, welcher der Anlage wi⸗ 
derſprochen hat, wird die von der Reg. ertheilte Genehmigung bis zur Entſcheidung der 
Miniſterien ſuspendirt. 

8. 34. An die Stelle der Polizeiobrigkeit des Ortes (88. 29. 30. 31. 33.) tritt der 
Landrath, wenn der Unternehmer ſelbſt die Polizeiobrigkeit iſt oder die Ortspolizei zu ver— 
walten hat. 

8. 35. Die baaren Auslagen, welche durch die Bekanntmachung und das weitere 
Verfahren entſtehen, fallen dem Unternehmer, diejenigen Koſten aber, welche durch unbe— 
gründete Einwendungen erwachſen, den Widerſprechenden zur Laſt. h 

Die Regierungen und Minifterien haben in den Beſcheiden über die Zuläſſigkeit der 
neuen Anlage zugleich die Vertheilung der Koſten feſtzuſetzen. 

8. 36. Die polizeiliche Genehmigung zu einer der im 8. 27. bezeichneten Anlagen 
bleibt ſo lange in Kraft, als keine Veränderung in der Lage oder Beſchaffenheit der Be⸗ 
triebsſtätte vorgenommen wird und bedarf unter dieſer Vorausſetzung auch dann, wenn 
die Anlage auf einen neuen Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. Sobald aber keine 
Veränderung der Betrieböftätte vorgenommmen werden ſoll, muß die Genehmigung der 
Reg. von Neuem nachgeſucht werden. 

8. 37. Bei Dampfmaſchinen, Dampfkeſſeln und Dampfentwicklern ſind außer den 
Beſtimmungen der 88. 27-36. auch die dafür ergangenen beſonderen Vorſchriften mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß die polizeiliche Genehmigung der Anlage nunmehr nach 
8. 28. überall der Reg. zuſteht. 

8. 38. Auch bei den durch Waſſer oder Wind bewegten Triebwerken (Mühlen x.) 
jeder Art find außer den Beſtimmungen der 88. 27—306. die darin beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften anzuwenden Es werden jedoch die in einzelnen Landedtheilen beſtehenden 
Vorſchriften, wonach die Anlage neuer und die Erweiterung und Veränderung vorhande— 
ner, auf die Konſumtion der Umgegend berechneter, Getreidemahlmuͤhlen von dem Bedürf⸗ 
niß der Umgegend abhängig ift (8. 242. Tit. 15. Thl. II. A. L. R. und Ordr. v. 23. Okt. 
1826. G S. 108.) hierdurch aufgehoben. (G. S. 1845. S. 46.) h 

Vergl. die ſpeziellen Erläut. dieſer Vorſchriften in v. Rönne's Gewerbe⸗ 
Polizei (Thl. VII. Abth. 2. des Werkes) Bd. 2. S. 23. ff. 

b) Vorſchriften über die Anlage und den Gebrauch der Dampfma— 


ſchinen:). 


— H— 
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1) Vergl.: a) Sammlung von Zeichnungen einiger ausgeführten Dampfkeſſel und 
Dampfmaſchinen nebſt Beſchreibung derſelben und Berechnung der Dampfmaſchinen 
nach der de Ponnbous'ſchen Theorie. Auf Veranlaſſung der Königl. techniſchen De: 
putation für Gewerbe bearbeitet von W. Nottebohm. 35 Bl. in Royal u. 2 9, ` 
in 4. (Preis 7 Rthlr.) 

b) A. Dieck, Dampfmaſchinen und Dampfkeſſel, deren geſetzmäßige Anlage 
und Anwendung, nebſt erweiterten Tabellen für die Wandſtärke der Dampfkeſſel 
und Dampfchlinder bis zu 100 Zoll Durchmeſſer und 10 Atmosphärenpreſſungen 
über den äußeren Luftdruck. Eine Sammlung der Geſetze und Miniſterial-Verfü⸗ 
gungen, die über die Anlage und den Gebrauch der Dampfmaſchinen und Dampf- 
keſſel in Preußen erlaſſen und noch in Anwendung ſind. Eſſen, 1851. 8. (18 Sgr.) 
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| Vorbemerkung. 
Die Sicherſtellung gegen die Gefahren, welche durch die Anlage und den 
Gebrauch der Dampfmaſchinen entſtehen können, iſt erſt in der neueſten Zeit in 


verſchiedenen Ländern ein Gegenſtand der Geſetzgebung geworden, obgleich bereits . 


ſeit länger als hundert Jahren Dampfmaſchinen in Gang geſetzt worden ſind. 
Erſt in neueren Zeiten gaben Unachtſamkeit in der Behandlung, Begierde nach 
Gewinn, und Ueberſpannung der Feſtigkeit der Materialien, Veranlaſſung zu 
Unglücksfällen, welche die Polizeibehörden aufmerkſam machten, und mehrere 
Vorſchriften zur Vermeidung derſelben bewirkten. 

ZBiuerſt wurde in England im Jahre 1817 im Unterhauſe eine Kommiſ— 
fion zur Unterſuchung und Angabe von Sicherheitsmaßregeln ernannt !), und 
ſpäter wurden von einer anderen Kommiſſion Vorſchläge darüber gemacht, wie 
die Eigenthümer von Dampfmaſchinen anzuhalten, ſolche fo einzurichten, daß 
dieſelben der Geſundheit und Bequemlichkeit weniger nachtheilig würden 2). 

In Frankreich wurde die Akademie der Wiſſenſchaften beauftragt, ein 
Gutachten über die Sicherſtellung gegen die Gefahren der Hochdruckmaſchinen 
abzugeben, welches Gutachten unterm 14. April 1823 erſtattet wurde 3) und in 
Folge deſſen eine Verordnung v. 29. Okt. 1823 erging), wozu Staatsraths— 
Cirful. v. 19. März u. 1. April 1824 erlaffen wurden. 

Auch für das Königreich der Niederlanden erging hierüber eine beſondere 
Verordnung ?). , 

In Preußen wurde in Folge der Vermehrung der errichteten Dampfma— 
ſchinen, und zunächſt auf den Antrag des Magiſtrats und des Polizei-Präſidiums 
zu Berlin, unterm 29. Aug. 1824 von der techniſchen Deputation für Ge— 
werbe Seitens des Miniſteriums des Handels für Gewerbe- und Bauweſen 
ein Gutachten darüber erfordert, wie die Anlegung der Dampfmaſchinen mit 
möglichſter Sicherheit und ohne Erſchwerung des Verkehrs erfolgen könne. Dies 
Gutachten wurde zwar unterm 30. Okt. 1824 erſtattet s) und bildet die Grund— 
lage der ſpäteren Verordnungen über dieſen Gegenſtand, allein man fand den 
Zeitpunkt nicht für geeignet, ſchon damals ein umfaſſendes Geſetz darüber zu er— 
laſſen, vielmehr bemerkte das R. des Min. des J. b. 12. April 1828 an das 
Pol. Präſidium zu Berlin 7), daß mit Rückſicht auf die neueren wiſſenſchaftlichen 
Erfahrungen Bedenken getragen werden müſſe, eine allgemeine Inſtruktion zu 
ertheilen, und daß in den einzelnen Fällen, wo Bedenken obwalten ſollten, anzu— 
fragen Tei, Ein in Rachen vorgekommener Unglücksfall durch Exploſion einer 
Dampfmaſchine veranlaßte indeß anderweitig unterm 26. Jan. 1829 die dortige 
Regierung zu dem Antrage auf Erlaſſung eines Geſetzes über die Anlage der 
Dampfmaſchinen. Der eingereichte Entwurf dieſes Geſetzes wurde von dem Min. 
des J. u. der P. unterm 13. Febr. 1829 der techniſchen Deputation für Ge— 
werbe zur Begutachtung mitgetheilt, welche unterm 13. Juli ej. a einging. Dad 
hierauf an die Regierung zu Aachen erlaffene R. b. 26. Nov. 1829 8) bemerkte 
indeß, daß ein allgemeines Geſetz über die Konſtruktion der Dampfmaſchinen 


1) Vergl. Dodd historial and explanatory Dissertation on Steamengines and Steam- 
packets. London, 1808. 8. 

2) Vergl. Repertory ok arts, Vol. 37. p. 230 u. 274. 

3) Annales de industrie nationale et étrangére. Tom. X. p. 113. 

4) Bulletin des lois pr. 1823. Nr. 637. p. 330. , LA 

5) Arrété du 6. Mai 1824, qui prèscrit des mesures de precaution provisoires dans 
application des machines a vapeur. . f 

6) Akten des K. Min. des J. u. d. P. betr. die ſicherheitspolizeil. Beſtimmungen in Be⸗ 
treff der Anlegung und Beauffihtigung der Dampfmafchinen, Nr. 16. Voll. 

) Vergl. die alleg. Akten. 

8) Vergl. die alleg. Akten. 
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weder zweckmäßig und allen Erforderniſſen genügend zu entwerfen, noch überhaupt 
nach allgemeinen Rechtsprinzipien zu begründen ſei; es ſei vielmehr angemeſſen, 
nur von Sicherheits-Polizeiwegen die polizeiliche Erlaubniß zur Bedingung der 
Anlage und des Gebrauches der Dampfmaſchinen zu machen. Die Ertheilung 
dieſer Erlaubniß müſſe dann nur davon abhängen, ob von der Anlage und dem 
Gebrauche einer Dampfmaſchine eine gemeine Gefahr für das Publikum zu be 
ſorgen ſei. Nachdem die Regierung zu Aachen, nach Rückſprache mit dem 
General-Prokurator, den hierüber noch erforderten ferneren Bericht erſtattet 
hatte, brachte das Min. d. J. u. d. P. unterm 12. Okt. 1830 *) bei dem K. 
Staats-Min. ein Geſetz in Antrag, daß zu jeder Anlage und zum Gebrauch einer 
Dampfmaſchine bei Vermeidung von Strafen die vorgängige polizeiliche Erlaub— 
niß nachzuſuchen ſei, und ſprach ſich zugleich dahin aus, daß neben dieſer allge— 
meinen Polizei-Verordnung noch eine beſondere allgemeine Anweiſung der Be— 
hörden zur Wahrnehmung des polizeilich-techniſchen Intereſſes zu erlaſſen, 
welche von Zeit zu Zeit aus den geſammelten Erfahrungen zu ergänzen und zu 
verbeſſern ſein würde. 


In Folge deſſen erging die K. O. v. 1. Jan. 1831, betr. die Anlage und 
den Gebrauch der Dampfmaſchinen. 


Um den Gefahren, welche von dem in neuerer Zeit immer allgemeiner werdenden 
Gebrauche der Dampfmaſchinen zu beſorgen find, möglichft vorzubeugen, verordne Ich, 
nach den Vorſchlägen des Staatd-Min., hierdurch Folgendes: 


1) Die Auſſtellung von Dampfmaſchinen zum Gebrauche darf nach Bekanntmachung 
gegenwärtiger Beſtimmungen nicht ohne beſondere polizeil. Erlaubniß geſchehen. 

2) Dieſe Erlaubniß iſt zeitig vor der beabſichtigten Aufſtellung unter genauer, mit 
den erforderlichen Zeichnungen begleiteter Beſchreibung des Orts der Anlage, der Art, des 
Umfanges und Zweckes der Maſchine, des Materials und der Stärke des Keſſels ꝛc., und 
zwar, in den Städten bei der betr. Orts-Polizeibehörde, auf dem platten Lande aber, bei 
dem Kreis⸗Landrathe nachzuſuchen. 

} 3) Im Falle der polizeil. Zuläffigfeit hat dieſe Behörde vor Ertheilung ihrer Geneh— 
migung das Vorhaben, um etwanige privatrechtliche Einwendungen dagegen zu verneh— 
men, öffentlich bekannt zu machen, und 5 

4) nach erfolgter Aufſtellung genau zu unterſuchen, ob die Ausführung den Beſtim— 
mungen der dazu ertheilten Erlaubniß entſpricht 2). 

5) Vor dem Empfange der hierüber auszufertigenden Beſcheinigung darf die aufge— 
ſtellte Dampfmaſchine micht in Gebrauch geſetzt werden. 

Wer entweder ohne Erlaubniß der betr. Polizeibehörde eine Dampfmaſchine zum 
Gebrauche aufſtellt, oder bei der genehmigten Aufſtellung von den ihm vorgeſchriebenen 
Bedingungen abweicht, oder endlich die Maſchine vor Empfang der Beſcheinigung über 
die vorſchriftsmaßige Aufſtellung in Gebrauch ſetzt, iſt mit einer Polizei-Strafe von Zehn 
bis Funfzig Thlrn. zu belegen. 

7) Mit dieſer Strafe iſt die gänzliche Abtragung der ohne Erlaubniß aufgeſtellten, 
oder in Gebrauch geſetzten Dampfmaſchine in dem Falle zu verbinden, wenn dieſelbe an 
einem nicht geeigneten Orte aufgeſtellt, oder ihre Einrichtung Beſorgniß erregend, fehler— 
haft und nicht zu verbeſſern iſt. 

8) Die vorſtehend zu 6. angeordnete Strafe trifft außer dem Unternehmer auch den 
Werkmeiſter, welcher die Aufſtellung einer Dampfmaſchine, ohne die erforderliche polizeil. 
Erlaubniß, oder nicht nach den Vorſchriften der letztern ausführt. | 

Dieſe Beſtimmungen find durch die G. S. bekannt zu machen; gleichzeitig ift aber 

auch dafür zu ſorgen, daß die Behörden, zur Wahrnehmung des techniſch-polizeil. Inter: 
tſſes in jedem einzelnen Falle, mit einer allgemeinen belehrenden Anweiſung verſehen 
werden, und daß durch Zögerungen bei Ertheilung der Erlaubnißſcheine und bei den erfort 
derlichen Reviſtonen das gewerbliche Intereſſe nicht leide. (G. S. 1831. S. 243.) 

Dazu: 


1) K. O. v. 27. Sept. 1837. Anwendung der Vorſchriften Dev. 


1) Vergl. die alleg. Akten. f 
2) Vergl. 8. 17. des Regul. v. 6. Mai 1838. 
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1. Jan. 1831, auf die Anlage und den Gebrauch von Dampfkeſſeln zu anderen 
Zwecken, als zum Maſchinenbetriebe 5). 

Nach dem Antrage des Staats-Min. v. 8. d. M. beſtimme Ich hierdurch, daß die 
Vorſchriften Meiner O. b. 1. Jan. 1831, die Anlagen und den Gebrauch von Dampfma— 
ſchinen betr., auch auf die Anlage und den Gebrauch von Dampfkeſſeln zu anderen Zwecken 
ald zum Maſchinenbetriebe, Anwendung finden follen 2). Das Staats-Min. hat dieſen 
Erlaß durch die G. S. bekannt zu machen. (G S. 1837. S. 146.) 

2) C. R. des K. Min. des J. für H. u. G. Ang. (v. Schuckmann) und 
des J. u. d. P. (v. Brenn) v. 24. Febr. 1832, an ſämmtl. K. Ober-Präſid. 
Anwendbarkeit der K. O. v. 1. Jan. 1831 auf Dampfmaſchinen, welche unter 
unmittelbarer Aufſicht Königl. Behörden betrieben werden. 

Da die Frage in Anregung gekommen: 
unter welchen Modifikationen die Allerh. K. O. v. 1. Jan. v. J., wegen der An- 
lage von Dampfmaſchinen und die zur Vollziehung derſelben unterm 13. Okt. v. 
J. von uns erlaſſene Inſtr., auch auf ſolche Dampfmaſchinen anzuwenden ſei, 
welche unter unmittelbarer Aufſicht K. Behörden betrieben werden? 
ſo finden wir uns veranlaßt, dieſerhalb Folgendes feſtzuſetzen. 

Bei dergl. Anlagen iſt eben fo, wie bei den übrigen, die Einwirkung der ordent— 
lichen Polizeibehörde in vorgeſchriebener Weiſe erforderlich, indeſſen ſowohl bei der 
Feſtſtellung der Zuläſſigkeit, als bei der Unterſuchung über die bedingungsmaͤßig 
erfolgte Aufſtellung, der ſachverſtändige Beamte (8. 1. der Inſtr.) von der Be- 

— horde, unter deren Aufſicht die Dampfmaſchine betrieben werden ſoll, zu ernennen. 

Falls die Polizeibehörde auf deſſen Gutachten die Beſcheinigung zu ertheilen An— 
ſtand nimmt, hat ſie der Behörde, von welcher der Beamte ernannt worden, und 
ihrer eigenen vorgeſetzten Behörde die Urſachen anzuzeigen, damit eine gemein— 
ſchaftl. Entſcheidung erfolge. 

Das Ober-⸗Präſid. wird hierdurch beauftragt, biede nachträgliche Beſtimmung in den 
Amtsbl. bekannt zu machen. (A. XVI. 175. — 1. 76.) 

3) Regulativ v. 6. Sept. 1848, betr. die Anlage von Dampfkeſſeln 2). 


Ke 


1) Das R. des K. Min d. J. u. d. P. v. 24. Sept. 1830 an die Reg. zu Aachen 
(A. XIV. 603. — 3. 81.), welches beſtimmte, daß die Anlage von Dampfkeſſel— 
Schmieden nicht nach Analogie der für Werkſtätten zweiter Klaſſe in dem Dekret 
v. 15. Okt. 1810 ertheilten Vorſchriften zu behandeln, mithin erſt dann zuzulaſſen 
ſei, wenn feſtſteht, daß deren Betrieb ſolchergeſtalt ausgeführt werde, um für die 
nachbarlichen Beſitzer weder Beſchwerlichkeiten noch Schaden zu veranlaſſen, erſcheint 
hiernach von keiner Bedeutung weiter. 1 
2) In dieſer Beziehung bemerkte auch bereits das C. R. des K. Min. des J. u. d. P. 
(Köhler) und der Verw. für H., Fabr. ꝛc. (Beuth) v. 17. Juli 1835.: ` 
ES find Zweifel darüber entſtanden, ob die Beſtimmungen der Allerh. K. — 

»d. 1. Jan. 1831, und der Inſtr. v. 13. Okt. 1831. (G. S. S 243 — 247), ıc. 
-auch auf ſolche Dampfkeſſel Anwendung finden, welche nicht Behufs des Betriebes 
von Maſchinen aufgeſtellt werden, ſondern zu einem ſonſtigen Gebrauche beſtimmt 
»ſind. Zur Erledigung dieſer Zweifel wird darauf aufmerkſam gemacht, daß die 
„Vorſchriften jener Inſtr., wie der $. 1. ausdrücklich beſagt, ſich keinesweges blos 
sauf die Keſſel von Dampfmaſchinen, ſondern auch auf die »zu andern Zwecken an⸗ 
»zulegenden Dampfkeſſel« beziehen. b 

»Es würde auch eine Unterſcheidung nach der Beſtimmung der anzulegenden 
„Dampfkeſſel mit der Abſicht der ergangenen Vorſchriften unvereinbar fein, da ſolche 
sohne Einfluß ift auf die von der Anlage zu beſorgende Gefahr. Namentlich iſt die 
„Spannung der Dämpfe nicht minder gefährlich, mögen fie als bewegende Kraft 
soder zu einem ſonſtigen Zwecke benutzt werden; und wenn auch im letzteren Falle 
sein geringerer Grad von Spannung in der Regel beabſichtigt werden mag, als im 
serfteren, fo kann doch hierauf ein Unterſchied nicht gegründet werden. Denn ſobald 
»der Keſſel einmal die Einrichtung hat, daß die Dampfe geſpannt werden Tote 
snen, jo hängt es nur von der zweckmäßigen oder unzweckmäßigen Benutzung ab, 
»ob eine höhere Spannung, und in Folge derſelben ein Unglück entſteht oder nicht. 

(A. XIX. 240. — 1. 174.) 

Die erſte Inſtr. zur Vollziehung der K. O. v. 1. Jan. 1831 wurde bon dem Min. 
des 3. für H. u. G. Ang. u. d. F. unterm 13. Okt. 1831 ertheilt, an deren Stelle 
demnächſt das anderweitige Regul. der K. Min. des J. u. d. P. u. d. F. b. 
6. Mai 1838 (G. S. 1838. S. 262.) trat, welches indeß wiederum aufgehoben 
wurde durch das zur Zeit gültige Regul. v. 6. Sept. 1848. 


3 
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Unter Aufhebung der, zur Vollziehung der Allerh. K. O. v. 1. Jan. 1831, die An- 
lage und Gebrauch der Dampfmaſchinen betreff., ergangenen Inſtruktion v. 21. Mai 
1835 1) und des Regul. v. 6. Mai 1838 (G. S. 1838 S. 262.) wird, mit Bezug auf die 
Allerh. K. O. v. I. Jan. 1831 und v. 27. Sept. 1837 (G. S. 1831 S. 243., 1837 
S. 146.) und auf die 88. 27. und 37. der Allgem. Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845 (G. S. 
1845 S. 46. u. 48.), für die Anlage von Dampfkeſſeln, es mögen ſolche zum Maſchinen⸗ 
betrieb oder zu andern Zwecken dienen, das nachfolgende anderweite Regulativ erlaſſen. 

8 I. Dem Antrage auf Ertheilung der Genehmigung zur Anlage eines Dampf— 
keſſels (Allgem. Gewerbe⸗O. $. 28.) find nachſtehend genannte, zur Erläuterung erforder— 
liche Zeichnungen und Beſchreibungen in doppelter Ausfertigung beizufügen ). 


J. wenn die Anlegung eines feſtſtehenden Dampfkeſſels beabſichtigt wird: 
1) ein Situationsplan, welcher die zunächſt an den Ort der Aufſtellung ſtoßenden 
Grundſtücke umfaßt, und in einem die hinreichende Deutlichkeit gewährenden Maß— 
ſtabe aufgetragen iſt; ` 


2) Der Bauriß, wie er von dem Erbauer wegen Angabe der erforderlichen Räume 
geliefert wird, aus welchem ſich der Standpunkt der Maſchine und des Keſſels, der 
Standpunkt und die Höhe des Schornſteins und die Lage der Feuer- und Rauch— 
röhren gegen die benachbarten Grundſtücke deutlich ergeben muß; hierzu kann den 
Umſtänden nach ein einfacher Grundriß und eine Längenanſicht oder ein Durch— 
ſchnitt genuͤgen; 

3) eine Zeichnung des Keſſels in einfachen Linien, aus welcher die Größe der vom 
Feuer berührten Fläche zu berechnen und die Höhe des Waſſerſtandes über den 
Feuerzügen zu erſehen iſt; 

4) eine Beſchreibung, in welcher die Dimenſtonen des Keſſels, die Stärke und Be⸗ 
ſchaffenheit des Materials, die Art der Zuſammenſetzung, die Dimenſton der Ven— 
tile und deren Belaſtung, ſowie die Einrichtung der Speiſevorrichtung und der 
Feuerung genau angegeben ſind. 

Die ſchriftliche Angabe über die Kraft der Dampfmaſchine, ob fie eine Hochdruck⸗— 
oder Kondenſationbmaſchine ſei, und welche Arbeit fie betreiben fol, genügt hiernach, 
ohne weiteres Eingehen in ihre Konſtruktion durch Zeichnungen. 

Der Beibringung von Nivellementöplänen bedarf es nur dann, wenn dieſelbe 
zum Zweck der Wahrnehmung allgemeiner polizeilicher Rückſichten, z. B. wegen des Ab» 
fluſſes des fondenfirten Waſſers, der Anlage von Waſſerbehältern, Ciſternen u. ſ. w. von 
der Regierung verlangt wird. 


II. Wenn die Anlegung eines Schiffsdampfkeſſels oder eines Lokomotivkeſſels 
beabſichtigt wird: 
„eine Zeichnung und Beſchreibung, wie vorſtehend unter Nr. 3. und 4. angegeben. 
Von den eingereichten Zeichnungen und Beſchreibungen wird, nach Ertheilung 
der Genehmigung zur Anlage, ein Exemplar dem Antragſteller zu ſeiner Legitima— 
den beglaubigt zurückgegeben, das andere aber bei der Polizei-Obrigkeit aufs 
ewahrt. 


8. 2. Die Prüfung der Zuläſſigkeit der Anlage erfolgt nach Maßgabe der Beſtim— 
mungen in den 88. 29 — 32. der Allgem. Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845. Insbeſondere 
find, im allgemeinen polizeilichen Intereſſe, nachfolgende Vorſchriften zu beachten, deren 
genaue Befolgung vor Ertheilung der Genehmigung zur Benutzung des Dampfkeſſels 
(Allerh. K. O. v. 1. Jan. 1831 Nr. 4. und 5.) durch einen ſachverſtändigen Beamten zu 
beſcheinigen iſt. 

. 8 3. Unterhalb folder Räume, in welchen ſich Menſchen aufzuhalten pflegen, 
dürfen Dampfkeſſel, deren vom Feuer berührte Flache mehr als fünfzig Quadratfuß be— 
trägt, nicht auſgeſtellt werden. 

Innerhalb ſolcher Räume, in welchen ſich Menſchen aufzuhalten pflegen, duͤrfen 
Dampfkeſſel von mehr als fünfzig Quadratfuß feuerberührter Fläche nur in dem Falle 
aufgeſtellt werden, wenn dieſe Räume (Arbeitsſäle oder Werkſtellen) ſich in einzeln ftehen» 


1) Vergl. dieſelbe in der G. S. 1835. S. 95. Durch die ausgeſprochene Aufhebung 
dieſer Inſtr. it auch das R. der K. Min. d. F. u. d. J. v. 31. Mai 1846 (Min. 
Bl. 1846 S. 108. Nr. 166.) beſeitiget, welches die bis dahin fortdauernde 
Gültigkeit derſelben ausſprach. 

) Durch die im 8. 1. dieſes Regul. enthaltenen Beſtimmungen find die Vorſchriften 
des Publik. der K. Reg. zu Frankfurt v. 24. Juni 1847 (Min. Bl. 1847 S. 167. 
ve 110 ` ih auf die (aufgehobene) Inſtr. v. 21. Mai 1835 gründeten, 

eſeitiget. 
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den Gebäuden befinden, und eine verhältnißmäßig bedeutende Grundfläche und Höhe 
beſitzen. 
8. 4. Dampfkeſſel, welche nicht in oder unter Räumen aufgeſtellt werden ſollen, in 
welchen ſich Menſchen aufhalten, müffen, wenn ihre Entfernung von Nachbargebäuden 
nicht mehr als zehn Fuß betragen ſoll, von dieſen Gebärden durch eine Mauer getrennt 
werden, welche eine Stärke von zwei Fuß, eine Höhe von drei Fuß über dem hoͤchſten 
Dampfraum des Keſſels und eine der Länge des Rauchgemäuers des Keſſels gleiche Länge 
erhalten muß. 

8. 5. Zwiſchen demjenigen Mauerwerk, welches den Feuerraum und die Feuer— 
zige des Dampfkeſſels einſchließt (Rauchgemäuer) und den daſſelbe umgebenden 
Wänden muß ein Zwiſchenraum von mindeſtend drei Zollen verbleiben, welcher 
oben abgedeckt und an den Enden bis auf die noͤthigen Luftöffnungen veiſchloſſen 
werden kann. 

8. 6. Die durch oder um einen Dampfkeſſel gelegten Feuerzüge müſſen an ihrer 
hochſten Stelle mindeſtens vier Zoll unter dem im Dampfkeſſel feſtgeſetzten Waſſerſpiegel 
liegen. Bei Dampfſchiffskeſſeln von mehr als vier bis ſechs Fuß Breite muß die Hoͤhe 
des Waſſerſpiegels über den hoͤchſten Feuerzuͤgen mindeſtens ſechs Zoll, bei ſolchen von 
mehr ald ſechs bis acht Fuß Breite acht Zoll, und bei ſolchen von mehr als acht Fuß 
Breite mindeſtens zehn Zoll betragen. 

8. 7. Die Feuerung feſtſtehender Dampfkeſſel iſt in ſolchen Verhältniſſen anzuord— 
nen, daß der Rauch fo vollkommen als möglich verzehrt oder durch den Schornftein abge— 
führt werde, ohne die benachbarten Grundbeſitzer erheblich zu beläſtigen. Es ſind zu dem 
Ende die nachfolgenden Vorſchriften zu beobachten: 

1) Die Schornfteinröhre zum Abführen des Rauches kann ſowohl maſſtv, als in 
Eiſen ausgeführt werden. 

a) Im erſteren Falle kann die Röhre in den Wänden eines Gebäudes eingebunden 
fein, oder ganz frei ohne Verband mit den Wänden innerhalb oder außerhalb des 
Gebäudes aufgeführt werden; die Wangen müſſen aber eine der Lage und Höhe der 
Schornſteinroͤhren angemeſſene Starke bekommen. 

b) Im zweiten Falle muß um die Röhre, inſofern die Aufſtellung innerhalb eines 
Gebäudes und in der Nähe feuerfangender Gegenſtände erfolgt, eine Verkleidung 
von Mauerſteinen bis zur Höhe des Dachforſtes, in einer der Höhe angemeſſenen 
Stärke, aufgeführt, und eine Luftſchicht von mindeſtens drei Zoll zwiſchen der Röhre 
und ihrer Umfaſſung belaſſen werden. 

In beiden Fällen müſſen bei der Ausführung innerhalb eines Gebäudes Holzwerk 
oder feuerfangende Gegenſtände mindeſtens ſechs Zoll weit von den äußerſten Wänden 
der Schornſteine entfernt bleiben und mit Eiſenblech bedeckt werden. 


2) Die Weite der Schornſteinröhre bleibt der Beſtimmung des Unternehmers über— 
laſſen, dergeſtalt, daß die für ſonſtige Feuerungs-Anlagen hinſichtlich der Weite der 
Schornſteinröhren geltenden Vorſchriften nicht zur Anwendung kommen. 

3) Die Höhe der Schornfteinröhre bleibt ebenfalls der Beſtimmung des Unter« 
nehmers überfaffen, und iſt nöthigenfalls von der Regierung auf Grund der Vorſchrift im 
8. 32. der Allgem. Gew. O. v. 17. Jan. 1845 dergeſtalt feſtzuſetzen, daß die benachbarten 
Grundbeſitzer durch Rauch, Ruß u. ſ. w. keine erheblichen Beläſtigungen oder Beſchädi— 
gungen, erleiden. Treten dergleichen Beläſtigungen oder Beſchädigungen, nachdem der 
Dampfkeſſel in Betrieb geſetzt worden iſt, dennoch hervor, ſo iſt der Unternehmer zur nach— 
träglichen Beſeitigung derſelben, ſei es durch Erhöhung ber Schornfteinröhre, Tei es auf 
anderem Wege, verpflichtet. 

Auf Dampfſchiffskeſſel und Lokomotivkeſſel finden dieſe Beſtimmungen feine An⸗ 
wendung. 

e 8. Jeder Dampfkeſſel muß mit mehr als einer der, beten bekannten Vorrich— 
tungen zur jederzeitigen zuverläſſigen Erkennung der im F. 6. vorgeſchriebenen Waſſer⸗ 
ſtandöhöͤhe im Innern deſſelben, wie z. B. mit gläſernen Waſſerſtanderöhren oder Schei— 
ben, mit Probirhähnen oder Schwimmern u. ſ. w. verſehen fein. 

8. 9. Jeder Dampfkeſſel muß mit guten und zuverläſſtgen Vorrichtungen zu feiner 
Speiſung verſehen ſein. 5 e 

8. 10. Auf jedem Dampfkeſſel muͤſſen ein oder mehrere zweckmäßig ausgeführte 
Sicherheitsventile angebracht fein, welche nach Abzug nach der Stiele und der zur Cat 
rung derfelben etwa vorhandenen Stege für jeden Quadratfuß der geſammten vom Feuer 
beruͤhrten Fläche überhaupt mindeſtens die nachſtehend beſtimmte freie, zur Abführung der 


Dämpfe dienende Oeffnung haben, nämlich bei einem Ueberſchuß der Dampfſpannung 


über den Druck der äußeren Atmoſphäre von: 
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Wenn mehrere Keſſel einen gemeinſchaftlichen Dampfraum haben, von welchem fie 
nicht einzeln abgefperrt werden können, ſo genügt es, wenn darauf im Ganzen mindeſtens 
zwei dergleichen Ventile angebracht ſind. 

Die Ventile müſſen gut bearbeitet und fo eingerichtet ſein, daß fie zwar beliebig 
geöffnet, aber nicht mehr belaſtet werden können, als die vorgeſchriebene Spannung der 
Dämpfe erfordert. 

Für das Ventil und den Belaſtungshebel muß eine Führung angebracht, und bei 
beſchränktem Dampfraum im Keſſel eine Vorrichtung getroffen werden, durch welche beim 
Erheben des Ventils das Ausſpritzen des Keſſelwaſſers durch die Oeffnung verhindert 
wird. 

Dampfkeſſel müffen mindeſtens zwei Sicherheitsventile erhalten und es muß dem 
einen derſelben auf dem Verdeck eine ſolche Stellung gegeben werden, daß die vorgeſchrie— 
bene Belaſtung mit Leichtigkeit unterſucht werden kann. 

8. 11. An jedem Dampfkeſſel oder an den Dampfleitungsroͤhren muß eine Vor: 
richtung angebracht fein, welche den ſtattfindenden Druck der Dämpfe zuverläſſig angiebt. 
Wenn mehrere Dampfkeſſel einen gemeinſchaftlichen Dampfraum haben, ſo genügt 
es, wenn die Voirichtung an einem Keſſel oder an dem gemeinſchaftlichen Dampfraum 
angebracht iſt. 

An Dampfſchiffskeſſeln müſſen zwei ſolche Vorrichtungen angebracht werden, von 
denen ſich die eine im Maſchinenraum zur Beurtheilung der Dampfſpannung durch den 
Wärter, die zweite an einer gegen Beſchädigung geficherten Stelle auf dem Verdeck für die 
daſelbſt ſich aufhaltenden Perſonen befindet. 

An Lokomotivkeſſeln Ur eine ſolche Vorrichtung in dem Falle nicht erforderlich, wenn 
das Sicherheitsventil mit einer Federwaage verſehen iſt und ſich im Bereich des Lokomo— 
tivführers befindet. 

8 12. Die Verwendung von Meſſingblech und Gußeiſen zu den Wandungen der 
Dampfkeſſel iſt unterſagt; es iſt jedoch geſtattet, ſich des Meſſingblechs zu Feuerröhren bis 
zu einem inneren Durchmeſſer von vier Zollen und des Gußeiſens zu Siederöhren bis zu 
einem inneren Durchmeſſer von achtzehn Zollen zu bedienen. 

8. 13. Um die Dampfkeſſel gegen das Zerreißen und Zerſpringen durch den 
Dampfdruck zu ihern, muß zur Fertigung derſelben nur gutes Material verwendet met: 
den. Der Verfertiger des Keſſels iſt in dieſer Beziehung, ſowie für die Zweckmäßigkeit 
der Konſtruktion verantwortlich; außerdem wird über die Stärke des Materials und die 
Prüfung deſſelben Folgendes beſtimmt: 

1. Bei Dampfkeſſeln von chlinderiſcher- Form muͤſſen die Wände des Keſſels, ſowie 
der ze und Feuerröhren, an ihren ſchwaͤchſten Stellen folgende Stärken haben, 
namlich: 

A. diejenigen Theile des Dampfkeſſels, welche den Druck der Dämpfe auf ihrer 
inneren Oberfläche zu erleiden haben: 

a) wenn das verwendete Material aus gewalztem oder gehämmertem Eiſen, oder 
aus Kupferblech beſteht, die aus der beigeſügten Tabelle A. zu entnehmende 
Wandſtärke; | 

b) Siederöhren aus Gußeiſen eine an allen Stellen gleich große, aus der beigefügten 
Tabelle B. zu entnehmende Wandſtärke; 

B. die durch den Dampfkeſſel gehenden cylinderiſchen Feuer- und Rauchröhren, 
welche den Druck der Dämpfe auf ihrer äußeren Oberfläche zu erleiden haben: 

a) wenn dieſelben aus gewalztem oder gehämmerten Eiſenblech beſtehen, die aus der 
beigefügten Tabelle C. zu entnehmende Wandſtärke; 

b) ehlinderiſche Feuerröhren aus Meſſingblech die aus der beigefügten Tabelle D. zu 
entnehmende Wandſtärke. 7 , 

Bei Dampfkeſſeln von anderer als cylinderiſcher Form bleibt die Beſtimmung der 
Stärke dem Verfertiger des Keſſels überlaſſen. Derſelbe hat dafür zu ſorgen, daß die 
Wandſtärke des Keſſels, beziehungsweiſe des Feuerkaſtens, mit Rüdficht auf die etwa 
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vorhandene Verankerung durch Stehbolzen, dem beabſichtigten Dampfdruck entſprechend 
beſtimmt werde. a 
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II. Jeder Dampfkeſſel muß ferner nach Verſchluß ſämmtlicher Oeffnungen und 


Belaſtung der Sicherheits-Ventile mit dem anderthalbfachen Betrage des dem Druck der 
beabſichtigten Dampfſpannung entſprechenden Gewichts, mittelſt einer Druckpumpe mit 
Waſſer geprüft werden. Die Keſſelwände und die Wände der Feuerzüge müſſen dieſer 
Prufung widerſtehen, ohne eine Veränderung ihrer Form zu zeigen. 

8. 14. Iſt der Antrag auf Ertheilung der Genehmigung der Anlage eines Dampf— 
keſſels (8. 1.) nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen für zuläſſig zu erachten, 
fo wird, wenn die Anlage eines feſtſtehenden Dampfkeſſels beabſichtigt wird, das 
weitere Verfahren nach Vorſchrift der 88. 29—33. der Allgem. Gew. Ordn. v. 17. Jan. 
1845 eingeleitet. 

8. 15. Die in der Allerh. K. O. v. 1. Jan. 1831 unter 4. vorgeſchriebene Unter⸗ 
ſuchung muß ſic kh 

1) auf die vorſchriftsmäßige Konftruftion des Dampfkeſſels, 
2) auf die gehoͤrige Ausfuhrung der ſonſtigen, in dieſem Regulativ enthaltenen oder 
aut aut des 8. 32. der Gewerbe-O. v. 17. Jan. 1845 getroffenen Beſtimmungen 
recken. 

Die Unterſuchung des Keſſels muß vor deſſen Aufſtellung erfolgen, und kann in der 
ben doll. derſelbe verfertigt worden, oder an dem Orte geſchehen, wo er aufgeſtellt 
werden ſoll. 

Die Unterſuchung über die Ausführung der ſonſtigen Beſtimmungen wird nach Auf— 
ſtellung des Dampfkeſſels vorgenommen. 

Beide Unterſuchungen werden ſpäteſtens drei Tage nach geſchehener Anzeige von 
der erfolgten Vollendung oder Ankunft des Keſſels am Beſtimmungsort, beziehungeweiſe 
bon der geſchehenen Aufſtellung deſſelben angeſtellt und es werden die hierüber zu erthei— 
ee Beſcheinigungen ſpäteſtens in drei Tagen nach der veranſtalteten Unterſuchung 
ausgefertigt. 

; 8.16. Sollen Dampfkeſſel, welche ſich bereits im Gange befanden, als die Allerh. 
K. O. v. 1. Jan. 1831 Geſetzeskraft erhielt, oder welche zwar erſt ſpäter aufgeſtellt, vor 
ihrer Benutzung aber nach Maßgabe der zur Zeit ihrer Aufſtellung beſtehenden Vorſchrif— 
ten geprüft worden ſind, an einem anderen Orte benutzt werden, ſo kann eine Abänderung 
ihrer Konſtruktion nicht gefordert werden. In allen anderen Beziehungen ſind 
jedoch in dieſen Fallen die in dem gegenwärtigen Regulativ getroffenen Beſtimmungen zu 
beobachten. J 

Berlin, den 6. September 1848. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: v. Pommer-Eſche. 


v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 32 
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Tabelle A. 


der erforderlichen Stärken der Eiſenbleche zu den Dampfkeſſeln, welche den Druck der Dämpfe auf ihrer inneren Oberfl 


(Nach der Formel ez d. (b o, s. „ - 1) + 0,1 berechnet, in welcher e die Wandſtärke, d den Durchmeſſer, n die An 
äußern Luftdruck, und b den Zahlenwerth 2.71828 18 . . . . bedeutet.) 
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Dazu: 


a) Zum . 4. R 
R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. Arb. (b. Pommer-Eſche) v. 19. Mai 


1849 an die K. Reg. zu N. Anlegung von Dampfkeſſeln in der Nähe benach⸗ 
barter Gebäude. 


Auf die Anfrage in dem Berichte v. 1. d. M. erwiedere ich der K. Reg., daß die Be: 
ſtimmung des 8 4. des Regul., betr. die Anlage von Dampfkeſſeln, nach welcher letztere, 
wenn ihre Entfernung von Nachbargebäuden nicht mehr als 10 Fuß beträgt, durch eine 
zwei Fuß ſtarke Mauer von denſelben getrennt werden ſollen, auf alle benachbarte Ge— 
baude, gleichviel ob fie dem Eigenthümer der Anlage gehören oder nicht, Anwendung 
findet. (Min. Bl. 1849 S. 145. Nr. 196.) 


BI Zum . 7. Nr. 3. 

C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) v. 17. Juni 
1853 an ſämmtl. K. Reg. Bei Konzeſſionirung von Dampfmaſchinen und 
ſonſtigen mit Feuerung verbundenen Anlagen im Intereſſe der Nachbar-Grund— 
ſtücke zu treffende Einrichtungen. 


Die erhebliche Zunahme der Zahl von Damps-Mafchinen und anderer gewerblichen 
Anlagen der im §. 27. der Gew. O. v. 17. Jan. 1845 aufgeführten Art, mit welchen grö— 
ßere Feuerungen verbunden find, legt der Verwaltung die Pflicht auf, bei Ertheilung der 
Konzeſſtonen zu denſelben mit beſonderer Vorſicht zu Werke zu gehen, um der Beläſtigung 
der Umgegend durch dergleichen Feuerungen vorzubeugen. 

Die Zurückweiſung der Einwendungen gegen ſolche neue Anlagen, deren Feuerungen 
mit Steinkohlen geſpeiſt zu werden pflegen, mag in den meiſten Fällen keinem Bedenken 
unterliegen, wenn die einzelne Anlage für ſich ins Auge gefaßt wird, und die davon zu 
beſorgende Beläſtigung der Umgegend mit Rückſicht auf die beabſichtigte oder dem Unter, 
nehmer vorgeſchriebene Einrichtung nicht für ſo erheblich zu erachten iſt, daß nach den 
Vorſchriften der Allgem. Gew. O. die Verſagung der Genehmigung gerechtfertigt erſcheinen 
könnte. Gleichwohl iſt nicht zu verkennen, daß nach und nach, wenn in einem engeren 
Bezirke die Zahl derartiger Feuerungs-Anlagen ſich vermehrt, namentlich in Städten, eine, 
Berüͤckſichtigung in Anſpruch nehmende Beläſtigung des Publikums entſtehen kann. Es 
iſt daher neuerlich zur Abhülfe ſolcher Uebelſtände auf die in England, zunächſt für Lon— 
don, eingeleiteten gefeglihen Maaßregeln hingewieſen. | 

Wenngleich nun zur Zeit noch fein Bedürinig anzuerkennen ift, im Wege der Geſetz— 
gebung einzuſchreiten. da, mit Ausnahme weniger kleinerer Bezirke, dergl. Anlagen in 
Preußen doch nur noch vereinzelt vorkommen und die deshalb beſtehenden geſetzlichen Vor— 
ſchriften im Allgemeinen als ausreichend angeſehen werden können, um begründeten 
Beſchwerden abzuhelfen, ſo empfiehlt es ſich doch, bei Ertheilung der Konzeſſion darauf zu 
ſehen, daß nicht nur die Anlagen zur Heizung eine Einrichtung erhalten, welche die mg: 
lichſt vollſtaͤndige Verbrennung des Rauchs erwarten läßt, ſondern daß auch vorgeſehen 
werde, ſpäterhin Verbeſſerungen der Einrichtung herbeizuführen. Damit bei den künftig 
zu konzeſſiontrenden gewerblichen, mit größeren Feuerungen verbundenen Anlagen, die für 
ein beſtimmted Projekt beantragte Ronzeifion der ſpäteren polizeilichen Anforderung der 
Einrichtung von Verbeſſerungen nicht entgegenſtehe, hat die K. Reg in die ergehenden 
Reſolute, wie in die zu ertheilenden Konzeſſtopen ſtets die — auch ſchon in dem Regul., 
die Anlage von Dampfkeſſeln, v. 6. Sept. 1 48 $. 7. Nr. 3. im Allgemeinen aufgeſtellte 
— Bedingung aufzunehmen: 

daß Unternehmer verpflichtet ft, durch Einrichtung der Feuerungs-Anlage oder dabei 
anzuwendende mechaniſche Vorrichtungen, wie durch Anwendung geeigneten Brenn- 
materials und durch ſorgſame Bewartung auf eine möglichft vollſtändige Verbren— 
nung des Rauchs hinzuwirken, daß Unternehmer auch, falls ſich ergebe, daß die 
getroffenen Einrichtungen nicht genügen, um Beläſtigungen oder Beſchädigungen der 
benachbarten Grundbeſitzer durch Rauch, Ruß u. ſ. w. zu verhüten, gehalten bleibe, 
ſolche Abänderungen in der Feuerungs-Anlage und in dem Betriebe, wie in der 
Wahl des Feuerungs-Materials vorzunehmen, welche zur Beſeitigung der Beläſti— 
gungen und Beſchädigungen beſſer geeignet ſind. 5 
(Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 147. Nr. 120.) 


J) Zum $. 11. 
C. R. deſſelb. Min. v. 15. März 1852. an ſämmtl. K. Reg. und das K. 


Polizei⸗Präſid. zu Berlin. Anwendung von ſogenannten Feder-Manometern bei 
Dampfkeſſeln und Dampfleitungs-Röhren. 


* 
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Mit Bezug auf die Beſtimmung im 8. 11. des Regul., die Anlage von Dampf- 
keſſeln betr., v. 6. Sept. 1848, wonach an jedem Dampfkeſſeh oder an den Dampfleitungs⸗ 
Röhren eine oder mehrere Vorrichtungen angebracht werden müſſen, welche den ftattfin- 
denden Druck der Dämpfe zuverläſſig angeben, finde ich mich veranlaßt, die K. Reg. 
darauf aufmerkſam zu machen, daß die in der neueren Zeit zu dieſem Zwecke mitunter 
angewendeten ſogenannten Feder-Manometer nach den dieſerhalb ſtattgefundenen tech— 
niſchen Erörterungen als zuverläſſig nicht anzuerkennen ſind und daß daher durch die An— 
wendung ſolcher Feder-Manometer der obigen geſetzlichen Vorſchrift nicht genügt wird. 

Die K. Reg. veranlaſſe ich, dies durch die Amtsbl. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1852. S. 93. Nr. 81.) 


4) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. der Verw. für H., 
F. u. Bauw. (Rother) v. 31. März 1837, an die Einwohner N. N. zu Glad— 
bach und abſchriftlich an die K. Reg. zu Düſſeldorf. Gründe, welche zu Pro— 
teftationen gegen Dampfmaſchinen-Anlagen berechtigen! ). 


Ihrem Rekursgeſuche in der von der K. Reg. zu Düſſeldorf zur Entſcheidung hier 
eingefandten Verhandlung v. 13. Jan. c., wegen der dem Fabrikanten N. daſelbſt ertheil⸗ 
ten Konzeſſlon zur Anlage einer Dampſmaſchine von D Pferden Kraft, kann, wie Ihnen 
hierdurch eröffnet wird, keine weitere Folge gegeben werden; vielmehr wird der Ihnen in 
dieſer Angelegenheit ertheilte Beſcheid der genannten K. Reg. v. 16. Dec. pr. lediglich 
beſtätigt. 

Wenn Gründe, wie die in Ihrer Rekursſchrift von Ihnen angebrachten, hinlänglich 
ſein ſollten, um derartige Anlagen zu unterſagen, ſo müßten letztere nicht nur durchgängig 
aus den Ortſchaften verwieſen, ſondern keinerlei Gewerbe, deren Betrieb mehr als gewöhn— 
lichen Rauch entwickelt, wie Färbereien, Brauereien, Branntwein-Brennereien ꝛc., durften 
darin geduldet werden, welches die Abſicht des Geſetzes nicht iſt. Der von der Gefährlich 
keit des hohen Schornſteins hergenommene Grund iſt völlig unerheblich, da die an ſo vie— 
len Punkten ſich beſtätigende Gefahrloſigkeit ſoſcher Bauwerke, nicht durch ein einzelnes 
hier nicht einmal näher bekanntes Beispiel des Umſturzes widerlegt werden kann. 

Uebrigens bleibt allerdings der Eigenthümer der Anlage für den entſtehenden Scha⸗ 
den nach allg. Geſetzen verantwortlich, was aber durch die Konzeſſion nicht erſt feftgeftellt 
zu werden braucht. (A. XXI. — 210. 1. 213.) 


5) Verfahren bezüglich der polizeilichen Geſtattung von Dampfma— 
ſchinen-Anlagen. | 

a) Auch die allgem. Gew. O. v. 17. Jan. 1845 rechnet im §. 27. die 
Dampfmaſchinen, Dampfkeſſel und Dampfentwickler aller Art zu denjenigen ge— 
werblichen Anlagen, welche einer beſonderen polizeilichen Genehmigung bedür— 
fen, und verweiſt in Betreff des Verfahrens bei darauf gerichteten Anträgen im 
9. 37. auf die allgemeinen Beſtimmungen der A8, 27 — 36. a. a. Se 
und außerdem auf die dafür ergangenen beſonderen Vorſchriften mit der 
Maßgabe, daß die polizeiliche Genehmigung nunmehr überall der Regierung ?) 
zuſtehe. (GG. S. 1845. S. 46 ff.) 


1) Das (nicht abgedrukte) R. des K. Min. d. J. u. d. P. v. 8. Jan. 1836 an das 
Polizei⸗Präſid. zu Berlin bemerkte in dieſer Beziehung in gleichem Sinne, daß die 
auf allgemeinen ſicherheitspolizeilichen Gründen beruhenden Einwen— 
dungen keine Berückſichtigung finden könnten, indem die K. O. v. 1. Jan. 1831 
sub Nr. 3. den Nachbaren eines Grundſtücks, auf welchem eine Dampfmaſchine 
errichtet werden ſoll, die Proteſtation gegen die Anlage nur aus privatrecht⸗ 
lichen Gründen nachgelaſſen habe und die Beurtheilung der Zuläſſigkeit der An— 
lage aus allgemeinen ſicherheitspolizeilichen Gründen lediglich der Polizeibehörde 
vorbehalten bleiben müſſe. (Akten des K. Min. des J. u. d. P. betr. die ſicherheits⸗ 
polizeil. Beſtimmungen in Betreff der Anlegung und Beaufſichtigung der Dampf- 
maſchinen, Polizei gegen Unglücksfälle Nr. 16.) 

2) Vergl oben S. 489 ff. | 

3) Hierdurch ift das R. des K. Min. d. J. u. d. P. v. 28. Nov. 1836. (A. XX. 999.) 
antiquirt, weiches bemerkte, daß da nach der K. O. v. 1. Jan. 1831. die Orts⸗ 
und reſp. Kreis-Polizeibehörden über die Zutäffigfeit der Anlage bon Dampf⸗ 
maſchinen zu eutſcheiden haben, in dergl. Fällen die Reg. die Rekurs-Inſtanz 
bilde. 


ELLE 
a H 
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| 8) R. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des J. (v. Manteuffel) v. 21. März 
| 1844 an die K. Reg. zu Stralſund. 


Wenn der 8. 37. der Gew. O. v. 17. Jan. pr. auf die beſonderen, für die Errich⸗ 
tung von Dampfmaſchinen ꝛc. ergangenen Vorſchriften verweiſt und deren Berückſichtigung 
bei dem nach 88 27 — 36. a. a. O. zu beobachtenden Verfahren anordnet, fo will dies 
nichts anderes ſagen, als daß bei dem Verfahren nach 88. 27 — 36. auch die in jener 
Beziehung beſtehenden beſonderen materiellen Vorſchriften zur Anwendung gebracht wer: 
den ſollen. Hieraus folgt aber, daß der Unternehmer einer Dampfmaſchinen-Anlage den 
Antrag nach Maßgabe des A. 28. durch Zeichnungen ꝛc. gehörig erläutern, die K. Reg. 
ſodann die polizeiliche Zuläſſigkeit der Anlage nach Maßgabe der K O. v. 1. Jan. 1831. 
(G. S. S. 243.) und des Regul. v. 6. Mai 18381) (G. S. S. 262.) erörtern und nach 
erfolgter öffentlicher Bekanntmachung auf die eingegangenen Widerſpruͤche über dieſe reſol— 
viren und event. die Bedingungen vorſchreiben muß, unter welchen die Anlage zu geſtatten 
ift, und zwar durch ein förmliches Reſolut, gegen welches hiernächſt jedem Theile der Re⸗ 
kurs zuſteht. (Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 109. Nr. 167.) 


b) In Betreff der polizeilichen Genehmigung und Beaufſichtigung der 
Dampfmaſchinen-Anlagen in Berg- und Hüttenwerken ?) find ergangen: 


a) C. R. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des J. (v. Manteuffel) v. 
3. April 1846 an die K. Reg. der Provinzen Schleſien, Weſtphalen und der 
Rheinprovinz, und an die K. Reg. zu Merſeburg, und abſchriftlich zur Nach— 
achtung an die K. Oberbergämter zu Brieg, Halle, Dortmund und Bonn. 


Der K. Reg. wird in Verfolg der Verf. v. 12. April 18443) in Betreff der polizeil. 
Genehmigung und Beaufſichtigung der Dampfmaſchinen-Anlagen in Berg- und Hütten⸗ 
werken, eröffnet, daß die früher zur Erwaͤgung gekommene Frage: ob die Entſcheidung 
über die polizeiliche Zuläſſigkeit ſolcher Dampfmaſchinen den Bergbehörden zu übertragen 
ſei? durch die inzwiſchen publieirte Gew. O. v. 17. Jan. 1845 ihre, Erledigung gefunden 
hat. Die Dampfmaſchinen find daſelbſt (88. 27., 37.) denjenigen gewerblichen Anlagen 
beigezählt. deren Genehmigung bei der Regierung — alſo nicht mehr bei der Orts⸗ oder 
Kreis⸗Polizeibehörde — nachzuſuchen, und deren Zuläffigfeit mit Beruͤckſichtigung der 
Umſtände und der auf die öffentliche Bekanntmachung des Unternehmens zur Sprache 
gebrachten Einwendungen nach Vorſchrift der 88. 28. ff. zu erörtern iſt. Zu einer Abän⸗ 
derung dieſer allgemeinen Beſtimmungen in Beziehung auf die Dampfmaſchinen der 
Berg- und Hüttenwerke, insbeſondere zur Uebertragung der Befugniſſe der Regierungen 
hinſichtlich der Ertheilung der Konzeſſton zu ſolchen Anlagen auf die Bergbehörden liegen 
bei der gegenwärtigen Lage der Geſetzgebung über das Verfahren bei der Genehmigung 
von Dampfmaſchinen- Anlagen keine zureichenden Gründe vor. Dagegen läßt ſich 
ein weſentlicher Vortheil für die Wahrnehmung der polzzeil. Intereſſen rückſichtlich der 
Dampfmaſchinen auf Berg- und Hüttenwerken erwarten, wenn dabei von Seiten der 
Polizeibehörden die Mitwirkung der ſachverſtändigen Bergbeamten in Anſpruch genom— 
men wird, weil Letztere. wie ſchon in der Verf. v. 12. April 1844 bemerkt worden, nicht 
allein zur techniſchen Beurtheilung der Bergwerks- und Hüttenmafchinen vorzugdweiſe 
befähigt find, ſondern auch bei ihrer häufigen Anweſenheit auf den Betriebsſtellen die beſte 
Gelegenheit finden, den Betrieb der Maſchinen zu beobachten. 

Um nach dieſen Geſichtspunkten das Verfahren bei Anlage von Dampfmaſchinen 
auf Bergwerken oder mit Bergwerken verbundenen Hüttenanlagen für die Folge zu 
regeln und fo weit zu erleichtern, als es die beſtehenden Vorſchriften geſtatten, wird Fol— 
gendes feſtgeſetzt. . 

Sobald der Unternehmer eine ſolche Dampfmaſchine aufſtellen will, hat derſelbe den 
Entwurf des Bauplans dem betr. Bergamte vorzulegen, und, daß dies geſchehen, der betr. 
Regierung anzuzeigen. Das Bergamt iſt verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß entweder von 
der bauenden Gewerkſchaft oder von geeigneten techniſchen Beamten des Amts auf Koſten 
des Unternehmers die in der Inſtr. v. 21. Mai 1835 vorgeſchriebenen Zeichnungen u. ſ. w. 


SÉ 5 9 gie v. 6. Sept. 1848, welches dasjenige v. 6. Mai 1838 aufge 
oben hat. ` 

2) In Betreff der polizeil. und oberbergamtl. Genehmigung zu Anlagen von Schmelz— 
hütten, Hochöfen, Metallgießereien und Hammerwerken vergl. das 
C. R. der K. Min. des J. u. d. F. v. 30. Juni 1846. (Min. Bl. d. i. V. 1846. 
S. 117. Nr. 184., ſ. in v. Rönne's Gewerbepolizei, Bd. 2. S. 27.) 

3) Wodurch die oben gedachten Regierungen vorläufig zur gutachtlichen Berichterſtat— 
tung aufgeſordert worden ſind. 
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in erforderlicher Vollſtändigkeit angefertigt und mit Ruͤckſicht auf die Vorſchriften d 

Regul. v. 6. Mai 1858 durch quatificirte techniſche Beamte er In die an 
gelegenheit in dieſer Beziehung vollſtändig vorbereitet, fo überreicht das Bergamt die 
Verhandlungen der betr. Reg. behufs der Erlaubniß⸗Ertheilung zur Ausführung der 
Anlagen, und dieſe leitet nunmehr, unter Benachrichtigung des Unternehmers, das durch 
die Gew. O. 88. 27 ff. vorgeſchriebene Verfahren ein. Sollten im Laufe deſſelben nach 
Maßgabe der Vorſchriften der ER. 27. ff. der O v. 1. Jan. 1831, des R. v. 24. Febr. 
1832, der Inſtr. v. 21. Mai 1835, der O. v. 27. Sept. 1837 und des Regul v. 6. Mai 
1838, noch fernere techniſche Erörterungen erforderlich werden, ſo bleibt der Reg. über— 
laſſen, das Bergamt zu deren Bewerkſtelligung zu requiriren. Die Reſolute hat die Reg. 
in der durch die Gew. O. vorgeſchriebenen Weiſe gehörig publiciren zu laſſen und dem 
Bergamte Abſchrift derſelben mitzutheilen. Wird hiernächſt definitiv ausgeſprochen, 
ſei es unbedingt oder bedingt, daß der Ausführung des Unternehmens polizeil. Bedenken 


nicht entgegenftehen, ſo erfolgt ſowohl die Ausführung des Baues unter Aufſicht des, 
Bergamts, als auch die techniſche, polizeiliche Abnahme der Anlage durch daſſelbe. Letzteres 


hat, nach Vollendung der letzteren, über den Befund eine Verhandlung aufzunehmen, und 
dieſe der Regierung einzureichen, welche, wenn fie dagegen nichts zu erinnern «findet, die 
Erlaubniß dazu, daß die Maſchinen-Anlage in Betrieb gefetzt werde, zu ertheilen, und 
hiervon ſowohl dem Unternehmer als dem Bergamte Mittheilung zu machen hat. 

Die K. Reg. wird angewieſen, die vorſtehend gegebenen Vorſchriften durch Ihr 
Amtöbl. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 60. Nr. 88.) 

6) C. R. derſelb. Min. v. 30. Sept. 1846 an dieſelben Behörden. 

Der Vorſchrift des Erl. v. 3. April d. J. (Min. Bl. S. 60. Nr. 88.) wegen Kon⸗ 
kurrenz der Bergbeamten bei der polizeil. Prüfung der Dampfmaſchinen-Anlagen iſt in 
einem hier zur Sprache gekommenen Falle eine zu weite Ausdehnung gegeben worden, 
indem fie auf Dampfmaſchinen-Anlagen ſolcher Werke in Anwendung gebracht worden iſt, 
welche dem Bergreſſort völlig fremd find. Die K. Reg. wird daher darauf aufmerkſam 
gemacht, daß die obige Vorſchrift ſich nur auf ſolche Dampfmaſchinen-Anlagen bezieht, 
welche auf Berg- und Huͤttenwerken errichtet werden, die unter Adminiſtration oder Kon— 
trole der Bergbehörden ſtehen. Wo dieſe letztere bei den Privat-Berg- und Hüttenwerfen 
nicht ſtattfindet, da iſt auch die Zuziehung der bergamtlichen Behörden bei der Pruͤfung 
der Dampfmaſchinen-Anlagen nicht zu veranlaſſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 208. Nr. 297.) 

c) Vorſchriften über die Anlegung von Schmieden. 

I) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 17. Dec. 1830 an die 
K. Reg. zu Potsdam. Abbau der Schmieden von anderen Gebäuden auf dem 


platten Lande *). 

Aus einer bloßen Analogie der, in der V. v. 16. April 17942), wegen der Entfer⸗ 
nung der Backöfen von den nächſten Gebäuden enthaltenen Beſtimmung, läßt ſich eine 
Vorſchrift für die Anlage der Schmieden um ſo weniger ableiten, als es keinem Zweifel 
unterliegt, daß die gewöhnliche Art der Behandlung der Backöfen ſolche gefaͤhrlicher für 
die Nachbarſchaft darftellt, als dies bei maſſtv gebauten und bedachten Schmieden anzu— 
nehmen iſt. Daher wird auch in andern Reg. Bez., in ſofern nur die Schmieden maſſiv 
erbaut werden, eine 40 Fuß betragende Entfernung derſelben von andern Gebäuden für 
zulänglich gehalten Ar, (A. XIV. 836. — 4. 95 5 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Meding) v. 5. Sept. 1838 an die 


K. Reg. zu Königsberg. Erforderniß feuerſicherer Bedachung der Schmieden. 

Die K. Reg. erhält auf den Ber. v. 17. v. M. in der Anl. (a.) Abſchrift der heute 

an den Gutsbeſitzer N. erlaſſenen Reſolution zur Nachricht und mit dem Auftrage, gegen 

denſelben wegen der begangenen Baupolizei-Kontravention das Geeignete zu veranlaſſen. 
Anl. a. 

Auf das Geſuch v. 7. Juli d. I, um Erlaubniß zur Erbauung einer Schmiede mit 
einem Lehmſchindeldache, wird Ihnen hiermit zum Beſcheide eröffnet, daß, wenn gleich 
Lehmſchindeldächer, nach neueren Allerh. Beſtimmungen, überhaupt zugelaſſen werden 
können, wo eine feuerfeſtere Bedachung aus nachgewieſenem Unvermoͤgen des Bauenden 


1) Vergl. Bekanntmachung des Ob. rat, der Prov. Brandenburg v. 20. Jan. 1832, 
betr. die zur Vermeidung der Feuersgefahr zu befolgenden baupolizeil. Vorſchriften, 
8. 11. (A. XVI. 203.) N E 

2) Vergl. die V. v. 16. April 1794, wegen beflerer Einrichtung der Backofen in der 
Kurmark. (N. C. C. Tom. IX. pag. 2145. No. 41, Rabe Bd. 2. S. 620, ſ. unten.) 


e 
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| nicht möglich it, ihre Anwendung doch nur bei ſolchen Gebäuden ftattfinden darf, welche 
| feine feuergefährlichen Anlagen enthalten. Eine Schmiede gehört aber zu den feuer- 
gefährlichen Anlagen, bei welchen ganz beſonders ſtrenge auf moͤglichſt feuerfeſte Bauart 
gehalten werden muß. Lehmſchindeldächer find jedoch für Schmieden nicht als genügende 
Sicherheit gewährend anzuſehen, weil, abgeſehen davon, daß ſie an ſich nicht die Sicher⸗ 
heit gewähren, welche durch Skein- oder Metallbedachung oder Bedachung nach Dorn⸗ 
ſcher Methode herbeigeführt wird, die Schmiedearbeiten, welche nothwendig fortwährende 
Erſchütterungen des Gebäudes veranlaſſen, ein Zerbröckeln des Lehms und ſomit ein Gut, 
blößen der leicht feuerfangenden unteren Dachfläche oder Unterlage mit ſich bringen. Es 
iſt deshalb auch ſchon im J. 1832 eine Umdeckung der nicht feuerfeſt gedeckten Schmieden 
angeordnet, und auf allmälige Ausführung dieſer Anordnung Bedacht genommen worden, 
um ſo weniger kann aber die Bedachung einer neuen Schmiede in dieſer Art geſtattet wer— 


den. Berlin, den 5. Sept. 1838. 
Min. des J. u. d. P. v. Meding. 

(A. XXII. 790. — 3. 205.) 

3) In Betreff Schleſiend: 

a) C. R. der K. Kr. u. Dom. Kammer zu Glogau v. 16. Juli 1754 an 
ſämmtl. Landräthe. 

Da verſchiedentlich geſchehen, daß auf den Dörfern die Schmiedehäuſer ſammt zuge— 
hörigen Wohnungen, Scheunen und Stallungen, dadurch abgebrannt, daß von dem glü⸗ 
henden Eiſen Funken abgeſprungen, und ſolchergeſtalt die dem Schmiede zugehörige Woh— 
nung und übrige Gebäude, welche in den mehrſten Dörfern nahe an der Schmiede und 
öfters wohl nur 8 Ellen davon entfernt ſtehen, entzündet worden. 

So haben Wir zu Verhütung der vielfältigen Feuerſchaden verordnet und feſtgeſetzt, 
daß fünftig Niemandem eine Schmiede zu erbauen geſtattet werden ſoll, wenn ſolche nicht 
eine ziemliche Weite, und weniaſtens 20 Ellen von den übrigen Wohnungen und andern 
Gebäuden angelegt wird ꝛc. (Heinze's Baupol., S 280.) 


B) C. R. d. d. Breslau 23. Febr. und Glogau 16. April 1798, an 
fammti. Landräthe. 


Es iſt ſchon an verſchiedenen Orten dadurch Feuer entſtanden, daß glühende Stücke 
Eifen aus den Dorfſchmieden, von welchen viele nur hölzerne Laden Datt der Fenſter 
haben. und alſo während der Arteit offen gelaffen werden muͤſſen, auf die Dächer geflogen 
ſind, und nach genauer Prüfung der Sachverſtändigen iſt deren Sentiment dahin ausge— 
fallen, daß ſolches beſonders an Orten, wo man ſich der ſogenannten Pechkohlen bedient, 
leicht möglich iſt. Um nunmehr den fo häufig vorkommenden, und in hieſiger Provinz 
noch ſo ſehr um ſich greifenden Bränden auf dem platten Lande zu begegnen, wird hier— 
mit feſtgeſetzt, daß an allen den Orten, wo die Schmieden außer den hölzernen Laden keine 
Fenſter haben, ſelbige damit noch verſehen, und letztere bei Tage, oder ſo lange darin gear— 
beitet wird, ſtets zugehalten, die hölzernen Laden aber blos bei Nachtzeit angelegt werden. 
Hiernächſt habt Ihr die Einwohner Eures Kreiſes zu inſtruiren; diejenigen aber, die dieſer 
Ordre nicht Folge leiſten, in I Thlr. Strafe zu nehmen und wiederholt auf deren Befol— 
gung zu halten. Uebrigens iſt Uns die Anzeige geſchehen, daß in verſchiedenen Dörfern 
die Duͤngergruben zu nahe an den Schmieden belegen ſind, vorzüglich an den Orten, wo 
dieſe Gruben mit den Schmieden Kommunikation haben, und dadurch ebenfalls Feuers— 
gefahr zu befürchten ſei. 

Nun ſcheint die verfügende generelle Verlegung der gewöhnlich nahe bei den Schmie— 
den befindlichen Düngergruben mit Schwierigkeiten verbunden zu ſein, weil die Einge— 
ſchränktheit des Platzes und anderer Lokal-Umſtände eine Translokation nicht immer ver: 
ſtatten dürften, und allenfalls ſolches nur da nöthig zu ſein, wo eine Kommunikation der 
Düngergrube mit der Schmiedewerkſtatt ftattfindet, dies aber nur bei den wenigſten Dorf— 
ſchmieden der Fall ift, da ſchon bei deren Anlegung darauf hat Rückſicht genommen wer— 
den müſſen. Daher denn dieſer Fehler da, wo er ſich ja noch vorfindet, auf eine oder die 
andere Art abzuſchaffen fein wird zc. (Heinze's Baupol., S. 281.) 


eg der K. Reg, zu ppl g , De, 1822, eelst 
(ſ. in v. Rönne's Polizeiweſen [Th. VI. des Werkes] Bd. 2. S. 287.) 
d) Vorſchriften über die Anlegung von Zucker ſiedereien. 
1) R. des K. Min. des J. für H. u. G. (Beuth) und des J. und der P.“ 
(Köhler) v. 26. Aug. 1833 an die K. Reg. zu Merſeburg. Anlegung von 
Zuckerſiedereien innerhalb der Städte. e 


ꝛc. Wenn gleich das Zuckerſieden mit mehrerer Feuersgefahr verbunden iſt, wie viele 
andere Gewerbe, bei deren Betrieb entweder keine, oder doch ſo bedeutende Feuerung 
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erforderlich ift, daß daſſelbe nach 8. 2062. Tit. 8. Th. II. des A. L. R. in Beziehung auf 
Verſicherungs-Verträge zu den gefährlichen Gewerben gerechnet wird; fo folgt doch dar— 
aus keineswegs die unbedingte Anwendung der Vorſchrift des §. 1543. Tit. 20 Th. II. 
des A. L. R.!) auf Zuckerſtedereien, zumal hiernach eine beſondere, das iſt: eine durch 
Vorkehrungen und gehörige Vorſicht nicht abzuwendende Feuersgefahr erfordert wird, um 
die Duldung eines Gewerbebetriebes innerhalb der Städte ꝛc. unzuläſſig zu machen, eine 
ſolche aber bei dem Betriebe der Zuckerſtederei im Allgemeinen nicht angenommen werden 
fann, und bisher auch nicht angenommen worden iſt ar. (A. XVII. 793. — 3. 134.) 


2) R. der K. Min. des J. u. d. P. (Köhler), und der K. Verwaltung 
für H., Fabr. u. Bauw. (Beuth) v. 16. Juli 1835 an die K. Reg. zu Köln. 
Anlage von Zucker-Raffinerien. | 

Die von der K. Reg. in dem Ber. v. 26. März d. J. hinſichtlich der von den Ge— 
prübern N. N. beabſichtigten Anlage einer Zucker-Raffinerie zu Köln dahin geäußerte 
Anſicht, daß das dem Dekrete v. 15. Okt. 1810 2) beigefügte Verzeichniß nur Beiſpiele 
auffuͤhre, der Reg aber überlaſſen ſei, die Zahl der Anlagen, die dem Dekrete unterliegen, 
zu vermehren, je nachdem ſie das Bedürfniß erkennt, kann nicht als richtig angenommen 
werden. Der 8. 10. des Dekretes, wo es heißt: 

„La division en 3 elasses des établissemens, qui repandent une odeur insalubre 
ou incommode, aura lieu conform&ment au tableau annexé au present decret im- 
perial. Elle servira de regle toutes les fois, qu'il sera question de prononcer 
sur des demandes en formation de ces établissemens.““ 
würde damit nicht vereinbar ſein, ſowie denn auch die verſchiedenen Nachträge, welche in 
Frankreich in der Form von Geſetzen zu dem gedachten Verzeichniſſe geliefert worden ſind, 
darthun, daß letzteres den Zweck hat, alle gewerbliche Unternehmungen zu benennen, 
welche dem durch das Dekret geordneten Verfahren zu unterwerfen ſind. Auch iſt bei der 


Reg. zu Aachen der Fall wirklich vorgekommen, daß die Gerichte ein von ihr darüber hin⸗ 


aus ergangenes Verbot für ungültig erklärt haben. , 

Eben fo wenig kann die von der K. Reg erlaffene Bekanntmachung, wodurch Sie 
die Anlage von Zucker-Raffinerien von Ihrer Erlaubniß abhängig macht, aus dem ange— 
führten Gef. v. 24. Aug. 1790 Tit. 11. Art. 3. gerechtfertigt werden. Dieſes Geſ. in Ber- 
bindung mit dem v. 48. Juli 1791 Tit. 1, Art. 46. ſpricht blos von Poltzei-Verf., welche 
die Ort6obrigfeit, unter Genehmigung der Depart, Verw. erlaſſen darf. 

Schon hieraus geht hervor, daß ſoiche den Charakter der Lokalität on ſich tragen 
müffen, und nicht in Poltzei-G. übergehen dürfen, die für einen ganzen Landes-Diſtrikt 
gelten ſollen. Zu einer Maßregel letzterer Art iſt die K Reg. nach der Allerh. V. v. 
23. Okt. 1817 Ss. 7. und 11. nicht berechtigt, wobei ihr noch durch §. 21. Nr. 13. aus⸗ 
drücklich unterſagt ift, Verf., durch welche die Gewerbefreiheit beſchränkt wird, ohne Zuſtim— 
mung der Min. zu erlaſſen. 

Hiernach ꝛc. (A. XIX. 845. — 3. 186.) 


e) Vorſchriften über die Anlegung von Kalk-, Ziegel- und Gips- 
Oefen, Dachſteinfabriken und Ziegeleien. 

1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 9. Juni 1829 an den 
Ziegelmeiſter N. und abſchriftl. an die K. Reg. zu Frankfurt. Unzuläſſigkeit der 
Anlegung neuer Dachſtein-Fabriken oder Ziegeleien in den Städten. 


Durch den Ber., welchen die dortige Reg. über das Geſuch des Ziegelmeiſters N. b. 
8. April d. J., um die Erlaubniß zur Anlage einer ſogenannten Dachſtein-Fabrik hinter 


ſeinem in der Vorſtadt belegenen Wohnhauſe, nach vorgängiger Unterſuchung an Ort und 


Stelle erſtattet hat, kann das Min. des J. u. d. P. ſich nicht bewogen finden, die abſchlä⸗ 


gige Reg. Reſol. d. 19. Febr. d. J. abzuändern. N N 
Die Anlage einer Dachſtein-Fabrik oder Ziegelei innerhalb einer Stadt iſt ſchon an 


1) Der 8. 1543. eit. (welcher indeß durch das Einführ. Geſ. v. 14. April 1851 zum 
Strafgeſetzbuche außer Kraft getreten iſt) lautete: 

»Gewerbe und Verrichtungen, deren Betrieb mit beſonderer Feuersgefahr ver⸗ 
„bunden iſt, ſollen in Städten, Flecken, Dörfern und überhaupt in der Nähe 
»von andern einer leichten Entzuͤndung ausgeſetzten Gebäuden, nicht geduldet 
»werden.« 

2) Das am linken Rheinufer noch geltende Get v. 15. Okt. 1810, betr. die gewerb⸗ 
lichen Anſtalten, welche einen ſchädlichen oder unangenehmen Geruch verbreiten, 
ſtellt in einem dem Gef. angehängten Tableau verſchiedene Klaſſen ſolcher 
Anſtalten auf. 
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ſich in polizeilicher Hinſicht für unzuläſſig zu erachten, theils wegen der damit, auch bei den 
beſten Vorkehrungen verbundenen, ſchon durch den ſtarken Verbrauch von Brennmaterial 
herbeigeführten Feuersgefahr, theils wegen des davon unzertrennlichen ſtarken Rauches, 
welcher die Bewohner der nahegelegenen Häuſer beläſtigt, und das Bebauen der noch nicht 
bebauten benachbarten Grundſtücke, wenn nicht verhindert, doch gewiß erſchwert, mithin 
die Einenthümer in der für ſtädtiſche Grundſtuͤcke vorzugeweiſe geeigneten Art der Nutzung 
ihres Eigenthums beſchränkt. 

Da nun dieſer offenbare Nachtheil mehrerer Nachbarn, wogegen der geſuchte Ge— 
winn eines Einzelnen nicht in Betracht kommen kann, bei der von dem N. beabſichtigten 
Anlage, welche unftreitig innerhalb der Stadt zu liegen kommen, und ſelbſt bei der, von 
dem Bittſteller beabſichtigten anderweiten Einrichtung immer feuergefährlich bleiben würde, 
ganz beſonders zu befürchten iſt, indem ganz in ſeiner Nähe ſchon zwei Fayance-Fabriken 
und eine Glockengießerei ſich befinden, welche, da e einmal angelegt worden find, von 
Polizeiwegen auch ferner geſtattet werden müſſen, ſo muß es bei der gedachten wohlbegrün— 
deten Reſol. um ſo mehr verbleiben, als es durchaus unzuläſſig iſt, die ſchon vorhandenen 
Uebelſtände durch Geſtattung neuer, ähnlicher Anlagen zu vermehren. 

(A. XIII. 395. — 2. 128.) 


2) R. des K. Min. des J., Pol. Abth. (v. Meding), v. 13. Okt. 1839 an 
die K. Reg. zu Düſſeldorf. Anlegung von Feld-Ziegelöfen. 


Gegen den von der K. Reg. mit Ihrem Ber. v. 19. Aug. d. J. vorgelegten Ent⸗ 
wurf einer Bekanntmachung in Betreff der Erlaubniß zur Anlegung von Feld-Ziegelöfen, 
findet das unterz. Min. nichts zu erinnern, und genehmigt daher den Erlaß derſelben 
(Anl. a.) durch das dortige Amtsbl. auf die Begründung, welche die in Rede ſtehende V. 
in den G. v. 24. Aug. 1790 und v. 22. a 1791 findet. 

Int a. 

Auf Grund der Genehmigung des K. Min. des J. u. d. P. werden hiermit für den— 
jenigen Theil unfered Verw. Bez., in welchem das bürgerliche Geſetzbuch Geltung hat, 
nachſtehende Vorſchriften wegen Anlage von Feld-Ziegelöfen ertheilt und Behufs genaueſter 
Beachtung zur allgemeinen Kenntniß gebracht. | 

Art. 1. Die Anlegung reſp. das Abbrennen der Feld⸗Ziegelöfen iſt in der Regel und 
vorbehaltlich der allgem. Kontrolle der Orts-Polizeibehoͤrde ohne vorgängige Erlaubniß 

eſtattet. 

A Art. 2. Das Erforderniß einer beſonderen Bewilligung der Behörde 10 vorhanden, 
wenn die Anlegung von Ziegelöfen in geringerer Entfernung als 300 Fuß von Wohn— 
oder anderen Gebaͤulichkeiten oder von öffentlichen Straßen, einſchließlich der Aktien— 
Straßen und chauſſirten Gemeindewege, beabſichtigt wird. 

Art. 3. Die Geſuche um Bewilligung der in dem Falle des vorſtehenden Art. 2. 
erforderlichen Erlaubniß ſind an den betr. Landrath zu richten, welcher, ſoweit ein ſtraßen— 
polizeiliches Intereſſe nicht vorwaltet, die Ortsbehoͤrde mit der erforderlichen Lokalprü— 
fung beauftragt und je nach Ergebniß dieſer Prüfung die nachgeſuchte Bewilligung ertheilt, 
oder vorbehaltlich des dem Impetranten verbleibenden Rekurſes an die unterz. Behörde 
verſagt. 
Art. 4. In den Fällen, wo bei der projektirten Anlage eine öffentliche Straße mit 

oder ausſchließlich betroffen wird, ſoll die Prüfung der Zuläſſigkeit der Anlage in dem 
erſteren Falle der Ortebehöͤrde und dem Bezirks-Wegebaumeiſter gemeinſchaftlich, in dem 
letzteren Falle dem Wegebaumeiſter allein übertragen werden. 

Den über die bewirkte Unterſuchung abgegebenen Ber. hat die landräthl. Behörde, 
unter Beifügung des veranlaſſenden Geſuchs und ihres Gutachtens zur weiteren Veran— 
laſſung hier einzureichen. 

Art. 5. Wenn mit Hintanſetzung der vorſtehend in den Art. 2. 3. ertheilten Be— 
ſtimmungen die Anlage von Ziegelöfen ohne vorgaͤngige Erlaubniß der Behörde unter— 
nommen wird, ſoll deren Niederreißung auf Koſten des Kontravenienten ſofort verfügt, 
ſodann auch der Kontravenient, unter Vorlegung der die Kontravention konſtatirenden 
Verhandlung, dem betr. K. Polizeigerichte zur Beſtrafung angezeigt und mit einer Poli» 

| zeiftrafe von 1 bis 5 Thlrn. belegt werden. Düſſeldorf, den 29. Okt. 1839. 
| Königl. Regierung. 

(A. XXIII. 921. — 4. 152.) 


3) R. der K. Min. d. F. (Beuth) u. des J. (v. Manteuffel) v. 14. Aug. 
1845. Die Anlegung von Ziegelöfen, die nur zum vorübergehenden Ge— 
brauche beſtimmt find, unterliegt nicht den Vorſchriften der Gew. Ordn. 88. 27. 
ff., ſondern nur der allgemeinen polizeil. Aufſicht. 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 29. Juni o. eröffnet, daß die Vorſchriften der 
88. 27. ff., der Gew. Ordn. v. 17. Jan. d. J. über das Verfahren bei Prüfung der Zu— 


| 
| 
| 
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läſigkeit der einer beſonderen, polizeilichen Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anla— 

gen auf diejenigen Feldziegelöfen oder Feldbrände, bei welchen es ſich nicht um die Errich— 

tung eines zur dauernden Benutzung beſtimmten Ziegelofend, ſondern nur um die vorü- 
bergehende Verarbeitung des im Felde vorgefundenen Materials zu Ziegeln handelt, keine 

Anwendung finden, weil ſolche Ziegelbrände nach dem bei der Verwaltung feſtgeſtell— 

ten, Sprachgebrauche zu den im §. 27. a. a. O. genannten Ziegelöfen nicht gerechnet 

werden. 

Soweit daher ſolche nur vorübergehend in Betrieb geſetzte Feldbrände in Betracht 
kommen, unterliegt die Beibehaltung des, rückſichtlich der polizeilichen Genehmigung und 
Beaufſichtigung derſelben im dortigen Verwaltungsbezirke bisher zur Anwendung gekom— 
menen Verfahrens, keinem Bedenken; dagegen iſt die Zuläſſigkeit jeder Anlage zur forige— 
ſetzten, gewerbsmäßigen Anfertigung von Ziegeln, nach den Beſtimmungen der Gew. 
Ordn., zu erörtern. (Min. Bl. d. i. V. 1845 S. 263. Nr. 284.) 

Mit Bezug hierauf ſind ergangen: | 

a) R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A., Abth. IV. (Oeſterreich) v. 15. Okt. 
1849. Kalk- oder Flechtöfen zu vorübergehenden wirthſchaftlichen Bedürf— 
niſſen unterliegen nicht den Vorſchriften der Gew. O. 88. 27. sqq. 

Auf den Ber. v. 22. v. M. erklärt ſich das unterz. Min. damit einverſtanden, daß, 
wenn Kalk- oder Flechtöfen nur vorübergehend zu wirthſchaftlichen Bedürfniſſen oder zu 
einzelnen wenigen Feldbränden benutzt werden, mithin bei denfelben die Vorausſetzungen 
in der Verf. v. 14. Aug. 1845 (Min. Bl. S. 263. ff.) hinſichtlich der Feldziegelöfen zu— 
treffen, die Vorſchriften der 88. 27. ff. der allgem. Gew. Ordn. außer Auwendung bleiben, 
vielmehr für derartige Kalköfen die ort s polizeiliche Genehmigung genügt. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849 S. 231. Nr. 332.) 

8) C. R. des K. Min. für H.,G. u. öffentl. Arb. (v. Pommer-Eſche) b. 21. Nov. 
1849. Anlagen zum Feld-Ziegelbrennen unterliegen nicht den Vor— 
ſchriften der 88. 27. ff. der Gew. O. 

Die K. Reg. erhält in der Anlage (a.) einen über die ortspolizeiliche Erlaubniß zum 
Feld⸗Ziegelbrennen heute erlaſſenen Rekursbeſcheid zu Ihrer Nachricht. 

` Anl. a. Rekursbeſcheid. 

9 den Rekurs des Dominii N. gegen das Reſolut der K. Reg. zu N. v. 21. 
ug. d. J. 
ö durch welches dem Stellenbeſitzer N. zu N. die Anlage eines ſogenannten Feldziegel— 

ofens auf feinem dortigen Grundſtücke beſtattet worden iſt, N 

ergeht hierdurch zum Beſcheide, 

daß das gedachte Reſolut, wie hierdurch geſchieht, aufzuheben, die in der Rekursin⸗ 

ſtanz etwa entſtandenen Koſten niederzuſchlagen, die Ertheilung der Erlaubniß zu 

dem von dem zc, N. beabſichtigten Ziegelbrennen aber der Ortöpolizeibehorde zu 
überlaſſen. 
Gründe. 


Der ꝛc. N. hat die Genehmigung zur Errichtung eines ſogenannten Feldziegelofens 
nachgeſucht; bei näherer Vernehmung hat ſich jedoch ergeben, daß ſeine Abſicht lediglich 
dahin geht, ohne Errichtung eines beſonderen Ofens auf ſeinem Grundſtücke durch einen 
Ziegelſtreicher geformte Ziegel aufſtellen und ausbrennen laſſen zu dürfen, weshalb Pro⸗ 
vokant ſich auch außer Stande erklärt, Zeichnungen über die Anlage vorzulegen. Hiernach 
können die Vorſchriften der 88. 27. ff. der Gew. O. v. 17. Jan. 1845, über das Verfah⸗ 
ren wegen Prüfung der Zuläſſigkeit der, einer beſonderen polizeil. Genehmigung bedürfen⸗ 
den, gewerblichen Anlagen, auf den vorliegenden Fall keine Anwendung finden. Es han⸗ 
delt ſich nicht um Errichtung eines, zur dauernden Benutzung beſtimmten Ofens, ſondern 
nur um Verarbeitung des, im Felde vorgefundenen Materials zu Ziegeln. Die im §. 27. 
a. a. O. bezeichneten Anlagen ſetzen aber bauliche Einrichtungen voraus, welche zum Ge⸗ 
werbebetrieb fortdauernd benutzt werden ſollen, deren Beſchaffenheit mithin durch Zeich⸗ 
nungen genau dargelegt und demgemäß einer techniſchen Prüfung unterſtellt werden kann. 
Das geſetzliche Verfahren bei derartigen Anlagen ſoll den Unternehmer, wenn die Konzeſ— 
Bon zuläſſig ift, gegen alle Einwendungen, welche nicht privatrechtlicher Natur find, der: 
ſtellen. Alle dieſe Vorausſetzungen treffen hier nicht zu. BE 

Feldbrände in der hier beabfichtigten Art, unterliegen vielmehr lediglich der allgemei⸗ 
nen polizeilichen Aufſicht, und iſt daher im vorliegenden Falle nach Anweiſung der Polizei— 
behörde zu verfahren. Berlin, den 21. Nov. 1849. 

Der Min. für H., G. u. öffentl. A. In Vertretung. 
Pom mer⸗Eſche. 
(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 285. Nr. 401.) 


= 
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| 4) Publik. der K. Reg. zu Oppeln, v. 12. Sept. 1817 (nebſt R. des Min. 
| d. F. v. 12. Aug. 1817), betr. die Befugniß der Beſitzer ländlicher Grundſtücke 
zur Anlegung von Ziegeleien. 

Durch eine Verf. des K. Fin. Min. v. 12. Aug. . iſt Beſitzern von ländlichen 
Grundſtücken nachgegeben worden, auf denſelben nicht blos zum eigenen Bedarf, ſondern 
gegen vorgängige Löſung des geſetzlich erforderlichen Gewerbeſcheines auch zum öffentli- 
chen Verkauf Ziegeleien anzulegen, welches hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht 
wird. (A. J. 46.— 3. 23.) f 

5) R. des K. Min. d. J. für Gewerbe-Ang. (v. Brenn) v. 9. Juni 1837 
an die K. Reg. zu Merſeburg. Zur Anlegung von Ziegeleien auf dem Lande 
in den vormals Sächſiſchen Landedtheilen bedarf es keiner landesherrlichen 
Konzeſſion. | 

Da Ziegeleien weder in die Kathegorie der Manufakturen und Fabriken, noch derje— 
nigen gewerblichen Anſtalten gehören, bei welchen nach der Allerh. K. O. v. 22. Mai 
18331) die nähere Erörterung des Ortsbedürfniſſes in Betracht kommt, die Vermehrung 
der Ziegeleien in dortiger Gegend aber überhaupt wünſchenswerth erſcheint; fo bedarf es 
fernerhin zur Errichtung derſelben auf dem Lande in den vormals Sächſiſchen Kreiſen kei— 
ner landesherrlichen Konzeſſion, und es genugt daher, wenn deren Zuläſſigkeit in Beziehung 
auf Bau- und Feuer-Polizei von der betr. Behörde geprüft und anerkannt wird. 

(A. XXI. 516.—2. 210.) | | 

f) Vorſchriften in Betreff verſchiedener anderer gewerblicher Anlagen 2). 

1) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 16 Mai 1819 an den Lohgerber— 
Meiſter N. N. zu Angermünde, und abſchriftlich an die K. Reg. zu Potsdam. 
Verbot der Anlegung mit Stroh und Rohr gedeckter Lohmühlen in der Nähe an. 

| derer Gebäude. 

Das Geſuch des Lohgerber-Meiſters N. in der Eingabe v. 8. Febr. d. J. um die 

| Erlaubniß, die von Ihm in Seiner vor dem dortigen See-Thore belegenen, mit Stroh und 
Rohr eingedeckten Lohſcheune aufgeſtellte Roßmühle beibehalten zu dürfen, iſt nach dem, 
was die darüber befragte Reg. zu Potsdam einberichtet hat, nicht zu gewähren. Es muß 
vielmehr bei der von dieſer Behörde getroffenen Anordnung lediglich verbleiben, und daher 
der Bittſteller die fragliche, noch dazu ohne alle polizeil. Erlaubniß vorgenommene Muͤh— 
len⸗Einrichtung abbrechen, oder das Mühlengebäude, welches allerdings als eine neue An— 
lage zu betrachten iſt, mit einem Ziegeldache verſehen, wie denn überhaupt aus feuerpolizeil. 
Rückſichten eine ſo gefährliche Anlage, als die einer Lohmühle unzweifelhaft iſt, in einem 
mit Stroh und Rohr gedeckten Gebäude, in der Nähe von Wohnhäuſern und andern Ge— 
bäuden nicht zugelaſſen werden kann. (A. XIII. 396.—2. 129.) 

2) V. des K. Polizei-Präſ. zu Berlin v. 23. Juni 1829. Anlegung und 
Konftruftion von Schwefelkammern. 

Die Erfahrung hat noch kürzlich wieder gelehrt, daß die nichtfeuerſichere Konſtruktion 
oder die unvorſichtige Benutzung der zum Schwefeln der Körbe, Strohhüte und anderer 
Gegenſtände beſtimmten Behältniſſe, Schwefelkammern genannt, leicht zu Feuers— 
brünfien Veranlaſſung geben können, und es iſt daher nöthig geworden, über die Anlegung 
und Konſtruktion ſolcher Schwefelkammern Folgendes bekannt zu machen und vorzu— 
ſchreiben. 

1) Wer eine Schwefelkammer einrichten will, muß davon mit genauer Angabe und Be— 
ſchreibung des Lokals, in welchem fie angelegt werden ſoll, bei der Polizei-Behoͤrde 
Anzeige machen, die Erlaubniß dazu erbitten und deren Ertheilung abwarten. 

2) Wer die Anzeige ganz unterläßt, oder den Eingang der polizeilichen Erlaubniß nicht 
abwartet, ſondern vorher mit der Einrichtung vorſchreitet, hat die ihn deshalb treffen— 
den unangenehmen Folgen ſich ſelbſt beizumeſſen. 

3) Ueber die Konſtruktion der Schwefelkammern und der Behältniſſe, in welchen ſle ſich 
befinden dürfen, wird mit ausdrücklichem Vorbehalt der dennoch nöthigen, vorſtehend 
zu J. erwähnten Polizei-Exlaubniß, Folgendes feſtgeſetzt: 

a) hölzerne Schwefelkammern dürfen nur in, von maſſtven Wänden umgebe— 
. und mit gepflaſterten Fußböden verſehenen, Räumen angelegt 
den; 


b) gemauerte oder mit Blei ausgeſchlagene Schweſelkammern, welche aber in bei— 


) Die K. O. v. 22. Mai 1833 findet ſich in den Sammlungen nicht abgedruckt. 
2) Vergl. auch die allgem. Gew. O. v. 17. Jan. 1845. 88. 27. ff. (. oben S. 489. ff.). 
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den Fällen mit Blei beſchlagene Thüren haben muͤſſen, können auch in nicht 
gewölbten, aber mit maſſiven Wänden, gerohrten und geputzten Decken, und 
mit ſteinernen oder Gypoͤböden verſehenen Räumen aufgeftelit werden; 

c) als Erleichterung wird geſtattet, kleinere hölzerne Apparate, welche wenigſtens 
drei Fuß von der Decke entfernt bleiben müſſen, in ſolchen Räumen aufzuſtel⸗ 
len, welche maſſive Umfaſſungswände, gerohrte und geputzte Decken und keinen 
hölzernen Fußboden haben. 

? Aber auch in dieſem Falle ift polizeiliche Erlaubniß nöthig. 
4) Die ſchon jetzt vorhandenen Schwefelkammern müſſen binnen Jahresfriſt, vom Tage 
der Publik. dieſer V. durch das Amtsbl. an, nach den vorſtehenden Beſtimmungen 

eingerichtet oder weggeſchafft werden. (A. XIII. 397.—2. 130.) 


3) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 12. Juli 1830 an die K. 
Reg. zu N. Anlegung von Porzellan- und Steingut-Defen. 


Bei der Entſcheidung über die Beſchwerde des Steingut⸗FJabrikanten N. N., we⸗ 
gen verweigerter Vermehrung feiner, Oefen, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 22. 
b. Ge Zei hat, kommt es zunächſt in Betracht, daß ein weſentlicher Unterſchied zu 
machen 2 N 
ob es? dahin gebaut werden follen, wo dergl. läſtige Anlagen ſchon vorhan— 
den ſind? 


oder: 0 , 
ob eine neue läftige Anlage da beabfichtigt wird, wo ſich die Häuſer bereits früher hin— 
gebaut befanden? 

Die beabſichtigte Ziegelei-Anlage des N. N., auf welche die K. Reg. egemplifizirt, iſt 
hiernach ein von der Erweiterung der Anlage des N. ganz verſchiedener Fall. In Bezie⸗ 
hung auf diefen letzteren, würde es nun aber hart fein, einem Gewerbtreibenden, der als 
ſolche r früher exiſtirte, als fein nichtgewerbtreibender Nachbar, die Erweiterung ſeines Ge⸗ 
werbes zu unterſagen, ihn hiernächſt aber, wenn er darauf nicht verzichten will, zu zwingen, 
das Weite zu ſuchen, und ſich anderswo ganz neu aufzubauen. 

Unter ſolchen Verhältniſſen kann die Polizei nur fordern, daß die beftehenden und 
neu anzulegenden Feuerungen der Nachbanſchaft fo wenig läſtig werden, als möglich, und 
dies iſt bei einem Töpfer- oder Steingut-Ofen durch eine angemeſſene Feuerungs-Anlage 
und Höhe der Schornſteine zu erreichen. ö 

Die K. Reg hat demgemäß wegen Konſtruirung des Schornſteins von dem zu er⸗ 
richtenden Porzellan-Ofen, mit Zuziehung eines ſach verſtändigen Technikers, in Anſehung 
der Höhe dieſes Schornſteines die erforderliche Anordnung zu treffen, zugleich aber dem 
N. N. bei der Anlage eine ſolche Einrichtung des Schornſteines zur Bedingung zu machen, 
daß der Rauch möglichſt verzehrt wird. (A. XIV. 602.—3. 80.) 

4) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Seiffart) b. 25. Aug. 1838 an 
die K. Reg. zu Breslau. Anlegung von Gießereien und Maſchinenbau-Werk⸗ 


ſtätten. 

Bei Rückſendung der mittelft Ber. v. 5. d. M. eingereichten Akten die von dem Me⸗ 
chanikus und Eiſenhändler N. in Gnadenfrei beabſichtigte Anlage einer Metallgießerei und 
Maſchinenbau-Werkſtatt betr., findet dad Min. d. J. u. d. P. ſich veranlaßt, der K. Reg. 
Folgendes zu eröffnen. | 

Wenngleich die Metall- und namentlich die Glockengießerei, ſowie der Maſchinen— 
bau, zu denjenigen Gewerben gehören, die nicht ohne Feuer betrieben werden können, ſo 
ſcheinen dieſelben doch keinesweges feuergefährlicher zu ſein, als andere, fortwährende 
Feuerung erfordernde Gewerbe. Da nun nach den in Schleſien beſtehenden V., nament- 
lich nach dem Regl. wegen Verhütung und Löſchung der Feuersbrünſte, d. d. Potsdam 
19. Mai 1765, für Schmieden in den Dörfern nur eine Entfernung von 20 Ellen von den 
Wohnhäuſern erfordert wird, ſo dürſte, ungeachtet die Metallgießerei wohl einer ſtärkeren 
Feuerung bedarf, als die meiſten Schmieden, fur dieſelbe doch jedenfalls eine Entfernung 
von 60 bis 80 Fuß von den Wohngebäuden genügen. j 

Außerdem kann in dem vorl. Falle der Umſtand, daß in der Nähe der von dem N. 
gewählten Bauſtelle die Durchfuhrung eines Weges beabſichtigt wird, an welchem die betr. 
Eigenthümer künftig zu bauen ſich veranlaßt finden möchten, keinen Grund zur Verſa⸗ 
gung der von dem N. nachgeſuchten Erlaubniß abgeben, indem jetzt nur nach den gegen- 
wärtig, ſowie bei künftigen Bauanlagen nach den alsdann obwaltenden Ortoverhält— 
niſſen zu entſcheiden iſt. | en; e , * 

Den N. zur Wahl der Bauſtelle zu nöthigen, würde hiernach eine nicht zu rechtfer⸗ 
tigende Beſchränkung ſeiner Rechte als Eigenthümer ſein, und deshalb wird die K. Reg. 
veranlaßt, demſelben den Bau einer Gießerei und Maſchinenbau-Werkſtatt auf der Stelle b. 
feines Grundſtückes zu geſtatten ꝛe. (A. XXII. 791.—3. 206.) 
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ding) v. 25. Auguſt 1841 an die K. Reg. zu Münſter. Bauanlagen zur Berei- 
tung brennbaren Gafed. 

Wenngleich, wie wir der Reg. auf den Ber. v. 15. Mai d. J. die Errichtung von 
Anſtalten zur Bereitung brennbaren Gaſes betr., hierdurch eröffnen, in den zu Frankreich 
gehörig geweſenen Theilen Ihres Verw.⸗Bez. das franz. Dekret v. 15. Okt. 1810 wegen 
der ungeſunde oder läſtige Ausdünſtungen verbreitenden Anſtalten, nach Ausweis des Re- 
cueil des lois etc. publiées dans les departements de l'Eins supérieur, des bouches 
du Weser et des bouches de l’Elbe, Tome 4. pag. 453. publicirt und auch noch in einer 
unterm 28. Nov. 1833 ergangenen Verf. des Fin. Min., auf deſſen Anwendung gehal— 
ten worden, fo iſt doch die Allerh. K. O. v. 6. Febr. 1839 1) (A. S. 244.), wodurch Gas— 
bereitungs-Anſtalten in die zweite Klaſſe ſolcher Anſtalten eingeordnet find, nur für den am 
linken Rheinufer gelegenen Theil der Rheinprovinz publicirt, und es kann daher jenes 
Dekret in dem von der K. Reg. zur Sprache gebrachten Falle nicht zur Anwendung kom— 
men, ſondern in dieſer Hinficht nur auf die Ah. 66. 68. Tit. 8. Thl. I. des A. L. R. rr 
furrirt werden. 

Eine Gaobereitungs-Anſtalt verbreitet aber nicht nur läſtige Gerüche, ſondern iſt 
auch feuergefährlich. Die K. Reg. hat deshalb beim Eingehen einer derartigen Bauanmel— 
dung, auf Grund jener landrechtlichen Vorſchriften, eine forgfältige Aufnahme der Lage und 
Nachbarſchaft des Bauplatzes auf Koſten des Bauherrn zu veranlaſſen, und wenn Dieſelbe 
hiernach die Anlage überhaupt für zuläſſig hält, bei Ertheilung der Bauerlaubniß diejeni- 
gen Bedingungen der Bauart und der fünftigen Benutzungsweiſe zu ſtellen, wodurch Sie 
der Beſchädigung oder Beläſtigung des Publikums vorbeugen zu können glaubt. Dieſe 
Bedingungen werden ſich nach der jedes maligen Lage des Bauplatzes und der Einrichtung 
der Anftalt ändern, und am zweckmäßigſten in Form einer Konzeſſtons-Urkunde zuſam— 
menzuſtellen ſein. N 

Die örtliche Unterſuchung iſt durch die Orts-Polizeibehörde, unter Zuziehung eines 
Baubeamten, vorzunehmen und daſſelbe Verfahren auch bei ſolchen Anlagen anzuwenden, 
welche nur zur Privatbenutzung dienen ſollen, wenn deren Anlage in einer Art beabſichtigt 
wird, daß dadurch eine Beläſtigung der Nachbarſchaft erwartet werden kann. e 

(Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 231. Nr. 367.) | 

6) R. des K. Min. des J. (Gr. v. Arnim) u. d. F. (Beuth) v. 30. April 
1843 an die K. Reg. zu Aachen. Polizeiliche Genehmigung zu Gasbereitungs— 
Anſtalten. 

Die Anfrage der K. Reg. in dem Ber. v. 18. Febr. d. J.: 

ob die Gasbereitungs-Anſtalten, welche nicht zu gewerblichen Zwecken errichtet 
worden, ebenſo, wie es im G. v. 15. Okt. 1810 für die zweite Klaſſe der einen 
ſchädlichen und unangenehmen Geruch verbreitenden Anſtalten vorgeſchrieben 
iſt, behandelt werden müflen? 
iſt zu bejahen. Das gedachte G. hat mit allem Recht keinen Unterſchied gemacht, ob die 
etablissements dangereux, insalubres ou incommodes gewerblichen Zwecken dienen oder 
nicht. Es iſt daher auch der Allerh. K. O. v. 6. Febr. 1839 (A. S. 244. f.) keine ſolche 
beſchränkte Deutung zu geben. Eben fo wenig kann auf die Größe der Anlage etwas 
ankommen. 

Dagegen iſt die größere oder geringere Gefahr und die Erheblichkeit der Beläſtigung 
der Nachbarſchaft durch den übeln Geruch zu beurtheilen, wenn die inkormatio de com- 
modo aut ineommodo bewirkt worden iſt. e 

Die K. Reg. hat daher die letztere in Beziehung auf die beabſichtigte Anlage einer 
Gasbereitungs-Anſtalt im Kaſinogebäude zu N. nachträglich zu veranlaſſen. 

(Min. Bl. d i. V. 1843. S. 172. Nr. 212.) 

7) R. d. K. Min. des J. und der Fin. (Gr. v. Alvensleben) v. 19. Aug. 
1840 an die K. Reg. zu Köln. Anlegung von Stärke-Fabriken. 

Die Stärke⸗Fabriken gehören nach dem Dekrete v. 15. Okt. 18102) zu der erſten 
Klaſſe von Fabrikations-Anlagen, deren Errichtung in der Nähe bewohnter Gebäude Ober: 
haupt nicht ſtattfinden ſoll. Die Wohngebäude derjenigen Perſonen, welche gegen die, 
von dem Fabrikanten N. in Köln beabſichtigte Anlage einer Stärke-Fabrik proteſtirt haben, 
liegen ſaͤmmtlich in nicht beträchtlicher Entfernung, zum Theil nur 13 bis 14 Ruthen, von 
der Bauſtelle. Der Widerſpruch muß daher als begründet anerkannt werden. Die or: 
kehrungen, welche der N. zur Beſeitigung des üblen Geruches zu treffen beabſichtigt, kön— 


| 5) R. der K. Min. der F. (Gr. v. Alvensleben) u. des J. u. d. P. (v. Me⸗ 
I 


) Vergl. die K. O. v. 6. Febr. 1839 in Bd. III. (Medizinal⸗Polizei.) 
2) Vergl. die vorige Note. 
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nen eine andere Entſcheidung nicht begründen. Das Dekret erkennt an, daß die Ant 
der, in die erſte Klaſſe geſtellten Fabriken den Beſitzern nahe liegender Wohn En Ka 
heilig werden würde. Der Schutz, den es ihnen dagegen zuſtchert, befteht nicht in be 
WA SR SE e d ihrem Erfolge zweifelhaft bleiben, ſondern in 
dem Verbote der Anlage ſelbſt. Die K Reg. wird daher den Antrag des N. zurückweiſen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 314. Nr. 563.) f . WEN 


8) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 18. Febr. 1841 an 
die K. Reg. zu Merſeburg. Vorſichtsmaßregeln, bezüglich der Einrichtung der 
Stampf⸗ und Walzmühlen zur Pulver-Fabrikation. 8 

Auf die von der K. Reg. in dem Ber. v. 16. Okt. v. J. rückſichtlich der Anwendung 


von Metallen bei den Stampfen der Pulvermühlen geäußerten Bedenken habe ich das K. 
kriegs⸗Miniſterium um eine Mittheilung der bei der Pulverfabrikation in den K. Fabriken 


zur Anwendung kommenden Vorfichtömaßregein erſucht. In Folge der hierüber erhalte⸗ 


nen Auskunft eröffne ich der K. Reg. hierdurch Folgendes: 


Die nach der ältern Methode betriebenen Pulver-Fabriken zerfallen in der Haupt— 
ſache in zwei Kategorien, in Stampf- und Walzmühlen. Der Betrieb mit Stampfen muß 
als der gefährlichere betrachtet werden, und iſt daher in den dieſſeitigen Staats-Fabriken 
nicht zur Anwendung gekommen, weshalb auch dort von den für die letztern geltenden 
Betriebsvorſchriften für Stampfmühlen kein Gebrauch gemacht werden kann. Dahingegen 
hat das Kriegs⸗Min. die Angabe beſtätigt, daß nach den zeitherigen Erfahrungen die An— 
wendung von Metallen für die Stampfwerke nicht zu umgehen iſt. Die Intenſität der 
Verbindung der zum Pulverſatz zu vereinigenden Stoffe erfordert ein ohne Nachtheil nicht 
zu verminderndes Maß von Kraft bei der Bearbeitung derſelben in den Stampfwerken. 


Wenngleich dieſe Kraft aus dem Gewichte der Stampfen, ihrer unmittelbaren Fall— 
höhe und ihrer Geſchwindigkeit zuſammengeſetzt iſt, und daher durch veränderte Kombi— 
nation das Zuſammenwirken dieſer Elemente mannigfaltig modificirt werden kann, fo bleibt 
doch ein beſtimmtes Gewicht der Stampfen erforderlich, deſſen Verminderung durch Er— 
hoͤhung der beiden übrigen mitwirkenden Fakroren nicht erſetzt werden kann, und die An— 
wendung von Metallen unerläßlich macht, da das Holz weder das nöthige Gewicht, noch 
die erforderliche Dauer gewährt. Die Anwendung von Stein würde noch weit gefähr— 
licher, als die von Metall fein, und muß daher ganz unberüdfichtigt bleiben. 

Hiernach kann die Aueſchließung des Metalls an den Kolben der Stampfen in den 
noch beſtehenden Stampfmühlen, wie die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 16. Okt. v. J. für 
wünſchenswerth erklärt hat, nicht angeordnet werden. 

(Min. d. i. V. 1841. S. 69. Nr. 101.) 


9) C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 14. Sept. 
1846 an ſämmtl. K. Reg., und an das Polizeipräſidium in Berlin. Vorſichts— 
maßregeln in den Privat-Pulverfabriken zur Verhütung von Unglücksfällen. 


Mit Bezug auf den (vorläufigen) Erlaß v. 30. April e und in Folge der Mitthei- 
lungen des Herrn Kriegs-Min Exc., wird der K. Reg. eröffnet. daß die in den Pulver- 
Fabriken zur Verhütung von Unglücksfällen zu treffenden Vorſichtomaßregeln weſentlich 
von den jedesmaligen Betriebs-Einrichtungen und den beſonderen lokalen Verhältniſſen 
der Fabriken abhängig find, und deshalb allgemeine polizeiliche Vorſchriften hierüber nicht 
wohl erlaſſen werden können. 

Die desfallſigen Vorſchriften werden vielmehr, wie es auch in den K. Fabriken 
geſchieht, für jedes Etabliſſement, dem eigenthümlichen Verfahren deſſelben entſprechend, 
beſonders feſtzuſtellen und dabei diejenigen Vorkehrungen und Einrichtungen, welche nach 
einem ſachverſtändigen Gutachten erforderlich ſind, vorzuſchreiben ſein. Bei Errichtung 
neuer oder Veränderung beſtehender Pulverfabriken It der K. Reg. hierzu in den Dë. 27., 
28., 32. und 36. der Allgem. Gewerbe-O. v. 17. Jan. pr. die Ermächtigung ausdrücklich 
ertheilt, aber auch in Beziehung auf bereits beſtehende derartige Anlagen unterliegt es 
nach den Beſtimmungen des $. 10. Th. II. Tit. 17. des A. L. R. keinem Bedenken, daß 
die K. Neg., ſofern es ſich nicht um Abänderung ausdrücklich genehmigter baulicher Ein⸗ 
richtungen handelt, diejenigen Anordnungen zu treffen hat, welche vom Standpunkte der 
Sicherheits-Polizei aus für unerläßlich zu erachten ſind. 

Um der K. Reg. in beiden Beziehungen eine Anleitung über die in jedem einzelnen. 
Falle nach den obwaltenden Verhältniſſen zu treffenden Maßregeln zu geben, wird Der: 
ſelben (in der Anl. a.) eine von des Herrn Kriegs-Miniſters Exc. mitgetheilte Zuſammen— 
ſtellung der zur Anwendung von Unglücksfällen in Pulverfabriken zu befolgenden Anord- 
nungen überfandt, und muß Ihrer näheren Erwägung überlaſſen bleiben, welche dieſer 
Vorſchriften mit Beziehung auf die lokalen Verhältniſſe und Betriebs-Einrick tungen in 
Ihrem Bezirke für anwendbar zu erachten find. 

v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. | 33 
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| e Anl. a. 

Ri Polizeiliche Maßregeln zur Abwendung von Unglücksfällen in Pulver-Fabriken. 

El A. Lage und bauliche Einrichtung ber Gebäude und Werke. 


1) Die Gebäude und Werke für den gefährlichen Betrieb find von einander abge— 
ſondert anzulegen und inſoweit mit einem bis zum Dach reichenden Erdwall zu umgeben, 
daß bei einem etwaigen Auffliegen die benachbarten Gebäude durch Leitung der Exploſton 
nach oben möglichſt geſchützt werden. 

Die mit Feuerungsanlagen verbundenen Ateliers als: die Koͤhlerei, Salpeterläuterei 
2c., fo wie die Wohngebäude und Holzniederlagen, find von den Gebäuden des gefähr— 
lichen Betriebes möglichſt entfernt zu plaeiren. 

2) Neben den einzelnen Pulverarbeitshäuſern und gegen dieſe durch einen Erdwall 
geſchützt, ſind kleine Ablage-Magazine zur einſtweiligen Unterbringung der aus einem 
Atelier in das andere übergehenden Zwiſchenfabrikate anzulegen. 


3) Das Fabrikterrain iſt wo möglich mit Bäumen und Strauchwerk zu bepflanzen 
und namentlich in der nächſten Umgebung der Pulverhäuſer für die Unterhaltung eines 
guten Graswuchſes zu ſorgen. 

Die Wege ſind mit Gerberlohe zu beſchütten. 

4) Die Gebäude des gefährlichen Betriebes find möglichſt leicht, am beſten aus 
bloßem, mit gut in einander gefalzten Brettern bekleideten Stielwerk herzuſtellen und mit 
einem leichten Dache zu verſehen. 

Sie erhalten, um der Exploſton einen leichten Ausweg zu verſchaffen, große 
Fenſter. Wo dieſe fehlen und ſchwere Dächer vorhanden ſind, werden zu gleichem 
Zweck in den Umfaſſungswänden und im Dache nach außen ſich öffnende Klappen 
angebracht. ` 

5) Um das Einwehen von Sand und Staub zu verhüten, find die Gebäude des 
gefährlichen Betriebes mit einem Vorflur zu verſehen. 

6) Der eigentliche Arbeitsraum iſt von dem Vorgelege des treibenden Waſſerrades 
oder Pferdegöpeis durch eine Wand zu trennen, damit ſich der Pulverſtaub nicht auf den 
Betrieborädern ablagern kann. 

7) Die Thuͤr- und Fenſterbeſchlaͤge ꝛc. find ganz oder doch in der Art theilweiſe aus 
Kupfer, Bronze oder Meſſing herzuſtellen, daß eine Reibung von Eijen auf Eiſen niemals 
ſtattfinden kann. 

Alle Eiſentheile im Innern der Arbeitsräume, deren Anbringung ſich nicht bermei⸗ 
läßt. müffen, ſoweit als irgend angänglich, mit Holz verkleidet oder mit Leinwand behäutet 
werden. 

8) Die von der Senne beſchienenen Fenſterſcheiben ſind mit weißer Oelfarbe zu 
3 damit darin befindliche Warzen und Blaſen nicht als Brenngläſer wirken 
önnen. 

9) Jedes Gebäude, in welchem ſich Pulver oder Pulverſatz befindet, zum mindeſten 
aber das Pulvermagazin, erhält einen Blitzableiter. 

10) Das geiaminte Etabliſſement ift mit einem Zaun zu umgeben, oder in anderer 
geeigneter Weiſe abzuſchließen. 


B. Betriebs-Einrichtungen. 


1) Die Mengung des Satzes in Tonnen mittelſt Bronzekugeln und die Verdich— 
tung deſſeiben durch Walzenpreſſen erſcheint minder gefährlich, als die Bereitung des 
Pulvers auf Walz- und Stampfmühlen. 

2) Da. wo Mühten der letzteren Art vorhanden find, dürfen die Stampfen in keinem 
Falle mit Eiſen beſchlagen werden. Der Schuh derſelben muß vielmehr aus Bronze oder 
Kupfer beſtehen. 

3) Ebenſo ſind eiſerne Läufer in den Walzwerken nur dann zuläſſig, wenn ſte mit 

| einem ftarfen Reifen von Kupfer oder Bronze umgeben find. In dieſer Weile bekleidete 
koniſche Läufer verdienen aber rückſichtlich der Abwendung von Gefahr noch den Vorzug 
vor ehlindriſchen Läufern aus Stückſtein. 

4) Was oben sub A. 7. über die Vermeidung einer Reibung von Eiſen 
8 geſagt worden, iſt auch bei Anlage und Einrichtung der Maſchinen zu 

eachten. | 

Das Eindringen des Pulverſtaubes in die Zapfenlager ſucht man durch Bedeckung 
derſelben mit einem, mit Schafwolle gefütterten Trichter oder durch eine mit dergleichen 
Wolle bekleidete Stopfbüchſe zu verhüten. Der untere Zapfen ſenkrecht ſtehender und ſich 
ſchnell bewegender Maſchinen-Wellen wird am Beſten in Waſſer geſtellt. 

5) Macht der Betrieb die Aufbewahrung gemahlener Pulver-Kohle nö thig, fo muß 
hierzu, der möglichen Selbſtentzündung wegen, ein feuerficheres und durch eine eiſerne 
Thür verſchloſſenes Gewölbe vorhanden ſein. 


u u 
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6) Die Räume zum küuͤnſtlichen Trocknen des Pulvers, dürfen nicht durch gewoͤhn⸗ 
che Oefen geheizt werden; die Heizung iſt vielmehr durch Waſſerdämpfe zu bewirken. 
Die Dampfküche muß ſich hierbei in einem beſonderen, von dem Trockenhauſe durch einen 
Erdwall getrennten Gebäude befinden. 8 


C. Allgemeine Vorſichtsmaßregeln beim Betriebe ſelbſt. 


1) Zur Arbeit in den Pulver-Fabriken dürfen nur zuverläſſige und nuͤchterne 


Leute angeſtellt werden. 

2) Kann der Inhaber der Fabrik die Arbeiter nicht fortwährend ſelbſt inſpiciren, ſo 
iter einen ſachkundigen Werkmeiſter anzuſtellen verpflichtet. 

3) Jedem Arbeiter iſt ein deſtimmter Wirkungskreis anzuweiſen, und der Betrieb 


ſo anzuordnen, daß die Arbeiten gehörig in einander greifen und nirgend Verwirrung 


oder eine zu große Anſammlung von Menſchen und Malerial entſtehen kann. 
4) Den bei Feuerungs-Anlagen beſchäftigten Arbeitern, als: den Salpeterſtedern. 


Köhlern, Heizern ꝛc. dürfen keine Geſchäfte übertragen werden, welche ſie während der 


Arbeit in die Lokale führen würden, in denen das Wuiver bereitet wird, und umgekehrt. 
| 5) In den Ateliers dürfen fih nur diejenigen Arbeiter aufhalten, die nach der Be— 
liebdordnung darin beſchäftigt werden. 
6) Der Beſuch von Frauen und Kindern in den Pulver-Arbeitshäuſern iſt nicht 


faltthaft. 


7) Fremde dürfen die Ateliers nur in Begleitung eines Aufſehers betreten. 

8) Jeder in ein Pulverhaus Eintretende muß Filzſchuhe überziehen, oder feine Fuß— 
bekleidung ablegen. Die Schuhe oder Stiefel der Arbeiter dürfen nicht mit eiſernen 
Nägeln oder Abſatzeiſen verſehen ſein. a 

9) Der Fußboden jedes Pulverhauſes muß mit Decken belegt ſein und am Eingange 
eine Strohdecke liegen, um Sand und Schmutz abfragen zu können. , | 

10) Fäſſer und andere Gefäße muͤſſen vor dem Hineinbringen in ein Pulberhaus 


| ſorgfältig von Sand und Erde befreit, auch die leeren Gefäße inwendig gut gereinigt wer— 


den. Diejenigen Fäſſer, worin Pulver uud Pulverſatz aufgenommen werden ſoll, müffen 


dicht gearbeitet und feſt gebunden ſein, ſo daß ein Verſtreuen oder Durchſtauben nicht 


ſtattfinden kann. 
11) Zum Transport der Pulvermaſſe von einem Werke zum andern find nur mit 
Deckeln verſehene Gefäße anzuwenden. 

12) Die Karren und Wagen, deren man ſich zu dieſen Transporten bedient, duͤrfen 
keine mit Eiſen beſchlagene Räder erhalten. 

13) Die Pulverkohle darf erft 3 bis 4 Tage nach ihrer Darſtellung gekleint werden, 
um Selbſtentzuͤndungen zu verhüten. Zur Aufnahme der gekleinten Kohle find flache 
Gefäße von Eiſenblech mit gut ſchließendem Deckel zu verwenden. 


14) Werden Satzmaterialien oder Pulvermaſſen durch Unvorfichtigfeit verſchüttet, 


fo ind dieſelben als verunreinigt anzufegen und nicht weiter zur Fabrikation zu verwen⸗ 
den. Das Verſchuͤttete wird vielmehr in ein Kehrichtfaß gethan, welches ſich in jedem 
Atelier befinden muß, und inſofern daſſelbe aud Pulvermaſſe beſteht, ſofort ſtark ange— 
feuchtet. 

15) Unter keinerlei Umſtänden darf mehr Pulver oder Satz in den Werken vorhan⸗ 
den fein, als gerade in der Wıbeit begriffen und hierzu unbedingt erforderlich iſt. Das 


fertige Fabrikat iſt ſogleich nach dem nahe gelegenen Ablage-Magazin zu bringen und 


aus dieſem auch die noch weiter zu verarbeitende Maſſe nur allmälig, nach dem oy Hd ite 
der Arbeit, heranzuholen. 

16) Während der Arbeit darf in den Pulver-Arbeitshäuſern nicht geklopft, geſcharrt, 
geſchoben oder geworfen werden. Die Gefäße find behutſam zu heben, zu tragen und 
niederzuſetzen und Stoß und Reibung zu vermeiden. N 

17) Die im Gebrauch befindlichen Geräthe dürfen nicht von Eiſen ſein. 

18) Bevor eine Reparatur in irgend einem Pulverhauſe vorgenommen wird, muß 
alle Pulvermaſſe daraus entfernt und der Fußboden oder die Stelle. wo die Reparatur 
geſchehen ſoll, ſo ſtark genäßt werden, daß ein entſtehender Funke keine Entzündung mehr 
beranlaſſen kann. , , 

Die Reparatur ſelbſt darf nur unter der Aufficht eines Werkmeiſters der Fabrik 


ſtattfinden. 


19) Die Arbeiter muͤſſen auf die Mühlenwerke und Maſchinen ein wachſames Auge 
haben, ſolche gut in Schmiere halten und dafür ſorgen, daß die Schraubenmutkern feſt 
angezogen ſind. Wenn etwas bricht oder ſich auch nur ein unordentlicher Gang der 
Maſchine zeigt, fo müſſen fie die Muͤhle augenblicklich einſchuͤtzen oer die Maſchine 
ausrücken. Ä 

20) Die Pulverarbeit darf nur bei völliger Tageöhelle ausgefuhrt werden. Beim 
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Schluß derſelben iſt alles Pulver und der Pulverſatz nach den Ablage-Magazinen zu 
ſchaffen, das Werk vollſtändig aufzuräumen und zu verſchließen. 

2) Der Gebrauch von Laternen in Pulverhäuſern iſt unter allen Umſtänden 
unſtatthaft. 


22) Bei anhaltend trockener Witterung muͤſſen die Thürſchwellen, und die unmittel- 


baren Umgebungen ber Pulverarbeitshäuſer tüchtig genäßt werden. 

23) Das Tabakrauchen in der Nähe der Fabrikanlagen iſt nicht zu geſtatten. Es 
darf daher auch kein Arbeiter weder Tabackspfeife noch Feuerzeug bei ſich führen. 

24) Die Schornſteine der Salpeterläuterei, Köhlerei und des Trockenhauſes find 
fleißig zu fegen und die Aufhäufung von Brennmaterial in dieſen Gebäuden zu ver— 
meiden. 

25) Sämmtliche Werke und Arbeitsräume müſſen allwöchentlich einmal gruͤndlich 
gereinigt werden. Es ſind hierbei die Fußdecken aufzunehmen und an einem abgelegenen 


Orte aus zuklopfen, der Fußboden, die Wände, Decken, Maſchinen ꝛc. vom Staube zu 


reinigen und die Kehrichtfäſſer zu entleren. . 
Hiermit iſt denn auch jedesmal eine gründliche Reviſton der Maſchinen und eine 
Beſeitigung etwaiger Mängel an denſelben zu verbinden. 


26 Die Fabrik muß mit dem erforderlichen Feuerlöſchgeräth, wozu auch ein gefüll— | 
ter Waſſerkübel neben jedem Pulverhauſe gehört, verſehen fein, und deſſen Zuſtand zum 


oͤſtern revidirt werden. a 

27) Auch iſt es zweckmäßig, diejenigen Hülfsmittel nahe bei der Hand zu haben, 
welche bei einer etwaigen Brandbeſchädigung von Menſchen augenblicktich angewendet 
werden können. 

28 Sämmtliche Arbeiter ſind über ihr Verhalten bei vorkommenden Exploſtonen 
und bei Brandungtück genau zu inſtruiren. Die nächſte Maßregel wird hierbei immer die 
fein, das Pulver oder den Pulverſatz in den durch Feuer gefährdeten Arbeitsräumen ſofort 
ſtark mit Waſſer zu begießen. 

29 Die nach den beſonderen Verhältniſſen für jede Fabrik eigens zu entwerfenden 
polizeilichen Vorſchriſten find den veiſammelten Arbeitern von Zeit zu Zeit in Erinnerung 
zu bringen und eine jede Vernachläſſigung derſelben ſtreng zu rügen. 

30) Eine gehörige nächtliche Bewachung erſcheint für jede Pulverfabrik unerläßlich 
nothwendig. (Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 202. Nr. 292.) 


10) C. R. des K. Min. des J. (Gr. v. Arnim) v. 12. Dec. 1842 an 
ſämmtl. K. Reg., und abſchriftl. an das K. Polizei-Präſid. zu Berlin. Feuer⸗ 
ſichere Anlage von Zündholz-Trockenöfen. 


Die Zweifel der Polizeibehörden über die feuerfichere Anlage von Zündholz-Trocken— 
Oefen haben Veranlaſſung gegeben, darüber die K. Ober-Bau-Dep. mit ihrem Gutachten 
zu hören. Nach demſelben wird bei Ertheitung der baupolizeil. Erlaubniß zur Errichtung 
ſolcher Oefen, mit gehöriger Rückſicht auf die Ausdehnung des Gewerbebetriebes und die 
dazu beſtimmte Oertlichkeit, im Allgemeinen Folgendes von den Orts-Polizeibehörden zu 
beobachten ſein. ! 

1) Ein Zündholz-Trockenofen muß in den äußeren Wänden fo ftarf gebaut werden, 
daß nicht nur bei regelmäßiger Benutzung, ſondern auch bei etwaniger Entzündung der im 
Trockenraume gelagerten Zünphölzer, welche durch Ueberheizung oder zufällige Schadhaf— 
tigkeit des Ofens herbeigeführt werden kann, der Einſturz deſſelben nicht zu beſorgen iſt, 
auch keine übermäßige Erhitzung der äußeren Fläche erfolgen kann; 

2). nicht nur die Feuerung, ſondern auch die Oeffnung des Trockenraumes muß mit 
einer Thür von Eiſenblech verſehen werden, auch | 

3) alles eingebundene Holzwerk, ſowie alle Brennmaterialien müffen fo weit ent— 
fernt bleiben, daß ſie auch bei Eröffnung der Thür des Trockenraums von der Flamme der 
etwa in Brand gerathenen Zündhölzer nicht ergriffen werden fünyen. 

„ 4) Wenn der zur Anlage beſtimmte Raum nicht überwoͤlbt iſt, muß der Ofen unter 
einem gewölbten oder einem eiſernen Rauchfange aufgeſtellt werden, damit eine Schadhaf⸗ 
tigkeit der Ofendecke nicht feuergefährlich werde. Der gewölbte Rauchfang muß auf einen 
Gurtbogen oder einem eiſernen Rauchfangbalken ruhen, oder der hölzerne Rauchfangbal— 
fen in der Horizontale gemeſſ en, wenigſtend zwei Fuß von den äußeren Oberflächen ent: 
fernt bleiben, in weichen die Oeffnung des Trockenraumes ſich nicht befindet. 

2 5) Ueber dieſer Oeffnung muß eine hinreichend weite, alſo beſteigbare Schornſtein⸗ 
röhre vorhanden fein, um beim Brande der Zündhötzer den Rauch und die herausſchla— 
gende Flamme aufzunehmen und den Rauch abzufuͤhren. 

6 Das Dach des Gebäudes. in weichem ein Trockenofen angelegt werden ſoll, muß 
mit unverbrennlichem Material, Ziegeln, Metall, Dornſcher Deckmaſſe ꝛc. Selegt fein. 
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Der K. Reg. bleibt überlaſſen, hiernach die Polizeibehörden mit Anweiſung zu ver— 
rien, (Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 403. Nr. 558.) 
11) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 29. Okt. 1843 an die 
K. Reg. zu Erfurt. Anlegung von Anſtalten zur Bereitung von Knallqueckſilber. 
Da die mit der Bereitung des zu den Zündhütchen benutzten knallſauren Queckſilbers 
verbundene Gefahr der Exploſton noch erheblich größer iſt, als bei der Schießpulver⸗ 
perfertigung, indem das Knallqueckſilber, deſſen Kraft im trockenen Zuſtande die des 
Schießpulvers an Intenſetät um vieles übertrifft, ſich nicht allein durch Schlag und Stoß 
ſondern auch durch Reibung entzündet, fo darf die Anlage einer Anſtalt zur Bereitung des 
folljauren Queckſilbers nur in einer ſolchen Entfernung von bewohnten Gebäuden und 
öffentlichen Wegen nachgelaſſen werden, daß für den Fall des Unglücks einer Exploſton 
weder das Leben oder die Geſundheit etwa in der Nähe befindlicher Menſchen, noch das 
Eigenthum durch Feuer gefährdet werden kann. Die Entfernung von beziehungsweiſe 
00 und 400 Schritt von den nächſten bewohnten Baulichkeiten, in welcher der Apotheker 
N, nach dem Ber. der K. Reg. v. 15. d. M., eine Anſtalt zur Bereitung von Knallqueck— 
filber zu errichten beabſichtigt, genügt daher bei weitem nicht zum Schutze der Menſchen 
und des Eigenthums gegen dabei etwa eintretende Unglücksfälle, und deshalb iſt dem N. 
die dazu nachgeſuchte Erlaubniß um ſo mehr zu verſagen, als das betr. Grundſtück unmit— 
telbar neben einem ſehr lebhaften Wege der ſtädtiſchen Feldmark liegt. 
Die K. Reg. wird veranlaßt, hiernach das Weitere zu verfügen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 286. Nr. 377.) 


C. | 
Vorſchriften über die Abſchaffung feuergefährlicher 
Bedachungen. 

Das A. L. R. enthält keine ausdrückliche Vorſchrift über die Verpflichtung 
der Eigenthümer der Gebäude zu deren feuerſicheren Bedachung. Nur im All— 
gemeinen wird im §. 66. Tit. 8. Th. I. der Grundſatz ausgeſprochen, daß kein 
Bau und keine Veränderung an Gebäuden zum Schaden und zur Unſicherheit 
des gemeinen Weſens vorzunehmen, und der § 82. a. a. O. behält die näheren 
Beſtimmungen hierüber den beſonderen Polizeigeſetzen eines jeden Ortes vor. 
Auch beſtimmt der (jetzt durch das Einf. Geſ. v. 14. April 1851 zum Straf— 
geſetzbuche beſeitigte) $. 1539. Tit. 20. Th. II., unter Hinweiſung auf jene Vor— 
schriften, daß jeder, der einen Bau führen, oder eine Hauptreparatur vornehmen 
will, ſich dazu vereideter Werkmeiſter bedienen, und deren Anweiſungen zur Ab— 
wendung der Feuersgefahr beachten ſoll. | 

Dagegen enthalten die meiften der Provinzial- und Lokal-Feuer-Ordnungen 
hierauf gerichtete Anweiſungen. So beſtimmt bereits die allgemeine Feuer⸗Ord⸗ 
nung in den Städten der Kurmark v. 1. Nov. 1718 7) in Th. I. . 23, daß in 
den Städten kein Stroh-, Rohr- und Schindeldach ferner zu dulden, ſondern 
ſolche abzuſchaffen und alle Dächer mit Ziegeln zu decken, und das Ed. v. 
28. Nov. 1728 wegen Verhütung der Feuersgefahr ꝛc. in Städten und Dör⸗ 
fern 2) verordnet im §. 9., daß die Steuerräthe, Commissarii, und Magiſträte 
darauf ſehen ſollen, daß die wegen Abſchaffung der Stroh⸗ Rohr- und Schindel⸗ 
dächer in den Städten ergangenen Beſtimmungen gehörig beachtet werden. Die 
Feuer⸗Ordn. der Stadt Königsberg in Pr. v. 3. Juli 1770 5) enthält in Th.]. 
$. 17. Vorſchriften über das Verbot, die Dächer mit Strohmatten zu verſtopfen 
und mit Strohpuppen zu unterziehen. Das Regl. b. 18. Jan. 17725) für das 


1) C. C. M. Tom. V. Abth. 1. Kap. 2. S. 241. Ns. 28., Rabe's Samml. Bd. J. 
Abth. 1. S. 505. 

SC. d M. Tom. V. Abth. 1. Kap. 2. S. 247. No. 29., Rabe's Samml. Bd. I. 
Abth. 1. S. 512. 

5) N. C. C. Tom. IV. S. 7203. No. 47. de 1770., Rabe's Gomm Bd. I. Abth. 4. 
S. 86. ? 

) N. C. C. Tom. V. b. S. 23. No. 4. de 1772., Rabe's Samml. Bd. J. Abth. 4. 
S. 224. Das R. des K. Min. des J., Abth. I., v. 4. April 1818 an die Reg. zu 
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H platte Land des Herzogthums Magdeburg zur Verhütung der Feuers— 

1 brünſte ꝛc. verordnet im §. 15., daß neu aufzuführende Gebäude nicht mit 
Stroh, ſondern nur mit Ziegeln zu decken. Auch die Feuer-Ordn. v. 20. April 
1773 !) für die Städte der Grafſchaft Mark beſtimmt in Tit. 1. §. 8., daß 
ſämmtliche Dächer in den Städten von Ziegeln oder Schiefer fein, und durchaus 
keine von Rohr oder Stroh gelitten werden ſollen. 


Außerdem iſt hierüber auch für den damaligen Umfang der Mo: 
narchie eine befondere Verordnung ergangen, nämlich das Patent v. 12. Aug. 
1720, wegen Abſchaffung der Stroh- und Schindeldächer 2). 

Ce. Königl. Maj. von Preußen ꝛc. haben ſchon verſchiedentlich zur Verhütung aller 
beſorglichen Feuersgefahren befohlen, daß alle Stroh-, Rohr- und Schindeldächer in den 
Städten abgeſchafft werden ſollen. Wenn aber ſolches dennoch aller Orten nicht bewerk— 
ſtelligt worden, indem viele die darauf zu verwendenden Koſten geſcheut haben mögen, Se. 
Königl. Maj. aber ein zur Verhütung der Feuersgefahr fo nützliches Werk völlig zu 
Stande gebracht wiſſen wollen: ſo haben Dieſelben zur Erreichung deſſen in hohen Gnaden 
re ſolvirt, daß vor dem 1. Sept. 1721 alle Stroh-, Rohr- und Echindeldächer aus den 
Städten weggeſchafft werden, und daß denjenigen, jo ihre Stroh-, Rohr- und Schindel⸗ 
dächer in Ziegeldächer verwandeln, von den dazu verwandten Koſten nach geſchehener 
Taxe, ebenſo wie von einem andern Baue, acht pro Cent baar aus der Acciſe-Kaſſe ver⸗ 
gütet, hingegen aber durchaus nicht zugegeben werden fell, daß dergleichen neue Stroh, 
Rohr- und Schindeldächer in Städten angelegt werden. 

Es wird demnach dieſe Sr. Königl. Maj. allergnädigſte Willensmeinung hierdurch 
jedermänniglich bekannt gemacht, und haben inſonderheit alle Steuerräthe und Magiſträte 
darüber nachdrücklich zu halten, oder unfehlbarer Verantwortung zu geroärtigen, insbeſon— 
dere aber haben fie Die Handwerksleute, welche dergleichen verbotenen Bau dennoch ber 
richten ſollten, ernſtlich zu beftrafen, auch die Zimmerleute zu vereiden, daß Ve in den 
Städten keine andern als zur Tragung der Ziegel tüchtige neue Dächer bauen wollen. 

a M. Tom. V., Abth. 1 cap. 2. No. 36, Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 1. 
S. 587.) 


Die Verwaltungs-Behörden ihrer Seits haben namentlich in der 
neueren Zeit die ernſtlichſten Bemühungen angewendet, in allen Provinzen 
dem Uebelſtande der feuergefährlichen Bedachungen abzuhelfen, und es ſind zu 

| dieſem Zwecke an die meiften Provinzialz Regierungen geeignete Anweiſungen 
erlaſſen, auch haben dieſe darüber größtentheils Inſtruktionen bekannt gemacht. 
In der praktiſchen Anwendung zeigten ſich indeß jene Anordnungen, beſonders in 
der Zeit nach der unglücklichen Kriegsperiode, ſtets zu ſtrenge und theilweiſe unaus— 
führbar, welches mehrfache Vorſtellungen dagegen herbeiführte. Dies veranlaßte den 
Staatskanzler v. Hardenberg, im J. 1812 darüber und über etwanige Mo— 


Magdeburg bemerkte auf die Anfrage der letzteren, ob das Regl. v. 18. Jan. 

1772 auch auf die (jetzt mit dem Herzogthume Magdeburg und dem Fürſten— 

thume Halberſtadt vereinigte) Altmark anzuwenden ſei, daß es darauf an— 

komme, ob aus dem Verhältniſſe der Feuerſocietät, oder aus Verträgen; die bei 

der Aufnahme der Altmark in dieſelbe getroffen worden, eine rechtliche Verbind⸗ 

lichkeit der Altmark zur Bedachung neuer Wohnhäuſer mit Ziegeln zu deduciren ſei. 

| Ohne eine folche Verpflichtung ſei eine Ausdehnung des Magdeburgſchen Polizei⸗ 
geſetzes auf die ehemalige Altmark nicht zuläſſig. (Act. des K. Min. des J. betr. 

| die u W Hinſicht gegebenen Vorſchriften, sign. Bau-Polizei-Sachen, Gen. 

. VOI. I. 


No. 


d N G C. Tom. V. c. S. 87. No. 17. de 1773., Rabe's Samml. Bd. 1. Abth. 5. 
El 2) Das von der Reg. zu Ködlin erlaſſene R. des K. Min. ded J. (v. Schuckmann) 
| v. 19. Mai 1820 bemerkte, daß dies Patent nicht auf die in den Vorſtädten 
I befindlichen Gebäude, und am wenigſten auf die meiſtens am Ende derſelben auf 
freiem Felde belegenen Scheunen anwendbar ſei, und mithin auch keinen Anhalt zu 
| der Beſtimmung gewähre, daß darin überall die feuergefährlichen Bedachungen ab— 
zuſchaffen, und bei Neubauten und Hauptreparaturen nur Ziegeldaͤcher aufzulegen. 
hi (Act, des K. Min. des J. u. der P, betr. die in baupolizeil. Hinficht gegebenen 
| Vorschriften ꝛc., Bau-Polſzel⸗Sachen, Gen. No. 7. Vol. J.) 
| 
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difkationen des bisherigen Verfahrens das Gutachten des Depart. für die allge⸗ 
meine Polizei im Min. des J. zu erfordern 1). Letzteres gab in feinem diesfälli⸗ 
gen Ber. v. 17. Sept. 1812 ſelbſt zu, daß in den getroffenen Anordnungen 
einige Härten liegen, welche, insbeſondere unter den damaligen Zeitumftänden, 
der Milderung bedürften, wobei indeß ſorgfältig zu verhüten Tel, daß aus Rüde 
ſichten der Milde und ſcheinbarer Billigkeit die Nachgiebigkeit gegen die mannig⸗ 
fachen Ausflüchte und Geſuche der in dem Falle des Geſetzes befindlichen Indivi⸗ 
duen nicht zu groß werde, da im Allgemeinen darüber, daß die Abſchaffung der 
Schindelbedachung und der Giebelbauart in den Städten eine durchaus wün— 
ſchenswerthe, und in Rückſicht auf das Geſammtintereſſe des Publikums und der 
Beſitzer der Schindeldachhäuſer ſelbſt, vornehmlich bei Feuersgefahr, auch eine 
wichtige Sache ſei, keine Frage fein könne. Das hierauf erlaſſene R. des 
Staatökanzlers v. Hardenberg v. 8. Okt. 1812 verordnet demgemäß, nach 
den Arträgen des allgem. Bau-Depart., Folgendes: 


a) daß bei Neubauten oder Hauptreparaturen der Gebäude dieſelben ſchlechterdings. 


zur Ziegelbedachung einzurichten und wirklich mit Ziegeln zu decken; 

b) daß wenn ein ganz neues Dach auf ein ubrigens altes, und nicht eben einer 
Hauptreparatur bedürfendes Haus gebracht werden muͤſſe, oder bei einer Hauptreparatur 
am Dache, die Ziegelbedachung zwar Regel ſei, indeß doch in dem Falle paſſtren folle, 
wenn ein Gebäude feiner Mauer und feiner Konſtruktion nach kein Ziegeldach tragen 
koͤnne, und es alſo blos deshalb abgeriſſen und neu gebaut werden müßte. Es muͤſſe 
jedoch der Beweis, daß dieſer Fall wirklich vorhanden ſei, nach einer gewiſſen Form. z. B. 
durch Unterſuchung des nächſten Bauofftcianten, gehörig geführt werden, und es ſei zu 
einer ſolchen Ausnahme von der Regel jedesmal die ausdrückliche Einwilligung der Reg. 
erforderlich. Sonſt dürfe keine weitere Ausnahme geſtattet, und könne namentlich keine 
Rückſicht anf den Einwand genommen werden, daß der Dachſtuhl und die Sparren nicht 
ſtark genug ſeien, um Ziegeln zu tragen (wo nämlich nicht von den Hauptwänden des 
Gebäudes ſelbſt zugleich die Rede ſei); 

e) daß die Anordnung, daß in jeder Stadt auch außer den Fällen der Neubauten 
und Reparaturen, und ohne ſpezielle Veranlaſſung alljährlich nach einer von Obrigkeits— 
wegen feſtzuſtellenden Ordnung eine gewiſſe Anzahl vorhandener Schindeldächer in Zie— 
geldächer verwandelt werden ſollen, ganz zu ſuspendiren. 

Zugleich enthielt das Reſkript die Anweiſung, hiernach die Regierungen 
mit den erforderlichen Verhaltungs-Maßregeln zu verſehen. 

Ign Folge deſſen erließ das allgemeine Polizei-Depart. unterm 15. Okt. 
1812 die angeordnete Anweiſung an die Reg. zu Liegnitz und Breslau?). 
Für die Rheinprovinz iſt nach den Anträgen des K. Min. des J. u. der P. 
eine befondere K. O. v. 2. Juli 1836 hierüber erlaſſen 3), deren Anwendbarkeit 


— — —U— 


11 Dieſe Mittheilungen gründen ſich auf den Inhalt der Akten des K. Min. des J., 
betr. die in baupolizeil. Hinſicht gegebenen Vorſchriften ze. sign. Bau-Polizei⸗Sa⸗ 
chen, Gen. No. 7. Vol. I. 

2) An alle übrigen Reg. wurde nicht darnach verfügt, obwohl das R. des Staatskanz⸗ 
kanzlers v. 8. Okt. 1812 die allgemeine Anweiſung enthielt »die Regierun— 
gen« (alſo ohne Ausnahme) darnach zu beſcheiden. Es ſcheint dies feinen Grund 
darin gehabt zu haben, daß die nächſte Veranlaſſung zu der Verfügung des Staats- 
kanzlers eine Vorſtellung des Bürgermeiſters zu Grünberg gegen die Anordnun— 
gen der Reg. zu Liegnitz gegeben hatte. ? 

3) Durch die in der Rheinprovinz noch gültig gebliebenen älteren Verordnungen. 
namentlich durch das Bergiſche Feuer-Verſicherungs-Regl. v. 26. Sept 1501, die 
Kurpfälziſche Feuer-Ordn. v. 2. Sept. 1803 und die allgemeine Feuer⸗Ordn für 
das Großherzogthum Berg v. 5. Sept. 1807, war die Anlegung neuer Stroh-, 
Rohr⸗ und Holzbedachungen ausdrücklich und unbedingt verboten, und ed ſollte 
Bedacht darauf genommen werden, alle vorhandenen Bedachungen dieſer Art inner» 
halb einer beſtimmten Friſt ganz zu entfernen. Das K. Min. des J. u. der P. 
ſtellte indeß mittelſt Immedialberichts v. 7. Juni 1836 vor, daß, die ftrenge 
Durchführung diefer Beſtimmungen nicht ausführbar fei, fo lange nicht die Mittel 
gewährt würden, welche auch Unvermögenden die Anlegung von Ziegeldaͤchern 
möglich machen, und daß es daher für die Rheinprovinz einer Modifikation jener 
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H auf die Provinz Weſtphalen das R. des K. Min. des J. u. der P. v. 7. Sept. 
N ej. a. 1) für zuläſſig erachtet hat. c | 


A. Verfügungen der Central-Behörden. 

1) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 25. März 1826 an die K. Reg. 
zu Bromberg 2). Im dortigen Reg. Bez. ſoll nur bei Neubauten auf Ziegel— 
bedachung in den Städten beſtanden, und dabei noch auf die Vermögensum— 
ſtände der Bauenden Rüchſicht genommen werden. 1 

So wenig die K. Reg. im Allgemeinen die Uebereinſtimmung Ihres im 3. 1816 
erlaſſenen, und zum öfteren zur Beſchwerde gezogenen Verbotes wegen Anlegung neuer 
Stroh-, Rohr- und Schindeldächer mit den geſetzlichen Vorſchriften zu zeigen bermögend 
geweſen, ebenſo wenig konnte auch angenommen werden, daß ſolches nach den dortigen 
Oertlichkeiten in den meiſten Fällen ausführbar ſein dürfte. e 

Das Min. des J. hat daher zubörderft Veranlaſſung genommen, hierüber die gut— 
achtliche Arußerung des K. Ob. Prüf. der Provinz zu vernehmen, welche dahin ausge⸗ 
fallen iſt, daß von den Einwohnern der dortigen Städte die Beſchaffung von Ziegeldächern 
bei einer andern Gelegenheit, als bei dem Baue neuer Gebäude, nicht gefordert werden 
könne. | 

Das Min. des J. tritt dieſer Anficht bei, und hat die K. Reg. nur darauf-zu halten, 
daß bei den von nun an neu erbaut werdenden Gebäuden auf Ziegelbedachung Rückſicht 
genommen werde, auch deshalb eine deklarirende Bekanntmachung vorausgehen zu laſſen. 

Wenn es ſich dabei jedoch von ſelbſt verſteht, daß dieſe Anord nung nicht auf ver⸗ 
gangene Fälle extendirt werden kann, ſo muß auch in den Fällen, wo erwieſenes Unvper⸗ 
mögen eine ſolche maffive Bauart verhindert, und eine Unterſtützung aus Kommunal-Mit⸗ 
teln nicht erlangt werden kann, nach den Umftänden mildernde Verf, getroffen werden ꝛc. 

(A. X. 133. — l. 109.) 

Dazu: | 

R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 9. Juni 1826 an die K. Reg. zu 
Bromberg. 


Das Min. des I. findet in dem wegen der Stroh-, Rohr- und Schindeldächer in 
den Städten von der K. Reg. unterm 29. April d. J. erſtatteten Ber. Nichts, was Ver: 
anlaſſung geben könnte, die Verf v. 25. März d. J. zu modificiren. 

Die Polizei⸗V. v. 12. Aug. 1720 iſt vor Beſttznahme der dortigen Provinz ergan— 
gen, und daher eben ſo wenig als dort publicirt zu betrachten, als auf die dertige Landes— 
art anwendbar. 


1 N a 

Das A. L. R. in der von der K. Reg. angezogenen Stelle kann aber eine fo ausge— 
dehnte Verf., wie Sie getroffen, nicht rechtfertigen. 

Was nun die Anwendung der V. v. 25. März d. J. anlangt; ſo iſt in derſelben 
verordnet, daß ſolche in Beziehung auf die Anlegung der Dächer bei Neubauten nicht auf 
vergangene Fälle extendirt werden ſolle, damit nicht Einzelnen. welche durch Nachläſſigkeit 
der Vorbeſitzer oder der Polizeibehörde, Gebäude mit vorſchriftswidriger Bedachung be— 
ſitzen, vielleicht zu gänzlicher Zerftörung ihres Nahrungsſtandes, angeſonnen werden möge, 
diesfallſige in den einzelnen Fällen vielleicht unausführbare Aenderungen zu treffen, die 
K. Reg. vielmehr Sich darauf beſchränken folle, durch ſchärfere Anweiſung der Polizei— 
Behörden, bei Neubauten dergleichen Polizei-Widrigkeiten vorzubeugen. 

Demnächſt iſt der K. Reg. überlaſſen worden, nach den Umſtänden mildernde 
Verf. zu treffen, wodurch es Ihr alſo Selbſt überlaſſen bleibt, außer auf die Dürftigkeit des 
Bauenden, auch auf die Verhältniſſe des Ortes und die Lage des Gebäudes Rückſicht zu 
nehmen, und daher auch dem Dürftigen die Erlaubniß zur Anlegung feuergefährlicher 
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älteren Verordnungen dahin bedürfe, daß zwar die möglichſte Abſchaffung feuerge- 
ſährlicher Bedachungen die Regel bleibe, dergleichen aber da zu dulden, wo fie weni» 
ger gefährlich erfcheinen, und beſondere Rückſichten und Verhältniſſe eine Ausnahme 
rechtfertigen. Dabti ſei zugleich die Empfehlung der bisher nicht ſehr verbreiteten 
Lehmſchindelbedachung zu wünfchen, um dieſer mehr Eingang in der Rheinprovinz 
zu verſchaffen. Die auf dieſe Principien entworſene Verordnung erhielt die Königl. 
| Genehmigung. (Act. des K Min. des J. u. der P, betr. die in baupolizeil. Hin⸗ 
| ſicht gegebenen Vorſchriſten ꝛc., Baupolizei-Sachen, Gen. No. 7. Vol. II.) 
1) Vergl unten. , 
2) Dies R. ift gleichzeitig auch der Reg. zu Pofen zur Kenntnißnahme mitgetheilt. 


(Act. des Min. des J, betr. die in daupolizeil. Hinſicht gegebenen Vorſchriften Aë 
Baupolizei-Sachen, Gen. No. 7. Vol. II.) Hinſicht geg ſchrif 
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Bedachungen zu verſagen, wenn dadurch für d ie Stadt über 
en ch für die Nachbarn und die Stadt überhaupt 
Dadurch erledigt ſich denn der von der K. Reg. am Schluſſe Ihres vorliegende 

Ber. gemachte Antrag von ſelbſt, indem in kleinen Ctäbten, dle Wad nicht 15 
ſammenhängen, ſondern wie in Dörfern vereinzelt gebaut ſind, die K. Reg jene mildern 
den Rückſichten nehmen kann, im entgegengeſetzten Falle aber, wenn die Häuſer in ge— 
ſchloſſenen Straßen unter ſich zuſammenhängen, auch in der kleinſten Stadt es wünſchens⸗ 
werth bleibet, durch Anlegung feuerfeſter Dächer bei Neubauten, die Gefahr der Stadt 
nach und nach zu vermindern. (A. X. 416. — 2. 92.) 


2) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 25. Sept. 1827 an die K. Reg. 
zu Potsdam. Die Wegnahme einer Strohbedachung kann nicht nach ertheilter 
Bauerlaubniß verlangt werden. | 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 15. d. M. uͤber die Beſchwerde des Hüfners 
N. N. wegen der ihm angeſonnenen Ziegelbedachung feiner neuerbauten Scheune Folgen- 
des eröffnet. Da der N. N. zu dem unternommenen Echeunen » Bau die obrigfeitliche 
Genehmigung nachgeſucht und erhalten hat, fe kann ihm weder hinſtchtlich der Stelle 
wo er ſolche aufgeführt hat, noch wegen der Strohbedachung eine Ausoſtellung gemacht, 
noch derſelbe angehalten werden, das Strohdach wieder abnehmen und an deſſen Stelle 
Ziegel auflegen zu laſſen. Bei einer künftigen Hauptveränderung wird aber darauf zu 
halten ſein, daß, wenn es möglich zu machen iſt, die Scheune, wenn nicht mit Ziegeln, 
doch mit Lehm⸗Schindeln, eingedeckt werde. (A. XI. 774. — 3. 115.) 


3) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 21. Febr. 1828 an die K. Reg. zu 
N. Die Anlegung einer feuerſicheren Bedachung bei Haupt-Dach-Reparaturen 
in den Städten kann nur gefordert werden, wenn eine ausdrückliche geſetzliche 
Vorſchrift dafür beſteht, und auch alsdann nur mit gebührender Rückſicht auf 
die Vermögensverhältniſſe des Bauenden. 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 5. d. M. über die Beſchwerde des Tuchmachers 
N. und Genoſſen zu N wegen der ihnen angeſonnenen Abſchaffung der Strohdächer auf 
ihren Wohnhäuſern eröffnet; daß, fo zweckmäßig auch an ſich die Maßregel ift, zur Be— 
förderung der ſucceſtven Einführung der Ziegel-Bedachungen in den Städten darauf zu 
halten, daß die vorkommenden Haupt-Dach-Reparaturen nicht mit feuergefährlichen Mas 
terialien ausgeführt werden, dennoch die unnachſichtliche Durchführung dieſer Maßregel 
eine beſtimmt darauf eingerichtete geſetzliche Vorſchriſt vorausgeſetzt; eine ſolche hat die K. 
Reg in Ihrem obgedachten Ber. nicht angeführt 2. Wäre eine ſolche unbedingte und be⸗ 
ſtimmte geſetzliche Vorſchrift nicht vorhanden, ſo würde es dann noch darauf ankommen, 
ob die betr. Haus-Eigenthümer ſich im Stande befinden, die deshalb erforderlichen Koſten 
aufzubringen (welche letztere gemeinhin noch durch den Umſtand vermehrt werden, daß 
die Dachſparren, und wenn man auch dies nicht fuͤr erheblich achten wollte, ſelbſt oft das 
Mauerwerk die Laſt nicht zu tragen vermögen) oder ob ihnen dabei Unterftüßung geleiſtet 
werden könne? 

Nach Ihrer eigenen Anzeige ſcheinen aber die Gebäude der Bittſteller kein Ziegel⸗ 
Dach mehr tragen zu können, und leben die Beſttzer ſelbſt notoriſch in Armuth. Von einer 
ihnen zu verſchaffenden Beihülſe erwähnt Sie auch nichts, und läßt ſich daher nicht wohl 
abſehen, wie ed möglich werden dürfte, jene Anordnung zur Ausführung zu bringen. Daß 
aber ein Gebäude, welches ſeiner urſprünglichen Einrichtung nach nicht ſtark genug iſt, ein 
Steln⸗Dach zu tragen, gerade deshalb noch nicht den Einſturz drohen, und mithin auch 
nicht zur Klaſſe derjenigen gerechnet werden könne, wo die im G. (A. L. R., Thl. 1. Tit 8. 
8.38 u. f.) geordneten Vorkehrungen eintreten müſſen, darüber wird der K. Reg. bei 
näherer Erwägung wohl ſelbſt kein Zweifel aufſtoßen. Sollten daher den Beiheiligten die 
Mittel zur Ausführung einer maſſtven Bedachung nicht gewährt werden können, weshalb 
Ihr entgegengeſetztenfalls die erforderlichen Einleitungen zu treffen übertafen bleibt, 
ſo kann Sie, den Mangel eines beſtimmt gebietenden G. vorausgeſetzt, der erlaſſenen Verf. 
keine weitere Folge geben ꝛc. (A. XII. 183. — 1. 90.) 

4) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 11. Okt. 1828, an die K. Reg. zu 
Liegniz. Die Erneuerung ſchon beſtehender Schindeldächer muß zugegeben 
werden, wenn die Beſchaffenheit des Gebäudes eine Ziegelbedachung nicht ge; 
ſtattet 1). 


1) In dieſer Beziehung bemerkte das (nicht veröffentlichte) R. des K. Min. des J. v. 
17. Dec. 1822 an die K. Reg. zu Breslau, daß nur dann der Einwand, daß 
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N Der Bürger und Töpfer N. zu N. hat wegen der ihm verweigerten Erlaubniß, die 
Ni Reparatur des Daches auf feinem Haufe mit Schindeln zu bewerkſtelligen, die beigef. Vor⸗ 
ſtellung v. 23. v. M., hier eingereicht. Da nach der Behauptung des Bittſtellers fein, 
in der dortigen Vorſtadt, und zwar in einer mit ländl. Gebäuden vermiſcht beſetzten Gr, 
gend belegenes Haus von der Beſchaffenheit ſein ſoll, daß es kein Ziegeldach zu tragen 
vermag, und daher, um es dazu in Stand zu ſetzen, ganz umgebauet werden müßte; ſo 
kommt es zunächſt darauf an, ſolches durch Sachverſtändige unterfuchen zu laſſen. Sollte 
hiebei die Richtigkeit jener Behauptung ſich ergeben, und mithin das Gebäude blos des— 
halb abgeriſſen und neu gebauet werden muſſen, um die nothwendige Haupt-Repara⸗ 
tur am Dache ausführen zu können, ſo kann auf der, wegen Auflegung eines Ziegeldaches 
von der K. Reg. erlaſſenen Anordnung nicht beſtanden, ſondern eds muß dann dem N. die 
Erneuerung des Schindeldaches audnahmsweiſe geſtattet werden. Wird dagegen blos 
eine Verſtärkung des vorhandenen, oder die Auflegung eines neuen Dachſtuhls für erfor- 
derlich befunden, fo kann von den beſtehenden Vorſchriften nicht dispenſirt werden, nur 
möge in dieſem Fall die K. Reg. bei der Bericht-Erſtattung über das Ergebniß der unver— 
züglich zu veranſtaltenden Unterſuchung anzeigen, ob der Bittſteller wirklich in jo ſchlech— 
ten Vermögens-Umſtänden ſich befinde, daß er den Mehrbetrag für ein Ziegeldach ohne 
Beihülfe nicht aufbringen könne. (A. XII. 1085. — 4. 118.) 


5) R. des K. Min. des J. (v. Brenn) v. 23. Juni 1831, an die K. Reg. 
zu Erfurt. Das Verbot der Strohdocken bleibt den Ortspolizeigeſetzen vor— 
behalten k). 


Der Ber., welchen die K. Reg. am 18. März d. J. wegen der Anwendung ſoge⸗ 
nannter Strohdocken bei der Eindeckung der Ziegeldächer, an das K. Min. d. J. für H. 
und G. Ang. erſtattet hat, iſt zur Beſchlußnahme an mich abgegeben worden, und es ge⸗ 
reicht hierauf der K. Reg. zum Beſcheide, daß das Verbot der Strohdocken, da daſſelbe 
durch kein allgem. Landesgeſetz begründet ift, nach 8. 82. des A. L. R. Thl. I. Tit. 8., den 
Pol. Geſetzen eines jeden Orts vorbehalten bleibt. (A. XV. 397. — 2. 85.) 


6) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 7. Febr. 1835, an 
die K. Reg. zu Gumbinnen. Verbot der Strohpuppen, hölzernen Wind— 
bretter, Geſimſe und Abfallrinnen bei Neubauten und Haupt-Reparaturen, 


die Grundmauern des Gebäudes ein Ziegeldach zu tragen nicht vermögen, von der 
Auflegung eines ſolchen befreien könne, wenn die genaue Uinterſuchung die Richtige 
keit des Einwandes beſtätige, und wenn nicht ohnedem eine Haupt- Reparatur an 
den Wänden und dem Mauerwerke ſelbſt vorgenommen werden vue, (Akt. des 
K. Min d. 3, betr. die in baupolizeil. Hinſicht gegebenen Vorſchriften ꝛc., Baupo⸗ 
lizei⸗Sacheu, Gen. No. 7., Vol. I.) N 
1) Zum beſſeren Verſtändniß dieſes R. wird Folgendes bemerkt. Die Reg. zu Er- 
furt zeigte unterm 18. März 1831 an, daß in mehreren Kreiſen ihres Departe— 
ments faſt durchgehends die Gewohnheit herrſche, die mit Schlußziegeln eingedeckten 
Dächer, ſtatt fie in Kalkmörtel zu legen, mit in die Falzen der Schlußziegel einge— 
legten dünnen Strohbündeln (Doden) einzudecken. Geſtützt auf dieſen ſehr weit ver- 
breiteten Gebrauch hätten auch die Einwohner der Stadt Tennſtadt angetragen, 
ihnen für die Zukunft dieſe Bedachungsart zu geſtatten. Die Reg. konne dies me 
gen der damit verbundenen Feuergefährlichkeit nicht nachgeben, nehme aber Anſtand 
eine abſchlägliche Beſcheidung zu erlaſſen, weil auf die ausgebreitete Anwendung der 
Strohdocken in ihrem Departement Bezug genommen werden würde, auch ſolche 
durch kein ausdrückliches Geſetz unterſagt ſei. Das K. Min. des J für H. u. G. 
Ang., an welches der Bericht zunächſt gerichtet war, hatte ſich in ſeinem Schreiben 
v. 15. Mai 1831 an das Min. d. J. u. d. P. dahin geäußert, daß nach feiner Ans» 
ſicht den Polizeibehörden nicht die Befugniß auftehe, an die von ihnen zu ertheilende 
Bauertaubniß beliebige Bedingungen über Bau-Art und Bau-Material zu 
knüp'en; denn nach § 82. A. L. R I. 8 ſeien hierzu beſondere Polizei-Geſetze erfor— 
derlich, deren Erlaß nur der oberſten Staatsgewalt zuſtehe. Wenn daher fein Dr 
ſetz die in Rede ſtehende Bedachungsart verbiete, ſo müſſe ſolche auch fernerhin ge— 
ftattet werden. Das Min. des IJ. u. d. P. folgerte indeß aus dem 8. 82. eit., daß der 
Polizeibehörde eines jeden Ortes (der Orts-Polizeibehörde) die Beurtheilung 
darüber zuftehe, ob eine relativ feuergefährliche Anlage zuläſſig fei oder nicht, und 
daher wurde die Reg. zu Erfurt lediglich auf die Lokal-Polizei⸗Geſetze verwieſen. 
(Akt des K. Min. des J. u der P., betr. die in baupolizeil. Hinſicht gegebenen 
Vor ſchriften ꝛc., Baupolizei-Sachen, Gen. No. 7. Vol. II.) 
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ſowie Sorge der Pol. Behörden für möglichſte Einführung der Ziegelbe— dl 

dachungen. IS 

Der K. Reg. wird auf Ihre Ber. v. 6. und 12. Nov. v. J. eröffnet, daß in Ans NN 

ſehung der Bedachungen in den Städten des dortigen Reg. = Bezirks ik ob: CH) 
walten, kann, die Behörden für wohl befugt zu achten, die Anwendung von Strohpup— HI 
pen bei neuen Dächern gänzlich zu unterſagen 1). Auch 10 bei Neubauten und Haupt— N 


Reparaturen mit Sorgfalt und Nachdruck darauf zu halten, daß die hölzernen Windbret— 
ter, Geſimſe und Abfallrinnen nicht wieder angebracht werden. Dagegen läßt es ſich nicht : 
im Allgem. vorſchreiben, daß überall mit Ziegeln gedeckt werde, da es nicht möglich ift, IN dl 
einem jeden Bauenden die Mittel dazu zu beſchaffen, und eine ſolche allgem. Vorſchrift d 
daher in vielen Fällen doch unausführbar bleibt. Dadurch wird aber keineswegs ausge— Wl 
ſchloſſen, daß die K. Reg auf Herſtellung einer maſſtven Bedachung in allen den Fällen I} 
halte, in welchen die Bauenden die Mittel haben, ſolche zu beſchaffen, und da dies, hal 
zumal in den Städten, in der Regel vermuthet werden muß, fo find die Ortsbehörden 17 
anzuweiſen, ohne ſpezielle Anfrage und Anzeige beim Landrath keine Strohbedachung | 
zuzulaſſen. e | 
Was ſodann die von den Bauenden einzureichenden Zeichnungen betrifft, ſo wird dal) 
dadurch zum eigenen Vortheile des Bauenden die polizeil. Beurtheilung der Zuläſſigkeit Wei 
| der Anlage fo weſentlich erleichtert, daß es, bei der vorſchreitenden beſſeren Ausbildung il 
| der Bauhandwerker, zu keinen erheblichen Weiterungen und Koſten führen kann, wenn d 
ſolche regelmäßig verlangt wird; in denjenigen Fällen aber, wo es ſich von einer unbe— Uu 
deutenden, oder, nach dem Ermeſſen der Baubehörde, auch ohne Zeichnung überſichtl. OH 
Bauanlage handelt, ift auf Beibringung einer Zeichnung nicht zu beftehen. A 
(A. XIX. 282. — 4. 203) d 
7) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. J. Mai 1835, an die K. | / 
Reg. zu Gumbinnen. Nur beim Nachweiſe gänzlichen Uunermpoeng kann von 
Ausführung feuerfeſter Bedachung der Wohnhäuſer in den Städten dispenſirt ji) 
werden. w 
Wenn, wie die K. Reg in dem Ber. v. 8. v. M. 2), wegen der Einführung feuer— D 
fefter Bedachung für die Wohnhäufer in den Städten, ſelbſt ſagt, die Unternehmer von I 
Neubauten oder Hauptreparaturen, zur Beſchaffung der erforderlichen Mittel, in der Hi 
Regel Darlehne aufnehmen müſſen, fo geht daraus hervor, daß es ihnen nicht an Kredit | | 
fehlen kann. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß in einem ſolchen Falle dem Bauenden di 
die Erlaubniß zur Errichtung eines Strohdaches nicht ertheilt werden darf. Die Nach— 
ſicht, welche das Min. des J. u. d. P. zur Anwendung gebracht zu ſehen wünſcht, ſoll 


vielmehr, wie der K. Reg., zu erkennen gegeben wird, auf die feitenen Fälle gaͤnzlicher I 
Armuth und des offenbaren Unvermögens zur Ausführung einer Steinbedachung * 
lediglich beſchränkt bleiben. ? 1 
Die K. Reg. hat daher die Landräthe mit der gemeſſenſten Anweiſung zu verſehen, 45 
„ N 
1) Nach dem Berichte der K. Reg. zu Gumbinnen v. 12. Nov. 1834 ift nämlich ` 
die Urſache der Verbreitung vorgekommener Feuersbrünſte im dortigen Departement 
beſonders darin mit zu ſuchen, daß die Gebäude in den Städten größtentheils mit N 
Dachpfannen eingedeckt und deren Zwiſchenräume mit ſogenannten Strohpuppen d 


(kleinen Etrohbündeln von 1 bis 14 Zoll Stärke), worüber noch häufig Kalk oder 

Lehm geſtrichen wird, verſtopft werden. Die Reg. war indeß der Anſicht, daß das / 
Verbot diefer Bauart eine beſondere Verordnung zu feiner Rechtfertigung erfor— 1 
dere, auf deren Einwirkung ſie daher antrug. Das (obige) R. v. 7. Febr. 1835 A 
ergiebt indeß, daß das K. Min. das Verbot auch ohne eine ſolche für gerechtfertiget 0 


erachtete, indem es (in gleichem Sinne wie das vorſtehende R. d. 3 Juni 1831) b 
die Kompetenz der Lokalbehoͤrden zur Erlaſſung ſolcher Anordnungen für begründet hi 
annahm. (Akt. des K. Min. des J. u. d. P., betr. die in baupolizeil. Hinſicht d 
ergangenen Vorſchriften ꝛc., Baupolizei-Sachen, Gen. No. 7. Vol. II.) \ 
2) Die Regierung ſtellte in dieſem Berichte vor, daß die (vorſtehende) Verfügung v. | 


7. Febr. 1835, zur Folge haben werde, daß ſehr viele Bauende den Mangel des 
Geldes vorſchützen und darauf geſtützt die Genehmigung der Strohbedachung bean— 
tragen würden. Sie wünſchte daher auterifirt zu werden, daß bei Errichtung neuer 
Bedachungen in den Städten in allen Fällen ohne Ausnahme auf Ziegel⸗ 
Bedachung beſtanden werden könne. Das Min. erläuterte daher das R. b. 7. Febr. 
1835 dahin, daß nur beim ſtrengen Nachweis völligen Unvermögens eine Aus— 
nahme gemacht werden dürfe. | 
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MN daß in vorkommenden Fällen mit der größten Strenge auf dem Nachweiſe des gänzlichen 
| Unvermögens beftanden werde. (A. XIX. 499. — 2. 141.) 
8) R. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 26. Juni 1835, an die 
K. Reg. zu Königsberg. Fortſchaffung der feuergefährlichen Strohpuppen aus 
den Dächern. 

ꝛc. Was den Theil der Beſchwerde des N. zu L., daß ihm der dortige Mag. unter 
Androhung von 1 Thlr. Strafe aufgegeben habe, die Strohpuppen-Verdichtung ſeines 
Daches durch eine feuerficherere zu erſetzen, anlangt, fo kann das Min. ed nur billigen, 
daß die K. Reg dafür beforgt iſt, und darauf hält, daß die feuergefährlichen Strohpuppen 
aus den Dächern endlich und ſobald möglich entfernt, einſtweilen aber, wo fie jetzt noch 
bleiben. durch Verlehmung oder Verkalkung wenigſtens weniger gefährlich gemacht wer— 
den. Es wird hierbei voraudgeſetzt. daß nach der Abſicht der K. Reg, bei Auflegung 
neuer Dächer und bei an ſich nöthigen Umdeckungen die Strohpuppen dennoch ganz weg— 
bleiben müſſen, und daß die bei alten Dachungen nachgelaſſene Verſtreichung und Durch— 
ziehung, ſo oft es nöthig iſt, erneuert werde. (A. XIX. 501. — 2. 143.) 

9) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 10. Juli 1835, an die 
K. Reg. zu Köslin. Bedingungen der Zuläſſigkeit der Bedachung neu erbauter 
Scheunen mit Strohdächern r). 

Unter Rückſendung der Anl. Ihres Ber. v. 14. Mai c., das Retabliſſement der bei 
der Stadt Tempelburg abgebrannten Scheunen betr., wird der N. Reg. hierdurch eröffnet, 
daß es bei der allgemeinen Beſtimmung des A. L. R. Thl. II. Tit. 20. $. 1539 keiner be 
ſonderen Anordnung weiter bedarf, um das Verlangen zu rechtfertigen, daß jeder der 
Scheunenbeſitzer zu T. deſſen Bermögensumftände ſolches geftatten, feine neu zu erbauende 

10 Scheune mit einem Ziegeldache verſehe. Wer aber dazu außer Stande iſt, kann zu Er: 
bauung einer Scheune mit einem Strohdache nur unter der Bedingung verſtattet werden, 
E daß das mit Stroh gedeckte Gebäude ſich in zulänglicher, wenigſtens 60 Fuß betragenden 
Entfernung von ſonſtigen Gebäuden befindet. 
Wer dem entgegen eigenmächtig mit der Wiederaufrichtung feiner Scheune ohne 
polizeil. Genehmigung vorſchreiten ſollte, ſetzt ſich dadurch den Nachtheilen aus, welche die 
88. 71, 72 A. L. R. Thl. I. Tit. 8. androhet, und hat. nach den Umſtänden, ſelbſt die 
Wiederabtragung ſeines Gebäudes zu erwarten. (A. XIX. 843. — 3. 184.) , 
| 10) R. des K. Min. d. J. u. d. P. (Köhler) v. 26. Sept. 1835 an den 
L Mag. zu N., und abſchriftl. an die K. Reg. zu Frankfurt. Abſchaffung ber 
| Schindelbedachung in den Städten. 
Die Abſchaffung der Schindeldächer in den Städten iſt, nicht erſt durch die Be— 
kanntmachung v. 20. Jan. 1832 2). ſondern ſchon in der früheren Zeit des vorigen Jahr— 
hunderts, und inzwiſchen wiederholt angeordnet werden. Wenn deſſenungeachtet dort in 
N. noch eine ſo auffallende Menge (nach Anzeige der Reg. zum großen Theil ſogar 
neuer) Schindeldächer, wie fie ſelbſt der Mag. zugiebt, anzutreffen iſt; fo beweiſet dies 
genugſam, mit welcher tadelnswerthen Laͤſſigkeit von Seiten der Polizeibehörde der Nicht— 
Bu befolgung der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriſten Nachſicht geſchenkt worden ift. 

Es kann daher im Allgemeinen nur angemeſſen gefunden werden, daß die Reg. 
darauf Bedacht genommen hat, das Verfahren des Mag. bei Handhabung dieſes Theils 
der Baupolizei einer ſtrengen Kontrolle zu unterwerfen, und das Min. des J. u. d. P. 


1) Die Reg. zu Köslin hatte ſchon in einem Berichte v. 13. April 1820 in Anregung 

gebracht, ob die Beſtimmungen (inöbefondere des Patents v. 12. Aug. 1720) wegen 

Abſchaffung der Stroh- und Schindeldaͤcher auch auf die in den Vorſtädten 

d) befindlichen Gebäude und namentlich auf die daſelbſt belegenen Scheunen 

| anwendbar feien. Das R. des K. M. d. J. v. 19. Mai 1820 verneinte dies mit 

d dem Bemerken, daß eine ſolche Ausdehnung der in Rede ſtehenden Vorſchriften um 

ſo weniger zu rechtfertigen ſein würde, als ſich der Ausführung doch in der 

Regel unuͤberwindliche Hinderniſſe aus der Armuth und Nahrungoloſigkeit der 

Bewohner der vorſtädtiſchen Gebäude entgegenſtellen dürften. Es fei indeß 

möglichſt auf den Auseinanderbau der vorſtädtiſchen Gebäude hinzuwirken, 

wodurch dieſelben Zwecke zu erreichen ſtünden. (Akt. des K. Min. des J., betr. die 

N an anne! gegebenen Vorſchriften ꝛc., Siga. Baupolizei-Sachen, Gen, 

0. . 01. 1. 

2) Vergl. die Befanntm. des K. Ober-Präſtd. der Provinz Brandenburg v. 

E 20. Jan. 1832 (A. XVI. 1022. — 4. 112) zur Verhütung der Feuersgefahr in 
| den Städten der Kur- und Neumark, 88. 4. — 9. 
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hat keine Veranlaſſung, darin etwas abzuändern. Die damit verbundene Beläſtigung 
haben die Hauseigener ſich ſelbſt zuzuſchreiben, da ſie ſich ſo wenig geneigt gezeigt haben, 
den beſtehenden Vorſchriften nachzukommen, und da es außerdem eine Ungerechtigkeit ge— 
1 5 die nn e ee ſein würde, wenn man, im Vertrauen auf 
ihren eigenen Eifer für das allgem. Beſte des Verbandes, ihnen noch länger Nachſicht 
ſcenken wollte. (A. XIX. 844. — 3. 185) n 

11) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 11. Dec 1835, an die K. Reg. zu 


Potsdam. Sorge d. P. Behörden für möglichſte Abſchaffung der Strohbedachungen. 

Wenn die K. Reg nach dem Ber. v. 30. v. M., die Bedachung des Küfter- und 
Schulgebäudes in N. betr., die Anlage von Strohdächern überall noch da geſtatten zu 
müffen glaubt, wo nicht die Steinbedachung geſetzlich vorgeſchrieben iſt; fo läßt ein ſolches 
Bedenken ſich nicht rechtfertigen. Eines Theils bedarf es, um das Verlangen feuerfeſter 
Bedachung zu begründen, keiner beſonderen Vorſchrift, da die Landes-Polizeibehoͤrde ſchon 


vermoͤge der beſtehenden allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ermächtigt ift, bei Neu- 


bauten die zur Verhütung von Feuersgefahr nöthigen Anordnungen zu treffen; anderen 
Theils erſcheint aber auch eine ſolche ausdrückliche Vorſchrift nicht ausführbar, da nicht 
fuͤglich allgemein vorgeſchrieben werden kann, wozu in ſehr vielen Fällen die Mittel zur 
Ausführung fehlen würden. Deſtomehr iſt es indeſſen die Pflicht der K. Reg, durch die 
Landraͤthe ausdrücklich darauf zu halten, daß ein fo wefentiches Sicherungsmittel gegen 
Feuersgefahr, wie die Steinbedachung ift, bei Neubauten oder nothwendigen Hauptrepa— 
raturen von allen denjenigen angewandt werde, welche irgend die dazu erforderlichen 
Mittel beſitzen. Auf dieſe Weiſe wird man allmählig dahin gelangen, die Strohbe— 
dachung ganzer Dörfer wenigſtens durch einige Ziegeldächer unterbrochen zu ſehen, und 
hierin ſchon einen erheblichen Schutz gegen Einäſcherungen ganzer Ortſchaften gewinnen, 
ohne in allen Fällen dem Einzelnen Zumuthungen zu machen, welche nicht ohne unbilli— 
gen Zwang durchzuſetzen wären. | 

Wenn nur ſtets fonfequent nach dieſem Grundſatze verfahren wird, fo iſt mit Sicher— 
heit darauf zu rechnen, daß in der Kurmark die Abneigung gegen die Ziegelbedachung 
ſehr dald ſich vermindern wird, zumal die Beibehaltung der Strohdächer gegenwärtig, 
wo eines Theils die Ziegeln ſo überaus wohlfeil und bei der häufigen Anlegung von 
Ziegeleien auf guten Wegen ohne Schwierigkeit überall hinzuſchaffen find, während andern 
Theils der Zuſtand der Landwirthſchaft den Verluſt einer ſo bedeutenden Menge Duͤn⸗ 
gungsmaterials empfindlich macht, nur der Anhänglichkeit an alte Gewohnheit und der 
Indolenz der Polizeibehörden zuzuſchreiben iſt. | 

Die K. Reg. wird deshalb veranlaßt, hiernach künftig zu verfahren. 

(A. XIX. 1103.— 4. 150.) 


12) R. d. K. Min. d. J. u. d. P. (Köhler) v. 7. Juli 1836, an den K. Ober-Präſ. 
der Rheinprovinz. Bedachung der Gebäude auf dem Lande in der Rheinprovinz. 

Indem ich Ew ac. auf Ihren Ber. b. 13. Juni v. J., in Betreff des bisher in der 
Rheinprovinz hinſichtlich der Bedachung der Gebäude auf dem Lande in Anwendung ge— 
kommenen Verfahrens, die in dieſer Angelegenheit von des Königs Maj. unterm 2. d. M. 
erlaſſene Allerh. V antiegend (a) in beglaubigter Abſchrift zur weiteren Veranlaſſung mit⸗ 
theite, genehmige ich zugleich nach Ew. ꝛc. Antrage, daß alle diejenigen wegen Uebertre— 
tung der bisher beſtandenen Vorſchriften eingeleiteten Unterſuchungen und angeftrengten Kla— 
gen, fo wie die noch nicht gebüßien diesfälligen Strafen niedergeſchlagen werden, welche, ſowie 
die Klagen und Unterſuchungen, ſolche Fälle betreffen, in denen nach jener Allerh. V. die 
Neuanlage oder Ausbeſſerung eines Stroh-, Rohr- oder Hoizſchindel-Daches erlaubt o: 
weſen ſein würde, und ich ermächtige Ew. ꝛc. hiernach zu verfahren. 

ö Anl. a. 


Auf Ihren Ber. v. 7. v. M. will Ich nach Ihrem Antrage hierdurch beſtimmen, daß 
es auch in der Rheinprovinz mit der Zulaſſung von Strohdächern dergeſtalt gehalten wer— 
den ſoll, wie dies in den übrigen Landestheilen geſchieht, indem die Herſtellung einer feuer— 
ſichern Bedachung von Jedem verlangt werden muß, dem die zur Beſchaffung derſelben 
erforderlichen Mittel nicht fehlen, und verordnen daher, unter Aufhebung der über die 
Stroh⸗Bedachung der Gebäude in der Rheinprovinz bisher in Anwendung gekommenen 
älteren Beſtimmungen 1), hierdurch Folgendes: 


— eeeEeeerr 


1) Hiernach find als beſeitiget anzuſehen ?: n 
a) Publik. der Reg. zu Koblenz v. 28. März 1819, daß vom J. Mai 1819 an die 
Anlegung neuer und Haupt-Reparatur alter Strohdächer zu unterſagen. 
(A. 111. 207.— 1. 131.) 
b) R. des K. Min. d. J. v. 24. Sept. 1824 an die K. Reg. zu Trier, daß nur dann 
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ul 1) Die Ortsbehörden dürfen in den Flecken, Dörfern, Weilern und überall, wo meh— 
Di rere Häuſer zuſammen ftehen, bei der Anlegung neuer Dächer nur Bedachungen bon Me— 
| tall, Schiefer oder Ziegeln und Lehmſchindeldächer, nach der bekannt zu machenden Be— 
reitungsart, geſtatten. 

2) Stroh- oder Rohr-Bedachungen oder Holzſchindeln find nur erlaubt: 

a) auf einzelnen Gebäuden und zuſammenhängenden Gehöften eines und deſſelben Be— 
ſitzers, welche mindeſtens 2000 Preußiſche Fuß von andern entfernt ſtehen: 

b) in den der Ueberſchwemmung ausgeſetzten Rhein-Niederungen, in ſofern dieſelben 
zur Sicherung der Bewohner bei Ueberſchwemmungen fuͤr nothwendig erkannt 
worden ſind. 5 

In dieſen Fällen muß jedoch von der Ortsbehoͤrde eine ausdrückliche Erlaub— 
niß ſchriftlich ertheilt und vom Landrathe genehmigt worden ſein. 

e) Auf einzelnen nicht zu denen sub a. und b. gehörigen Gebäuden dürfen fie nur 
alsdann geſtattet werden, wenn die Vermögendumſtände des Hausbeſitzers demſel— 
ben die Mittel, ſelbſt zur Ausführung einer Lehmſchindel-Bedachung, nicht gewäh— 
ren. Die Erlaubniß dazu muß ſodann durch die Ortsbehoͤrde bei dem Landrathe 
nachgeſucht werden !). f 5 

3) Größere Reparaturen au ſchon vorhandenen Stroh-, Rohr- oder Holzſchindel— 
Dächern mit Stroh oder Rohr auf Gebäuden, die nicht zu denen im 8. 2. bezeichneten ge— 
hören, dürfen in der Regel nicht geſtattet werden 6 

Nur in Fällen dringender Nothwendigkeit und bei mangelnden Mitteln zur Ausfuͤh⸗ 
rung einer Stein- oder Lehmſchindel-Bedachung kann der Landrath, auf dad Gutachten der 
Ortsbehöͤrde ſolche geftatten. 


auf ſtrengere Ausführung der Vorſchriften wegen Abſchaffung der Strohdächer 

zu beſtehen, wenn dies ohne Nachtheil für die individuellen Verhältniſſe und die 
Kräfte des Bauenden möglich. (A. VIII. 894.—3. 113.) 

1) Die mittelſt R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 21. April 1826 mitgetheilte K. O. 

vom 16. ei, m. bemerkte bereits, daß auf die polizeiliche Vorſchrift, mit Ziegeln oder 

Schiefer zu decken, nur da zu beſtehen fei, wo die Vermögensumſtände des betr. 

Eigenthümers ſolches geſtatten. (A. X. 414.—2. 91.) Vergl auch die vorige Note. 

Der (miitelſt R. des K. Min. des 3. u. d. P. [Köhler] vom 25. Juni 1835 geneh— 

migte) Entwurf eines Publik. der Reg. zu Trier, welcher unterm 15, Juli 1835 

publicirt worden iſt, bemerkte in dieſer Beziehung, daß die Faͤlle, wo ausnahms— 

weiſe von den Vorſchriften über die feuerſichere Dachbedeckungen abgewichen wer— 

den dürfe, in der Regel nur bei landwirthſchaftlichen Nebengebäuden eintreten wuͤr— 

den. In dieſen Fällen ſei gleichwohl zur Verminderung der Feuersgefahr, darum 

noch nicht die unbedingte Bedachung mit Stroh von ſelbſt nachzugeben, ſondern es 

haͤnge von den Vermögens-Umſtänden der Bauenden ab, ob fie die Koſten einer 

vorſchriftsmäßig angefertigten Lehmſchindelbedachung zu beſtreiten im Stande ſeien. 

Dieſe trete alsdann als Regel ein, und nur in ſolchen Fällen, wo deren Anfertigung 

das Vermögen des Bauenden erwieſener Maßen überfteigt, kann die gewöhnliche 

Strohbedachung nachgegeben werden. Für dieſe, wie für jene Art der Bedachung 

ſei die beſondere polizeiliche Erlaubniß nachzuſuchen, und je nachdem für die eine 

oder andere dieſe Erlaubniß ertheilt worden, hätten die Ortspolizei-Beamten die 

Aufführung innerhalb der nachgegebenen Grenzen zu überwachen, und namentlich 

dahin zu ſehen, daß nicht der Bauende, während er nur die Erlaubniß zur Auflegung 

eines Lehmſchindeldaches erhalten, ſeine Gebäude nur mit Stroh decke, und dieſe 

nachher mit Lehm überſtreiche. Zu dieſem Ende ſollen die Polizeibeamten, bei Ge— 

wärtigung nachdrücklicher Ordnungsſtrafe, die Bauenden gleich beim Beginn des 

| Baues zur genauen Befolgung der ertheilten Vorſchrift anweiſen, und fie vor den 

D Folgen warnen, welche die Abweichung von derſelben und der Mißbrauch dererhals 

| tenen Erlaubniß nach fich ziehen würde. Wenn aber deſſen ungeachtet die Bauens 

den fortfahren ſollten, die Bedachung ihrer Gebäude gegen die erhaltene Erlaubniß 

zu fertigen, mithin Lehmſchindel- oder Strohdächer aufzulegen, wo ſte nur mit Zie— 

gel oder Schiefer decken ſollten, oder ſtatt Lehmſchindeldächer Stroh aufzulegen, und 

dieſes nur von Innen oder von Außen mit Lehm zu bekleiden, ſo ſollen die Land— 

räthe auf ſofortige Anzeige der betr. Bürgermeiſter und auf Koſten des Kontra— 

venienten eine techniſche nähere Unterſuchung des Daches vornehmen laſſen, und nach 

Befund der Umſtände in den dazu geeigneten Monaten Mai und Juni die Abwer— 

fung des Daches polizeilich verfügen, außerdem aber den Kontravenienten nach An— 

leitung des Reſſort⸗Regl. v. 20. Juli 1818 zur Beſtrafung den Polizeigerichten über— 

weiſen. (A. XIX. 502.— 2. 144.) ) 
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4) Wer künftig, diefer V. entgegen, ein neues Stroh- oder Rohr-Da a 
oder ein Stroh- oder Rohrdach mit Stroh oder Rohr auöbeffert ohne A 
gedachte Erlaubniß erhalten zu haben, wird mit einer Geldbuße von Ein bis Fünf Then. 
und im Falle des Neubaues mit Niederlegung des Stroh- oder Rohrdaches beſtraft “). p 
b 5) Uebertretungen der Ortsbehörden in der in 8. 2. und 3. ihnen ertheilten Befug⸗ 
niß werden mit angemeſſenen Ordnungsſtrafen, welche die Reg. feſtſetzen, geahndet. 


Sie haben dieſe Beſtimmungen durch die Amtsbl 
niß zu bringen. 8 8 obl. der Reg. zur allgemeinen Kennt> 


Berlin, den 2. Juli 1836. e N 
((A. XX. 43l.—2. 152). Friedrich Wilhelm. 
Dazu: 


a) Zum $. 4. | 

R. des K. Min. des J. und der P. (v. Rochow) v. 18. Sept. 1839, an die 
K. Rhein. Reg. zu N. Einführung feuerfeſter Bedachungen in der Rheinprovinz. 

Zur Beſeitigung der Zweifel, welche nach dem Ber. der K. Reg. v. S v M. bei 


fung der Strohbedachungen in der Rheinprovinz, angedrohten Strafen entſtanden find, 
wird der K. Reg. hiermit eroͤffnet, daß, wenn nach jenem Paragraphen im Falle des 
Neubaues auch die Niederlegung des Stroh- oder Rohrdaches erfolgen ſoll, hier der 
Auedrack »Neubau« nicht auf das ganze Gebaͤude, ſondern nur auf das Dach zu be— 
ziehen UL, weil ſonſt der Zweck der Allerh. V. die allmälige Einführung feueriefter Be— 
9 wenn nicht ganz vereitelt, doch jedenfalls ſehr weit hinausgeſchoben werden 
wurde. | 

Die möglicher Weiſe daraus für Einzelne, namentlich in den Fällen, wo die nachge— 
geſuchte Erlaubniß zur Auflegung eines Strohdaches nicht würde haben verſagt werden 
können, entſpringende Härte wird man auf anzubringende Beſchwerde zu mildern im 
Stande ſein. 

Die Entſcheidung in ſolchen Fällen will ich mir jedoch vorbehalten und der K. Reg. 
zugleich bemerklich machen, daß ich die von Derſelben den Landräthen ertheilte Ermächti— 
gung, in dergl. Fällen es bei der verwirkten Geldſtrufe bewenden zu laſſen, nicht billigen 
fann, indem die in Rede ſtehende Allerh. O. bei neuen Bedachungen ausdrücklich das Ge— 
gentheil vorſchreibt. (A. XXIII. 715.—3. 180.) 

b) R. des K. Min. des J. (Gr. v. Arnim) v. 29. Jan. 1845, an den K. 


Rohr, Ginſter oder anderem Strauchwerke. 

Einverſtanden mit Ew. ꝛc. Anſicht, daß das in einigen Gegenden der Rheinprovinz 
übliche Bekleiden der Außenwände der Gebäude mit Stroh, Rohr und Strauchwerk nicht 
| minder feuergefährlich iſt, als das aus dieſem Grunde bereits durch die Allerh. O. vom 
2. Juli 1836 (A. S. 432.) zum Theil verbotene Decken der Dächer mit dergl. Materia⸗ 

lien, ermächtige ich Sie, die nachſtehenden Vorſchriften durch die Amtebl. der K. Reg. in 
der Rheinprovinz zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

1) Gebäude, welche weniger als 1000 Fuß von den Gebäuden anderer Beſtitzer nt, 
fernt liegen, dürfen an den Außenwänden mit Stroh, Rohr, Ginſter oder anderm 
Strauchwerke nicht bekleidet werden. 

2) Auobeſſerungen ſchon vorhandener Wandbekleidungen ſolcher Art an Gebäuden, 
welche die Nr. 1. bezeichnete Lage haben, dürfen ohne Genehmigung der Orts— 
Polizeibehörden nicht vorgenommen werden. Dieſe Genehmigung iſt in der Re⸗ 
gel zu verſagen, wenn entweder die auszubeſſernde Fläche größer ift, als 4 Qua- 
dratfuß, oder wenn aus der mangelhaften Beſchaffenheit der ganzen Wandbeklei⸗ 
dung erfithtlich wird, daß der Beſttzer die Ausbeſſerung von geringerem Umfange 
nur vornehmen will, um ſo allmälig die ganze Wandbekleidung zu erneuern. 


1) Die C. V. der Reg. zu Trier v. 13. Aug. 1833 an ſaͤmmtl. Landräthe bemerkte, 
daß wenn auch der Antrag des öffentlichen Miniſteriums auf Niederreißung eines 
angelegten Strohdaches abgewieſen worden, doch dieſe in dem polizeigerichtiichen 
Urtheile ausgeſprochene Ab weiſung in keiner Hinſicht als eine richterliche Entſcheidung 
entgegenſtehe, wenn die Verwaltungsbehörde die Niederreißung des Strohdaches 
durch die ihr Kraft eigener Gewalt zuſtehenden Mittel zu bewerkſtelligen, beabſichtige, 
daß es vielmehr der Verwaltungsbehörde immerfort undenommen bleibe, wegen die⸗ 
ſer Niederreißung in Beziehung auf eine von ihr erforderſich erachtete Sicherheiks— 
maßregel nach ihrem Ermeſſen zu verfahren; daß es hierzu auch keiner gerichtlichen 
Verf. bedürfe. (A. XVII. 1072.—4. 125.) f 


Anwendung der im 8. 4 der Allerh. K. O. v 2. Juli 1836 (A. S. 432.) wegen Zulas- 


Oberpräſ. der Rheinprovinz. Bekleiden der Außenwände der Gebäude mit Stroh, 
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Die Reg. ſind jedoch ermächtigt, auch in den bezeichneten beiden Fällen die Aus⸗ 

beſſerungen ausnahmsweiſe zu geſtatten, wenn das Gebaͤude ſeiner Beſchaffenheit 

| nach einer Wandbekleidung zum Schutze gegen die Witterung nothwendig bedarf 
und der Beſitzer vermögend ift, eine ſolche auf andere Weife herzuſtellen. 

3) Wer, dieſen Vorſchriften zuwider, neue Wandbekleidungen ſolcher Art anlegt 
(Nr. J.) oder ſchon vorhandene ohne polizeiliche Genehmigung ausbeſſert (Nr. 2.), 
verfällt in eine polizeiliche Geldbuße von 1. bis zu 5 Thlrn. und ſoll im erſtern 
Falle zugleich zur Fortſchaffung der neuen Wandbekleidung angehalten werden. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 42. Nr. 52.) 

13) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 7. Sept. 1836 an 
den K. Oberpräſ. der Provinz Weſtphalen. Anwendbarkeit der V. v. 2. Juli 
1836 auf die Provinz Weſtphalen !:). 

Ew. Exc. erwiedere ich auf den Antrag v. 26. v. M. wegen Ausdehnung der am 
2. Juli d. J. für die Rheinprovinz hinfichtlich der Bedachung der Gebäude ergangenen 
Allerh. V. auf die Prov. Weſtphalen, daß es der Allerh. Genehmigung der in jener V. 
ausgeſprochenen Grundſätze für die Rheinprovinz nur deshalb bedurft hat, weil dort der 
Anwendung derſelben ausdrücktiche Geſetze entgegen ſtanden. 
| Da nun außerdem, wie auch der Eingang der V. zeigt, dadurch nur diejenigen Grund— 
füge in der Rheinprovinz haben zur Anwendung gelangen ſollen, nach denen in den übri— 
gen Provinzen bereits, wenigſtens der Regel nach, verfahren wird, fo kann es kein Beden⸗ 
ken haben, die Beſtimmungen vom 2. Juli d. J. auch für Weſtphalen in Anwendung zu 
bringen, wenn nicht etwa auch dort ausdrückliche geſetzliche Vorſchriften dies hindern moͤch— 
ten. (A. XX. 433.— 2. 153.) 


14) R. des K. Min. ded J. u. d. d. P. (v. Rochow) vom 30. Juni 1839 
an den Gutsbeſitzer N., Regierungsbezirk Poſen. Die Steinbedachung ländlicher 
Wohn- und Wirthſchaftsgebäude iſt möglichſt zu bewirken. 


Ew. 2c. beehre ich mich auf das Geſuch um Aufhebung des Erlaſſes der Reg. zu Po— 
ſen in Bezug auf die Steinbedachung ländlicher Wohn- und Wirthſchaftsgebäude, ganz 
ergebenſt zu erwiedern, daß ſich nach langjähriger Erfahrung die feuerfeſte Bedachung als 
das ſicherſte Mittel gegen große Brandſchäden auf dem Lande erwieſen hat, weil bei Stroh— 
und Schindelbedachung die Flamme zu raſch überhand nimmt und ſich durch Flugfeuer 
zu ſchnell mittheilt, um rechtzeitig unterdrückt zu werden, und um bei einem Brandunglück 
dieſes auf das Gebäude, in welchem das Feuer entſtanden iſt, beſchränken zu können. Die 
polizeil. Verordnungen des vorigen Jahrhunderts haben deshalb ſchon unausgeſetzt auf 

| feuerfefte Bedachungen auf dem Lande möglichft hingewirkt. Wenn deſſen ungeachtet zum 
großen Theile die feuerfeſten Bedachungen noch immer nicht ſo verbreitet ſind, als man 
dringend wuͤnſchen muß, ſo liegt dies in der fruͤheren unvollkommenen Handhabung der 
Polizei, und gibt einen Grund mehr ab, die beſtehenden desſallſtgen Vorſchriften um fo 
ſorgfältiger in's Auge zu faſſen. N 

Durch die älteren Schleſ. Ed. find feuerfeſte Bedachungen für alle ländlichen Gebäude 
in Schleſten vorgeſchrieben, nur in Anſehung der nicht mit Feuerungen verſehenen Wirth— 
ſchaftsgebäude hat man, zur Erleichterung der Landbewohner, Ausnahmen von dieſer Re— 
gel geſtattet; dagegen wird auf feuerfe fe Bedachung aller mit Feuerungen verſehener Wohn: 
und ähnlicher Gebäude ſtreng gehalten. Dies iſt auch in der That dringend nöthig, da es 
keinem Zweifel unterliegt, daß in den meiſten Fällen die Feuersbrünſte aus Fahrläſſigkeit 
in eet $ ausbrechen, in welchen Feuerungen vorhanden find und mit Feuer umgegan— 
gen wird. 

Wenn nun nach dem von der Reg. zu Poſen erſtatteten Ber. die nähere Veranlaſſung 
zu Ew. ꝛc. Schreiben darin liegt, daß dem Dominium P. die Erlaubniß zur Bedachung 
eines neuen Wohnhauſes für den Teichwärter in W. mit Stroh, und zur Bedachung eines 
neuen Kruggebäudes in B. mit Schindeln, verweigert worden iſt, beide Gebäude aber mit 
Feuerungen verſehen ſind, ſo kann ich das Verfahren der Behörden nicht mißbilligen, zu— 


1) Hlerdurch ſind die Publikanda der Reg.: | 

a) zu Münſter v. 6. Aug. 18:9, daß die Strohbedachung bei Gebäuden, die 
nicht in geſchloſſenen Dörfern, Flecken oder Städten liegen, zuläſſig, und 
7 mit Lehmſchindeln überall zu geſtalten ſei (A. III. 818.—3. 

), Und: 
b) zu Minden v. 6. Aug. 1820, betr. die Verminderung derffeuerg efährlichen Stroh— 
N dächer in den gefchloffenen Ortſchaften. (u. IV. 586.—3. 80.) a 
für befeitiget zu erachten. 
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nal des Könige Maj: die oben angeführten Gründe durch die Allerh. Ord. v. 2. Juli 
1836, die Bedachung ländlicher Gebäude in der Rhei 8 aan 
kennen geruhet haben. heinprovinz betr., von Neuem anzuer⸗ 
Hiernach ſehe ich mich außer Stande, den Wunſch, dem Dominium P. ausnahms— 
weiſe zu geftatten, daß die dortigen Gebäude mit Stroh oder Schi , 2 
füllen zu können ꝛc. (A. XXIII. 469.2. 189.) h oder Schindeln gedeckt werden, er 


| 15) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. Fin. (v. Bodel⸗ 
ſcwingh) v. 16. Juni 1842, an die K. Reg. zu Frankfurt a. O. Haltung auf 
feuer ſichere Bedachungen in der Nähe vorüberführender Eiſenbahnen. 

Es liegen zwar keine Erfahrungen darüber vor, bis auf welche Entfernung hin die 
Zündkraft der aus dem Schornſtein der Lokomotiven ausgeworfenen Kohlen noch wirkſam 
ift; Ko? Kär SE E GE werden, eher mehr als weniger Vorſicht an— 
zuwenden und von den Eiſenbahn-Geſellſchaften die moͤglichſte Beſeiti inli⸗ 
cher Gefahren zu verlangen. N eee 

Die K. Reg hat deshalb auf den Grund des der Berlin-Frankfurter Eiſenbahn-Ge⸗ 
ſellſchaft geſtellten Vorbehalts darauf zu halten, daß die innerhalb eines 19 929 10 
Ruthen zu beiden Seiten der Bahn belegenen Strohdächer auf Koſten der Geſellſchaft in 
feuerſtchere Bedachungen verwandelt werden. Dabei iſt es auch nicht zu geſtatten, daß die 
Beſttzer der fraglichen Gebäude ſich etwa von der Eiſenbahn-Geſellfchaft für die Erfüllung 
der ihr obliegenden Verpflichtungen in Gelde adfinden laſſen, und die feuergefährlichen Be— 
dachungen nichts deſtoweniger bleiben. (Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 212. Nr. 285.) 


16) R. des K. Min. des K. H. (Thoma) u. d. Gen. Verw. der Domainen 
und Forſten (v. Reuß) v. 11. Mai 1843 an die K. Reg. zu Frankfurt. Den 
zum Empfang freien Bauholzes aus K. Forſten Berechtigten iſt bei Umwand— 
lung von Rohr- und Strohdächern in Ziegeldächer das dazu erforderliche Holz 
zu gewähren, wenn der mehrere Holzaufwand der erſten Anlage durch Vermin— 
derung der Feuersgefahr ausgeglichen wird. 


Auf den Ber. v. 6. v. M. iſt das Min. mit der K. Reg. darüber einverſtanden 
daß der Befiger, der mit einer Bauholzberechtigung belaſteten Forſt von dem Beſitzer des 
bauholzberechtigten Gutes nicht angehalten werden könne, zu den bisher mit Stroh oder 
mit Rohr bedeckt geweſenen Häuſern, das zum Ziegeldach erforderliche Holz zu verabrei— 
chen. Denn da das Ziegeldach einen ungleich ſtärkeren Dachſtuhl erfordert, ſo wird die 
Verpflichtung des Waldbeſttzers durch die Hergabe des zum Ziegeldach erforderlichen Hol— 
ep jedenfalls vermehrt, und es kann von dem Bauholzberechtigten hierbei auf die Beſtim— 
mungen des A. L. R. Thl. 1. Tit. 22. 8.210 nicht rekurrirt werden. Auf der andern 
Seite iſt es aber wiederum nicht zu verkennen, daß die Feuersgefahr bei einem mit Ziegeln 
gedeckten Wau geringer iſt, als bei Stroh- und Rohrdächern, und daß in dieſer Hinſicht 
daher das Intereſſe der Servitutpflichtigen durch Umwandlung der Rohr- und Stroh— 
dächer in Ziegeldächer gefordert wird. 

Dieſerhalb und mit Rückſicht darauf, daß der in feuerpolizeilicher Hinſicht wün⸗ 
ſchenswerthen, in vielen Fällen von der Polizeiverwaltung ſogar gebotenen Umwandlung 
der Stroh- und Rohrdächer in Ziegeldächer durch die Verweigerung des zu den letztern 
erforderlichen Holzes entgegen gewirkt werden würde, findet das Min. nichts dagegen zu 
erinnern, daß den zum Empfang des freien Bauholzes aus K Sorten berechtigten Ein⸗ 
ſaſſen, welche an Stelle ihrer bisherigen Rohr— und Strohdächer bei eintretenden Neu— 
baufällen Ziegeldächer anlegen, das dazu erforderliche Holz überall da gewährt werde, wo 
nach der Lokalität der zu dieſer erſten Anlage erforderliche mehrere Holzaufwand durch 
Verminderung der Feuersgefahr ausgeglichen wird. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 182. Nr. 227.) 


17) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 24. Dec. 1843 an die 
K. Reg. zu Magdeburg. Entfernung der Korn-, Stroh- und Heudiemen, ſowie 
der Strohdächer, aus der Nähe vorübergehender Eiſenbahnen 1). 


„Bei Beurtheilung der Entfernung, in welcher Korn⸗, Stroh- und Heudiemen in der 
Nähe der Eiſenbahnen aufgemacht werden muͤſſen, um nicht von dem Funkenſpruhen der 


1) Ueber die Errichtung von Gebäuden in der Nähe von Eiſenbah nen, vergl. die R. 
des Min. des J. u. d. P. v. 23. Juni 1840 (Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 245), 
des J. v. 11. Juli 1845 (a. a. O. 1845. S. 223), des J u. d. F. v. 4. Dec. 1847 
(a. a. O. 1847. S. 332.) derſelb. Min. v. 20. März 1848. (a. a. O. 1848. S. 133) 
Vergl. dieſe Erlaffe in v. Rönne's Wegepolizei und Wegerecht, S. 72 — 74.). 
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Lokomotiven erreicht zu werden, kommt es, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 30. v. M. 
eröffnet wird, darauf an, wie weit die Zündkraft der aus dem Schornſtein der Dampfma— 
ſchine herausgeworfenen Kohlen trägt. Hierüber liegen zur Zeit noch keine ganz beſtimm— 
ten Erfahrungen vor. 

Es iſt jedoch, in Betracht der neueren Schutzmittel gegen das Verſtreuen von Koh— 
len bei anderer Veranlaſſung für ausreichend erachtet worden, die aus dem Vorüuͤberfah— 
ren der Lokomotiven für Strohdächer entſtehende Feuersgefahr zu entfernen, wenn die 
letztern in einer Entfernung von 10 Ruthen von der Eiſenbahn nicht geduldet werden. 

Eine gleich große Entfernung wird daher auch die auf freiem Felde auszuſtellenden 
Diemen hinlänglich ſchützen. Demgemäß mag die K. Reg. eine verwarnende öffentliche 
Bekanntmachung erlaſſen. Eines eigentlichen Verbots und der Androhung einer Strafe 
zur Aufrechthaltung deſſelben, bedarf es dagegen nicht, da ein Zuwiderhandeln gegen 
jene Warnung nach 88. 19 ff. des A. L. R. Thl. I. Tit. 6. jeden Anſpruch auf Entſchädi⸗ 
gung aufheben wurde und hierin ein genügendes Motiv liegt, der polizeilichen Von 
ſchrift die wünſchenswerthe Beachtung zu ſichern. 

(Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 23. Nr. 30.) 

18) C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 18. Febr. 1844 an 
ſämmtl. K. Reg., und an das K. Polizeipräſidium zu Berlin. Zuläſſigkeit 
der Anwendung von Strohdocken (Strohpuppen) zur Dichtung der Pfannen— 
dächer. 

Vor weiterer Beſchlußnahme auf die Anfrage der K. Reg. p 22. Dec. v. J., die 
Anwendung von Strohdocken zur Dichtung der Pfannendächer betr., hat das Min. des 
J. ftch veranlaßt gefunden, dieſerhalb die gutachtliche Aeußerung des K. Ober-Bau-Dep. 
zu erfordern. Nach derſelben, welcher beizutreten das Min. kein Bedenken findet, leidet 
die Feuerſtcherheit der Gebäude durch Eindeckung der Dachpfannen mit Strohdocken, 
welche zuvor gehörig in verdünntem Lehm getränkt ſind, im Vergleiche mit der Eindeckung 
der Pfannen in Kalk, nicht weſentlich, weil das Flugfeuer, welches bei einem ſolchen Ver: 
gleiche zunächſt in Betracht zu ziehen iſt, auf die in Lehm getränkten Strohdocken, ſofern 
ſolche von den Ziegeln ganz bedeckt ſind, und auf die darunter liegenden Latten, 
keine nachtheilige Wirkung äußern kann, als auf die bloßen Latten eines mit Kalk einge— 
deckten Pfannendaches. In Fällen, wo durch die Hitze eines benachbarten brennenden 
Gebäudes die Dachziegeln dergeſtalt zerberſten, daß ſte herabfallen, iſt die Feuersgefahr 
gleich groß, das Dach ſei mit Strohdocken oder mit Kalk eingedeckt, denn in ſolchem Falle 
werden die entblößten Latten ebenſo leicht entzündet werden, als die in Lehm getränkten 
Docken, vorausgeſetzt, daß die Lehmtränkung derſelben mit gehöriger Sorgfalt bewirkt iſt, 
was gewöhnlich nicht verſäumt wird, weil hiervon auch die Dichtigkeit des Daches weſent— 
lich abhängt. Unter dieſen Umſtänden erachtet die Ober-Bau-Dep. die Anwendung ges 
lehmter Strohdocken zur Eindeckung der Dachpfannendächer auch da für zuläffig, wo Ge— 
bäude nahe nebeneinander ſtehen, dieſelbe bemerkt jedoch ausdrücklich, daß der Feuerſtcher— 
heit wegen, die vollkommene Ueberdeckung der Strohdocken durch die Pfannen uner— 
läßlich iſt, und daß die hin und wieder empfohlene Tränkung der Strohdocken in einer 
geſättigten Alaunauflöſung weniger zweckmäßig erſcheint, als die in verdünntem Lehm. 

Hiernach wird die K. Reg ermächtigt, die betreffenden Beſtimmungen der dortigen 
Brandordnung und der Feuerordnung für ihren Regierungsbezirk zu ergänzen. 

(Min Bl. d. i. V. 1841. S. 41. Nr. 53.) 

Dazu: 


C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 30. April 1844 an 


1 K. Reg., ausſchließlich zu Gumbinnen, und an das K. Polizeipräſidium 
zu Berlin. 


In dem dieſſeitigen Erlaſſe v. 18. Febr. e. (Min. Bl. S. 41. Nr. 53.), betr. die 
Anwendung der ſogenannten Strohdocken (Strohpuppen) zur Dichtung der Dachpfan⸗ 
nendächer, iſt erwähnt, daß, um die gehörige Feuerſicherheit zu erreichen, die Strohdocken 
von den Pfannen vollkommen überdeckt ſein müſſen. 

Hiernach ift daher in denjenigen Gegenden, wo für dieſen, die Feuerſicherheit bedin— 
genden Umſtand nach der Art der Bereitung oder Eindeckung der Dachpfannen keine 
hinlangliche Gewähr vorhanden, die Anwendung der Strohdocken nicht zu geſtatten, und 
ne aus dieſem Grunde bisher ſchon unterfagt geweſen, es dabei auch ferner 

L $ 

ö Die K. Reg. (das K. Polizeipräſ. hieſelbſt) wird hierauf aus Veranlaſſung einer 
ſpeciellen Anfrage wit der Aufforderung aufmerkſam gemacht, darnach rückſichtlich der 


Anwendung der C. V. v. 18. Febr. o. u achten, und die Unterbehoͤrd orderli⸗ 
chen Falles mit Anweiſung zu verſehen. CS hoͤrden erf 


(Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 130. Nr. 144.) 
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| 19) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Jacobi) v. 17. Sept. 1844 an die 
K. Reg. zu Merſeburg. Bedingte Zuläſſigkeit der Lehmſchindelbedachung auf 
dem platten Laude an Stelle der Ziegelbedachung. 8 | 

Der Ber. der K. Reg. v. 4. Juni c., die Lehmſchindelbedachung auf dem platten 
Lande betr. hat Veranlaſſung gegeben, über dieſen Gegenſtand die gutachtliche Aeußerung 
der Ober⸗Bau⸗Dep. zu erfordern. Die gedachte Behörde hat ſich nun dahin ausgeſpro— 
chen, daß die Lehmſchindeldächer weit weniger feuergefährlich, als Stroh- und Schindel— 
Mäer, jedoch minder feuerabhaltend als Ziegeldächer zu betrachten ſeien. Unter dieſen 
Umſtänden fonnen die Lehmſchindeldächer hinfichtlich ihrer Feuerſtcherheit den Ziegel» 
bächern nicht gleichgeftellt werden, und dies um fo weniger, als die Lehmfchindetvächer den 
Einflüffen der Zeit und Witterung beſonders bei einer nicht ſehr ſorgfältigen Anfertigung, 
auf bedenkliche Weiſe ausgeſetzt ſind. Die fragliche Bedachung kann daher nicht unbe— 
dingt als ein Surrogat der Ziegelbedachung angeſehen werden, vielmehr iſt dieſelbe, als 
eine ſehr empfehlenswerthe Art der Strohbedachung, nur in den Fällen zuznlaſſen, welche 
die K. Reg. bereits in ihrer Amtsblatt-Berordn. v. 8. Juli 1818 bezeichnet hat 1). 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 265. Nr. 286.) f 

20) In Betreff Neu-Vorpommerns berichtete die Reg. zu Stral— 
ſund unterm 12. März 1823 an das K. Min. d. J. u. d. P., daß nach dem 
Patente der ehemaligen Reg. v. 30. Okt. 1722 (Landes-Urkunden⸗Samml., 
Suppl. Bd. II. S. 367.) innerhalb der Ringmauern der Städte kein Stroh— 
dach geduldet werden ſolle, welche V. auf die Vorſtädte, weil ſie nicht innerhalb 
der Ringmauern belegen, oder, wo ſolche fehlen, doch als zur Stadt ſelbſt gehö— 
rig nicht angeſehen würden, bisher nicht angewandt worden ſei. Die Städte 
wurden aber durch die in den Vorſtädten befindlichen Strohdächer beim Aus— 
bruch einer Feuersbrunſt ganz in dieſelbe Gefahr geſetzt, als wenn ſolche in der 
Stadt ſelbſt lägen, indem die Vorſtädte oft den Städten ſo nahe lägen, daß ſie 
damit ein continuum ausmachen. Die Reg. beantragte daher einen Erlaß, daß 
künftig in den Vorſtädten neue Bauten, worin Feuerſtellen angebracht werden 
ſollen, nur zuläſſig, wenn ſie mit Stein- oder Lehmſchindel-Dächern verſehen 
werden. Hierauf reſkribirte indeß das K. Min. des J. (v. Schuckmann) unterm 
5. April 1823, daß die beantragte Erweiterung der Vorſchriften des Pat. v. 
30. Okt. 1722 bedenklich und nicht darauf einzugehen ſei, wogegen empfohlen 
werde, dahin zu wirken, daß neue Scheunen vor den Thoren nicht zu nahe an 
einander gebaut würden. 

(Act. des K. Min. d. J., betr., die in baupolizeilicher Hinſicht ergangenen Vor⸗ 

ſchriften ꝛe., Baupolizei-Sachen gen. Nr. 7., Vol. II.) 

21) Vergl. auch das R. des K. Min. des J. u. d. P. b. 5. Sept. 1838, 
betr, das Verbot feuergefährlicher Bedachung der Schmied en. (A. XXII. 
790. — 3. 205.) (Oben Kap. II. sub B., S. 505 ff.) 

B. Publikanda der Provinzial-Behoͤrden. 

1) Publ. der K. Reg. in Oppeln v. 28. Febr. 1818. Anweiſung 
zur Umwandlung der noch vorhandenen Schindeldächer in Ziegeldächer, und der 
hölzernen Feuereſſen in maſſive Schornfteine?). 


1) Nämlich auf dem platten Lande, ſtatt der Bedachung der Gebäude mit Stroh- und 
Holzſchindeln. 

2) Die Reg. zu Oppeln fand ſich unterm 12. Aug. 1822 veranlaßt dem K. Min. 
des J. u. d. P. anzuzeigen, daß zwar die V. v. 21. Okt. 1766, 25. Sept. 1767, 
und 24. Sept. 1768 in Abſicht der Schindelbedachungen feſtſetzten, daß außer dem 
Falle eines Neubaues alljährlich eine gewiſſe Anzahl von Häuſern zur Ziegelbe⸗ 
dachung beſtimmt und dazu die wohlhabenden Haudeigenthümer bezeichnet werden 
ſollten, wonach auch im dortigen Reg-Departement ſtets verfahren, ſo wie auch 
darauf gehalten ſei, daß bei Hauptreparaturen an Gebäuden Ziegelbedachung ein⸗ 
trete; allein dieſe Maßregeln reichten nicht hin und es werde dabei die völlige Ab⸗ 
ſchaffung der Schindeldächer noch weit hinausgeſchoben, zumal nicht feſtſtehe, was 
eine Haupt⸗ und eine kleine Reparatur ſei. Die Regierung beantragte daher einen 
Erlaß hierüber. Das K. Min. bemerkte indeß in dem R. v. 13. Sept. 1822, daß 
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Ob zwar zur Vermeidung der Feuersgefahr ſchon öfters Maßregeln und kürzlich 
unterm 19. April v. J. (Amtsbl. 1817, Stück XIX. S. 257, Nr. 149.) feſtgeſetzt worden 
ſind, nach welchen die Verwandelung der in den Städten noch größtentheild vorhandenen 
Schindeldächer in Ziegeldächer geſchehen ſoll; ſo werden doch ſolche nicht allenthalben be— 
folgt, und ift zeither größtentheils mit der Entſchuldigung vorgetreten worden, daß nt, 
weder bei der Stadt keine Dachziegeln für den erforderlichen Bedarf vorräthig, oder auch 
ſelbſt in der Nähe derſelben keine dergleichen zu erhalten wären. 

Dieſe Entſchuldigung kann indeß in Zukunft bei den Magiſträten, welche das Beſte 
der Stadt vor Augen haben ſollen, dadurch vorgebeugt werden, daß mehr als ſonſt ge: 
ſchehen, auf gehörige Vorräthe von Dachziegeln gehalten, und daß unter keinem Vor⸗ 
wande einem der Bauenden, den Polizei-Verordnungen zuwider, das Eindecken der Dächer 
mit Schindeln geſtattet werde. 

So wie wir nun auf die Ziegelbedachung ſtrenge gehalten wiſſen wollen; ſo bringen 
wir auch, mit Bezugnahme auf gedachte Feſtſetzung, die Verwandelung nicht nur der in 
den Städten, ſondern auch der beſonders noch in den Dörfern einiger Kreiſe vorhandenen 
ſo feuergefährlichen hölzernen Feuereſſen, dergeſtalt in Erinnerung, daß die Umſchaffung 
derſelben in maſſtve Schornfteine nunmehr in dieſem Jahre vollſtändig erfolgt. 

Den Herren Landräthen, ſowie den Magiſträten tragen wir daher hiermit auf, da, 
wo in den Städten und Dörfern dergleichen hölzerne Feuereſſen ſich annoch befinden, auf 
die Genügung unſerer hierdurch zum allgemeinen Wohl wiederholten Verordnung mit 
vollem Ernſt und Zwang zu halten; damit es aber auch nicht an den dazu erforderlichen 
Ziegeln ermangeln möge, fo muß für den gehörigen Vorrath bei Zeiten geſorgt werden; 
dei den Dörfern aber kann der Zweck dadurch leicht erreicht werden, daß die ganze Ge⸗ 
meinde eines Dorfes vortritt, und auf die Beſchaffung der dazu erforderlichen Ziegeln 
durch eine anzulegende Plan-Ziegelei Bedacht nimmt. 

Die Beſchaffung maſſiver Schornſteine für den Landmann, kann auch auf eine wohl- 
feilere Art, nämlich durch Luftziegeln bewirkt werden, und es bedarf daher außer dieſen 
nur die Anlegung des Fundaments entweder mit Feldſteinen oder gebrannten Ziegeln, und 
des Theils des Schornſteins über den Dachfenſtern mit gebrannten Mauerziegeln ꝛc. 

(A. 11. 265. — 1. 86.) 


2) Publ. der K. Reg. zu Liegnitz v. 21. Aug. 1818. Abſchaffung der 
Stroh- und Schindeldächer, der hölzernen Dachrinnen und der Bauten von 


Schrotholz. 
Ungeachtet der mehrmals wiederholten, ganz beſtimmten polizeilichen Vorſchriften 
zu Abſchaffung: 
a) der ſo feuergefährlichen Schindeldächer, 
b) der eben ſo nachtheiligen hölzernen hervorragenden Rinnen zwiſchen den Häufern 
in den Städten, und 
e) der Bauten von Schrotholz in den Städten und auf dem platten Lande, 
haben dennoch ſo manche, der gemeinſamen Wohlfahrt nachtheilige Ueberſchreitungen 
ſtatt gefunden ꝛc. 

Wir verordnen hiernach erneuert: 

1) In den Städten und Vorſtädten ſollen forthin, in Gemäßheit der ſchon am 26. 
Mai 1752, 21. Juni 1758 emanirten, und hernach am 29. Dec. 1803, 12. Aug. 1806, 
und unter dem 23. Aug. 1816 durch das 36. Stück des Amtsblattes von gedachtem Jahr 
wieder bekannt gemachten Vorſchriften, die Anlegung neuer hölzerner Schindel- oder 
Strohdächer ſchlechterdings nicht weiter geſtattet werden. 

Der Magiſtrat oder das Polizei-Direktorium, welche die Auflegung eines neuen 
Schindeldachs geſtatten, oder ſtillſchweigend nachgeſehen haben ſollten, verfallen in eine 
irremiſſible Polizeiſtrafe von 25 Thlr. Dem Zimmermann aber, der ſich hat dazu 
brauchen laſſen, ein ſolches Schindeldach aufzulegen, ſoll im erſten Kontraventiondfall 
der Betrieb feines Gewerbes auf Ein Jahr unterfagt werden. Der zweite Kontraventions⸗ 
fall macht ihn unfähig, das Gewerbe eines Zimmermanns weiter zu betreiben. 

2) Die dermalen noch vorhandenen alten Schindel- und Strohdächer in den Städ— 
ten, müſſen nach und nach innerhalb der Friſt, welche für jede Stadt von neuem zu regu— 
liren, in Ziegeldaͤcher verwandelt werden. 


zwar möglichſt auf Abſchaffung der Schindeldächer zu halten, aber nicht über die 
geſetzlichen Vorſchriſten hinaus zu gehen ſei; es laſſe ſich eine beſtimmte Wor: 
ſchrift darüber, was eine Hauptreparatur fei, nicht ertheilen, ſondern dies mär in 
den einzelnen Fällen das techniſche Ermeſſen der Sachverſtändigen beſtimmen. 
(Act. des K. Min. des J. betr. die in baupolizeil. Hinſicht gegebenen Vorſchrif— 
ten ꝛc. Baupolizei-Sachen gen. Nr. 7. Vol. I.) 
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Demnach hat die Polizeibehörde jeder Stadt, und zwar ſo viel die Städte in den 
älteren Kreiſen des Reg⸗Depart. betrifft, in Gemeinſchaft einer Deput. aus der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſ. den Zeitraum, innerhalb deſſen die Abſchaffung der zur Zeit noch vorhan— 
denen Schindeldächer zu bewerkſtelligen iſt, dergeſtalt in Vorſchlag zu bringen, daß läng⸗ 
ſtens binnen 12 Jahren in keiner Stadt ein Schindel- oder Strohdach anzutreffen fei. In 
Gefolg dieſer Uebereinkunft iſt zugleich, und zwar zunächſt mit Rückſicht auf das größere 
oder geringere polizeiliche Intereſſe, der[Vertheilungsplan auf jedes Jahr des concertirten 
Zeitraums zu machen oder die Ordnung zu beſtimmen, nach welcher innerhalb dieſes 
Zeitraumes in jedem Jahre von den Eigenthümern der zur Zeit mit Stroh- oder Schin⸗ 
deldächern belegten Gebäude, deren Umwandelung in Ziegeldächer, und in ſoweit es 
darauf ankommt, der Neubau der Gebäude bewirkt werden ſolle. Nach dem Schluß dieſer 
Verhandlung aber ift jedem der Eigenthümer der mit Schindeldächern dermalen noch 
belegten Gebäude der Termin bekannt zu machen, in welchem von ihm die Abſchaffung des 
Schindeldachs geſchehen ſein muß. | 

a In dieſen Vertheilungsplan gehören auch, wie ſich von ſelbſt verſteht, die öffentl. 
Gebäude jeder Stadt. Auch in Anſehung ihrer iſt daher Abrede zu nehmen, in welchem 
Zeitraum deren Bedachung mit Ziegeln zu beſchaffen. | 

3) Der Vertheilungsplan ift mit dem Schluſſe dieſes Jahres von ſämmtlichen Ma— 
gifträten, ſowie von dem Polizei-Direktorio hieſelbſt, der K. Reg. zur Prüfung vorzule— 
gen, und in ſoweit deſſen Genehmigung erfolgt, iſt von dem Magiſtrat ſtrenge darauf zu 
halten, daß das zuverläſſig vollzogen werde, was ber Vertheilungsplan angeordnet. 
Dazu aber, daß dieſes mit Nachdruck geſchehen könne, iſt die Fürſorge unumgänglich 
noͤthig: 

a) daß auf den Betrieb der ſtädtiſchen Ziegeleien die größte Aufmerkſamkeit verwendet, 
und zu jeder Zeit ein zulänglicher Vorrath tüchtiger Ziegeln für die Nachfrage bereit 
gehalten werde. Ebenſo nöthig iſt die Meberlegung, 

b) durch welche Benefizien von Seiten der Städte dürftige Stellenbeſttzer bei dem Um⸗ 
bau ihrer Häuſer zu unterſtützen, und in welchem Maße bei den Bau-Etats der 
Kämmerei⸗Kaſſen ein Fonds zu bilden, um daraus Vorſchuͤſſe an hülfsbedürftige 
Bauende gegen die Sicherheitöftellung, die ſelbige mit ihren Grundſtücken der ge— 
meinen Stadt möchten anbieten können, abzureichen. 

4) Zu nothwendigen einſtweilen noch zu geſtattenden Reparaturen eines alten Schin— 
deldaches darf der Magiſtrat forthin und hoͤchſtens bis zu einer Summe von zehn Schock 
Schindeln Einlaß-Atteſte ertheilen. Hält in irgend einem dringenden Fall der Magiſtrat 
dafür, daß zur Reparatur eines alten Schindeldaches die Einbringung von mehr als zehn 
Schock Schindeln als Ausnahme zu vergünſtigen, ſo muß derſelbe mit Darſtellung der 
Gründe bei uns dazu die Erlaubniß nachſuchen. Kee 

5) Die Einftellung neuer hölzerner Dachrinnen, und die Sorge für die Stellung der 
Gebäude nach der Länge an den Straßen, mit Brandgiebeln, war ſchon unterm 16. April 
1798 verordnet, und dieſe V. durch das vorgedachte Amtsblatt erneuert. Auch war eben 
daſelbſt befohlen, daß die Auflegung hölzerner Dachrinnen zwiſchen den Giebelhäuſern zu 
vermeiden ſei. Es wird daher in Anſehung dieſer Gegenſtände hierdurch Nachſtehendes 
abermals in Erinnerung gebracht. 

A. Jedes neue Haus, ſowohl in den Städten als in den Vorſtädten, darf nicht 
anders, als mit dem Dach nach der Straße, und mik gehöriger Brandgiebel-Mauer bis unter 
das Dach, in welchem durchaus keine Thüre, Fenſter oder andere Oeffnung ange⸗ 
bracht fein darf, maſſiv oder feuerficher erbauet werden. Quer⸗ oder Giebelhäuſer 

mit den fo höchft nachtheiligen feuerfangenden Rinnen, dürfen ferner nicht erbaut 
werden. 

B. Auch bei Gelegenheit der an einem ſolchen Giebelhauſe vorfallenden Haupt⸗ 
Reparaturen muß, wenn es irgend möglich, darauf vorgedacht werden, daß man das Ge— 
baude nach der Länge und mit dem Dache nach der Straße zu ftelle. 

C. Bei den vielen noch exiſtirenden ſelbſt maſſiven Quer- oder Giebelhäuſer kön⸗ 
nen zwar die Rinnen nicht vermieden werden, doch ſoll forthin keine hölzerne Rinne wei⸗ 
ter aufgelegt werden. fie wäre denn über ihre ganze Fläche mit Kupfer; Zink oder Eiſen⸗ 
blech überzogen. Anſtatt der hölzernen Rinnen ſind dagegen dergleichen von Stein oder 
von Gußeiſen vorzüglich zu wählen. 

D. Durchaus unzuläſſig iſt der Ausguß der Dachrinnen auf die Straßen. Es 
muß forthin von jeder Polizei-Obrigkeit darauf gedrungen werden, daß, ſo oft eine neue 
Dachrinne aufgelegt wird, das Waſſer in blechernen. kupfernen oder auch thönernen Rin⸗ 
nen längs dem Hauſe ſenkrecht herunter bis einen Fuß über das Steinpflafter abgeleitet 
werde. . 

E. Binnen längſtens 3 Jahren müffen aber auch die dermalen noch eziſtirenden 
Ausgüffe der Dachrinnen auf die Straße, ſowohl an den Marktplaͤtzen, als in allen Haupt⸗ 
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ſtraßen einer jeden Stadt, kaſſtrt ſein, und nach Vorſchrift sub D. durch am Haufe her: 

| unter geführte Rinnen das Regenwaſſer von den Dächern abgeleitet werden. 

| Die Polizei-Obrigkeit einer jeden Stadt hat zu Vollziehung dieſer Feſtſetzung zeitig 
Vorkehrung in ähnlicher Art wie ad 2 zu machen. 

F. Der Bau mit geſchrotem Holze, ſowohl in den Städten als auf dem platten 
Lande, welcher ſchon durch die C. V. v. 27. Febr. 1756, und 23. April 1785, ſowie durch 
das vorgedachte Amtsblatt bei Verluſt aller Remiſſton, ſowie bei Verluſt des Meiſterrechts 
für den bauenden Zimmermeiſter unterſagt war, weil ſolcher nicht nur zum Ruin der or, 
ſten gereicht, ſondern auch die Feuer-Unſicherheit vermehrt, wird deſſenungeachtet noch an 
manchen Orten bemerkt. Auch kommen der Feſtſetzung des letztbezogenen Cirkulars zuwider, 
immer noch hie und da Bohlenwände zum Vorſchein. Es wird daher hiermit die Vor» 
ſchrift jener Verordnungen erneuert, und außer den in den früher emanirten Geſetzen an— 
gedroheten Nachtheilen der Kontravention hierdurch auch noch feſtgeſetzt: daß ein 
mit Schrotholz angefangener Bau von Pollzeiwegen jedesmal wieder abgebrochen 
werden ſoll. 

Eine Ausnahme von dieſen Vorſchriften ſetzt ausdrückliche, vorher einzuholende 
Genehmigung der Landes-Polizeibehörde voraus. 

Uebrigens iſt die Anordnung der C. V. v. 12. Jan. 1805, v. 29. Juni 1811 und 
des mehr erwähnten Amtsbl., wegen Ausführung der Bauten nach einem Plan und por, 
her vorzulegender Zeichnung an die Orts- Polizeibehörde um fo genauer zu beobachten, 
und in allen Städten inſonderheit ſtrenge darauf zu halten, daß ohne Vorwiſſen des 
Magiſtrats oder der ſonſtigen Polizeibehörde kein Hausbau unternommen werde, wenn 
nicht zuvor die nöthigen Erörterungen über die Art und Weiſe, wie der Bau geführt wer— 
den foll, vorausgegangen, und ſolche von dem Departements-Landbau-Inſpektor geprüft 
worden ſind. Dieſe polizeiliche Aufſicht erſtreckt ſich zugleich auf die Sorge, daß dem 
Gebäude kein geſchmackloſes Aeußere gegeben werde. 

Damit die Abſchaffung der hölzernen Schindeldächer in den Städten ſicherer be— 
wirkt werde, haben die Accife-Aemter des Departements nur auf Atteſte der Magiſträte 
Schindeln in die Städte eingehen zu laſſen. (A. II. 866. — 3. 116.) 

3) Vergl. auch: 


a) die Bau⸗Ordnungen und Bau- Polizei-Vorſchriften für einzelne Reg.⸗ 
Bezirke und Städte, unten Abth. IV.; 

b) die Publikanda der Provinzial-Behörden, betr. die Belehrung über 
zweckmäßige und feuerſichere Bedachungsarten, unten Abth. III. Abſchn. 4. 


D. 


Vorſchriften über die Abſchaffung hölzerner Dachrinnen. 
I. Verfügungen der Centralbehöoͤrden. 


1) R. der K. Min. des H. u. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 3. Okt. 
1820, an die K. Reg. zu Köslin. 


Bei den von der K. Reg. angezeigten Verhältniſſen hat Sie von Ihrem Verlan⸗ 
gen, Statt der in mehreren Städten Ihres Departements auf den Häuſern befindlichen 
hölzernen Dachrinnen metallene einzuführen, abzuſtehen. Die Haupt-Feuers-Gefahr ent⸗ 
ſteht von den Giebel⸗Dächern und dem Mangel der Brandmauern, und dieſem Haupt⸗ 
fehler muß man ſchon nachſehen, weil die Kräfte der Eigenthümer nicht hinreichen dürften, 
demſelben abzuhelfen. a 

Was dagegen die in die Straßen hervorragenden Dachrinnen anlangt: fe hat die 
K. Reg. mit Rüdjicht auf die Vorſchrift des 8. 80, Tit. 8. Th. I. des A. L. R. ) in jedem 
ſpeeiellen Falle das Nöthige anzuordnen. (A. IV. 889. — 4. 109.) 


N 2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 26. Febr. 1824, 
an die K. Reg. zu Oppeln. 


Nach dem, aus Veranlaſſung des Ber. der K. Reg. v. 18. Dec. v. J. über die 
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) Hier iſt angeordnet, daß die Anlegung neuer oder Wiederherſtellung eingegangener 
auf die Straße hinausgießender Dachrinnen nur unter Erlaubniß der Polizeiobrig⸗ 


dl nach den von dieſer zu ertheilenden Anweiſungen vorgenommen werden 
arf. 
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Feuergefährlichkeit der hölzernen Rinnen zwiſchen den Giebelhäuſern, erforderten (Gut, 
achten der K. Ober⸗Bau⸗Dep. würde das Beſchlagen jener Rinnen mit eh Kupfer 855 
Eiſenblech, bei Schindeldächern von keinem Nutzen fein und auch bei Ziegeldächern nicht 
gegen alle Gefahr ſchützen, indem die Bleche durch Anhäufung des Flugfeuers leicht 
einen ſolchen Grad der Hitze annehmen, welcher die hölzerne Unterlage entzündet. 
Dagegen wird die gewünſchte Sicherheit durch Rinnen von Blech ohne Holz, oder von 
Gußeiſen und noch mehr dadurch erhöht werden, daß in dem Winkel, welchen die Dach— 
flächen zweier Giebelhaͤuſer bilden, eine fünf Fuß hohe unter einen Stein ſtarke Mauer 
errichtet wird. t 

Das Min. des J. u. d. P. findet inzwiſchen keine Veranlaſſung, deshalb nach dem 
Antrage der K. Reg. ein beſonderes G. zu extrahiren, da theils die aus der Natur der 
Giebeldächer hervorgehende Feueroͤgefahr auch durch jene Vorkehrung nicht ganz zu beſei— 
tigen ift, theils nad) dem A. L. R. Th. I. Tit. 8. 88. 66 ff. die Polizei in jedem einzelnen 
Falle, mit Rückſicht auf die beſonderen örtlichen und perſönlichen Verhältniſſe arbitriren 
kann, was zur Erreichung der Feuerſicherheit rathſam und ausführbar iſt. 

(A. VIII. 278. — 1. 152.) 


II. Publikanda der Provinzialbehörden. 
1) Publ. der K. Reg. zu Bromberg p 19. Jan. 1817. 


Durch die Verf. v. 11. Juni v. J. Amtsbl. Nr. 28. S. 325. und v. 7. Juli 
v. J. Nr. 31. S. 346. iſt bereits feſtgeſetzt worden, daß Dachdeckungen mit Stroh 
oder hölzernen Schindeln, ſowie Neu- und Haupt-Reparatur-Bauten in den Städten 
dur Vorwiſſen und Genehmigung der Ortöpolizeibehörden nicht unternommen werden 
dürfen. 

Indem wir dieſe Verf. hierdurch in Erinnerung bringen, fügen wir denſelben nach— 
ſtehende baupolizeiliche Vorſchriften bei. 

1) Jedes Haus, ſowohl in den Städten, als in den Vorſtädten darf unter keinerlei 

Vorwande anders, als mit dem Dache nach der Straße erbauet, und muß mit Brand— 
giebelmauern, die bis unter das Dach reichen, verſehen werden. Giebelhäuſer mit den 
nachtheiligen und Feuer auffangenden Dachrinnen finden dagegen gar nicht ſtatt, und die 
Erlaubniß zu Hauptreparaturen bei den Dächern derfelben muß vor der Ausführung 
jededmal beſonders bei uns nachgeſucht werden. Wer hiegegen handelt, verfällt in eine 
Strafe von 1—50 Thlr. und wird zur Wegſchaffung der vorſchriftswidrigen Reparatur 
ſofort durch polizeilichen Zwang angehalten werden. 

2) Sollen keine hölzerne Rinnen zwiſchen benachbarten Häuſern weiter aufgelegt 
werden. An deren Stelle ſind Rinnen von Steinen oder von Gußeiſen zu wählen, und 
wenn dergleichen nicht zu erhalten ſind, ſo muß die Vertiefung der zuſammen— 
ſtoßenden Dächer zur Ableitung des Waſſers mit Dachſteinen oder mit Blech eingedeckt 
werden. 

3) Noch unzuläſſiger iſt der Ausguß der Dachrinnen auf die Straße. So oft 
daher eine neue Dachrinne aufgelegt wird, iſt unerläßlich zu veranſtalten, daß das Waſ— 
ſer in blechernen, kupfernen oder auch thönernen Röhren längs dem Hauſe herunter bis 
2 Fuß über das Steinpflaſter abgeleitet werde, bei Vermeidung willkuͤhrlicher Strafe. 
Die noch exiſtirenden Ausgüſſe der Dachrinnen auf die Straße, ſind demnächſt an den 
Marktplätzen und in den Hauptſtraßen einer jeden Stadt binnen Jahresfriſt zu 
kaſſtren. 
N 4) Endlich müſſen auch die hoͤlzernel Feuereſſen, die etwa noch in den Städten 
vorhanden ſein können, aufgeſucht, die gut konſtruirten im kommenden Frühjahr, die 
ſchlechtern und jeden Augenblick Gefahr drohenden, aber ohne weitern Aufſchub eingeſchla— 
gen werden ꝛc. (A. I. 254. — 1. 170.) 


2) Publ. der K. Reg. zu Koblenz v. 16. Febr. 1818. 


Die in mehreren Städten unſeres Depart. zwiſchen den Giebelhäuſern angebrachten 
und ziemlich weit hervorſtehenden hölzernen Dachrinnen, ſind in polizeilicher Hinſtcht um 
fo weniger zutäflig, als 

1) nicht allein die Feuersgefahr dadurch vermehrt, ſondern auch D 

2) der Vorübergehende durch das herabfallende Regen- und Schneewaſſer beläſti⸗ 

et und 

3) das Straßenpflaſter daſelbſt immer eher als an andern Stellen ſchadhaft wird. 
In Erwägung dieſer eingreifenden Momente, fordern wir fümmil. Kreis⸗Behör⸗ 

den auf, 

a) nit Nachdruck darauf zu halten, daß bei Anlegung neuer Dachrinnen in den Städ⸗ 
ten ihres Verwaltungs-Bez., ſolche von Stein, Eiſen oder Blech, nie aber von Holz, 
auch nie hervorſtehend angefertigt, ſondern mit blechernen Abfallröhren verſehen 
werden, eben ſo 
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100 b) unnachſichtlich es zu veranlaſſen, daß innerholb 6 Monaten die Abſchaffung derglei⸗ 
In chen hölzernen Rinnen, wenigſtens vorläufig in den Hauptſtraßen jeden Orts und 
k mindeſtens in der Art bewirkt iſt, daß dieſelben der Fronte der Häuſer gleich abge- 
ſchnitten und mit blechernen Abfallröhren verſehen find ꝛc. 
(A. II. 167. — 1. 87.) 


3) Publ. der K. Reg. zu Poſen v. 31. Jan. 18181). 

In Verfolg unſerer V. v. 21. Febr. 1816 — Amtsbl. 1816, S. 524— 526 — die 
Vorſchriften, wornach die Bau-Polizei zu üben iſt, betr., machen wir hiemit bekannt, daß 
auch hölzerne Rinnen zwiſchen benachbarten maffiven, oder in Fachwerk gebauten, oder 
auch mit Ziegeldächern ſchon verſehenen Häuſern gelegt werden duͤrfen, wenn dieſelben mit 
Blech beſchlagen werden ꝛc. (A. II. 160. — 1. 83.) 


4) Publ. der K. Reg. zu Liegnitz v. 21. Aug. 1818. (A. II. 866. e 3. 
116., ſ. oben Kap. 3. sub Lit. B., Nr. 2. S. 532.) 


5) V. der K. Reg. zu Minden p 4. Okt. 1818. g 

In mehreren Städten unſeres Reg. Bez. find zwiſchen den Giebelhäuſern hölzerne 
und zum Theil ſehr weit hervorſtehende Dachrinnen angebracht. Dergleichen Dachrinnen 
vermehren die Feuersgefahr, beläſtigen die Vorübergehenden durch das herabfallende 
Regen- oder Schneewaſſer, und machen das Straßenpflaſter durch dieſen Waſſerſturz 
ſchadhaft. Sie find daher in polizeilicher Hinficht nicht zuläſſig, und wir finden uns des— 
halb und mit Bezug auf die 88. 80 und 82 Tit. 8. Th. 1. des A. L. R. veranlaßt, hier- 
durch Folgendes feſtzuſetzen: | 

8. 1. Die bisherigen, meiftend auf die halbe Straßen-Breite ausgießenden Rinnen⸗ 
ſchnabel, es beſtehen nun ſolche aus Stein, Blech oder Holz, ſollen binnen einem von den 
Ortspolizeibehörden feſtzuſetzenden und die vorhandenen Umſtände zwar beruͤckſichtigen— 

. den, aber moͤglichſt abzukürzenden, Termine, abgebrochen werden. 

8. 2. Die hölzernen Dachrinnen find, in den Hauptſtraßen der Städte ſpäteſtens 
innerhalb eines Jahres, in den übrigen Straßen aber unfehlbar innerhalb zwei Jahren 
von der Bekanntmachung dieſer Verf. an gerechnet, gänzlich abzuſchaffen. 

8.3. An die Stelle derſelben treten Rinnen von Stein, Gußeiſen, Kupfer und von 
ſtarkem verzinnten oder von Eiſenblech, und dürfen ſelbige nie hervorſtehen. Rinnen von 
Blei find, beſonders deshalb, weil fie bei Feuersbrünſten für die Löſchenden ſehr gefährlich 
werden können, nicht zuläſſig. | 
8.4. Sämmtliche Dachrinnen find mit blechernen, dicht an den Häuſern anzule⸗ 
nn Abfallröhren, deren Ausguß hoͤchſtens zwei Fuß von der Erde abſtehen darf, zu 
verſehen. 
8. 5. Diejenigen Hauseigenthümer, welche in den feſtgeſetzten Terminen dieſe Vor— 
ſchriften nicht befotgt haben werden, verfallen in eine den Umſtänden angemeffene, polizei: 
liche Strafe ꝛc. (A. II. 1151. — 4. 103.) 


6) Publ. der K. Reg. zu Stralſund v. 17. Jan. 1819. 

Die in verſchiedenen Städten dieſer Provinz noch anzutreffenden weit hervorſtehen— 
den hölzernen Dachrinnen, vermehren nicht allein die Feuerögefahr, ſondern es werden 
dadurch auch bei Regen» oder Thauwetter die darunter hin gehenden nicht wenig beläſtigt; 
auch find fie für das Straßenpflaſter nachtheilig. Wir haben zur Abſtellung dieſes Uebel— 
ſtandes in dieſer Stadt, an den hiefigen Magiſtrat bereits die nötbige Verfügung erlaſſen, 
fordern aber auch die Magiſträte geſammter übriger Städte, wo ſich ſolche hervorſtehende 
Dachrinnen befinden, hierdurch auf, unverzüglich die Anordnung zu treffen, daß die Eigner 
der mit ſolchen Dachrinnen verſehenen Häuſer, bis zum 31. Juli d. J. die Rinnen, der 
Fronte der Häuſer gleich, abſchneiden und mit blechernen oder andern Abfallröhren ver— 
ſehen laſſen ꝛc. (A. III. 236. — 1. 151.) 

7) Vergl. auch die einzelnen Bau-Ordnungen und Bau-Polizei⸗Vorſchriften. 

(Unten Abth. IV.) | 


) In Betreff der Stadt Poſen vergl. die Bau-Ordnung v. 30. Sept. 1837. §. 21. 
(A. XXI. 1096. — 4. 208.) } g 


der Bauten aus polizeil. Rückſichten; Feuer-Bau⸗Polizei. 537 


E. IN 
Vorſchriften über den Bau der Shornfteine?). di 
IJ. Fortſchaffung der hölzernen und geklebten Schorn— (d 


ſteine ?). | | 

1 Die Feuergefährlichkeit der nicht maſſiv gebauten Schornſteine veranlaßte 
ſchon in früherer Zeit mehrere Vorſchriften, über die Abſchaffung derſelben, 
welche namentlich in den verſchiedenen Feuer-Ordnungen enthalten ſind. Die 
allgemeine Feuer-Ordnung für die Städte der Kurmark v. 1. Nov. 17183), 
bemerkte in Th. I. §. 6, daß denen, welche gar keine Brau-Küchen oder Stuben« 
Schornſteine haben, ſondern den Rauch durch den Boden oder das Dach gehen 
laſſen, ſo lange unterſagt fein ſolle, Feuer und Herd zu halten, bis die Schorn— 
fteine böllig von Grund an oben ausgemauert und zum Dach hinausgeführt, 
oder auch tüchtige Schwibbogen, welche drei Fuß tief über die Feuerſtellen, gezo— 


Bezirke vergl. v. Wonn Ce Polizeiweſen, Bd. 2. S. 213 ff. KA 
Ueber die Entfernung feuerfangender Sachen von Schornſteinen (in den Landes— Inf 
theilen, wo die Bergiſche Feuer-Ordn. v. 5. Sept. 1807 gilt) vergl.: hi 

a) R. des K. Min. des J. u. der P. v. 25. Sept. 1836 an die Reg. zu | 
Münfter, nt 
b) R. deſſelb. Min. v. 8. Febr. 1838, an die Ob. Präſ. der Prov. Weſtphalen Jl 
und Rheinland, nebft K. O. v. 9. Jan. 1838 (f. Polizeiweſen Bd. 2. S. 190.) Wi 


— 


) In Betreff des Reinigens der Schornſteine und der Schornſteinfeger⸗Zwangs⸗ | 
| 


Diefe Beſtimmungen verordnen, daß die Vorſchriften des 8. 15 der allegirten 0 
Bergiſchen Feuer⸗Ordn., nach welcher alle feuerfangende Sachen von den Herden, il | 
Oefen, Kaminen und andern Feuerſtätten wenigſtens 6 Schuhe weit entfernt geſtat— Wi 
tet werden ſollen, nicht allgemein auf Schornſteine anzuwenden, daß aber nur 1 


dann hiervon abzugehen, wenn bei hölzernen Schornſteinen um dieſelben ein Bret— 1 
terverſchlag in der Entfernung angelegt wird, daß man um den Schornſtein herum— I 
gehen kann, und bei ſteinernen, nur einen halben Ziegel ſtarken Schornfteinen ein 0 
Schutzgerüſte aus leichten, nur zwei Zoll weit von den Schornſteinwänden aufzuſtel— 
lenden Hoͤlzern angebracht und allenfalls die zwiſchen den Hölzern und den Schorn— 
ſteinwänden entſtehenden zwei Zoll breiten Räumen mit Lehm oder mit in Lehm 


gelegten Dachſteinen ausgefüllt werden. e Ap 
Mit Bezug hierauf ordnet das R. des K. Min. des J. u. der P. (v. Rochow) di 
v. 13. San. 1840 an die Stände des Kreiſes Hemm und abſchriftlich an die K. fi, 
Reg. zu Arnsberg an, daß von dieſen Vorſchriften auch bei Anlegung fogenannter D 
Rauchpfeifen nicht abzuweichen. 11 
»Wenngleich die in der dortigen Gegend üblichen ſogenannten Rauchpfeifen, 


» welche die Stände des Kreiſeds Hamm von der für hölzerne Schornſteine ausge— 
»ſchriebenen äußern Umkleidung, laut Ihrer Eingabe v. 5. Nov. v. J. ausgenom⸗ 
»men wünſchen, nur durch einen Rauchboden mit dem Feuer in Verbindung ſtehen, 
»fo find fie doch darum nicht minder feuergefährlich, als die gewöhnlichen hölzernen 
»Schornfteine. 

»Denn abgeſehen davon, daß bei einer leicht möglichen Entzündung des jeden⸗ 
»falls ſehr trockenen und für Feuer empfänglichen Holzwerkes des Rauchbodens 
sauch die Rauchpfeifen vom Feuer ergriffen und ein Mittel zu deſſen weiterer Ver⸗ 
»breitung werden würden, fo lehrt die Erfahrung, daß bei ſtarkem Winde auch bis 
sin die Rauchröhren Funken fliegen und dieſe der Entzündung ausſetzen. 

„Von der auf Grund eines Gutachtens der Ob. Bau-Dep. in Gemäßheit der 
»Allerh. Ord. v. 9. Jan. 1838 hinſichtlich der hölzernen Schornfteine angeordneten 
„Sicherheits-Maßregel kann daher in Anſehung der denſelben gleich zu achtenden 
»Rauchpfeifen nicht abgegangen und deshalb dem Antrage der Stände keine Folge 
»gegeben werden. Es ſcheint vielmehr, in ſofern die Rauchböden an ſich nicht 
»feuerſtcher, ſondern ebenfalls in Holz ausgeführt find, nothwendig, auch die Be— 
nutzung des Bodenraumes in ihrer Nähe von der bei hölzernen Schornfteinen vor— 
v geſchriebenen Bedingung abhängig zu machen, weshalb die Reg. hierauf aufmerk— 
»ſam gemacht werden wird.« , 

(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 88. Nr. 29.) 

3) C. C. M. Tom. V. Abth. 1. Kap. 2. S. 241. Nr. 28., Rabe's Samml. Bd. 1. 
Abth. 1. S. 503. 
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| gen worden. Die Feuer-Ordn. v. 5. Juni 17481) für die Dorfſchaften des 
L Fürſtenthums Minden und der Grafſchaften Ravensberg, Tecklenburg 
| und Lingen verordnet im §. 2 die unverzügliche Anlegung ſteinerner Schorn— 
ſteine, und die Feuer-Ordn. v. 24. Mai 1756 2) für das platte Land in Vor: 
und Hinter-Pommern beſtimmt im §. 3, daß in jedem Hauſe, wo Feuer 
gehalten wird, ein guter, feuerſicherer, zum Dache genugſam ausgeführter 
Schornſtein, oder in deſſen Stelle ein Schwibbogen von 3 Fuß tief über die 
Feuerſtelle vorhanden fein ſolle. Die Feuer-Ordn. v. 3. Juli 1770 3) für die 
Stadt Königsberg didponirt in Tit. I. §. 3, daß die Schornſteine bis an dad 
Dach gemauert ſein, auch nicht geſtattet ſein ſoll, ſolche durch hölzerne Schauern 
auszuführen, und die Feuer-Ordn. de. eod. dat.*) für das Königreich Preu— 
ßen und die Provinz Litthauen ordnet in $$. 10 ff. an, daß hölzerne Schorn— 
fteine nicht weiter zu dulden, ſondern ſolche maſſiv und vier Fuß über den Giebel 
hinaus aufzuführen 5). 
Dad Regl. v. 18. Jan. 1772 für das platte Land des Herzogthums 
Magdeburg zur Verhütung der Feuersbrünſte ꝛc. e) verordnet im §. 10 eben⸗ 
falls, daß binnen Jahresfriſt alle noch vorhandenen hölzernen Schornſteine ab— 
zuſchaffen, und die Feuer- und Brand-Ordnung v. 20. April 1773 für die 
Städte der Grafſchaft Mark?) beſtimmt im Tit. I. §. 5, daß alle Schorn— 
ſteine durchgehends gemauert und alſo 3 bis 4 Fuß aus dem Dache geführt, 
| feine aber, jo von Holz find, gelitten werden follen. 
li Außerdem find über dieſen Gegenftand aber auch befondere Verord— 
A nungen ergangen. 
| 1) V. v. 1. Okt. 1708 wegen Abſchaffung der engen ſteinernen und der 
hölzernen Schornſteine ꝛc. | 
WIr Friderich ꝛc. Nachdemmahlen Wir in reiffe Erwegung gezogen (daß, ungeach— 
tet derer, gegen die, einige Jahre her verſpürte, vielfältige Feuersbrünſte gemachte allerhand 
gute Verfaß⸗- und Veranſtaltungen) dennochſelbige entweder nicht aller Orten nach Gebühr 
beobachtet worden, oder nicht hinlänglich geweſen, Unſere fo viele durch Brandverunglückte 
Unterthanen vor extremer Armuth zu bewahren: Und Wir dann befinden, daß die Feuers. 
brünſte faſt durchgehends und gröſſeſten Theils von der Einwohner elenden Hütten, engen 
Feuerſtellen und dem Holtz oder anderer leicht feuerfangenden Materien, zu nahe gebaue— 


ut 1) 85 C. C. Tom. I. S. 739. Nr. 16. von 1755, Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 2. 


| . 423. j 
| d 8 ON Tom. II. S. 89. Nr. 53. von 1756, Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 2. 
3) N nn Tom, IV. S. 7203. Nr. 47. von 1770, Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 4. 
d 85 nt Tom. IV. S. 7285. Nr. 48. von 1770, Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 4. 
5) In den folgenden A8. werden hierzu Präkluſtv-Friſten unter Strafandrohung be⸗ 
ſtimmt und es wird den Polizei-Behörden aufgegeben, jährliche Deſignationen über 
die noch vorhandenen hölzernen Rauchfänge an die Kriegs- und Domainen-Kam⸗ 
mer einzuſenden. Unter Bezugnahme hierauf hat die Reg. zu Danzig mehrere 
Publikanda erlaſſen, worin gerügt wird, daß jenen Vorſchriften noch nicht vollſtän— 
dig genügt worden, und wodurch die Polizei-Behörden veranlaßt worden, dieſen 
Gegenſtänden ihre fortgeſetzte Sorgfalt zu widmen, und über die Reſultate ihrer 
Bemühungen jährlich zum 1. Nov. ſpezielle Nachweiſungen einzureichen. 
Dieſe Publikanda: 
a) v. 12. März 1819. (A. III. 205. — 1. 129.) nebſt der dazu gehörigen Ort, 
ordnung v. 6. Juni 1829 (A. III. 524. — 2. 150.) 
b) v. 27. März 1821 (A. V. 166. — 1. 88.) und: 
e) b. 25. März 1823 (A. VII. 127. — 1. 75.) 
erger N weiteren Intereſſe und daher nicht abgedruckt. 


` S. 221 Tom. V. S. 23. Nr. 4. de. 1772, Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 4. 


| *) N. C. C. Tom. V. S. 87. Nr. 17. de 1773, Baton Samml. Bd. J. Abth. 5. S. 7. 
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ten Backöfen und Schmiedeeſſen, mithin auch von vieler Unvorſichtigkeit durch Trocken⸗ 
machung und Reinigung des Flachſes, Dröſchung des Getraydes, Futterung des Viehes 
bey Feuer und Lichte, der Fuhrleute ruchloſes Tabackſchmauchen in Ställen und dergleichen 
x herruhrt: Wir dannenhero aus landes⸗väterlicher Sorgfalt bewogen worden, auf meh— 
rere Mittel bedacht zu ſein, wodurch dergleichen Unglücksfälle möglichſt verhütet, und Un⸗ 
fere Unterthanen vor ferneren Verderb⸗ und Ruin in Zeiten bewahret werden mögen; Als 
ergehet Unſer ernſtlicher Befehl hiermit an alle Magiſtrate, Richter, Beambte und Befehls- 
habern, in Unſerm Königreich, allen übrigen Uns zuſtehenden Reichs-Provintzien und 
Landen, dergeſtalt: Daß jeder ſeines Orts, wie in Städten, alſo auf dem Lande, alſofort 
nach dem Empfange dieſer Verordnung, entweder ſelbſt, oder durch ſichere Deputirte, aller 
Einwohner Schornſteine, Feuermauern und Rauchfänge 2c. beſichtigen und examiniren 
laſſen, auch es dahin veranſtalten ſollen, daß die fteinerne, enge, ſchadhafft und wandel— 
bahre, ohn Zeitverluſt geweitert und gebeffert, oder da es nöthig, gar abgenommen, und 
an deren ſtatt gantz neue aufgeführet, die hoͤltzerne aber, in Zeit von einem Jahre abge⸗ 
ſchaffet, und davor neue ſteinerne in rechter Weite, ohn Einſchieb und Verkleibung einiger 
Tragbalcken gebauet, auch ſelbe an denen Orten. wo Kiehn, Fichten und dergleichen fett 
Holtz gebrandt wird, zum wenigſten alle vier Wochen gereiniget, zu dem Ende dann in 
jeder Stadt, Flecken und Ambt, ein oder mehr Schornfteinfeger, nachdem ſolches die An— 
zahl der Einwohner Häuſer erfordert, geſetzt, in denen gegenwärtigen ſchlechten Häuſern 
aber, worinnen nie Schornſteine geweſen, noch ſelbe anzulegen ſich ſchicket, die Feuerſtelle 
in Ermangelung der Steine mit einer Leimernwand nöthiger Höhe, umzogen, auch oben— 
her über dem Feuerherd die hängende Hürden oder Rähmen, welche einige zum Holtz— 
trocknen haben, ſambt denen Backöfen und Schmiedeeſſen, welche nicht frei, umher räum— 
lich und ſonder Gefahr ſtehen, weggeriſſen, und an ſichere Oerter verſetzet, mit ſteinern 
Mauren oder leimern Wänden an allen Seiten wohl verwahret, die Rauchfänge und 
Ausgänge überall wohl und öffters geſäubert, ferner genugſame ®eräthichafften. als Feuer- 
hacken, Leitern, Eimer, Hand- und andere groſſe Sprützen (ſoviei kes die Gelegenheit jeden 
Orts verſtatten wil) angeſchaffet, und zu deren Verwahrung ſichere Plätze angewieſen und 
aptiret. Endlich auch (damit im Nothfall am Waſſer kein Mangel ſey) aller Orten nach 
Beſchaffenheit der Zeit und Situation, von den Unterthanen genugſame Brunnen gemachet, 
und fo viel immer möglich und nöthig, die umherliegende Quellen, Flüſſe und Bäche ꝛe. 
denen Aeckern und Wieſen unbeſchadet, herbei, in gewiſſe Graben, Sümpfe oder Biehträn- 
ken, geleitet, dieſelben, aufgeräumet, auch in Bau und Beſſerung beſtändig unterhalten wer— 
den mögen. | 

Welcher Magiftrat, Richter, Beambte und Befehlshaber an hierinn vorgeſchriebenen 
Veranſtaltungen ſäumig befunden wird, ſol in anſehnliche Straffe geſetzet, und nachdem 
daraus Schaden entſtehen möchte, weiter ernſtlich angeſehen werden ꝛc. 

(C. C. M. Th. V. Abth. 1. Kap. 2. S. 227. Nr. 19., Rabe's Samml. Bd. I. 
Abth. I. S. 290.) 

2) Renovirtes Ed. v. 1. Okt. 1708 wegen Abwendung der Feuerögefahr, 
v. 14. San. 17161). 

(C. C. M. Th. V. Abth. I. Kap. 2. S. 237. Nr. 27. Rabe's Samml. Bd. J. 
Abth. I. S. 423.) 

3) Ed. pn 21. Okt. 1777, wegen der Schornſteine. 

Wir Friedrich ꝛc. ꝛc. 

Thun kund ꝛc., daß, da Uns vorgetragen worden, daß die bisher auf dem platten 
Lande vorgekommenen Brände, zum Theil hochſt wahrſcheinlich, von den hoͤlzernen Schorn⸗ 
ſteinen entſtanden, ſo haben Wir, zur Abwendung alles fernerhin zu beſorgenden Unglücks, 
allerhöchſt reſolviret, die in Unſerer Kur- und Neumark, wie auch in Unſerm Herzogthum 
Pommern annoch gewöhnliche Anlegung der hölzernen Schornfteine auf dem platten Lande, 
ohne Ausnahme zu verbieten. Wir verordnen daher und fetzen hiermit feſte, daß 

8. 1. In allen Wohngebäuden auf dem platten Lande dieſer drei Provinzen die 
Schornſteine durchgehends von Mauerarbeit angefertigt werden ſollen, wobei denn Unſer 
Allergnädigſter Wille iſt, daß diejenigen Unterthanen, welche wegen eines erbauten Wohn— 
hauſes, Kreisremiſſton verlangen, allemal vorher durch glaubhafte Atteſte der Beamten, 
oder ihrer Gerichtsobrigkeit, nachweiſen ſollen, daß fie das Haus mit einem maſſiven Schorn— 
ſtein erbauet, widrigenfalls ihnen keine Remiſſton angedeihen ſoll. Damit auch dieſer Un⸗ 
ſerer Allerhöchſten Verordnung deſto eher gebührend nachgelebet werde, ſo ſetzen Wir 
ferner feſte, daß a 8 * 

8.2. derjenige Zimmermann, welcher ſich unterſtehet, einen hölzernen Schornftein 
zu verbinden, ſeines Meiſterrechts verluſtig und wenn ein ſogenannter Knorrenhauer, oder 


1) Dies Ed. enthält eine faſt wörtliche Wiederholung des vorigen. 


| 
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| ein Geſelle, ohne Vorwiſſen des Meiſters, dergleichen durch gegenwärtiges Edikt verbotene 
1 Arbeit zu machen, ſich unterſtehen möchte, dieſelben mit vierwöchentlichem Arreſt beſtrafet 
| werden, der Eigenthümer aber gehalten fein ſoll, ſolchen hölzernen Schornſtein ſogleich 

wieder herunter zu reißen, und an deſſen Stelle einen maſſtven Schornſtein aufführen zu 

laſſen. ö 
8. 3. Wir befehlen daher Unſeren Krieges- und Domainenkammern, und den Land— 
ſteuerräthen in beſagten Provinzien, hiermit, darauf genau Acht zu haben, daß dieſes Alles 
pünktlich beobachtet werde, auch werden alle und jede Baubediente hierdurch angewieſen, 
feinen Anſchlag mehr auf hölzerne Schernfteine zu fertigen, ſondern ſolche jederzeit auch 
maſſiv einzurichten. | 

Urkundlich ıc. 

(N. C. C. Tom. VI. S. 924. Nr. 46 de 1777, Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 6. 

S. 258.) 

Dieſe Vorſchriften ſind indeß nicht allgemein mit Strenge ausgeführt wor— 
den, ſondern die Central- und Provinzialbehörden haben ſich vielmehr meiſtens 
darauf beſchränkt, die feuer gefährlichſten Schornſtein-Anlagen zu beſeiti⸗ 
gen, auch bei Ausführung der angeordneten Maßregeln auf den Vermögendzu— 
ſtand der Bauenden und auf Konſervation des Nahrungsſtandes derſelben mög— 
lichſte Rückſicht zu nehmen, angeordnet !). | 

1) R. des K. Min. des J. und ber P. (v. Schuckmann) v. 31. Aug. 1821 
an die K. Reg. zu Frankfurt, und abſchriftlich an das K. Ober-Präſid. zu Berlin. 
Fortſchaffung der hölzernen Schornſteine in den Städten. 

Der K. Reg. wird aus der abſchriftlichen Anlage zu erſehen gegeben, was von Sei⸗ 
ö ten des K. Ober-Präſtd. gegen Ihre Verf. v. 22. April d. J. wegen Fortſchaffung aller 
hölzernen Schornſteine in den Städten unterm 25. d. M. in Antrag gebracht wor⸗ 
den iſt 2). 

Es leidet nun zwar kein Bedenken, daß diejenigen Schornſteine, welche wegen ſpe— 
zieller Mängel feuergefährlich find, fie mögen übrigens von Holz oder gemauert fein, fort: 
geſchafft werden müffen. Dagegen iſt die Nahrungsloſigkeit der kleinen Städte des dorti⸗ 
gen Departements dermalen ſo groß, daß außer dem Falle eines Neubaues oder einer Res 
paratur die Veränderung der hölzernen Schornfteine in der Regel nicht verlangt werden 
kann, beſonders da die geſetzliche Verbindlichkeit hierzu, nach der der K. Reg unterm 14. 
Mai. d. J. gemachten Eröffnung, keineswegs klar iſt. Es kommt hinzu, daß in neuern 
Zeiten überhaupt von erfahrenen Technikern die Feuergefährlichkeit gut konſtruirter hölzer⸗ 
ner Schornfteine bezweifelt worden iſt, und auch über die Bauart der neuen maffiven 


1) In einem abweichenden Sinne hat die K. Reg. zu Merſeburg unterm 20. April 
1819 nachſtehendes Publ. erlaſſen: 

»Obſchon die hölzernen Feuereſſen durch ältere Geſetze längſt verboten, und 
| »dieſe Verbote auch neuerlich durch die V. v. 24. März 1817 Nr. 122. im 14. St. 
| »de8 A. Bl. vom Jahr 1817 eingeſchärft worden find; fo erſehen wir doch aus 

» mehreren Anzeigen, daß ſich im hiefigen Reg. Bez. noch viele dergleichen zum Theil 
»geklebte, zum Theil auch blos hölzerne Feuereſſen vorfinden. Die ganz außeror— 
»dentliche durch mehrere neuere Beiſpiele belegte Gefährlichkeit dieſer Bauart geftattet 
»jedoch durchaus keine weitere Nachficht, und wir können daher nicht umhin, die mé: 
»gen der hölzernen und geklebten Feuereſſen bereits beſtehenden Verordnungen hier— 
»mit unter der Verwarnung einzuſchärfen, daß diejenigen Hauseigenthümer des hieſ. 
»Reg. Bez., welche zu Michaelis d. J. noch ſolche Feuereſſen haben, in zwei Thaler 
| ⸗Polizeiſtrafe für jede verfallen find ꝛc.« 
| Vergl. auch das Publik. der K. Reg. zu Oppeln v. 28. Febr. 1818. (A. II. 165.—1. 
a 86.) (Vergl. oben Kap. UI. sub Litt. B., Nr. 1, S. 531. ff.). 

) Die Reg zu Frankfurt hatte durch eine im Amtsblatte publicirte V. v. 22. April 
1821 angeordnet, daß alle hölzerne Schornſteine in den Städten, welche nicht bis 
zum 12. Sept. ej. a. in maſſive umgeſchaffen worden, einzuſchlagen feien. Das 
Ober⸗Präſtdium der Provinz Brandenburg machte die Reg. zu Frankfurt un— 
| term 14. Mai 1822 darauf aufmerkſam, daß dſeſe Maßregel wenigſtens in den alt- 
Ion bi chen Theilen des Reg.⸗Bezirks durch kein Geſetz unterftüßt werde. Da indeß 
die Reg. von der Maßregel nicht abſtehen wollte, fo brachte das Ober-Präſidium 
den Gegenſtand zur Erörterung bei dem K. Min. des J., worauf die (obige) V. 
v. 31. Aug. 1821 erging. (Akt. des K. Min. des 3, betr. die in bupolizeil. Hinſicht 

gegebenen Vorſchriften ꝛc., Bau⸗Polizei⸗Sachenz gen. Nr. 7. Vol. I.) 
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Schornſteine, ob nämlich enge maſſtve Schornfteine nachgel Ö e 
een obrsalten: ſt hgelaſſen werden können, jetzt Ver 

Die K. Reg. hat daher die Magiſträte hiernach im Allgemeinen anzuwei 

! zuweiſen, und mit 

Realiſtrung Ihrer Verf. v. 22. April d. J. annoch Anſtand zu 

(A. V. 940. —4. 80.) R 

Dazu: | 

R. des K. Min. des J. und der P. (v. Schuckmann) v. 13. Okt. 1821 an 
die K. Reg. zu Frankfurt. 

Theils um beötillen, weil es ganz an einem geſetzlichen Grunde fehlt, die Abſchaffun 
der in den Städten noch vorhandenen hölzernen Schornfteine, zumal: innerhalb der d 
kurzen Zeitraums, als die K. Reg. dazu in der mittelſt Ber. v. 2. d. M. eingereichten 
Verf. an die Landräthe Ihres Bez. v. 28. Juli d. J. feſtgeſetzt hat, allgemein und ohne 
weitere Rückſicht auf den Zuſtand derſelben und auf die wirklich ſtattfindende Feuersgefahr 
anzuordnen, theils weil der Zweck ſchon dadurch ſich erreichen läßt, wenn bei der von Zeit 
zu Zeit vorzunehmenden Reviſton genau verfahren, und die Fortſchaffung der ſchadhaften 
und beſonders feuergefährlichen Rauchfänge dieſer Art, da wo ſolche vorgefunden werden, 
angeordnet wird, kann das Min des J. nur bei der unterm 31. Aug, d. J. deshalb er⸗ 
laſſenen Verf. ſtehen bleiben, auf den übrigen Antrag in dem vorliegenden Ber. aber nicht 
eingehen. (A. V. 941.— 4. 81.) 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 27. Okt. 1821 an 


die K. Reg. zu Magdeburg. 

Die Anſicht, welche die K. Reg nach dem Inhalte des Ber. v. 5. d. M.!) wegen 
Wegſchaffung der in Ihrem Bez. annoch vorhandenen hölzernen Schornſteine dahin aufgefaßt 
hat, daß dergleichen Anlagen, ſofern dies noch nicht geſchehen iſt, möglichſt feuerficher ein⸗ 
gerichtet, für die Folge aber gänzlich vermieden werden müſſen, iſt den Umſtänden ganz 
angemeſſen, und wird Ihr wegen der weiter zu nehmenden Rückſichten noch Abſchrift einer 
an die Reg. zu Frankfurt a. d. O. unlängſt über dieſen Gegenſtand erlaſſenen Verf.?) hier⸗ 
bei mitgetheilt, um darnach ebenfalls zu verfahren?). (A. V. 942.—4. 82.) 

Das hierauf erlaſſene Publik. der K. Reg. zu Magdeburg v. 28. Nov. 


1821 lautet dahin: | 

Die beſtehenden älteren Vorſchriften und namentlich die Ed. v. 1. Okt. 1708 und 21. 
Okt. 1777), wonach hölzerne Schornfteine weder erbaut noch geduldet werden ſollen, 
find eine lange Zeit hindurch von den Orts-Pol.⸗Behörden unbeachtet geblieben und da⸗ 
durch in mehreren Theilen unſeres Reg. Bez. eine ſo große Menge hölzerner Schornfteine 
entſtanden, daß mit der vorgeſchriebenen Einnahme derſelben nicht ſofort verfahren wer— 
den kann. Sr. Exc. der H. Min. des J. hat daher nachgelaſſen, daß zwar von der Ein— 


1) Die Reg. zu Magdeburg hatte nämlich angezeigt, daß ſte veranlaßt gefunden 

habe, der beſtehenden älteren V. v. 1. Okt. 1708 und 21. Okt. 1777 in Erinnerung 
zu bringen, wonach hölzerne Schornſteine nicht zu dulden, ſondern ſtatt deren 

maſſtve Rauchfänge anzulegen ſeien; es hätten ſich jedoch in der Ausführung Schwie⸗ 
rigkeiten gezeigt, da noch eine große Anzahl hölzerner Schornſteine vorhanden und 
die Eigenthümer ſolcher Gebäude größtentheils ſo arm ſeien, daß es ihnen unmöglich 
falle, die hölzernen Schornſteine durch maſſive zu erſetzen. Daher werde man ſich 
darauf beſchränken müſſen, dahin zu ſehen, daß die einmal vorhandenen Schornſteine 
möglichſt feuerficher eingerichtet, neue aber nur maſſtv gebaut würden. (Akten des 
K. Min. des J., betr. die in baupol. Hinficht gegebenen Vorſchriften 2c. Baupolizei⸗ 
Sachen, gen. No. 7. Vol. I.) 

2) Vergl. die (vorſtehenden) R. v. 31. Aug. und 13. Okt. 1821. 

) Das (nicht abgedruckte) R. des K. Min. des J. v. 10. Sept. 1822 verwies die K. 
Reg. zu Oppeln zwar ebenfalls auf die an die Reg. zu Frankfurt ertaſſene V. 
v. 31. Aug. 1821, jedoch mit dem Bemerken, daß dieſe Verf. nicht die Abſicht habe, 
den polizeilichen Vorkehrungen zur Bewirkung feuerficherer Bauart Hinderniffe ent⸗ 
gegen zu ſtellen, und daß die darin enthaltene Beſchränkung hauptſächlich dadurch 
begründet worden, daß für die von jener Reg. damals beabſichtigte Fortſchaffung 
aller hölzernen Schornfteine in den Städten innerhalb eines nur 5monatlichen Zeit⸗ 
raums keine geſetzliche Verbindlichkeit vorhanden ſei. Bei den dieöfälligen Beſtim— 
mungen der Feuer-Löſchordnung für Schleſien v. 10. Okt. 1776 ſei es aber un⸗ 
bedenklich, hiernach auch fernerhin zu verfahren, wobei indeß die individuellen Ver⸗ 
hältniſſe zu beobachten ſeien und bei wirklichem Unvermögen einige Beihülfe aus 
Kommunalmitteln zu vermitteln ſei. (Vergl. die allegirt. Akten.) 

4) Vergl. oben S. 539. ff. ö 


ZEN 
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reißung der bereits vorhandenen, gut konſtruirten und nicht feuergefährlichen hölzernen 
Schornſteine abftrahirt, dagegen aber dergleichen Anlagen, wenn ſie feuergefährlich find, 
ſofort feuerſtcher eingerichtet, und bei den Neubauten oder bei bedeutenden Reparaturen, 
die Aufführung hölzerner Schornſteine nicht weiter geſtattet werden ſoll. 

Indem wir dieſes den betr Orts- und Pol.-Behörden und dem dabei intereſſirten 
Publikum zur Nachricht und Achtung hierdurch bekannt machen, bemerken wir, daß, wenn 
denn obigen Beſtimmungen zuwider, dennoch ferner hölzerne Schornfteine aufgeführt wer— 
den, dieſelben nicht nur ſofort auf Koſten der Eigenthümer eingenommen, ſondern auch 
von den Eigenthümern ſowohl, als von den Werkmeiſtern, welche dergleichen Schorn— 
ſteine gefertigt haben, eine Geldſtrafe von wenigſtens zwanzig Thalern eingezogen, und die 
Strafe in Wiederholungsfällen und nach Befinden der Umſtände verſchärft, auch bei etwa— 
niger Inſolvenz in angemeſſene Gefängnißſtrafe verwandelt werden ſoll. 

Werkmeiſtern, welche, wiederholter Beſtrafung ungeachtet, hölzerne Schorn— 
ſteine aufführen, wird der Betrieb ihres Gewerbes unterſagt werden. 

(A. V. 943. — 4. 83.) 

3) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 10. Nov. 1826 an den Mag. zu 
Jaſtrow. Wegſchaffung der geklebten Schornſteine. 

Dem Mag. zu Jaſtrow wird zu erkennen gegeben, daß Derſelbe, als untergeordnete 
Pol.-Behörde, Sich der Anfertigung und Einreichung des von dem landräthlichen Amte 
erforderten Verzeichniſſes von den dort noch vorhandenen hölzernen und geklebten Schorn— 
| fteinen nicht entziehen kann. Es bleibt dem Mag. dabei unbenommen, die individuellen 
u Umſtände, ſowohl der gegenwärtigen Befiger der betreffenden Gebäude, als auch die bei 
dieſen letzteren einkretenden beſonderen Verhältniſſe Behufs der Berückſichtigung bei den 
weiteren Verf. bemerklich zu machen. 

Was die ſucceſſive Fortſchaffung dieſer in der That feuergefährlichen Gegenſtände 
betrifft: fo iſt ſolche in den Vorſchriften der Feuer-Ordn. v. 3. Juli 1770 Tit. 1. §. 7., fo 
wie des weſtpreuß. Feuer-Soc.⸗Regl. v. 14. Dec. 1785 begründet, auch wohl zu erwar— 
ten, daß der Mag. Sich von der Nützlichkeit dieſer Maßregel überzeugen, und auf Beför- 
derung der Ausführung derſelben nach allen Kräften hinwirken werde. Damit jedoch dieſe 
Maßregel den Einzelnen nicht drückend falle, hat die K. Reg. bereits unterm 5. Juni 1824 
die Andeutung erhalten, ſolche zunächſt auf diejenigen hölzernen Schornfteine zu beſchrän— 
ken, die ſich als beſonders feuergefährlich darſtellen, oder die neu zu erbauen find. Und da 
von der Reg. gegenwärtig angezeigt worden iſt, daß das landräthliche Amt zu Deutſch— 
Krone Anweiſung erhalten habe, auch dort hiernach zu verfahren und ſchonende Rückſich— 
ten nach den obwaltenden Verhältniſſen eintreten zu laſſen: fo erſcheint die geführte Be— 
ſchwerde erledigt. (A. X. 1132.—4. 137.) 

4) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 12. Okt. 1832 an die K. 
Reg. zu Marienwerder. Deſſelb. Inhalts. 

In Beſcheidung auf den Ber. v. 18. v. M., über die Vorſtellung mehrerer Eigen— 
thümer in N., wegen des ihnen aufgegebenen Maffibaued ihrer geklebten Schornſteine, 
wird der K. Reg. bemerklich gemacht, daß, da in Anſehung ſchon vorhandener Bananlagen 
immer anzunehmen iſt, daß ſolche entweder mit früherer ausdrücklicher oder mit ſtillſchwei— 
gender Genehmigung ber Pol.-Behöͤrde errichtet worden find, namentlich auch die Fort— 
ſchaffung der vorhandenen geklebten Schornfteine immer nur allmälig bei Neubauten oder 
eintretenden Reparaturen bewirkt werden kann. 

Dieſer Anſicht gemäß, hat die K. Reg. ꝛc. den Polizei-Behörden eine vorzügliche 
Aufmerkſamkeit auf die polizeiwidrigen Bauanlagen zur beſondern Pflicht zu machen, da— 
mit dieſelben nicht allein jede ſich darbietende paſſende Gelegenheit zur Fortſchaffung ſol— 
cher Uebelſtände gehörig benutzen, ſondern auch neue Anlagen dieſer Art unter keinen 
Umſtänden geftatten, es Tei denn, daß die K. Reg, was in einzelnen Fällen nach den In: 
dividuellen Verhältniſſen der Bauenden und nach der Dertlichfeit vielleicht zuläſſig er— 
ſcheinen kann, ſolche zu genehmigen ſich veranlaßt finden möchte. 

(A. XVI. 1021.— 4. 111.) 
5) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 16. Juli 1846 


an die K. Reg. zu Merſeburg. Ausführung von ſogenannten Lehmzopf- und 
Schlacken⸗Eſſen. . hmzopf 


Auf den anderweiten Ber., die Zuläſſigkeit der aus dem Lehm und Stroh aufge⸗ 
führten ſogenannten Lehmzopf-Eſſen betr. v. 27. Mai d. J. erhält die K. Reg. anl. in Abſchrift 
die auf dieſen Gegenſtand ſtch beziehende gutachtliche Aeußerung der K Ober⸗Bau⸗Dep. 
b. 20. Mai d. 3, (Anl. a.) um daraus näher zu erfehen, daß hiernach die Lehmzopf-Eſſen 
ruͤckſichtlich der Feuerſicherheit den Schornſteinen aus Luftziegeln nicht gleich zu ſtellen, 
und nur in einzelnen dazu geeigneten Fällen, beſonders bei iſolirt ſtehenden niedrigen 
ländlichen Gebäuden, zuzulaſſen find. 
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Dieſes Gutachten hat die K. Reg. bei den nunmehr, ſowohl in Anſehung der Lehm— 
zopf⸗Eſſen, als auch der darin ebenfalls gedachten ſogenannten Schlacken⸗Eſſen zu treffen⸗ 
den Anordnungen zum Grunde zu legen. , 

Anlage a. 

Einem K. ꝛc. Min. d. J. reichen wir den mittelſt verehrlichen Marginal-Dekrets v. 
7 b. M. uns vorgelegten Ber. der K. Reg. zu Merſeburg v. 21. März e, nebft Anlagen, 
betr. den Bau der ſogenannten Lehmzopf-Eſſen, gehorſamſt zurück. 

Es iſt bekannt. daß brennbare Stoffe, mit Lehm in gehöriger Dicke umhüllt, nicht in 
Brand gerathen, ſondern nur verkohlt werden. Hieraus laſſen die Ergebniſſe der mit den 
ſogenannten Lehmzopf-Eſſen vorgenommenen, im vorliegenden Promemoria v. 30. Sept. 
a. pr. beſchriebenen Verſuche ſich erklären. 

Obgleich nicht zu verkennen ift, daß dieſe aus einem ſtark in Lehm getränkten Stroh— 
geflechte beſtehende einfache Bauart, in einzelnen dazu geeigneten Fällen, beſonders bei 
iſolirt ſtehenden, niedrigen ländlichen Gebäuden, wohl anwendbar erſcheint, koͤnnen wir zu 
derſelben im Allgemeinen doch nicht rathen, weil ihre Feuerſtcherheit allein von recht ſorg⸗ 
fältiger Unterhaltung und ſofortiger Wiederherſtellung entſtehender Schadhaftigkeiten ab— 
haͤngig und ungewiß bleibt, ob dabei nicht Vernachläſſigungen, ja ſelbſt bei der Ausführung 
Verſehen begangen werden, welche Veranlaſſung zu Regaraturen geben, worüber eine 
Kontrolle ſchwierig, oft gar nicht mehr geführt werden kann. 

Hieraus ergiebt ſich, daß die ſogenannten Lehmzopf-Eſſen den aus Lehmziegeln 
erbauten Rauchröhren keinedwegs gleichzuſtellen und dieſe jenen unbedingt vorzuziehen 
ſind, weshalb einem K. ꝛc. Miniſterio wir gehorſamſt anheimſtellen, die im Regierungsbe⸗ 
zirk Merſeburg zur Anwendung kommende Dorf-Feuer-Ordn. v. 18. Febr. 1775 ferner 
beſtehen zu laſſen, beſonders da anzunehmen iſt, Jeder werde die zu einer Rauchröhre 
erforderlichen Luftziegel ſelbſt anfertigen können, hierzu alſo fein größerer Koſten⸗-Aufwand, 
als zur Bereitung des Strohgeflechtes, zu den Lehmzopf-Eſſen erforderlich fein, der Bau 
der Rauchröhren ſelbſt aber in den beiden Fällen im Koſtenpunkte ziemlich ſich gleich blei— 
ben wird und für die Sache noch der Vortheil entſteht, daß Rauchröhren von Luftziegeln 

nur unter Aufſicht und Kontrolle geprüfter Maurermeiſter aufgeführt werden dürfen, welche 
für die feuerfichere Anlage verantwortlich bleiben. 

Die in dem erwähnten Promemoria noch zur Sprache gebrachten ſogenannten 
Schlacken-Eſſen, beſtehend aus Kupferſchlacken in Gyps vermauert, find bei forgfältiger 
Ausführung unter Aufſicht und Kontrolle eines Sachverſtändigen als feuerſichere Anla— 
gen zu betrachten, beſonders wenn die dem Feuer zunächſt liegenden Theile der Rauch— 
röhre, ſtatt in Gyps, in Lehmmörtel aufgeführt werden. 

Berlin, den 20. Mai 1846. 

K. Ober⸗Bau-Deputation. 
(Unterſchriften.) 
An 
Ein K. ꝛc. Minifterium des Innern. 
(Min. Bl. d i. V. 1846. S. 138. Nr. 221.) 

II. Verbot der Luftſteine bei Schornſteinbauten. 

1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. Juni 1838, an die 
K. Reg. zu Merſeburg. 

Der von der K. Reg. nach dem Ber. v. 3. v. M. beabſichtigten beſonderen Anord— 
nung, um den Nachtheilen der Benutzung der Luftſteine zu Schornſteinbauten vorzubeu— 
gen, ſcheint es nicht zu bedürfen, da ohnehin zu jeder Feuerungsanlage und Verlegung eine 
ausdrückliche polizeiliche Erlaubniß erforderlich iſt, und in dieſe das fuͤr nothwendig erach— 
tete bedingte Verbot der Anwendung von Luftſteinen, allenfalls mit einer Strafandrohung 
für den Fall der Uebertretung, auſgenommen werden kann, in ſofern die K. Reg. es nicht 
vorzieht, die von Ihr vorgeſchlagenen Strafen für Bauten der gedachten Art ohne poli— 
zeiliche Erlaubniß und für Abweichungen bei denſelben von dem ertheilten Bauerlaubniß— 
ſchein, ein für alle Male, durch eine gehörig zu publicirende, auf den 8.69 ff. Tit. 8. Thl. ]. 
des A. L. R. zu gründende Bekanntmachung anzudrohen ꝛc. 

(A. XXII. 464. — 2. 149.) | 

2) Die Bekanntmachung der K. Reg. zu Minden v. 7. Aug. 1830, ent: 
hält nur ein bedingtes Verbot des Gebrauches der Luftſteine zu Schornſtein— 

Bauten. a 

Es ſind Fälle vorgekommen, daß bloß von Luftſteinen oder ungebrannten Ziegeln 
aufgeführte Schornſteine, in Folge ſtatt gehabten ſtarken Froſtes eingeſtürzt, und andere 
ſo ſchadhaft geworden ſind, daß, um Gefahr zu vermeiden, ſolche haben abgenommen wer— 
den müſſen; auch hat die Erfahrung gelehrt, daß ſolche von Luftſteinen aufgeführte 
Schornſteine durch das Fegen und Abkratzen des Ruſtes nach und nach fo an der Stärke 
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der Wangen geſchwächt worden, daß dieſelben nicht allein hierdurch feuerunſtcher gewor⸗ 
II den, ſondern auch wegen ihrer Schadhaftigkeit haben abgebrochen werden muͤſſen. 

Wir machen daher die Einwohner unſers Verwaltungs-Bezirks auf dieſe nachthei⸗ 
lige Bauart aufmerkſam, und rathen ihnen, es vorzuziehen, bei Neubauten die Schorn— 
ſteine von gebrannten Ziegeln aufführen zu laſſen, beſtimmen aber zugleich, daß jedenfalls 
auch von Luftziegeln anzulegende Schornſteine, in ſoweit ſolche über das Dach hinausdra— 
gen, von gebrannten Ziegeln aufgeführt werden muͤſſen. 

Die ſämmtlichen H. Landräthe und Orts-Polizei-Behörden werden angewieſen, auf 
die Befolgung dieſer Vorſchrift zu halten, und im Falle ſich Kontraventions-Fälle ereig- 
nen ſollten, ſofort zu veranlaſſen, daß die von Luftziegeln angelegten Schornfteine, welche 
oberhalb des Daches nicht mit gebrannten Ziegeln aufgeführt worden, in ſoweit es nöthig, 
wieder abgebrochen, und von gebrannten Ziegeln aufgeführt werden. 

Derjenige Bau-Unternehmer, welcher dieſer V. entgegenhandelt, iſt in eine Polizei— 
Strafe von 1 Thlr., der Maurermeiſter aber, der einen ſolchen Schornſtein aufgeführt hat, 
in eine Polizeiſtrafe von 2 Thlr. zu nehmen. (A. XIV. 643. — 3. 100.) 


III. Vorſchriften über Anlegung enger Schornfteinröhren, 
1) Die K. O. v. 4. Okt. 1821 hatte beftimmt: 
In Gemäßheit der für Berlin beſtehenden Feuerordnungen iſt zwar die Weite der 
Scornfteinröhren bisher auf 15 bis 18 Zoll beſtimmt worden. Ich finde aber auf Ihren 
gemeinſchaftiichen Ber. v. 15. v. M. kein Bedenken dabei, daß auch engere Röhren nach 
Ruſſiſcher Art, bis zu 6 Zoll im Durchmeſſer, unter Beobachtung derjenigen techniſchen 
und polizeilichen Vorſichtsmaßregeln, welche Sie für die Erbauung und Reinigung der⸗ 
ſelben feſtſetzen und den Ortspolizeibehörden publiciren laſſen werden, angelegt werden 
| dürfen. Hiernach haben Sie das Weitere zu veranlaſſen. 
D (G. S. 1822. S. 42.) 


N 2) Die hiernach angeordnete Beſchränkung bezüglich des engſten 
bh Maßes der Ruſſiſchen Rauchröhren iſt indeß aufgehoben worden durch 
d den (nachſtehenden) Allerh. Erl. v. 1 2. April 1853, betr. die Aufhebung der Be— 
ſtimmungen über das engſte Maß der Ruſſiſchen Rauchröhren. 


Auf Ihren Ber. v. 3. April d. J. will Ich die in der Order v. 4. Okt. 1821 (G. S. 
1822. S. 42.) enthaltene Beſtimmung wodurch die engeren Rauchröhren nach Ruſſiſcher 
Art auf ein Maß bis zu 6 Zoll im Durchmeſſer beſchränkt ſind, aufheben und Ihnen über— 
laſſen, unter Aufhebung der auf Grund jener Beſtimmung ergangenen Inſtruktionen, die 
Regierungen wegen der in Bezug auf dergleichen Röhren zu erlaſſenden Anordnungen mit 
Anweiſung zu verſehen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die G. S. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg. d. 12. April 1853. 
0 i Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. 


An 
1 den Min. für H., G. und öffentl. A. und 
den Min. des J. 
(G. S. 1853. S. 753. Nr. 3840.) 


Mit Bezug hierauf iſt ergangen: 
d R. der K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. d. Heydt) u. des J. (v. Weſt⸗ 
phalen) v. 10. Sept. 1853 an die K. Reg. zu N. und zur Nachricht an ſämmtl. 
übrige K. Reg. und das Pol. Präſid. in Berlin. 


1 Auf den Ber. v. 25. Juli c. eröffnen wir der K. Reg., daß es nicht angemeſſen ge— 
? ſchienen hat, die Inſtr. v. 14. Jan. 1822, wegen der Anlage enger, nicht befteigbarer 
Ié Schornſteine, welche auf Grund ber Allerh. Ordre v. 4. Okt. 1821 in der G. ©. publicirt 
L worden, nach Aufhebung der in jener Ordre enthaltenen Beſtimmung theilweiſe ferner als 
eine allgemeine Verordnung aufrecht zu erhalten. Die diesfälligen, der geſetzlichen Sanction 
entbehrenden Vorſchriften gehören zu denjenigen, deren Erlaß nach der V. v. 11. März 
1850 den Ortö-Bolizei-Behörden und Regierungen zuſteht. Falls Dieſelbe es für bedenk⸗ 
lich erachtet, daß die in der Inſtr. v. 14. Jan. 1822 außer den, die Weite der Schornſtein— 
röhren betreffenden Beſtimmungen ſonſt noch enthaltenen Vorſchriften über die Kon— 
ſtruktion der Schornſteine ſofort außer Anwendung treten, weil ſich nicht mit Sicherheit 
bemeſſen laſſe, ob dadurch nicht eine Lücke in den dortigen baupolizeilichen Anordnungen 
entſtehen möchte, ſo bleibt es ihr überlaſſen, beim Erſcheinen der zu erwartenden Bekannt— 
machung in der G. S. durch eine im Amtsbl. zu erlaſſende Verordn. auszuſprechen, daß 
jene Vorſchriften — welche muthmaßlich auch im Amtsbl. des dortigen Reg.⸗Bezirks früher: 
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hin beſonders bekannt gemacht ſein werden, und worauf alsdann zunächſt zu verweiſen 
ſein wird — ſo weit ſie ſich nicht auf die Weite der Schornſteinröhren beziehen, der ihr 
zuſtehenden Befugniß gemäß, bis auf Weiteres noch als maßgebend in Kraft erhalten 
würden. (Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 195. Nr. 168.) 


3) Hiernach iſt die (nachſtehende) auf Grund der K. O. v. 4. Okt. 1821 
ergangene Inſtr. b. 14. Jan. 1822 auch gegenwärtig noch von praktiſchem 
Intereſſe 5). 

Nachdem des Königs Maj. durch die K. O. v. 4. Okt. v. J. die Anlage enger, vom 
Schornſteinfeger nicht zu befahrender Schornſteinröhren, für welche in den Berliniſchen 
und einigen andern Feuerordnungen eine gewiſſe Weite beſtimmt worden iſt, zu geſtatten 
geruht haben; ſo wird in Gemäßheit der gedachten Allerh. K. O. hierdurch feſtgeſetzt, daß 
beim Bau und bei der Benutzung ſolcher Röhren zur Erhaltung der baulichen Feſtig⸗ 
keit und Feuerſtcherheit folgende Regeln befolgt werden muͤſſen. 


| Weite der Röhren. 

8. J. Die geringſte zuläſſige Weite der Röhren im Lichten iſt bei einer kreisförmi⸗ 
gen Quer durchſchnittsfläche ſechs Zoll im Durchmeſſer. 

Durch eine Röhre von dieſer Weite kann nur der Rauch aus drei in Einem oder 
in mehreren Stockwerken befindlichen, gewohnlichen Stubenöfen abgeführt werden. 
Münden alſo mehrere Ofenröhren in die Schornſteinröhre aus, ſo iſt die Durchſchnitts— 
fläche verhältnißmäßig zu vergrößern. 

Bei Feuerungen anderer Art, als Heerd- und Keſſelfeuerungen, Brauereien, Brannt⸗ 
weinbrennereien ꝛc. für welche, der großen Mannigfaltigkeit wegen, keine allgemeine Res 
geln feſtgeſetzt werden konnen, ift bei Ertheilung der polizeilichen Erlaubniß zum Bau die 
Große der Quer⸗Durchſchnittsfläche nach dem Gutachten des betreffenden Diſtrikts- oder 
Orts⸗Baubeamten zu beſtimmen, und dabei auf die Größe der Feuerung und die Voll— 
kommenheit der Anlage hinſichtlich der Abfuͤhrung des Rauches Rückſicht zu nehmen. 


Form des Quer-Durchſchnitts. 


8. 2. Außer der Kreisfläche kann auch jedes regelmäßige Vieleck, imgl. jedes 
rechtwinklige Viereck, deſſen kleinere Seiten aber wenigſtens 6 Zoll meſſen, zur Form 
des Querdurchſchnitts gewählt werden. Der gewählte Querſchnitt iſt jedoch für die ganze 
Höhe der Röhre genau beizubehalten und überall ſenkrecht auf die Richtungslinie der 
Rohre zu nehmen. 


Stärke der Schornſteinwang en und Zungen. 


8. 3. Die Wangen der Schornſteinröhren und die Zungen zwiſchen denſelben 
müſſen bei gewöhnlichen Stuben⸗ und Heerdfeuern, wenigſtens einen halben Stein ſtark 
angelegt werden und alles Holzwerk von denſelben drei Zoll entfernt bleiben. Wo aber 
wegen anhaltender oder ftarfer Feuerung eine bedeutende Erhitzung der Röhren zu erwar— 
ten iſt, ſind die Wangen nach Maßgabe der Umſtände von einem bis auf zwei und einem 
halben Stein zu verſtärken. 


Schleifen und Aufſatteln der Röhren. 8 

8. 4. Wenn die Röhren nicht lothrecht aufgefuͤhrt, ſondern gezogen oder geſchleift 
werden fellen; fo darf dies Schleifen nur Gott finden, entweder in einer Mauer von 
gehöriger Stärke oder auf einem maſſiven Bogen oder maſſtven Wangen. * 

Die Richtung der geſchleiften Röhre muß aber mit der Horizontallinie einen Winkel 
von wenigſtens 45 Graden bilden, und die Ecken, welche aus veränderter Richtung 
der Röhre entſtehen, innerhalb in einem Bogen von mindeſtens 3 Fuß Halbmeffer 
abgerundet werden. Auch kann die Schleifung in einem nach unten gekehrten Bogen 
geſchehen, der von den damit in Verbindung ſtehenden geraden Richtungslinien tangirt wird. 

Das Schleifen der Röhren unter einem kleinern Winkel als 45 Grad kann nur in 
einzelnen Fällen mit Genehmigung der betr. Reg. geſtattet werden. 

Eine Aufſattelung der Röhren auf Holzwerk darf nicht ſtatt finden. 


Stärke der Wangen freiſtehender Röhren. 
8. 5. Wenn Röhren durch den Dachraum oder durch hohe Stockwerke außer Ver⸗ 


1) Dagegen find folgende, lediglich das Maß a e der Ruſſiſchen Schorn— 
ſteinröhren betr., Erlaſſe für vollig antiquirt zu erachten: 0 
a) Bekanntmachung des K. Min. des J. u. d. P. v. 17. Mai 1830 (G. S. 1830. 
S. S4. u. A. XIV. 428); 8 
b) C. R. deſſelb. Min. v. 17. Mai 1830 (A. XIV. 428. — 2. 116.) 
v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 35 
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bindung mit Mauern, alſo freiſtehend aufgeführt werden, iſt auf gehörige Stabilität Be- 
dacht zu nehmen und bei den desfallſtgen Beſtimmungen in jedem einzelnen Falle die 
Tüchtigkeit der zu verwendenden Materialien und die Genauigkeit der Arbeit, nach örtlichen 
Verhältniſſen zu berüͤckſichtigen. 
Als Regel iſt anzunehmen, daß ö BS: 
a) einzelne Röhren, welche mit Einſchluß der Wangen nicht über 2 Fuß im ur, 


meffer, oder wenn fie ein Viereck bilden, nicht über 2 Fuß breit find, höchftens 
12 Fuß hoch; N 
b) zwei oder mehrere, mit einander verbundene Röhren, welche in einer Reihe liegen 
und einen Röhrkaſten von dieſer oder geringerer Breite bilden, nicht über 
16 Fuß hoch, 
frei aufgeführt, bei größerer Höhe aber mit Pfeilern in gehörigem Verbande 
verſehen, und dieſe Pfeiler an den langen Seiten der Röhren oder Röhr— 
kaſten angebracht werden müffen, in ſofern der Querſchnitt der Röhren oder 
Röhrkaſten von dem Kreiſe oder Quadrate abweicht, 
wogegen es | | ës: 
e) bei Aufführung von Röhrkaſten nach den nebenſtehenden Figuren in den gewöhnlich 
vorkommenden Fällen keiner Verſtär⸗ 
kung durch Pfeiler bedarf. Rohren, die 
DM] entweder einzeln oder in einer Reihe Up: 
, e gend, mehr als 4 Fuß hoch über der 
e Dachfläche aufgeführt werden, müſſen 
, P Dü einen Stein ftarfe Wangen erhalten oder 
E | ; tüchtig geanfert werden. ine gehörige 
2 ARE Ankerung ift jedenfalls nöthig, wenn die 
| MÄ Höhe mehr als 8 Fuß beträgt. 

Bei bieten Regeln, welche als Anhalt zu 
näheren Beſtimmungen dienen, werden 
überall gute Materialien und ſorgfältige 
Arbeit vorausgeſetzt. 

Reinigung der Röhren. 

8.6. Die Reinigung der Röhren, von 
ſtaubartigem Ruß. der ſich darin anſetzen 
kann, geſchiehet mittelſt Buͤrſten von der 
Form des Querſchnitts der Röhre. 

` Did Bürſten werden an einem Seile auf- und niedergezogen, nachdem das Seil 
mit Hülfe eines Gewichts (am beften in Geſtalt einer Kugel) herunter gelaſſen worden. 
Der hiernach erforderliche Reinigungs-Apparat muß in jedem Hauſe, welches mit dergl. 
engen Röhren verſehen iſt, gehalten, und die Reinigung ſo oft bewirkt werden, als es mit 
Rüͤckſicht auf die Anzahl und Größe der Feuerungen nöthig iſt. Bei jeder Reinigung iſt 
die Röhre an den äußeren Seiten genau zu beſichtigen, damit eine entſtehende Schadhaf— 
tigkeit nicht lange unbemerkt bleibe. 5 

Seitenöffnungen Behufs der Reinigung. 
8. 7. Jede Röhre iſt unten, wo ſte anfängt, und über dem oberſten Dachboden, 
imgleichen bei mehr als zweimal veränderter Richtung auch in der Mitte, Behufs der Rei⸗ 
nigung, mit einer Seitenöffnung von der erforderlichen Größe zu verſehen und dieſe Oeff— 
nungen find mit eifernen, in Falze ſchlagenden Thuren genau zu verſchließen. 
Münden mehrere enge Röhren in der Höhe des oberſten Dachbodens in einen wei⸗ 
teren Aufſatz aus; ſo erhält nur der letztere eine Thuͤr. 

Alle dieſe Thüren dürfen jedoch weder unter einer hölzernen Treppe, noch in der 
Nähe von anderem Holzwerk angebracht werden, ſondern müffen wenigſtens 3 Fuß von 
letzterem entfernt bleiben, auch ein Vorpflaſter auf dem zunächſt darunter befindlichen 
Boden erhalten, welches 2 Fuß breit ift, und in der Länge auf jeder Seite um 2 Fuß über 
die Thürbreite hinausgehen. 

Modifikationen der vorſtehenden Vorſchriften, je nachdem die Erfahrung ſie an die 
Hand geben dürfte, bleiben vorbehalten; vorläufig aber find dieſelben bei allen Neubauen 
und Abänderungen von den Maurermeiftern bei Vermeidung der auf feuergefährliche An⸗ 
lagen N beſtimmten Strafe ganz genau zu befolgen. (G. S. 1822. S. 43.) 

azu: N 

a) C. R. der K. Min. für H. u. G. (v. Bülow), ſo wie des J. (v. Schuck⸗ 
mann) v. 10. Dec. 1822, an ſämmtl. K. Reg. Anwendbarkeit der Vorſchrif— 
ten über polizeiliche Aufſicht auf Schornſteine, überhaupt auf die engen 
Schornſteine. 
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Durch die in dem 3. St. der diesjährigen G. S. enthaltene Allerh. K. O. v. 4. Okt. 
v. J. und die Inſtr. v. 14. Jan. d. J. iſt die Ausführung enger Schornfteinröhren noch, 
en d it Vekfoh beſſen 
ie K. Reg. wird in Verfolg deſſen hierdurch erinnert, daß alles, was wegen bot, 
zeilicher Aufſicht auf die Schornſteine überhaupt vorgeſchrieben iſt, auch bei Se 2923 
Schornſteinen beobachtet werden muß. (A. VI. 1019. — 4. 76.) 


b) C. R. der K. Min. ded H. (v. Bülow) und des J. (v. Schuckmann) 
b. 17. Nob. 1824, an ſämmtl. K. Reg. Zulläſſigkeit enger Schornſteinröhren 
bei Stroh-, Rohr- und Schindeldächern !). 


Da die Inſtr. zur Anlegung enger Schornſteinröhren v. 14. Jan. 1822 ſich nur 
auf Gebäude, die mit Ziegeln oder Schiefer gedeckt ſind, beziehet, und die Frage entſtan⸗ 
den ift: ob und unter welchen Bedingungen dergl. enge Schornfteinröhren, auch bei 
Stroh⸗, Rohr- und Schindeldächern anwendbar und zuläſſig find? fo wird nachträglich 
hierdurch feſtgeſetzt, daß dieſe Röhren auch bei Dächern der letzterwähnten Art nach den 
vorgeſchriebenen Dimenſtonen angebracht werden konnen, wenn die im 8. 7. der Inſtr. 
unter den oberſten Dachboden angeordnete Seitenöffnung im Schornſteine wegbleibet, 
und man darauf hält, daß die vorgeſchriebene Reinigung nur von der Forſt ab von außer— 
halb bewirkt werde. (A. VIII. 1176. — 4. 132.) 


o R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 15. Juni 1826, an das K. 
Pol. Präſ. in Berlin. Anwendbarkeit der ruſſiſchen Schornſteinröhren bei 
Kochöfen. 

Dem K. Pol. Präſ. wird in Beſcheidung auf die Anfrage im Ber. v. 10. April 
d. J., die Konſtruktion der ruſſiſchen Schornfteinröhren betr., das in der Sache abgegebene 
Gutachten der K. Ober-Bau-Dep. v. 18. v. M. (Anl. a.) anl. in Abſchrift zur Achtung 
zugefertigt. 

Anl. a. 

Die von Einem K. Min des J. und der P. unterm 26. v. M. zur Begutachtung 
uns zugefertigte Anfrage des hieſigen Polizei-Präſ., ob der Rauch aus einem Kochofen 
eben ſowohl wie aus einem Stubenofen in eine enge Schornſteinröhre geleitet werden 
dürfe, oder ob für jenen fo wie für eine Heerd⸗Feuerung eine weite Röhre erforderlich Tei, 
reichen wir anbei gehorſamſt zurüd. 

Der Umſtand, welchen das Polizei-Präſ. erwähnt, daß in einem Kochofen mitu n— 
ter Gegenſtände bereitet werden, die ſich leicht entzünden, als Fett u. dergl., iſt allerdin gs 
gefahrbringend; indeſſen dürfte es eine läſtige Beſchränkung fein, die Abfuͤhrung des 
Rauches aus Kochöfen durch enge Röhren ganz zu unterſagen, indem dadurch die Ver: 
wandlung eines gewöhnlichen Stubenofens in einen Kochofen unzuläſſtg gemacht wer den 
würde. 

Wir ſind der Meinung, daß bei Ermittelung der erforderlichen Weite der Schorn— 
fteinröhre, ein Kochofen gleich zwei gewöhnlichen Heizofen zu rechnen ſei, jedoch mit Aus⸗ 
nahme derjenigen Fälle, in welchen bereits bei Anlage der Schornſteine die Abſicht, Koch- 
öfen zu ſetzen, ausgeſprochen und ohne Rüdfiht auf die Beſtimmung derſelben die Weite 
der Röhren nach Maßgabe des Reglements beſtimmt worden iſt. 

In dieſen Fällen würde es hart ſein, auf Abänderung zu dringen. Sollte auch 
Nachtheil entftehen, fo wird man erwägen muͤſſen, daß bei Einführung neuer Einrich— 
tungen ſolcher nicht immer ganz zu vermeiden iſt. 

Berlin, den 18. Mai 1826. 

K. Ober-Bau-Deput. 


An 
Ein K. Min. des J. und der P. 
(A. X. 417. — 2. 93.) 
d) In Betreff der Reinigung der engen Schornſteinröhren (Inſtr. $. 6.) 
ſind ergangen: 
a) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 15. Febr. 1834 an die 
K. Reg. zu Merſeburg. 


Auf die Anfrage v. 22. Nov. v. J. wegen der Reinigung der engen (ruſſtſchen) 
Schornſteinröhren, wird der K. Reg. eröffnet, daß nach dem deshalb erforderten (Gut: 


1) Dies C. R. iſt von der K. Reg. zu Liegnitz mittelſt Publik. v. 20. Dec. 1824 
publicirt. (Heintze's Baupolizel, S. 222.) 
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N achten der Ober-Bau⸗Deputation die einfachſte und zweckmäßigſte, auch im Auslande 
| | üblichſte Art der Bereinigung der engen, durch Menſchen nicht zu beſteigenden Schorn— 
| fteinvöhren, die durch Bürſten, und zwar durch Drahtbürſten ift, daß man ſich der letztern 
146 auch zur Fortſchaffung des Glanzruſſes mit Vortheil wird bedienen können, daß jedoch 
| | die Reinigung mit denſelben bei ſolchen Röhren, wo das Anſetzen des Glanzruſſes zu 
` den iſt, häufiger, als es unter andern Umſtänden zu geſchehen pflegt, bewirkt wer— 
N den muß. | 
1} Diefer Fall ſoll jedoch nach der Aeußerung der gedachten techniſchen Behörde haupt: 
4 ſächlich nur dann eintreten, wenn die Weite der Schornfteinröhre nicht der Feuerung an— 
I gemeſſen ift, indem häufig überſehen wird, daß, je weiter der Schornſtein im Verhältniſſe 
zur Feuerung iſt, um ſo mehr der Zug der zum vollkommenen Verbrennen des Brennma— 
terials erforderlichen atmoſphaͤriſchen Luft ſich vermindert, und deſto leichter unver— 
brannte ölichte Theile mit den Rauchſäulen in die Höhe ſteigen. | 

(A. XVIII. 225. — 1. 126.) HE 
8) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 16. Juni 1835 an 
den Mag. zu Delitzſch. 
Das Min. des J. u. d. P. muß, wie dem Mag. auf die Eingabe v. 4. d. M., in 
Betreff der Reinigung der engen, von einem Schornſteinfeger nicht zu befahrenden Schorn— 
fteinröhren, eröffnet wird, die dieſerhalb von der Reg. am 19. v. M. ertheilte Beſcheidung 
HI für ganz austräglich halten. 
uf Wenn auf genaue Befolgung der Vorſchriften der Inftr. v. 14. Jan. 1822 bei der 
Bt Anlage ſolcher engen Schornfteinröhren, und außerdem darauf gehalten wird, daß die 
| I erforderliche Reinigung derſelben durch Kreuzbeſen und Kragbürften gehörig ftattfindet; 
V | N fo ift im Allgemeinen nicht zu befürchten, daß in den ruſſiſchen Röhren der Glanzruß in 
| | größerer Menge ſich anfege, als in den gewöhnlichen 15 bis 18 Zoll weiten Schornſteinen. 
(N Die gehörige Reinigung aber beſtimmt ſich verſchiedenartig, nach dem Gebrauche ber 
17 Feuerungen, und nach der Beſchaffenheit des üblichen Brennmaterials. Wie oft fie ge— 
A ſchehen müffe, läßt ſich daher im Allgemeinen gar nicht feſtſetzen, ſondern es bleibt die 
1 Pflicht der Polizeibehörde, in dieſer Beziehung aufmerkſam zu fein, und durch Anord— 
H nungen für die einzelnen Fälle, wie fie nach den Umſtänden nöthig werden, für die Ver⸗ 
hütung von Gefahr ſoviel als möglich zu ſorgen. (A. XIX. 473. — 2. 115.) 


Y) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 24. Dec. 1835 an die 


) K. Reg. zu Breslau. 

Der von der K. Reg. am 25. Okt. d. J. an die K. Verw. für H., Fabrik- und 
Bauweſen, in Betreff der Reinigung der von Menſchen nicht zu beſteigenden engen 
Schornſteinröhren, erſtattete Bericht iſt zur reſſortmäßigen Verfügung an das Min. des 
J J. u. d. P. abgegeben worden. N Ä 
Il Nach vernommener Aeußerung ber K. Ober-Bau-Dep. wird der K. Reg. eröffnet 
1 daß eine beſtimmte Beantwortung der Frage: 

H in welcher Zeit die Reinigung der engen Schornfteinröhren immer wiederholt 
Id werden müffe? um das Anſetzen von Glanzruß zu verhüten, 

IK nicht ſowohl für fehr ſchwierig, wie die K. Reg. annimmt, ſondern vielmehr bei der un— 
endlichen Verſchiedenheit des Gebrauchs der Feuerungen, des Brennmaterial, ſowie der 
Weite und ſonſtigen Beſchaffenheit der Röhren, für unmöglich gehalten werden muß. 

Da nun hiernach eine allgemeine Feſtſtellung füglich nicht erfolgen kann, ſo muß 
der K. Reg. überlaſſen bleiben, nach Beſchaffenheit der Umftände und der Oertlichkeit, auf 
den Grund der gemachten Erfahrungen, Belehrungen über dieſen Gegenſtand durch das 
L Amtsbl. zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen. (A. XIX. 1086. — 4. 134.) 

| 6) C. R. des K. Min. des J. (Gr. v. Arnim) v. 30. Juni 1845 an 


H 
ii ſämmtl. K. Reg. und an das K. Polizei-Präſidium in Berlin. 

| Da die bisher bei dem Reinigen der engen nicht beſteigbaren Schornfteinröhren an» 
di 


| gewandten Mittel dem beabſichtigten Zwecke in ſofern nicht entſprochen haben, als fie den 
etwa vorhandenen Glanzruß fortzuſchaffen nicht genügen, ſo iſt an vielen Orten zur Be⸗ 
H feitigung dieſes Uebelſtandes das Ausbrennen ſolcher Schornfteinröhren unter Beobach— 
N tung gewiſſer Vorſichtsmaßregeln in Gebrauch gekommen. Die von verſchiedenen Behör— 
I den nachgeſuchte ausdrückliche Genehmigung dieſes Reinigungsmittels hat bisher bei dem 
N Mangel hinreichender Erfahrungen nicht ertheilt werden können. Nachdem indeſſen nun— 
I mehr auch die K. Ober-Bau-Dep. das Ausbrennen der nicht beſteigbaren Schornſteinröh— 
\ ren unter gewiſſen Bedingungen und bei Anwendung gehöriger Vorſicht für ungefährlich 
und zuläſſig erachtet hat, fo nehme ich nicht ferner Anſtand, dieſes Verfahren unter genauer 
| Beobachtung der nachfolgenden Beſtimmungen zu geftatten. 
1) Der auszubrennende Schornſtein muß der Inſtr. v. 14. Jan. 1822 (G. S. S. 43) 
gemäß ausgeführt, und darf nicht ſchadhaft, insbeſondere nicht ausgeſattelt fein. 
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Die K. Ober⸗Bau⸗Dep. bemerkt in beier Hinficht, daß jede andere, als die in Fol 

des verbotwidrigen Aufſattelns entſtehende Schadhaftigkeit ſich ſtets auf größere Höhe ole 

die der durchſchnittenen Balkendecke, ausdehnt, und daher bemerkbar iſt. 

2) Das Ausbrennen darf nur ſtattfinden, wenn das Gebäude, zu welchem der auszu— 
brennende Schornſtein gehört, ſowie die benachbarten Gebäude nicht mit einer Be⸗ 
dachung von Stroh, Rohr oder Holz verſehen ſind. ’ 

3) Daſſelbe muß in den Vormittagsſtunden bei ſtiller Luft, und ſoweit dies thunlich, in 
Zelten vorgenommen werden, wo die Dächer naß oder mit Schnee bedeckt find, iſt 
aber bei ſtrengem Froſte, anhaltender Dürre. und überhaupt unter Umſtänden, welche 
die Löſchung eines entſtehenden Brandes erſchweren, nicht zuzulaſſen. 

4) ß eite des Ausbrennens muß der betr. Schornſteinfegermeiſter perſönlich lei- 
en, welcher 

a) ſich davon zu überzeugen hat, daß der Schornſtein nicht ſchadhaft iſt; 

b) dafür ſorgen muß, daß die Reinigungsöffnungen hinter den eiſernen Falzthü⸗ 
ren mit beſonders eingepaßten, mit Handgriffen verſehenen Steinen feſt ver— 
ſchloſſen, und daß 

c) bei den Reinigungsthüren feine Leute oder andere zuverläſſige Perſonen auf- 

g geſtellt werden. 

5) Von Seiten der Ortspolizeibehörde muß dafür geſorgt werden, daß jedes Ausbren⸗ 
nen eines Schornſteins durch bekannt zu machende leicht und möglichft weit ſicht— 
bare Zeichen zur Kenntniß der Einwohnerſchaft oder wenigſtens der Nachbarſchaft 
gelange. 

Die K. Reg. wird veranlaßt, hiernach das Erforderliche durch das Amtsblatt zu 
erlaſſen. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 222. Nr. 239.) 


ei R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 25. Okt. 1845 
an das K. Polizei-Präſidium in Berlin. 


Durch den C. Erl. v. 30. Juni d. J. (Min. Bl. S. 222. Nr. 239) iſt die Reinigung 
der engen nicht beſteigbaren Schornſteinröhren mittels Ausbrennens nur geſtattet, kei— 
neswegs aber angeordnet worden, daß dieſe Art der Reinigung da angewendet werden 
ſolle, wo kein dringendes Bedürfniß dazu vorhanden iſt. Da nun ein ſolches nach dem 
Ber. des K. Polizei⸗Präſ. v. 4. d. M. hier nicht obwaltet, fo mag es für die hieſige Reſt⸗ 
denz bei dem bisher zur Anwendung gekommenen Reinigungsverfahren um ſo mehr ver— 
bleiben, als ſolches ſich nach der Anzeige des K. Polizei-Präſ. als ausreichend erwieſen hat. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 315. Nr. 351.) 


e) C. R. des Min. des J. u. d. P. (Köhler) und der K. Verw. für H., 
F. u. Baum. (Beuth) v. 7. Juni 1836 an ſämmtl. K. Reg. Geſtattung guß— 


eiſerner Schornſteinröhren. 

Es iſt darauf angetragen worden, anſtatt der bisher zur Anwendung gekommenen 
gemauerten Schornſteinröhren, die Aufſtellung ſolcher Röhren aus Gußeiſen nachzugeben; 
und da ſich nach techniſcher Prüfung des Gegenſtandes ergeben hat, daß Letztere unter 
Umſtänden und mit Beobachtung der deshalb beſonders zu ertheilenden Vorſchriften nicht 
allein zuläſſig find, ſondern auch Vortheile vor den gemauerten Röhren gewähren können, 
fo ſollen dergleichen gußeiſerne Schornfteinröhren unter folgenden Bedingungen allgemein 
zugelaſſen werden: | 

1) die eifernen Röhren find entweder in Mauern in der in ber Inſtr. v. 14. Jan. 
1822 (G. S. 1822, Nr. 3) vorgeſchriebenen Entfernung von allen brennbaren Ge— 
bäudetheilen, oder, wenn fie freiſtehen, von ſolchen wenigſtens 13 Fuß entfernt, auf⸗ 
zuſtellen, mithin auch da, wo fie eine hölzerne Decke, oder die Dachfläche durchſchnei— 
den, nicht nur zu ummänteln, ſondern auch durch eine hinreichend große Platte von 
gewalztem oder Gußeiſen, oder von anderem Metall, zu führen. 

2) Eine Ummauerung oder eine Ummäntelung in Blech mit iſolirender Luftſchicht iſt 
nöthig auf die ganze Höhe der Röhre, mit Ausſchluß des Geſchoſſes, in welchem die 

erſte Ofenrauchröhre ausmündet, weil in den übrigen Geſchoſſen und im Dachraume 
brennbare Gegenſtände, bei der Benutzung der Feuerung unbemerkt, der Röhre nahe 
ſtehen könnten. 

3) Für die Stabilität nicht vermauerter Röhren muß durch Verankerung oder Verſchle— 
nung gehörig geſorgt werden. 

4) Im Uebrigen behält es rückſichtlich der Richtung, und wo dieſe ſich ändert, der Ab⸗ 
rundung und der Weite der Röhren, ſowie wegen der Reinigungsöffnungen, bei der 
vorgedachten Inſtruktion überall das Bewenden ꝛe. 

(A. XX. 404. — 2. 127.) 
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IV. Bedingungen der Zuläſſigkeit von Aufſätzen auf Schorn— 
ſteinröhren. 
R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 3. Sept. 1835 an das K. 
Pol. Präſid. in Berlin. 


Nachdem aus Veranlaſſung des Ber. des K. Poliz. Präſtd. v. 23. Mai d. J., die 
Zuläſigkeit von Aufſätzen auf Schornfteinröhren betreffend, dieſer Gegenſtand der Prufung 
der K. Ober⸗Bau⸗Dep. unterworfen worden iſt, empfängt das K. Poliz. Präſtd. in der 
abſchriftlichen Beilage (a. und b.) das Ergebniß derſelben mit dem Eröffnen, daß unter 
den darin aufgeftellten nähern Beſtimmungen und Beſchränkungen künftige Aufſätze auf 
Schornſteinröhren nachgelaſſen werden können. 


Anl. a. 


Ew. Exc. zeigen wir auf das verehrliche Schreiben v. 20. v. M. gehorſamſt an, 
daß wir mit den von dem Met. K. Poliz. Präſ. vorgeſchlagenen Bedingungen, unter wel⸗ 
chen Aufſätze über Schornfteinröhren zu geflatten fein werden, im Weſentlichen einver— 
ſtanden ſind. 

In der Beilage (b) haben wir jedoch eine Vorſchrift, etwas kurzer und allgemeiner 
gefaßt, entworfen. 

Berlin, den 19. Aug. 1835. 

| K. Dber-Bau-Deputation. 


Anl. b. 


Vorſchrift 
über die Beſchaffenheit eiſerner oder gemauerter oder aus gebranntem Thon beſtehender 
Schornſtein-Auſſätze, welche zur Verhütung oder Verminderung des Einrauchens 
dienen ſollen. 


8. 1. Schornſtein-Aufſätze jeder Art müffen gehörig befeftigt und jo eingerichtet werden, 
daß ſie leicht und ſicher zu reinigen ſind, dürfen auch keinem Holzwerke oder an⸗ 
derm brennbarem Körper auf gefährliche Weiſe ſich nähern. Nur mit Ruͤckſicht 
auf Erfüllung dieſer Bedingungen wird die Wahl der Form derſelben, die Ze 
ſtimmung der Höhe und die Stellung gegen die Vertikale beſchränkt. 

8.2. Iſt die Ausmündung des Schornſteins, von der oberen Dachfläche aus, dem 
Schornſteinfeger nicht zugänglich, ſo dürfen beſteigbare (wenigſtens 18 u. 15 Zoll 
weite) Röhren nur mit lothrechten, höchſtens 4’ hohen, parallelepipediſchen oder 
chlindriſchen, wenigſtens 6“ im [O) oder im Durchmeſſer weiten, eiſernen Auf⸗ 
ſätzen verſehen werden, die von unten ſtch reinigen laſſen. Enge nicht beſteigbare 
Schornſteinröhren (Inſtr. v. 14. Jan. 18221) G. S., J. 1822, Nr. 3) dürfen in 
dieſem Falle keine andere Aufſätze erhalten, als ſolche, welche aus 3 oder 4 loth— 
rechten, eiſernen Stäben und einer wagerechten Blechdecke von der Grundfläche 
des Schornſteins beſtehen. 

8. 3. Iſt dagegen die Ausmündung des Schornſteins zugänglich, fo find Aufſätze in 
jeder Form und bei gehöriger Unterſtützung in jeder Stellung über beſteigbaren 
und nicht beſteigbaren Röhren zuläſſig. 

Dergleichen Aufſätze müſſen aber über letzteren jedenfalls, über erfteren, wenn 
fie den Bedingungen 8. 2 nicht entſprechen, Behufd der Reinigung ohne Schwie⸗ 
rigkeit und große Anſtrengung und ohne Anwendung einer Leiter, oder eines Ge— 
rüfted abgenommen werden können, und zwar im Ganzen oder in Theilen, die 
leicht zu handhaben, alſo auch in Blech nicht über. 6“ lang find. 

Hiernach wird die Höhe des Aufſatzes nie über 9° betragen duͤrfen. 

8. 4. Blecherne Kappen oder Aufſätze aus Mauerwerk oder gebranntem Thon, welche 
nicht abgenommen werden können, ſind nur auf beſteigbaren Schornſteinröhren 
und nur in ſolcher Form ſtatthaft, welche die Reinigung von unten thunlich macht. 

8. 5. Röhren aus Eiſenblech, welche den Rauch aus der Dfens oder aus einer anderen 
Feuerung unmittelbar in's Freie führen, bleiben unterſagt, und ſind auch ſeit 
Geſtattung enger, nicht beſteigbarer Schornfteinröhren leichter als früher zu 
entbehren. 

Berlin, den 19. Aug. 1835. ö 

K. Ober-Bau-Deputation. 

(A. XIX. 847. — 3. 187.) 


1) Vergl. oben S. 545. 
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F. 


Vorſchriften in Betreff der Oefen !). 
L In Betreff der Backöfen. 


As. Für den geſammten (damaligen) Umfang der Monarchie iſt das Ed. v. 
8. Jan. 1724, daß die Backöfen in denen Häuſern auf dem platten Lande ſollen 
abgeſchafft, und auf die offene Straſſe des Dorffes geſetzt werden, ergangen. 


Demnach bishero zum öfftern wahrgenommen worden, daß durch die Back-Oefen 
in denen Häuſern auf dem Lande, vielfältig Feuer ausgefommen, und gantze Gebäude in 
Brand geſetzet und eingeäſchert worden; Als wollen und verordnen Seine K. Maj. ꝛc., 
hiemit in Gnaden, aber zugleich auch ernſtlich, daß zur Verhütung fernern Schadens, alle 
Back⸗Oefen auf dem platten Lande aus denen Häuſern ſollen weggeſchafft und auf die offene 
Straſſe des Dorffes, oder wenn auch hier noch einige Gefahr zu beſorgen ſein möchte, 
auſſerhalb des Dorffes geſetzet werden, geftalt denen Land-Cammer-Räthen und Beamten 
hiemit alles Ernſtes anbefohlen wird, dahin zu ſehen, damit dieſe Sr. K. Maj. allergn. 
Willens-Mehnung aufs ſorderſamſte, jo bald als möglich, auch allenfalls mit Einſchlagung 
der jetzigen Back-Oefen, zum gehörigen Elfeet gebracht werde. 

Berlin, den 8. Jan. 1724. 
Wilhelm. 


5 
(C. C. M. Th. 5. Abth. 1. Kap. 2. S. 265. Nr. XXXIX. , FA: Samml. Bd. J. 
Abth. 1. S. 675.) 

B. Für die Provinz Brandenburg. 

1) V. v. 16. April 1794, wegen beſſerer Einrichtung der Backöfen in den 
Dörfern der Kurmark. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. Thun kund: daß, obgleich zur Abwendung der Feuers— 
gefahr, welche aus der fehlerhaften Einrichtung der Backöfen in den Dörfern der Kurmark 
entſtehet, von Zeit zu Zeit heilſame Verordnungen ergangen ſind, Wir dennoch bemerkt 
haben, daß ſolche theils unbefolgt geblieben, theils aber auch nicht beſtimmt, und allgemein 
genug geweſen ſind. 

Um den aus dieſen Mängeln häufig entſtehenden Feuerſchäden nach Möglichkeit 
vorzubeugen, haben Wir daher nöthig befunden, nachſtehende Vorſchriften zu ertheilen: 

1) Die Backöfen in den Dörfern der Kurmark ſollen durchgehends ſo angelegt wer— 
den, daß ſte in einer Entfernung von fünfzig Schritten von dem nächſten Gebaͤude zu 
ſtehen kommen, dabei mit einer Windkehre, einer Thüre von Eiſenblech und einer hölzernen 
Thüre vor der Oeffnung verſehen, keinesweges aber mit Stroh, Rohr, einem hölzernen 
Schauer oder einem Bretterdach bedeckt werden. Auch ſind um dieſelben, um eine etwa 
ausbrechende Flamme deſto eher zurück zu halten, Bäume zu ſetzen. 

2) Wenn wegen ganz beſonderer Umſtände, oder Mangels an Raum, ein Backofen 
in einer geringern Entfernung als fünfzig Schritte von dem nächſten Gebäude geduldet 
werden muß, ſo iſt derſelbe außerdem mit einem maſſtven Vorgelege, und einem Stein⸗ 
dache, welches wenigſtens aus Dachſteinen, die auf die Backöfen in Lehm eingelegt werden, 
beſtehen muß, zu verſehen. Eine ſolche Ausnahme von der Regel kann aber nicht ſtatt⸗ 
finden, als wenn der Landrath des Kreiſes ſich durch eine Unterſuchung an Ort und Stelle 
von deren Nothwendigkeit überzeugt und ſolche nachgegeben hat. 

J) In den Dorfftraßen ſollen weiter keine Backöfen gelitten werden. 

4) Ohne Vorwiſſen der Gerichtsobrigkeit des Dorfs, und bevor dieſe nicht den aus⸗ 
erſehenen Platz genehmigt hat, darf ſo wenig ein Unterthan, als ein anderer Einwohner, 
wenn er gleich deren Gerichtsbarkeit nicht unterworfen iſt, einen Backofen, bei nachdruͤck— 
licher Strafe, ſetzen. e e h 

5) Diejenigen jetzt vorhandenen Backöfen, welche, gegen die Vorſchriften des 8. 1, 
den Gebäuden zu nahe ſtehen, muͤſſen binnen einem Jahre weggeſchafft werden, ſo wie 
binnen gleicher Friſt die an fihern Stellen beſtehenden, nach den Vorſchriften dieſes 8., 
einzurichten ſind, wogegen zur Wegſchaffung der in den Dorfſtraßen weiter als funfzig 
Schritte von den Gebäuden abſtehenden, eine dreijährige Friſt verſtattet wird. Sollte 
nach Verlauf dieſer Friſten noch irgendwo in der Kurmark ein dieſer Verordnung zuwider 
eingerichteter Backofen angetroffen werden, fo ſoll derſelbe, wenn er an einer vorſchrifts⸗ 
widrigen Stelle geſetzt iſt, eingeſchlagen, wenn er aber blos vorſchriftswidrig eingerichtet iſt, 


1) Ueber die Befugniß zum Setzen der Oefen, vergl. $. 102 des Gewerbe-Polizei-Ed. 
v. 7. Sept. 1811 [G. S. 1811. S. 273] und Publ. der Reg. zu Breslau v. 
20. Febr. 1834 [A. XVIII. 865. — 3. 150.] (Oben sub III. Litt. y., S. 445 ff.) 
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Landräthen, Gerichtsobrigkeiten und Beamten in der Kurmark wird es zur Pflicht gemacht, 
auf die Befolgung dieſer Vorſchrift die ſtrengſte Aufſicht zu führen, die Land- und Kreis⸗ 
Ausreuter aber ſind von den Kreis-Direktorien und Landräthen gemeſſenſt anzuweiſen, die 
Backöfen in den Dörfern fleißig in Augenſchein zu nehmen, und wenn ſich Mißbräuche 
IN finden, ſolches, bei nachdrücklicher Strafe, fofort anzuzeigen. Damit diefe Verordnung zu 
li jedermanns Wiſſenſchaft gelangen, und Niemand ſich mit der Unwiſſenheit entſchuldigen 
möge, fo ſoll jelbige zum Drucke befördert, auch in die Intelligenzblätter und Zeitungen 
d eingerückt, und in den Dorfkrügen angefchlagen werden. 

IN | Urkundlich ꝛc. 

1 (N. C. C. T. IX. No. 41. de 1794. S. 2145. Rabe's Samml. Bd. 2. S. 620.) 


2) Publ. der K. Reg. zu Frankfurt v. 24. Mai 1817, betr. die ee 
auf dem Laude. (A. I. 106. — 2. 71.) 


C. Für die Provinz Preußen. 


1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 28. April 1838 an 
die K. Reg. zu Königsberg und abſchriftl. an die zu Gumbinnen und Marien— 
| a Fortſchaffung der Backöfen aus den Wohnhäufern auf dem platten 
1 ande. | 

N Auf den Ber. der K Reg. v. 17. Sept. v. J., das Fortſchaffen der Backöfen aus 
0 den Wohnhäuſern auf dem platten Lande betr., habe ich mich veranlaßt geſehen, die Uebel⸗ 
1 V ſtände, welche mit einer firengen Ausführung der im 8. 5. des Feuerlöfchregl. für das 
| platte Land von Preußen v. 3. Juli 1770 5) enthaltenen Beſtimmungen verbunden find, 
| 


d 

H 

d auf Koften des Eigenthümers nach dieſer Verordnung verbeſſert werden. Die Gerichts: 
N) obrigfeit, und in Unſern oder den Prinzlichen Aemtern der Oekonomie-Beamte, ſoll aber 
I in eine fiöfalifche Strafe von 10 Thlrn., wovon dem Angeber die Hälfte zuzubilligen iſt, 
0 verurtheilt werden. 

Ié a 6) Der kurmärkiſchen Krieges- und Domainen-Kammer, den Kreis⸗Direktorien, 
I 

| 


N Allerhöchſten Orts anzuzeigen. Hiernach haben des Königs Maj. mittelſt Allerhoͤchſter 
Ordre v. 29. März d. 3. mich zu autorifiren geruht, den Reg. in Preußen, in deren Bez. 
das Feuerlöfchregl. v. 3. Juli 1770 verbindliche Kraft hat, die Befugniß, Ausnahmen 
von der Vorſchrift des 8. 5. dieſes Regl., die Verpflichtung zur Wegſchaffung der Bad- 
| Oefen aus den Wohnhäuſern enthaltend, machen zu dürfen, unter der Bedingung zu 
hr ertheilen, daß die Backofen in maſſtven Feuerheerden, unter maſſtvem Rauchfange und 
| Schornfteine und in feuerficher gedeckten Häuſern ſich entweder ſchon befinden, oder noch 
, angelegt werden. 

I Ich ermächtige daher die K. Reg., hiernach zu verfahren, wobei Dieſelbe, vor der in 
d jedem einzelnen Falle von Ihr Selbſt, ſowohl hinſichtlich ded Belaſſens als der Anlegung 
| von Backöfen in den Wohnhäuſern zu ertheilenden Erlaubniß, das Sachverhältniß nach 
der Lokalität genau zu prüfen hat. Es verſteht ſich dabei von ſelbſt, daß in den Fällen, 
wo nach der Allerhöchſten Ordre die Ausnahme nachgelaſſen werden darf, außer der von 
N Se. Maj. dem Könige befohlenen Bedingung, auch noch die fonft nöthigen feuerpolizei— 
ö lichen Maßregeln und Einrichtungen genau beobachtet werden müſſen, und bei den vor— 

geſchriebenen Feuerviſttationen darauf zu achten iſt, daß dies auch fortwährend geſchieht. 
0 (A. XXII. 464. — 2. 150, ) 


0 eo Vergl. Publik. der K. Reg. zu Gumbinnen bv. 28. April 1819 und 
Wi der K. Reg. zu Danzig v. 30. Juli 1819. 
(S. in v. Rönne's Polizeiweſen, Bd. 2. S. 308 und 311.) 
D. Für die Provinz Pommern. 
1) Publik. der K. Reg. zu Stralſund v. 6. Okt. 1818, betr. die Backöfen 
N auf dem platten Lande. (A. II. 1108. — 4. 79.) 
| 2) Publik. der K. Reg. zu Köslin, v. 6. Nov. 1818 2). Bedachung 


der Oefen und Gebäude der Back- und Darr-Anſtalten. 
(A. II. 1107. — 4. 78.) 


1) ergl. N. C. C. Tom. IV. p. 7285. No. 48., Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 4. 
S. 141. — Der 8. 5. des Regl. beſtimmt, daß in den Häuſern auf dem 
platten Lande gar keine Backöfen zu dulden, ſondern ſolche außerhalb des Dorfes 
anzulegen. 

2) Eben ſo unterm 29. Dec. 1818 von der Reg. zu Stralſund erlaſſen. 
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E. Für die Provinz Schleſien. 

1) Publik. an ſämmtl. Landräthe Bredlau'ſchen Kammer-Depart., die Ab- 
ſchaffung der Privat-Backöfen, und Errichtung allgem. Backhäuſer in den Dörfern 
betr., d. d. Breslau den 5. März 1765 und Glogau den 18. März 1765. 

(Heintze's Baupol., S. 267.) ) 
2) Publik. d. K. Reg. zu Liegnitz v. 4. Dec. 1811, betr. die Wegſchaf— 


fung der bei den Wohnhäuſern der Dorf-Einwohner befindlichen Backöfen. 
(Heintze's Baupol., S. 270.) 


3) Publik. der K. Reg. zu Liegnitz v. 11. Okt. 1816, wegen der in der ` 
Nähe ber Wohnhäuſer der Dorf-Einwohner noch befindlichen Backöfen. IH 
(Heintze's Baupol., S. 271.) | I | 

4) Vergl. Regl. der K. Reg. zu Oppeln v. 9. Dec, 1822, zur Verhü⸗ ai 
tung und Löſchung der Feuerſchäden auf dem platten Lande, Kap. I., Tit. 3. oft 
(S. in v. Rönne's Polizeiweſen Bd. 2. S. 285.) d | 
Vergl. dieſe Publik. in den betr. Amtsblättern. 10 | 

II. In Betreff ber Stuben-Oefen. Bu 

A. Für die Provinz Schleſien. 

1) Publik. der K. Reg. zu Bredlau, v. 26. Jan. 1826 1), betr. das du 
Setzen der Oefen. (A. X. 150. — 1. 123., Breslauer Amtsbl.) du 
2) Vergl. Regl. der K. Reg. zu Oppeln v. 9. Dec. 1822, zur Verhü— 9 


tung und Loſchung der Feuerſchäden auf dem platten Lande, Kap. 1., Tit. 5. 
(ſ. in v. Rönne's Polizeiweſen, Bd. 2., S. 286.) d 

B. Für die Provinz Pommern. 
R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 8. Dec. 1821 an die d 

K. Reg. zu Stralſund. Verfahren beim Setzen der Stubenöfen. 
Da das, durch die Vorſchrift der K. Reg. zu Liegnitz v. 18. März d. J. *) für den 
Bez. derſelben angeordnete, Verfahren beim Setzen der Stubenöfen ſehr zweckmäßig 
erfcheint, fo wird auf den Antrag der K. Reg. v. 21. v. M. hiemit genehmigt, daß dieſelbe H 
jene Anordnung, mit der vorgeſchlagenen Abänderung in der Strafbeſtimmung (Anl. a.) 1 
in deren Verw. Bez. zur Anwendung bringen kann. 
Auch ift, nach einer richtigen Bemerkung des K. Ober-Präf. und wirkl. Geh. R. Sack 
bei dieſer Gelegenheit den Töpfern und Maurern die jedesmalige Anbringung eines kleinen | 
Abſchnittes von der Klappe in der Ofenröhre (als ein Mittel, die täglich vorkommenden Ih 
Unglücksfälle der Menfchen-Erfiidungen durch Stick-Gas aus den zu früh geſchloſſenen Di 
Oefen zu verhüten) anzurathen. A UA 
nl. a. ` 
In dem Amtsbl. der K. Reg. zu Liegnitz v. 31. März d. J. haben wir unter Nr. 40. N 

den in Abſchrift beigef., das beim Setzen der Stubenöfen zu beobachtende Verfahren, betr. H 
Aufſatz gefunden, deſſen Beſtimmungen und fo zweckmäßig fcheinen, daß wir ſolchen auch / 
auf unfern Verw. Bez. anweuden zu können wünſchen. Wir haben zuvor den Landbau— 1 
meiſter N. N. darüber vernommen, derſelbe hat die Vorſchriften ebenfalls gebilligt, und d 
ad 4. noch hinzugefügt, daß keine Oefen an eine hölzerne Wand gelegt werden durfen, Ti 
wenn fie nicht wenigſtens 2 Fuß davon entfernt oder näher ftehend im Sinne der Anord⸗ 1 
nung mit Ziegeln 6 Zoll ſtark bekleidet wären. Wir glauben auch, daß ſie zum Theil auf 105 
Oefen in den untern Etagen ausgedehnt werden müffen. Da hierbei ein allgem. Verbot, di 
welches ohne Strafbeſtimmung nicht von Nutzen fein würde, zum Grunde liegt, fo erman— TH 
geln wir nicht, zuvor Ew. Exc. Genehmigung uns hierzu vorſchriftsmaßig zu erbitten. Wi 
Unſere Abſicht geht dahin, außer der Verpflichtung zur Entſchädigung, den erſten Kontra⸗ 
ventionsfall mit 5 Thlr, den zweiten mit 10 Thlr., und den dritten mit dem Verluſt des IN 
Gewerbebetriebes bei Töpfern und Maurern zu beahnden. / | 
Stralſund, den 21. Nov. 1821. il 
K. Preuß. Regierung. d 


(A. V. 944. — 4. 84.) | D 


wörtlich gleichlautendes (nicht ganz fo vollſtändiges) Publik. erlaſſen. | 
2) Dies Publik. v. 18. März 1821 iſt faſt wörtlich gleichlautend mit dem der K. ail 


H | t 
1) Die Reg. zu Liegnitz hat unterm 18. März 1826 (A. V. 168 — 1. 89.) ein faſt g 
Reg. zu Breslau v. 26. Jan. 1826. 
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0 III In Betreff der Anlegung von Porzellan- und Steingutöfen, 
| vergl. R. des K. Min. des J. v. 12. Juli 1830. (Oben S. 511.) 


IV. In Betreff der Anlegung von Zündholz-Trockenöfen, vergl. 
d R. des K. Min. des J. v. 12. Dec. 1842. (Oben S. 516.) 


6. 
Vorſchriften über die Anlegung von Blitzableitern ). 


Daß A. L. R. I. 8. §. 80 ſchreibt vor, daß die Errichtung von Blitzablei— 
tern nur unter Erlaubniß der Polizeiobrigkeit und nach den von dieſer zu erthei— 
lenden Anweiſungen vorgenommen werden darf. 


1) Publik. der K. Reg. zu Stralſund v. 25. April 1823. Blitzableiter an 
Kirchen. (A. VII. 365. — 2. 84.) 


2) Publik. der K. Reg. zu Stralſund v. 24. Nov. 1823. Konſtruktion der 
Gewitter⸗Ableiter. (A. VII. 915. — 4. 116.) 


3) Publik. der K. Reg. zu Breslau v. 11. Juli 1825. Anlegung von 
Blitzableitern. (A. IX. 711. — 3. 119.) 
Vergl. dieſe Publik. in den betr. Amtsblättern. 


II. 


N Von den baupolizeilichen Vorſchriften zur Verhütung 
anderer Unglücksfälle. 


L Vorſchriften wegen Befriedigung der Boden-Oeffnungen. 
a (Boden-⸗Luken.) 


1) Die häufigen Unglücksfälle, welche in den Weſtphäliſchen Provin— 
zen durch Herunterſtürzen von Menſchen aus den Bodenlucken (Oeffnungen in 
den Stroh- und Heuböden) ſich ereigneten, hatten dem dortigen Ober-Präſid., 
I nachdem mehrere früher ergangene Aufforderungen der K. Reg. zu Münſter 2) 
N zur zweckmäßigen Einrichtung Behufs Verhütung folder Fälle, ohne genügenden 

Erfolg geblieben, Veranlaſſung gegeben, auf Erlaß baupolizeilicher Anordnun— 
I gen zu deren Beſeitigung anzutragen. Auf den diesfälligen Bericht des K. Min. 
| des J. u. d. P. wurde dem Antrage durch die K. O. v. 15. April 1825 au den 
! St. Min. v. Schuckmann ftattgegeben 8). 


\ Um den häufigen Unglücksfällen vorzubeugen, die in den Weſtphäliſchen Provinzen 
j durch eine fehlerhafte Einrichtung der Gebäude bisher entſtanden find, will ich Sie auf 
Ihren Ber. v 28. v. M. ermächtigen, von Polizeiwegen daſelbſt anzuordnen, daß die 
Bodenluken entweder vermittelſt vier in die Balken eingezapften Pfoſten und drei Reihen 
| Querlatten, oder fonft auf eine nach Ermeſſen der Pol. Behörde hinreichende Weiſe, ein— 
0 geſchloſſen werden. Ich überlaſſe Ihnen Sorge zu tragen, daß dieſe Vorrichtung inner— 
halb eines Zeitraums von drei Monaten ausgeführt werde. Die Hausbeſitzer, welche 
dagegen handeln, ſind mit einer Geldbuße von 5 Thaler. oder verhältnißmäßiger Gefäng⸗ 
| nißſtrafe zu belegen, auch wenn durch ihre Unterlaſſung Jemand beſchädigt oder wohl gar 
um das Leben gekommen fein ſollte, nach den Vorſchriften der Krim. Geſetze zur Unterſu— 
1 chung zu ziehen, und zu beftrafen. Ich trage Ihnen auf, wegen Bekanntmachung und 
| Ausführung dieſes Befehls das Erforderliche zu verfügen. (A. IX. 440. — 2. 109.) 
| ` 


") Ueber die Frage: welche Handwerker zur Fertigung und Anlegung von Gewitter— 

ableitern qualificirt und berechtigt ſind, vergl. das Publik. der K. Reg. zu Breslau 
ö v. 17. Nov. 1820, das R. des K. Min. d. J. u. d. P. v. 22. Sept. 1827 u. d. R. 
ö der K. Reg. zu Breslau v. 24. Dec. 1843. (Oben S. 445.) 
| 


2) Vergl. in dieſer Beziehung die Publ. der Reg. zu Münfter v. 23. Mai 1817. (A. I. 
225. — 2. 141.) und v. 15. Jan. 1818. (A. II. 453. — 2. 103.) 

) Dieſe K. O. iſt durch die A. Bl. der Prov. Weſtphalen publicirt worden. 
(Vergl. Bergius Ergänz. zur G. S., S. 135.) 


d. Bauten aus polizeil, Rückſichten; Befriedigung der Boden-Oeffnungen. 555 


Dieſe K. O. wurde dem Ober-Präſid. v. Vinke zu Münſter mittelſt 
R. d K. Min. des J. u. d. P. (v. Schudmann) v. 21. April 1825 zuge: 
fertiget. 

Ew. ꝛc. unterm 26. Febr. v. J. erneuerter Antrag zur Verhütung der durch die 
mangelhafte Einrichtung der Bodenluken in der dortigen Prov. bis jetzt fo häufig erfolg- 
ten Unglücksfälle, hat mir Veranlaffung gegeben, wegen dieſes Gegenſtandes des Königs 
Maj. unmittelbar Ber. zu erſtatten. Indem ich Ihnen die darauf unterm 15. d. M. an 
mich ergangene Allerh. K. O. hierbei in begl. Abſchrift überſende, ermächtige ich Ew. ꝛc. 
in Gemäßheit derſelben eine durch die A. Bl. der Weſtphäl. Prov. zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringende polizeiliche V. zu erlaſſen, auch durch angemeſſene Verf. dafür zu ſor⸗ 
gen, daß die beſchriebene Sicherheits-Vorrichtung innerhalb eines Zeitraums von drei 


Monaten nach der öffentlichen Bekanntmachung zur Ausführung komme ꝛc. 
(A. IX. 440. — 2. 110.) 


In Folge deſſen und mit Bezug darauf ſind demnächſt ergangen: | 
a) die Publ. des K. Ober-Präſid. der Provinz Weſtphalen v. 31. Mai 
1825 und v. 28. Okt. 1836. (A. IX. 441. u. XX. 682.) 
b) Publ. der K. Reg. zu Minden v. 22. Sept. 1846. 
(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 205. Nr. 295.) 
Vergl. dieſe Publ. in den Amtsbl. der Provinz Weſtphalen. 


2) Daß die nur für die Provinz Weſtphalen erlaſſene K. O. v. 
15. April 1825 auf andere Landestheile keine Anwendung finden könne, deſſen 
ungeachtet aber auch in ſolchen der Zweck der erwähnten K. O. durch Ver— 
ordnungen der Polizeibehörden bei Strafe angeordnet werden können, führt das 
R. des K. Min. d. J. u. d. P. (Köhler) v. 30. Juli 1833 an die K. Reg. zu 
Stettin (A. XVII. 770. — 3. 110.) aus. 

3) Das Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851 beſtimmt im §. 345. Nr. 9.: 

Mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder Gefängniß bis zu ſechs Wochen 
wird beſtraft: 

9) wer auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, auf Höfen, in Häuſern oder 
überhaupt an Orten, wo Menſchen hinkommen, Brunnen, Keller, Gruben, Deffnun» 
gen oder Abhänge dergeſtalt unverdeckt oder unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr 
für Andere entſtehen kann. ` 

4) Publ. des K. Pol. Direkt. zu Magdeburg, v. 25. März 1817, welches 
bei angemeſſener Geld- oder Gefängnißſtrafe verordnet, daß die zum Auf- und 
Abwinden der Kaufmanndgüter, des Getreides ꝛc. beſtimmten Bodenöffnungen, 
in Brauhäuſern, Speichern ꝛc. zt, mit einem Verſchlage von wenigſtens zwei 
und einem halben Fuß hoch verſehen werden, auch an den innern Bodenlucken 
die Fallthüren weder fehlen, noch zu einer Zeit geöffnet ſein dürfen, in welcher 
das Aufziehen und Herablaſſen der Güter nicht ftattfindet, 

(A. I. 238. — 1. 158.) 


II. Vorſchriften wegen Befriedigung der Brunnen, Teiche und 
anderer Waſſerbehälter. a 


1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 11. Mai 1827 an die 
K. Reg. zu Magdeburg. Einfaſſung der Brunnen zur Verhütung von Un: 
glücksfällen. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 2. d. M. die Einfaſſung der Brunnen mit 
Bruſtwehren zur Verhütung von Unglücksfällen betr., eröffnet, daß es dieſerhalb keiner 
allgemeinen Anordnung bedarf. 

Die Orts⸗Obrigkeiten müſſen entweder bei Ertheilung der Bau⸗Conceſſton die ge⸗ 
wünſchte Einfaſſung der Brunnen zur Bedingung machen, oder bei ſchon vorhandenen 
Anlagen ſolche nachträglich durch ſpecielle Mandate anordnen, deren Befolgung durch 
die gewöhnliche Exekution ad faciendum zu erreichen iſt. 

(A. XI. 463. — 2. 94.) 

2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (b. Brenn) v. 7. Okt. 1831 an die 

K. Reg. zu Gumbinnen. Bewährung der Teiche und anderer Waſſerbehälter. 
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Der K. Reg. eröffne ich auf deren Anfrage v. 26. Aug. d. J., die Bewährung der 
Waſſerbehälter betr., daß ich bei der unter ihren Mitgliedern ſtattfindenden Meinungs⸗ 
verſchiedenheit der Anſicht derjenigen beitrete, welche dafür halten, daß durch die bereits 
erlaſſene Verf. v. 22. Aug 1820 “) ſchon Alles, was von Seiten der Pol. Verw. fuͤglich 
veranlaßt werden kann, geſchehen und eine Ausdehnung derſelben auf Teiche und andere 
Waſſerbehälter, welche ſich nicht an beſuchten Orten befinden, nicht rathſam iſt, in ſofern 
nicht die Steilheit ihrer Ufer oder die beſondere Beſchaffenheit ihrer Lage überhaupt, wie 
bei den Brunnen eine Bewährung durchaus nothwendig macht. \ 

(A. XV. 792. — 4. 54.) 

3) C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 19. Aug. 
1846 an ſämmtl. K. Reg. und an das K. Polizeipräſid. in Berlin. Umwäh⸗ 
rung der Brunnen zur Verhütung von Unglücksfällen. 

Von mehreren Reg. find Verordn. erlaffen, in welchen die Umwährung der Bruns 
nen in einer gewiſſen Höhe angeordnet und die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift mit einer 
Polizeiſtrafe bedroht worden iſt. | 

Die Gültigkeit einer ſolchen V. hat nun in einem zur richterlichen Entſcheidung ge— 
kommenen Specialfalle nicht anerkannt werden können, weil die V., der Beſtimmung des 
8. 11. der Reg. Inſtr. v. 23. Okt. 1817 zuwieder, ohne diesſeitige Genehmigung erlaſſen 
und mithin als ein Polizeigeſetz im Sinne des 8. 776. ff. Tit. 20. Th. II. des A. L. R. 
nicht zu betrachten geweſen iſt. | 

Da jene Verordn. an ſich nicht unzweckmäßig und in manchen Gegenden fogar zur 
Anwendung häufiger Unglücksfälle nothwendig find, fo wird, um dem Wiederkehren ähn— 
licher Entſcheidungen zu begegnen, die K. Reg. ermächtigt, eine derartige V. — in ſofern 
Sie dazu in Ihrem Bezirke ein Beduͤrfniß anerkennt — mit dem Bemerken zu erlaſſen, 
| beziehungsweiſe zu erneuern, daß dies mit höherer Genehmigung geſchehen. 

1 (Min. Bl. d. i. V. 1846 S. 137. Nr. 217.) | 
4) Vergl. $. 345. Nr. 9. des Strafgeſetzb. v. 14. April 1851. 

(S. oben S. 555.) 

5) Die Provinzialbehörden haben über dieſen Gegenſtand folgende Publ. 
erlaſſen: 

a) Publ. der K. Reg. zu Koblenz v. 13. Sept. 1817 und erneuert unterm 
| 31. Okt. 1818. (A. 1. 207. u. II. 1133.) 

ö b) Publ. der K. Reg. zu Frankfurt v. 26. Okt. 1818. 
| (A. II. 1133. — 4. 91.) 

c) Publik. der K. Reg. zu Köslin v. 11. Okt. 1820, betr. die Be: 
d wehrung der Brunnen. (A. IV.871.— 4. 90.) 
| d) Publik. der K. Reg. zu Breslau, v. 24. Aug. 1822., betr. die Anle⸗ 
| gung der Schlammfänge in und bei Dörfern. (A. VI. 758. — 3. 99.) 
I „ e) Publik. der K. Reg. zu Stralſund, v. 21. Juli 1822., betr. die Ver⸗ 
V hütung der Unglücksfälle bei gefährlichen Waſſerpfützen. (A. VI. 757. — 3. 98.) 
| Vergl. dieſe Publ. in den betr. Reg.-Amtöblättern. 
III. Vorſchriften zur Verhütung von Unglücksfällen bei Anlegung 
| bon Senfbrunnen, 
V Publ. der K. Reg. zu Aachen v. 25. Sept. 1833., betr. die Verhütung 
von Unglücksfällen bei Anlegung von Senkbrunnen. 


(A. XVII. 772. — 3. 117. u. Amtsbl. der Reg. zu Aachen.) 
| flügeln befindlichen fogenannten Schwengel oder Leiſten. 


C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 23. März 1827 
an ſämmtl. K. Reg. b 
| Nachdem die Gefährlichkeit der oft an den Thorflügeln befindlichen fogenannten 
N Schwengel oder Leiſten, welche in horizontaler Lage an dem einen Flügel befeffigt find, 
1 und über den andern hinweggehen, um durch eine Verbindung mit dem Thorpfoſten das 


| 
, IV. Vorſchriften wegen Abſchaffung der an den Stadtthor— 


| - 
| 1) Vergl. das Publ. der K. Reg. zu Gumbinnen v. 22. Aug. 1820 in den An⸗ 
nalen IV. 573. 
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Thor zu verſchließen, neuerlich durch einen unglücklichen Vorfall ſich erwieſen hat, indem N 
dadurch bei unvorſichtigem Fahren ein Reiſender bedeutend bench n ſo hat ir 
des H. Gen. Boftmeiftero Exc. den Wunſch geäußert, daß allgemein ein weniger gefähr- 
liches Verſchließen der Thore angeordnet werden möchte. 


Es läßt ih) zwar nicht verkennen, daß bei unvorſichtiger Handlungsweiſe faſt jeder Iw 
Begenftand Gefahr bringen kann; es leuchtet aber auch ein, Bag re Sea d 
ſelbſt bei gehörig angewandter Vorficht, z. B. bei ſtarkem Winde, beſonders zur Nachtzeit 0 


gefährlich werden können. 


Die K. Reg. erhält daher hierdurch den Auftrag, darauf zu halten, daß dergleichen 
Schwengel bei den Thoren, durch welche en und öffentliche Wege en en d 
allein in dem Falle eines Neubaues oder bedeutender Reparatur gänzlich vermieden, ſon— € 
dern auch, ſo weit die Umſtände und vorhandenen Mittel es geftatten, bei den jetzt noch 
brauchbaren Thorflügeln nach und nach fortgeſchafft, und ſtatt derſelben andere Einrich- L 
tungen zum Verſchließen gewählt werden, in welcher Hinſicht, das von der K. Ober-Baus 1 
E darüber erforderte, in Abſchrift (sub a.) beifolgende, Gutachten mehrere Vorſchläge 
enthält. 

Anl. a. 


Ew. Epe. verfehlen wir nicht, auf das hierbei zurückgehende, verehrliche Dekret v. 
At b. M. mit Bezugnahme auf unſeren Ber. v 27. Jan. d. 3. beiipielömeife einige 
Mittel Va ee durch welche die Schwengel der Thormegöflügel entbehrlich gemacht 
werden koͤnnen. 


1) Eiſerne Ueberwürfe, welche an einem Flügel befeſtigt find, und über eine V 
Kramme an den andern Flügel gelegt und nach Umſtänden durch einen Vorſteck— 4 
angel oder ein Vorlegeſchloß an der Kramme gehalten werden. ji 

Dieſe ſehr einfache und wohlfeile Vorrichtung ift jedoch nur bei leichten Gitter— | 

- Thormwegen von mäßiger Größe anwendbar; fie erfordert auch, wie die folgenden Ih 
unter 2, 3 und 4, in der Mitte der Oeffnung einen kleinen Anhänge-Pfoſten d 
mit Kloben zum Ketteln des einen Flügels oder einen eingepflafterten Stein 
mit eingearbeiteter Vertiefung, in welche ein, an dem Flügel angebrachter / 
Riegel geſchoben wird, oder endlich eine, unter der Thorwegoͤöffnung durchgehende 0 


Schwelle. * k 
2) Riegel, nach Umſtänden von Holz oder Eifen von größerer oder geringerer Länge, 1 
welche an einem Flügel befeſtigt find und in horizontaler Richtung vor den andern, 1 
mit Krammen verſehenen Fluͤgel geſchoben werden. J 


Der Verſchluß kann durch ein Vorlegeſchloß am Riegel oder durch ein gewöhn— 
liches Schloß bewirkt werden. 


3) Loos hölzer, nach Umſtänden von Doppel-Latten, Rollenholz U 
oder Kreuzholz, welche nach dem nebenſtehenden Profil in eiferne, 
an den Thorpfoſten oder Thorpfeilern, ſo wie an den Thorwegs— 
flügeln befeſtigte Hacken gelegt und beim Oeffnen der Flügel her— 
ausgehoben werden. | | 

Befindet ſich die Thormegs-Deffnung in einer Wand oder " 
Mauer, welche mit der Oeffnung in Einer Ebene ftehet und an H 
einer Seite wenigſtens die Länge der Oeffnung hat; fo kann ftatt L 
des Loosholzes 

4) ein hölzerner Riegel von angemeſſener Stärke angebracht 
werden, der in Krammen von entſprechender Weite über den gan⸗ 
zen Thorweg vor- und beim Oeffnen zurückgeſchoben wird. 

Dieſe Vorrichtung iſt ſehr tüchtig, aber etwas umſtändlich. 

Schlägt endlich der Thorweg unten gegen eine Schwelle und 


oben gegen einen Rahm oder ein Lattenholz; fo genügen 0 

5) Schubriegel an einem Flügel, an welchen der andere mit V 
einem horizontalen Riegel, mit einem Ueberwurf oder einem d 
Schloß verbunden wird. d 

Ew. Exc. werden aus diefer, möglihft kurzgefaßten Angabe hochgeneigteſt erſehen, d 

daß die Umſtände ſehr verſchieden und die Kombinationen derſelben ſehr mannigfaltig d 
find; daß alſo der Verſuch vergeblich fein würde, eine, auch nur die meiſten Fälle beruͤh⸗ H 
rende Anweiſung zu ertheilen. Indeſſen wird unſeres Dafürhaltens in jedem einzelnen 1 
Falle die Wahl eines angemeſſenen Mittels zur Vermeidung der gefahrbringenden Kon- 1 
ſtruktion der Thorwegsflügel mit Schwengeln keinen Schwierigkeiten unterliegen. 7 
Berlin, den 3. März 1827. ` 

K. Ober-Bau-Dep. d 


(A. XI 173. — 1. 96.) 


3 


) 
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V. Vorſchriften zur Verhütung von Unglücksfällen durch Ein— 
ſtürzen der Sandberge und Sand-, Thon-, Lehm- und Kies— 
Gruben, wie auch der Kalk- und Steinbrüche. 


A. Das K. Min. des J. u. d. P. hat zur Verhütung ſolcher Unglücks— 
fälle die Reg. veranlaßt, zweckmäßige polizeiliche Vorſchriften zu erlaſſen. 


1) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Kamptz) v. 20. Juli 1822 an 
ſämmtliche K. Reg. Verhütung von Unglücksfällen durch Einſtürzen der Sand— 
berge und Sandgruben. 

Wenn gleich mehrere K. Reg. und Polizei-Behoͤrden zur Vorbeugung der Unglüͤcks— 
ſälle durch Einſtürzen der Sandberge und Sandgruben ſehr angemeſſene polizeiliche Vor— 
ſchriften erlaſſen haben, ſo haben ſich doch ſeit Kurzem wieder mehrere Fälle ereignet, in 


welchen Menſchen beim Sandholen durch Einſturz des Sandberges oder der Sandgrube 
um das Leben gekommen ſind. 


Die K. Reg. wird daher aufgefordert, zur Vorbeugung ſolcher Unglücksfälle in deren 
Verwaltungs-Bezirk angemeſſene polizeiliche Vorſchriften zu erlaſſen ꝛc. 
(A. VI. 749. — 3. 91.) 


2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 10. Dec. 1830 an die 
K. Reg. zu Trier. Verhütung von Unglücksfällen durch Sand-, Lehm- und 


Kies⸗Gruben, oder durch Kalk- und andere Steinbrüche. 


Die K. Reg. wird auf deren Ber. v. 22. v. M. hierdurch ermächtigt, zur Verhütung 
von Unglücksfällen bei unregelmäßiger Anlage und Benutzung von Sand-, Lehm-, Kies- 
ꝛc. Gruben oder Kalk- und anderen Steinbrüchen eine Verordnung in ähnlicher Art, wie 
dies bereits von der Reg. zu Düffeldorf am 20. Dec. 1818 (Anl. a.) geſchehen iſt, mit 
Androhung von Polizei-Strafen in Kontraventionsfällen, für Ihren Reg. Bez. durch das 
Amtsbl. zu erlaſſen 1). 


Anl. a. 


Da bei der Benutzung von Lehm- und Sandgruben durch unvorſichtiges Fortgra— 
ben in die Tiefe, ohne die überragende Decke des Erdreichs abzuſtoßen, häufige Einftürze, 
Verſchüttungen und Beſchädigungen entftanden find, welche Unglücksfälle es nothwendig 
machen, eine ſtrengere Aufſicht über die Lehm- und Sandgruben und die Steinbrüche 
führen zu laſſen, fo ſetzen wir hiermit Folgendes feſt: 


1) Ohne vorhergegangene Meldung bei dem betreffenden Buͤrgermeiſter, und ohne daß 
dieſer die Stelle, wo gegraben werden ſoll, für gut befunden oder angewieſen hat, 
darf bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 1—5 Thlr., oder verhältnißmäßiger (Gr: 
fängnißſtrafe keine Lehm-, Sand-, Mergel- oder Kiesgrube angelegt werden. Auch 
dürfen bei gleicher Strafe die Sand- und Lehmgruben nicht ausgehoͤhlt, ſondern es 
müſſen die überragenden Erdtheile, fo wie fie in Verfolg des Grabens entftehen, 
ſofort abgeſtochen werden. 

2) Die Ortsbehoͤrden dürfen das Sand-, Mergel-, Lehm- und Kiesgraben nur an 
ſolchen Orten geſtatten, wo daſſelbe ohne Gefahr fuͤr Menſchen und Vieh ge— 
ſchehen kann. An Landſtraßen und Wegen dürfen bis auf eine Entfernung 
von acht Schritt auf jeder Seite des Weges Lehm-, Sand-, Mergel- oder 
Kiesgruben und Steinbrüche nicht geſtattet werden, und wo dergleichen jetzt be— 
ſtehen, ſind ſolche zu verſchütten, und bis daß dieſes geſchehen, ſofort gehörig 
einzuhegen. 

3) Die Ortsbehörden haben zur Ausführung dieſer Vorſchriften ſofort und ſpäteſtens 
binnen acht Tagen die in ihren Gemeinden befindlichen Sand- und Lehmgruben 
in Augenſchein zu nehmen, und dann die vorgeſchriebenen polizeilichen Vor— 
kehrungen in Ausführung bringen zu laſſen, auch künftig ſtreng darauf zu halten, 


1) Das an die K. Reg. zu Trier erlaſſene R. des Pol. Min. (v. Kamptz) v. 13. Jan. 
1819. (A. III. 214. — 1. 139.) genehmigte eine von der Reg. zu Trier (nach 
dem Vorgange der Stettiner Reg.) erlaſſene Pol. V. wegen unvorſichtiger Ans 
legung von Lehm- und Sandgruben mit dem Beifügen, daß in Anſehung der 
Strafbeſtimmungen, die in der Rheinprovinz beſtehende fremde Geſetzgebung zu 
beruͤckſichtigen fei. | 
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daß die Lehm⸗ und Sandgruben nicht ausgehöhlt, ſondern die überragenden 
10 98 jo wie fie im Verfolg des Grabens SE ſofort e 
4) Die Verabſäumung dieſer Vorſchriften von Seiten der Bürgermeiſter wird für 
jeden Fall mit einer angemeſſenen Ordnungoſtrafe geahndet werden, und bleiben 
dieſelben außerdem für jeden Unglücksfall verantwortlich, welcher durch die 
tg der nöthigen Aufficht und Vorſichtsmaßregeln verabſäumt wer— 
5) Die für den öffentlichen Baudienſt und nach den Anordnungen der zuſtändigen 
Baubeamten in Betrieb zu ſetzenden oder befindlichen Materialgruben, bleiben von 
den obigen Beſtimmungen in fofern ausgenommen, als die Banbeamten ſelbſt, — 
ein Jeder in ſeinem Geſchäftskreiſe, — für die ſorgfältige Beobachtung der obigen 
Vorſichtsmaßregeln und den gefahrlofen Betrieb der ihrer Beaufſichtigung unter⸗ 
worfenen Materialörter allein verantwortlich ſind, und in Verſäumnißfällen die 
oben bezeichnete Beſtrafung zu erwarten haben. 
Düſſeldorf, den 10. Dec. 1828. 


(A. XIV. 811. — 4. 72.) 


3) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn) v. 23. Juli 1833 
an ſämmtliche K. Oberpräſ. und abſchriftlich an das K. Polizeipräſ. zu 
Berlin. Verhütung von Unglücksfällen durch den Einſturz von Lehm- und 
Sandgruben. | 
Nach den Zeitungsberichten haben ſich feit einiger Zeit mehrere Unglücksfälle in ein— 
zelnen Reg. Bez. durch den Einſturz von Lehm- und Sandgruben ereignet. 
Ich erſuche das K. Oberpräſ. daher: 
die K. Reg. des Ober⸗Präſid. zu veranlaſſen, auf dieſen Gegenſtand ihre be— 
ſondere Aufmerkſamkeit zu richten, und da, wo zur Verhütung von dergleichen 
Unglücksfällen noch keine oder nicht ausreichende polizeiliche Vorſchriften durch 
die Amtsbl. erlaſſen worden find, ſolche zu beranlaffen, und event. ſelbige in 
Erinnerung bringen zu laſſen. 


Die K. Reg zu Merſeburg hat in dieſer Hinſicht unterm 8. März 1826 eine zweck— 


K. Reg. 


mäßige polizeiliche Verordnung erlaſſen, welche ich der Kürze halber zu event. Benutzung 


anliegend in Abſchrift beifüge. (Anl. a.) 


Anl. a. 


Bei der Benutzung von Lehm- und Sandgruben ſind im hieſ. Reg.-Bezirk durch 
unvorſichtiges Fortgraben in die Tiefe, ohne die überragende Decke des Erdreichs abzu— 
ſtoßen, in den letztverfloſſenen 7 Jahren, zuſammen 82 Menſchen durch Verfchüttung 
ums Leben gekommen. 

Dieſe Unglücksfälle hätten bei gehöriger Aufſicht der Orts-Polizeibehörden füglich 
verhütet werden können. | 

Wir fehen uns daher veranlaßt, um ähnliche Unglücksfälle zu verhüten, hierdurch 
zu verordnen: 

1) daß von Polizeiwegen überall die vorhandenen Lehm- und Sandgruben ſofort und 
ſpäteſtens binnen 8 Tagen in Augenſchein genommen, die überragenden Erdtheile 
abgeſtochen, und künftig darauf gehalten werden ſoll, daß jeder, der die Anlage 
neuer Erd⸗, Lehm- oder Sandgruben beabſtchtigt, verpflichtet ift, der Orts-Polizei⸗ 
behoͤrde davon Anzeige zu machen, deren Genehmigung einzuholen, und die von 
derſelben zu ertheilende Anweiſung zu befolgen; , 

2) die Gruben dürfen nur in einer Entfernung bon mindeſtens zwei Ruthen von 
befahrenen Wegen angelegt, und müſſen außerdem mit einer Barriere verſehen 
werden; 

3) der Abraum muß 6 bis 12 Fuß vom Rande der Grube fortgeſchafft werden, um 
das Nachſchießen deſſelben zu verhüten, weshalb auch, wenn um den Rand der 
Grube gefahren wird, die Wagen eine gleiche Entfernung von demſelben beobachten 
müffen. 

Jeder, der dieſen Vorſchriften zuwider handelt, wird, wenn auch fein Unglück aus 
der Verabſäumung entſteht, nach Befinden der Umſtände mit einer angemeſſenen Poli⸗ 
zeiſtrafe belegt ꝛc. 

Merſeburg, den 8. März 1826. 

K. Preuß. Reg. 


(A. XVII. 479. — 2. 141.) 


e 
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4) R. des K. Min. des J. (v. Puttkammer) v. 18. Juli 1849 an die K. 
Reg. zu N. Polizeiliche Anordnungen zur Verhütung von Unglücksfälleu durch 
die Anlage und den Betrieb von Kies-, Sand- und andern Gruben. 


Die Verhandlungen über den Erlaß einer V. wegen Verhütung der aus der Anlage 
und dem Betriebe von Steinbrüchen, Kies-, Lehm-, Sand-, Mergel und anderen Gruben, 
deren der Erlaß v. 8. März 1847 gedacht hat, und weiche zwiſchen dem unterz. Min., 
dem K. Fin. Min., der Verw. des geſammten Berg-, Hütten- und Salinenweſens, dem 
K. Landes⸗ Oekonomie⸗Kollegium und der K. Ober-Bau-Dep. geſchwebt haben, ſind nun⸗ 
mehr dahin reſultirt, daß wenn überhaupt eine polizeiliche Einwirkung auf den Gruben— 
verkehr für nothwendig erachtet werde, dieſelbe ſich auf die Beſeitigung der zunächſt zu 
Tage liegenden Urſache faſt aller vorkommenden Unfälle: »des Unterhöhlens der Grube« 
beſchränken müffe, fo daß es deshalb für die meiſten Fälle dahin genüge, wenn einfach ver— 
ordnet wird: 

1) daß Kinder und junge Leute ohne Aufſicht älterer erfahrener Leute in den Gruben 
nicht zu beſchäftigen ſeien; und 

2) 80 das Unterhöhlen der Wände der Grube unter keinen Umſtänden ſtattfinden 
dürfe. 


Es ift daher beſchloſſen worden, von dem Erlaß einer allgemeinen V. über den 
Gegenſtand Abſtand zu nehmen, und denjenigen K. Reg., in deren Bezirk Anordnungen 
über die Anlage und den Betrieb von Kies- und anderen Gruben ſtch als nothwendig her- 
ausſtellen, zu überlaffen, auf der Grundlage des gewonnenen und oben dargelegten Reſul⸗ 
tats die erforderlich erſcheinenden Beſtimmungen ſelbſtſtändig zu treffen. 

Hiernach bleibt der K. Reg. das Weitere überlaſſen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1849. S. 172. Nr. 237.) 


5) Vergl. Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851, §. 345. Nr. 9. 
(S. oben S. 555.) 


B. Von den K. Regierungen ſind dergleichen Vorſchriften (außer den oben 
bereits gegebenen) theils ſchon früher, theils in Folge dieſer Aufforderung 
erlaſſen. 


1) Publ. der K. Reg. zu Koblenz v. 13. Dec. 1317, betr. die Verhütung von 
Unglücksfällen bei Grundarbeiten. (A. J. 233. — 4. 125.) | 

2) Publ. der K. Reg. in Köslin v. 19. Dec. 1817, betr. die Verſchuͤttung der 
un (A. 1.234. — 1. 234.) 

3) Publ. der K. Reg. zu Oppeln v. 2. Okt. 1818, betr. die Vermeidung von Un— 

EI bei Benutzung der Lehm- und Nen (A. II. 1134. — 4. 92. 

4) Publ. der K. Reg. zu Reichenbach v. 3. Sept. 1817, denſelb. Gegenſtand betr. 
(A. I. 208. — 3. 228.) 

5) Publ. der K. Reg. zu Breslau v. 26. Aug. 1822, denſelb. Gegenſtand betr. 
(A. VI. 749. — 3. 95.) 

6) Publ. der K. Reg. zu Stettin b. 27. Nov. 1818, denſelben Gegenſtand betr. 
(A. II. 1134.) 

6) Publ. der K. Reg. zu Königsberg v. 30. Dec. 1818, denſ. Gegenſtand betr. 
(a. a. O.) 

7) Publ der K. Reg. zu Pn v. 19. Dec. 1818, denſelben Gegenſtand betr. 
(A. II. 1136. — 4. 93.) 

8) Publ. der K. Reg. zu Erfurt v. 20. Juli 1819 u. v. 31. März 1819, denſelb. 
Gegenſtand betr. (A. III. 795. u. V. 170.) 

9) Publ. der K. Reg. zu Münſter v. 30. Dec. 1818. (A. II. 1131. — A 89.) 


Vergl. dieſe Publ. in den betr. Reg. Amtsblättern. 


VI. Vorſchriften zur Verhütung von Unglücksfällen, welche 
durch fehlerhafte Ausführung von Bauten oder Reparaturen 
„ entſtehen. f 
1) Das Strafgeſetzb uch v. 14. April 1851 beſtimmt im §. 202: 
Baumeiſter und Bauhandwerker, welche bei der Ausführung eines Baues wider die 
allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt dergeſtalt gehandelt haben, daß hieraus für 
Andere Gefahr entſteht, ſollen mit Geldbuße von fünfzig bis zu dreihundert Thalern oder 
mit Gefängniß von ſechs Wochen bis zu ſechs Monaten beſtraft werden. 


Im Rückfalle können ſie zugleich der Befugniß zur ſelbſtſtäͤndigen Betreibung ihrer 
Kunſt oder ihres Gewerbes verluſtig erklärt werden. , 
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2) Publ. der K. Reg. zu Potsdam v. 7. Mai 1817, betr. die Anfertigung 
der Su unter hölzernen Gebäuden. 

Na orſchrift des Generalprivilegii des Zimmergewerks in s 
Brandenburg v. 5. Mai 1734 darf kein e . . 

1) bei ſchwerer Verantwortung zu einem hoͤlzernen Gebäude die Schwellen ſtrecken, 
noch weniger daſſelbe richten, bevor das Fundament aufgefuͤhrt worden iſt, 

2) bai 4 Thlr. Strafe, wovon A zur Kämmerei, 3 zur Stadt-Armenkaſſe und 4 zur 
Gewerkslade fließt, die Schwellen niedriger über der Erde als 3 Fuß im Lichten 
(d. h. bis zur Unterkante der Schwelle gemeſſen) ſtrecken. 

Dieſe geſetzlichen Beſtimmungen werden hierdurch in Erinnerung gebracht, und ſind 
als allgem. baupolizeil. Anordnungen auch von unzünftigen Meiſtern zu befolgen. 

Von den Strafen, in welche letztere verfallen möchten, ift 4 als Polizeiſtrafe anzu⸗ 
ſetzen, und wird als ſolche eingezogen werden; die übrigen 3 werden, wenn der Meiſter in 
einer Stadt wohnt, beſtimmungsmäßig zu gleichen Theilen unter die Kämmerei und dr, 
menkaſſe vertheilt, wohnt er aber auf dem platten Lande, ſo fließen dieſelben nach Th. II. 
Til. en a e SI die Orts-Armenkaſſe. 33 

| ie Landräthe, Pol. Direktoren und Ortsobrigkeiten haben ſich hiernach zu achten. 
Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß es in den zum Herzogthum Sachſen 5 
destheilen vorläufig bei den dort geltenden Vorſchriften verbleibt. 

(A. I. 244. — 2. 146.) 


3) Publ. der K. Reg. zu Bredlau v. 21. Okt. 1837. Polizeiliche Anord— 
nung gegen die ſchlechte Ausführung von Bauten. | 
Es find Fälle vorgekommen, wo durch das unzweckmäßige und unvorfichtige Vers 
fahren bei Ausbrechung von Fronten, Mittel- und Scheidewänden und Wieder-Unter⸗ 
mauerung derſelben bei mehrere Stockwerke hohen Gebäuden, ſich bald oder nach Verlauf 
mehrerer Jahre die desfallſigen Folgen ſo gezeigt haben, daß dadurch dergl. mit neuem 
Mauerwerk in den untern Stockwerken unterfangene Gebäude theils ſo ſchadhaft geworden 
find, daß ihr augenblicklicher Abbruch ſich nothwendig machte, und theils ſolche, ohne 
d Schadhaftigkeit derſelben bemerkt zu haben, kheilweiſe oder ganz plötzlich einge— 

ürzt ſind. | 

Um nun dieſem für das Publikum fo äußerſt nachtheiligen und gefährl. Gebahren 
bei Untermauerung der Wände unterer Stockwerke bei maſſtven Gebäuden zu entgegnen, 
verordnen wir von Landes⸗Polizeiwegen, daß bei dergl. Fallen für die Zukunft nach den 
folgenden Vorſchriften pünktlich verfahren werden muß: 


1) Jeder, welcher einen Theil der Fronten, Mittel- oder Scheidemauern eines Gebaͤu— 
des ausbrechen und wieder neu aufführen laſſen will, muß nicht nur hiervon eine 
deutliche Zeichnung, ſondern auch eine völlig erläuternde Beſchreibung einreichen, 
woraus hervorgeht, auf welche Weiſe das Ausbrechen und Wiederaufmauern dieſer 
Fronten und Scheidewände ſtattfinden ſoll, und in welcher ſtch hauptſächlich dar= 
uͤber deutlich auszulaſſen iſt: 

a) wie dieſe Abſteifung bewirkt werden ſoll? ui | 
b) welche Strecken nach und nach auszubrechen und wieder aufgemauert werden 
ſollen? ‚RE | | 

Findet die Stadt⸗Bau⸗Dep. darin Abänderungen nöthig, fo hat ſolche der 

Bauherr und Bauausfuͤhrer genau zu befolgen. | 

2) Demnächſt ift ſtrenge darauf zu halten, daß bei dergl. Untermauerungen Nachſtehen— 

des beobachtet werde: | 

a) Es müffen dazu feſte, völlig ausgebrannte und gehörig regulaire Ziegeln ange- 
wendet werden. 

b) Zum Kalkmörtel darf nur ſehr ſcharfer Waſſerſand, welcher von allen kleinen 
Steinchen gereinigt iſt, angewendet werden, und ſolcher muß die gehörige Mi⸗ 
ſchung von Kalk und dem vorgedachten Sande erhalten. 

c) Jede Schicht Mauerziegel muß völlig in der Waage, im Lothe und richtigen 
Verbande aufgemauert werden. Gë „ 

d) Jede Fuge muß fo ſchmal als möglich fein und darf die Höhe oder Breite dieſer 
Fugen nie 4 Zoll überſteigen. 9 

e) Die letzte oder oberſte Schicht der neu aufgeführten Mauer muß unter der 
ſtehen gebliebenen alten Mauerſchicht ſcharf eingetrieben und ſolche außerdem 
noch verkeilt und verzwickt werden. 

3) Es iſt die Aufſtcht des ausführenden Maurermeiſters bei einer ſolchen Untermaue⸗ 
rung nicht ausreichend, ſondern es muß außerdem noch ein techniſches Mitglied der 
ſtädtiſchen Bau-Dep die Oberaufſtcht führen, und iſt der ausführende Baumeiſter 

„und Bauherr verpflichtet, den Anordnungen dieſes techniſchen Mitgliedes der Stadt— 

v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 36 
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Bau⸗Dep. in Allem Folge zu leiſten, ohne daß dieſerhalb in der Vertretung des 
bauführenden Maurermeiſters und Bauherrn etwas geändert wird x. ` 
(A. XXI. 1091. — 4. 207.) f 


VII. Vorſchriften zur Verhütung von Unglücksfällen, welche 
durch Gewerbs-Anlagen entſtehen können. 
(S. oben sub I, B., S. 487 ff.) 


Baupolizeiliche Vorſchriften in Betreff der Mühlenbauten 
insbefondere r). | 


Die V. v. 28. Okt. 1810 wegen ber Mühlengerechtigkeit und Aufhebung 
des Mühlenzwanges ꝛc. beſtimmt im $. 52 g 

Wer überhaupt zu Bauanlagen auf einem Grundſtücke geſetzlich berechtigt iſt, iſt es 
gleichfalls zu Anlagen von Mühlen, die durch Waſſer, Wind, thieriſche Kräfte oder Dampfe 
getrieben werden, ferner von Brennereien und Brauereien, mit Beobachtung der erlaſſenen 
und noch zu erlaſſenden Polizei-Vorſchriften in Abſicht der Feuerſicherheit. 

Jedoch darf ohne Genehmigung der Landespolizei-Behörde keine Mühle angelegt, 
oder eine vorhandene verändert werden. (G. S. 1810. S. 96.) ö 

Die allgem. Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 zählt im §. 27 die durch 
Waſſer oder Wind beregten Triebwerke (Mühlen u. ſ. w.) jeder Art zu denjeni- 
gen gewerblichen Anlagen, welche einer beſonderen polizeilichen Genehmigung 
bedürfen, und ertheilt in den § 5. 28—38 die näheren Vorſchriften über das bei 
Nachſuchung und Ertheilung der polizeilichen Genehmigung derſelben zu beob— 
achtende Verfahren. (ſ. oben sub L Nr. II. a. S. 489.) 

I. Vorſchriften über die Einrichtung der Mühlen zur Verhütung von 
Unglücksfällen. 

1) C. R. der K. Min. des J. für Gew. Ang. (v. Brenn) u. des J. u. d. 
P. (Köhler) v. 17. Febr. 1836 an ſämmtl. K. Reg. und an das K. Pol. Präſ. 
zu Berlin. Empfehlung der Einfaſſung der Mühlen-Lauferſteine mit eiſernen 
Reifen zur Verhütung von Unglücksfällen bei dem Zerſpringen derſelben. 


Aus Veranlaſſung der in dem Ber. der K. Reg. v. 25. Mai 1834 angezeigten Fälle 
eines gefährlichen Zerſpringens von Lauferſteinen in Mühlen, ſind vor weiterer Beſchluß⸗ 
nahme wegen der vorgeſchlagenen allgemeinen Vorſchrift einer Einfaſſung der Lauferſteine 
durch eiſerne Reifen, ſämmtl. übrige Reg. nicht allein zur Anzeige über die etwa in ihren 
Bezirken vorgekommenen Unglücksfaͤlle der in Rede ſtehenden Art, ſondern auch zur out, 
achtlichen Aeußerung über jenes Sicherungsmittel und über das Verhaͤltniß der Koften 
deſſelben zu dem Werthe der Steine aufgefordert worden. ‚ 

Da nach den hierauf erftatteten Ber. das Zerſpringen von Lauferſteinen, wo es 
überhaupt ſtattgefunden hat, nur ſelten, in vielen Reg. Bez. aber ſeit undenklicher Zeit gar 
nicht vorgekommen iſt; fo kann, fo zweckmäßig auch die von der K. Reg. vorgeſchlagene, 
von vielen Mühlenbeſitzern bereits im eigenen Intereſſe angewandte Einfaſſung der Lau— 
ferſteine erachtet werden muß, dennoch eine allgemeine Anordnung zur Herftellung derſel— 
ben nicht als nothwendig anerkannt werden. 

Die unterzeichneten Miniſterien finden ſich daher um ſo weniger veranlaßt, dem 
Antrage der K. Reg. eine weitere Folge zu geben, als die in Rede ſtehende Maßregel den 
Mühlenbeſitzern einen nicht unbedeutenden Koſtenaufwand verurſachen würde, zumal nach 
der Mehrzahl der eingegangenen Gutachten der Zweck nicht durch die Anlegung eines, 
ſondern nur durch zwei oder mehrere eiſerne Reifen ſicher zu erreichen fein würde. 


) Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß hier nur die Rede iſt von denjenigen die 
Mühlenbauten betr. baupolizeilichen Vorſchriften, welche die Verhütung von Un⸗ 
glücksfällen zum Zwecke haben. Hierher gehören auch die Vorſchriften über 
die Berechtigung der Handwerker zur Ausführung von Mühlenbauten (ſiehe oben 
S. 429). Dagegen iſt hier nicht die Rede von den geſetzlichen Vorſchriften über 
die Anlegung neuer und die Wiederherſtellung oder Reparatur Veränderung ber, 
handener Mühlen, fo wie von den bei Mühlenanlagen zu berückſichtigenden Vor— 
ſchriften über Vorfluth und Waſſerſtau, wovon bei der Gewerbe-Polizei (Th. 
VII. Abth. II. des Werkes) iu Bd. 2. S. 53. ff. gehandelt iſt. 


— 
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Der K. Reg. bleibt indeſſen überlaſſen, den Mühlendefigern Ihres Verwaltungs 
Bezirks die Anwendung dieſes Sicherungsmittels durch ein n 
Suen (A. XX. 22. — l. 157 9 ch eine Amtsblattbekanntmachung zu 


2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 23. Mai 1837 an 


das K. Ober⸗Präſid. zu Poſen. Verpflichtung der Müller, bei Mühlen, wo die 


Mahlgäſte ſelbſt das Mahlgeſchäft zum Theil übernehmen, die Oeffnung nach 


dem Kammrade zu mit einer Einfaſſung zu verſehen. 


Bei der in der Prov. Poſen beſtehenden Sitte, daß die Mahlgäſte, namentlich au 
dem Lande, das Geſchaͤft des Müllers zum Theil ſelbſt Wirth, an fie e 
das Getreide allein in den Mühlkorb fchütten, ſcheint es allerdings nothwendig, auf die 
mangelhafte Einrichtung der dortigen Mühlen aufmerkſam zu fein und dafür zu ſorgen, 
0 nicht die Mahlgüfte durch einen unglücklichen Zufall in das Kammrad gerathen 
oͤnnen. | j 


Die zu dieſem Zwecke von Em. ꝛc. unterm 6. d. M. vorgelegte Bekanntmachung 
(Anl. a.) wird daher, jedoch mit der Maßgabe genehmigt, daß die darin 5 


Vorrichtung zur Sicherung der unerfahrenen Mahlgäſte, auf diejenigen Mühlen beſchränkt 
bleibe, wo die Mahlgäſte ſelbſt das Mahlgeſchäft zum Theil übernehmen, indem ke den 
andern eine Vorrichtung dieſer Art nicht erforderlich fein dürfte. 
| Anl. a. ` 

In einigen Gegenden der Prov. Poſen beſteht die eigenthümliche Sitte, daß die 
Mahlgäſte, namentlich auf dem platten Lande, das Vermahlen des Getreides auf den 
Windmühlen ſelbſt übernehmen, und zu dieſem Ende das Getreide in den Muͤhlkorb zu 
ſchütten pflegen; dieſe Sitte hat aber, bei der mangelhaften Einrichtung der hieſigen Bock— 
windmühlen nicht ſelten die Folge gehabt, daß die Mahlgäſte bei dem ungewohnten Ge— 
ſchäft ausgeglitten, in das Kammrad gerathen, und dadurch einem ſchrecklichen Tode zuge— 
führt worden ſind. 


Um dieſe Lebensgefahr abzuwenden, wird auf den Grund der Autoriſation des K. 


Min. des J. u. d. P. v. 23. Mai c. hierdurch verordnet, daß auf allen Mühlen, wo die 
Mahlgäſte ſelbſt das Mahlgeſchäft zum Theil übernehmen, jeder Müller Seitens der Poli— 
zei⸗Behoͤrde durch Strafverfuͤgungen angehalten werden ſoll, die Oeffnung nach dem 
Kammrade zu, durch ein Geländer oder Lattenverſchlag binnen vier Wochen einzufaſſen, 
und daß im Unterlaſſungsfall die Polizeibehörde befugt ſein ſoll, die Anlage auf Koſten 
des ſäumigen Müllers machen zu laſſen. ꝛc. ꝛc. 

Poſen, den 5. Juni 1837. | | 
| Der Ob. Präſ. der Prov. Poſen. 

Flottwell. 
(A. XXI. 494. — 2. 190.) 

3) Vorſchriften in Betreff der Windmühlen insbeſondere. 

a) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 22. Nov. 1836 an die 
K. Reg. zu Königsberg. Einzäunung der Windmühlen. 

In Folge einer Eingabe des Magiſtrats zu Kr., die Nothwendigkeit der Umzäunung 
der auf der dortigen ſtädtiſchen Feldflur ſtehenden Bockwindmuͤhle des Muͤhlenbeſitzers N. 
betr., wird der K. Reg. ꝛc. bemerklich gemacht, daß zwar die Polizei nicht auf den Grund 
der Erwerbungs-Urkunde von dem Eigenthümer die Einzäunung jener Mühle fordern 
kann. Da jedoch auf der einen Seite jeder Gewerbtreibende, ſoweit es möglich, feinen 
Gewerbebetrieb ſo einrichten muß, daß er für das Publikum nicht gefährlich werde, und 
auf der andern die Polizei beſonders verpflichtet, jeder dem Publikum drohenden Gefahr 
vorzubeugen, eine ſolche aber in dem vorliegenden Falle nach der beſonderen Lage der qu. 
Muͤhle allerdings vorhanden fein muß, indem nach der Anzeige des Magiſtrats ſchon Vieh 
und vor Kurzem ein Knabe durch die in Rede ſtehende Muhle beſchädigt worden; ſo iſt 
allerdings zur Verhütung fernerer Unglücksfälle von Polizeiwegen darauf zu halten, 
daß dieſelbe eingefriedigt werde u. (A. XX. 998. — 4. 168.) 


p) Bewährung der Treppen und Aufgänge der Windmühlen. 

o) Publ. der K. Reg. zu Potsdam b. 15. Jan. 1820. Die Treppen der 
Windmühlen ſind bei 2 Thlr. Strafe für jede Mühle mit ſicheren Geländern zu 
verſehen n). (A. I. 97. — 1. 64.) 


ee ——— K ͤ — — nn 


1) Gleiche Publ. haben die Reg. zu Breslau unterm 17. Mai 1820 (A. IV. 304. — 
2. 71.) und die Reg. zu Königsberg unterm 6. Juli 1820 (A. IV. 573. — 3. 72.) 
erlaſſen. b 
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) R. d. K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn) v. 30. Nov. 1831 an die 
K. Reg. zu Stralſund, Stettin und Köslin. Bewährung der Aufgänge zu den 


Mühlen. | 

Durch einen von dem H. Fin. Min. mir mitgetheilten Bericht des Probinzial- 
Steuer⸗Direktors ar, Boehlendorff iſt es zu meiner Kenntniß gekommen, daß ſich in 
der Prov. Pommern (und namentlich häufig in Neu-Vorpommern) viele Bockwindmuh— 
len finden, an denen keine Treppe angebracht iſt, um zu der Mühle hinauf zu gelangen, 
ſondern lediglich der Mühlenſchwanz zum Aufgange dient, wodurch das Beſteigen der 
Mühlen, ſelbſt wenn auch zuweilen auf den Muͤhlenſchwanz kleine Latten aufgenagelt, 
oder darin Ausſchnitte gemacht ſind, nicht blos ſehr beſchwerlich, ſondern ſogar, namentlich 
zur Abend- und Nachtzeit, lebensgefährlich wird, auch wirklich ſchon Unglücksfälle veran- 
laßt worden. Auch ſollen bei vielen Mühlen die vor der Eingangsthüre befindlichen 
Bretter nicht gehörig befeſtigt, und dadurch ebenfalls Unglücksfälle nicht blos möglich, ſon— 
dern wirklich herbeigeführt ſein. 

Da nun die Mühlen nicht blos von den Müllern und deren Knappen, ſondern auch 
von den Mahlgäſten und Steuer-Offizianten betreten werden müffen, und letztere ſogar aus— 
drücklich verpflichtet find, ihre Reviſtonen nicht blos bei Tage, ſondern auch zu anderen 
Zeiten vorzunehmen, dieſes aber bei der angezeigten Beſchaffenheit des Aufganges zu den 
Mühlen in der That ohne erhebliche Gefahr für Leben und Geſundheit nicht möglich iſt; 
ſo leidet es kein Bedenken, daß die Polizeibehörden ſo befugt als verpflichtet ſind, den ge— 
rügten Uebelſtänden abzuhelfen, und darauf, daß durch gehörige Befeſtigung der vor der 
Eingangsthüre befindlichen Bretter, durch Bewährung derſelben, durch Anbringung förm— 
licher Treppen, oder wenigſtens durch Beifügung eines ſicheren feſten Geländers an dem, 
zum Aufgange dienenden Mühlenſchwanz, den geruͤgten Gefahren vorgebeugt werde, zu 
halten, auch den deöfallfigen Anordnungen durch Strafverfügungen Nachdruck zu geben, 
und nöthigenfalls die erforderlichen Vorrichtungen und Anlagen auf Koſten der ſäumigen 
Muhlenbeſitzer machen zu laſſen. | 

` Ich veranlaſſe daher die K. Reg., durch die Polizeibehörde die Beſchaffenheit des 
Aufganges zu den einzelnen Bockwindmühlen Ihres Depart. näher erörtern, die zur Si- 
cherung des Lebens und der Geſundheit derer, welche die Mühlen beſteigen müffen, erfor— 
derlich ſcheinenden Maßregeln, nach Maßgabe der Lokalität, anordnen zu laſſen, und auf 
deren genaue Befolgung zu wachen. 

Sollte der gerügte Uebelſtand wirklich ganz allgemein, und die fehlerhafte Einrich— 
tung in den einzelnen Fällen ziemlich gleich ſein, ſo kann in dieſer Beziehung eine allge— 
meine Verfügung, etwa in ähnlicher Art, wie es von der K. Reg. zu Königsberg unter dem 
6. Juli 1820 geſchehen, erlaſſen werden. Bei der Erbauung neuer Mühlen ift übrigens 
der baupolizeiliche Konſens in keinem Fall zu ertheilen, wenn die Mühle nicht eine beſon— 
dere, mit einem fichern Geländer verſehene Treppe erhält. (A. XV. 793. — 4. 55.) 

4) Vorſchriften in Betreff der Waſſermühlen. 8 

a) Publ. der K. Reg. zu Arnsberg, p 16. März 1820. Einfaſſung 
der Brunnen ꝛc., imgl. Anfertigung von Roſten bei den Waſſermühlen. 

In Gefolg einer Verfügung des K. Min. des J. v. 25. v. M. wird die durch das 
Amtsblatt v. J. 1818. St. 52. Nr. 549. erlaſſene Bekanntmachung v. 10. Aug. 1818., 
nach welcher zur Verhütung von Unglücksfällen die Einfaſſung der Brunnen ꝛc. imglei⸗ 
chen die Anfertigung von Roſten bei den Waſſermühlen verordnet worden, ad 2. dahin 
näher beſtimmt: 

daß der von den Muͤllern anzulegende Roſt (oder Rechen) vor der Grundſchwelle des 
Vorfluthes zur Vermeidung eines großen Koſten-Aufwandes auch aus vorgeſetzten 
Stangen in möglichſt geringer Weite beſtehen kann, weil dadurch der beabſichtigte 
Zweck ebenfalls erreicht wird. 

Die Unterlaſſung dieſer ſo wie der ad 1. der allegirten Verordnung erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmung wird in vorkommenden Fällen unnachſichtlich mit fünf Rthlr. Strafe geahndet, 
und die nicht bewirkte Vorkehrung auf Koſten der Säumigen veranlaßt werden. 

| (A. IV. 98. — 1. 65.) 

b) Publ. der K. Reg. zu Frankfurt a. O., v. 21. Okt. 1832. An⸗ 
legung von Schützenvorrichtungen zur Verhütung von Unglücksfällen bei Waſ— 
ſermühlen. 


Es iſt ſchon oft und neuerdings erſt wieder vorgekommen, daß die mit dem Stellen 
oder Einſetzen der Schützen auf den Mühlenarchen beſchäftigten Perſonen verunglückt und 
ums Leben gekommen ſtnd. Dergleichen Unglücksfälle Tonnen durch Vorrichtungen verhü— 
tet werden, mittelſt welcher das Ziehen oder Einſetzen der Schützen aus dem Innern der 
Mühlen möglich wird, und die ſich ſonſt überall leicht anbringen laſſen. KE" 

Indem wir hierauf aufmerkſam machen, ſprechen wir zugleich den Wunſch aus, 
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daß die erwähnten Schüb - Vorrichtungen an allen Mühlen, wo ſie noch fehl 
ur Schonung von Menſchenleben recht bald angelegt më e E 
(A. XVI. 990.--4. 97.) 0 5 | 
| 5) R. d. K. Min. d. J. u. der P. (v. Schuckmann) v. 24. Juni 1824 an 
die K. Reg. zu Arnsberg. Anlegung von Zuſtreichern in den Oelmühlen zur 
Verhütung von Unglücksfällen. 
Bei der augenſcheinlichen Zweckmäßigkeit der, von der K. Reg. zu Münſter für ihren 
Bez. vorgeſchriebenen Vorrichtung der Anbringung von Zuſtreichern in den Bean 
genehmige ich auf den Antrag der K. Reg. in dem Ber. v. 4. d. M. daß Dieſelbe die dies⸗ 
fällige Verf. der K. Reg. zu Münſter v. 20. Mai 1818 (Anl. a.) auch auf Ihren Reg. Bez. 
ausdehne und autoriſtre die K. Reg. hiermit, ein Publik. gleichen Inhalts in dem dortigen 
Amtsbl. zu erlaſſen. 
` Anl. a. 


Zur Abwendung der oͤftern Unglücksfälle in den, nach altdeutſcher Art eingerichteten 
Delmühlen, wo die Arbeiter bei Gelegenheit, daß ſie den Saamen unter die Steine kehren, 
durch ihr eigenes und der Mühlenfteine Rundgehen ſchwindlich, unter die Steine fallen, 
und gefährlich verwundet werden, iſt die einfache Vorkehrung in den holländiſchen Oel— 
muͤhlen nachzuahmen, worin unten an der ſtehenden Welle, womit ſich die Steine herum— 
bewegen, zwei Arme als Zuſtreicher angebracht ſind, an deren Enden ein Haken befeſtigt 
iſt, der ſich ein⸗ und auswärts drehen und feſtſtellen läßt, im erſteren Falle den Saamen 
unter die Steine, im andern Falle, wenn er gehörig zerquetſcht iſt, ihn herauszukehren. 

Die H. Landräthe und Bürgermeifter haben dahin zu wirken, daß die Müller nach 
3 Monaten, dieſe nicht koſtbare Vorkehrung angebracht haben, deßhalb ihnen die nächſten 
Mühlen, wo ſie bereits beſtehet, namhaft zu machen, um ſolche kennen zu lernen. Die 
wider Erwarten ſich etwa ſäumig bezeigenden Müller ſind uns namhaft zu machen, und 
verfallen ſelbige in eine Polizeiſtrafe von Fünf Thlrn. 


Münſter, den 20. Mai 1818. 
K. Preuß. Reg. Erſte Abth. 
(A. VIII. 559.— 2. 126.) SEL ERC 
II. Vorſchriften über die Entfernung der Windmühlen von öf— 
fentlichen Wegen und nachbarlichen Grundſtücken. 
1) R. d. K. Min. d. J. (Köhler) v. 7. Juni 1828, an die K. Reg. zu Kö— 
nigsberg. Entfernung der Windmühlen von öffentlichen Wegen r). 
ö In Beſcheidung auf die Anfrage v. 2. April d. J. die Entfernung betr., in welcher 
die Windmühlen von den öffentlichen Wegen zu errichten find, wird die K. Reg. hiermit 
autorifirt, vorläufig und bis dahin, daß über bieten Punkt eine allgem. geſetzliche Feſtſetzung 
erfolgen möchte, eine Entfernung von zwanzig Ruthen als Regel anzunehmen, in keinem 
Falle aber eine neue Mühlenanlage zu geftatten, die nichtmindeſtens zehn Ruthen von 
der Grenze des nächſten Weges entfernt iſt. (A. XII. 544.— 2. 156.) 
2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 29. Okt. 1835. an die K. 
Reg. zu Breslau. Anlegung von Windmühlen in Beziehung auf deren Entfer— 


nung von Landſtraßen und Gebäuden. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 19. Aug. e., den von dem Müller N. zu N. 
beabſichtigten Windmühlenbau betr. eröffnet, daß bei der Anlage von Windmühlen eine 
Entfernung von 20 Ruthen von öffentlichen Wegen und Landſtraßen für genügend, aber 
auch für erforderlich anzunehmen iſt, jedoch letzteres in der Art, daß unter Umſtänden. 


1) Dies R. iſt in den A. XII. 780.—3. 115. wörtlich noch mals abgedruckt. Es find 
übrigens hierdurch folgende Reg. Publik. für beſeitiget zu erachten: 

a) der Reg. zu Bromberg v. 15. März 1819., daß bei Anlegung neuer 
Windmühlen eine Entfernung von 180— 200 Schritten von der Landſtraße 
zu beobachten, und auch beim Neubau bisheriger, der Landſtraße näher ſte⸗ 
hender Windmühlen, ſofern es die Lokalverhältniſſe irgend geſtatten, eben 
fo weit von der Straße zurückzuweichen. (A. III. 224.—1. 143.) 

b) der Reg. zu Stralſund v. 15. Mai 1819. deſſelb. Inhalts mit dem Bei⸗ 
fügen, daß, wo die Lokalität die Verlegung der Mühlen ſelbſt nicht zu⸗ 
laſſe, auf Verlegung des Weges Bedacht zu nehmen. 

(A. III. 511.—2. 142.) | 

e) der Reg. zu Gumbinnen v. 3. Oft. 1821., daß bei Anlegung neuer Wind⸗ 

mühlen eine Entfernung von 15 Ruthen von der Landſtraße zu beobachten 


(A. V. 953.—4. 89.) 
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nach dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen der Behörde, auch eine geringere Entfernung nachgege— 
ben werden kann, z. B. wenn die Mühle an einem tiefliegenden Hohlweg zu ſtehen kommt, 
wo von ihrer unmittelbaren Nähe ein Unglück dadurch, daß die Pferde ſcheu werden, nicht 
zu beſorgen iſt. In Anſehung der Entfernung der Windmühlen von nachbarlichen Gebäu— 
den dagegen kann ein gleiches Maß nicht überall angenommen werden, da ſich die Feuer— 
gefährlichkeit der Nachbarſchaft einer Windmühle größtentheils nach ihrer Bauart beſtimmt, 
außerdem aber auch fchon das eigene Intereſſe des Windmüllers ihn abhält, ſich den wind— 
fangenden Gebäuden in einer gefahrdrohenden Entfernung zu nahen. 
Ei , (A. XIX. 1109.—4. 151.) | 
1 3) R. des K. Min. des J. für Gewerbe-Ang. (v. Brenn) und des J. u. 
d. P. (Köhler) v. 23. Aug. 1837 an die K. Reg. zu Liegnitz. Anlegung neuer 
N Windmühlen in Beziehung auf deren Entfernung von nachbarlichen Grund— 
ſtücken und Gebäuden. k | 
2. Eine beſtimmte Entfernung, in welcher neue Mühlen von nachbarlichen Grund— 
ſtücken erbaut werden ſollen, ſteht zwar geſetzlich nicht feſt; daß aber eine gewiſſe Entfer- 
nung zwiſchen nachbarlichen Grundſtücken und einer Muhle vorhanden ſein müſſe, iſt, wenn 
die Grundſtücke mit Gebäuden beſetzt ſind, aus feuerpolizeilichen, und wenn ſie als Acker 
genutzt werden, aus ſicherheitspolizeilichen Gründen nöthig. . 
Im vorllegenden Falle kommen beide Rückſichten zur Beachtung; beide können aber 
1 eine Inhibirung des von dem ꝛc. K. beabſichtigten Muhlenbaues nicht begründen, weil die 
Il Grenze des Grundftüc des ꝛc. S. 65 Fuß weit von der Mühle des ꝛc. K. entfernt liegt, 
Af und bei einer ſolchen Entfernung die Beackerung des Grundſtücks mit Zugvieh nicht ge> 
Ih fährlich erfcheint, und weil die Scheune des ꝛc. S. von der Mühle 112 Fuß entfernt liegt, 
N alſo unter gewöhnlichen Umſtänden auch eine Feuersgefahr für die Gebäude nicht zu be— 
| forgen iſt. 
V E Dagegen find bisher auch in dem Entwurfe zu einer allgem. neuen Wege-Ordnung 
A 20 Ruthen als die mindeft nöthige Entfernung einer Mühle von öffentlichen Wegen ange: 
| 


| 
| 
d 


nommen, und wenn auch mitunter eine geringere Entfernung zugelaſſen worden, fo ift dies 

DR doch nur unter befonderen Umſtänden, z. B. dann geſchehen, wenn es fih von einem tie— 

IM fen Hohlwege handelte, in welchem die Pferde auch bei größerer Nähe durch die Windmüh— 

I} lenfluͤgel nicht ſcheu gemacht werden können, oder wenn die Mühle gegen den Weg hin 

ID) durch dichte Bäume ꝛc. verdeckt war ꝛc. (A. XXI. 548. — 2. 245.) 
| 4) R. der K. Min. des J. für Gewerbe-Ang. (v. Brenn) und des J. 
Ih u. d. P. (v. Rochow) v. 20. Okt. 1837 an die K. Reg. zu Liegnitz. Deſſel⸗ 
L ben Inhalts. | | 
I In ſofern die Mühle, zu deren Anlage die K. Reg. dem Gaſtwirth K. zu N. die Ge- 
( nehmigung ertheilt hat, bereits vollendet oder doch ſchon erheblich im Bau vorgeſchritten 
| fein follte, ſo mag es für die8 Mal bei der Entfernung zwiſchen der Mühle und der Chauſſee 
| von 13 bis 14 Ruthen verbleiben, wiewohl der von der K. Reg. im Bericht v. 12. v. M. 

I zur Rechtfertigung Ihres Verfahrens angeführte Grund, 

N. daß die Mühle, wenn Fuhrwerke auf der Chauſſee ihr gerade gegenüber, mithin ihr 

d am nächſten find, für dieſe durch die Scheune des S. verdeckt werde, 

N) keinesweges für ganz durchgreifend erachtet werden kann, da die fragliche Scheune entwe— 

der abſichtlich oder zufällig vernichtet und dadurch die Mühle ihres jetzigen Deckungsmit— 

tels beraubt werden kann, ohne daß dann die Verſetzung der Mühle ohne Härte gegen den 

D Eigenthümer derſelben möglich fein würde. 

He Sollte indeß der ꝛc. K. die Ausführung des fraglichen Mühlenbaues noch nicht 
Ih begonnen haben, fo iſt mit Rückſicht auf die der K. Reg. im R. v. 23. Aug. d. J. bereits 
I gemachten Eröffnungen die demſelben ertheilte Konzeſſion zurückzunehmen, da der Muͤhle 
| vielleicht jetzt noch ohne Schwierigkeiten ein geeigneter Platz angewieſen werden könnte, 


V der, wie der K. Reg. zur Nachachtung in künftigen Fällen bemerklich gemacht wird, bei 
0 ſehr frequenten Straßen ſtets die normalmäßigen 20 Ruthen von der Straße entfernt fein 
ö muß, es wäre denn, daß ganz beſondere, der Wahrſcheinlichkeit nach fortdauernde Gegen— 


| ſtände den Anblick der Mühle von der Straße aus verdeckten 11. 
| (A. XXI. 549. — 2. 246.) 


| 5) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 6. April 1844 an die 
d Bauern R. N. Entfernung neuer Windmühlen-Anlagen von Landſtraßen und 
Wegen, fo wie von Privat-Grundſtücken. 


1) Dieſer letzte Satz des R. findet ſich wortlich nochmals abgedruckt in den A. XXI. 
1072. 4. — 183. 3 
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Anf die Beſchwerde v. 24. v. M. wird den Bauern N. N. eröffnet, daß Ihr Wider⸗ 
ſpruch gegen die neue Mühlenanlage des Müllers G. von der K. Reg. zu Frankfurt a. d. 
O. nicht berückſichtigt worden ift, weil die Beſchränkung, daß der Bauplatz einer Wind⸗ 
mühle 14 Ruthen von einem öffentlichen Wege entfernt ſein muß, nur im polizeilichen 
Intereſſe für die Wege und Straßen begründet iſt und auf Privat⸗Grundſtücke nicht aus⸗ 
gedehnt werden kann. (Min. Bl. 1844. S. 85 Nr. 113.) 

6) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (Milde) v. 10. Juli 
1848 an ſämmtl. K. Reg. Entfernung neu anzulegender Windmühlen von be— 
nachbarten Aeckern mit Rückſicht auf deren Beſtellung durch Zugvieh. 

Nach den von der K. Reg. in Folge des Cirk.⸗Erlaſſes v. 8. Sept. v. J. erſtatteten 
Berichten find die Anſichten über die Nothwendigkeit einer allgemein als Regel vorzu- 
ſchreibenden Entfernung der neu anzulegenden Windmühlen von den benachbarten Aeckern, 
mit Rückſicht auf deren Beſtellung durch Zugvieh, ſehr verſchieden. 

In manchen Regierungsbezirken hat ſich das Bedürfniß einer ſolchen Beſtimmung 
nicht herausgeſtellt, indem darauf gerichtete Einwendungen gar nicht vorgekommen ſind, 
wogegen manche Regierungen ſich veranlaßt gefunden haben, gewiſſe Entfernungen, oder 
die Bewährung des Muhlengrundſtückes mit einer Einfriedigung von einer beſtimmten 
Höhe in den Konzeſſtonen vorzuſchreiben. 

Da nun ein öffentliches Intereſſe für derartige allgemeine Anordnungen inſofern 
nicht vorwaltet, als in vielen Gegenden das Zugvieh an Windmühlen gewöhnt iſt, oft 
auch die benachbarten Aecker ohne Anwendung von Zugvieh beſtellt werden, weoͤhalb es 
in jedem Falle auf die Beruͤckſichtigung der örtlichen Verhältniſſe weſentlich ankommt, 
fo muß ich Anſtand nehmen, eine diesfällige Beſtimmung als allgemeine Regel vor— 
zuſchreiben. 

Das K. Landes-Oekonomie-⸗Kollegium iſt übrigens in feiner wiederholt erforderten 
Aeußerung dabei ſtehen geblieben, daß eine Entfernung der Windmühlen von ſechs Ru— 
then, und zwar von den Umfaſſungswänden derſelben ab gerechnet, den Rückſichten auf 
die Bewirthſchaftung der benachbarten Aecker in der Regel entſprechen werde. 

Hiernach muß der K. Reg. überlaſſen bleiben, ſofern Dieſelbe es nach den Verhälts 
niſſen in Ihrem Bezirke für nothwendig erachtet, entſprechende in der Regel zu beobach— 
tende Vorſchriſten zu erlaſſen oder die Behörden mit angemeſſener Anweiſung zu verſehen, 
wobei jedoch der Eigenthümlichkeit der einzelnen Fälle die gehörige Berüͤckſichtigung zu 
ſichern bleibt. Jedenfalls werden dabei die gutachtlichen Aeußerungen der Ortöbehörden 


und Landräthe zu beachten fein, und deshalb wird in den einzelnen Fällen für deren Bes 


ſchaffung geſorgt werden muͤſſen, damit ſolche bei den in die Rekurs-Inſtanz gelangenden 
Verhandlungen aus den Akten erfichtlic find. (Min. Bl. 1848. S. 310. Nr. 364.) 

7) C. R. der K. Min. des J. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. Duesberg) 
v. 2. Dec. 1847 an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Stralſund, 
Koblenz, Köln, Aachen und Trier, und an das K. Pol. Präſidium zu Berlin. 
Anlegung von Windmühlen auf in der Separation begriffenen Grundſtücken. 

In der neueſten Zeit find mehrere Geſuche um die Erlaubniß zur Anlage von Wind- 
mühlen auf Feldmarken, welche in der Gemeinheitstheilung befangen find, in die Rekurs— 
Inſtanz gelangt. 

Der von den Widerſprechenden erhobene Einwand, daß die bezeichnete Bauplätze 
nicht hutfrei ſeien, auch der Bau der Mühle die Planlage beeinträchtige, gehört nicht zur 
Entſcheidung der Polizeibehörde, und würde allenfalls durch ein Interimiſtikum der Aus⸗ 
elnanderſetzungsbehörde nach 8. 36 der V. v. 30. Juni 1834 (G. S. S. 109.) zu beſei⸗ 
tigen ſein. 

a V fteht aber der Ertheilung der Erlaubniß zu dergl. Mühlenanlagen das weſent⸗ 
liche Bedenken entgegen, daß die Prüfung, ob die Mühle durch ihre Entfernung von den 
Wegen, ſo wie von den Gränzen der Nachbarn, oder ſonſt das Publikum oder einzelne 
Privatperſonen mit Nachtheilen bedrohe, gar nicht ſtattfinden kann, indem alle örtlichen 
Verhältniſſe erſt durch den Separationöplan feſtgeſtellt werden. Es erſcheint auch nicht 
angemeſſen, die den Regierungen obliegende Fürſorge für das Intereſſe des Publikums 
oder der Nachbarn den Auseinanderſetzungsbehörden zur Berüͤckſichtigung bei Anordnung 
der Planlage aufbürden. N — ’ 

Die K. Reg. wird daher veranlaßt, die Anlage von Windmühlen auf Grundſtücken, 
welche Gegenſtand eines mit dem Umtauſche der Ländereien verbundenen bereits eingetre— 
tenen Gemeinheitstheilungs-Verfahrens ſind, überhaupt nicht ſtattfinden zu laſſen, bevor 
der Separationsplan definitiv feſtgeſtellt iſt. Damit etwaige Unternehmer vor der Ver⸗ 
wendung unnützer Koſten bewahrt werden, iſt dieſe Beſtimmung durch das Amtsblatt zur 


öffentlichen Kenntniß zu bringen. wi 
j Ausnahmen zu geftatten, liegt keine dringende Veranlaſſung vor, da das Bedürfniß 


En 
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der Anlage einer Windmühle nicht füglich fo unabweislich fein kann, daß dieſelbe nicht 
einige Verzögerung zulaſſen ſollte. (Min. Bl. 1847 S. 229. Nr. 402.) 


8) Die Vorſchriften über die Entfernung der Windmühlen von einander, 
deögl. betr. die Verhinderung der Windmühlen durch Hemmung des Windes, 


Wl vergl. in der Gewerbe-Polizei (Th. VII. Abth. II. des Werkes Bd. 2. 
d S. 67 — 74). | 

| | IV. 
m Baupolizeilihe Vorſchriften zur Verhütung der Verun— 


ſtaltung und Verunzierung, ſowie der Verengung der Straßen 
und öffentlichen Plätze. 
Zu den Pflichten der Baupolizei gehört auch die Sorge für Verhütung 
| aller folder Bauten und Bauanlagen, welche in irgend einer Beziehung zur 
Il Verunſtaltung und Verunzierung der Straßen und öffentliche Plätze, als auch 
0 zu deren Verengung, und ſomit zur Hemmung des Verkehrs gereichen und Un— 
glücksfälle, oder ſogar Nachtheile für den Geſundheitszuſtand der Bewohner her— 
beiführen können. Daher iſt es die Aufgabe der Baupolizei, überall ſolche 
Maßregeln zu treffen, daß dergleichen Uebelſtänden vorgebeugt werde, und bei 
vorkommenden Bauten und Bauveränderungen ſolche Einrichtungen getroffen 
P werden, welche zur Beſeitigung vorhandener Hinderniffe diefer Gattung führen. 
/ Das Allgem. Land-Recht enthält mehrere Beſtimmungen, welche aus 

dieſem Geſichtspunkte ergangen, den darauf zu richtenden polizeilichen Beſtre— 


V bungen zur Grundlage dienen. 

` Daſſelbe ſchreibt nämlich in Th. I. Tit. 8. §§. 36 u. 76— 82. vor: 

| | 8.36. Ohne obrigfeitlihe Erlaubniß dürfen Gebäude in den Städten, die an 
| 


Straßen oder öffentliche Plätze ſtoßen, nicht zerſtört oder vernichtet werden. 
8.76. Ohne Erlaubniß der Obrigkeit dürfen Bauſtellen, die bisher beſondere 
| Nummern hatten, nicht in Eins gezogen werden. 
8. 77. Auch die Zugeſtehung einer ſolchen Erlaubniß kann, in Anſehung der nach 
den Nummern vertheilten, oder noch zu vertheilenden Laſten und Abgaben, weder dem 
F gemeinen Weſen, noch andern Privatperſonen zum Nachteile gereichen. 
Ip 8. 78. Die Straßen und öffentlichen Plätze dürfen nicht verengt, verunreiniget, oder 
Ih ſonſt verunſtaltet werden. 
| 8. 79. Beſonders darf Niemand, ohne ausdrückliche Bewilligung der Obrigkeit 
I einen Kellerhals oder anderes dergl. Nebengebäude auf die Straße zu anlegen. 
N 8. 80. Auch die Einrichtung von Keller- und Ladenthüren, welche auf die Straße 
gehen, die Anlegung neuer, oder die Wiederherſtellung eingegangener Erker, Löben und 
N auf die Straße hinausgießender Dachrinnen; die Auffegung von Wetterdächern und in die 
/ Straße hinein ſtch erſtreckenden Schildern, ſo wie die Errichtung von Blitzableitern, darf 
d nur unter Erlaubniß der Polizei-Obrigkeit, und nach den von dieſer zu ertheilenden An— 
N weiſungen, vorgenommen werden. 
N 8. 81. Uebrigens aber kann jeder Haus eigenthümer den fogenannten Bürgerfteig, 
| jo weit er das Steinpflafter zu unterhalten hat, unter den 8. 78. beſtimmten Einfchrän= 
kungen nutzen. 
8. 82. Nähere Beſtimmungen über die 88. 78—81. berührten Gegenſtände bleiben 
den beſonderen Polizeigeſetzen eines jeden Orts vorbehalten. 
| 


Von diefen allgemeinen Grundſätzen ausgehend, find nachſtehende bau— 
polizeiliche Vorſchriften erlaſſen. 


6 I. Verpflichtung der Beſitzer leerer Hausſtätten zu deren 
Bebauung. (A. L. R. I. 8. 65. 36., 76. 77.) | 
| 1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 23. Sept. 1820 an die 
| K. Reg. zu Minden. Die Beſitzer leerer Hausſtätten find an den Orten, wo 
) das A. L. R. gilt, zu deren Bebauung verpflichtet. 
Der K. Reg. geben wir auf Ihre Anfrage v. 29. Aug. d. J., ob Beſtitzer leerer 
Hausſtätten zu deren Bebauung verpflichtet werden können? zu erkennen, daß das Ed. 
v. 14. Sept. 1811 die alleg. Vorſchrift des A. L. R. Th. I. Tit. 8. 8. 36. keinesweges auf- 
hebt, und es kein Bedenken hat, daß die K. Reg. an den Orten, wo das A. L. R. einge⸗ 
führt iſt, gedachte Vorſchriſt in Anwendung bringen. (A. IV. 606. — 3. 90.) 


der Bauten aus polizeil. Rückſichten; Verengung ꝛc. der Straßen c. 569 


2) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 27. Okt. 1820 an die K. Reg. zu 
Minden. Der A 36 des A. L. R. I. 8. iſt auf wüſte Stellen, welche ſchon vor 
Publikation des A. L. R. eine andere Benugungdart erhalten, nicht, bei noch 
vorhandenen Bauplätzen aber unbedingt anwendbar. | 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 10. d. M. zu erkennen gegeben, daß auf ſolch 
wüſte Hausſtellen, welche bereits vor Einführung des A. L. R. mit Beſtande Rechtens 
eine andere bleibende Benutzungsart gewonnen haben, jetzt die erwähnte Vorſchrift Th. 1. 
Tit. 8. 8. 36. nicht mehr angewendet werden kann. 8 

Wenn aber dergleichen jetzt noͤch als Bauplätze vorhanden find; fo kann es darauf: 
ob die ehemaligen Gebäude ſchon vor oder nach Einführung des A. L. R. eingegangen ſind. 
nicht ankommen. Jedoch muß die K. Reg. überhaupt dergleichen Fragen nicht in abstracto 
zum Bericht ftellen, ſondern bei etwanigen fernern Zweifeln die concreten Fälle vortragen. 

(A. IV. 746. — 4. 26.) } 

3) R. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 11. Febr. 1846 
an die K. Reg. zu N., betr. die polizeilichen Anordnungen wegen Zuſammenzie— 
heus von Bauſtellen. 

In Erwie derung auf den Ber. der K. Reg. v. 27. Dee. v. J. erhält Dieſelbe den 
angeſchloſſenen Beſcheid (a.) an den Magiſtrat zu N., betr. die polizeil. Anordnungen we— 
gen Zuſammenziehens von Bauſtellen, zur Kenntnißnahme und Beförderung. 

Anl. a. 

Die Beſchwerde, welche der Mag. zu N. mittelſt Eingabe v. 6. Nov. v. J. über die 
von dem Vorſtädter N vorgenommene Zuſammenziehung zweier ihm zugehöriger Stellen 
in Eine erhoben hat, iſt nicht begründet. Eine Handlung oder Unterlaſſung, welche nicht 
bei Strafe verboten iſt, kann nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht mit Strafe belegt 
werden. Da nun im §. 76. Tit. 8. Th. I. des A. L. R. zwar das Verbot, daß Bauſtellen 
welche mit beſondern Nummern verſehen ſind, ohne Erlaubniß der Obrigkeit nicht in Eine 
gezogen werden dürfen, ausgeſprochen, das Zuwiderhandeln gegen dieſe Vorſchrift aber we— 
der in dem Allg. Landrecht, noch durch eine Polizeiverordnung mit Strafe bedroht iſt; ſo 
kann eine ſolche auch nicht feſtgeſetzt werden. Glaubt der Magiſtrat, daß die Androhung 
von Strafe für die Zukunft nothwendig erſcheine. fo bleibt Demſelben überlaſſen, Sein Gr 
ſuch der K. Reg. vorzutragen, welche, wenn fie Seiner Anſtcht beitritt, dem Antrage zu ent— 
ſprechen befugt iſt. Wenn übrigens der Magiſtrat annimmt, daß die in Rede ſtehende Vor— 
ſchrift ohne eine Straffeſtſetzung von keiner Wirkung ſei, ſo muß Derſelbe darauf aufmerk— 
ſam gemacht werden, daß die Obrigkeit, wenn dies aus polizeilichen Rückſichten nothwen— 
dig erfcheint, auf Grund des $. 76. a. a. O. die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
wird fordern, und in jedem einzelnen Falle durch beſondere Strafandrohungen ihren An— 
ordnungen wird Nachdruck geben können. Berlin, den 11. Februar 1846. 

Min. des Innern. Erſte Abth. v. Manteuffel. 
(Min. Bl. d. i. V. 1846 S. 59. Nr. 87.) 

II. Vorſchriften betreffend die Abtretung und den Erwerb 
des Terrains und der Materialien Behufd baulicher Verbeſſe— 
rungen und Vergrößerungen von Städten!). 

1) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 16. Aug. 1828 an die K. Reg. 
zu Gumbinnen. Verpflichtung der Orts-Kommunen zur Eutſchädigung für die 
Abtretung neuer Bauplätze zum Wiederaufbau abgebrannter vorſtädtiſcher 


Scheunen. | a j 
Auf ben Ber. v. 24. Juli d. J. wird der K. Reg., über die Beſchwerde der Buͤrger 


1) Vergl. auch: ö 

a) R. des K. Min. des J. u. d. P. v. a 1824, betr. die Aufbringung 
der Koſten Behufs der Erweiterung zu enger Straßen; 

v gl a K. Min. des Kr. und des J. u. d. P. v. 4. Nov. 1835, daß auch 
Kommunen in Hinſicht ihrer Privat-Grundſtücke und desjenigen Eigenthums, wel⸗ 
ches ihnen an den öffentlichen Straßen und Plätzen zuſteht, der Beſchränkung unter⸗ 
liegen, daß damit zum Schaden oder zur Unficherheit des gemeinen Weſens keine 
Veränderung vorgenommen werden darf. | | 

(ſ. v. Rönne's Polizeiweſen Bd. 2. S. 341 u. 342.) 

Auch ift hier auf die Beſtimmung des A. L. R. J. 11. 88.4 —11., I. 8. 88.29 
bis 31. u. Einl. 88. 74 — 75. wegen der Verpflichtung der Grundbeſitzer zur Abtre— 
tung ihres Grund und Bodens im öffentlichen Intereſſe, hinzuweiſen. 


— —— 


— ͤ — — 


er en — 


| w 
1 570 ` Bo-2eét u. Bau-Pol.; Einſchränk. d. Baufreiheit u. Beaufſichtigung 


N. und Genoſſen zu N., wegen der ihnen zum Wiederaufbau ihrer abgebrannten Scheu— 
nen anzuweiſenden Plätze, zuvörderſt bemerklich gemacht, daß weder dem Staate, noch der 
N Feuer⸗Societät die Verpflichtung obliegt, für die Entſchädigung der Beſchwerdeführer hin⸗ 
ſichtlich der von ihnen zur Ausfuhrung des angeordneten und genehmigten Retabliſſements⸗ 
Planes, abgetretenen Plätze aufzukommen, vielmehr ſolche lediglich von der Orts-Kommune 
zu fordern und zu gewähren iſt. Da nun letztere deshalb die Einleitung getroffen hat, zur 
N Beſchaffung der zum Wiederaufbau der Scheunen erforderlichen Plätze das dazu von dem 
| Kommiſſarius der K. Reg., in Vorſchlag gebrachte Terrain abzutreten, und dieſes von den 
| 1 ) Betheiligten angenommen worden iftz jo liegt ber Kommune nun auch noch die Verbind— 
Ié lichkeit ob, diejenigen 201 Rthlr. aufzubringen, welche zur Einlöſung ded von dem Bürger 
VI N. früher für das fragliche Terrain gezahlten Kaufgeldes erforderlich find, als wozu die 
K. Reg. Anordnung zu treffen hat. Aus der Feuer-Societät können nur ſolche Zahlun— 
gen geleiſtet werden, die das Regl. darauf verwieſen hat, und darüber hinausgehende An— 

träge zu genehmigen, iſt das Min. des 3, nicht ermächtiget. (A. XII. 777.—3. 112.) 
2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. der Verw. für H., F. 
s und Bauw. (Rother) v. 31. Jan. 1837 an die K. Reg. zu Düſſeldorf. Zur Ab— 
tretung von Grund und Boden behufs baulicher Verbeſſerungen und Vergrößerun— 
gen von Städten iſt (in den Rheinprovinzen) nur nach vorgängiger landesherr— 

licher Ermächtigung die Verpflichtung vorhanden. 

Die K. Reg. befindet ſich im Irrthum, wenn Sie im Ber. v. 12. Sept. v. J. an⸗ 
nimmt, daß es die Abſicht der Verf. v. 26. Juni 1835 und 26. Juli v. J. fei, an den po- 
lizeil. Vorſchriften wegen Anmeldung der vorzunehmenden Bauten etwas zu ändern. Sie 
entſcheiden vielmehr lediglich die Frage, ob jemand ohne landesherrliche Ermächtigung ge— 
zwungen werden koͤnne, zu beſſerer baulichen Einrichtung einer Stadt fein Eigenthum 
ohne vorgängig feſtgeſtellte Entſchaͤdigung herzugeben, oder, was dem gleich kommt, 
zum Zweck einer künftigen Einrichtung dieſer Art daſſelbe ohne Entſchädigung unbenutzt 
zu laſſen? 

Dieſe Frage muß nicht nur wiederholt verneint, ſondern auch der K. Reg. in Erin- 
nerung gebracht werden, daß nach dem dort geltenden bürgerlichen Geſetzbuch $. 545. ſo— 
wohl, als dem G. v. 8. März 1810 (welches nach der V. v. 20. Juli 1818 auch für das 
rechte Rheinufer anwendbar iſt) niemand zur Abtretung feines Eigenthums gezwungen 
werden kann, als nach Erfüllung der dort vorgeſchriebenen Formalitäten. 

Dieſen G. läßt ſich nicht die alte V. v. 1554 entgegenſetzen. Denn abgeſehen von 
den Zweifeln über ihre fortdauernde Gültigkeit, läßt es ſich nicht in Abrede ſtellen, daß die 
angeführte Stelle blos von der Pflicht zur Anmeldung des vorhabenen Baues handelt, 
keinesweges aber der Orts-Obrigkeit die Befugniß beilegt, über dabei vorkommende Eigen— 
thumsfragen zu entſcheiden. 

Allerdings hatte der Kaufmann N. in N. daran gefehlt, daß er die Anmeldung un— 
terlaſſen hatte. Ob er deswegen der polizeil. Strafe verfallen ſei, iſt bei der hier erhobenen 
Beſchwerde nicht zur Erörterung gezogen worden, da es ſich damals nur darum handelte, 
ob das ihm entgegenſtehende obrigkeitliche Verbot aufrecht zu erhalten ſei. 

Was die K. Reg. zur Rechtfertigung eines ſolchen Verbots anführt, iſt nicht überzeu— 
gend. Die Hinweiſung auf Feldwege, zu denen die Angrenzer ſo viel Land abtreten müſſen, 
als erforderlich iſt, um ihnen die geſetzliche Breite zu verſchaffen, iſt nicht zutreffend. Denn 
der vorliegende Fall betrifft nicht einen vorhandenen Weg, ſondern einen neu zu er— 
öffnenden, und einen ſolchen, für welchen eine beſtimmte Breite vom G. nicht vorge— 
ſchrieben ift. Wenngleich die Verbreiterung ſtädtiſcher Straßen unter Umſtänden dringen— 
des Bedürfniß ſein kann, ſo folgt doch daraus nicht, daß dabei nach Gutbefinden der Orts— 
behoͤrde, oder auch der Prov. Behörde zu Werke gegangen werden könne. Es erfordern 
vielmehr die ſtädtiſchen Verhältniſſe, wo die Grundſtücke großen relativen Werth haben 
konnen, beſondere und ſorgfältigere Umficht, als bei Wegeanlagen im offenen Felde. 

Die bisherige Praxis, auf welche ſich die K. Reg. beruft, mag ſo lange gegolten ha— 
ben, als kein Widerſpruch dagegen erhoben worden iſt. Nachdem dies nun aber geſchehen, 
muͤſſen die G. wieder in Kraft treten. 

Die K. Reg. hat demzufolge in allen Fällen, wo ein Eigenthümer der Abtretung ſei— 
nes Grundes Behufs baulicher Verbeſſerungen und Vergrößerung einer Stadt ſich wider⸗ 
ſetzt, davon hier unter Darlegung der Verhältniffe Anzeige zu machen. 

(A. XXI. 239. — 1. 241.) 

3) R. des K. Min. des J. u. d. P. (b. Rochow) v. 26. Nov. 1839 an 

die K. Reg. zu Bromberg. Abtretung von Grund und Boden zur Erweiterung 
| von Straßen. 
| 2. Vermöge des der Polizeibehörde zuſtehenden Rechtes zur Beſtimmung der Baus 


fluchten, würde nur zu fordern ſein, daß der in die Straße einſpringende Theil des gedach— 


der Bauten aus polizeil, Rückſichten; Verengung ze. der Straßen ꝛc. 571 


ten Grundſtückes von Gebäuden frei bleibe; die Abtretung dieſes Theiles zur Erweiterung 
der Straße aber immer nur gegen Entſchädigung verlangt werden können. Findet hier— 
über, wenngleich der Mag. nach der vorliegenden Beſchwerde zu einer Entſchädigung bereit 
ſein ſoll, eine gütliche Einigung nicht ſtatt, ſo würde, nach Feſtſtellung der polizeilichen 
Nothwendigkeit der Abtretung der Straße, das vorſchriftsmäßige Expropriations⸗Verfah⸗ 
ren eingeleitet werden müſſen. (A. XXIII. 920. — 4. 150.) 

4) R. des K. Min. des J. (v. Meding) v. 27. Aug. 1840 an den K. 
Ober⸗Präſid. der Provinz N. In den Landestheilen, wo die St. O. gelten, 
hat die Stadtgemeinde nicht die Verpflichtung zur Erwerbung des bei der 
Erweiterung einer Stadt zu den Straßen und Plätzen erforderlichen Terrains, 
ſondern nur die Verbindlichkeit, für die vorhandenen Straßen dasjenige zu 
thun, was die Polizei erfordert. j 

Wenn die Reg. in dem mir vorgelegten Ber. vorausſetzt, daß bei der Erweiterung 
einer Stadt das zu den Straßen und Plätzen erforderliche Terrain von der Stadtgemeinde 
erworben werden müſſe, und daher eine Zuſtimmung der Stadtverordneten zur Ueber— 
nahme der diesfallſtgen Verbindlichkeit im Allgemeinen nicht erforderlich ſei? fo würde ich 
hiermit nur dann mich einverſtanden erklären können, wenn mir ein Spezialgeſetz nachge— 
wieſen würde, welches ſo, wie es auf dem linken Rheinufer der Fall iſt, den Kommunen 
dieſe Verbindlichkeit auflegte. Anderwärts pflegt, wenn die Kommunen ſich hierzu nicht 
freiwillig anheiſchig machen, nach Feſtſtellung des Bauplans den Neubauenden die Ver— 
pflichtung aufgelegt zu werden, daß Straßenterrain bis zur Hälfte der Breite mit ihren 
Bauplätzen zu erwerben. Auch wird wohl von Grundbeſitzern, welche ihre Grundſtücke 
durch die Beſtimmung zu Bauplätzen theuer zu verkaufen hoffen, das Straßenterrain 
unentgeltlich abgelaſſen, wie dies hier in Berlin geſchehen iſt. Erſt dann, wenn auf dieſe 
Weiſe Straßen wirklich entſtanden ſind, tritt die Verpflichtung der Kommune ein, 
dasjenige dafür zu thun, was die Polizei erfordert. 

Ew. ꝛc. erſuche ich daher ergebenſt, bei den künftigen Verhandlungen dafür zu ſor— 
gen, daß dasjenige, was rein polizeilicher Natur iſt, von demjenigen, was eine auf den 
Haushalt der Stadt zu übernehmende nicht polizeiliche und nicht geſetzlich feſtſtehende Ver— 
dindlichkeit angeht, wohl unterſchieden und in erſterer Beziehung die nach der Städteordn. 
den Stadtverordneten zuſtehende Stellung ſorgfältig beachtet werde. Selbſt wenn die 
Verbindlichkeit geſetzlich feftftände, wurde immer die Frage: in welcher Ausdehnung fie nach 
dem Zuſtande der Stadtkaſſe in Anſpruch genommen werden könne, nur nach ſorgfältiger 
Berathung mit den Stadtverordneten im Voraus zur Entſcheidung gebracht werden können. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 345. Nr. 615.) 


5) R. der K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des J. (Gr. v. Arnim) 
v. 19. Ang. 1842 an die K. Reg. zu Trier. Verbindlichkeit der Grundbeſitzer 
zur unentgeltlichen Ueberlaſſung des zu den Straßen und andern öffentlichen 
Bauwerken erforderlichen Steinmaterials. 


Die in dem Ber. der K. Reg. v. 27. Febr. d. J. ausführlich erörterte Meinungs⸗ 
verſchiedenheit, über die Verbindlichkeit der Grundbeſitzer zur unentgeltlichen Ueberlaſſung 
des zu den Straßen und andern öffentlichen Bauwerken erforderlichen Steinmaterials, 
beruhet hauptſächlich in einer abweichenden Interpretation des Ausdrucks „carrière“ im 
Sinne des G. v. 16. Sept. 1807, indem ein Theil des Kollegiums darunter nur einen 
eigentlichen Steinbruch nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche, d. h. ein Steinlager, 
welches mit einem gewiſſen künſtlichen Betriebe durch Einſchrotung oder Eingrabung aus⸗ 
gebeutet wird, verſtanden wiſſen will, während andere Mitglieder der Meinung ſind, daß 
damit nicht ſowohl ein eigentlicher Steinbruch in der vorbemerkten engen Bedeutung, ſon— 
dern im weiteſten Sinne überhaupt jeder Fundort für Steine, auch wenn ſolche zerſtreut 

und offen zu Tage liegen, bezeichnet Tel, und daß die Bauverwaltung überall auch für den 
Werth des Materials ſelbſt Entſchädigung zu leiſten habe, wenn daſſelbe von dem betr. 
Grundbeſttzer bisher ſchon verkauft oder genutzt worden ſei. a 

Nach der Wortfaſſung ſowohl als nach dem Sinne des G. muß für erſtere Anſicht 
entſchieden werden. 

Das G. v. 16. Sept. 1807 — offenbar in der Abſicht, die Ausführung gemeinnützi⸗ 
ger Bauwerke zu erleichtern und die Staatekaſſe dabei vor übermäßigen Ausgaben zu be⸗ 
wahren, andererſeits aber aus dem Geſichtspunkte, daß nur die wirklichen Bruchſteine an 
ſich einen Geldpreis haben, anderes Steinmaterial einen ſolchen aber erſt durch den geſtei⸗ 
gerten Bedarf für öffentliche Bauwerke erhalte — beſtimmt im Art. 55.: daß, für den 
Werth der zu öffentlichen Bauwerken erforderlichen Materialien keine Vergütigung zu 
leiſten ſei, mit alleiniger Ausnahme des Falles, „ou Lon s'emparerait d’une carriere 
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djd en exploitation; alors les dits matériaux seront &values d'après leur prix 
courant eto.“ Er R 

Nach der ganzen Faſſung dieſer Geſetzſtelle kann der Ausdruck: „June carriere 
d'éeja en exploitation“ nur in der obigen engeren Bedeutung von einem eigentlichen 
Steinbruche verſtanden werden, welcher in einem gewiſſen regelmäßigen Betriebe ausge⸗ 
beutet und durch fortlaufenden Verkauf genutzt wird. Dieſer Anſicht ſteht auch die Auto— 
rität des Dictionnaire de l'académie zur Seite, welches den Ausdruck carriere definirt: 
„le lieu d’ou l'on fire de la pierre“ und erläuternd hinzufügt: „Aescendre dans une 
carrière““ „ ereuser une carriere — fouiller une carriere ete., was überall auf loſe zu 
Tage liegende Steine nicht bezogen werden kann. Bei der entgegengeſetzten Auslegung, 
wonach für alle Steine ohne Ausnahme Entſchädigung gezahlt werden ſoll, ſofern die 
Grundbeſttzer dergleichen etwa früher ſchon verkauft haben, würde der Zweck des Geſetzes 
gänzlich vereitelt, und die Bauverwaltung leicht in die Lage gebracht werden, das zu den 
öffentlichen Bauten erforderliche Material überall, und häufig zu übermäßigen Preiſen, 
bezahlen zu müſſen. | * 

Uebrigens iſt die Bemerkung, daß das G. v. 16. Sept. 1807 hier nicht Anwendung 
finden könne, weil es durch das G. v. 8. März 1810 aufgehoben ſei, nicht zutreffend; 
denn das letztere hat nur diejenigen Dispofitionen des G. v. 16. Sept. 1807 aufgehoben, 
welche damit im Widerſpruch ſtehen, was bei dem Art. 55. nicht der Fall iſt. 

Wenn ferner bemerkt wird, daß dieſer Art. 55. von dem Falle handle, wo der Staat 
das zur Gewinnung der Materialien beſtimmte Terrain eigenthumlich erwerbe, die Befug⸗ 
niß der Bauverwaltung zur unentgeltlichen Entnahme des Materials ohne gleichzeitige Er⸗ 
werbung des Terrains aber darin nicht ausgeſprochen ſei, ſo läßt die Wortfaſſung hierüber 
allerdings Zweifel zu. Dieſe Befugniß ded Staats zur Entnahme des Materials ohne 
eigenthümliche Erwerbung des Grund und Bodens iſt aber bisher niemals in Abrede ge— 
ſtellt, und findet auch geſetzliche Anerkennung in der allegirten Beſtimmung des code rural 
de 1791. Art. 1. „les agens de l' administration ne pourront fowzller dans un champ 
pour y chercher des pierres etc. qu’ au prealable ils n’ayent averti le propriétaire, 
et qu il ne soit justement indemnité ete. Die hier zuletzt erwähnte Entſchädigung iſt 
übrigens nur auf das obige: „kouiller“ und den dadurch verurſachten Schaden zu be: 
ziehen — nicht auf eine Vergütigung für das gewonnene Material ſelbſt — wonach dieſe 
Beſtimmung mit dem Art. 55 des G. v. 16. Sept. 1807 ganz im Einflange fteht. — Da 
nun die ſogenannten Steinrauſchen in den Waldungen der Gemeinen K., 0. und N. — 
deren Widerſpruch zunächft dieſe Erörterung veranlaßt hat — als „oarrières déin en ex- 
ploitation in dem oben erörterten Sinne des G. nicht anzuſehen ſind, ſo iſt die Bauverwal— 
tung für wohl befugt zu erachten, das dort ſich vorfindende Steinmaterial, ohne beſondere 
Entſchädigung für deſſen angeblichen Werth, zur Ausführung öffentlicher Bauwerke in An— 
ſpruch zu nehmen. (Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 321. Nr. 430.) | 

6) Ueber die Verleihung des Expropriationsrechtes für die zum Zwecke der 
Verſorgung der Stadt Berlin mit fließendem Waſſer auszuführenden Anla— 
gen, vergl. den Allerh. Erl. v. 9. März 1853. (G. S. 1853. S. 481.) | 

III. Vorſchriften, betreffend die Beſchränkungen der Bauen: 
den zur Verhütung der Verengung und Berunftaltung der Bur— 
gerſteige ), Straßen 2) und öffentlichen Plätze. Ay! 

A. Verordnungen des K. Miniſteriums. Ve: 

„ 1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 28. Okt. 1825, an den 
Buͤrgermeiſter zu N. N. Bauliche Anlagen, welche die Straßen und den Bür— 
gerſteig verengen, ſind nicht zu geſtatten. 

„Auf Ihre Vorſtellung v. 15. Mai d. J., worin Sie Sich über die von der Reg. zu 
Königsberg verfügte Wegbrechung der vor dem dortigen N. Niſchen Haufe mit polizeilicher 
Erlaubniß erbauten Freitreppen beſchwert haben, wird Ihnen nach Eingang des von 
Der sch darüber erftatteten Berichts hierdurch eröffnet: daß Ihre Beſchwerde unbegrün— 

et His 

Der $. 78. Tit. 8. Thl. I. des A. L. R. verordnet, daß die Straßen nicht verengt 
werden ſollen, und im 8. 81. deſſelb. Tit. iſt die Benutzung der Bürgerſteige nur ſo weit 
nachgegeben, als ſie ohne deren Verengung Statt finden kann. 


1) Vergl. die Vorſchriften wegen Anlegung der Bürgerſteige in v. Rönne's 
Polizeiweſen, Bd. 2. S. 342 ff. 

2) Vergl. die Vorſchriften wegen gemeinſchädlicher Benutzung der Straßen und 
Bürgerſteige a. a. O., Bd. 2. S. 347 ff. und S. 807 ff. 
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Auch ſind unter den im 8. 80 dieſer Geſetzſtelle von der Polizei-Obrigkeit bei Bauten 
nachzulaſſenden Gegenſtänden weder Podeſten, noch Geländer, noch Gina genannt. 
Der dortige Mag. war demnach nicht befugt, Letztere bei dem N. N. ſchen Bau zu geſtatten, 
und es muß daher bei der von der Reg. unterm 9. Okt. v. J. verfügten Fortſchaffung die⸗ 
ſer Treppen ſein Bewenden behalten ꝛc. (A. IX. 1059. — 4. 113.) 


2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 28. Okt. 1825, an die K. 


Reg. zu Königsberg. Deſſelben Inhalts. , 

Der K. Reg. wird hierneben der Befcheid, welcher heute an den Bürgermeifter N. N. 
auf ſeine Beſchwerde wegen der von derſelben verfuͤgten Wegbrechung der vor dem N. 
Niſchen Hauſe daſelbſt erbauten Freitreppen erlaſſen, und wodurch dieſe Verf. der K. Reg. 
beſtätigt worden iſt, zur Nachricht in Abſchrift zugefertiget. Zugleich werden der K. Reg. 
die Akten des Mag. zu N. N. mit der Aufgabe wieder zugeſandt, wegen der in N. N. noch 
Statt findenden ähnlichen Straßen-Verengungen über jeden einzelnen Fall Ber. zu erfor— 


dern, und nach den Umſtänden ſofort die Fortſchaffung der die Straßen verengenden An— 


lagen zu verfügen, oder dazu angemeſſene Friſten zu geſtatten. Auch hat die K. Reg. in 
Ihrem Amtsbl. allen Mag. zu verbieten, dergl. Anlagen zu erlauben, und fie anzuweiſen, 
auf die Fortſchaffung der etwa vorhandenen möglihft Bedacht zu nehmen. 

(A. IX. 1060. — 4. 114.) | 

3) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 31. Dec, 1831, an die 
Stadtverordneten-Verſammlung zu Schwiebus. Die Polizeibehörden ſind nicht 
zur Unterſagung des Baues einſtöckiger Häuſer berechtiget. 

Die Polizeibehörden ſind zwar, wie der Stadtverordneten-Verſammlung auf die 
Vorſtellung v. 21. d. M. wegen des dem N. N. daſelbſt geſtatteten Baues eines einſtöcki⸗ 
gen Hauſes eröffnet wird, befugt und verpflichtet, Neubauten und Bau⸗Veränderungen zu 
unterfagen, welche zur Verunſtaltung der Städte und öffentlichen Plätze dienen würden. 

Daß dies der Fall mit dem Hauſe des ꝛc. N. ſei, folgt indeſſen daraus allein noch 
nicht, daß ſolches einſtöckig erbaut worden, während die übrigen Häuſer derſelben Straße 
zwei Stockwerke haben. Vielmehr kann ein geſchmackvoll aufgeführtes einſtöckiges Haus, 
wie ſich dergl. in den größten Städten befinden, ſehr wohl zur Zierde gereichen, und der 
Umſtand, daß bis jetzt dort in der Regel nur der Bau zweiſtöckiger Häuſer geſtattet wor 
den, nicht für dergeſtalt erheblich angeſehen werden, daß deswegen der Mag. und die Reg. 
die Erlaubniß zum Bau eines einſtöckigen Hauſes hätten verſagen müffen. 

Es muß daher bei der diesfälllgen Entſcheidung dieſer Behörden fein Bewenden bes 
halten. (A. XV. 824. — 4. 70.) 

4) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 3. Juli 1835, an die 
Einw. N. N. zu Wetzlar. Unzuläſſigkeit des Anbauens weit vorſpringender 
Waarenkaſten, Tiſche und Schaufenſter bei Häuſern an den Straßen. 


Das Min. des J. u. d. P. fendet den Einw. N. N. zu Wetzlar auf die Vorſtellung 
b. 5. v. M. die eingereichte Verf. der Koblenzer Reg. v. 9. Mai d. I. mit dem Eröffnen 
zurück, daß die dadurch wegen der Ausſtellung der Waaren getroffenen Anordnungen 
durch die dafür angeführten Gründe hinreichend gerechtfertigt ſind. 

Das Auslegen der Waaren auf den Straßen und das Anbauen von weit vorſprin⸗ 
genden Waarenkaſten, Tiſchen und Schaufenſtern ſind, wenn gleich lang hergebrachte, doch 
immer üble Gewohnheiten, welche keine Berückſichtigung verdienen. Die Zwecke, die den⸗ 
ſelben früher zum Grunde lagen, können jetzt, wo einem Jeden die Aufſchrift der Laden⸗ 
ſchilder verſtändlich iſt, auch auf andere Weiſe erreicht werden. Wenigſtens iſt es nicht 
erforderlich, daß ein Theil der Straßenbreite auf Koſten der Bequemlichkeit der Paſſage in 
Anſpruch genommen wird, um dem handelnden Publikum und ſeinen Abnehmern zu Hülfe 
zu kommen, und deshalb muß von Seiten der Behörde nach Möglichkeit darauf gehalten 
werden, die in Rede ſtehenden, zur Unbequemlichkeit des Publikums gereichenden Störun- 
gen der freien Paſſage von den Straßen zu entfernen ꝛc. (A. XIX. 788. — 3. 139.) 

5) R. des K. Min. des J. u. der P. (v. Rochow) v. 17. Dec. 1839, an 
die K. Reg. zu Gumbinnen. Abſchaffung von Winden und ähnlichen Vorrich⸗ 
tungen an den Häuſern nach der Straße hinaus. 

ꝛc. Dieſer Fall giebt Veranlaſſung, darauf aufmerkſam zu machen; daß die an der 
Straße befindlichen Winden und ähnliche Vorrichtungen immer die Paſſage mehr oder 
weniger beſchränken, theils durch ihren Gebrauch, theils durch die damit zu beſeitigenden 
Gegenſtände und endlich durch die Fuhrwerke, auf welche die letzten heran oder fortgeſchafft 
werden, daß daher dergleichen Anlagen für die Zukunft an der Straße überhaupt nicht 
geſtattet werden dürfen und die vorhandenen nach und nach, wenn ſte verfallen, fortge⸗ 
ſchafft werden müſſen. (A. XXIII. 921. — 4. 151.) Ä | 
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| 6) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 25. Jan. 1840, an 
die K. Reg. zu Stettin. Hausbeſitzer haben kein Recht, Veränderungen der Bür— 


gerſteige bei Umpflaſterung von Straßen zu widerſprechen. 
N ꝛc. Vor weiterer Beſchlußnahme der K. Reg. in diefer Ang wird darauf aufmerkſam 
0 gemacht, daß, wenngleich den Hausbeſttzern eine beſchränkte Benutzung des Bürgerſteiges 
| geſtattet ift, denſelben doch ein Eigenthumörecht daran geſetzlich nicht zuſteht, der Bürger⸗ 
Alt fteig vielmehr zur Straße gehört, und daß daher die Hausbeſitzer, zumal in Stettin, wo 
Wi die Bürgerſteige auf Koſten der Stadt unterhalten werden, den in pollzeiliher Hinſicht für 
ll nothwendig erachteten Veränderungen der Bürgerfteige nicht widerſprechen können. 
(Min Bl. d. i. V. 1840. S. 52. Nr. 89.) 

7) R. des K. Min. des J., Polizei-Abth. (v. Meding) v. 6. Jan. 1842, 
Hu an den Mag. zu N., und an die K. Reg. zu Potsdam, zur Kenntnißnahme. 
Ji Ohne Einwilligung der Berechtigten findet die Fortſchaffung von Bäumen auf 
Bürgerſteigen bei der Umpflaſterung der Straßen nicht ſtatt, wenn die Bäume 
ſchon ſeit längerer Zeit geſtanden haben. 

Die nach dem Ber. des Mag. v. 10. Dec. v. J. bei der in der Ausführung begriffe⸗ 
nen Umpflaſterung der dortigen Straßen, beabſichtigte Fortſchaffung einiger auf den Bür⸗ 
| gerfteigen befindlichen Bäume, kann auf den Grund der Beſtimmung des $. 78. Tit. 8. 
\ Th. I. des A. L. R. ohne Weiteres nicht bewirkt werden, da die letzte in der Regel nur dann 
Anwendung finden kann, wenn es ſich um neue oder um Wiederherſtellung bereits vorhan— 
dener Anlagen handelt und von den fraglichen, ſchon ſeit längerer Zeit ſtehenden Bäumen 
anzunehmen iſt, daß fie ehemals mit ausdrücklicher und ſtillſchweigender Genehmigung der 
N Polizeibehoͤrde gepflanzt worden find. | 
V Es muß daher bei der Verf. der Reg. b. 19. Aug. d. J. verbleiben. 

1 (Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 20. Nr. 33.) 

d B. Verordnungen bezüglich ber Stadt Berlin *). 

d ) 1) V. des Ki Polizei-Präſ. zu Berlin v. 23. April 1829, betr. die Anle⸗ 
| gung von Vorfenſtern und Schaufpinden, (A. XIII. 338. — 2. 86.) 

2) V. des K. Polizei-Präſ. zu Berlin, b. 18. Juli 1829, betr. die Anle— 

| gung der Plätze zum Verkaufe des Holzes, der Kohlen und des Torfes. 
N (A. XIII. 581. — 3. 78.) 
N IV. R. des K. Min. des J., Pol. Abth. (v. Meding), v. 18. Febr. 1840, 
| an die K. Reg. zu Liegnitz. Verpflichtung der Polizeibehörde für die Ueber: 
| brückung der quer über die Straße laufenden Rinnſteine, je nachdem das Be— 
| dürfniß ſolche erfordert und die Mittel vorhanden find, zu forgen, 
Die K. Reg. empfängt in der Anl. (a.) Abſchrift des heute an den Mag. zu N. er— 
gehenden Beſcheides, wegen Ueberbrückung der quer über die Straße laufenden Rinnſteine, 
. zur Nachricht, auf den Ber. v. 17. v. M. Lag 
Anl. a. 
Die Beſchwerde des Mag. b. 26. Sept. v. J. in Betreff der von der K. Reg. zu 
Liegnitz angeordneten Herſtellung einer Rinnſteinbrücke zwiſchen den Häuſern des Schloſ— 
ſers N. und des Hutmachers N. daſelbſt, kann nach dem darüber in Folge näherer ört— 
licher Unterſuchung erſtatteten Ber. nicht fuͤr gegründet erachtet werden. | 
Alle offenen Quergerinne find ein Uebelſtand, weil fie auch bei der ſchlechten An— 
lage im Sommer ſtets eine ſtärkere oder ſchwächere Erſchütterung der Fuhrwerke, ſelbſt 
) das Brechen der Achſen oder andere Beſchädigungen verurſachen, im Winter aber durch 
das in ihnen ſich bildende Eis die Paſſage noch mehr gefährden. In dem vorliegenden 


Falle wird der Uebelſtand noch bedeutend dadurch erhöhet, daß das offene Gerinne nicht 
allein eine ſtark befahrene Straße, ſondern auch dieſelbe an einer Stelle durchſchneidet, 
wo fie eine Ecke bildet, und das Gerinne in ſchräger Richtung, nicht ohne Gefahr des Um— 
werfens, paſſirt werden muß. Hiernach kann die angeordnete Ueberbrückung dieſes 
Gerinnes nur gebilligt werden, und die von dem Mag. jetzt dagegen gemachte Vorſtellung 
muß um ſo mehr befremden, als Derſelbe ſolche früher ſelbſt fuͤr nothwendig erkannt und 
Sich dazu bereit erklärt hat. 

Die Anlage einer Brücke iſt durch die theilweiſe bewirkte Umpflaſterung der Straße, 
wenn auch dadurch für jetzt der Uebelſtand gemildert wird, nach dem Urtheile Sachver— 


| 1) Wegen Anlegung der Granit-Bahnen in Berlin vergl. v. Rönne's 
| Polizeiweſen, Bd. II. S. 343 ff. u. Suppl. Bd. S. 163 ff. 
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ftändiger keinesweges entbehrlich gemacht worden, und da die von dem Mag. dagegen er⸗ 


hobenen Bedenken, daß die Ueberbrückung bei ſtarkem Regen den Abfluß des Waſſer 
Nachtheile der nahe ſtehenden Häuſer verzögere, dee aber en 155 
reinigkeiten und uͤblen Geruch zur Folge haben werde, um deswillen keine Rückſicht ver— 
dienen, weil die nahen Häuſer bedeutend höher liegen als die Straße, und den anderen 
Befürchtungen durch polizeil. beauffichtigte Reinigung vorgebeugt werden kann, fo muß es 
bei der diesfälligen Verf. der Reg. v. 29. Aug. v. J. lediglich verbleiben. Die mit der 
Ausführung verbundenen Koſten würden ſich bedeutend vermindert haben, wenn der Mag. 
die Herftellung der Rinnſteinbrücke, der Ihm ertheilten Anweiſung gemäß, mit der bewirk⸗ 
ten Umpflaſterung in Verbindung gebracht hätte. | 
Was die übrigen daſelbſt vorhandenen offenen Quergerinne betrifft, ſo muß auch 
auf deren Ueberbrückung Bedacht genommen und ſolche nach und nach, je nachdem das 
Bedürfniß He erfordert und die Mittel vorhanden find, ausgeführt werden. 
SEN ben 1 Febr. 1840. | 
n den Magiftrat zu N. Minift. des J. Polizei-Abth. v. Meding. 
(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 105. Nr. 168.) Kë g 


V. Baupolizeiliche Vorſchriften in ſanitätspolizeilicher 
Beziehung. 

Dieſe Vorſchriften ſind beim Medizinal-Weſen (Th. VI. Bd. 3. des 
Werkes u. Th. 2. S. 97— 132.) gegeben, worauf hiermit verwieſen wird. 


Vierte Unter⸗Abtheilung. 


Von den polizeilichen Einſchränkungen der Baufreiheit und von. 


der polizeilichen Beaufſichtigung bezüglich bereits vorhandener 
K Bauten insbeſondere. 


I 


Vorſchriften über den Umfang der baupolizeilichen Aufſicht in 
Betreff bereits beſtehender Gebäude. 


1) R. des K. P. Min. (v. Kamptz) v. 22. Dec. 1817 an die K. Reg. in 
Danzig. Rückſicht auf den Nahrungsſtand einzelner Individuen bei Ausführung 
baupolizeilicher Vorſchriften in Betreff bereits vorhandener Gebäude. 

Wenn ich gleich auf den Ber. v. 7. Sept. d. J. ꝛc. den dortigen Kaufmann und 
Brauer Axt mit ſeiner, gegen dieſelbe erhobenen Querel abgewieſen habe; ſo enthält doch 
die von demſelben jetzt eingereichte Vorſtellung Gründe, welche eine abermalige Erwägung 
der Sache erfordern. Letzteres iſt um ſo mehr der Fall, als polizeiliche Anordnungen, wie 
die, von der ꝛc. Reg. wegen Verbeſſerung des Budenweſens getroffene, an ſich allerdings 
ſehr beifallswürdige Einrichtung, wenn die Polizei, ihrem Zweck geradezu entgegen, nicht 


zugleich zum Druck der K. Unterthanen gereichen ſoll, mit größtmöglichſter Schonung für 


einzelne Individuen und inſonderheit mit möglichſt vorſorglicher Berückſichtigung des 
Nahrungszuſtandes eines jeden einzelnen Gewerbtreibenden ausgefuhrt werden muͤſſen. 
Inſonderheit ift es erforderlich, daß neue, dieſen Nahrungszuſtand etwa mindernde Vin: 
richtungen, ſo viel möglich, mehr nach und nach, als unter Druck und Laſt für einzelne 
Gewerbtreibende, mit einem Mal ausgefuhrt werden. | 

Eben fo nothwendig iſt es, daß die bürgerliche und Gewerbefreiheit durch polizeiliche 
Anordnungen in möglichſt geringem Grade beſchränkt, und daß mithin, in Anwendung 
dieſes Grundſatzes auf den gegenwärtigen Fall, dem allerdings nachtheiligen Branntwein⸗ 
ſchank vor offener Bude, durch polizeiliche Auſſicht und andere gelindere Mittel, als die 
gänzliche Verſagung des Branntweinſchanks in der Bude, vorgebeugt werde. 

Die K. Reg. wird, bei abermaliger genauer Prüfung und Unterſuchung des Vortrags 
des ꝛc. Axt, ohne Zweifel Modifikationen finden, welche den Nutzen der getroffenen poli⸗ 
zeilichen Verbeſſerung des Budenweſens mit der, für die ſorgſame Polizelverwaltung nicht 
minder wichtigen, Erhaltung eines Bürgers in ſeinem, zumal gegenwärtig ohnehin oft 
ſchwierigen, Nahrungsbetriebe vereinigen. g 

Ich ſehe hierüber dem Ber. der ꝛc. Reg, entgegen, und eröffne derſelben jene Grund⸗ 
ſätze um ſo mehr zu ihrer Direktion auch für ähnliche Fälle, als die wenige Rückſicht, 
welche hin und wieder bei polizeilichen Einrichtungen, auf die Erhaltung der dabei bethei⸗ 
ligten Individuen in ihrem Gewerbszuſtande genommen worden, Beſchwerden der letztern 
veranlaßt, und die abändernde Einſchreitung des Polizei⸗Min. erheiſcht hat, und uͤberdies 
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dergleichen Härte in der Ausführung polizeilicher Anordnungen auch dahin führt, daß die 
letztern, wie nützlich und nothwendig ſie auch ſein mögen, verkannt und wohl ſelbſt verhaßt 
werden. (A. I. 258. — 4. 137.) 
| 2) R. des K. P. Min. (v. Kamptz) v. 2. Dec. 1818 an die K. Reg. zu 
N Liegnitz. Die 5. 71—73 u. 78—81 des A. L. R. I. 8. beziehen ſich auf den 
F. 67. a. a. O. dergeſtalt, daß die folgenden Paragraphen nur den Fall eines 
Neubaues oder einer demſelben gleichkommenden Veränderung vorausſetzen, und 
daher lediglich auf denſelben anwendbar ſind, wovon indeß Aud nahmen 
ſtattfinden. 
In ſofern nicht beſondere Provinzial- oder Lokal⸗G. vorhanden ſind, ſondern die in 

IN dem A. L. R. Th. J. Tit. 8. 88. 66—82. enthaltenen Grundſätze zur Richtſchnur dienen, 
(LR muß ich allerdings die in dem Ber. v. 13. Dec. v. J. vorgetragene Meinung desjenigen 
Theils der K. Reg billigen, welcher die, 88. 71—73 und 88. 78—81. des angeführten 

L. R. Tit. ausgeſprochenen Vorſchriften auf den 8. 67. eben dieſes Tit. dergeſtalt bezieht, 
daß die citirten folgenden Paragraphen nur den Fall eines Neubaues, oder einer demſel⸗ 
ben gleichkommenden Veränderung vorausſetzen, und daher lediglich auf denſelben an- 
wendbar ſind. Dieſe Meinung wird durch Faſſung und Inhalt der angeführten Geſetz⸗ 
N ftellen hinreichend gerechtfertigt, indem der 8. 66 verbietet: 
| daß zum Schaden oder zur Unſicherheit des gemeinen Weſens oder zur Verunſtaltung 
If der Städte und öffentlichen Plätze ein Bau oder eine Veränderung vorgenommen 
U 
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werde, a 
und der 8. 67. vorſchreibt: 
„wer alfo einen neuen Bau in den Städten anlegen will, muß davon zuvor der 


Auch die 88. 69. u. 80. ſetzen ausdrücklich neue Anlagen, Einrichtungen oder 
| Wiederherſtellung eingegangener Anlagen voraus. Wenn nach dem A. L. R. 
dieſe Vorſchrift auch die ſchon vorhandenen Anlagen ergreifen, und demgemäß der Eigen⸗ 
| thümer verbunden fein follte, ſelbige abzubrechen; ſo würde eine ganz andere Faſſung und 
I inſonderheit ein darüber ausdrücklich ausgeſprochenes Gebot erforderlich fein. 

Ip Der obgedachte Grundſatz leidet indeß folgende Ausnahmen: 

1) wenn eine Bau-Anlage, erlaſſenen feuerpolizeilichen oder andern, deren Abſchaffung 


AU 

0 »Obrigkeit zur Beurtheilung Anzeige machen, welche 

N. nach 8. 68. 

| N bei der anzuſtellenden Prüfung dahin ſehen ſoll, daß durch eine richtige und voll— 
| ſtändige Beſchreibung des abzutragenden Gebäudes ꝛc. — . 


| oder andere Einrichtung beſtimmt vorſchreibenden, G. und V. entgegen iſt; 
14 2) wenn aus der Baufälligkeit eines Gebäudes oder einer andern Bauanlage für das 
Publikum Gefahr zu beſorgen iſt (A. L. R. Th. II. Tit. VIII. 8. 38 ff.). 
3) wenn, wie wohl nur in höchſt ſeltenen Fällen eintreten kann, ſchon vorhandene 
Bauanlagen gemeingefährlich find, oder durch fr Gehende, Reitende oder Fahrende 
| der Gefahr der Beſchädigung ausgeſetzt werden, indem dies den 88. 26 ff. tit. eit. 
entgegen iſt, und hierbei die Beſtimmung des 8. 73. des mehrmals gedachten Tit. 
des A. L. R., wonach ſolche Bau-Anlagen nicht geduldet werden ſollen, eintritt; 
4) wenn ohne vorhergegangene Anzeige ein, dem Publikum ſchädlicher oder gefähr— 
ö licher, oder zur groben Verunſtaltung einer Straße oder eines Platzes gereichender 
Bau unternommen worden (A. L. R. a. a. O. 8. 71.); und endlich 
5) wenn eine Bau-Anlage nur ad bene placitum geftattet worden. 
| Außerdem können, wie von ſelbſt vorliegt, diefe Grundſätze nicht ſo weit ausgedehnt 
werden, daß dadurch die polizeiliche Fürſorge für die Abwendung von Unbequemlichkeiten 
und Unannehmlichkeiten des Publikums, beſonders bei den zur Baupolizei nicht gehörigen 


| Gegenſtänden — wohin der von ber K. Reg. angeführte Fall von den Prellpfählen zu 
rechnen iſt — ausgeſchloſſen wird. 
Soviel die Frage: 
ob der Inhaber einer Bau-Anlage, die weder im Sinne des 8. 38. des mehrangezo— 
genen L. R. Tit. gemeingefährlich, noch, weil fie entweder vor Einführung des A. L. 
Re entſtanden, oder zwar ſpäter, doch mit Zulaſſung oder Genehmigung der Ortsobrig— 
| keit ausgeführt worden, zur fofortigen Abrechung qualificirt ſei, wenn deren Weg⸗ 
ſchaffung doch aus beſonderen Gründen dringend erforderlich iſt, und hierzu ohne 
Entſchädigungsleiſtung verpflichtet werden könne? 
betrifft; ſo gehört deren Beantwortung eigentlich nicht zum Reſſort des P. Min.; ich halte 
indeſſen dafür, daß ein ſolcher Eigenthuͤmer, wenn die Bau-Anlage für das Publikum nicht 
blos unbequem, ſondern wirklich gefährlich iſt, zur Wegſchaffung auch ohne Entſchä— 
digung aus den oben ad 3. gedachten Gründen verpflichtet, dagegen aber zum Entſchädi⸗ 
gungs⸗Anſpruch wohl befugt ſein würde, wenn die Wegſchaffung nur zur Beförderung 


der Bauten aus polizeil. Rückſichten; in Betreff bereits vorhand. Gebäude. 577 


der Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des Publikums oder zur Verſchönerung der S 

in ſofern in dieſen Fällen überhaupt die Wegſchaffung DE: KC dE 
Die von der 035 Reg. vorgelegte zweite Frage: | | 
| ob die Entſchädigung vom Staate oder von der Kommune zu leiſten Tel? 

liegt zu ſehr außer dem Wirkungokreiſe des P. Min., als daß ſolche von demſelben officiell 
beantwortet werden kann; ich bemerke jedoch, daß darüber mehrere noch nicht entſchiedene 


Fälle bei Gelegenheit der Abſtellung der Buden, bei dem O. L. G. zu Köni "e 
gig ſind ꝛc. (A. II. 1148. — 4. 102.) zu Koͤnigsberg, anhan 


3) R. des K. Min. des J. u. der P. (Köhler) v. 29. Febr. 1828 an die 


K. Reg zu N. N. Die Polizeibehörde hat nicht das Recht, ſchon vorhandene 
bauliche Anlagen abzuändern. 


ꝛc. Das unterzeichnete Min. kann die Polizeibehörde nicht für befugt halten, Toon 
vorhandene bauliche Anlagen, wie die Düngergrube des Bittſtellers (A. L. R. Thl J. 
Tit. 8. $8. 125 und 1261)), abändern zu laſſen. Dieſe Geſetzſtelle hat überall nur das 
Privat⸗Intereſſe des nachbarlichen Grundſtücks, keinesweges aber ein öffentliches 
Intereſſe im Auge, dergleichen Privat-Intereſſen ſind aber nur vom Richter im gewöhn— 
lichen Prozeſſe zu entſcheiden ꝛc. (A. XII. 133. — 1. 89.) 


4) R. des K. Min. des J. u. der P. (Köhler) v. 20. Juli 1832 an den 
Magiſtrat zu Culm. Die äußere Verzierung und der Abputz der Häuſer ſind 
kein Gegenſtand des polizeilichen Einſchreitens 2). 

Dem Magiſtrat wird auf den Ber. v. 4. d. M. eröffnet: daß die äußere Verzierung 
und der Abputz der Haufer kein Gegenſtand des polizeilichen Einſchreitens iſt, und daher 
der Magiſtrat auf die Verf. der K. Reg. v. 5. Mai d. J. zurückgewieſen werden muß. 
Wenn Derſelbe aber diejenigen Hausbeſitzer, welchen Elokations-Ländereien zugetheilt 
worden find, auf den Grund der früher ergangenen Bifchöflihen Mandate für ver— 
pflichtet hält, ihre Häuſer auch äußerlich auf eine gefällige Art abputzen zu laſſen, ſo 
bleibt es Ihm unbenommen, diefe Verpflichtung gegen ſie im Wege des Prozeſſes auszu— 
führen. (A. XVI. 702. — 3.81.) 


5) R. des K. Min. des J. u. der P. (Köhler) v. 23. Okt. 1834 an die 
K. Reg. zu Königsberg. Nichtbefugniß der Polizeibehörde, die Anlegung von 
Abtritten in bereits vorhandenen Häuſern zu verlangen. | 


ꝛc. In Beziehung auf die Anfrage am Schluffe Ihres Ber. wird der K. Reg. be> 
merklich gemacht, daß die Ermächtigung der Polizeibehörde, auf Einrichtung von Abtritten 
in den Privathäuſern zu halten, zwar hinſichtlich neu anzulegender Gebäude feinem Be: 
denken unterliegen kann, in Anſehung der bereits vorhandenen Gebäude aber nicht füglich 
ausführbar ſein würde. (A. XVIII. 1112. — 4. 134.) | 

Der Ber. der K. Reg. zu Königsberg v. 24. Sept. 1834 lautet 
dahin: 

ꝛc. — Im Allgemeinen fügen wir hinzu, daß in Königsberg beſonders der Mangel 
an Abtritten bei den meiſten Häuſern das Bedürfnig öffentlicher Abtritte erzeugt, und die 
gemeinen Leute zwingt, ſich derſelben zu bedienen, oder in deren Ermangelung die Straßen 
und alle Winkel mitunter ſchamlos zu verunreinigen. . - 

Daß auch die öffentlichen Abtritte einen Uebelſtand darbieten. iſt nicht zu läugnen. 
Nur dadurch aber ließe ſich demſelben begegnen, wenn es der Polizeibehörde erlaubt wäre, 
zu fordern und zwangsweiſe herbeizuführen, daß jeder Husbeſttzer einen Privat⸗Abtritt 
bei ſeinem Hauſe einrichte, wozu es bei den allermeiſten Häuſern auf den Höfen nicht an 
Gelegenheit mangelt. | 
Erw. Exc. und Ein K. Min. des J. u. der P. bitten wir ganz gehorſamſt um hoch— 
geneigte Entſcheidung: E 
ob die Polizeibehörde dergeſtalt vorgehen darf? 
(A. XVIII. 1111. — 4. 133.) 


1). Die $$. eit. bestimmen, daß Schweineſtälle, Kloat⸗ Dünger⸗ und Lohquben und 
ü 19 den Gebäuden ſchädlichen Anlagen, wenigſtens drei Fuß rheinländiſch von 
den benachbarten Gebäuden, Mauern und Scheunen entfernt bleiben, auch von 


Grund aus aufgemauert werden möffen. | 
2) Hiernach ift das C. R der K. Reg. und Dom. Kammer zu Glogau. 12. Jan. 


1505 (Heinze's Baupol, S. 96.) in welchem ein amtliches Einſchreiten der Poli— 
zeibehörde befohlen wird, für modificirt zu erachten. 
v. Rönne, Bau-Polizei. 2. Aufl. 37 
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6) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 24. Okt. 1845 
an die K. Reg. zu N. Beſchränkung der Parzellirung von Grundſtücken in bau— 
polizeilicher Beziehung, beſonders rückſichtlich der Erhaltung ausreichender Hof— 
räume. 

Auf den über die Beſchwerde des Mag. zu N. unterm 29. v. M. erftatteten Ber. 
wird der K. Reg. eröffnet, daß das Min. der von Ihr entwickelten Anſicht nicht beitreten 
kann. In polizeil. Rückſicht muß es in der Regel als nothwendig betrachtet werden, daß 
in den Städten bei bebauten Grundſtücken, namentlich bei Wohnhäuſern, Höfe vorhanden 
find. Der Eigenthümer aber darf einen ſolchen Hof ohne polizeiliche Erlaubniß nicht 
verbauen, noch weniger aber ihn ganz von dem Grundſtücke trennen. In einer ſolchen 
willkürlichen Trennung wird oftmals eine für das gemeine Weſen nachtheilige Verände— 
rung liegen und ift die Polizeibehörde dann auch auf Grund des 8. 66. Tit. &. Th. I. des 
A. L. R. eben ſo befugt als verpflichtet, die Abtrennung zu verhindern. Das K. Stadt— 
gericht zu N. hat daher auch deu geſetzlichen Beſtimmungen gemäß verfahren, als es die 
Einwilligung des Magiftratd zur Abtrennung des Hofes von dem Grundſtücke des N. ges 
fordert hat. Da nun die K. Reg. Selbſt anerkennt, daß der N. den Theil des Hofes, wo 
bisher der Abtritt befindlich geweſen und wo er allein ohne Beläſtigung der Nachbarn 
ſtehen kann, verkauft hat, ſo erſcheint es vollkommen gerechtfertigt, daß der Magiſtrat aus 
polizeilichen Rückſichten die Genehmigung zur Abtrennung verſagt hat. 

Die K. Reg. hat demgemäß das Weitere zu veranlaſſen und den Magiſtrat auf feine 
Beſchwerde mit Beſcheid zu verſehen. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 316. Nr. 352.) 


II. 

Vorſchriften über die Verpflichtung der Eigenthümer zur bau— 
lichen Unterhaltung ihrer Gebäude und die Wegſchaffung Gefahr 
drohender Gebäude und Baulichkeiten. 

1) Das A. L. R. enthält hierüber in Th. I. Tit. 8. 89. 37-59 5) fol⸗ 


gende Beſtimmungen: 

8. 37. Dergleichen Gebäude (nämlich in den Städten) muß der Eigenthümer, fo 
weit es zur Erhaltung der Subſtanz und Verhütung alles Schadens und Nachtheils für 
das Publikum nothwendig iſt, in baulichem Stande unterhalten. 


1) Die 88. 60 —64 a. a. O. beſtimmen: | 

8 60. Was von ſtädtiſchen Grundſtücken verordnet ift, gilt auch von Grund: 
»ſtücken auf dem Lande, die als eigene für ſich beſtehende Stellen oder Nahrungen 
»in den Steuer- oder Lagerbüchern eingetragen find.« 

»8. 61. Wenn alſo der Eigenthümer ein ſolches Grundſtück dergeſtalt in Ver— 
»fall gerathen läßt, daß davon die öffentlichen Abgaben und Präſtationen nicht mehr 
sentrichtet werden können, fo iſt die Obrigkeit damit eben fo, wie bei den ſtädtiſchen 
„Grundſtücken vorgeſchrieben worden, zu verfahren berechtigt.« 

vë 62. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der Eigenthümer die zum Gute noth— 
wendig erforderlichen Gebäude, ohne welche daſſelbe nicht bewohnt, oder nicht 
»bewirthſchaftet werden kann, eingehen läßt.« 

»§. 63. Doch kann auch in dieſen Fällen bei einem erfolgenden Verkaufe 
»dienſtpflichtiger Stellen, der Grundherrſchaft ein zur Verſehung der Wirthſchaft 
»und Leiſtung der Oienſte untauglicher Beſitzer nicht aufgedrungen werden .« 

»8. 64. In Fällen, wo ftädtiiche Grundſtücke der Kämmerei zugeſchlagen wer— 
»den, fallen Ruſtikalgründe der Obrigkeit des Orts zur anderweitigen Beſetzung oder 
»Vertheilung anheim.« 

Dieſe Vorſchriften find indeß durch das Landeskultur-Ed. v. 14. Sept. 1811 
(G. S. 1811, S. 300) für aufgehoben zu erachten. Zwar gab das Ed. v. 14. Sept. 

| 1811, die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe betr. 88. 32 
m und 33 (G. S. 1811, S 291) den Gutsherrn bis zur Auseinanderſetzung nur dann 
die Befugniß, einzeine Stellen einzuziehen, wenn ſich nach erfolgter Ausbietung kein 
Annehmer finde; allein auch dieſe Beſchränkung iſt durch die Deklar v. 29. Mai 
1816, Art. 76 und 77 (G. S. 4816, S. 172) aufgehoben. Nur für einzelne Pro— 
vinzen blieb, nach dem G. v. 8. April 1823, betr. die Regulirung der gutsherrlichen 
/ und bäuerlichen Verhältniſſe im Großherzogthum Poſen, den mit Weſtpreußen wie— 
der vereinigten Diſtrikten, dem Kulm- und Michelauſchen Kreiſe, und in dem Land— 
I gebiete der Stadt Thorn 88. 99 seg, (G. S. 1823, S. 89) eine Beſchränkung der 
b Gutoherrſchaft in der Einziehung bäuerlicher Stellen beſtehen. 
N (Motive zur Geſetzreviſton, Pens, XIII. S. 55.) 
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8. 38. Vernachläſſigt er dieſe dergeſtalt, daß der Einſturz des ga A 
l b N de nzen Gebäudes, 
oder eine Gefahr für das Publikum zu beſorgen iſt, ſo muß die Oorgteit ihn zur SCH 
ſtaltung der nothwendigen Reparatur, innerhalb einer nach den Umſtänden zu beſtimmen— 
den ER, SÄ gt f durch Zwangsmittel anhalten. 
39. Sind dieſe fruchtlos, fo ift die Obrigkeit d | 
Koften zu berechtigt. d dë 
| 8.40. Kann oder will er die Koften nicht herbeiſchaffen, fo kann di igkeit der⸗ 
ET Ego zum öffentlichen Verkaufe ausbieten. Ge d N A 
.41. Dem Käufer eines ſolchen Gebäudes muß allemal die Wi f 
deſſelben auf 0 gemacht werden. dk Pi 
8. 42. as außerdem erlegte Kaufgeld kommt dem bisherigen Ei Ü 
deſſen Gläubigern zu gute. 5 0 Wee 
8. 43. Doch muß davon dasſenige, was die Obrigkeit etwa ſchon auf einſtweilige 

Veranſtaltungen zur Abwendung dringender Gefahr hat verwenden müſſen, zuvor abge— 
zogen werden. a l 

8. 44. Findet ſich kein Käufer, fo müſſen die auf dem Grundſtücke verficherten 
Gläubiger über die Mittel zur Erhaltung und Wiederherſtellung des Gebäudes vernommen 
werden. 

8 45. Können dieſe ſich darüber nicht vereinigen, fo muß das Gebäude demjenigen 


unter ihnen, welcher, außer der Wiederherſtellung deſſelben, die vortheilhafteſten Bedin- 


gungen für feine Mitgläubiger und den Eigenthümer anbietet, zugeſchlagen werden. 

8. 46. Will auch fein Gläubiger das Gebäude als Meiſtbietender erftehen, fo iſt der 
erſte unter ihnen den Zuſchlag gegen die bloße Uebernahme der Wiederherſtellung zu ver— 
langen berechtigt. i 

8.47. Will dieſer von feinem Rechte keinen Gebrauch machen, fo geht daſſelbe auf 
die folgenden, immer nach Ordnung der Priorität, über. 

8.48. Will feiner von den Gläubigern die Wiederherſtellung des Gebäudes über: 
nehmen, ſo muß daſſelbe der Kämmerei des Orts zugeſchlagen werden. 

8.49. Der Magiſtrat iſt alsdann berechtigt, dergleichen Gebäude einem Jeden, unter 
der Bedingung des zu vollführenden Baues, als fein freies Eigenthum zu überlaſſen. 

8. 50. So lange jedoch der wirkliche Zuſchlag an einen ſolchen dritten Unternehmer 
noch nicht erfolgt iſt, behält der bisherige Eigenthuͤmer, fo wie jeder Gläubiger deſſelben, 
das Recht, ſich annoch zur Ausfuhrung des Baues zu melden. 

8. 51. Doch müſſen in einem ſolchen Falle, der Eigenthümer oder der Gläubiger 
welche dem Zuſchlage an einen Dritten widerſprechen wollen, der Obrigkeit wegen wirk— 
licher Vollfuͤhrung des Baues genugſame Sicherheit ſofort nachweiſen. 

8. 52. Unter übrigens gleichen Umſtänden hat der Eigenthümer vor dem Gläubiger 
den Vorzug. 5 

8. 53. Wenn in dem Falle des 8. 46, 47 und 50 das Gebäude einem der Gläu— 
biger zugeſchkagen wird, fo verlieren die übrigen, und wenn daſſelbe, in dem Falle des 
5. 48, der Kämmerei anheimfällt, fo verlieren alle Gläubiger ihr Recht an dergleichen 
Grundſtücke. 

8. 54. Wenn alſo bei dem durch den Magiſtrat nach 8.49 veranſtalteten Zuſchlage, 
außer der Uebernahme der Wiederherſtellung, noch andere Vortheile bewilliget werden, ſo 
kommen dieſelben der Kaͤmmerei zu ſtatten. ö 

8. 55. Dagegen wird aber auch der bisherige Eigenthümer von der Zeit an, wo er 
nach 8. 48 das Gebäude der Kämmerei laſſen, und ſich aller ferneren Nutzungen deſſelben 
begeben muß, von der weiteren Entrichtung der darauf haftenden dienſtlichen Laſten frei. 

8 56. Kann auch durch die Veranſtaltungen des Magiſtrat dergleichen verfallenes 
Gebäude nicht wieder hergeſtellt werden, ſo iſt, bei fortdauernder Gefahr für das Publi— 
kum, die Obrigkeit, ſelbiges abbrechen, und die Materialien an den Meiſtbietenden verkau— 
fen zu laſſen berechtigt. 8 f 

8. 57. Das daraus gelöfete Geld aber kommt der Kummere), welche bisher die 
nothwendigen Unterhaltungskoſten hat hergeben müſſen, zu ftatten. e 

8. 58. Was BR. 36 sg von verfallenen ſtädtiſchen Gebaͤuden verordnet iſt, gilt auch 
von ſolchen, die durch Feuer oder anderes Unglück zerſtört worden, wenn der bisherige 
Eigenthümer dieſelben, innerhalb einer von der Obrigkeit zu beſtimmenden Friſt, nicht wie— 
der herſtellen kann oder will. 3 e Ze Ge 

8.59. Die für einen ſolchen Unglücksfall ausgeſetzten Feuer⸗Societäts⸗Beiträge 
und andere dergleichen Verguͤtungen, kommen alsdann nicht dem bisherigen Eigenthümer 
oder deſſen Konkursmaſſe, ſondern dem Uebernehmer des Bauplatzes zu ſtatten. 


2) Das Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851 disponirt im $. 345 Nr. 10: 
Mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder Gefängniß bis zu ſechs Wochen wird 
beſtraft: 
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H 

0 

ul 10) wer der polizeilichen Aufforderung, Gebäude, welche dem Einſturz drohen, auszu— 
| Hi beffern oder einzureißen, keine Folge leiftet. 

At 3) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 30. Dec. 1829 an den 
10 Polizei⸗Präſid. zu N. Die Polizei-Obrigkeit iſt zwar verpflichtet, auf Weg⸗ 
N \ ſchaffung Gefahr drohender Gebäude zu dringen, dagegen iſt von ihrer Berech— 


IN! tigung zur Erfegung der abgetragenen Gebäude durch Neubau nur nad) Erwä⸗ 
I. gung der jedesmaligen Verhättniſſe Gebrauch zu machen. 
I | Nach den in Ihrer Eingabe v. 19 d. M. angeführten Geſetz-Stellen (A. L. R. 
A Th. I. Tit. 8. 88. 36 sqq u. 58) iſt die Pol. Obrigkeit zwar verpflichtet, auf Wegräumung 
ſolcher Gebäude zu dringen, welche dem Publiko Gefahr bringen. Was aber den Me: 
bau der bereits abgetragenen Gebäude betrifft, fo iſt fie nach denſelben Geſetzesſtellen nur 
Im berechtigt, jedoch nicht verpflichtet. denſelben zu erzwingen. Vielmehr tritt bei der Frage: 
Il ob fie von dieſer Berechtigung Gebrauch machen will? die Erwägung der jedesmaligen 
ji Verhältniſſe ein. | 
1 Nun kann aber das unter, Min mes mit der dortigen K. Reg nicht angemeſſen 
finden, für jetzt die dortigen Einwohner zu Neubauten zu zwingen. da bekanntlich die Häu— 
ſer daſelbſt ſehr im Werthe geſunken ſind, und es mehr Noth thut, den Wohlſtand der 
Grundbeſitzer zu erhalten, als auf die Vermehrung der Häuſer Bedacht zu nehmen, die 
wahrſcheinlich jetzt keinen verhältnißmäßigen Ertrag gewaͤhren dürften. 
Das Min. kann Sie daher nur auffordern, nach der Anweiſung der dortigen K. Reg. 
zu verfahren. (A. XIII. 930. — 4. 110.) 


4) R. des K. Juſt. Min. (v. Kircheiſen) v. 11. Dec. 1810, betr. die kom— 
petente Behörde für den Verkauf und Zuſchlag eines verlaſſenen und verfal— 


lenen Hauſes. | 
Das K. O. L. G. zu Stettin empfängt hierbei auf feinen Ber. v. 12 v M., wegen 

des öffentlichen Verkaufes eines verfallenen und von dem Eigenthümer verlaſſenen Haus 
ſes, auszugsweiſe ein Schreiben des Chefs des allgem. Pol. Dep. im Min. des J. v. 4. 
d. M. (Anl. a.) mit der Anweiſung, nunmehr die anderweitige Subhaſtation des in Rede 
ſtehenden Hauſes nach Vorſchrift der Geſetze, jedoch mit der möglichſten Sparung der 
N Koften, zu bemerfftelligen. j 
1 Anl. a. 

| Ich bin mit Ew. Exc. auf das ꝛc. Schreiben v. 24. v. M. völlig darüber einverſtan— 
N den, daß die Subhaſtation eines verfallenen und von dem Eigenthümer verlaſſenen Grund— 
ſtücks nur von dem Richter, unter weichem daſſelbe belegen, bewerkſtelliget werden könne, 
und daher das O L. G. in Stettin berechtigt ſei, in dem von demſelben mittelſt Ber. v. 
12 v. M. (Anl. b.) angezeigten Falle, das Verfahren des dortigen Mag. wieder aufzu— 
heben, und das in Rede ſtehende Grundſtuͤck zur nochmaligen Subhaſtation, mit Beobach— 
N tung der geſetzlichen Vorſchriften, bringen zu laſſen. 
0 Ich habe dem gemäß der Pommerſchen Reg. aufgetragen, den Mag. in St. darüber 
| gehörig zu belehren und ihn anzuweiſen, künftig in dergleichen Fällen, den Richter der 
belegenen Sache und die Bewirkung der Subhaſtation zu requiriren. Dabei ıc. 
N Berlin, den 4. Dec. 1810. 
l K. Geh. Staatsrath und Chef 8 der allgem. P. im Min. des J. 

ad. 


| 
| An das K. Staats-⸗Min. Hrn. v. Kircheilen. 
Anl. b. 

| Ein hieſiger Einw. wurde von dem Pol. Direkt. bert. aufgefordert, fein baufälliges 
Wohnhaus, zur Abwendung ſchädlicher Folgen für das Publikum, in baulichen Stand zu 
ſetzen. Er leiſtete dieſer Aufforderung kein Genüge, und da ſich die Pol. Behörde genöthigt 

| ſah, den gefährlichſten Theil des Hauſes abbrechen zu laſſen, fe verließ er daſſelbe und er— 

klärte zugleich, daß er zur Uebernahme des Baues zu unvermögend ſei, und ſich alle wei— 
tere Verf über das Haus gefallen laſſen wolle. Das Pol. Direkt. gab nunmehr dem hieſ. 
Mag. von dem Verhältniſſe der Sache Kenntniß, und dieſer veranlaßte, nachdem der Eigen— 
thümer feine frühere Erklärung wiederholt, die beiden einzigen Hypothekengläubiger aber 
darauf angetragen hatten, das Haus und die Stelle zum öffentlichen Verkauf auszubieten, 
nach Së 40 qq. Tit. 8. Th. I. des A. L R. den öffentlichen Verkauf, durch Anſetzung dreier 
Bietungstermine und durch Bekanntmachung derſelben mittelft dreimaliger Inſertion in die 
Zeituugen und Intelligenzblaͤtter der Provinz. 

Dies Ausgebot hatte den Erfolg, daß ſich, beim Mangel an Kaufluſtigen und weil 
der zweite Hypothekarius feinen Rechten auf das Haus entſagte, ſolches auch nicht unter 
der Verbindlichkeit ded Wiederaufbaues übernehmen wollte, der erſte eingetragene Gläubi— 
ger erbot, das Haus nebſt Zubehör für den jetzigen Tapwerth nach Abzug der Koſten des 


r E 


— 
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Abreißens, anzunehmen und wieder aufbauen zu laſſen. In di 
1 In dieſer Lage hat uns als Hy— 
pothefenbehörne des auf der ſogenannten Herrenfreiheit belegenen ga, Hauſes der Mas 
die Bea dennen mit dem Antrage überreicht S 
egen , 
E erlaſſung des Hauſes an den erſten Hypothekarius das Erforderliche zu 
Es ſcheint uns aber, daß derſelbe einen unrichtigen Weg ei i 
| 96, N 6 lagen hat, und die 
Sache zur Ertheilung des Z1 i inch 
es 400 Zuſchlags noch nicht geeignet iſt. Das A. L. R. verordnetzwar 
kann oder will der Eigenthümer eines ſolchen Gebäudes des Koſten der Wiederher— 


ſtellung nicht herbeiſchaffen, ſo kann die Obrigkeit daſſelbe zum öffentlichen Verkauf 


ausbieten; 
unſers Dafürhaltens iſt dies aber nicht wörtlich, ſondern nur ſo i i 
ſers 2 er nicht wörtlich, zu verſtehen, daß die Obrig— 
keit in einem ſolchen Falle ermächtigt fei, bei der kompetenten Juſtizbehörde ei öffent: 
lichen Verkauf zu dringen. Denn jede Subhaſtatjon eines Grundſtücks, fie ſeinothwendig 
oder freimillig kann nur von dem Richter der Sache geſchehen, und auch den Zuſchlag kann 


nur dieſer ertheilen. Der hieſige Mag. ſcheint in der Meinung zu ſtehen, daß wir, auf den 


Grund feiner Verhandlungen, Adjudicatoriam abfaſſen müßten; es würd i i 
den Geſetzen nicht verträgliche Anomalie enthalten, we: dene E 
gen, die eine ganz fremde, jo wenig richterliche, als mit gerichtlichem Glauben verſehene 
Behörde aufgenommen hat, einen eo ipso rechtskräftigen Additionsbeſcheid abfaſſen ſollte. 
Im vorliegenden Falle treten noch mehrere erhebliche Bedenken gegen die Legalität der Ver— 
handlungen ein. 

1) Konſtirt aus unſerm Hhpothekenbuche nicht, daß derjenige, welcher , 
nahme des Hauſes unter der Verbindlichkeit des ar Am 195 Weid dei 
Mag. für den erſten Hypothekengläubiger angenommen hat, dies wirklich ſei. Es ift mög⸗ 
lich, daß er es durch Ceſſion oder Erbgangsrecht geworden, er hat dies aber nicht nachge— 
wieſen, und ſonſt ſteht ihm nach dem Hypothekenbuche kein Hypothekenrecht zu. 

2) Der Eigenthümer iſt des Schreibens unkundig, alle feine weder gerichtlich, noch 
mit Beobachtung des 8. 3. Abſchn. 5. der Cirk V. v. 30. Dec 1798 abgegedene Erklärun— 


gen find alſo für ihn unverbindlich. Denn der Oberſekretär des Mag., welcher die Ver— 


handlungen aufgenommen hat, ift keine Gerichtsperſon. 

3) Das Ausgebot des Hauſes zum Verkauf iſt ohne Verwarnung erfolgt, noch 
weniger iſt den eingetragenen Gläubigern in Folge des R. v. I. März 1805 (Neues 
Arch. Bd. 4. S. 69— 71.) eröffnet worden, daß dem Meiftbietenden der Zuſchlag ertheilt, 
und die Löſchung ſämmtlicher eingetragenen, auch der leer auegehenden Forderungen und 
zwar in Abſicht der letztern ohne Produktion der Ingroſſationsdokumente verfügt wer— 
den würden. | 

Dieſe und mehrere minder erhebliche Mängel ſcheinen es nothwendig zu machen, daß 
zuvor, ehe nach §. 46 1. e. des A. L. R. der Zuſchlag ergehen kann, von uns als judice 
rei sitae, ein ganz neues Subhaſtationsverfahren eingeleitet und vor allen Dingen eine 
ordnunge mäßige Taxe aufgenommen werde. 

Die Vorſchriften des A. L. R. 1. o. beſonders die hier eintretenden 88. 40 und 46. 
ſind jedoch, unſers Erachtens, darin dunkel, 

welche Behörde den öffentlichen Verkauf eines verfallenen und von feinem Eigenthü— 

mer verlaſſenen Hauſes veranſtalten und den Zuſchlag ertheilen muͤſſe? 

und um nun nicht in der Anwendung zu fehlen, bitten wir: 
uns nicht bloß hierüber, ſondern auch zu belehren, ob es in dieſem Falle nicht ebenfalls 
einer vorſchriftsmäßigen Taxe bedürfe, und in Rückſicht der eingetragenen Gläubiger, 
nach dem alleg. R. v. 1. März 1805 zu verfahren ſei. Stettin, den 12. Nov. 1810. 
(Mathis jur. Mon. Schr. Bd. 10 S. 489: Rabe's Samml. Bd. 10. S. 489.) 
5) R. des K. Juſt. Min. v. 11. Juni 1829. Dem Antrage der Polizeibehörde 


auf Subhaſtation eines baufälligen Hauſes braucht keine Klage darauf voran 
zugehen. 
Auf die Anfrage im Ber. v. 22. v. M., ob der im §. 40. A. L. R. I. 8. nachgelaſſe⸗ 
nen Subhaſtation eines baufälligen Hauſes von Seiten der Polizei⸗Behörde eine förmliche 
Klage vorausgehen müſſe oder nicht? wird dem (Tit.) eröffnet, daß eine Klage nicht erfor— 
derlich, ſondern eine bloße Requiſttion genügend iſt: jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
die Polizeibehörde bei der Requiſition nachzuweiſen hat, daß die geſetzl. Erforderniſſe, welche 
dieſelbe bedingen, vorhanden find. (Act. Gen. d. Juſt. Min. S. Nr. 40. Vol. I. Fol. 291.) 

6) R. des K. Juſt. Min. (Mühler) v. 5. März 1838 an das K. O. L. G. 
zu N. Recht der Ortsbehörden, auf Subhaſtation baufälliger Häuſer anzutra— 
gen, wenn der Eigenthümer die Koſten zu dem von Seiten der Obrigkeit zu un— 


ternehmenden Bau nicht herbeiſchaffen will oder kann. 


ne 


V 


| 
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Das L. u. St. G. zu N. hat mir die zwiſchen ihm und dem K. O. L. G. über die 
Auslegung der 88. 39. u. 40. Tit. 8. Th. I. des A. L. R. obwaltenden Meinungsverſchie— 
denheit zur Aeußerung meiner Anſicht aus dem Grunde vorgelegt, weil hiervon die Einlei> 
tung der Subhaſtation des dortigen, in der N. Straße belegenen baufälligen Grundſtücks 
abhängig iſt. 

g Das L. u. St. G. hat auf den Grund der geſetzlichen Vorſchriften der 88. 36 ff. 
Tit. 8. Th. I. des A. L. R. die Einleitung jener Subhaſtation von dem Nachweiſe, 
daß die Eigenthümerin des Grundſtücks die Koſten zu den von Seiten der Obrigkeit 
zu veranſtaltenden Baue nicht herbeiſchaffen wolle oder könne, abhängig gemacht und 
zu dem Ende verlangt, 
daß der Mag. dieſe Koſten berechne, die Eigenthümerin zu deren Bezahlung binnen einer 
gewiſſen Friſt auffordere, und nach fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt ſeinen alsdann begrün⸗ 
deten Antrag auf Subhaſtation wiederhole. 

Dad K. O. L. G. hält dagegen den obigen Nachweis nach den alleg. geſetzl. Beſtim— 
mungen nicht für erforderlich, vielmehr den Antrag auf Subhaſtation ſchon gegenwärtig 
ür zuläſſig. 

LGS Von dieſen beiden entgegengeſetzten Anſichten erſcheint indeß die des L. u. St. G. 
als die richtige. Der d. 39. a. a. O. beſtimmt zwar allerdings blos, 
daß falls die Zwangsmittel, welche der 8.38. ebend. gegen den in der Vornahme 
der nöthigen Reparaturen ſaumſeliger Eigenthümer zuläßt, fruchtlos wären, die 
Obrigkeit den nothwendigen Bau auf Koſten des Eigenthümers zu veranſtalten 
berechtigt ſei, 
und es kann nicht daran gezweifelt werden, daß hierdurch der Obrigkeit nur ein Recht 
zur Ausführung des Baues ertheilt, nicht aber eine Verpflichtung dazu auferlegt wird. 
Dagegen bin ich, im Einverſtändniß mit dem dortigen L. u. St. G., nach der Verbin⸗ 
dung des 8. 40. mit dem 8. 39. und bei der Faſſung des erſteren der Meinung, 
daß von der Ausführung jenes Rechts die Befugniß des Magiſtrats bedingt 
iſt, die Subhaſtation des baufälligen Gebäudes zu veranlaſſen. 
Dies geben die Anfangsworte des 8. 40.: 
»Kann oder will er (der Eigenthümer) die Koſten nicht herbeifchaffen, « 
und die damit in Verbindung gebrachte Dispoſition N 
»fo kann die Obrigkeit dergleichen Gebäude zum öffentlichen Verkauf audbieten« 
zu erkennen. 

Der Grund dieſer geſetzlichen Vorſchriften ſcheint folgender zu fein. 

Nach Vorſchrift des 8. 38. ſollte zwar dem Eigenthümer zur Ausführung des Baues 
»eine den Umſtänden nach billige Friſt nachgelaſſen werden.« Dabei konnte indeß von 
einer Beſchränkung des Umbaues oder der Reparatur auf denjenigen Koſtenbetrag, wel— 
cher zur Beſeitigung der vorhandenen Gefahr eben erforderlich war, noch nicht noth— 
wendig die Rede ſein. Der Eigenthümer konnte vielmehr bei dieſer Gelegenheit vielleicht 
einen Neubau oder eine Reparatur bewirken wollen, die zwar ſonſt nützlich und rathſam, 
aber doch zur Entfernung der Geſahr nicht unerläßlich war und grade hierdurch, oder durch 
Mangel an Kenntniß, den Bau zu leiten, oder aus Nachläſſigkeit mochte die Verſäumniß 
der geſiellten Friſt entftanden fein. Um nun den Eigenthümer in einem ſolchen möglichen 
Falle nicht zu übereilen, ſoll die Obrigkeit ſofern ſie zum äußerſten Mittel des Zwanges, 
nämlich zum Verkauf des Gebäudes, ſchreiten will, noch einen Verſuch machen und den 
zur Beſeitigung der Gefahr eben nothwendigen Bau auf Koſten des Eigenthümers 
vorzunehmen ſich erbieten. Das Geſetz verlangt hierbei nicht, daß die Obrigkeit 
dieſe Koſten vorſchieße, ſie hat nur den Anſchlag des Betrages zu veranlaſſen und den 
Vorſchuß vom Eigenthümer zu erfordern. Kann oder will er (. 40.) dieſen Vor— 
ſchuß nicht leiſten, ſo tritt alsdann das Recht der Obrigkeit ein, zur Subhaſtation 
zu ſchreiten. 

Sämmtliche nachſtehende Vorſchriften ergeben überdies als Beſtätigung dieſer An— 
ſicht, daß der Geſetzgeber in der fraglichen Materie ſtets den Geſichtspunkt feſthält, daß we⸗ 
der die Eigenthümer noch die Hypothekengläubiger des baufälligen Grundſtücks übereilt 
werden ſollen. In der That kommt es im polizeil. Intereſſe auch auf eine Beſchleunigung 
des Baues nicht an. Denn die etwa vorhandene Gefahr wird durch Einreißen des in 
ſolchem Grade baufälligen Theils abgewendet und in dieſer Beziehung iſt der Polizeibe— 
horde bi 5 A vorgeſchrieben. 

iernach hat das K O. L. G., wegen des im vorliegenden Falle eingelei 2 
fahrens das dortige Land⸗ und Stadt⸗Gericht mit Anweiſung zu 13 5 BEE 
(Juſt. Min. Bl. 1839. S. 377. Nr. 313.) 


7) Für die Landestheile des Franzöſiſchen Rechtes beſtimmte: 
a) der Code pénal Art. 471. Nr. 5. 


D 7 U D . 
Serontpunisd’amende, depuis un franc jusqu’a cing franes inclusivement: etc. 
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5) Ceux, qui auront négligé ou refusé d'exeeuter les reglements ou arrétés 
concernant la petite voirie, ou d'obéir a la Sommation de l’autorit& administrative 
de réparer ou demolir les Edifices menagant ruine. 

b) Der Code Napoléon Art. 1836: 

Le propriétaire d'un bätiment est responsable du dommage cause par sa ruine, 
lorsqu’elle est arruvee par une suite du défaut d’entretien ou par le vice de la con- 
struction. 

Mit Bezug hierauf erging das C. R. der K. Reg. zu Aachen v. 14. Okt. 
1833 an ſämmtliche Landräthe. » 

In dem Dorfe H. iſt vor einiger Zeit ein altes baufälliges Haus eingeſtürzt ꝛc. 

Wir nehmen hieraus Veranlaffung, Sie zu beauftragen, die Kreis-Eingeſeſſenen im 
Allgemeinen darauf aufmerkſam zu machen, wie die Eigenthümer Einſturz drohender Ge— 
bäude den an ſie ergehenden Aufforderungen, ſolche auszubeſſern oder niederzureißen, in 
Gemäßheit des Art. 471. Nr. 5 des Strafgefetzb. bei einer Geldbuße von 1— 5 Franks, 
nachzukommen haben, und wie ſolche überdies nach Art. 1386 des bürgerlichen Geſetzb. 
für allen aus dem Einſturz entſtehenden Schaden verantwortlich bleiben. c. 

(A. XVII. 1032.—4. 102.) 

8) C. R. des K. Min. der G., U. u. Med. Ang. (Nicolovins) v. 20. Nov. 
1823, an ſämmtl. K. Reg. (mit Ausnahme derjenigen zu Düſſeldorf). Die Po— 
lizeibehörden ſollen unterſuchen laſſen, ob die Thurmglocken noch in gutem Zu— 
ſtande ſind, damit nicht durch deren Herabfallen Unglück entſtehe. 

Bei der Annahme der Thurmglocken in dem Dorfe H bei D., find an einer derſelben 
die Augen und einer andern die Zapfen der Ape fo abgenutzt befunden worden, daß es ſehr 
zu verwundern iſt, wie nicht längſt beide während des Läutens herabgefalten find. Die 
Reg. hat ſich bewogen gefunden, dieſes zur öffentl. Kenntniß zu bringen, damit alle Kir— 
chen⸗Vorſteher es ſich zur Warnung nehmen, und nachſehen, ob nicht irgendwo eine ähn⸗ 
liche Gefahr drohe. Den Landräthen hat fie aber aufgetragen, nach 6 Wochen überall 
durch Sachverſtändige unterſuchen zu laſſen, ob noch Mängel zu entdecken ſein, und deren 
Abſtellung zu verfügen. Wi 

Der K. Reg. wird ſolches ꝛc. bekannt gemacht, und ihr anheim gegeben, in ihrem 
Bez. ähnliche Verf. zu erlaſſen. (A. VII. 916.—4. 117.) 


Fünfte Unter⸗Abtheilung. 


Von den Einſchränkungen der Baufreiheit in der Umgebung 


von Feſtungen und Pulvermagazinen. 


L Die Rayon-Beſtimmungen. 

Dr. E. Zimmermann (Bürgermeifter und O. L. G. Aſſeſſor), das Rayon⸗Re⸗ 
gulativ v. 10. Sept. 1828, nebft den erläuternden Beſtimmungen zu demſelben hiſtoriſch 
und rechtlich erörtert. 8. Spandow 1845. 


Die älteſte geſetzliche Vorſchrift über die Beſchränkung der Baufreiheit in 


der Nähe von Feſtungen enthält das Reglement für das K. Ingenieur-Korps 
b. 14. Febr. 1790, welches in Tit. III. (von den Obliegenheiten der Ingenieurs 


de la place) im §. 2 beſtimmt: a 

Se. K. Mai. ſetzen hiermit ausdrücklich feſt, daß der Ingenieur de la place nicht zu⸗ 
geben ſoll, daß auf die Weite vou 12 bis 1300 Schritten irgend ein Haus, noch Weg oder 
Chauſſee angelegt werde, noch ein Graben gemacht werde, wenn nicht vorher ſolches dem 
Gouverneur oder Kommandanten gemeldet, mit dem Ingenieur de la place Rückſprache 
genommen und von ſelbigem die Alignements gegeben worden. Iſt aber die Sache von 
Wichtigkeit, ſo muß der Ingenieur de la place ſolches dem Brigadier melden, der ſodann 
die nöthigen Verfügungen treffen, oder wenn es erforderlich fein ſollte, dem Ober-Kriegs⸗ 
Kollegio davon Nachricht geben wird. b 2 

In einer Entfernung von 700 bis 800 Schritt von dem bedeckten Wege muß künf⸗ 
tig weder ein Haus, noch andere Umfaſſungsmauer aufgeführt werden bei Strafe der Nie⸗ 
derreißung und keiner zu erwarten habenden Schadloshaltung. Sind nahe um die Fe⸗ 
ſtungswerke herum naſſe und ſumpfige Gegenden, ſo muß der Ingenieur de la place nicht 
zugeben, daß die Eigenthümer derſelben ſolche durch Abziehgräben trocken zu machen 
ſuchen, um ſolche beſſer nutzen zu können, vielmehr muß er, ſobald er gewahr wird, daß 
dergleichen der Feſtung ſchädliche Abziehgräben gemacht werden, ſolches dem Gouverneur 
oder Kommandanten anzeigen, und auf die Einſtellung dieſer Arbeit dringen. 


— — 


— 
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Mit Bezug hierauf bemerkte ſodann die K. O. v. 18. April 1797); 

Auf die Anfrage des Ingenieur-Departements v. 25. d. M. beſtimmen Sr. K. Mal. 
von Preußen hiermit, daß es in Abſicht der im Ingenieur-Reglement feſtgeſetzten Verord— 
nung, nach welcher in einer Entfernung von 700 bis 800 Schritt von dem bedeckten Wege 
einer Feſtung weder ein Haus, noch Umfaſſungsmauer aufgeführt, auf die Weite von 12 
bis 1300 Schritt nicht zugegeben werden ſoll, daß irgend ein Haus, Weg oder Chauſſee, 
noch Graben angelegt werden, wenn dazu nicht die Approbation des Gouvernements er— 
theilt worden, unabänderlich bei dieſer Feſtſetzung verbleibt, und davon unter keiner Be— 
dingung abgegangen werden müſſe. 

Potsdam, den 28. April 1797. 

Friedrich Wilhelm. 


Speziellere Beſtimmungen wurden vorerſt nicht erlaſſen, indeß zeigten die 
Kriegsjahre 1806, 1813 und 1814, daß die bisherigen Vorſchriften unzuläng— 
lich ſeien, und daß es genauerer Rayon-Beſtimmungen bedürfe, einmal aus der 
militäriſchen Rückſicht, die Feſtungen zu ſichern, ſodann aus der Rückſicht, um 
im Intereſſe des Staates künftig möglichen und umfangreichen Entſchädigungs— 
Anſprüchen vorzubeugen. 


Demgemäß erging zunächſt die K. O. v. 12. März 1814 (G. S. 1814. 
S. 15) welche Beſtimmungen über den Wiederaufbau der zerſtörten Vorſtädte 
und Gebäude außerhalb der Feſtungen oder zwiſchen ihren Außenwerken, traf. 
Der Zuſammenhang dieſer Beſtimmungen mit den Rayon-Beſtimmungen über— 
haupt, veranlaßte ſodann eine Zuſammenſtellung der bezüglichen Verordnungen, 
welche in der K. O. v. 24. Auguſt 1814. (G. S. 1814. S. 75.) erfolgte. Durch 
die K. O. v. 13. Sept. 1816 (G. S. 1816. S. 215.) wurde beſtimmt, daß bei 
den, in den letzten Kriegen angelegten verſchanzten Lagern und hergeſtellten alten 
Verſchanzungen, vorwärts derſelben ein Landſtrich von nur 500 Schritten unbe— 
bauet erhalten werden ſolle. ö 


Durch das Regulativ v. 22. März 1822, (beſtätiget durch die K. O. v. 
9. April 1822) (G. S. 1822. S. 125.) wurden Feſtſetzungen über die Benutzung 
beſtehender und über die Einrichtung nener Holzplätze getroffen. 


Die K. O. v. 10. Okt. 1823 (G. S. 1823. S. 514.) verordnete, daß die 
Vorſchriften des Rayon-Geſetzes v. 24. Aug. 1814, nebſt deſſen Deklarationen, 
auf alle ſeitdem neu erworbenen und neu angelegten, ſowie auf alle etwa noch 
neu anzulegenden Feſtungen der Monarchie Anwendung finden, und insbeſondere 
bei den Feſtungen am Rhein die ſtrengeren Franzöſiſchen Rayon-Geſetze nicht 
mehr Platz greifen ſollten. 


Die K. O. vb. 30. Aug. 1824 (G. S. 1824. S. 163.) beſtimmte die Be⸗ 
ſchränkungen, unter welchen die Benutzung von Lehm- und Sandgruben inner— 
halb des Rayons ſtatthaft. 


Alle dieſe in den verſchiedenen K. O. zerſtreut enthaltenen Beſtimmungen 
wurden demnächſt in dem Regulativ v. 10. Sept. 1828, (beſtätiget durch die 
K. O. b. 20. ej. m.), zuſammengeſtellt und durch die G. S. (pro 1828 
S. 119) publicirt. 

Die K. O. v. 30. Sept. 1828, über das Verfahren bei baulichen 
Anlagen oder ſonſtigen Veränderungen der Erdoberfläche, innerhalb der 


nächſten Umgebungen der Feſtungen, nebſt Regulativ v. 10. Seht 52>; 
lauten dahin: 


Ich gebe den Miniſt. des J., des Kr. u. d. Juſtiz das unterm 10. d. M. einge⸗ 
reichte Regulatib, über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder ſonſtigen Veränderun⸗ 


1) Dieſe K. O. findet ſich in den Sammlungen nirgends abgedruckt. 
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gen der Erdoberfläche, innerhalb der nächſten Umgebungen der Feſtun | 
5 V gen, hierneben voll» 
zogen zurück, mit dem Auftrage, daſſelbe durch die G. S. 
Potsdam, den 30. Sept. 1828. 4 e 
Friedrich Wilhelm. 
Regulativ | 


über dad Verfahren bei baulichen Anlagen oder fonfti d 
das H gen Veränderungen der Erdober⸗ 
fläche innerhalb der nächſten Umgebungen der Feſtungen. Vom 10 Sept. 1828. 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 


„Damit die Vertheidigungefähigkeit der Feſtungen durch ſolche bauliche Anlagen oder 
Veränderungen der Erdoberfläche, wodurch die freie Umſicht Wd Get und 
bie Wirfung der Schußwaffen behindert, fo wie die Annäherung des Feindes begünftigt 
werden könnte, nicht nachtheilig beſchränkt werde, auch die Anwohner der Feſtungen vor 
wieder kehrenden Kriegsſchäden möglichſt bewahrt bleiben, wird hierdurch unter Aufhebung 
der in den K. O. v. 28. April 17971) vom 12. März 18145), vom 24. Aug. 18145), v. 
13. Sept. 1816), v. 6. Jan. 18205), v. 9. April 18226), v. J. Okt. 1823), und v. 
30. Aug. 1824) enthaltenen Beſtimmungen “) Nachſtehendes verordnet: 


de Rayon⸗Linien und Rayon-Bezirfe. 

8. J. Die nächſten Umgebungen der Feſtungen werden, nach Maßgabe ihrer Ent— 
fernung von den Werken, in drei Bezirke eingetheilt, und für jeden dieſer Bezirke weiter 
unten beſondere Beſtimmungen feſtgeſtellt. 

Zum erſten Bezirke gehören diejenigen Grundſtücke, welche zwiſchen den Feſtungs⸗ 
werken und einer von dieſen auf 160 (ein hundert und ſechszig) Ruthen oder 800 
Schr. Entfernung zu ziehenden Grenz- oder Rayon-Linie belegen find: 

zum zweiten Bezirke diejenigen Grundſtücke, welche zwiſchen dieſer erſten Rayone 
Linie und einer zweiten um 100 Ruthen weiter, alſo auf 260 (zwei hundert und 
ſechozig) Ruthen oder 1300 Schritt Entfernung von den Feſtungswerken zu ziehen— 
den Rahon-Linie; und s 

zum dritten Bezirk diejenigen Grundſtücke, welche außerhalb der zweiten Rahon— 
Linie und bis zu einer Entfernung von 360 (drei hundert und ſechszig) Ruthen oder 
1800 Schritt von den Werken belegen ſind. N 

8. 2. Von dieſen obgenannten Grenz- oder Rahon-Linien werden nur die beiden 


1) Vergl. oben S. 584. 

2) Vergl. die K. O. v. 12. März 1814, betr. den Wiederaufbau der zerftörten Vor— 
ſtädte und Gebäude außerhalb der Feſtungen oder zwiſchen ihren Außenwerken 
(welche nur interimiſtiſche Feſtſetzungen enthielt) in der G. S. 1814. ©. 25. 

) Vergl. die K. O. v. 24. Aug. 1814, betr. den Wiederaufbau der außerhalb der 
Werke einer Feſtung zerſtörten Gebäude, in der G. S. 1814. S. 75. 


) Vergl. die K. O. v. 13. Sept. 1816, betr. den Landſtrich, der um Verſchanzungen 


unbebaut bleiben ſoll, in der G. S. 1816. S. 215. 
5) Die K. O. v. 6. Jan. 1820 ift durch die betreffenden Sammlungen nicht publicht 
worden. 
6) Vergl. die K. O. v. 9. April 1822, nebſt dem Regulativ v. 29. März 1822, über 
die Benutzung beftehender und über die Einrichtung neuer Holzhoͤfe innerhalb der 
An von 800 und 1300 Schritten um die Feſtungen, in der G. ©. 1822 
. 145. 
Vergl. die K. O. v. 1. Okt. 1823, wegen Anwendung des Rayon-Gefetzes v. 24. 
Aug. 1814, auf ſämmtl. neu erworbene und neu anzulegende Feſtungen, in der 
G. S. 1823. S. 174. 
2) Vergl. die K. O. v. 30. Aug. 1824, wegen der Lehm- und Sandgruben innerhalb 
der Feſtungs-Rayons, in der G. S. 1824, S. 163. ) 
9) Außer den oben allegirten K O. find durch das neue Regl. v. 10. Sept. 1828 auch 
folgende Beſtimmungen beſeitigt worden: 
a) K. O. v. 22. Juli 1817, daß die zu Stettin vorſchriftswidrig zu nahe den Fe⸗ 
ſtungswerken wieder aufgeführten Gebäuden abzutragen. 
(A. 1. 231. — 3. 148.) 


7 


— 


b) R. des K. Min. des J. u. d. Kr., v. 20. Febr. 1824, an die K. Reg. zu Stet⸗ 


tin, betr. die Benutzung von Lehm- und Sandgruben innerhalb der Feſtungs— 
Rayons. (A. VIII. 214. — 1. 110.) 

c), R des K. Min. des J., v. 8. Juni 1829, betr. die Bau-Anlagen innerhalb der 
Feſtungs⸗-Rayons. (A. XIII. 393. — 2. 127.) 
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erften von reſp. 160 und 260 Ruthen Entfernung von den Feſtungswerken wirklich abge— 
ſteckt und durch Pfähle oder Markſteine dauernd bezeichnet. Die Abtragung jener Diſtan— 
zen erfolgt von den audͤſpringendenden Winkeln des bedeckten Weges und zwar von dem 
obern Rande des Glacis, oder in Ermangelung eines Glacis von dem äußern Graben— 
rande, oder wenn auch ein Graben nicht vorhanden iſt, von der Feuerlinie der Wallbruſt— 
wehren ſelbſt. i 

Von der großen Verſchiedenartigkeit der Tracen und der fortififatorifchen Verhält— 
niſſe der Befeſtigungen wird der Entwurf zur Ziehung der Rayon-Linien vom Kriegs- 
Miniſterio für die einzelnen Fälle feſtgeſtellt, und die Abſtellung demnächſt durch die Forti— 
fikations-Behörde unter Konkurrenz der Civilbehörde im kommiſſariſchen Wege vollzogen. 


Baugeſuche, Erlaubniß-Scheine und Verzichtleiſtungs-Reverſe. 

8. 3. Wer auf Grundſtücken, welche innerhalb der beiden erſten Rayon-Bez. lie— 
gen, einen Neu⸗, Reparatur- oder Umbau vorzunehmen, oder eine fonftige die Geſtalt der 
Erdoberfläche aͤndernde Anlage zu machen oder Materialien-Vorräthe anzuhäufen beab— 
ſichtigt, muß das Geſuch um die Erlaubniß hierzu bei der Orts-Polizei-Behöoͤrde einreichen. 
Wenn dieſe in polizeilicher und gewerblicher Hinſicht dagegen nichts zu erinnern findet, 
übergiebt ſie das Geſuch der Kommandantur der Feſtung, welche es unter Zuziehung des 
Platz⸗-Ingenieurs und des Feſtungs-Inſpekteurs prüft und zur Entſcheidung an das 
Kriegs-Min. gelangen läßt. 

Letzteres tritt nach Umſtänden darüber mit den hoͤheren Inſtanzen des Ingenieur— 
korps in Ruͤckſprache. f 

8. 4. Wird das Geſuch bewilligt, ſo muß der Beſttzer des Grundſtücks einen Re— 
vers ausſtellen, in welchem er ſich unter Verzichtleiſtung auf jede Entſchädigung beipflich> 
tet, die bewilligte neue Anlage, die Vorräthe ꝛc., ſobald die Umſtände es erheiſchen und die 
Kommandantur der Feſtung es ſchriftlich verlangt, ſogleich wiederum wegzuſchaffen, oder 
im Fall der Säumniß ſich der Zerſtörung der Anlagen oder Vorräthe auf ſeine Koſten zu 
unterwerfen. 

Wird von der Kommandantur, beſonders bei neuen baulichen Anlagen, die Eintra— 
gung dieſes Reverſes in das Hypothekenbuch für nothwendig gehalten, ſo muß der Grund— 
beſttzer auch in dieſe Eintragung willigen und den Revers in der hierzu geeigneten Form 
ausſtellen. Nach Ausſtellung des Reverſes und in geeigneten Fällen nach erfolgter Ein— 
tragung deſſelben in das Hypothekenbuch wird ſodann dem Grundbeſitzer ein von der Poli— 
zeibehörde auögeftellter und von der Kommandantur genehmigter Erlaubnißſchein zur 
Ausführung ſeines Vorhabens ertheilt. 


Behandlung ſchon vorhandener (alter) Anlagen und Bauwerke. 


8. 5. Die innerhalb beider Rahon-Bez. einmal vorhandenen Bauwerke und Einrich— 
tungen ſollen, wenn gleich Neuanlagen in ähnlicher Bauart nicht zugelaſſen werden dürfen, 
doch ferner geduldet werden. Dieſelben können auch, in ſofern darauf nicht die beſondere 
Bedingung des allmäligen Eingehens durch Verfall, oder der künftigen Reduktion, auf 
eine leichtere Bauart ſchon haftet, durch Reparaturen, ohne Aenderung der Baumaſſe, in 
ihrer Subſtanz erhalten, oder auch, wenn gänzliche Baufälligkeit, oder eine zufällige Zer— 
ſtörung, zur Friedenszeit, eintritt, durch Umbau wieder hergeſtellt werden, wobei jedoch 
die Herſtellung in der Regel ganz in den alten Dimenfionen und nach der bisherigen Baus 
art erfolgen muß. Nur in dieſem Falle kann dem Bauenden die im 8. 4 gedachte Aus— 
ſtellung des Reverſes erlaſſen werden, der er ſich jedoch zu unterziehen hat, ſobald mit dem 
Reparatur- oder Umbau eine Erweiterung, Hinzufügung oder ſonſtige Neuanlage, in Ver: 
bindung gebracht wird. 

8. 6. Die Erweiterung eines neu herzuſtellenden Bauwerks iſt, in militairiſcher 
Hinſicht, als zuläſſig zu erachten, wenn | 

1) der Neubau in dem gewünſchten größeren Umfange überhaupt in einer, den Rayon— 
Vorſchriften entiprechenden Bauart ausgeführt werden foll, oder wenn 

2) der Bauende zu dem beabfichtigten Umbau eine leichtere als die bisherige Bauart 
wahlt, und die Mauer- und Lehmſtakwerke in dem neuen größeren Gebäude ſich 
gegen die wegzubrechenden Maſſivtheile des alten Gebäudes ihrem kubiſchen Inhalte 
nach nicht vermehren. 

8. 7. Befiger von Grundſtücken, welche innerhalb der beiden erſten Rayon-Bez. mit 
der Ausführung einer Anlage vorſchreiten, ehe fie den dazu erforderlichen Erlaubnißſchein 
erhalten haben, und Handwerker, welche in ſolchem Falle zur Ausführung mitwirken, ver— 
fallen in eine polizeiliche Strafe von 2 bis 10 Thalern, und die eigenmächtig unternom— 
mene Anlage wird nach Umſtänden auf Koſten des Beſttzers wiederum weggeſchafft!). 


1) Hierdurch iſt das R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 7. Aug. 1827, an 
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2. Beſondere Beftimmungen für die einzelnen Rayon-Vezirke. 
N a Erſter Bezirk. 

8. 8. Innerhalb des erſten Rayon-Bezirkes darf auf bisher unbebauten Stellen 
kein neues permanentes Gebäude angelegt werden und überhaupt kein Baumaterial in 
Anwendung kommen, welches bei erfolgender Wegnahme oder Verbrennung der Holz— 
theile, Stein⸗ oder Schuttmaſſen auf der Erdoberfläche hinterlaſſen würde. Mauer- und 
Lehmſtakwerk, Piſeewände, Ziegelbedachung ſind daher bei Neuanlagen, wie bei Erweite— 
rungebauten ganz unzuläſſig, und dürfen nur nach 8. 5 und 6 bei der Reparatur oder 
dem Umbau ſchon vorhandener Gebäude ꝛc., jedoch ohne Vermehrung der bisherigen Bau— 
maſſe angewendet werden. 

8. 9. Es kann daher für dieſen erſten Rayon-Bezirk nur die Anlage ganz leichter 
Bauten, z. E. von Gartenhäuſern, Schuppen, Mächterhütten, welche ganz in Holz zu er— 
richten, mit Brettern zu verkleiden, und mit Holz, Stroh, Rohr, Zink oder Schiefer zu 
decken find, geſtattet, auch allenfalls für einzelne Wächterhütten, wo der Gewerbebetrieb 
des Grundbeſitzers dies dringend erfordert, die Aufſtellung eines eiſernen Ofens, deſſen 
blecherne Rauchrohre durch die Wand oder Bedachung der Hütte zu leiten iſt, nachge— 
geben werden. 

Maſſive Fundamente oder Unterlagen von Stein, welche höchſtens ſechs Zoll über 
den Bauhorizont hervorragen, find zuläſſig, doch dürfen keine Kelleranlagen ftattfinden. 
Brunnen können nachgegeben werden. | 

Zu Bewährungen darf man ſich nur des Holzmateriald, mithin der Planken, 
Stacket⸗ oder Flechtzäune bedienen, wogegen Einhegungen durch Mauern, Lehm- und 
Steinwände, ſo wie durch Neuanlage lebendiger Hecken unterſagt bleiben. 

: Zweiter Bezirk. 

8. 10. Innerhalb des zweiten RayonsDBez. fünnen alle für den erften Bezirk ge— 
ſtatteten Anlagen, außerdem aber auch leichte Wohn- und Wirthſchaftsgebäude in ausge— 
mauertem oder gelehmſtaktem Fachwerk mit Ziegelbedachungen, mit Balkenkellern und 
maſſtven Feuerungsanlagen verſehen, und bis zu zwei Stockwerken Höhe zur Ausführung 
kommen. Reine Maſſtobauten in Häuſern und Bewährungen ſind, in ſofern es ſich nicht 
bloß um Herſtellung oder Reparatur ſchon vorhandener Bauwerke handelt, unzuläſſig — 
jedoch können auch bei der Neuanlage von Fachwerksgebäuden maſſive Fundamente bis 
zu zwölf Zoll Höhe über der Erdoberfläche geſtattet werden. Erweiterungsbauten, die 
Anlage neuer Scheidewände oder ſonſtige Hinzufügungen dürfen nur in Holz oder Fach— 
werk erfolgen. Gewölbebauten find unzuläffig. 

Das Alignement der neuen Gebäude gegen die Feſtungswerke wird, in ſofern bot: 
ſelbe nicht von vorhandenen Straßenrichtungen abhängig Ur, von der Militairbehörde 


näher beſtimmt. 
Dritter Bezirk. 


8. 11. Außerhalb der zweiten Rayon Linie wird die Anlage und Bauart von Wohn-, 
Wirthſchafts- und ſonſtigen Betriebe-Gebäuden, fo wie von Grundſtücks-Bewaͤhrungen 
jeder Art in der Regel keiner Beſchränkung unterworfen, auch findet hier eine Verpflich⸗ 
tung des Bauenden, ſich zuvörderſt der Einwilligung der Militairbehörde zu verſichern, 
und den im F. 4 gedachten Revers'auszuſtellen, weiter nicht ſtatt. Nur wenn ſich inner⸗ 
halb dieſes Bezirks durch Abbau oder Zunahme der Bevölkerung neue Vorſtädte bilden 
ſollten, fo haben die Ortobehörden zu veranlaſſen, daß dem Fortgange der Anfiedelung 
ein beſtimmter, auf kommiſſariſchem Wege ſeſtzuſtellender Bauplan zum Grunde gelegt 
und dabei die Richtung der Straßen durch den Platz-Ingenieur angegeben werde. 

Der Wiederaufbau ganzer durch Kriegsbegebenheiten in der Nahe der Feſtungen 
zerſtörter Städte oder eine Neuanlage derſelben kann nur außerhalb einer Entfernung von 
1800 Schritten oder 360 Ruthen von den Feſtungswerken, mithin außerhalb des wirk— 
ſamen Geſchützbereiches, zugelaſſen weiden Eine Beſchränkung in der Bauart und Stel⸗ 
lung der Häuſer findet hierbei in militairiſcher Hinſicht nicht Hat, doch dürfen dergleichen 
Ortſchaften mit keinen ſtarken Umfaſſungsmauern und noch weniger mit Gräben oder 
Wällen umgeben werden. 

Anlage von Kunſtſtraßen, Dämmen, Gräben, Waſſerbauten, Mühlen, Thürmen, 
Beerdigungoͤplaͤtzen. 

8. 12. Wenn innerhalb der Rayon-Bez. bie auf eine Entfernung von 360 Ruthen 

von den Feſtungswerken Deiche und Kommunikationsdamme angeſchüttet, Ufer- und 


E 


das K. Ober-Präſ. zu Koblenz, wonach eine beſondere Strafe gegen die Eigen— 
thümer, welche ohne Erlaubniß innerhalb des Rayons geſetzwidrige Bauten ausge— 
führt, neben der Wegſchaffung der Gebäude, nicht eintreten ſollte, für beſeitiget anzu— 
ſehen. (A. XI. 773. — 3. 114.) 


* 
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ſonſtige Waſſerbauten ausgeführt, Grundſtücke entwäſſert oder erhöhet werden ſollen, ſo 
bleibt die Zuläſſigkeit der Ausführung davon abhängig, in wiefern dadurch eine nachthei— 
lige Deckung gegen die Feſtung und Vermehrung der Zugänglichkeit, mithin eine Vermin⸗ 
derung der Vertheidigungsfähigkeit der Werke herbeigeführt werden möchte. 

Beſonders dürfen Dämme und Gräben niemals fo angelegt werden, daß unbeſtri— 
chene Räume dadurch entſtehen, und es muß daher bieten, wie bei den übrigen Anlagen, 
der Zweck derſelben mag nun ein öffentliches oder Privatintereſſe berühren, die im 8. 3 
vorgeſchriebene Konkurrenz der Militairbehörde eintreten. Aber auch ſelbſt entferntere, 
außerhalb ſämmtl. Rayon-Bez. zu unternehmende Waſſerbauten, namentlich die Anlage 
oder Wegnahme von Stauwerken, Coupüren, die Regulirung von Stromkrümmungen, wo— 
durch der Abfluß der Gewäſſer gehemmt oder befördert wird, muß, wenn daraus irgend 
ein Einfluß auf die Waſſerverhältntſſe oder auf das Waſſerſpiel der Feſtung vermuthet 
werden kann, zuvor mit der Ingenieur-Behörde und demnächſt zwiſchen dem Min. des J. 
und des Kr. berathen wird. 

9. 13. Die Richtung der Kunſtſtraßen muß von der Stelle ab, wo fie in den wirk— 
ſamen Geſchüͤtzbere ich der Feſtung treten, alſo innerhalb der drei Rayon-Bezirke, fo weit 
die Terraingeſtaltung dies irgend erlaubt, unter eine reine Längenbeſtreichung der Feſtungs— 
werke gelegt werden. 

Das Ober-Präſtdium der Provinz tritt vorkommenden Falles mit dem General- 
Kommando in Verbindung, und beide Behörden ernennen eine gemiſchte Kommiſſton, 
welche ſich an Ort und Stelle unter Vorſitz des betr. Kommandanten über die der projek— 
tirten Kunſtſtraße im Geſchützbereich der Feſtungswerke zu gebende Richtung einigt. Der 
Feſtungs⸗Inſpekteur und ein Offizier des Generalſtabes haben den diedfälligen Verhand— 
lungen als Kommiſſtonsmitglieder beizumohnen. Das Refultat wird den Min. des J. 
und des Kr. zur Entſcheidung vorgelegt. 

$. 14. Die Anlage von Waſſermühlen kann ausnahmsweiſe ſelbſt im erſten Rayon— 
Bez., wenn daraus für das militairiſche Intereſſe überwiegende Vortheile zu erwarten find, 
jedoch entweder nur in möglichſt leichter Bauart, oder bei fortifikatoriſch günſtiger Lage, in 
einer zur Vertheidigung geeigneten hinreichend ſtarken Konſtruktion nachgegeben werden, 
und es bleibt dem Kriegs-Min überlaſſen, den beſonderen Fall unter Zuziehung der Gene— 
ral⸗Inſpekteurs der Feſtungen zur Entſcheidung zu bringen. 

$. 15. Hölzerne Windmühlen dürfen wegen ihrer Höhe nur außerhalb der Entfer— 
nung von 80 Ruthen von den Feſtungswerken neu angelegt werden. Im übrigen Theile 
der Rayon-Bez. iſt ihre Errichtung in militairiſcher Hinſicht zuläffig. 

8. 16. Die Neuanlage von Kirch- und Glocken-Thürmen, oder die Erhöhung Dor: 
handener Thürme, iſt innerhalb der beiden erſten Rayon-Bezirke unſtatthaft. Zu derglei— 
chen Thurmbauten außerhalb der zweiten Rayon-Linie bis zu einer Entfernung von 360 
Ruthen von der Glacis-Créte muß zuvor die Zuſtimmung der Militair-Behörden ein— 
geholt werden. ! 

$. 17. Die Anlage von Beerdigungsplätzen ift innerhalb der Rayon-Bez. und ſelbſt 
bis zum Fuße des Glacis zuläſſig, in ſofern die damit verknüpften Einrichtungen den vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen entſprechend getroffen werden. Die Grabhügel dürfen nur 18 Zoll 
Höhe erhalten, die Grabſteine müſſen flach auf den Boden gelegt werden; hölzerne Denk— 
mäler und kleine Urnen von Stein find zuläſſig, Familiengewoͤlbe oder ſonſtige Maſſtobau— 
ten aber innerhalb der erſten beiden Rayon-Bez. unſtatthaft. 

Anlage und Benutzung von Lehm- und Sandgruben, Steinbrüchen, Ziegeleien. 

$. 18. Die auf Privat⸗Grundſtücken ſeit längerer Zeit ſchon vorhanden geweſenen 
Lehm⸗ und Sandgruben, Stein- und Kalkbrüche oder Ziegeleien können zwar ferner in 
Gebrauch behalten werden, jedoch nur in ſoweit, als dadurch nicht von Neuem deckende 
Erdränder gegen die Feſtung entſtehen. | 

Die Benutzung von dergl. Gruben oder Bruͤchen auf Königl. Grund und Boden 
darf in den Fällen, wo die Feſtungswerke nicht eine unbehinderte Einſicht in die Gruben 
haben, nicht ferner geduldet werden. 

Die Neuanlage von Lehm- ꝛc. Gruben, Steinbrüchen und Ziegeleien kann in der 
Regel nur außerhalb der zweiten Rayon-Linie geſtattet und innerhalb derſelben nur dann 
ausnahmömeife, unter Zuſtimmung des General-Inſpekteurs der Feſtungen, nachgegeben 
werden, wenn die durch den Arbeitsbetrieb entſtehenden Gruben dergeſtalt eingeſchnitten 
wi können, daß den Feſtungswerken ftetö die unbehinderte Einſicht in dieſelben 
verbleibt. 

Permanente Ziegel- und Kalköfen dürfen nur außerhalb der zweiten Rayon-Linie 
angelegt werden. i 

Anlage und Benutzung von Holzhöfen, Holzmärkten, Zimmer-Plätzen. 

$. 19. Holzhöfe, Dielen- und ſogenannte Holzmärkte, d. h. Grundſtücke, welche aus 
gewerblichen Ruͤckſichten zur Aufbewahrung der Vorräthe von Stab-, Bau- oder Brenn- 
holz, oder von anderem Feuerungs- Materiale, ald Steinkohlen, Torf, Lohkuchen ꝛc. ange- 
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wendet werden, dürfen innerhalb des erſten und zwei 8 

"get . benutzt oder eingerichtet 87955 Ze = ENG 
a) die Neuanlage von Holzhöfen ꝛc. f f 
i oe: Gem 0 f kann nur unter Genehmigung des Kriegs-Min. 

nur außerhalb einer Entfernung von 100 Rtuhen von den A 
fo daß die Grundſtücke innerhalb dieſes Umtreſes = WEN el 
macht werden kann, daß fie früherhin und wenigſtens bis zum Jahre 1813 ſchon 
als Holzhöfe 1 beſtanden haben, und im Falle eines ſtattgehabten Verkaufes vom 
jetzigen Eigenthümer zu demſelben Behufe kontraktmäßig erworben worden ſind — 
5 TEE ꝛc. ganz frei bleiben. 

c) Innerhalb des sub b gedachten Umkreiſes dürfen daher auch alte Ö 
Ankauf benachbarter Grundſtücke nicht erweitert del ey? ee AEN de 

letztern der sub b erwähnten Bedingung genügt werden kann. 

Bloße Zimmer- oder Schiffsbauplätze, auf welchen Gebäude zugelegt, oder Waſſer⸗ 

Fahrzeuge gebaut werden, find, in ſoferu die Einrichtung von Holzhoͤfen damit 

. N EE Gel e als unnachtheilig zu erachten, und 

0 uch innerhalb der Rayon-Bez. über i d 

CN hon⸗Bez. überall bis zum Fuße des Glacis 

e) Die Bewährung der Holzhoͤfe und die auf denſelben etwa zu errichtenden Wäch— 
terhütten können nur nach den oben in den 88 8, 9 und 10 enthaltenen Beſtim— 
mungen konſtruirt werden. Die innerhalb des erſten Rayon-Bez. ſeit dem Jahre 
1813 in ausgemauertem Fachwerke erbauten Wächterhütten werden, ſobald fie 
künftig eines Umbaues bedürfen, der Vorſchrift gemäß, ganz in Holz zu errichten 
und mit einem eiſernen Ofen zu verſehen ſein. 

D Das Holz- und ſonſtige Bau- und Brennmateriale darf auf allen Holzhöfen oder 
Märkten, innerhalb des erſten Rayon-Bez. nur bis 12 Fuß Höhe, innerhalb des 
zweiten Rayon-Bez. bis zu 15 Fuß Höhe aufgeſtapelt werden. 

g) Wegen Ausſtelung des Verzichtleiſtungs-Reverſes wird auf die Beſtimmung des 
$. 4 Bezug genommen. 

h) Den eigenen einjährigen Bedarf an Brennmaterialien können die innerhalb der 
Rayon-Bez. wirklich angeſeſſenen Bewohner auf ihren Grundſtücken nach der 
Vorſchrift sub k. aufſtellen. ö | 

3. Beſtimmungen für den Rayon-Bezirk von Außenwerken. 

5. 29. Einfache Blockhäuſer oder einzelne nur in Erde aufgeworfene Schanzen, 
welche außerhalb des Glacis der Haupt-Enceinten vorgeſchoben liegen, erhalten keinen 
beſondern Rayon-Bez. 

9. 21. Selbſtſtändige detaſchirte Werke dagegen, welche durch Mauerwerk und 
Hohlbauten gegen den gewaltſamen Angriff geſichert find, werden auf 100 Ruthen Ent- 
fernung vorwärts ihrer Glacisfronte mit einer beſonderen Rayon-Linie umgeben, welche 
110 005 E Seiten dem erſten Rayon-Bezirk der hinterliegenden Haupt-Enceinte 
anſchließt. 

9 22. Innerhalb dieſes Bezirkes von 100 Ruthen Ausdehnung um die detaſchirten 
ſelbſtſtaͤndigen Werke, unterliegen die vorkommenden Bauten, die Veränderungen und 
Benutzungen der Terrain-Oberfläche ganz denjenigen Beſtimmungen, welche für den erſten 
Rayon⸗Bez. der Haupt⸗Enceinten gegeben worden ſind. 

8.23. Außerhalb des gedachten Bez. von 100 Ruthen aber und inſofern deſſen 
Grenzlinie nicht noch innerhalb des zweiten Rayon-Bez. der Haupt⸗Enceinte fällt, erleiden 
die Bauten und Benugungdarten der Grundſtücke keine andere Beſchränkungen, als welche 
uͤberhaupt für das Terrain außerhalb des zweiten Rayon-Bez. noch vorgeſchrieben ſind. 

4. Beſtimmungen für die zwiſchen den Feſtungswerken und Wall-Linien belegenen 

Grundſtücke. , 

8.24. Bei Feſtungen, welche mehrere vor einander liegende Umwallungen haben, 
in deren Zwiſchenräumen ſich Privat-Grundſtücke befinden, treten in Bezug auf die letzte— 
ren folgende Vorſchriften in Anwendung: 

a) Für die Reparatur und den Umbau ſchon vorhandener Gebäude und Anlagen gel⸗ 
ten die oben in den 88. 5 und 6 erlaſſenen Beſtimmungen. N 

b) Für Neuanlagen oder Einrichtungen alles dasjenige, was für den zweiten Rayon⸗ 
Bez. der Haupt-Enceinten ausgeſprochen worden, jedoch mit der beſonderen Eins 
ſchränkung, daß 8 

c) auf den hier in Rede ſtehenden Grundſtuͤcken neue Gebaͤude nur einftöcig und in 
den Fachwerks-Wänden nur mit Lehmſtakung oder Luftziegeln aufgeführt, und 

d) um den Raum nicht zu ſehr zu beengen, innerhalb einer Entfernung von 20 Rus» 
then von dem Graben oder dem oberen Glacisrande der inneren Feſtungs-Enceinte 
ab, gar feine neuen Gebäude oder Bewahrungen angelegt werden dürfen. — 


Ferner kann 


— 


d 


— 
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e) in einzelnen Fällen, wo die Errichtung einer Brau- oder Brennerei, einer Schmiede, 
einer Bäckerei ꝛc. ganz maſſive und ſelbſt gewölbte Anlagen erfordert, und der betr. 
Bauplatz auf einer der Defenſton des inneren Walles nicht nachtheiligen Stelle 
belegen iſt, der Maſſivbau zwar nachgegeben werden, jedoch unter der ausdrück— 
lichen Bedingung, daß die Umfaſſungswaͤnde des neuen Gebäudes auf den vom 
Hauptwalle abgewendeten Seiten mindeſtens zwei und einen halben Fuß Stärke 
erhalten, auch die Stellung des Gebäudes ganz nach der von dem Platz-Ingenſeur 
anzugebenden Richtung genommen wird. 

D Hinſichts der Baugeſuche und der Reversausſtellung treten die oben in den SS, 3 
und 4 gegebenen Beſtimmungen in Anwendung. 

Die in mehreren Feſtungen zwiſchen den Citadellen und Feſtungsſtädten vorhande— 
den freien Plätze oder ſogenannten Eeplanaden müſſen jedenfalls in ihrem jetzigen Um— 
fange erhalten werden, und es darf daher unter keiner Bedingung, — vertheidigungsfähige 
Anlagen ausgenommen, — irgend ein gewöhnlicher Bau darauf ausgeführt werden. 


5. Rahon-Beſtimmungen fuͤr die in den letzten Kriegs-Jahren angelegten oder her— 
geſtellten verſchanzten Läger- und Stoͤdte-Befeſtigungen. 

$. 25. Bei den in den letzten Kriegsjahren angelegten oder hergeſtellten verſchanzten 
Lägern und Städte-Befeſtigungen ſoll, in ſofern die Beibehaltung derſelben ausgeſprochen 
worden, ebenfalls ein Landſtrich vorwärts derſelben von neuen baulichen Anlagen und 
ſonſtigen Einrichtungen, welche der Vertheidigungsfähigkeit dieſer Werke nachtheilig ſein 
könnten, frei erhalten und zu dem Behufe vor den verſchanzten Lägern ein Rayon-Bezirk 
von 100 Ruthen Breite, und vor den übrigen Befeſtigungen von 80 Ruthen Breite ange— 
nommen werden. — Für dieſe Bezirke gelten diejenigen Vorſchriften, welche für den erften 
Rayon-Bez. der Feſtungen erlaſſen worden find. N 


Ausnahmen nach Maßgabe der Beſchaffenheit des Terrains und der Beſtimmung 
der Gebäude. 

8.26. Nach dieſen allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen ſoll nun in der 
Regel überall verfahren werden; doch will Ich nachgeben, daß bei denjenigen Feſtungen, 
wo wegen vorhandener Terrain-Hinderniſſe von der einen oder andern Seite her ein An— 
griff nicht vorauszuſetzen ift, zu Gunſten der Grundbeſitzer von dem Kriegs-Min., unter 
Berathung mit dem Gen.-Inſpekteur der Feſtungen, in einzelnen, gehörig begründeten 
Fällen Ausnahmen von der buchſtäblichen Befolgung obiger Beſtimmungen geſtattet wer— 
den koͤnnen. | 

Eben ſo will Ich für diejenigen Feſtungen, wo einzelne Theile des Terrains durch 
Höhenzüge oder tiefe Schluchten der Einfiht von den Feſtungswerken oder der direkten 
Einwirkung des Rohrgeſchützes entzogen find, nachgeben, daß für bauliche und ſonſtige 
Anlagen auf dergleichen Terrain-Theilen eine Modifikation in den Vorſchriften eintreten 
könne, jedoch nur nach Maßgabe des dringenden Bedürfniſſes der Grund-Eigenthümer 
und unter jedesmaliger Zuſtimmung der vorgedachten Militair-Behoͤrden. 

§. 27. Defenfionsgebäude oder andere bombenfefte Lokalien, welche für den Zweck 
einer wirkſamen Vertheidigung der Feſtung erforderlich find, können ohne Rückſicht auf die 
vorſtehenden Beſtimmungen an den dazu beſonders geeignet erkannten Stellen erbaut 
werden, wogegen die Anlage gewohnlicher Militair- oder Civilgebäude, in ſofern dieſelbe 
innerhalb der Rayon-Bez. beabſichtigt wird, nur unter Beachtung der vorſtehenden 
beſchraͤnkenden Beſtimmungen erfolgen darf. 


6. Schluß⸗Beſtimmungen. 

$. 28. Für die Aufrechthaltung dieſer für die Vertheidigungsfähigkeit der Feſtungen 
nothwendig erforderlichen Beſtimmungen haben einerſeits die Kommandanturen und Platz— 
Ingenieure, andererſeits die Magiſträte und Polizeibehörden aufzukommen, und es ſoll in 
dieſer Beziehung, abgeſehen von den häufig zu veranlaſſenden Lokalbeſichtigungen, alljäh— 
rig bei jeder Feſtung im Spätherbſt von dem Ingenieur des Platzes, mit Zuziehung eines 
Mag. Mitgliedes und eines Polizeibeamten, eine gründliche, allgemeine Reviſton der 
Rayon-Bez. vorgenommen werden, um die Ueberzeugung zu erhalten, ob nicht einzelne 
Eigenthümer im Laufe des Jahres eigenmächtige Abweichungen von den Vorſchriften oder 
von den ertheilten Baubewilligungen ſich erlaubt haben. 

Ueber dieſe Reviſionen iſt jedesmal ein Protokoll aufzunehmen, welches die Kom— 
mandantur dem Kriegs-Min. zur ep. weiteren Veranlaſſung einzureichen hat. 

$. 29. Bei den aus den letzten Kriegsjahren herrührenden Städtebefeſtigungen hat, 
der betr. Magiſtrat für die pünktliche Befolgung der im 8. 25 enthaltenen Beſtimmung 
Sorge zu tragen, auch in Gemeinſchaft mit dem Feſtungs-Inſpekteur einmal alljährlich die 
vorgedachte Reviſion des für die Befeſtigungen beſtimmten Rayon-Bezirkes vorzunehmen. 
Die diesfälligen Verhandlungen, ſowie die vorkommenden Baugeſuche und ausgeftellten 
Sue werden durch den Feſtungs-Inſpekteur an das Kriegs - Min. 

efördert. 
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9. 30. Sollten künftig, im Laufe eines Krieges, Vorſtädte oder Gebäude innerhalb 
der Rahon-Bezirke der Feſtungen zerſtört werden, ſo muß, ehe der Wiederaufbau erfolgen 
kann, durch ſachverſtändige Mititair- und Civil⸗Kommiſſarien an Ort und Stelle unter- 
ſucht werden, ob die Herstellung der Gebäude auf den alten Stellen ohne Nachtheil für die 
Vertheidigungsfähſgkeit der Feſtung auläflig, oder ob ein Abbau nothwendig iſt. Im letz— 
teren Falle ‚bat es in Betreff der Entſcheidung ſowohl über die Noth wendigkeit des Ab— 
baues, als über die Höhe der den Grundbefigern zu gewährenden Entſchädigung, bei den 
beſtehenden geſetzl. Vorſchriften fein Bewenden. 

Als zerſtoͤrt ſollen bei dergl. Vorfällen diejenigen Gebäude angeſehen werden, bei 

denen nur das Mauerwerk als Ruine ſtehen geblieben iſt; als verſchont dagegen und zur 
Wiederherſtellung auf der alten Stelle geeignet, diejenigen, bei welchen außer den Mauern 
auch noch der größte Theil des innern Holzbaues, des Daches und überhaupt ſoviel erhal— 
ten worden ift, daß zur Wiederbewohnbarmachung kein Neu- oder völliger Ausbau, fon» 
dern nur ein Reparaturbau erforderlich zu erachten iſt. 
x §. 31. Vorſtehendes Regulativ ſoll nicht blos auf die ſchon vorhandenen, fondern 
auch auf alle etwa neu anzulegende ſelbſtſtändige Befeſtigungen in der Monarchie Anwen- 
dung finden, und demgemäß in Kraft treten, ſobald die Ausführung anbefohlen, die Ab— 
ſteckung der Wall-Linien erfolgt, und der Bau in Gang geſetzt worden iſt. 


Berlin, am 10. Sept. 1828. | 
L. S Friedrich Wilhelm. 


(G. S. 1828. S. 119.) 
II. Bau-Anlagen in der Umgebung von Pulver-Magazinen. 
Mittelſt Ber. v. 24. Okt. 1822 beantragten die K. Min. des H., des J. 
und der P. und des Kr. bei des Königs Majeſtät folgende Beſtimmungen zu 


ſanktioniren. 

1) Die in der Nähe der Pulverhäuſer liegenden Grundſtücke müſſen, ſoweit ſelbige ſich 
in den Gärten, Aeckern und Wieſen nach den Pulverhäuſern hin erſtrecken, mit 
Zäunen oder lebendigen Hecken und zugleich mit Gräben eingeſchloſſen werden. 
Auch dürfen die Eingänge zu dieſen Grundſtücken, um alle Frequenz zu hindern 
und von den Pulverhäuſern zu entfernen, nur auf den Höfen, nicht in den Zäunen 
ſtattfinden. 

2) Neue Gebäude mit Feuerungsanlagen, desgl. ſolche Gebäude und Anlagen, deren 

Benutzungsart überhaupt den Pulverhäuſern uachtheillg werden könnte, dürfen 
nur in einer Entfernung von mindeſtens 700 Schritt oder 1400 Pr. Fuß von den 
Pulverhäuſern errichtet werden. 5 

3) Auch in einer Entfernung von 700 bis 1000 Schritt dürfen blos Wohn- und 

Stallgebäude und kleine Scheunen für Gärtner und Ackerwirthe erbauet werden. 
Dieſe Beſtimmung kommt gleichfalls für diejenigen in Anwendung, welche 
Landhaͤuſer zu ihrem Vergnügen erbauen wollen. 

4) Alle dieſe Gebäude dürfen nur eine Etage erhalten, fie mögen maffiv oder von 
Fachwerk werden. 

5) Alle Dächer müſſen mit Ziegeln bedeckt werden. b 

6) Gebäude für Magazine, Fabrik-Anlagen und Öffentliche Gaſthäuſer, wodurch 
wegen des vermehrten Verkehrs, beſonders zur Nachtzeit, durch Feuerwerke ꝛc., 
Gefahr zu befürchten iſt, dürfen ſelbſt in einer Entfernung von 700 bis 1000 Schritt 
nicht erbaut werden. 

Hierzu gehören auch große Scheunen, zur Aufbewahrung von Stroh, Heu und 
andeien leicht Feuer fangenden Materialien. 

7) Ueber einen Rayon von 1000 Schritt hinaus finden aber in Beziehung auf die 
Pulverhäuſer keine Beſchränkungen wegen Errichtung von Gebäuden Doft, 

8) Garten- und Luſthäuſer können in den Garten nur ohne Feuerungsanlagen geſtat— 
tet werden. Sollen die Garten- und Luſthaͤuſer Feuerungen erhalten, ſo iſt deren 
Errichtung nur in dem Rayon von 700 bis 1000 Schritt zulaffig. 

Die hierauf ergangene K. O. b. 5. Nov. 1822 disponirte: | 
Ich bin auf Ihren Ber. v. 24. v. M. ganz einverſtanden ꝛc. und finde die ꝛc. von 
Ihnen vorgeſchlagenen Beſtimmungen zur möglichſten Abwendung der Gefahr völlig an— 
gemeſſen, weshalb Ich Ihnen die weitere Anordnung derſelben auheim gebe. f 
(Acta gen. des Kriegs⸗Min., allgem. Kriegs⸗Depart., Artillerie-Abth., betr. die 
Beſtimmungen über die Anlegung und den Bau der Pulvermagazine und in 
welcher Entfernung Gebäude-Anlagen zu geftatten find; sign. Artill.-Gebäude, 
Nr. 6 b. Vol. 1.) Wir? 
Mit Bezug hierauf bemerkt das R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) 


v. 18. Okt. 1834 an die K. Reg. zu Düffeldorf: 


wg 
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Auf den Antrag v. 9. Aug. d. J., wegen Erlaſſes einer Vorſchrift über die Anlage 
von Ziegeleien in der Umgebung von Pulvermagazinen, wind der K. Reg nach diesfälliger 
Kommunikation mit dem K. Kriegs-Min, hierdurch eröffnet, daß, nach den ſchon in anderen 
Fällen zur Sprache und Anwendung gebrachten, mittelſt Allerh. K. O. v. 5. Nov. 1822 
ausdrücklich genehmigten Grundſätzen: 

1) neue Bauanlagen, welche den Pulvermagazinen in irgend einer Beziehung nach— 
theilig werden konnen, 700 Schritt oder 1400 Fuß von denſelben entfernt bleiben 
müſſen; 

2) daß innerhalb einer Entfernung hon 700 bis 1000 Schritten nur gewöhnl. Wohn— 
häuſer, Ställe und kleine Scheunen erbaut werden dürfen; und 


3) daß alle andere, entweder durch ihre Benutzungsart oder durch ihre Beſtimmung 
feuergefährlichere Anlagen wenigſtens 1000 Schritte von den Pulvermagazinen 
entfernt zu halten ſind. 

Die K. Reg. hat hiernach die beabſichtigte öffentliche Bekanntmachung einzurichten. 
(A. XVIII. 1109. — 4. 131.) 


III. Bau neuer maſſiver Gebäude in den Feſtungen oder 
Vorſtädten. 

R. des K. Min. des J., Abth. I, (Köhler), v. 22. Juli 1817 an die K. 
Reg. in Köln. 

Die von der K. Reg. unterm 1. d. M erbetene Vorſchrift wegen des Baues neuer 
maffiver Gebäude in den Feſtungen oder den Vorſtädten, ward hinſichtlich der Rheinprovinz 
dem damaligen Ober-Präftd. zur weitern Bekanntmachung mitgetheilt, und mag letztere 
vielleicht nur, nach dem vorl. Ber. zu urtheilen, nicht durchgehends ſtattgeſunden haben. 

Wegen Anwendung dieſer Vorſchrift iſt übrigens das unterz. Min. mit der K. Reg. 
darin einverſtanden, daß ſolche nur auf diejenigen nach vorheriger Rückſprache und Ueber— 
einſtimmung mit der Feſtungs-Kommandantur genau zu bezeichnenden Theile der Stadt, 
welche mit dem Fortifikations-Intereſſe Verbindung haben, zu beſchränken iſt. 

(A. 1. 231. — 3. 149.) i 


Sechſte Unter⸗Abtheilung. 


Von den Einſchränkungen der Baufreiheit zur Verhütung der 
Verletzung anderer öffentlicher oder gemeinſchaftlicher 
| Intereſſen. 


L Einſchränkungen in Betreff der Aufführung von Gebäuden an den 
Kunſtſtraßen. 

1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 17. Sept. 1827, 
an die K. Reg. zu Bromberg. Strafbeſtimmungen gegen unbefugte Anbauer 
von Gebäuden an der Kunſtſtraße oder an deren Grabenrändern. 


Die K. Reg. wird auf den Ber. v. 24. v. M. ermächtigt, eine polizeiliche Strafbe- 
ſtimmung für unbefugte Anbauer von Gebäuden an der Kunſtſtraße ſelbſt, oder an den 
Graben-Rändern derſelben zu erlaſſen, und durch das dortige Amtsblatt bekannt zu ma: 
chen. der ähnlich, welche nach Ihrer Anzeige von der Reg. zu Oppeln auf demſelben Wege 
(e. Anl. a.) zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden iſt. 


Anl. a. 

Wiewohl es bereits geſetzlich beſtimmt iſt, daß Neubauten ſowohl in Städten als 
auf dem Lande ohne vorherige Anzeige und Genehmigung der Obrigkeiten nicht vorge— 
nommen werden dürfen, fo lehrt doch häufig die Erfahrung, daß dieſer Beſtimmung nicht 
immer nachgekommen wird. und daß man namentlich an den Kunſtſtraßen ſeit kurzer Zeit 
mehrere neue Gebäude, ohne obrigkeitiche Genehmigung, zum Theil ganz nahe an der 
Straße ſelbſt, oder an den Grabenrändern aufgeführt hat. 


.. Da hierdurch die Straßen nicht nur ſehr beſchränkt, ſondern auch oft durch unregel— 
GC aufgeſtellte Gebäude verunſtaltet werden; ſo verordnen wir hiermit: 

daß, wer künftig ein neues Gebäude an einer chauſſtrten oder ſogenannten Kunſtſtraße, 
ohne vorherige Anzeige und Genehmigung feines Vorhabens an den Kreis-Landrath 
und den betr. Kondukteur, welche das Bauprojekt örtlich zu prüfen und dabei zugleich 
dahin mitzuſehen haben, daß das zu erbauende Gebäude 10 preuß. Fuß vom äußeren 
Rande des Straßen-Grabens abgeſetzt werde, baut, in einen Thlr. Polizeiſtrafe genom- 
men werden ſoll. 
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b Sollte Däi außerdem ergeben, daß das ohne Erlaubniß gebaute Gebäude zu nahe an 
die Kunſtſtraße geſetzt worden, fo hat der Eigenthümer deſſelben ſich die für ihn daraus 


erwachſenden, J. 71. und 72. Tit. VII. Thl. I. des A. L. R. näher bezeichneten Folgen 
ſelbſt zuzuſchreiben ꝛc. l d SS = 
Oppeln, den 30. Juli 1827. 


K. Preuß. Reg. 
(A. XI. 771. — 3. 113.) 5 5. Reg 


2) R. der K. Min. der F. (Maaßen) u. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 
10. Juni 1834, an die K. Reg. zu Merſeburg. Befugniß der Polizeibehörde 
zur Verhinderung der Aufführung nachtheiliger Bauanlagen längs der Chauſſee. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 2. April c. eröffnet, daß es 
einer beſondern geſetzlichen Beſtimmung über das Verfahren bei Errichtung von Gebäu— 
den oder anderer baulichen Anlagen längs den Chauſſeen nicht bedarf, da die Befugniß 
der Landes-Polizeibehöͤrde zum Erlaß diesfälliger Anordnungen ſchon in den beſtehenden 
0 namentlich in den Vorſchriften des A. L. R. Th. I. Tit. 8. 88. 67 seg. be⸗ 
rundet iſt. i 
5 Insbeſondere iſt es nach 8. 69 J. e. keinem Zweifel unterworfen, daß es in der 
Hand der Polizeibehörden liegt, die Anlage neuer Wohngebäude in einer der Chauſſee 
nachtheitigen, oder dieſelbe entſtellenden Nähe von derſelben zu verhindern. Es kommt 
mithin nur darauf an, die Polizeibehörden mit einer desfallſigen Inſtruktion zu verſehen, 
und das Publikum auf die Nothwendigkeit der Einholung einer beſondern Erlaubniß. und 
auf die im Unterlaſſungsfalle eintretenden, in den 88. 70. und 71. a. a O. beſtimmten 
nachtheiligen Folgen aufmerkſam zu machen. Auch iſt es nicht zweifelhaft, bei Ertheilung 
der Konſenſe die Beſchaffenheit und den Zweck der zu errichtenden Gebäude zu berückſich— 
tigen, und in den geeigneten Fällen auf eine größere Entfernung als von 10 Fuß zu 
dringen. | | 

Die K. Reg. hat hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen, und das Verfahren der 
Polizeibehörde dadurch zu erleichtern, daß Sie für Ortſchaften und Straßen im voraus 
das Alignement feſtſetzt, nach welchem man ſich bei Aufführung neuer Häuſer, Mauern, 
Planken, Stakete, oder bei Erneuerung alter, zu richten hat. 

(A. XVIII. 551. — 2. 169.) 


II. Einſchränkungen in Betreff der Aufführung baulicher Anlagen in der 
Nähe von Eiſenbahnen. 

Vergl. die betr. Erlaſſe in v. Rönne's Wege-Polizei, S. 72 — 74. 

III. Einſchränkungen in Betreff der Aufführung von Gebäuden in der 
Nähe von Waldungen 1). 

1) R. des K. Min. des J., Abth. I. (Köhler) v. 17. Mai 1823, an die 
K. Reg. zu Oppeln. Unbedingte Zuläſſigkeit des Aufbaues einzelner Häuſer in 
der Nähe von Wäldern auf ſtädtiſchem oder Dorf-Territorium. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage im Ber. v. 22. v. M. erwie⸗ 
dert, daß der in Rede ſtehende Aufbau einzelner Häuſer auf ſtädtiſchem oder Dorf⸗Terri⸗ 
torio, und in der Nähe von Wäldern unbedingt erlaubt ift, und aus den angedeuteten polis 
zeilichen Rückſichten keine Beſchränkung der natürlichen Freiheit geſtattet werden kann. 

(A. VII. 272. — 2. 23.) 

2) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 6. April 1827, an die K. Reg. zu 
Trier. Erbauung von Häuſern in der Nähe von Privat-Waldungen. 

Das Min. findet ſich veranlaßt, der K. Reg. auf Ihren Ber. b. 5. v. M., die Be- 
ſchwerde des N. N. wegen der ihm unterſagten Erbauung eines Wohnhauſes betr., Folgen⸗ 
des bemerklich zu machen: We 

Daß die von ber K. Reg. in Bezug genommene franzöſiſche Forſt⸗Ordnung vom J. 
1669 in dem dortigen ehemals zum Deutſchen Reiche gehörig geweſenen, vormals fran⸗ 
zöſiſchen Landestheile je gegolten hätte, will nicht einleuchten. Es iſt für die Einführung 
derſelben von der K. Reg kein Geſetz allegirt. Auch das Staatéraths⸗Gutachten bis 12 
Brumaire XIV. verordnet eine ſolche Einführung nicht. Dieſes Gutachten iſt eine Deflas 
ration eines altfranzöſiſchen G., welche nur für diejenigen Lan destheile anwendbar it, in 
welchen jenes G. von 1669 publicirt worden. Seitdem die Rheinprovinzen mit dem 
Preuß. Slaate vereinigt find, find fehr viele altpreußiſche G. deklarirt worden, ohne daß 
man deshalb, weil ſolche Deklarationen in die G. S. auſgenommen worden, hätte fol— 


1) Vergl. auch v. Rönne's Domainen⸗, Forſt⸗ und Jagdweſen, S. 804. 
v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 38 
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gern können, daß jene altpreußiſchen G. nunmehr auch in den Rheinprovinzen einge— 
führt ſeien. | 

Dieſe Meinung wird auch durch die von der K. Reg. allegirte V. der Oeſterreichifch— 
Baierſchen Landes-Adminiſtrations-Kommiſſion v. 21. Jan. 1815 beſtätigt. Denn die⸗ 
ſelbe nimmt auf die Forſt-Ordn. v. 1669 keinen Bezug, ſondern ſtellt ein ganz neues Sy— 
ſtem auf, welches auch auf Privat-Waldungen Beziehung hat. In dieſem verbietet ſte 
aber Anlagen der in Rede ſtehenden Art nicht geradezu, ſondern reſervirt dabei im 8. 1. 
nur die Genehmigung des Staats, welche das Min. des J. zu dem Bau des N. N. auf 
der bisherigen Stelle hiermit zu ertheilen keinen Anſtand nimmt. 


Allein auch dieſer Genehmigung dürfte es kaum bedurft haben, da die V. v. 21. Jan. 
1815 eigentlich nur von neuen Anlagen redet, mithin auf Herſtellung von Gebäuden, die 
ſchon — wie Supplikant behauptet und die K. Reg. nicht beſtreitet — Jahrhunderte hin— 
durch oder überhaupt zeither beftanden haben, nicht bezogen werden kann. 
(A. XI. 487. — 2. 117.) 


1 N 3) C. R. der K. Min. des J. (v. Schuckmann) und der F. (v. Motz) v. 
14 15. Dec. 1828, an die K. Reg. in den Rheinprovinzen. Erbauung von Häu— 
ui fern und Wirthſchaftsgebäuden in der Nähe K. Forſten. 


Die Frage, ob die Vorſchrift im Art. 18. Tit. 27. der franz. Ordonnanz v. J. 1669, 
wonach Häuſer und Wirthſchaftsgebäude in der Nähe von K. Forſten nicht erbauet wer— 
den ſollen, in den vormals zu Frankreich gehörigen Landestheilen am linken Rheinufer 
Anwendung finde, — muß auch auf den Ber. d. K. Reg. v. 2. Aug. v. J. verneinend 

beantwortet werden; denn der Beſchluß des Gen. Reg. Kommiſſars d. d. Mainz, den 
10. Brumaire des J. VII. (31. Okt. 1798) hat nur einzelne Art. der Ordonnanz von 1669 
| in die Rheinprovinzen eingeführt, unter welchen der fragliche Art. 18. Tit. 27. nicht ent 
H halten ift. 
Wenn der Art. 609 des Code des delits et des peines b. 3. Brumaire des J. IV. 
| die Gerichte anweiſet, auf die, in der Ordonnanz v. 1669 und in andern beſondern Regl. 
beſtimmten polizeilichen Strafen zu erkennen: ſo kann ſich dies nur auf die Landestheile 
beziehen, in welchen jene beſondern Regl. eingeführt find, welches letztere rückſichtlich des 
Al gedachten Art. 18. Tit. 27. der Ordonnanz von 1669 nicht der Fall iſt. Es bedarf daher 
keines G., um dieſe Vorſchrift außer Kraft zu ſetzen, ſondern die K. Reg. wird hiedurch 
angewieſen, dergleichen Bauten nicht ferner hinderlich zu ſein, am wenigſten aus eben ge— 
dachten Art. eine Klage bei einem Gerichte anzuſtellen. 
(A. XII. 1084. — 4. 117.) 


WM 4) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow), und der K. Gen. 

d Verw. für Dom. und F. (v. Ladenberg) v. 12. April 1835, an ſämmtl. K. 
1 Rheiniſche Reg. Erbauung von Häuſern und Wirthſchaftsgebäuden in der 
| Nähe K. Forſten. 


Wu Der Bericht der K. Reg. v. 27. Aug. v. J. hat Veranlaſſung gegeben, über die An- 

A wendbarkeit des Art. 18. Tit. 27. der franzöſtſchen Forſtordnung vom J. 1669, enthaltend. 

if das Verbot der Erbauung von Häufern und Wirthſchaftsgebäuden in der Nähe K. For- 
ſten, auch von den übrigen Reg. der Provinz Gutachten zu erfordern. 


N Nach Einficht derſelben iſt nunmehr beichloffen worden, die Frage: ob über den qu. 
UL Gegenſtand Beſtimmungen erforderlich ſeien? zu dem Entwurfe der neuen Forſtordnung 
d zu verweiſen, bis dahin aber, von dem nicht abzugehen, was in der Verf. v. 15. Dec. 1828 
|; über dieſen Gegenſtand ausgeſprochen worden ift, zumal dieſe Frage nicht allein hin- 
| ſichtlich der K., ſondern auch der Privatwaldungen zu beantworten ift. 
| (A. XIX. 504. — 2. 145.) 


H IV. Einſchränkungen in Betreff der Anlage von Gebäuden in der Nähe 
ö eines Bergbaues. 

N „In dieſer Beziehung enthält das A. L. R. Th. II. Tit. 16. §. 116 b. ‚ber 

L ſchränkende Beſtimmungen, auf welche die nachſtehende Bekanntmachung des K. 


a für die Weſtphäliſchen Provinzen zu Dortmund v. 12. Juli 1836 
verweiſt. | 


„In Gegenden, wo Bergbau getrieben wird, bleibt öfters von Perſonen, welche Ge— 

baude u. dergl. anlegen, die geiegliche Beſtimmung außer Acht gelaſſen; daß fe nur dann 

H: ſolche Anlagen mit Sicherheit unternehmen können, wenn ſie ſich zuvor von dem Berg⸗ 

"P amte des Vereins die Beſcheinigung verſchafft haben, daß ihre Anlage mit den in der Naͤhe 
befindlichen Gruben in keine Kolliſton gerathen werde. 
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Dies veranlaßt uns zur Beſeitigung von Unannehmlichkeiten für diejenigen Privat⸗ 
perſonen, welche aus Unkunde der Geſetze jene Porſichtsmaßregel verabſäumen, den 
A Gi: b. Tit. 16. Thl. II. des A. L. R. in Erinnerung zu bringen, welcher wörtlich 
autet: 

»Hat Jemand Gebäude, Waſſerleitungen, Teiche, Bleichen u. dergl. in einem Reviere, 
wo ein Bergbau ſchon in ſolcher Nähe getrieben wird, daß eine weitere Ausdehnung 
deſſelben bis zu dieſen neuen Anlagen vernünftiger Weiſe vorausgeſehen werden konnte, 
dennoch angelegt, ohne ſich von dem Bergamte die Stelle, wo es ohne ſeine Gefahr ge— 
ſchehen kann, anweiſen zu laſſen, ſo iſt er, wegen der, durch den fortgehenden Bergbau 
daran entſtehenden Schäden, zu keiner Vergütung berechtigt 
Wir bemerken hierbei ausdrücklich: daß vorgehende geſetzliche Beſtimmung auch für Hüt- 
tenwerke und ähnliche Werkſtätten gilt, deren Unternehmer daher keine Schadloshaltung 
zu erwarten haben, wenn die von ihnen gewählte Bauſtelle nicht von der Bergwerksbe⸗ 
hörde vorher gebilligt worden iſt, und ihr Etabliſſement in der Folge durch den Abbau 


von Grubenfeld, auf welchem es ſich befindet, zu Grunde gerichtet wird. 
(A. XX. 720. — 3. 161.) 


V. Einſchränkungen in Betreff der Anlage von Gebäuden auf den zur 
Gemeinhütung gehörigen Grundſtücken. 


R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 18. Mai 1835, an die K. 
Reg. zu Erfurt. 


Bei Zufertigung des der Gemeinde zu N. auf eine Beſchwerde wegen der Niſchen 
Ziegeleianlage ertheilten Beſcheides (Anl. a.), wird der K. Reg. bemerklich gemacht, daß 
der Landrath, indem er die Gemeinde mit ihrem Widerſpruche, ſoweit derſelbe auf der ob— 
waltenden Hutungsgemeinheit beruhet, lediglich an die Gen. Kom. verwies, nicht ordnungs— 
mäßig verfahren iſt. Den einzelnen Grundbeſitzern einer Feldmark kann nicht geftattet 
werden, ihre der Gemeinhuͤtung unterworfenen Grundſtücke beliebig mit Gebäuden zu be— 
ſetzen; denn dadurch würden nicht allein die Rechte der Mithuͤtungd-Berechtigten verletzt, 
ſondern es kann dadurch auch ſehr oft die Möglichkeit vereitelt werden, eine gänzliche Auf— 
hebung der Hütungdgemeinfchaft nach zweckmäßigen Plänen auszuführen. Deshalb iſt 
auch in der Gemth. O. v. 7. Juni 1821 vorgeſchrieben, unter welchen Bedingungen, und 
8. 177., auf welche Weiſe der Austritt Einzelner aus der Gemeinheit nur zuläſſig iſt. Da 
nun der 8. 178 die Regulirung ſolcher Auszuͤge den Landräthen überträgt, jo wird die K. 
Reg. veranlaßt, den Landrath v. N. anzuweiſen, daß er künftig in ähnlichen Fällen dar— 
nach verfahre, und die nähere Anleitung dazu von der Gen. Kom. ſich erbitte. 


Anl. a. 


Die Ertheilung der polizeil. Erlaubniß zu der von dem Schankwirthe N. unternom— 
menen Anlage einer Ziegelei, kann, wie der Gemeinde auf die Vorſtellung v. 12. v. M. 
eröffnet wird, nicht gemißbilligt werden. Die von der Gemeinde dagegen geltend gemach— 
ten geſundheits- und feuerpolizeilichen Gründe find zur Verſagung dieſer Erlaubniß nicht 
zureichend, da erfahrungsmäßig in der Entfernung von 250 Fuß weder der Rauch und 
Qualm ſonderlich beläſtigend oder gar ſchädlich, noch die Anlage ſelbſt für das Dorf feuer— 
gefährlich iſt, wedhalb auch die Errichtung von Ziegelöfen ſelbſt in Städten, oft in gerin— 
gerer Entfernung von bewohnten Gebäuden, nachgelaſſen wird. 

Die polizeiliche Erlaubniß zum Bau erſtreckt ſich jedoch nur auf die Prufung der 
Zuläßigkeit deſſelben in polizeilicher Hinſicht, nicht aber auf die Beurtheilung von Privat— 
gerechtſamen, welche dem Bau etwa entgegenſtehen. Der Schutz der letzteren muß dem 
Richter überlaffen bleiben. Iſt indeſſen von dieſem ein ſolcher nicht zu erreichen geweſen, 
ſo verſteht es ſich, daß die der Polizeibehörde obliegende Pflicht, einen Jeden im ruhigen 
Genuſſe ſeines Eigenthums und in der Ausübung der ihm deshalb geſetzlich zuſtehenden 
Befugniſſe zu ſchützen, auch den ꝛc. N. vor den Handlungen der Eigenmacht hat in Schutz 
nehmen müſſen, welche die Gemeinde im Wege der unerlaubten Selbſthülfe gegen denſel⸗ 
ben ſich hat erlauben wollen. 

Das Min. des J. und der P. findet daher keinen Grund, die in der Sache von dem 
Landrathe und der Reg. erlaſſenen Verf. abzuändern ꝛc. 


Berlin, den 18. Mai 1835. 
(A. XIX. 505. — 2. 146.) 


Min. des J. u. d. P. 
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Siebente Unter-Abtheilung. 


Von der polizeilichen Beaufſichtigung bei Ausführung von 
Bauten und Reparaturen. 


1) Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851 §. 345. Nr. 11. 
} 70 Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs Wochen wird 
eſtraft: | 
11) wer Bauten und Reparaturen von Gebaͤuden, Brunnen, Brücken, Schleufen oder 
anderen Bauwerken vornimmt, ohne die von der Polizei angeordneten oder ſonſt 
erforderlichen Sicherungsmaßregeln zu treffen. 
2) R. des K. Min. des 3, Abth. II. (Mathis) v. 28. März 1847 an 
die K. Reg. zu Minden. Vorſichtsmaßregeln bei der Errichtung von Bau— 


gerüften. R | 

Gegen den Inhalt und den Erlaß der von der K. Reg. nach dem Ber. v. 5. d. M. 
beabſichtigten Bekanntmachung, wegen der bei der Errichtung von Baugerüſten zu beob— 
achtenden Vorſichtsmaßregeln, findet das Miniſterium des Innern etwas Weſentliches 
nicht zu erinnern, und überläßt der K. Reg. hiernach das Weitere wegen Publikation 
dieſes Erlaſſes zu verfügen. 

5 Anl. a. 

In neuerer Zeit find Bauhandwerler häufig durch unterlaſſene oder mangelhafte 
Abſteifung der Baugruben, durch fehlerhafte Aufſtellung und Verbindung der Rüſtungen 
und durch ein deren Stärke gar nicht angemeſſenes Beſchweren derſelben mit Material 
verunglückt; es wird daher zur Verhütung ähnlicher Unglücksfälle Nach ſtehendes zur Be— 
achtung angeordnet. 

1) Bei allen Neu- und Reparatur-Bauten müffen in Gemäßheit des §. 773., Thl. IT. 

Tit. 20. des A. L. R. die unmittelbaren Aufſeher die erforderlichen Vorkehrungen 
treffen, damit nicht durch den Einſturz der Baugrube, durch das Herabfallen der 

Materialien, durch den Einſturz der Gerüſte oder ſonſt Jemand beſchädigt werde. 

Als ſolche unmittelbare Aufſeher ſind die mit der Bauausführung beauftragten 

Baus und Werkmeiſter zu betrachten. — 

2) Jeder, dergeſtalt mit der Bauausführung beauftragte Bau- und Werkmeiſter hat 
das zu den Rüftungen beſtimmte Material vor der Verwendung feiner Beſchaffen— 
heit nach gehörig zu prüfen, namentlich find die Abſteifungen, die Spieß- oder Rüſt⸗ 
bäume, Streichſtangen, Netzriegel und Bretter, ingieichen die Rüftftränge, Klammern 
und Rüfnägel, hinſichts ihrer Tragfähigkeit einer ſorgfältigen Prü’ung zu unter⸗ 
werfen und durchaus nicht früher anzuwenden, als bis davon hinlängliche Ueber— 
zeugung erlangt iſt; — eben ſo ſind die von den Steinmetzen und Zimmerleuten 
behufs Aufwinden ſchwerer Werk- und Holzverbandſtücke zu verwendenden Richt— 
bäume, Taue und Kloben jedesmal vorher genau durchzuſehen, und die nicht ganz 
haltbar befundenen Utenfilien durch anderweite beſſer zu erſetzen. i 

3) Das Aufſchlagen der Rüſtungen muß unter perſönlicher Leitung des Bau- oder 
Werkmeiſters und mit gehöriger Vorſicht erfolgen, damit weder die beim Bau be— 
ſchäftigten Arbeiter beſchädigt, noch die Paſſage auf der vorbeiführenden Straße 
irgendwie gehemmt und gefährdet wird. 

4) Die Spießbäume. deren oberer Durchmeſſer 5 bis 6 Zoll fein muß, und die je nach 
der Höhe des zu berüftenden Gebäudes in der Stärke nach unten zunehmen müſſen, 
ſind in einer Entfernung von 7 bis höchſtens 9 Fuß in einer 4 bis ſechsfüßigen 
Tiefe einzugraben, vor dem Verfüllen ringsum mit aufrecht geſtellten Brettſtücken 
zu verkleiden und demnächkſt recht feſt mit Erde zu verſtampſen. Die Streichſtangen 
find mit hänfenen Strängen an die Rüſtbäume zu binden und außerdem durch 
eiſerne Klammern und Nägel gehörig zu befeſtigen, dagegen iſt das Annageln von 
Brettern anſtatt jener, nur bei dem Abputz der Gebäude (wo eine ſtarke Belaſtung 
der Gerüſte nicht mehr ſtattfindet) zuläſſig, indeſſen müſſen dieſe Bretter durch an 
die Spießbaͤume zu befeſtigende Knaggen unterſtützt werden. — Das Belegen der 
Gerüſte muß auf ftarfen Netzriegeln mit mindeſtens 4zölligen gefunden Brettern 
ſtattfinden und müſſen dieſe in gehöriger Anzahl verwendet werden. 

Daſſelbe gilt auch hinſichtlich des Belegens der Balkenlagen vor Ausführung der 
Dielung; zur Verhütung des Aufkippens oder Fortgleitens müſſen die Bretter an 
den betr. Stellen auf die Unterlagen mit Klammern und ſtarken Nägeln befeſtigt 

f werden. 

5) Die in den Seitenbäumen und Sproſſen gehörig ſtarken Leitern müffen, damit fie 

beim Gebrauch nicht rücken, oben an das Gerüſt feſt angebunden, oder durch Klam— 
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mern gehalten, bei größerer Länge aber durch gabelförmige Steifen unterſtü S 

E Ge 11 0 10 ee 5 Gr Gries öfters K 1 we 

rauf zu ſehen, daß keine S ieſe ; it in di 

, une GE proſſen fehlen und dieſe jederzeit in die 

) Bevor das Gerüͤſt von den Arbeitern benutzt wird, muß daſſelbe an ien Sei⸗ 

ten noch mit einem Geländer verſehen und de zu 1 Zwecke 15 8 
von 3 Fuß über dem Gediele, Bretter an die Spießbäume genagelt werden. 

7) Der Rand der Baugrube in der Breite einer einfüßigen Doſſtrung, fo wie die Ge⸗ 
rufte, dürfen mit Baumaterial nicht überlaſtet werden, auch iſt darauf zu ſehen, daß 
letzteres nicht an einzelnen Orten aufgeſtellt, ſondern gleichmäßig auf den Rüſtun⸗ 
9 und den Unterſtuͤtzungspunkten der Netzriegel möglichft nahe gebracht 

ID. ö 

8) Das Einlegen der Berüfte muß gleichfalls mit Vorſicht und unter Leitung des Bau— 
und Werkmeiſters erfolgen. 

9) Beim Abbruch alter Gebäude muß das gewonnene Material, wenn es nicht inner— 
halb ſicher aufgeſtellt werden kann, mit Vorſicht zur Erde geſchafft. Mauer- und 
Dachſteine, desgl. der Schutt müſſen in geräumigen, geſchloſſenen Rinnen herabge— 
laſſen werden, wenn es nicht vorgezogen wird, letztere berunterzutragen. Das 
a deſſelben auf Straßen und öffentlichen Plätzen iſt in allen Fällen 
unzuläſſig. 

10) Wird bei dem Abbruch der oberen Etagen eines Gebäudes der Ploetz nicht einge⸗ 
zäunt, (was indeſſen nur dann zuläſſig iſt, wenn das Material im Innern des Ge⸗ 
bäudes untergebracht werden kann), fo müſſen Standgerüſte aufgeſtellt und dieſe 
zur Sicherung der Paſſage durch Aufſtellung eines Brettes an das äußere Ende 
kaſtenförmig gebildet werden. Jederzeit hat aber der Bau- und Werkmeiſter darauf 
zu achten, daß nicht zu große Stücke ſich auf einmal trennen, die beim Herabfullen 
das Gerüft zertrümmern und Menſchen beſchaͤdigen können. 

11) Dem Bau- und Werkmeiſter, oder ſeinem Stellvertreter, liegt es ob, bei der Auf— 
ſicht über den Bau das Verhalten der Geſellen und Arbeiter zu kontroliren und zu 
verhindern, daß dieſelben nicht dus Uebermuth und ohne Noth in Gefahr begeben, 
auch iſt derſelbe dafür verantwortlich, wenn betrunkene Arbeiter dad Geruͤſt beſtei⸗ 
gen oder beim Richten der Gebäude verunglücken. 

12) Die Nichtbeachtung der vorſtehenden Maßregeln wuͤrde, — auch wenn kein Schaden 
geſchehen, — gegen nachläiſige Bau- und Werkmeiſter oder gegen die Stellvertreter 
derſelben, mit Einem bis Zwanzig Thalern Geld- oder verhältnißmäßiger Gefäng⸗ 
nißſtrafe geahndet werden. Iſt aber dadurch Unglück verurſacht, ſo finden die 
88. 777 und ff. Tit. 20. Th II. des Allg. Landrechts Anwendung. 

Minden, den 13. April 1847. 
Koͤnigl. Regierung. 
(Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 94. Nr. 134.) 


Zweiter Titel. 


Von den Einſchränkungen der Baufreiheit zum Beſten der 
Nachbarn). 


F. E. A. Grein (St. G. R.), die Rechtsverhältniſſe der Nachbarn in Ban-Ange- 
legenheiten, nach den Vorſchriften des A. L. R. mit Hinweiſung auf die nach der Bau⸗ 
Ordnung v. 30. Nov. 1641 und den Spezial⸗Bau⸗Obſervanzen in Berlin vorkommen— 
den Abweichungen. 8. Berlin 1842. 

Die Baufreiheit des Eigenthümers unterliegt, wie bereits oben erwähnt 
worden, nicht allein denjenigen geſetzlichen Einſchränkungen, welche ihren Grund 
im Intereſſe des Staates haben, ſondern auch ſolchen, welche aus dem In⸗ 


1) Dieſe Materie kann hier nur in ſofern abgehandelt werden, als ſie durch die Be- 
ſtimmungen des A. L. R. normirt iſt, wogegen auf die Provinzial-Rechte und 
Orts⸗Obſervanzen (und deshalb auch auf die Vorſchriften des in der Rhein-Provinz 
geltenden franzöſiſchen Rechtes) nicht näher einzugehen iſt. 
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tereſſe Anderer entnommen find. Dieſe letzteren Beſchränkungen, welche zum 
Beſten nachbarlicher Grundſtücke beſtehen, find theils geſetzlich e theils 
auf beſondere Rechtstitel gegründete. 


Erſte Unter⸗Abtheilung. 


Von den geſetzlichen Einſchränkungen der Baufreiheit zum 
Beſten nachbarlicher Grundſtücke. 


1 


Allgemeine Einſchränkungen des Eigenthums beim 
Bauen. 


Die Regel, daß jeder Eigenthümer auf ſeinem Grund und Boden beliebige 
Bauten vornehmen darf, iſt im A. L. R. Th. I. Tit. 8. §. 141 ausdrücklich aner. 
kannt. Indeß darf er beim Bauen die Gränzen ſeines Grundſtückes nicht über: 
ſchreiten, und iſt auch in Betreff neuer Bauten noch anderweitigen Einſchrän— 
kungen unterworfen. | 

Das A. L. R. enthält hierüber folgende Dispoſttionen: 

1) Th. I. Tit. 8. 88. 123, 139—141: . 

8.123. Die Anlegung neuer Erker, Altane, Wetterdächer, Dachtraufen, und an— 
derer über die Gränze ragender Bauwerke iſt der Nachbar zu dulden nicht verpflichtet. 

8. 139. Neu errichtete Gebäude müffen vor älteren ſchon vorhandenen Gebäuden 
des angränzenden Nachbars, wenn nicht beſondere Polizei-Geſetze ein Anderes vorſchrei— 
ben, wenigſtens 3 Werkſchuhe zurücktreten. 

8. 140. Stößt aber das neue Gebäude auf einen unbebauten Platz des Nachbars, 
ſo iſt ein Abſtand voll anderthalb Werkſchuhen hinreichend. 

8.141. Uebrigens aber kann Jeder in der Regel auf feinem Grunde und Boden 
ſo nahe an die Gränze und ſo hoch bauen, als er es für gut findet. 

2) Th. I. Tit. 9. 88. 340 — 342. 

8.340, Will Jemand einen Bau auf feiner Gränze führen, fo muß er feinen Vor— 
ſatz, und wie weit er das Gebäude vorzurücken gedenke, den Nachbaren anzeigen. 

8. 341. Hat er dieſes gethan, und iſt die angegebene Linie von den Nachbaren 
genehmigt, gleichwohl aber das Gebäude durch Zufall, geringes oder mäßiges Verſehen, 
über die angegebene Linie vorgerückt worden, ſo darf er den Nachbarn nur den Grund 
und Boden nach einer billigen Taxe vergüten. ö 

8. 342. Hat aber der Bauende die Anzeige ganz unterlaſſen, oder hat er des Wi— 
derſpruches der Nachbaren ungeachtet, über die wahre Gränzlinie fortgebauet, oder hat er 
die von ihnen genehmigte Linie aus Vorſatz oder grobem Verſehen überſchritten, ſo iſt er 
ſchuldig, das Gebäude auf feine Koſten bis innerhalb feiner Gränzen einzuziehen und noch 
außerdem die Nachbaren zu entſchädigen. 

Dazu: e 

a) Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 18. April 1843. Begriff der »wahren 
Gränzlinie« im §. 139. A. L. R. I. 8. | 

Unter der wahren Gränzlinie iſt nicht die im $. 139. Tit. 8. a. a. O. vorge⸗ 
ſchriebene Baulinie, ſodern die Eigenthumsgränze zu verſtehen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 224. Nr. 293. Juſt. Min. Bl. 1843. S. 192. Nr. 118. 

Entſch. Bd. 9. S. 3.) 5 
Dieſelbe Anſicht ſpricht das Erk. des Ob. Trib. v. 2. März 1847 aus. 
(Rechtsfälle des Ob. Trib. von Striethorſt, Bd. J. S. 17. Nr. 9.) 

Koch und Temme ſchließen ſich der Anſicht des Ob. Trib. an. 

(Koch, Beurtheilung der Entſch., S. 599. und Temme Civilrecht, Bd. 1. 
S. 266. Note 3.) 

Reinhardt ift gleichfalls der Anſicht, daß hier die wahre Grenzlinie der 
Grundſtücke gemeint ſei, da hier nur der Fortbeſtand des Gebäudes auf 
fremdem Grund und Boden durch deſſen Erwerbung in Frage ſei. 
Ein Widerſpruch zwiſchen §. 139. A. L. R. I. 8. und §. 342. A. L. R. J. 9. 


en, 
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liege nicht vor, da es überall eine nicht hierher gehörige Frage ſei, ob der 
Bauende auch noch auf eigenem Boden zurücktreten müſſe. 

(Arnsberger Archiv, Bd. 13. S. 76.) 

b) Enthält die Beſtimmung des 8.139. A. L. R. I. 8. eine privatrechtliche 
Eigenthumsbeſchränkung (Legal-Servitut) oder ein Bau-Polizeigeſetz, und findet 
dieſe Beſtimmung nur auf ſolche Gebäude Anwendung, welche auf einem bisher 
unbebauten, an ältere ſchon vorhandene Gebäude augränzenden Platze aufge— 


führt werden, oder auch auf ſolche, welche auf der Stelle eines eingegangenen 
Gebäudes wieder aufgebaut werden? 


a) Die beiden letzteren Alternativen nimmt der II. Sen. des O. L. G. 

zu Ratibor (in dem Erk. v. 15. Mai 1839) an. 

(Koch's Schleſ. Arch. Bd. 4. S. 186. und Jur. Wochenſchr. 1840. S. 820.) 

8) Dagegen führt das Ob. Trib. (in dem Erk. v. 9. Dec. 1839) die 
biiden erfteren Alternativen, und in Betreff der zweiten Frage das Für— 
ſtenthums-Ger. zu Neiſſe (in dem Erk. v. 24. Sept. 1838) ebenfalls die 

erftere Alternative aus. (Koch a. a. O. S. 185. 187. Jur. Wochenſchr. 1840. S. 822. 
Centrabl. für Pr. J. 1842. S. 109.) 

zl Funk (O. L. G. Aſſ.) iſt der Meinung, daß die §§. 139 u. 140 cit. 
dann Anwendung finden, wenn das gebaute Gebäude als ein neues Gebäude 
anzuſehen. (Jur. Wochenſchr. 1839. S. 114 ff.) 

c) Der Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 11. Mai 1846 ftellt folgende 

Grundſätze auf: 

a) Das Recht des Zwiſchenraums nachbarlicher Grundſtücke (88. 139., 140 A. L. 
R. J. 8.) jus interstitii — und das Recht auf Licht und Ausſicht (88. 140 bis 
144. J. c.) prospectus coeli, find zwei von einander völlig verſchiedene Be— 
fugniſſe. 

b) Neu errichtete Gebäude, im Sinne der 88. 139., 140. 1. c. find nur ſolche, 
welche auf einem Platze aufgeführt worden, worauf bis dahin noch kein Gebäude 
geſtanden hat. 

Hat auf dem Platze bereits früher ein Gebäude geſtanden, iſt daſſelbe abgebro— f 
chen worden und hat der Platz eine neue Beſtimmung erhalten, ſo ſoll darauf aber 16 
wiederum ein Gebäude aufgeführt werden, fo iſt in jedem einzelnen Falle nach den ik 
Umſtänden, — je nachdem nach den Grundſätzen des Privatrechts aus der dem uk 
Platze gegebenen Beſtimmung ein Aufgeben des Rechts des Wiederaufbaues gefol— 0 
gert werden kann, — zu beurtheilen: ob daſſelbe zu den neu zu errichtenden Ge⸗ 
bäuden zu zählen iſt oder nicht. A 

c) Die 88. 142., 143. J. c. finden auch bei neuen Bauten auf bisher zum Bau d 
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benutzte Stellen und bei Erhöhungen alter Gebäude Anwendung. 
(Min. Bl. d. i. V. 1847 S. 50., Juſt. Min. Bl. 1847 S. 27.) 


Die Gründe dieſes Plenarbeſchl. werden in den Entſch. des Ob. Trib. AN 
Bd. 13. S. 27. mitgetheilt. (äi 

d) Mit Bezug auf dieſen Plenarbeſchl. hat demnächſt der III. Sen. des 
Ob. Trib. (in dem Erk. v. 22. Aug. 1848) angenommen, daß wenn darin d 


beftimmt ift, daß neu errichtete Gebäude im Sinne der Së. 139. und 140. J. e. H 
nur ſolche find, welche auf einem Platze aufgeführt worden, worauf bis dahin CO 
noch kein Gebäude geftanden hat, darunter auch der Fall begriffen ſei, wenn an u 
Stelle eines bereits früher auf dem Platze geſtandenen Gebäudes ein anderes iM 
dergeſtalt errichtet werden ſoll, daß nicht die bisher bebauten Gränzen eingehal— Ip 
ten werden, vielmehr mit Ueberſchreitung derſelben das Gebäude einen dem Nach— Hi 
bar näheren Platz angewieſen erhält, als es zeither eingenommen hat. 1 

(Entſch. des Ob. Trib. Bd. 16. S. 520. Nr. 2062.) | Wë 


e) Erſtreckt ſich die Verpflichtung (nach §. 140. A. L. R. J. 8.), beim 
Bauen anderthalb Werkſchuh von der Gränze zurückzuweichen, nur auf die 
Grundmauern, oder auch auf etwaige Dachausladungen und andere 
Bauwerke? ö ii 

U 
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Erſteres nimmt das (vormalige) O. L. G. zu Hamm (in dem Erk. v. 
9. April 1839) an. (Arnsberger Arch. Bd. 12. S. 460.) 

Dagegen nehmen Letzteres an: 

a) das (vormalige) O. L. G. zu Arnsberg (in dem Erk. v. 7. April 
1846 (a. a. O. S. 343.); 

DI das Ob. Trib. (Datum des Erk. konſtirt nicht.) 

(a. a. O. S. 462.); 
J) das L. u. St. G. zu Eſſen (in dem Erk. v. 3. Okt. 1838). 
(a. a. O. S. 447.); 

8) Reinhardt (Reg. u. O. L. G. Rath) (a. a. O. S. 445.) 

1) In welcher Art und Weiſe iſt die Entfernung in dem Falle des §. 139. 
A. L. R. I. 8. zu berechnen? 

Das Erk. eines nicht genannten Gerichtshofes hat angenommen, daß die 
Entfernung ſtets vom Gebäude an berechnet werden müſſe und daß daher der 
Raum innerhalb des Trauffalls dabei nicht mit in Betracht kommen 
dürfe. (Arnsberger Archiv, Bd. 10. S. 65.) 

g) Der II. Sen. des Ob. Trib. hat unterm 21. Dec. 1839 folgende 
Rechtsſätze angenommen: 

a) Der Beſitzer der älteren Gebäude hat das Recht, zu verlangen, daß des Nachbars 
auf einem bisher unbebaut geweſenen Platze neucrrichtetes Gebäude jedenfalls nach 
8. 140 A. L. R. I. 8. 14 Werkſchuh von der Gräͤnze zurückbleibe. Steht das 
dieſſeitige ältere Gebäude mehr als 14 Weikſchuhe von der Gränze entfernt, fo ift 
es doch nicht genügend, wenn der Neubauende ohne Ueberſchreitung ſeiner eigenen 
Gränze nur 3 Werkſchuh (8. 139.) von dem alten Gebäude zuruͤckbleibt; vielmehr 
iſt der Zwiſchenraum zwiſchen dieſem und der Gränze, ſo weit er die Entfernung 
von 3 Werkſchuh überfchreitet, für einen unbebauten Platz zu achten, auf welchen 
die Beſtimmung des 8. 140. anwendbar iſt. 

b) Die in dem 88. 139. und 140. a. a. O. enthaltenen Vorſchriften beziehen ſich auf 
die Berechtigung beider Nachbarn, Licht durch Oeffnungen und Fenſter in ihr Ge— 
bäude zu bringen. (S. 137. A. L. R. J. 8.) Es iſt daher nicht zureichend, wenn 

nur die Grundmauern des neuen Gebäudes in der bezeichneten Entfernung ange— 

legt worden; vielmehr muß letztere in der ganzen Höhenausdehnung des Gebäudes 
inne gehalten werden. Das im 8. 123. a. a. O. nur enthaltene Verbot über die 
Gränze ragender Bauwerke ſteht dem nicht entgegen. 

(Präjudizien-Samml. des Ob. Trib. S. 27. Nr. 780.) 

h) Mit Bezug auf den oben sub c. erwähnten Plenarbeſchl. v. 11. Mai 
1846 und das oben sub g. gedachte Präj. v. 21. Dec. 1839 hat der II. Sen. 
des Ob. Trib. unterm 25. März 1852 ausgeſprochen, daß der in dem 
Präj. v. 21. Dec. 1839 ad b. angenommene Grundſatz, daß es nicht zureichend 
ſei, wenn nur die Grundmauern des neuen Gebäudes in der bezeichneten Ent— 
fernung angelegt worden, vielmehr letztere in der ganzen Höhenausdehnung inne 
gehalten werden müſſe, durch den Plenarbeſchl. v. 11. Mai 1846 keine Ver— 
änderung erlitten habe. (Entſch. Bd. 22. S. 475. Präj. Nr. 2366. u. Bd. 23. S. Ap. 
Striethorſt's Arch., Bd. 5. S. 98. Nr. 21.) 

i) Die Frage: ob bei einem Bau an der Gränze, wenn die Anzeige an 
den Nachbar unterlaſſen und die Gränze überſchritten iſt, die Klage auf Zurück— 
rückung des Gebäudes durch den Einwand, daß der Nachbar um den Bau ge— 
wußt und demſelben nicht ſofort widerſprochen habe, ($. 332. A. L. R. I. 9.) 
beſeitiget wird? iſt von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 30. Juni 1837 
verneint worden. (Präjud. Sammt. des Ob. Trib-, S. 30. Nr. 288.) 

Derſelben Anſicht iſt Reinhardt, welcher indeß annimmt, daß dabei 
vorausgeſetzt werde, daß der Bauende dem Eigenthümer die Anzeige nach §. 340. 
A. L. R. I. 9. gemacht habe. (Arnsberger Archi, Bd. 13. S. 73.) 

k) Bedarf die Erklärung, mittelſt welcher der Nachbar die Linie geneh— 
migt, in welcher der Bau geführt werden ſoll, auch dann nicht der ſchrift— 
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lichen Form, wenn ihm bekannt iſt, daß dieſe Linie die w änzlini 
überſchreitet? daß inie die wahre Gränzlinie 

Der II. Sen. des Ob. Trib. hat unterm 20. April 1839 angenom— 
men, daß auch in dem erwähnten Falle die ſchriftliche Form nicht erfor— 
derlich ſei. (Präjud. Samml. des Ob. Trib., S. 30. Nr. 668.) 

Reinhardt iſt gleicher Anſicht. (Arnsberger Archiv. Bd. 13. S. 73.) 

I) Der II. Sen. des Ob. Trib. hat (in dem Erk. v. 26. Febr. 1852) 
folgende Grundſätze ausgeſprochen: | Ä 


a) Die 88 139. und 140. A. L. R. J. 8. beziehen ſich auf das Recht des Zwiſchen— 
5 S . J. 8. ſchen⸗ 

raumes nachbarlicher Gebäude (jus interstitii) und Ou oz EEN 
e d. da EE einem Si errichtet werden ſollen, wo bisher noch feine 

9 en haben; ſie finden keine Anwendung auf den Fall, wenn ein bereits por: 
handenes Gebäude erhöhet werden ſoll. die S 12 


b) Die 88. 142. und 143. a. a. O. | 

) GË re pen cel alf een mn e das Recht auf Licht und 
Bei bereits vorhandenen, unmittelbar an einanderſtoßenden Gebäuden iſt der 
Eigenthümer des größeren mit einem Fenſter verſehenen Gebäudes nur dann be— 
rechtiget, dem Hoͤherbauen des Nachbars, durch welches jenes, wenngleich ſchon ſeit 
länger, als 10 und 30 Jahren, vorhandene Fenſter vermauert wird, zu wider— 
ſprechen, wenn er ein Unterſagungorecht hierzu beſonders erworben hat. (§. 145. 

a. a. O.) (Striethorſt's Archiv, Bd. 5. S. 55. Nr. 12.) 

m) Ch. des M. führt aus, daß wenn der Vorſatz des Bauenden, wie weit 
er das Gebäude vorzurücken gedenke, dem Nachbar angezeigt iſt, ſchon in des 
letztern Stillſchweigen eine Genehmigung der ihm angezeigten Baulinie 
liegt. (§. 342. A. L. R. I. 9. §. 61. Th. I. Tit. 4.) Wenn dagegen die Bau— 
linie zwar anfangs genehmigt iſt, das Gebäude aber demnächſt, ohne den Nach— 
bar nochmals zu fragen, in einer längeren Flucht, als Anfangs beachſichtigt 
wurde, errichtet wird, und es ſich findet, daß die Verlängerung über die unbe— 
ſtrittene Gränze hinausreicht, die Verlängerung, auch wenn der Nachbar während 
des Baues geſchwiegen haben ſollte, auf ſein Verlangen eingezogen werden muß. 

Jur. Zeit. 1835. S. 1192.) 

n) Grein bemerkt, daß der §. 341. A. L. R. I. 9. zwar die Genehmi— 
gung der angegebenen Baulinie von Seiten des Nachbars verlange; da aber der 
$. 342 a. a. O. die nachtheiligen Folgen nur dann eintreten laſſe, wenn der 
Bauende die Anzeige ganz unterlaſſen oder Widerſpruches des Nachbars unge— 
achtet gebaut habe, alſo nicht auch dann, wenn die Anzeige geſchehen, der Nach— 
bar aber ſich gar nicht erklärt habe, ſo müſſe im Falle des §. 341 a. a. O. auch 
eine ſtillſchweigende Genehmigung für zureichend erachtet werden, und dieſe liege 
vor, wenn nach geſchehener Anzeige der Nachbar nicht wenigſtens beim Beginne 
des Baues der Linie widerſpreche. Die 88. 341 und 342 h. t. ſprächen 
zwar nur von einem Ueberſchreiten der Baulinie, daſſelbe müſſe aber von dem 
Mindern gelten, wenn nämlich die angegebene Baulinie zwar eingehalten ſei, 
fi) aber erſt nach Beginn des Baues finde, daß fie jenſeits der Gränze liege. 
Es verſtehe ſich von ſelbſt, daß dem Bauenden ein dolus oder ein grobes Ver— 
ſehen bei Angabe der Baulinie nicht zu Nutzen kommen könne. 

(Grein, Baurecht S. 19. Note 2 u. 3.) ) 

o) Der Ausdruck »Gebäude« hat einen engern und einen weitern 
Sinn. Im letzteren umfaßt er jede Bauanlage, mithin auch eine ſelbſtſtändige 
Mauer, und in dieſem Sinne iſt er im §. 327. A. L. R. I. 9., wo vom Bauen 
auf fremdem Boden die Rede iſt, genommen. Im engern Sinne werden nur 
Bauanlagen, welche zur Wohnung oder Aufbewahrung von Gegenſtänden die— 
nen, darunter verſtanden, und in dieſem Sinne iſt davon im §. 139 A. L. R. I. 8. 
die Rede. (Erk. [Gerichtshof und Datum konſtint nicht] im Arndb. Arch., Bd. 10. S. 63.) 
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II. 
Von Rainen und Pflugrechten ). 


Raine ſind nicht die eigentliche Gränzlinie, ſondern führen nur zu 
deren Ermittelung; kann indeß ein Gränznachbar nicht beweiſen, daß ihm auf 
den Rain ein beſſeres Recht zuſtehe, jo tritt die Beſtimmung des A. L. R. I. 17. 
$. 366 ein, daß die Mitte des die Gränze bildenden Rains für die eigentliche 
Gränzlinie zu erachten iſt. Die Erhaltung der Raine und Pflugrechte im 
unveränderten Zuſtande wi im weſentlichen Intereſſe der Gränznachbarn. 
Daher verordnet das A. L. R. Th. I. Tit. 8. $$. 118 und 119: 

8. 118. Die Raine oder ſogenannten Pflugrechte zwiſchen benachbarten Grund— 
ſtücken werden in der Regel als gemeinſchaftliches Eigenthum angeſehen. 

8. 119. Sie dürfen alſo von keinem der benachbarten Beſitzer ohne Einwilligung 
der Miteigenthümer verändert oder geſchmälert werden. 

„Dazu 

1) Das Ob. Trib. folgert gë dem Erk. v. 17. Jan. 1844) aus dem 
$. 118. a. a. O., daß, wenn ein Privatweg ein Grundſtück durchſchneidet, die 
geſetzliche Vermuthung dafür ſpreche, daß der Weg Eigenthum desjenigen ſei, 
welchem das Eigenthum dieſes Grundſtückes zuſteht. 

(Arnsberger Archiv, Bd. 10. S. 57.) 

Dr. Sommer hält dieſe Folgerung für unrichtig und 1 an, daß 
über das Eigenthum ſolcher Wege das Ortsherkommen entſcheiden müſſe. 

(a. a. O. S. 53.) N 

2) Kann der Miteigenthümer des Gränzraines in Folge des im 5. 1. 
A. L. R. I. 8. erwähnten Ausſchließungsrechtes auch ohne Zuziehung des andern 
Miteigenthümerg jeden Dritten bon dem Gebrauche des Rains und des darüber 
führenden Weges ausſchließen? 

Der II. Sen. des O b. Trib. hat unterm 5. Okt. 1838 bejahet. 

(Präjud. Samml. des Ob. Trib., S. 25. Nr. 54.) 


III. 
Von Scheideräumen oder ſogenannten Winkeln ). 


Das A. L. R. Th. I. Tit. 8. beſtimmt in den 88. 120 — 122: 


8. 120. Auch die Winkel oder Zwiſchenräume zwiſchen den Häuſern werden in der 
Regel für gemeinſchaftlich geachtet. 
8. 121. Hat jedoch bisher nur einer der Nachbarn die Traufe dahin fallen laſſen, 
und nur allein Goſſen, Privete, oder offene Fenſter darin gehabt, ſo wird vermuthet, daß 
der Zwiſchenraum ihm eigenthümlich gehöre. 


8. 122. In einem zwiſchen zwei Häuſern gelegenen Winkel darf auch der, welchem 
ſelbiger eigenthümlich gehört, die Röhre von einem Windofen ohne des Nachbars Ein wil⸗ 
ligung nicht führen. 


1) Raine ſind ſchmale Streifen Landes zwiſchen zwei Feldſtücken, welche als Merk⸗ 
male der Gränze dienen. (A. L. R. I. 17. 88. 363 — 366.) Sie werden rte: 
rechte genannt, wenn ſte zum Führen und Ausheben des Pfluges gebraucht wer— 
den Es iſt daher nicht richtig, wenn der 8. 118. A. L. R. J. 8. beide Ausdrücke 
als gleichbedeutend auffaßt. Vergl. Herrmann's Fragmente und rechtliche 

Bemerkungen Bd. I. S. 85. (Siewerts Materialien H. 3 Nr. 18.) und 
Grein a. a. O. S. 9. 8. 7. 


2) Unter Winkeln werden die zur Aufnahme des Traufwaſſers beſtimmten Trauf— 
gänge und die nach 8. 139. A. L. R. I. 8. bei neu errichteten Gebäuden entitehen- 
den Zwiſchenräume zwiſch en e Gebaͤnden nachbarlicher Grundſtücke verftans 
den. (Grein a a O. S. 13. 8. 11.) 
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Dazu: 


1 Der Ausdruck: »Häuſer« im §. 120 a. a. O. iſt gleichbedeutend mit 
»Gebäude,« weil kein Grund vorliegt, weshalb dieſe Vorſchrift nicht auf alle 
Arten der Gebäude angewendet werden ſollte. Die Bezeichnung: »Winkel« 
paßt aber nur auf ſchmale Zwiſchenräume und der §. 121 a. a. O. läßt ſchlie— 
ßen, daß nur dergleichen von höchſtens drei Fuß Breite gemeint ſind. 

(Grein a. a. O. S. 13. Note 2.) 

2) Was iſt unter »offenen Fenſterne im $. 121 a. a. O. zu ver⸗ 
ſtehen? 

a) P. R. führt aus, daß ſolche Fenſter gemeint ſeien, die nicht vergit— 
tert und verſtäbt find, ſondern gewöhnlichermaßen geöffnet werden können. 

(Jur. Zeitung 1833. S. 968.) 

b) Die Erk. I. u. II. Inſt. (Gerichtshöfe und Data konſtiren nicht) in der 
Jur. Zeit. 1833 S. 467 ff. führen aus, es feien offene, nicht durch Gitter 
oder dergleichen Beſchränkungen verſchloſſene, mit Scheiben verſehene Fenſter, 
welche ſo groß ſind, daß ſie gehöriges Licht gewähren, gemeint. | 

c) Grein bemerkt, daß die Vorſchrift des §. 121 a. a. O. in Betreff der 
Fenſter mit den Beſtimmungen der §§. 138 — 140 a. a. O. in Verbindung ſtehe, 
und die Worte »offene Fenſter« ſolche Fenſter bezeichnen ſollten, die mit Gittern 
und Stäben nicht verſehen find. (a. a. O. S. 14. Note 2.) 

d) D. (in der Jur. Zeit. 1833 S. 467) meint dagegen, daß unter Fen— 
ſter hier jede Lichtöffnung zu verſtehen, und unter offenem Fenſter jedes, 
welches den Zweck erfüllt, Ausfiht und Licht zu gewähren. 

3) Begründet auch das Vorhandenſein von Thüren (im Falle des 
9. 121) eine Vermuthung für das Eigenthum? 

P. R. verneint; denn wenn der eine Nachbar eine Thüre halte, der 
andere Nachbar nach demſelben Zwiſchenraume die Traufe fallen laſſe, darin 
eine Goſſe oder Privete oder offene Fenſter habe, aber keine Thüre, ſondern 
hierzu nur durch des Erſteren Thüre gelangen könnte, ſo würde der Erſtere im 
Beſitze des Eigenthums, der Zweite im Beſitze von Grundgerechtigkeiten ſein. 

(Jur. Zeit. 1833. S. 971.) 

4) Das Recht zur einſeitigen Benutzung eines gemeinſchaftlichen Zwiſchen⸗ 
raumes zwiſchen benachbarten Gebäuden kann auch nicht durch Verjährung mit⸗ 
telft dreißigjährigen Beſitzes erworben werden. 

Erkannt von dem I. Sen. des O b. Trib. per sent. v. 23. Sept. 1851, 
auf Grund der $$. 120, 121 h. t. und der 89. 660, 663 A. L. R. J. dr 

(Striethorſt's Arch. Bd. 3. S. 94. Nr. 21.) 


IV. Von Gränzſcheidungen ). 


Das A. L. R. handelt die Lehre von den Gränzſcheidungen in den SS. 149 
bis 184 des A. L. R. I. 8. 2) ab, welche dahin lauten: 


1) Unter Scheidungen (Befriedigungen, Behegungen) der Grundſtücke verſteht man 
über der Oberfläche des Bodens hervortretende Vorkehrungen. welche verſchiedene 
Grundſtücke von einander trennen. Sie find entweder Mauern oder Planken, 
oder Stakete, oder lebendige Hecken. Bei Planken und Staketen heißt die 
Seite, welche platt iſt, d. h. an welcher die Bretter und Latten nicht durch andere 
hervortretende Gegenſtände unterbrochen werden, Bund ⸗ oder Kehrſeite. 

2) Die Geſetz-Reviſoren bemerken zur Erläuterung dieſer 88. auf Grund der 
Materialien Folgendes: 

„Das A. L. R. kommt vom 8. 149 h. t. an auf die Scheidungen mehrerer be— 
snahbarten Grundſtücke, und zwar, nachdem zuvörderſt einige allgemeine Grund— 
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8. 149. In der Regel iſt ein Jeder fein Grundſtück durch Zäune, Planken, Mauern 
oder andere Scheidewände, von den Grundſtücken ſeines Nachbars zu trennen berechtigt. 


»ſätze vorausgeſchickt find, auf die Verbindlichkeit zur Unterhaltung. (88. 152 bis 
168.) Hierbei entſteht die ſehr wichtige Frage, in wiefern der Nachbar auf die 
„Erhaltung der Scheidung zu beſtehen befugt Tel, wenn ſolche nicht fein, ſondern des 

»angrenzenden Beſitzers Eigenthum iſt. Man muß geneigt fein, es als einen Aus— 

»fluß der natürlichen Freiheit zu betrachten, daß der Eigenthümer die Scheidung, fo 

wie die Anlage in feinem Belieben ſtand, eben jo beliebig wieder wegnehmen 

»könne. Mehrere Beſtimmungen des A. L. R. deuten aber auf die entgegengeſetzte 

»Verpflichtung, die Scheidung zu erhalten, ohne daß der Grundſatz beſtimmt aus— 

»geſprochen wäre; fo die 88. 152. 153. 162. 164. 172. In dieſer Unbeſtimmtheit 

»haben die verſchiedenen Bedenken ihren Grund, ob die Unterhaltung einer Schei— 

»dung eben fo fakultativ ſei, wie die erſte Anlage nach §. 152 — ob die Grundlage der 

»88. 162— 167 auch auf andere Scheidungen, als Zäune, anwendbar feien, nament— 

slich auf Wellerwände, deren nur im Eingange des 8. 162, dann aber nicht weiter 

»gedacht werde — ob der § 164 nur dann Anwendung finde, wenn der Befiker 

„eines weggenommenen Gebäudes eine andere Art der Befriedigung erlangt, oder 

»ob auch der Nachbar hierauf beſtehen könne — was unter Gebäuden zu verſtehen, 

»und ob insbeſondere die von einer Gemeine weggeraͤumte alte Stadtmauer mit 

»anderen Einfriedigungen in eine Kategorie zu ſtellen. Es iſt gar nicht zu verkennen, 

»daß der Text dieſe und andere Bedenken zurückläßt. Die aufgeſtellten Vermuthun— 

»gen für das Eigenthum find zwar vollkommen ausreichend, und die Frage: wer 

»zur Unterhaltung verpflichtet ſei, iſt beantwortet, unentſchieden iſt aber die Frage 

0 »geblieben, ob eine Scheidung unterhalten werden müſſe. 

"WI »Der Sinn des Geſetzes wird indeß Har durch eine Vergleichung mit dem ge— 

Mi »druckten Entwurf. Dort waren nämlich im 8. 105 die Einfriedigung nur außer— 

halb der freien Feldflur geſtattet. Dann kam der Entwurf auf die Vermuthungen, 

»die wir jetzt DR. 154 ff. des Textes finden, und an dieſen reihete ſich der Satz ljetzt 

»8. 162), daß jeder Beſttzer ſtädtiſcher Grundſtücke den Zaun zur rechten Hand 

»bauen und unterhalten muͤſſe. Es iſt nicht zu verkennen, daß die letztere Beſtim— 

»mung eine Verpflichtung, die Scheidung zu erhalten, ausſprechen ſollte, und der 

»Gegenſatz ergab ſich von ſelbſt, weil die Einfriedigungen in der freien Feldflur nicht 

»geſtattet waren. Bei der Umarbeitung des Entw. bemerkte nun Suarez: 

ad BR 105 (des Entw.): Auch in der Feldflur verdienen Befriedigungen favo- 
»rem, und find alſo einem Jeden zu geftatten, wo nicht jus compascui 

1, »oder Servituten entgegenftehen. 

d »Diefer Bemerkung verdankt der §. 151 des Textes feine Entſtehung, welcher 
»die Einfriedigungen auch in der Feldflur geſtattet. Dadurch aber ging der Gegen— 
»ſatz, den die nachfolgenden Beſtimmungen bilden, verloren. und dieſe müſſen jetzt 

| auf alle Einfriedigungen, ohne Unterſchied, wo die Grundſtücke belegen, bezogen 

U 
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| » werden. 
»Suarez fuhr alsdann fort: g 
H »Bei den 88. 107—116 (des Entw.) entfteht einige Dunkelheit aus der 
| ‚Stellung der Sätze Die Meinung dabei iſt eigentlich dieſe: 
d »Der Bau und die Unterhaltung der Zäune, ſowie aller anderen Ar— 
| sten von Scheidewänden, kommt demjenigen zu, welcher Eigenthümer der— 
| »ſelben iſt. Daraus folgt, daß, wenn Jemand einen neuen Zaun anlegt, 
| »wo bisher gar nichts geweſen ift, derſelbe in jedem Falle für die Unterhal— 
»tung ſorgen müſſe. , 
| »Kann nicht ausgemittelt werden, wer der Eigenthuͤmer des Zaunes 
D »2c. ſei, ſo finden die Së 107. 109. 110. 112 (des Entw.) beſtimmten 
| »praesumtiones Anwendung. Treten auch dieſe praesumtiones nicht 
| »ein, ſo iſt das onus der Unterhaltung beiden Nachbarn gemeinschaftlich. 
»Wenn die Sache ſo auseinandergeſetzt wird, ſo fallen verſchiedene 
| »Monita weg. 
Aus dieſer Bemerkung iſt die Darſtellungsweiſe, wie wir fie im A. L. R. 
| finden, hervorgegangen. 
| »Vorangeſchickt ift im $. 152 der Satz, daß derjenige, der eine neue Scheidung 
ht anlegen will, die Koſten der Anlage oder Unterhaltung übernehmen müffe, dann 
»folgt im §. 153 der Satz, daß dem Eigenthümer die Unterhaltung obliege, und 
| »hieran reihen ſich die Vermuthungen für das Eigenthum nach Anleitung der 
»88. 107. 109. 110 und 112 des Entw., oder mit andern Worten: nach den ver: 
| »ſchiedenen Rückſtchten, welche durch die Beſchaffenheit und die Lage der Scheidun— 
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8. 150. Dergleichen Scheidungen muͤſſen aber die Grenzen gegen den Nachbar 
niemals überfchreiten, noch demſelben in dem Gebrauche ſeines Eigenthums hinderlich 


werden. gës , 
8. 151. Zu Befriedigungen in der Feldflur ift ein Eigenthümer nur in ſofern be— 


1 pat, als nicht Koppelwinden, Hütungs- oder andere Grundgerechtigkeiten entgegenſtehen. 


8. 152. Wer eine neue Scheidung in einer Gegend, wo bisher noch feine vorhanden 

eweſen iſt, anlegen will, muß nicht nur die Anlage, ſondern auch die fernere Unterhaltung 
auf ſeine Koſten beſorgen. 

8. 153. Ueberhaupt liegt die Unterhaltung ſolcher Scheidungen demjenigen ob 
welchem erweislich das Eigenthum derſelben gebührt. | 

8. 154. Kann nicht ausgemittelt werden, wer der Eigenthümer einer ſolchen Schei— 
dung ſei, ſo wird bei Planken derjenige, gegen deſſen Grund die Stiele, Ständer oder 
1 55 derſelben ſtehen, für den Eigenthümer geachtet und iſt die Planke zu unterhalten 

uldig. 
8. 155. Dagegen muß ihm aber der Nachbar, von deſſen Seite die Bretter ange— 
ſchlagen ſind, den Zutritt auf ſeinen Grund und Boden bei nothwendigen an der Planke 
fi) ereignenden Bauen und Reparaturen geſtatten !). 


gen gegeben find. Von den aus der Beſchaffenheit hervorgehenden Vermuthungen 
»handeln die 88. 154— 161 des Textes — von der Lage die 88. 162-167. Fin⸗ 
»den dieſe Vermuthungen nicht Anwendung, fo Ur die Laſt der Unterhaltung gemeins 
»ſchaftlich — 8. 168 ht. Der $. 162, deſſen Auslegung wegen der Frage, ob er 
„auf andere Arten von Scheidungen, als Zaͤune und Wellerwände Anwendung 
„finde, allerdings ſchwierig jft, wird auf dieſe Weiſe vollkommen klar. In den vor— 
hergehenden 88. iſt namlich von Scheidungen die Rede, deren Beſchaffenheit auf 
»das Eigenthum ſchließen läßt, und nun ſoll ferner gejagt werden: Bei anderen 
»Scheidungen, deren Beſchaffenheit nicht auf das Eigenthum 
sihließen läßt, ald da find Zäuneund Wellerwände, iſt u. ſ. w. Der 
»Entw. ließ hierüber keinen Zweifel zurück, er ſagt im §. 110, dem der §. 162 d. T. 
»korreſpondirt, nachdem vorher von der Beſchaffenheit die Rede geweſen war: Bei 
sanderen Zäunen iſt u. ſ. w. a 

»Nimmt man das Geſagte zuſammen, fo iſt der Sinn des Geſetzes dieſer: Be— 
»friedigungen in der freien Feldflur find zwar geſtattet, allein die Anlage und die 
»Unterhaltung der Scheidung ift willkürlich, der Nachbar iſt nicht auf deren Erhals 
»tung gegen den angrenzenden Beſitzer, dem die Scheidung eigenthümlich gehört, zu 
sbeftehen befugt. Im Gegenſatze der freien Feldflur aber müſſen die Scheidungen 
sunterhalten werden, und zwar von dem Eigenthümer. Wer der Eigenthuͤmer ſei, 
vlt zunächſt nach der Beſchaffenheit, und wenn dieſe keinen genügenden Anhalt 
»giebt, nach der Lage zu ermeſſen. Läßt fi endlich hieraus die Entſcheidung nicht 
ventnehmen, fo tritt die Vermuthung für eine Gemeinſchaft ein. 

„(Geſ. Reviſ a a. O. Motive zu 88. 118 —154 des Entw. S. 74 und 75.) 
Wenn in einem Gebäude ein Bau oder eine Reparatur erforderlich iſt, welches ſo 
nahe an des Nachbars Gränze fteht, daß kein Zwiſchenraum zwiſchen dem Gebäude 
und des Nachbars Grund und Boden vorhanden, fo fteht nach Germaniſchem 
Rechte dem Eigenthümer des Gebäudes das ſogen. Hammerſchlagsrecht (die 
Befugniß, zum Zweck des Baues, oder der Beſſerung eines Gebäudes des Nachbars 
Grundſtück zu betreten*) und das ſogen. Leiterrecht (die Befugniß, Behufd des 
Baues oder der Reparatur auf des Nachbars Boden Baugerüſte zu errichten) zu. 
Dies Inſtitut erkennt das A. L. R. in Beziehung auf ſolche Bauwerke an, die gerade 
immer auf der Grenzlinie ſtehen, nämlich bei Scheidungen (im 8. 155 h. t.). 
Es iſt aber zweifelhaft gefunden, ob daſſelbe bei anderen Bauwerken Anwendung 
findet? 

Es bejahen: g 

a) Der II. Sen. des O. L G. zu Ratibor (in dem Erk. de publ. den 22. Marz 
1834), weil die Qualität des Bauwerkes im Sinne des §. 155 h. t. ganz gleich 
gültig ſei, da bei allen Gattungen von Bauwerken, welche die in Rede ſtehende 
Lage haben, ganz dieſelbe Nothwendigkeit und dieſelbe Art und Weiſe zur Inſpici— 
rung und Vornehmung der Reparaturen eintrete. 

(Koch Schleſ. Archiv. Bd. 4. S. 199.) * 
p) Koch, indem er bemerkt, daß es ein im A. L. R. oft wiederkehrender Redaf- 


1 


— 


7 


H 


* Vergl. Hagemann Landwirthſchaftsrecht, 8. 166. Engau Decision. Ir 
No. 81. Klöntrupp, alphabet. Handbuch II. 135. 
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8. 156. Die Abdachung der Stiele muß nach der Seite desjenigen Grundes ge— 
ſchehen, deſſen Eigenthümer die Planke gehört. 

8. 157. Sind die Bretter in die Mitte der Stiele eingepfalzt, ſo iſt die Planke 
für gemeinſchaftlich zu achten, und muß von beiden Theilen gemeinſchaftlich unterhalten 
werden. 

8. 158. Was von Planken verordnet iſt, gilt in der Regel auch von den Staketen. 

8. 159. Bei gemauerten Scheidewänden gilt die Vermuthung, daß die Mauer 
demjenigen gehöre, auf deſſen Seite Vertiefungen oder ſogenannte Blenden ſich befinden. 

8. 160. Sind dergleichen Blenden auf beiden Seiten anzutreffen, ſo wird die 
Scheidemauer, im zweifelhaften Falle, für gemeinſchaftlich angeſehen. 

8. 161. Sind gar keine Blenden an der Mauer befindlich, fo iſt dieſelbe im zwei 
felhaften Falle für gemeinſchaftlich oder einſeitig zu achten, je nachdem die darauf liegen- 
den Platten auf beiden Seiten oder nur auf einer überlaufen. 

8. 162. Bei Zäunen oder Wellerwänden iſt in der Regel jeder Beſttzer ſtädtiſcher 
Grundſtücke und Gärten den Zaun rechter Hand vom Eintritte in den Haupteingang, zu 
bauen und zu unterhalten ſchuldig. 

8. 163. Hat aber Jemand durch einen neuen Bau feinen Haupteingang gänzlich 
verändert, ſo behält er dennoch in Rückſicht der zu unterhaltenden Zäune eben die Ver— 
bindlichkeit, welche er vor der Veränderung gehabt hat. 

8.164. Hat bisher ein Gebäude die Haltung eines Zaunes unnöthig gemacht, fo 
muß der, welcher das Gebäude wegnimmt, den dafür anzulegenden Zaun bauen und unter— 
halten, ſelbſt wenn er ſonſt nach der Regel des §. 162, dazu nicht verpflichtet fein würde. 

8. 165. Wenn ein zur linken Hand neu anbauender Nachbar feinen Hof oder Gar— 
ten ſchließen will, ſo muß er den daſelbſt bereits vorhandenen Zaun ſeines Nachbars zur 
Unterhaltung übernehmen. 

8. 166. Die Koſten der erſten Anlage aber iſt er dem Nachbar zu vergüten nicht 

uldig. 
> 8. 167. Der Queer- oder Rückzaun muß von beiden gegeneinander ſtoßenden Nach— 
barn gemeinſchaftlich angelegt und unterhalten werden. 

8. 168. Ueberhaupt iſt in allen Fällen, wo weder ein einſeitiges Eigenthum ausge— 
mittelt werden kann, noch die vorſtehenden beſonderen Beſtimmungen (88. 154 165) 
eintreten, die Pflicht zur Unterhaltung der zwiſchen den Grundſtücken zweier Nachbaren 
befindlichen Scheidungen gemeinſchaftlich. 

8. 169. Scheidungen zwiſchen Höfen muͤſſen in der Regel nicht unter ſechs; zwi— 
ſchen Gärten aber, ſowohl in Städten als auf dem Lande nicht unter fünf Fuß 

och ſein. 
d 8. 170. Wo es die Umſtände zulaſſen, ſollen künftig ftatt der hölzernen Zäune bei 
Gärten und geſchloſſenen Ackerſtücken lebendige Hecken angelegt werden. 

8. 171. Auch iſt der Eigenthümer eines hölzernen Scheidezaunes allzeit befugt, an 
deſſen Stelle eine lebendige Hecke anzulegen. 

8. 172. Eu iſt aber auch ſchuldig, die Anlagen nach der Anweiſung der Sachverſtändi— 
gen ſo zu machen und zu unterhalten, daß durch die Hecke das Eigenthum des Nachbars 
eben ſo gut, als durch den Zaun geſtchert werde. 

8. 173. Lebendige Hecken, welche zwei geſchloſſene Grundſtücke von einander 
Ba müſſen ftet8 fo angelegt werden, daß dadurch dem Nachbar kein Schaden 
geſchehe. 

8. 174. Will alſo Jemand gegen die Grenze ſeines Nachbars eine neue lebendige 
Hecke anlegen, ſo muß er ohne Unterſchied der Holzart, welche dazu gewählt wird, andert— 
halb Fuß von des Nachbars Grenze zurücktreten. 

8. 175. Das Eigenthum an dieſem anderthalb Fuß breiten Erdreich bleibt inzwi— 
ſchen dem, welcher die Hecke zu ſeinem Gebrauche angelegt hat, vorbehalten. 

8. 176. Auch bleibt ihm in ſolchem Falle die Benutzung des Auswuchſes der Hecke 
von beiden Seiten. ) 

8. 177. Doch ift der Nachbar den Auswuchs der Hecke, oder deren Wurzeln, über 
die Grenzlinie zu dulden nicht verpflichtet. (Tit. 9. $8. 285 ff.) 

8. 178. Eine mit Bewilligung beider Nachbarn ftatt eines bisherigen gemeinſchaſt— 

l 


tionsfehler ſei, daß ein gewiſſer Satz oder ein Inſtitut nur in einer ganz ſpeciellen 
Anwendung anerkannt ſei, welcher Fehler ſich auch hier finde, indem das ſogenannte 
Hammerſchlags- oder Leiterrecht nur bei ſolchen Scheidungen, welche aus Planken 
und Brettern beſtehen, und ſonſt nicht wieder erwähnt werde. Es ſei indeß nicht 
bei dem Buchſtaben der gedruckten Rechtsſätze ſtehen zu bleiben und deshalb die 
Entſcheidung des O. L. G. zu Ratibor vollkommen richtig. (a. a. O. S. 196.) 
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lichen Zaunes angelegte Hecke, wird ebenfalls, ſowohl in Anſehung der Unterhalt 
der Abnutzung gemeinſchaftlich. GE DO EE 
1975 179. Jeder Nachbar iſt alſo den Auswuchs an ſeiner Seite ſich zuzueignen wohl 
erechtigt. N , 

8. 180. Eine ſolche gemeinſchaftliche Hecke muß auf derſelben Linie, wie vorhin der 
Zaun geſtanden hat, angelegt werden. 

8. 181. Doch müſſen beide Nachbarn dahin ſehen, daß durch die Hecke die geſetzmä— 
ßige Breite des daran hingehenden Weges in der Folge nicht geſchmälert werde. 

8. 182. Wider den Willen des einen Nachbars, iſt der andere einen bisheri— 
an Se Zaun in eine lebendige Hecke zu verwandeln, der Regel nach nicht: IM 
befugt. d 

) 


| 8. 183. Will jedoch derſelbe mit der Hecke von der bisherigen Linie um die $. 174 | 
beſtimmten Breite zurücktreten, und ſowohl die Koften der Anlegung, als der fünftigen D 
a allein übernehmen, fo gebührt dem Nachbar dagegen kein Recht zum Wie 

derſpruche. b 
8. 184. Von einer ſolchen Hecke gilt alsdann alles, was §§. 175 — 177 verord⸗ 


— 


net iſt. 
Die obigen Vorſchriften des A. L. R. laſſen ſtch in ſyſtematiſcher An- 
ordnung dahin darſtellen: 

A. Von der Befugniß und Verbindlichkeit, Gränzſcheidun— 
gen anzulegen. | 

Das Recht des Eigenthümers eines Grundftüdes, ſolches durch Scheidun— A 
gen von denen des Nachbarn zu trennen, ift ein Ausfluß des Eigenthums, und 
durch Geſetze nicht eingeſchränkt. (e, 149—151.) 

Auch iſt geſetzlich kein Eigenthümer verpflichtet, Gränzſcheidungen neu 
zu errichten, wo bisher dergleichen noch nicht exiſtirt haben!). Dies folgt aus V 
der Vorſchrift des §. 152 a. a. O. und die Vorſchriften der $$. 153. ff. über 4 
die Verbindlichkeit zur Unterhaltung einer Scheidung beziehen ſich nicht IN 
auf neu zu errichtende Scheidungen, weil eine Verbindlichkeit zur Unter, d 
haltung überhaupt nur in Beziehung auf ſchon vorhandene Scheidun— d 
gen denkbar iſt?). OH 

Es hängt alfo lediglich von dem Belieben eines jeden Eigenthümers ab, * 
ob er fein Grundſtück von denen feined Nachbars durch Scheidungen trennen | 
will oder nicht, und die Nachbarn haben nur dann ein Recht, von ihm die Er— 1 
richtung einer Scheidung zu verlangen, wenn ſchon früher eine ſolche vorhanden AN 
war, deren Erhaltung ihm oblag. A 

B. Von der geſetzlichen Beſchaffenheit zu errichtender Schei— 
dungen. 

1) Aus der Beſchaffenheit einer Scheidung folgen geſetzliche Vermuthun— 
gen für das Eigenthum an derſelben; aus letzteren aber folgt die Ver— 
bindlichkeit zur Unterhaltung. Wegen dieſer Laſt hat kein Gränznachbar 
ein Intereſſe dabei, als Eigenthümer einer Scheidung angeſehen zu werden, 
und um daher zu verhindern, daß der Eigenthümer nicht der zu errichtenden 
Scheidung eine ſolche Beſchaffenheit gebe, daß die Vermuthung für das Eigen: 
thum und die Unterhaltungspflicht gegen den Nachbar ſpricht, kann letzterer 
verlangen, daß neue Scheidungen demgemäß eingerichtet werden, daß ſie nicht 
mit den erwähnten aus ihrer Beſchaffenheit hergeleiteten geſetzlichen Vermu⸗ 
thungen in Widerſpruch treten. Demgemäß enthalten die Geſetze folgende 
Vorſchriften: 

a) bei Planken und Stacketen, ) 

a) daß die Stiele, Ständer oder Pfoſten dem Grundſtücke des Eigenthü⸗ 
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1) Vergl. die Bemerkungen der Geſetz-Reviſoren hierüber. (Oben S. 603. ff. 
Note 2.) 
2) Vergl. Grein a. a. O., S. 30. Note. 
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mers, die Bundſeite aber dem nachbarlichen Grundſtücke zugekehrt werden (§. 154. 
e 

8) daß die Bretter oder Latten nicht in die Mitte der Stiele eingefalzt mer. 
den (§. 157. a. a. O.); 

b) bei gemauerten Scheidewänden, 

a) daß in der dem nachbarlichen Grundſtücke zugekehrten Seite der Mauer 
keine Vertiefungen oder ſogenannte Blenden angebracht werden (en, 159 und 
160 a. a. O.); 

B) daß die Platten auf der Mauer nicht nach der Seite des Nachbars über— 
laufen ($. 161. a. a. O.). 

2) Obwohl aus der Bedachung der Stiele einer Planke oder eines Stacke— 
tes keine Vermuthung für das Eigenthum und die Unterhaltungsverpflichtung 
entſpringt, ſo führt doch eine nach der nachbarlichen Seite ablaufende Bedachung 
dieſer die Traufe zu. Deshalb iſt verordnet, daß die Abdachung der Stiele 
einer Planke oder eines Stacketes nach der Seite desjenigen Grundſtückes ge— 
ſchehen muß, deſſen Eigenthümer die Planke oder das Stacket gehört (§. 156. 

a . O.) 

3) Was die Höhe zu errichtender Scheidungen betrifft, ſo iſt der Eigenthü— 
mer bezüglich derſelben nicht eingeſchränkt: 

ö a) wenn die zu errichtende Scheidung aus einer lebendigen Hecke 
beſteht; denn der $. 169. a. a. O. findet auf letztere keine Anwendung, 
weil die Lehre von lebendigen Hecken erſt mit dem §. 170. a. a. O. be— 
ginnt und die Aë, 172 und 173. a. a. O. in Betreff deren Einrichtung dispo— 
niren 1); 

b) wenn durch die Scheidung ein Grundſtück in der freien Feldflur 
befriedigt werden ſoll; denn auf dergleichen findet der §. 169. a. a. O. keine 
Anwendung, weil ſolche nicht einmal unterhalten zu werden brauchen, und 
das Geſetz nur von Scheidungen zwiſchen Höfen und zwiſchen Gärten 
ſpricht 23 

c) wenn der Eigenthümer über die in den Geſetzen vorgeſchriebene Höhe 
hinausgehen will; denn der §. 169. a. a. O. verbietet nur, Scheidungen unter 
der angegebenen Höhe zu errichten ). 

Wenn dagegen ein außerhalb der freien Feldflur liegendes Grundſtück durch 
eine Mauer, eine Planke, oder ein Stacket befriediget werden ſoll, ſo müſſen die 
Scheidungen: 

a) wenn fie Höfe von Höfen, oder Höfe von Gärten!) trennen, nicht 
unter ſechs, 

b) wenn ſie Gärten von Gärten trennen, nicht unter fünf Fuß hoch ſein. 
(§. 169. a. a. O.) 5). 

4) Lebendige Hecken müſſen, ohne Unterſchied der Holzart, welche dazu 
gewählt wird, anderthalb Fuß von der nachbarlichen Gränze zurücktreten. (§. 174. 
Ge" U. D.) 


1) Vergl. Grein a. a. O., S. 35. Note J. 

2) a a. O., S. 35. Note 2. 

3) q a. O., S. 35. Note 3. 

Dies beftimmt zwar der $. 169. a. a. O. nicht ausdrücklich, allein da der Grund 
der Vorſchrift des 8. 169. nicht konſtirt. fo iſt es am ficherften, auch für dieſen Fall 
dieſelbe anzuwenden. (Grein, a a. O, S. 36. Note.) 

5) Dieſe Vorſchriften finden auch bei i Scheidungen zwiſchen Höfen auf dem Lande 
Anwendung. (Grein, a. a O., S. 35 Note 2.) 

Auch ſteht dem Nachbar ſo lange das Recht zu, die Erhöhung einer zu niedrig 
errichteten Scheidung zu fordern, bis er ſolches durch Verjährung verloren hat. 
(Grein a. a. O. S. 37.) 
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Uebrigens iſt die Anlegung lebendiger Hecken als Scheidungen durch die 


Vorſchriften der es, 170 173. a. a. O. ) ſehr begünſtiget. 
C. Von dem Eigenthume an vorhandenen Scheidungen. 


| 1) Das Eigenthum einer Scheidung gehört zunächſt demjeni 
gen, auf deſſen 
Grund und Boden dieſelbe ſteht. Nur wenn die Grundſtücks-Gränze nicht 


ermittelt werden kann (§. 154. a. a. O.), treten anderweitige geſetzliche Ver— 
muthungen ein. 


2) Es kommt hierbei auf diejenigen Verhältniſſe an, aus welchen nach dem 
Geſetze dergleichen Präſumtionen entſtehen, nämlich: 

a) auf die Beſchaffenheit, und 

b) auf die Lage der Scheidungen. 

Die Beſchaffenheit der Scheidungen betreffend, ſo wird: 

a) für den alleinigen Eigenthümer angeſehen, | 

oi bei Planken und Stacketen derjenige, gegen deſſen Grund und 
Boden die Stiele, Ständer oder Pfoſten ſtehen ($$. 158. 154.); 

D bei gemauerten Scheidewänden derjenige, auf beten Seite Ver— 


"e oder ſogenannte Blenden 2) in der Mauer Déi befinden ($. 159. 
a. a. O.); N 


1) a) Die Veranlaſſung zu der beſonderen Begünftigung der lebendigen Hecken vor 
den hölzernen Scheidungen iſt in dem Cirk. v. 17. Juli 1782 nebſt deſſen Dekl. 
v. 3. Mai 1785. (N. C. C. Tom. VII. pag. 1485. Nr. 34. u. pag. 3105. Nr. 33, 
Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 7. S. 152 und S. 451) zu ſuchen, welches den Grund 
dieſer beſonderen Begünſtigung in die Holzerſparung geſetzt hat, da die hölzernen 
Zäune eine zu große Menge Holzes hinwegnehmen. Nach der Bekanntmachung des 
gedr. Entw. zum Geſetzbuch hatten ſich dagegen nur zwei Monenten mißbilligend 
erklärt (der furfächfifche Ober-Apell.-Rath v. Lindenau und die oſtfrieſ. Stände), 
well die lebendigen Hecken durch ihre Wurzeln den Gang der Pflugſchaar hinderten, 
den Boden ausfaugten und nicht die Sicherheit gewährten, wie ein hölzerner Zaun. 
Suarez beſeitigte indeß dieſe Monita in der rev. mon. mit der Bemerkung, daß 
fie bei der ſtillſchweigenden Billigung ſämmtlicher übrigen Monenten nicht berück⸗ 
ſichtigt werden könnten. (Geſetz-Reviſton, Pens. XIII., Motive zu Tit. 8. 88. 118 
bis 154. S. 78.) | 

Vergl. auch Grein Baurecht, S. 32. Note 2. N 

N b) Grein meint, daß die Worte des S. 180 h. t.: wo es die Umſtände 
zulaſſen« ſich nur auf Verhaͤltniſſe, aus der Lage und Beſchaffenheit des zu ſchließen— 

den Grundſtuͤckes hergenommen, beziehen. Liegt der Garten oder das Ackerſtuͤck in 

einer großen bevölkerten Stadt, ſo werde der Einwand des Eigenthümers, daß die 

Umſtände die Anlegung einer lebendigen Hecke nicht geſtatteten, ſtets begründet ſein, 

weil derſelbe dann ſein Eigenthum nicht hinreichend ſichere. (Grein Baurecht, 

S. 32. Note 3.) ö 

c) G. führt aus, es ſei aus der Dispoſttion des 8. 172 h. t. zu entnehmen, daß 
die Scheidungen benachbarter Grundſtücke nicht allein dem Zwecke der Grenzbeſtim— 
mung, ſondern auch dem der Sicherſtellung des Eigenthumes des Nachbars entſpre— 
chen ſollten. Hierauf deute auch die Vorſchrift des 8. 169 h. t., wonach Scheidun— 
gen zwiſchen Gärten in der Regel nicht unter 5 Fuß hoch ſein ſollten. Denn eine 
minder hohe Verzäunung bezeichne gleich genau die Grenzen, nicht aber ſichere Up 
den Nachbar auf gleiche Weiſe. 

(Jur. Z. 1836, S. 560.) 

a) Den Blenden müffen in dieſer Beziehung die Strebepfeiler aleichgeſtellt 

werden. (Grein a. a. O., S. 44. Note 3.). Dagegen iſt in dieſer Hinſicht kein Ge— 

wicht auf den Unterſchied zwiſchen der glatten und rauhen Seite der Mauer zu legen 
(Arnsberger Archiv Bd. 10. S. 64.) | 

b) Findet die aus dem Vorhandenſein von Blenden in einer Scheideniauer abge: 

leitete Vermuthung des Eigenthums derſelben in den S8. 159-161. A. L. R. I. 8. 

auch auf Scheidemauern zwiſchen Gebäuden Anwendung? 

Der II. Sen. des O. L. G. zu Naumburg hat (in dem Erk. v. 19. April 


v. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 39 
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J) bei Mauern, an welchen ſich keine Blenden befinden, derjenige, 
auf deſſen Seite die auf der Mauer liegenden Ptatten überlaufen ($. 161. 
e, ee Ab 

b) die Scheidung als gemeinſchaftliches Eigenthum erachtet, 

a) wenn bei Planken und Stacketen die Bretter oder Latten in der Mitte 
der Stiele k) angebracht find ($. 157. a. a. O.); 


| B) wenn bei Mauern auf beiden Seiten Vertiefungen oder ſogenannte Blen— 

| den ſich befinden ($. 160. a. a. O.); | 

| J) wenn bei Mauern, an welchen ſich keine Blenden befinden, die darauf 
liegenden Platten auf beiden Seiten überlaufen ($. 161 a. a. O.). 

| Wenn aus der Lage der Scheidung präſumirt werden fol, fo wird: 

j 


d a) bei einer Seitenſcheidung vermuthet, daß fie demjenigen Nachbar 
gehöre, welchem dieſelbe vom Eintritte in den Haupteingang zur rechten Hand 
| liegt (J. 162. a. a. O.) 2). 
| | Dieſe Vermuthung kommt aber nur bei Scheidungenzmwifchen Grundſtücken 
| in den Städten zur Anwendung 5). 
| Es ift hierbei ſtets auf den feit Errichtung der Scheidung älteſten bekann— 
) ten Haupteingang zurückzugehen, und kann eine Veränderung deſſelben (die 


li jedoch nicht vermuthet werden kann) keine Veränderung in den einmal be- 
d i ſtehenden Rechten und Verbindlichkeiten herbeiführen. ($. 163. a. a. O.) 

u b) Bei Quer- oder Rückſcheidungen wird vermuthet, daß die Schei— 
Hi dung gemeinſchaftliches Eigenthum der beiden gegeneinander ſtoßenden 


1842) verneint und will die allegirten Vorſchriften nur auf Scheidemauern im 
Freien, zwiſchen Höfen und Gärten und in der Feldflur bezogen wiſſen. 
| (Entjch. des Ob. Trib. Bd. 9. S. 20+.) 
| Das Ob. Trib. dagegen bejahet (in dem Erk. v. 20. Mai 1843.) 
| (Entſch. Bd. 9. S. 206.) 
1 Koch tritt dieſer Enticheidung bei. | 
11 (Beurtheilung der Entſch. des Ob. Trib., S. 626.) 
1) Grein iſt der Anſicht, daß wenn dieſe Worte auch nicht haben ausſprechen ſollen, 
daß der Falz in den Stielen genau in der Mitte derſelben ſich befinden muͤſſe, doch 
jene Vermuthung da auszuſchließen ſei, wo nach Verhältniß der Starke der Stiele 
I die Bretter oder. Latten ſich weſentlich mehr nach der einen, als nach der anderen 
N Seite hin befinden. (a. a. O. S. 45. Note 1.) 
2 


Grein folgert aus den Motiven (f.oben 603 ff.), daß die Beſtimmung des F. 162. 

3 a. a. O. nicht bloß von Zaͤunen und Wallerwänden, ſondern auch von anderen 

Scheidungen gelte (a. a. O., S. 46. Note 2.). 

| °) Greinbemerkt, man habe zwar angenommen, daß die Vorſchrift der 88.162. ff. a. a. O. 

ſich auf Scheidungen zwiſchen Grundſtücken in Dörfern bezogen, allein mit Un- 

e lecht. Das A. L. R. ſtelle keinen Unterſchied zwiſchen ländlichen und ſtädtiſchen 
Grundſtücken auf; wenn man aber auch annehmen wolle, daß ein Garten blos we— 
gen feiner Lage in einer Stadt als ein ſtädtiſches Grundſtück anzuſehen fei, jo würde « 
doch der a 162. keine Anwendung auf Scheidungen zwiſchen Höfen in Dörfern 
finden, weil ſonſt, wie in anderen Vorſchriften, allgemein von Scheidungen zwiſchen 
Höfen und Gärten zu reden geweſen wäre. Erſt in neuerer Zeit ſei es in einzelnen 
Dörfern aufgekommen, mehr nach Regelmäßigkeit und nach Straßen zu bauen. Ge— 
wohnlich lagen in Dörfern die Gebäude vereinzelt, und ſeien fo angelegt, daß fie in 
eine bequeme Verbindung mit den Ländereien gebracht worden. Die Lage der Gär— 

ten richte ſich nach der Lage der Gebäude, und ſchon deshalb habe eine Gewohnheit, 

bk den Zaun rechter Hand anzulegen, ſich in Dörfern nicht bilden gekonnt. Die Grunde 

N lage der im $. 162. aufgeſtellten geſetzlichen Vermuthung fehle bei Scheidungen in 

1 Dörfern. Daß außer ſtädtiſchen Grundſtücken noch die Gärten angeführt werden, 

| möge aus dem Begriffe, den man mit einem ſtädtiſchen Grundſtücke verbunden habe, 


— 


— 


hervorgegangen ſein, und es könne jene Vermuthung auf Scheidungen in Dörfern 
um jo weniger angewendet werden, da dies oft den beſtehenden Verhältniſſen wi- 
derſprechen würde. (Grein, Baurecht, S. 46. Note 3.) 
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Nachbarn ift (ö. 167. a. a. O.) und dieſe Präſumtion findet auch auf Schei— 
dungen zwiſchen Grundſtücken in Dörfern Anwendung ). 


Wenn die Vermuthungen aus der Beſchaffenheit mit denen aus der Lage 


der Scheidung kollidiren, fo gehen erſtere den letzteren vor 2). 


3) Wenn weder nachgewieſen werden kann, auf weſſen Grund und Boden 


die Scheidung ſteht, noch die Beſchaffenheit oder Lage derſelben eine Vermuthung 
des Eigenthums an die Hand giebt, fo wird die Scheidung für gemeinſchaft— 
liches Eigenthum beider Gränznachbarn erachtet ($. 168). 


ner Scheidungen. 


2 


— 


D. Von der Verbindlichkeit zur Unterhaltung vorhande— 


1) Der Eigenthümer, welcher eine Scheidung anlegt, iſt, im Intereſſe des 


Sal der Vorfchriften der 88. 162. und 167. a. a. O. iſt es zweifelhaft ge⸗ 
unden: 

a) ob dieſe 88. nur Vermuthungen für das Eigenthum oder unbedingte 
Rechtsregeln aufſtellen? 

Grein nimmt in Betreff des 8. 162. Erſteres an; denn wenn beabſichtiget 
wäre, daß, ohne Rückſicht auf das Eigenthum, immer derjenige die Scheidung unter— 
halten ſolle, dem dieſelbe vom Eintritte in den Haupteingang zur rechten Hand liege, 
fo würde der 8. 165. h. t. überflüſſig fein. Anders verhalte es ſich mit dem 
8. 167. Die im 8. 162. gebrauchten Worte »in der Regel« fehlten hier, und in Be = 
zug auf Quer- oder Rückſcheidung Il der Fall, daß ein Nachbar fein Grundſtück 
ſchließe und die Quer- oder Rüͤckſcheidung des Anderen gleichfalls als Quer- oder 
Rückſcheidung benutze, nicht bedacht. Daher fei anzunehmen, daß derjenige, welcher 
fein Grundſtück ſpäter ſchließe, und die Quer- oder Rückſcheidung des Nachbars als 
ſolche benutze, dadurch auf Grund ded F. 167. h. t. verpflichtet werde, dieſe Schei⸗ 
dung nicht zu unterhalten. (a. a. O. S. 56. Note 1.) 

p) Es fragt ſich: ob der Eigenthümer in den Fallen der 88. 162. und 167. 
auch die Verpflichtung hat, auf Verlangen des Nachbars eine neue Scheidung zu 
errichten, wo bisher noch keine geweſen iſt? Grein verneint; denn die 88. 162. 
und 167. ſprächen zwar nicht bloß von unterhalten, ſondern auch von bauen und 
anlegen, und wenn man unter dem Ausdrucke: »unterhalten« auch verſtanden 
wiſſen wolle, »verfallene Scheidungen neu wieder herſtellen,« jo wurden entweder 
die Worte: »bauen und anlegen« ganz überflüſſig ſein, oder die erwähnte Eigen- 
thumseinſchränkung ergeben. Unterhalten in der engeren und eigentlichen Bedeu— 
tung heiße aber nur, das Beſtehende durch Reparaturen und andere Vorkehrungen 
vor dem Untergange bewahren, beziehe ſich mithin nicht auf ein Herſtellen des bes 
reits Untergangenen, und in dieſer Bedeutung ſagten die 88. 162 und 167. nur, 

daß der Verpflichtete die Scheidung nicht blos im baulichen Zuſtande erhalten, 

ſondern auch die verfallene Scheidung auf Verlangen des Nachbars neu wieder 
herſtellen müffe. Für dieſe Auslegung ſpreche auch: 

a) daß die Eingangsworte beider 88. die Scheidungen als vorhanden Dor 
ausſetzen; 5 

6) daß, wenn in dieſen Vorſchriften von Scheidungen in Gegenden, in welchen 
bisher noch keine geweſen, hätte gehandelt werden ſollen, der Geſetzgeber ſich eben 
ſo klar, wie im 8. 152. würde ausgeſprochen haben; 

y) daß der 8. 164. ſonſt ganz überflüſſig fein würde, weil der Eigenthümer, 
welcher ſein noch ungeſchloſſenes Grundſtück befriedigen wolle, die Einrichtung der 
ihm linker Hand zu liegen kommenden Scheidung gleich vom Nachbar verlangen und 
nicht erſt abwarten werde, bis auch der Nachbar fein Grundſtlück ſchließe; 

oͤ) daß bei der entgegengeſetzten Auslegung der §. 162. und 167. ele Vor⸗ 
ſchriften die im 8. 153. aufgeſtellte allgemeine Regel faſt gänzlich aufheben, und 
dieſe zur ſeltenen Ausnahme machen würden; 

ei daß Eigenthumsbeſchränkungen nicht zu vermuthen, und es gewagt ſein 
würde, beim Mangel anderer Vorſchriſten, aus dem 8. 162. und 167. eine ſolche 
Einſchränkung herzuleiten; | 

8) daß die Motive (f. oben S. 603 ff.) ergeben, daß man hierbei nicht an eine 
ſolche Einſchränkung des Eigenthums gedacht habe. (a. a. O. S. 30. Note.) 

Dies dedueirt Grein a a. O., S. 48, Note 1 und bezieht ſich hauptſächlich auf den 
Inhalt der Materialien (ſ. oben S. 603 ff.) 
39 * 
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Nachbars 1), in der Befugniß eingeſchränkt, dieſelbe wieder wegzunehmen oder 
verfallen zu laſſen, indem er zu deren Unterhaltung verbunden iſt. ($. 152.) 

2) Dieſe Verpflichtung bezieht ſich indeß nicht auf Scheidungen zwi— 
ſchen Grundſtücken in der freien Feldflur. | 

Dieſen Grundſatz nehmen an: 

a) das Ob. Trib. (in dem Erk. v. 4. Nov. 1835). 

(Arnsberger Arch., Bd. 3. S. 64.) | 

b) Die Reviſoren, Bornemann und Grein. 

(Gef. Rev. a. a. O. Motive zu 88. 118 — 154 des Entw. — Bornemann, Sy⸗ 
ſtem Bd. 2. S. 253., Grein, Baurecht, S. 52. u. 53. Note 1.) 5 

Das Ob. Trib. hat (in dem Erk. v. 1. Juli 1851 ausgeſprochen, daß 
derjenige, welcher eine neue Gränzſcheidung außerhalb der freien Feld— 
flur in einer Gegend, wo bisher keine vorhanden geweſen iſt, angelegt hat, ver— 
pflichtet ſei, dieſelbe auf ſeine Koſten zu unterhalten. 

(Striethorſt's Archiv, Bd. 2. S. 215.) 

Derſelbe Gerichtshof führt (in dem Erk. v. 16. Sept. 1851) aus, daß die 
68. 152. u. 153. A. L. R. 1. 8 vorausſetzen, daß der im freien Felde angelegte 
Zaun von dem Eigenthümer des Grundſtückes zu deſſen Begränzung angelegt 
worden, und ſich alſo nicht auf einen Zaun beziehe, welcher das Grundſtück des 
Nachbars nicht berührt. (Striethorſt's Arch. Bd. 3. S. 77. Nr. 17.) 

3) Kann durch Verjährung das Recht erworben werden, von dem 
Eigenthümer eines Zaunes im freien Felde deſſen Unterhaltung zu fordern? 

Das Ob. Trib. verneint aus $$. 505 u. 506 Tit. 9., weil die Anz 
lage und Unterhaltung einer Gränzſcheide im freien Felde nach den $$, 152 ff. 
h. t. eine res merae facultatis ſei. (Arnsberger Arch., Bd. 3. S. 65.) 

4) Kann der Eigenthümer eines Walles mit einer Hecke, durch welche zwei 
benachbarte Grundſtücke geſchieden werden, von den Nachbarn angehalten wer— 
den, dieſelbe zu unterhalten? | 

Das Ob. Trib. verneint in dem Erk. v. 24. Juni 1835. 

(Arnsberger Arch., Bd. 5. S. 58 ff. — Centralbl. 1838. S. 862 u. 863.) 

5) Wenn der Eigenthümer eines Gebäudes an der Gränze ſolches weg— 
nimmt, ſo iſt er verpflichtet, an deſſen Stelle eine Gränzſcheidung zu errichten, 
deren Eigenthümer er wird. (§. 164 a. a. O.) 

Dazu: 

a) Dorguth (Geh. J. R.) Bedenken bei dem Verſtändniſſe des 8.164 h. f. 

(Jahrb. Bd. 36. S. 247. Centralbl. 1842. S. 165. u. 179.) 

In dem Aufſatze in den Jahrb. a. a. O. ſpricht der Verf. die Anſicht aus, 
es werde das Uebereinkommen vorausgeſetzt, daß beide Nachbarn einen Zaun 
haben wollen; etwas anderes, als einen Zaun, könne der Andere nicht fordern, 
wenn ihm die Gränze rechts liege; alles Andere, ſowie wenn der Rechtsliegende 
einen Zaun nicht möge, müſſe er ſelbſt errichten. 

In dem ſpäteren Aufſatze im Centralbl. a. a. O. dagegen erklärt er dieſe 
Auslegung für gewagt, weil das Geſetz von einer Uebereinkunft gar nicht ſpreche, 
und weil der andere Nachbar den Eigenthümer des weggenommenen Gebäudes 


1) In dem Aufſatze in der Jur. Zeit 1836. S. 560 wird ausgeführt, daß der Nach⸗ 
bar ein Recht habe, auf Erhaltung der Scheidung zu dringen. Dies folge nicht 
bloß aus den 88. 152 u. 153 a. a. O., ſondern auch aus den 88. 17 u. 172 a. a O., 
welche letzteren alles Grundes ermangeln und inkonſequent ſein wuͤrden, wenn dem 
zur Unterhaltung einer Scheidung Verpflichteten geſtattet wäre, dieſelbe in Folge 
einſeitigen Entſchluſſes gänzlich eingehen zu laſſen. e 
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doch in via juris nicht wohl nöthigen könne, ihm das onus fabricae cum do- 
minio der Scheidung zu überlaſſen. Er gelangt zu der Annahme, daß hier mit 
dem Worte: »Zaun« überhaupt nur das Scheidungsmittel angedeutet 
werden ſolle, daß aber der §. 170 von dem eigentlichen Zaune rede. | 

b) Grein führt aus: 

el Da der §. 164 h. t. nur auf den 8. 162 h. t. und nicht auf den 8. 167 h. t. Be⸗ 
zug nehme, fo könne es ſcheinen, als habe der 8. 164 nur Gebäude, weiche die Haltung 
einer Seitenſcheidung nothwendig gemacht, im Auge gehabt. Wenn aber auch' der Geſetz— 
geber an den Fall, das Gebäude als Quer- oder Rückſcheidung gedient haben, nicht ge⸗ 
dacht haben ſollte, ſo ſtänden ſich doch beide Fälle gleich, und das bloße Allegat könne 
nicht ausreichen, die Anwendung der ſonſt allgemeinen Beſtimmung des $. 164 auf den: 
zweiten Fall auszuſchließen, zumal im zweiten Falle der Eigenthümer des Gebäudes ſchon 
old Miteigenthümer der zu errichtenden Scheidung zur theilweiſen Unterhaltung derſelben 
verpflichtet ſein würde. 

6) Die Faſſung des 8. 164 b. t. ſei in ſofern unrichtig, als nicht der Eigenthümer, 
ſondern derjenige, welcher das Gebäude wegnehmen, zur Errichtung der Scheidung per, 
pflichtet werde. Es ſei aber der Eigenthümer als der Verpflichtete gemeint. Da das 
Geſetz den Eintritt der aufgeſtellten Verpflichtung ausdrücklich davon abhängig mache, daß 
das Gebäude weggenommen werde, ſo könne auch die Verpflichtung nicht eintreten, wenn 
dad Gebäude, ohne alles Zuthun des Eigenthümers durch Zufall zerſtört werde. 

(Grein, Baurecht, S. 54. Note 3. und S. 55. Note 1.) 

c) Genügt es zur Anwendung des 8. 164. A. L. R. I. 8., daß das weg— 
genommene Gebäude dem Nachbar die Erhaltung eines Zaunes unnöthig ge— 
macht hat? 

Der II. Sen. des Ob. Trib. hat (in dem Präj. v. 18. Dec. 1840) 
bejahet und angenommen, daß es dieſer Anwendung nicht entgegen ſtehe, daß 
das weggenommene Gebäude nicht unmittelbar auf der Gränze geſtanden hat, 
ſondern in der im §. 140. J. c. vergeſchriebenen Entfernung von der Gränze 
aufgeführt worden iſt. (Präjud. Samml. des Ob. Trib., S. 28. Nr. 960.) 

6) Die Unterhaltung einer vorhandenen Scheidung liegt demjenigen ob, 
welcher erweislich oder präſumtiv als Eigenthümer derſelben anzuſehen iſt. 
($. 153 a. a. O.) 

Hiervon findet nur die in 88. 165 und 166 a. a. O. erwähnte Aus- 
nahme ſtatt. 


7) Der Beſitzer ſtädtiſcher Grundſtücke und Gärten hat nicht bloß den por, 
handenen Zaun rechter Hand zu unterhalten, ſondern auch in dem Falle, 
wenn bisher noch gar kein Zaun daſelbſt vorhanden geweſen iſt, den Bau des— 
ſelben zu bewerkſtelligen. b 

Erkannt von dem III. Sen. des Ob. Trib. unterm 5. Dec. 1848. 

(Entſch. des Ob. Trib., Bd. 17. S. 506. Nr. 2081.) 

8) In Betreff der Befriedigungen in der freien Feldflur hat der II. Sen. 
des Ober-Trib. (in dem Präjudiz v. 21. April 1837) angenommen, daß 
ſolche nicht geſtattet find, daß aber deren Erhaltung, wenn der Nachbar nicht ein 
beſonderes Recht darauf erworben hat, willkührlich Tei: daß dagegen Scheidun— 
gen anderer Grundſtücke, ohne dabei zwiſchen ſtädtiſchen und ländlichen zu unter— 
ſcheiden, und zwar, wo nicht die Geſetze etwas Beſonderes darüber verordnen, 
von dem Eigenthümer erhalten werden müſſen. 

(Präjud. Samml. des Ob. Trib., S. 29. Nr. 235.) 

9) Muß die neue lebendige Hecke 13 Fuß von der äuß erſten Gränze oder 
nur 13 Fuß don der Mitte des Grabens oder Rains zurücktreten? 

Der II. Sen. des Ob. Trib. nimmt (in dem Erk. v. 3. Nov. 1847) 
Erſteres au. (Striethorſt's Rechtsf., Bd. 3. S. 98.) 
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V. 
Von Pflanzungen an der nachbarlichen Gränze, 


1) Das A. L. R. Thl. I. Tit. 8. §. 124 beſtimmt: 

Wer an ſeinem Hauſe Bäume oder Weinreben anpflanzen will, muß dieſelben der— 
geſtalt hinter ein Geländer ziehen, daß weder ſte ſelbſt, noch das Geländer, die Wände der 
benachbarten Gebäude berühren. | 

Dazu bemerkt Grein, daß nach den Worten des A 124 die darin 
erwähnte Eigenthumsbeſchränkung nur dann eintreten ſolle, wenn Jemand an 
ſeinem Hauſe Bäume oder Weinreben pflanzen wolle. Es ſcheine, als habe man 
nur an den Fall gedacht, daß Bäume und Weinreben an der Wand eines Hau— 
ſes gepflanzt werden, damit dieſelben an dieſer in die Höhe wachſen, und den 
Eigenthümer nur verpflichten wollen, dafür zu ſorgen, daß die Zweige ſich nicht 
über die Gränze nach der Wand des nachbarlichen Gebäudes hinziehen. Da es 
aber alsdann einer beſonderen Vorſchrift nicht bedurft hätte, ſo müſſe man die— 
ſelbe weiter ausdehnen und annehmen, daß bei Pflanzungen der gedachten Art 
überhaupt weder das Geländer, noch die Zweige die nachbarliche Wand berühren 
dürften. (Grein, Baurecht S. 61. Note 2.) | 

2) Vergl. in Betreff der lebendigen Hecken die Vorſchrift des §. 174 
a. a. O. (Oben S. 606.). Vergl. auch A. L. R. I. 9. §§. 287 ff. 


VI. | 
Von der Erhöhung und Erniedrigung des Grund und 
Bodens. 


Präjudikat wegen des Rechtes, ſein Gebäude auch zum Nachtheil des Nach— 
bars zu erhoͤhen. (Stengels jur. Beitr. Bd. 4. S. 123.) | 

1) Das A. L. R. Thl. I. Tit. 8. 98. 185 — 188. disponirt: 

8. 185. Wer feinen Grund und Boden erhöhen will, muß mit dieſer Erhöhung drei 
Fuß von dem Zaune, der Mauer oder Planke des Nachbars zurückbleiben. 

8. 186. Daraus, daß der Nachbar die Erhöhung in einer größeren Nähe ohne aus— 
drücklichen Widerſpruch geſchehen läßt, folgt noch nicht, daß er dem Erſatze des daraus in 
der Folge erwachſenden Schadens entſagt habe. 

8. 187. Erniedriget Jemand feinen Grund und Boden durch Anlegung eines Gra— 
bens oder ſonſt; ſo muß ein Wall von drei Fuß breit gegen die benachbarte Verzäunung 
ſtehen bleiben. | 

S8. 188. Derjenige, auf deſſen Grunde und Boden fich der Aufwurf eines Grabens 
befindet, hat die Vermuthung, daß er Eigenthümer des Grabens ſei, für ſich und muß alſo 


* 


auch für die Unterhaltung deſſelben ſorgen. 

2) Wenn Jemand die Wegſchaffung einer von ſeinem Nachbar in 
größerer, als der $. 185 a. a. O. geftatteten Nähe aufgeworfenen Erderhöhung . 
verlangen will, ſo muß er in continenti gegen die Erhöhung ſeinen Wider— 
ſpruch äußern, widrigenfalls ihm nach §. 186 nur ein Recht auf Entſchädi— 
gung bleibt und er die Wegſchaffung der Erhöhung nicht fordern kann. Wenn 
der Eigenthümer, während deſſen Beſitzzeit der Nachbar die Erderhöhung vorge— 
nommen hat, ſein Grundſtück veräußert, ſo kann der Käufer des letzteren weder 
auf Wegſchaffung, noch, außer im Fall eines erſt während feiner Beſttzeit 
entſtandenen Schadens, auf Schadenderſatz klagen. Rechtsfall nebſt Bemerkun— 
gen von Hinſchius. (Jur. W. 1836. S. 729.) | 

3) (Zum . 187.) a) Eine Drumme, welche zur Abführung des Waſſers 
in die Erde gelegt ift, iſt keine Erniedrigung des Grund und Bodens, und 
daher der Entfernung vom benachbarten Grundſtücke auf drei Fuß nicht 
unterworfen. 


So erkannt von dem Ob. Trib. unterm 9. Febr. 1849. 
(Entſch. Bd. 17. S. 115.) 
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b) Die Vorſchrift des §. 187 ift auf ein von Menſchenhä 
18 N henhänden angelegtes 
Werk, wodurch der Nachbar ſein Grundſtück befriediget, zu e SE? 
Erkannt von dem III. Sen. des Ob. Trib. unterm 28. Okt. 1850. 
(Juſt. Min. Bl. 1851. S. 172., Striethorſts Arch. Bd. 1. S. 91. Nr. 19.) 


VII. 
Vom Gebrauche einer gemeinſchaftlichen Mauer. 


| Literatur. 
Chr. G. Haubold, exereitatt. Vitruv., quibus jura parietum commun, illustr. 

F. N. gie? 9 
Dr. F. Ruete, die Rechtsverhältniſſe hinſichtlich gemeinſchaftli E ömi⸗ 

ſchem Rechte dargeſtellt. KL SE Kee EE 
Das A. L. R. Th. I. Tit. 8. 88. 133 — 136 beſtimmt: 

8. 133. Back⸗, Brenn⸗ oder Schmelzöfen und Feuerheerde, können an der gemein- 
ſchaftlichen, oder dem Nachbar gehörenden Scheidewand, ohne deſſelben Bewilligung nicht 
angelegt werden. 

8. 134. Dagegen iſt ein Jeder an der gemeinſchaftlichen Mauer, auch ohne beſon— 
dere Rückfrage mit dem Nach bar, Schornſteine anzulegen wohl befugt. | 

EN 8. 135. Eine gemeinſchaftliche Mauer kann jeder Nachbar an ſeiner Seite bis zur 

Hälfte der Dicke zu feinem Nutzen brauchen, in ſofern dadurch dem Gebäude ſelbſt kein 
Nachtheil geſchieht. 

8. 136. Doch müſſen Wandſchränke und andere dergleichen Anlagen in einer 
ſolchen Mauer dergeſtalt eingerichtet werden, daß ſte nicht auf diejenigen treffen, welche 
der Nachbar auf der entgegenſtehenden Seite bereits angelegt hat. 


VIII. 


Von Schweinſtällen, Kloaken, Dünger- und Lohgruben und 
anderen, den Gebäuden ſchädlichen Anlagen. 


Das A. L. R. Thl. I. Tit. 8. §§. 125— 127 disponirt: 

8. 125. Schweinſtälle, Kloaken, Dünger: und Lohgruben, und andere den Gebäu⸗ 
den ſchädliche Anlagen müffen wenigſtens drei Fuß rheinländiſch von den benachbarten 
Gebäuden, Mauern und Scheunen entfernt bleiben. | 

8. 126. Auch müſſen dergleichen Gruben und Behältniſſe von Grund aus aufge- 
mauert werden. 

e 127. Von Bäumen des Nachbars gien dergleichen Anlagen wenigſtens drei 
Werkſchuhe zurücktreten. 


Dazu: 

1) Dorguth bemerkt: es ſei nicht klar, was im . 125 oe d O. unter 
Kloak verſtanden werde. Die Römiſchen Kloake ſeien hier nicht gemeint; 
ſie fänden ſich mit in den $$. 96— 100 a. a. O. wieder. 

(Jahrb. Bd. 36. S. 247.) 

2) Was iſt unter: »anderen, den Gebäuden in gleichem Maße ſchädlichen 
Anlagen« (in $. 125 a. a. O.) zu verſtehen? 

Grein bemerkt hierüber: “yo 

daß die Vergleichung der Vorſchriften des A. L. R. von den Einſchränkungen des 
Eigenthumes zum Beſten nachbarlicher Grundſtücke mit denen in den Berliner Spezial⸗ 
bau⸗Obſervanzen ergebe, daß bei Ausarbeitung dieſer Lehre des A. L. R. im Weſent⸗ 
lichen die Vorſchriften der Bau⸗Obſervanzen zum Grunde gelegt ſeien. Die Vorſchrift des 
8. 5. Tit. II. ſei im Weſentlichen in 8. 125 auſgenommen. Man möge die Worte: »und 
dergleichen mehr, nicht beſtimmt genug gefunden und, ohne eine Erweiterung der Ein⸗ 
ſchränkung des Eigenthumes zu beabſichtigen, die Worte: »und andere, den Gebäuden 


* 


ſchädliche Anlagen an deren Stelle geſetzt haben. Daraus, daß die im §. 5. l. e. nament⸗ 
lich aufgeführten Anlagen wieder aufgenommen ſeien, gehe hervor, daß man eine andere 
Beſtimmung nicht beabſichtiget habe; auch ergebe der Umſtand daß in dem Geſetze von 
den Ställen gerade die den nachbarlichen Gebäuden ſchaͤdlichſten. die Schweineſtaͤlle, 
ſpeziell genannt waren, daß nicht jede Möglichkeit eines geringen Nachtheiles der Anlage 


für nachbarliche Gebäude den Eintritt der Einſchränkung des Eigenthums herbeiführen 


ſollte, ſondern daß nur erheblichen von Nachtheilen vorgebeugt werden ſollte, und daß 


ww 
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daher nur ſolche Anlagen der Einſchränkung des Eigenthumes unterworfen ſein ſollten, 
welche eben fo nachtheilig, als die namentlich aufgeführten, auf nachbarliche Gebäude wirk— 
ten. Da übrigens Schweineſtälle, Kloafen, Duͤnger- und Lohgruben, ohne Beachtung 
der Vorſchrift des 8. 125 fo angelegt werden könnten, daß fie nachbarlichen Gebäuden 
nicht ſchädlich werden, und da das Geſetz bei dieſen Anlagen die „Beſchaffenheit derſelben 
im ſpeziellen Falle nicht berückſichtige, ſondern unter allen Umſtänden verlange, daß die 
ſpeziell genannten Anlagen drei Fuß von nachbarlichen Gebäuden entfernt bleiben und 
ausgemauert werden, ſo könne auch bei Beantwortung der Frage, ob eine andere Anlage 
für eine, nachbarlichen Gebäuden, im Sinne des Geſetzes ſchädliche, zu erachten, nicht auf 
die Beſchaffenheit der Anlage im konkreten Falle Rückſicht genommen werden, ſondern es 
ſei in abstracto zu beurtheilen, ob eine Anlage der Art als eine ſolche zu betrachten, 
welche nachbarlichen Gebäuden in gleichem Maße ſchädlich iſt, wie die ſpeziell genannten 
Anlagen. (Grein, Baurecht S. 70. Note 2.) 

3) Findet insbeſondere die Beſtimmung der $$. 125 und 126 a. d. O. 
nicht bloß auf Düngergruben, ſondern auch auf Miſtſtätten Anwendung, wobei 
der Dünger nur auf die Erdoberfläche gelagert wird, ſo daß alſo auch dieſe auf 
3 Fuß rheinl. Entfernung vom Haufe des Nachbars zurückweichen, und fo ein: 
gerichtet werden müſſen, daß die Jauche und das ſich dort anſammelnde Regen— 
waſſer nicht über den Vorraum des Nachbars abfließen? 


Der Civil-Sen. des O. L. G. zu Arnsberg bejahet in dem Erk. v. 
21. Juli 1838. | | 

(Arnsberger Arch., Bd. 6. S. 531—533. Vergl. Centralbl. 1840. S. 550.) a 

4) Was iſt im §. 125. a. a. O. unter dem Ausdrucke: »Gebäude« 
verſtanden? 

Grein folgert daraus, daß Scheunen und Mauern befonderd aufgeführt 
worden, daß der Ausdruck in einer engeren Bedeutung genommen ſei, und 
glaubt, daß zu den hier gemeinten Gebäuden Schweineſtälle, Kloake und derglei— 
chen Anlagen nicht zu rechnen ſeien, daß vielmehr ſolchen Anlagen andere 
des Nachbars gleicher Art ganz nahe treten dürfen. (Baurecht S. 71. Note 1.) 

5) Iſt die Polizeibehörde befugt, ſchon vorhandene bauliche An— 
lagen nach Maßgabe der §§. 125 u. 126 a. a. O. abändern zu laſſen? 

Das R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 29. Febr. 1828 verneint: 

(Oben S. 577) . 

Vergl. jedoch die R. v. 8. März u. 13. April 1842. (f. unten.) 

6) Müſſen die im §. 125 a. a. O. bezeichneten Anlagen in allen Fäl— 
len ausgemauert werden? | 

a) Dad Min. des J. Pol. Abth. (v. Meding) bejahet unbedingt. 

a) R. des K. Min. ded J., Pol. Abth., b. 8. März 1842 an die K. Reg. 
zu Gumbinnen. 

Der 8. 126. Tit. 8. Th. J. des A. L. R. ſchreibt ganz allgemein vor, daß Duͤnger— 
und Kloafgruben von Grund aus aufgemauert werden müffen, und es iſt kein Grund er— 
ſichtlich, weshalb dieſe Vorſchrift in dem vorliegenden Falle und überhaupt da nicht An— 
wendung finden follte, wo eine ſolche Anlage in größerer als der vorgeſchriebenen Entfer— 
nung von der Nachbarsgränze errichtet wird. d 

Auch liegt jener Vorfchrift, inſofern dieſelbe die Beförderung der Reinlichkeit und 
Geſundheit zum Zweck hat, allerdings ein öffentliches Intereſſe zum Grunde, welches von 
Polizei wegen wahrgenommen werden muß. 

. Bei dem Fall, welcher zu dem in v. Kamptz Ann. 1828. S. 183. abgedruckten dies⸗ 
SE Erlaß, worauf die K. Reg. Bezug nimmt, Veranlaſſung gab, waren die obwalten— 
en Umſtände anderer Art, als in dem vorliegenden Fall, und es kann daher auf denſelben 
hier um ſo weniger zurückgegangen werden, als auch von der darin ausgeſprochenen An— 
ſicht, wonach, die in Rede ſtehende Geſetzſtelle nur ein Privatintereſſe des Hachbarlichen 
Grundſtücks im Auge haben ſoll, ſpäter wieder abgegangen worden iſt. 

(Min. Bl. d. i. V 1842. S. 68. Nr. 104.) 

8) R. deſſelben Min. b. 13. April 1842 an dieſelbe Reg. 

ꝛc. Der 8. 126. Tit. 8. Th. J. des A. L. R. beſtimmt ganz unbedingt, daß 

0 Schweineſtälle, Kloake, Düngergruben x. von Grund aus aufgemauert werden muͤſſen. 
Der Umſtand, daß dergleichen Anlagen den benachbarten Gebäuden ſchädlich ſind, iſt nicht 
als Veranlaſſung zu dieſer Beſtimmung angeführt, ſondern im 8. 125. a. a. O. bei Er- 
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theilung der anderweitigen Vorſchrift, wonach ſolche Anlagen von benachbarten Gebäuden 
wenigſtens 3 Fuß Rheinländ. entfernt bleiben ſollen. Da nun auch nicht zugegeben wer— 
den kann, daß bei einer Verordnung, welche die Bewohner der Nachbarſchaft vor Geſtank 


verbreitenden Anlagen bewahrt, kein öffentliches Intereſſe obwalte, ſo muß es bei dem 
Inhalte des Erlaſſes v. 8. v. M. bewenden. j e R 


(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 69. Nr. 105) 

b) Bornemann verſteht den $. 126 dahin, daß die im $. 125 beid, 
neten Anlagen auch dann, wenn ſie über 3 Fuß von des Nachbars Grunde ent— 
fernt find, von Grund aus aufgemauert werden müſſen, in ſofern ihre gänziche 
Unſchädlichkeit nicht nachgewieſen werden könne. 

(Syſtem Bd. 2. S. 242. Note.) 

c) Grein führt aus: 

) Zur Abwendung des Schadens ordneten ſowohl der 8. 125, als der 8. 127 eine 
Entfernung von drei Fußen, und wenn nicht zwiſchen den in dieſen Vorſchriften beſtimm— 
ten beiden Fällen ein Unterſchied in Betreff der Verbindlichkeit des Ausmauerns der An 
lage hätte eintreten ſollen, ſo hätten beide Vorſchriften zuſammengezogen werden können. 
Daß der 8. 126 zwiſchen beide Vorſchriften geſchoben worden, ergebe, daß die Vorſchrift 
des 8. 126 ſich nicht auf den im §. 127 beſtimmten Fall beziehen ſoll. Der $ 127 bilde 
in Intern einen Gegenſatz zu den Ap. 125 u. 126, als im Falle des $. 127 dem Eigenthü— 
mer das Audmauern nicht zur Pflicht gemacht fei. 

6) Aus dem Worte des §. 126: »dergleichen« könne man folgern, daß nach dieſer 
Beſtimmung nur Anlagen auögemauert zu werden brauchten, die nicht über 3 Fuß von 
nachbarlichen Gebäuden ꝛc. entfernt geblieben. Allein dies Wort könne ſich nur auf die 
im $. 125 genannten oder bezeichneten Anlagen und nicht auf die in dieſer Beſtimmung 
vorgeſchriebene Einſchränkung des Eigenthums beziehen; die Verbindlichkeit zum Aus— 
manern ſolcher Anlagen ſcheine allgemein zu ſein, und die Entfernung der Anlage dabei 
nicht in Betracht zu kommen. Andererſeits ſei aber nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber 
den Ekmpilthümer hinſichts ſolcher Anlagen auch da noch einzufchränfen beabſichtige, wo die 
großer Entfernung der Anlage ausreiche, den Nachbar vor Schaden zu bewahren. Daher 
ſei die Anſicht die richtige, daß es der Ausmauerung über 3 Fuß entfernter Anlagen nur 
dann bedürfe, wenn der Nachbar nachweiſen könne, daß die Anlage feinem Gebaͤude ıc. 
auch in der genommenen größeren Entfernung noch ſchädlich werde. 

(Grein, Baurecht, S. 73. Note I u. 2.) 

7) Der III. Sen. des Ob. Trib. hat (in dem Erk. b. 8. Aug. 1848) 
folgende Rechtsſätze angenommen: 

a) Mit den in den Së. 125 und 126. A. L. R. I. 8. aufgezählten Anſtalten find nur 
ſolche Anlagen gemeint, die der Nachbar ſchen vorhandener Gebäude, Mauern 
und Scheunen erſt noch anlegen will, oder, nachdem jene Gebäude u. ſ. w. ſchon 
exiſtirten, unbefugter Weiſe angelegt hat. 


b) Die 88. 125 und 126. a. a. O. find keine die Verjährung ausſchließenden Verbots 


eſege. 
0 1 55 Wochenſchr. 1848. S. 411., u. Striethorſt's Rechtsf. des Ob. Trib. 
Bd. 4 S. 246. Nr. 120.) 

8) Muß bei der Meſſung der in den SS. 125 und 126 A. L. R. I. 8. 
vorgeſchriebenen Entfernung einer Miftgrube von der Gränze des Nachbars die 
Stärke der Umfaſſungsmauer der Grube mit gemeſſen werden? 

Bejahet von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 22. Sept. 1843. 

(Präjud. Samml., des Ob. Trib., S. 26. Nr. 1339.) , 


IX. 
Von Rinnem und Kanälen. 


Das A. L. R. Th. I. Tit. 8. §. 128 beſtimmt: 

Wer auf feinem Grund und Boden, jedoch an der Seite des Nachbarn hin, Rinnen 
und Kanäle an der Erde zur Abführung des Waſſers anlegen will, muß gegen die Wand 
des Nachbars wenigſtens noch einen Raum von einem Werkſchuhe frei laſſen. 

Dazu: | 

1) Grein hält die Worte des $. 128 a. a. O.: „jedoch an des Nachbars 
Seite hin« für überflüſſig; denn wenn die Rinne oder der Kanal eine andere 
Richtung nehme, ſo bleibe von ſelbſt ein Raum von mehr als einem Fuße gegen 
die Wand des Nachbars liegen. (Grein, Baurecht S. 77. Note 1.) 
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* 2) Derſelbe iſt der Anſicht, daß der §. 128 a. a. O. auch eintrete, wenn 
die Aa Su Abführung anderer Flüſſigkeiten, als des Waſſers, beftimmt find. 


3) Maß bei der Meſſung der im $. 128 J. c. vorgeſchriebenen Entfernung 
einer zur Abführung des Waſſers angelegten Rinne von der Wand des Nach— 
bars die Stärke der Einfaſſungsmauer mitgemeſſen werden? 

Das Ob. Trib. hat (in dem Erk. v. 9. Febr. 1849) Wfa hen 

(Entſch. Bd. 17. S. 114.) 

4) Liegende Rinnen ſind nicht zu denjenigen Gebäuden zu rechnen, deren 
Fortbeſtehen nach Lübiſchem Rechte (Buch I. Tit. 8. Art. 2.) durch Wider: 
ſpruch des Nachbars nach Ablauf von Jahr und Tag nicht mehr gehindert 
8 kann. 

Si erkannt von dem Ob. Trib. unterm 9. Febr. 1849. 

(Entſch. Bd. 17. S. 392.) 


N X. 
1 Von Brunnen.“ f 
| Das A. L. R. Th. I. Tit. 8. 88. 129 — 132 beſtimmt: 

d 8.129. Anlagen, durch welche der ſchon vorhandene Brunnen des Nachbars ver— 
unreinigt oder unbrauchbar gemacht würde, find unzulaſſtg. 


8.130. Dagegen kann die Grabung eines Brunnens auf eigenen Grund und Bo⸗ 
ll; den, wenngleich dadurch dem Nachbar fein Waſſer entzogen wird, dem Eigenthümer 
ö nicht gewährt werden, ſobald der Nachbar desfalls kein beſonderes Unterſuchungsrecht 
| erlangt hat. 


A §. 131. Doch darf innerhalb dreier Werkſchuhe von des Nachbars kein 


) neuer Brunnen angelegt werden. 
N 8. 132. Ueberhaupt darf unter des Nachbars Grunde Niemand graben. 


IN Von Thüren. 

Das A. L. R. Th. I. Tit. 8. . 148 ſchreibt vor: 

le Neue Thüren, welche unmittelbar auf des Nachbars Grund und Boden führen, dür— 
| fen wider deſſen Willen niemals angelegt werden. 

ö NI 

1 Vom Lichte und von der Ausſicht, oder von Fenſtern und 


anderen Licht-Oeffnungen. 
Fahne, das Fenſter⸗ und Lichtrecht nach Römiſchen, gemeinen Deutſchen, Preußiſchen 


5 und Franzöſiſchen Recht. Berlin, 1835. Neue Ausg. 1840. (Auch in den Jahrb. 
Bd. 45. S. 837 im Auszuge gan / 
I Dorguth, Bemerkungen zu 88. 137 ff. ü. t. (Jahrb. Bd. 36. S. 246.) 
Deſſelben Aufſatz: Die Mängel der Praxis bei Rechtsſtreitigkeiten über Bauten. (Jur. 
| W. 1841. S. 837 ff.) 
H Grein, Baurecht S. 78 ff. 99. 54—63 und S. 101 ff. 89. 67—71. 
H ei 7705 Ge Aſſ.), zur Erläuterung der 88. 139—144. A. L. R. I. 8. (Jur. W. 1839. 
Das A. L. R. Th. I. Tit. 8. e. 137—147 enthält folgende Beſtim— 


. mungen: 
| 8. 137. Um Licht in fein Gebäude zu bringen, kann ein Jeder Oeffnungen und 
** Fenſter in ſeine eigene Wand oder Mauer machen, wenn dieſelben gleich eine Ausſicht über 
4 die benachbarten Gründe gewähren. 
8. 138. Sollten jedoch die Oeffnungen in einer unmittelbar an des Nachbars Hof 
oder Garten ſtaßenden Wand oder Mauer gemacht werden, fo müſſen dieſelben, wo es die 
Umſtände geftatten, D Fuß von dem Boden des Zimmers oder Behaͤltniſſes er höht, in 
N allen Fällen aber mit eifernen nur 2 Zoll von einander ſtehenden Stäben, oder mit einem 
Drahtgitter verwahret ſein. 
S8. 139. Neu errichtete Gebäude müſſen von ältern ſchon vorhandenen Gebäuden 
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des angränzenden Nachbars, wenn nicht beſondere Polizeigeſetze ein Anderes vorſchreihen 
wenigſtens 3 Werkſchuhe mot ? DER d et FAR 

S8. 140. Stößt aber das neue Gebäude auf einen unbebauten Platz des Nachbars, &. 
jo ift ein Abſtand von anderthalb Werkſchuhen hinreichend. en 

5. 141. Uebrigens aber kann Jeder in der Regel auf feinem Grund und Boden jo 
nahe an die Gränze und ſo hoch bauen, als er es für gut findet. ? Ge x 
| 8. 142. Sind jedoch die Fenſter des Nachbars, vor welchen gebauet werden ſoll, F 
ſchon ſeit 10 Jahren oder länger vorhanden, und die Behältniſſe, wo fie ſich befinden., 
haben nur von dieſer Seite her Licht, ſo muß der neue Bau ſo weit zurücktreten, daß der 
Nachbar noch aus den ungeöffneten Fenſtern des unteren Stockwerkes den Himmel 
erblicken koͤnne. ö 

8.143. Hat in dieſem Falle das Gebäude des Nachbars, in welchem die Fenſter 
ſich befinden, noch von einer andern Seite Licht, ſo iſt es genug, wenn der neue Bau nur 
jo weit zurücktritt, daß der Nachbar aus den ungeöffneten Fenſtern des zweiten Stock— 
werkes den Himmel ſehen konne. 

8. 144. Sind aber die Fenſter des Nachbars, vor welchen gebauet werden ſoll, 
noch nicht ſeit 10 Jahren vorhanden, ſo iſt der Bauende blos an die §. 139 beſtimmte 
Entfernung gebunden. | 

8. 145. Der Nachbar kann alsdann dem neuen Bau, wodurch ihm das Licht 
benommen wird, nur in Intern widerſprechen, als er ein Unterſagungsrecht dagegen beſon— 
ders erworben hat. (Tit. 22.) 

8.146. Wo eine ſolche Grundgerechtigkeit obwaltet, da findet, im Mangel aus— 
drücklich verabredeter, die geſetzliche Beſtimmung des $. 142 Anwendung. HA, 

8. 147. In allen 88. 139. 140. 142. 143. 146. beſtimmten Fällen bleibt der unbe— H 


bauete Zwiſchenraum nach wie vor feinem bisherigen Eigenthümer, und kann von dem— Ei 
ſelben zu jedem in den Geſetzen nicht verbotenen Gebrauche angewendet werden. 1 
Dazu bemerke man folgende Ergänzungen und Erläuterungen: di 
. e 437-147 a. a. O. | d | 
Die Geſetzreviſoren bemerken zu den $$. 137—147 a. a. O.: Ri 


Von Licht und Ausficht kann bei einem Gebäude in einer doppelten Beziehung die 
Rede ſein Es kann darauf ankommen, in wiefern der Beſitzer durch Anlegung von Fen— 
ſtern fi Licht und Ausſicht verſchaffen dürfe; und es kann darauf ankommen, ob das Licht 
einein Gebäude durch Vorbaue entzogen werden dürfe. Mit der erſteren Rückſicht beſchäf⸗ d 
tigen ſich die 88. 137 und 138, und mit der anderen die folgenden A8, Bei dieſer Gele⸗ | 
genheit find zunächſt die Entfernungen angegeben, um welche jeder Neubau von dem 
Eigenthum des Nachbars zurücktreten muß, und hieran reihen ſich die beſonderen Beſtim⸗ ) 
mungen, welche die Entziehung des Lichtes betreffen. An der Spitze finden wir den all⸗ 2 
gemeinen Grundfaß, daß ein Jeder, um feinem Gebäude Licht zu verſchaffen, nach Belie— ‚in 
ben Oeffnungen und Fenſter in feiner eigenen Wand oder Mauer anlegen dürfe, wenns al 
gleich dieſelben eine Ausſicht über des Nachbars Grund und Boden gewähren. Dies iſt al 
ein Einfluß der natürlichen Freiheit des Eigenthums. * 

(Geſetzrev. Pens. XIII., Mot. zum Tit. 8. S. 68.) 0 GH 

b) Ueber die Entſtehung der 88. 137—147 a. a. O. bemerken die Revi⸗ L 


foren, daß ſolche, ohne ſich auf einen hergebrachten Rechtszuſtand zu gründen, | 
beinahe zufällig genannt werden könne. Sie theilen deren Entſtehung aus den ö EN 
Materialien mit. H 

Vergl. auch Bornemann's Syſtem, Bd. 2. S. 243. | 


c) Ueber die Frage: wie lange die Beſchwerde über einen nachtheiligen D 
Bau des Nachbars (98. 137—144) ſtattfindet? bemerkt Bielitz, daß es nur 
darauf ankomme, ob der Nachtheil gleich im Anfange des Baues, oder erſt nach | 
deſſen Vollendung ſich offenbarte. Nur im letzteren Falle könne der Nachbar | 
innerhalb der gewöhnlichen Verjährungsfriſt durch Nichtgebrauch auf Wegnahme | 
des Neubaues oder deſſen Abänderung antragen ($. 44 A. L. R. I. 22); im 
erſteren Falle müſſe die Beſchwerde gleich nach erhaltener Nachricht von dem 
Bau angebracht werden ($. 332. I. 9.), denn fpäterhin finde nur ein Scha— 
denserſatz-Anſpruch ſtatt, welcher nur 3 Jahre (nach $. 54. I. 6) dauere. 

(Nachträge H. 2. S. 117.) 

2) Zu c. 137 u. 138. a) Iſt es nach den Vorſchriften des A. L. R. 
dem Eigenthümer erlaubt, in einer dem Nachbar zugekehrten, nahe der Gränze 
belegenen Wand-Fenſter, blos der A us ſicht wegen, auszubrechen? 
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Grein bemerkt, daß mehrfach die Negative angenommen ſei, weil: 

oi der §. 137 das Ausbrechen von Fenſtern in der eigenen Wand nur geſtatte, um 
Licht in ſein Gebäude zu bringen; É l 

) e8 auch nach den Berliner Bau-Obſervanzen, welche bei Aufftellung der Vor— 
ſchriften des A. L. R. berückſichtiget worden, nur erlaubt Tel, ein Fenſter dem Nachbar 
auszubrechen, wenn man ſich nicht von der eigenen Seite her nothdürftig Licht und Luft 
verſchaffen könne, woraus folge, daß durch die Worte des A. L. R.: vum Licht in ſein 
Gebäude zu bringen,« nur dieſe Vorſchrift der Bau-Obſervanzen habe wiedergegeben 
werden ſollen; 

5) endlich auch das Recht der freien Ausſicht im A. L. R. J. 22 9. 62 ausdrücklich 
als die Grundgerechtigkeit bezeichnet werde, auch in einer, an des Verpflichteten Hof oder 
Garten unmittelbar anſtoßenden Mauer neue Fenſter zu Öffnen, wodurch indirekt ausge— 
ſprochen ſei, daß nicht dem Eigenthümer als ſolchen, ſondern nur dem, der eine beſondere 
Grundgerechtigkeit (servitus luminum) erworben habe, die Befugniß zuſtehe, in feiner 
unmittelbar an den nachbarlichen Hof oder Garten ſtoßenden Mauer Fenſter auszubrechen. 
Es laſſe ſich indeß hiergegen anführen: | 
ad ei daß der §. 137 nur von Befugniſſen des Eigenthümers, und nicht von Ein» 
ſchränkungen des Eigenthums rede, und in feiner allgemeinen Faſſung nur die Einleitung 
zu den folgenden Einſchränkungen des Eigenthums bilden ſolle. Darum ſei auch in die— 
ſem §. nicht von Fenſtern zu einer unmittelbar an des Nachbars Hof oder Garten ſtoßen— 
den Wand die Rede, wie im $. 138, und wollte man aus der Vorſchrift des A. 137 die 
erwähnte Einſchränkung des Eigenthums folgern, ſo würde es auch nicht erlaubt ſein, in 
entfernt liegenden Wänden Fenſter, der bloßen Ausſicht wegen, auszubrechen. f 

ad 6) daß man ſich wenigſtens eben fo klar, wie im $. 1. Tit. IV. der Spec. Bau⸗ 
Obſerv. wurde ausgeſprochen haben, wenn man die in dieſer Beſtimmung enthaltene Ein⸗ 
ſchränkung des Eigenthums in's A. L. R. zu übernehmen beabſtchtiget hätte. 
ad y) daß das Weſen des Rechtes der freien Ausficht nach §. 62 A. L. R. 1. 22. 
nicht in dem Ausbrechen der Fenſter, ſondern darin liegt, dieſelben in einer an de 8 Nach⸗ 
bars Hof oder Garten unmittelbar anſtoßenden Mauer unvergittert und unverſcßhbt zu 
halten. Dies ergebe die Faſſung des §. 62 ett, nach welcher derſelbe nicht mit der Vor⸗ 
ſchrift des §. 137, ſondern mit der des $. 138 in Verbindung ſtehe, und das Wort vöffnen« 
im F. 62 eit. nichts weiter heißen ſolle, als unvergitterte und unverſtäbte Fenſter zu halten, 
fo daß die serv. lum. nur in einer Befreiung der dem Eigenthümer nach §. 138 obliegen 
den Verbindlichkeit beſtehe. (Grein, Baurecht, S. 81. Note 1.) | 
Bornemann hatte in der I. Ausg. des Syſtems des Preuß. Civilrechts 
Bd. 2. S. 248 angenommen, daß die Befugniß des Fenſteranlegens auf das 
Bedürfniß zu beſchränken ſei, weil durch Anlegung von Fenſtern gewiſſer— 
maßen in die natürliche Freiheit des Eigenthums des Nachbars ſchon eingegrif— 
fen werde, für dieſe Meinung auch die Worte des §. 137 a. a. O. »um Licht 
in fein Gebäude zu bringen,« ſprächen. ) 

In der II. Ausg. Bd. 2. S. 141 ſpricht derfelbe indeß die entgegen— 
geſetzte Meinung aus, indem Einſchränkungen des Eigenthums (des Bauen— 
den) nicht ohne ausdrückliche Beſtimmung angenommen werden dürften. 


b) Wie iſt das Wort »unmittelbar« im §. 138 auszulegen? 


a) Das L. u. St. G. zu Siegen nimmt (in dem Erk. v. 1. Febr. 1836) 
an, daß die im §. 138 vorgeſchriebene Verwahrung der Fenſter, wie die deut— 
liche Abſicht des Geſetzes ergebe, nicht blos dann nöthig ſei, wenn das 
Gebäude, worin das Fenſter ſich befindet, gerade auf der Gränze ſteht, ſon— 
dern auch dann, wenn zwiſchen dem Gebäude, worin das Fenſter iſt, und dem 
Grundſtücke des Nachbars keine andere, den Zugang durch das Fenſter hindernde, 
Einrichtung vorhanden iſt. (Arnsberg Arch. Bd. 4. S. 593.) | 

6) Dagegen führt der Civ. Sen. des O. L. G. zu Arnsberg (das 
Datum des Urtels konſtirt nicht) aus? wenn man den §. 138 mit ee 139. 140 
verbinde, ſo ſcheine zwar der Ausdruck: »unmittelbar« auch bei der geſetzlichen 
Entfernung von 1 Werkſchuhen anwendbar zu fein, in welcher Neubauten von 
unbebauten Räumen des Nachbars zurückbleiben ſollen, zumal der §. 138 bei 
Annahme des Gegentheils eine rein tranſitoriſche Beſtimmung ſein würde. 
Allein es müſſe die Beſtimmung des A. L. R. nur von einer auf der Gränze 
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ſtehenden Mauer verftanden werden; es gebe in Deutſchland eine Menge Sta— 
tute, welche die Anlegung von Fenſtern in der Gränzmauer unterſagen oder 
nur unter Modifikationen erlauben, und zwar aus dem Grunde, weil mit dieſer 
Fenſter⸗Anlage zugleich die Benutzung des Luftraums des Nachbars und ſelbſt 
des Bodens durch Auswerfen, Ausſchütten u. ſ. w. verbunden ſei. Das A. L. R. 
habe ſich darauf beſchränkt, die Fenſter-Anlage in einer unmittelbar an der 
Gränze ſtehenden Mauer zu beſchränken; der §. 138 habe in den Berliner 
Lokal⸗Obſervanzen ſeinen Urſprung. (Mathis Bd. 2. S. 357 ff) Da nach dieſen 
bis auf die äußerſte Gränze zu bauen nicht verboten ſei, ſo folge daraus, 
daß das Wort: »unmittelbar« im ſtreng grammatiſchen Sinne genommen wer— 
den müſſe. (a. a. O. S. 595.) 

J) Die Reviſoren ſind derſelben Anſicht. ; 

(Motive zum buͤrgerl. Geſetzb. zu SS 194—197 Tit. 2. Th. 2.,©. 52.) 

8) Das Trib. zu Königsberg führt (in dem Erk. v. 3. Nov. 1841) aus: 

die Abſicht des §. 138 gehe dahin, daß der Bauende durch die Fenſteranlage wenig— 
ſtens nicht veranlaßt oder gezwungen werde, das Gebiet der Nachbarn durch Blicken, Wer— 
fen, Gießen ꝛc. zu beläſtigen. Wenn nun der Bauende Fenſter in eine Mauer breche, 
welche nur wenige Zoll von der Gränze abſtehe, die alſo nicht Gränzmauer genannt 
werden konne, dem §. 138 alfo nicht unterworfen ſei, fo ſei doch der Nachbar in dieſem 
Falle eben fo übel daran, als ob eine wirkliche Gränzmauer geöffnet wäre. Der $. 138 
würde alſo bei der Deutung, welche das O. L. G. zu Arnsberg ihm gebe, den Nachbar 
nicht zureichend ſchuͤtzen. Indeß ſpreche der §. 140 aus, daß die Baulinie des. Grundbe— 
ſitzers nicht die Gränze, ſondern eine 14 Fuß von ihr zurückweichende Parallele fein ſolle. 
Der 13 Fuß breite Zwiſchenraum ſei alſo das Mittel, welches der Geſetzgeber als das 
Geringſte verlange. Die auf der Baulinie errichtete Mauer ſei im Sinne des Geſetzes 
eine vermittelte; eine näher an die Grenze geruͤckte ſei nicht geſetzlich vermittelt 
oder, wie der §. 138 es ausdrücke, eine unmittelbar anſtoßende. 

(Jur. W. 1842. S. 277.) 


e) Grein führt aus: die Worte: »unmittelbar an des Nachbars Hof 
oder Garten 2c.« feien fo zu verſtehen, daß ſich zwiſchen der Wand oder Mauer 
in welcher das Fenſter oder die Oeffnung befindlich, und dem nachbarlichen 
Grundſtücke keine Anlage befinden dürfe, welche es unmöglich mache, aus dem 
Fenſter auf das nachbarliche Grundſtück zu gießen, zu werfen und zu ſteigen. 
Es ſollten alſo dieſe Worte nicht ſo viel ſagen, als: »hart an des Nachbars 
Hof oder Garten ꝛc.;« wie theils aus der Bedeutung des Wortes: »unmittel— 
bar, theils daraus hervorgehe, daß auch Fenſter in einer Wand, welche nicht 
über 14 Fuß von des Nachbars Hof oder Garten entfernt liegt, vergittert oder 
verſtäbt werden müſſen. Dies Letztere fei zwar im . 138 nicht beſtimmt, recht— 
fertige ſich aber aus folgenden Gründen: ö 

q) Die A8. 139 und 140 ſeien in die Lehre vom Licht und von der Ausſicht auf 
genommen und müßten deshalb auch mit den Grundſätzen dieſer Lehre in Verbindung 
ſtehen. Dieſe Letztere ſei jedoch nur in der Annahme zu finden, daß durch dieſe Vorſchrif⸗ 
ten die Gränzen der Entfernung, innerhalb welcher die $. 138 aufgeſtellte Einſchränkung 
des Eigenthums Anwendung finden ſolle, hätten feſtgeſtellt werden ſollen. Von dieſer 
Anſicht ſei man auch in der Praxis der Regel ausgegangen, indem man den Raum von 
3 Fuß, zu welchem jeder Nachbar 12 Fuß liegen laſſen müſſe, als einen befriedigten Raum 
angeſehen habe, in welchem kein Nachbar ohne Genehmigung des andern dieſem nachthei— 
lige Anlagen machen darf. i R 

66) Es ſei deshalb nicht nöthig geweſen, im §. 138 die Entfernung weiter zu be⸗ 
ſtimmen; denn dieſe habe ſchon nach As 139 und 140 beim Bauen eingehalten werden 
müſſen, und wenn der $. 138 ſich nur auf Fenſter in einer hart an dem Hofe oder Garten 
des Nachbars ſtehenden Wand hätte beziehen ſollen, ſo würde derſelbe überfluͤſſig ſein, da 
ohne Genehmigung des Nachbars hart an der Grenze nicht gebaut werden dürfe. l 

yy) Jene Annahme harmonire nicht mit dem Grunde, aus welchen jene Einſchräu— 
kungen des Eigenthums hervorgegangen ſind; denn wenn die Wand nur einige Zoll von 
der Grenze entfernt fei, fo fünne aus offenen Fenſtern in einer ſolchen Wand ebenſo leicht 
auf das benachbarliche Grundſtüͤck gegoſſen, geworfen und geftiegen werden, als wenn die 
Wand hart an der Gränze ſtehe. 

86) Wenn gleich nach $. 139 neue Gebäude bon denen des Nachbars 3 Fuß ent: 
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fernt bleiben müßten, Io bezwecke doch bei der Vorſchrift des §. 140 die Beſtimmung des 
; §. 139 nur eine Begünftigung des dauernden Eigenthümers; denn auch der Nachbar muͤſſe 
| \ mindeſtens 14 Fuß von der Gränze entfernt geblieben fein, und wenn er weiter zuruͤckge— 
H treten fei, ſolle dem anderen geftattet fein, der Gränze näher als 13 Fuß zu bauen. Daher 
If könne ſich die erwähnte Einſchränkung nur auf Fenſter in Wänden, welche nicht über 
10 14 Fuß von der Gränze entfernt find, beziehen, beſonders da ſonſt die im $. 121 aus dem 
N Vorhandenſein offener Fenſter gezogene Vermuthung jede Grundlage verlieren wuͤrde. 
. (Grein, Baurecht S. 83 und 84, Note 1 und 2.) 
Il G) Koch ſpricht ſich in folgender Art hierüber aus: | 
W Die Ausleger find über das »unmittelbar« verſchiedener Meinung. Einige wollen, 
| daß auch das Ein- und Ausſteigen und Werfen unmöglich gemacht werden müffe, und 
| deshalb die Beſchränkung in allen Fällen eintrete, wo nicht noch ein anderes Hinderniß 
(Mittel) auf der Gränze ſei. Dabei iſt die Natur des Eigenthums ganz bei Seite geſetzt. 
1 Jeder kann auf ſeinem Grunde bauen und machen, was er will, wenn er nicht aus d rück— 
lich beſchränkt iſt. Wäre jene Auslegung richtig, ſo müßte der Nachbar auch verhindern 
| können, daß das an der Gränze ſtehende Gebäude ganz abgetragen würde; denn da könnte 
H E erft recht Jeder über die Gränze gehen, ſehen und werfen. Hiergegen mag Jeder auf feine 


| 

— eigene Koſten ſein Grundſtück mit einer Bewährung umziehen. 

d (Lehrbuch des Preuß. Privatrechts, Bd. J. S. 402. Note 13.) 

| | 3) Was iſt im §. 138 unter den Worten: »wo ed die Umſtände ge— 
d ſtatten« zu verſtehen? 

d a) Das Trib. zu Königsberg führt (in dem Erk. v. 3. Nov. 1841) 


li aus, daß dabei nicht an die abſolute Möglichkeit gedacht ſei; denn jedes Fenſter 
! laſſe ſich erhöhen, bis es ganz aus der Stube verſchwinde, und noch weiter. 
dk Der §. 138 nehme vielmehr auf die jedesmaligen Umſtände, d. h. auf die rela— 
d tive Möglichkeit Rückſicht. (Jur. W. 142. S. 280.) 

, b) Die Reviſoren bemerken: 

/ Es kann der Fall fein, daß die geringe Höhe der Zimmer oder Behältniſſe, worin 
`, die Oeffnungen gemacht werden follen, eine vorſchriftsmäßige Anlage — nämlich ſechs Fuß 
| vom Boden erhöht — unmöglich macht. Auf dieſen Fall beziehen ſich die im $. 138 d. T. 
eingeſchalteten Worte: wo es die Umſtände geſtatten. Es muß alsdann durch 
Bauverſtändige beſtimmt werden, um wieviel die Oeffnungen von dem Boden des Be— 
hältniſſes zu erhöhen find. Zur Rechtfertigung dieſer Anſicht, in ſofern es deren bedarf, 
| können die nach einem alten Manuſkript in Mathis jur. Monatsſchrift Bd. 2. S. 537 
1 seg, insbeſondere S. 366 abgedruckten Spezial-Obſervanzen der Berliner Bau-Kommiſ— 
| ſton, woraus die vorliegende Beſtimmung offenbar entnommen iſt, angeführt werden. 
Dort ift namentlich mit Bezug auf Behmer Nov. jus contr. Observ. 86 angeführt, wenn 


0 das Zimmer nicht ſechs Fuß hoch ſei, fo könne die Bau-Kommiſſton ex olfieio die Höhe 
des anzulegenden Fenſters über dem Fußboden feſtſetzen. 
(Geſetzrev. Pens. XIII., Motive zu Tit. 8. A8. 107— 117 d. E., ©. 69.) 
c) Grein äußert ſich dahin: 


| | Zu den Umſtänden, die Fenſter oder Oeffnungen D Fuß vom Fußboden zu erhöhen, 
, könne nicht gerechnet werden, daß Fenſter in einer Höhe von 6 Fuß das Zimmer verun— 
H ſtalteten; denn Fenſter, welche ö Fuß vom Fußboden entfernt angelegt ſeien, würden den 
| j Zimmern in einer Privatwohnung niemals zur Zierde gereihen. Eben iv wenig gehöre 
dahin, daß die Höhe des Zimmers nicht zulaffe, 6 Fuß vom Fußboden Fenſter von der 
d gewöhnlichen Fenſterhöhe anzubringen. Endlich konne es auch nicht in die Wilifür des 
f Eigenthuͤmers geitelit fein, die Verhältniſſe ſelbſt herbeizuführen, welche es nicht möglich 
1 machten, die Fenſter 6 Fuß vom Fußboden zu erhöhen. Daher muͤſſe der, welcher einen 
1 Neubau unternehme, und in einer unmittelbar an des Nachbars Hof oder Garten ſtoßen— 
W den Wand Fenſter anlegen wolle, dafür ſorgen, daß dieſeiben 6 Fuß vom Fußboden 
ö 9 erhöht werden konnten, und es ſei bei einem Neubau niemals zuläſſig, unter der geſetzlichen 
) Höhe Fenſter in einer Wand zu machen. (Grein, Baurecht S. 86.) 
8 ch Das Od. Trib. (Datum des Erk. konſtirt nicht nicht) führt aus, 
0 daß der Sinn nicht dahin gehe, daß hiernach der Eigenthümer feinen Fenſtern 
N alsdann die vorgeſchriebene Höhe geben folle, »wenn ihm die Umſtände es ge- 
. ſtatten «, d. h. wenn er es ohne Nachtheil für ſich thun könne. Denn wenn der 
$. 138. a. a. O. dieſen Sinn hätte, fo würde die Vorſchrift ganz ohne rechtliche 
Bedeutung und deren Befolgung lediglich von dem Belieben des Eigenthümers 
abhängig ſein. (Arnsberger Archiv, Bd. 10. S. 74.) 
4) Finden die Vorſchriften des §. 138 A. L. R. I. 8. auch auf Oeffnun— 
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gen und Fenſter, welche über der Luftſäule eines unmittelbar anſtoßenden Ge— 
bäudes des Nachbars angelegt worden, und auch auf Oeffnungen und Fenſter 
in nen errichteten Gebäuden, welche nicht unmittelbar auf der Gränze ſtehen, 
Anwendung. 

Verneint von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 23. Jan. 1841. 

(Pra. Nr. 975., Bröj. Samml. S. 26.) 

5) Der Einſchränkung des §. 138. (A. L. N. I. 8.) iſt nicht allein die An- 
lage von Oeffnungen und Fenſtern, welche die Einbringung von Licht in ein 
Gebäude bezwecken, ſondern auch die Anlage von Oeffnungen zu andern Zwecken, 
z. B. zur Beförderung des Luftzuges, unterworfen. 

So erkannt von dem II. Sen. des Ob. Trib., per sent. v. 26. März 
1850. (eEntſch. Bd. 19. S. 104.) 

d Zu $$. 142. und 143. a) Ueber den Begriff von »Fenſter« 
vergl.: 

a) im Allgemeinen: Jur. W. 1839. S. 116. Jur. 3. 1833. 
S. 467. und 968. Bielitz Nachtr. H. 2. S. 40., Grein, Baurecht S. 78. 

Bi Dorguth folgert aus dem beſtimmten Artikel: »die Fenfter« im 
$. 142., aus dem Zuſammenhang der 88. 137 ff. und aus der Natur der Sache, 
daß hier nicht bloß eigentliche Fenſter verſtanden werden. (Jahrb. Bd. 36. S. 246.) 

y) Der II. Sen. des O. L. G. zu M. führt in dem in der Themis 1838. 
S. 43. mitgetheilten Erk. (Datum konſtirt nicht) aus, daß die Aë. 142. und 
143. nicht von dem Falle, wo Bodenfenſter im Giebel verbaut werden, 
ſprächen, und daß es in dieſem Falle bei den allgemeinen Prinzipien der natür— 
lichen Freiheit bleibe. 

b) Iſt die in den $$. 142. und 143. ausgeſprochene Verpflichtung deſſen, 
der vor den Fenſtern des Anderen bauen will, nur bei Neubauten im eigent— 
lichen Sinne, oder auch bei Erhöhungen ſchon vorhandener Gebäude, als beſte— 
hend anzunehmen? 

Letzteres nehmen an: 

a) die Reviſoren, ohne dies jedoch näher zu begründen. 

(Gef. Reviſ. a. a. O. Motive zu 88. 107— 117. des Entw. S. 73.) 

8) Funk, welcher dieſe Anſicht durch Zuſammenſtellung der gë, 142. und 
143, mit dem allgemeineren §. 141. begründet. (Jur. W. 1839. S. 114.) 

1) Bielitz, welcher ausführt: 


* 


der 8. 142. enthalte eine Einſchränkung des S 141. indem es erlaubt ſei, ſo hoch zu 
bauen, wie man es für gut finde, und welche ſowohl auf Erhöhungen alter, als Errich— 
tung neuer Gebäude paſſe. Der 8. 142. ſpreche von einem neuen Bau, nicht von 
einem neuen Gebäude; daß man aus den Fenſtern des erſten und zweiten Stockwer— 
kes des Nachbarhauſes den Himmel zu erblicken außer Stand geſetzt werde, könne auch 
die Folge einer Erhöhung des alten Gebäudes fein; endlich verböten die 88. 46. und 
49. Einl. zum A. L. R. jedes Unternehmen, wodurch Jemand in dem bisherigen Ge⸗ 
brauche ſeines Eigenthums geſtört werde. (Nachträge, H. 2. S. 40) „ 

8) Grein, welcher ſich auf die ratio legis ſtützt, indem nämlich der 
wahrſcheinliche Grund der Beſtimmung, daß ein zehnjähriges Vorhandenſein 
von Fenſtern im nachbarlichen Gebäude, vor welchem gebaut werden ſolle, 
den angränzenden Eigenthümer in der Befugniß, in der ſonſt zuläſſigen 
Nähe zu bauen, einſchränken ſolle, in der Annahme liege, daß dieſe Einſchrän⸗ 
kung dem Eigenthümer, welcher es ſo lange unterlaffen habe, feinen Grund 
und Boden zu baulichen Anlagen zu benutzen, weniger nachtheilig fei, als 
dem Nachbar das Verbauen der ſchon 10 Jahre oder länger vorhandenen 
Fenſter. Sei dies richtig, ſo habe der Eigenthümer durch Errichtung eines 
Gebäudes zu erkennen gegeben, daß er ſeinen Grund und Boden zu ban— 
lichen Anlagen benutzen wolle, und es müſſe ihm auch geſtattet werden, dad 
Gebäude zu erhöhen, ſo wie ihm ſolches gleich geſtattet geweſen wäre. 

(Grein, Baurecht, S. 89, und Note 2.) 
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Dagegen wird die erſtere Alternative angenommen von dem L. und St. 
G. zu M. in dem Erk. v. 22. Mai 1827, wegen der Worte des $. 142. »dem 
neuen Baue, des §. 147, »unbebauter Zwiſchenraum,« und weil Einſchrän⸗ 
kungen des Eigenthums nicht ausdehnend erklärt werden dürfen. 

(Themis 1838. S. 41.) e 

c) Darf Jemand die Fenſter ſeines Nachbarn, der von einer anderen 
Seite her ſich kein Licht verſchaffen kann, durch Anlagen, die ihm keinen Nutzen 
gewähren (namentlich durch aufgerichtete Stangen, woran Bretter oder Latten 
befeſtiget ſind) verdecken? 

Es' verneinen: 

a) die Erk. (Gerichtshöfe und Data conſtiren nicht) im Centralbl. 1842. 
S. 539., weil dergleichen Anlagen lediglich dahin abzielten, den Nachbar in 
feinen Rechten zu kränken, wodurch gegen die Vorſchriften der 56, 27. und 28. 
A. L. R. I. 8. gehandelt werde. 

8) Grein, welcher bemerkt, 

daß dergleichen Vorkehrungen nicht das Recht erhalten können, die Fenſter des 
ere nach Ablauf von 10 Jahren zu verbauen; denn es involvirten ſolche keinen 
Dau, und nur ein ſolcher ſei geeignet, den Eintritt jener Einſchränkung des Eigenthums 
zu hindern. Auch brauche der Nachbar ſich dergleichen Vorkehrungen, die ihm Licht und 
Ausſicht entziehen, überhaupt nicht gefallen zu laſſen. Dies folge daraus, daß die Geſetze 
den Nachbar gegen das Verbauen eines Fenſters, ſobald daſſelbe 10 Jahre vorhanden, 
ſogar auf Koſten der Rechte des angrenzenden Eigenthümers ſchützen; daß dieſelben ferner 
den Umſtand, daß die Fenſter den Behaͤltniſſen Licht gewähren, höher ſtellen, als den, daß 
He durch die mögliche Ausſicht über das nachbarliche Grundſtück dem Nachbar läſtig werden 
und daraus, daß, wie die Motiven ergäben, dem Bau ad aemulationem entgegengetreten 
werden ſolle, welchem Vorkehrungen der gedachten Art gewiß gleich zu ſtellen ſeien. 

(Grein, Baurecht, S. 89. und Note 1.) 

d) Bezieht der Ausdruck Licht haben, im $. 142 ſich auf wirklich 
ſchon vorhandene Fenſter, oder auf die Möglichkeit, Zei anzulegen? 


Grein nimmt Letzteres an, indem er ausführt, 

daß wenn z. B. ein Behältniß durch die ganze Tiefe eines Gebäudes gehe, ſo daß 
es mit der einen Seitenwand an das nachbarliche Grundſtück, mit der andern an den Hof 
des Eigenthümers ſtoße, nicht abzuſehen ſei, weshalb der Nachbar mit neuen Gebäuden 
in der weiteſten Entfernung bleiben folle, da ſich der Eigenthümer des Gebüudes ſehr leicht 
durch Fenſter in der feinem Hofe zugewendeten Wand Licht verſchaffen könne. Die hier 
in Rede ſtehende Einſchränkung des Eigenthums führe dem eingeſchränkten Eigenthümer 
oft die größten Nachtheile herbei; fie folle nur bezwecken, daß dem Eigenthümer eines Ge— 
bäudes die Möglichkeit, Behältnſſſe deſſelben zu benutzen, nicht dadurch genommen werde, 
daß die Fenſter in ſolchen Behältniſſen verbaut, und denſelben das Licht genommen 
werde, welches der Eigenthümer anderweitig ſich nicht verſchaffen könne, und fie müffe auf 
die dem eingeſchränkten Eigenthümer am wenigſten läſtige Weiſe angewendet werden, 
ſobald es dem Nachbar möglich ſei, ſich von feiner eigenen Seite her Licht zu holen. 

(Grein, Baurecht, S. 91, Note 1.) 

e) Der Ausdruck: »von einer anderen Seite Licht haben« hat 
zu Zweifeln Veranlaſſung gegeben. 

8) Es iſt ſtreitig geworden: ob damit ein ſolches Licht gemeint fei, welches 
durch Oeffnungen oder Fenſter in einer unmittelbar an das Freie ſtoßenden 
Wand eingelaſſen wird; oder ob ein ſolches Licht genüge, welches aus einem 
anderen Zimmer mittelſt Gladthüren eindringt? 

Die erſtere Alternative haben das Stadt-Ger. zu Breslau (in dem 
Erk. de publ. den 26. April 1836) und der II. Sen. des O. L. G. zu Bres⸗ 
lau (in dem Erk. v. 14. Febr. 1837) angenommen, weil das Geſetz, wie der, 
Sprachgebrauch, unter dem Lichte eines Zimmers nur dasjenige verſtehe, 
welches durch Oeffnungen oder Fenſter in der Wand oder Mauer hineingebracht 
wird. ($. 137.) (Koch, Schleſ. Arch. Bd. 1. S. 365 ff.) 

8) Wann läßt ſich annehmen, daß es dem Eigenthümer unmöglich ſei, Do 
von feiner eigenen Seite her Licht zu verſchaffen? 
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Grein führt aus, daß, da eine abfolute Unmöglichkeit ſich in keinem 


Falle herausſtellen werde, weil ſich immer bauliche Veränderungen würden vor— 
nehmen laſſen, durch welche den Behältniſſen Licht zugeführt werden könne, 
ohne daß es nöthig ſei, daſſelbe durch Fenſter in einer dem Nachbar zugekehrten 
Wand zu haben, fo könne das Geſetz nur eine durch die beſtehenden Verhältniſſe 
bedingte Unmöglichkeit vor Augen gehabt haben, und es komme alſo darauf an, 
ob es dem Nachbar ohne weſentliche bauliche Veränderungen möglich ſei, einem 
Behältniſſe ſeines Gebäudes von feiner Seite her Licht zu verſchaffen oder nicht? 

(Grein, Baurecht, S. 91.) 

J) Iſt es, um den §. 143 anzuwenden, genug, wenn das Gebäude von 
einer anderen Seite her Licht haben kann, oder darf nur darauf geſe— 
hen werden, ob das Gebäude bisher von einer anderen Seite Licht ge— 
habt hat? 

Bornemann meint, daß nach den Worten und dem Inhalte der 
Materialien Letzteres angenommen werden müſſe. Denn in der revis. monit. 
heiße es immer: »Hat das Gebäude nur von dieſer Seite Licht und Fenſter «, 
ſo daß auf das Vorhandenſein der Lichtöffnungen das Gewicht gelegt worden; 
auch bringe die ratio legis dics mit ſich, nach welcher die Fenſterbeſitzer in statu 

quo bleiben ſolle. (Syſtem. Bd. 2. S. 247. Note ).) 

f) Unter welchen Umſtänden iſt anzunehmen, daß man aus den ungeöff- 
neten Fenſtern eines Zimmers den Himmel ſehen kann? 

0) Die Mehrzahl der Ausleger iſt der Anſicht, es ſei erforderlich, daß ein 
Menſch von gewöhnlicher Größe in gerader ungezwungener Stellung unmittel— 
bar vor den geöffneten Fenſtern, den Blick nach oben gekehrt, in der ganzen 
Breite der Fenſter den Himmel ſehen könne. i 

Für dieſe Anſicht haben ſich erklärt: 

aa) Das Erk. I. Inſtanz (Gerichtshof und Datum ſind nicht angegeben) 
im Arnsberger Arch. Bd. 2. S. 518.); denn der Zweck des Geſetzes könne 
nur dahin gehen, daß die Zimmer von oben unmittelbares Licht empfangen 
ſollen. | 

BB) Das Stadtgericht und der II. Sen. des O. L. G. zu Breslau 
in den Erk. v. 26. April 1836, und 14. Febr. 1837, weil das Geſetz 
keine beſonderen Stellungen vorſchreibe und ein Mann mittlerer Größe 
anzunehmen ſei. 

(Koch, Schleſ. Arch. Bd. 1. S. 365 und 366 und Centralbl. 1837. S. 1072.) 

aal Das Ob. Trib. in dem Erk. v. 10. Juni 1835, ausgehend haupt⸗ 
ſächlich von der Vorausſetzung, daß nach der Abſicht des Geſetzgebers der Neu⸗ 
bau, wenn ein Zimmer in ſeiner ganzen Ausdehnung 10 Jahre lang ſein Licht 
unmittelbar von oben empfangen habe, dieſen Zuſtand nicht mehr ſolle beein- 
trächtigen dürfen. (Arnsberger Arch. Bd. 2. S. 522.) | 

38) Boele, ſich auf die Entſtehungsgeſchichte der $$. 142 und 143 und 
den Zweck des Geſetzes ſtützend. (Ulrich, Bd. 2. S. 529.) | 

ee) Funk, welcher ſich darauf ftüßt, daß die alleg. Beſtimmung des A. L. 

R. ihren Grund in L. 16. de servit. praed. urban. habe, und dem praktiſchen 
Sinne der Römer nicht zuzutrauen ſei, darin das Weſen eines jus in re zu 
ſetzen, daß man knieend in einer Fenſterecke einen kleinen Theil des Himmels ſehen 
könne, weshalb auch nicht anzunehmen, daß die Redaktoren, die ſich dem Römi— 
ſchen Rechte anſchließen wollten, jenen Sinn ihren Worten haben unterlegen 
wollen. Außerdem ſtützt Funk ſeine Anſicht auch auf die ratio legis und den 
gewöhnlichen Sprachgebrauch. (Jur. W. 1839. S. 120.) 


8) Dagegen hatte bereits das Hofgericht zu Arnsberg (in dem Erk. 
v. Rönne, Bau-Polizei. 2. Aufl. ö 40 Ä 


em 


— — — 


pn — — 
—— 


ä— ̃ —̃ä — 

——— 

u ern Te < + 
en een Ä2 


— — 
rn ů— 


—— ͤ — 


(e net Ser 


ae wm gn — e 


626 Bau-Recht u. Bau-Pol.; Einſchränk. d. Baufreih. z. Beſten d. Nachbarn; 


v. 5. Aug. 1834) angenommen, daß es genüge, wenn der Nachbar, vor deſſen 
Fenſtern der Bau ausgeführt worden, auf irgend eine Weiſe aud den ungeöff— 
neten Fenſtern des unteren Stockwerkes den Himmel erblicken könne, weil die 
Geſetze, welche die Freiheit des Eigenthums beſchränken, eine extenſive Erklärung 
nicht zulaſſen, und die entgegengeſetzte Auslegung auf Ungereimtheiten führe. 
(Ulrich, Bd. 2. S. 520.) 
In Uebereinſtimmung hiermit hat: 


x) das Ob. Trib. mittelſt Plenar- Beſchl. v. 9. Dec. 1839 angenommen: 
Es genüge, wenn der Zwiſchenraum der Gebäude nicht weniger als drei Werkſchuhe 
betrage, und es dem Beſitzer des Nach barhauſes auf irgend eine Weiſe und in irgend einer 
Stellung möglich fei, aus den ungeöffneten Fenſtern im unteren, oder reſp. zweiten Stock— 
werke ſeines Hauſes in vertikaler Richtung den Himmel zu ſehen. Es ſei zuvoͤrderſt unrich— 
tig, anzunehmen, daß die in 88. 142 und 143 gegebene Regel bezwecke, den bisherigen 
Zuſtand der Erhellung des nachbarlichen Gebäudes zu ſichern. Denn der Nachtheil, den 
das neue Gebäude der Helligkeit der Behältniſſe in dem berechtigten bringe, könne auch bei 
der Annahme der entgegengeſetzten Grundſaͤtze ſehr verſchieden ſein; überdies laſſe fi) aus 
4 der Beſtimmung des $. 146 folgern, wie das A. L. R. eine Verabredung, daß alles unter: 
| ) fagt werden dürfe, was den bisherigen Zuſtand zum Nachtheile des Berechtigten irgend 
/ verändert, als eine Ausdehnung der im 8. 142 dem Berechtigten zugeſprochene Befug⸗ 
d niffe betrachte. Es folge alſo aus dem 8. 142, daß ſich der Berechtigte nicht über eine bloße 
Veränder ung der Helligkeit ſeiner Behättniffe, ſondern nur dann beſchweren könne, 
wenn die Veränderung über die geſetzlichen Grenzen hinausgehe. Da die in den 88. 142 
D und 143 vorgeſchriebene Beſchränkung nicht blos als erworbene Grundgerechtigkeit, ſon— 
D dern auch als geſetzliche Eigenthumsbeſchränkung eintreten könne, ſobald nur die Fenſter 
des Nachbarn ſchon 10 Jahre vorhanden find, fo erhelle aus der Natur des in Rede ſte— 
U henden Verhältniſſes, das bei der gleichen Freiheit eines jeden Eigenthumers, auf feinem 
d Grundſtücke zu bauen, hier eine Anwendung des 8. 97 der Einl. zum A. L. R. gemacht 
) | worden, womit die im A. 146 aufgeſtellte Präſumtion fonfequent zuſammenhänge, fo daß 
die Annahme, daß der $. 142 nicht den bisherigen Zuſtand aufrecht erhalten, ſondern nur , 
| beftimmen folle, wie weit derſelbe zum Nachtheile eines bereits vorhandenen Gebäudes ver— 
kb ändert werden dürfe, auch mit den leitenden Prinzipien des A. L R. harmonire. Auch die 
| Materialien (wie näher gezeigt wird) beſtätigten dieſe Intrepretation, indem nach deren 
N Inhalte bloß die Abſicht zum Grunde liege, zu verhindern, daß die Behältniſſe, welche bis— 
her Licht gehabt haben, durch einen Neubau ganz unbrauchbar gemacht werden. „Daß 
H übrigens erforderlich ſei, daß der Himmel in vertikaler Richtung geſehen werden konne, 
10 und nicht genüge, wenn man denſelben nur nach einer oder auch nach beiden Seiten zu Er: 
1 blicken vermöge, folge theils daraus, daß die Vorſchrift des 8. 142 mehr gewähren ſolle, 
als die unbedingte Regel des §. 139, theils daraus, daß es nach den Worten des 8. 142 
darauf ankomme, wie weit das neue Gebäude, welches vor den berechtigten Fenſtern 
aufgeführt wird, das Licht beſchränken dürfe, das von dieſer Richtung her in die Fen— 
ſter ftüher eingefallen ift. 
(Juſt. Min. Bl. 1839. S. 432. — Jur. W. 1840. S. 48. Simon, Entſch. 
Bd. 5. S. 166.) 


8) Grein iſt ebenfalls der Anſicht des O b. Trib.; denn das Geſetz ver⸗ 
1 lange nur, daß das Fenſter nicht geöffnet werde, und bezwecke nicht, den Bewoh— 
1 nern des Behältniſſes den Blick zum Himmel zu erhalten, ſondern nur, dem Be— 
| hältniſſe nicht das nöthige Licht zu entziehen. 

| (Grein, Baurecht, ©. 92.) 
| 

j 
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| e) Die Reviſoren halten die Beſtimmung des §. 142 für ſchwankend 

und undeutlich. Wenn man ſie dahin auslege, daß eine vor dem Fenſter aufrecht— 
) ſtehende Perſon den Himmel müffe erblicken können, fo komme man auf Will— 
| kührlichkeit, weil die Größe und Dicke, mehr aber noch die Haltung der Perſon 
\ von dem erheblichſten Einfluffe ſei. Es ſei daher zur Sprache gekommen, ob nicht 

die Geſichtslinie durch die innere Doſſirung der unteren Fenſterbank und die äußere 
Doſſirung der oberen Fenſterbank gegeben werden könne; allein bei dieſer Aus— 
| legung bilde die Dicke der Mauern und die Breite der Fenſterbänke, wider die 
K ` Natur der Sache, einen entſcheidenden Moment, und außerdem ſei auf dieſe 
) Weiſe für das Bedürfniß des Lichts fehr wenig geforgt, weil man noch bei einem 


geſetzliche Einſchränkung; Licht und Ausſicht. 627 


ſehr geringen Abſtande des benachbarten Hauſes den Himmel werde erblicken 
können. (Gef. Rev. a. a. O. Motive zu 88. 107117 des Erk. S. 73.) 


g) In Verbindung mit der vorigen ſteht die fernere Frage: ob der Nach— 
bar ſchon dann den Bau eines neuen Gebäudes unterſagen kann, wenn er nicht 
durch das ganze ungeöffnete Fenſter den Himmel erblicken kann? 

Es bejahet das Juſt.⸗Amt Brilon (in dem Erk. v. 15. Aug. 1829); 
denn es könne nicht die Abſicht des Geſetzgebers geweſen fein, das dem Nachbar. 
und Fenſterbeſitzer gewährte Recht dadurch wieder zu verkümmern, daß es ſchon 


hinreichend ſein ſolle, wenn der Himmel auch nicht durch das ganze Fenſter, 


ſondern nur durch einzelne Scheiben oder Scheibenreihen erblickt werden könne. 
Eine ſolche Auslegung ſei auch dem Wortverſtande des §. 142 h. t. zuwider, da 
Neier §. nicht von einem einzelnen Theile der Fenſter ſpreche, und da, was vom 
Ganzen Recht ſei, auch von allen einzelnen Theilen des Ganzen gelten müſſe. 
(Arnsberger Arch. Bd. 1. S. 364.) a 
Dagegen verneint das Hofgericht zu Arnsberg (per sent. v. 2. 
März 1830), welchem das O. L. G. zu Münſter (in dem Reviſ. Erk. v. 6. März 
1831) beigetreten iſt, da der 8.142 nur verlange, daß man überhaupt aus dem 
ungeöffneten Fenſter den Anblick des Himmels gewinnen könne, nicht aber, daß 
dieſes aus allen Theilen deſſelben möglich ſei. (a. a. O. Bd. 1. S. 636.) 


h) Muß der, nach deſſen Grundſtück die Fenſter angelegt ſind, nothwendig 
binnen zehn Jahren bauen, oder kann er ſich ſein Recht auch durch eine Pro— 
teſtation, die, dritter Beſitzer wegen, in das Hypothekenbuch des benachbarten 
Grundſtückes eingetragen werden müßte, erhalten? 

Die letztere Alternative nehmen an: 

a) Bornemann, weil die Entſtehungsgeſchichte der §§. 142 u. 143. er⸗ 
gebe, daß das Recht der Fenſterbeſitzer aus einer ſtillſchweigenden Einwilligung 
des Andern gefolgert werde, und weil es dem Rechtsprinzipe widerſprechen würde, 
wenn das, was nicht kraft eines beſonderen Rechtes, ſondern ex libertate natu- 
rali geſchieht, und daher von dem Anderen gar nicht gehindert werden kann, 
in der Folge, ohne Rückſicht auf den Widerſpruch und die Reſervation dieſes 
Anderen, dennoch ein Recht gegen denſelben begründen ſollte. Es ſei daher an— 
zunehmen, daß die §9. 142 und 143 nur, Platz greifen können, wenn der Andere 
ſich durch eine Proteſtation das Recht des Verbauens nicht reſervirt habe. 

(Syſtem, Bd. 2. S. 244 und 245.) 

6) Bielitz, weil durch eine bei Gericht eingelegte und dem anderen Theile 
bekannt gemachte Proteſtation nach §. 56 1. A. L. R. I. 9. der Lauf der Verjäh— 
rung durch Nichtgebrauch unterbrochen und jedes Recht gegen die nachtheiligen 
Folgen der Handlungen eines Anderen nach §§. 413 und 466 A. L. R. I. 14. 
verwahrt werden könne. (Jur. W. 1839. S. 122.) i 

Dagegen halten die erſtere Alternative für richtig: . 

a) Funk, weil jede Proteſtation ein gewiſſes Recht bei dem Proteſtirenden 
vorausſetze, in welches vor der Proteſtation eingegriffen, die Fenſteranlage aber 
eine geſetzliche Befugniß des Nachbars ſei, und weil ferner im Entw. die Zuläſ— 
ſigkeit einer Proteſtation ausgeſprochen geweſen, dieſe Vorſchrift jedoch geſtrichen 
und dagegen die auf drei Jahre anfänglich feſtgeſetzte Friſt in eine zehnjährige 
verlängert ſei, was dafür zu ſprechen ſcheine, daß man die Unzuläſſigkeit einer 
Proteſtation angenommen und es vorgezogen habe, zur Beſeitigung der ſonſti⸗ 
gen Härte des Geſetzes die Friſt des Bauens ſelbſt zu verlaͤngern. | 

(Jur. W. 1839. S. 117 u. 118.) J 
) Grein, welcher bemerkt, | | 
daß das Recht, Fenſter in einer dem Nachbar zugekehrten Wand audzubrechen, dem 


Eigenthümer als ſolchem zuſtehe, und von ihm nicht erſt durch Verjährung erworben zu 
werden brauche. In den Beſttz des Rechtes, dem Nachbar das Verbauen vorhandener 
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Fenſter zu unterſagen, komme er aber nicht durch das bloße Ausbrechen der Fenſter, ſon— 
1 dern erſt dann, wenn der Nachbar einen Gegenbau beginne, auf die dagegen erhobene Pros 
d teftation aber wieder davon abſtehe. Der auf zehnjähriges Vorhandenſein der Fenſter ge⸗ 
| gründete Erwerb des Rechtes, dem Nachbar das Verbauen der Fenſter zu unterſagen, 
| könne daher nicht auf Grundſätzen der Verjährung beruhen, welche einen zehnjährigen Be⸗ 
11 ſitz dieſes Rechtes vorausſetze, von welchem hier nicht die Rede ſei, und Maßregeln, welche 
d geeignet feien, die Verjährung zu unterbrechen, ftörten noch nicht den Lauf der hier erwähn— 
| ten zehnjährigen Friſt. Eine Klage gegen den Beſitzer der Fenſter, denſelben für nicht be— 
1 fugt zu erachten, nach Ablauf der zehnjährigen Friſt, dem Nachbar das Verbauen zu unter⸗ 
| ſagen, könne nach der Natur einer ſolchen Klage erſt angeſtellt werden, wenn der Beſitzer 
. der Fenſter ſich eines ſolchen Rechtes berühmt habe; fie ſei aber überhaupt nicht zuläſſig, 
H weil der Geſetzgeber nicht beabfichtigt haben könne. durch ein zehnjähriges Vorhandenſein 
d der Fenſter für den Eigenthümer ein Recht, dem Nachbar das Verbauen derſelben zu un» 
| | terfagen, nur zu dem Behufe in Ausſtcht zu ftellen, um den Nachbar zu veranlaſſen, den 


. Eintritt eines ſolchen Rechtes durch eine vor Ablauf der zehnjährigen Friſt anzuſtellenden 
Klage zu verhindern. Könne dies aber durch eine Klage nicht erreicht werden, ſo reiche eine 
Proteſtation dazu nicht aus, und es bleibe ſomit dem Eigenthümer nur übrig einen wirkli⸗ 


chen Gegenbau zu beginnen, wenn er den Eintritt jener Einſchränkung des Eigenthums 
verhindern wolle. (Grein, Baurecht, S. 90. und Note 1.) 


i) Bis zu welchem Zeitpunkte muß das Widerſpruchsrecht (ex 9. 142) 
ausgeübt werden? | 


a) Der II. Sen. des O. L. G. zu Ratibor führt (in dem Erk. b. 29. 
Sept. 1838) aus: 


Der $. 142, ſetze voraus, daß der Bau noch nicht ausgeführt Tei, daß vielmehr der 
Streit zwiſchen den Nachbarn bei den erſten Vorbereitungen zum Bau, etwa bei der Ab- 
gränzung des Bauplatzes, entſtehe. Die Worte: »der Bau ſolle zurücktreten «, könnten 
nicht für ſynonym mit: »abgebrochen, niedergeriſſen werden« erachtet werden, anders aber, 
als durch theilweiſes und totales Abbrechen, laſſe ſich das Zurücktreten eines aufgeführten 
Gebäudes nicht bewirken. Die Vorausſetzung, daß erſt gebaut werden folle, erhelle auch 
aus den Anfangsworten des Geſetzes: »ſind jedoch die Fenſter des Nachbars, vor welchen 
gebaut werden foll«, und finde ſich auch im 8. 144. auögefprochen. Hiermit ſtimmten auch 
die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften überein. Nach 8. 48. A. L. R. I. 7. könne ohne 
Beſttzergreifung keine Art des Beſitzes erlangt werden. Die Beſttzergreifung von Rechten, 
die nicht aus dem Befige einer körperlichen Sache von ſelbſt folge, könne nur durch deren 
Ausübung erlangt werden. (8. 78. I. c.) Das Recht, vom Nachbar zu fordern, 
daß er in einer gewiſſen Entfernung von den Fenſtern eines Nachbarhauſes auf ſei⸗ 
nem eigenen Grundſtücke kein Gebäude errichte, fei kein aus dem Eigenthum des Hauſes 
abſolut fließendes Recht, und erfordere daher die Beſttzergreifung. Die zehnjährige Bülten ` 
der Fenſter fei nur der Titel ($. 132. A. L. R. I. 2.) zur Beſchränkung des Eigenthums⸗ 
rechtes des Nachbars. Die Handlung, wodurch der Befiß dieſes Unterſagungsrechts gr: 
worben werde, Tei das Verbieten des Baues, und dieſes müfje gleich beim Beginnen des 
Baues erfolgen (8. 128. Tit. 7., 8. 43. Tit. 22. A. L. R. I., in Verbind. mit g. 48. I. 7.) 

(Koch's Schleſ. Arch. Bd. 4. S. 177., Jur. Wochenſchr. 1840. S. 677.) 


Di Das Ob. Trib. hat dagegen (in dem Erk. v. 6. Sept. 1839) an⸗ 
genommen, daß der §. 142. nicht auf den Fall einzuſchränken Tel, daß der Streit 
zwiſchen den Nachbarn bei den erſten Vorbereitungen zum Bau entſtehe. 


Denn zur Ausübung des Widerſpruchsrechtes Tei erſt dann Veranlaſſung borhans 
den, wenn eine Beeinträchtigung des Lichtrechtes angenommen werden konne. Eine ſolche 
könne der berechtigte Nachbar aber dann, wenn die Vorbereitungen zum Neubau gemacht 
werden, noch nicht annehmen, weil es noch nicht feſtſtehe, ob das Gebäude feinen Behält- 
niſſen das Licht rauben werde. Erſt wenn er dies wiſſe oder wiſſen mußte, ſei er veran⸗ 
laßt und verpflichtet, ſein Unterſagungsrecht auszuüben. Vor Beginn des Baues ſei daher 
eine Veranlaſſung zur Ausübung dieſes Rechtes in der Regel nur dann vorhanden, wenn 
der Beſitzer des Hauſes von dem bauenden Nachbar in Betreff der Höhe des vorzuneh— 
menden Baues dergeſtalt unterrichtet worden, daß das Vorhandenſein des im 8. 142. ges 
dachten Falles angenommen werden konne. Habe er dieſe Kenntniß erſt nach angefange— 
nem Baue erhalten, ſo ſei er bei Ausübung ſeiner Befugniß berechtiget, das Zurücktreten 
des Gebäudes zu begehren, wenn dies auch nur durch Niederreißen oder Abtragen bewirkt 
werden könne, weil ſonſt das Widerſpruchsrecht in vielen Fällen illuſoriſch gemacht mer 
den würde. Das Recht aus 8. 142. bedürfe auch keiner beſonderen Beſttzergreifung, ſon— 
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dern ſei ein Ausfluß des Eigenthums an der Sache. mit der übergehe. (8. 77. 
A. L. R. I. 7.) — 95 Schl. gen Bd. 4. ©. Ze Jur. . 85 S. 680) 
ü K) Kann der Fenſterbeſitzer gegen den, welcher dieſelben zu verbauen an— 
fängt, in possessorio summariissimo auf Unterlaſſung des Baues klagen? 

Bornemann theilt mit, daß das Stadtgericht zu Berlin und das 
Kammergericht, und zwar, nach ſeiner Anſicht, mit Recht, das Gegentheil 
angenommen haben. Denn aus dem bloßen Daſein der Fenſter laſſe ſich noch 
nicht auf den Beſitz eines Fenſterrechtes ſchließen. Bis zum Beweiſe, daß die 
Fenſter ſeit mindeſtens 10 Jahren beſtehen, oder ein Fenſterrecht ausdrücklich 
konſtituirt worden, ſei anzunehmen, daß der Eine nicht vermöge eines beſonderen 
Rechtes, ſondern Kraft ſeiner natürlichen Freiheit als Eigenthümer die Fenſter 
habe, und der Andere nicht durch den Bau in ein beſonderes Recht des Erſteren 
eingreife, ſondern ſich ebenfalls nur ſeiner natürlichen Freiheit als Eigenthümer 
bediene. Wenn aber der Fenſterbeſitzer die zehnjährige Exiſtenz der Fenſter 
nachweiſe, jo werde in die Poſſeſſorienklage ein fremdartiger Gegenſtand, die 
Frage nach dem Fenſterrechte ſelbſt, hineingebracht, was durchaus unzuläſſig ſei. 

(Syſtem Bd. 2. S. 249.) 

D Auf Zäune, Planken und Scheidewände find die geſetzlichen 
Vorſchriften über den Abſtand neu errichteter Gebäude von Gebäuden des Nach— 
bars nicht auszudehnen. 

Angenommen von dem II. Sen. des O b. Trib. unterm 13. Mai 1852. 

(Entſch. Bd. 22. S. 479. Präj. Nr. 2378 u. Bd. 23. S. 53.) 

m) Nach Lübiſchem Rechte kann jeder Nachbar ein neues Gebäude bis 
an die Gränze ſeines Grundſtückes vorrücken, wenn nur nicht das Traufrecht, 
in deſſen Beſitz der andere Nachbar ſich befindet, dadurch beeinträchtiget wird. 

Erkannt von dem II. Sen. des O b. Trib. unterm 25. Mai 1852. 

(Striethorſt's Arch. Bd. 5. S. 278. Nr. 51.) 

n) Nach den Danziger Statutar-Rechten (Jus Culmense ex ult. rev. 5. 
Buch 3. Tit. 4. Kap. 3. Danziger Willkühr Thl. I. Kap. 3. Art. 6 — 8.) kann 
der Beſitzer eines Gebäudes nur, wenn er ein Unterſagungsrecht erworben hat, 
den Nachbar hindern, daß derſelbe durch Erhöhung der gemeinſchaftlichen 
Brandmauer, oder durch einen Bau überhaupt, die in ſeiner, nach dem benach— 
barten Grundſtücke zugekehrten, Wand befindlichen Fenſter verbaue. 

Die Beſtimmungen des A. L. R. I. 8. 86. 139— 143 können geben Melen 
Statutar⸗Rechten nicht zur Anwendung kommen. 

Erkannt von dem II. Sen, des Ob. Trib. unterm 13. Dec. 1849. 

(Entſch. Bd. 20. S. 428.) | 


Zweite Unter: Abtheilung. 


Von den nachbarlichen Einſchränkungen des Eigenthums durch 


beſondere Nechtstitel, in ſofern aus dieſen Grundgerechtigkeiten 
bei Gebäuden hervorgegangen ſind. 


I. 


Vom Rechte der freien Ausſicht (servitus luminum und 
servitus prospectus). 


A. Vom Rechte der freien Ausſicht im engeren Sinne 
(servitus luminum). 


In Gemäßheit der Vorſchrift des A. L. R. Th. I. Tit. 8. §. 138 *) iſt der 


1) Oben S. 618. 
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Eigenthümer eines Grundſtückes verbunden, Fenſter in einer unmittelbar an des 
Nachbars Hof oder Garten ſtoßenden Wand oder Mauer zu vergittern oder zu 
verſtäben, und, wo es die Umſtände geſtatten, ſechs Fuß von dem Boden des 
Zimmers oder Behältniſſes zu erhöhen. Eine den Eigenthümer von dieſer Ver— 
bindlichkeit befreiende Grundgerechtigkeit iſt als Recht der freien Ausſicht 
im engeren Sinne (servitus luminum) zu bezeichnen, welches alſo an ſich 
noch nicht die Befugniß ertheilt, dem Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks 
das Verbauen der Fenſter des berechtigten Grundſtücks zu verbieten. Der Eigen— 
thümer des belaſteten Grundſtücks wird durch die servitus luminum nicht in der 
Befugniß beſchränkt, der nachbarlichen Gränze ſo nahe zu bauen, als die Geſetze 
ſolches ſonſt zulaffen, wenngleich durch einen ſolchen Bau den Fenſtern des be⸗ 
rechtigten Grundſtücks das Licht entzogen wird; denn wer dem Nachbar ge— 
ſtattet, offene (nicht vergitterte oder verſtäbte) Fenſter zu halten, begiebt ſich 
dadurch noch nicht der Befugniß, ſeinen Grund und Boden, ſoweit es ſonſt zu— 
läſſig, zu baulichen Anlagen zu benutzen. Denn das A. L. R. Th. I. Tit. 22. 
$. 62. beſtimmt nur: 

Das Recht der freien Ausſicht ſchließt die Befugniß in ſich, auch in einer an des Ver- 
pflichteten Hof oder Garten unmittelbar anftoßenden Mauer neue Fenſter zu öffnen. 

Offene Fenſter verhindern aber den Nachbar nicht, dieſelben zu verbauen, 
wenn ſie nicht bereits zehn Jahre beſtehen, und wenn das Recht zur Haltung 
offener Fenſter dieſe Wirkung haben ſoll, ſo muß dies ausdrücklich ausgeſpro— 
chen werden. 

B. Von dem Rechte der freien Ausſicht im weiteren Sinne 
(servitus prospectus). 

Iſt die Abſicht bei Konſtituirung des Rechtes der freien Ausſicht dahin ge— 
gangen, dem Eigenthümer des berechtigten Grundſtückes eine Ausſicht über das 
des Nachbars zu gewähren, oder iſt dies Recht in ſolchem Umfange während der 
Verjährungsfriſt im Beſitze des Berechtigten geweſen, ſo giebt daſſelbe nicht bloß 
die Befugniß, dem Eigenthümer des belaſteten Grundſtückes das Verbauen der 
Fenſter zu unterſagen (servitus ne luminibus officiatur), ſondern es darf die— 
ſer auch ohne Genehmigung des Berechtigten einen ſolchen Bau auf dem bela— 
ſteten Grundſtücke nicht vornehmen, welcher zwar den Fenſtern das Licht nicht 
entzieht, aber die Ausſicht aus denſelben beſchränkt. Denn das Recht der freien 
Ausſicht in dieſem Umfange (servitus prospectus) ſoll nicht bloß das Licht, 
ſondern auch die aus den Fenſtern mögliche Ausſicht erhalten. 

Iſt zweifelhaft, ob eine servitus luminum oder prospectus hat 
ertheilt werden ſollen, ſo iſt für erſtere zu präſumiren, da ett die geringſte 
Eigenthums⸗ Einſchränkung enthält. 


II. | 
Von der rei dem Nachbar das Verbauen vor— 
handener Gel zu unterfagen (servitus ne luminibus 
officiatur). 


Dies Recht hat der Eigenthümer eines Grundſtückes vermöge der Geſetze 

nur dann, wenn die Fenſter, vor welchen gebaut werden D ſchon zehn Jahre 
oder länger vorhanden find. (A. L. R. l. 8. . 142. 1) 

Wer alſo auch innerhalb der zehnj ährigen Friſt den Nachbar verhindern 
will, angelegte Fenſter zu verbauen, oder wer ein ſolches Recht in einem größeren 
Umfange, als dem geſetzlichen nach Ablauf der zehn Jahre, ausüben will, der 
muß daſſelbe durch beſonderen Rechtstitel erwerben. Waltet ein Zweifel über 


1) Vergl. oben S. 619. 


aus beſond. Rechtstitel; Recht der freien Ausſicht. 631 


den Umfang der servitus ne luminibus officiatur ob, und es läßt ſich ſolcher 
nicht beſeitigen, fo tritt die Vorſchrift des §. 142. cit. ein, wobei der $. 146. 
ibid. maßgebend iſt. 


III. 
Vom Traufrechte. 


Das Traufrecht (servitus stillieidii) beſteht in der Befugniß, das 
durch Naturereigniſſe herbeigeführte Waſſer vom Dache feines Gebäudes unmittel— 
bar auf den nachbarlichen Grund und Boden tröpfeln zu laſſen. 

Das A. L. R. beſtimmt darüber: 


1) Thl. I. Tit. 8. 8. 189. 


Wer ein Gebäude an der Gränze aufführt, darf, in ſofern er nicht ein beſonderes 
Recht dazu erworben hat, die Dachtraufe weder auf des Nachbars Grund und Boden, 
noch über denſelben hinwegleiten. 


2) Thl. I. Tit. 22. Ae 59—61.: 
8. 59. Auch die als Grundgerechtigkeit Jemanden zukommende Befugniß der Dach⸗ 


traufe, oder des Ausguſſes auf das benachbarte Grundſtück, muß allemal fo eingerichtet 
werden, daß der Nachbar dadurch fo wenig Nachtheil, als möglich, erleide. 


8. 60. Iſt zur Abführung der Flüſſigkeiten ein Kanal erforderlich, ſo muß derſelbe 
bedeckt und mit einem eiſernen Gitter verſehen werden. 


8. 61. Wer das Traufrecht hat. muß dennoch geſchehen laſſen, daß der Nachbar in 
der nach allgemeinen Vorſchriften zuläſſigen Nähe an ſeinen Gebäuden heraufbaue, wenn 
er nur unter der Traufe bleibt, und ſelbige unter ſein Dach nimmt. 


Der Traufberechtigte iſt in Ermangelung beſonderer Beſtimmungen nur 
befugt, das durch Naturereigniſſe auf das Dach des berechtigten Grundſtückes 
fallende Waſſer nach den beſtehenden Verhältniſſen dieſes Daches von demſelben 
unmittelbar auf das nachbarliche Grundſtück tröpfeln zu laſſen. Er iſt ohne ſpe— 
zielle Einwilligung des Eigenthümers des belaſteten Grundſtückes nicht befugt: 


1) das Regenwaſſer aufzufangen und durch Rinnen auf das nachbarliche 
Grundſtück zu leiten (servitus stillieidii recipiendi); 

2) durch eine Vergrößerung des Gebäudes oder eine größere Ausdehnung 
des Daches dem nachbarlichen Grundſtücke eine größere Waſſermaſſe 
zuzuführen; 

3) das berechtigte Gebäude zu erhöhen oder zu erniedrigen, und dadurch 
der Traufe einen höheren oder niedrigern Fall zu geben; 

4) den Vorſprung des Daches weiter, als bisher in den Luftraum des 
nachbarlichen Grundſtückes zu führen. 


IV. 
Vom Rechte des Ausguſſes. 


Bei ſtädtiſchen Grundſtücken ift der Eigenthümer ſchuldig, das auf feinem 
Grundſtücke ſich ſammelnde Waſſer von dem nachbarlichen Grundſtücke durch eine 
gerade Lage der Oberfläche oder andere Vorkehrungen abzuhalten. Wenn er 
daſſelbe durch Veränderung der Bodenfläche oder andere Anlagen dem nachbar— 
lichen Grundſtücke zuführen will, fo muß er hierzu durch ſpeziellen Titel ein 
Recht (das Recht des Aus guſſes) erworben haben, worüber das A. L. R. 
Th. I. Tit. 22.98. 59 u. 60. *) die näheren Beſtimmungen enthält. 


1) Siehe oben. 
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V 


Von dem Rechte der Benutzung einer nachbarlichen Wand 
oder Mauer. | 


Diefe Grundgerechtigkeiten können ſehr verſchieden ſein; die gewöhnlichen 
Arten aber ſind: 


1) das Recht an die nachbarliche Mauer ein Gebäude ohne Gegenwand 

zu ſetzen; 

2) das Recht, auf die nachbarliche Mauer zu bauen, oder Balken auf die— 

ſelbe zu legen (servitus oneris ferendi); 

3) das Recht, in die nachbarliche Mauer Balken zu legen (servitus tigni 

immittendi). 8 | 

Dieſe Grundgerechtigkeiten können nur durch ſpeziellen Rechtstitel erwor— 
ben werden. 

Das A. L. R. Th. I. Tit. 22. ge 55 — 58. disponirt darüber Fol⸗ 
gendes: N N 

8. 55. Das Recht auf die eigenthümliche Mauer eines Andern zu bauen, oder einen 
Balken auf dieſelbe zu legen, muß, als eine Grundgerechtigkeit, beſonders erworben 
werden. l N 

8. 56. Eine ſolche Mauer muß der Eigenthümer unterhalten, oder das Eigenthum 
derſelben aufgeben, und es dem Berechtigten überlaſſen. . 

8. 57. Wenn der Eigenthümer einer Mauer, die das Gebäude eines Andern unter⸗ 
ſtützt, dieſelbe ausbeſſert, oder von Neuem aufführt: fo muß er das Gebäude fo lange au 
ſeine Koſten unterſtützen. 5 ö 

8. 58. Hat ein bloßer Zufall den Bau nothwendig gemacht, oder wird ſelbiger von 
dem Verpflichteten bloß zum Beſten des Berechtigten geführt: fo muß letzterer für die 
Unterſtützung ſeines Gebäudes in der Zwiſchenzeit, bis der Bau vollendet werden kann, 


ſelbſt ſorgen. 


Zweites Kapitel. 


Bau⸗Polizei-Geſetze und Bau-Ordnungen für einzelne Regie— 
rungs-Bezirke und Städte "A 


I. Provinz Brandenburg. 


1) Inſtr. der K. Neumärkiſch. Kr. u. Dom. Kammer v. 1. Juni 1798, 
wegen der neuen Bauten und Haupt-Reparaturen der Bürgerhäuſer in den 
Städten der Neumark 2). (Hoffmann's Repert. der Preuß. Brandenb. Geſetze 
Th. J. Fortſ. 2. S. 263., Rabe's Samml. Bd. 13. S. 335.) | | 

2) Bekanntmach. des K. Ob. Präſid. der Provinz Brandenburg v. 20. 
Jan. 1832., mit den baupolizeilichen Vorſchriften zur Verhütung der 
Feuersgefahr für die zu einer Feuerſocietät verbundenen Städte der Kur: 
und Neumark. (A. XVI. 203. — 1. 82.) 

Dazu: 

„a) R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 9. Juli 1840, nebſt Bekanntmach. des Ob. 
Prafid. v. 14. Okt. 1840. (Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 373. Nr. 662.) 
b) R. des Ob. dran v. 21. Okt. 1832. (A. XVI. 1022. — 4. 112.); 


c) R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 25. Jan. 1834. 
(A. XVIII. 241. — 1. 144.) 


d) R. des K. Min. des J. u. der P. v. 22. April 1835. 
(A. XIX. 500. — 2. 142.) 


1) Da dieſe Verordnungen, ſofern fie noch von praktiſchem Intereſſe, durch die 
betr. ni publicirt worden, fo erſchien die Hinweiſung darauf 
genügend. N | 

*) Dieie Lokal⸗Verordn. ift durch die neuere Geſetzgebung zum größten Theile für 
antiquirt zu erachten. f 
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e) R. des K. Min. des J. u. der P. v. 12. Jan. 1833 
(A. XVII. 210. — 1. 127 ` e ` 


f) Bekanntmachung des K. Ob. Präfid. v. 31. Jan. 1837. 

(A. XXI. 245. . 244.) * u | 

3) R. des K. Min. des J. b. 11. Okt. 1847 mit der Bau-Polizei⸗Ord⸗ 
nung und der Feuer- und Löſch-Ordnung für das platte Land der Provinz 
Brandenburg und der Kreiſe Dramburg und Schievelbein. 

(Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 7. Nr. 11.) 

4) Für die Stadt Berlin n): 
S. Sachs, Spezial⸗Bau⸗Reglement für die Stadt Berlin. Mit Erläut. Nebſt einem 


1038 welcher die im A. L. R. zerſtreut befindlichen Bangeſetze enthält. 8. Berlin. 


a) Bau⸗Ordnung für die Stadt Berlin v. 30. Nob. 1641. 


(Hoffmann's Repertor. d. Pr. Brandenburg. G. S. Thl. I. S. 538., Rabe's 
Samml. Bd. I. Abth. 1. S. 29.) 


b) R. b. 6. Aug. 1733 nebſt Gutachten der Churmärk. Kr. und Dom. 
Kammer v. 3. Juli 1733. (Mylii C. C. M. Tom. VI, Abth. II. Nr. 236.) 


c) Spezial⸗Obſervanzen, nach welchen die Bau-Kommiſſton in Berlin 
erkennt (Mathis jur. Mon. Schr., Bd. 2. S. 357.) 2). 


d) Bau-Polizei-Ordn. für die Stadt Berlin, v. 21. April 18533). 

(Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 119. Nr. 102.) N 

II. Provinz Preußen. 

1) Publik. des K. Polizei-Präſid. zu Königsberg, v. 12. Mai 1817., 
betr. die Bau-Polizei. (A. I. 245. — 2. 147.) | 


1) Ueber die Gultigkeit der Bau-Ordnung für die Stadt Berlin v. 30. Nov. 1641 
und der Berliner Spezial-Bau-Obſervanzen vergl.: 
a) das Appell. Erk. in Eiſenberg's und Stengel's Beitr. Bd. 18. S. 71. 
b) Jur. e 1832. S. 495—96., 666—673., 715—717., 1049—53., und 
1074-38. 
e) R. v. 9. April 1832. (Jur. Zeit. 1832. S. 495.) 
d) Grein, Rechtsverhältniſſe der Nachbarn in Bauangelegenheiten ꝛc. 8. Berlin. 
1842. (Vorrede S. 1. u. II.) 
e) Centralbl. für Preuß. Juriſten pro 1837. S. 1141. 
Ueber deren Gültigkeit in den Berliner Kämmereidörfern und den der Gerichts— 
ai des Magiſtrats zu Berlin unterworfenen Orten vergl. Jur. Zeit. pro 1835. 
e N 
2) Dieſe Beſtimmungen finden fi vollſtändig abgedruckt im Anhange zu dem alleg. 
Werke von Grein, die Rechtsverhältniſſe der Nachbarn in Bauangelegenheiten, 
worauf hier (zur Raumerſparung) verwieſen wird. 
3) Das C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. Arb. v. 6. Okt. 1853. (an ſämmtl. 
K. Reg.) bemerkt in Bezug auf dieſe Bau-Polizei⸗O.: 

Seit längerer Zeit hat ſich das Bedürfniß herausgeſtellt, die baupolizeilichen 
Vorſchriften für Berlin einer Reviſton zu unterwerfen, und in einer allgemeinen 
auf Grund des Geſ. v. 11. März 1850 zu erlaſſenden Verordnung zur allge— 
meinen Kenntniß zu bringen. 

Die mannigfachen Ruüͤckſichten, welche bei einer derartigen V. in Berlin in 
Betracht kommen, haben Veranlaſſung gegeben, die einzelnen Beſtimmungen 
nicht nur einer forgfältigen techniſchen Prüfung zu unterwerfen, ſondern auch 
vor Erlaß der Verordnung mit den verſchiedenen betheiligten Min. in Einver⸗ 
vernehmen zu treten. Dieſe V. iſt demnach als geeignet zu erachten, beim 
Erlaß ähnlicher Bau-Polizei-Verordnungen als Anhalt zu dienen. Die K. 
Reg. empfängt daher ein Exemplar jener Berliner Bau-Polizei-Ordnung v. 
21. April d. J. (Min. Bl. S. 119) mit dem Bemerken, daß die darin enthals 
tenen Vorſchriften zwar nicht für alle Städte maßgebend ſein werden, aber bei 
Entwerfung ähnlicher Verordnungen in ſofern von Werth fein, mochten, als 
danach der Umfang der polizeilichen Einwirkung bemeſſen und eine entſpre— 
chende Faſſung gewählt werden kann. 

(Min. Bl. d. i. V. 1853. S. 243. Nr. 200.) 


Zeg e EE A 
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2) Publik. des K. Polizei-Präſid. zu Königsberg, v. 5. April 1819. u. v. 
9. März 180750 betr. die baupolizeil. Vorſchriften. (A. III. 546. — 2. 167.) 
Dazu: | 
R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 4. Nov. 1823. an die K. Reg. zu 
Gumbinnen, betr. die Anwendung des Königsbergſchen Publik. v. 9. März 
1807, wegen baupolizeilicher Anordnungen im Reg. Bez. Gumbinnen. 
(A. VII. 967. — 4. 143.) 
III. Provinz Schleſien. 
a) Für den Reg. Bez. Oppeln. | 
1) Erneuerte Bau-Polizei⸗Geſetze und Verordnungen für die Städte im 
Departement der K. Preuß. Oberſchleſ. Reg. zu Oppeln. (A. I. 228. — 2. 143.) 
2) Publik. der K. Reg. zu Oppeln v. 19. April 1817, betr. das Bauen 
| in den Städten. (A. I. 227. — 2. 142.) | 
| b) Für den Reg. Bez. Liegnitz. 
1) Publik. der K. Reg. zu Liegnitz v. 23. Aug. 1816. 
| (Heinze's Baupol. S. 114.) 
A 2) R. der K. Reg. zu Liegnitz v. 24. Febr. 1818. (a. a. O. S. 136.) 
e) Für den Reg. Bez. Reichenbach. 
ö Publik. der K. Reg. zu Reichenbach v. 22. Dec. 1817., betr. die baupoli— 
| zeilichen Vorſchriften über Neubauten ꝛc. (A. I. 246. — 4. 136.) 
| d) Vergl. die im Polizeiweſen Bd. II. S. 283 — 302. mitgetheilten, 
} i zunächſt die Feuer-Polizei betr. Reglements und Publikanda, welche auch bau: 


polizeiliche Vorſchriften für die betr. Regierungs-Bezirke enthalten. 
dt. IV. Provinz Poſen. | | 
gd 1) R. des K. Min. des J. u. d. P. v. 30. Nov. 1837 an den K. Ob. Präſ. 
| der Prov. Poſen, welcher die von dem Magiftrate zu Poſen unterm 6. Mai 
1 ) 1838 entworfene und von der K. Reg. daſelbſt unterm 9. Juni 1838 beftätigte 
| Bauordnung für die Stadt Poſen genehmiget. (A. XXI. 1093. — 4. 208.) 
2) R. des K. Min. des J., Abth, II. (v. Manteuffel) v. 10. Mai 1846 
\ an die K. Reg. zu Bromberg und Poſen. Die Reg. im Großherzogthum 
| Poſen ſollen ermächtigt fein, in den dortigen Städten von den geſetzlichen Vor: 
Ki ſchriften in Betreff des Erforderniſſes von Zwiſchenräumen bei Häuſerbauten an 


den Straßen zu dispenſiren. 


Mit Bezug auf die Beſtimmung des Landtags-Abſchiedes v. 27. Dec. v. J., für die 
zum ſiebenten Provinzial-Landtage verſammelt geweſenen Stände des Großherzogthums 
Poſen, zu Nr. 33 der ſtändiſchen Petitionen, die beantragte Abänderung der in den 
88. 139 — 147 Tit. 8. Th. I. des A. L. R. enthaltenen Vorſchriften betreffend, wird die 
K. Reg. hiermit ermächtigt, in denjenigen Städten Ihres Regierungs-Bezirks, wo ſolches 
ale erſcheint, durch eine von Ihr zu beftätigende ortspolizeiliche Verordnung dafür 
zu ſorgen, i 
daß in Zukunft neu aufzuführende Gebäude in den Straßen und an öffentlichen 

Plätzen durch Zwiſchenräume nicht getrennt, ſondern, ſofern nicht beſondere Ver— 
hältniſſe eine von Ihr zu genehmigende Ausnahme erheiſchen, ſtets den vorhande— 
nen nachbarlichen Häuſern unmittelbar angebaut werden. 

Die K. Reg. hat jedoch, bevor Dieſelbe für die einzelnen Städte eine ſolche Anord— 
nung trifft, darüber die Magiſträte zu hören, und wenn dieſe etwa der Maßregel entgegen— 
treten, oder ſonſt in Beziehung auf die Ausführung der letzteren in einzelnen Städten 
Bedenken obwalten ſollten, deshalb die Entſcheidung des Min. des J. einzuholen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 86. Nr. 133.) 5 


1) Dies letztere Publ. gründet ſich auf die Genehmigung des vormaligen K. General- 
Direktoriums v. 9. März 1807. und iſt unterm 9. ej. m. von der vormaligen 
Kriegs- und Domainenkammer zu Königsberg beſtätigt worden. (Akt. des K. Min. 
des J. u. d. P., betr. die in baupolizeil. Hinſicht gegebenen Vorſchriften, Baupolizei⸗ 
Sachen, Gen. Nr. 7. Vol. II. fol. 4.) | | 
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V. Provinz Pommern. 

1) Publ. der K. Reg. zu Köslin v. 16. Aug. 1820, betr. das Verfahren 
bei Neubauten und Reparaturen in den Städten. (A. IV. 606. — 3. 91.) 

2) R. des K. Min. des J. v. 5. Aug. 1847 mit der Feuer⸗Polizei⸗Ordn. 
für die Städte Alt⸗Pommerns, ausſchließlich der Stadt Stettin und der Flecken 
Werben, Gülzow und Stegenitz. (Min. Bl. d. l. B. 1847. S. 233. Nr. 285.) 

3) R. deſſelb. Min. v. 9. Nov. 1847, betr. die Ausdehnung der Altpom— 
merſchen Feuer-Polizei-Ordnung auf die Flecken Werben, Gülzow und Ste— 
genitz. (Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 327. Nr. 396.) 


Vergl. dieſe R. im Suppl. Bd. II. zum Polizeiweſen, bei der Feuer— 


Polizei. 

VI. Provinz Weſtphalen. 

Publ. der K. Reg. zu Münſter v. 14. Jan. 1818, betr. die Bar-Polizei. 

(A. II. 162. — 1. 84.) 

VII. Rhein-Provinz. 

Für die Stadt Crefeld iſt ein Bau-Polizei-Reglement erlaſſen, welches 
durch die K. O. v. 22. März 1821 genehmiget und mittelſt R. der K. Reg. zu 
Düſſeldorf v. 28. April 1821 publicirt worden iſt. (A. V. 189. — 1. 108) 


Zweiter Abſchnitt. 


Vom Bauauf fremdem Boden, oder mit fremden 
Materialien, oder auf fremdem Boden mit fremden 
Materialien zugleich. 


Das A. L. R. handelt dieſe Lehre in Th. I. Tit. 9. unter dem Abſchn. 6. 
bon der Erwerbung der An- und Zuwüchſe ab. 


Erſtes Kapitel. 
Vom Bau auf fremdem Boden. 


Das A. L. R. Th. I. Tit. 9. 88. 327 333 disponirt: 

8. 327. Hat Jemand ein fur ſich ſelbſt beſtehendes Gebäude auf fremdem Grund 

und Boden ohne Vorwiſſen des Grundeigenthümers errichtet; fo hängt es von dem Grund— 
eigenthümer ab, das Gebäude zu erhalten, oder auf deſſen Wegſchaffung und Abbrechung 
u dringen. 
a 8 328. Wählt der Grundeigenthümer das letztere, ſo muß das Abbrechen und 
Wegräumen auf Koſten des Bauenden erfolgen; und dieſer haftet noch außerdem, nach 
dem Grade feiner Verſchuldung, dem Figenthümer für den erlittenen Schaden und ent» 
gangenen Gewinn. . 

8. 329. Verlangt der Örundeigenthumer die Erhaltung des Gebäudes, ſo kann er 
fich daſſelbe entweder ſelbſt zueignen, oder es mit dem dazu gehörenden Grund und Boden 
dem Bauenden überlaſſen. | . 

F. 330. Will der Gründeigenthümer das Gebäude behalten, jo muß er dem Bauen 
den die verwendeten Baukoſten, ſo weit fie den Werth des Gebäudes, nach der Schätzung 
der Sachverſtändigen, nicht überſteigen, geſtatten. { | 

8.331. Will der Grundeigenthümer das Gebäude dem Bauenden überlaſſen, ſo 
muß dieſer ihm den Werth des Grundes und Bodens vergüten, und noch außerdem den⸗ 
jenigen Schaden erſtatten, welchen der Eigenthuͤmer, durch Verengung des nöthigen Platzes 
oder ſonſt, nach ſeiner Lage und ſeinem Gewerbe erweislich leidet. 

8. 332. Hat der Eigenthümer des Grundes und Bodens um den Bau gewußt, 
und nicht ſogleich, als er davon Nachricht erhalten, der Fortſetzung deſſelben auf eine ſolche 
Art, daß es zur Wiffenfchaft des Bauenden gelangt iſt, widerſprochen; fo muß er mit der 
bloßen Entſchädigung für Grund und Boden ſich begnügen. . 

8. 333. Wie es zu halten Tel, wenn der Weber eines ganzen Guts Gebäude dar— 
auf errichtet, und hiernächſt das Gut, nebſt den Gebäuden, dem Eigenthümer zurückgeben 
muß, iſt im Titel vom Beſttze verordnet. (Tit. 7. 88. 204 — 221. 8. 238.) 


—— — "Zu 
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1) Ob und in wiefern gehen den ſpeciellen Vorſchriften der A6, 327— 332 
| des A. L. R. Th. I. Tit. 9. die Vorſchriften des A. L. R. I. 7. betr. die Melio⸗ 
| rationen des Beſitzers (ee, 204— 211) vor? 

Die Gen. Kom. zu Poſen führt (in dem Erk. v. 8. Jan. 1841) aus: 
| es ſei unbedenklich, daß der redliche Beſitzer im Falle des Sp. 332 A. L. R. J. 9. 
1 nicht blos die Meliorationskoſten, in Gemäßheit der 98. 204211 A. L. R. I. 7., fordern 
| könne; denn, es liege kein Grund vor, die günftigere Vorſchrift des $. 332 nicht, auf ihn 

anzuwenden. Dagegen ſtehe dem unredlichen Beſttzer nach §. 238 ded A. L. R. J. 7., 

N nur das Recht zu, die offenbaren Verbeſſerungen wegzunehmen, und daher fei es zwei— 
| felhaft, ob auch ihm ber $. 332 zu Statten komme. Der $. 332 ſetze keinesweges voraus, 
| daß der Bauende bona fide gebaut habe!), denn der $. 333 beftimme, daß nur für den 
WW Fall die Vorschriften des Tit. 7 anzuwenden, wenn der Beſttzer eines ganzen Gutes 
| Gebäude darauf errichte, woraus folge, daß in allen übrigen Fällen nur die fpeciellen Vor⸗ 
ſchriften der 88. 327—332 Anwendung fänden. Es ſei auch die Materie vom Bau auf 
fremdem Grund und Boden, die ſich eben nur auf das Bebauen eines Platzes einſchränke, 
| im Tit. 9 als ein modus acquirendi behandelt, woraus ſich erkläre, daß die 88. 327 sqq. 
W ohne Ruͤckſicht auf redlichen und unredlichen Beſitz Seitens des Bauenden nur unterſchei— 
den, ob der Bau mit oder ohne Vorwiſſen des Eigenthümers erfolgte. Die beſtimmten 
für alle Fälle gegebenen Modalitäten der 88. 327331 ließen keinen Zweifel darüber, 
daß die allgem. Vorſchriften des Tit. 7 ganz ausgeſchloſſen blieben. 

(Centralbl. 1841. S. 295.) | 

2) Wie iſt der im §. 327 A. L. R. I. 9. gebrauchte Ausdruck: »ein für 
ſich beſtehendes Gebäude« zu verſtehen? 5 

Das O. L. G. zu Münſter (Datum des Erk. konſtirt nicht) führt aus, 
daß der Ausdruck ganz allgemein ſei und jede Bauanlage begreife, welche als 
ſolche für ſich und als unverbunden mit einem bereits vorhandenen Gebäude 


beſteht, mithin auch eine freiſtehende Mauer. (Arnsberger Archiv, Bd. 10. S. 60.) 


Zweites Kapitel. 
Vom Bau mit fremden Materialien. 
| Das A. L. R. Th. I. Tit. 9. 88. 334 und 335 beſtimmt: 


ö 8. 334. Hat Jemand fremde Materialien, auf feinem eigenen Grund und Boden, 
N ohne Vorwiſſen des Eigenthümerd, verbauet, jo kann zwar Letzterer weder die einmal per, 
| | baueten Materialien zurückfordern, noch das Eigenthum des Gebäudes verlangen; 
8. 335. Er muß aber von dem Bauenden, nach Maßgabe der demſelben zur Laſt 
ö fallenden Verſchuldung, für den Verluſt feiner Materialien entſchädigt werden. 


Drittes Kapitel. 
| Von dem Bau auf fremdem Boden und mit fremden Materialien 
| | zugleich. 
N! Das A. L. R. Th. I. Tit. 9. 88. 336 — 339, ſchreibt vor: 
b 8.336. Hat Jemand fremde Materialien auf fremdem Grunde und Boden, ohne 
| Vorwiſſen beider Eigenthümer, verbauet, fo iſt die Frage über das Eigenthum zwiſchen 
N ihm und dem Grundeigenthümer, nach obigen Grundſätzen 88. 327—332 zu entſcheiden. 
` 8. 337. Dem Eigenthümer der Materialien muß der Bauende nach Vorſchrift 
| 8. 335 gerecht werden. | 
8. 338. Hingegen hat der Eigenthümer der Materialien an den Grundelgenthümer, 
AU in ſofern dieſer an der Kränkung des Erftern in feinem Eigenthume nicht Theil genommen 
| hat, gar keinen Anſpruch. 
| 8. 339. Doch kann der Eigenthümer der Materialien, wegen feiner von dem Bauens 
Lë den zu erhaltenden Entſchädigung, an das, was der Grundeigenthuͤmer dem Bauenden 
| | etwa noch zu leiften hat, ſich vorzüglich halten. 
Zum F. 339 a. a. O. bemerken die Geſetz-Reviſoren: 
, dieſer 8. deute ein Vorzugsrecht des Eigenthuͤmers der Materialien in dem Vermoͤ— 
N gen desjenigen, welcher die Materialien verbaut hat, ohne das Vorzugsrecht ſelbſt genau 


| 1) Dies nimmt Bornemann an, indem fonft eine unerlaubte Handlung vorliege, aus 
welcher keine Rechte entſtehen könnten. (Syſtem, Bd. 2. S. 62.) 
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hervorzuheben. Die Beſtimmung ſei bei der Umarbeitung des gedr. Entw. eingeſchoben, 
und die Vorarbeiten des L. R. gäben über den Sinn derſelben keine nähere Auskunft. 
Der Eigenthümer der Materialien könne indeß in dem Vermögen des Bauenden, 
und zwar auf die von dem Grundeigenthümer etwa noch zu zahlende Summe kein ande— 
res Vorrecht haben, als dasjenige, welches die Preßordnung Tit. 50 8. 424 demjenigen, 
der dem Gemeinſchuldner Materialien geliefert hat, gegen die Maſſe gebe, wenn ſich 
das Gebäude noch in derſelben befindet. Der Anſpruch des Bauenden an den Grund— 
eigenthümer vertrete den Werth eines zur Maſſe gehörenden Gebäudes, und hierauf 
erſtrecke ſich das Vorrecht deſſen, der die Materialien geliefert habe. 
Geſetzrev. Pens. XIII. S. 114.) 


* 


Dritter Abſchnitt. 


Von dem Rechts berhältniſſe zwiſchen Bauherrn und 
Bau- Handwerkern und Bau-Unter nehmern. 


Das A. L. R. handelt dieſe Lehre in Th. I. Tit. 11 unter dem Abſchn. 8 
»von Verträgen, wodurch Sachen gegen Handlungen, oder Handlungen gegen 
Handlungen verſprochen werden,« ab, und ſtellt die Verträge, wodurch Werk— 
meiſter oder Künſtler zur Verrichtung einer gewiſſen Arbeit gedungen werden, 
und diejenigen, wodurch denſelben ganze Werke in Pauſch und Bogen ange— 
dungen werden, als Unter-Abtheilung der Klaſſe der genannten Gattung der 
Verträge dar. 


J. | 
Verträge zwiſchen Bauherrn und Bau-Handwerkern und 
E Künſtlern. 


Das A. L. R. Th. I. Tit. 11. bn, 920— 924 beſtimmt: 

8. 920. Was vorſtehend von gemeinen Handarbeitern verordnet iſt, findet in der 
Regel auch alsdann Statt, wenn Werkmeiſter oder Künſtler zur Verrichtung einer gewiſſen 
Arbeit gedungen werden. 

8. 921. Doch find dieſe die Arbeit nach den Regeln ihrer Kunſt zu verrichten, und 
dabei auch für ein geringes Verſehen zu haften ſchuldig. 

8. 922. Hat aber der Dingende eine gewiſſe Art, wie die Arbeit verrichtet werden 
ſoll, ausdrücklich vorgeſchrieben; fo iſt der Arbeiter, wofern nicht Polizeigeſetze entgegen— 
ſtehen, ſich darnach zu richten verbunden. 5 

5. 923. Er darf jedoch dabei nur für ein mäßiges Verſehen haften, und in ſofern 
ihm dergleichen Verſehen ihm nicht zur Laſt fällt, den Erfolg auf keine Weiſe vertreten. 

8. 924. In den Fällen, wo der gemeine Handarbeiter nach den $$. 909. 910. 918. 
Tagelohn für die Wartezeit fordern kann, muß dem Werkmeiſter oder Künftler eine billige 
Vergütung nach richterlichem Ermeſſen ausgeſetzt werden. 


II. 
Verträge über ein verdungenes Werk. 


A. Allgemeine Vorſchriften. 

Das A. L. R. Th. I. Tit. 11. §§. 925-965 r) disponirt: 

8. 925. op ein Werkmeiſter oder Künſtler nicht blos zu einer Arbeit gedungen, Ion: 
dern ihm ein ganzes Werk in Pauſch und Bogen angedungen worden; ſo finden zuvör⸗ 
derſt die allgemeinen Grundſätze 88. 869 sqq. Anwendung. 


1) Zu 88. 925—965. Die 58. 966 und 967 A. L. R. I. 11, ſowie die Vorſchriften 
von Verträgen über ein verdungenes Werk überhaupt LGS, 925—965 ibid.) bleiben 
außer Anwendung, wenn der Uebernehmer eines Baues oder Werkes kein Bau⸗ 
oder Werkverſtändiger iſt. Auch iſt die Ausfuhrung eines Baues nicht als eine 
Reihe einzelner, ſelbſtſtändiger in ſich vollendeter Leiſtungen anzuſehen und nicht 
der Beſtimmung des $. 885 ibid. zu ſubſummiren; vielmehr iſt nur die Hinftellung . 
des vollendeten Gebäudes als die dem Bauübernehmer obliegende Leiſtung anzu» 
ſehen, und es muß dieſer den das unvollendete Gebäude treffenden Zufall tragen. 

So erkannt im J. 1832 von dem II. Sen. des Geh. Ob. Trib. 
(Präj. Nr. 35, Präj. Samml. S. 69.) 
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8. 926. Auch wenn der Werkmeiſter die Materialen herzugeben übernommen hat, 
| fann ein ſolcher Vertrag, unter dem Vorwande der Verletzung über oder unter der Hälfte, 
al weder von einem noch dem andern Theile angefochten werden. (8. 876.) 
A 8. 927. Vielmehr muß der Werfmeifter feiner Verbindlichkeit ein Genüge leiſten, 
LV wenn es auch zu feinem Schaden ausſchlagen follte. 
8. 928. In allen Fällen, wo ein Werk oder eine Arbeit einem Werkmeiſter oder 
Künſtler angedungen worden, iſt derſelbe das Geſchäft ſelbſt auszuführen verbunden, und 
N x fann die Ausführung, wider den Willen des Beſtellers, einem Anderen nicht übertragen. 
8. 929. Dagegen kann er ſich, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich verabredet ift, 
1 fremder Gehülfen und Mitarbeiter dabei bedienen. 
1 8. 930. Er muß aber die Handlungen diefer bon ihm ſelbſt gewählten Gehülfen, 
| : gleich feinen eigenen, vertreten. 
(IN 8.931. Auch hat der Beſteller ein Recht des Widerſpruchs, wenn der Werkmeiſter 
zu Arbeiten, welche handwerksmäßige Kenntniſſe und Geſchicklichkeit erfordern, Leute, die 
| zu dieſem Handwerke nicht gehören, und überhaupt, wenn er BAUE untüchtige Arbeiter 
| und Gehülren annimmt. 
8.932. Der Werkmeiſter kann der Regel nach und wenn nicht ein Anderes verab— 
N redet ift, die Zahlung nicht eher erfordern, als bis das Werk bedungenermaßen fertig gelie— 
A fert, und von dem Beſteller übernommen worden. 
ı 8.933. Das beſtellte Werk muß zur beftimmten Zeit vollendet und übergeben 
werden. 
| 8.934. Iſt feine Zeit beftimmt, ſo muß der Werkmeiſter die Arbeit ſofort anfangen 
und gehörig fortſetzen. 
§. 935. Auch ein Werkmeiſter iſt nicht befugt, das beſtellte Werk noch vor Ablauf 
der a beſtimmten Zeit abzuliefern, und den Beſteller zur Annahme deſſelben zu 
nöthigen. 
d 5 936. Liefert der Werkmeiſter das Werk zur beſtimmten Zeit nicht ab, ſo trägt er 
von da an alle Gefahr, auch wegen der etwa von dem Beſteller gelieferten Materialien. 

8. 937. Er haftet überdies dem Beſteller für den aus der Zögerung entſtehenden 
Schaden, nach Verhältniß ſeines entweder bei Abſchließung des Vertrages, oder bei dem 
Betriebe der Arbeit begangenen Verſchuldens. 

8. 938. Ueberhaupt aber ſteht dem Beſteller frei wenn das Werk mit dem Ablaufe 
der ausdrücklich beſtimmten Zeit durch die Schuld des Werkmeiſters, oder durch einen in 
deſſen Perſon ſich ereignenden Zufall, nicht abgeliefert wird, von dem Vertrage zurück zu 
treten 1). 

8.939. Wird die Uebernehmung des fertigen Werks von dem Beſteller ohne recht⸗ 
lichen Grund verzögert, ſo muß Letzterer alle Gefahr tragen. 

8.940. Ueberdies muß der Beſteller dem Werkmeiſter für den bedungenen Lohn 
Zoͤgerungszinſen, vom Ablaufe der beſtimmten Zeit an, wo das Werk fertig war, entrich— 
ten; und allen ſonſtigen aus der verzögerten Uebernahme entftandenen Schaden, oder die 
durch längere Aufbewahrung der Sache verurſachten Koſten vergüten. 

S8. 941. Die auf ein verdungened Werk im Voraus geleiſteten Zahlungen werden 
auf den verabredeten Preis in Abzug gebracht. 

8. 942. Iſt bei der Beſtellung kein Preis verabredet worden, und die Parteien 
können ſich darüber bei der Ablieferung nicht vereinigen, ſo muß derſelbe, nach Würdigung 
der Sachverſtändigen, von dem Richter beſtimmt werden. 

§. 943. Bei der Ablieferung des Werks kann jeder von beiden Theilen verlangen, 
daß daſſelbe auf feine Koſten von Sachverſtändigen beſichtigt werde ?). 


1) a) Bornemann (Syſt. Bd. 3. S. 336. Note *) folgert aus 88. 936 - 938 h. t., 
daß ein bloß zufälliger Aufenthalt den Beſteller noch u zum Rücktritte berechtige. 

Ein Rechtsfall über die Anwendung des 8. 938 h. t. wird im e für 
Preuß. Jur. pro 1840 S. 1085 mitgetheilt. 

b) Zu 88. 938 und 945. Der Beſteller eines zu ſpät 2 Werkes 
kann von der Befugniß des Rücktritts nicht mehr Gebrauch machen, ſobald er dem 
Werkmeiſter gegenüber einmal erklärt hat, daß er ſich dieſes Rechtes nicht bediene, 
ſondern bei dem Vertrage ſtehen bleiben wolle. 

So erkannt von dem IV. Sen. des O b. Trib. per sent. v. 7. Mai 1850. 

(Entſch. Bd. 19. S. 151.) 
) Was iſt Rechtens, wenn der Beſteller die Annahme des Werkes wegen angeblicher 
- Untüchtigfeit verweigert, und ſich demnach auf eine Beſichtigung durch Sachver— 
ſtändige nicht einlaſſen will? 

Bornemann iſt der Anſicht, daß der Werkmeiſter, welcher das fertige Werk 

offerire, und falls der Beſteller deſſen Tuͤchtigkeit nicht anerkennen wolle, die Beſich— 
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8. 944. Sind keine öffentlich beſtellte Schaumeiſter vorhanden, ſo iſt jeder Theil 
einen Kunſtverſtändigen in Vorſchlag zu bringen berechtigt. b 

8. Finden die Kunſtverſtändigen einftimmig, daß das Werk tüchtig und fon- 
e 1 ſei, fo muß der Beſteller es annehmen und die verſprochene Zahlung 
a 5 


8. 946. Doch bleibt ihm, nach geleiſteter Zahlung, die Ausführung ſeiner Einwen— 
dungen im Wege Rechtens el ARE N 

8. 947. Wird das Werk untüchtig befunden, fo hat der Beſteller die Wahl: ob er 
vom Kontrakte abgehen, und alſo die Annahme verweigern, oder Schadloshaltung wegen 
der bemerkten Fehler fordern wolle. 

8. 948. Doch fteht auch dem Werkmeiſter frei, über die von dem Beſteller behaup— 
tete Untüchtigfeit des Werks, auf richterliche Unterſuchung und Entſcheidung anzutragen?). 

8. 949. In allen Fällen, wo der Beſteller wegen befundener Untüchtigkeit das Werk 
anzunehmen nicht ſchuldig iſt, kann er für die von ihm dazu gelieferten Materialien, nach 
eigener Wahl entweder Erſatz in gleicher Quantität und gleicher Qualität, oder Vergütung 
des Werths fordern. , 

8. 950. | Wählt der Beſteller das Letztere, und hat er die Materialien ſelbſt ange— 
kauft, ſo muß ihm der koſtende Preis, ſonſt aber der Werth, welchen die Materialien zur 
Zeit der Ablieferung an den Beſteller gehabt haben, erſetzt werden 3). 

8.951. In Anſehung ſolcher Fehler, welche keinen weſentlichen Einfluß auf den 
Gebrauch der Sache haben, findet nur Minderung des bedungenen Preiſes, oder Schad— 
loshaltung Statt. 


tigung durch Sachverſtändige verlange, alles gethan habe, was von ſeiner Seite zur 
Erfüllung geſchehen müſſe, daß dagegen der Andere in mora aceipiendi, und dem 
zufolge der Werkmeiſter alternativ befugt ſei, von dem Vertrage zurückzutreten, und 
Schadloshaltung wegen der unterbliebenen Vollziehung des Geſchäftes zu verlan— 
gen, oder auf Erfüllung zu klagen. Die Klage werde aber dahin zu richten ſein, daß 
der Beſteller verurtheilt werde, principaliter ſofort einen Sachverſtändigen zu ernen— 
nen, und nach Befichtigung der tüchtig befundenen Werke, gegen Zahlung des Prei— 
ſes nebſt Verzugszinſen abzunehmen, eventualiter bei fernerer Weigerung, ohne vor— 
gängige Beſichtigung, dieſen Preis nebſt Zinſen zu zahlen. Eben dahin werde die 
Klage zu richten und der Beſteller zu verurtheilen fein, wenn derſelbe zwar die Tuͤch— 
tigkeit des Werkes nicht beſtreite, dennoch aber die Abnahme ungebührlich verzögere. 
— Nach dieſen Grundſätzen habe auch das Kammergericht erkannt. 
(Syſt., Bd. 3. S. 338. 339.) 
1) Müller nimmt auf Grund der 88. 945 ff. h. t. an: 

a) daß ein Bau, welcher nach Maßgabe der im Bauakkorde entweder unmit— 
telbar oder mittelbar durch Bezugnahme auf die vorgelegten Anſchläge und Zeich— 
nungen gegebenen Vorſchriften ausgeführt worden und zu dem beſtimmten Gebrauche 
tauglich ſei, und welchem keine ausdrücklich vorbedungene Eigenſchaft ermangele, 
für tüchtig und kontraͤktmäßig ausgeführt zu halten ſei, wenn gleich erhebliche Fehler 
in der aͤußerlichen Form begangen worden ſei; 

b) daß eine Minderung der Akkord-Summe nur wegen ſolcher Fehler, durch 
welche der nach dem Anſchlage zu beſtimmende Werth des Baues wirklich vermin— 
dert worden, und blos in dem Falle, wenn der Einfluß ſolcher Fehler auf den 
Werth des Baues nach Gelde zu ſchätzen ſei, ſtattfinde, der Bauherr hingegen in 
allen übrigen Fällen wegen aller und jeder Fehler nur Schadloshaltung fordern 
könne. 

(C. L. Müller, ſieben Abhandlungen über Einreden nach der Theorie des Pr. 

Rechts ꝛc. Leipzig, 1836. Abh. VII.) 


2) Bei Lieferung übernommener Werke kommt es in Rückſicht auf Brauchbarkeit und 
Zweckmäßigkeit nicht allein auf die ausdrücklich bedungenen, ſondern auch auf die 
ſtillſchweigend vorausgeſetzten Eigenſchaften der Sache an, und es kann der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den freien und mechan iſchen Künſten auf dieſe Lehre nur in fo: 
fern Einfluß haben, als ein Kunſtwerk zwar für ſich und als ſolches noch von 
Werth ſein mag, wenn es gleich zu dem beſtimmten Zweck nicht tauglich iſt. 

(Siewert H. 2. S. 188. Nr. 13. und H. 5. S. 128. Nr. 8. Klein, Syſtem. 
2. Ausg. Bd. 1. S. 324. 8. 325. Note 1.) 

) R. v. 17. Juni 1831, R b. 5. Mai 1834 und R. v. 12. Dec. 1837. Im 8. 950 

b. l. iſt ſtatt: »Beſteller« zu ſetzen: »Werkmeiſter.« b 
(Jahrb. Bd. 37. S. 323. und Bd. 43. S. 445. Gräff Bd. 6. S. 7. und 
Bd. 8. S. 3. Jahrb. Bd. 50. S. 469., Gräff Bd. 12. S. 2.) 
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8. 952. Iſt jedoch bei Werken, die zur Pracht und Zierde beſtimmt ſind, in der 
äußerlichen Geſtalt und Form derſelben ein erheblicher Fehler begangen worden, ſo findet, 
wenn auch dieſer Fehler den Gebrauch der Sache an ſich nicht hindert, dennoch die Vor— 
ſchrift 8. 947 Anwendung. d 

8. 953. Eben das gilt, wenn der Sache eine ausdruͤcklich vorbedungene, wenn 
gleich an ſich außerweſentliche Eigenſchaft ermangelt. 2 

8. 954. Der Werkmeiſter haftet für die gegen die Regeln feiner Kunſt begangenen 
Fehler, und muß dabei auch ein geringes Verſehen vertreten. 

8. 955. Hat er aber auf ausdrückliches Verlangen des Beſtellers von den Regeln 
feiner Kunſt abweichen muͤſſen, fo findet die Vorſchrift des 9. 923. Anwendung. 

8. 956. Iſt die Auswahl und Anſchaffung der Materialien dem Werkmeiſter uͤber— 
laſſen worden, ſo muß er auch dabei ein geringes Verſehen vertreten. 8 

8. 957. Hat der Beſteller die Materialien geliefert, und darüber kein Urtheil des 
Werkmeiſters verlangt, ſo haftet Letzterer für einen aus der Beſchaffenheit dieſer Materia— 
lien entſtandenen Fehler nur alsdann, wenn dieſelben zu der beſtellten Arbeit offenbar 
untüchtig waren, und er den Beſteller deshalb nicht gewarnt hat. 

8. 958. Verlangt hingegen der Beſteller über die von ihm angeſchafften Materia— 
lien das Urtheil des Werkmeiſters, fo haftet Letzterer bei dieſer Beurtheilung nur für ein 
mäßiges Verſehen. = 
e 15 959. Unglücksfälle an Materialien, während der Arbeit, treffen den Eigenthümer 

erſelben. 

8. 960. Wird das Werk ſelbſt, vor der zur Uebergabe beſtimmten Zeit durch einen 
0 vernichtet, oder unbrauchbar gemacht, ſo verliert der Werkmeiſter Arbeitslohn und 

uslagen. i 

8. 961. Hat der Beſteller die Materialien geliefert, fo muß er dieſelben, fo weit fie 
noch vorhanden, und wie ſie beſchaffen ſind, zurücknehmen. 

8. 962. Auch iſt er in dieſem Falle befugt, von dem Vertrage abzugehen, wenn 


gleich der Werkmeiſter zur Anfertigung eines neuen Werks gegen den verabredeten Preis, 


und gegen Lieferung neuer Materialien, ſich erbieten wollte. 

8. 963. Hat aber in dem Falle der 8. 960. der Werkmeiſter die Materialien ange- 
ſchafft, ſo hängt es von dieſem ab, ob er von dem Kontrakte abgehen, oder noch zu deſſen 
Erfüllung mit andern Materialien zugelaſſen ſein wolle. 

8. 904. Doch findet Letzteres nur in ſofern Statt, als entweder kein Termin zur 
Ablieferung beſtimmt war, oder der Werkmeiſter die beſtimmte Friſt noch inne halten kann. 

8. 9065. Ereignet ſich der Unglücksfall an dem Werke nach dem zur Ablieferung 
beſtimmten Termine, jedoch vor der wirklichen Uebergabe, ſo hat es bei den Vorſchriften 
88. 936. 937. 938. ſein Bewenden. 3 


B. Von verdungenen Bauen insbeſondere. 
Das A. L. R. disponirt in Thl. I. Tit. 11. 88. 966 — 970.: 


8. 906. Wenn ein übernommener Bau vor der Uebergabe einſtürzt, oder ſonſt 
A leidet, ſo wird vermuthet, daß der Unfall aus einem Fehler des Baumeiſters ent— 

anden ſei. N 

8.967. Iſt der Schade erweislich durch einen bloßen Zufall, oder durch einen ſol— 
chen Fehler entſtanden, welchen der Baumeiſter als Kunſtverſtändiger nicht hat voraus— 
ſehen koͤnnen; ſo trifft der Verluſt den Bauherrn. 

8. 968. Iſt aber der Bau von dem Bauherrn einmal übernommen worden, ſo 
kann der Baumeiſter wegen ſolcher Fehler, die aus der Bauart, und weil dabei die Regeln 
der Kunſt angeblich nicht beobachtet worden, entſtanden ſein ſollen, nur innerhalb Dreier 
Jahre nach der Uebergabe in Anſpruch genommen werden. * 

8. 969. Wegen ſolcher Fehler hingegen, die in der ſchlechten Beſchaffenheit der Ma— 
terialien ihren Grund haben ſollen, kann der Baumeiſter zu allen Zeiten, innerhalb der 
gewöhnlichen Verjährungsfriſt, zur Verantwortung gezogen werden. 

8. 970. In beiden Fällen aber iſt, auch nach der Uebergabe, die Frage: in wiefern 
ein ſich äußernder Fehler, je nachdem derſelbe in der Beſchaffenheit der Materialien, oder 
der Arbeit ſeinen Grund hat, von dem Baumeiſter vertreten werden müſſe? nach der Vor— 
ſchrift 88, 954 — 958. 1) zu beurtheilen. | 


C. Rechte aus dieſem Vertrage beientftandenem Konkurſe. 
Das A. L. R. Thl. I. Tit. 11. 98. 971-980. beſtimmt: 
8. 971. Bei unbeweglichen Sachen hat der Werkmeiſter, in Anſehung der darin 


1) Siehe oben. 
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1 Materialien und Arbeiten, ein in der Konkurs-Ordnung 1) näher beſtimmtes 
ö 8. 972. Dieſes Vorrecht kann er, ſo lange der Konkurs noch nicht eröffnet iſt, auf 
die Sache, auch ohne die beſondere Einwilligung des Schuldners, eintragen laſſen 2). 

8. 973. Auf bewegliche Sachen, die dem Beſteller einmal übergeben worden, kann 
dies Vorrecht nicht ausgedehnt werden. 

8. 974. Entſteht aber vor der Uebergabe Konkurs über das Vermögen des Beſtel⸗ 
lers, ſo kann der Werkmeiſter, wegen feiner Arbeit und Auslagen, des Zurückbehaltungs— 
rechts auf das noch in ſeinem Gewahrſam befindliche Werk ſich bedienen ). 

1 


1) Die A. G. O. Thl. I. Tit. 50. 8. 424. weiſt die Baugläubiger in die vierte 
Klaſſe, und disponirt in dieſer Beziehung: 
»Diejenigen, welche vor Ausbruch des Konkurſes zum Aufbau, oder zur Aus— 
»beſſerung der zur Maſſe gehörigen Gebäude, Materialien geliefert, Arbeiten 
»gethan oder Gelder vorgeſchoſſen haben, welche auch zu dieſem Behufe ver- 
»wendet worden find.« 
»Bei entſtehender Konkurrenz beſtimmt die Zeit des geſchloſſenen Kontrakts 
das Vorzugsrecht einer jeden Forderung. Iſt kein Kontrakt vorhanden, ſo 
»wird der Ort durch die Zeit der geſchehenen Lieferung, des geleiſteten Vor⸗ 
»ſchuſſes oder der verrichteten Arbeit beſtimmt.« 
*) Es iſt kontrovers, ob die Eintragung in Gemäßheit der 88. 971. 972. ert nach 
der gänzlichen Vollendung des Baues, oder auch ſchon früher zuläffig iſt? 
Die erſtere Alternative nehmen an: 


a) die Reviſoren, weil das Pfandrecht nicht durch den Vertrag, ſondern durch 
deſſen Erfüllung, d. h. durch die Ausführung des Werkes entſtehe, mithin auch nur 
von dieſem Zeitpunkt an ein Recht auf die Eintragung ins Leben treten könne. 

(Geſetzrev. Pens. XIV. S. 165.) 


b) Bornemann, indem in Ermangelung einer anderweitigen Abrede die For— 
derung des Werkmeiſters erſt alsdann egiftent werde; nur wenn im Laufe der Arbeit 
Abſchlagszahlungen zu leiſten feien, könne deren Eintragung am Tage der Fälligkeit 
verlangt werden. (Syſtem Bd. 3. S. 340. 341.) 

Die letztere Alternative nimmt Bielitz an, weil die Eintragung zugleich die 
Stelle einer Kaution vertrete, mithin auch vor vollendetem Baue erfolgen dürfe. 
(Komment. Bd. 2. S. 723. 724.) » 

3) Der 8. 974. bezeichnet die Befugniß des Werkmeiſters als ein Zurückbehal— 
tungsrecht, fo daß der §. 974. mit der im A. L. R. I. 20. $. 566. aufgeftellten 
Regel, wonach jedes Retentionsrecht mit dem Ausbruche des Konkurſes über das 
Vermögen des Schuldners ſeine Kraft verliert, wenigſtens ſcheinbar in Wider— 
ſpruch ſteht. 

Es bemerken hieruͤber: 

a) die Geſetz-Reviſoren: 

»Der $. 974. des Textes giebt dem Werkmeiſter, wenn vor der Uebergabe Kon: 
»kurs über das Vermögen des Beſtellers ausbricht, ein Zurückbehaltungsrecht, wäh 
»rend der §. 566. Tit. 20. Thl. I. des A. L. R. jedes Zurückbehaltungsrecht aus— 
»fchließt, ſobald über das Vermögen des Schuldners Konkurs ausbricht. Es iſt 
»verſucht worden, dieſen ſcheinbaren Widerſpruch dadurch zu löſen, daß man auf 
»den gedruckten Entwurf zum Geſetzbuche zurückginge. Dort hieß ed nämlich: 
»8. 694. Bei beweglichen Sachen bleibt der Werkmeiſter Eigenthuͤmer, bis das 
v Werk von dem Befteller übernommen worden. 

» Daraus wollte man ſchließen, es ſei im 8. 974 d. T. nur von ſolchen bedunge— 
»nen Werken die Rede, deren Eigenthum dem Werkmeiſter bis zur Uebergabe ver— 
»bleibe. Allein eben dieſer Auslegung hat durch die veränderte Faſſung vorge— 
»beugt werden ſollen. Suarez ſagt nämlich in der rev. mon. zu der angezoge— 
nen Beſtimmung des Entwurfs: f 

vad 8. 694. kann eigentlich nicht geſagt werden, daß der Werkmeiſter Eigenthümer 


5 des Werkes ſei, beſonders alsdann nicht, wenn der Beſteller die Ma— 
K terialien hergegeben hat. In dieſem Falle ift das dominium gleich: 
n ſam in suspensu, fo lange, bis die Tradition erfolgt ift. Das Nähere 
n hierüber gehört in die Materie von der Specification, und iſt auch dort 
v vorgekommen. Zu dem gegenwärtigen Zwecke wird es genug ſein, 
» feftzufegen, daß, wenn vor der Ablieferung des Werkes Konkurs über 
8 das Vermögen des Beſtellers entfteht, dem Werkmeiſter an das Werk 
» ein jus retentionis zuſtehe. 
b. Rönne, Bau⸗Polizei. 2. Aufl. 41 
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8. 975. Entſteht vor Ablieferung des Werkes Konkurs über das Vermögen des 
Werkmeiſters, ſo kann der Beſteller das in der Maſſe vorhandene, vollendete Werk, gegen 
Erlegung des noch ſchuldigen Preiſes, fordern. 


» Der aus dieſer Betrachtung hervorgegangene 8. 974. des Textes hat an und für 
»ſich feine vollkommene Richtigkeit; zu tadeln iſt bloß der Ausdruck: »Zurückbehal— 
»tungsrecht,« indem man dabei an das 88. 536 sqq. Tit. 20. TH. I. des A. L. R. 
»beſchriebene Rechtsverhältniß zu denken genöthiget iſt. Der Werkmeiſter aber hat 
»an dem noch nicht abgelieferten Werke nicht bloß ein Zurückbehaltungsrecht, ſon— 
»dern ihm ſteht das Eigenthum zu, wenn er die Materialien ſelbſt hergegeben hat, 
»und ein Pfandrecht, wenn er die Materialien des Beſtellers bearbeitet hat (in ſofern 
»nicht die neue Form den, der ſolche hervorbrachte, zum Eigenthümer gemacht hat;) 
» er kann alſo das Werk an ſich behalten, aber nicht vermöge eines jus relen- 
»tionis, ſondern vermöge ſeines Eigenthumes oder Pfandrechtes; fein Verhältniß 
»zur Konkursmaſſe iſt ähnlich demjenigen, welches die A. G. O. Thl. I. Tit. 50. 
78. 39. beſchreibt.« Geſetzrev. Pens. XIV. S. 165. 166.) 
b) Siewert und Bielitz haben den Widerſpruch durch Hinweiſung auf den 
gedruckten Entw. II. Tit. 8. 8. 694. aufzuklären geſucht, wo beſtimmt war: 
»Bei beweglichen Sachen bleibt der Werkmeiſter Eigenthümer, bis das Werk 
»von dem Beſteller übernommen ift.« N 
Sind dieſe daher der Meinung, daß der 8. 974. h. t. dieſes Verhältniß voraus⸗ 
ſetze, oder ſogar nur von ſolchen Werken ſpreche, deren Eigenthum dem Werkmeiſter 
ſter bis zur Uebergabe verbleibe. Es laſſe ſich daher das dem Werkmeiſter beige— 
legte Retentionsrecht nicht auf den Fall anwenden, wo der Beſteller die Materialien 
zu dem Werke geliefert und der Werkmeiſter ſie bloß verarbeitet habe. Ueber den 
Grund dieſer Ausnahme gebe die A G. O. I. 50. 8. 36. Aufſchluß. 
(Siewert H. 6. S. 147. — Bielitz Komment. Bd. 2. S. 724.) 
e) Die Motive zum n. bürgert. Geſetzb. find derſelben Meinung, indem 
He bemerken: 
»Man könnte zwar den . 974. A. L. R. I. 11., da er ganz allgemein ſpricht, 
-auch von unbeweglichen Sachen verſtehen, und den 8. 971. a. a. O. nur auf den 
»Fall beziehen, wenn der Werkmeiſter entweder gar nicht die Gewahrſam der unbe— 
»megliheu Sache gehabt, oder dieſe bereits dem Beſteller übergeben hat. Aus den 
‚Materialien des A. L. R. ergiebt ſich indeß, daß der 8.974 eit. bloß auf bewegliche 
»Sachen, von welchen im vorhergehenden 8. 973. die Rede iſt, zu beziehen iſt. 
sch. Motive der Dep. zum 14. Penſum der Geſetzrev. Thl. I. Tit. 11. S. 164. 
(Motive zum n. buͤrgerl. Geſetzb. S. 569.) 
d) Dagegen Ur Bornemann, welcher den betr. Inhalt der Materialien chen: 
falls mittheilt, der Anſicht, daß ſich eben hieraus ergebe, daß die Faſſung des Entw. 
gerade in der Abficht geändert worden, um der Meinung entgegen zu treten, daß 
der 8. 974 h. t. ſich nur auf bewegliche Sachen beziehe, oder fogar nur von Wer: 
ken ſpreche, deren Eigenthum dem Werkmeiſter bis zur Uebergabe bleibe. Aus 
der erwähnten Bemerkung von Suarez in der rev. mon, ad 6 694. des Entw. 
erhelle, daß dem Werkmeiſter, ohne Rückſicht auf fein etwaniges Eigenthum an den 
Materialien, ein beſonderes qualifizirted Retentionsrecht ertheilt worden ſei, welches 
ſich, wenn dem Werkmeiſter die Materialien nicht gehören, in der Regel gründe, daß 
bei Bilaterial-Verträgen keiner eher zu erfüllen brauche, als bis auch der Andere 
dazu bereit und im Stande ſei. Die Konkursgläubiger könnten an und für ſich 
die dem Gemeinſchuldner gehörigen Materialien zwar zurückfordern; da dieſe in- 
deſſen von der Arbeit und den Auslagen des Werkmeiſters nicht zu trennen ſeien, 
ſo könne nur gegen Befriedigung des Letzteren die Herausgabe des Werkes oder mit 
anderen Worten die Erfüllung des Vertrages verlangt werden. 
(Syſtem Bd. 3. S. 341.) 
e) Dr. Jakobi (St. G. Rath) führt aus, daß ſich die Ausnahme des $. 974 
h. t. gar nicht rechtfertigen laſſe, und nur daher entſtanden ſein könne, daß man 
dabei die eigentliche Beſchaffenheit des Retentionsrechtes ganz aus den Augen ge- 
ſetzt, oder ſich durch das eigenthümliche Verhältniß des Werkmeiſters zur Sache, 
ohne ſcharfe Sonderung, zu jener Beſtimmung habe verleiten laſſen. Es ſei der 
$. 974 h, t. nur als eine Ausnahme von der Regel des §. 566. A. L. R. I. 20. 
zu erklären. Der Werkmeiſter laſſe ſich in dem betr. Falle nur als S eparatiſt 


1, betrachten, der alſo vorzugsweiſe vor den übrigen Gläubigern feine Befriedigung 
aus der Maſſe fordern könne, und ſchlimmſten Falls, wie ein Pfandgläubiger, auf 
den Werth der Sache ſelbſt anzuweiſen ſei. (Jur. W. 1837. S. 745 ff.) 
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8. 976. Iſt das Werk noch unvollendet, ſo kann er die von ihm gelieferten Mate- 
rialien, ſoweit fie noch vorhanden ſind, als ſein Eigenthum zurücknehmen. 

8. 977. Gleiche Befugniß ſteht dem Beſteller zu, wenn Materialien vorhanden 
ſind, die der Werkmeiſter von dem Vorſchuſſe, welchen ihm der Beſteller dazu ausdrücklich 
gegeben, erweislich angeſchafft und bezahlt hat. 

8. 978. Soweit der Beſteller für die von ihm gelieferten Materialien, oder für den 
Vorſchuß, den er zu deren Anſchaffung gegeben hat, durch dieſe Zurücknahme nicht ent— 


ſchädigt werden kann, iſt er an das in der Maſſe vorhandene noch unvollendete Werk ſich 
zu halten berechtigt. 


8. 979. Kann er dadurch feine Befriedigung nicht erhalten, ſo muß er mit der in 
der Konkurs⸗Ordnung ihm ſonſt angewieſenen Stelle ſich begnügen. 

8. 980. Der Beſteller kann der Annahme des in der Konkursmaſſe vollendet vor— 
gefundenen Werks gegen die Gläubiger nur aus eben den Gründen, die er dem Gemein— 
ſchuldner ſelbſt hätte entgegenfegen können, ſich weigern 1). 


Zweite Abtheilung. 
Von dem Verfahren in Bau⸗Sachen. 


Erſter Abſchnitt. 
Kognition und Unterſuchungs-Verfahren in Bau— 
Polizei-Sachen. 


1) Ueber das polizeiliche Unter ſuchungs verfahren in Baupo— 


lizei-Uebertretungs-Sachen vergl. v. Rönne's Polizeiweſen, Suppl. 
Bd. 2. S. 217. ff. 


2) In Betreff der Frage, ob und inwiefern der Rechtsweg in Bau— 
Polizei-Sachen zuläſſig oder ausgeſchloſſen iſt? vergl.: 

a) G. v. 11. Mai 1842 über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Bezie- 
hung auf polizeiliche Verfügungen. (G. S. 1842 S. 192.) 

Vergl. dies G. nebſt ſämmtl. Ergänz. u. Erläut. deſſelben in Gräff u. v. 
Rönne's Ergänz. der Preuß. Rechtsb. (zur A. G. O. Th. I. Einl. 8. 1.) 

p) Daß insbeſondere gegen baupolizeiliche Anordnungen der Rechts— 
weg ausgeſchloſſen ſein ſolle, iſt angenommen von dem Gerichtshofe zur 
Entſcheid. der Kompetenz-Konflikte: 


aa) in dem Erk. b. 2. Nov. 1850, wo es ſich von der polizeilich angeord— 
neten Wegſchaffung einer Baulichkeit handelte. (Juſt. Min. Bl. 1851. S. 59.) 


Derſelbe theilt h 
f) mit, daß die Dep. des St. G. zu Berlin für Subhaſt.-, Konkurs⸗ 
und Nachlaßſachen, von dieſer Anſicht ausgehend, in mehreren Sachen erkannt 
habe. Er giebt eines dieſer (im Jahr 1832 gefällten) Erkenntniſſe. Ein Kridar 
hatte beim lithographiſchen Inſtitute eine Anzahl Abdrücke von Bildern beſtellt, und 
war auf die Druckkoſten noch 22 Thlr. 5 Sgr. ſchuldig geblieben, weshalb das In— 
ſtitut 120 Exemplare zurückbehielt. Daſſelbe wurde mit jenem Reſtbetrag ‚ante 
omnes auf den Erlös der zurücbehaltenen Exemplare angeſetzt, weil das Zurückbe— 
haltungsrecht nach $$ 536. 539. J. 20. A. L R. gerechtfertiget ſei, auch der allge⸗ 
meinen Regel des $. 566. a. a. O. ungeachtet, im vorliegenden Falle wegen $. 974 
h. t. nicht aufgehört habe, indem das Inſtitut lediglich einem Werkmeiſter gleich zu 
achten ſei. (Jur. W. 1837. S. 764 - 773.) 
Vergl. A. G. O. Thl. 1. Tit. 50 9. 39 sqq. a Si 
Die Frage: ob der Befteller, wenn er ſich deshalb mit den Gläubigern zu eini⸗ 
gen vermag, von dem Werkmeiſter die Vollendung verlangen kann? wird von 
Bornemann bejahet, weil die Konkurseröffnung den Werkmeiſter nicht hindere, 
diejenigen Verbindlichkeiten zu erfüllen, welche lediglich durch eine körperliche und 
geiſtige Thätigkeit zu realiftren ſeien (§. 61. A. G. O. I. 50.). 
(Syſtem Bd. 3. S. 313 — 344.) 


1 


— 
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bb) in dem Erk. v. 11. Dec. 1852, wo es ſich von der verweigerten 
Ertheilung eines nachgeſuchten polizeilichen Bau-Konſenſes handelte. 
(Duft. Min. Bl. 1853. S. 92., Min. Bl. d. i. V. 1853 S. 79.) 
oc) in dem Erk. v. 26. Nov. 1853, wo es ſich von der Wiederherſtellung 
eines in Folge polizeilicher Anordnung niebergeriffenen Anbaues handelte. 
(,Juſt. Min. Bl. 1854. S. 35.) 5 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem gerichtl ichen Verfahren bei Bau-Streitigkeiten. 


J. Für das prozeſſualiſche Verfahren in Bau-Streitigkeiten gelten 
zwar im Allgemeinen die Vorſchriften der A. G. O. Thl. I. Tit. 1— 22; indeß 
enthält der Tit. 42 in den 88.34 —42 darüber folgende ſpezielle Beſtimmungen: 

II. Bauſachen. 

9. 33. Mit den Grenzprozeſſen haben die Bauſachen, wenn nämlich über die Zu— 
läffigfeit eines Baues überhaupt, oder die Art, denſelben zu führen, geftritten wird, darin 
Aehnlichkeit, daß es dabei gewöhnlicher Weiſe auf Einnehmung des Augenſcheines haupt- 
ſächlich ankommt. 

§. An Deren vorzügliche Beſchleunigung. Da aber dergl. Sachen, nach 
ihrer Natur, und der Vorſchrift der Geſetze, vorzüglich beſchleunigt werden ſollen, ſo muß 
das Gericht den ſich meldenden Kläger ſofort an einen Deputirten verweiſen, welcher den— 
ſelben mit ſeinen Antraͤgen unverzüglich zum Protokolle vernehmen; hierauf den Beklag⸗ 
ten noch auf eben den, oder ſpaͤteſtens auf den folgenden Tag, durch den Gerichtsdiener 

mündlich vorladen laſſen, ihn mit ſeiner Antwort hören; dem Statum controversiae 
unter ihnen reguliren, ſodann die Okularinſpektion, mit Zuziehung vereideter Sachverſtän⸗ 
diger, vornehmen, von dieſen, wo es zur Erläuterung der Sache nothwendig iſt, einen or⸗ 
(GI dentlichen Riß, ſonſt aber nur eine ungefähre Zeichnung, wie nicht weniger ein umſtändli— 
14 ches Gutachten, entweder zum Protokolle, oder ſchriftlich, einfordern; die über die ſtreiti— 
! gen und durch den Augenschein nicht auszumittelnden Thatſachen etwa vorhandenen Zeu— 
1 gen ordentlich abhören, und ſodann die Inſtruktion, ohne Zulaſſung ſchriftlicher Deduktio— 
10 nen abſchließen muß. 

N $. 36. Dieſer Deputirte iſt alſo berechtigt, die Sachverſtändigen und Zeugen unmit- 
telbar ohne Rückfrage bei dem Kollegio, durch bloße Abſchriften der Dekrete vorzuladen, 
f und feinen Vorladungen muß eben fo, als wenn fie vom Gerichte ſelbſt ergangen wären, 
| Folge geleiftet werden. 

A 37. Die von dem Deputirten eingereichten inftruirten Akten find bei dem Kollegio 
ſofort zum Spruche vorzulegen, und die Erkenntniſſe in Bauſachen ſind allemal vorzüglich 
zu beſchleunigen. 
| §. 38. Nemediat). Gegen dergleichen Erkenntniß findet die Appellation mit vol⸗ 


N ler Wirkung ſtatt. Es muß aber dieſelbe innerhalb einer dreitägigen Friſt bei dem erken— 
Ap | nenden Richter angemeldet; von demſelben, wenn es auch nur ein Unterrichter wäre, ent— 
VM: weder fofort, oder doch in einem, nach Beſchaffenheit der Umſtände, fo nahe als möglich zu 
beſtimmenden Termine, mit Zuziehung des Appellaten zum Protokolle inſtruirt, wenn dazu 
eine nochmalige Lokalbeſichtigung entweder von einer Partei angetragen, oder auch von 
dem Richter nöthig befunden würde, dieſelbe einem andern Kommiſſario und andern Sach— 
verſtändigen, als in erſter Inſtanz geweſen ſind, aufgetragen, und hiernächſt die geſchloſſe⸗ 
nen Akten ebenfalls ohe weitere Deduktion, an den kompetenten Appellations-Rath einge⸗ 
ſendet werden. 
$. 39. Sind die in beiden Juſtanzen zugezogenen Sachverſtändigen über einerlei 
| Gegenſtand verſchiedener Meinung, fo müſſen fie gegen einander geftellt und entweder zum 
` Einverftändniffe gebracht, oder wenigſtens dahin, daß jeder von ihnen die Gründe feiner 
Meinung, und diejenigen, warum er des anderen Meinung verwerfe, deutlich und be⸗ 
' ſtimmt angeben müſſe, angehalten werden. Bel der Aburtetung einer ſolchen Sache muß 
N alsdann der Richer beiderlei Gutachten gegen einander halten, und allenfalls, wenn es da— 
| bei auf wiſſenſchaftliche Grundſätze der angewandten Mathematik. und inſonderheit der 
| Baukunſt, ankommt, noch von einem dritten Sachverſtändigen ein Votum uͤber die eigent⸗ 
liche Streitfrage einfordern. 


1) Nach 8. 3. der V. v. 14. Dec. 1833 fällt in den A8. 34—41 bezeichneten Bau⸗Sa⸗ 
chen die Reviſion ganz fort, und es findet in denſelben nur das Rechtsmittel der 
Nichtigkeitsbeſchwerde ſtatt. 
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9. 40. Gegen das Appellations⸗Erkenntniß ift zwar die Reviſton zuläffig ; doch wird 
derſelben in der Regel keine fuspenfive Wirkung beigelegt. Es muß 1112 së auf die 
Fortſetzung des Baues erkannt worden ift, der Gegentheil ſich dieſelbe, der eingewandten 
Reviſton ungeachtet, ‚gefallen laſſen; oder es müffen, wenn dieſelbe nur unter gewiſſen 
Maßgaben geſtattet iſt, dieſe Maßgaben gehörig beobachtet werden. Nur wenn auf die 
Kaſſation des vor dem Anfange des Prozeſſes ſchon angefangenen Theils des ſtreitigen 
Baues erkannt iſt, bleibt dieſelbe bis zum Erkenntniſſe in der dritten Inſtanz ausgeſetzt. 

9. 41. Da ſolchergeſtalt in der Reviſtons⸗Inſtanz keine fo gegenwärtige Gefahr im 
Verzuge mehr obwaltet, jo find in derſelben ſchriftliche Deduktionen zuläffig. Doch müffen 
ſowohl dieſe, als das Erkenntniß ſelbſt, vorzüglich beſchleunigt werden. 

8.42. Alles Vorſtehende gilt jedoch nur von dem Falle, wenn von einem ſchon wirk— 
lich angefangenen Baue die Rede iſt, deſſen Fortſetzung oder Kaſſirung von dem Ausfalle 
des Prozeſſes abhängt. Wenn daher entweder noch vor angefangenem Bau über die Bes 
ſugniſſe dazu oder die Art denſelben zu führen, oder, wenn nach Vollendung deſſelben, über 
einem daraus dem Nachbar erwachſenden Nachtheil und die ihm desfalls gebührende 
Schadloshaltung, oder wenn endlich zwiſchen dem Bauherrn und Baumeiſter über Berech— 
nung oder Bezahlung oder Baukoſten Streit entſteht, ſo findet bei der Inſtruktion der 
Sache, dasjenige ordentliche oder ſummariſche Verfahren Statt, wozu die Sache ihrer Be— 
ſchaffenheit und Wichtigkeit nach qualificirt ift, und wegen Vornehmung der Okularinſpek— 


` Hen, auch Zuziehung von Sachverſtandigen dabei, find die Allgemeinen Vorſchriften der 


Prozeßordnung zu beobachten. 
II. Die Vorſchriften der A. G. O. Thl. I. Tit. 40. e 34 — 42. find in⸗ 
dep abgeändert durch die Beſtimmungen der V. v. 21. Juli 1846 über das Ver— 


fahren in Civil-Prozeſſen. 


Es findet demgemäß (nach Aë. 13. u. 14. a. a. O.) bei Bauſachen, wenn 
bon einem ſchon wirklich angefangenen Bau die Rede iſt, deſſen Fortſetzung und 
Kaſſirung von dem Ausfalle des Prozeſſes abhängt (e, 34—42, A. G. O. J. 
40.), auch wenn die Verhandlung vor ein Kollegium gehört, die Vorſchrift des 
b. 61. der V. v. 1. Juni 1833 Anwendung. Es iſt nämlich auf die Klage ſo— 
fort ein Termin zur mündlichen Verhandlung und zugleich zur weiteren münd— 
lichen Verhandlung vor dem erkennenden Richter, mit Beachtung der in der 
Proz. O. vorgeſchriebenen kürzeren Friſt — anzuberaumen. 

Der erkennende Richter iſt dabei befugt, in jeder Lage des Prozeſſes, jedoch 
erft nach erfolgter Klagebeantwortung, über die von ihm zu bezeichnenden Ge— 
genſtände noch eine nähere Erörterung vor einem von ihm dazu beſtellten Kom— 
miſſarius anzuordnen. Nach Beendigung der kommiſſariſchen Erörterung wer— 
den die Parteien zur mündlichen Schlußverhandlung und Entſcheidung der 
Sache nach §. 34. der V. v. 1 Juni 1833 vorgeladen. 

III. Die Rechtsmittel in Bauſachen betreffend (§§. 38 — 42. A. G. O. 
I. 42.), ſo beſtimmt die V. v. 21. Juni 1846, über das Verfahren in Civil— 
Prozeſſen im §. 27.: 

In Bauſachen, wenn von einem ſchon wirklich angefangenen Bau die Rede ift, 
deſſen Fortſetzung und Kaſſtrung von dem Ausfalle des Prozeſſes abhängt (Proz. O. Tit. 
42. 88. 34 — 42.), muß die Anmeldung der Appellation und deren Rechtfertigung ſpäte— 
ſtens binnen 3 Tagen, mit Ausſchließung der Reſtitution, bei dem Gerichte erſter Inſtanz 
($. 30.) angebracht werden. Sie kann mündlich zu Protokoll erklärt oder ſchriftllch in der 
für die Appellationsrechtfertigung beſtimmten Form (8. 21.) eingereicht werden. 

Das Gericht erſter Inſtanz ſchickt die Akten ſofort nach Eingang der Appellations— 
rechtfertigung an den Appellationsrichter, und ſetzt die Parteien gleichzeitig davon in Kennt— 
niß, den Appellaten unter Mittheilung der Appellationsrechtfertigung. 

Der Appellationsrichter ſetzt einen möglichſt kurzen Termin zur Entgegnung auf die 
Appellationsrechtfertigung und zur mündlichen Verhandlung an, und ladet die Parteien 
dazu unter der in den §8. 20. und 21. vorgeſchriebenen Verwarnung vor. ` 

Dem Appellaten fteht frei, vor dem mündlichen Termine eine Entgegnung auf die 
Appellationsrechtfertigung, welche an keine Form gebunden iſt, dem Appellationsgericht 
einzureichen. 

f SS, Reviſton und Nichtigkeitsbeſchwerde treten in Anſehung der Friſt zu deren 
Anbringung, der Form, in welcher die Erklärung anzubringen ſind, und des Verfahrens 
dieſelben Vorſchriften mit den näheren Beſtimmungen des $. 23. a. und b. ein. 

(G. S. 1846 S. 298.) 
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Dritte Abtheilung. 


Von der volkswirthſchaſtlichen Einwir⸗ 
kung des Staates in Ban⸗Sachen. 


Sen, E D eie bg: 


Aus Rückſichten der Staats- und National-Oekonomie iſt die Regierung 
weſentlich dabei betheiliget, daß nicht allein die Gebäude und Bauanlagen derge- - 
ſtalt ausgeführt werden, daß die Intereſſen der Sicherheits- und Ordnungs— 
Polizei gehörig bewahrt bleiben, ſondern auch daß die Bauten ihrem Zwecke 
möglichſt entſprechend konſtruirt werden. Sie iſt ferner auch, aus gleichen 
Du Gründen, dabei intereffirt, die Bauten überhaupt ſowohl, ais das Retabliſſement 

V abgebrannter Gebäude, fo viel als möglich in zweckmäßiger Art und Weiſe zu 
N befördern und zu unterftüßen. Der Bau- Polizei liegt es daher auch ob, 
Jä in beiderlei Beziehungen auf angemeffenen Wegen einzufchreiten. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Fürſorge der Bau-Polizei für gefahrloſe und 
zweckmäßige Ausführung der Bauten und Reparaturen 
durch Ertheilung bon Belehrung darüber‘). 


Zur Beförderung des Gelingens der praktiſchen Ban-Polizei dienen auch 
angemeſſene Belehrungen des Publikums über die Art und Weife, wie Bauten 
und Bau-Anlagen nicht blos dergeſtalt auszuführen, daß ſchon hierbei auf Vor: 
beugung der Gefahren Rückſicht genommen wird, durch welche die Sicherheit und 
Wohlfahrt des Publikums und Einzelner im entgegengeſetzten Falle bedrohet 
wird, ſondern auch in ſolcher Weiſe, daß durch zweckmäßige Bauart und Ein— 
richtungen die Gebäude und Bananlagen den Bauenden und den Bewohnern 
möglichſt vortheilhaft und nützlich werden. Die Central- und Provinzial-Poli⸗ 
zei-Behörden des Preuß. Staates haben dies Mittel zur Beförderung der Zwecke 
der Bau-Polizei nicht unbenutzt gelaſſen. 


Erſtes Kapitel. 


LVorſchriften, welche die zweckmäßige Bedachung 
bete f fe br) 


I. Verfügungen der Central-Behörden. 

1) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 25. Dec. 1838, an 
die K. Reg. zu Potsdam, betr. die Zuläſſigkeit der Anwendung des Asphalts zu 
Dachdeckungen. (A. XXII. 1020. — 4. 163.) | 


) Das C. R. des K. Min. des J., Abth. für H., G. und Bauweſen (Beuth) v. 30. 
Jan. 1831 empfiehlt ſämmtl. Regierungen das Handbuch der Mechanik von F. A. 
v. Gerſtuer zu Prag, mit dem Bemerken zur Anſchaffung, daß daſſelbe eine voll- 
kommene Maſchinen⸗Lehre umfaſſe, und Jeden, dem die Kenntniſſe der Elementar- 
Mathematik bekannt ſind, in den Stand ſetzen ſolle, die borzüglichiten bei den Baus 
und Hüttenmerfen, fo wie in den Fabriken vorkommenden Maſchinen zu brauchen 
und zu entwerfen. (A. XV. 148.) 

Das C. R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 26. Juli 1830, an ſämmtl. K. 
Reg., empfiehlt die v. Schöningſche Schrift über die Bedachung ländlicher Ge— 
bäude. (A. XIV. 644. — 3. 101.) 


* 
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2) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Seiffart) v. 22. Juni 1839, an die 
K. Reg. z. Potsdam, denſelben Gegenſtand betreffend. (A. XXII. 1021. — 4. 164.) 

3) R. des K. Min. des J., Polizeiabth. (v. Meding), v. 28. Sept. 1839 
an die K. Reg. zu Potsdam, betr. die Zuläſſigkeit der Dachdeckungen mit einer 
Miſchung don Asphalt. (A. XXIII. 237. — 1. 212.) 

4) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 23. Jan. 1837 
an den K. Oberpräſ. der Provinz Brandenburg. Empfehlung der Dornſchen 
Dachbedeckungs-Methode und Belehrung darüber. | 

Auf den Ber. Ew. Exc. v. 14. v. M., trage ich kein Bedenken, dem mir vorgeleg⸗ 
ten Beſchluſſe der Kommunal⸗Landtags⸗Verſammlung der Kurmark v. 10. Dec. v. J., 

wonach die Dachbedeckung nach Dor n'ſcher Methode der Ziegel- oder Metall⸗ 
Bedachung gleich geachtet und dieſer nüglichen Erfindung durch den Abdruck 
und die angemeſſene Vertheilung des hierauf bezüglichen Gutachtens des Dier: 
ten Ausſchuſſes des Kommunal-Landtages v. 2. v. M. und J. (Anlage a.) die 
möglichſte Publizität gegeben werden ſoll, 
die beantragte Beſtätigung hierdurch zu ertheilen. 
A. * 
Gutachten 

des IVten Ausſchuſſes 11ten Kommunal⸗Landtags, über die Anfrage der Kurmärkiſchen 
Land⸗Feuerſocietäts⸗Direktion, betreffend die von dem Fabriken-Kommiſſtonsrath Dorn 

7 erfundene neue Dachbedeckung. | 

Der unterz. Aubſchuß hält dafür, daß dieſe neue Art von Bedachung bei Feuersge— 
fahren mindeſtens eine gleiche Sicherheit, wie die mit Ziegeln, gewährt, und erlaubt ſich 
folgende nähere Erörterung der Sache. 

5 Bekanntlich beſteht dies Verfahren darin, daß auf einer flachen Lage von Latten 
zwei oder drei Schichten Lehm, der mit Gerberlohe gehörig vermiſcht iſt, aufgetragen wer⸗ 
den, und daß eine jede derſelben einzeln mit Sieinkohlentheer ſorgfältig beſtrichen und mit 
Sand überſtreut wird. Dieſe Methode. welche ſich durch ihre große Einfachheit und viel⸗ 
fältige Nutzbarkeit empfiehlt, hat der Erfinder vor etwa drei Jahren zur Deckung ſeiner 
eigenen Gebäude zuerſt angewandt, gleichzeitig aber höchſt uneigennützig bekannt gemacht, 
auch ſeine Erfahrungen einem Jeden, der ſich davon zu unterrichten wünſchte, auf das 
offen ſte und bereitwilligſte mitgetheilt, fo daß, der Kürze des Zeitraums ungeachtet, die 
öffentliche Aufmerkſamkeit in einem hohen Grade auf dieſe Angelegenheit gerichtet iſt. Als 
Beispiel für die immer zunehmende Anwendung dieſes Verfahrens mag es daher dienen, 
daß gerade in dieſem Augenblick ein großer Waarenſpeicher an der Herkulesbrücke, den eine 
Aktiengeſellſchaft erbaut, auf dieſe Weiſe gedeckt wird; auch, daß der Steinkohlentheer, des 
außerordentlich zugenommenen Verbrauchs wegen, beträchtlich im Preiſe geſtiegen iſt, und 
daß namentlich die hieſige Gasfabrik, welche dies Erzeugniß früher kaum abzuſetzen wußte, 
jetzt die Nachfrage bei weitem nicht mehr befriedigen kann. 

d Allerdings ift die Zeit noch zu kurz, als daß dieſe neue Art der Dachdeckung bereits 
in einem größeren Umfange und in allen Beziehungen erprobt fein konnte. Was aber ihre 
Dichtigkeit und Haltbarkeit anbetrifft, ſo hat ſich dieſelbe. nach den Erfahrungen, zu denen 
ſich in Berlin die Gelegenheit darbot, da überall bewährt, wo die Arbeit mit der gehörigen 
Sorgfalt angefertigt worden iſt. In mehreren Fällen aber, wo ſich größere oder kleinere 
Spalten in der betr. Maſſe gezeigt hatten, oder Feuchtigkeit eingedrungen war, lag immer 
ein Fehler zum Grunde, welcher entweder leicht ausgebeſſert werden konnte, oder der doch 
bei einer achtſamern Behandlung hätte vermieden werden können. Wenigſtens war dies 
das Reſultat derjenigen Berathungen, welche in dem hieſigen Verein zur Beförderung des 
Gewerbfleißes vor Kurzem ſtattgefunden haben. denen auch der Referent zum Theil beige- 
wohnt hat, und wonach dem Erfinder die goldene Medaille als Preis, und außerdem eine 
Prämie von 500 Rthlr. zuerkannt worden iſt. 
Als weſentliche Erforderniſſe für die Dauerhaftigkeit der Maſſe treten bis jetzt hervor: 
a) die gehörige Vermiſchung des Lehms mit fafriger Gerberlohe, etwa in dem Ver— 
hältniß 4 Lehm zu 3 Lohe, oder von der letztern etwas mehr, wenn der Lehm be: 
beſonders fett iſt. a 

p) Die gleichmäßige Auftragung der verſchiedenen Schichten und beſonders Acht⸗ 

ſamkeit, daß bei Anfertigung der oberen die unteren nicht beſchädigt werden. 

e) die Anwendung von Steinkohlentheer, und | 

d) die gehörige Eindringung deſſelben in die Maſſe, wozu warme, trockene Witterung 

erforderlich iſt, welche daher bei der etwa nöthigen Wiederholung des Ueberſtrei— 
cheens abgewartet werden muß. BI 

Wie oft übrigens die Oberfläche ausgebeſſert, oder in welchen Zeiträumen ſte von 
Neuem überftrichen werden muß, das wird freilich von der mehr oder minder vorſichtigen 
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und ſtarken Benutzung ſolcher Dächer, und wie es ſcheint, mehr noch von der Einwirkung 
großer Sonnenhitze, als von der des Regens abhängig ſein. Jedenfalls iſt das Geſchäft der 
Ausbeſſerung überaus leicht, und kann, ebenſo wie die ganze Bedeckung, unter gehöriger 
Anleitung, von dem gewöhnlichſten Arbeiter verrichtet werden. Zu dieſem Vorzuge der Eins 
fachheit und Wohlfeilheit (welcher ſich hoffentlich auf die Dauer erhalten wird), kommtauch 
noch der, daß man um fo größere und nutzbarere Räume gewinnt, je flacher das Dach ſelbſt 
wird, und je höher man folglich die Hauptwände aufführen kann. Endlich aber eröffnet 
ſich noch ganz beſonders der ſchönen Baukunſt ein weites Feld, indem man um fo mannich- 
fachere Formen anwenden, und die Gebäude, ihren verſchiedenen Beſtimmungen nach, um 
fo angemeſſener konſtruiren kann, je mehr die unförmlich hohen und ſpitz zugehenden Dächer 
ſich vermeiden laſſen. Nach dieſen allgemeinen Betrachtungen und beſonderen Bemerkun— 
gen, welche bei der Neuheit des Gegenſtandes nicht überflüffig ſchienen, kann ſtch der Aus⸗ 
ſchuß nun um ſo leichter mit der ihm zunächſt vorliegenden Frage der Feuerſicherheit oder 
Gefährlichkeit ſolcher Bedachungen beſchäftigen. 

Allerdings muß auch in dieſer Beziehung eingeräumt werden, daß ausreichende Gr, 
fahrungen aus dem Leben hierüber noch fehlen, wenigſtens hat bis jetzt noch kein Mitglied 
des Ausſchuſſes ein fo gedecktes Haus mitten in einer Feueroͤbrunſt zu beobachten Gelegen- 
heit gehabt. Indeſſen werden ſich aus der Natur der Sache Gründe herleiten laſſen, um 
ſich ein Urtheil darüber zu bilden, und jedenfalls iſt ein Verſuch von Wichtigkeit, der hier 
am 14. Juli d. J. auf dem Grundſtücke des Fabr.-Kommiſſ.-Raths Herrn Dorn und auf 
Veranlaſſung des Stadt-Bauraths, in Gegenwart des Polizei-Präſid., eines Reg.⸗Bau⸗ 
raths, ſowie im Beifein der ſtädtiſchen Bau-Dep., mehrerer Polizei-Beamte und Raths— 
Maurer- und Zimmer-Meiſter, ſtattgefunden hat, und in Folge deſſen bei der Berliner 
Feuerkaſſe dieſe Bedachung der mit Ziegeln ganz gleich erachtet wird. Obgleich über die— 
ſen Verſuch bis jetzt noch keine amtlich vollzogene Verhandlung ausgefertigt iſt; ſo kann 
der Referent die nachfolgenden Thatſachen doch in ſofern verbürgen, als er dieſelben der 
gefälligen unmittelbaren Mittheilung ded Herrn Stadt-Bauraths Langerhans verdankt, 

und mehrere Augenzeugen über den Erfolg geſprochen hat. 

An dem gedachten Tage wurde nämlich eine Fläche von 48 Quadratfuß Dachbe— 
deckung, nach der Methode des H. Fabriken-Kommiſſtons-Raths Dorn auf 2 Fuß hohe 
Umfaſſungs⸗Wände von Mauerſteinen gelegt, und der untere Raum durch eine Scheides 
wand in zwei gleiche Theile getheilt. Sodann wurden zwei Feuer, das eine unterhalb der 
einen Hälfte, das andere oberhalb der andern. Morgens 6 Uhr 20 Min. angezündet und 
fort unterhalten. Bei dem Feuer, welches unterhalb des Dachgerüfted brannte, und wel— 
ches ein ſtarker Luftzug durch viele Oeffnungen in den Umfaſſungswänden beftändig an— 
fachte, geriethen die Latten dennoch nicht in eine helle Flamme, ſondern verkohlten allmä— 
lig und fielen ſtückweiſe herunter, bis endlich um 7 Uhr 12. Min., alſo nach einem Zeit⸗ 
raume von 52 Min. auch die darüber befindliche Maſſe zuſammenbrach. Ihrer ebenen 
Lage wegen fiel dieſelbe aber gerade auf das darunter brennende Feuer, und dämpfte es 
beträchtlich. Ein Umſtand war bei dieſem Verſuche beſonders überraſchend, daß nämlich 
die Oberfläche der Maſſe, des darunter brennenden Feuers ungeachtet, während einer Zeit 
von etwa 44 Min. ihre Temperatur faſt gar nicht veränderte, ſondern erſt nach der Ver— 
kohlung ſämmtl. Latten, etwa 8 Min. vor dem völligen Einſturze dieſes Dachtheiles, eine 
mäßige Wärme annahm. 5 omg 

Das zweite Feuer, welches oben auf der Probebedachung gebrannt hatte, und das, 
um feine Wirkung recht zu konzentriren, von rund herum geſtellten Mauerſteinen zuſam⸗ 
mengehalten und mit klein gehauenem Holze beftändig genährt wurde, ward nach Verlauf 
von ungefähr einer Stunde heruntergenommen, und es zeigte ſich darauf die ganze Be— 
deckung bis auf eine geringfügige Verkohlung der Oberfläche völlig unverſehrt. Es hatten 
alſo nicht einmal die untern Schichten der aufgetragenen Maſſe, viel weniger die Latten 
ſelbſt, vom Feuer gelitten, wovon man ſich auf das Vollſtändigſte überzeugte, indem man 
zum Schluß das betr. Stück ganz umwenden ließ. 2 

Auch hatte man verſuchsweiſe einige Stücke des mit Lohe vermiſchten und mit Theer 
überſtrichenen Lehms in das Feuer gelegt, welche Stücke darin natürlich ſchwelten, aber 
ſofort erloſchen, als fie nicht mehr der unmittelbaren Einwirkung des Feuers ausgeſetzt 

N waren. b 
d Aus dem Allen geht demnach hervor, daß dieſe Art der Dachbedeckung bei Feuers— 
Ih gefahren eine noch größere Sicherheit, als die mit Ziegeln, gewährt, und es dürften ſtch 
Ir etwa folgende Reſultate daraus ziehen und fchon jetzt zuſammenſtellen laſſen: 
1) Der bei weitem niedrigere Dachſtuhl enthält viel weniger Holz, und bietet mithin 
der Flamme um ſo viel weniger Nahrung dar. | 
2) Bei einem Auöbruche des Feuers von Innen, ſchließt die auf der Holzlage ruhende 
Lehmdecke weit luftdichter, als die beſte bei ſolchen Gelegenheiten leicht zerſtörte 
Ziegelbedeckung dies vermag, und verhindert fo zum Theil, theils verzögert eme 
nigſtens den Ausbruch der hellen Flamme, ſo daß das Feuer nicht ſo leicht und 
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Renee ſich greifen kann, und folglich Zeit für die herbeleilende Hülfe gewon⸗ 
3) Wenn die flache Bedachung endlich zuſammenſtürzt, fo fällt fe in das Innere 
des brennenden Gebäudes und dämpft ſogar bis zu einem gewiſſen Grade die da— 

runter lodernde Flamme. | 

4) Indem ſolchergeſtalt die Ziegeln ganz entbehrlich werden, wird auch die große Ge⸗ 
fahr ihres einzelnen beſtändigen Herabgleitens von dem ſteilen brennenden Dach— 
ſtuhle befeitigt, und dadurch das Leben aller derer weit beſſer geſchützt, welche, fei 
es nur zur Rettung der eigenen Habe, oder zur Hülfe der Bedrängten, in das 
brennende Haus aus- und eingehen müſſen. 

5) Einen ganz beſonders wirkſamen Widerſtand leiſtet dieſe Maſſe aber, wenn einem 
damit gedeckten Gebäude Feuersgefahr von außen droht. Denn ſind auch ein— 
zelne Beſtandtheile derſelben, wie Theer und Lohe, für ſich allein leicht entzuͤnd— 
lich, ſo werden fte doch durch jene Vermiſchung mit Lehm und Sand der unmit- 
Nd Einwirkung der Luft entzogen, und müſſen folglich jene Eigenſchaften 

erlieren. | 

Iſt daher die Oberfläche eines ſolchen Daches dem Feuer unmittelbar ausgeſetzt, 
ſo können die in dem Theer enthaltenen Harztheile nur auf der Oberfläche ſchwe— 
len, wodurch aber nichts anderes, als eine leichte Verkohlung der betr. Stelle be— 
wirkt und hierdurch wiederum eine weitere Verbreitung des Feuers um ſo ſiche— 
rer verhindert wird. , 

6) Endlich geftatten flache Dächer einen um fo bequemeren Zutritt zu denfelben, und 
erleichtern dadurch auf das Weſentlichſte eben ſowohl die Anwendung der, dem 
Gebäude von Außen drohenden Gefahr, als die Hülfsleiſtung beim Brande von 
Nachbarhäuſern. | 

Dieſer eigenthümlichen Vorzüge ungeachtet, kann es jedoch in keinem Falle jetzt ſchon 
rathſam erſcheinen, eine beſondere Verſicherungsklaſſe aus den ſo gedeckten Gebäuden zu 
bilden, indeſſen iſt es vollkommen gerechtfertigt: 

die in Rede ſtehende Dorn’fche Methode einer Ziegel- oder Metall⸗Bedachung 
ganz gleich zu erachten, und folglich die damit verſehenen Gebäude in die entſpre⸗ 
chenden Klaſſen zu lociren. 5 

Dies zu beſchließen und hiernach die Gen.-Direktion der Kurmärkiſchen Land-Feuer⸗ 
ſocietät zu beſcheiden, gibt daher Einer verehrten Plenar-Verſammlung der unterz. Aus⸗ 
ſchuß geh. anheim. Berlin, den 2. Dee. 1836. 

Der IVte Ausſchuß des uten Kommunal-Landtags der Kurmark. 
(Unterſchriften.) 
(A. XXI. 241.— 1. 243.) 

5) C. R. der K. Min. für H., G. u. öffentl. A. (v. Viebahn) u. der 
G., U. u. Med. Ang. (v. Ladenberg) v. 29. Juli 1848 an ſämmtl. K. Reg., 
betr. die Anwendbarkeit der unter dem Namen der Schwediſchen Eindeckungsart 
bezeichneten Dachdeckungs-Methoden. 

Die Aufmerkſamkeit der unterz. Min. iſt auf die, unter dem Namen der Schwebi- 
ſchen Eindeckungsart bezeichneten Dachdeckungs-Methoden gelenkt worden, deren Material 
aus Steinpappe oder Papiermaſſe in Form von Pappen oder Packpapierbogen beſieht. 

Dieſe Methoden ſtnd folgende: | 

1) Das Schwediſche Steinpappen-Dach. 0 

Die ſchon im Jahre 1785 durch den Schwediſchen Admiralitäts⸗Medikus Arfried 
Faxe zu Carlstrone erfundene Pappe (künſtlicher Schiefer) beſteht aus pappenähnlichen 
Tafeln von braunröthlicher angenehmer Farbe. Sie iſt im Waſſer nicht löslich, ſchwer 
verbrennlich, und befteht nach der chemiſchen Analyſe einiger Autoren aus zwei Thei⸗ 
len Kalk, eifenhaltiger Erde, Vitrlol mit animaliſchen Oelen und aus zwei Theilen 
gewöhnlicher Papiermaſſe oder ſogenanntem Ganzzeuge. nach Anderen aber aus einem 
Theile Papierteig, zwei Theilen thieriſchem Leim, aus drei Theilen weißer Kreide, rothem 
Bolus und etwas Alaun. Zur größeren Kompreſſton werden dieſe Tafeln durch Walzen 
gezogen, mit gekochtem Leinöl oder Leim beſtrichen, der zum raſcheren Trocknen mit Blei— 
kalk verſetzt iſt. Dieſe Steinpapptafeln werden mit gegenſeitiger Ueberdeckung auf einer 
ſehr ebenen Lattung mittelſt kupferner Nägel befeſtigt und die Fugen mit einem Kitte aus 
Leinöl, Kreide und eſſigſaurem Bleikalk verſtrichen. Aë 

Gleich nach dem Bekanntwerden find vielfache Verſuche mit dieſer Steinpappe an⸗ 
geſtellt, und im Preußiſchen Staate beſonders in Schleſten, viele Dächer damit belegt 
worden. Die darüber zunächſt veröffentlichten Reſultate ließen den Gegenſtand als einen 
bedeutſamen erſcheinen, der in den letzten zehn Jahren des verfloſſenen Jahrhunderts in 
unzähligen Flugſchriften abgehandelt und mit Ausnahme weniger dagegen erhobener 
Stimmen, ſehr günftig beurtheilt wurde. Es entſtanden in Schweden und Rußland Stein⸗ 
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bappen⸗ Fabriken, und auch in Schleſten ward eine ſolche von einem Fabrikanten Dreſcher 
angelegt und privilegirt. 

Dennoch iſt dieſe Bedachungs-Methode wenige Jahre darauf ganz in Vergeſſenheit 
gerathen, wenigſtens öffentlich nichts mehr darüber gehört worden, bis im Jahre 1819 
auf der Gewerbe-Ausſtellung in Paris ein Fabrikant Hirſch wiederum Steinpappe aus⸗ 
legte. Ihm folgte in neuerer Zeit der hieſige Kaufmann und Yabrifbefiger Neander, 
der im Jahre 1837 eine, dem Anſcheine nach ſehr brauchbare Steinpappe (Köpenicker 
Schiefer) erfand, und Dächer zur Probe damit belegen ließ. Auch dieſe Erfindung hat 
keinen nachhaltigen Erfolg gehabt, wenigſtens iſt, fo viel hier bekannt, bis jetzt ein Reſul⸗ 
tat über das Verhalten dieſer Probedächer nicht veröffentlicht worden. Zur Zeit iſt in 
Berlin Steinpappe im Handel nicht zu erhalten; wohl aber eine Art Dachpappen von 
dem Papierfabrikanten Ebart in Spechthauſen erfunden, die zwar Steinpappen benannt 
werden, aber von der erſteren ganz verſchieden ſind. 

Die Verwendung der Steinpappe ſcheint bisher daran geſcheitert zu ſein, daß bei 
geringer Neigung der Dachflächen die Aufgabe noch nicht gelöfet ift, die Deckfugen gegen 
das Eindringen des vom Winde aufwärts getriebenen Regens und Schnees ſicher zu 
ſtellen, indem die Anwendung des Kitts um ſo ſchwieriger bleibt, als die Steinpappe 
durch Temperaturwechſel ſich mit der Zeit dehnt und dann die Kittfuge ſich zu löſen be— 
ginnt. Bei der Steifigkeit derſelben iſt ein Falzen und gegenſeitiges Ineinanderſchieben 
zur Dichtung der Fuge nicht wohl möglich. Bei ſteilen Dächern kann das Verkitten 
allenfalls unterbleiben, iſt aber die Steinpappe nur für dieſe brauchbar, ſo geht offenbar 
ein großer Vortheil ihrer Anwendung verloren. de 

Sonſt dient aber die Farbe, das gefällige Anfehen der damit eingedeckten Flächen, 
das geringe Gewicht, die Einfachheit in der Behandlung beim Decken dem Material zur 


beſonderen Empfehlung und ließen ſich die oben angedeuteten Schwierigkeiten überwin— 


den, ſo wäre es für alle Arten von Gebäuden, ohne Rückſicht auf deren Zweck und Kon— 
ſtruktion, brauchbar. Hinſichts des Widerſtandes gegen Flugfeuer wird das Steinpappen⸗ 
dach den Stroh-, Rohr- und Holzdächern vorzuziehen ſein, den Metall- und Steindächern 
aber nachſtehen. 

2) Das Schwediſche Pappendach. 

Das Material zu dieſer Eindeckung beſteht in, aus wollenen Lumpen bereiteten 
großen Papptafeln in einer Dicke von 3 Schöpfbogen, die auf drei Seiten zu einem Falz 
umgebogen und ſodann in fiedenden Steinkohlen- und Nadelholz-Theer fo lange einge— 
taucht werden, bis fie ganz davon durchdrungen, ihre hygroskopiſche Eigenſchaft verloren 
haben. Die beim Satteldache bis auf 4 bis 4 der Grundlinie geneigte Dachflaͤche muß 
mit einer ebenen Schälung verſehen ſein, auf welche die Papptafeln verlegt, gegenſeitig 
in den Falz geſchoben und mit doppelten Rohrnägeln befeſtigt werden. Die Fläche wird 
dann mit einem ſtarken Theer-Ueberzuge übertragen und mit ſcharfem Sand, Ziegelmehl, 
Steinkohlenaſche oder zerfallenem Kalk moͤglichſt dicht überſtreut. 

Dieſe Eindeckungsart iſt ſeit mehreren Jahren in Oſtpreußen und ſeit Kurzem am 
Rhein in der Umgegend von Duisburg fuͤr ökonomiſche und gewerbliche Gebäude mehr— 
fach in Anwendung gekommen, auch hier auf einigen untergeordneten Schuppen der Eifen- 
bahnhöfe verſuchsweiſe benutzt worden. Bisher hat die öffentliche Stimme ſich günſtig 
darüber ausgeſprochen; indeſſen wird immer noch ein längerer Verlauf von Jahren abzu— 
warten fein, bevor ein entſcheidendes Urtheil über deren allgemeine Anwendbarkeit abge— 
geben werden kann. 

Dieſelben Eigenſchaften, die der Steinpappe zur Empfehlung dienen, finden ſich 
auch bei den Theerpappen, jedoch mit Ausnahme des gefälligen Anſehens der damit gedeck— 
ten Flächen, indem dieſe nach Verlauf weniger Wochen ſchmutzig und buntſcheckig erſchei— 
nen, ſobald der Theer bei heißem Sonnenſchein erweicht und dann die weißgelbliche oder 
braune Kruſte ſtellenweis ſchwarz färbt. Für Gebäude, welche äſthetiſchen Forderungen 
entſprechen ſollen, dürfte, wenn deren Dachflächen ſichtbar bleiben, daher von dieſer 
Methode weniger Anwendung zu machen ſein. 

Was die Eigenſchaft des Daches in Rückſicht der Verbrennlichkeit und des Verhal— 
tens bei Aufnahme von Flugfeuer anbetrifft, ſo iſt darüber nur Günſtiges gehört worden. 
In einem, aus dem Jahre 1842 hier bekannt gewordenen Spezialfalle, bei dem Brande 
einer Tabaksfabrik in Duisburg, hat das mit Theerpappen eingedeckte Flügelgebäude den 
von dem Hauptgebäude herunterfallenden brennenden Dachhölzern fo widerſtanden, daß 
das Flügelgebäude nicht in Brand gerathen iſt, ungeachtet das Abräumen der Dachfläche 
von den brennenden Holzſtücken nicht ſofort hat geſchehen können. Verſuche zeigen über⸗ 
haupt, daß die Pappe nicht mit heller Flamme brennt, ſondern nur glimmend verkohlt. 

3) Das Schwediſche (Finnländiſche) Papierdach. 
Von dieſem Dache ward zuerſt im Jahre 1829 in einer in Stockholm erſchienenen 
Broſchüre, betitelt: „Underräitise om Tacktöckning med Papper“ Nachricht gegeben; 
daſſelbe fand aber wenig Beachtung, da man dem Papier als Deckmaterial, nach der ge— 
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wöhnlichen Anſchauung von deſſen Unhaltbarkeit, kein Vertrauen ſchenkte. Im Jahre 
1834 erſchien aber eine ausführliche Abhandlung von dem Kaiſerl. ruſſ. Bauintendanten 
Engel zu Helſingfors, worin dieſe Methode nach einer 12 bis 14jährigen Erfahrung die 
ausgezeichnetſten Eigenſchaften beigemeſſen und Dächer dieſer Art für Land- und Stadt: 
gebäude, wegen ihrer Dauer, Wohlfeilheit, Feuer-Sicherheit und geringen Neigung, be— 
ſonders aber auch wegen ihres gefälligen Anſehens und leichten Behandelns beim Decken, 
empfohlen wurden. > 

Das Material befteht aus einem dünnen, aus wollenen Lumpen fabrizirten unge: 
leimten Packpapier, in großen Bogen von reſp. 3 und 2 Fuß Abmeſſung. Dieſe Bogen 
werden ebenfalls in ſtedenden Holztheer fo lange eingetaucht, bis fie ganz davon durch— 
drungen ſind, wodurch beſonders ihre Feſtigkeit und Biegſamkeit gewinnt. Die Dachfläche 
muß mit einer dichten, ganz ebenen Bretterſchälung verſehen ſein, worauf die Bogen mit 
gegenſeitiger Ueberdeckung durch beſondere Nägel (Plattköpfe) befeſtigt werden. Zur Dich— 
tung der Fugen wird nur ein dicker Ueberzug von Theer und Harz über die ganze Fläche 
gebracht, die gleichzeitig mit einem Gemenge aus Sand und Ziegelmehl oder aus letzterem 
und Bleiglätte mindeſtens 4 Zoll ſtark überſtreut werden muß. Dies wird mit den Füßen 
der Arbeiter zur Bindung mit dem Theer feſt eingetreten und dann das Nichtgebundene 
mit Burſten wieder abgekehrt. Das Ueberziehen mit Theer und Inkruſtiren mit dem 
Gemiſch muß dreimal wiederholt und darauf geſehen werden, daß ſich die Fläche als ein 
gleichmäßiges Kontinuum bildet. 

Soviel Vortheilhaftes über dieſe Methode, die auch in England jetzt allgemein fuͤr 
land wirthſchaftliche Gebäude benutzt werden ſoll, veröffentlicht iſt, fo iſt doch, jo weit hier 
bekannt, weder in der Umgegend von Berlin, noch in den Provinzen Anwendung davon 
gemacht worden, mit Ausnahme eines kleinen und deshalb nicht entſcheidenden Verſuchs. 

Was nun die Koſten dieſer Eindeckungsarten im Vergleich zu den der gebräuchlich⸗ 
ſten Dächer anbetrifft, fo wird die Quadrat-Ruthe gedeckter Fläche nach den hiefigen 
Preiſen, incl. Lattung oder Schalung zu ſtehen kommen: 

a) bei Steinpappe, wenn der von dem Fabrikbeſitzer Neander geforderte Preis von 

23 Sgr. pro Quadratfuß zum Grunde gelegt wird, auf 19 Thlr. 25 Sgr. 

b) bei Theerpappen 14 Thlr. 26 Sgr. 

c) bei Papier 15 Thlr. 3 Sgr. 

Dagegen koſtet eine Quadrat-Ruthe incl. Lattung oder Schalung: 

a) bei Ziegel⸗Spließdach 9 Thlr. 25 Sgr. 

b) bei Ziegel⸗-Kronendach 11 Thlr. 27 Sgr. 

e) bei Ziegel⸗-Doppeldach 12 Thlr. 15 Sgr. 

d) bei Schieferdach 29 Thlr. 28 Sgr. 

e) bei Zinkdach 31 Thlr. 15 Sgr. 
. Hierbei darf nicht unbemerkt bleib en, daß Ziegeldächer im Vergleich zu den übrigen, 
relativ etwas höher zu ſtehen kommen, da bei gleicher Grundlage des zu überdeckenden 

Raums, die Dachflächen wegen nothwendig größerer Steilheit auch größere Flächen ent— 

halten müffen als andere flacher liegende; in den vorſtehenden Zahlen aber nur die Koften 
gleich großer Flächen angegeben ſind. ö 

Ein feſtes Urtheil über die allgemeine Anwendbarkeit dieſer Methoden, von welchen 
die ad 1. vorläufig außer Frage bleiben muß, da das zu derſelben erforderliche Material 
nicht im Handel iſt, läßt ſich hiernach zur Zeit noch eben ſo wenig fällen, als ein unter 
allen Umſtänden gültiges Verfahren der Darſtellung angeben; es iſt indeß von Intereſſe, 
in der einen wie in der anderen Beziehung Erfahrungen zu ſammeln und zu dem Ende 
nicht nur von den Reſultaten, welche die angegebenen Methoden bei ihrer Anwendung 
bei Privatbanten ergeben haben, ſoweit ſich dazu Gelegenheit darbietet, Kenntniß zu neh— 
men, ſondern auch bei fiskaliſchen Bauten Verſuche damit zu machen. 

Die K Reg. wird daher veranlaßt, bei der Veranſchlagung fiskaliſcher, namentlich 
der dem Reſſort des mitunterzeichneten Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten angehörender und ausſchließlich aus Staats-Fonds auszu— 
führender Bauten dieſe Deckunge-Methoden im Auge zu behalten. Es bedarf jedoch kaum 
der Bemerkung, daß bei Anſtellung folder Verſuche mit moͤglichſter Vorſicht zu verfahren, 
und daß von denſelben überall abzuſehen ift, wo nicht bereits ähnliche Dächer angefertigt, 
und darin geübte Arbeiter vorhanden ſind. Ueber das Ergebniß der gemachten Erfah— 
rungen wird zu ſeiner Zeit Bericht erwartet. 

Zur Information für die Baubeamten wird bemerkt, daß ſich ausführliche Abhand— 
lungen über die Konſtruktion von Dächern nach den sub 2. und 3. angegebenen Metho— 
den in folgenden Schriften finden. 4 

1) »Ueber Wirthſchafts-Einrichtungen nach den Grundſätzen des Schottiſchen Acker— 
baues u. ſ. m « von J. Laudon, aus dem Engliſchen uͤberſetzt von Biernacki. 

Berlin, bei Reimer. 1819. ö 

2) »Oächer mit Papier bedeckt,“ von dem Kaiſerl. ruſſiſchen Bau - Intendanten 


* 
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Engel, in Crelle's Journal für die Baukunſt, VII. Band, 1. Heft, bei 
Reimer 1834. 

3) »Nachtrag« zu dem vorigen Aufſatze in demſelben Journal, Band VII. 3. Heft. 

4) »Der Bau der flachen Dächer,« von G. Linke, Abtheilung IV. und VII. Braun⸗ 

ſchweig bei Vieweg 1840. 9 

5) »Dächer von getheerten Pappen,« von Böhm, im Notizblatte des Berliner Archi— 

tekten⸗Vereins, Potsdam bei Riegel 1840. 

6) Ki dë? Dachbedeckungen von getheertem Papier,« in Dingler’d Journal, 
and 92. 
7) »Dachbedeckung mit getheerten Pappen,« in der Deutſchen Gewerbe-Zeitung, 

Jahrgang 1846. 6 

8) »Ueber Pappendächer, von Hoffmann, in deſſen Reiſeſkizzen, in der allgemeinen 

Bau⸗Zeitung, Jahrgang 1846. Wien bei Förfter. 

Auch iſt, wie bereits oben bemerkt, das Papierdach in der kleinen Schwediſchen 
Schrift: Hagelstam, Underrätilse om Tacktöckning med Papper, Stockholm, Nor- 
10 et Söne 1829 ausführlich beſchrieben, aber davon eine deutſche Ueberſetzung nicht 
erſchienen. f 

Ueber das sub 1. erwähnte ältere Schwediſche Steinpappendach enthält Gilly's 
Handbuch der Landbaukunſt, 4. Aufl. 2. Band, eine ausführliche Mittheilung, unter An— 
gabe der bis zum Jahre 1818 über den Gegenſtand erſchienenen Literatur. 

(Min. Bl. d. i. V. 1848. S. 381. Nr. 473.) 


0 6) C. R. des K. Min. für H., G. u. öffentl. A., Abth. III. (Mellin) b. 30. 
Jan. 1850 an ſämmtliche K. Reg., und an das K. Polizei-Präſidium in Berlin, 


A betr. die Bedachungen mit Steinpappen. 
We Auf den Antrag der Beſitzer der Papierfabriken zu Spechthaufen und Weit— 
d lage bei Neuſtadt-Eberswalde, Gebrüder Ebart, find über die Feuerſicherheit der 


Jär dort gefertigten Steinpappen, bei deren Anwendung zu Dachdeckungen, da ber Gegenſtand 
von allgemeinem Intereſſe iſt, unter Zuziehung des Ober-Bauraths Linke zu Berlin und 
des Regierungs-Bauraths Redtel zu Potsdam, Verſuche angeſtellt worden. 

Nach dem auf Grund derſelben von der K. Ober-Bau-Deputation abgegebenen ab: 
ſchriftlich anliegenden Gutachten v. 6. Dec. v. J. (Anl. a.) ſind die in Rede ſtehenden 
Pappdächer den gewöhnlichen Ziegeldächern in Bezug auf die Feuerſtcherheit weſentlich 
gleich zu achten. N | 

Für den Fall, wenn die Bedachung mit dergleichen Steinpappe im dortigen 
Regierungs-Bezirke zur Anwendung kommen ſollte, wird der K. Reg. hiervon Kenntniß 
gegeben. \ 

| Anl. a. 
| In Verfolg Ew. Exc. Erlaſſes v. 6. v. M. verfehlen wir nicht, unter Wiederbei⸗ 
K ſchluß des uns nachträglich überſandten Schreibens des Magiſtrats zu Neuſtadt-Ebers— 
walde über die jetzt gebräuchlichen Theerpappen-Dächer und deren Feuerſicherheit in 
Nachſtehendem uns gutachtlich zu äußern. 

Schon Tit 15 Jahren find mit Steinfohlene oder Nadelholztheer getränkte dünne 
Pappen zur Eindeckung von öͤkonomiſchen und gewerblichen Gebäuden in mehren Pro— 


` D vinzen des Staates in Anwendung gekommen über welche die öffentliche Stimme im Allge⸗ 
LI meinen ſich günſtig ausgeſprochen hat, obwohl das früher verwendete Material und das 
Verfahren beim Eindecken manches zu wünſchen übrig ließ. In jüngſter Zeit hat dieſe 
Eindeckungsart in den Marken, vorzugsweiſe in der Umgegend von Neuſtadt-Ebers— 
walde eine allgemeine Verbreitung gefunden, ſeitdem die Beſitzer der Papier-Fabriken zu 


Spechthauſen und Weitlage, Gebrüder Ebart, nach einem eigenthümlichen Ver— 
fahren nicht allein eine Theerpappe, von ihnen Steinpappe benannt, anfertigen laſſen, 
N welche ſich durch Biegſamkeit, vollkommenes Durchdrungenſein von dem Theere und 
N mäßigen Preis auszeichnet, ſondern auch eine Anzahl Arbeiter für das Geſchäft des Ein- 

deckens, das trotz der Einfachheit einer ſorgfältigen Behandlung bedarf, herangebildet 
haben, wodurch der Erfolg begünſtigt und der Methode das öffentliche Vertrauen gewon— 
nen worden iſt. In der That zeichnen ſich die Ebart'ſchen Dächer durch Waſſerdichtig⸗ 
keit, feſtes und glattes Aufliegen der Tafeln, gleiche Färbung und gefälliges Ausſehen aus, 
und, nach dem bisherigen Verhalten zu ſchließen, dürfte denſelben auch hinſichts der Dauer— 
haftigkeit ein gutes Prognoſtikon geſtellt werden können. Soweit überhaupt eine Erfah⸗ 
rung von 7 Jahren zu einem entſcheidenden Urtheile zu berechtigen im Stande iſt, möchte 
die allgemeine Anwendbarkeit dieſer Bedachungsart wohl nicht zu bezweifeln, und ſolche 
allenfalls ſelbſt für Gebäude geeignet ſein, welche äſthetiſchen Anforderungen entſprechen 
ſollen, indem die ſchwarzbräunliche, faſt gleichmäßige Farbe und die in gleichen Zwiſchen⸗ 
räumen regelmäßig wiederkehrenden, ebenfalls mit Pappe überzogenen Deckleiſten das 
Ganze nicht unangenehm erſcheinen laſſen. 
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Allerdings würde eine Ausnahme mit ſolchen Gebäuden gemacht werden müffen, in 
welchen feuchte Dämpfe von hohem Wärmegrade unmittelbar unter dem Dache entwickelt 
werden, indem bei der ziemlich luftdichten Beſchaffenheit der Dachflächen und der Wärme⸗ 
leitungsfähigkeit der Pappen zu beſorgen ſteht, daß zur Zeit äußerer niedriger Temperatur 
die Dämpfe daran niederſchlagen und tropfbar werden, in Folge das Beuteln der Bogen, 
ſelbſt vorzeitige Fäulniß der denſelben zur Unterlage dienenden Bretterſchalung entſteht. 
Hiernach dürfte bei Lokomotivſchuppen, Siedereien, Tabaksfabriken, bei Trodenräumen 
mittelſt erhitzter Luft, Reitbahnen und ſelbſt bei Viehſtällen, wenn dergleichen dichter Zwi— 
ſchendecken entbehren, nur in dem Falle von der Methode Gebrauch gemacht werden kön— 
nen, daß gegen die Sparren eine möglichſt dichte Schalung von geſpundeten Brettern 
gefertigt wuͤrde. 

a Beſonders vortheilhaft ift es, daß die Steinpappe zur Eindeckung ſelbſt ſehr flacher 
Dächer, ohne an Waſſerdichtigkeit und Haltbarkeit zu verlieren, nach der bisherigen Erfah— 
rung benutzt werden kann. Die Dächer zu Weitlage haben eine Neigung von 4 bis „5 
der Baſts zur Höhe; anderweitig find aber dergleichen in Ausführung gebracht, deren 
Höhe 4, nach Angabe der Gebrüder Ebart, ſogar 4 der Gebäudetiefe beträgt. Das 
äußere Anſehen einiger, ſchon vor mehreren Jahren errichteter Dächer läßt jedoch wahr— 
nehmen, daß diejenigen ſich am beſten erhalten haben, deren Höhe nicht unter 4 der Baſts 
beträgt, weshalb ohne zwingende Umſtände über dieſe Gränze nicht wohl hinauszugehen 
iſt, wenn namentlich das Deckverfahren mit gegenſeitiger Falzung der Pappen in Anwen— 
dung kommt, wobei wegen Afachen Ineinandergreifens hinter dem Falze eine muldenfür= 
mige Vertiefung ſich bildet, in welcher das Waſſer ſtehen bleibt. Daß bei ſteileren Nei- 
gungen durch beſchleunigteres Ablaufen des Regen- und Schneewaſſers die Dächer längere 
Zeit in gutem Zuſtande verbleiben müffen, iſt erklärlich, andererſeits aber eben fo einleuch— 
tend, daß dieſelben bei einer Höhe von mehr als 4 der Sait, durch vermehrte Schwierig— 
keit der Ausführung an und für Go, durch Vergrößerung der Dachfläche bei gleichbleiben- 
dem Grundraume aber auch relativ koſtſpieliger werden muͤſſen. Wichtiger noch als der 
Koſtenpunkt bleibt hierbei der Umſtand, daß bei Annahme eines das Betreten des Daches 
unmöglich machenden Gefälles nicht allein ſehr weſentliche Vortheile verloren gehen, ſon— 
dern auch die Feuerſtcherheit in ſofern vermindert wird, als bei eventueller Aufnahme von 
Flugfeuer dies weniger ſchnell oder gar nicht zu löſchen, brennenden benachbarten Gebäu— 
den, von dem Dache aus, wie es ſonſt mit Leichtigkeit geſchehen kann, niemals mit Löſch— 
vorrichtungen beizukommen iſt. 

Die in Weitlage fabrizirten Pappen meſſen beſchnitten in der Länge 3 Fuß 2 Zoll, 
in der Breite 2 Fuß 4 Zoll, enthalten mithin 777 [Fuß Flächeninhalt, können aber auf 
Erfordern nach vorheriger Beſtellung ohne erhebliche Preisſteigerung um einige Zoll ver⸗ 
größert werden. Das Gewicht derſelben beträgt ppt. 42 Pfd., wobei 24 bis 28 Stück 
durchſchnittlich 1 Centner wiegen, womit aber in Rückſicht auf Ausſchuß und Verluſt durch 
gegenſeitiges Ueberdecken oder Falzen der Tafeln, durchſchnittlich nur 1 [JRuthe Dachfläche 
belegt werden kann. Das Verfahren beim Eindecken iſt verſchiedenartig; welche Art in⸗ 
deſſen auch in Anwendung kommt, ſo bedarf ſie ſtets einer dichten geſchmiegten, beſſer noch 
geſpundeten Verſchalung der Dachflächen von mindeſtens I Zoll dicken Brettern, welche 
aber ausgetrocknet ſein müſſen, indem entgegengeſetzten Falles, durch Schwinden und 
Werſen derſelben, das Platzen der nach längerem Liegen und Hartwerden wenig dehn— 
baren Pappen eintritt. 

Nach der von einander abweichenden Hauptkonſtruktion ergiebt ſich das Leiſten-⸗ 
dach oder das ebene Dach, wovon das erſtere, mehrfacher Vortheile nicht zu gedenken, 
ſchon deshalb vorzuziehen bleibt, weil es dazu einer Schalung gänzlich ausgetrockneter 
Bretter, die bei letzterem unbedingtes. Erforderniß iſt, nicht eben bedarf. Sobald aber die 
Neigung weniger als 4 der Baſis zur Höhe hat und die Flächen häufigem Betreten preis⸗ 
gegeben ſind, hat das ebene Dach Vorzüge. In beiden Methoden findet ſich wieder eine 


Verſchiedenheit, je nachdem das Leiſtendach mit Falzung und verdeckter Nagelung, oder, 


mit gegenſeitiger Ueberdeckung und offener Nagelung, das ebene Dach aber mit gera⸗ 
den Bahnen, Falzung und ſeitwärts verdeckter Nagelung oder mit gegenfeitiger 
Ueberdeckung und offener Nagelung, endlich mit Diagonalbahnen und offener Nage⸗ 
lung gefertigt wird. Die verdeckte Nagelung It der offenen, wobei die Nagelköpfe mit 
heißem Steinkohlenpech, der mit der Zeit abſpringen kann, zugedeckt werden müſſen, hin⸗ 
ſichts der Feſtigkeit und Dichtigkeit vorzuziehen, geftattet aber nicht eine jo einfache Be⸗ 
handlung deim Verlegen der Tafeln. Beim Leiſtendache müſſen in gleichen Zwiſchenräu⸗ 
men von der Breite der Pappen, ſchwache Latten von vierſeitigem, dreieckigem oder halb- 
rundem Querſchnitte parallel von der Traufe nach dem Forſte auf die Schalung gelegt 
und mit ſtarken Nägeln befeſtigt werden. Von dem gehörigen Feſtſttzen dieſer Leiſten, 
gegen welche der Seitenumbug der Tafeln Halt findet, hängt die Sicherſtellung derſelben 
gegen mögliches Abheben und Aufrollen bei Stürmen beſonders ab, weshalb es rathſam 
erſcheint, die Zwiſchenweiten der Sparren nach der Breite der Pappen genau abzumeſſen, 


. —— — 
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damit die Leiſten auf jene treffen und deren Nägel tief in das Holz getrieben werden kön— 
nen. Hierdurch wird die Anwendung dieſer Methode für vorhandene mit Rückſicht auf 
ein anderes Deckmaterial konſtruirter Gebäude vertheuert, indem es entweder der Aufſtel— 
lung eines neuen Geſpärres oder einer ſtärkeren Schalung von mindeſtens 2zölligen Bret— 
0 tern bedarf, über welche die Leiſten befeſtigt und die durchgreifenden Nagelſpitzen von unten 
| umgenietet werden können. 
| Beim ebenen Dache, ſowohl mit verdeckter als offener Nagelung, kann, wenn der 
| Wind erſt eine Tafel gelöſet hat, das Abheben der ganzen Fläche leichter eintreten, und ift 
| dem nur durch eine moͤglichſt enge Nagelung vorzubeugen. Die Sparrenweite bleibt hier- 
bei, wenn fie ein gewiſſes Maaß nicht überſteigt, ohne Einfluß, weshalb die Konftruftion 
| für vorhandene Gebäude fich mehr eignet. 
| Das Dach mit Diagonalbahnen — Rautendach — welches fich ſonſt empfehlen 
würde, iſt mit Vorſicht und allenfalls nur bei einer feſten Schalung von völlig trockenen 
Brettern anzuwenden, indem die Erfahrung lehrt, daß beim geringſten Werfen die Pappen 
platzen. Daſſelbe eignet ſich aber vorzugsweiſe, um an Stelle defekt gewordener Dorn— 
H ſcher Dächer zu treten, wobei die alte Lehmlage als ein Medium zwiſchen der Schalung 
N und der Pappe liegen bleibt, und verhindert, daß eine Bewegung in jener dieſer nach— 
\ theilig wird. 
A Was nun den wichtigſten, vielſeitig in Frage geftellten Punkt — die Feuerſicherheit 
dieſer Bedachungsart — betrifft, ſo darf es nicht befremden, wenn nach der allgemeinen 
Anſchauung über die leichte Entzündbarkeit des zu den Pappen in Verwendung kommen— 
den Hauptmaterials, dieſe ſelbſt für feuergefährlich gehalten und deshalb hier und da von 
| den Landfeuerſocietäten Bedenken getragen worden find, damit eingedeckte Gebäude gegen 
die gewöhnliche Verſtcherungsprämie aufzunehmen. Die in Folge hohen Auftrages unter 
N Leitung des Ober-Bauraths Linke und des Regierungs- und Bauraths Redtel ſtatt— 
/ gehabten mehrſeitigen Verſuche, deren Hergang und Ergebniß in der Verhandlung vom 
| 19. Mai d. J. ausführlich beſchrieben worden ift, erweiſen aber zur Genüge, daß das 
Dach durch glühende Kohlen, einzelne brennende Holzſtücke, überhaupt durch Flugfeuer 
N gar nicht, oder doch nur langſam und erſt durch eine längere Zeit fortgeſetztes, auf dieſelbe 
Stelle einwirkendes hellloderndes Feuer in Brand geſetzt wird, wobei es außerdem gleich: 
bleibt, ob friſch fabrizirte oder ältere Pappe zum Belegen genommen, der Theerüberzug 
vor kurzer oder längerer Zeit übergebracht, und dieſer mit Sand inkruſtirt worden ift. 
Nicht minder ergiebt ſich daraus, daß die Fortpflanzung des Feuers, wenn die Tafeln 
durch längeres Einwirken eines Holzbrandes auf eine Stelle entzündet worden ſind, nur 
langſam von Statten geht, und ſich ſogar nur auf einen geringen Umkreis jener beſchränkt; 
weshalb, wenn die Neigung des Daches das Betreten erlaubt, das Loͤſchen außerordentlich 
. erleichtert wird. 
N Beſonders günſtig iſt aber das Verhalten des Daches bei einem im Innern des Ge- 
bäudes entſtandenen Brande, wenn Geſpärre und Schalung davon ergriffen ſind, indem. 
} bei der faſt luftdichten Dachfläche, das Feuer erſt nach längerer Zelt durch die Fugen der 
| Bretter tretend die Pappen entzündet und endlich verkohlt, wobei weder ein Abheben noch 
| Fortfliegen derſelben ftattfindet. ` Es waltet hierbei jedenfalls geringere Gefahr als bei 
| Blei⸗, Zink, Asphalt⸗, Schiefer» und Ziegeldächern ob, in fofern oft vor gänzlichem Zu— 
N ſammenſturz des Dachgerüſtes bei erſteren das Schmelzen und Abtröpfeln des Metalles 
) und des Erzharzes, bei letzteren aber das Herabfallen der durch übermäßige Hitze zer— 
, dE Platten und Steine ftattfindet, und das Annähern an das brennende Gebäude 
N erſchwert. 
\ Daß übrigens bei fortgeſetzter Einwirkung eines hellflammenden Feuers auf die 
ö Dachfläche dieſe ſelbſt, es ſei das Deckmaterial, welches es wolle, in Brand gerathen und 
dies um fo eher ftatthaben muß, ſobald das Geſpärre von der Flamme ſeitwärts oder von 
innen ergriffen wird, iſt einleuchtend und deshalb von einer unbedingten Feuerſicherheit 
| dg E Bedachungsart, wenn das Geſpärre nicht ſelbſt aus Metall konſtruirt ift, nicht 
| ie Rede. 
| Unzweifelhaft lehrt das Verhältniß der Weitlager Verſuche, daß dieſe Pappdächer in 
! Bezug auf Feuerſicherheit den Stroh-, Rohr- und Schindeldächern, mit welcher einzelne 
Feuerverſtcherungs⸗Societäten De in eine Klaſſe geſetzt haben, bei weitem vorzuziehen, den 
Ziegelſpießdächern aber gleichzuſetzen ſind. Mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die mei- 
ſten Feuer⸗Societäten zwiſchen dem Ziegelſpieß⸗ und dem Ziegelkronen- und Doppeldache 
keinen Unterſchied machen, tragen wir in Betracht des nach einzelnen Richtungen hin vor— 
N theilhafteren Verhaltens der Pappdächer nicht beſonders Bedenken, ſie den Ziegeldächern 
im Allgemeinen gleichzuſtellen; namentlich wenn die Neigung nicht über 4 der Gebäude— 
tiefe zur Höhe hat und demnach das Betreten geſtattet. 
Die Koſten dieſer Dächer ſind, obwohl der Preis der Pappe für den Centner nur 
| 43 Thlr. beträgt, doch eirca um 24 Thlr. höher als die der Ziegeldächer, jedoch um mehr 
N als die Hälfte geringer als die der Schiefer- und Zinkdächer, fie würden aber erheblich nie— 
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driger zu ſtehen kommen, wenn es der Bretterſchalung nicht bedürfte. Nach hiefigen Prei- 
ſen koſtet! [IRuthe Leiſtendach: g nich f ch hieſigen P 


1) das Material. 


1 Centner r e "ai 4 Thlr. 15 Sgr. — Pf. 
Ennert a. monate kim — g 24 e — ur 
een — » 15 » — 
1 Scheffel eps ZZ IL o ee e. P =, DIN 6 >» 
9 Stück 1zöllige Bretter a 15 Sg. 4 » 10 ũ — 
2 Stück 2zölliges Brett zu Leiſten. — » 15 — 
, en. age — 1 51 — 
checks N ee lä d NR TRIER AIS 
11 Thlr. 7 Sgr. 9 Pf., 
2) das Arbeitslohn. 
144 Fuß Bretter zu ſäumen, ſpunden und verlegen a4 Pf. 1 Thlr. 18 Sgr. — Pf., 
die Leiſten zu fertigen und zu befeſtigen . .. . ss 2 TR, 6 » 
E, 144 Fuß mit Pappe zu belegen nns EE 


Dei ps 2 Thlr. W Sgr. 6 Pf., 
mithin im Ganzen 14 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf. Dagegen wird bei denſelben Einheitspreiſen 
eine [Ruthe ebenes Dach nur 13 Thlr. 5 Sgr. 9 Pf. betragen. 


Ueber die Höhe der jährlichen Unterhaltungskoſten läßt fi in Ermangelung aus— 
reichender Erfahrung hinſtchts der Dauer der Pappen noch nicht mit Sicherheit urtheilen. 
Bisher haben die Reparaturen nur in Erneuerung des Kalktheer-Ueberzuges beſtanden, 
welcher aber bei einigen vor 6 bis 7 Jahren errichteten Dächer ſich noch nicht als ein drin- 
gendes Beduͤrfniß herausgeſtellt hat; indeſſen dürfte es im Allgemeinen rathſam erſcheinen, 
denſelben nach Verlauf von 3 bis 4 Jahren erneuern zu laſſen, wodurch für die [JRuthe 
15 bis 20 Sgr. Koſten entſtehen können. | 


Wenden wir uns ſchließlich zu der beſonders aufgeworfenen Frage: ob in der An— 
wendung dieſer Steinpappen nicht ein geeignetes und zugleich wohlfeiles Auskunftsmittel 
in den nicht ſeltenen Fällen gefunden werden könne, wo Stroh-, Rohr- und Schindeldächer 
bei eintretenden Reparaturen beſtehenden Beſtimmungen gemaͤß fortgeſchafft werden ſollen, 
die Umänderungskoſten in ein Ziegeldach aber die Vermögenszuſtände der Eigenthuͤmer 
hauptſächlich aus dem Grunde überſteigen, daß die zum Tragen einer ſchweren Dachlaſt 
zu leicht konſtruirten Gebäude umgebaut werden müſſen — fo It deren Beantwortung 
zum Theil ſchon in der vorſtehenden Erörterung enthalten. Wäre hierbei nur allein die 
Belaſtung in Betracht zu ziehen, fo möchte bei dem ſehr geringen Gewicht der Pappen 
ſelbſt die leichteſte Konftruftion zum Tragen der Laſt geeignet fein. Stroh-, Rohr- und 
Schindeldächer haben aber eine Neigung, die oft mehr als die halbe Gebäudetiefe zur 
Höhe beträgt, wobei ſowohl das Eindecken als das Repariren der Flächen bei weitem 
ſchwieriger und deshalb koſtbarer wird. Dergleichen ſteile Pappdaͤcher find außerdem 
bisher noch nicht zur Ausführung gekommen, und iſt momentan nicht wohl abzuſehen, wie 
das Belegen derſelben auf eine bequeme Weiſe bewirkt werden kann. Bezweifeln läßt 
ſich allerdings nicht, daß die Praxis Mittel auffinden wird, zum Ziele zu gelangen; ſei es 
mit Hülfe eines Fahrſtuhles, wie beim Schieferdache, oder eines Baumganges wie beim 
Rohr- und Strohdache. Indeſſen möchte noch ein anderer Umſtand von der Verwen— 
dung der Pappen in manchen Fällen abſtehen laſſen. Rohr- und Strohdächer haben in 
der Regel eine Sparrenſtellung mit 5, ſelbſt 6füßigen Zwiſchenweiten, bei welchen eine feſte 
Schalung von 1zölligen Brettern nicht wohl herzuſtellen bleibt, es würde demnach die 
übermäßige Weite entweder durch Zwiſchenſtellung neuer Sparren beſchränkt, oder ftatt 
der Schalung aus 1zölligen Brettern eine dergleichen aus 14 bis 13“ ſtarken Dielen ge⸗ 
fertigt werden müffen, wodurch aber in beiden Fällen die Koſten ſich nicht unerheblich 
ſteigern würden. | | 

Berlin, den 6. December 1849. 

Königliche Ober-Bau⸗Deputation. 


An 
den K. Geh. Staats- u. Min. für H., G. u. öffentl. A., 
Herrn v. d. Heydt, Exc. 
(Min. Bl. d. 1. V. 1850. S. 70. Nr. 86.) 


II. Verfügungen der Provinzial-Behörden. 
1) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 27. Juli 1818. Belehrung über 
die Anlegung der Lehm-Schindeldächer. (A. II. 865. — 3. 115.) 
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2) Publik. der K. Reg. zu Arnsberg v. 26. Aug. 18181). Belehrung 
über die feuerſichere Art der Anlegung der Pfannendächer. 

(A. 11. 861. — 3. 114.) “ 

3) Publik. der K. Reg. zu Minden v. 3. Sept. 1825. Belehrung über 
zweckmäßige Anlegung der Lehmſchindeldächer. (A. IX. 747. — 3. 148.) 

4) Publ. der K. Reg. zu Breslau v. 10. Nov. 1825. Empfehlung der 
Ziegelbedachung und Belehrung über die zweckmäßige Art der Anfertigung der 
Dachziegel in Feldöfen. (A. X. 147. — 1. 122.) 

5) Publ. der K. Reg. zu Pofen v. 4. Jan. 1830. Belehrung über die 
Sicherung der Strohdächer gegen Feuer. (A. XIV. 138. — 1. 103.) 

6) Publ. der K. Reg. zu Münſter v. 1. Dec. 1836. Belehrung über 
die Verbeſſerung der Dachdeckungsart mit gebogenen Pfannen. 

(A. XX. 1024. — 4. 193.) 


Zweites Kapitel. 


Vorſchriften, welche die zweckmäßige Zeitfolge für bauliche 
Konſtruktionen betreffen. 


Vergl. die oben S. 285 ff. in Th. I. Abth. II. Abſchn. I. Kap. 2. sub b. 
allegirten Publ.: 

1) der K. Reg. zu Münſter v. 15. Nov. 1823. 

2) der K. Reg. zu Liegnitz v. 10. Febr. 1824. 

3) der K. Reg. zu Cöln v. 9. Febr. 1825. 

4) der K. Reg. zu Marienwerder v. 20. Jan. 1843. 


a 


Drittes Kapitel. 


Vorſchriften, welche die Verhütung und Vertilgung des 
Hausſchwammes betreffen. 


1) C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 5. Febr. 1846 
an ſämmtl. K. Reg. und an das Pol. Präſidium in Berlin. Mittel zur Ver: 
tilgung des Hausſchwamms. 

In Erwiederung auf den Bericht v. 12. Sept. v. J. wird der K. Reg. eine Abſchrift 
des von der K. wiſſenſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen abgegebenen Gut— 
achtens v. 17. Jan. c. in Betreff der Gefährlichkeit der Anwendung des Queckſilber-Subli⸗ 
mats zur Vertilgung des Hausſchwammes anliegen (a.) zugefertigt. 

Da nach Inhalt deſſelben durch Anwendung des Mittels auf vielerlei, nicht vorher 
zu beſtimmende Weiſe Nachtheile für die Geſundheit der Menſchen entſtehen konnen, und 
der Gebrauch deſſelben durch andere, dem Zwecke entſprechende, und gefahrloſe Surrogate 
entbehrlich wird, jo erſcheint es vollkommen gerechtfertigt, den Gebrauch des Queckſilber— 
Sublimats zur Vertilgung des Hausſchwammes zu verbieten. 

Der K. Reg. bleibt überlaſſen, hiernach das Weitere zu verfügen. 


Anl. a. 

Ein K. ꝛc. Min. der G., U. u. Med. Ang. forderte die wiſſenſchaftl. Deput. unter 
dem 4. Nov. v. J. auf, fi) gutachtlich zu äußern, ob der Gebrauch des Queckſilber-Subli⸗ 
mats bei Kgl. Bauten zu unterſagen, bei Privatbauten aber wenigſtens davor zu 
warnen ſei. Ne 

Sehr viele Mittel find gegen den Hausſchwamm angewandt worden; Arſenik, 
Queckſilber⸗Sublimat, konzentrirte Auflöſung von Eiſenvitriol und von eſſigſaurem Eiſen— 
opydul mit Kreoſot, erhalten durch Auflöſen von Eiſen in rohem Holzeſſig, haben ſich als 
die wirkſamſten bewährt. Der Arſenik iſt ſogleich nach den erſten Verſuchen wieder auf— 
gegeben worden, weil mehrere Arbeiter bei der Verarbeitung des Holzes vergiftet wurden. 


1) Die Reg. zu Bromberg hat unterm 15. Nov. 1818 (A. II. 1152. — 4. 104.) ein 
wörtlich gleichlautendes Publ. erlaſſen. 
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Den Sublimat hat man in England und Amerika in großem Maßſtabe und mit Erfolg 
angewandt; auch die hölzernen Unterlagen der Eiſenbahn zwiſchen Heidelberg und Mann— 
heim ſind. damit getränkt. Genaue Verſuche, die in Leipzig angeſtellt worden ſind, haben 
jedoch gezeigt, daß nur, wenn man eine große Menge einer Sublimatlöſung anwendet, 
das Holz hinreichend damit getränft wird, daß aber dieſes Mittel dann zu theuer wird. 
Eben ſo gute Reſultate ſind an vielen Orten, z. B. in der hieſigen Porzellan-Fabrik, durch 
Anwendung einer Eiſenvitriol-Löſung und des ſogenannten holzſauren Eiſens, wenn dieſe 
Mittel nur recht konzentrirt und gehörig angewandt wurden, beſonders nach der von Bou— 
cherie vorgeſchlagenen Methode, erreicht worden, ſo daß, da der Queckſilber-Sublimat ſich 
durch andere wohlfeilere und gefahrloſe Mittel erſetzen läßt, kein dringender Grund vor— 
handen iſt, das Holz, beſonders in bewohnten Räumen, mit einem ſtarken Gifte zu trän⸗ 
ken, welches auf vielerlei nicht vorher zu beſtimmende Weiſe Gefahr bringen kann. 

Die wiſſenſchaftliche Deputation iſt hiernach der Meinung, daß die Anwendung des 
Queckſilber-Sublimats für die Bewohner der Gebäude oder für die fpäter darin beichäf- 
tigten Bauhandwerker ſchädlich werden und dem zu befürchtenden Nachtheile durch die 


Anwendung eines angemeſſenen Surrogats, namentlich des ſchwefelſauren oder holzſauren 
Eiſenoryduls, vorgebeugt werden kann. 


Berlin, den 7. Januar 1846. 
Königl. Wiſſenſchaftliche Deputation für das Medizinalweſen. 
Dr. Klug. Dr. Horn. Dr. Link. Dr. Wagner. Dr. Mitſcherlich. 


Dr. Froriep. Dr. v. Stoſch. Dr. Schmidt. Dr. Casper. 
(Min. Bl. d. i. V. 1846 S. 33. Nr. 46.) 8 


2) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 21. Dec. 1825. Belehrung über 
die Vertilgung des Hausſchwammes. (A. X. 146. — 1. 121.) 


3) Publ. der K. Reg. zu Erfurt v. 2. April 1827. Mittel wider den 
Mauer- und Holzſchwamm. (A. XI. 229. — 1. 129.) 


Viertes Kapitel. 


Vorſchriften betreffend die zweckmäßige Einrichtung der 
Oefen und Backöfen. 


1) C. R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 5. Aug. 1829, an ſämmtl. K. 
Reg. Empfehlungen der Amsberger Spaar-Oefen. (A. XIII. 519. — 3. 42.) 


2) Das R. des K. Min. des J. und d. P. (Köhler) v. 12. Febr. 1832, 


an ſämmtl. K. Reg. theilte eine Bekanntmachung des Med. Rath Dr. Vogel 
zu Glogau v. 25. Dec. 1831 mit, worin dieſer einen Preis von hundert Duka— 
ten für die möglichſt zweckmäßige und gefahrloſe Einrichtung eines Heiz- und 
Spaar-Ofens ausſetzte. (A. XVI. 212. — 1. 87.) 

Dad R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) und der V. für H., 
F. u. Bauweſen v. 17. April 1846, an ſämmtl. K. Reg. machte indeß bekannt, 
da Niemand den ausgebotenen Preis gewonnen habe, die Aufgabe erloſchen ſei. 

A. N. 403 2.198.) | 

3) R. der K. Reg. zu Erfurt v. 20, Nov. 1844. Empfehlungen einer 

neuen Art Backöfen. (Min. Bl. d. i. V. 1845. S. 20. Nr. 25.) 


4) Publ. der K. Reg. zu Poſen v. 6. April 1847, betr. die Belehrung 


über Anlegung Holz erſparender Koch- und Heizöfen für ländliche Wohnungen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1847. S. 96. Nr. 135.) 


Fünftes Kapitel. 


Andere Anordnungen und Empfehlungen zweckmäßigen Ver— 
fahrens und zweckmäßiger Einrichtungen bei Bauten. 


1) R. des K. Polizei-Direktoriums zu Berlin v. 27. Nov. 1754. Verbot 


der Aufführung der Mauern von Lehm und ſogenanntem Spahr-Kalk. 
(N. C. C. Tom. I. Abth. 2. S. 709. Nr. 82.) 
v. Rönne, Bau⸗-Polizei. 2. Aufl. 
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2) Publik. der K. Reg. zu Merſeburg v. 9. Oktbr. 1823. Verfahren, ge— 
frorene Waſſer-Röhrfahrten aufzuthauen. (A. VII. 978. — 4. 149.) 
3) Publik. d. K. Reg. zu Erfurt v. 3. Sept. 1824. betr. die Vorſichts⸗ 
maßregeln bei Bauten auf naſſem Grunde. (A. VIII. 915. — 3. 135.) 

4) Publik. der K. Reg. zu Arnsberg v. 19. Febr. 1827 u. der K. Reg. 
zu Münſter v. 24. Aug. 1830. betr. die Anwendbarkeil der ſogenannten geſtrek— 
ten Windeldecke. (A. XIV. 640. — 3. 99.) | 

5) C. R. des K. Fin. Min., Abth., für H., Fabr. und Bauw. (Beuth) v. 
20. Juni 1837, an ſämmtl. K. Reg., Empfehlung der Weddingſchen Abhand— 
lung über die Anwendung horizontaler Waſſerräder zu Mühlen- u. Fabrik-An— 
lagen. (A. XXI. 1069. — 4. 179.) ) | 

6) C. R. des K. M. des K. H., Abth. II. (Gr. zu Stolberg) v. 31. Jan. 
1844, an ſämmtl. K. Reg. Empfehlung zur Anwendung des Schneiderſchen 
Flächen-Maßſtabes. (Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 102. Nr. 125.) 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Maßregeln des Staates zur Beförderung der 
| Bauten. | 
Erſtes Kapitel. 


Vorſchriften, betreffend die Retabliſſements-Unkterſtützungen 
für Abgebrannte. 


1) R. der K. Min. d. J. (v. Schuckmann) u. der Fin. (v. Motz) v. 3. 
Febr. 1827. an die K. Reg. zu Cöln. Unterſtützung für Abgebrannte aus den 
Remiſſions-Fonds. ) 

Auf den Ber. v. 4. Okt. a. pr. wird genehmigt, daß den abgebrannten Einw. N. N. 
aus den Remiſſtons-Fonds eine Unterſtützung ꝛc. berabreicht werde. 

Uebrigens kann in gringenden Fällen von der K. Reg. ſogleich, ohne vorherige An— 
frage eine Unterſtützung aus dem Remiſſtons-Fonds angewieſen werden; nur muß der 
zur Uebernahme der unbeibringlichen Grundſteuer-Quoten beſtimmte Fonds dadurch 
keine Beeinträchtigung erleiden. (A. XI. 179. 1. — 101.) ö 

2) C. R. der K. Min. d. J u. d. P. (Köhler) u. der F. (v. Alvensleben) 
v. 27. Febr. 1836 an ſämmtl. K. Oberpräſ. Beſchränkung der Bewilligungen 
von Retabliſſements-Unterſtützungen bei Brandſchäden. 

Ew. ze. empfangen anbei Abſchrift der Allerh. K. O. v. 23. v. M. (Anlage a.), um 
daraus zu entnehmen, in welcher Art des Königs Maj. die Bewilligung don Retabliſſe— 
ments⸗Unterſtützungen bei Brandſchäden für die Folge zu beſchränken und gleichzeitig eine 
Aufforderung an die Gebäude-Beſitzer zu einer genügenden Verſicherun, ihrer Dale, 
o Feuerögefahr, mittelſt einer Bekanntmachung durch die Amtsblätter zu befehlen ge— 
ruht haben. E 

In Gemäßheit dieſes Allerh. Befehles, haben wir das Erforderliche ber ts unmittel— 
bar an die K. Reg. verfügt. | 

Anl. a. 

Da es nöthig iſt, die Bewilligung von Retabliſſements-Unterſtützungen bei Brand— 
ſchäden auf angemeſſene Grundſätze zurückzuführen und zu beſchränken, ſo beſtimme Ich 
auf Ihren Bericht v. 15. v. M., daß in der Regel dergleichen Belhülfen aus der Staats— 
kaſſe bei Mir nur in ſolchen Fallen beantragt werden ſollen, wo es nach einem größeren 
Brandſchaden, auf die Ausführung eines nothwendigen und zweckmäßigen mit Grund— 
entſchädigungen, Straßenverlegung oder Verbreiterung ꝛc. verbundenen Retabliſſements— 
Planes aukommt, ferner, wenn durch Feuer zerſtörte Kommunal- Gebäude nach einer 
ihrem Zwecke entſprechenderen Bauart oder mit Vergrößerung herzuſtellen und die Kom— 
munen dieſe Mehrkoſten aufzubringen außer Stande ſind. Anträge auf Unterſtützung 
ein zelner abgebrannter Hausbeſitzer, mit Ausnahme der felteneren Fälle, wo beſondere 
Verhältniſſe zur Berückſichtigung kommen, müſſen dagegen künftig ganz unterbleiben. 
Sie haben bier nach zu verfahren, übrigens aber die Reg. zu einer Bekanntmachung durch 
die Amtsblätter zu veranlaſſen, wodurch die Einſaſſen zu einer genügenden Verſicherung 
ihrer Häuſer gegen Feuersgefahr aufgefordert, und zugleich darauf aufmerkſam gemacht 
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werden, daß fie ſich in der Folge auf extraordinaire Unterſtützung aus Staatsfonds zum 


Retabliſſement von eingeäſcherten Gebäuden durchaus keine Hoffnung machen dürfen. In 
den Provinzen, wo die Einführung neuer Feuer-Societäts-Reglem. bevorſteht, kann dieſe 
Bekanntmachung bis dahin ausgeſetzt werden. | 

Berlin, den 23. Januar 1836. Friedrich Wilhelm. 

(A. XX. 213. — 1. 159.) 
3) C. R. der K. Min. des J. u. d. P. u. der Fin. an die K. Reg. der 
Provinzen Poſen, Weſtphalen und der Rheinprovinz. Deſſelben Inhaltes. 

Aus der in der abſchriftlichen Anlage-beigef. Allerh. K. O. v 23. v. M. wird der K. 
Reg. zu erſehen gegeben, in welcher Art des Königs Maj. die Bewilligung von Retabliſſe— 
ments⸗Unterſtützungen bei Brandſchäden für die Folge zu beſchränken geruht haben. Die 
K. R. hat ſich daher hiernach in vorkommenden Fällen bei etwanigen Anträgen auf dergl. 
Unterſtützungen zu richten. 

Die am Schluſſe der Allerh. O. befohlene Bekanntmachung, wodurch die Einſaſſen in 
einer genügenden Verſicherung ihrer Gebäude gegen Feuersgefahr aufgefordert und zu— 
gleich darauf aufmerkſam gemacht werden ſollen, daß fie ſich kuͤnftig auf eine Retabliſſe⸗ 
mentöbeihülfe aus Staatsfonds durchaus keine Hoffnung machen dürfen, hat die K. Reg. 
baldigſt durch ihr Amtsblatt zu erlaſſen, und wie dies geſchehen, anzuzeigen. 

Die Allerhöchſte Vorſchrift in der mehrerwähnten Ordre, daß in denjenigen Provin— 
zen, wo die Einführung neuer Feuer-Societäte-Regl. bevorfteht, jene Bekanntmachung bis 
zu deren Emanation auszuſetzen Tel, findet nunmehr auf die dortige Provinz nicht weiter 
Anwendung, da das neue Reglement für dieſelbe inzwiſchen durch die G. S. publicirt iſt; 
indeß hat die K. Reg. hieraus Verantaſſung zu nehmen, in der gedachten Bekanntmachung 
die Hausbeſitzer zugleich darouf aufmerffam zu machen, daß ihnen durch die mittelſt des 
fraglichen Regl. eingeführte neue und verbeſſerte Einrichtung, namentlich durch die zweck— 
mäßigere Repartirung der Beiträge, die Verſicherung ihrer Gebäude bedeutend erleichtert 
wird. (A. XX. 215. — 1. 160.) b 

4) C. R. der K. Min. des J. u. d. P. u. der F. an die K. Reg. der Pro⸗ 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen und abſchrift— 
lich an das K. Polzei-Präſid. zu Berlin. Deſſelben Inhalts. 

Wie in dem vorſtehenden C. R. bis zu den Worten: „wie dies geſchehen, anzu— 
g eien 

9 Die Allerh. Vorſchrift in der mehrerwähnten Ordre, daß in denjenigen Provinzen, 
wo die Einführung neuer Feuer-Societäte-Regl. bevoriteht, jede Bekanntmachung bis zu 
deren Emanation auszuſetzen fei, bezieht ſich lediglich auf die Provinzen Poſen, Weſtpha— 
len und Rheinland; es iſt indeß auch den dortigen Reg., da inzwiſchen die fraglichen neuen 
Regl. für gedachte Provinzen durch die G. S. zur Publicität gekommen ſind, die unver— 
zügliche Erlaſſung der befohlenen Bekanntmachung aufgegeben worden. 

A. XX. 216. — 1. 161.) 
5) R. des K. Min. des I., Abth. I. (v. Wedell) v. 24. Okt. 1842, an die 
K. Reg. zu Poſen. Unterſtützung der durch Feuersbrunſt heimgeſuchten Einwohner. 

Des Könige Maj. haben bei Gelegenheit der Nachſuchung eine Unterſtützung für die 
durch eine Feuersbrunſt heimgeſuchten Einwohner eines Ortes mittelſt Allerh. O. v. 1. 
Sept. d. J. zu beſtimmen geruht, daß wenn in Zukunft Unterſtützunge-Nachweiſungen von 
Abgebrannten eingereicht werden, dafür zu ſorgen ſei, daß neben den in Vorſchlag gebrach— 
ten Beihülfen jederzeit auch der Betrag der aus Kollektengeldern ꝛc. bereits gewährten Un⸗ 
terſtützungen erſichtlich Tel, und daß die Kreisbehörde und die Reg. auf den Nachweiſungen 
ſelbſt mit den Aeußerungen und Vorſchlägen der Lokal⸗Behörde nach vorheriger Prüfung 
ſich einverſtanden erklären, oder ihre abweichenden Anſichten ausſprechen und motiviren. 

(Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 375. Nr. 515.) 


| Zweites Kapitel. 
Vorſchriften, betreffend die Gewährung von Bau-Begnadi— 
| gungs-Geldern. 

Vergl. Borowski, Abriß des prakt. Kameral- und Finanz-Weſens nach 
den Grundſätzen, Landesverfaſſungen und Landesgeſetzen in den K. Preuß. 
Staaten (3. Ausg.), Thl. II. §. 132. S. 465. 

1) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) u. der Fin. (v. Klewitz) v. 13. 
Nov. 1823. an die K. Reg. zu Merſeburg. Aufhebung der Bau-Begnadigungs— 
Gelder im Herzogthume Sachſen. 
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Der K. Reg. wird auf den Ber. d. 6. Febr. v. 3. wegen der Bau-Begnadigungs— 
Gelder im Herzogthume Sachſen nunmehr Folgendes eröffnet. 

Den Städten der Stifter Merſeburg und Naumburg ſind diejenigen beſonderen 
Steuer⸗Beträge, weiche fie neben dem zur Staatskaſſe fließenden Kontingente mit reſp. 
Zweihundert und Einhundert Thlr. jährlich bloß zum Behufe des Bau-Begnadigungs— 
Fonds aufgebracht und zur Inſtituten-Kaſſe eingezahlt haben, von dem Zeitpunkte der we— 
gen Suspenſton der Bau-Begnadigungs-Gelder unterm 19. Sept. 1821 ergangenen 
Allerh. K. O. ab zu erlaſſen und reſp. zurück zu zahlen. 

Dagegen bleibt hinſichtlich der von der K. Reg. zugleich in Antrag gebrachten Ver— 
minderung der Steuer-Quoten in den erbländiſchen Bezirken die weitere Beſtimmung für 
jetzt und bis zur endlichen Berichtigung aller diesfälligen Angelegenheiten ausgeſetzet. ꝛc. 
(A. VII. 968. — 4. 144.) 

2) Publik. der Reg. zu Stralſund v. 25. Mai 1824. Aufhebung der 


durch das Patent v. 3. Juli 1734 für Neubauten in den Städten bewilligten 


Exemtionen. 

Nachgem der Zweck des von der vormaligen hieſigen Reg. unter dem 3. Juli 1734 
erlaſſenen Patents, den Anbau der in den Städten dieſer Provinz vorhandenen wüſten 
Stellen zu befördern, jetzt größtentheils erreicht iſt, und daher ſchon ſeit dem Jahre 1798 
die Auszahlung der bis dahin für Neubauten üblich geweſenen Bau-Prämien aus der 
Staatskaſſe aufgehört hat, ſo finden wir uns veranlaßt mit Genehmigung des K. Min. 
des J. nunmehr auch die durch das angeführte Patent den Neuanbauenden in den Städ— 
ten zugeficherte 10jähriger Befreiung von Einquartlrung, Servis und allen buͤrgerlichen 
Laſten, weil ſelbige nur zur größeren Beläſtigung der übrigen Stadteinwohner gereicht, fuͤr 
alle künftige Fälle hierdurch ebenfalls aufzuheben. 5 

Ineem wir ſolches zur Kenntniß des dabei intereſſtrenden Publikums bringen, weiſen 
wir zugleich die Magiſträte der Städte in unſerem Verwaltungsbezirk hierdurch an, von 
jetzt an für Neubauten weiter keine Exemtionen der angegebenen Art zu bewilligen. 

(A. VIII. 594. — 2. 158.) 
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Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Die Zahl bedeutet die Seitenzahl.) 


A. 


Abfallrinnen, Verbot hölzerner, 522. 

Abnahme, Köͤnigl, Bauten, 85. — 

Abnahme-Atteſte, ſ. Bauabnahme-Atteſte. 

Abputz der Häuſer, ſ. baupolizeiliche Aufſicht. 

Abtritt, ſ. baupolizeiliche Aufſicht. 

Aktien-Chauſſeen, Rechtöverhältniß der Einnehmer, 233. — 

Altäre, ſ. Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten. 

Amtsentlaſſung, ſ. Bau- und Wegebeamte. 

Amtsfunktionen, ſ. Bau- und Wegebeamte. 

Amtös-Inftruftionen, der Bau- und Wegebeamten, 136. — 

Amtsſiegel, der Baubeamten, insbeſ. der Feldmeſſer und Kondukteure, 124. — 

Anlagen, zum Verſchluß und zur Vertheidigung der Städte, ſ. Städte. 

Anſchlag, ſ. Bauanſchlag. 

Anſtreicher, ſ. Tüncher. 

Anſtrich, Farbe der öffentlichen Baugegenſtände, 287. 

Asphalt, Anwendung zu Dachdeckungen, 646. 647. 

Aufſicht, ſ. baupolizeiliche Aufſicht. 

Auseinanderbau, ſ. Feuer-Bau-Polizei. 

Auseinanderſetzungs-Sachen, Gebühren und Auslagen der Feldmeſſer, 168. — 
für ſtädtiſche Vermeſſungs-Arbeiten, 169. — Kopialien der Feldmeſſer in Ausein⸗ 
anderſetzungs-Sachen, 171. — Diäten, 193. — Gebühren der Bau-Sachverſtän⸗ 
digen in Auseinanderſetzungs-Sachen, 131. — 

Ausguß, Recht deſſelben, 631. — ) | 

Ausländer, Zulaſſung als Feldmeſſer, 163. — Ausübung der Bauhandwerke, 447. 448. 

Ausſicht, Recht der freien, 629. — 

SE 


Back-Oefen, Belehrung über deren zweckmäßige Einrichtung, 657. — ſ. Oefen. 

Bau, auf fremdem Boden, 635. — mit fremden Materialien, 636. — auf fremdem 
Boden und mit fremden Materialien. 636. — 

Bauabnahme-Atteſte, Inhalt, 290. 291. 292. — 

Bau-Akademie, 21. 44. 46. — 

Bauangelegenheiten, ſ. Bauſachen. 

Bauanſchläge, deren Anfertigung und Prüfung, 239. — Vorſchriften für die Techniker 
und Unterbehörden, 239. ff. — Vermeidung der Ueberſchreitung und Abweichung 
davon, 240. 241. — Beruͤckſichtigung der vorhandenen Fonds und Vermeidung 
der Ueberſchreitung derſelben, 242. — Verfahren bei nothwendigen Abweichungen, 
243. — Abſtellung unnützer Weitläuftigkeiten bei Aufſtellung der Anſchläge, 244. 
— formelle Behandlung der Landbau-Projekte, 244. — in Anwendung zu brin⸗ 
gende Maaße, 248. — Art und Weiſe der Angabe der Stärke der Mauern in den 
Anſchlägen, 249. — Berückſichtigung und Nachweis der Beſchaffenheit des Bau⸗ 
grundes, 252. — Berüdfichtigung der disponibeln Bauhölzer und möglichft ſpar⸗ 
ſame Veranſchlagung derſelben, 252. — Einreichung der Anſchläge und Zeichnun⸗ 
gen größerer öffentlicher Bauwerke zum Archiv der Ob.-Baudeputation, 253. — 
Veranſchlagung von Kommunal-Bauten, 244. — von Domainen-Bauten, 255. — 
Art und Weiſe der Ausſtellung der Reviſtonsatteſte unter den Bauanſchlägen, 255. 
— Vorſchriften für die Ob.-Baudeputation, 256. 291. — ſ. Domainen- und 
Forſt-Bauten, Kirchen- Pfarr- und Schul-Bauten. 

Bau-Beamte, Inſtruktion für dieſelben, 74. — deren Benutzung: zu Steuerbauten, 
79. ff. — Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten, 81. — Geſtütbauten, 84. — Befug⸗ 
niß zur Ausführung öffentlicher Bauten ohne Zuziehung von Handwerksmeiſtern, 
446. — |. Bau: und Wege-Beamte. | 
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Baubegnadigungsgelder, deren Aufhebung im Herzogthum Sachſen, 659. — 

Baubehörden, ſ. Bau- und Wegeweſen. 

Baudeputation, techniſche, 21. 33. 34. 39. 97. — 

BuusDireftören, 14. — 

Bau⸗-Entrepriſe-Verträge, |. Entrepriſe-Verträge. 

Bau⸗Erlaubniß, ſ. Bau-Konſens. 

Bau-Etats, jährliche, 237. — 

Bae d Nachweiſung der Beſtände, 73. — der Straf- und Gefangen-Anſtalten, 

8. — 

Baufreiheit, Einſchraͤnkungen, 422. ff. — 

Baufreiheit, deren Einfchränfungen in baupolizeilicher Hinſicht, 575. ſ. baupolizei— 
liche Aufſicht. — deren geſetzliche Einſchränkungen zum Beſten nachbarlicher 
Grundſtücke, 598. ff. — Einſchränkungen des Eigenthums beim Bauen. 598. — 
Raine und Pflugrechte, 602. — Scheideräume oder ſogen. Winkel, 602. — Gränz⸗ 
ſcheidungen, 603. — Pflanzungen an der nachbarlichen Gränze, 614. — Erhöhung 
oder Erniedrigung des Grund und Bodens. 614. — Gebrauch einer gemeinſchaft— 
lichen Mauer, 615. — von Schweinſtällen, Kloaken, Dünger: und Lohgruben und 
anderen, den Gebäuden ſchädlichen Anlagen, 615. — von Rinnen und Kanälen, 
617. — von Brunnen, 618. — von Thüren, 618. — vom Lichte und von der 
Ausſicht, oder von Fenſtern und anderen Lichtöffnungen, 618. — Einſchränkungen 
der Baufreiheit durch beſondere Rechtstitel, 629. ff. — Recht der freien Ausficht, 
629. — dem Nachbar das Verbauen vorhandener Fenſter zu unterſagen, 630. — 
Traufrecht, 631. — Recht des Ausguſſes, 631. — Benutzung der nachbarlichen 
Wand oder Mauer, 632. — ſ. Chauſſeen, Feuer -Bau-Polizei, 
Unglücksfälle. 

Bauführer, einzureichende Prüfungs- und Beſchäftigungsanzeigen, 66. — Prüfungen, 
97. — Befugniſſe, 99. 102. — Diäten, 130. — 

Baugelder, Verfahren bei deren Zahlung, 293. 296. 297. — Tantieme, 299. — 

Baugerüſte, Vorſichtsmaßregeln bei deren Errichtung, 596. — 

Baugewerke, |. Bauhandwerker. , 

Bau-Gewerks-Schulen, 48. — 

Baugläubiger, unbekannte, bei öffentlichen Bauten, deren Vorladung, 303. ff. 

Baugrund, Berückſichtigung und Nachweis der Beſchaffenheit bei Anſchlägen, 252. — 

Bauhandwerker, Sorge für qualificirte, 422. ff. — Prüfungs-Inſtruktionen, 424. ff. 
— der Zimmergefellen, 424. — der Maurergeſellen, 427. — Ziegeldecker, 427. — 
der Mühlenwerk-Verfertiger, 429. — der Brunnen- und Röhrmeiſter, 433. — der 
Steinhauer, 424. 436. — Gültigkeit der Bauhandwerker-Prüfungs-Inſtruktionen 
im ganzen Staate, 440. — betreffend die Grafſchaft Wernigerode, 441. — Nicht⸗ 
anwendbarkeit der Prüfungs-Inſtruktionen auf früher etablirte Bauhandwerker, 
442. — beſondere Beſtimmungen über Qualifikationsnachweis der Dach- und 
Schieferdecker, 443. — der Verfertiger von Blitzableitern, 444. — der Ofenſetzer, 
445. — Berechtigung der Baumeiſter zur eigenen Ausübung der Bauhandwerke, 
446. — Befugniß Koͤnigl. Baubeamten und Ingenieur-Offiziere, 446. — Aus⸗ 
führung von Bauten durch ausländiſche Bauhandwerker und Qualifikationsnach— 
weis derſelben, 447. 448. — Befugniß der Meiſterwittwen zur Fortſetzung des 
Gewerbebetriebes, 449. — Befugniſſe der Flickarbeiter, 449. — Strafvorſchriften 
für Kontraventionen gegen die Vorſchriften über Ausführung von Bauten durch 
nicht qualificirte Bauhandwerker, 452. ff. — Gewerbe-Konzeſſions-Entziehung 
und Suspenſton, 454. — Verträge der Bauhandwerker mit dem Bauherrn, 637. — 

Bauherrn, Befugniß zur eigenen Bauausführung, 449. — Verträge zwiſchen Bauherrn 
und Bauhandwerkern und Künſtlern, 637. — Rechtsverhältniß im Konkurſe, 640. — 

Bauholz, Lieferung aus Staatswaldungen, 257. ff. — Atteſte über die Verwendung 
des Bauholzes aus Königl. Forſten, 152. — 

Bau-⸗Inſpektor, 14. 92. — Anſtellung und Qualifikation, 197. — Kontrolle, 55. 59. 
— Rangverhältniß, 126. — Diäten und Reiſekoſten, 126. — |. Land-Bau⸗ 
infpef d | 

Bau⸗Inventarium, Aufnahme bei Juſtiz-Bauten, 329. — 

Bau-Kommiffion, f. Militair- und Miniſterial⸗Bau⸗Kommiſſion. 

Bau-Kondukteur, Kontrolle, 55. — Nachweiſungen, 59. — Konduitenliften, 63. — 
Titel. 125. — Amtöftegel, 124. — ſ. Feldmeſſer, Kondukteur. 

Bau-Konfend, Ertheilung, 455. — Nothwendigkeit der Nachſuchung, 456. — bei 
Hauptreparaturen, 456. — deren Begriff, 456. 459. — insbeſ. auf dem platten 
Lande, 457. — nicht bäuerlicher Grundeigenthümer und Rittergutsbeſttzer, 458. — 
Behörde, welche zur Ertheilung kompetent, 459. — inebef. bei Domainen-Bauten, 
459. — Strafen des Bauens vor ertheilter polizeilicher Erlaubniß, 459, 461. — 
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Einreichung von Zeichnungen bei Nachſuchung der Bauerlaubniß, 462. — Gründe 
der Verweigerung der Bauerlaubniß und Pflichten der Polizeibehörden bei Prü— 
fung der Zutäffigfeit beabſichtigter Anlagen, 463. — Beſtrafung der Kontraven— 
| tionen gegen die Vorschriften über Einholung der Bau-Konſenſe und der Abweichung 

1 von ſolchen, 465. — adminiſtrative Exekution zum Abbruche vorſchriftswidriger 
1 Bauten, 466. — Nichtverpflichtung des Staates zum Schadenserſatze aus Erthei— 

d lung des polizeilichen Baukonſenſes, 466. — Eintragung der Beſchränkung der 

d Bauerlaubniß in das Hypothekenbuch, 467. — Stempelfreiheit der polizeilichen 
N Verhandlungen und Geſuche in Bauangelegenheiten und der Bau-Konſenſe, 467.— 

Baukoſten, ſ. Bauten. 
N, Baukreiſe, Eintheilung der Regierungoͤbezirke in ſolche, 92. — Verwaltung durch Bau— 
Mh Inſpektoren, 92. ff N 
d Baukunſt, Begriff und Beftimmung, 1. ` H 
d Baumeifter, Prüfungen, 97. — Befugniſſe, 99, 102. — Erforderniß ber technifchen j 
Prüfung, 423. — Anftellung, 197. — von denſelben einzureichende Prüſungs— 
N und Beſchäftigungsanzeigen, 66. — Diäten der Reg.-Baumeiſter, 130. — Berech- 
L tigung der Baumeiſter zur eigenen Ausübung der Bauhandwerke, 446. 
| Bau-Ordnungen, Provinz Brandenburg, 632. — Stadt Berlin, 633. — Provinz 
Preußen, 633. — Stadt Königsberg, 633. — Schleſten, 634. — Pofen, 634. — 
Pommern, 635. — Weſtphalen, 635. 

Bau polizeiliche Aufſicht, in Betreff bereits beſtehender Gebäude, 575. — Berück— 
ſichtigung des Nahrungszuſtandes in Ausführung baupolizeilicher Vorſchriften, 
575. — Nichtberechtigung der Polizeibehörde zur Abänderung ſchon vorhandener 
baulicher Anlagen, 577. — äußere Verzierung und Abputz der Häuſer ſind kein 
Gegenſtand polizeilichen Einſchreitens, 577. — Nichtbefugniß der Polizeibehörde, 
die Anlegung von Abtritten in ſchon vorhandenen Häuſern zu verlangen, 577. — 
Beſchränkung der Parzellirung von Grundſtücken in baupolizeilicher Hinſicht, 
befonders rückſichtlich der Erhaltung ausreichender Hofräume, 578. — Vorſchrif— 
ten, betr. die Verpflichtung der Eigenthümer zur baulichen Unterhaltung ihrer 
Gebäude und die Wegſchaffung Gefahr drohender Baulichkeiten, 578. — Rayon— 
Beſtimmungen, 583. — Einſchränkung der Baufreiheit in Betreff der Aufführung 
von Gebäulichkeiten an den Kunſtſtraßen, 592. — in der Nähe von Eiſenbahnen, 
593. — von Waldungen, 593. — in der Nähe von Bergbauen, 594. — Anlage 
von Gebäuden auf den zur Gemeinhütung gehörigen Grundſtücken, 595. — poli— 
zeiliche Beaufſichtigung bei Ausführung von Bauten und Reparaturen, 596. — 
Vorſichtsmaßregeln bei Errichtung von Baugerüften, 596. 

Bau-Polizei-Sachen, Verfahren bei Uebertretungen, 643. — inwiefern der Rechts— 

weg ausgeſchloſſen, 643. — 

Bau-Rapporte, deren Einſendung, 67. 

Bau⸗Rath, 21. 54. — Perſonalien, 56. — Votum, 56. — Rang, 56. 126. — Gehalt, 
56. — Diäten, 56. — Fuhr⸗- ꝛc. Koſten, 57. 126. 

Bau-Recht, materielles, Begriff, 420. 

Bau-Referendarien, 55. 57. 58. 59. 130. 

Bau⸗-Rendanten-Tantieme, 298. 299. 300 ff. 

Bau⸗Reviſions⸗Protokolle, Inhalt, 290. 291. 292. 

Bau⸗Reviſor, für die Bauten im Reſſort des Fin. Min., 41. — 

Bau-Sachen, deren Reſſort, 26. ff. — Geſchaftsgang, 73. ff. 85. ff. — Inſtruktion 

für deren Bearbeitung bei den Regierungen, 74. ff. — Verfahren in Bau-Sachen, 
643. — Unterſuchungsverfahren in Baupolizei-Uebertretungs-Sachen, 643. — 
Rechtͤweg in Baupolizei⸗Sachen, 643. — gerichtliches Verfahren bei Bau-Strei⸗ 
tigfeiten, 644. — volkswirthſchaftliche Einwirkung des Staates in Bau-Sachen, 
646. — durch Fürſorge für gefahrloſe und zweckmäßige Ausführung von Bauten 
und Reparaturen durch Ertheilung von Belehrung darüber, 646. — insbeſ. über 
Bedachung, 646. — Zeitfolge der Conſtructionen, 656. — Verhütung und Vertil⸗ 
gung des Hausdſchwammes, 656. — Einrichtung der Oefen und Back-Oefen, 657. 

Bau-⸗Schule, Königliche allgemeine, 46. ff. 

Bau-⸗Streitigkeiten, gerichtliches Verfahren, 644. f 

Bauten, Ausführung, Abnahme und Reviſion Königlicher, 85. — Staats- und öffent⸗ 

liche, Erforderniß höherer Genehmigung zu deren Beginne, 234. ff. — Nothwen⸗ 
digkeit der Veranſchlagung, 236. — Anfertigung und Prüfung der Bauanſchläge, 
239. — Vermeidung der Unvollſtändigkeit der Anſchläge und der Nachforderun— 
gen, 240. — desgl. von Abweichungen und Ueberſchreitungen derſelben. 240. — 

! — Verfahren bei nothwendigen Abweichungen und Ueberſchreitungen des Anſchla— 

| ges, 242. 243. — formelle Behandlung der Landbau-Projekte, 244. — in Anwen: 

dung zu bringende Maaße, 248. — Feftftellung der Verpflichtung des Fiöfus zur 
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Leiſtung von Beiträgen zu Bau- und Reparaturkoſten vor dem Beginne eines 
Baues 257. — Grundſätze über die fiskaliſchen Holzlieferungen, 257. — Verdin⸗ 
gung der öffentlichen Bauten und der Materialienlieferung dazu, 267. ff. — Bere 
fahren beim Ankauf der Baumaterialien aus freier Hand, 268. — insbeſ. des 
Chauſſee-Unterhaltungs-Materials, 268. — Verfahren bei Ausführung öffentlicher 
Bauten, 283. — Form und Maaß der Mauerſteine und Dachziegel, 283. — Zeit: 
folge für bauliche Konſtruktionen und Ausführung zu paſſender Jahreszeit, 285. 
— Farbe des Anſtrichs öffentlicher Baugegenſtände, 287. — Nichtgebrauch erhitz— 
ter eiſerner Bolzen bei Staatsbauten, 287. — Berückſichtigung der Beſchäftigung 
der arbeitenden Klaſſen bei Staatsbauten, 288. — Reviſton and Abnahme öffent⸗ 
licher Bauten und Juſtifikation der Koften, 289. — in welchen Fällen Bauab- 
nahme⸗Atteſte ſtatt der Reviſtonsprotokolle genügen, 290. — Inhalt der Bau— 
Reviſtons-Protokolle und Bauabnahme-Atteſte, 290. ff. — bei Rechnungs-Bau⸗ 
ten, 290. — Bei Entrepriſe-Bauten, 291. — inwiefern es der Einſendung der 
Beläge bei Superrepifion durch die Ob. Baudeput. bedarf, 293. — Juſtifikation 
der Koſten und Zahlung der Baugelder bei Entrepriſe-Bauten, 293. — Verfahren 
bezüglich der Bruͤckenbauten, 294. — Zahlung der Baugelver, 297. — Beſchrän- 
kung der Nothwendigkeit der Reviſton der Bezirks-Baubeamten auf Bauten über 
20 Thlr., 296. — Tantieme-Zahlung von Baugeldern, 299—302. — Stempel-⸗ 
pflichtigkeit der Quittungen über Arbeitslöhne bei öffentl. Bauten, 302. — Vor⸗ 
ladung unbekannter Baugläubiger bei öffentl. Bauten, 303. — Verfahren bei 
Streitigkeiten aus fiskaliſchen Bau-, Fuhr- und Lieferungsverträgen, 303. — Aus⸗ 
führung öffentlicher Bauten durch Königl. Baubeamte oder Ingenieur-Offiziere 
ohne Zuziehung von Bauhandwerkern, 446. — Ausführung von Bauten durch 
den Bauherrn ſelbſt. 449. — Verträge über verdungene Bauten, 640. — Vor- 
ſichtsmaßregeln bezüglich der Bauten auf naſſem Grunde, 658, ſ. Bauanſchläge, 
Domainen- und Forſt-Bauten, Juſtiz-Bauten, Kirchen-, Pfarr⸗ 
Ch Schul: outen, Poſt-Bauten, Geſtüt-Bauten, Mühlen: 
auten. 
und Wege-Beamte, Anftellung der Staats-Bau- und Wege-Beamten, 59. 
197. — Beamte der Kunſtſtraßen insbeſ., 198. ff. — Einſendung von Nachwei— 
ſungen, Liſten und Rapporten der Bau- und Wege-Beamten, 59. — Konduiten⸗ 
liſten, 61. — Perſonal-Nachweiſungen, 63. 65. — Einſendung von Bau-Rappor⸗ 
ten, 67. — Erforderniſſe der Befähigung, 95. — chriſtliche Religion, 95. — 
Staatsbürgerthum, 95. — wiſſenſchaftliche Prüfung, 96. — Rechtsoverhältniſſe in 
Beziehung auf das Amt, 124. — öffentlicher Glaube, 124. — Amtöfiegel, 124. 
— Titel, 125. — Rang, 126. — Uniform, 197. — Gehalt, 127. — Gebühren und 
Diäten, 127. — Reiſekoſten, 127. — Gebühren in Auseinanderſetzungoͤſachen, 
131. — Gebühren der Stadtbaubeamten, 133. — Vergütigung und Verabfolgung 
von Schreib- und Zeichnen-Materialien, 133. — Anſchaffung der Utenſilien und 
Gegenſtände zur Amtsausübung, 134. — Umzugskoſten, 134. — Stempelfreiheit 
der Quittungen über ſolche. 134. — Reiſekoſtenvergütigung für Stellvertreter der 
Baubeamten, 135. — Penſionirung, 135. — Sterbe- und Gnadengehalt, 136. — 
Beitritt zur Wittwen⸗Kaſſe, 136. — allgemeine Amts-Inſtruktionen, 136. 197. 
198. — Amtsfunktionen, 143. — Verfahren bei Begutachtung des Ankaufs von 
Privatgebäuden zu öffentlichen Zwecken. 143. — Waſſerſtandsbeobachtung, 144. 
— Bewilligung von Hülfdarbeitern, 151. — Amtsfunktionen der Baubeamten 
beim Wechſel der Dienſtwohnungen, 151. — bei Aufnahme ven Eituationsplänen 
bei Netabliffementöprojeften, 152. — Ertheilung von Atteſten über Verabreichung 
und Verwendung von Bauholz aus Königl. Forſten, 152. — unentgeldliche 
Beſorgung amtlicher Funktionen Seitens der Baubeamten, 153. — insbeſ. bezüg⸗ 
lich der Reviſion und Veranſchlagung der Train-Remiſen, 154. — bezüglich der 
Kirchen- und Schulbauten, 154. — bezüglich der Juſtizbauten, 155. — bezüglich 
der Aufnahme der Gebäude-Inventarien und Situationspläue von den Domat: 
nen⸗Vorwerken, 155. — bezüglich der Veranſchlagung des Holzbedarfs der Frei— 
holzberechtigten und des freien Bauholzes aus Königl. Forſten. 156. — unent⸗ 
geldliche Wirkſamkeit bei Kommunalbauten, 156. — bei Juſtizbauten, 329. — 
der Diſtriktsbaubeamten bei Beaufſichtigung und Abnahme der Meifterbaue, 157. 
— unentgeldliche polizeil.Reviſton der Dampfkeſſel und Dampfkeſſelanlagen, 157. — 
Uebernahme von Nebenämtern und Nebengeſchäften, 158. — Theilnahme an Aus— 
führung von Eiſenbahnen, 158. — Verpflichtung zur Haltung eigenen Fuhrwerks 
oder eines Neitpferded, 159. — Disciplinar-Verhältniſſe der Baus und Weges 
Beamten, 160. — Austritt aus dem Staatsdienſte, 161. 162. — freiwilliger 
Amtsauötritt, 162. — unfreiwillige Amtsentlaſſung, 162. — deren Rechtöverhält- 
niſſe in Bezug auf ihre Privatangelegenheiten, 160. — insbeſ. Heirathskonſens, 
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160. — Exekution wegen Schulden, 160. — Auspfändung, 160. — Gehaltsbe⸗ 
ſchlagnahme, 161. — Befreiung von Perſonalarreſt, 161. — Beſteuerung, 161. 
— insbeſ. Gemeindelaſten, 161. — Gewerbebetrieb, 161.— 

Bau- und Wegepolizei, Begriff und Zweck, 1. — Entwickelung im Allgemeinen, 
4. — in Preußen, 5. — Quellen und Literatur, 7. — 

Bau⸗ und Wegeweſen, Behörden, 13. — geſchichtliche Darſtellung der Geſetzgebung 
über die Behörden, 13. — gegenwärtige Organiſation, 38. — Central-Behörden, 
38. — Provinzial⸗Behörden, 52. — Ober-Bräfidenten, 52. — Regierungen, 53. — 
Reſſort⸗Verhältniſſe und Geſchäftsgang, 73. — Art und Weiſe der Bearbeitung 
der Bauſachen, 74. — Steuerbauten, 79. — Domainen- und Forſtbauten, 81. — 
Juſtizbauten, 81. — Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten, 81. — Poſtbauten, 84. 
— Geſtütbauten, 84. — Königl. Immediat⸗Bauaufträge, 84. — äußerer Geſchäfts⸗ 
gang in Bau-Angelegenheiten, 85. — Geſchafts-Ordnungen in Bau-Angelegen⸗ 
heiten und darauf bezügliche Sporteltagen bedürfen nicht der miniſteriellen Geneh— 
migung, 86. — äußere Bezeichnung der Berichte, 86. — Berichte über Verände⸗ 
rungen im Perſonal oder bei den Hebeſtellen, 86. — Bezeichnung der Geſchoſſe 
der Gebäude in amtlichen Verhandlungen, 87. — Verminderung der ſchriftlichen 
Arbeiten, 87. — Provinzial-Steuer-Direktionen, 87. — deren Reſſort in Betreff 
der Kommunikations-Anſtalten und Chauſſeen, 88. — Militair-Intendanturen, 
89. — Kreis⸗Bau⸗ und Wege-Polizei-Behörden, 91. — Lokal⸗Bau⸗ und Wege⸗ | 
Polizeibehörden, 92. — 

Bauzöglinge, Diäten bei Stellvertretung von Kondukteuren oder Bauaufſehern, 167. — 

Beamte, Anftellung der Bau- und Wege-Beamten, 59. — 

Bedachung, Abſchaffung feuergefährlicher, 517. — Beſchränkung der betr. Vorſchriften 
auf Neubauten, 520. — Rückſicht auf Vermögensverhältniſſe des Bauenden, 521. 
523. — im Falle die Beſchaffenheit des Gebäudes eine Ziegelbedachung nicht 
geſtattet, 521. — Verbot der Strohdocken durch ortspolizeil. Verordnung, 522. 
— Verbot der Strohpuppen, hölzernen Windbretter, Geſimſe und Abfallrinnen, 
522. — Fortſchaffung der Strohpuppen, 524. — Bedingungen der Zuläfligfeit 
der Bedachung neu erbauter Scheunen mit Strohdächern, 524. — Abſchaffung 
der Schindeldaͤcher in Städten, 524. — Bedachung der Gebaͤude auf dem Lande 
in der Rheinprovinz, 525. — Vorſchriften für Weſtphalen, 528. — Steinbe— 
dachung ländltcher Wohn- und Wirthſchaftsgebäud— möglichſt zu bewirken, 528. — 
Erforderniß feuerſicherer Bedachungen in der Nähe vorüberführender Eiſenbahnen, 
529. — Gewährung des mehreren Holzbedarfs zur Umwandlung der Bedachung 
in Ziegeldächer an Freiholzdeputanten, 529. — Zuläſſigkeit der Strohdocken zur 
Dichtung der Pfannendächer, 530. — bedingte Zuläſſigkeit der Lehmſchindelbe— 
dachung auf dem platten Lande, 531. — in Neuvorpommern, 531. — Anordnun⸗ 
gen der Provinzial⸗Behörden, 531. ff. — Belehrung über zweckmäßige Bedachungs— 
Methoden, 646. — Dornſche, 646. — Schwediſche, 649. — Steinpappen-Be⸗ 

dachung, 652. — über Lehmſchindeldächer, 655. 656. — Pfannendächer, 656. — 

Behörden, |. Bau- und Wegeweſen. 

Berg bauten, ſ. baupolizeiliche Aufſicht. 

Blitzableiter, Verfertigung und Aufſtellung, 444. 554. — 

Bodenluken, ſ. Boden-Oeffnungen. 

Boden-Oeffnungen, deren Befriedigung, 554. — 

Bolzen, Nichtgebrauch erhitzter eiſerner bei Staatöbauten, 287. — 

) Bonitirungs-Regiſter, Gebühren der Feldmeſſer, 193. — 

| Brandſchäden, ſ. Retabliſſements-Unterſtützungen. ; 
Brückenbau- Angelegenheiten, Verfahren bei deren Ausführung, 293. 
d Brunnen, deren Befriedigung, 555. — Anlegung im Verhältniß zu den Nachbarn, 
| 618. — Anlegung von Sönfbrunnen, 556. — 
Brunnenmeiſter, ſ. Bauhandwerker. 
Bürgerſteige, ſ. Straßen. 


C. 


Chauſſeen, Aufſtellung der Verwendungoͤpläne zu deren Unterhaltung, 219. — 

Chauſſee-Aufſeher (Wegewärter), Anſtellung und Dienſtverrichtungen, 198. — 
Uniformirung, 205. — Lohn und Emolumente, 206. — Gratifikationen, 207. — 
Gratifikationsfond, 207. — Unterſtützung verarmter Chauſſeebau-Aufſeher, 214. 
Theilnahme an Gemeinderechten und Laſten, 214. — Penſtonirung, 215. 216. — 

Chauſſee-Bauten, Reſſort, 23. 27. 30. 38. — 

Chauſſeegeld-Empfänger (Einnehmer), Anſtellung 222. — Tantieme für geleiſtete 
Zahlungen, 222. — Regulirung des Dienſteinkommens, 223. — Dienſtwohnungen, 


ee 
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224. — Dienſtliche Korreſpondenz und deren Portofreiheit, 224. — Amteinſtruk⸗ 
tion, 225. — Verhältniß zu den Chauſſeebaubeamten, 233. — Nichtverpflichtung 
zur Haltung des Amtsblattes, 233. — Chauſſeegelderheber auf Actien-Chauſſeen, 
233. — Koſten der Ausſtattung und Miethe der Lokale der Chauſſee-Einnehmer, 
125. — bauliche Unterhaltung und Feuerverſicherung der Chauſſee-Einnehmer⸗ 
Häuſer, 25. — Verbot des Gewerbe- und Schankbetriebes der Chauſſeegeld-Em⸗ 
pfänger, 233. — 

Chauſſee-Einnehmer-Häuſer, ſ. Chauſſee-Ein nehmer. 

Chauſſeegeld-Empfangshäuſer, Berichtigung des Beſttztitels und Regulirung des 
Hypothekenweſens, 88. 89. — 

Chauſſeewärter, Anſtellung und Dienſtverrichtungen, 198. 199. 207. — Uniformi⸗ 
rung, 205. — Lohn und Emolumente, 206. — Gratifikationen, 207. — Gratifika⸗ 
tionsfond, 207. — Anſchaffung und Unterhaltung der Wegewaͤrter-Geräthſchaf⸗ 
ten, 214. — Unterſtützung verarmter, 214. — Theilnahme am Gemeindeverbande, 
214. — Aufnahme in die Armenverbaͤnde, 215. — Penſionirung, 215. — 

Chauſſee-Unterhaltungs-Material, Verfahren bei deſſen Anſchaffung, 268. — 


D. 


Dachdecker, ſ. Bauhandwerker. 
Dachdeckung, ſ. Bedachung. 
Dachrinnen, Abſchaffung hoͤlzerner, 532. 534 ff. — 
Dachſteine, ſ. Dachziegel. 
Dachſtein-Fabriken, Anlage, 507. — 
Dachziegel, Form und Maaß bei öffentl. Bauten, 283. — 
Dampfkeſſel, unentgeldliche polizeil. Reviſton, 157. — 
Dampfkeſſel-Anlagen, ſ. Dampfkeſſel. . 
Dampfmaſchinen, Anlage und Gebrauch, 490. ff. — insbef. in Berg- und Hütten- 
werfen, 504. — 
Deichbau-Sachen, Reſſort, 37. 38. — 
Deich-Inſpektor, 95. — 
Deich-Societäts- Angelegenheiten, 38. — 
Denkmäler, hiſtoriſche, deren Veränderung und Erhaltung, 418. ff. — bei Separa— 
‚tionen, 419. — 
Diäten, der Bau- und Wegebeamten, 127. — der nicht figirt angeftellten, 131. — der \ 
Bauzöglinge, 167. — | 
Dienſtwohnungen, Amtöfunftionen der Baubeamten beim Wechſel ſolcher, 151. — 
Diſtrikts-Baubeamte, ſ. Bau- und Wege⸗Beamte. 
Diſtrikts-Kommiſſarien, über Wege und Bruͤcken, 92. — 
Domainen⸗Fiskus, f. Interimiſtikum f 
Domainen- und Forſt⸗Bauten, 304. ff. — Reſſort, 38. 43. — fiskaliſche Bau⸗ 
holzlieferung dazu, 260. 263. — Vorſchriften betr. die Genehmigung der Domai⸗ 
nen- und Forſt⸗Bauten, 305. — Erforderniß baupolizeilicher Genehmigung, 
305. — der miniſteriellen Genehmigung, 305. 306. — Grundſäͤtze über 
Anfertigung der Anſchläge, 306. — Veranſchlagung der Bewährungen von Hof⸗ 
räumen und Gärten, 312. — der Gebäude auf Forſt-Dienſt-Gehöften, 312. — 
Reviſton der Domainen-Bau- und Reparatur⸗Anſchläge, 314. — Feſtſtellung der 
Nothwendigkeit von Neubauten und daß das Gebäude nicht reparaturfähig, 316. 
— Prüfung und Berichtigung früherer Bauanſchläge, 316. — vorgängige Feſt⸗ 
ſtellung der Verpflichtung zu Domainen- und Forſtbauten, 317. ff. — Kontrolle 
durch Baureviſlonen in dieſer Beziehung, 317. ff. — Holzlieferung dazu, 324. — 
inwiefern von öffentlicher Licitation abgeſtanden werden darf, 324. ff. — Bedin⸗ 
gungen unter welchen den Forſtbeamten Neu- und Reparaturbauten an ihren 
Dienſtetabliſſements in Entrepriſe gegeben werden dürfen, 325. — Beſchleunigung 
der Retabliſſements-Bauten auf verpachteten Domainen, 326. — Anwendung der 
Dorn'ſchen Bedachungs-Methode, 326. ff. — 
Domainen- und Forſt-Baupläne, 305. — 
Dorn'ſche Bedachung, ſ. Domainen- und Forſt⸗Bauten. 
Dorn'ſche Bedachungömethode, Belehrung darüber, 647. — 
Düngergruben, Anlegung, 615. 617. 


E. 


Eindeichungs- Angelegenheiten, 38. — 
Einnehmer, ſ. Chauſſeegeld-Empfänger. 
v. Rönne, Bau-Polizei. 2. Aufl. N 
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Eiſenbahnen, Theilnahme der Baubeamten an deren Ausführung, 158. — feuer⸗ 
ſichere Bedachungen in deren Nähe, 529. — 

Eiſenbahn-Angelegenheiten, 38. — 

Entrepriſe-Bauten, Grundſätze über die betre. Kontrakts-Beſtimmungen, 272. — 
über die Reviſton und Abnahme, 291. — Verfahren bei Juſtifikation der Koften 
und bei Zahlung der Baugelder, 293. — | 

Entreprife- Verträge, Sicherung des Fiskus vor Zahlung von Zögerungszinſen bei 
deren Einziehung und Erfüllung, 271. — Kontrakts-Beſtimmungen, 272. — 
Stempel, 280. — 

Examen, ſ. Prüfung. 

Exekution, ſ. Bau» und Wege-Beamte, Feldmeſſer. 


* 

. 
Feldmeſſer (Kondukteur), Feldmeſſer⸗ Reglement, 176. ff. — Erforderniſſe der Befä⸗ 
4 higung, 163. — Zulaſſung von Ausländern, 163. — von juͤdiſchen Feldmeſſer⸗ 


Ob Eleven, 163. — Nachweis der Befähigung durch wiſſenſchaftliche Prüfung, 164. 
N Prüfung, 96. 111. 116. 118. 165. — Vereidigung, 163. 165. — öffentlicher 
9 Glaube, 167. — Amtsſtegel, 124. 167. — Verhältniſſe der den Spezial-Kommiſ— 
| | ſtonen zugeordneten, 167. — Amtseinfünfte, 167. — Diäten der Bauzöglinge als 
d ſtellvertretende Bau-Kondukteure oder Bauaufſeher, 167. — Gebühren und Aus- 
1 lagen in Auseinanderſetzungs-Sachen, 168. — für ſtädtiſche Vermeſſungs— 
Dk Arbeiten, 169. — Koplalien, 171. — Einziehung der Gebühren und Auslagen der 
1 Feldmeſſer und Kondukteure, 172. — Gebühren für Anfertigung der Karten, 191. 
) 192. — desgl. der Vermeſſungs-Bonitirungs-Regiſter, 193. — Diäten in Aus⸗ 
einanderſetzungs-Sachen, 193. — Reiſekoſten, 193. — Nichtberechtigung zu Extra— 
N poſt⸗Sätzen, 194. — Einfendung der Nachweiſungen über die Feldmeſſer, 59. — 
! Konduitenliſten, 63. — Anſpruch auf Beförderung zu Vermeſſungs-Reviſoren 
1 und Qualifikation als ſolche. 176. — Privatrechtliche Verhältniffe der Feldmeſſer, 
| 194. ff. — insbeſ.: Heirathskonſens, 194. — Exekution wegen Schulden, 194. — 
Auspfändung, 194. — Gehaltsbeſchlagnahme, 194. — Beſchlagnahme von Ver— 


N meſſungsgebühren, 196. — Befreiung von Perſonalarreſt, 196. — Beſteuerung, 
N 196. — Gemeindelaſten, 196. — Gewerbebetrieb, 196. — 
N Feldmeſſer-Reglement, 176. — 


Feld⸗Ziegel-Oefen, Anlegung, 508. 509. — 
Fenſter, ſ. Licht und Ausſicht, servitus. 
1 Fenſterrecht, 618. — 
U Feſtungen, f. Rayon-Geſetzgebung. 
I Feuer⸗-Bau-Polizei, 468. ff. — vom Auseinanderbau und der Entfernung der 
Gebäude auf dem platten Lande, 468. — in der Kurmark, 469. — Anwendbarkeit 
dieſer Vorſchriften für andere Landestheile, 475. — in der Neumark, 477. — Pro- 
| vinz Preußen 477. — Pommern, 482. — Schleſten, 484. — Poſen, 485. — 
| Weſtphalen, 486. — feuerpolizeiliche Raubeihränfungen beim Neubau und bei 
| Reparaturen, insbe]. feuergefährlicher Gewerbs-Anlagen, 487. 489, ff. — Beſchrän⸗ 
d fung ber Höhe der Häufer, 487. — Wiederaufbau abgebrannter Scheunen in den 
Städten, 488. — Vorſchriften über Anlage und Gebrauch ber Dampfmafchinen, . 
| 490. ff. — Anlegung von Schmieden, 505. — von Zuckerſtedereien, 506. — von 
Kalk⸗, Ziegel⸗ und Gyps-Oefen, Dachſteinfabriken und Ziegelejen, 507. — von 
| Lohmühlen, 510. — von Porzellan- und Steingut-Defen, 511. — bon Gieße⸗ 
| reien und Maſchinenbau-Werkſtätten, 511. — von Gasbereitungs-Anſtalten, 512. 
— von Stärke-Fabriken, 512. — Einrichtung von Stampf- und Walzmühlen zur 
Pulverfabrikation, 513. — in Bezug auf Privat-Pulverfabriken, 513. — Anlage 
von Zündholz-Trockenöſen, 516. — von Anſtalten zur Bereitung des Knall-Queck— 
ſilbers, 517. — Abſchaffung feuergefährlicher Bedachungen, 517., ſ. Bedachun— 
gen. — desgl. hölzerner Dachrinnen, 534. |. Dachrinne n. — Vorſchriften über 
den Bau der Schornfteine, 537. ſſ. ſ. Schornſteine. — Vorſchriften in Betreff 
CH So, 551., ſ. Oefen. — in Betreff der Blitzableiter, 554., |. Blitz- 
breiter. 
Fiskus, ſ. Entrepriſe-Verträge. 
Flecht-Oefen, Anlegung, 509. — 
Flick⸗Arbeiter, deren gewerbliche Befugniſſe, 423. 449. ff. — Beaufſichtigung durch 
die Meiſter, 451. — Mühlenflickarbeiter, 451. — Tüncher, 452. — 
Forſt-Bauten, fiskaliſche Holzlieferung dazu, 260. 263. — ſ. Domainen- und 
Forſt-Bauten. 
Forſt-Fiskus, ſ. Interimiſtikum. 
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Freihölzer, ſ. Bauholz. 
Fuhrkoſten, der Bau- und Wegebeamten, 128. — 
Fundamente, unter hölzerne Gebäude, 561. — 


G. 


Garntſon- und Feſtungs-Bauten, 22. 38. 89. — 

Garniſon-Bauweſen, Geſchäftsordnung dafür, 339. ff. — 

Basbereitumgd-Anftalten, Anlegung. 512. — 

Gebäude, öffentliche, Genehmigung zu Veränderungen, 418. — Wegſchaffung gefähr⸗ 
licher und baufälliger Gebäude 579. ff. — Kompetente Behörde für den Zuſchlag 
eines verfallnen oder verlaſſenen, 580. — Aufführung von Gebäuden an den 
ME 15 18 50 Sec) von Eiſenbahnen, 593. — von Waldungen, 

3. — von Bergbauten, 594. — Aufführung auf . inhü öri 
Glundgücken, 505. — ffuͤhrung auf den zur Gemeinhuͤtung gehörigen 

n und Wegebeamte, Feldmeſſer, Karten, Stadt-Bau— 

eamte. 

Gefangenen-Anſtalten, Baufonds, 338. — 

Generat-Chauſſeebau-Departement, 13. — 

General-⸗Chauſſeebau-Intendantur, 13. — 

Geometer, ſ. Feldmeſſer. 

Gerichts-Bauten, ſ. Juſtiz⸗Bauten. 

Geſimſe, Verbot hölzerner, 522. — | 

Geſtüt-Bauten, Reffortverhältniffe, 84. — Repiflon der Rechnungen, 84. — 

Gewerbe-Inſtitut, techniſches, 48. — 

Gewerbs-Anlagen, ſ. Feuer-Bau-Polizei, Unglücksfälle. 

Gewitterableiter, ſ. Blitzableiter. 

Gießereien, Anlegung, 511. — 

Gränzſcheidungen, 603. ff. — 

Grasnutzung, |. Gratifikationsfond. 

Gratifikations-Fond, deſſen Bildung aus den Revenuͤen der Grasnutzung und 
Weidenpflanzung in den Chauſſeegräben und auf den Chauſſee-Böſchungen, deögl. 
deſſen Verwendung, 207. — 

Grundarbeiten, Verhütung von Unglücksfällen dabei, 560. — 

Grund und Boden, deſſen Erhöhung oder Erniedrigung, 614. — 


Hafen-Bau-Inſpektor, 95. — 
Hausſchwamm, Verhütung und Vertilgung, 656. — 
Häuſer, einſtöckige, Zuläſſigkeit deren Baues, 573. — 
Hausſtätten, leere, Verpflichtung der Beſttzer zu deren Bebauung, 568. — 
Heirathskonſens, der Bau- und Wegebeamten, 160. — des Kondukteurs, 165. — 
der Feldmeſſer. 194. — 
Hecken, lebendige, 603. 608. 609. — 
Hofbauamt, 21. — 
Hofmarſchallamt, 22. — 
Holzlieferung, Seitens des Fiskus zu Bauten, 257. — | 
Hülfsarbeiter, Bewilligung folder für die Regierungs⸗Bauräthe und Diſtrikts-Bau⸗ 
beamten, 151. — deren Remuneration, 151. — 
J. | 
Immediat-Bauaufträge, Königliche, Reffortverhittniffe, 84. 85. — 
Immediat-Forſt- und Bau-Kommiſſionen, 14. — 
Ingenieur-Offiziere, Ausführung öffentlicher Bauten durch ſolche ohne Zuziehung 
von Bauhandwerkern, 446. — 
Interimiſtikum, Regulirung in Kirchen- und Schulbauſachen, 73. — in Fallen, wo 
die Leiſtungsverbindlichkeit des Domainen und Forſt⸗Fiskus in Frage kommt, 74. — 
Juſtifikation, der Koſten öffentlicher Bauten, 289. — insbeſondere bei Entreprife= 
Bauten, 293. — 
Juſtiz-Baugelder, Verwendung und Verrechnung, 336. ff. — N Wë 
Juſtiz-Bauten, Vorſchriften darüber, 328. ff. — Nichterforderniß miniſterieller 
Genehmigung bei geringfügigen Reparaturen. 328. — Verfahren bei Ausfuͤhrung 
von Gerichtöbauten, 328. — Konkurrenz der Regierungen, 328. 329. — Verpflich⸗ 
44* 
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tung der Baubeamten zur unentgeldlichen Beſorgung, 329. 334. — Aufnahme von 
Bau⸗Inventarien, 329. — Nicht⸗Konkurrenz der Regierungs-Baubeamten beiBauten 
unter 50 Thlr., 330. — Verfahren bei den für Königl. Rechnung auszuführenden 
Juſtiz-Bauten, 331. ff. — Koſten für Gefängniß⸗Utenſtlien und Reparaturen in 
Gefängniſſen und Gerichtslokalien, 334. ff. — Verwendung und Verrechnung der 
Juſtiz-Baugelder, 336. ff. — Fonds, 337. — Gebäude-Inventarien, 338. — 
Ausmittelung von Richtplätzen, 338. — Baufonds der Straf- und Gefangnen⸗ 
Anſtalten, 338. — unentgeldliche Beſorgung der nz durch die Baube⸗ 
amten, 155. — 
K. 


Kalkbrüche, Verhütung von Unglücksfällen, 558. — 

Kalk-Oefen, zu vorübergehenden Zwecken, 509. — 

Kanäle, Anlegung, 617. — 

Kanzeln, ſ. Kirchen, Vfarr- und Schul-Bauten. 

Karten, Gebühren der Feldmeſſer für deren Anfertigung, 191. 192, — 

Kataſter⸗ Gehülfen, Zulaſſung zum Feldmeſſer-Examen, 123. — 

Kiesgruben, Verhütung von Unglücksfällen, 558. 560. — 

Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schul-Bauten, landrechtliche Beſtimmungen, 338. — 
Grundſätze der Veranſchlagung, 389.392. — Einreichung der Bauanſchläge an die Ob. 
Baudeput., 389. — Unterftüßungen aus Staatsfonds, 389. — Reviſton der Orgel: 
Bauanſchläge, 409. — Ausführung nach dem Anſchlage, 409. — Errichtung der 
Altäre und Kanzeln, 409. — Stellung des Altars und der Kanzel, 409. — Nor⸗ 
malzeichnungen zu Kirchen- und Thurm⸗ Bauten, 409. — Bauentwürfe zu Kirchen, 
Piarr⸗ und Schulhäuſern, 410. — Nothwendigkeit der Ausführung durch Entre— 
preneurs, 411. — Recht auf übrig gebliebene Baumaterialien ꝛc. ꝛc., 411. — 
Anordnungen der Provinzial «Behörden, 411. ff. — Regulirung des Interimiſti⸗ 
kums, 73. — Reſſortverhältniſſe, 81. — amtliche EE der Königlichen 
Baubeamten bei Kirchen, Pfarr-, und Schul-Bauten, 154. 

Kloake, Anlegung, 615. — 

Knall-Queckſilber, Anſtalten zu deſſen Bereitung, 517 — 

Kommunal-Bauten, Veranſchlagung, 254. — unentgeibtiche Wirksamkeit der Staats- 
baubeamten, 156. — 

Kondukteur, Führung eines Amtsſtegels, 124. — Titel, 125. — f. Feld meſſer. 

Konduiten-Liſten, der Baubeamten, 61. 63. — 

Konſervator, der Kunſtdenkmäler, 48. — 

Kopialien, der Feldmeſſer in Auseinanderſetzungs-Sachen, 171. — 

Kreis-Baumeiſter, Reiſekoſten⸗ Zuſchüſſe, W 

Kreis⸗-Kommunal-Baubeamte, im Herzogthum Weſtphalen, 92. — 

Kreis-Landrath, als Kreis⸗, Bau- und Wege⸗Polizeibehörde, 91. — Reffortverhält- 
niß zu den Koͤnigl. Baubeamten, 93. — 

Kunſtdenkmäler, Konſervator, 48. — Inventariſation, 52. — 

Kunſtgegenſtände, Erhaltung alter, 418. — 

Kunſtſtraßen, ſ. Chauſſeen, Chauſſebauten. 


L. 

Land-Bauinſpektoren, Diäten, 130. 131. — Reiſekoſtenzuſchüſſe, 131. — ſ. Bau⸗ 

Inſpektor. 
Land-Baumeiſter, 14. — Amtsinſtruktionen, 198. — 
Landbau: ⸗Projekte, deren formelle Behandlung, 244. — 
Landrath, ſ. Kreis-Landrath. 
Lehmgruben, fe von Unglücksfällen, 558. 559. — 
Licht und Ausſicht, S 
Licht- und Ee, 618. — 
Lichtöffnungen, 618. — 
Lohgruben, Anlegung, 615. — 
2ohmühlen, Anlegung, 510. — 
Lokal⸗, Bau⸗ und Wege-Behörden, 92. ff. — 
Luftſteinbauten, ſ. Schornfteine. 


M. 


Maaß⸗ und Gel che wesen. 34.— 
Maſchinenbau-Anſtalten, Anlegung, 511. — 
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Mauern, Gebrauch gemeinſchaftlicher, 615. — Benutzung der nachbarlichen, 632. — 

te deren Aufführung von Lehm oder Spar-Kalk, 658. — ftädtifche, f. 
ädte. 

Mauerſteine, Form und Maaß bei offentlichen Bauten, 283. — 

Maurer-Flickarbeit. Qualifikation, 429. — Befugniß dazu, 450. — 

Maurergeſellen, ſ. Bauhandwerker. 

Meiſterbaue, deren Abnahme durch Königl. Baubeamte, 157. 

Meiſter-Prüfung, ſ. Bauhandwerker. 

Meiſterwittwen, der Bauhandwerker, Befugniß zur Fortſetzung des Gewerbebe— 
triebe8, 449. — 

Militair-Bauten, Reſſort, 38. 89. — 

Militair-Intendanturen, Wirkungskreis in Bauſachen, 89. — 

Militair- und Garniſon-Bauten, 339. ff. — 

Militair- und Miniſterial⸗-Bau⸗Kommiſſion, in Berlin, 93. — 

Miniſterial⸗Bau⸗Kommiſſion, in Berlin, 93. — 

Miſtgruben, f. Düngergruben. 

Mühlenbauer, ſ. Bauhandwerker. 

Mühlenbauten, baupolizeil. Vorſchriften, 562. — Einfaſſung der Mühlen-Laufers 
ſteine, 562. — der Oeffnung nach dem Kammrade zu, 563. — Einzäunung der 
Windmühlen, 563. — desgl. Bewährung der Treppen und Aufgange, 563. — Ans 


fertigung von Roſten bei Waſſermuͤhlen, 564. — desgl. von Schugenvorrichtuns 
gen, 564. — Anlegung von Zuſtreichern in Oelmuͤhlen, 565. — ſ. Wind⸗ 
mühlen. 


Mühlen: Flidarbeiter, 451. — 
Mühlenwerk-Verfertiger, |. Bauhandwerker, 


N. 


Nachbarn, Einſchränkungen der Baufreiheit zu deren Beſten, 597. ff. — geſetzliche 
i Einſchränkungen, 598. ff. — allgemeine, 598. — Begriff der wahren Gränzlinie, 
598. — ſ. Raum, Winkel, Scheideräume, Gränzſcheidungen. 
Nachweiſungen, Einſendung derjenigen der Bau-Kondukteure und Feldmeſſer, 59. 63. 

Nebenämter, der Baubeamten, 158. — 
Nebengeſchäfte, der Baubeamten, 158. — 
Neubauten, ſ. Bauten. 

O. 


Ober-Bau-Departement, 14. — 

Ober-Bau-Deputation, techniſche, 22. 33. 34. 38. 97. — 

Ober⸗Präſidenten, 52. — | 

Ober⸗Wegebau-Inſpektor, 93. — |. Wege⸗Bauinſpektor. 

Oefen, Anlegung von Backöfen, 551. — Stubenöfen, 553. — Porzellan: und Stein⸗ 
gutöfen, 511. 554. — Zündholztrodenöfen, 516. 554. — Belehrung über zweck⸗ 
mäßige Einrichtung der Oefen, 657. — ſ. Porzellan- und Steingut— 
Oefen, Ziegel-Oefen. 

Oeffentliche Plätze, ſ. Straßen. 

Ofenſetzer, ſ. Bauhandwerker. 

Oelmühlen, f. Muͤhlenbauten. 

Orgel-Bauanſchläge, 409. — 


P. 

Pfannen-Dächer, ſ. Bedachung. 

Pfarr-Bauten, ſ. Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten. 

Pflugrechte, 602. — 

Planken, 603. 607. 609. — 

Porzellan- und Steingut-Oefen, Anlegung, 511. 554. — 

Poſt⸗Bauten, 338. ff. — Reſſortverhältniſſe, 84. — Konkurrenz der Regierungen und 
Bauinſpektoren, 84. 339. — 

Privatbaumeiſter, 97. 98. 99. 102. — 

Pri vatgebäude, Ankauf zu öffentlichen Zwecken, 143. -- 

Pro vinzial⸗Steuer-Direktionen, 87. — 0 

Prüfung, wiſſenſchaftliche, der Baubeamten und Feldmeſſer, 96. — der Baufuhrer 
und Baumeiſter, 97. 102. — der Privatbaumeifter, 98. 102. — Entlaſſungs⸗ 
Zeugniſſe für Kandidaten des Baufachs, 100. — Stempelfreiheit der Schnlzeug⸗ 
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niſſe zu den Prüfungen, ſowie der Zeugniſſe über praktiſche Ausbildung und Thä⸗ 
tigkeit, 109. — Prüfung der Feldmeſſer, 111. 164. — 
Prüfungs-Inſtruktionen, der Bauhandwerker, 424. ff. 440. ff. — 
Pulverfabriken, Einrichtung, 513. — Vorſichtsmaßregeln in den Privat-Pulverfa⸗ 
brifen, 513. — |. Rahon⸗-Geſetzgebung. 


R. 


Raine, 602. — 

Rapporte, ſ. Bau-Rapporte. 

Rahon 5 Gel etzgebung, für die Umgebungen von Feſtungen und Pulvermagazinen, 
583. — 

Rechtsweg, in wiefern ſolcher in Baupolizei-Sachen zuläſſig oder ausgeſchloſſen, 643. 

Referendarien, ſ. Bau-Referendarien. 

Regierungen, Organiſation, 53. — Rechte und Pflichten, 59. — Reſſortverhältniſſe 
und Geſchäftögang, 73. — Bearbeitung der Bauſachen, 74. — 

Regierungs-Baumeiſter, ſ. Baumeiſter. 

Regierungs-Bau-Rath, ſ. Bau-Rath. 

Regierungs-Kondukteur, Titel, 125. — f. Feldmeſſer 

Reiſekoſten, der Bau- und Wegebeamten, 127. — der nicht fizirt angeſtellten, 131. 
— der Stellvertreter, 135. — 

Reviſions-Fonds, 658. 659. — * 

Reſtaurationsbauten, der Kunſtdenkmäler, 51. — 

Retabliſſements-Projekte, Aufnahme von Situationsplänen. 152. — 

Retabliſſements-Unterſtützungen, für Abgebrannte, 658. 659. — 

Reviſion, ſ. Bauten. 

Reviſions-Atteſte, deren Ertheilung durch die Reg.-Bau-Räthe, 255. — Einrichtung 
und Inhalt der Reviſtons-Abnahme-Atteſte. 290. — 

Richtplätze, Mitwirkung der Verwaltungs-Behörden bei deren Ermittelung, 338. — 

Rinnen, Anlegung, 617. — 

Rinnſteine, Ueberbrückung, 574. — 

Rohrdächer, ſ. Bedachungen. 

Röhrmeiſter, ſ. Bauhandwerker. 


S. 


Sandberge, Verhütung des Einſtürzens, 558. — 

Sandgruben, Berhütung des Einſtürzens, 558. 559. 560. — 

Schaufenſter, ſ. Straßen. 

Scheideräume, 602. ff. — 

Scheidewände, gemauerte, 608. — 

Scheidungen, 603. 607. ff. 609. — 

Scheunen, ſ. Bedachung. 

Schieferdecker, |. Bauhandwerker. 

Schindeldächer, ſ. Bedachung. 

Schlammfänge, deren Anlegung, 556. — 

Schloß-Bau-Kommiſſion, 22. 38. — 

Schmieden, Anlegung, 505. — Bedachung, 505. — Vorſchriſten für Schleſten, 506. — 

Schneiderſcher Flächen-Maßſtab, 658. — 

Schornſteine, Vorſchriften über deren Bau, 537. — Fortſchaffung der hölzernen und 
geklebten, 537. — Entfernung feuerfangender Gegenſtände von den Schornfteinen, 
537. Ausführung der ſogen. Lehmzopf und Schlacken-Eſſen, 542. — Verbot 
der Luftſteine bei Schornſteinbauten, 543. — Vorſchriften über Anlegung enger 
Schornſteinröhren, 544. — Reinigung der Letzteren, 547. — Bedingungen der 
Zuläſſigkeit von Auſſätzen auf Schornſteinröhren, 550. — 

Schornſteinroͤhren, ſ. Schornſteine. 

Schreibmaterialien, |. Bau- und Wegebeamte. 

Schul-Bauten, ſ. Kirchen-, Pfarr- und Schul-Bauten. 

Schwefel-Kammern, Anlegung und Konſtruktion, 510. — 

Schweineſtälle, Anlegung, 615. — 

Senkbrunnen, Anlegung, 555. — 

Servitus, luminum, 629. — prospectus, 629. 630. — ne luminibus officiatur, 630. 

— stillieidii, 631. — oneris ferendi, 632. — (eut immittendi, 632. — 

Speicher, Befriedigung zur Verhütung von Unglücksfällen, 554. 555. — 

Staatsbauten, ſ. Bauten, 
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Staatsrath, 21. 22. — 

Stackete, 603. 607. 609. — 

Städte, Vorſchriften über die Erhaltung der zum Verſchluſſe oder zur Vertheidigung 
derſelben dienenden Anlagen, 412. — Wahrnehmung des Steuerintereſſes bei 
neuen und veränderten Einrichtungen au den zum Verſchluß der Städte dienen— 
den Bauwerken, 415. — Koſten für Zeichnungen alter ſtädtiſcher Bauwerke Behufs 
deren Abtragung, 416. — Unterhaltungskoſten der Stadtmauern, Thore 2c., 416. 
417. — miniſterielle Genehmigung zum Umbau von Stadtmauern, 417. — 
Eigenthum an dem Erlös niedergeriſſener, 117. — 

Stadt-Baubeamte, Gebühren, 133. — 

Stadtmauern, ſ. Städte. 

Stadtthor-Leiſten, Abſchaffung, 556. — 

Stadtthor-Schwengel, Abſchaffung, 556. — 

Stärke-Fabriken, deren Anlegung, 512. — 

Steinbruͤche, Verhütung von Unglücksfällen, 558. — 

Steingut-Oefen, Anlegung, 511. 554. — 

Steinhauer (und Steinſetzer), Qualifikation, 423. — Prüfung, 424. 436. — 

Steinſetzer, ſ. Steinhauer. 

Stempel, zu Bau-Entrepriſe-Verträgen, 280. — Stempelfreiheit polizeilicher Verhand— 
lungen in Bauangelegenheiten und der Bau-Konſenſe, 467. — Stempeipflichtigfeit 
der Quittungen über Arbeitslöhne bei öffentlichen Bauten, 302. — 

Steuer-Bauſachen, 79. 80. — e 

Straf-Anſtalten, Baufonds, 338. — 

Straßen, und öffentliche Plätze, Verhütung der Verunſtaltung und Verengung der— 
ſelben. 568. — Verpflichtung zur Bebauung leerer Hausſtätten, 568. — Abtretung 
und Erwerb des Terrains und der Materialien zur baulichen Verbeſſerung und 
Vergrößerung von Städten, 569. — Nichtgeſtattung baulicher Anlagen, welche die 
Straßen und Bürgerſteige verengen, 572. — Nichtberechtigung der Polizeibehörden 
zur Unterſagung des Baues einſtöckiger Häuſer, 573. — Unzuläſſigkeit des Anbaues 
weit vorſpringender Waarenkaſten, Tiſche und Schaufenſter bei Häuſern an den 
Straßen, 573. — Abſchaffung von Winden und ähnlichen Vorrichtungen an den 
Häuſern nach der Straße hinaus, 573. — Nichtberechtigung der Haudbefiger, 
Veränderungen der Bürgerſteige bei Straßenumpflaſterungen zu widerſprechen, 
574. — Fortſchaffung von Bäumen auf Bürgerſteigen, 574. — Vorſchriften für 
Berlin, 574. — Ueberbruͤckung der Rinnſteine, 574. — 

Stroh dächer, ſ. Bedachungen. 

Strohdocken, ſ. Bedachungen. 

Strohpuppen, ſ. Bedachungen. 

Stuben-Oefen, ſ. Oefen. 


T. 


Tantieme, bei Zahlung von Baugeldern, 298 299. 300. ff. — 

Teiche, deren Einfaſſung, 555. — 

Thore, deren Erhaltung. 413. — 

Thürme, deren Erhaltung, 413. — 

Thurm⸗Bauten, Normalzeichnungen, 409. — 

Thurmglocken, Pflicht der Polizeibehörde zur Kontrollirung ihres Zuſtandes, 583. — 
Traufrecht, 631. — 

Tüncher, Befugniſſe, 444. 450. — 


U. 


Umfaſſungsgräben, der Städte, ſ. Städte. 

Umzugskoſten, ſ. Bau- und Wegebeamte. 

Unglücksfälle, baupolizeiliche Vorſchriften zu deren Verhütung, 554. ff. — insbeſ. 
Befriedigung der Bodenöffnungen, 554. — der Brunnen, Teiche und Waſſer⸗ 
behälter, 555. — Abſchaffung der an den Stadtthorflügeln befindlichen ſogenann— 
ten Schwengel oder Leiſten, 556. — Verhütung von Unglücksfällen durch Ein⸗ 
ſtürzen der Sandberge, Sand-, Thon-, Lehm- u. Kiesgruben, und der Kalk- und 
Steinbrüche, 558. — bei Ausführung von Grundarbeiten, 560. —- Verhütung von 
Unglücksfällen, welche durch fehlerhafte Bauausführung entſtehen, 560. — insbeſ. 
betr. die Anfertigung der Fundamente, 561. — Vorſchriften zur Verhütung von 
Unglücksfällen, welche durch Gewerbs-Anlagen entſtehen können, 487. ff, 562. ff. 
— f. Mühlenbauten. 
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Uniform, der Bau- und Wegebeamten, 197. — der Chauſſeebeamten, 205. — 
Unterſtözungsgelder, für bei Staatsbauten erkrankte oder beſchädigte Perſonen, 
1 


35. 
Unterfu ch ungs verfahren, polizeiliches in Baufontraventiondfachen, 643. — 


V. 


| 

N 

` Veranſchlagung, bei Staatsbauten, 236. — 
Verdingung, öffentlicher Bauten und der Materialienlieferung dazu, 267. — Grund⸗ 

| ſätze über die Kontrakto⸗ ⸗Beſtimmungen, 272. ff. — Stempel, 280. — 

ji Verfahren, in Bauſachen, 643. — 

| Vermeſſungs-Reviſor, Qualifikation und Anſpruch des Feldmeſſers auf Beförderung 

dazu, 172. — Anſpruch auf fixirte Anſtellung, 174. — 


d Verträge, über ein verdungenes Werk, 637. — von verdungenen Banen insbeſ., 640. 
E 11 85 daraus bei entſtandenem Konkuiſe, 640. — |. Bauhandwerke, 
auherr. 


W. 
Waarenkaſten, ſ. Straßen. 
f Wand, Benutzung der nachbarlichen, 632. — 
Waſſerbau⸗ Direktor, 21. — 
Waſſer behälter, deren Einfaſſung, 555. — 
MWaffermühlen, ſ. Mühlenbauten. 
Waſſerräder, Anwendung horizontaler, 658. — 
Waſſer⸗ Röhrfahrten, gefrorene, Verfahren bei deren Aufthauung, 658. — 
Waſſerſtände, Beobachtung durch die Baubeamten und Sammlung von Notizen 
darüber, 144. — 
Waſſerſtands⸗Tabellen, Einſendung, 150.— 
We ee meiſter, 93. — Verhältniß zu den Kreislandräthen, 93. — Amtsinſtruktion, 


Wegebau-Sachen, Reſſort, 30. — 

Wege-⸗ Beamte, |. Bau- und Wege- Beamte. 

Mege-Diftriftö-Rommiffarien, 92.— 

Wege- oder Ober-Wege— Bauinfpettor, Amtsinſtruktion, 220. — 

teg, Polizei, ſ. Bau- und Wege-Polizei. 

Wegewärter, ſ. Chauſſee⸗Aufſeher, Chauffeemärter. 

Wegewärter-Geräthſchaften, Anſchaffung und Unterhaltung, 213. — 

Weidenpflanzung, f. Gratifikationsfond. 

Wernigerode (Grafſchaft), Qualifikation der Bauhandwerker, 441. — 

Weſtphalen (Herzogthum), Kreis-Kommunal-Baubeamte, 92. — 

Windbretter, ſ. Bedachungen. 

Windeldecke, geſtreckte, deren "Anwendung, 658. — 

Winden, |. Straßen. 

Windmühlen, Einzäunung, 563. — Bewährung der Treppen und Aufgänge, 563. — 
Entfernung von Wegen, 565. — von anderen Grundſtücken, 566. — 

Winkel, 602, 603. — 


Zaun, Unterhaltungspflicht, 611. 612. ff. — 

Zeichnen materialien, ſ. Bau- und Wegebeamte. 
Zeichnungen, Nichteinreichung an die Ober-Rechnungdͤkammer, 86. — 
Ziegeldeckerei, Qualifikation dazu, 427. — 

Ziegeleien, deren Anlage, 507. ff. — 510. — 

Ziegel-Oefen, Anlegung, 508. — 

Zimmergeſellen, ſ. Bauhandwerker. 

Zuckerraffinerien, deren Anlage, 507. — 

Zuckerſiedereien, Anlegung innerhalb der Städte, 506. — 
Zündholz-Trackenöfen, Anlegung, 516. — 
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